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P.  K.  k.  priv.  Oesterreichische  Nordwestbahn. 

1.  Gesetz  vom  1.  Juni  1868,  R.  G  Bl.  Nr.  56,  in  Betreff  der  Bedingungen 
~ünd    Zugeständnisse   für    die    Unternehmung   des   unter   dem  NamerT 

„  Oesterreichische  Nordwestbahn"  zu  erbauenden  Locomotiveiaenbahn^ 
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brod, Czaslau  und  Kollin  nach  Jungbunzlau,  mit  Zweigbahnen  von 
Znaim  an  die  Franz-Joseph-Bahn,  von  Deuts-  hbrod  nach  Pardubitz  und 


von  einem  geeigneten  Punkte    der  Kollin-Jungbunzlauer  Strecke  nach 

Trautenau.  (Garantirtes  Netz)   ...  .  .  .  .  .  .  .  .  .   .  ♦  806 
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oessiuniruug  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn    .  818 
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eigneten Pnnkt  der  Pardubitz- Deut sohbroder  Linie  der  0 österreichischen 
Nordwestbahn.  (Ergänzungsnetz)  821 

6.  Kundmachung  des  Handelbministeriums  vom  27.  September  1877, 
R.  O.  Bl.  Nr.  91,  betreffend  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen 
der  Concessionsurkunden  vom  8.  September  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  143, 
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das  Ergänzungsnetz  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Nordwestbahn  .  .  833 

7.  Protokoll  vom  4.  Februar  1878,  betreffend  die  Durchführung  der  auf 
die  k.  k.  priv.  Oesterreichische  Nordwestbahn  bezüglichen  Garantie- 
bestimmungen, die  Ordnung  der  Vtrkehrsrelationen,  der  gemeinsamen 
Auflagen  und  der  Abrechnung  über  gegenseitige  Benützung  des  Fahr- 
parkes zwischen  der  Oesterreiohischen  Nordwestbahn  und  der  Süd- 
Norddeutschen  Verbindungsbahn  834 

8.  Gesetz  vom  19.  November  1885,  R.  G.  BL  Nr.  164,  betreffend  die  In- 
vestitionen für  das  garantirte  Netz  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn  .  841 

9.  Protokollarübereinkommen  vom  7.  Mai  1885,  abgeschlossen  zwischen 
den  k.  k.  Ministerien  des  Handels  und  der  Finanzen  im  Namen  der 
Staatsverwaltung  einerseits  und  dem  Verwaltungsrathe  der  k.  k.  priv. 
Oesterreichisohen  Nordwestbahn  andererseits  843 

10.  Statuten  der  k.  k.  priv.  Oesterreiohischen  Nordwestbahn   846 

Anhang:  Im  Betriebe  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Nordwestbahn  stehende 
fremde  Bahnen  861 

G.  K.  k.  priv.  Dux-Bodenb acher  Eisenbahn. 

1  Gesetz  vom  11.  April  1886,  R.  G.  BL  Nr.  66,  betreffend  die  Betriebs- 
übernahme und  eventuelle  Einlösung  der  Prag-Duxer  und  der  Dux- 
Bodenbacher  Eisenbahn  durch  den  Staat  863 

2.  Protokollarübereinkommen  vom  26.  April  1884,  abgeschlossen  zwisohen 
den  k.  k.  Ministerien  des  Handels  und  der  Finanzen  im  Namen  der 
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J.  Oesterreichische  Local-Eisenbahngesellschaft. 

Bemerkung  919 


K.  K.  k.  priv.  Böhmische  Commercialbahnen. 


1. 

Concessionsurkunde  vom  9.  Mai  1881,  E.  G.  Bl.  Nr.  48,  für  die  Local- 

bahnen:   von  Königgrätz   nach  Wostromef  mit  einer  Abzweigung  von 

Sadowa  nach  Smific;   von  Nimburg  nach  Jicin.  mit  Abzweigungen  von 

Kfineo  nach  Königrstadtl  und  von  Kopidlno  nach  Liban:  von  NezvSstie 

5:                                     1                              Wim,      wii           ' uo  ^ 

9?t 

2. 

Concessionsbedingnisse   vom  27.  Mai   1881,   C.  Bl.  Nr.   67,   für  die 

Localbahnen :  a)  von  Königgrätz  nach  Wostromtf  mit  einer  Abzweigui  g 

von  Sadowa  nach  Smirio;   h)  von  Nimburg   nach  Jicin  mit  Zweiglinien 

von  Kfinec  nach  Königstadtl,   sowie  von  Kopidlno  nach  Liban;   r)  von 

Nezvöstic    nach   MirÖschau    mit   Einbeziehung   der   Industriebahn  von 

Rokyzan  nach  Miröschau  und  d)  von  Nusle  nach  Modran  

927 

3. 

Concessionsurkunde  vom   17.  Mai  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  für  die 

Locomotiveisenbahnen:  a)  von  Liban  naoh  Bakow  mit  einer  Abzweigung 

von  Detenitz  nach  Dobrowitz  und  h)  von  Krupa  nach  Kolleschowitz  . 

934 

4. 

Concessionsbedingnisse  für  die  Looalbahnen :  a)  von  Libaii  nach  Bakow 

mit  einer  Abzweigung  von  Detenitz  nach  Dobrowitz  und  b)  von  Krnpa 

nach  Kolleschowitz  (C.  Bl.  Nr.  78  ex  1 882)   

5. 

Concessionsurkunde  vom  28.  August  1880,  K.  G.  Bl.  Nr.  128,  für  die 

940 

6. 

Technische  Bedmgnisse  für  die  Ausführung  der   normalspurigen  Local- 

bahn  von  Smidar  nach  Hoehwessely  (C.  Bl.  Nr.  135  ex  I880j  .... 
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R.  G.  Bl.  Nr.  177,  betreffend  die  Uebertragung  der  Allerhöchsten  Con- 

cession  vom  28.  August  1880,  K.  G.  Bl.  Nr.  128,  für  die  Localbahn 

Smidar-Hochwessely   auf  die    Actiengesellschaft  der   priv.  Böhmischen 

8. 

Statuten  der  k.  k.  priv.  Böhmischen  Commercialbahnen  

9ö2 

1. 

L.  Localbahngesellschaft  Fotscherad-Wurzmes. 

Concessionsurkunde  vom  2.  November  1881,  R.  (i.  Bl.  Nr   133,  für  die 

Loeomotiveisenbabn  von  Potscherad  nach  Wurzmes  

9G7 
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1027 
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A.  K.  k.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn. 


1.  Gesetz  vom  6.  September  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  122, 

betreffend   die  Bedingungen  för  die  zuni  Betriebe  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  zn  ertheilende  neue  Co n cessio n  und  die  Ausübung  der  blernach 
dem  Staate  vorzubehaltenden  Einlösungsrechte. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reicherathes  finde  leb  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  der  ActiengeBellschaft  der  aus- 
schliesslich priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn,  welche  künftig  die  Firma: 
„K.  k.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn"  zu  führen  hat,  unter  den 
in  dem  nachfolgenden,  von  den  Ministern  der  Finanzen  und  des  Handels 
mit  der  Direction  der  genannten  Gesellschaft  zu  Wien  am  10.  Jänner 
1885  vereinbarten  Uebereinkommen  festgestellten  Bedingungen  und 
Modalitäten  eine  Ooncession  zum  Betriebe  der  im  §  1  des  Ueberein- 
kommen s  angeführten  Eisenbahnen  insbesondere  gegen  dem  zu  ertheilen, 
(lasa  mit  dem  Zeitpunkte  der  Ertheilung  dieser  Concession  das  Privile- 
gium vom  4.  März  1836  (P.  G.  S  Nr.  50)  sammt  Nachträgen  ausser 
Kraft  zu  treten  hat. 

Artikel  II. 

Die  vorstehende  Ermächtigung  wird  ferner  an  die  Bedingung 
geknüpft,  dass  die  §§  7  und  23  des  Uebereinkommena  in  folgender 
Weise  zu  lauten  haben:*) 

§  7- 

„Das  Tarifbestimmungsrecht,  wie  auch  die  Betheiligung  an  dem 
Reingewinne  wird  für  das  ganze  öffentliche  Eisenbahnnetz  der  Gesell- 


*)  Die  hier  angeordneten  Abänderungen  der  §§  7  und  23  des  Ueberein- 
kommena vom  10.  Jänner  1885  wurden  bereits  vor  der  Sanctionirung  dieses  Ge- 
setzes von  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  unter  dem  17.  Juli  1885  angenommen 
(siebe  Doc.  2). 
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schaft  (§§  1,  9,  10  und  15),  mit  alleinigem  Ausschluss  der  Localbahnen 
(§§  16  und  19),  dem  Staate  nach  Massgabe  der  nachfolgenden  Be- 
stimmungen vorbehalten: 

1.  Die  Normaltarife  (inclusive  Specialtarife),  Ausnahmetarife  und 
Nebengebühren  im  Personen-  und  Güterverkehr  (Eilgüter,  Frachtgüter, 
lebende  Thiere,  Fahrzeuge  und  Leichen),  sowie  die  Waarenclassification 
und  die  allgemeinen  Tarifbestimmungen  (Tbeil  1)  für  den  Trausport 
von  Eil-  und  Frachtgütern,  dann  lebenden  Thieren,  Fahrzeugen  und 
Leichen  werden  nach  Anhörung  der  Gesellschaft  jeweilig  vom  k.  k. 
Handelsministerium  festgesetzt. 

2.  Die  Gesellschaft  unterwirft  sich  der  durch  das  Handelsministerium 
vorzunebmenden  Tariffestsetzung  vorbehaltlos  und  ohne  Rücksiebt  auf 
die  Höhe  ihres  Reingewinnes,  sofern  das  Handelsministerium  hiebet: 

a)  die  von  der  Gesellschaft  bereits  heute  niedriger  als  auf  den 
westlichen  Staatsbabnen  bemessenen  Tarife  niebt  unter  dieses 
Ausmass  herabsetzt; 

b)  im  Uebrigen  für  das  Nordbabnnetz  nicht  niedrigere  Tarife  fest- 
setzt, als  die  am  10.  Jänner  1885  in  Geltung  befindlichen  Normal- 
tarife (inclusive  Specialtarife)  und  Ausnahmetarife  der  westlich  von 
Wien  gelegenen  Hauptlinien  des  österreichischen  Staatsbahnnetzes. 
Hiebei  sind  die  Tarife  für  mineralische  Kohle  aus  dem  Ostrau- 

Karwiner  Reviere  jederzeit  ab  Grube,  beziehungsweise  ab  Montanbahn- 
hof Dombrau  unter  Einrechnung  einer  höchstens  mit  20  kr.  österr.  Währ, 
per  Tonne  zu  bemessenden  Manipulationsgebuhr,  und  zwar  derart  fest- 
zustellen, dass  für  die  Montanbahn  unter  Annahme  einer  einheitlichen 
Durchschnittsdistanz  keine  höheren  Einheitssätze  als  auf  den  den  Gegenstand 
der  neuen  Concession  bildenden  öffentlichen  Eisenbahnlinien  berechnet, 
und  dass  somit  die  Gesammtsätze  von  den  einzelnen  Gruben  und  vom 
Montanbahnhof  Dombrau  vollkommen  gleichgehalten  werden. 

3.  Ergibt  sich  aus  der  abgeschlossenen  Betriebsrechnung  eines 
Jahres,  dass  der  Reingewinn  der  Gesellschaft  (Zahl  6)  jenen  Betrag 
übersteigt,  welcher  der  Ziffer  einer  Jahresdividende  von  100  fl.  öäterr. 
Währ,  in  Noten  für  jede  der  mit  74  51  ll/4  Stück  ä  1000  fl.  Con- 
ventionsmünze =  1050  fl.  österr.  Wäbr.  angenommenen  Actien  der 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  gleichkommt,  so  ist  das  Handelsministerium 
berechtigt,  weitere  Tarifreductionen  unter  das  in  Zahl  2,  lit.  a  und  6, 
bezeichnete  Ausmass  vorzunehmen.  In  diesem  Falle  sind  im  Sinne  der 
in  Zahl  2  letztem  Absätze  enthaltenen  Bestimmungen  auch  die  Montan- 
bahngebühren im  gleichen  Verhältnisse  herabzusetzen. 

Stellt  sich  infolge  derartiger  weiterer  Tarifreductionen  heraus,  dass 
der  Reingewinn  der  Gesellschaft  (Zahl  6)  die  bezeichnete  Höhe  nicht 
erreicht,  so  erwächst  der  Gesellschaft  hieraus  lediglich  der  Anspruch 
auf  eine  zur  Vermeidung  des  Auefalles  voraussichtlich  geeignete  Ab- 
änderung der  festgesetzten  Tarife. 

4.  Stellt  sich  nach  Massgabe  der  ordnungsmässig  abgeschlossenen 
Betriebsrechnung  eines  Jahres  heraus,  dass  der  in  demselben  erzielte 
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Reingewinn  der  Gesellschaft  den  Betrag  von  100  fl.  österr.  Währ,  per 
Actie  überstiegen  hat,  so  ist  dieser  Ueberschuss  —  unbeschadet  des 
dem  Handelsministerium  zustehenden  Rechtes  zur  Vornahme  weiterer 
Tarifreductionen  —  zwischen  dem  Staate  und  der  Gesellschaft  hälftig 
zu  theilen  und  hat  die  Gesellschaft  den  dem  Staate  zur  freien  Ver- 
fügung zufallenden  Antheil  binnen  vier  Wochen  nach  erfolgtem  Ab- 
schlüsse der  Betriebsrechnung  an  die  Staatsverwaltung  abzuführen. 

5.  Die  in  Gemässheit  der  vorausgehenden  Bestimmungen  (Zahl  4) 
auf  den  Staat  entfallenden  Ueberscbussantheile  werden  bei  der  Bestim- 
mung des  Einlösungspreises  (§  5,  lit.  a)  aus  den  Reinerträgnissen  des 
Bahnbetriebes  ausgeschieden  werden* 

6.  Der  in  Zahl  2  bis  4  genannte  Beingewinn  der  Gesellschaft 
wird  unter  Aufsicht  des  Handelsministeriums,  welchem  die  Prüfung  der 
einschlägigen  Rechnungen  vorbehalten  bleibt,  Jahr  für  Jahr  in  folgender 
Weise  ermittelt: 

a)  Für  die  Montananlagen  (gesellschaftliche  Kohlenwerke,  Ostrauer 
Montanbahn,  Briquettesfabrik  Ostrau)  einerseits,  und  für  das  die 
sonstigen  Unternehmungen  der  Gesellschaft  mit  Ausschluss  der 
Local bahnen  (§§  16  und  19)  umfassende,  seinerzeit  dem  Staate 
heimfallende,  beziehungsweise  dem  Einlösungsrechte  unterliegende 
öffentliche  Eisenbahnunternehmen  (§§  4  und  5) ;  andererseits  werden 
getrennte  Betriebsrechnungen  aufgestellt,  in  welche  die  Betriebs- 
einnahmen und  Betriebsausgaben  der  betreffenden  Unternehmungen 
einzustellen  sind.  Zinseneinnahmen  der  Gesellschaft,  sowie  die 
Verzinsung  ihrer  schwebenden  und  der  an  ihre  Stelle  tretenden 
fnndirten  Schulden,  dann  die  nach  Abzug  der  bezüglichen  Lasten 
erübrigenden  Erträgnisse  der  gesellschaftlichen  Fonde  bilden 
keinen  Gegenstand  der  Betriebsrecbnung.  Dagegen  sind  in  die- 
selbe als  Einnahme  des  öffentlichen  Eisenbahnunternehmens  ein- 
zustellen die  im  Falle  der  Einlösung  des  gesellschaftlichen  Antheiles 
an  der  Wiener  Verbindungsbahn  durch  den  Staat  (§  14)  der 
Gesellschaft  zufliessenden  Zinsen  des  Pausen aleinlösungspreises  per 
600.000  fl.  österr.  Währ,  in  Noten. 

b)  Die  Kosten  der  allgemeinen  Verwaltung,  sowie  alle  anderen  Aus- 
lagen, welche  die  Gesammtheit  der  gesellschaftlichen  Unter- 
nehmungen oder  die  Gesellschaft  als  solche  treffen,  jedoch  mit 
Ausschluss  der  Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlagecapitales, 
werden  auf  die  Betriebsrechnungen  nach  einem  vom  Handels- 
ministerium festzusetzenden  Schlüssel  vertheilt. 

c)  Von  dem  hiernach  für  das  öffentliche  Eisenbahnunternehmen  sich 
ergebenden  Betriebstiberschusse  werden  folgende  Posten  in  Abzug 
gebracht: 

aa)  die  jeweilig  für  die  Verzinsung  und  Amortisation  der  gesell- 
schaftlichen Prioritätsanlehen,  insoweit  dieselben  nicht  die 
Localbahnen  (§§  16  und  19)  betreffen,  erforderlichen  Beträge 
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zuzüglich  der  nach  §  4  zu  leistenden  Tilgungsfonds  - 
annuitäten; 

66)  die  infolge  successiver  Verlosung  der  in  Zahl  3  genannten 
Actien  zur  Rückzahlung  derselben  mit  ihrem  Nennwerte e 
planmässig  zu  verwendenden  Beträge,  abzüglich  der  auf  die 
schon  verlosten  Actien  entfallenden,  der  Tilgungsquote  zu- 
wachsenden ftinfpercentigen  Zinsen. 

d)  Der  nach  Abzug  der  in  lit.  aa)  und  bb)  angeführten  Posten  ver- 
bleibende Rest  des  Betriebstiberschusses  des  öffentlichen  Eisen- 
bahnunternehmens bildet  den  Reingewinn  der  Gesellschaft  im 
Sinne  der  Zahl  2  bis  4. 

7.  Alle  Streitigkeiten  über  die  unter  Z.  3  des  §  7  vorgesehenen  Tarif- 
reduetionen,  sowie  über  den  nach  Z.  6  dieses  Paragraphen  zu  ermitteln- 
den Reingewinn  gehören  mit  Ausschluss  jedes  weiteren  Rechtszuges  vor 
dem  ordentlichen  Richter,  vor  ein  aus  sieben  Mitgliedern  bestehendes 
Schiedsgericht,  in  welches  je  zwei  Mitglieder  von  jedem  der  beiden 
Streittheile  ernannt,  die  übrigen  drei  Mitglieder  von  der  vollen  Raths- 
versammlung des  Obersten  Gerichtshofes  aus  seiner  Mitte  gewählt 
werden,  und  welches  diese  Streitigkeiten,  zugleich  aber  auch  alle 
etwaigen  Streitigkeiten  über  seine  eigene  Competenz  in  erster  und 
letzter  Instanz  zu  entscheiden  hat." 

§  23. 

„Etwaige  aus  diesem  Uebereinkommen  entstehende  privatrecht- 
liche Streitigkeiten,  deren  Austragung  nicht  dem  Schiedsgerichte  (§  7) 
vorbehalten  ist,  sollen  durch  das  k.  k.  Landesgericht  in  Wien  ent- 
schieden werden." 

Artikel  III. 

Die  im  Artikel  II,  §  7,  Z.  2,  lit.  a  und  6,  genannten  Tarife,  welchen 
die  Gesellschaft  sich  nach  dem  citirten  Absätze  zu  unterwerfen  ver- 
pflichtet ist,  sind  nach  Ertheilung  der  neuen  Concession  sofort  einzu- 
führen und  haben  als  Maximaltarife  zu  gelten. 

Artikel  IV. 

Bei  der  Regelung  der  Tarife  des  Nordbahnnetzes  (§§  7  und  8 
des  üebereinkommens)  ist  unter  gleichen  Verhältnissen  die  inländische 
Production  nicht  ungünstiger  zu  behandeln,  als  jene  des  Auslandes. 

Artikel  V. 

Bei  der  Ausübung  des  dem  Handelsministerium  nach  Artikel  II; 
§  7,  Z.  3,  zustehenden  Rechtes  zur  Vornahme  von  Tarifred uetionen  hat 
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im  Allgemeinen  als  Grundsatz  zn  gelten,  dass  die  Normaltarife  (inclu- 
sive Specialtarife),  Ausnahmetarife  und  Nebengebtihren  des  Nordbahn- 
netzes nicht  höher  bemessen  werden  sollen,  als  die  jeweiligen  Tarife 
der  westlichen  Staatshahnen,  und  ist  hiebei  in  folgender  Weise 
vorzugehen: 

a)  Sollten  im  Zeitpunkte  der  vorzunehmenden  Tarifred uction  die 
angeführten  Tarife  der  westlichen  Staatsbahnen  niedriger  bemessen 
sein  als  jene  des  Nordbahnnetzes,  so  sind  letztere  auf  das  Aus- 
mass  der  ersteren  herabzusetzen; 

6)  tritt  die  in  lit.  a  bezeichnete  Voraussetzung  nicht  ein  oder  hat 
die  daselbst  vorgesehene  Tarifherabsetzung  bereits  stattgefunden, 
eo  sind  anderweitige  Tarifreductionen  insofern e  vorzunehmen,  als 
dies  unter  Berücksichtigung  der  concurrirenden  Interessen  und 
nach  Massgabe  der  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Bedürfnisse 
geboten  erscheint; 

c)  diese  Tarifreductionen  (lit.  a  und  2>)  sind  ohne  Rücksiebt  darauf 
vorzunehmen,  ob  hiedurch  für  die  Zukunft  eine  Herabminderung 
des  dem  Staate  nach  Artikel  II,  §  7,  Z.  4,  vorbehaltenen  Gewinn- 
anteiles voraussichtlich  herbeigeführt  wird. 

Artikel  VI. 

Die  Regierung  hat  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  in  die 
Betriebsrecbnung  (Artikel  II,  §  7,  Z.  6)  einzustellenden  Reservefonds- 
beiträge aller  Art  strengstens  auf  das  Mass  des  thatsächlicben  Bedürf- 
nisses beschränkt  werden. 

Artikel  VII. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  in  dem  von  ihr  zu  bestimmenden 
Zeitpunkte  das  dem  Staate  im  §  14  des  obigen  Uebereinkommens  ein- 
geräumte Recht,  den  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  gehörigen  Ein 
Sechstelaotheil  der  Wiener  Verbindungsbahn  einzulösen,  unter  den 
vereinbarten  Modalitäten  auszuüben. 

Artikel  VIII. 

Für  den  Fall  der  Ausübung  des  dem  Staate  im  §  5  des  Ueber- 
einkommens vorbehaltenen  Einlösungsrechtes  an  dem  gesammten  den 
Gegenstand  der  neuen  Concession  bildenden  Unternehmen  wird  schon 
jetzt  angeordnet,  dass  bei  der  nach  §  5,  lit.  a  des  Uebereinkommens 
zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  vorzunehmenden  Ermittlung  der 
Reinerträgnisse  des  Bahnbetriebes  jene  Steuern,  wie  die  Erwerb-  und 
Einkommensteuer  etc.,  deren  Entrichtung  aus  dem  Einlösungspreise  der 
Gesellschaft  auch  nach  erfolgter  Einlösung  zufolge  der  im  Zeitpunkte 
derselben  geltenden  Gesetze  obliegen  würde,  aus  den  in  die  Betriebs- 
rechnung einzustellenden  Betriebsauslagen  auszuscheiden  sein  werden. 
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Artikel  IX. 

Mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  welches  mit  dem 
Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  Mein  Finanz- 
minister und  Mein  Handelsminister  beauftragt. 

Wien,  am  6.  September  1885. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taafl'e  m.  p.  Dunajewskl  m.  p.  Plno  m.  p. 

2.  Uebereinkommen 

abgeschlossen  zu  Wien  am  10.  Jänner  und  17.  Juli  1885  zwischen  dem  k.  k. 

11  nanzminister  und  dem  k.  k.  Handelsminister  im  Namen  der  StaatsTer- 
waltung  einerseits  und  den  bevollmäclititrten  Vertretern  der  Direction  der 

a.  prir.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  andererseits. 

§  i. 

Der  unter  der  Firma  „  Ausschliesslich  privilegirte  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn"  handelsgerichtlich  protokollirten  Actiengesellscbaft,  deren 
Firma  fortan  „K.  k.  privilegirte  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn"  zu  lauten 
hat,  wird  zum  Betriebe  aller  jener  von  dieser  Gesellschaft  bisher  erbauten 
oder  erworbenen  Eisenbahnen,  welche  dem  öffentlichen  Verkehre  zn 
dienen  haben,  eine  neue  Concession  ertheilt. 

Diese  Eisenbahnen  sind  insbesondere: 

1.  Die  Hauptbahn  von  Wien  his  Krakau  mit  den  Flügelbahnen 
nach  Brünn,  Olmtitz,  Troppau,  Bielitz,  Granica  und  Myslowitz; 

2.  die  Flügelbahnen  von  Floridsdorf  nach  Jedlesee,  von  Gänsern- 
dorf  nach  Marchegg  und  von  Oderberg  zur  preussischen  Grenze; 

3.  die  mährisch-schlesische  Nordbahn  von  Brünn  über  Olmütz 
nach  Sternberg  mit  der  Zweigbahn  von  Nezamislitz  nach  Prerau; 

4.  die  Abzweigung  vom  Wiener  Nordbahnhofe  zum  DoDau-Quai 
und  zur  Donau  Uferbahn ; 

5.  die  Eisenbahn  von  Bielitz  nach  Saybusch; 

6.  die  Eisenbahn  von  Lundenburg  nach  Grussbach  und 
Zellerndorf. 

Die  Ertheilung  der  neuen  Concession  erfolgt  auf  Grund  der 
bestehenden  Gesetze  und  im  Siune  der  Verordnung  des  Ministeriums 
für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  vom  14.  September  1854 
(R.  G.  Bl.  Nr.  238),  betreffend  die  Ertheilung  von  Concessionen  für 
Privateisenbahnbauten  (Eisenbahnconcessionsgesetz). 

Mit  dem  Zeitpunkte  der  Ertheilung  der  neuen  Concession  tritt 
da9  Allerhöchste  Privilegium  vom  4.  März  1836  (Politische  Gesetz- 
sammlung, 64.  Band,  Z.  50,  S.  436)  ausser  Kraft. 
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Zugleich  treten  ausser  Kraft  die  späteren,  der  Actiengesellschaft 
der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  ertheilten  Concessionen  vom  12.  April 
1840,  7.  Juni  1845,  18.  März  1847,  26.  Juni  1858  (Verordnungsblatt 
des  Handelsministeriums  Nr.  38),  6.  Mai  1867  (R.  G.  Bl.  Nr.  82), 
22.  Juni  1875,  30.  Mai  1876  (R.  G.  BL  Nr.  88)  und  23.  August  1876 
(R.  G.  Bl.  Nr.  112). 

Es  bleibt  jedoch  mit  den  im  gegenwärtigen  Uebereinkommen 
vereinbarten  Modificationen  in  Kraft  die  in  Gemässheit  der  Bestimmungen 
in  den  §§  17  bis  20  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  6.  Mai 
1867,  K.  G.  Bl.  Nr.  82,  für  die  mährisch-schlesische  Nordbahn  gewährte 
Staatsgarantie  jenes  Jahresbetrages,  welcher  zur  Verzinsung  und 
Amortisirung  der  zur  Aufbringung  des  Babnanlagecapitales  emittirten 
Effecten  noth wendig  ist. 

Siebe    die    Anmerkung    zum   Eingange   der    Concessionsurkunde  vom 
1.  Jänner  1886  (Doc.  3). 

§  2. 

Die  Bestimmungen  der  neuen  Concession  finden  vom  Zeitpunkte 
der  Concession serth eilung  angefangen  auf  sämmtliche  im  §  1  angeführte 
Eisenbahnen,  welche  fortan  ein  einheitliches  Netz  zu  bilden  haben, 
Anwendung. 

Mit  diesem  Zeitpunkte  erlöschen  alle  wie  immer  gearteten,  der 
Gesellschaft  bisher  als  solcher  oder  bezüglich  einzelner  Bestandtheile 
ihres  Bahnnetzes  zugestandenen  Exemptionen,  Sonderrechte  und  Be- 
freiungen einschliesslich  der  für  die  im  §  1,  Z.  5  und  6,  angeführten 
Bahnen  gewährten  zeitlichen  Steuer-  und  Gebührenbefreiungen. 

Demgemäss  wird  namentlich  Folgendes  einverständlich  festgesetzt: 

a )  Bei  Ertheilung  der  neuen  Concession  wird  dem  Staate  in  An- 
sehung des  gesammten  Bahnnetzes  der  Gesellschaft  mit  Einschluss 
der  auf  Grund  des  Allerhöchsten  Privilegiums  vom  4.  März  1836 
zur  Ausführung  gelangten  oder  in  dasselbe  nachträglich  einbezogenen 
Eisenbahnen  das  Heimfallsrecht,  wie  auch  das  Einlösungsrecht 
nach  Massgabe  der  weiter  unten  folgenden  Bestimmungen  vor- 
behalten. 

b)  Ein  Schutz  gegen  die  Errichtung  neuer  Bahnen  wird  während 
der  Dauer  der  neuen  Concession  nur  in  dem  durch  §  9,  lit.  b  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl. 
Nr.  238,  festgesetzten  Umfange  gewährt. 

c)  In  der  neuen  Concession  werden  die  Leistungen  für  militärische 
Zwecke,  für  die  k.  k.  Telegraphen  anstatt  und  für  andere  Zweige 
des  öffentlichen  Dienstes  nach  Massgabe  der  für  den  Staat 
günstigsten  Concessionsbestiromungen  anderer  österreichischer  Privat- 
bahnen geregelt. 
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Rücksichtlich  der  Leistungen  für  die  k.  k.  Postanstalt 
kommen  die  im  nachfolgenden  §  3  enthaltenen  Bestimmungen 
zur  Anwendung. 

d)  Innerhalb  der  Dauer  der  neuen  Concession  ist  die  Tilgung  des 
Actiencapitales  der  Gesellschaft  nach  einem  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung zu  genehmigenden  Tilgungsplane  durchzuführen. 

Jede  Aufnahme  von  Prioritätsanlehen,  sowie  jede  Vermehrung 
des  Actiencapitales  bedarf  der  vorgäugigen  Genehmigung  der 
k.  k.  Staatsverwaltung,  welcher  auch  die  Genehmigung  der 
zur  Anwendung  zu  bringenden  Formulare  vorbehalten  bleibt. 

e)  Der  k.  k.  Regierung  wird  die  Ausübung  des  staatlichen  Aufsichts- 
rechtes durch  die  hiezu  berufenen  Behörden  und  Organe,  ins- 
besondere durch  den  landesfürstlichen  Commissär,  welcher  auch 
berechtigt  ist,  allen  Sitzungen  des  Vorstandes  der  Gesellschaft 
beizuwohnen,  in  vollem  Umfange,  wie  bei  irgend  einer  anderen 
Privateiseubahngesellscbafr,  ausdrücklich  gewahrt. 

§  3. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  k.  k.  Postanstalt  wird  sofort 
Folgendes  vereinbart: 

aj  Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  für  Postzwecke  benöthigten 
Localitäten  in  und  ausserhalb  von  Wien  im  Ausmasse  des 
jeweiligen  Bedarfes  unentgeltlich  beizustellen. 

b)  Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Post,  die  dieselbe  begleiten- 
den Beamten  und  Diener,  sowie  die  Inspectioneorgane  mit  jedem 
fahrplanmässigen  Zuge  zu  befördern  und  die  hiezu  erforderlichen 
Wagen,  nach  den  Bedürfniesen  der  Postverwaltung  eingerichtet, 
darunter  auch  die  Postambulanzwagen,  unentgeltlich  beizustellen 
und  zu  erhalten. 

e)   Zu  befördern  sind: 

I.  ohne  Entgelt 

1.  die  in  lit.  b  angeführten  Postorgane, 

2.  mit    den    Eil-    oder   Courierzügen    je    ein  vierrädriger 
Ambulanzwagen, 

3.  mit  den  Personen-  und  gemischten  Zügen,  unter  welch1 
letzteren  auch  Güterzüge  mit  Personenbeförderung  verstanden 
sind,  ein  achträderiger  oder  zwei  vierräderige  Wagen, 

II.  gegen  Entgelt 

4.  Beiwagen  mit  den  Personen-  und  gemischten  Zügen,  wo- 
bei die  Gesellschaft  für  jeden  vierräderigen  Beiwagen  per 
Fahrtkilometer,  insoweit  der  Wagen  thatsächlich  zum  Post- 
transporte benützt  wird,  eine  Vergütung  von  17  kr.  österr. 
Währ,  erhält. 

5.  Haupt-  und  Beiwagen  mit  Gütereil-  oder  Lastzügen  in 
der  Weise,  dass  die  Vergütung  für  jeden  vierräderigen  Wagen 
per  Fahrtkilometer,  insoweit  der  Wagen  (ohne  Unterschied,  ob 
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Haupt-  oder  Beiwagen)  wirklich  zum  Posttransporte  benützt 
wird,  9  kr.  österr.  Währ,  beträgt. 
d)  Da 8  nach  den  bisherigen  Vereinbarungen  für  die  Beförderung  von 
Postambulanzwagen  zu  entrichtende  Jahrespauschale  von  10.500  fl. 
kommt  vom  Zeitpunkte  der  Concessionaertheilung  in  Wegfall  und 
ist   für  diese  Beförderung  fortan  von  der  k.  k.  Postanstalt  keine 
wie  immer  geartete  Vergütung  zu  leisten. 
t)   Briefpostsendungen,  welche  von  einem  Postorgane  nicht  begleitet 
werden,  sind  durch  Bahnbedienstete  zu  vermitteln. 

§  i- 

Die  Dauer  der  neuen  Concession  endet  mit  31.  December  1940. 

Mit  diesem  Zeitpunkte  geht  das  Eigenthum  an  dem  gesammten, 
den  Gegenstand  der  neuen  Concession  bildenden  Unternehmen,  ins- 
besondere an  den  Eisenbahnen  selbst,  an  dem  Grunde  und  Boden  und 
an  den  Bauwerken,  welche  dazu  gehören,  sammt  allem  unbeweglichen 
and  beweglichen  Zugehör,  mit  Einschlugt  des  Fahrparkes  und  der 
Vorräthe  aller  Art,  sogleich  durch  das  Gesetz  und  unmittelbar  an  den 
Staat  über. 

Dieser  Eigenthumsübergang  erfolgt  ohne  Entgelt;  im  Sinne  der 
im  §  8  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854, 
R.  G.  Bl.  Nr.  238,  enthaltenen  Anordnung  wird  jedoch  bestimmt,  dass 
für  den  Fabrpark  der  im  Wege  einer  besonderen  Vereinbarung  ermittelte 
oder  —  sofern  eine  solche  Vereinbarung  bis  zum  Concessionsablaufe 
nicht  erfolgt  —  unter  sinngemässer  Anwendung  der  Vorschriften  über 
die  Enteignung  zum  Zwecke  der  Herstellung  und  des  Betriebes  von 
Eisenbahnen  festzustellende  Schätzungswert!!  zu  vergüten  ist. 

Das  Eigenthum  der  aus  den  Betriebsertrfignissen  gebildeten  Reserve- 
fonde  verbleibt  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  dem  Staate  im  Zeitpunkte  des 
Ablaufes  der  Concessionsdauer  die  Bahn  lastenfrei  zu  übergeben. 

Die  etwa  in  diesem  Zeitpunkte  nach  den  dermaligen  Tilgungs- 
plänen noch  unverlost  ausstehenden  Restbeträge  der  ob  der  Bahn 
bücherlich  haftenden  Prioritätsanlehen  der  Gesellschaft:  werden  jedoch 
vom  Staate  gegen  dem  zur  Selbstzahlung  übernommen,  dass  die  Ge- 
sellschaft im  gleichen  Zeitpunkte  dem  Staate  einen  von  ihr  zu  bildenden 
und  unter  Mitsperre  der  k.  k.  Staatsverwaltung  aufzubewahrenden 
Tilgungsfond  ins  Eigeathum  überlässt,  welchem  am  31.  December  des 
Jahres  1886  und  ebenso  jedes  der  folgenden  Jahre  der  noch  übrigen 
Concessionsdauer  63.063  fl.  02  kr.  österr.  Währ,  in  Silber  und  19.648  fl. 
52  kr.  österr.  Währ,  in  Noten  aus  Gesellschaftsmitteln  zuzuweisen  sind. 

Die  fruchtbringende  Anlage  dieser  Fondsdotation,  sowie  der 
hiedurch  aus  derselben  erzielten  Zinsen  und  Zinseszinsen  erfolgt  in 
der  von  der  Staatsverwaltung  zu  bestimmenden  Weise. 

Es  ist  wohlverstanden,  dass  die  Gesellschaft  das  vollkommen  freie 
Verfügungsrecht  über  jenen  Tilgungsfond  erlangen  und  von  der  Ver- 


Digitized  by  Google 


14 


K.  k.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn. 


pflichtung  zur  weiteren  Aufrechthaltung  und  Dotirung  desselben  enthoben 
sein  soll,  sobald  sie  die  Tilgungspläne  ihrer  Prioritätsanlehen  derart 
einrichtet,  dass  diese  Anlehen  innerhalb  der  Concessionsdauer  vollständig 
zur  Rückzahlung  gelangen. 

§  5- 

Der  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  das  ge- 
sammte,  den  Gegenstand  der  neuen  Concession  bildende  Unternehmen 
vom  1.  Jänner  1904  angefangen  wann  immer  für  den  Staat  einzulösen. 

Im  Falle  der  Ausübung  dieses  Rechtes  erwirbt  der  Staat  das 
Eigenthum  der  Eisenbahnen  und  ihres  Zugehöres  in  der  im  §  4  be- 
zeichneten Ausdehnung,  insbesondere  mit  Einschluss  des  Fahrparkes, 
für  welchen  jedoch  im  Falle  der  Einlösung  eine  besondere  Vergütung 
nicht  zu  leisten  ist. 

Die  im  §  4  bezeichneten  Reservefonde  bleiben  Eigenthum  der 
Gesellschaft,  dagegen  ist  der  nach  §  4  gebildete  Tilgungsfond  in  jener 
Höbe,  welche  derselbe  bis  zum  ZeitpuLkte  der  Einlösung  zuzüglich  der 
bis  dahin  zugewachsenen  Zinsen  und  Zinseszinsen  erreicht  hat,  dem 
Staate  ins  Eigenthum  zu  übergeben,  wonach  die  weiteren  Annuitäten- 
zahlungen in  diesen  Fond  nicht  mehr  von  der  Gesellschaft  zu  leisten, 
sondern,  soferne  dieselben  nach  Masegabe  der  Schlussbestimmung  im 
§  4  Überhaupt  noch  erforderlich  sind,  von  dem  an  die  Gesellschaft  zu 
bezahlenden  Einlösungspreise  in  Abzug  zu  bringen  sind. 

Ausserdem  finden  die  nachstehenden  Bestimmungen  Anwendung: 

a)  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  in  den  sieben, 
dem  Zeitpunkte  der  Einlösung  unmittelbar  vorausgegangenen 
Betriebsjahren  erzielten  Reinerträgnisse  des  Bahnbetriebes  ermittelt, 
hie  von  die  zwei  ungünstigsten  Betriebsjabre  ausgeschieden  und 
wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet.  Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass  als 
letztes  der  „sieben,  dem  Zeitpunkte  der  Einlösung  unmittelbar 
vorausgegangenen  Betriebsjahre"  das  letzte  Betriebsjahr  zu  ver- 
stehen ist,  dessen  Rechnungen  bereits  vollständig  abgeschlossen 
vorliegen,  demnach  im  Falle,  wenn  das  Einlösungsrecht  mit 
1.  Jänner  1904  ausgeübt  würde,  das  Jahr  1902.  Bei  der  Er- 
mittlung des  Reinerträgnisses  sind  den  die  Betriebsrechnung 
belastenden  Ausgaben  auch  jene  für  Reconstructionen  und  Er- 
neuerungen aller  Art  erwachsenen  Kosten  zuzurechnen,  welche 
aus  Reserve-  oder  Erneuerungsfonden  bestritten  wurden,  dagegen 
aber  die  im  Abschnitte  E  des  allgemeinen  Oontirungsschemas  für 
den  Betrieb  der  österreichischen  Eisenbahnen  vom  1.  Jänner  1867 
vorkommenden  Ausgaben  für  Zinsen  und  Amortisation  (Lasten 
der  Prioritätsanleben,  zuzüglich  der  im  §  4  bezeichneten  Tilgungs- 
fondsdotation, Tilgung  und  Verzinsung  des  Actiencapitales)  von 
dem  Betriebstiberschusse  nicht  in  Abzug  zu  bringen. 
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b)  Eine  dem  auf  obige  Weise  berechneten  durchschnittlichen  Rein- 
ertrage gleichkommende  Jahresrente  für  die  noch  übrige  Dauer 
der  Concession  bildet  den  Einlösungapreis. 

c)  Auf  Abschlag  des  Einlösungspreises  und  in  Anrechnung  auf  den- 
selben werden  die  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  noch  unverlost 
ausstehenden  Bestbeträge  der  ob  der  Bahn  bücherlich  haftenden 
gesellschaftlichen  Prioritätsanlehen  —  die  von  Seite  der  Gesell- 
schaft  zu  erwirkende  Exliberirung,  insoweit  dies  gesetzlich  erforder- 
lich und  zulässig  ist,  von  der  ihr  obliegenden  Pereonalverpflichtung 
vorausgesetzt  —  vom  Staate  zur  Selbst-  und  Alleinzahlung  über- 
nommen. 

d)  Die  in  jedem  einzelnen  Jahre  bis  zum  Ablaufe  der  Concessions- 
dauer  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  vom  Staate  zur  Selbst- 
zahlung übernommenen  Prioritätsanleben  erforderlichen  Beträge, 
sowie  die  im  §  4  bezeichneten  Tilgungsfondsannuitäten  werden 
von  der  den  Einlösungspreis  bildenden  Jahresrente  in  Abz^ig 
gebracht.  Die  hienach  erübrigenden  Restbeträge  der  Jahresrente 
werden  in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  31.  December  jedes 
Jahres  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  nachhinein  fälligen 
Raten  an  die  Gesellschaft  bezahlt. 

§  6. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  verpflichtet  sich,  die  aus  dem 
Titel  der  Staatsgarantie  für  die  mährisch-schlesische  Nordbahn  empfan- 
genen Garantievorschüsse  im  Betrage  von  8,088.657  tl.  21  kr.  öeterr. 
Währ,  in  Silber  nebst  den  hievon  bis  zum  Tage  der  Rückzahlung  dieser 
Vorschussschuld  laufenden  vierpercentigen  Zinsen  binnen  sechs  Monaten 
nach  der  Perfection  des  gegenwärtigen  Uebereinkomrneus  an  den  Staat 
zurückzuzahlen. 

Die  Führung  einer  abgesonderten  Betriebsrechnung  für  die  Linien 
der  mährisch-schlesischen  Nordbahn  hat  künftig  nicht  mehr  stattzufinden. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  haftet  künftig  auch  dem  Staate 
gegenüber  mit  ihrem  ganzen  Vermögen  und  mit  ihren  gesammten  Ein- 
nahmen zunächst  und  vorzugsweise,  jedoch  unbeschadet  der  anderen 
Gläubigern  zustehenden  Vorgangsrechte,  für  die  Bezahlung  der  Zinsen 
und  der  Amortisation  der  zur  Aufbringung  des  Anlagecapitales  der  mährisch- 
schlesischen  Nordbahn  emittirten  Effecten,  so  zwar,  dass  nur  in  dem 
Falle,  als  das  obige  Vermögen  und  die  obigen  Einnahmen  für  die 
bezeichnete  Zinsen-  und  Amortisationszahlung  nicht  ausreichen  sollten, 
eine  neuerliche  Inanspruchnahme  der  Staatsgarantie  eintreten  könnte. 

Zugleich  erklärt  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn,  für  die  Ver- 
gangenheit aus  dem  Garantieverhältnisse  keinen  wie  immer  gearteten 
Anspruch  erheben  zu  können. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  verpflichtet  sich  ferner,  als 
Aequivalent  für  den  in  Gemässheit  der  neuen  einheitlichen  Concession 
eintretenden    Aufschub    des   dem   Staate   an   den  Eisenbahnstrecken 
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Floridsdorf-Jedlesee,  Gänserndorf- Marchegg  und  Oderberg- preussisc  he 
Grenze  zustehenden  Heimfallsrechtes  den  Pauschalbetrag  von  1,314.732  fl. 
11  kr.  österr.  Währ,  binnen  sechs  Monaten  nach  der  Perfection  des 
gegenwärtigen  Uebereinkommens  baar  an  den  Staat  zu  bezahlen. 

Das  Tarif  Bestimmungsrecht,  wie  auch  die  Betheiligung  an  dem 
Reingewinne  wird  für  das  ganze  öffentliche  Eisenbahnnetz  der  Gesell- 
schaft (§§  1,  9,  10  und  15),  mit  alleinigem  Ausschluss  der  Local- 
bahnen  (§§  16  und  19),  dem  Staate  nach  Massgabe  der  nachfolgenden 
Bestimmungen  vorbehalten: 

1.  Die  Normaltarif«»  (inclusive  Specialtarife),  Ausnahmetarife  und 
Nebengebühren  im  Personen-  und  Güterverkehre  (Eilgüter,  Fracht- 
güter, lebende  Thiere,  Fahrzeuge  und  Leichen),  sowie  die  Waaren- 
Classification  und  die  allgemeinen  Tarifbestimmungen  (Theil  I)  für  den 
Tfansport  von  Eil-  und  Frachtgütern,  dann  lebenden  Thieren,  Fahr- 
zeugen und  Leichen  werden  nach  Anhörung  der  Gesellschaft  jeweilig 
vom  k.  k.  Handelsministerium  festgesetzt. 

2.  Die  Gesellschaft  unterwirft  sich  der  durch  das  Handels- 
ministerium vorzunehmenden  Tariffestsetzung  vorbehaltlos  und  ohne 
Rücksicht  auf  die  Höhe  ihres  Reingewinnes,  sofern  das  Handels- 
ministerium hiebei: 

a)  die  von  der  Gesellschaft  bereits  heute  niedriger  als  auf  den  west- 
lichen Staatsbahnen  bemessenen  Tarife  nicht  unter  dieses  Aus- 
mass  herabsetzt; 

b)  im  Uebrigen  für  das  Nordbahnnetz  nicht  niedrigere  Tarife  fest- 
setzt, als  die  am  10.  Jänner  1885  in  Geltung  befindlichen  Normal- 
tarife (inclusive  Specialtarife)  und  Ausnahmetarife  der  westlich 
von  Wien  gelegenen  Hauptlinien  des  österreichischen  Staats- 
bahnnetzes. 

Hiebei  sind  die  Tarife  für  mineralische  Kohle  aus  dem  Ostrau- 
Karwiner  Reviere  jederzeit  ab  Grube,  beziehungsweise  ab  Montanbahn- 
hof Dombrau  unter  Einrechnung  einer  höchstens  mit  20  kr.  österr. 
Währ,  per  Tonne  zu  bemessenden  Manipulationsgebühr,  und  zwar  derart 
festzustellen,  dass  für  die  Montanbahn  unter  Annahme  einer  einheit- 
lichen Durchschnittsdistanz  keine  höheren  Einheitssätze  als  auf  den  den 
Gegenstand  der  neuen  Concession  bildenden  öffentlichen  Eisenbahn- 
linien berechnet,  und  dass  somit  die  Gesammtsätze  von  den  einzelnen 
Gruben  und  vom  Montaubahnhof  Dombrau  vollkommen  gleichgehalten 
werden. 

3.  Ergibt  sich  aus  der  abgeschlossenen  Betriebsrechnung  eines 
Jahres,  dass  der  Reingewinn  der  Gesellschaft  (Z.  6)  jenen  Betrag  über- 
steigt, welcher  der  Ziffer  einer  Jahresdividende  von  100  fl.  österr. 
Währ,  in  Noten  für  jede  der  mit  74.51l'/4  Stück  a  1000  fl.  Conv.- 
Münze  =  1050  fl.  österr.  Währ,  angenommenen  Actien  der  Kaiser 
Ferdinands -Nordbahn   gleichkommt,    so    ist    das  Handelsministerium 
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berechtigt,  weitere  Tarifreductionen  unter  das  in  Zahl  2,  lit.  a  bis  b, 
bezeichnete  Ausmass  vorzunehmen.  In  diesem  Falle  sind  im  Sinne  der 
in  Z.  2  letztem  Absätze  enthaltenen  Bestimmungen  auch  die  Montan- 
bahngebühren im  gleichen  Verhältnisse  herabzusetzen. 

Stellt  sich  infolge  derartiger  weiterer  Tarifreductionen  heraus, 
dass  der  Reingewinn  der  Gesellschaft  (Z.  6)  die  bezeichnete  Höhe 
nicht  erreicht,  so  erwächst  der  Gesellschaft  hieraus  lediglich  der  An- 
spruch auf  eine  zur  Vermeidung  des  Ausfalles  voraussichtlich  geeignete 
Abänderung  der  festgesetzten  Tarife. 

4.  Stellt  sich  nach  Massgabe  der  ordnungsmässig  abgeschlossenen 
Betriebsrechnung  eines  Jahres  heraus,  dass  der  in  demselben  erzielte 
Reingewinn  der  Gesellschaft  den  Betrag  von  100  fl.  österr.  Währ,  per 
Actie  tiberstiegen  hat,  so  ist  dieser  Ueberschuss  —  unbeschadet  des 
dem  Handelsministerium  zustehenden  Rechtes  zur  Vornahme  weiterer 
Tarifreductionen  —  zwischen  dem  Staate  und  der  Gesellschaft  hälftig 
zu  theilen  und  hat  die  Gesellschaft  den  dem  Staate  zur  freien  Ver- 
fugung zufallenden  Antheil  binnen  vier  Wochen  nach  erfolgtem  Ab- 
schlüsse der  Betriebsrechnung  an  die  Staatsverwaltung  abzuführen. 

5.  Die  in  Gemässheit  der  vorausgehenden  Bestimmungen  (Z.  4) 
auf  den  Staat  entfallenden  Ueberschussantheile  werden  bei  der  Be- 
stimmung des  Einlösuugepreises  (§  5,  lit.  a)  aus  den  Reinerträgnissen 
des  Bahnbetriebes  ausgeschieden  werden. 

6.  Der  in  Zahl  2  bis  4  genannte  Reingewinn  der  Gesellschaft 
wird  unter  Aufsicht  des  Handelsministeriums,  welchem  die  Prüfung  der 
einschlägigen  Rechnungen  vorbehalten  bleibt,  Jahr  für  Jahr  in  folgender 
Weise  ermittelt: 

a)  Für  die  Montananlagen  (gesellschaftliche  Kohlenwerke,  Ostrauer 
Montanbahn,  Biiquettesfabrik  Ostrau)  einerseits,  und  für  das  die 
sonstigen  Unternehmungen  der  Gesellschaft  mit  Ausschluss  der 
Local  bahnen  (§§  16  und  19)  umfassende,  seinerzeit  dem  Staate 
heimfallende,  beziehungsweise  dem  Einlöeungsrechte  unterliegende 
öffentliche  Eisenbahnuuternehmen  (§§  4  und  5)  anderseits  werden 
getrennte  Betriebsrechnungen  aufgestellt,  in  welche  die  Betriebs- 
einnahmen und  Betriebsausgaben  der  betreffenden  Unternehmungen 
einzustellen  sind.  Zinseneinnahmen  der  Gesellschaft,  sowie  die 
Verzinsung  ihrer  schwebenden  und  der  an  ihre  Stelle  tretenden 
fundiiten  Schulden,  dann  die  nach  Abzug  der  bezüglichen  Lasten 
erübrigenden  Erträgnisse  der  gesellschaftlichen  Fonde  bilden  keinen 
Gegenstand  der  Betriebsrechnung.  Dagegen  sind  in  dieselbe  als 
Einnahme  des  öffentlichen  Eisenbahnunternehmens  einzustellen  die 
im  Falle  der  Einlösung  des  gesellschaftlichen  Antheiles  an  der 
Wiener  Verbindungsbahn  durch  den  Staat  (§  I  i)  der  Gesellschaft 
zufliessenden  Zinsen  des  Pauschaleinlösungspreises  per  600.000  fl. 
österr.  Währ,  in  Noten. 

b)  Die  Kosten  der  allgemeinen  Verwaltung,  sowie  alle  anderen  Aus- 
lagen,   welche    die   Gesammtheit    der    gesellschaftlichen  Unter- 
Di«  BechUarkunden  der  Stterr.  Ei§enb*hn»n.  IL  2 
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nehinungen  oder  die  Gesellschaft  als  solche  treffen,  jedoch  mit 
Ausschluss  der  Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlagecapitales, 
werden  auf  die  Betriebsrechnungen  nach  einem  vom  Handels- 
ministerium festzusetzenden  Schlüssel  vertheilt. 

c)  Von  dem  hiernach  für  das  öffentliche  Eisenbahnunternehmen  sich 
ergebenden  Betriebstiberschusse  werden  folgende  Posten  in  Abzug 
gebracht: 

aa)  die  jeweilig  für  die  Verzinsung  und  Amortisation  der  gesell- 
schaftlichen Prioritätsanlehen,  insoweit  dieselben  nicht  die 
Localbahnen  (§§  16  und  19)  betreffen,  erforderlichen  Be- 
träge zuzüglich  der  nach  §  4  zu  leistenden  Tilgungsfonds- 
annuitäten ; 

bbj  die  infolge  successiver  Verlosung  der  in  Z.  3  genannten 
Actien  zur  Rückzahlung  derselben  mit  ihrem  Nennwerthe 
planmässig  zu  verwendenden  Beträge,  abzüglich  der  auf  die 
schon  verlosten  Actien  entfallenden,  der  Tilgungsquote  zu- 
wachsenden ftinfpercentigen  Zinsen. 

d)  Der  nach  Abzug  der  in  lit.  aa)  und  bb)  angeführten  Posten  ver- 
bleibende Rest  des  Betriebsüberschusses  des  öffentlichen  Eisen- 
bahnunternehmens bildet  den  Reingewinn  der  Gesellschaft  im  Sinne 
der  Z.  2  bis  4. 

7.  Alle  Streitigkeiten  über  die  unter  Z.  3  des  §  7  vorgesehenen 
Tarifreductionen,  sowie  über  den  nach  Z,  6  dieses  Paragraphen  eu 
ermittelnden  Reingewinn  gehören,  mit  Ausschluss  jedes  weiteren  Rechts- 
zuges vor  dem  ordentlichen  Richter,  vor  ein  aus  sieben  Mitgliedern 
bestehendes  Schiedsgericht,  in  welches  je  zwei  Mitglieder  von  jedem 
der  beiden  Streittheile  ernannt,  die  übrigen  drei  Mitglieder  von  der 
vollen  Raths  Versammlung  des  Obersten  Gerichtshofes  aus  seiner  Mitte 
gewählt  werden,  und  welches  diese  Streitigkeiten,  zugleich  aber  auch 
alle  etwaigen  Streitigkeiten  über  seine  eigene  Competenz  in  erster  und 
letzter  Instanz  zu  entscheiden  hat. 

§  8. 

Die  vom  Handelsministerium  festgesetzten  Normaltarife,  Aus- 
uahmetarife  und  Nebengebühren  haben  als  Maximaltarife  zu  gelten, 
innerhalb  deren  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  der  Gesell- 
schaft freisteht,  vorbehaltlich  der  Beobachtung  der  bestehenden  Normen, 
betreffend  die  Vorlage  an  die  Aufsichtsbehörde. 

Die  auf  dem  den  Gegenstand  der  neuen  Concessiou  bildenden 
Eisenbahnnetze  für  die  Beförderung  von  Personen  und  Gütern  eiozu- 
hebenden  Tarife,  sowie  alle  Ermässigungen  derselben  (Nachlässe,  Rück- 
vergütungen, Rabatte,  Refactien  u.  dgl.)  sind  ausnahmslos  in  Ge- 
mässheit  der  jeweilig  bestehenden  Normen  öffentlich  kundzumachen. 

Bei  der  Gewährung  von  wie  immer  gearteten  Tarifermässigungen 
darf  eine  persönliche  Bevorzugung  einzelner  Versender  oder  Fracht- 
unternehmer nicht  stattfinden. 
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§  9. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  verpflichtet  sich,  auf  ihre  eigenen 
Kosten  die  noch  nicht  ausgebauten  Strecken  einer  Eisenbahnlinie, 
welche  von  Bielitz  über  Tescben,  Friedland,  Frankstadt  und  Walachisch- 
Meseritsch  nach  Bistritz,  sodann  über  Holleschau,  Hullein,  Kremsier 
führt,  und  sich  von  einem  geeigneten  Punkte  der  Strecke  Kremsier- 
Zborowitz  bis  zu  einem  später  zu  bestimmenden  Anschluespunkte  der 
mährischen  Transversalbahn  oder  der  mähriech- schlesischen  Nordbahn 
fortsetzt,  zu  erbauen  und  in  Betrieb  zu  setzen  und  zu  diesem  Zwecke 
unverzüglich  um  die  allerhöchste  Concessionsertheilung  anzusuchen. 

Für  die  hiernach  herzustellenden  Eisenbahnstrecken,  welche 
binnen  längstens  zweieinhalb  Jahren  vom  Tage  der  allerhöchsten 
Concessionsertheilung  an  gerechnet,  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  über- 
geben sind,  werden  die  in  dem  Gesetze  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl. 
Nr.  56,  vorgesehenen  Steuer-  und  Gebührenbefreiungen  gewährt. 

Insofern e  es  zur  Erfüllung  der  übernommenen  Verpflichtung  im 
Bedürfnisse  liegt,  dass  die  der  k.  k.  priv.  Kremsierer  Bahn  unter  dem 
14.  Jänner  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  12,  ertheilte  Concession  für  die 
Bahnstrecke  Bietritz — Walachisch-Meseritsch  an  die  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  übertragen  werde,  wird  die  k.  k.  Staatsbahnverwaltung  hie- 
ftir  vermittelnd  einwirken. 

Falls  ferner  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  die  Erwerbung  der 
bereits  ausgebauten  Strecken  der  Kremsierer  Bahn  von  Bistritz  bis 
Zborowitz  anstreben  sollte,  für  welche  Erwerbung  die  Gebühren-  und 
Stempelfreibeit  gewährt  wird,  so  wird  die  k.  k.  Staatsverwaltung  bereit 
«ein,  dieses  Bestreben  mit  dem  ihr  zu  Gebote  stehenden  Einflüsse  zu 
unterstützen. 

Siehe  die  Bemerkung  hei  g  2  der  Concessionsurkunde  Tom  1.  Jänner 
1886  (Doc.  3). 

§  10. 

Unbeschadet  des  Umstandee,  dass  durch  die  Aufrechthaltung  der 
fdr  die  im  §  9  bezeichneten  bereits  bestehenden  Strecken  der  Kremsierer 
Bahn  gewährten  und  durch  die  für  die  neuen  Strecken  der  im  §  9 
bezeichneten  Eisenbahnlinie  zu  gewährenden  Steuer-  und  Gebühren- 
befreiungen die  Führung  einer  besonderen,  nach  den  Anordnungen  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  einzurichtenden  Betriebsrechnung  für  die  ange- 
führten Bahnstrecken  bedingt  ist,  sind  dieselben  im  Uebrigen,  nament- 
lich in  allen  den  öffentlichen  Verkehr  und  die  Tarife  betreffenden 
Beziehungen,  als  integrirende  Bestandteile  des  einheitlichen  Nordbahn- 
netzes zu  behandeln. 

Demgemäss  findet  die  Einhebung  einer  ManipulationFgebühr  beim 
Uebergange  von  einer  dieser  Strecken  auf  die  andere  oder  auf  die 
älteren  Nordbahnlinien  und  umgekehrt  nicht  statt  und  sind  behufs 
Anwendung  der  Zonentarife  die  zurückgelegten  Distanzen  im  Ganzen 
einzurechnen. 

2* 
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§  IL 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  räumt  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
im  Wege  eines  mit  derselben  über  deren  Verlangen  abzuschliessenden 
Peagevertrages  das  Recht  ein,  die  iu  den  §§  9  und  10  erwähnten  Eisen- 
bahnstrecken, wie  auch  die  an  dieselben  eventuell  anschliessende  Strecke 
der  mährisch-schlesischen  Nordbahn  bis  Brünn  und  die  Nordbahnstrecke 
Bielitz-Saybusch  für  den  Durchgangsverkehr  von  und  nach  den  k.  k. 
Staatsbahnen  oder  vom  Staate  betriebenen  Privatbahnen,  beziehungs- 
weise von  und  nach  jenen  Bahnstrecken,  in  Ansehung  deren  dem  Staate 
ähnliche  Befugnisse,  wie  die  hier  eingeräumten,  zustehen,  gegen  Ent- 
richtung einer  Peagegebühr  mitzubenutzen. 

Die  Feststellung  der  Peagegebühr,  sowie  der  etwa  für  die  Bei- 
stellung der  Zugkraft  zu  leistenden  Entschädigung  erfolgt  nach  den  aus 
der  Beilage  •/.  ersichtlichen  Bestimmungen. 

Die  Staatsverwaltung  wird  in  diesem  Pöageverkehre  die  nach 
§  7  für  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  festgesetzten  Tarife  einheben. 

§  12. 

Mittelst  Päage Verträgen,  welche  auf  Grund  der  im  §  11  verein- 
barten Bestimmungen  über  die  Feststellung  der  Peagegebühr  und 
Entschädigung  abzuschliessen  sind,  wird  der  k.  k.  Staatsverwaltung  über 
deren  Verlangen  die  Mitbentitzung  jeder  der  nachstehend  bezeichneten 
Nordbahnstrecken  eingeräumt,  und  zwar: 

1.  Sternberg-Olmütz ; 

2.  Chelmek- Oswieczim,  eventuell  vom  Einmündungspunkte  der 
projectirten  Fortsetzung  der  Jaworznoer  Kohlenbahn  bis  zum  Ab- 
zweigungspunkte einer  selbständigen  Anschlussstrecke  zur  galizischen 
Transversalbahn. 

§  13. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  räumt  dem  Staate  für  Zwecke 
seines  Eisenbahnbetriebes  das  Recht  ein,  ihre  bestehenden  und  den 
jeweiligen  Verkebrsbedürfnissen  gemäss  zu  erweiternden  Bahnhöfe  in 
Olmütz  und  Oswieczim  während  der  ganzen  Concessionsdauer  unent- 
geltlich mitzubenützen,  und  verpflichtet  sich,  die  Kosten  der  in  dem 
letztgenannten  Bahnhofe  aus  Aulass  der  Einmündung  der  k.  k.  Staats- 
bahnlinie Oswieczim- Podgorze  vom  Staate  vorgenommenen  Erweiterungs- 
bauten, insoweit  dieselben  nicht  zur  ausschliesslichen  Benützung  der 
k.  k.  Staatsbahnen  zu  dienen  haben,  der  k.  k.  Staatseisen  bahn  Verwaltung 
zu  erstatten. 

Das  Baucapital,  die  Erhaltungs-  und  sonstigen  Kosten  dieser 
Bahnhöfe  werden  in  die  behufs  Feststellung  der  Peagegebühr  und  Ent- 
schädigung aufzustellende  Berechnung  (Z.  I,  lit.  a  bis  c  der  Beilage) 
nicht  einbezogen. 
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Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  verzichtet  auf  jede  wie  immer 
geartete  Kaufschillingszahlung  oder  sonstige  Vergütung  für  den  von  ihr 
an  die  k.  k.  Staatseisenbahnverwaltung  abzutretenden  Bahnhof  Saybusch 
und  die  daselbst  auf  Rechnung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ausgeführten, 
respective  auszuführenden  Reconstructions-  und  Erweiterungsanlagen  und 
verpflichtet  sich,  diese  Anlagen  und  die  Abtretung  des  ganzen  Bahn- 
hofes unentgeltlich  zu  bewirken.  Die  in  den  bisherigen  Vereinbarungen 
zu  Gunsten  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  bedungene  Bezahlung  der 
fünfpercentigeu  Zinsen  des  Bancapitales  dieses  Bahnhofes  vom  Tage 
der  Betriebseröffnung  der  galizischen  Transversalbahn  in  Saybusch  bis 
1.  Jänner  1887  kommt  in  Wegfall;  dagegen  wird  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  das  Recht  eingeräumt,  diesen  Bahnhof  während  der  Con- 
cessionsdauer  unentgeltlich  mitzubentitzen. 

Auf  Verlangen  des  k.  k.  Handelsministeriums  wird  die  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  dem  Staatseisen  bahnbetriebe  ein  Bureau  im 
Wiener  Nordbahnhofe  unentgeltlich  zur  Verfügung  stellen. 

§  14. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  verpflichtet  sich,  das  lastenfreie 
Eigenthum  des  ihr  gehörigen  (Vß)  Antheiles  der  Wiener  Verbindungs- 
bahn, falls  dessen  Einlösung  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  verlangt 
werden  sollte,  dem  Staate  in  jenem  Zeitpunkte,  in  welchem  dieses  Ver- 
langen gestellt  wird,  um  den  Pauschal einlösungspreis  von  600.000  fl. 
österr.  Währ,  in  Noten  abzutreten. 

Der  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  eingeräumt,  diesen 
Einlös angspreis  nach  und  nach  durch  Bezahlung  einer  Jahresrente  zu 
entrichten,  welche  ausreicht,  um  den  Betrag  des  Einlösungspreises 
innerhalb  der  Concessionsdauer  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  (§  4) 
zu  tilgen  und  die  jeweilig  noch  aushaftende  Restforderung  mit  fünf 
Procent  jährlich  zu  verzinsen. 

Das  dem  Staate  bezüglich  des  obigen  Verbindungsbahnantheiles 
eingeräumte  Einlösungsrecht  erlischt,  wenn  es  nicht  hinnen  längstens 
fünf  Jahren,  vom  Tage  der  Ertbeilung  der  neuen  Concession  (§  1)  an 
gerechnet,  ausgeübt  wird. 

§  15. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  verpflichtet  sich,  auf  ihre  eigenen 
Kosten  von  einem  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  zu  bestimmenden 
Punkte  der  in  Krakau  einmündenden  Nordbahnlinie  ausserhalb  des 
inneren  Festungsrayons  einen  Circumvallationsfltigel  zum  Anschlüsse  au 
die  k.  k.  Staatshannlinie  Skawina-Podgörze  herzustellen. 

Die  im  Zuge  dieser  Flügelbahn,  welche  einen  integrirenden 
Bestandtheil  des  gesellschaftlichen  Bahnnetzes  zu  bilden  bat,  auszu- 
führende Weichselbrücke  ist  mittels  Anlage  einer  getrennten  Fahrbahn 
von  mindestens  8  Meter  Breite  für  den  Strassenverkehr  benützbar  ein- 
zurichten. 
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Die  ganze  Anlage  ist  binnen  längstens  anderthalb  Jahren  nach 
Perfection  des  gegenwärtigen  Uebereiokommens  zu  vollenden  und  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  Übergeben. 

§  16. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  verpflichtet  sich  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  bei  Ertheilung  der  einschlägigen  Concessionen  die 
jeweilig  für  Localbahnen  gesetzlich  zulässigen  Erleichterungen  und 
Begünstigungen  gewährt  werden,  nachstehend  verzeichnete  Localbahnen 
auszuführen : 

1.  von  Drösiog  nach  Zistersdorf; 

2.  von  Göding  zur  dortigen  k.  k.  Aerarial-Tabakfabrik; 

3.  von  Bohatetz  nach  Strassnitz; 

4.  von  Zauchtl  über  Odrau,  Wigstadtl  nach  Bautsch; 

5.  von  Zauchtl  nach  Fulnek; 

6.  von  Stauding  nach  Wagstadt; 

7.  von  Troppau  nach  Bennisch; 

8.  von  einem  geeigneten  Punkte  der  nach  §  9  auszuführenden 
Eisenbahn  nach  Neutitschein; 

9.  von  G  olleschau  oder  einem  anderen  geeigneten  Punkte  der  in 
§  9  bezeichneten  Eisenbahn  nach  Uströn; 

10.  von  Bielitz  über  Kenty  und  Andrichau  nach  Wadowice. 

Die  unter  Z.  8  und  10  angeführten  Abzweigungen  sind  gleich- 
zeitig mit  der  in  §  9  genannten  Eisenbahn  zu  vollenden  und  in  Betrieb 
zu  setzen. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  verpflichtet  sich  ferner,  für  die 
übrigen  in  Z.  1,  2,  3,  4,  5,  6,  7  und  9  angeführten  Bahnen  die  bezüg- 
lichen Concessionen  innerhalb  füuf  Jahren  nach  Abscbluss  dieses  Ueber- 
einkommens  zu  erwerben  und  dieselben  nach  Massgabe  der  Concessions- 
bestimmungen  auszuführen. 

§  17. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  ist  gehalten,  vor  Ablauf  jedes 
Jahres  diejenigen  Localbahnen  zu  bezeichnen,  welche  sie  in  Erfüllung 
der  übernommenen  Verpflichtung  im  Laufe  des  nächstfolgenden  Jahres 
in  Angriff  zu  nehmen  beabsichtigt. 

§  18. 

In  Ansehung  jener  bereits  bestehenden  oder  erst  künftig  zu 
erbauenden,  in  das  Nordbahnnetz  einmündenden  Localbahnen,  deren 
Betrieb  nicht  für  Rechnung  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  geführt 
wird,  hat  fortan  als  ausnahmsloser  Grundsatz  zu  gelten,  dass  für  die 
Mitbenützung  bestehender  Anlagen  in  den  Anschlussbahnhöfen  der 
Hauptbahn    und   für   den    daselbst  durch    Nordbahnorgane  besorgten 
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Stationsdieust  keine  wie  immer  geartete  Vergütung  oder  Beitrags- 
leistuDg  der  Localbahnunternehmung  auferlegt,  beziehungsweise  auf- 
gerechnet werden  darf. 

§  19. 

Die  k.  k.  Regierung  ist  geneigt,  falls  die  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  die  Erwerbung  der  den  Gegenstand  der  allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde  vom  27.  Juli  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  117,  bildenden 
Localbahn  nach  WSetin,  mit  der  Abänderung  anstreben  sollte,  dass 
zunächst  der  Anschluss  von  Walacbisch-ftleseritsch  nach  Weisskirchen 
statt  jenes  nach  Pohl  zur  Ausführung  gelangt,  dieses  Bestreben  mit 
dem  ihr  zu  Gebote  stehenden  Einflüsse  in  der  Voraussetzung  zu  unter- 
stützen, dass  sofort  auch  die  Abzweigung  von  Krasna  nach  Rognau 
mit  einer  den  Bedürfnissen  dieses  Curortes  entsprechenden  Stations- 
anlage hergestellt  wird. 

Die  Localbahn  Weisskirchen- WSetin  ging  durch  Kauf  am  24.  December 
1887  in  das  Eigenthum  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  über.  Die  Uebertragung 
der  bezüglichen  Concession  an  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  erfolgte  mit 
allerhöchster  Entschliessung  vom  16.  April  1891  laut  Kundmachung  des  Handels- 
ministeriums vom  30.  April  1891,  R.  G  Bl.  Nr.  57  (siehe  dieselbe  unten  als  Doc.  17). 

§  20. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  verzichtet  hiemit  ausdrücklich 
auf  alle  ihr  etwa  noch  zustehenden  Ansprüche  aus  dem  allerhöchsten 
Privilegium  vom  4.  März  1836  und  aus  den  späteren  Ooncessionen 
und  Uebereinkommen  und  erklärt  sich  damit  einverstanden,  dass  diese 
Concessionen  und  Uebereinkommen  gleich  dem  obigen  Privilegium 
nach  §  1  dieses  TJebereinkommens  ausser  Kraft  treten. 

Die  Gesellschaft  verzichtet  insbesondere  auch  unter  Zurückziehung 
der  von  ihr  erhobenen  Proteste  auf  jede  Einwendung  und  auf  jeden 
Entschädigung«-  oder  sonstigen  Anspruch  aus  Anlass  der  durch  das 
Gesetz  vom  28.  Februar  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  22,  angeordneten  Betriebs- 
führung  der  Eisenbahnstrecke  Oswieczim-Podgörze  in  eigener  Regie 
des  Staates,  aus  Anlass  der  eventuellen  Ausführung  der  im  §  12,  Z.  2, 
erwähnten  Verbindung  der  galizischen  Transversalbahn  mit  den  Jaworznoer 
Kohlenwerken,  eventuell  bis  zur  russischen  Grenze,  und  aus  Anlass 
des  Umstandes,  dass  die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  der  im 
Sinne  des  Gesetzes  vom  28.  November  1838,  R.  G.  BL  Nr.  173, 
herzustellenden  Eisenbahnverbindung  von  der  ungarischen  Landesgrenze 
in  der  Richtung  von  Ungarisch-Hradiscb,  Brünn,  Iglau  etc.  an  eine 
andere  Unternehmung  als  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  ertheilt 
worden  ist. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass  die  Feststellung  der  Trace 
dieser  Eisenbahnverbindung,  sowie  jener  zwischen  der  galizischen  Traus- 
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versalbahn  und  den  Jaworznoer  Kohlenwerken  dem  Ermessen  der  k.  k. 
Regierung  vorbehalten  bleibt. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  verzichtet  auch  auf  die  ihr  im 
§  8  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  22.  August  3  881, 
R.  G.  Bl.  Nr.  108,  gewahrte  Uebernahme  der  aus  dieser  Concession 
erwachsenen  Rechte  und  Pflichten  bezüglich  der  Localbahn  von  Ungarisch - 
Hradisch  nach  Ungarisch-Brod  sammt  Abzweiguogen. 

§  21. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  hat  ihre  Gesellschaftsstatuten 
mit  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  und  den 
derzeit  geltenden  Gesetzen  in  Einklang  zu  bringen. 

Desgleichen  verpflichtet  sich  die  Gesellschaft,  auf  ihre  Kosten  die 
zur  bücherlichen  Auszeichnung  der  dem  Staate  in  Gemassheit  des 
Uebereinkommens,  namentlich  der  §§  4,  5,  11  bis  18  zustehenden 
Rechte  erforderlichen  Eintragungen  im  Eisenbahnbuche  zu  erwirken  und 
alle  zu  diesem  Zwecke  etwa  benöthigten  Rechtsurkunden  und  Tabular- 
erklärungen  über  Verlangen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  rechtzeitig  aus- 
zustellen. 

§  22. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass  für  die  neue  Concesßion 
nur  die  in  Gemässheit  der  Entscheidungen  des  k.  k.  Finanzministeriums 
vom  19.  Jänner  1856,  Z.  54127,  und  vom  15.  September  1873, 
Z.  28502,  auf  Eisenbabnconcessionen  anzuwendende,  in  dem  kaiserlichen 
Patente  vom  27.  Jänner  1840  (Justizgesetzsammlung  Nr.  404)  fest- 
gesctze  Taxe  zu  entrichten  ist. 

§  23. 

Etwaige  aus  diesem  Uebereinkommen  entstehende  privatrechtliche 
Streitigkeiten,  deren  Austragung  nicht  dem  Schiedsgerichte  (§  7)  vor- 
behalten ist,  sollen  durch  das  k.  k.  Landesgericht  in  Wien  entschieden 
werden. 

§  24. 

Die  Perfectiou  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  tritt  ein,  falls 
und  sobald  dem  die  Zustimmung  der  Gesellschaft  zu  demselben  ent- 
haltenden statutenmässigen  Beschlüsse  der  Generalversammlung  der 
Actionäre  der  ausschl.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  die  allerhöchste 
Genehmigung  ertheilt  wird. 

Die   Zustimmung  der  Gesellschaft   erfolgte    in    der  ausserordentlichen 
Generalversammlung  vom  20.  August  1885. 

§  25. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  wird  in  zwei  Parien  Stempel  - 
und  gebührenfrei  ausgefertigt,  wovon  eines  im  k.  k.  Handelsministerium 
aufbewahrt,  das  andere  der  Gesellschaft  ausgefolgt  wird. 
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Bestimmungen 

für    die  Feststellung  der  Peagegebübr  und  Entschädigung. 

I.  Zur  Feststellung  der  P^agegebühr  werden  für  jede  einzelne, 
vom  Staate  mitzubenützende  Strecke,  einschliesslich  der  beiden  sie 
begrenzenden  Abzweigungestationen  (eventuell  der  an  die  Stelle  einer 
Abzweigung86tation  tretenden  Gel eiseverbio düngen  in  freier  Bahn)  all- 
jährlich festgestellt: 

a)  Die  51/,6percentigen  Zinsen  des  auf  die  unbeweglichen  Bestand- 
teile der  Strecke  sammt  Grundeinlösung  und  auf  das  zugehörige, 
auf  dieser  Strecke  befindliche  Inventar,  also  mit  Ausschluss  des 
rollenden  Materiales,  thatsächlich  verwendeten  Capitales  ohne 
Zurechnung  von  Geldbeachaffungskosten  und  Intercalarzinsen. 

b)  Die  im  Gegenstandsjahre  aufgelaufenen  effectiven  Kosten  der 
Erhaltung  derselben  Anlagen  und  Ausrüstungsgegenstände  (Capitel  7 
bis  10  des  allgemeinen  Contirungsschemas)  sammt  den  auf  die 
bezügliche  Strecke  entfallenden  Antheilen  an  der  Feuerassecuranz 
(Capitel  3,  Artikel  III),  an  den  Grund-  und  Gebäudesteuern, 
ferner  an  den  allgemeinen  Auslagen  für  Bahnaufsicht  und  Bahn- 
erhaltung (Capitel  5),  sowie  sammt  den  Kosten  für  Bahnaufsicht 
im  engeren  Sinne  (Capitel  6). 

c)  Die  im  Gegenstandpjahre  aufgelaufenen  effectiven  Kosten  für 
Stationsdienst  (Capitel  12)  mit  Ausschluss  der  für  die  Besorgung 
des  Transportdienstes  erwachsenden  persönlichen  und  sachlichen 
Ausgaben. 

Der  aus  a)  bis  c)  resultirende  Jahresaufwand,  getheilt  -  durch 
die  Summe  aller  im  Gegenstandsjahre  auf  der  betreffenden  Pe*age- 
strecke  im  Dienste  beider  Theile  gefahrenen  Wagen  acbskilometer, 
bildet  die  Pe'agegebühr,  welche  der  Staat  für  je  Ein  im  bezüg- 
lichen Jahre  durch  die  in  seinem  Dienste  gestandenen  Wagen 
zurückgelegtes  Achskilometer  an  den  Concessionär  zu  bezahlen  hat. 

II.  Hierzu  kommt  in  jenen  Fällen,  wo  die  Beförderung  der  im 
Dienste  des  Staates  stehenden  Wagen  auf  der  P4agestrecke  durch  die 
Zugkraft  des  Concessionärs  unter  Beigabe  des  Zugförderungs-  und  Zug- 
begleitungspersonales durch  denselben  erfolgt,  eine  hiefür  zu  leistende 
Entschädigung,  welche  für  jedes  in  dieser  Weise  zurückgelegte  Wagen- 
achskilometer mit  dem  Einheitssatze  bemessen  wird,  der  sich  ergibt, 
wenn  die  dem  Concessionär  im  Gegenstandsjahre  auf  der  die  Peagestrecke 
enthaltenden  Eisenbahn  erwachsenen  Auslagen  für: 

<f)  oYl6percentige  Verzinsung  der  effectiven  Anschaffungskosten  der 
Locomotive,  Tender-  und  Tenderausrüstungsgegenstände,  sowie 
für  die  Erhaltung  derselben  (Capitel  16,  Artikel  I); 

«)  Fahrdienst  (Capitel  13),  und 
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/)  Zugfördeningsdienst  (Capitel  15)  nach  Abzug,  respective  Zu- 
rechnung der  activen  oder  passiven  Locomotivmiethe  durch  die 
Summe  aller  im  beiderseitigen  Ioteresse  auf  derselben  Eisenbahn 
und  im  selben  Jahre  mit  der  Zugkraft  des  Concessionärs  zurück- 
gelegten Wagenachekilometer  getheilt  wird. 

3.  Concessionsurkimde  vom  1.  Jänner  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  7, 

für  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Actiengesellscbaft  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 
in  Gemässbeit  des  mit  derselben  abgeschlossenen  Uebereinkommens  vom 
10.  Jänner  und  17.  Juli  1885  die  Bitte  um  Ertheilung  einer  neuen 
Concession  zum  Betriebe  aller  jeuer  von  dieser  Gesellschaft  bisher 
erbauten  oder  erworbenen  Eisenbahnen,  welche  dem  öffentlichen  Ver- 
kehre zu  dienen  haben,  gestellt  und  zugleich  um  Ertheilung  der  Con- 
cession zum  Baue  und  Betriebe  der  nach  §  9  des  obigen  Ueberein- 
kommens zu  erbauenden  Eisenbahnstrecken  angesucht  hat,  so  finden 
Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unter- 
nehmens der  genannten  Gesellschaft  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
6.  September  1885  (B.  G.  Bl.  Nr.  122)  die  erbetene  Concession  im 
Sinne  des  Eisenbahn  concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854 
(R.  G.  Bl.  Nr.  238),  wie  auch,  insoweit  es  sich  um  die  nach  §  9  des 
Uebereinkommens  zu  erbauenden  Eisenbahnstrecken  handelt,  auf  Grund 
der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880  (R.  G.  Bl.  Nr.  56),  26.  December  1882 
(R.  G.  Bl.  Nr.  180)  und  28.  December  1884  (R.  G.  Bl.  Nr.  203) 
unter  den  nachfolgenden  Festsetzungen  und  insbesondere  mit  der  Be- 
stimmung zu  ertheilen,  das»  mit  dem  heutigen  Tage  das  Privilegium 
vom  4.  März  1836  (Politische  Gesetzsammlung  64.  Band,  Z.  50, 
Seite  436),  sowie  die  späteren  der  Actiengesellschaft  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  ertheilten  Concessionen  vom  12.  April  1840,  7.  Juni  1845, 
18.  März  1847,  26.  Juni  1858  (Verordnungsblatt  des  Handelsministeriums 
Nr.  38),  6.  Mai  1867  (R.  G.  Bl.  Nr.  82),  22.  Juni  1875,  30.  Mai  1876 
(R.  G.  Bl.  Nr.  88)  und  23.  August  1876  (R.  G.  Bl.  Nr.  112),  ausser 
Kraft  treten,  wobei  jedoch  mit  den  in  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  festgesetzten  Modifikationen  die  in  Gemässheit  der  Bestimmungen 
in  den  §§  17  bin  20  der  Concessiousurkunde  vom  6.  Mai  1867 
(R.  G.  Bl.  Nr.  82)  für  die  mährisch-scblesische  Nordbahn  gewährte 
Staatsgarantie  jenes  Jahresbetrages,  welcher  zur  Verzinsung  und  Amor- 
tieirung  der  zur  Aufbringung  des  Bahnanlagecapitales  emittirten  Effecten 
nothwendig  ist,  in  Kraft  bleibt. 

Die  §§  17  bis  20  der  Concessiousurkunde  vom  6.  Mai  1867  (E.  G.  Bl. 
Nr.  82)  sind  bei  §  14  der  gegenwärtigen  Coneessionsurkunde  abgedruckt. 
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§  1. 

Wir  verleihen  der  Actiengesellschaft  der  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bahn,  deren  Firma  fortan  nK.  k.  priv.  Kaiser  Ferdinands- Nor dbahn" 
zn  lauten  bat,  das  Hecht  zum  Betriebe  aller  jener  von  dieser  Gesell- 
schaft bisher  erbauten  oder  erworbenen  Eisenbahnen,  welche  dem  öffent- 
lichen Verkehre  zu  dienen  haben. 

Diese  Eisenbahnen  sind  insbesondere: 

1.  Die  Hauptbahn  von  Wien  bis  Krakau  mit  den  Flügelbahnen 
nach  Brünn,  Olmtitz,  Troppau,  Bielitz,  Granica  und  Myslowitz; 

2.  die  Flügelbahnen  von  Floridadorf  nach  Jedlesee,  von  Gänsern- 
dorf  nach  Marchegg  und  von  Oderberg  zur  preussischen  Grenze; 

3.  die  in  ährisch- schlesische  Nordbahn  von  Brünn  über  Olmütz 
nach  Sternberg  mit  der  Zweigbahn  von  Nezamyslitz  nach  Prerau; 

4.  die  Abzweigung  vom  Wiener  Nordbahnhofe  zum  Donauquai 
und  zur  Donau- Uferbahn; 

5.  die  Eisenbahn  von  Bielitz  nach  SaybuBch; 

6.  die  Eisenbahn  von  Lundenburg  nach  Grussbach  und  Zellerndorf. 
Die   Bestimmungen   der   gegenwärtigen   Concession   rinden  vom 

heutigen  Tage  angefangen  auf  sämmtliche  in  Z.  1  bis  6  angeführte 
Eisenbahnen,  welche  fortan  ein  einheitliches  Netz  zu  bilden  haben, 
Anwendung. 

Mit  diesem  Zeitpunkte  erlöschen  alle  wie  immer  gearteten,  der 
Gesellschaft  bisher  als  solcher  oder  bezüglich  einzelner  Bestandtheile 
ihres  Bahnnetzes  zugestandenen  Exemtionen,  Sonderrechte  und  Befreiungen 
einschliesslich  der  für  die  in  Z.  5  und  6  angeführten  Bahnen  gewährten 
zeitlichen  Steuer-  und  Gebührenbefreiungen. 

1.  Die  Eisenbahn  Wien-Oswieczim  mit  den  Flügelbahnen  Luudenburg- 
Brünn,  Prerau- Olmütz,  Schönbrnnn-Troppaa  und  Dzieditz-Bielitz  wurde  auf 
Grund  des  Privilegiums  vom  4.  März  1836 ])  erbaut  und  eröffnet  in  den  Strecken : 
Floridsdorf-  Wagram  am  17.  November  1837,  Wien-Floridsdorf  am  6.  Jänner  1838, 
Wagram- Gänserndorf  am  16.  April  1838,  Gänserndorf- Dürnkrut  am  9.  Mai  1839, 
Dürnkrut-Lundenburg  am  6.  Juni  1839,  Lundenburg-Brünn  am  7.  Juli  1839, 
Lundenburg-Hradisch  am  1.  Mai  1841,  Hradisch-Prerau  am  1.  September  1841, 
Prerau» Olmütz  am  17.  October  1841,  Pierau-Leipnik  am  15.  August  1842,  Leipnik- 
Oderberg  am  1.  Mai  1847,  Oderberg-Dzieditz,  Schönbrunn-Tr  Oppau  und  Dzitditz- 
Bielitz  am  17.  Deeember  1855,  endlich  Dzieditz-Oswieczim  am  1.  März  1856. 

Die  Strecken  Krakau-Trzebinia-Myslowitz  und  Szczakowa- Reichsgrenze 
(Granica)  wurden  von  der  rKrakau-Oberschlesischen  Eisenbahn"  erbaut  und  am 
13.  October  1847  dem  Verkehre  übergeben.  Mittels  Vertrages  vom  30.  April 
1850  wurden  diese  Bahnlinien  vom  Staate  erworben  und  sodann  nebst  der  in- 
zwischen erbauten  und  am  1.  März  1856  eröffneten  Linie  Oswieczim-Trzebinia  mit 
Concessionsurkunde  vom  26.  Juni  1858  2)  an  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 
übertragen. 

•)  Eisenb.  Ges.  Sammig.  Hj,  S.  5.  —  2)  Eisenb.  Ges.  Sammig.  Uu  S.  22. 
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2.  Die  Flügelbahn  Floridsdorf-Jedlesee  wurde  auf  Grund  der  Concessions- 
urkunde  vom  12.  April  1840  3)  erbaut  und  am  26.  Juli  1841  eröffnet  Die  Flügelbahn 
GSnserndorf-Marchegg  wurde  auf  Grund  der  Concessionaurkunde  vom  7.  Juni  1845  4) 
erbaut  und  am  20.  August  1848  eröffnet.  Die  Strecke  Oderberg  -  Reichs- 
grenze wurde  auf  Grund  der  Concessionsurkunde  vom  18.  März  1847  5J  erbaut 
und  am  1.  September  1848  eröffnet. 

3.  Die  mnhrisch-schlesische  Nordbahn  wurde  auf  Grund  der  Concessions- 
urkunde vom  6.  Mai  1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  82,°)  erbaut  und  eröffnet  in  den 
Strecken:  Brünn-Nezaraislitz-Preran  am  30.  August  1869  und  Nezamislitz-Stern- 
berg  am  1.  August  1870. 

4.  Die  Abzweigung  vom  Wiener  Nordbahnhofe  zum  Donauqnai  und  zur 
Donau-Uferbahn  wurde  auf  Grund  des  Handelsministerialerlasses  vom  22.  Juni 
1875,  Z.  13884,  hergestellt  und  am  29.  September  1875  dem  Verkehre  übergeben. 

5.  Die  Eisenbahn  von  Bielitz  nach  Saybuseh  wurde  auf  Grund  der  Con- 
cessionsurkunde vom  30.  Mai  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  88,  erbaut  und  am  18.  August 
1878  eröffnet. 

6.  Die  Linien  Lundenburg-Grussbaoh  und  Neusiedl-Zellerndorf  wurden  auf 
Grund  der  Couoessionsurkunde  vom  4.  September  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  9  ex  1871,7) 
beziehungsweise  vom  14.  August  1872,  R.  G.  Bl.  Nr  137,  8)  von  der  k.  k.  priv. 
Lundenburg  Nikolsburg-Grussbacher  Eisenbahn  erbaut  und  am  30.  December  1872, 
beziehungsweise  am  8.  December  1873  eröffnet.  Beide  Linien  gingen  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  12.  März  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  42,  ö)  durch  den  Kaufvertrag 
vom  28.  Juni  1876  an  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  über,  auf  welche  infolge 
allerhöchster  Entschließung  vom  20.  August  1876  gemäss  Kundmachung  des 
Handelsministers  vom  23.  August  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  112,  die  oben  erwähnten 
Concessionen  übertragen  wurden. 

§  2. 

Wir  verleihen  ferner  der  im  §  1  genannten  Actiengesellsehaft  das 
Recht  zum  Baue  und  Betriebe  der  Eisenbahnstrecken: 

a)  von  Bielitz  Über  Teschen,  Friedland  und  Frankstadt  nach 
Walachisch-MeseritBch,  wie  auch  von  W alachisch -Meseritsch  nach 
Bistritz; 

6)  von  Kremsier  nach  Kojetein  zum  Anschlüsse  an  die  mährisch- 
schlesische  Nordbahn. 

Ad  a).  Von  den  hier  genannten  Linien  wurden  die  Strecken  Bielitz- 
Friedek,  Friedland-Krasna  und  Walachisch-Meseritsch-Bistritz  von  der  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  neu  erbaut  und  am  1.  Juni  1888  dem  Verkehre  übergeben. 
In  der  Strecke  Friedland-Friedek-Mistek    wird    der    Bahnkörper  der  Ostrau- 


3)  Eisenb.  Ges  Sammig.  irlt  S.  11.  —  *)  Eisenb.  Ges.  Sammig.  II,,  S.  12.  — 
5)  Eisenb.  Ges.  Sammig.  IIt,  S.  13.  —  c)  Eisenb.  Ges.  Sammig.  IIlt  S.  35.  — 
7)  Eisenb.  Ges.  Sammig.  II,,  S.  1396.  —  s)  Eisenb.  Ges.  Sammig.  IV,  S.  495  — 
9)  Eisenb.  Ges.  Sammig.  V2,  S.  138.  —  I0)  Eisenb.  Ges.  Sammig.  V2,  S.  139. 
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Friedlander  Eisenbahn  auf  Qrnnd  des  P 6 age vertrage s  vom  5.  Februar  1868 
mitbenutzt.  Die  Strecke  Walachisch-Meseritsch-Krasna  wurde  aus  der  von  der 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  mit  24.  December  1887  ins  Eigenthum  erworbenen 
Localbahn  Mahrisch- Weisskirchen- WSetin  einbezogen.  (Siehe  Abs.  I  der  Kund- 
machung des  Handelsministeriums  vom  30.  April  1891,  R.  G.  Bl.  Nr.  57,  Doc.  17.) 

Ad  b)  Die  von  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  erbaute  Strecke  Kremsier. 
Kojetein  wurde  am  1.  Juni  1888  eröffnet. 

In  Ansehung  der  in  lit.  a)  inbegriffen en  Theiletrecke  Bistritz- 
Walachisch-Meseritsch  erfolgt  die  Concessionsertheilung  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  die  hiefür  der  Kremsierer  Eisenbahn  unter  dem 
14.  Jänner  1883,  B.  6.  Bl.  Nr.  12,  ertheilte  Concession,  sofern  wegen 
Uebertragung  derselben  an  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  nicht  eine 
Vereinbarung  mit  dem  bisherigen  Concessionär  zu  Stande  kommt,  ausser 
Kraft  zu  treten  hat. 

Die  der  Kremsierer  Eisenbahn  unter  dem  14.  Jänner  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  12, 
ertheilte  Concession  für  die  Strecke  Bistritz-Walachisch-Meseritsch  wurde  laut 
Kundmachung  des  Handelsministers  vom  4.  Jänner  188G,  R.  G.  Bl.  Nr.  8,  ausser 
Kraft  gesetzt.  (Siehe  dieselbe  unten  als  Doc.  4.) 

Behufs  Einbeziehung  der  in  die  Richtung  der  neuen  Eisenbahn- 
linie von  Bielitz  über  Kremsier  bis  zum  Anschlußspunkte  an  die 
mährisch'Bchlesiecbe  Nordbahn  fallenden,  bereits  ausgebauten  Strecken 
der  Kremsierer  Eisenbahn  hat  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  mit  der 
vorher  genannten  Eisenbahngesellschaft  ein  Uebereinkommen  wegen  Er- 
werbung der  bezeichneten  Eisenbahnstrecken  zu  treffen,  und  wird  die 
Staatsverwaltung  das  Zustandekommen  eines  solchen  Uebereinkommens 
mit  dem  ihr  zu  Gebote  stehenden  Einflüsse  unterstützen. 

Die  Linien  der  Kremsierer  Eisenbahn,  nämlich  die  nuf  Grund  der  Con- 
cessionsurkunde  vom  30.  Joni  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  93,  erbaute  Strecke  Kremsier- 
Hullein  und  die  auf  Grund  der  Concessionsurknnde  vom  26.  Februar  1882, 
R.  G.  Bl.  Nr.  31,  hergestellte  Linie  Hullein-Bistritz,  sowie  auch  die  auf  Grund 
der  Coucessionsurkunde  vom  4.  August  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  106,  erbaute  Local- 
bahn Kremsier-Zborowitz,  sind  durch  Vertrag  vom  7.  Jänner  1887  an  die  Kaiser 
Ferdinands- Norilbahn  übergegangen,  jedoch  ist  eine  förmliche  Uebertragung  der 
bezüglichen  Concessionen  au  dieselbe  bisher  noch  nicht  erfolgt. 

§  3. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  auf  ihre  eigenen  Kosten  von 
einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  bestimmenden  Punkte  der  in  Krakau 
einmündenden  Nordbahnlinie  ausserhalb  des  inneren  Festungsrayons 
einen  Circumvallationsflttgel  zum  Anschlüsse  an  die  Staatsbahnlinie 
»Skawina-Podgorze  herzustellen. 

Die  im  Zuge  dieser  Flügelbahn,  welche  einen  integrirenden  Bestand- 
teil des   gesellschaftlichen  Bahnnetzes   zu  bilden  hat,  auszuführende 
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Weichselbrücke  ist  mittels  Anlage  einer  getrennten  Fahrbahn  von 
mindestens  8  Meter  Breite  für  den  Strassenverkehr  benützbar  ein- 
zurichten. 

Die  ganze  Anlage  ist  bis  längstens  1.  März  1887  zu  vollenden 
und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  tibergeben. 

Die  Krakauer  Circumvallationsbahn  wurde  am  1.  Jänner  1888  eröffnet. 

§  4. 

Für  die  im  §  2,  lit.  a  uad  b  aogeführten  Eisenbahnstrecken 
werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge? 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  soostige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung, sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues 
und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  auszugebenden 
Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  für 
die  bücherliche  Eintragung  dieser  Obligationen,  sowie  von  der 
bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungsgebühr; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  derselben  zu  entrichtenden  Gebühren  und 
Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet. 

§  &• 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  2,  lit  a  und  b 
genannten  Eisenbahnstrecken  binnen  längstens  zweieinhalb  Jahren, 
vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und  während  der  ganzen  Concessions- 
dauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Die  Gesellschaft  ißt  ferner  verpflichtet,  die  von  ihr  zu  erwerben- 
den, in  die  neue  Eisenbahnlinie  einzubeziehenden  Strecken  der 
Kremsierer  Bahn  innerhalb  des  vorstehenden  Bautermines  derart  umzu- 
gestalten, beziehungsweise  auszubauen,  dass  diese  Bahnstrecken  hin- 
sichtlich ihrer  technischen  Ausführung-tbedingnisse,  ihrer  Leistungsfähigkeit 
und  Ausstattung  mit  Fahrbetriebsmitteln  mit  den  anschliessenden  neu 
zu  erbauenden  Eisenbahnstrecken  übereinstimmen  und  dass  über  die 
ersteren  ein  directer  Verkehr  zwischen  der  galizischen  Transversal  bahn 
und  der  mährisch-schlesischen  Nordbahn  anstandslos  stattfinden  kann. 
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Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die  Gesell- 
schaft über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  ange- 
messenen Caution  in  Baarem  oder  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern 
geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann 
diese  Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  6- 

Unbeschadet  des  Umstandcs,  dass  durch  die  Aufrechthaltung  der 
Steuer-  und  Gebührenbefreiungen,  welche  für  die  im  §  2  bezeichneten 
bereits  bestehenden  Strecken  der  Kremsierer  Bahn  in  Gemässheit  der 
Concessionsurkunden  vom  30.  Juni  1880  (R.  G.  Bl.  Nr.  93)  und  vom 
26.  Februar  1882  (R.  G.  Bl.  Nr.  31)  schon  vordem  gewährt  worden 
sind,  beziehungsweise  für  die  neuen  Strecken  der  im  §  2  bezeichneten 
Eisenbahnlinie  kraft  §  4  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  gewährt 
werden,  die  Führung  einer  besonderen,  nach  den  Anordnungen  der  Staatsver- 
waltung einzurichtenden  Betriebsrechnung  für  die  angeführten  Bahnstrecken 
bedingt  ist,  sind  dieselben  im  Uebrigen,  namentlich  in  allen  den  öffent- 
lichen Verkehr  und  die  Tarife  betreffenden  Beziehungen,  gleich  der  im 
§  3  genannten  Flügelbahn  als  integrirende  Bestandteile  des  einheit- 
lichen Nordbahnnetzes  zu  behandeln. 

Demgemäss  findet  die  Einhebung  einer  Manipulationsgebübr  beim 
Uebergange  von  einer  dieser  Strecken  auf  die  andere  oder  auf  die 
älteren  Nordbahnlinien  oder  umgekehrt  nicht  statt,  und  sind  behufs  An- 
wendung der  Zonentarife  die  zurückgelegten  Distanzen  im  Ganzen  ein- 
zurechnen. 

§  7. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der  in 
Gemässheit  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  zu  erbauenden  Eisen- 
bahnen bat  nach  Massgabe  der  für  dieselben  vom  Handelsministerium 
aufzustellenden  technischen  Bedingnisse  und  zu  genehmigenden  Detail- 
projecte  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der 
Bahn  sind  rechtzeitig  dem  Handelsministerium  vorzulegen  und  sind  die 
ans  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staat- 
lichen Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  beim  Baue  auch  allen  vom 
Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellen- 
den Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

Abweichungen  von  den  zur  Ausführung  genehmigten  Bauprojecten 
bedürfen  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  sinngemäss  Anwendung 
auf  alle  baulichen  Umstaltungen  der  jetzt  bestehenden  Bahnstrecken 
der  Gesellschaft  einschliesslich  der  auf  denselben  auszuführenden  Er- 
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Weiterungen,  sowie  auf  die  Pläne  für  anzuschaffende  Fahrbetriebsmittel 
und  sonstige  Ausrüstungsgegenstände. 

§  8. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bestandteile  oder  Aua- 
rüstungsgegenstände  der  Bahn  sind  sowohl  für  die  bestehenden  als  für 
die  neu  zu  erbauenden  Bahnstrecken  aus  inländischen  Werken  zu 
beschaffen. 

Es  soll  jedoch  der  Bezug  aus  dem  Auslande  gestattet  werden, 
falls  die  Gesellschaft  nachweist,  dass  die  Beschaffung  im  Inlande  zu 
denselben  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der 
Lieferungszeit,  wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  sind, 
nicht  bewirkt  werden  kann. 

§  9. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung,  respective  dem  jeweiligen 
Verkehrsbedürfhisse  gemäss  durchzuführenden  Erweiterung  der  ihr  con- 
cessionirten  Eisenbahnen  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Be- 
stimmungen der  einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  etwa 
herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

§  io. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  wegen  Benützung  der  Anschluss- 
bahnböfe,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangs- 
verkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  benachbarten  Eisenbahnverwaltung 
anzustreben  und  das  bezügliche  Uebereinkommen  der  Staatsverwaltung 
zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  Gesellschaft  hat  hiebei  insbesondere  iu  Ansehung  des  Per- 
sonenverkehres für  die  thunlichste  Erleichterung  beim  Uebergange  von 
der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  dieser  Anschlüsse,  sowie  eines  etwaigen 
gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes  ist  die  Gesellschaft  im  Sinne  des 
§10,  lit.  g  des  Eisenbabnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854 
(R.  G.  Bl.  Nr.  238),  verpflichtet,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der 
Nachbarbahn  nicht  erzielt  werden  sollte,  sich  der  Entscheidung  des 
Handelsministeriums  zu  unterwerfen.  Der  Staatsverwaltung  bleibt  das 
Recht  vorbehalten,  in  Ermangelung  eines  Einverständnisses  die  technischen 
Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung  der  in- 
ländischen Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks- 
und Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Die  Gesellschaft  ist  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmünduug  von 
Verbindungsbahnen,  welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  ge- 
legenen Industrieunternehmungen  zum  Behufe   der  Beförderung  ihrer 
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Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen,  auf  die  dem  Bahn- 
betriebe mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden  Kosten 
zu  gestatten,  und  das  Zustandekommen  solcher  Bahnen  durch  den 
Abschluss  geeigneter  Vereinbarungen  mit  den  Interessenten  zu  begünsti- 
gen, wobei  insbesondere  für  die  Wagenbeistellung  thunlichst  erleichterte 
Bedingungen  zu  gewähren  sind. 

In  Ansehung  jener  bereits  bestehenden  oder  erst  künftig  zu  er- 
bauenden, in  das  Nordbahnnetz  einmündenden  Localbahnen,  deren 
Betrieb  nicht  für  Rechnung  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  geführt 
wird,  hat  fortan  als  ausnahmsloser  Grundsatz  zu  gelten,  dass  für  die 
Mitbenützung  bestehender  Anlagen  in  den  Anscblussbahnhöfen  der 
Hauptbahn  und  für  den  daselbst  durch  Nordbahnorgane  besorgten 
Stationsdienst  keine  wie  immer  geartete  Vergütung  oder  Beitragsleistung 
der  Localbahnunternebmung  auferlegt,  beziehungsweise  aufgerechnet 
werden  darf. 

§  IL 

Die  Dauer  der  gegenwärtigen  Concession,  während  welcher  der 
Gesellschaft  ein  Schutz  gegen  die  Errichtung  neuer  Bahnen  in  dem 
durch  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September 
1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238)  festgesetzten  Umfange  gewäbrt  wird,  und 
nach  deren  Ablauf  die  Concession  in  Ansehung  sämmtlicher,  den 
Gegenstand  derselben  bildenden  Eisenbahnen  erlischt,  wird  auf  die 
Zeit  vom  heutigen  Tage  bis  zum  31.  December  1940  festgesetzt. 

Mit  diesem  Zeitpunkte  geht  das  Eigenthum  an  dem  gesammten, 
den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concession  bildenden  Unternehmen, 
insbesondere  an  den  Eisenbahnen  selbst,  an  dem  Grunde  und  Boden 
und  an  den  Bauwerken,  welche  dazu  gehören,  sammt  allem  unbeweg- 
lichen und  beweglichen  Zu  gehör  mit  Einschluss  des  Fahrparkes  und 
der  Vorräthe  aller  Art,  sogleich  durch  das  Gesetz  und  unmittelbar  an 
den  Staat  über. 

Dieser  Eigenthumsübergang  erfolgt  ohne  Entgelt;  im  Sinne  der 
im  §  8  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854 
(R.  G.  Bl.  Nr.  238)  enthaltenen  Anordnung  wird  jedoch  bestimmt,  dass 
für  den  Fahrpark  der  im  Wege  einer  besonderen  Vereinbarung  ermittelte 
oder  —  sofern  eine  solche  Vereinbarung  bis  zum  Concessionsablaufe 
nicht  erfolgt  —  unter  sinngemässer  Anwendung  der  Vorschriften  über 
die  Enteignung  zum  Zwecke  der  Herstellung  und  des  Betriebes  von 
Eisenbahnen  festzustellende  Schätzungswerth  zu  vergüten  ist. 

Das  Eigenthum  der  aus  den  Betriebserträgnissen  gebildeten 
Reservefonde  verbleibt  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  dem  Staate  im  Zeitpunkte  des 
Ablaufes  der  Concessionsdauer  die  Bahn  lastenfrei  zu  übergeben. 

Die  etwa  in  diesem  Zeitpunkte  nach  den  dermaligen  Tilgungs- 
plänen noch  unverlost  ausstehenden  Restbeträge  der  ob  der  Bahn 
bücherlich  haftenden  Prioritätsanlehen   der  Gesellschaft  werden  jedoch 
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vom  Staate  gegen  dem  zur  Selbstzahlung  übernommen,  dass  die  Ge- 
sellschaft im  gleichen  Zeitpunkte  dem  Staate  einen  von  ihr  zu  bildenden 
und  unter  Mitsperre  der  Staatsverwaltung  aufzubewahrenden  Tilgungs- 
fond ins  Eigenthum  überlässt,  welchem  am  31.  December  des  Jahres  1886 
und  ebenso  jedes  der  folgenden  Jahre  der  noch  übrigen  Concessions- 
dauer  63.063  fl.  2  kr.  österr.  Währ,  in  Silber  und  19.648  fl.  52  kr. 
österr.  Währ,  in  Noten  aus  Gesellschaftsmitteln  zuzuweisen  sind. 

Die  fruchtbringende  Anlage  dieser  Foudsdotation,  sowie  der 
hiedurch  aus  derselben  erzielten  Zinsen  und  Zinseszinsen  erfolgt  in  der 
von  der  Staatsverwaltung  zu  bestimmenden  Weise. 

Es  ist  wohlverstanden,  dass  die  Gesellschaft  das  vollkommen  freie 
Verfügungsrecht  über  jenen  Tilgungsfond  erlangen  und  von  der  Ver- 
pflichtung zur  weiteren  Aufrechthaltung  und  Dotirung  desselben  ent 
hoben  sein  soll,  sobald  sie  die  Tilgungspläne  ihrer  Prioritätsanlehen 
derart  einrichtet,  dass  diese  Anlehen  innerhalb  der  Concessionsdauer 
vollständig  zur  Rückzahlung  gelangen. 

§  12. 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  das  gesammte, 
den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concession  bildende  Unternehmen 
vom  1.  Jänner  1904  angefangen  wann  immer  für  den  Staat  ein- 
zulösen. 

Im  Falle  der  Ausübung  dieses  Rechtes  erwirbt  der  Staat  das 
Eigenthum  der  Eisenbahnen  und  ihres  Zugehöres  in  der  im  §  11 
bezeichneten  Ausdehnung,  insbesondere  mit  Einschluss  des  Fahrparkes, 
für  welchen  jedoch  im  Falle  der  Einlösung  eine  besondere  Vergütung 
nicht  zu  leisten  ist. 

Die  im  §  11  bezeichneten  Reservefonde  bleiben  Eigenthum  der 
Gesellschaft,  dagegen  ist  der  nach  §  11  gebildete  Tilgungsfond  in 
jener  Höhe,  welche  derselbe  bis  zum  Zeitpunkte  der  Einlösung  zuzüglich 
der  bis  dahin  zugewachsenen  Zinsen  und  Zinseszinsen  erreicht  hat  dem 
Staate  ins  Eigenthum  zu  übergeben,  wonach  die  weiteren  Annuitäten- 
zahlungen in  diesen  Fond  nicht  mehr  von  der  Gesellschaft  zu  leisten, 
sondern,  soferne  dieselben  nach  Maesgabe  der  Schlussbestimmung  im 
§11  überhaupt  noch  erforderlich  sind,  von  dem  an  die  Gesellschaft  zu 
bezahlenden  Einlösungspreise  in  Abzug  zu  bringen  sind. 

Ausserdem  finden  die  nachstehenden  Bestimmungen  Anwendung: 
o)  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  in  den  sieben, 
dem  Zeitpunkte  der  Einlösung  unmittelbar  vorausgegangenen  Be- 
triebe jähren  erzielten  Reinerträgnisse  des  Bahnbetriebes  ermittelt, 
hievon  die  zwei  ungünstigsten  Betriebsjahre  ausgeschieden  und 
wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet.  Als  letztes  der  „sieben,  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  unmittelbar  vorausgegangenen  Betriebejahre"  ist  das 
letzte  Betriebsjahr  zu  verstehen,  dessen  Rechnungen  bereits  voll- 
ständig  abgeschlossen   vorliegen,    demnach  im  Falle,   wenn  das 
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Einlösungsrecht  mit  1.  Jänner  1904  ausgeübt  würde,  das  Jahr 
1902.  Bei  der  Ermittlung  des  Reinerträgnisses  sind  den  die 
Betriebsrechnung  belastenden  Ausgaben  auch  jene  für  Recon- 
structionen  und  Erneuerungen  aller  Art  erwachsenen  Kosten  zu- 
zurechnen, welche  aus  Reserve-  oder  Erneuerungsfonden  be- 
stritten wurden,  dagegen  aber  die  im  Abschnitte  E  des  allgemeinen 
Contirungsschemae  für  den  Betrieb  der  österreichischen  Eisenbahnen 
vom  1.  Jänner  1867  vorkommenden  Ausgaben  für  Zinsen  und 
Amortisation  (Lasten  der  Prioritätsanlehen,  zuzüglich  der  im  §  11 
bezeichneten  Tilgungsfondsdotation,  Tilgung  und  Verzinsung  des 
Actiencapitales)  von  dem  Betriebsüberschusse  nicht  in  Abzug  zu 
bringen.  Die  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  der  gegenwärtigen 
Concession  (§  33)  auf  den  Staat  entfallenden  Ueberschussantheile 
werden  bei  der  Bestimmung  des  Einlösungspreises  aus  den  Rein- 
erträgnissen des  Bahnbetriebes  ausgeschieden. 

b)  Eine  dem  auf  obige  Weise  berechneten  durchschnittlichen  Rein- 
ertrage gleichkommende  Jahresrente  für  die  noch  übrige  Dauer 
der  Concession  bildet  den  Einlösungspreis. 

e)  Auf  Absehlag  dfs  Einlösungspreises  und  in  Anrechnung  auf  den- 
selben werden  die  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  noch  unverlost 
ausstehenden  Restbeträge  der  ob  der  Bahn  bücherlich  haftenden 
gesellschaftlichen  Prioritätsanlehen  —  die  von  Seite  der  Gesell- 
schaft zu  erwirkende  Exliberirurg,  insoweit  dies  gesetzlich  erfor- 
derlich und  zulässig  ist,  von  der  ihr  obliegenden  Personalverpflichtung 
vorausgesetzt  —  vom  Staate  zur  Selbst-  und  AlleinzahluDg 
übernommen. 

d)  Die  in  jedem  einzelnen  Jahre  bis  zum  Ablaufe  der  Concessions- 
dauer  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  vom  Staate  zur 
Selbs  Zahlung  übernommenen  Prioritätsanlehen  erforderlichen  Be- 
träge, sowie  die  im  §  11  bezeichneten  Tilgungsfondsannuitäten 
werden  von  der  den  Einlösungspreis  bildenden  Jahresrente  in 
Abzug  gebracht.  Die  hienach  erübrigenden  Restbeträge  der 
Jahresrente  werden  in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  31.  De- 
cember  jedes  Jahres  der  noch  übrigen  Conce6sionsdauer  nachhinein 
fälligen  Raten  an  die  Gesellschaft  bezahlt. 

§  13. 

Die  Gesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten  Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  und,  insoweit  es  sich  um  die  im  §  2  angeführten  Bahnstrecken 
bandelt,  nach  den  für  dieselben  vom  Handelsministerium  aufzustellenden 
technischen  Concessionsbedingnissen,  —  sowie  nach  den  diesfalls  be- 
stehenden Gesetzen  und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahn- 
concessionsgesetze  vom  14.  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238)  und 
der  Eisenbahnbetriebsordnung   vom    16.  November    1851   (R.    G.  Bl. 

3* 
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Nr.  1  vom  Jahre  1852),  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden 
Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

§  1*. 

Die  Rückzahlung  der  von  der  Gesellschaft  aus  dem  Titel  der 
Staatsgarantie  für  die  mäbrisch-schlesische  Nordbahn  empfangenen 
Garantievorachüsse  nebst  Zinsen  an  den  Staat,  sowie  die  Zahlung  des 
als  Aequivalent  für  den  in  Gemässheit  der  neuen  einheitlichen  Con- 
cession  eintretenden  Aufschub  des  dem  Staate  an  den  Eisenbahnstrecken 
Floridsdorf-Jedlesee,  Gänsern  dorf-Marchegg  und  Oderberg-preussiscbe 
Grenze  zustehenden  Heimfallsrechtes  an  den  Staat  zu  entrichtenden 
Pauschalbetrages  ist  durch  §  6  des  Uebereinkommens  vom  10.  Jänner 
und  17.  Juli  1885  geregelt  und  ist  zugleich  einveretändlich  festgestellt, 
dass  die  Gesellschaft  für  die  Vergangenheit  aus  dem  Garantieverhältnisse 
keinen  wie  immer  gearteten  Anspruch  erheben  kann. 

Die  Führung  einer  abgesonderten  Betriebsrechnung  für  die  Linien 
der  mährisch-schießischen  Nordbahn  hat  künftig  nicht  mehr  stattsu- 
finden. 

Die  Gesellschaft  haftet  künftig  auch  dem  Staate  gegenüber  mit 
ihrem  ganzen  Vermögen  und  mit  ihren  gesammten  Einnahmen  zunächst 
und  vorzugsweise,  jedoch  unbeschadet  der  anderen  Gläubigern  zustehen  - 
den Vorgangsrechte,  für  die  Bezahlung  der  Zinsen  und  der  Amortisation 
der  zur  Aufbringung  des  Anlagecapitales  der  mährisch-schleeischen 
Nordbahn  emittirten  Effecten,  so  zwar,  dass  nur  in  dem  Falle,  als  das 
obige  Vermögen  und  die  obigen  Einnahmen  für  die  bezeichnete  ZinFen- 
nnd  Amortisationszahlung  nicht  ausreichen  sollten,  eine  neuerliche 
Inanspruchnahme  der  Staatsgarantie  eintreten  könnte. 

Die  in  Gemässheit  und  nach  Massgabe  des  Einganges  der  vorliegenden 
Concessionsurkunde  noch  in  Kraft  stehenden  §§  IT  bis  20  der  Concessious- 
urkunde  vom  6.  Mai  1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  82,  für  die  mähtisch-schlesische  Xord- 
bahn  lauten: 

§  17. 

Die  Staatsverwaltung  garantirt  der  Gesellschaft  jenen  Jahresbetrag,  welcher 
zur  Verzinsung  und  Amortisirung  der  zur  Aufbringung  des  Bahnanlagecapitales 
(§  19)  emittirten  Effecten  nothwendig  ist. 

Die  zu  leistende  Garantie  wird  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf 
allen  im  §  1  angeführten  Bahnstrecken  für  die  bis  zu  diesem  Tage  ausgegebenen 
Summen  in  Wirksamkeit  treten  und  vom  1.  Jänner  eines  jeden  folgenden  Jahres 
bis  zum  gänzlichen  Ausbau  der  Bahn  nach  den  Bestimmungen  des  §  19  für  jene 
Summen,  welche  im  vorhergehenden  Betriebsjahre  noch  auf  den  Bauconto  ge- 
schrieben wurden. 

Falls  die  Reineinnahme  der  concessionirten  neuen  Eisenbahnlinien  geringer 
als  die  berechnete  Annuität  wäre,  wird  die  Staatsverwaltung  die  Differenz  an  die 
Gesellschaft  nach  dem  Abschlüsse  der  Jahresreohnungen  spätestens  am  1.  Juni 
des  dem  Betriebsjahre  folgenden  Jahres  ausbezahlen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen  Effecten- 
coupons  nach  Massgabe  des  auf  Grund  des  Ertragspräliminars  richtiggestellten 
Erfordernisses  Theilzahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jahres- 
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berecknungen  zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn  die  Gesellschaft  sechs 
Wochen  vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche  Ansuchen  gestellt  haben  wird. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche  spätestens 
binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzulegen  sein  wird,  sich 
herausstellen  sollte,  daas  die  Vorschüsse  zu  hooh  bemessen  worden  sind,  so  hat 
die  Gesellschaft  den  erhaltenen  Mehrbetrag  mit  Zurechnung  von  6percentigen 
Zinsen  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates  muss 
aber  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffenden  Betriebsjahree 
erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  infolge  der  übernommenen  Garantie 
zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich  verzinslicher  Vorschuss  zu 
betrachten. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  überschreitet, 
ist  die  Hälfte  des  diesfalls  gen  Ueberschusses  sogleich  zur  Zurückzahlung  des 
geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen.  Die 
Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  der  Refundirung  der  Vorschlisse  voranzusehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  und  Zinsen,  welche  bis 
zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Conoession  oder  der  Einlösung  der  Bahn  noch  nicht 
bezahlt  wurden,  sind  von  jenen  Summen  in  Abrechnung  zu  bringen,  welche  der 
Staat  aus  was  immer  für  einem  Titel  (§  6)  der  Gesellschaft  zu  bezahlen  hat. 

g  18. 

Für  die  im  §  1  angeführten  Eisenbahnlinien  wird  durch  zehn  Jahre,  von 
der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  sämratlichen  Linien  an  gerechnet,  die  Befreiung 
von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer  sammt  Zuschlägen,  sowie  von  der  Ent- 
richtung der  Coupons-Stempelgebühren  und  von  jeder  neuen  Ei>enbahnsteuer,  die 
etwa  durch  künftige  Gesetze  eingelührt  wird,  zugestanden. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  zur  Beschaffung  des 
Anlagecapitales  nöthigen  Effecten  mit  Einschluss  der  Interimsscheine  Stempel-  und 
gebührenfrei  siattfinde. 

Desgleichen  wird  die  Befreiung  von  der  bei  den  Grundeinlösungen  auf- 
laufenden Uebertragungsgebühren  zugestanden. 

g  19. 

Der  Bauconto  wird  nach  Inbetriebsetzung  des  ganzen  Eisenbahnnetzes, 
nach  gänzlichem  Ausbaue  der  concessionirten  Linien  nach  den  von  der  Staats- 
verwaltung genehmigten  Plänen  geschlossen  werden. 

Zu  Lasten  des  Bauconto  werden  geschrieben: 

1.  Die  Kosten  der  Vorarbeiten  und  Projectsverfassung. 

2.  Die  Kosten  für  definitive  Herstellung  und  Einrichtung  der  Bahn  mit 
Inbegriff  der  Erweiterung  der  Bahnhöfe  in  Brünn,  Prerau  und  Olmütz,  ferner  die 
Kosten  der  von  der  ausseht,  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  für  die  Erweiterung 
dieser  Bahnhöfe  etwa  abzutretenden  Grundstücke,  sowie  sonstige  Auslagen,  welche 
aus  Anlass  der  Errichtung  und  Inbetriebsetzung  der  concessionirten  Bahn  not- 
wendigerweise bestritten  werden  müssen. 

Hierzu  gehören  insbesondere  auch  die  Kosten  für  die  Beschaffung  der  Fahr- 
betriebsmittel, bestehend  aus: 

25  Locomotiven, 

42  Personenwagen, 
325  gedeckten  Lastwagen, 

50  offenen  Lastwagen, 
300  Kohlenwagen, 
3  Schneepflügen. 

3.  Die  Kosten  zur  Aufbringung  des  erforderlichen  Anlagecapitales.  Die 
näheren  Bestimmungen  über  die  Realisirung  der  auszugebenden  Effecten  werden 
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durch  ein  besonderes  Uebereinkommen  zwischen  der  Finanzverwaltung  und  Gesell- 
schaft festgestellt  werden. 

4.  Bis  zur  Eröffnung  des  Betriebes  auf  den  im  §  1  angeführten  Bahnen: 
die  Kosten  der  Verzinsung  und  eventuellen  Amortisirung  des  verausgabten 

Capital  es  und  der  allfällig  mehr  emittirten  Effecten,  insoweit  sie  nicbt  durch  die 
erzielten  Reinerträgnisse  von  den  etwa  früher  dem  Be  riebe  übergebenen  Einzel- 
strecken  und  von  den  eingezahlten  und  angelegten  Geldern  gedeckt  sind. 

Nach  Eröffnung  des  Betriebes  der  benannten  Bahuen: 

die  Kosten  der  Verzinsung  und  Amortisirung  der  zum  vollständigen  Ausbau 
der  Bahn  emittirten,  bei  der  Berechnung  der  von  der  Staatsverwaltung  gewähr- 
leisteten Summe  noch  nicht  in  Rechnung  genommenen  Effecten,  nach  Abzug  der 
etwa  erzielten  Reinerträgnisse  von  den  eingezahlten  und  angelegten  Geldern. 

5.  Die  allgemeinen  Ausgaben  für  Ueberwaohung,  Buchhaltung  und  Ver- 
waltung im  Pauschalbetrage  von  3*25  Percent  der  sub  1  und  2  oben  angeführten 
Ausgaben. 

§  20. 

Die  Betriebsrechnung  der  neuen  Linien  wird  abgesondert  geführt  werden. 
Die  ausschliesslich   für  das  neue  Bahnnetz  gemachten  Auslagen  werden 
direct  der  Betriebsrechnung  zur  Last  gerechnet  werden. 

Die  nach  Ablauf  der  im  g  18  bezeichneten  Frist  von  der  Unternehmung  zu 
entrichtende  Erwerb-  und  Einkommensteuer  samrat  Zuschlägen  darf  in  die  Betriebs- 
rechnung als  Ausgabspost  eingestellt  werden. 

Von  den  Staatszuschüssen  ist  von  der  Unternehmung  eine  Einkommensteuer 
nicht  zu  bezahlen. 

Die  gemeinsamen  Ausgaben  beider  Eisenbahnnetze  werden,  wie  folgt,  ver- 
theilt werden: 

a)  Die  Direotions-  und  Verwaltungsauslagen  im  Verhältnisse  der  auf  beiden 
Netzen  zurückgelegten  Anzahl  von  Zugsmeilen. 

b)  Die  dem  jeweiligen  Bedarfe  entsprechende  Dotirung  der  Pensions-,  Pro- 
visions- und  Unterstützungscasstm  im  Verhältnisse  der  auf  beiden  Eisen- 
bahnnetzen ausgezahlten  Gehalte  und  Löhne. 

c)  Die  Reparaturs-,  Erhaltungs  und  Ersatzauslagen  für  Fahrbt-triebsroittel  im 
Verhältnisse  der  auf  beiden  Bahnnetzen  zurückgelegten  Anzahl  von  Zugs- 
meileu. 

d)  Die  Auslagen  der  Bahnhöfe  in  Brünn,  Prerau  und  Olmütz  im  Verhältnisse 
der  von  den  neuconcessionirten  und  den  alten  Linien  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  ankommenden  und  abgehenden  Züge,  wobei  die  in  Prerau  durch- 
gehenden Züge  nur  einfach  gerechnet  werden. 

§  15. 

Der  Gesellschaft  wird  das  Recht  eingeräumt,  zur  Beschaffung  der 
in  Ausführung  der  gegenwärtigen  Conceesion  und  des  derselben  zu 
Grunde  liegenden  Uebereinkommens  vom  10.  Jänner  und  17.  Juli  1885 
erforderlichen  Geldmittel  Prioritätsobligationen  auszugeben,  deren  Betrag 
und  Formular  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  unterliegt.  Inner- 
halb der  Dauer  der  gegenwärtigen  Conces3ion  ist  die  Tilgung  dieser 
Prioritätsobligationen  und  des  Actiencapitales  der  Gesellschaft,  wie  auch, 
insoweit  die  Gesellschaft  in  die  Lage  kommt,  eine  entsprechende 
Aenderung  der  Tilguogspläue  zu  bewirken,  jene  sämmtlicher  bestehenden 
Prioritätsanlehen  der  Gesellschaft,  einschliesslich  jener  für  die  mährisch- 
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schlesische  Nord  bahn,  nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zn  ge- 
nehmigenden Tilgungsplane  durchzufuhren. 

§  16. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen 
jenes  zwischen  dem  Reicbskriegsministerium,  dem  k.  k.  österreichischen 
und  dem  königl.  ungarischen  Landesvertheidigungsministerium  einerseits 
und  den  österreichischen  Eisenbahngesellscbaften  andererseits  abge- 
schlossenen Uebereinkominens,  welches  für  den  Heeres-  (Marine-,  Land- 
wehr-, Landsturm  )  Etat  die  günstigsten  Bestimmungen  enthält,  besorgt 
werden. 

Im  Falle  jedoch  seinerzeit  mit  der  Mehrzahl  der  Verwaltungen 
der  grossen  österreichischen  Privatbahnen  für  Militärtransporte  noch 
günstigere  Bestimmungen  als  die,  welche  im  Allgemeinen  vereinbart 
sind,  abgeschlossen  werden,  so  sollen  diese  auch  für  die  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  Geltung  erhalten 

Diese  Bestimmungen  finden  auf  alle  Personen,  Gepäcksstücke  und 
Güter  des  k.  k.  Heeres,  der  Kriegsmarine,  der  k.  k.  und  königl. 
ungarischen  Landwehr  und  des  Landsturmes,  der  k.  und  k.  Leibgarden, 
der  Gendarmerie,  der  k.  k.  Militär-Polizeiwache  und  des  Militarwach- 
corps  für  die  Civilgerichte,  der  Militärabtheilungen  der  k.  k.  und 
königl.  ungarischen  Gestütsb rauche,  der  im  Mobilisirungsfalle  errichteten 
Freiwilligencorps,  sowie  aller  militärisch  organisirten  und  zur  bewaffneten 
Macht  gehörigen  Körper  Anwendung,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  Dienstesreisen  auf  eigene 
Rechnung.  Die  Landesschützen  Tirols  und  Vorarlbergs  sind  ein 
integrirender  Theil  der  k.  k.  Landwehr. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellscbaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fabrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  den  jeweilig  in  Kraft 
stehenden  organischen  Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  Feld- 
eisenbahnformationen, sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit 
getretenen  Nachtragsübereinkommen  bezüglich  des  Transportes  der  im 
liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung 
gelangenden  Kranken  und  Verwundeten,  endlich  den  mit  den  ^öster- 
reichisch-ungarischen Eisenbahnverwaltungen  bezüglich  der  Einrichtung 
der  Etapenstationen  im  Kriegsfalle  getroffenen  Vereinbarungen  beizu- 
treten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 
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Bei  der  Besetzung  von  Dienstesposten  hat  die  Gesellschaft  im 
Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  60)  auf  gediente 
Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht 
zu  nehmen. 

§  17. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  wird  Folgendes 
festgesetzt: 

o)  Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  für  Postzwecke  henöthigten 
Localitäten  in  und  ausserhalb  von  Wien  im  Ausmasse  des  jeweiligen 
Bedarfes  unentgeltlich  beizustellen. 

b)  Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Post,  die  dieselbe  begleitenden 
Beamten  und  Diener,  sowie  die  Inspectionsorgane  mit  jedem  fahr- 
planmässigen  Zuge  zu  befördern  und  die  hiezu  erforderlichen 
Wagen,  nach  den  Bedürfnissen  der  Postverwaltung  eingerichtet, 
darunter  auch  die  Postambulanzwagen,  unentgeltlich  beizustellen 
und  zu  erhalten. 

c)  Zu  befördern  sind: 

I.  ohne  Entgelt: 

1.  die  in  lit.  b)  angeführten  Postorgane, 

2.  mit  den  Eil-  oder  Courierzügen  je  ein  vierrädriger  Ambu- 
lanzwagen, 

3.  mit  den  Personen-  und  gemischten  Zügen,  unter  welch 
letzteren  auch  Güterzüge  mit  Personenbeförderung  verstanden  sind, 
ein  achträdriger  oder  zwei  vierrädriger  Wagen, 

II.  gegen  Entgelt: 

4.  Beiwagen  mit  den  Personen-  und  gemischten  Zügen,  wobei 
die  Gesellschaft  für  jeden  vierrädrigen  Beiwagen  per  Fahrtkilometer, 
insoweit  der  Wagen  thatsächlich  zum  Posttransporte  benützt  wird, 
eine  Vergütung  von  17  kr.  österr.  Währ,  erhält. 

5.  Haupt-  und  Beiwagen  mit  Güter-Eil-  oder  Lastzügen  in 
der  Weise,  dass  die  Vergütung  für  jeden  vierrädrigen  Wagen  per 
Fahrtkilometer,  insoweit  der  Wagen  (ohne  Unterschied  ob  Haupt- 
oder Beiwagen)  wirklich  zum  Posttransporte  benützt  wird,  9  kr. 
österr.  Währ,  beträgt. 

d)  Das  nach  den  bisherigen  Vereinbarungen  für  die  Beförderung  von 
Postambulanzwagen  zu  entrichtende  Jahrespauschale  von  10.500  fl. 
kommt  vom  heutigen  Tage  in  Wegfall  und  ist  für  diese  Beförde- 
rung fortan  von  der  Postanstalt  keine  wie  immer  geartete  Ver- 
gütung zu  leisten. 

e)  Briefpostsendungen,  welche  von  einem  Postorgane  nicht  begleitet 
werden,  sind  durch  Babnbedienstete  zu  vermitteln. 

Der  Gesellschaft  ist  übrigens  gestattet,  Correspondenzen,  welche 
in  Bezug  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn  zwischen  der  Direction 
oder  dem  Vorstande  der  Gesellschaft  und  deren  untergeordneten  Organen 
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oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dnrcb  die  Bediensteten 
der  Bahnanstalt  befördern  zu  lassen. 

§  18. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt  wird 
Folgendes  festgesetzt: 

1.  Die  längs  den  Bahnstrecken  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 
bestehenden  Telegraphenleitungen,  welche  gegenwärtig  Eigenthum  der 
Staatsverwaltung  und  von  dieser  der  Gesellschaft  für  Zwecke  des  Bahn« 
betriebes  pachtweise  überlassen  sind,  bleiben  auch  fernerhin  Eigenthum 
der  Staatsverwaltung,  welche  diese  Leitungen  während  der  Concessions- 
dauer  der  Gesellschaft  —  wie  bisher  —  gegen  Entrichtung  eines  jähr- 
lichen Pachtschillings  von  3  fl.  95  kr.  per  Kilometer  Drahtlänge  zur  Be- 
nützung überlässt. 

2.  Die  Instandhaltung  dieser,  sowie  derjenigen  Telegraphenleitungen, 
welche  die  Staatsverwaltung  bisher  für  Rechnung  der  Gesellschaft  gegen 
Kostenersatz  hergestellt  hat,  übernimmt  während  der  Concessionsdauer 
die  Staatsverwaltung,  wogegen  die  Gesellschaft: 

o)  für  selbständige  Betriebsleitungen,  d.  h.  für  solche,  an  welchen 
keine  Staatsleitung  zugespannt  ist,  einen  jährlichen  Pauschalbetrag 
von  8  fl.  per  Kilometer  Leitung  (ohne  Rücksicht  auf  die  Anzahl 
der  Dtähte)  unter  Beistellung  der  erforderlichen  imprägnirten 
Säulen  in  den  Bedaifastationen, 

6)  für  gemeinschaftliche  Leitungen,  d.  h.  für  solche,  welche  neben 
Staatstelegraphendi  Übten  auf  denselben  Stützen  angebracht  sind, 
ein  jährliches  Pauschale  von  2  fl.  50  kr.  per  Kilometer  für  den 
ersten  und  von  2  fl.  für  jeden  folgenden  Draht  (mit  Inbegriff  der 
getrennten  Distanzsignale,  welche  in  dieser  Beziehung  den  zuge- 
Bpannten  Drähten  gleichgehalten  werden)  an  die  Staatsverwaltung 
zu  entrichten  hat. 

Bei  den  Drahtleitungen,  welche  Eigenthum  der  Staatsverwaltung 
und  der  Gesellschaft  nur  pachtweise  zur  Benützung  überlassen  sind, 
erstreckt  sich  die  Instandhaltung  auch  auf  die  im  Laufe  der  Zeit  er- 
forderlich werdende  Auswechselung  der  Leitungsdrähte.  Dagegen  ist  bei 
den  Leitungen,  welche  durch  die  Staatsverwaltung  für  Rechnung  der 
Gesellschaft  und  gegen  Kostenersatz  hergestellt  wurden,  in  der  regel- 
mässigen Instandhaltung  die  Auswechselung  der  Leitungsdrähte  nicht 
inbegriffen. 

3.  Wenn  während  der  Concessionsdauer  in  denjenigen  Bahnstrecken, 
in  welchen  die  Staatsverwaltung  ihr  gehörende  Drahtleitungen  der  Ge- 
sellschaft pachtweise  überlassen  hat,  die  Noth wendigkeit  einer  Ver- 
mehrung der  Zahl  dieser  Leitungen  sich  herausstellt  und  von  der 
Staatsverwaltung  anerkannt  wird,  so  wird  letztere  diese  neuen  Draht- 
leitungen auf  eigene  Kosten  herstellen,  dieselben  der  Gesellschaft  zu 
den  unter  1.  erwähnten  Bedingungen  pachtweise  überlassen  und  deren 
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Instandhaltung  nach  Massgabe  der  unter  2.  angegebenen  Bestimmungen 
übernehmen. 

Die  Erweiterung  der  bestehenden  Telegraphenanlagen  in  solchen 
Bahnstrecken,  in  welchen  die  Staatsverwaltung  bisher  die  Herstellungs- 
und Instandhaltungsarbeiten  für  Rechnung  der  Gesellschaft  besorgt  hat, 
sowie  die  Instandhaltung  dieser  Anlagen  nach  Hassgabe  der  uuter  2. 
angegebenen  Bedingungen  übernimmt  die  Staatsverwaltung  während  der 
Dauer  dieser  Concession. 

Die  Herstellung  von  Telegraphenanlagen  längs  solcher  Bahn- 
strecken, welche  nach  den  Bestimmungen  dieser  Concession  erst  neu  zu 
erbauen  sind,  wird  die  Staatsverwaltuug  auf  Ansuchen  der  Gesellschaft 
und  nach  Vereinbarung  des  bezüglichen  besonderen  Uebereinkommens 
ausführen,  für  welches  im  Wesentlichen  die  vom  Handelsministerium 
am  10.  October  1876,  Z.  4464,  erlassenen  Bestimmungen  über  die 
Herstellung,  Erhaltung  und  Benützung  der  Telegrabenleitungen  längs 
der  Staatseisenbahnen  als  Grundlage  zu  dienen  haben. 

4.  Während  der  Concessionsdauer  hat  die  Gesellschaft  nicht  bloss 
die  bereits  vorhandenen  Staats-  und  Betriebstelegraphenleitungen  auf 
ihrem  Grund  und  Boden  auch  fernerhin  zu  belassen,  sondern  auch  die 
Anlage  neuer  derartiger  Leitungen  auf  dem  von  der  Gesellschaft  einge- 
lösten oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und  Boden,  sowie 
die  Lagerung  der  Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt 
in  den  Bahnhöfen,  Stationsplätzen  und  Haltestellen  ohne  jede  Vergütung 
oder  Entschädigung  zu  gestatten,  die  von  der  Staatstelegraphenverwaltung 
aufgegebenen  Frachten  gegen  ermässigte  Gebühren  zu  befördern,  und 
den  mit  dem  Bau-  uud  Iustandbaltungädieuste  der  Leitungen  beauftragten 
Organen  und  Arbeitern  der  Staatstelegraphenanstalt  permanente  und 
temporäre  Freikarten  zu  erfolgen. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  diese  beiden  letzterwähnten 
Leistungen,  sowie  über  die  Benützung  der  der  Gesellschaft  pachtweise 
überlassnen  oder  für  ihre  Rechnung  hergestellten  Telegraphenleitungen 
sind  in  den  zu  Recht  bestehenden  Specialverträgen  enthalten,  oder  werden 
durch  neue  Uebereinkoinmen  gegeben,  welche  zwischen  der  Staatsver- 
waltung und  der  Gesellschaft  von  Fall  zu  Fall  rechtzeitig  zu  verein- 
baren sind.  Auch  diesen  neuen  Vereinbarungen  werden  die  unter  3.  er- 
wähnten Bestimmungen  des  Handelsministeriums  vom  10.  October  1876 
für  die  Staatseisenbahnen  als  Grundlage  zu  dienen  haben. 

§  19- 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge 
dieser  Concession  o3er  aus  Gefällsrticksichten  die  Eisenbahn  benützen 
und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt 
ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden.' 
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§  20. 

In  Ausübung  des  dein  Staate  in  Gemässheit  der  Anordnungen  im 
Artikel  II  des  Gesetzes  vom  6.  September  1885  (R.  G.  Bl.  Nr.  122) 
und  im  §  7  des  Uebereinkommens  vom  10.  Jänner  und  17.  Juli  1885 
vorbebaltenen  Tarifbestimmungsrecbtes  werden  für  das  ganze,  den 
Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concession  bildende  öffentlicbe  Eisen- 
bahnnetz der  Gesellschaft  (§§  1,  2,  3),  innerhalb  dessen  die  Maui- 
pulationsgebühr  in  jedem  Falle  nur  einmal  zur  Einhebung  gelangen  darf 
und  die  auf  dem  Princip  der  fallenden  Scala  aufgestellten  Tarife  ein- 
heitlich durchzurechnen  sind,  mit  Einschluss  der  in  das  obige  Bahnnetz 
nach  §  2,  Schlussabsatz,  einzubeziehenden  bereits  ausgebauten  Strecken 
der  Kremsierer  Bahn,  wie  auch,  insoweit  dies  durch  die  Anordnungen 
des  obigen  Gesetzes  bedingt  ist,  einschliesslich  der  gesellschaftlichen 
Montanbabn  derzeit  die  in  den  Beilagen  A  und  B  enthaltenen  Tarife 
für  den  Personen-  und  Güterverkehr  als  Maximaltarife  (Artikel  III  des 
Gesetzes)  mit  der  Massgabe  festgesetzt,  dass  in  allen  jenen  Fällen,  in 
welchen  für  einzelne  Classen  oder  Artikel  in  einzelnen  Relationen,  aus 
welchem  Grunde  immer  tbatsächlich  bereits  billigere  officielle  Tarifsätze 
nach  den  Localtarifen  der  Gesellschaft  in  Geltung  sind,  diese  letzteren 
Tarifsätze  als  Maximaltarife  beibehalten  werden. 

§  21. 

,  Ergibt  sich  aus  der  abgeschlossenen  Betriebsrechnung  eines  Jahres, 
dass  der  Reingewinn  der  Gesellschaft  jenen  Betrag  übersteigt,  welcher 
der  Ziffer  einer  Jahreedividende  von  100  fl.  österr.  Währ,  in  Noten  für 
jede  der  mit  74.511  V4  Stück  a  1000  fl.  Conventionsmtinze  =  1050  fl. 
österr.  Währ,  angenommenen  Actien  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbabn 
gleichkommt,  so  ist  das  Handelsministerium  nach  §  7  des  Ueberein- 
kommens vom  10.  Jänner  und  17.  Juli  1885  (Artikel  II,  §  7  des 
Gesetzes  vom  6.  September  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  122)  berechtigt,  im 
Sinne  des  Artikels  V  des  citirten  Gesetzes  Herabsetzungen  der  im  §  20 
bezeichneten  Maximaltarife  anzuordnen,  in  welchem  Falle  dann  auch 
eventuell  die  Montanbahngebühren  im  gleichen  Verhältnisse  herabzu- 
setzen sind. 

Stellt  sich  infolge  derartiger  weiterer  Tarifreductionen  heraus,  dass 
der  Reingewinn  der  Gesellschaft  die  bezeichnete  Höhe  nicht  erreicht,  so 
erwächst  der  Gesellschaft  hieraus  lediglich  der  Anspruch  auf  eine  zur 
Vermeidung  des  Ausfalles  voraussichtlich  geeignete  Abänderung  der 
festgesetzten  Tarife. 

§22 

Die  im  §  20  normirten  Tarife  (Beilage  A  und  D),  sowie  die 
späterhin  vom  Handelsministerium  jeweilig  festgesetzten  Normaltarife, 
AuBnahmetarife  und  Neben  gebühren  haben  als  Maximaltarife  zu  gelten, 
innerhalb  deren  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  der  Gesell- 
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schaft  freisteht,  vorbehaltlich  der  Beobachtung  der  bestehenden  Normen, 
betreffend  die  Vorlage  au  die  Aufsichtsbehörde. 

Die  für  die  Beförderung  von  Personen  und  Gütern  einzuhebenden 
Tarife,  sowie  alle  Ermässigungen  dei  selben  (Nachlässe,  Rückvergütungen, 
Rabatte,  Refactien  u.  dgl.)  sind  ausnahmslos  in  Gemässheit  der  jeweilig 
bestehenden  Normen  öffentlich  kundzumachen. 

Bei  der  Gewährung  von  wie  immer  gearteten  Tarifermässigangen 
darf  eine  pertönliche  Bevorzugung  einzelner  Versender  oder  Fracht- 
unternehmer nicht  stattfinden. 

Wenn  demnach  die  Gesellschaft  einem  Versender  oder  Fracht- 
unternehmer unter  gewissen  Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Fracht- 
preise oder  andere  Begünstigungen  gewährt,  so  soll  sie  gehalten  sein, 
dieselben  allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern  zuzugestehen, 
welche  die  nämlichen  Bedingungen  eingehen,  derart,  dass  eine  per- 
sönliche Bevorzugung  gänzlich  ausgeschlossen  bleibt. 

§  23. 

In  allen  Fällen  ist  bei  der  Festsetzung  und  Abänderung  von 
Tarifen  daran  festzuhalten,  dass  unter  gleichen  Verhältnissen  die  in- 
ländische Production  nicht  ungünstiger  behandelt  werden  darf,  wie  jene 
des  Auslandes. 

§  24. 

In  der  Regel  sollen  für  die  gleichen  Personenwagenclassen  und 
für  die  gleichen  Transportgegenstände  auf  derselben  Verkehrslinie  und 
unter  gleichen  Verfrachtungsbedinguogen  für  die  näher  gelegenen 
Stationen  keine  höheren  Gesammtfahrpreise,  beziehungsweise  Gesammt- 
frachtkosten  als  für  die  weiter  gelegenen  Stationen  berechnet  werden. 
Ausnahmen  hievon  dürfen  nur  insoweit  stattfinden,  als  sie  durch  die 
Concurrenz  mit  anderen  Transportanstalten  oder  im  Seehafenverkehre 
bedingt  sind. 

Solche  Ausnahmen  sind  in  jedem  einzelnen  Falle  zur  Kenntniss 
der  Aufsichtsbehörde  zu  bringen. 

§  25. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im 
Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  die  einschlägigen 
Frachtpreise  nach  Erforderniss  herabzumindern. 

§  26. 

Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige  zwangsweise  auf  öffentliche 
Kosten  zur  Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Escorte, 
letztere  auch  auf  der  Rückfahrt,  sind  zu  den  hiefür  jeweilig  auf  den 
Staatsbahnen  geltenden  ermässigten  Fabrgebühren  zu  befördern. 
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Für  derlei  Transporte,  welche  stete  in  abgesonderten  Coupe i 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  be- 
stimmte Tage  und  Züge  zu  vereinbaren. 

§  27. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veran- 
lassten Sendungen  und  deren  Begleitung  haben,  insoweit  hiefür  nicbt 
in  Beilage  A  besondere  Begünstigungen  festgesetzt  sind,  die  für  Militär- 
transporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze  Anwendung  zu  finden. 

§  28. 

Die  Fahr-  und  Frachtpreise  dürfen,  insoweit  sie  nicht  in  den  Bei- 
lagen A  und  B  in  Noten  bemessen  sind,  in  inländischer  Silbermünze 
eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit  Berücksichtigung  des  Curs- 
wertbes  entfallende  Gebühr  in  Noten  angenommen  werden  muss. 

Für  die  Kohlentransporte  aus  dem  Ostrau-Karwiner  Reviere  ab 
Grabe,  beziehungsweise  ab  Montanbahnhof  Dombrau  sind  jedoch  die 
Frachtpreise  (Beilage  2?,  Ausnahmetarif  I,  Schlusssatz)  in  Noten  ohne 
Agiozuschlag  einzubebeo,  insolange  ein  solcher  für  Wagenladungsgüter 
auf  den  westlichen  Staatsbahnen  nicht  factisch  zur  Einhebung  gelangt. 

Die  Nebengebühren  sind  in  Noten  ohne  Agiozuschlag  eiuzuheben. 
Eine  Ausnahme  hievon  bildet  nur  die  in  den  Gebührenberechnungs- 
tabellen und  Stationstarifen  eingerechnete  Manipulationsgebtibr  in  jenen 
Fällen,  wo  sie  zu  einem  in  Silber  bemessenen  Tarife  eingehoben  wird. 
In  diesen  Fällen  darf  die  Manipulationsgebühr  gleichfalls  in  Silber  ein- 
gehoben  werden. 

Hinsichtlich  der  Bemessung  der  Höhe  und  der  sonstigen  Modali- 
täten der  Einhebung  des  Agiozuschlages  ist  die  Gesellschaft  an  die 
allgemeinen  Anordnungen  gebunden,  welche  das  Handelsministerium 
jeweilig  über  diesen  Gegenstand  zu  treffen  findet. 

In  den  für  den  Personenverkehr  mit  dem  Auslande  in  ausländi- 
scher Währung  aufzustellenden  directen  Tarifen  dürfen  die  Tarifantheile 
der  Gesellschaft  ausnahmsweise  in  der  ausländischen  Währung,  und 
zwar  derart  bemessen  werden,  dass  die  Umrechnung  der  concessions- 
mässigen  Tarifsätze  (Beilage  Ä)  ohne  Berücksichtigung  des  etwa  gerin- 
geren Curswerthes  der  Silber-  und  Notenwährung  erfolgt. 

§  29. 

Die  Gesellschaft  ist  gehalten,  der  Staatsverwaltung  im  Wege 
eines  mit  derselben  über  deren  Verlangen  abzuschliessenden  Pe*age- 
vertrages  das  Recht  einzuräumen,  die  in  den  §§  2  und  5  erwähnten 
Eisenbahnstrecken,  wie  auch  die  an  dieselben  anschliessende  Strecke 
der  mährisch-schlesischen  Nordbahn  bis  Brünn  und  die  Nordbabnstrecke 
Bielitz-Saybusch  für  den  Durchgangsverkehr  von  und  nach  den  Staats- 
bahnen oder  vom  Staate  betriebenen  Privatbahnen,  beziehungsweise  von 
und  nach  jenen  Bahnstrecken,  in  Ansehung  deren  dem  Staate  ähnliche 
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Befugnisse,  wie  die  hier  eingeräumten,  zustehen,  gegen  Entrichtung 
einer  Peagegebtibr  mitzubenutzen. 

Die  Feststellung  der  Peagegebühr,  sowie  der  etwa  für  die  Bei- 
stellung der  Zugkraft  zu  leistenden  Entschädigung  erfolgt  nach  den  aus 
der  Beilage  C  ersichtlichen  Bestimmungen. 

Die  Staatsverwaltung  wird  in  diesem  P^agevorkehre  die  für  die 
Kaiser  Ferdinands  Nordbahn  festgesetzten  Tarife  einheben. 

§  30. 

Mittels  Pe^ageverträgeo,  welche  auf  Grund  der  im  §  29  verein- 
barten Bestimmungen  über  die  Feststellung  der  Peagegebühr  und 
Entschädigung  abzuscbliessen  sind,  wird  der  Staatsverwaltung  über  deren 
Verlangen  die  Mitbenützung  jeder  der  nachstehend  bezeichneten  Nord- 
bahnstrecken eingeräumt,  und  zwar: 

1.  Sternberg — Olmütz; 

2.  Cbelmek — Oswieczim,  eventuell  vom  Einmündungspunkte  der 
projectirten  Fortsetzung  der  Jaworznoer  Kohlenbahn  bis  zum  Ab- 
zweigungspunkte einer  selbständigen  Anschlussstrecke  zur  galizischen 
Transversalbahn. 


Die  Gesellschaft  ist  gehalten,  dem  Staate  für  Zwecke  seines 
Eisenbahnbetriebes  das  Recht  einzuräumen,  ihre  bestehenden  und  den 
jeweiligen  Verkehrsbedürfniesen  gemäss  zu  erweiternden  Bahnhöfe  in 
Olmtitz  und  Oswieczim  während  der  ganzen  Coucessionsdauer  unent- 
geltlich mitzubenützen,  und  sie  ist  verpflichtet,  die  Kosten  der  in  dem 
letztgenannten  Bahnhofe  aus  Anlass  der  Einmündung  der  Staatsbahn  - 
linie  Oswieczim- Podgörze  vom  Staate  vorgenommenen  Erweiterungsbauten, 
insoweit  dieselben  nicht  zur  ausschliesslichen  Benützung  der  Staats- 
bahnen zu  dienen  haben,  der  Staatseisenbahnverwaltung  zu  erstatten. 

Das  Baucapital,  die  Erhaltungs-  und  sonstigen  Kosten  dieser 
Bahnhöfe  werden  in  die  behufs  Feststellung  der  Pöagegebühr  und 
Entschädigung  aufzustellende  Berechnung  [Z.  I,  lit  a)  bis  c)  der 
Beilage  C]  nicht  einbezogen. 

Die  Gesellschaft  hat  auf  jede  wie  immer  geartete  Kaufschillings- 
zahlung oder  sonstige  Vergütung  für  den  von  ihr  an  die  Staats- 
eisenbahnverwaltung abzutretenden  Bahnhof  Saybusch  und  die  daselbst 
auf  Rechnung  der  Staatsverwaltung  ausgeführten,  respective  auszuführenden 
Reconstructions-  und  Erweiterungsanlagen  verzichtet  und  sie  ist 
verpflichtet,  diese  Anlagen  und  die  Abtretung  des  ganzen  Bahnhofes 
unentgeltlich  zu  bewirken.  Die  in  den  bisherigen  Vereinbarungen  zu 
Gunsten  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  bedungene  Bezahlung  der 
öpercentigen  Zinsen  des  Baucapitales  dieses  Bahnhofes  vom  Tage  der 
Betriebseröffoung  der  galizischen  Transversalbahn  in  Saybusch  bis 
1.  Jänner  1887  kommt  in  Wegfall;  dagegen  wird  der  Kaiser  Ferdinand  8- 
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Nordbahn  das  Recht  eingeräumt,  diesen  Bahnhof  während  der  Concessions 
dauer  unentgeltlich  mitzubenützen. 

Auf  Verlangen  des  Handelsministeiiums  hat  die  Kaiser  Ferdinands 
Nordbabn  dem  Staatseisenbahnbetriebe  ein  Bureau  im  Wiener  Nord- 
bahnhofe unentgeltlich  zur  Verfügung  zu  stellen. 

§  32. 

Die  Kaiser  Ferdinande-Nordbahn  ist  verpflichtet,  das  lastenfreie 
Eigenthum  des  ihr  gehörigen  (Y6)  Antheiles  der  Wiener  Verbindungs- 
bahn, falls  dessen  Einlösung  von  der  Staatsverwaltung  verlangt  werden 
sollte,  dem  Staate  in  jenem  Zeitpunkte,  in  welchem  dieses  Verlangen 
gestellt  wird,  um  den  Pauschaleinlösungepreis  von  600.000  fl.  österr. 
Währ,  in  Noten  abzutreten. 

Der  Staatsverwaltung  steht  das  Recht  zu,  diesen  Einlösungspreis 
nach  und  nach  durch  Bezahlung  einer  Jahresrente  zu  entrichten,  welche 
aasreicht,  um  den  Betrag  des  Einlösungspreises  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  der  Kaiser  Ferdinande-Nordbahn  (§  11)  zu  tilgen  und  die 
jeweilig  noch  aushaftende  Restforderung  mit  5  Percent  jährlich  zu 
verzinsen. 

Das  dem  Staate  bezüglich  des  obigen  Verbindungsbahnantheiles 
eingeräumte  Einlösun gerecht  erlischt,  wenn  es  nicht  binnen  längstens 
fünf  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  auegeübt  wird. 

Durch  das  zwischen  der  Staatsverwaltung  und  den  Gesellschaftern  der 
Wiener  Verbindungsbahn  abgeschlossene  Uebereinkommen  vom  14.  März  1888 
trat  der  Staat  ab  1.  Jünner  1887  an  Stelle  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  in 
das  Consortium  der  Wiener  Verbindungsbahn.  Die  Zahlung  des  oben  genannten 
Pauschalpreises  von  600.000  fl.  an  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  erfolgt  in 
Annuitäten  per  32.318  fl.  63  kr.,  welche  vou  1387  bis  1940  laufen. 

§  33. 

Dem  Staate  wird  in  Gemassheit  der  Anordnungen  des  Gesetzes 
vom  6.  September  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  122,  und  des  UebereinkommeDs 
vom  10.  Jänner  und  17.  Juli  1885  die  Betheiligung  an  dem  Reinge- 
winne des  ganzen,  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concesäion  bilden- 
den öffentlichen  Eisenbahnnetzes  der  Gesellschaft  (§§  1,  2,  3)  mit  Ein- 
scblusa  der  nach  §  2,  Schluesabsatz,  in  dasselbe  einzubeziehenden,  bereits 
ausgebauten  Strecken  der  KremBierer  Bahn  vorbehalten  und  haben  in 
dieser  Hinsicht  die  nachfolgenden  Bestimmungen  Anwendung  zu  finden: 

1.  Stellt  sich  nach  Masegabe  der  ordnungsmassig  abgeschlossenen 
Betrieberechnung  eines  Jahres  heraus,  dass  der  in  demselben  erzielte 
Reingewinn  der  Gesellschaft  den  Betrag  von  100  fl.  österr.  Währ, 
per  Actio  Überstiegen  hat,  so  ist  dieser  Ueberschuss  —  unbeschadet 
des  dem  Handelsministerium  zustehenden  Rechtee  zur  Vornahme  weiterer 
Tarifreductionen  —  zwischen  dem  Staate  und  der  Gesellechaft  hälftig 
»u  theilen  und  hat  die  Gesellschaft  den  dem  Staate  zur  freien  Verfügung 
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zufallenden  Autheil  binnen  vier  Wochen  nach  erfolgtem  Abschlüsse  der 
Betriebsrechnung  au  die  Staatsverwaltung  abzuführen. 

2.  Die  in  Gemässheit  der  vorausgehenden  Bestimmungen  (Z.  1) 
auf  den  Staat  entfallenden  Ueberschussantheile  werden  bei  der  Bestimmung 
des  Einlösungsprei^es  (§  12,  lit  a)  aus  den  Reinerträgnissen  des 
Bahnbetriebes  ausgeschieden. 

3.  Der  in  Zahl  1  wie  auch  im  §  21  genannte  Reingewinn  der 
Gesellschaft  wird  unter  Aufsicht  des  Handelsministeriums,  welchem  die 
Prüfung  der  einschlägigen  Rechnungen  vorbehalten  bleibt,  Jahr  für  Jahr 
in  folgender  Weise  ermittelt: 

o)  Für  die  Montananlagen  (gesellschaftliche  Kohlenwerke,  Ostraucr 
Montanbahn,  Briquettesfabrik  Ostrau)  einerseits  und  für  das  die 
sonstigen  Unternehmungen  der  Gesellschaft,  mit  Ausschluss  der 
Localbahnen  (§§  16  und  19  des  Uebereinkommens)  umfassende, 
seinerzeit  dem  Staate  anheimfallende,  beziehungsweise  dem 
Einlösungsrechte  unterliegende  öffentliche  Eisenbahnunternehmen 
(§§  11  und  12)  andererseits  werden  getrennte  Betriebsrechnungen 
aufgestellt,  in  welche  die  Betriebseinnahmen  und  Betriebsausgaben 
der  betreffenden  Unternehmungen  einzustellen  sind.  Zinsen - 
einnahmen  der  Gesellschaft,  sowie  die  Verzinsung  ihrer  schwebenden 
und  der  an  ihre  Stelle  tretenden  fundirten  Schulden,  dann  die 
nach  Abzug  der  bezüglichen  Lasten  erübrigenden  Erträgnisse  der 
gesellschaftlichen  Fonde  bilden  keinen  Gegenstand  der  Betriebs- 
rechnung. Dagegen  sind  in  dieselbe  als  Einnahme  des  öffentlichen 
Eisenbabnunternehmens  einzustellen  die  im  Falle  der  Einlösung 
des  gesellschaftlichen  Antheiles  an  der  Wiener  Verbindungsbahn 
durch  den  Staat  (§  32)  der  Gesellschaft  zufliessenden  Zinsen  des 
Pauschaleinlösungspreises  per  600.000  fl.  österr.  Währ,  in 
Noten. 

b)  Die  Kosten  der  allgemeinen  Verwaltung,  sowie  alle  anderen 
Auslagen,  welche  die  Gesammtheit  der  gesellschaftlichen  Unter- 
nehmungen oder  die  Gesellschaft  als  solche  treffen,  jedoch  mit 
Ausschluss  der  Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlagecapitales,  werden 
auf  die  Betriebsrechnungen  nach  einem  vom  Handelsministerium 
festzusetzenden  Schlüssel  vertheilt. 

c)  Von  dem  hienach  für  das  öffentliche  Eisenbahnunternehmen  sich 
ergebenden  Betriebsüberschusse  werden  folgende  Posten  in  Abzug 
gebracht: 

aa)  die  jeweilig  für  die  Verzinsung  und  Amortisation  der 
gesellschaftlichen  Prioritätsanlehen,  insoweit  dieselben  nicht 
die  Localbahnen  (§§  16  und  19  des  Uebereinkommens) 
betreffen,  erforderlichen  Beträge  zuzüglich  der  nach  §  11 
zu  leistenden  Tilgungsfondsannuitäten; 

bb)  die  infolge  successiver  Verlosung  der  im  §  21  genannten 
Actien   zur  Rückzahlung  derselben  mit  ihrem  Nennwerthe 
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planmässig  zu  verwendenden  Beträge  abzüglich  der  auf  die 
schon    verlosten    Actien    entfallenden,    der  Tilgungequote 
zuwachsenden  fünfpercentigen  Zinsen. 
d)  Der   nach   Abzug  der  in    lit.  aa)  und  bb)  angeführten  Posten 
verbleibende  Rest  des  Betriebsüberschusses   des  Öffentlichen  Eisen- 
bahnuuternehmens  bildet  den  Reingewinn  der  Gesellschaft  im  Sinne 
der  Zahl  1  und  des  §  21. 

§  34. 

Alle  Streitigkeiten  über  die  im  §  21  vorgesehenen  Tarifreductionen, 
sowie  über  den  nach  §  33  zu  ermittelnden  Reingewinn  gehören  mit 
Ausschluss  jedes  weiteren  Rechtszuges  vor  den  ordentlichen  Richter, 
vor  ein  aus  sieben  Mitgliedern  bestehendes  Schiedsgericht,  in  welches 
je  zwei  Mitglieder  von  jedem  der  beiden  Streittheile  ernannt,  die 
übrigen  drei  Mitglieder  von  der  vollen  Rathsversammlung  des  obersten 
Gerichtshofes  aus  seiner  Mitte  gewählt  werden,  und  welches  diese 
Streitigkeiten,  zugleich  aber  auch  alle  etwaigen  Streitigkeiten  über 
seine  eigene  Competenz  in  erster  und  letzter  Instanz  zu  entscheiden  hat. 

§  35. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  hat  ihre  Gesellschaftsstatuten  mit 
den  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Concession,  des  derselben  zu 
Grunde  liegenden  Uebereinkommens  und  den  derzeit  geltenden  Gesetzen 
in  Einklang  zu  bringen. 

Desgleichen  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet,  auf  ihre  Kosten  die 
zur  bücherlichen  Auszeichnung  der  Rechte,  welche  dem  Staate  in  Ge- 
mä-äsheit  der  gegenwärtigen  Concession  uni  des  derselben  zu  Grunde 
liegenden  Uebereinkommens  zustehen,  erforderlichen  Eintragungen  im 
Eisenbahnbuche  zu  erwirken  und  alle  zu  diesem  Zwecke  etwa  benöthigten 
Rechtsurkunden  und  Tabularerklärungen  über  Verlangen  der  Staats- 
verwaltung rechtzeitig  auszubtelleu. 

§  36. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahnen,  sowie  deren  Betriebseinrichtung 
in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt,  wie  auch  jederzeit 
in  einem  den  fachlichen  Anforderungen  und  den  Bedürfnissen  des 
öffentlichen  Verkehres  entsprechenden  Stande  erhalten  werde,  sowie 
anzuordnen,  dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintan  gehalten  und 
rticksichtlich  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ibt  berechtigt,  durch  ihre  Organe  Einsicht 
in  die  Gebarung  zu  nehmen,  und  insbesondere  auch  die  projectsmässige 
Bauausführung  durch  auf  Kosten  der  Gesellschaft  zu  entsendende  Auf- 
äichtsorgane  auf  jede  ihr   geeignet  erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Gesellschaftsvorstandes,   sowie    den  General- 

01«  Rechtturknndcn  der  Osterr.  Eisenbahnen.  II.  4 
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Versammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen 
und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession  oder  den  Gesellschafts- 
statuten zuwiderlaufenden  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistiren;  in 
einem  solchen  Falle  hat  derselbe  jedoch  sogleich  die  Entscheidung  des 
Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub  erfolgen  und  für 
die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehroung 
hat  die  Gesellschaft  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäfte- 
last eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu  leieten, 
deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§  37. 

Für  die  gegenwärtige  Concession  ist  nur  die  in  Gemässheit  der 
Entscheidungen  des  Finanzministeriums  vom  19.  Jänner  185G,  Z.  54127, 
und  vom  15.  September  1873,  Z.  23502,  auf  Eisenbahnconcessionen 
anzuwendende,  in  dem  kaiserlichen  Patente  vom  27.  Jänner  1840 
(Justizgesetzsammlung  Nr.  404)  festgesetzte  Taxe  zu  entrichten. 

§  3«. 

* 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  iu  der  Concessionsurkunde,  in  den  Con- 
cessionsbedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen 
vorkommen  sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
ersten  Tage  des  Monates  Jänner  im  Jahre  des  Heiles  Eintausendacht- 
hundertachtzigundsechs,  Unserer  Reiche  im  achtunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p 
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Beilage  A. 

Tarife 

für  den  Personen-  and  Gepäckstransport,  dann  für  die  mit  diesem  Trans- 
porte im  Zusammenhange  stehende  Beförderung   Ton  Fahrzeugen  nnd 

lebenden  Thieren. 

Tarif  per  Person  und  Kilometer 
bei  Schnellzügen  I.  Classe  5*0    kr.  österr.  Währ. 

n   4*°      i>  r 

"r-         n  2-5        „  „ 

bei  Personenzügen  I.      „   4'0     „       „  r 

n  8'0      „  „ 

III  00 

bei  gemischten  Zügen         I.      „   3*0     „  „  „ 

II-      n   2*25    «  b  n 

HI-      „   150    „  „ 

Als  geringste  Gebühr  werden  inclusive  Stempelgebühr  nach- 
stehende Tarifsätze  eingehoben: 

bei  Schnellzügen               I.  Classe  30     kr.  österr.  Währ 

II  <>0 

HI-      *   15      ,  n 

bei  Personenzügen  I.      „   20      „       v  „ 

bei  gemischten  Zügen         I.      „   15      „       „  „ 

bei  Personenzügen  und    \  II.      n   15      „       „  r 

bei  gemischten   Zügen    Uli.      „   10      „       „  „ 

Fahrbegünstigungen. 

Schüblinge,  Corrigenden,  welche  in  eine  Zwangsanstalt  abgegeben 
werden,  Civilarrestanten,  Sträflinge  nnd  deren  Escorte,  sowie  Militär- 
stellungsflüchtlioge,  welche  mittels  Escorte  auf  den  Assentplatz  gebracht 
werden,  sind  zu  den  Militärtariftaxen  mit  0*8  Kreuzer  per  1  Kilometer 
in  der  III.  Wagenclasse  zu  befördern.  Bei  solchen  Transporten  ist  für 
je  2  Kinder  von  2  bis  10  Jahren  die  Gebühr  für  eine  erwachsene 
Person  zu  berechnen.  Die  Escorte  geniesst  bei  der  Rückfahrt  dieselbe 
Begünstigung. 

Handwerksburschen,  Dienstboten  und  Taglöhner  (männliche  und 
weibliche)  werden,  jedoch  nur  während  der  Zeit  ihrer  Dienstlosigkeit, 
wenn  sie  sich  mit  einem  Arbeits-  (Wander-)  Buche,  Dienstbuche,  Reise- 
legitimation oder  Reisepass,  von  einer  in-  oder  ausländischen  politischen 
Behörde  ausgestellt,  ausweisen,  woraus  zu  entnehmen  ist,  dass  der 
Vorzeiger  in  eine  der  obcitirten  Berufsclassen  rangirt  und  im  Augen- 
blicke des  Anspruches  einer  Fahrpreisermässigung  nicht  in  Arbeit  oder 
Lohn  steht,  in  der  III.  Wagenclasse  gegen  Lösung  halber  Personen- 
zngsbillets  II.  Classe  befördert.  * 

4* 
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Wallfahrer,  welche  sich  mit  einer  pfarrämtlichen  Bestätigung,  in 
welcher  das  Ziel  der  Wallfahrt  angegeben  ist,  ausweisen,  gemessen, 
wenn  deren  Theilnehmerzahl  mindestens  300  beträgt  oder  wenn  für 
diese  Anzahl  bezahlt  wird,  einen  60percentigen  Nachlass  von  dem 
jeweilig  bestehenden  Tarife  für  Personenzüge.  Bei  Wallfahrertransporten 
in  geringerer  Anzahl,  mindestens  aber  20  Personen,  wird  von  Fall  zu 
Fall,  je  nach  Bedarf,  die  Giltigkeitsdauer  der  Tour-  und  Betourkarten 
entsprechend  verlängert,  beziehungsweise  der  Tarif  für  Tour-  und 
Retourkarten  bewilligt.  Bei  Benützung  der  Bahn  nur  in  einer  Richtung 
oder  bei  Benützung  verschiedener  Routen  bei  der  Tour-  und  Retour- 
fahrt  wird,  soferne  sich  mindestens  20  Personen  an  der  Fahrt  betheiligen 
und  wenigstens  50  Kilometer  Bahnfahrt  in  Betracht  kommen,  eine 
Ermässigung  in  der  Weise  bewilligt,  dass  für  die  Fahrt  in  der  III.  Classe 
der  Preis  für  halbe  Billets  II.  Classe  berechnet  wird. 

Separat  Personenzüge 

per  Kilometer  für  die  Locomotive  60  kr.  östetr.  Währ. 

„  jede  Achse  eines  auf  Verlangen 
gestellten  Salon-  oder  Per- 
sonenwagens   ,  20    „       „  n 

„  jede  Achse  eines  anderen  auf 
Verlangen  oder  zufolge  bahn- 
polizeilicher Bestimmung  ge- 
stellten Wagens  10    „  „ 

Wartegebtihr  über  die  bestimmte  Abfahrtszeit  für  jede  halbe  Stunde 

42  fl.  österr.  Währ. 

In  Minimo  werden  2  fl.  per  Kilometer,  45  fl.  im  Ganzen  erhoben. 

Reisegepäck. 

Tarife  für  Reisegepäck  Übergewicht  für  je  10  Kilogramm  und  per 
Kilometer  0  2  kr.  österr.  Währ. 

Als  geringste  Gebühr  wird  der  Tarifsatz  von  2  kr.  Noten  nebst 
Manipulationsgebühr  eingehoben. 

Manipulationsgebühr  7  kr.  Noten  per  Billet. 

Equipagen  und  sonstige  Strassenfahrzeuge. 
Tarif  per  Stück  und  Kilometer   I.  Serie  20  kr.  österr.  Währ. 

Als  geringste  Gebühr  werden  vorstehende  Tarifsätze  für  8  Kilo- 
meter nebst  Manipulationsgebühr  eingehoben. 

Manipulationsgebühr  7  kr.  österr.  Währ.  Noten  per  Stück. 

Für  die  Relation  Wien-Marchegg  \  I.  Serie  9  fl.  20  kr.  österr.  Währ, 
per  Stück  exclusive  Manipulationsgebühr  J  II.    „    6  n  44  „      n  „ 
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Pferde,  Fohlen  und  Maulthiere 

per  Kilometer  für  1  Stück  11*53  kr.  österr.  Währ. 

yj    2     „   16'15  „       „  „ 

„    3  und  mehr  per  Stück  .   .      6*92   „       n  „ 

Als  geringste  Gebühr  werden  vorstehende  Tarifsätze  für  8  Kilo- 
meter nebst  Manipulationsgebühr  eingehoben. 

Manipulationsgebühr  per  Stück  7  kr.  Ö9terr.  Währ.  Noten. 

Für  die  Relation!  für  1  Stück   5  fl.  30  kr.  ö.  W. 

Wien-Marcbegg  excl.V  „2     „   7   „  43   „     „  „ 

ManipulationsgebührJ    „    3   und  mehr   per   Stück  3   „  18   n    „  „ 

Für  die  Beförderung  von  Equipagen  und  Pferden  mit  Courier-, 
Eil-  oder  Schnellzügen,  zu  welcher  die  Gesellschaft  übrigens  nicht  ver- 
pflichtet ist,  werden  die  obigen  Tarifsätze  mit  einem  Zuschlage  von 
50  Percent  zur  Einhebung  gebracht. 

Hunde. 

Tarif  per  Stück  und  Kilometer  0*7  kr.  österr.  Währ. 

Die  geringste  Gebühr,  welche  per  Expedition  einzuheben  ist, 
beträgt  per  Stück  4  kr.  österr.  Währ.  Noten  nebst  Manipulationsgebühr. 

Manipulationsgebühr  7  kr.  österr.  Währ.  Noten  per  Stück. 

Ausnahmetarif  für  Cours-  und  Rennpferde    und   edle  Zucht- 
stuten. 

Dieselben  werden  gegen  Beibringung  einer  Legitimation  von  der 
Centralcommission  für  Pferdezucht  und  Pferderennen  in  Wien,  oder  von 
den  Pferderenncomitös  in  Budapest,  Pardubitz,  Lemberg  und  Klausen- 
burg, ferner  Pferde  der  k.  k.  Staatspferdezuchtanstalten  gegen  Bei- 
bringung von  Certificaten  dieser  Anstalten  zu  den  nachstehenden  Taxen 
*ls  Eilgut  befördert: 

1  einzelnes  Pferd   7*5  kr.  Noten  per  Kilometer 

2  Werde  10'6  „  „ 

mehr  als  2  Pferde  per  Stück    ...         4'5   „        „      „  „ 

Die  Manipulationsgebühr  ist  nach  dem  Tarife  für  Pferde  zu 
berechnen. 

Bei  Beförderung  mit  den  Güterzügen  und  Aufgabe  von  mindestens 

3  Stück  wird  für  derlei  Pferde  eine  Transport^ebühr  von  2  64  kr.  per 
Stück  und  Kilometer  nebst  einer  Auf  und  Abladegebühr  von  20  kr. 
Noten  per  Stück  und  einer  Manipulationsgebühr  von  7  kr.  Noten  per 
Stück  eingehoben.  Bei  Sendungen  von  weniger  ah  3  Stück  Pferden 
gelangen  die  normalen  Tarife  für  Pferde  zur  Anwendung. 

Tour-  und  Retourkarten. 

Für  selbe  hat,  insoweit  sie  zur  Einführung  gelangen,  bei  Schnell- 
zügen in  den  wichtigeren  Relationen  eine  20percentige  und  bei  Personen- 
zugen  eine   25percentige   Ermässigung    der    normalen  Fahrgebühren 
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platzzugreifen.  Die  Preise  für  dieselben  sind  in  österr.  Währ.  Noten 
zu  bemessen. 

Abonnementskarten  in  Packeten  zu  20  und  10  Karten. 

Für  dieselben  bat,  insoweit  sie  zur  Einführung  gelangen,  bei 
Schnellzügen  eine  Ermässigung  von  mindestens  22  Percent  und  bei 
Personenzügen  eine  30perceutige  Ermässigung  der  normalen  Taxen 
platzzugreifen.  Die  Preise  für  dieselben  sind  in  österr.  Währ.  Noten 
zu  bemessen. 

Schülerkarten  (in  Heften  für  60  Fahrten). 

Zwischen  Wien  und  Floiids-  (  \ 

dorf   I  II.  Cl.  4  fl.  ö.  W.  Noten  Itncl.  Stempel- 

dann   zwischen  Brünu    und  i  j  gebühr. 

Ober-Gerspitz    ....  JlII.   „    3  „    „     „        »  " 


Beilage  B. 


Tarife 

fflr  den  Eil-  und  Fraclitgütertrausport,  daun  für  die  mit  diesem  Transporte 
im  Zusammenhaute  stehende  Beförderung  von  lebenden  Thieren  und  Fahr- 
zeugen. 

Tarifeinheitssätze 
per  100  Kilogramm  und  1  Kilometer. 

I.  Eilgüter. 

Gewöhnliche   1*60  kr.  österr.  Währ. 

ermässigte  und  besonders  ermässigte  ....       0*59   „        „  „ 
Manipulation6gebühr    per    100  Kilogramm 

für  gewöhnliches  Eilgut   10        „        „  „ 

für  ermässigtes  Eilgut  ^ 

und  besonders  ermässigtes  Eilgut  |  »        ■  * 

Pferde,  Fohlen  und  Maulthiere  als  Eilgut  per  Kilometer 

für  1  Stück  desselben  Eigenthümers  .  11*53  kr.  österr.  Währ. 

„  2  Stücke      n                „  .  16-15  „  „ 

„   3  und  mehr  Stücke  per  Stück  .  6*92  „       „  „ 

Manipulationsgebühr  per  Stück  7  „       „  n  Noten 
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Equipagen    und   sonstige  Strassenfahrzeuge    als  Eilgut  per 

Stück  und  Kilometer: 

Serie   I  20  kr.  österr.  Währ. 

-    "   ....    14   „  „ 

Manipulationsgebühr  per  Stück   7   „       „         „  Noten 

2.  Frachtgüter. 

Sperrige  Güter,  für  welche  keine  Wagenladungssätze  bestehen, 
werden  zu  den  ly^achen  Taxen  der  Classe  I  befördert. 

Classe  I  0  59  kr.  österr.  Währ. 

„     II   von  1  bis  300  Kilometer   0  50   „       „  „ 

für  jedes  weitere  Kilometer  0  30   „       „  „ 

Manipulationsgebühr  per  100  Kilogramm  ...    4        „       n  „ 

Wagenladuugsclassp  A 

von     1  bis  100  Kilometer   0  36  kr.  österr.  Währ. 

*  101    »    200        „   034  „ 

*  201    „    300        „   032  „ 

,    301    „    400        „   0-26  „ 

für  jedes  weitere  Kilometer  über  400  Kilometer  0  20  ,,       „  „ 

Wugenladitngsclassc  B 

von     1  bis  100  Kilometer  0*28  kr.  österr.  Währ. 

«    101    ,    200        „   0-26  „ 

^    201    n    300        „   0-24  „ 

n    301    „    400        „   0-20  „ 

für  jedes  weitere  Kilometer  über  400  Kilometer  0'16   „  „ 

Manipulation*  gebühr   für  die  Classen  A  und  B 

per  100  Kilogramm  4 

Wagciiladungsclasso  C 

von     1  bis    50  Kilometer  0'26  kr.  österr.  Währ. 

»      5i    n    100         n    0*16  „ 

„    101    „    200        „    0-12  „ 

für  jedes  weitere  Kilometer  über  200  Kilometer  010  „       „  „ 

Manipulationsgebühr  per  100  Kilogramm  ...  3*5  „       „  „ 

Specialtarif  1 

von     1  bis    50  Kilometer   0*28  kr.  österr.  Währ. 

*  51   „    100        „    0-24    „  „ 

»    101   „150        „    0-22  „ 

»    151   „    300        „    0*20 

,    301   „    400        „    0-18    n        n  „ 

für  jedes  weitere  Kilometer  über  400  Kilometer  O  l«  „ 

Manipulationsgebühr  per  100  Kilogramm  ...  4 
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Specialtarif  2. 


Frachtsätze  per  100  Kilogramm  in  Kreuzern  österr.  Währ,  inclusive  Manipulations- 

irebühr. 


a 

o 


N 
eö 
-*-» 

'S 

et 


a 


W 
-*-> 

ja 
i 


s 

o 


8 

1 

6  ll 

64 

17-8 

1  9 

6-3! 

55 

18-0 

10 

6-6 

56 

18-v 

11 

69 

67 

184 

12 

T-l 

58 

18-6. 

13 

7-4' 

59 

18  8 

14 

7-6' 

60  190 

15 

7-9, 

61 

192 

16 

8-2 

62 

19-4 

17 

8  4 

63 

19  6 

18 

8*7 

64 

19-8| 

19 

8-9 

65 

20-0: 

20 

9-2 

66 

20  2' 

21 

9-5 

67 

20  4| 

i  22 

97 

68 

20-6, 

!  23 

100 

69 

20-8 

I  24 

102 

70 

210! 

25 

105 

71 

212; 

26 

108 

72 

21-4 

27 

110 

73 

21-6 

28 

11*3 

74 

21-8 

29 

11-5 

75 

22-0 

30 

11-8 

76 

22-2! 

31 

121 

77 

22-41 

32 

12-3 

78 

22-0 

33 

12-6 

79 

22-8 

34 

12-8 

80 

230 

35 

131 

81 

23-2, 

36 

13-4 

82 

23-4' 

37 

13-6 

8^ 

23-6! 

38 

13-9 

84 

23-8 

89 

14-1 

85 

24-0 

40 

14-4) 

86 

24-2 

41 

14-7 

87 

24-4 

42 

14-9 

88 

24-6 

43 

15-2 

89 

24-8 

44 

15-4 

90 

25-o] 

45 

15-7 

91 

25-2. 

46 

16-0 

92 

25-4 

47 

16-2  93 

2561 

48 

16-5 

91 

25-8, 

49 

16-7 

95 

26-0 

50 

17-0 

96 

262 

51 

17-2;  97 

26-4 

52 

17*4 

98 

26-6 

53 

17-6| 

99|  26-8, 

Q 

Vi 


o 
TA 


2  l  t- 

E 
o 

q 


'— 


-t-> 

ec 
o 


®  1 


i3 

et 

a  ^ 

-  I  Ii 


00 
01 

02 

03 
04 
05 
06 
07 
08 
09 
10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 
22 
23 
24 
25 
26 
27 
28 
29 
30 
31 
32 
33 
34 
35 
36 
37 
38 
39 
40 
41 
42 
43 
44 
45 


« 
5 
o 


et 
O 


270,146 
272  147 
27-3  148 
2"-ö|jl49 
27-6,jl5ii 

27-  8  |l6l 
28  0  )152 
28lil53 

28-  3  154 
28-4  155 
28  6  156 


28-8]|l57 

2H-9i;158|  33-0"204 


321  192 

321j|193 

322  194 

32  2  [195 
32-2I196 
32-3' 197 
32*4  198 
3-2-5  ly9| 
32-fi|2ü(.)| 
32-7!20l' 
32-8j202 
32-9J203 


© 

•4— ' 

Ol 

B 
o 


4 

sc 


291 

29  2 
294 

29-  6 
297 
299 

30  0 

30-  2 
30  4 
305 


159 
160 
161 
16> 
163 
164 
165 
166 
167 
168 


332 


200 


307  169 


30-8 
310 


170 
171 


33  3  207 
33  4'  208 
335|209 


36  4  238 
36  5  239 
36  6  [240 
36-7  241 ' 

36  8  242; 

36-  9j  243' 

37  0  244| 
37  1  245 
37  2  246 

37-  3  247 
37-4  248 
37-5I249 
37  6  260 
37  7  251 

37-  8  252 

37  9  253 
380  254 

38  1  255 

38-  2-256 


41-0 


41-1  285 


312  172 
31  3'  173 
31-4  174 

31  5 1175 
315! 


316 
31-6 
31-7 
317 
31'7 


176 
177 
178 
179 
180 
181 


33-7j;21l' 
33-8212; 

33-  9>2l3; 
340,214! 

34-  l|l2l5! 
34  2  216, 
34  3j217 
34-<218i 
34-5  219; 
34  6  220 
34-7  [221 
34-8  222 

34-  9||223 
35(^224 

35-  lil225 


38-3 


257 


38-4  258 
38-5  259 
38-6  260 
38-7'26l 
38-8  262 

38-  9  263 
39  0  264 

39-  lj265 
39.2  266 
39  3  267 
39-4  268 
39  5  269 
39-6  270 
39-71  271 


31-8i  182 
31-8  183 
31-8  184 
31-9  185 
319  186 
319  187 


320 
320 


32-0, 190 
32-l|19ll 


188 
189 


273 
274 
275 


35-2  226  39  8  272 
35-3:1227:  39  9 
35-4  228,  40  0 
35-5]  229  40-1 
35-6  230:  40-2  276 
35-7  23 1|  40'3  277 
35  8,232!  40-4  278 

35-  9>233  40i"<  279 

36-  0,234  40  6  280 
36- 1  235  40  7  281 
36-2j236l  40-8  282 
36-3j237l  40  9^283 


41-2 
41*3 
41-4 
41-5 
41-G 
41 

41-  8 
419 

42-  0 
421 
42-2 
42-3 
424 
42o 


284 


286 

287 

288 

289( 

290; 

291 ) 

292] 

293 

294* 

295! 

296 

297. 

298' 

299. 


42  6  300 


42-7 


42  8  302 


42-  9 

43-  0 


301 


43  1  30! 


432 


303 
304 


306 


433307 
43-4,1308 
43-5309 
43-6  310 
43-7I3H 


45-6  330 
45-7|331 
45-8J332 

45-  9  ;333 
460  334 

46-  l!|335 
46*3  336: 

46-  r>  337; 

46  7  338 

46  9  339 

47-  1  340 
47-3  3411 

47  5  342 
47-7  343 

47-  9  344' 
4  8  1  345 

48-  3|  346 
48-6,  347 
48-6i'3l8| 

48  7  349: 
48-8350; 

48-  9  351 
490  352! 
49'l|l53, 

49  2  354. 

49-  3  355; 
49*5  356 
496  357 


43-8  312  49-7 


51-7)376 
51-8)377 

51-  9;378j 
52  o  |379 

52-  1  380 
52-2  381 
52-3)382  j 
52-4  [383 

52-  5  384j 

52  6|385i 
528  386 
529 '387 ! 
530  388 

53  1  389 
532  390 
53  3  391, 
Ö3-4  392 

53  5  393] 

53-  6394 
53-7  395 

53-  9j396j 
540  397; 

54-  l||398 
54-2399; 
54-3,;400 
54-4401 
54-5  402, 

54  6  403 


43-  9 13 13 

44-  obl4 
44l|3lö 
44-2  316 
44-31317 


358  54-7 


44-4 
44-5 
44-6 
44-7 
44-8 

44-  9 

45-  0 
45-1 


45-2  326 


45-3 
45-4 
45'5 


[318 
319 
[320 
321 
122 
323 
324 
325 


49  8)  359 
49'9|360 
50-0  301 
50-1  |362 

50  2  363 


404 


50  3 
30-4 


364 

365 


[327 
328 
]329 


50-6  366 
5  0-7]  1367 
50-8,368 

50-  9 1*69 
510370 

51-  1J371 
51-2  372 
51-3  373 
51-4  374! 
5l*5;375. 


54-  8  405 

54  9  406 

55  0)407 

55-  1  408 
552]409 
55-3  410 
55-4411 

55  5  412 
55-6  413 
557  414 
55-8  415 

55-  9  416 

56-  0417 
561  418 
56-2  419 
56-3  420 

56  4 


56-5 
56-6 
56*7 

56-  8 
56  9 
570 

57-  1 
67-2 
37-3 
574 
57-5 
57-6 
57-7, 
57-8' 

57-  9 

58-  0 
58-1) 
58-2 
58-3 
58-4( 
585 
58-6 
58-7 
58-8 

58-  9 
69-0j 

59-  1 
59-2 
59-3 
59-4 
59-5 
59-6 
59-7 

59-  8 
600 
60  1 

60-  2 
60-3 
60-4 
60-5 
60-6 
60-7 
60-8 

60-  9 

61-  1 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn. 


57 


Ansnahmetarife. 


I.  Für  die  Artikel:  Coaks,  Kohle  mineralische,  Theerkohle,  Torf,  minerali- 
sche Koblenhlende,  Anthraeit,  Kohlenschlempe,  Kohlenlösche,  Kohlenziegcl 
(ßriquets),  Pechkohle,  Thcerkohlo  und  Torfzicgel,  sowie  Schlacken,  Walzen 
und  Hamm  er  sinter,  dann  Asche  aller  Art  (Schlacken  nnd  Sinteln  Ton  Erzen 

siehe  Ausnuhmetarif  XII). 

Einheitssätze  per  100  Kilogramm  und  1  Kilometer. 

Von         1—  50  Kilometer      0  22  kr.  österr.  Währ. 
51-100         „  0  14    r       „  „ 

101-200         ,.  0  12    „  „ 

0-08    „       „  r 


für   jedes  Kilometer  über  200 

Manipulationsgebübr  3'0  kr.   österr.  Währ,   per  100  Kilogramm. 

Für  Kohlentransporte    aus    dem  Ostrau-Karwiner  Reviere  „ab 
Grube",  beziehungsweise   „ab  Montanbahnhof  Dombrau"  Manipulations 
gebühr  2*0  kr.  österr.  Währ,  per  100  Kilogramm. 

II.  Für  die  Beförderung  von:  a)  Holzkohle,  Holzkohlenlösche,  b)  Holz- 

kohleusäcke,  leere  gebrauchte. 

Die  Frachtsätze  ad  a)  finden  nur  Anwendung  bei  Aufgabe  von 
mindestens  10.000  Kilogramm  per  Frachtbrief  und  Wagen  oder  Fracht- 
zahlung hiefür;  ad  b)  in  jedem  Gewichte. 

Frachtsätze  per  100  Kilogramm  in  Kreuzer  österr.  Währ.  Noten  inclusive  Mani- 
pulationsgebühr. 
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weitere  Kilometer  ist  der  Einheitssatz  von  0*1  kr.  österr.  Währ. 
Kilogramm  zu  berechnen. 
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III.  Für  rundes  Stamm-  und  Stangenholz  (auch  roh  behauen),  sowie  Scheit- 
(Klobeii-)  und  Knnppel-(Prngel-)Holz,  suiuintlich  biz  zu  2*5  Meter  lang; 
Stock-( Wurzel-),  StDck-(Stulhen-)Uolz;  Heiser  holz  und  Faschinen;  Eisen- 
bahnschwellen, roh  und  imprägnirt;  Schwarten,  beim  Schneiden  der  Hölzer 
abfallend,  nicht  über  6  Meter  lang;  folgende  zu  Grubenzwecken  be- 
stimmte Hölzer:  Stamm-  und  Stuuipelhölzer,  Schwellen,  Stege,  Schwarten- 
bretter, Schwartenpfühle,  sämmtlich   bis  G  Meter  Lauge,    sowie  dünne 

Brettchen  bis  1*5  Meter  Lange. 

Bei  Aufgabe  in  Wagenladungen  von  mindestens  10.000  Kilogramm  per  Frachtbrief 
uud  Wagen  oder  Frachtzahlung    hiefiir.  —  Frachtsätze  per   100  Kilogramm  in 
Kreuzern  österr.  Währ,  inclusive  Manipulationsgebühr. 
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IV.  För  Brennholz  für  Sendungen  von  mindesten*  10.000  Kilogramm  per 
Frachtbrief  und  Wagen  oder  Fracht zahluug  liiefilr. 

Frachtsätze  per  100  Kilogramm  in  Kieuzern  osterr.  Währ,  inclusive  Manipulations- 

gebiihr. 
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V.  Für  Borke  (Rinden),  nicht  verkleinert  oder  nicht  gemahlen,  bei  Auf- 
lieferung in  rollen  Wagenladungen  a  10.000  Kilogramm  per  Frachtbrief 

und  Wagen  oder  Frachtzahlung  hiefür. 

Frachtsätze  per  100  Kilogramm  in  Kreuzern  österr.  Währ,  inclusive  Manipulations- 
gebühr. 
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VI.  Für  Borkesäcke  und  Lohesäcke,  leer  retourgehende,  in  jedem  Quantum. 

Frachtsätze  per  100  Kilogramm  in  Kreuzern  österr.  Währ.  Noten  inclusive  Mani- 
pulationsgebühr. 
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VII.  Für  Lohe  (verkleinerte  oder  gemahlene  Borke  [Rinde]). 


Für  Sendungen  von  mindestens  10.f>00  Kilogramm  per  Frachtbrief  und  Wagen 
oder  Frachtzahlun?  hiefür.    —  Frachtsätze   per    lOu    Kilogramm    in  Kreuzern 

Österr.  Währ,  inclusive  Maniptilationsgebühr. 
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Weiters  die  Frachtsätze  des  Ausnahmetarifes  III. 


VIII.  Für  Baumaterialien: 

a)  Sand^  Mörtel,  Kalk  (auch  Weiss-  und  Schwarzkalk)  gebrannt, 
femer  Zuschlagskalk,  auch  Dungkalk  und  Dunggyps. 

Bei  Aufgabe  von  mindestens  10.000  Kilogramm  per  Frachtbrief 
und  Wagen  oder  Frachtzahlung  hiefür. 

Einheitssätze  per  100  Kilogramm  und  1  Kilometer  von  1  bis 
60  Kilometer  0  IG  kr.  österr.  Währ.  Noten,  für  jedes  Kilometer 
über  60  Kilometer  01 3  kr.  österr.  Währ.  Noten. 

Manipulationsgebühr  2*0  kr.  österr.  Währ.  Noten  per  100  Kilo- 
gramm. 

b)  Steine,  als:  Bau-,  Bruch-,  Hackel-,  Würfel-,  Pflastersteine,  unbe- 
arbeitet und  roh  vorgearbeitet  (auch  Randpflastersteine,  Saum- 
und Bordsteine),  sowie  alle  zur  Fuudirung  und  Beschotterung 
nutzbaren  Steine,  endlich  Dachschiefer,  Ziegel,  Mauer-  und 
Dachziegel. 

Bei  Auflieferung  in  vollen  Wagenladungen  a  10.000  Kilogramm 
per  Frachtbrief  und  Wagen  oder  Frachtzahlung  hiefür. 
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Frachtsätze  per  100  Kilogramm  in  Kreuzern    österr.  Währ.  Noten  inclusive  Mani- 
pulationsgebühr. 
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Ab  33  Kilometer  erfolgt  die  Entwicklung  nach  den  obigen  Einheitssätzen 
ad  a)  und  mit  einer  Manipulationsgebühr  von  2  0  kr.  österr.  Währ.  Noten  per 
100  Kilogramm. 


IX.  Für  Steine,  als:  Basalt-,  Gyps-.  Kalk-,  Kies-,  Quarz-,  Schiefer-,  Schotter-, 
Schwemm-  und  Tuffsteine,  Steiusciiroten;  ferner  Bausteine  in  Quadern  und 
Platten,  roh  behauen,  ungeschliffen,  einschliesslich  roh  behaltene,  unge- 
schliffene Marinorplatten;  Bimssteine,  Feuersteine,  Mühlsteine,  Chamotte- 
nnd  Tbonsteine,  Chamotteziegel,  feuerfeste  und  brasilische  Steine,  Trottoir- 
platten  ans  Thoniiiasse,  ferner  Ziegelmehl,  auch  Ohaniottemelil  und 
(hamottespeise,  Erde,  gewöhnliche  (nach  der  Nomenclatur  im  Theile  I), 
Kalksteinabfälle  und  Schvrefelkiesabbründe. 

Kür  Sendungen  von  mindestens  10.000  Kilogramm  per  Frachtbrief  und  Wagen 
oder  Frachtzahlung  hiefür.  —  Frachtsätze  per  100  Kilogramm  in  Kreuzer  österr. 

Währ,  inclusive  Manipulationsgebühr. 
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Ab  276  Kilometer  die  Frachtsätze  der  Classe  C. 


X.  Für  Knlkaschc. 

Für  Sendungen  von  mindestens  10.000  Kilogiamm  per  Frachtbrief  und  Wagen 
oder  Frachtzahlung  hiefür.  —  Frachtsätze  per  100  Kilogramm  in  Kreuzern  österr. 

Währ,  inclusive  Manipulationsgebühr. 
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Ab  61  Kilometer  die  Frachtsätze  der  Classe  C. 


XI.  Für  Blei  iu  Blöcken,  Stangen,  Mulden,  Platten  und  Rollen  (Walzblei), 
Hartblei,  Bleizink,  Bleiasche,  Bleioxyd,  metallische  Bleiabfälle;  Blei- 
waaren,  ordinäre,  und  zwar:  Buchdruekerlettern,  Typen  und  Stereotyp- 
platten, ferner  Schüsseln,  Teller,  Töpfe  und  sonstiges  Kochgeschirr  aus 
Blei;  Blelnoaren,  als:  Köhren,  Bleisclirot,  Walzen,  Bleidruht  und  alte 

Bleikugeln,  endlich  Bleiglätte. 

Für  diese  Artikel  gelangen  bei  Aufgabe  in  jedem  Gewichte  die  Frachtsätze  der 

Classe  A  zur  Anwendung. 
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XII.  Für  Erze,  rohe  aller  Art  (uach  der  Nomenclatur  ini  Theil  I),  Schlacken 
und  Sintelu  yon  Erzen  für  Sendungen  yon  mindestens  10.000  Kilogramm 
per  Frachtbrief  und  Wagen  oder  Frachtzahlung  hiefttr. 


Frachtsätze  per  100  Kilogramm  in  Krenzern  österr.  Währ,  inclusive  Manipulation  s 

gebühr. 


kr 

9 

:  S 

achtaatzj 

1  *« 

+* 

a  1 

"achtsatzj 

— ! 
ilometer  \ 

1 

ta 
a 

m 
3 
g 

ilometer 

to 
-t-> 

M 

o 

ilometer 

-achtsatz 

ilometer  1 

-achtsatz 

ilometer 

rachtsatzl 

ilometer 

-achtsatz 

^ 

5  ; 

Es.  . 

s 

tü 

£ 

d 

Eh 

£ 

1  tu 

tu 

8 

21 

34 

! 

7'5 

1 

60 

13-2 

86 

17-2 

112 

22-4 

138 

24-2 

164 

26-2 

190 

30'4 

9 

2  3 

36 

77 

61 

134 

87 

174 

113 

226 

139 

24-2 

165 

26'4 

191 

30-6 

10 

2*6 

36 

7-9 

62 

136 

88 

176 

114 

22-7 

140 

24-2 

166 

26-6 

192 

30-7 

11 

2-9 

37 

8-1 

63 

13-9 

89 

17-8 

115 

22*8 

141 

24-2 

167 

26-7 

193 

30*9 

12 

31 

38 

8-4 

64 

141 

90 

18*0 

116 

22*9 

142 

24*2' 

168 

26-9 

194 

310 

13 

34 

39 

8-6 

65 

14-3 

91 

182 

117 

230 

143 

242; 

169 

27-0 

195 

31-2  ; 

14 

36 

40 

8*8 

66 

145 

92 

18*4 

118 

23-2 

144 

24-2 

170 

27-2 

196 

3i-4 ; 

15 

39 

41 

90 

67 

14-7 

93 

18-b 

119 

23-3 

145 

24-2' 

171 

27-4 

197 

31-5  I 

16 

4*2 

42 

9-2 

68 

15*0 

94 

18-*- 

120 

23-4j 

146 

242 

172 

275 

198 

31-7 

17 

44 

43 

9*5 

69 

152 

95 

190 

121 

23-5 

147 

24-2; 

173 

27-7 

199 

31-8 

18 

4-7 

44 

9-7! 

70 

152 

96 

192 

122 

23-6 

148 

24-2 

174 

27-8 

200 

320 

19 

4-9 

45 

99 

71 

15*2 

97 

19-4 

123 

23-8 

149 

24-2 

175 

28-0 

201 

32-2  ! 

20 

5-2 

46 

10-1  Ii  72 

15*2 

98 

19-6 

124 

23-9 

150 

242 

176 

282 

202 

32-3  i 

21 

5-5 

47 

10'3  1 

73 

162 

99 

19-8 

125 

24-0  151 

24-2| 

177 

28-3 

203 

82-5 

22 

6-7 

48 

10-6  1 

74 

15-2 

100 

20-0 

126 

24-1 

'152 

24-3 

178 

285 

204 

32-6 

23 

60 

49 

10-81 

76 

16-2 

101 

20-2 

127 

24*  2j 

153 

24-6 

179 

286  1 

205 

328 

24 

6-2 

50 

u-o ! 

76 

152 

102 

20-4 

128 

24-2 

164 

24-61  180 

28-8' 

206 

33-0 

25 

6-5 

51 

11-2 

77 

154 

103 

20-6 

129 

24-2 

[  155 

24-8 

181 

290 

207 

33-1 

26 

6-8 

62 

11-4- 

78 

156 

104 

20-8 

130 

24-2"  16« 

26  0  182 

291 

208 

33-3  | 

27 

6-8 

53 

11-7, 

79 

16*8 

105 

21-0 

131 

24-2 

157 

251! 

183 

29  3 

209 

33-4 

28 

6-8 

54 

119 

80 

16-0 

106 

21-2 

132 

24-21 

158 

25-3' 

184 

29-4 

210 

33-6  1 

29 

6-8 

55 

12-1  if  81 

16-2 

107 

21-4 

13» 

24-2 

169 

254 

185 

29-6 ; 

211 

33-8  1 

30 

6-8 

56 

12-3  ii  82 

16-4 

108 

21-G 

134 

24*2' 

160 

256' 

186 

29  8* 

212 

33-9 

31 

6-8 

57 

12'5l 

83 

166 

109 

21-* 

135 

24-2 

161 

26-8 !  187 

29-9 

213 

34-0 

32 

7-0 

68 

12-8 ; 

84 

16-8 

110 

22-0 

136 

24-2 

162 

25-9! 

188 

30- 1 

214 

341  1 

33 

73 

69 

13-0 1 

85 

17-0 

111 

22-2 

137 

24-2 

163 

26-ll  189 

!i 

30-2 

216 

34  2  j 

I 

Weiters  die  Frachtsätze  des  Ausnahmetarifes  I. 


XI n.  Für  Eisen  und  Stahl  gehämmert  etc.  Eisen-  uud  Stablwaaren,  Eisen 
und  Stahl  roh  (sämmtlich  nach  der  Nomenclatur  im  Theil  I),  Emailgeschirr 
ans  Blech,  dann  Eisengusswaaren  (siehe  Theil  I). 

Für  derlei  Transporte  kommen  bei  Aufgabe  in  jedem  Gewichte 
die  Frachtsätze  der  Classe  A  uud  bei  Aufgab«  von  mindestens  5000 
Kilogramm  per  Frachtbrief  und  Wagen  oder  Fracbtzahlung  hiefür  die 
Frachtsätze  der  Classe  B  zur  Anwendung. 

XIV.  Für  Glaubersalz  bei  Aufgabe  yon  mindestens  10.000  Kilogramm  per 
Frachtbrief  nnd  Wagen  oder  Frachtzahlung  hiefür 

gelangen  die  Frachtsätze  des  Specialtarifes  1  zur  Anwendung. 
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XV.  Für  Salz,  Koch-,  Meer-,  Stein-  und  Sudsalz,  auch  Lecksteine,  Seesalz 

und  Fabrikssalz 

bei  Aufgabe  in  Quantitäten  von  5000  bis  10.000  Kilogramm 
Einheitssätze  per  100  Kilogramm  und  1  Kilometer 

von      1  bis  100  Kilometer  0'40  kr.  österr.  Währ. 
„    101    „  150         „        0-87  „ 
v     151    „  200  0  33  „ 

r    201    „  300  0-32  „ 

„    301     „  400         „        0-28  „ 
über  400         „        020  „ 

bei  Aufgabe  in  Quantitäten  von  10.000  Kilogramm  und  darüber 
von      1  bis  100  Kilometer  0  38  kr.  österr.  Währ. 
„    101    n  200         r       0-28  „ 
„    201    „  300         „        0-27  „ 
n    301    „  400         „        0  25  ,. 
über  400         „        024    „        „  „ 

Manipulationsgebühr  4  kr.  österr.  Währ,  per  100  Kilogramm. 


XVI.  Für  Eis  und  Schnee  in  (Juantitäteu  vou  mindesten«;  10.000  Kilogramm 
per  Frachtbrief  und  Wagen  oder  Frachtzahlung  hiefttr. 

Für  Distanzen  über  40  Kilometer  kommt  der  Einheitssatz  von 
012  kr.  österr.  Währ.  Noten  per  100  Kilogramm  und  1  Kilometer, 
nebst  einer  Manipulationsgebühr  von  4  kr.  österr.  Währ.  Noten  per 
100  Kilogramm  zur  Anwendung. 

Bis  40  Kilometer  haben  nachstehende  Frachtsätze  per  100  Kilo- 
gramm in  Kreuzern  österr.  Währ.  Noten  inclusive  Manipulationsgebühr 
zur  Anwendung  zu  gelangen. 
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XVII.  Für  Erdharz,  Erdwachs  etc. 

Bei  Aufgabe  von  mindestens  10.000  Kilogramm  per  Frachtbrief 
und  Wagen  oder  Frachtzahlung  hiefür  gelangen  die  Frachtsätze  der 
Classe  C  zur  Anwendung. 
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XYUI.  Für  Bier  in  Fässern,  Wein  (anch  Most)  in  Fässern,  Obstwein  und 

Obstmost. 

Hiefür  gelangen  bei  Aufgabe  in  jedem  Gewichte  die  Frachtsätze 
der  Classe  A  zur  Anwendung. 

XIX.  Für  Eisenbalmfahrzeuge  auf  eigenen  Bädern  laufend,  bei  Zahlung 
der  Fracht  für  das  Effectiy gewicht  (siehe  übrigens  die  diesbezüglichen 

Tarif  bestiramungen,  Theil  1). 

Frachtsätze  per  100  Kilogramm  in  Kreuzern  österr.  Währ,  inclusive  Manipulations- 

gebühr. 
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XX.  Ftlr  Möbelwagen,  beladene  und  leere. 

Bei  dem  Transporte  von  beladenen  Möbelwagen  wird  die  Fracht- 
gebühr unter  Zugrundelegung  einer  Tara  von  2300  Kilogramm  zu  den 
Taxen  der  Classe  C  und  für  die  Möbel,  also  für  das  2300  Kilogramm 
übersteigende  Gewicht,  die  Taxen  der  Normalclasse  I  in  Rechnung 
gezogen.  Für  den  leeren  Möbelwagen  wird  die  Fracht  nach  dem 
Effectivgewichte,  mindestens  aber  für  2500  Kilogramm  zu  den  Fracht- 
sätzen der  Classe  C  berechnet. 

XXI.  Für  Panorama-  und  Circus wägen,  Circusbudenbestandtkeile,  Car- 
ronssels  (Ringelspiele))  Menageriewagen,  Schaubuden,  Schaubudenbestand- 

theile,  sowie  Theaterutensilien. 

Hiefür  gelangt  ein  Frachtsatz  von  20  kr.  östeir.  Währ.  Noten 
per  Wagen  und  Kilometer  nebst  einer  Manipulationsgebühr  von  4  fl. 
österr.  Währ.  Noten  per  Wagen  zur  Anwendung. 

XXII.  Für  Eilgüter,  gewöhnliehe,  bei  Aufgabe  in  Quantitäten  bis  inclusive 
50  Kilogramm  und  bis  4  Colli  per  Frachtbrief  und  Sendung. 

Derlei  Güter  werden  zum  doppelten  Frachtsatze  der  Normalclasse  I 
berechnet. 

XXIII.  FOr  Häckerling,  Häcksel,  KafT,  Ohm,  Spreu,  Stroh,  dann  Klee, 

geschnitten  und  getrocknet. 

Bei  Aufgabe  von  mindestens  3000  Kilogramm  per  Frachtbrief 
und  Wagen  oder  Frachtzahlung  hiefür  nach  Wien. 

Für  derlei  Transporte  gelangen  bei  einem  Minimaldurchlaufe  von 
150  Kilometer  auf  den  Linien  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  die 
Frachtsätze  des  Specialtarif  es  1  zur  Anwendung  und  es  sind  derlei 
Sendungen  insolange  nach  der  auf  150  Kilometer  aus  Specialtarif  1 
(Gebührenberechnungstabelle)  entfallenden  Gebühr  zu  berechnen,  als 
sich  die  Frachtsätze  für  das  wirkliche  Gewicht  auf  Grund  der  laut 
Waarenclasaiöcation  zur  Anwendung  kommenden  allgemeinen  Tarif- 
classon  nicht  billiger  stellen. 

XXIV.  Fttr  Mineralwässer. 

Bei  Aufgabe  von  mindestens  10.000  Kilogramm  per  Frachtbrief 
und  Wagen  oder  Frachtzahlung  hiefür  gelangen  die  Frachtsätze  der 
Classe  B  zir  Anwendung. 
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XXV.  Für  Telegraphenmaterialien  und  Requisiten  der  k.  k.  österreichi- 
schen Telegraphenrerwaltnng. 

Transportpreise  per  100  Kilogramm  und  1  Kilometer  bei  Be- 
förderung 

als  Eilgut    .    .    .    .  0*63  kr.  österr.  Währ.  Noten, 

als  gewöhnliches  Gut  0*26    „      „  „  „ 

Nebst  diesen  Gebühren  wird  bei  Beförderung  als  Eilgut  eine 
Manipulationsgebühr  von  10  kr.  österr.  Währ.  Noten  per  100  Kilo- 
gramm, und  bei  Beförderung  als  gewöhnliches  Gut  eine  solche  von 
4  kr.  österr.  Währ.  Noten  per  100  Kilogramm  berechnet. 


XXVI  er.  Für  Thiere,  lebende  (ausnahmlich  Pferden,  Fohlen,  Manlthieren, 
Hornrieh,  dann  Borstenvieh,  Schafe  [Stechrieh]). 

|  kr.  österr.  Währ.  Noten  per  Kilo- 
Für  einen  einfachen  Wagen  .  1  I  meter  und  Quadratmeter  der  Boden- 
für einen  doppelbödigen  Wagen  1*5 1  fläche  des  verwendeten  Wagens  in- 

1        clusive  Manipulationsgebuhr. 

Bei  Berechnung  der  Fracht  für  einen  doppelbödigen  Wagen  ist 
die  Gebühr  von  1*5  kr.  österr.  Währ.  Noten  per  Kilometer  und  Quadrat« 
meter  nur  für  die  einfache  Bodenfläche  des  verwendeten  Wagens  in 
Rechnung  zu  ziehen. 

Für  Pferde,  Fohlen  und  Maulthiere  gelangen  per  Kilometer  und 
Quadratmeter  der  Bodenfläche  des  verwendeten  Wagens  für  die  ersten 
300  Kilometer  1*4  kr.  österr.  Währ.  Noten,  für  jedes  Kilometer  über 
300  Kilometer  0  8  kr.   österr.  Währ.  Noten,  inclusive  Manipulations 
gebühr  zur  Einhebung. 


XXVI  b.  Für  Hornvieh  in  Wagenladungen  überhaupt 

gelangen    per  Kilometer  und  Quadratmeter  der  Bodenfläcbe  des  ver- 
wendeten Wagens  für  die  ersten  300  Kilometer  0*88  kr.  österr.  Währ. 
Noten,  für  jedes  Kilometer  über  300  Kilometer  0  80  kr.  österr.  Währ. 
Noten,  inclusive  Manipulationsgebühr  zur  Einhebung. 
Im  Verkehre  von  Krakau  und  Os-  ] 

wiecim  nach  Wien  (St.  Marx)  ge-  j 

langen  0*70  I 

und  im  Verkehre  von  den  übrigen 

Stationen  des  Nordbahnnetzes  nach 

Wien  (St.  Marx)  gelangen  .   .   .  0*77 
per  Kilometer  und  Quadratmeter  Bodenfläche  des  verwendeten  Wagens 
inclusive  Manipnlationogebühr  zur  Einhebung. 


kr.    österr.    Wäbr.  Noten 
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XXYI  b)  Für  Borstenvieh,  Sehafe, 

Frachtsätze  per  Quadratmeter  Ladeöäche  in  Kreuzern  osterr. 
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(StechTieh)  in  Wagenladungen. 

Währ.  Noten  inclusive  Manipulationsgebühr. 
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XXV II.  Für  Petroleum  (Naphtha),  Blau-  und  Grtinöl,  dann  Mineraltheer 

in  Fässern. 

Sämmtliche  im  Verkehre  ab  Krakau  für  galizische  Provenienzen. 

a)  Für  Sendungen  in  Quantitäten  von   5000  bis  1 0.000  Kilo- 

gramm. 

Von  1  bis  2ÜÜ  Kilometer  0  35  kr.  österr.  Wäbr.  per  IM  Kilo- 
gramm und  1  Kilometer,  plus  einer  Manipulationsgebtihr  von  4  kr. 
österr.  Währ,  per  1 00  Kilogramm. 

Ueber  200  Kilometer  die  Taxe  der  Classe  A. 

b)  Für  Sendungen  in  Quantitäten  von  1 0.OOi)  Kilogramm  und 
\  darüber. 

Von  1  bis  2QÜ  Kilometer  044  kr.  Ö8terr.  Währ,  per  1QQ  Kilo- 
gramm und  1  Kilometer, 

Uber  200  Kilometer  im  Ganzen  0  25  kr.  österr.  "Währ,  per 
1 00  Kilogramm  und  1  Kilometer,  plus  einer  Manipulationsgebtihr  von 
4  kr.  österr.  Wäbr.  per  1 00  Kilogramm. 

XXVIII.  Für  a)  Zuckerrüben,  b)  Zucken  übeuabffille,  Rflbenschnitze  und 
RttbensclinitzabfalLe,  Presslinge,  Futterrüben  und  Saturationsschlainm. 

Bei  Aufgabe  in  ganzen  Wagenladungen  von  mindestens   10.000   Kilogramm  per 
Frachtbrief  und  Wagen  oder  Frachtzahlung  hiefttr.  —    Frachtsätze  in  Kreuzern 
österr.  Währ.  Noten  per  100  Kilogramm  inclusive  Manipulationsgebtihr : 
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Für  jedes  weitere  Kilometer  ist  der  Einheitssatz  von  0-1  kr.  tisterr.  Währ.  Noten 

per  100  Kilogramm  zu  berechnen. 


Beilage  G. 

Bestimmungen 

für  die  Feststellung  der  P6agegebflhr  und  Entschädigung. 

I.  Zur  Feststellung  der  Peagegebühr  werden  für  jede  einzelne 
vom  Staate  mitzubenutzende  Strecke  einschliesslich  der  beiden  sie 
begrenzenden  Abzweigungsstationen  (eventuell  der  an  die  Stelle  einer 
Abzweigungsstation  tretenden  Geleiseverbindung  in  freier  Bahn)  all- 
jährlich festgestellt: 

a)   Die  5Y16percentigen  Zinsen  des  auf  die  unbeweglichen  Bestand- 
teile der  Strecke  sammt  Grundeinlösung  und  auf  das  zugehörige, 
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auf  dieser  Strecke  befindliche  Inventar,  also  mit  Ausschluss  des 
rollenden  Materiales,  thatsächlich  verwendeten  Capitales  ohne  Zu- 
rechnung von  Geldbeschaffungskosten  und  Intercalarzinsen. 

b)  Die  im  Gegenstandsjahre  aufgelaufenen  effectiven  Kosten  der  Er- 
haltung derselben  Anlagen  und  Ausrüstungsgegenstände  (Capitel  7 
bis  10  des  allgemeinen  Conttrungsschemas)  sammt  den  auf  die 
bezügliche  Strecke  entfallenden  Antheilen  an  der  Feuerassecuranz 
(Capitel  3,  Artikel  III),  an  den  Grund-  und  Gebäudesteuern, 
ferner  an  den  allgemeinen  Auslagen  für  Bahnaufsicht  und  Bahn- 
erhaltung (Capitel  5),  sowie  sammt  den  Kosten  für  Bahnaufsicht 
im  engeren  Sinne  (Capitel  6). 

e)  Die  im  Gegenstandsjahre  aufgelaufenen  effectiven  Kosten  für 
Stationsdienst  (Capitel  12)  mit  Ausschluss  der  für  die  Besorgung 
des  Transportdienstes  erwachsenden  persönlichen  und  sachlichen 
Ausgaben. 

Der  aus  a)  bis  c)  resnltirende  Jahresaufwand,  getheilt  durch 
die  Summe  aller  im  Gegenstandsjahre  auf  der  betreffenden  Pdage- 
strecke im  Dienste  beider  Theile  gefahrenen  Wagenachskilometer, 
bildet  die  Fe*agegebühr,  welche  der  Staat  für  je  Ein  im  bezüglichen 
Jahre  durch  die  in  seinem  Dienste  gestandenen  Wagen  zurück- 
gelegtes Achskilometer  an  den  Concessionär  zu  bezahlen  hat. 

II.  Hiezu  kommt  in  jenen  Fällen,  wo  die  Beförderung  der  im 
Dienste  des  Staates  stehenden  Wagen  auf  der  Pe'agestrecke  durch  die 
Zugkraft  des  Concessionärs  unter  Beigabe  des  Zugförderungs-  und  Zug- 
begleitungspersonales  durch  denselben  erfolgt,  eine  hiefür  zu  leistende 
Entschädigung,  welche  für  jedes  in  dieser  Weise  zurückgelegte  Wagen- 
achskilometer mit  dem  Einheitssatze  bemessen  wird,  der  sich  ergibt, 
wenn  die  dem  Concessionär  im  Gegenstandsjahre  auf  der  die  Pdage- 
strecke  enthaltenden  Eisenbahn  erwachsenen  Auslagen  für: 

d)  5 Yl6percentige  Verzinsung  der  effectiven  Anschaffungskosten  der 
Locomotive,  Tender  und  Tenderausrüstungsgegenstände,  sowie  für 
die  Erhaltung  derselben  (Capitel  16,  Artikel  I); 

e)  Fahrdienst  (Capitel  13),  und 

f)  Zugförderungsdienst  (Capitel  15)  nach  Abzug,  respective  Zu- 
rechnung der  activeu  oder  passiven  Locomotivmiethe  durch  die 
Summe  aller  im  beiderseitigen  Interesse  auf  derselben  Eisenbahn 
und  im  selben  Jahre  mit  der  Zugkraft  des  Concessionärs  zurück- 
gelegten Wagenachskilometer  getheilt  wird. 
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Technische  Concessionsbedingnisse 

für  die  von  der  Kaiser  Ferdtnandg-Nordbahng«  Seilschaft  zu  erbauenden 

Strecken  der  Eisenbahnlinie 

a)  von  Bielitz  über  Teschen,  Friedland,  Frankstadt  und  Walachisch- 

Meseritsch  nach  Bistritz  and 

b)  von  Kremsier  nach  Kojetein   zum  Anschlüsse    an   die  Mährisch- 

sehlesische  Nordbahn. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der  von  der 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahngesellsohaft  als  Hauptbahn  II.  Classe  zu  erbauenden 
Strecken  der  Eisenbahnlinie 

a)  von  Bielitz  nach  Bistritz, 

b)  von  Kremsier  nach  Kojetein, 

welche  Bahnstrecken  mit  einer  Spurweite  von  1*435  Meter  vorläufig  für  eine 
Maximalfahrgeschwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzu- 
richten sind,  hat  nach  Massgabe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigen- 
den Detailprojecte  und  der  nachstehenden  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

2.  Traoe. 

Ad  a)  Die  circa  140  Kilometer  lange  Bahnstrecke  Bielitz-Bistritz  nimmt 
ihren  Ausgang  nördlich  von  der  Station  Bielitz  des  Flügels  Dzieditz-Saybusch  der 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  und  führt  über  Teschen,  woselbst  der  Anschluss  an 
die  k.  k.  priv.  Kaachau-Oderberger  Eisenbahn  erfolgt,  nach  der  Station  Friediand 
der  k.  k.  priv.  Oslrau-Friedlander  Eisenbahn. 

In  ihrem  weiteren  Zuge  führt  die  Trace  über  Frankstadt  nach  Walachisoh- 
Meseritsch  und  sohin  in  die  Station  Bistritz  der  k.  k.  priv.  Kremsierer  Eisenbahn. 

Behufs  eventueller  Benutzung  der  Strecke  Friedek-Friedland  der  Ostrau- 
Friedlander  Bahn  und  der  bei  Walachisch-Meseritseh  berührten  Theilstrecke  der 
Localbahn  Weisskirchen- Wsetin  sind  mit  den  Verwaltungen  der  betreffenden  Eisen- 
bahnen Verhandlungen  zu  pflegen,  von  deren  Ergebniss,  sowie  von  jenem  der 
weiteren  teohnisohen  Studien  es  abhängt,  ob  die  Trace  in  obiger  Richtung  oder 
selbständig  —  ohne  Berührung  von  Friedek  —  zu  führen  i8t. 

Ad  b)  Die  ciroa  9  Kilometer  lange  Bahnstrecke  Kremsier-Kojetein  geht  von 
der  Station  Kremsier  der  k.  k.  priv.  Kremsierer  Eisenbahn  aus  und  erreicht  nach 
Uebersetzung  der  Maroh  die  Station  Kojetein,  woselbst  der  Anschluss  an  die 
Mährisch-schlesische  Nordbahn  erfolgt. 

3.  Unterbau. 

Die  im  Punkte  1  bezeichneten  Bahnstrecken  sind  eingeleisig  zu  erbauen, 
und  dem  entsprechend  ist  auch  die  Grundeinlösung  durchzuführen.  Als  grösste 
zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximalneigung  liegenden  Theile 
der  currenten  Strecke  werden  20  pro  mille  =  1  :  50  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  wo  möglich  horizontal  anzulegen, 
anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2-5  pro  mille 
—  1  :  400  betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4-75  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3-5  Meter  betragen. 

Die  Minimalcurvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  nicht  unter 
250  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Eichtlings-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspeotion  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des 
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k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  Centraiblatte  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt  (Jahrgang  1882,  Blatt  Nr.  10)  angeführten  „Vorschriften  für  die 
Bestimmung  der  Bahnnivellete  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  der 
Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen"  stricte  durchzuführen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  6  Meter  sowohl  bei  Dämmen, 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende  Er- 
weiterung des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besännen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  in  defini- 
tiver Weise  herzustellen  und  muss  das  Brückenplanum  eine  benützbare  Minimal- 
breite von  4*3  Meter  erhalten. 

Sämmtliche  Objeote,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0*7  Kilometer  von 
der  Spitze  des  äussersten  Wechsels  einer  durch  Distanzsignale  gedeckten  Station 
oder  Abzweigungsstelle  vorkommen,  sind  mit  Geländern  zu  versehen.  Desgleichen 
solche  Objecto,  welche  innerhalb  einer  Entfernung  von  0*4  Kilometer  vor  dem 
obbezeichneten  Endpunkte  einer  Station  oder  Abzweigungsstelle  gelegen  sind,  vor 
welchen  Distanzsignale  nicht  bestehen ;  ferner  alle  Objecto,  welche  in  einer  Distanz 
von  0*1  Kilometer  von  der  Mitte  solcher  Haltestellen  vorkommen,  in  welchen  keine 
Zugskreuzungen  stattfinden  können. 

Objecto  bis  zu  10  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichender  Höhe  des 
Bahnkörpers  einzuwölben. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  2*0  Meter  totaler 
Lichtweite  dürfen  Tragconstructionen  von  Holz  angewendet  werden;  bei  allen 
grösseren  offenen  Objecten  und  Brücken  sind  Eisenconstruotionen  zu  verwenden. 

Bei  mehrfelderigen  Brücken  sind  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver  Weise 
herzustellen. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brückenconstructionen 
sind  die  Bestimmungen  der  Handelsmini  sterialverordnung  vom  30.  August  1870, 
Z.  12609,  R.  G.  Bl.  Nr.  114,  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Trageonstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  dem  bekannten  Hochwasser- 
stand zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

4.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  nach  den  mit  Krinas 
des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  30.  Mai  1882,  Z.  14581,  genehmigten  Typen 
auszuführen. 

Die  Sohienen  sind  au?  Flussstahl  zu  erzeugen,  und  soll  deren  Minimalgewicht 
per  laufendes  Meter  mindestens  31  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximal- 
schwellendistanz  von  0*9  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 
Länge  2-4  Meter,  obere  Breite  017  Meter,  untere  Breite  0*25  Meter,  Höhe 
0-16  Meter. 

In  Bögen  von  inclusive  und  unter  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Hakennägel  und  Unter- 
lagsplatten nach  den  mit  vorangeführtem  Handelsministerialerlasse  genehmigten 
Oberbaunormalien  entsprechend  zu  veratärken. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  eine  Kronen- 
breite von  3  3  Meter  und  eine  Tiefe  von  0'3  Meter  zu  erhalten. 

Die  Entfernung,  Geleisezahl  und  Länge  der  für  Zugskreuzungen  bestimmten 
Stationen,  sowie  die  Entfernung  und  Leistungsfähigkeit  der  Wasserstationen  ist 
derart  zu  bemessen,  dass  im  Bedarfsfalle  täglich  in  jeder  Richtung  mindestens 
15  hundertachsige  einfache  oder  15  fünfzigachsige  Doppelzüge  verkehren  können 
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5.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  für  den  Personen-  und  Zugförderungsdienst 
sind  den  localen  Verhältnissen  entsprechend  in  definitiver  Weise  zu  erbauen. 

SSmmtliohe  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  versehen 
zn  sein. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güterdienst  können  aus  Fachwerk-  und  Riegel- 
mauern oder  auoh  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermauerung  erriohtet  werden. 

Sämmtliohe  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  currenten  Strecke  erfolgt  unter  Ein- 
haltung der  Prinoipien,  wie  selbe  bei  der  k.  k.  Staatsbahnstrecke  Saybusch-Neu- 
Sandec  massgebend  waren,  und  hat  deren  durchschnittliche  Entfernung  ciroa 
15  Kilometer  zu  betragen. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  oder  auf  einem  gemauerten 
Sockel  aus  Blockwänden  hergestellt  werden. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  nach  den  für  die  k.  k.  Staatsbahn  Saybusch-Neu  Sandec  geltenden 
Normen  in  Ausführung  zu  bringen. 

6.  Betriebseinrichtungen. 

Auf  den  im  Punkte  1  angeführten  Bahnstrecken  ist  eine  Telegraphenleitung 
^zulegen  und  sind  Glockensignale  aufzustellen;  ferner  werden  für  den  Betrieb 
Ausser  den  sonstigen  akustischen,  auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen 
optischen  Signale  zu  verwenden  sein. 

Bei  Abzweigungen  aus  bestehenden,  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden 
Stationen,  dann  bei  sämmtlichen  Kreuzungsstationen  sind  Distanzdeckungssignale 
aufzustellen. 

Bei  Abzweigungen  aus  der  currenten  Strecke  von  dem  öffentlichen  Verkehre 
dienenden  Bahnen  sind  die  einzulegenden  verriegelbaren  Wechsel  mit  den 
zugehörigen  Semaphoren  derart  zu  combiniren,  dass  die  volle  Sicherheit  des 
Verkehres  verbürgt  ersoheint. 

7.  Fahrbetriebsmittel. 

Fahrbetriebsmittel  sind  in  jener  Gattung  und  in  solchem  Ausmasse 
anzuschaffen,  wie  dies  durch  den  zu  gewärtigenden  Verkehr  bedingt  erscheint;  der 
für  dieselben  zu  veranschlagende  Kostenaurwand  hat  mindestens  8000  fl.  österr. 
Währ,  per  Kilometer  Bahnlänge  zu  betragen. 

Wien,  am  4.  Jänner  1886. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 

4.  Kundmachung  des  Handelsministers  vom  4.  Jänner  1886, 

R.  G.  Bl.  Nr.  8, 

über  das  Erlöschen  der  Concession  vom  14.  Jänner  1883  (B.  G.  Bl.  Nr.  12) 
ftlr  die  Eisenbahn  Bistritz-Walachisch-Xeserltsch. 

Auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  vom  1.  Jänier  1886 
wird  die  kraft  der  Allerhöchsten  Concassioasurkuade  vom  1  l.  Jinaer 
1883  (R.  G.  Bl.  Nr.  12)  der  Actiengesellschafc  der  priv.  Kremsterer 
Eisenbahn  ertheilte,  jedoch  nicht  zur  Ausführung  gelangte  Concession 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Bistritz  nach 
Walachisch-Meseritsch  für  erloschen  erklärt. 

Pino  m.  p. 
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5.  Concessionsurkunde  vom  4.  Juni  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  102, 

für  die  Localbahn  Bielitz -Wadowice-K al  wary  a . 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Actiengesellschaft  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 
die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Localbahn  von  Bielitz  über  Wadowice  nach  Kalwarya  gestellt  hat,  so 
finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des 
Unternehmens,  der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund 
des  Eisenbabnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854  (R.  G.  Bl. 
Nr.  238),  sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880  (R.  G.  Bl.  Nr.  56), 
vom  26.  December  1882  (R.  G.  Bl.  Nr.  180)  und  vom  28.  December 
1884  (R.  G.  Bl.  Nr.  203),  wie  folgt  zu  ertheilen: 

§  1- 

Wir  verleihen  der  Actiengesellschaft  der  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bahn das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Local- 
bahn auszuführenden  Locomotiveisenbahn  von  Bielitz  über  Kenty, 
Andrichau  und  Wadowice  nach  Kalwarya  zum  Anschlüsse  an  die  Staats- 
bahnlinie Sncha-Skawina. 

Die  Localbahn  Bielitz-Wadowice-Kahvarya  wurde  am  1.  Juni  1888  eröffnet. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung, sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des 
Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betriebsjahres ; 

6)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  zum  Zwecke  der  Ausführung  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  auszugebenden  Prioritätsobligationen  und  für  die  bücher- 
liche Eintragung  dieser  Obligationen,  sowie  von  der  bei  der  Grund- 
einlösung auflaufenden  Uebertragungsgebühr; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

et)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
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Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im 
§  1  genannten  Eisenbahn  bis  längstens  30.  Juni  1888  zu  vollenden, 
die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und  während 
der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die  Gesell- 
schaft über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  ange- 
messenen Caution  in  Baarem  oder  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern 
geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  *• 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  etwa 
herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

§  5- 

Die  Gesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
sionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsur künde 
and  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionagesetze  vom 
14.  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238)  und  der  Eisenbahnhetriebs- 
ordnung  vom  16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852), 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Maximal- 
fahrgeschwindigkeit nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für 
zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6- 

Die  Ziffer  des  Anlagecapitales  unterliegt    der  Genehmigung  der 

Staatsverwaltung.    Hiebei  bat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den 

auf  die  Beschaffung  des  Projectes,  den  Bau  uod  die  Einrichtung  der 
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Bahn,  wozu  auch  die  Anschaffung  der  Fahrbetriebsmittel  gehört,  effectiv 
verwendeten  nnd  gehörig  nachgewiesenen  Kosten  mit  Einschlags  der 
während  der  Bauzeit  factisch  bezahlten  Intercalarzinsen  und  des  bei 
der  Capitalsbeschaffung  effectiv  erwachsenen  Cursverlustes  keine  wie 
immer  gearteten  Auslagen  in  Anrechnung  zu  bringen  sind. 

Der  Gesellschaft  wird  das  Recht  eingeräumt,  zur  Beschaffung  des 
erforderlichen  Anlagecapitales,  welches  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplan 
zu  tilgen  ist,  für  die  im  §  1  bezeichnete  Bahn  Prioritätsobligationen, 
welche  mit  4  Percent  in  Noten  österr.  Währ,  verzinslich  sind,  in  dem 
von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Gesainintbetrage  auszu- 
geben. 

Das  Formular  der  Prioritätsobligationen  unterliegt  der  Genehmi- 
gung der  Staatsverwaltung.  Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebs - 
jahres  noch  weitere  Neubauten  ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen 
vermehrt  werden,  so  können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale 
zugerechnet  werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten 
Neubauten  oder  zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zu- 
stimmung ertheilt  hat  und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

§  7. 

Bezüglich  der  Militärtransporte  und  der  sonstigen  Leistungen  für 
die  Heeresverwaltung  haben  die  auf  den  übrigen  Linien  der  priv. 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  jeweilig  geltenden  Bestimmungen  auch  auf 
die  gegenwärtig  concessionirte  Localbahn  insoweit  Anwendung  zu  finden, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser  Linie 
und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage, 
Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber  dem 
Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
auf  der  concessionirten  Localbahn  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April 
1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  60)  auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der 
Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  falls  die  gegenwärtige  Localbahu 
Aerarial-,  Landes-  oder  Bezirksstrassen  im  Niveau  derselben  übersetzen 
sollte,  oder  zu  deren  Anlage  Strecken  einer  solchen  Strasse  benützt 
würden,  den  Verkehr  auf  der  Localbahn  —  wenn  militärische  Rück- 
sichten dies  erheischen  —  über  Aufforderung  der  Militärbehörde  ohne 
Entschädigungsanspruch  einzustellen. 

§  9- 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen.  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  die  Zeit  vom  heutigen  Tage  bis  zum  31.  December 
1975  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 
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Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Vollendung  des  Baues,  dann  der 
Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden, 
sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11, 
lit.   6  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  10. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Localbahn  vom  1.  Jänner  1904  angefangen  wann  immer  unter  den 
nachfolgenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  dieser  Localbahn  während  der  letzten,  dem  Zeitpunkte 
der  Einlösung  vorausgegangenen  rechnungsmässig  abgeschlossenen  sieben 
Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre 
abgeschlagen,  und  wird  sohin  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen 
fünf  Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  sich  jedoch  der  nach  Zahl  1  ermittelte  durchschnittliche 
Reinertrag  nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur 
4  per  centigen  Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  Anlagecapitales  (§  6)  innerhalb  der  Concessionsdauer  noth- 
wendig  ist,  so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung 
des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  in  einer  dem  obigen 
Durchschnitts-,  beziehungsweise  Minimalerträgnisse  gleichkommenden 
Rente  zu  bestehen,  welche  während  der  übrigen  Concessionsdauer  in 
halbjährigen,  am  30.  Juni  und  am  31.  December  jedes  Jahres  nach- 
hinein fälligen  Raten  an  die  Gesellschaft  zu  erfolgen  ist. 

4.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreiscs 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigen thum  und  in  den  Genuss 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  soweit  dieselben  aus  dem  Anlagecapitale  (§  6) 
beschafft  sind,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung, ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise  bereits 
verwendet  sind. 

§  11. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
und  in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes 
und  der  Materialvorräthe,  soweit  dieselben  aus  dem  Anlagecapitale 
(§   6)  beschafft  sind,  sowie   der   aus   dem   Anlagecapitale  gebildeten 
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Betriebs-  und  Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  10)  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum 
des  etwa  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Localbahn  gebildeten 
Keservefondes  und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem 
eigenen  Vermögen  der  Gesellschaft  errichteten  und  rticksichtlich 
erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder 
Erwerbung  dieselbe  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen 
Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden . 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rticksichtlich 
beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  den  bei  der 
Gesellschaft  bestellten  landesfürstlichen  Commissär  Einsicht  in  die 
Gebarung  zu  nehmen,  soweit  diese  die  gegenwärtig  concessionirte 
Bahn  betrifft. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachuog  der  Babnunternehmung 
hat  die  Gesellschaft  eine  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Ebenso  wird  die  Gesellschaft  von  den  zufolge  §  89  der  Eisen- 
bahnbetriebsordnung vom  16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852) 
begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus 
der  polizeilichen  und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden 
Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und 
Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  13. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkuude,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  eutgegen  zu  bandeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sammtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenem 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 
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Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  vierten  Tage  des  Monates  Juni  im  Jahre  des  Heiles  Eiu- 
tausendacbthundertachtzigundsechs,  Unserer  Reiche  im  Achtunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taaffe  m.  p.  Pusswald  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

6.  ConcessioDsbedingnisse 

für  die  Localbaun  Blelitz-Wadorrice-Kalwarya  (C.  Bl.  ».  83). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der  projeetirten 
Locomotiveisenbahn  von  Bielitz  nach  Kslwarya,  welche  mit  einer  Spurweite  von 
1-435  Meter  als  Localbahn  vorläufig  für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von 
25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten  ist,  hat  nach  Massgabe  der 
vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  nachstehenden 
technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens 
zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  beim  Baue  auch  allen  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium aus  öffentlich eu  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  57  Kilometer  lange  Bahn  soll  von  eiuem  geeigneten 
Abzweigungspunkte  der  Linie  Dzieditz-Saybueh  nächst  Bielitz  Über  Biala,  wo 
«ine  Stntion  anzulegen  ist,  Kenty,  Andrichau  und  Wadowice  nach  Kal.varya 
führen,  daselbst  an  die  gleichnamige  Station  der  k.  k.  Staatsbahnlinie  Sue-ha- 
Skawina  anscbliessen. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahutrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenu  durch 
dieselben  die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Balm  nicht  verändert  wird. 

3.  Anschluss  an  die  k.  k.  Staatsbahnlinie  Sucha-Skawina. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  wegen  des  im  Punkt  2  gedachten 
Anschlusses,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uehcr/angs- 
verkehre,  eine  Vereinbarung  mit  rler  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Sraatsbahnen  anzustreben,  und  das  bezügliche  Ueboreinkommen  der  Staats- 
verwaltung zur  Genehmigung  vorzulegen.  Die  Gesellschaft  hat  hiebei  insbesondere 
in  Ansehung  des  Personenverkehres  für  die  thunlichsto  Erleichterung  beim  U eber- 
gange von  der  eigenen  auf  die  fremden  Bahnen  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  dieses  Anschlusses,  ^wie  eines  etwaigen  gemei  n- 
schafilichen  Bahnhofdienstes  unterwirft  sich  die  Gesellschaft  dem  Auispruc .'ie  d  es 
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k.  k.  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschlussbahn  nicht 
erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung 
der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Steinbruch»  und 
Industriebahnen  (Punkt  4)  zu  bestimmen. 

4.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieunternehmungen 
zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

6.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximalneigung 
liegenden  Theile  der  ourrenten  Strecke  werden  22  per  mille  =  1 :  45*5  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglioh  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2  5  Promille  =  1 : 400 
betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4*75  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*5  Meter  betragen. 

Die  Minimalcurvenhalbmesser  dürfen  in  der  ourrenten  Bahn  nicht  unter 
200  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  Centralblatte  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt  (Jahrgang  1882,  Nr.  10)  angeführten  „Vorschriften  für  die  Bestim- 
mung der  Bahnnivellette  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  der  Ueber- 
gangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen"  stricte  durchzuführen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  2  Meter  sowohl  bei  Dämmen, 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erbreite rnng  des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  in  definitiver 
Weise  herzustellen  und  muss  das  Brückenplanum  eine  benützbare  Minimalbreite 
von  4*3  Meter  erhalten. 

Sämmtliche  Objeote,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0*7  Kilometer  von 
der  Spitze  des  äussersten  Wechsels  einer  durch  Distanzsignale  gedeckten  Station 
oder  Abzweigungsstelle  vorkommen,  sind  mit  Geländern  zu  versehen. 

Desgleichen  solche  Objecte.  welche  innerhalb  einer  Entfernung  von  0'4  Kilo- 
meter vor  dem  obbezeichnc'en  Endpunkte  einer  Station  oder  Abzweigungsstelle 
gelegen  sind,  vor  welchen  Distanzsignale  nicht  bestehen;  ferner  alle  Objecte, 
welche  in  einer  Distanz  von  0*1  Kilometer  von  der  Mitte  solcher  Haltestellen  vor- 
kommen, in  welchen  keine  Zugskreuzungen  stattfinden  können. 

Objecte  bis  zu  10  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichender  Höhe  des  Bahn- 
körpers einzuwölben. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  2'0  Meter 
totaler  Lichtweite  dürfen  Tragconstructionen  von  Holz  angewendet  werden;  bei 
allen  grösseren  offenen  Objecten  und  Brücken  sind  Eisenconstructionen  zu  ver- 
wenden. 

Bei  mehrfeld erigen  Brücken  sind  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver  Weise 
herzustellen. 
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Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brück  enconstruc- 
tionen  Rind  die  Bestimmungen  der  Bandelsrainisterial  Verordnung  vom  30.  August 
1870,  Z.  12609,  R.  G.  Bl.  Nr.  114,  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Trageonstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter  über  den  bekannten  Hochwasser- 
Stand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  nach  den  mit  Erlass 
des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  30.  Mai  1882,  Z.  14581,  genehmigten  Typen 
auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht  per 
laufendes  Meter  mindestens  31  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximalschwellen- 
distanz  von  0*9  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Die  Verwendung  von  altbrauchbaren  Stahlsohienen  ist  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  das  Materiale  keine  grössere  Inanspruchnahme  als  1000  Kilogramm 
per  Qradratcentimeter  erleidet,  gestattet. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Länge 
2-3  Meter,  obere  Breite  0*15  Meter,  untere  Breite  0*20  Meter,  Höhe  014  Meter. 

In  Bögen  von  inclusive  und  unter  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Hakennägel  und  Unter- 
lagsplatten nach  den  mit  vorangeführtem  Handelsministerialerlasse  genehmigten 
Oberbaunonnalien  entsprechend  zu  verstärken. 

Der  Sohotterkörper  hat  im  Niveau  der  Sehienenunterkante  eine  Kronen- 
breite von  3  0  Meter  und  eine  Tiefe  von  0  25  Meter  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  soll  mindestens  10  Percent  der 
Bahnlänge  betragen. 

7.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  für  den  Personen-  und  Zugförderungsdienst 
sind  den  looalen  Verhältnissen  entsprechend  in  definitiver  Weise  zu  erbauen. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  ver- 
sehen zu  sein. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güterdienst  können  aus  Fachwerk  und  Riegel- 
mauern oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermauerung  errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
looalen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wärterbäusern  in  der  ourrenten  Strecke  kann  vorläufig 
unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  Uebersetzungen 
besonders  frequenter  Strassen  vorkommen. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein,  oder  auf  einem  ge- 
mauerten Sockel  aus  Blookwänden  hergestellt  werden. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  vorläufig  nicht  herzustellen. 

8.  Betriebseinriohtungen. 

Auf  der  in  Frage  stehenden  Bahnstrecke  ist  eine  Telegraphenleitnng  anzu- 
legen; die  Aufstellung  von  Glockensignalen  kann  jedoch,  insoweit  nicht  besondere 
Fälle  dies  nothwendig  machen  würden,  votläufig  unterbleiben;  ferner  werden  für 
den  Betrieb  ausser  den  sonstigen  akustischen  auch  die  durch  die  Signalordnung 
vorgeschriebenen  optischen  Signale  zu  verwenden  sein. 

Bei  Abzweigungen  aus  bestehenden,  dem  öffentlichen  Verkehr  dienenden 
Stationen,  dann  bei  sämmtlichen  Kreuzungsstationen,  sind  Distanzdeckungssignale 
aufzustellen. 
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Bei  Abzweigungen  ans  der  ourrenten  Strecke  von  dem  öffentlichen  Verkehre 
dienenden  Bahnen  sind  die  einzulegenden  verriegelbaren  Wechsel  mit  den  zuge- 
hörigen Semaphoren  derart  zu  combiniren,  dass  die  volle  Sicherheit  des  Verkehres 
verbürgt  erscheint. 

9.  Fahrbetriebsmittel. 

Locomotive  und  Tender  sind  in  jener  Gattung  und  in  solchem  Ausmasse 
anzuschaffen,  wie  dies  duroh  den  zu  gewärtigenden  Verkehr  bedingt  erscheint. 
Die  für  den  Verkehr  der  Localbahn  erforderlichen  Wagen  aller  Art  werden  von 
der  Hauptbahn,  deren  Wagenpark  dem  entsprechend  zu  vermehren  ist,  gegen  eine 
der  effectiven  Capitalslast  der  benützten  Wagen  gleichkommende  Miethe  beigestellt. 

10.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bestandtheile  der  Bahn,  sowie 
die  AnsrÜstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  be- 
schaffen. 

Dem  Handelsminister  bleibt  vorbehalten,  ausnahmsweise  den  Bezug  aus  dem 
Auslande  zu  gestatten,  falls  die  Gesellschaft  nachweist,  dass  die  Beschaffung  im 
Inlande  zu  denselben  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der 
Lieferungszeit,  wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  sind,  nicht  be- 
wirkt werden  kann. 


II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  und  beziehungsweise  der  Anordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums, 
wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen  Rttoksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende 
Rentabilität  des  Localbahnunternehmens  Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlioher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die  einschlägigen 
Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postverwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des  Artikels  II 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880  (R.  G.  Bl.  Nr.  56)  folgende  Bestimmungen  zur 
Anwendung ; 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmässigen  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese  sowie  für  die  sonstigen  Leistungen  zum  Zwecke  der  Postanstalt  kann 
die  Gesellschaft  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen.  Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von 
Geld-  und  Werthsendungen  hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 
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Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  der  Gesellschaft  beiza  stellen  den  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung  und  Beheizung  dieser  Räumlichkeiten 
obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzan,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen,  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb  und 
die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  entweder 
nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  herzustellen, 
einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen  eine  zu  ver- 
einbarende billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatoorrespondenzen  ver- 
wenden zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
der  Gesellschaft  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  die  Gesellschaft  durch  das 
Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Stationen  unentgeltlich 
zu  lagern  und  zu  verwahren. 

Die  Gesellschaft  unterwirft  sich  schliesslich  der  in  Aussicht  genommenen, 
im  Verordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen  der  k.  k. 
Staatstelegraphenanstalt  zu    den  Localbahnunternehmungen. 

5.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge  dieser  Coneession  oder  aus  Gefälls- 
rücksichten die  Eisenbahn  benützen  und  sieb  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck e  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen,  Sträflingen  etc. 

Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige  zwangsweise  auf  öffentliche  Kosten  zur 
Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  zur  halben  Personenzugsgebiihr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge 
zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuohtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden 
ermässigten  Tarifsätze  Anwendung  zu  finden. 

Wien,  am  12.  Juni  1886. 

Der  Leiter  des  k.  k.  Handelsministeriums 
Pusswald  m.  p. 
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7.  Concessionsurkunde  vom  19.  März  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  47 

für  die  Loealbahnen:   Ton  Drösing  nach  Zistersdorf,  Ton  Oeding  zur 
dortigen  Aerarialtabakfabrik,  von  Roliatetz  nach  Strassnitz,  von  Hotzendorf 
nach  Neutitschein  und  von  Golleschau  nach  Uströn. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Actiengesellscbaft  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 
die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  nach- 
stehender Loealbahnen,  und  zwar:  von  Drösing  nach  Zistersdorf,  von 
Göding  zur  dortigen  Aerarialtabakfabrik,  von  Rohatetz  nach  Strassnitz, 
von  Hotzendorf  nach  Neutitschein  und  von  Golleschau  nach  Uströn 
gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemein- 
nützigkeit des  Unternehmens  der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession 
auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854 
(R.  G.  Bl.  Nr.  238),  sowie  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1887  (R.  G.  31. 
Nr.  81)  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  i. 

Wir  verleihen  der  Actiengesellschaft  der  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bahn das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  der  nachstehenden,  als  normal- 
spurige  Loealbahnen  auszuführenden  Locomotiveisenbahnen,   und  zwar: 

1.  von  Drösing  nach  Zistersdorf, 

2.  von  Göding  zur  dortigen  Aerarialtabakfabrik, 
*  3.  von  Rohatetz  nach  Strassnitz, 

4.  von  Hotzendorf  nach  Neutitschein  und 

5.  von  Golleschau  nach  Uströn. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  über  Aufforderung  der 
Staatsverwaltung  und  inneihalb  des  von  der  letzteren  festzusetzenden 
Bautermines  von  der  an  der  Ostseite  der  Stadt  Neutitschein  anzulegenden 
provisorischen  Endstation  der  in  Zahl  4  angeführten  Localbahn  eine 
Verbindung  durch  die  genannte  Stadt  mit  dem  bestehenden  Bahnhofe 
der  privilegirten  Neutitscheiner  Localbahn  herzustellen,  wenn  die  für 
diese  Bahnverbindung  infolge  der  kostspieligen  Grund-  und  Gebäude- 
einlösung, dann  der  feuersicheren  Herstellungen  erwachsenden  Mehr- 
kosten von  den  Interessenten  getragen,  beziehungsweise  der  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  erstattet  werden. 

Eröffnet  wurden  die  Strecken:  Dröaing-Zistersdorf  am  1.  October  1889, 
Göding-Tabakfabrik  am  17.  Jänner  1889,  Rohatetz-Strassnite  am  1.  October  1889, 
Hotzendorf-Neutitschein  am  1.  Juni  1889  und  Golleschau-Uatrön  am  18.  De- 
cember  1888. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildenden  Eisenbahnen  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 
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a)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Gesellschaft  abzuschliessenden  Verträge,  zu  überreichenden  Ein- 
gaben, von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden,  ferner  für  alle 
im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  bewirkenden  bücher- 
lichen Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen  und 
amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten  Zwecken,  und 
zwar: 

1.  Bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffoung  zum  Zwecke 
der  Capital ßbescbaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betrieb*} ahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahnen. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  Au- 
wendung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage  und 
concessionsmässige  Auarüstung  bestimmten  Prioritätsobligationen 
mit  Einscbluss  der  Interimsscheine  und  für  die  Einverleibung  des 
Pfandrechtes  auf  die  zur  Sichersteilling  der  Prioritätsobligationen 
bestimmten  eisenbahnbücherlichen  Einheiten  oder  auf  andere 
unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  nach 
Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  a,  Zahl  2)  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften 
zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zn  entrichtenden  Gebühren; 

cj  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden  Ge- 
bühren und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet. 

§  «. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im 
§  1  genannten  Localbahnen,  und  zwar  jenen  der  Localbahn  Z.  4  bis 
längstens  30.  Juni  1888,  der  Localbahnen  ZZ.  2  und  5  bis  längstens 
31.  December  1888,  der  Localbahnen  ZZ.  1  und  3  dagegen  bis 
längstens  1.  October  1889  zu  vollenden,  die  fertigen  Bahnen  zu  den 
bezeichneten  Zeitpunkten  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und 
während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu 
erhalten. 

Für  die  Einhaltung  der  vorstehenden  Bautermine  hat  die  Gesell- 
schaft über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  ange- 
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messenen  Cantion  in  Baarem  oder  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern 
geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§ 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahnen das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  etwa 
herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

§  5- 

Die  Gesellschaft  bat  sich  beim  Bane  und  Betriebe  der  concessio- 
nirten  Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238)  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852), 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Um- 
gang genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte 
Maximalfahrgeechwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums 
für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handels- 
ministerium zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung 
finden. 

§  6. 

Die  Ziffer  des  Anlagecapitals  der  im  §  1  genannten  Bahnen 
unterliegt  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung.  Hiebei  hat  als  Grund- 
satz zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die  Beschaffung  des  Projectes,  den 
Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahnen,  wozu  auch  die  Anschaffung  der 
Fahrbetriebsinittel  gehört,  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nachgewie- 
senen Kosten  mit  Einschluss  der  während  der  Bauzeit  factisch  bezahlten 
Intercalarzinsen  und  des  bei  der  CapitalsbeschatTung  effectiv  erwachsenen 
Cursverlustes  keine  wie  immer  gearteten  Auslagen  in  Anrechnung  zu 
bringen  sind. 

Der  Gesellschaft  wird  das  Recht  eingeräumt,  zur  Beschaffung  des 
erforderlichen  Anlagecapitales,  welches  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen  ist,  für  die  im  §  1  bezeichneten  Bahnen  Prioritätsobligationen, 
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welche  mit  vier  Percent  in  Noten  österreichischer  Währung  verzinslich 
sind,  in  dem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Gesammt- 
betrage  auszugeben. 

Das  Formular  der  Prioritätsobligationen  unterliegt  der  Genehmi- 
gung der  Staatsverwaltung. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  der  bezüglichen 
Bahnlinie  zugerechnet  werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den 
beabsichtigten  Neubauten  oder  zur  Vermehrung  der  Betriebseinrich- 
tungen ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und  die  Kosten  gehörig  nach- 
gewiesen werden. 

§  7. 

Bezüglich  der  Militärtransporte  und  der  sonstigen  Leistungen  für 
die  Heeresverwaltung  haben  die  auf  den  übrigen  Linien  der  privile- 
girten  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  jeweilig  geltenden  Bestimmungen 
auch  auf  die  gegenwärtig  concessionirten  Localbabnen  insoweit  Anwen- 
dung zu  finden,  als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären 
Charakters  dieser  Linien  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen 
in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar 
erscheint,   worüber  dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
auf  den  concessionirten  Localbahnen  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
19.  April  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  60)  auf  gediente  Unteroffiziere  des 
Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  falls  die  gegenwärtigen  Local- 
bahnen Aerarial-,  Landes-  oder  Bezirksstrassen  im  Niveau  derselben 
übersetzen  sollten,  oder  zu  deren  Anlage  Strecken  einer  solchen  Strasse 
benützt  würden,  den  Verkehr  auf  der  bezüglichen  Localbahn  — -  wenn 
militärische  Rücksichten  dies  erheischen  —  über  Aufforderung  der 
Militärbehörde  ohne  Entschädigungsanspruch  einzustellen. 

§  9. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  die  Zeit  vom  heutigen  Tage  bis  zum  31.  December 
1975  festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Vollendung  des  Baues,  dann 
der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des 
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§  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

§  10. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über  deren 
Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  der  gegenwärtig  concessionirten 
Bahnen  für  den  Verkehr  zwischen  schon  bestehenden  oder  künftig  erst 
herzustellenden,  im  Staatsbetriebe  befindlichen  Bahnen  derart  einzu- 
räumen, dass  die  Staatsverwaltung  berechtigt  ist,  unter  freier  Fest- 
stellung der  Tarife,  ganze  Züge  oder  einzelne  Wagen  über  die 
mitbenützten  Bahnen  oder  einzelne  Theilstrecken  derselben  gegen  Ent- 
richtung einer  angemessenen  Entschädigung  zu  befördern  oder  befördern 
zu  lassen. 

Diese  Mitbenützung  hat  jedoch  nur  insoweit  stattzufinden,  als 
hiedurch  der  eigene  regelmässige  Betrieb  der  mitbenützten  Bahnen  nicht 
gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1886  für  die 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  im  Reichsgesetzblatte,  Jahrgang  1886, 
Seite  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  11. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  jede  der  con- 
cessionirten Localbahnen  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung 
wann  immer  unter  den  nachfolgenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  wird,  wenn  die  Ein- 
lösung vor  Ablauf  des  Jahres  1903  erfolgt,  das  Reinerträgniss  der  ein- 
zulösenden Localbahn  im  günstigsten  der  letzten,  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen,  rechnungsmässig  abgeschlossenen  fünf  Jahre 
festgestellt. 

2.  Wenn  die  Einlösung  nach  Ablauf  des  Jahres  1903  erfolgt, 
werden  zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  einzulösenden  Localbahn  während  der  letzten,  dem 
Zeitpunkte  der  Einlösung  vorausgegangenen,  rechnungsmässig  abge- 
schlossenen sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der 
ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  wird  sohin  der  durchschnitt- 
liche Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

3.  Sollte  jedoch  der  nach  Zahl  1,  respective  2  ermittelte  Rein- 
ertrag nicht  wenigstens  die  Annuität  erreichen,  welche  zur  vierprocentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Anlagecapitales  der  einzulösenden  Localbahn  (§  6)  innerhalb  der  Con- 
cessionsdauer  noth wendig  ist,  so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das 
der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss 
festgesetzt. 

4.  Das  im  Falle  der  Einlösung  vor  Ablauf  des  Jahres  1903  nach 
Zahl  1,  respective  nach  Zahl  3  ermittelte  Reinerträgniss  erhöht  sich  um 
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einen  Zuschlag,  welcher,  falls  die  Einlösung  vor  Ahlauf  des  Jahres 
1893  erfolgt,  15  Percent,  falls  die  Einlösung  in  den  Jahren  1894  his 
einschliesslich  1898  erfolgt,  10  Percent,  und  falls  die  Einlösung  iu  deo 
Jahren  1899  bis  einschliesslich  1903  erfolgt,  5  Percent  beträgt. 

5.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  in  einer  Rente  zu  be- 
stehen, welche  im  Falle  der  Einlösung  vor  Ablauf  des  Jahres  1903 
dem  nach  Zahl  1  und  3  zu  ermittelnden  Erträgnisse  nebst  dem  in 
Zahl  4  festgesetzten  Zuschlage,  im  Falle  der  Einlösung  nach  Ablauf 
des  Jahres  1903  aber  in  dem  nach  Zahl  2,  respective  3  ermittelten 
Durchschnitts-,  beziehungsweise  Minimalerträgnisse  ohne  einen  solchen 
Zuschlag  gleichkommt. 

Diese  Rente  ist  während  der  übrigen  Concessionsdauer  in  halb- 
jährigen, am  30.  Juni  und  am  31.  December  jedes  Jahres  nachhinein 
fälligen  Raten  an  die  Gesellschaft  zu  erfolgen. 

6.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genus s 
der  zur  Einlösung  gelangten  Bahnlinie  mit  allen  dazugehörigen  beweg- 
lichen nnd  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  soweit  dieselben  aus  dem  Anlagecapitale  (§  6) 
beschafft  sind,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung, ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise  bereits 
verwendet  sind. 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahnen  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  soweit  dieselben  aus  dem  Anlagecapitale  (§  6) 
beschafft  sind,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung, ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise  bereits 
verwendet  sind. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahnen  (§  11)  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des 
etwa  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  bezüglichen  Localbahn  gebildeten 
Reservefondes  und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem 
eigenen  Vermögen  der  Gesellschaft  errichteten  und  rücksichtlich  erwor- 
benen besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Er- 
werbung dieselbe  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen 
Beisatze  ermächtigt  wurde,  das»  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn 
bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahnen,  sowie 
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die  Betriebseinrichtung  derselben  in  allen  Theilen  zweckmässig  und 
solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass  Gebrechen  in  dieser  Be- 
ziehung hintangehalten  und  rücksichtlich  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  den  bei  der  Gesell- 
schaft bestellten  landesfürstlichen  Commissär  Einsicht  in  die  Gebarung 
zu  nehmen,  soweit  diese  die  gegenwärtig  concessionirten  Bahnen  betrifft:. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
hat  die  Gesellschaft  eine  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu 
leistet). 

Ebenso  wird  die  Gesellschaft  bezüglich  der  gegenwärtig  concessio- 
nirten Bahnen  von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852)  begründeten  Verbind- 
lichkeiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen 
und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und 
in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  enthoben. 

§  14. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegol  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
neunzehnten  Tage  des  Monates  März  im  Jahre  des  Heiles  Eintau6end- 
achthundertachtzigundacht,  Unserer  Reiche  im  vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taafle  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Dunajewskl  m.  p. 
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8.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahnen:  von  Drösln  g  nach  Zistersdorf,  tob  Göding;  zur 
dortigen  Aerarialtabakfabrik,  von  Rohatetz  nach  Strassuitz,  Ton  Hotzendorf 
nach  Nentitschein  nud  voa  G  olleschau  nach  Uströn.  (H.  M»  Y.  Bl.  Nr.  5ö.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  im  §  1,  ZZ.  1  bis  5  der  vorstehenden  Allerhöchsten  Concessionsurkunde 
angeführten  Locomotiveisenbahnen  sind  mit  einer  Spurweite  von  l'43ö  Meter  als 
Localbahnen  für  eine  Maximalgeschwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen 
und  einzurichten. 

Mit  Ausnahme  der  im  §  1,  Z.  2  der  Concessionsurkunde  angeführten  Ab- 
zweigung von  Göding  zur  dortigen  Aerarialtabakfabrik,  auf  welcher  nur  ein  dem 
Verkehrsbedürfnisse  entsprechender  Frachtenverkehr  ohne  obligatorische  Personen- 
beförderung in  Aussicht  genommen  ist,  sind  die  oben  angeführten  Bahnen  ins- 
gesammt  für  den  öffentlichen  Personen-  und  Frachtenverkehr  bestimmt. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeote  und 
der  im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden: 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahnen  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse, 
sowie  Uberhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden 
genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  allen  beim  Baue,  sowie  während  der  Betriebs- 
führung vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nachttäglich 
zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  be&tehenden 
allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

a)  Die  circa  11*4  Kilometer  lange  Localbahn  Drösing-Zistersdorf  nimmt  ihren 
Ausgang  westlich  von  der  Station  Drösing  der  Linie  Wien-Krakau  der 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn,  ersteigt  das  Plateau  oberhalb  der  Ortschaften 
Ringelsdorf  und  Nieder-Absdorf,  führt  von  da,  dem  Seitenthale  des  Zaya- 
Baches  folgend,  bis  Zistersdorf,  woselbst  östlich  der  genannten  Ortschaft, 
in  der  Nähe  der  von  Zistersdorf  nach  Palterndorf  führenden  Strasse,  die 
Station  Zistersdorf  angelegt  wird. 
bj  Die  ciroa  1*4  Kilometer  lange  Bahn  von  Göding  zur  dortigen  Aerarial- 
tabakfabrik  geht  südwestlich  von  der  Station  Göding  der  Linie  Wien- 
Krakau  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbat w  aus,  wird  in  südöstlicher  Richtung 
weitergeführt  und  gelangt  nacli  Uebersetzung  eines  Marchflussarmes  zu  den 
Magazinen  der  k.  k.  Tabakfabrik. 
c)  Die  zu  erbauende  circa  12  Kilometer  lange  Bahnverbindung  Rohatetz- 
Strassnitz  zweigt  von  der  Station  Rohatetz  d«-r  Linie  Wien-Krakau  der 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  ab,  wendet  sich  anfangs  nach  Osten  und  führt 
sodann  nördlich  an  der  in  Rohatetz  gelegenen  Zuckerfabrik  vorüber. 

Von  hier  aus  durchquert  die  Bahn  das  Marchthal,  den  March-  und 
Moravkafluss  Ubersetzend,  zieht  an  dem  linksseitigen  Gehänge  des  Moravka- 
thales  über  Sudomeritz  und  Petrau  nach  Strassnitz,  woselbst  westlich  der 
genannten  Stadt  die  gleichnamige  Station  gemeinschaftlich  mit  jener  der 
priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenba  hngeBellschaft  angelegt  wird. 

Für  den  Fall,  als  zwischen  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  und  der 
priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft  mit  Genehmigung 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Kaiser  Ferdiuands-Nordbakn. 


des  k.  k.  Handelsministeriums  ein  Uebereinkommen  wegen  Mitbenutzung 
der  Theilstreeke  der  letztgenannten  Bahn  zwischen  den  Stationen  Sudo- 
meritz  und  Strassnitz  für  den  Verkehr  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  zu 
Stande  kommen  sollte,  hat  die  Ausführung  der  circa  7  Kilometer  langen 
Strecke  von  Sudomefitz  bis  Strassnitz  zu  unterbleiben  und  die  in  Rede 
stehende  Bahn  in  die  Station  Sudomeritz-Petrau  der  priv.  österreichisch- 
ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft  einzumünden. 

d)  Die  circa  11  Kilometer  lange  Localbahn  Hotzendorf-Neutitschein  nimmt 
ihren  Ausgang  östlich  von  der  Station  Hotzendorf  der  Linie  Kojetein-Bielitz 
der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn,  führt  anfangs  in  nordöstlicher,  dann  in 
nördlicher  Richtung,  benützt  in  ihrem  Zuge  ein  Seitenthal  des  Zasawka- 
baches  und  gelangt  sodann  in  das  Hauptthal  desselben,  welchem  die  Bahn 
bis  nach  Neutitschein  folgt,  woselbst  zunächst  östlich  der  Stadt  eine  pro- 
visorische Bahnhofanlage  zu  errichten  ist. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  ist  unter  der  im  §  1,  letzter  Absatz 
der  Allerhöchsten  Concessionsurkuude  angegebenen  Voraussetzung  ver- 
pflichtet, über  Aufforderung  der  Staatsverwaltung  jederzeit  von  hier  aus 
eine  Verbindung  durch  das  Gebiet  der  Stadt  Neutitschein  mit  dem  daselbst 
bestehenden  gleichnamigen  Bahnhofe  der  k.  k.  priv.  Neutitscheiner  Local- 
bahn herzustellen. 

e)  Die  circa  5  6  Kilometer  lange  Zweigbahn  Gollesohau-Uströn  zweigt  süd- 
westlich von  der  Station  Golleschau  der  Linie  Kojetein-Bielitz  der  Kaiser 
Ferdinands  Nordbahn  ab  und  führt  in  vorwiegend  südöstlicher  Richtung  mit 
Ueberschreitung  der  Wasserscheide  zwischen  dem  Radon-  und  dem  Bladnica- 
bache  in  das  eigentliche  Weichselthnl,  woselbst  nächst  der  Ustroner  Reichs- 
strasse die  Endstation  Uströu  angelegt  wird. 

Aenderungen  der  festgesetzten  Bahntracen  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahnen  nicht  verändert  wird. 

3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  wegen  der  im  Punkt  2,  lit.  c  und  d 
gedachten  Anschlüsse,  sowie  wegen  Mitbenutzung  der  in  Betracht  kommenden 
bestehenden  Bahnstrecken  und  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim 
Ueberganirsverkohre  eine  Vereinbarung  mit  den  betreffenden  Bahnverwaltungen 
anzustreben  und  das  bezügliche  Uebereinkommen  dem  k.  k.  Handelsministerium 
zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Peruoneuverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemein- 
schaftlichen Bahnhofdienstes  unterwirft  die  Gesellschaft  sich  dem  Ausspruche  des 
k.  k.  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschlussbahn 
nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung 
mit  den  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks- 
und Industriebahnen  zu  bestimmen. 

4.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Dia  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  au  den  concessionirten  Bahnen  gelegenen  Industrieunternehmungeu 
zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 
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5.  Bauausführung  und  Betriebseinriohtung. 

In  Ansehung  des  Unterbaues,  des  Oberbaues,  der  Stationsanlagen  und  Hoch- 
bauten, dann  der  Betriebseinrichtungen  haben  im  Allgemeinen  jene  Concessions- 
bedingnisse,  welche  für  die  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde 
vom  4.  Juni  1886  (R.  G.  Bl.  Nr.  102)  bildende  Localbahn  Bielitz-Wadowiee 
Kalwarya  unter  Abschnitt  I,  Punkt  5  bis  9,  festgestellt  worden  sind,  auf  die  gegen- 
wärtigen Linien  Anwendung  zu  finden,  und  zwar  insofern,  als  nicht  in  den  nach- 
stehenden Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Bedingnisse  hievon  abweichende 
Vorschriften  gegeben  werden. 

6.  Unterbau. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahnen 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  gröbste  durch- 
schnittliche Steigung  festgesetzt  bei  der  Linie : 

Drösing-Zistersdorf  .  . 
Göding-Tabakfabrik  . 
Rohatetz-Strassnitz  .  . 
Hotzendorf-Neu  titschein 
Golleschau-Uströn   .  . 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  andernfalls  die  Steigung  der  Hahnen  in  denselben  2  5  per  mille  nicht 
übersteigen  darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  speciellen  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  ourrenten  Bahn  dürfen  nicht  unter 
"200  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4*5  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*5  Meter  betragen. 

Der  Unterbau  der  Localbahn  Hotzendorf-Neutitschein  hat  eine  Kronenbreite 
von  mindestens  4  2  Meter,  jener  der  übrigen  Looalbahnen  eine  solche  von 
mindestens  4*0  Meter,  sowohl  bei  Dämmen  als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken,  Bahn- 
überbrückungen  und  Zufahrtstrassenbrücken  sind  die  Bestimmungen  der  Verordnung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  September  188T  (R.  G.  Bl.  Nr.  109)  zu 
beobachten. 

7.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  entweder  im  Systeme  des  schwebenden  Stesses  nach  den 
mit  Handelsministerialerlas8  vom  30.  Mai  1882,  Z.  14581,  genehmigten  Typen  aus- 
zuführen, in  welchem  Falle  die  aus  Flussstahl  zu  erzeugenden  Schienen  ein  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  von  23'0  Kilogramm  besitzen  sollen ;  oder  es  können 
altbrauchbare  Schienen  im  Systeme  des  schwebenden  oder  festen  Stosses  unter 
der  Voraussetzung  verwendet  werden,  dass  das  Material  bei  Anwendung  von  Stahl- 
schienen keine  grössere  Inanspruchnahme  als  1000  Kilogramm,  und  bei  Anwendung 
von  Eisenschienen  keine  grössere  Inanspruchnahme  als  760  Kilogramm  per  Quadrat- 
centimeter  erleidet. 

Die  Anzahl  und  Länge  der  Nebengeleise  in  den  Stationen  ist  nach  dem 
jeweiligen  Erfordernisse  zu  bemessen. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 

Die  Pläne  für  die  Beschaffung  der  Locomotiven  und  Tender  unterliegen  der 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  und  ist  bei  deren  Verfassung  den 
Bestimmungen  der  Handelsministerialverordnung  vom  1.  Februar  1H87,  Z.  2840 
(Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt  Nr.  16  ex  1887),  Rechnung 
zu  tragen. 
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Die  Vorlage  dieser  Pläne  hat  vor  Verfassung  der  Projectpläne  für  die 
Unterbauobjecte  der  Bahn  zu  erfolgen. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstande  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Dem  Handelsminister  bleibt  vorbehalten,  ausnahmsweise  den  Bezug  aus  dem 
Auslande  zu  gestatten,  falls  die  Gesellschaft  nachweist,  dass  die  Beschaffung  im 
In  lande  zu  denselben  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der 
Lieferungszeit,  wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  sind,  nicht  bewirkt 
werden  kann. 

II.  Betrieb. 

In  Ansehung  des  Betriebes,  namentlich  der  Tarife,  der  Leistungen  zu  Gunsten 
der  Postverwaltung,  für  die  Telegraphenanstalt  und  für  andere  öffentliche  Zwecke 
haben  die  Bestimmungen  im  Abschnitt  II,  Punkt  1  bis  7  der  Concessionsbeding- 
nisse  für  die  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  4.  Juni 
1886  (R.  G.  Bl.  Nr.  102)  bildende  Localbahn  Bielitz-Wadowice-Kalwarya  auch 
auf  die  gegenwärtig  ooncessionirten  Localbahnen  nach  Zistersdorf,  Strassnitz, 
Neutitschein  und  Ustron  unverändert,  dagegen  in  Bezug  auf  die  Abzweigung  zur 
Gödinger  Aerarialtabnkfabrik  nur  insoweit  Anwendung  zu  fiuden,  als  dies  mit  der 
Bestimmung  dieser  Bahn  für  den  Frachtenverkehr  ohne  obligatorische  Personen- 
beförderung vereinbar  erscheint. 

Wien,  am  16.  April  1888. 

Der  k.  k.  Haudelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 


9.  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
3.  October  1890,  R.  G.  Bl,  Nr.  184, 

betreffend   die  allerhöchste  Concessionsertheilung  für  eine  Abzweigung 
von  der  bestehenden  Localbahn  zur  Gödinger  Tabakfabrik  bis  an  die 
Landesgrenze  in  der  Richtung  gegen  Hollcs. 

Zufolge  allerhöchster  EntSchliessung  vom  20.  September  1890 
wurde  der  k.  k.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  die  Concession  zum 
Baue  und  Betriebe  einer  Abzweigung  aus  der  bestehenden  von  der 
Station  Göding  zur  dortigen  Aerarialtabakfabrik  führenden  Localbahn  bis 
an  die  mährisch*ungarische  Landesgrenze  in  der  Richtung  gegen  Holics 
ertheilt. 

Die  Eröffnung  dieser  Abzweigung  fand  am  18.  Juni  1891  statt. 

In  Bezug  auf  diese  Abzweigung  finden  die  für  die  bezeichnete 
Localbahn  geltenden  Bestimmungen  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde 
vom  19.  März  1888  (R.  G.  Bl.  Nr.  47),  sowie  der  für  diese  Localbahn 
aufgestellten  Concessionsbedingnisse  sinngemäss  mit  der  Massgabe  An- 
wendung, dass  der  Bau  der  concessionirten  Abzweigung  gleichzeitig  mit 
jenem  der  auf  ungarischem  Gebiete  herzustellenden  Anschlussstrecke  zu 
vollenden  ist,  dass  auf  der  ganzen  Strecke  von  der  Station  Göding  bis 
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zur  Landesgrenze  ein  obligatorischer  Personenverkehr  eingeführt  wird, 
nnd  dass  die  Uebersetzung  des  Marchflusses  und  dessen  Inundations- 
gebietes  provisorisch  mittelst  hölzerner  Brücken  erfolgen  darf. 

Bacquehem  m.  p. 

10.  Concessionsurknnde  vom  23.  Juli  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  138, 

für  die  Loealbahn  von  Stauding  nach  Wagstadt. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Actiengesellschaft  der  Kaie  er  Ferdinands-Nordbahn 
die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Loealbahn  von  Stauding  nach  Wagstadt  gestellt  hat,  so  finden  Wir 
Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens 
der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238), 
sowie  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1887  (R.  G.  Bl.  Nr.  81),  wie  folgt 
zu  ertheilen: 

§  i. 

Wir  verleihen  der  Actiengesellschaft  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige 
Loealbahn  auszuführenden  Locomotiveisenbahn  von  Stauding  nach 
Wagstadt. 

Die  Eröffnung  dieser  Loealbahn  fand  am  1.  October  1890  statt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Gesellschaft  abzuschliessenden  Verträge,  zu  überreichenden  Ein- 
gaben, von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden,  ferner  für  alle 
im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  bewirkenden 
bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen 
und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeiebneten  Zwecken, 
und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke  der 
Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung  und  den 
Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebpjahres  zum  Zwecke  der 
Gründer  Werbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Verfahren 
in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  Anwendung. 

b)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum   Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage 
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und  concessionsmassige  Ausrüstung  bestimmten  Prioritätsobligationen 
mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  für  die  Einverleibung  des 
Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstellung  der  Prioritätsobligationen 
bestimmten  eiaenbahnbttcherlichen  Einheiten  oder  auf  andere 
unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  nach 
Schlus8  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  a,  Z.  2)  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften  zukommen- 
den, aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

dj  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im 
§  1  genannten  Localbahn  bis  längstens  1.  October  1890  zu  vollenden, 
die  fertige  Bahn  zu  dem  bezeichneten  Zeitpunkte  dem  öffentlichen 
Verkehre  zu  übergeben  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im 
ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die  Gesell- 
schaft über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  ange- 
messenen Caution  in  Baarem  oder  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern 
geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  *• 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren 
Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse 
gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  &• 

Die  Gesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  concessio- 
nirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen,   namentlich    nach    dem    Eisen  bahnconcessionsgesetze  vom 
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14.  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238)  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jabre  1852), 
dann  nach  den  etwa  künftig  au  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eieenbahn- 
betriebsordnung  vorgeschriebenen  Sicherbeitsvorkehrungen  insoweit  Um* 
gang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte 
Maximalfahrgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums 
für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handels- 
ministerium zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung 
finden. 

§  6. 

Die  Ziffer  des  Anlagecapitales  der  im  §  1  genannten  Bahn 
unterliegt  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung.  Hiebei  hat  als 
Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die  Beschaffung  des  Projectes, 
den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn,  wozu  auch  die  Anschaffung 
der  Fahrbetriebsmittel  gehört,  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nach- 
gewiesenen Kosten  mit  Einschluss  der  während  der  Bauzeit  factisch 
bezahlten  Intercalarzinsen  und  des  bei  der  Capitalsbeschaffung  effectiv 
erwachsenen  Cursverlustes  keine  wie  immer  gearteten  Auslagen  in  An- 
rechnung zu  bringen  sind. 

Der  Gesellschaft  wird  das  Recht  eingeräumt,  zur  Beschaffung  des 
erforderlichen  Anlagecapitales,  welches  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen  ist,  für  die  im  §  1  bezeichnete  Bahn  Prioritätsobligationen, 
welche  mit  4  Procent  in  Noten  österreichischer  Währung  verzinslich 
Bind,  in  dem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Gesammt- 
betrage  auszugeben. 

Das  Formular  der  Prioritätsobligationen  unterliegt  der  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtuogen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfalligen  Kosten  dem  Aulagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
VermehruDg  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

§  ■>■ 

Bezüglich  der  Militärtransporte  und  der  sonstigen  Leistungen  für 
die  Heeresverwaltung  haben  die  auf  den  übrigen  Linien  der  priv. 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  jeweilig  geltenden  Bestimmungen  auch  auf 
die  gegenwärtig  concessionirte  Localbahn  insoweit  Anwendung  zu  finden, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber 
dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 
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Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
auf  der  concessionirten  Localbahn  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April 
1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  60)  auf  gediente  Unterofficiere  des  Heerea,  der 
Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  falls  die  gegenwärtige  Localbahn 
Aerarial-,  Landes-  oder  Bezirksstrassen  im  Niveau  derselben  übersetzen 
sollte,  oder  zu  deren  Anlage  Strecken  einer  solchen  Strasse  benützt 
würden,  den  Verkehr  auf  der  Localbahn  —  wenn  militärische  Rück- 
sichten dies  erheischen  —  über  Aufforderung  der  Militärbehörde  ohne 
Entschädigungsanspruch  einzustellen. 

§  9- 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  6  des  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  auegesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  auf  die  Zeit  vom  heutigen  Tage  bis  81.  December 
1975  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Vollendung  des  Baues,  dann 
der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht  eiugehalten 
werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des 
§  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

§  10. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über  deren 
Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  der  gegenwärtig  ^concessionirten 
Bahn  für  den  Verkehr  zwischen  schon  bestehenden  oder  künftig  erst 
herzustellenden,  im  Staatsbetriebe  befindlichen  Bahnen  derart  einzu- 
räumen, dass  die  Staatsverwaltung  berechtigt  ist,  unter  freier  Fest- 
stellung der  Tarife  ganze  Züge  oder  einzelne  Wagen  über  die  mitbenutzte 
Bahn  oder  einzelne  Theilstrecken  derselben  gegen  Entrichtung  einer 
angemessenen  Entschädigung  zu  befördern  oder  befördern  zu  lassen. 

Diese  Mitbentitzung  hat  jedoch  nur  insoweit  stattzufinden,  als 
hiedurch  der  eigene  regelmässige  Betrieb  der  mitbenützten  Bahn  nicht 
gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1886  für  die 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  im  Reichsgesetzblatt  Jahrgang  1886, 
Seite  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  IL 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Localbahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  wann  immer 
unter  den  nachfolgenden  Bestimmungen  einzulösen: 
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1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  wird,  wenn  die  Ein 
lösung  vor  Ablauf  des  Jahres  1903  erfolgt,  das  Reinerträgniss  diesei 
Localbahn  im  günstigsten  der  letzten,  dem  Zeitpunkte  der  Einlösung 
vorausgegangenen,   rechnungsmassig   abgeschlossenen    fünf  Jahre  fest- 
gestellt. 

2.  Wenn  die  Einlösung  nach  Ablauf  des  Jahres  1903  erfolgt, 
werden  zur  Bestimmung  des  EinlösuDgspreises  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  Localbahn  während  der  letzten,  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen,  rechnungsmässig  abgeschlossenen  sieben 
Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei 
Jahre  abgeschlagen,  und  wird  sohin  der  durchschnittliche  Reinertrag  der 
übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

3.  Sollte  jedoch  der  nach  Zahl  1,  respective  2  ermittelte  Rein- 
ertrag nicht  wenigstens  die  Annuität  erreichen,  welche  zur  vierpercentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Anlagecapitales  (§  6)  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig  ist, 
so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungs- 
preises zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

4.  Das  im  Falle  der  Einlösung  vor  Ablauf  des  Jahres  1903 
nach  Zahl  1,  respective  nach  Zahl  3  ermittelte  Reinerträgniss  erhöht 
sich  um  einen  Zuschlag,  welcher,  falls  die  Einlösung  vor  Ablauf  des 
Jahres  1893  erfolgt,  15  Percent,  falls  die  Einlösung  in  den  Jahren 
1894  bis  einschliesslich  1898  erfolgt,  10  Percent,  und  falls  die  Ein- 
lösung in  den  Jahren  1899  bis  einschliesslich  1903  erfolgt,  5  Percent 
beträgt. 

5.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  in  einer  Rente  zu  bestehen, 
welche  im  Falle  der  Einlösung  vor  Ablauf  des  Jahres  1903  dem  nach 
Zahl  1  und  3  zu  ermittelnden  Erträgnisse  nebst  dem  in  Zahl  4  fest- 
gesetzten Zuschlage,  im  Falle  der  Einlösung  nach  Ahlauf  des  Jahres 
1903  aber  in  dem  nach  Zahl  2,  respective  3  ermittelten  Durchschnitts-, 
beziehungsweise  Minimalerträgnisse  ohne  einen  solchen  Zuschlag 
gleichkommt. 

Diese  Rente  ist  während  der  übrigen  Concessionsdauer  in  halb- 
jährigen, am  30.  Juni  und  am  31.  December  jedes  Jahres  nachhinein 
fälligen  Raten  an  die  Gesellschaft  zu  erfolgen. 

6.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage 
dieser  Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungs- 
preises ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den 
Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahnlinie  mit  allen  dazu 
gehörigen  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des 
Fahrparkes  und  der  Material vorräthe,  soweit  dieselben  aus  dem  Anlage- 
capitale  (§  6)  beschafft  sind,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale 
gebildeten  Betriebs-  und  Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung,  ihrer  Bestimmung  entsprechend, 
ganz  oder  theilweise  bereits  verwendet  sind. 
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§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  nnd 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  nnd  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen nnd  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Material  vorräthe,  soweit  dieselben  aus  dem  Anlagecapitale  (§6) 
beschafft  sind,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung, ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise  bereits 
verwendet  sind. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  11)  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des 
etwa  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Localbahn  gebildeten  Reserve- 
fondes  und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  der  Gesellschaft  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen 
besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung 
dieselbe  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze 
ermächtigt  wurde,  dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn,  sowie 
die  Betriebseinrichtung  derselben  in  allen  Theilen  zweckmässig  und 
solid  ausgeführt  werde  und  anzuordnen,  dass  Gebrechen  in  dieser  Be- 
ziehung hintangehalten  und  rücksichtlich  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  den  bei  der 
Gesellschaft  bestellten  landesfürstlichen  Commissär  Einsicht  in  die 
Gebarung  zu  nehmen,  soweit  diese  die  gegenwärtig  concessiouirte  Bahn 
betrifft. 

Für  die  hier  festgestellte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
hat  die  Gesellschaft  eine  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Ebenso  wird  die  Gesellschaft  bezüglich  der  gegenwärtig  con- 
cessionirten Bahn  von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung 
vom  16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852)  begründeten  Ver- 
bindlichkeiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen 
und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und 
in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts* 
localitäten  enthoben. 

§  14. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen 
sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  treffen 
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und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Con- 
cession für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfaltig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
dreiundzwanzigsten  Tage  des  Monates  Juli  im  Jahre  des  Heiles  Ein- 
tausendachthundertachtzigundneun,  Unserer  Reiche  im  Einund vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Dunajewski  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 

IL  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahn  von  Stauding  nach  Wagstadt  (H.  M.  V.  Bl.  Nr.  110). 

I,  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  im  §  1  der  vorstehenden  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  angeführte 
Locomotiveisenbahn  ist  mit  einer  Spurweite  von  1*435  Meter  als  Localbahn  für 
eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Staude  anzulegen  und 
einzurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Massgabe 
der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  im 
Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  and  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner 
sind  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergebenden  Anordnungen  der  staat- 
lichen Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehen- 
den allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  circa  8  Kilometer  lange  Localbahn  Stauding- Wagstadt  zweigt  nord- 
östlich der  Station  Stauding  der  Linie  Wien- Krakau  der  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bahn ab,  führt  in  vorwiegend  nordwestlicher  Richtung,  ersteigt  das  Plateau 
zwischen  Bielau  und  Stauding  und  gelangt  durch  das  Wagthal  nach  Wagstadt, 
woselbst  südlich  der  8tadt  an  der  nach  Fulnek  führenden  Strasse  die  Station 
Wagstadt  angelegt  wird. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntrace  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorbezeichnete  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 
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3.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Bergwerks-  und  Industrie- 
Unternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung 
der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

4.  Bauausführung  und  Betriebseinrichtung. 

In  Ansehung  des  Unterbaues,  des  Oberbaues,  der  Stationsanlagen  und 
Hochbauten,  dann  der  Betriebseinriohtungen  haben  im  Allgemeinen  auf  die  gegen- 
wärtige Linie  jene  Bestimmungen  Anwendung  zu  finden,  welche  hinsichtlich  der 
den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  4.  Juni  1886,  R.  G.  Bl. 
Nr.  102,  bildenden  Localbahn  Bielitz-Wadowice-Kalwarya  unter  Abschnitt  I, 
Punkt  5  bis  9,  der  für  diese  Localbahn  festgesetzten  Concessionsbedingnisse  fest- 
gestellt worden  sind,  und  zwar  insoferne,  als  nicht  in  den  nachstehenden  Bestim- 
mungen der  gegenwärtigen  Bedingnisse  hievon  abweichende  Vorschriften  gegeben 
werden. 

5.  Unterbau. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  0  Meter  sowohl  bei  Dämmen 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welohen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  gröaste,  aus  der 
Anwendung  der  vorbezeichneten  Vorschriften  sich  ergebende,  durchschnittliche 
Steigung  20  per  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  2*5  per  mille  nicht 
Übersteigen  darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  speeiellen  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Bahn  dürfen  nicht  unter 
200  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4  5  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*5  Meter  betragen. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken,  Bahn- 
überbrückungen  und  Zufahrtsstrassenbrüoken  ist  die  hinsichtlich  solcher  Objecte- 
herstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  16.  Sep- 
tember 1887,  K.  G.  BL  Nr.  109,  zu  beobachten  und  wird,  falls  es  das  Gewicht 
und  die  Constructionsart  der  zu  verwendenden  Fahrbetriebsmittel  zulässt,  gestattet, 
den  Berechnungen  für  die  Eisenconstructionen  der  Bahn  die  im  §  8,  lit.  A, 
Absatz  1  der  genannten  Verordnung  angeführte  20percentige  Ermässigung  der  in 
lit.  a  und  b  desselben  Paragraphes  normirten  Belastungen  zu  Grunde  zu  legen. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  entweder  im  Systeme  des  schwebenden  Stesses  auszuführen, 
in  welohem  Falle  die  aus  Flussstahl  zu  erzeugenden  Schienen  ein  Minimalgewicht 
von  23  Kilogramm  per  laufendes  Meter  besitzen  sollen,  oder  es  können  alt- 
brauchbare Schienen  im  System  des  schwebenden  oder  festen  Stosses  unter  der 
Voraussetzung  verwendet  werden,  dass  das  Materiale  bei  Anwendung  von  Stahl- 
schienen keine  grössere  Inanspruchnahme  als  1000  Kilogramm,  und  bei  Anwendung 
von  Eisenschienen  keine  grössere  Inanspruchnahme  als  750  Kilogramm  per 
Quadratcentimeter  erleidet. 

7.  Fahrbetriebsmittel. 

Die  Pläne  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigen» 
des  k.  k.  Handelsministeriums,  und  ist  bei  deren  Verfassung  den  Bestimmungen 
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der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministerium«  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840 
i  Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt  Nr.  16  ex  1887)  Rechnung 
zu  tragen. 

Die  Vorlage  dieser  Plane  hat  vor  Verfassung  der  Projectspl&ne  für  die 
Unterbauobjeote  der  Bahn  zu  erfolgen. 

Nach  Genehmigung  dieser  Pläne  wird  entschieden  werden,  inwieweit  von 
der  im  §  3,  lit.  h  der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  16.  September 
1887,  R.  6.  Bl.  Nr.  109,  sowie  im  Punkt  6  der  gegenwärtigen  Bedingnisse 
erwähnten  Ermässigung  der  Verkehrslasten  Gebrauch  gemacht  werden  darf. 

8.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Aus- 
rüstungsgegenstSnde  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Dem  Handelsminister  bleibt  vorbehalten,  ausnahmsweise  den  Bezug  aus  dem 
Auslande  zu  gestatten,  falls  die  Gesellschaft  nachweist,  dass  die  Beschaffung  im 
Inlande  zu  denselben  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der 
Lieferungszeit,  wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  sind,  nicht  bewirkt 
werden  kann. 

• 

II.  Betrieb. 

In  Ansehung  des  Betriebes,  namentlich  der  Tarife,  der  Leistungen  zu 
Gunsten  der  Postverwaltung,  für  die  Telegraphenanstalt  und  für  andere  öffentliche 
Zwecke  haben  die  Bestimmungen  im  Abschnitt  II,  Punkt  1  bis  7  der  Concessions- 
bedingnisse  für  die  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Conoessionsurkunde  vom 
4.  Juni  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  102,  bildende  Localbahn  Bielitz-Wadowice-Kalwarya 
auch  auf  die  gegenwärtig  concessionirte  Localbahn  Anwendung  zu  finden. 

Wien,  am  11.  August  1889. 

Der  k.  k.  Handelsminister 
Bacquehem  m.  p. 

12.  Concessionsurkunde  vom  16.  April  1890,  R.  G.  BL  Nr.  90, 

für  die  Localbahnen:  von  Zauchtl  nach  Bautsch,  von  Zanchtl  nach  Fulnek 

and  von  Troppan  nach  Bennlsch. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Actiengesellschaft  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 
die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  nach- 
stehender Localbahnen,  und  zwar:  von  Zauchtl  nach  Bautsch,  von 
Zauchtl  nach  Fulnek  und  von  Troppau  nach  Bennisch,  gestellt  hat,  so 
finden  wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unter 
nebmens  der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854  (R.  G.  Bl.Nr.  238), 
sowie  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1887  (R.  G.  Bl.  Nr.  81),  wie  folgt 
zu  ertheilen: 

§  i- 

Wir  verleihen  der  Actiengesellschaft  der  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bahn das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  der  nachstehenden  als  normal- 
spurige  Localbahnen  auszuführenden  Locomotiveisenbahnen,  und  zwar: 
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1.  von  Zauchtl  über  Odran  und  Wigstadtl  nach  Bautsch, 

2.  von  Zanchtl  nach  Fnlnek  und 
2.  von  Troppau  nach  Bennisch. 

Bisher  wurden  bloss  die  Strecken  Zauchtl-Bautsch  und  Zauchtl-Fulnek 
ara  15.  October  1891  eröffnet. 

§  2- 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildenden  Eisenbahnen  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 
a)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Gesellschaft  abzuschliessenden  Verträge,  zu  tiberreichenden  Ein- 
gaben, von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden,  ferner  für  alle 
im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  bewirkenden  bücher- 
lichen Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen  und 
amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten  Zwecken,  und 
zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke 
der  Grund erwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahnen. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  An- 
wendung ; 

6)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage  und 
concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Prioritätsobligationen 
mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  für  die  Einverleibung  des 
Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstellung  der  Prioritätsobligationen 
bestimmten  eisenbahnbücherlichen  Einheiten  oder  auf  andere  unbe- 
wegliche Güter,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  nach  Schluss 
des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  o,  Z.  2)  auflaufenden  Uebertragungs« 
gebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden  Gesetzen  den 
Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften  zukommenden, 
aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden  Ge- 
bühren und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  ist  verpflichtet,  die  Detailprojecte 
für  die  im  §  1  genannten  Localbahnen  binnen  längstens  sechs  Monaten, 
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vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  dem  Handelsministerium  zur  Genehmi- 
gung vorzulegen  und  den  Bau  dieser  Localbahnen  binnen  längstens 
einem  und  einem  halben  Jahre  vom  Tage  der  bezüglichen  Baubewilli- 
gung zu  vollenden,  sohin  die  fertigen  Bahnen  zu  dem  letztbezeichneten 
Zeitpunkte  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und  während  der 
ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbtocbenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die  Gesell- 
schaft über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  ange- 
messenen Caution  in  Baarem  oder  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern 
geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirteu  Eisen- 
bahnen das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  etwa 
herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

§  5- 

Die  Gesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
sionirten  Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessionsbeding- 
nissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen, 
namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionegesetze  vom  14.  September 
1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238)  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852),  dann  nach  den 
etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs - 
Ordnung  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Maximal - 
fahrgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für 
zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6. 

Die  Ziffer  des  Anlagecapitales  der  im  §  1  genannten  Bahnen 
unterliegt  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung.  Hiebei  hat  als  Grund- 
satz zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die  Beschaffung  des  Projectes,  den 
Bau  und  die  Einrichtung  der1  Bahnen,  wozu  auch  die  Auschaffuug  der 
Fahrbetriebsmittel  gehört,  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nachge- 
wiesenen Kosten  mit  Einschluss  der  während  der  Bauzeit  factisch  be- 
zahlten Intercalarzinsen   und   des   bei   der  Capitalsbeschaffung  effectiv 
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erwachsenen  Cursverlustes  keine  wie  immer  gearteten  Auslagen  in 
Anrechnung  zu  bringen  sind. 

Der  Gesellschaft  wird  das  Recht  eingeräumt,  zur  Beschaffung  des 
erforderlichen  Anlagecapitales,  welches  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen  ist,  für  die  im  §  1  bezeichneten  Bahnen  Prioritätsobligationen, 
welche  mit  4  Percent  in  Noten  österreichischer  Währung  verzinslich  sind, 
in  dem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Gesammtbetrage 
auszugeben. 

Das  Formular  der  Prioritätsobligationen  unterliegt  der  Genehmi- 
gung der  Staatsverwaltung. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  der  bezüglichen 
Bahnlinie  zugerechnet  werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beab- 
sichtigten Neubauten  oder  zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen 
ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen 
werden. 

§  7. 

Bezüglich  der  Militärtransporte  und  der  sonstigen  Leistungen  für 
die  Heeresverwaltung  haben  die  auf  den  übrigen  Linien  der  priv. 
Kaiser  Ferdinands  Nordbahn  jeweilig  geltenden  Bestimmungen  auch  auf 
die  gegenwärtig  concessionirten  Localbahnen  insoweit  Anwendung  zu 
finden,  als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters 
dieser  Linien  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug 
auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint, 
worüber  dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
auf  den  concessionirten  Localbahnen  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
19.  April  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  60)  auf  gediente  ünterofficiere  des 
Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  falls  die  gegenwärtigen  Local- 
bahnen Aerarial-,  Landes-  oder  Bezirksstrassen  im  Niveau  derselben 
übersetzen  sollten  oder  zu  deren  Anlage  Strecken  einer  solchen  Strasse 
benützt  würden,  den  Verkehr  auf  der  bezüglichen  Localbahn  —  wenn 
militärische  Rücksichten  dies  erheischen  —  über  Aufforderung  der 
Militärbehörde  ohne  Entschädigungsanspruch  einzustellen. 

§  9- 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisen  - 
babnconcessionsgesetzes,  ausgesprocheneu  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  auf  die  Zeit  vom  heutigen  Tage  bis  31.  December 
1975  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 
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Die  Concession  kann  yon  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Vollendung  des  Baues,  dann 
der  EröffouDg  und  Aufrech tbaltung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des 
§  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes,  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

§  10. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über  deren 
Verlangen  jederzeit  die  Mitbenutzung  der  gegenwärtig  concessionirten 
Bahnen  für  den  Verkehr  zwischen  schon  bestehenden  oder  künftig  erst 
herzustellenden,  im  Staatsbetriebe  befindlichen  Bahnen  derart  einzu- 
räumen, dass  die  Staatsverwaltung  berechtigt  ist,  unter  freier  Fest- 
stellung der  Tarife,  ganze  Züge  oder  einzelne  Wagen  über  die  mit- 
benutzten Bahnen  oder  einzelne  Tbeilstrecken  derselben  gegen  Ent- 
richtung einer  angemessenen  Entschädigung  zu  befördern  oder  befördern 
zu  lassen. 

Diese  Mitbenützung  hat  jedoch  nur  insoweit  stattzufinden,  als 
hiedurch  der  eigene  regelmässige  Betrieb  der  mitbenutzten  Bahnen 
nicht  gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Concessionßurkunde  vom  1.  Jänner  1886  für 
die  Kaiser  Ferdinands-Nordhahn  im  Reichsgesetzblatt,  Jahrgang  188G, 
Seite  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  11- 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  jede  der  con- 
cessionirten Localbahnen  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung 
wann  immer  unter  den  nachfolgenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  wird,  wenn  die  Ein- 
lösung vor  Ablauf  des  Jahres  1903  erfolgt,  das  Reinerträgniss  der  ein- 
zulösenden Localbahn  im  günstigsten  der  letzten,  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen,  rechnungsmässig  abgeschlossenen  fünf 
Jahre  festgestellt. 

2.  Wenn  die  Einlösung  nach  Ablauf  des  Jahres  1903  erfolgt, 
werden  zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  einzulösenden  Localbahn  während  der  letzten,  dem  Zeit- 
punkte der  Einlösung  vorausgegangenen,  rechnungsmässig  abgeschlossenen 
sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten 
zwei  Jahre  abgeschlagen  und  wird  sohin  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

3.  Sollte  jedoch  der  nach  Zahl  1,  respective  2,  ermittelte  Rein- 
ertrag nicht  wenigstens  die  Annuität  erreichen,  welche  zur  vierpercentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Anlagecapitales  der  einzulösenden  Localbahn  (§  6)  innerhalb  der  Con- 
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cessionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das 
der  Bemessung  des  Eiulösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Rein- 
erträgniss  festgesetzt. 

4.  Das  im  Falle  der  Einlösung  vor  Ablauf  des  Jahres  1903  nach 
Zahl  1,  respective  nach  Zahl  3  ermittelte  Reinerträgniss  erhöbt  sich  um 
einen  Zuschlag,  welcher,  falls  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  Jahres  1893 
erfolgt,  15  Percent,  falls  die  Einlösung  in  den  Jahren  1894  bis 
einschliesslich  1898  erfolgt,  10  Percent,  und  falls  die  Einlösung  in  den 
Jahren  1899  bis  einschliesslich  1903  erfolgt,  5  Percent  beträgt. 

5.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  in  einer  Rente  zu  be- 
stehen, welche  im  Falle  der  Einlösung  vor  Ablauf  des  Jahres  1903 
dem  nach  Zahl  1  und  3  zu  ermittelnden  Erträgnisse  nebst  dem  iu 
Zahl  4  festgesetzten  Zuschlage,  im  Falle  der  Einlösung  nach  Ablauf 
des  Jahres  1903  aber  in  dem  nach  Zahl  2,  respective  3,  ermittelten 
Durchschnitts-,  beziehungsweise  Minimalerträgnisse  ohne  einen  solchen 
Zuschlag  gleichkommt. 

Diese  Rente  ist  während  der  übrigen  Concessionsdauer  in  halb- 
jährigen, am  30.  Juni  und  am  31.  December  jedes  Jahres  nachhinein 
falligen  Raten  an  die  Gesellschaft  zu  erfolgen. 

6.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage 
dieser  Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Ein- 
lösungspreises ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
und  in  den  Genuss  der  zur  Einlösung  gelangten  Bahnlinie  mit  allen 
dazu  gehörigen  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich, 
des  Fahrparkes  und  der  Materialvorräthe,  soweit  dieselben  aus  dem 
Anlagecapitale  (§  6)  beschafft  sind,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale 
gebildeten  Betriebs-  und  Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmi- 
gung der  Staatsverwaltung,  ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder 
theilweise  bereits  verwendet  sind. 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigen thum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahnen  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  soweit  dieselben  aus  dem  Anlagecapitale  (§  6) 
beschafft  sind,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung, ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise  bereits 
verwendet  sind. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahnen  (§  11)  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des 
etwa  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  bezüglichen  Localbahn  gebildeten 
Reservefondes  und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem 
eigenen  Vermögen  der  Gesellschaft  errichteten  und  rücksichtlich  er- 
worbenen besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder 
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Erwerbung  dieselbe  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen 
Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  sie  kein  ZugehÖr  der  Eisenbahn  bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  eich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dasB  der  Bau  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahnen,  sowie 
die  Betriebseinrichtung  derselben  in  allen  Theilen  zweckmässig  und 
solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass  Gebrechen  in  dieser  Be- 
ziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  den  bei  der  Ge- 
sellschaft bestellten  landesfürstlichen  Commissär  Einsicht  in  die  Gebarung 
zu  nehmen,  soweit  diese  die  gegenwärtig  concessionirten  Bahnen  betrifft. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Babnunternehmung 
bat  die  Gesellschaft  eine  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Ebenso  wird  die  Gesellschaft  bezüglich  der  gegenwärtig  conces- 
sionirten Bahnen  von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung 
vom  16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852)  begründeten  Ver- 
bindlichkeiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen 
und  gefällsam tlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und 
in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts 
localitäten  enthoben. 

§  14. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
sechzehnten  Tage  des  Monates  April,  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend- 
achthundertundneunzig,  Unserer  Reiche  im  zweiundvierzigsten. 


Franz  Joseph  m.  p. 


TaaiTe  m.  p. 


Bacquehem  ro.  p 


Dunajewski  m.  p. 


DU  Recbtinrknnden  der  S»terr.  Ei»enb*hnen.  II 


Digitized  by  Google 


.  114 


K.  k.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn. 


13.  CoDcessionsbedingüisse 

für  die  Localbahnen:  a)  von  Zauchtl  nach  ßantsch;  b)  von  Zauchtl  nach 
Fulnek,  und  c)  von  Troppau  nach  Bennisch  (H.  M.  V.  Bl.  Nr.  64). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

< 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  im  §  1,  ZZ.  1  bis  3  der  vorstehenden  allerhöchsten  Concessionsurknnde 
angeführten  Locomotiveisenbahnen  sind  mit  einer  Spurweite  von  1435  Meter  als 
Looalbahn  für  eine  Maximalgeschwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen 
und  einzurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahnen 
sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner 
sind  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der 
staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebsftthrung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehen- 
den allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

a)  Die  circa  38  Kilometer  lange  Localbahn  Zauchtl-Bautsch  zweigt  südwest- 
lich von  der  Station  Zauchtl  der  Linie  Wien-Krakau  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  ab,  nimmt  eine  vorwiegend  westliche  Richtung,  berührt  die  Ort- 
schaft Mankendorf  und  zieht  entlaug  dem  linken  Ufer  des  Oderflusses  bis 
nach  Odrau.  Von  hier  aus  führt  die  Hahn  über  Neudörfel  und  Klein-Herms- 
dorf,  wendet  sich  sodann  in  das  Cerwenkathal  und  gelangt  nach  Wigstadtl. 
In  ihrem  weiteren  Zuge  nimmt  die  Bahn  eine  westliche  Richtung,  berührt 
die  Ortschaften  Tschirm  und  Schwansdorf  und  gelangt  nach  Ueberschreitung 
der  Wasserscheide  zwischen  den  Flussgebieten  der  Möhra  und  der  Oder 
nach  Bautsch,  woselbst  die  gleichnamige  Station  in  der  Nähe  der  k.  k. 
Tabakfabrik  angelegt  wird. 

b)  Die  circa  10  Kilometer  lange  Localbahn  Zauchtl-Fulnek  nimmt  ihren  Aus- 
gang nordwestlich  von  der  sub  a  bezeichneten  Station  Zauchtl,  führt  an- 
fangs entlang  dem  Bahnkörper  der  Hauptlinie,  wendet  sich  sodann  in  nord- 
westlicher Richtung  und  gelangt  durch  das  Gansbachthal  bis  zur  Wagstadt- 
Fulneker  Strasse,  an  welcher  östlich  der  Stadt  Fulnek  die  gleichnamige 
Endstation  angelegt  wird. 

c)  Die  circa  32  Kilometer  lange  Localbahn  Troppau-Bennisch  zweigt  am  süd- 
östlichen Ende  der  Station  Troppau  des  Flügels  Schönbrunn-Troppau  der 
Kaiser  Ferdinands  Nordbahn  ab  und  führt  in  vorwiegend  südwestlicher 
Richtung  nach  Sohönstein.  Von  hier  aus  folgt  die  Bahn  dem  Hossnitz- 
bachthale  aufwärts,  führt  über  Mladetzko,  dann  bei  der  Kasper-Mühle  vor- 
bei nach  Eckersdorf,  verlässt  sodann  das  Hossnitzbachthal  und  gelangt  auf 
die  Höhe  von  Bennisch,  woselbst  im  Süden  der  Stadt  die  Endstation 
Bennisch  errichtet  wird. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntracen  können  nur 
mit  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorbezeichnete  Hauptrichtung  der  Bahnen  nicht 
verändert  wird. 
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3.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  den  concessionirten  Bahnen  gelegenen  Bergwerks-  und  In- 
dustrieunternehmungen zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn 
angelegt  werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen 
Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

4.  Bauausführung  und  Betriebseinrichtung. 

In  Ansehung  des  Unterbaues,  des  Oberbaues,  der  Stationsanlagen  und  Hoch- 
bauten, dann  der  Betriebseinrichtungen  haben  im  Allgemeinen  auf  die  gegen- 
wärtigen Linien  jene  Bestimmungen  Anwendung  zu  finden,  welche  hinsichtlich  der 
den  Gegenstand  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  4.  Juni  1886,  R.  G.  Bl. 
Nr.  102,  bildenden  Localbahn  Bielitz-Wadowice-Kalwarya  unter  Abschnitt  I, 
Punkt  5  bis  9  der  für  diese  Localbahn  festgesetzten  Concessionsbedingnisse  fest« 
gestellt  worden  sind,  und  zwar  insoferne,  als  nicht  in  den  nachstehenden  Bestim- 
mungen der  gegenwärtigen  Bedingnisse  hievon  abweichende  Vorschriften  ge- 
geben werden. 

5.  Unterbau. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  0  Meter  sowohl  bei  Dämmen  als 
in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der 
Bahnen  massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste,  aus 
der  Anwendung  der  vorbezeichneten  Vorschriften  sich  ergebende,  durchschnittliche 
Steigung  bei  der  Linie  a)  25,  b)  20,  c)  30  pro  mille  festgesetzt 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglioh  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Steigung  der  Bahnen  in  denselben  2'5  pro  mille  nicht 
übersteigen  darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  speoiellen  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Bahn  dürfen  bei  der  Linie  a) 
nicht  unter  150  Meter,  bei  den  Linien  b)  und  c)  nicht  unter  200  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4  5  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*5  Meter  betragen. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken,  Balin- 
überbrückuttgen  und  Zufahrtsstrassenbrücken  ist  die  hinsichtlich  solcher  Objects- 
herstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  Sep- 
tember 18b7,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten  und  wird,  falls  es  das  Gewicht 
und  die  Constructionsart  der  zu  verwendenden  Fahrbetriebsmittel  znlässt,  gestattet, 
den  Berechnungen  für  die  Eisenoonstructionen  der  Bahnen  die  im  §  3,  lit.  h,  Ab- 
satz 1  der  genannten  Verordnung  angeführte  20percentige  Ermässigung  der  in 
lit.  a  und  b  desselben  Paragraphen  normirten  Belastungen  zu  Grunde  zu  legen. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  entweder  im  System  des  schwebenden  Stosses  auszuführen, 
in  welchem  Falle  die  aus  Flussstahl  zu  erzeugenden  Sohienen  bei  den  Linien 
a  und  c  ein  Minimalgewicht  per  laufendes  Meter  von  26  Kilogramm,  bei  der  Linie  b 
dagegen  ein  solches  von  23  Kilogramm  besitzen  sollen;  oder  es  können  altbrauch- 
bare Schienen  im  System  des  schwebenden  oder  festen  Stosses  unter  der  Voraus- 
setzung verwendet  werden,  dass  das  Materiale  bei  Anwendung  von  Stahlschienen 
keine  grössere  Inanspruchnahme  als  1000  Kilogramm,  und  bei  Anwendung  von 
Eisenschienen  keine  grössere  Inanspruchnahme  als  750  Kilogramm  per  Quadrat- 
centimeter  erleidet. 

7.  Fahrbetriebsmittel. 

Die  Pläne  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums,  und  ist  bei  deren  Verfassung  den  Bestimmungen 
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der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840 
(Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt  Nr.  15  ex  1887),  Rechnung  zu 
tragen. 

Die  Vorlage  dieser  Pläne  hat  vor  Verfassung  der  Projectspläne  für  die 
Unterbauobjecte  der  Bahn  zu  erfolgen. 

Nach  Genehmigung  dieser  Pläne  wird  entschieden  werden,  inwieweit  von 
der  im  §  3,  lit.  h  der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  Sep- 
tember 1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  sowie  im  Punkt  5  der  gegenwärtigen  Bedingnisse 
erwähnten  Ermässigung  der  Verkehrslasten  Gebrauch  gemacht  werden  darf. 

8.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Dem  Handelsminister  bleibt  vorbehalten,  ausnahmsweise  den  Bezug  aus 
dem  Auslande  zu  gestatten,  falls  die  Gesellschaft  nachweist,  dass  die  Beschaffung 
im  Inlande  zu  denselben  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und 
der  Lieferungszeit,  wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  sind,  nicht 
bewirkt  werden  kann. 

II.  Betrieb. 

In  Ansehung  des  Betriebes,  namentlich  der  Tarife,  der  Leistungen  zu 
Gunsten  der  Postverwaltung,  für  die  Telegraphenanstalt  und  für  andere  öffentliche 
Zweoke  haben  die  Bestimmungen  im  Abschnitt  11,  Punkt  1  bis  7  der  Conoessions- 
bedingnisse,  für  die  den  Gegenstand  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
4.  Juni  1886,  R.  G.  Bl  Nr.  102,  bildende  Localbahn  Bielitz-Wadowice-Kalwarya 
auoh  auf  die  gegenwärtig  conoessionirten  Localbahnen  Anwendung  zu  finden. 

W  i  e  n  ,  am  12.  Mai  1890. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 

14.  Concessionsurkunde  vom  27.  Juli  1882,  R.  Gr.  Bl.  Nr.  117, 

für  die  Locomotivelsenbaha  von  Pohl  nach  Wsetin.*) 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Oesterreichische  Localeisenbahngesellschaft  in  Prag 
die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  der 
projectirten  Localbahn  von  der  Station  Pohl  der  ausschl.  priv.  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  nach  WSetin  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns 
bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  der 
genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des  Eiseubahncon- 
cessionsgesetzes  vom  14.  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238),  sowie  des 
Gesetzes  vom  25.  Mai  1880  (R.  G.  Bl.  Nr.  56),   wie  folgt  zu  ertheilen: 

*)  Dermalen  noch  giltig  für  die  Strecken:  Mährisch- Weisskircheu-Krasna, 
Wallaohisch-Meseritsch-Wietin  und  Krasna-Roänau.  Vgl.  die  Kundmachungen  des 
Handelsministeriums  vom  16.  December  1884  (Doc.  16)  und  vom  30.  April  1891 
(Doc.  17). 
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*§  1. 

Wir  verleihen  der  Oesterreichischen  Localeisenbahngesellschaft  das 
Recht  zum  Baue  und  Betriehe  einer  als  normalspurige  Localbahn  aus- 
zuführenden Locomotivei8enhabn  von  der  Station  Pohl  der  ausschl.  priv. 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  über  Poruba,  Löscbna,  Krasna,  Wallacbisch- 
Meseritsch  und  Jablnnka  nach  WSetin  mit  einer  Abzweigung  von 
Wallachisch-Meseritsch  zur  Glasfabrik  in  Krasna. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  über  Verlangen  der  Staats- 
verwaltung Abzweigungen  der  concessionirten  Bahn  nach  Weisskirchen 
und  nach  Boznau  in  dem  Falle  zur  Ausführung  zu  bringen,  wenn  die 
Verzinsung  und  AmortisiruDg  des  hiefür  aufzuwendenden  Capitales,  sei 
es  durch  Frachtverträge  oder  sonstige  Leistungen  der  Interessenten,  sei 
es  auf  andere  Weise,  gesichert  sein  wird. 

Auf  Grund  der  vorstehenden  duroh  die  Kundmachung  des  Handelsmini- 
steriums vom  16.  December  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  194,  (Doo.  16)  modificirten 
Concessionsurkunde  wurde  von  der  Oesterreiohischen  Localeisenbahngesellschaft 
die  Eisenbahnlinie  Mährisch- "Weisskirohen-Wsetin  erbaut,  und  die  Strecke  Mährisch- 
Weisskirchen  -  Krasna  am  1.  November  1884,  die  Strecke  Krasna- Wsetin  am 
1.  Juli  1885  eröffnet 

Durch  Kauf  ging  diese  Bahn  mit  24.  December  1887  an  die  Kaiser  Ferdi- 
nands-Nordbahn über,  welche  den  Betrieb  derselben  bereits  mit  1.  October  1887 
übernommen  hatte.  Die  förmliche  Concessionsübertragung  an  die  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  erfolgte  mit  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  30.  April  1891, 
R.  G.  Bl.  Nr.  57  (Doo.  17). 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alleVerträge,  bücher- 
lichen Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke 
der  CapitalsbeschafJung  und  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung 
und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffoung,  eowie 
für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  In- 
struirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine  und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritäts- 
obligationen, sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
UebertragUDgegebübr ; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden  Ge- 
bühren und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
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Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  Fofort  zu  beginnen  und  binnen  zwei  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen 
Verkehre  zu  übergeben  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im 
ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die  Gesell- 
schaft durch  Erlag  einer  angemessenen  Caution  in  zur  Anlegung  von 
Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

§ 

Der  Oesterreichischen  Localeisenbahngesellschaft  wird  zur  Aus- 
führung der  concessionirten  Eisenbahn  mit  Einschluss  der  in  Aussicht 
genommenen  Abzweigung  zur  Glasfabrik  in  Krasna  das  Recht  der  Ex- 
propriation nach  den  Bestimmungen  der  einschlägigen  gesetzlichen  Vor- 
schriften ertheilt. 

Das  gleiche  Hecht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  weiters  herzustellenden 
Flügelbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsver- 
waltung als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5- 

Die  Gesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
sionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahn  concessionsgesetze  vom 
14.  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238)  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung 
vom  16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852),  dann 
nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu 
benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkebrungen  insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Maximal- 
geschwindigkeit nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zu- 
lässig erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6 

ist  durch  Absatz  II,  Punkt  2  der  Kundmachung  des  Handelsministeriums 
vom  30.  April  1891,  R.  G.  Bl.  Nr.  57,  (Doc.  17)  ausser  Kraft  gesetzt  worden. 
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§  7. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  in  §  9  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ahlauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne 
des  §  11,  lit.  6  des  Eisenbahn  concessionsgesetzes  und  namentlich  durch 
politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§§  8  und  9 

sind  durch  Absatz  II,  Punkt  2  der  Kundmachung  des  Handelsministeriums 
vom  30.  April  1891,  R.  G.  Bl.  Nr.  67,  (Doc.  17)  ausser  Kraft  gesetzt  worden. 

§  10. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn, 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung,  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  streng  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
siebenundzwanzigsten  Tage  des  Monates  Juli  im  Jahre  des  Heiles  Ein- 
tausend achthundert  zweiundachtzig,  Unserer  Reiche  im  Vierund- 
dreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taaffe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 
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15.  Concessionsbedingnisse 

fOr  die  Loealbahn  von  Pohl  nach  Wsetin*)  (G.  Bl.  Nr.  107). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  von  Pohl  nach  Wietin  ist  mit  einer  Sparweite  von 
1*435  Meter  als  Looalbahn  mit  blossem  Tagverkehre  für  eine  Maximalgeschwindigkeit 
von  25  Kilometer  per  Stande  anzulegen  und  auszurüsten.  Die  Ausführung  des 
Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Massgabe  der  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  nachstehenden  technischen 
Bedingnisse  stattzufinden.  Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung 
der  Bahn  sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus 
diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichts- 
behörden genau  zu  befolgen.  Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  beim  Baue  auch 
allen  vom  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellen- 
den Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen 
Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  35*5  Kilometer  lange  Bahn  zweigt  von  der  Station 
Pohl  der  aussohl.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  ab,  führt  in  vorherrschend  süd- 
licher Richtung  über  Poruba,  Löschna,  Krasna,  Wallachisoh-Meseritsch  und  Jab- 
lunka  nach  WSetin  und  mittels  eines  nördlich  von  Krasna  abzweigenden,  circa 
2  Kilometer  langen  Flügels  zur  dortigen  Glasfabrik. 

j 

3.  Anschluss  an  die  ausschl.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  wegen  Benützung  des  Bahnhofes  Pohl  der 
aussohl.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebs- 
dienstes beim  Uebergangsverkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  genannten  Gesell- 
schaft anzustreben  und  das  bezügliche  Uebereinkommen  der  Staatsverwaltung  zur 
Genehmigung  vorzulegen.  Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Per- 
sonenverkehres beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu 
tragen.  Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  etwaigen 
gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes,  unterwirft  sich  die  Gesellschaft  dem  Ausspruche 
des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschlussbahn  nicht 
erzielt  werden  sollte.  Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Er- 
manglung eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige 
Wagenbenützung  der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von 
Bergwerks-  und  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

4.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieunternehmungen 
zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

*)  Dermalen  nooh  giltig  für  die  Strecken  M ährisch- Weisskircben-Krasna 
und  Wallachisch-Meseritsch-Wsetiu.  Vgl.  die  Kundmachungen  des  Handels- 
ministeriums vom  16.  Deoember  1884  (Doc.  16)  und  vom  30.  April  1891  (Doc.  17). 
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5.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen,  dem  entsprechend  auch  die  Grundein- 
lösung durchzuführen,  und  bei  der  Wahl  der  Traoe  auf  die  etwaige  seinerzeitige, 
durch  die  Bahn  nioht  zu  behindernde  Anlage  des  projectirten  Donau-Oder-Canales 
und  dessen  Wasser  Zubringer  und  Reservoire  entsprechend  Rücksicht  zu  nehmen. 
Als  grö8Ste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximalsteigung  liegen- 
den Theile  der  ourrenten  Strecke  werden  10  pro  mille  =  1  :  100  festgesetzt.  Die 
Stationen  und  Haltestellen  sind  wo  möglich  horizontal  anzulegen,  anderenfalls  die 
Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*6  pro  mille  =  l :  400  betragen 
soll.  Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  4'0  Meter, 
auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*5  Meter  betragen.  Die  Minimalcurvenhalbmesser 
dürfen  in  der  ourrenten  Bahn  nicht  unter  200  Meter  betragen.  Bei  Bestimmung  der 
Richtungs-  und  Steigungsverhältnisse  sind  die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der 
österreichischen  Eisenbahnen  Namens  des  k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten 
und  im  „Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie".  Jahrgang  1*82,  Blatt  Nr.  10,  angeführten  Vorschriften  für 
die  Bestimmung  der  Bahnnivelette  in  Maximalsteigungen  und  für  die  Anordnung 
der  Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen  stricte  durchzuführen.  Der 
Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4*0  Meter  sowohl  bei  Dämmen  als  in  den 
Einschnitten  zu  erhalten.  Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist 
eine  entsprechende  Erbreiterun?  des  Bahnkörpers  vorzunehmen.  Die  Böschungen 
der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  haltbar  herzustellen  und  erforderlichen- 
falls angemessen  zu  versichern.  Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten 
Widerlagern  herzustellen,  und  muss  das  Brückenplanum  eine  benützbare  Minimal- 
breite  von  4*3  Meter  erhalten.  Sämmtliche  Objecto,  welche  innerhalb  einer  Distanz 
von  0*6  Kilometer  vor  dem  Endpunkte  einer  Station  oder  einer  Haltestelle  vor- 
kommen, sind  mit  Geländern  zu  versehen.  Objecte  bis  zu  7*0  Meter  Spannweite 
sind  bei  ausreichender  Höhe  des  Bahnkörpers  einzuwölben.  Bei  den  bis  zur  Bahn- 
krone reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  2*0  Meter  totaler  Lichtweite  dürfen 
Tragconstructionen  von  Holz  angewendet  werden,  bei  allen  grösseren  offenen 
Objecten  und  Brücken  sind  Eisenconstructionen  zu  verwenden.  Bei  mehrfeldrigen 
Brücken  müssen  die  Zwischenpfeiler  aus  Stein  hergestellt  werden.  Den  Berechnungen 
für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brückenconstructionen  ist  die  durch  §  2  der 
Verordnung  vom  30.  August  1870  vorgeschriebene  Belastung  und  die  zufolge  g  3 
derselben  Verordnung  normirte  Inanspruchnahme  der  einzelnen  Constructionstheile 
zu  Grunde  zu  legen.  Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind 
bei  Flüssen  und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  0*8  Meter  über  den  bekannten 
Hochwasserstand  zu  legen.  Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln 
hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

« 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  auszuführen.  Die 
Schienen  sind  aus  Flusstahl  zu  erzeugen,  und  soll  deren  Minimalgewicht  per 
laufendes  Meter  23  0  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximalschwellendistanz 
von  0*9  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen.  Die  Schwellen  müssen  mindestens 
folgende  Dimensionen  haben:  Länge  2  3  Meter,  obere  Breite  von  150  Millimeter, 
untere  Breite  200  Millimeter,  Höhe  von  140  Millimeter.  Die  Verwendung  von 
halbrunden  Schwellen  ist  bei  Einhaltung  vorstehender  Dimensionen  zulässig.  In 
Bögen  von  inclusive  und  unter  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung  der  Schienen 
auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Hakennägel  und  Unterlagsplatten  nach 
den  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  aufgestellten, 
bei  derselben  erliegenden  einheitlichen  Oberbaunormalien  entsprechend  zu  ver- 
stärken. Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkaute  eine  Kronen- 
breite  von  3  0  Meter  und  eine  Tiefe  von  0'25  Meter  zu  erhalton.  Die  Liinge  der 
Nebengeleise  der  Stationen  soll  mindestens  10  Percent  der  Babnlänge  betragen. 
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7.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  naoh  Bedarf  mindeste  Aus- 
Dehnung  beschrankt  und  die  Qebäude  für  den  Personendienst  den  localen  Ver- 
hältuissen  entsprechend  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Unter- 
mauerung aus  Riegelwänden  oder  ganz  aus  Holz  erbaut  werden.  Sämmtliche 
Stationen  und  Haltestellen  sind  mit  Passagieraborten  zu  versehen.  Die  Hochbau- 
anlagen für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus  Fachwerk  und  Biegel- 
mauern oder  auch  ganz  aus  Holz  errichtet  werden.  Sämmtliche  Hochbauten  sind 
jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden  localen  Bauvorschriften  herzu- 
stellen. Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  hat 
höchstens  4*0  Kilometer  zu  betragen.  Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  currenten 
Strecke  kann  im  Allgemeinen  unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu 
beschränken,  wo  Uebersetzungen  besonders  frequtmter  Strassen  vorkommen.  Die- 
selben können  entweder  aas  Ziegeln  oder  Stein  oder  aus  hölzernen  Block- 
wänden hergestellt  werden.  Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und 
ähnliche  Anlagen  an  der  Bahn  sind  in  der  Kegel  nicht  herzustellen. 

8.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Anlage  einer  Telegraphenleitung  kann  insolange,  als  keine  Zugs- 
kreuzungen auf  der  Bahn  stattfinden,  die  Aufstellung  von  Glockensignalen  jedoch, 
insoweit  nicht  besondere  Fälle  dies  nothwendig  machen  würden,  unterbleiben;  für 
den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen  akustischen  auch  die  durch  die 
Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale  zu  verwenden.  An  Abzweigungs- 
stellen von  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahnen  sind  Distanzdeckungs- 
signale aufzustellen. 

9.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen:  3  Locomotiven  mit 
einer  Maximalachsenbelastung  von  9  0  Tonnen,  6  Personenwagen,  2  Dienstwagen 
(Post-,  Gepäcks-  und  Conducteurwagen),  45  Lastwagen  verschiedener  Gattung. 

10.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbeatandtheile,  sowie  alle 
AusrüstungsgegenBtände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

II.  Betrieb. 

Dieser  Absatz  ist  durch  Absatz  II,  Punkt  4  der  Kundmachung  des  Handels- 
ministeriums vom  30.  April  1891,  R.  G.  Bl.  Nr.  57,  (Doc.  17)  ausser  Kraft 
gesetzt  worden. 

Wien,  18.  August  1882. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 

16.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  16.  December 

1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  194, 

betreffend  Abänderungen  und  Ergänzungen  der  allerhöchsten  Coneessions- 
nrknnde  vom  27.  Juli  1882  (K.  (i.  Bl.  Nr.  117)  für  die  Loealbahn  von 
Pohl  (Weisskirchen)  nach  Wsetin  nüt  der  Abzweigung  nach  Ro2nau. 

Auf  Grund  allerhöchster  Entschliessung  vom  12.  December  1884 
sind  die  einschlägigen  Bestimmungen  der  allerhöchsten  Concesfions- 
Urkunde   vom  27.  Juli   1*82  (R.  G.  Bl.  Nr.  117)  für  die  Loealbahn 
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von  Pohl  (Weisskirchen)  nach  WSetin  in  nachstehender  Weise  abge- 
ändert, respe ctive  ergänzt  worden. 

t 

In  Abänderung  der  Bestimmungen  des  §  1  der  obigen  aller- 
höchsten Concessionsurkunde  wird  der  österreichischen  Localeisenbahn- 
gesellschaft  im  Sinne  der  von  ihr  mit  der  ausschl.  priv.  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  getroffenen  Verständigung  das  Recht  eingeräumt, 
die  Eisenbahnlinie  von  Weisskirchen  über  Wallachisch  Meseritsch  nach 
Wäetin  mit  der  Abzweigung  von  Krasna  nach  Roznau  herzustellen 
und  in  Betrieb  zu  setzen,  wogegen  die  ursprünglich  concessionirte 
Bahnverbindung  von  Krasna  nach  Pohl  erst  dann  zur  Ausführung  zu 
bringen  ist,  wenn  nach  dem  Ermessen  des  k.  k.  Handelsministeriums 
die  Verzinsung  und  Amortisation  des  für  diese  Verbindungslinie  aut- 
zuwendenden Capitales,  sei  es  durch  Frachtverträge  oder  sonstige 
Leistungen  der  Interessenten,  sei  es  auf  andere  Weise,  gesichert  erscheint. 

Vgl.  Absatz  IT,  Punkt  1   der  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom 
30.  April  1891,  R.  6.  Bl.  Nr,  57  (Doo.  17). 

II. 

In  Abänderung  der  einschlägigen  Bestimmung  de*  §  3  der 
obigen  allerhöchsten  Concessionsurkunde  wird  der  Termin,  innerhalb 
dessen  die  concessionirte  Bahn  zu  vollenden  und  dem  öffentlichen 
Verkehre  zu  übergeben  ist,  für  die  nunmehrige  Hauptlinie  Weiss- 
kirchen— Wallachisch- Meseritsch- Wäetin  mit  1.  October  1885,  für  die 
Abzweigung  nach  Roznau  mit  1.  Juli  1886  festgesetzt.  Für  die  even- 
tuelle Abzweigung  nach  Pohl  wird  der  Bautermin  im  Falle  der  Sicher- 
Ptellung  dieses  Bahnbanes  vom  k.  k.  Handelsministerium  nachträglich 
bestimmt  werden. 

Vgl.  Absatz  II,  Punkt  1,  der  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom 
30.  April  1891,  R.  G.  Bl.  Nr.  57  (Doc.  17). 

m  bis  V 

wurden  durch  Absatz  II,  Punkt  2  der  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom 
30.  April  1891,  R.  G.  Bl.  Nr.  57,  (Doo.  17)  ausser  Kraft  gesetzt. 

VI. 

Die  für  die  Localbahn  Pohl -Wäetin  aufgestellten  technischen 
und  sonstigen  Concessionsbedingnisse  vom  13.  August  1882  haben  auch 
auf  die  nunmehr  zur  Ausführung  bestimmte  Localbahn  von  Weisskirchen 
nach  Wäetin  mit  der  Abzweigung  nach  Roinau  und  der  eventuellen 
Verbindung  nach  Pohl  sinngemäss  Anwendung  zu  finden,  insoweit 
nicht  einzelne  Bestimmungen  derselben  Über  Antrag  der  Gesellschaft 
mit  Genehmigung  des  k.  k.  Handeleministeriums  eine  Abänderung  erfahren. 

Vgl.  Absatz  II,  Punkt  3  der  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom 
30.  April  1891,  R.  G.  Bl.  Nr.  57  (Doc.  17). 

Plno  m.  p. 
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17.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  30.  April 

1891,  R.  G.  Bl.  Nr.  57, 

betreffend  die  Uebertragung  der  Concession  für  die  Localbahn  Ton  Weiss- 
kirchen  nach  Wsetin  mit  der  Abzweigung  nach  Roznan  an  die  k.  k«  prir. 

Kaiser  Ferdinands-Nordbahn. 

Nachdem  die  k.  k.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  in  Aus- 
führung der  Bestimmungen  im  §  19  des  mit  dem  Gesetze  vom 
6.  September  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  122,  genehmigten  Uebereinkommens 
vom  10.  Jänner  und  17.  Juli  1885  die  von  der  Österreichischen  Local- 
eisenbahngesellschaft  auf  Grund  der  allerhöchsten  Concessionsnrkunde 
vom  27.  Juli  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  117,  deren  Bestimmungen  infolge 
der  allerhöchsten  EntSchliessung  vom  12.  December  1884  laut  der 
Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  16.  December  1884, 
R.  G.  Bl.  Nr.  194,  theilweise  abgeändert  worden  sind,  erbaute  und  in 
Betrieb  gesetzte  Localbahn  von  Weisskirchen  nach  Wsetin  von  der 
genannten  Gesellschaft  erworben  hat,  so  sind  in  Gemässheit  der  aller- 
höchsten Entschliessung  vom  16.  April  1891  die  der  Oesterreichischen 
Localeisenbahngesellschaft  bezüglich  der  bezeichneten  Localbahn  nebst 
der  noch  auszuführenden  Abzweigung  nach  Roznau  erwachsenen  con- . 
cessionsmässigen  Rechte  und  Pflichten  an  die  k.  k.  priv.  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  übertragen  und  aus  diesem  Anlasse  die  Bestim- 
mungen der  obigen  Concession  den  geänderten  Verhältnissen  ent- 
sprechend festgestellt  worden,  wie  folgt: 

I. 

Die  Tbeilstrecke  von  Krasna  bis  Wallachisch-Meseritsch  der 
Localbahn  Weisskirchen — Wsetin  einschliesslich  der  Stationen  Krasna 
und  Wallachisch-Meseritsch  wird  in  die  von  der  k.  k.  priv.  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  nach  §  2  der  allerhöchsten  Concessionsnrkunde 
vom  1.  Jänner  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  7,  herzustellende  Eisenbahn  von 
Bielitz  nach  Kojetein  (Mährisch- schlesische  Städtebahn)  als  integrirender 
Bestandtheil  derart  einbezogen,  dass  auf  die  vorgenannte  Bahnstrecke 
von  Krasna  bis  Wallachisch-Meseritsch  vom  Tage  der  Betriebseröffaung 
der  ganzen  Linie  Bielitz — Kojetein,  d.  i.  vom  1.  Juni  1888  an  ge- 
rechnet lediglich  die  für  diese  Bahn  geltenden  Concessionsbestimmungen 
Anwendung  zu  finden  haben,  wogegen  mit  dem  gleichen  Zeitpunkte 
die  Bestimmungen  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  27.  Juli 
1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  117,  und  der  Kundmachung  des  Handelsministeriums 
vom  16.  December  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  194,  bezüglich  der  vorhin 
genannten  Bahnstrecke  ausser  Kraft  treten. 

II. 

Auf  die  übrigen  Theilstrecken  Weisskirchen — Krasna  und  Walla- 
chisch-Meseritsch—  WSetin     der     Localbahn     Weisskirchen — Wsetin, 
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sowie  auf  die  herzustellende  Abzweigung  nach  RoSnau,  haben  die  laut 
Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  16.  December  1884, 
K.  G.  Bl.  Nr.  194,  infolge  allerhöchster  Entschliessung  vom  12.  De- 
cember 1884  theilweise  geänderten  Bestimmungen  der  allerhöchsten 
Concessionsurkunde  vom  27.  Juli  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  117,  auch 
fernerhin  mit  den  nachstehenden  Abänderungen,  respective  Ergänzungen, 
Anwendung  zu  finden: 

1.  In  Abänderung  der  Bestimmungen  der  §§  1  und  3  der  aller- 
höchsten Concessionsurkunde  vom  27.  Juli  1882,  und  der  Punkte  I 
und  II  der  bezogenen  Kundmachung  wird  die  k.  k.  priv.  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  von  der  Verpflichtung  zum  eventuellen  Ausbau 
der  Bahnverbindung  von  Krasna  nach  Pohl  enthoben. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  ist  dagegen  verpflichtet,  die 
Abzweigung  von  Krasna  nach  Roinau  derart  zur  Ausführung  zu  bringen, 
dass  die  gedachte  Abzweigung  längstens  binnen  Einem  Jahre  vom 
Tage  des  Bauconsenses  zu  vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre 
zu  übergeben  ist. 

Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  hat  die  Gesellschaft  über 
Verlangen  des  Handelsministeriums  eine  angemessene  Sicherstellung 
zu  leisten. 

2.  An  Stelle  der  Bestimmungen  in  den  §§  6,  8  und  9  der  aller- 
höchsten Concessionsurkunde  vom  27.  Juli  1882  und  iu  den  Punkten  III, 
IV  und  V  der  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  16.  December 
1884  haben  fortan  die  Bestimmungen  der  §§  6,  7,  10,  11,  12  und  13 
der  allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  16.  April  1890,  R.  G.  Bl. 
Nr.  90,  für  die  Localbahnen  Zauchtl  —  B autsch,  Zauchtl — Fulnek  und 
Troppau — Bennisch  auch  auf  die  Bahnstrecken  von  Weisskirchen  nach 
Krasna  und  von  Wall  ach isch-Meseritsch  nach  WSetin  mit  der  Ab- 
zweigung nach  Roznau  Anwendung  zu  finden. 

3.  In  Ergänzung  und  theilweiser  Abänderung  der  Bestimmung  im 
Punkte  VI  der  obigen  Kundmachung  wird  unter  Anerkennung  der  con- 
cessionsmässigen  Herstellung  der  bestehenden  Localbahn  von  Weiss- 
kirchen nach  WSetin  bestimmt,  dass  die  technischen  Bedingnisse  für 
die  Anlage  und  Ausrüstung  der  herzustellenden  Abzweigung  nach  Roznau 
unter  Berücksichtigung  der  grundsätzlichen  Bestimmungen,  welche  in 
den  Concessionsbedingnissen  für  die  den  Gegenstand  der  allerhöchsten 
Concessionsurkunde  vom  16.  April  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  90,  bildende 
Localbahn  von  Zauchtl  nach  Fulnek  enthalten  sind,  festgesetzt  wer- 
den sollen. 

4.  In  Bezug  auf  den  Betrieb  der  Bahnstrecken  Weisskirchen — 
Krasna  und  Wallachisch-Meseritsch — WSetin,  sowie  der  Abzweigung 
nach  Roznau  und  insbesondere  in  Bezug  auf  die  Tarife  und  auf  die 
Leistungen,  welche  der  Bahnunternehmung  hinsichtlich  dieser  Bahn- 
strecken für  öffentliche  Zwecke  obliegen,  sollen  an  Stelle  der  im 
Punkte  VI  der  vorhin  bezogenen  Kundmachung  des  Handelsministeriums 
vom  16.  December  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  194,   erwähnten  Concessions- 
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bedingnisse  vom  13.  August  1882  die  Bestimmungen  des  Abschnittes  II, 
Punkt  1  bis  7,  der  Concessionsbedingnisse  für  die  den  Gegenstand  der 
allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  4.  Juni  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  102, 
bildende  Localbahn  Bielitz — Wadowice — Kalwarya  Geltung  haben. 

Bacquehem  m.  p. 

18.  Technische  Concessionsbedingnisse 

für  die  yon  der  Localbahn  Weissklrchen-W^etin  abzweigende  Flflgelbnhn 
von  K  ras  na  nach  Boznau  (H.  M.  V.  BL  Nr.  57). 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  von  der  k.  k.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  auszuführende  Loco- 
motiveisenbabn  von  Krasna  nach  Roznau  ist  mit  einer  Spurweite  von  1*436  Meter 
als  Looalbahn  für  eine  Maximalfahrgesohwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde 
anzulegen  und  einzurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinriehtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzulegen  und  die 
aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen 
Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehen- 
den allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

■ 

2.  Traoe. 

Die  circa  13*0  Kilometer  lange  Localbahn  Krasua-Ro2nau  zweigt  nördlich 
von  der  bestehenden  Station  Krasna  ab,  benützt  auf  eine  Länge  von  3*0  Kilometer 
die  bereits  bestehende  Schleppbahn  zur  Glasfabrik  der  Firma  S.  Reich  &  Cie.  und 
zur  gräflich  Kinsky'schen  Ziegelei,  und  führt  in  Fortsetzung  derselben  in  östlicher 
Richtung,  dem  Betschthale  folgend,  weiter  bis  nach  Ro2nau,  woselbst  die  gleich- 
namige Station  am  rechten  Ufer  der  Beczwa  in  unmittelbarer  Nähe  der  Bezirks- 
stiasse augelegt  wird. 

3.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  coneessionirten  Linie  gelegenen  Bergwerks-  und  Industrie- 
unternehmungen zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Alt  gegen  Vergütung 
der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

4.  Bauausführung  und  Betriebseinrichtung. 

In  Ansehung  des  Unterbaues,  des  Oberbaues,  der  Stationsanlagen  und 
Hochbauten,  dann  der  Betriebseinriohtungen  haben  im  Allgemeinen  auf  die  gegen- 
wärtige Linie  jene  Bestimmungen  Anwendung  zu  finden,  welche  hinsichtlich  der 
den  Gegenstand  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  4.  Juni  1886,  R.  G.  Bl. 
Nr.  102,  bildenden  Localbahn  Bielitz- Wadowice-Kalwarya  unter  Abschnitt  I, 
Punkt  5  bis  9  der  für  diese  Localbahn  festgesetzten  Concessionsbedingnisse  fest- 
gestellt worden  sind,  und  zwar  insoferne,  als  nicht  in  den  nachstehenden  Bestim- 
mungen der  gegenwärtigen  Bedingnisse  hievon  abweichende  Vorschriften  gegeben 
werden. 
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5.  Unterbau. 

Der  Unterbau  bat  eine  Kronenbreite  von  4  0  Meter  sowohl  bei  Dämmen,  als 
in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungsverhältnisse  der  Bahn  ist  der  Uebergang  von 
der  Geraden  in  den  Bogen  und  umgekehrt  mittels  parabolischer  Uebergangscurven 
herzustellen,  wobei  sich  die  Einschaltung  von  Uebergangscurven  mit  beibehaltenem 
Centrum  empfiehlt. 

Bei  Contrabögen  muss  die  zwischen  den  Enden  der  Uebergangscurven  in 
der  definitiven  Trace  noch  verbleibende  Zwischengerade: 

für  die  Constante  24.000       12.0U0       6000       3000       1500       750  Meter 
eine  Länge  von        28  20  14  10  7  5  , 

zum  mindesten  erhalten. 

Ueber  die  für  die  ganze  Strecke  zu  wählende  Constante  entscheidet  die 
k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen. 

Bei  Bestimmung  der  Steigungsverhältnisse  der  Bahn  ist  auf  den  möglichsten 
Ausgleich  der  Zugwiderstände  in  der  Weise  hinzuwirken,  dass  die  gestattete 
durchschnittliche  Maximalneigung  in  den  Bögen  nach  Massgabe  ihrer  Schärfe 
ermassigt  wird,  während  in  geraden  Strecken  die  Steigung  entsprechend  erhöht 
werden  kann. 

Ferner  sind  an  den  Steigungsbrtichen  stets  Gefällsabrundungen  mit  ent- 
sprechend grossem  Halbmesser  durchzuführen. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste  durch- 
schnittliche Steigung  15  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  2*5  pro  mille  nicht 
übersteigen  darf.  Ausnahmen  Lievon  unterliegen  der  speciellen  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Bahn  dürfen  nicht  unter 
200  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4*5  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*5  Meter  betragen. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrüoken,  Bahn- 
überbrückungen  und  ZufahrtsstrassenbrÜcken  ist  die  hinsiohtlich  solcher  Objects- 
herstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  16.  September 
1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten  und  wird,  falls  es  das  Gewicht  und  die 
Constructionsart  der  zu  verwendenden  Fahrbetriebsmittel  zulässt,  gestattet,  den 
Berechnungen  für  die  Eisenconstructionen  dieser  Bahn  die  im  §  3,  lit.  h,  Absatz  1 
der  genannten  Verordnung  angeführte  20percentige  Ermässigung  der  in  lit.  a  und  b 
desselben  Paragraphen  normirten  Belastungen  zu  Grunde  zu  legen. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  entweder  im  Systeme  des  schwebenden  Stosses  auszu- 
führen, in  welchem  Falle  die  aus  Flusssthal  zu  erzeugenden  Schienen  ein  Minimal- 
gewicht von  23  Kilogramm  per  laufendes  Meter  besitzen  sollen,  oder  es  können 
»ltbrauchbare  Schienen  im  Systeme  des  schwebenden  oder  festen  Stosses  unter 
der  Voraussetzung  verwendet  werden,  dass  das  Material  bei  Anwendung  von  Stahl- 
schienen keine  grössere  Inanspruchnahme  als  1000  Kilogramm,  und  bei  Anwendung 
von  Eisenschienen  keine  grössere  Inanspruchnahme  als  750  Kilogramm  per 
Quadratcentimeter  erleidet. 

7.  Fahrbetriebsmittel. 

Die  Pläne  für  sämmtliche  Fahrbetriebs  mittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums,  und  ist  bei  deren  Verfassung  den  Bestimmungen 
der  Ilandelsministerial Verordnung  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840  („Ceutralblatt 
für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt"  Nr.  15  ex  1887),  Rechnung  zu  tragen. 
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Die  Vorlage  dieser  Pläne  hat  vor  Verfassung  der  Projeotspläne  für  die 
Unterbauobjecte  der  Bahn  zu  erfolgen. 

Nach  Genehmigung  dieser  Pläne  wird  entschieden  werden,  inwieweit  von 
der  im  §  3.  lit  h  der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  September 
1887,  K  G.  Bl.  Nr.  109  ,  sowie  im  Punkte  5  der  gegenwärtigen  Bedingnisse  er- 
wähnten Ermässigung  der  Verkehrslasten  Gebrauch  gemacht  werden  darf. 

8.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestand- 
thtrile,  sowie  alle  Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen 
Werken  zu  beschaffen. 

Dem  Handelsminister  bleibt  vorbehalten,  ausnahmsweise  den  Bezug  aus 
dem  Auslande  zu  gestatten,  falls  die  Gesellschaft  nachweist,  dass  die  Beschaffung 
im  Inlande  zu  denselben  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und 
der  Lieferungszeit,  wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  sind,  nicht 
bewirkt  werden  kann. 

9.  Behandlung  von  archäologischen  und  kunsthistorischen  Funden. 

Archäologische  und  kunsthistorische  Funde,  welche  bei  den  Bauarbeiten 
vorkommen  sollten,  sind  sofort  der  k.  k.  Centralcommission  für  Kunst  und  historK 
sehe  Denkmale  in  Wien  anzuzeigen. 

Der  Concessionär  hat  sich  diesfalls  den  Bestimmungen  des  Handels- 
ministerialerlasses  vom  6.  Mai  1889,  Z.  18032  (Verordnungsblatt  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt  Nr.  60  ex  1889),  zu  fügen  und  den 
Anordnungen  der  k.  k.  Centralcommission  für  Kunst  und  historische  Denkmale 
gewissenhaft  Folge  zu  leisten. 

Wien,  am  30.  April  1891. 

Bacquehem  m.  p. 

19.  Statuten 

der  k.  k.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbakn. 

I.  Abschnitt. 

Bildung,    Zweck,  Sitz,  Firma   und  Dauer  der  Gesellschaft. 

§  i. 

Die  unter  der  Firma  „  Ausschliessend  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bahn"  handelsgerichtlich  protokollirte  Actiengesellscbaft  ist  auf  Grund  des 
dem  Wechselbause  S.  M.  v.  Rothschild  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Eisenbahn  zwischen  Wien  und  Bochnia  mit  Nebenbahnen  ertheilten 
allerhöchsten  Privilegiums  vom  4.  März  1836,  und  auf  Grund  der 
Cession  dieses  Privilegiums  ddo.  19.  Mai  1836  gebildet  worden. 

Dieser  Gesellschaft,  deren  Statuten  ursprünglich  mit  Hofkanzlei- 
decret  vom  4.  November  1836  genehmigt,  und  mit  Genehmigung  des 
Ministeriums  des  Innern  vom   13.  August  1856,  Z.  19882/1711,  vom 

5.  Juni  1867,  Z.  9162/440,  und  vom  21.  November  1869,  Z.  17194/1477, 
abgeändert  worden  sind,  wurde  im  Grunde   des  mit  dem  Gesetze  vom 

6.  September  1885,   R.   G.    Bl.    Nr.   122,  kundgemachten  Ueberein- 
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kommens  zum  Betriebe  aller  jener  von  dieser  Gesellschaft  bisher  erbauten 
oder  erworbenen  Eisenbahnen,  welche  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
dienen  haben,  am  1.  Jänner  1886  eine  neue  allerhöchste  Concession 
ertheilfc,  und  ist  die  Gesellschaft  im  Grunde  dieses  Uebereinkoinmens 
vom  10.  Jänner/17.  Juli  1885  verpflichtet,  die  in  den  §§  9,  15 
und  16  bezeichneten  Eisenbahnen  zu  erbauen,  respective  zu  erwerben 
und  zu  betreiben. 

Infolge  dieser  geänderten  Verhältnisse  und  der  Erweiterung  des 
Unternehmens  sind  in  Ausführung  der  im  §  21  des  obcitirten  Ueber- 
einkommens vom  10.  Jänner/17.  Juli  1885  der  ausschl.  priv. 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  obliegenden  Verpflichtung,  ihre  Gesell- 
schaftsstatuten mit  den  Bestimmungen  dieses  Uebereinkommens  und 
den  derzeit  geltenden  Gesetzen  in  Einklang  zu  bringen,  von  der 
64.  Generalversammlung  der  Actionäre  am  20.  August  1885  diese 
geänderten  Statuten  angenommen  worden,  welche  nach  erwirkter  staat- 
licher Genehmigung  unter  Ausserkraftsetzung  der  bisherigen  Statuten 
für  die  Gesellschaft  zu  gelten  haben. 

§  2. 

Die  Gesellschaft  bat  zum  Zwecke: 

I.  Den  Betrieb  aller  von  der  Gesellschaft  bereits  erbauten  oder 
erworbenen  Eisenbahnen,  welche  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
dienen  haben. 

Diese  Eisenhahnen  sind  insbesondere: 

a)  Die  Hauptbahn    von  Wien   bis  Krakau   mit   den  Flügelbahnen 
nach  Brünn,  Olmütz,  Troppau,  Bielitz,  Granica  und  Myslowitz ; 

b)  die  Flügelbahnen  von   Floridsdorf  nach  Jedlesee,   von  Gänsern- 
dorf  nach  Marchegg  und  von  Oderberg  zur  preussischen  Grenze; 

c)  die    M ährisch- schlesische    Nordbahn    von    Brünn    über  Olmütz 
nach  Sternberg  mit  der  Zweigbahn  von  Nezamislitz  nach  Prerau; 

d)  die  Abzweigung  vom  Wiener  Nordbahnhofe  zum  Donau-Quai  und 
zur  Donau- Uferbahn; 

e)  die  Eisenbahn  von  Bielitz  nach  Saybusch; 

f)  die  Eisenbahn  von  Lundenburg  nach  Grussbach   und  Zellerndorf. 

II.  Die  Antheilnahme  an  dem  Betriebe  der  Wiener  Ver- 
bindungsbahn. 

III.  Den  Bau  und  Betrieb  einer  Eisenbahnlinie,  welche  von 
Bielitz  über  Teschen,  Friedland,  Frankstadt  und  Wallachisch-Meseritsch 
nach  Bistritz,  sodann  über  Holleschau,  Hullein  und  Kremsier 
nach  der  Station  Kojetein  der  Mährisch-schlesischen  Nordbahn  führt. 

IV.  Den  Bau  und  Betrieb  des  von  einem  Punkte  der  in  Krakau 
einmündenden  Nordbahnlinie  zum  Anschlüsse  an  die  k.  k.  Staatsbahn- 
linie Skawina-Podgörze  führenden  Circumvallationsflügels. 

V.  Den  Bau  und  Betrieb  der  nachfolgenden  Localbahnen : 

1.  Von  Drösing  nach  Zistersdorf; 

2.  von  Göding  zur  dortigen  k.  k.  Aerarial-Tabakfabrik; 

Die  ItectiUnrkunden  der  önterr.  KUenlmbnen.  II.  U 
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3.  von  Robatetz  nach  Strassnitz; 

4.  von  Zauchtl  über  Odrau  nnd  Wigstadtl  nach  B autsch; 

5.  von  Zauchtl  nach  Fulnek; 

6.  von  Standing  nach  Wagstadt; 

7.  von  Troppau  nach  Bennisch; 

8.  von  einem  geeigneten  Punkte  der  Eisenbahnlinie  Bielitz-Eojetein 
nach  Neutitschein; 

9.  von  Gollescbau  oder  einem  anderen  geeigneten  Punkte  der 
Eisenbahnlinie  Bielitz-Kojetein  nach  Ustron; 

10.  von  Bielitz  über  Kenty  und  Andrichan  nach  Wadowice. 

VI.  Den  Bau  und  Betrieb  aller  anderen  Eisenbahnen,  welche 
mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  künftigbin  der  Gesellschaft 
abgetreten  oder  coucessionirt,  oder  von  derselben  gepachtet  oder  gekauft 
werden  sollten. 

VII.  Den  Bau  und  Betrieb  von  Zweig-  und  Schleppbahnen  zu 
Industrie-Etablissements,  Kohlenwerken,  Steinbrüchen  etc. 

VIII.  Den  Betrieb  jeder  Art  von  Transportunternehmungen  zu 
Wasser  und  zu  Lande,  welche  im  Anschlüsse  an  die  der  Gesellschaft 
gehörigen  oder  von  ihr  gepachteten  Eisenbahnen  errichtet  werden, 
jedoch  unbeschadet  aller  bereits  an  dritte  Personen  ertheilten  Con- 
cessionen. 

IX.  Den  Kauf,  Verkauf,  die  Benützung  nnd  den  Betrieb  jener 
Grundstücke,  Wälder,  Bergwerke,  Metall-,  Maschinen  und  sonstigen 
Fabriken,  welche  die  Gesellschaft  gegenwärtig  besitzt,  oder  in  Zukunft, 
unter  welchem  Titel  immer,  eigeuthumsrechtlich  erwerben,  errichten 
oder  in  Pacht  nehmen  wird. 

§  3. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Wien. 

§  4. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet  fortao:  „K.  k.  privilegirte  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn"  (§  1,  Alinea  1  des  Uebereinkommens  vom 
10.  Jänner/17.  Juli  1885),  und  ist  diese  Firmaänderung  in  gesetz- 
licher Weise  zu  protokolliren. 

Die  Gesellschaft  führt  den  kaiserlichen  Adler  mit  der  Firma  als 
Umschrift. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  dauert  bis  zur  statutenmässigen  Auflösung 
derselben. 

Diese  kann  jedoch  nicht  erfolgen,  bevor  die  concessionsmässigen 
Verpflichtungen  der  Gesellschaft  erloschen  sind. 

Die  vorstehende  Bestimmung  findet  keine  Anwendung  auf  den 
Fall  der  Auflösung  der  Gesellschaft  durch  Vereinigung  derselben  mit 
einer  anderen  Actiengesellschaft  (Artikel  215  H.  G.  B.).  Eine  solche 
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Auflösung  kann  nur  mit  staatlicher  Genehmigung  erfolgen  (Artikel  247 
H.  G.  B.). 

Alle  nach  den  Statuten  oder  nach  dem  Handelsgesetze  vorge- 
schriebenen Kundmachungen  gelten  von  dem  Tage  als  rechtswirksam 
veröffentlicht,  an  welchem  sie  in  der  amtlichen  „Wiener  Zeitung"  kund- 
gemacht werden. 

II.  Abschnitt. 
Gesellschaftscapital  und  Actien. 

§  7. 

DaB  Gesellschaftscapital  beträgt  gegenwärtig:  74,511.250  fl.  Con- 
ventionsmünze =  78,236.812  fl.  50  kr.  österr.  Währ,  und  ist  in  ganze 
Actien  k  1000  fl.  Conventionsmünze,  in  halbe  Actien  k  500  fl.  Con- 
ventionsmünze und  in  Actienantheile  ä  200  fl.  Conventionsmünze,  wie 
auch  in  solche  von  verschiedener  Höhe,  deren  Gesammtnennwerth 
jedoch  nur  5050  fl.  Conventionsmtinze  beträgt,  zerlegt. 

Die  Beschaffung  weiterer  Mittel  erfolgte  durch  Ausgabe  von 
Prioritätsobligationen. 

Ueber  Beschluss  der  Generalversammlung  können  mit  staatlicher 
Genehmigung  neue  Actien,  und  auf  Ueberbringer  lautende  Prioritäts- 
obligationen emittirt  werden. 

§  8. 

Die  Actien  lauten  auf  Namen  oder  auf  Ueberbringer. 

Die  Uebertragung  der  Actien  erfolgt  in  der  Kegel  durch  einfache 
Uebergabe  der  Actiendocumente,  bei  auf  Namen  lautenden  Actien 
durch  Indossament  oder  Cession. 

Die  Gesellschaft  haftet  in  letzterem  Falle  nicht  für  die  Echtheit 
der  Uebertragungsurkunde. 

Die  Actien  sind  mit  halbjährigen,  per  2.  Jänner  und  1.  Juli 
falligen  Coupons,  und  mit  Talons  versehen. 

§  9. 

Halbe  Actien  und  Actienantheile  können  gegen  Entrichtung  der 
vorgeschriebenen  Gebühren  jederzeit  in  ganze  Actien  a  1000  fl.  Con- 
ventionsmünze umgeschrieben  werden. 

Dagegen  ist  die  Umschreibung  ganzer  Actien  auf  mehr  als  zwei 
Theilnehmer,  und  in  anderer  Theilung  als  in  zwei  gleiche  Antheile, 
nicht  zulässig. 

§  10. 

Jede  Actio  gibt  das  Recht  auf  den  verhältnissmässigen  Antbeil 
an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  und  an  den  Erträgnissen  der  Unter- 
nehmung. 
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So  laDge  die  Gesellschaft  besteht,  kann  der  Actionär  nur  den 
reinen  Gewinn  ansprechen,  der  nach  den  Statuten  zur  Vertheilung  unter 
die  Actionäre  bestimmt  ist. 

Auch  unterwirft  sich  jeder  Actionär  den  Bestimmungen  dieser 
Statuten. 

Jeder  Actionär  haftet  bis  zum  Nenuwerthe  seiner  Actien. 

§  II- 

Ftir  in  Verlust  geratbene  Actien  oder  sonstige  Werthpapiere  der 
Gesellschaft  werden,  sobald  selbe  in  gesetzlicher  Weise  amortisirt 
worden  sind,  gegen  Entrichtung  der  entfallenden  Gebühren  neue 
ausgefolgt. 

§  12. 

Die  Tilgung  der  im  §  7,  erster  Absatz,  angefühlten  Actien  erfolgt 
aus  dem  Betiiebsüberschusse  (§  49)  innerhalb  der  Concessionsdauer 
der  in  §  2,  sub  I,  III  und  IV  bezeichneten  Eisenbahnlinien,  nach  dem 
von  der  hohen  Staatsverwaltung  genehmigten  Tilgungsplane. 

§  13. 

Die  zu  tilgenden  Actien  werden  durch  Verlosung  bestimmt,  welche 
nach  Massgabe  des  genehmigten  Tilgungtplanes  immer  am  1.  Juli  des 
betreffenden  Jahres  öffentlich  unter  Zuziehung  eines  k.  k.  Notars  in 
Wien  stattfindet. 

Die  Nummern  der  zur  Tilgung  verlosten  Actien  werden  in  der 
„Wiener  Zeitung"  kundgemacht. 

Die  Besitzer  verloster  Actien  erhalten  von  dem  der  Verlosung 
folgenden  2.  Jänner  ab  am  Sitze  der  Gesellschaft,  oder  bei  den  vom 
Veiwaltungsratbe  bestimmten  Zahlstellen  gegen  Ablieferung  der  Actien, 
nebst  allen  noch  nicht  fälligen  Coupons  und  deu  Talons  den  Nennwerth 
dieser  Actien  in  dem  auf  Gulden  österr.  Währ.  Noten  umgerechneten 
Betrage  in  Baarem. 

Ueberdies  wird  für  jede  getilgte  Actie  eine  auf  den  Inhaber 
lautende  Genussactie  erfolgt,  welche  mit  Coupons,  deren  erster  auf  die 
Superdividende  des  Verlosungsjahres  lautet  und  mit  einem  Talon  ver- 
sehen ist.  Genussactien  haben  an  der  im  §  49,  1.  Alinea,  erwähnten 
fünfpercentigen  Dividende  keinen  Antheil,  hingegen  auf  die  Super- 
dividende (§  49,  2.  Alinea)  gleichen  Anspruch  wie  Actien. 

Die  Genussactien  geben  gleiche  Rechte  wie  die  Actien,  an  deren 
Stelle  sie  ausgegeben  worden  sind,  auf  den  verbältnissmässigen  Theil 
des  nach  Zurückzahlung  des  gesammten  Gesellschaftscapitales  (§  7) 
erübrigenden  Vermögens  der  Gesellschaft,  und  sind  auch  in  allen 
anderen  Beziehungen  den  Actien  gleichgestellt,  mit  der  alleinigen  Be- 
schränkung, dass  bei  Beurtheilung  des  Stimmrechtes  (§§  16  und  17), 
ferner  bei  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung 
(§  21),  und  bei  Bemessung  des  vertretenen  Capitales  (§§19,  21  und  23) 
je  zwei  Genuspactien  einer  Actie  gleichgestellt  sind. 
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III.  Abschnitt. 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 
§  14. 

Die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  werden  besorgt: 

A.  Darch  die  Generalversammlung  der  Actionäre; 

B.  durch  den  Verwaltungsrath; 

C.  durch  die  Direction  (§  45). 

A.  Generalversammlung  der  Actionäre. 

§  15. 

Die  statutenmässig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre. 

§  IC 

Jeder  Actionär,  welcher  seit  drei  Monaten  vor  Abhaltung  der 
Generalversammlung  als  Eigentbümer  von  einer  dem  Nominalbetrage 
von  10.000  fl.  Conventionsmünze  gleichkommenden  Anzahl  Actien  in  den 
Büchern  der  Gesellschaft  vorgeschrieben  erscheint,  ist  unter  der  Be- 
dingung Mitglied  der  jeweiligen  Generalversammlung,  dass  von  demselben 
die  diesem  Nominalbetrage  entsprechenden,  auf  seinen  Namen  lautenden 
oder  vorgemerkten  ganzen,  halben  Actien  oder  Actienantheile  a  200  fl. 
Conventionsmünze,  drei  Wochen  vor  Abhaltung  der  Generalversammlung 
bei  der  gesellschaftlichen  Hauptcassa  gegen  Empfangsschein  deponirt 
werden,  welche  er  nach  abgehaltener  Versammlung  wieder  zurück 
erhält. 

§  17. 

Je  10.000  fl.  Conventionsmünze  Nominal werth  in  Actien  geben 
nach  Massgabe  des  vorstehenden  Paragraphen  das  Recht  auf  eine 
Stimme.  Jedoch  darf  ein  Actionär  im  eigenen  Namen  und  als  Bevoll- 
mächtigter anderer  stimmberechtigter  Actionäre  zusammen  nur  50  Stimmen 
in  sich  vereinigen. 

§  18- 

Das  Stimmrecht  in  der  Generalversammlung  übt  ein  stimmberechtigter 
Actionär  persönlich,  oder  durch  einen  stimmberechtigten  Actionär,  dem 
er  dazu  schriftliche  Vollmacht  ertheilt  hat,  eine  Gesellschaft  durch 
einen  ihrer  registrirten  Vertreter,  eine  Körperschaft  durch  einen 
ihrer  Vorstände,  eine  pflegebefohlene  Person  durch  ihren  gesetzlichen 
Vertreter  (Vater,  Vormund,  Curator). 

§  19. 

In  der  ersten  Hälfte  eines  jeden  Jahres  wird  eine  General- 
versammlung abgehalten. 
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Ausserordentliche  Generalversammlungen  sind  zu  berufen,  wenn 
dies  im  Interesse  der  Gesellschaft  erforderlich  erscheint. 

Eine  Generalversammlung  muss  auch  dann  berufen  werden, 
wenn  ein  Actionär  oder  eine  Anzahl  von  Actionären,  deren  Actien 
zusammen  den  zehnten  Theil  des  Actiencapitales  darstellen,  in  einer 
von  ihnen  unterzeichneten,  an  den  Verwaltungsrath  gerichteten  Eingabe, 
unter  Angabe  des  Zweckes  und  der  Gründe  und  gleichzeitiger  Deponirung 
der  Actien  sammt  Coupons  bei  der  Gesellschaftscassa,  die  Einberufung 
verlangen. 

§  20. 

Die  Einberufung  der  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  General- 
versammlungen geschieht  durch  den  Verwaltungsrath  mittelst  einer 
Kundmachung,  welche  wenigstens  vier  Wochen  vor  dem  Zusammentritte 
in  die  amtliche  „Wiener  Zeitung"  einzurücken  ist. 

§  21. 

Zur  Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung  ist  erforderlich, 
dass  wenigstens  zwanzig  Actionäre  anwesend  sind,  welche  mindestens 
den  zwanzigsten  Theil  der  gesammten  Actien  vertreten. 

§  22. 

Ist  diese  Vertretung  nicht  vorhanden,  so  wird  eine  neue  General- 
versammlung, unter  Beibehaltung  des  ursprünglichen  Programmes,  so- 
gleich wieder  einberufen,  wobei  jedoch  der  Zeitraum  zwischen  der 
Einberufung  und  dem  Zusammentritte  auf  zwanzig  und  der  Termin 
für  die  Deponirung  der  Actien  auf  zehn  Tage  vor  dem  Zusammentritte 
festgesetzt  werden  kann. 

Die  Beschlussfähigkeit  einer  solchen  neuerlich  einberufenen 
Generalversammlung  ist  an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Stimmen  oder 
Personen  nicht  gebunden. 

§  23. 

Die  in  der  Generalversammlung  zu  verhandelnden  Gegenstände 
müssen  in  der  Kundmachung  ausdrücklich  genannt  werden.  In  das 
Programm  der  Generalversammlung  sind  auch  jene  Anträge  einzube- 
ziehen,  welche  von  einem  oder  einer  Anzahl  von  Actionären,  welche 
den  Besitz  des  zwanzigsten  Theiles  der  Actien  durch  deren  Deponirung 
nachgewiesen  haben,  wenigstens  vier  Wochen  vor  Einberufung  der 
Generalversammlung  dem  Verwaltungsrathe  schriftlich  übergeben 
worden  sind. 

Ueber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  nicht  in  dieser  Weise 
angekündigt  ist,  können  Beschlüsse  nicht  gefasst  werden.  Hiervon  ist 
jedoch  der  Bescbluss  über  den  in  einer  Generalversammlung  gestellten 
Antrag  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung 
ausgenommen. 
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Zur  Stellung  von  Anträgen  und  au  Verhandlungen  ohne  Beschluss- 
fassung  bedarf  es  der  Ankündigung  nicht. 

§  24. 

Dem  Beschlüsse  der  Geneialversamrnlung  sind  nachstehende 
Gegenständ  e  vorbehalten : 

a)  Die  Entgegennahme  des  Jahresberichtes  des  Verwaltungsratbes; 
h)  die  Genehmigung  der  Bilanz  und  Ertheilung  des  Absolutoriums 

nach  Anhörung  des  Revisionsberichtes ; 
e)  die  Bestimmungen  über  die  Errichtung,  Dotirung  und  Verwendung 

von  Reserve-  und  anderen  Fonden; 

d)  die  Beschlussfassung  über  die  Verwendung  des  Reingewinnes; 

e)  die  Erwerbung  von  Concessionen  für  öffentliche  Eisenbahnlinien, 
der  Kauf  und  Verkauf  solcher  Linien  und  die  Abänderung  der 
Bestimmungen  der  schon  erworbenen  Concessionen; 

f)  der  Kauf  und  Verkauf  anderer  grosser  unbeweglicher  Vermögens- 
objecte; 

y)  die  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales  Über  die  im  §  7 
angegebene  Ziffer  und  die  Aufnahme  von  fundirten  Anleben; 

h)  die  Abänderung  der  Gesellschaftsstatuten; 

i)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrath  es; 

k)  die  Wahl  eines  aus  stimmfähigen,  nicht  der  Verwaltung  angehören- 
den Actionären  bestehenden  Revisionsausschusses,  zur  Prüfung  der 
Rechnungen  des  laufenden  Jahres.  Derselbe  hat  aus  drei  Revisoren 
und  zwei  Ersatzmännern  zu  bestehen; 
l)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  und  Liquidation  derselben. 

Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  über  die  sub  e,  g  und  h  bezeich- 
neten Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  er- 
forderlich. 

Ebenso  ist  diese  Genehmigung  für  die  sub  c  und  /  gefassten 
Beschlüsse  einzuholen,  insoweit  dies  im  Sinne  der  mit  der  hohen 
Staatsverwaltung  geti offenen  Vereinbarungen  nothwendig  erscheint. 

§  25. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
der  Vicepräsident,  im  Falle  ihrer  Verhinderung  das  vom  Verwaltungs- 
rathe  bestimmte  Mitglied. 

Den  Protokollführer  ernennt  der  Vorsitzende. 

§  26. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  in  allen  Fällen,  in 
welchen  nach  diesen  Statuten  nichts  anderes  verfügt  ist,  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit. 

Zur  Beschlußfassung  über  die  Erwerbung  von  Concessionen  für 
neue  öffentliche  Eisenbahnlinien,  den  Kauf  und  Verkauf  solcher  Linien, 
und  Abänderung   der  Bestimmungen   schon   erworbener  Concessionen 
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(§  24  e),  ferner  über  den  Kauf  und  Verkauf  anderer  grosser  unbeweg- 
licher Veruiögensobjecte  (§  24/),  dann  über  die  Vermehrung  des 
Gesellschaftscapitales  durch  Hinausgabe  neuer  Actien  (§  24  g),  endlich 
über  die  Abänderung  der  Gesellschaftsstatuten  (§  24  ä),  ist  eine  Mehr- 
heit von  zwei  Dritttheilen  der  vertretenen  Stimmen  erforderlich. 

§  27. 

Die  Beschlussfassung  über  die  Auflösung  und  Liquidation  der 
Gesellschaft  kann  nur  dann  giltig  erfolgen,  wenn  in  der  General- 
versammlung mindestens  2500  Stimmen  (§  17)  vertreten  sind,  und  der 
diesfällige  Beschluss  mit  drei  Viertheilen  der  vertretenen  Stimmen 
gefasst  wird. 

Die  im  §  22  enthaltenen  Bestimmungen  finden  auf  den  Fall  der 
Beschlussfassung  über  die  Auflösung  und  Liquidation  der  Gesellschaft 
nur  mit  der  Massgabe  Anwendung,  dass  in  der  neuerlich  einberufenen 
Generalversammlung  zur  Beschlussfahigkeit  mindestens  1000  Stimmen 
vertreten  sein  müssen. 

§  28. 

Der  Geschäftsbericht  nebst  dem  Rechnungsabschlüsse  ist  acht  Tage 
vor  der  Generalversammlung  ara  Sitze  der  Gesellschaft  aufzulegen,  und 
jedem  Actionär,  der  sein  Stimmrecht  nachgewiesen  hat,  in  einem  Exem- 
plare auf  Verlangen  auszufolgen. 

§  29. 

Wahlen  in  den  Verwaltungsrath  werden  durch  Stimmzettel  vor- 
genommen. Ueber  den  Vorgang  bei  anderen  Wahlen  entscheidet  die 
Generalversammlung.  Kommt  bei  dem  ersten  Wahlgange  keine  absolute 
Stimmenmehrheit  zu  Stande,  so  findet  eine  engere  Wahl  statt,  in  welche 
die  doppelte  Zahl  der  zu  Wählenden,  welche  die  relativ  meisten 
Stimmen  erhalten  haben,  einzubeziehen  sind. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§  30. 

Die  etatuten  m  Mäßig  gufassten  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
sind  für  alle  Actionäre  bindend. 

Ueber  die  Verbandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  aufgenommen,  welches  der  Vorsitzende  und  der  Schriftführer, 
und  drei  durch  die  Generalversammlung  gewählte  Actionäre,  welche 
zugleich  als  Scrutatoren  bei  der  Stimmenabgabe  zu  fungiren  haben, 
unterzeichnen,  und  dessen  Mitfertigung  dem  bei  der  Versammlung  an- 
wesenden landesfürstlichen  Commissär  vorbehalten  ist. 

B.  Der  Verwaltungsrath. 

§31. 

Die  oberste  Leitung  aller  Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  sowie 
die  Vertretung  der  letzteren  in  allen  Beziehungen,  ist  dem  Verwaltungs- 
rathe  übertragen. 
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Derselbe  besteht  aus  neun  bis  zwölf  Mitgliedern)  von  denen 
wenigstens  drei  Viertheile  österreichische  Staatsbürger  sein  und  die 
gleiche  Zahl  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  in  Wien  haben  müssen. 

§  32. 

Der  Verwaltungsrath  ist  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  des 
Handelsgesetzes.  Er  ist  als  solcher  mit  den  ausgedehntesten  Vollmachten 
zur  Verwaltung  der  Gesellscbaftsangelegenheiten  versehen.  Namentlich 
ist  derselbe  ausdrücklich  zu  allen  jenen  Acten  ermächtigt,  zu  welchen 
nach  §  1008  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  eine  besondere 
Vollmacht  erforderlich  wäre.  Er  vertritt  die  Gesellschaft  vor  und  ausser 
Gericht. 

Er  ist  mit  der  im  Handelsgesetze  festgesetzten  Berechtigung  und 
Verantwortlichkeit  zu  allen  Verfügungen  in  Gesellschaftsangelegenheiten 
berufen,  welche  nicht  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind.  Es 
steht  ihm  insbesondere  die  Ernennung  und  Entlassung  der  Beamten  der 
Gesellschaft,  die  Bestimmung  ihres  Wirkungskreises  und  ihrer  Bezüge, 
die  Ertheilung,  beziehungsweise  Genehmigung  der  Dienstesinstructionen 
und  Reglements  für  die  Führung  der  Geschäfte  zu. 

Es  liegt  ihm  ob,  zweimal  des  Jahres  durch  eines  oder  mehrere 
seiner  Mitglieder  die  Hauptcassa  der  Gesellschaft  einer  Revision  unter- 
ziehen zu  lassen. 

§  33. 

Der  Verwaltungsrath  ist  berechtigt,  in  allen  ihm  zustehenden 
Geschäften,  unbeschadet  der  im  Arikel  231  H.  G.  B.  enthaltenen 
Bestimmungen,  seine  Vollmacht  oder  einen  Theil  derselben  auf  eines 
oder  mehrere  seiner  Mitglieder,  für  einen  bestimmten  Zweck  und  auf 
eine  bestimmte  Zeit  zu  übertragen. 

§  34. 

Der  Verwaltungsrath  führt  die  Firma  der  Gesellschaft,  welche 
von  zwei  Verwaltungsrathsmitgliedern,  oder  von  einem  Verwaltungs- 
rathe  in  Gemeinschaft  mit  einem  mit  der  Procura  betrauten  Director 
oder  Oberbeamten,  gezeichnet  wird. 

Die  Firma  wird  in  der  Weise  gefertigt,  dass  die  berechtigten 
Firmaführer  zu  der  mit  Stampiglie  vorgedruckten  oder  von  wem  immer 
geschriebenen  Firma  (§  4)  ihre  Unterschriften  hinzufügen. 

Die  mit  der  Procura  betrauten  Directoren  oder  Oberbeamten 
haben  ihrer  Unterschrift  einen  die  Procura  andeutenden  Zusatz  bei- 
zufügen. 

§  35. 

Die  Mitglieder  des  Ver waltun gsrathes  werden  von  den  ersten 
nach  diesen  Statuten  zusammentretenden,  vom  Jahre  1887  an  aber  von 
der  ordentlichen  Generalversammlung  der  Actionäre  auf  6  Jahre 
gewählt. 
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In  jedem  zweiten  Jabre  tritt  ein  Drittel  derselben  und  mit 
Ablauf  der  Functionsdauer  der  etwa  verbliebene  Rest  aus. 

Insolange  der  Austrittsturnus  durch  die  Functionsdauer  nicht 
bestimmt  ist,  entscheidet  hierüber  das  Los. 

Die  austretenden  Verwaltungsräthe  sind  wieder  wählbar. 

§  36. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsratbes  hat  vor  Antritt  seiner 
Function  für  die  Dauer  seines  Amtes  Actien  im  Nominalbetrage  von 
10.000  fl.  Conventionsmünze,  welche  wfihrend  dieser  Zeit  von  ihm 
weder  übertragen,  noch  veräuesert  werden  können,  in  der  Gesellscbafts- 
cassa  zu  hinterlegen. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  einem  Monate  nach 
bekanntgegebener  Wahl  gilt  als  Ablehnung  derselben. 

§  37. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  jährlich  nach  Abhaltung  der  ordent- 
lichen Generalversammlung  aus  6einer  Mitte  einen  Präsidenten  und  einen 
Vicepräsidenten. 

Beide  müssen  Österreichische  Staatebürger  sein. 

Jeder  derselben  ist  wieder  wählbar. 

Der  Präsident  führt  in  den  Sitzungen  den  Vorsitz  und  leitet  die 
Verhandlung.  Im  Verhinderungsfalle  wird  er  durch  den  Vicepräsidenten, 
eventuell  durch  das  amtsälteste  Mitglied  des  Verwaltungsrathes 
vertreten. 

§  38. 

Wird  die  Stelle  eines  Verwaltungsrathsmitgliedes  vor  dem  Ab- 
laufe der  Amtsdauer,  für  welche  er  gewählt  ist,  erledigt,  so  kann 
dieselbe  durch  den  Verwaltungsratb,  unter  Beobachtung  der  im  §  36 
enthaltenen  Vorschriften  und  Bedingungen,  im  Falle  durch  den  Ausfall 
die  Zahl  der  Verwaltungsräthe  unter  neun  sinken  würde,  provisorisch 
besetzt  werden. 

Diese  Wahl  ist  der  nächsten  Generalversammlung  zur  Genehmigung 
vorzulegen. 

Die  Functionen  eines  derart  ernannten  Verwaltungsrathes,  sowie 
auch  die  Functionen  eines  durch  die  Generalversammlung  für  ein  vor 
Ablauf  seiner  Functionsdauer  ausgeschiedenes  Verwaltungsrathsmitglied 
gewählten  Verwaltungsrathes,  dauern  nur  so  lange,  als  die  seines  Vor- 
gängers gedauert  haben  würden. 

§  39. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  eich  am  Sitze  der  Gesellschaft 
Über  Einladung  des  Präsidenten  oder  seines  Stellvertreters,  so  oft  es 
das  Interesse  der  Gesellschaft  erfordert,  zum  wenigsten  aber  einmal  in 
jedem  Monate. 
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§  40. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  der 
persönlich  anwesenden  Mitglieder  gefasst  und  stimmt  der  Vorsitzende 
mit.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse 
erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

§  41. 

Zur  Giltigkeit  eines  Verwaltungsratbsbeschlusses  ist  die  Anwesenheit 
von  wenigstens  fünf  Verwaltungsräthen  erforderlich.  Die  Einladung  zu 
den  Verwaltungsrathssitzungen,  welche  ausser  den  hierzu  schon  im 
Voraus  periodisch  festgesetzten  Zeitpunkten  abgehalten  werden,  muss 
jedoch  immer  an  alle  Verwaltungsräthe,  sowie  an  den  landesfurstlichen 
Commissär  geschehen. 

Der  landesfürstliche  Commissär  ist  auch  zu  den  Sitzungen  der 
etwa  nach  §  33  bestellten  Comites  einzuladen. 

§  42. 

Ueber  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  des  Verwaltungsrath  es 
wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  vom  Vorsitzenden  und  einem  in 
der  Sitzung  anwesend  gewesenen  Verwaltungsräthe,  dann  vom  Schrift- 
führer unterfertigt  wird. 

§  43. 

Abschriften  oder  Auszüge  aus  dem  Protokolle  sind  vom  Präsidenten 
oder  dessen  Stellvertreter  und  von  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes 
zu  beglaubigen. 

§  44. 

Der  Verwaltungsrath  geniesst  als  Entgelt  für  seine  Functionen 
eine  jährliche  Tantieme  von  50.400  fl.  österr.  Währ. 

Die  Art  der  Vertheilung  der  Tantieme  unter  die  Mitglieder  bleibt 
dem  Verwaltungsräthe  vorbehalten. 

C.  Die  Direction. 
§  45. 

Der  Verwaltungsrath  ernennt  einen  oder  mehrere  Directoren, 
welchen  die  Ausführung  der  Verwaltungsrathsbeschlüsse,  sowie  die 
specielle  Leitung  der  gesellschaftlichen  Angelegenheiten  innerhalb 
der  durch  jene  Beschlüsse  gezogenen  Grenzen  unter  ihrer  Ver- 
antwortlichkeit obliegt,  und  welche  in  Gemässheit  der  Instructionen  die 
Vorgesetzten  aller  Beamten  und  Diener  sind. 

Die  Directoren  wohnen  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  mit 
berathender  Stimme  bei. 
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IV.  Abschnitt. 
Jahresrechnung,  Bilanz,  Dividenden,  Fonde. 

§  46. 

Die  Kechnungen  der  Gesellschaft  werden  alljährlich  per  31.  De- 
cember  abgeschlossen. 

Anf  Grnnd  der  diesfälligen  Ergebnisse  werden  Hauptjahresbilanzen 
aufgestellt  und  selbe,  nach  vorgängiger  Prüfung  durch  den  Revisions- 
ausschuss,  mit  den  dazugehörigen  Beilagen  der  Generalversammlung 
vorgelegt. 

§  47. 

Für  die  nachstehenden  Unternehmungen  werden  getrennte  Betriebs- 
rechnuugen  aufgestellt,  und  zwar: 

1.  Für  das  seinerzeit  dem  Staate  heimfallende,  beziehungsweise 
dem  Einlösungsrechte  unterliegende  öffentliche  Eisenbahnunternehmen, 
welches  die  im  §  2  I  a  bis  /,  dann  III  und  IV  genannten  Eisenbahn- 
linien umfasst; 

2.  für  die  im  §  2  V  bezeichneten  und  anderweitige  Localbahnen; 

3.  für  die  Montananlagen  (gesellschaftliche  Kohlenwerke,  Ostrauer 
Montanbahn,  Briquettesfabrik  Ostran). 

Ferner  sind  zum  Zwecke  der  Ermittelung  des  Ertrages  aus  dem 
sonstigen  Vermögen  der  Gesellschaft  abgesonderte  Ertragsrechnungen 
zu  führen. 

§  48. 

Die  der  k.  k.  Staatsverwaltung  vorzulegenden  Rechnungen  sind 
in  Gemässheit  der  mit  derselben  getroffenen  Vereinbarungen  insbesondere 
des  mit  dem  Gesetze  vom  6.  September  1885  im  R.  G.  Bl.  Nr.  122 
kundgemachten  Uebereinkommens  vom  10.  Jänner/17.  Juli  1885  (§  7) 
aufzustellen. 

Der  nach  demselben  Uebereinkommen  dem  Staate  eventuell  ge- 
bührende Antheil  an  dem  Reingewinne  des  im  §  47,  1,  bezeichneten 
öffentlichen  Eisenbahnunternehmens  ist  binnen  vier  Wochen  nach 
erfolgter  Feststellung  der  Betriebsrechnung  (§  24,  b)  an  die  Staats- 
verwaltung abzuführen. 

§  49. 

Die  Betriebsüberschüsse,  respective  Erträge,  welche  6ich  mit 
Berücksichtigung  des  laut  §  48,  zweiter  Absatz,  eventuell  dem  Staate 
zufallenden  Antheiles  an  dem  Reingewinne  der  Gesellschaft  (§  7  des 
Uebereinkommens  vom  10.  Jänner  bis  17.  Juli  1885)  aus  den  in  Ge- 
mässheit des  §  47  aufgestellten  Rechnungen  ergeben,  dienen  zunächst 
zur  Verzinsung  und  planmässigen  Tilgung  der  Prioritätsanlehen,  sowie 
zur  Bestreitung  der  im  §  4  des  obigen  Uebereinkommens  vorgesehenen 
Tilgungsfondsaimuitäten,  ferner  zur  planmäs3igen  Tilgung  der  Actien 
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(§  12)  und  weiters  zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  aar  Höhe  von 
fünf  Percent  an  die  noch  nicht  getilgten  Actien. 

Aus  dem  sonach  verbleibenden  Reste  werden  etwaige  von  der 
Generalversammlung  über  Antrag  des  Verwaltungsrathes  den  Fonden 
zugewiesene  Zuschüsse,  unbeschadet  der  etwa  für  diese  Fonde  mit 
besonderer  Bewilligung  der  Staatsverwaltnog  schon  in  die  Betriebs- 
rechnungen einzustellenden  Beträge  (§§  47  und  48),  sowie  die  für  die 
Actien  und  Genussactien  in  gleicher  Weise  bestimmten  Superdividenden 
bestritten. 

§  50. 

Die  Dividenden  und  Superdividenden  sind  an  dem  der  General- 
versammlung nächstfolgenden  1.  Juli  zahlbar. 

Dem  Verwaltungsrathe  steht  es  jedoch  frei,  für  Rechnung  der  auf 
die  nicht  getilgten  Actien  entfallenden  Dividende  eine  Abschlags- 
zahlung von  höchstens  fünf  Percent  pro  rata  temporis  schon  am  1.  Juli 
für  das  laufende,  und  am  2.  Jänner  für  das  abgelaufene  Geschäftsjahr 
zu  erfolgen,  wenn  das  Vorhandensein  eines  ausreichenden  Ertrages 
genügend  gesichert  erscheint. 

§  61. 

Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht  binnen  fünf  Jahren 
behoben  werden,  dann  der  Capitalsbetrag  gezogener  Actien  und  die 
Genussactien,  welche  nicht  binnen  dreissig  Jahren  reclamirt  werden, 
verfallen  der  Gesellschaft. 

§  52. 

Es  bestehen  bei  der  Gesellschaft: 

1.  Der  allgemeine  Reservefond,  welcher  ein  freies  Eigenthum  der 
Gesellschaft  bildet; 

2.  der  Pensionsfond,  welcher  zur  Sicherstellung  der  Versorgungs- 
ansprüche  der  gesellschaftlichen  Beamten  und  Diener,  sowie  deren 
Witwen  und  Waisen  gewidmet  ist. 

Der  Pensionsfond  bildet  ein  Zugehör  des  öffentlichen  Eisenbahn  - 
Unternehmens  (§  47,  Z.  1). 

Er  ist  als  solches  seiner  Widmung  gemäss  unter  Bedachtnahme 
auf  die  dauernde  Sicherstellung  der  Erfüllung  der  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten, für  welche  die  Gesellschaft  die  Haftung  übernommen 
hat,  zu  verwalten.  Beim  Heimfalle  des  öffentlichen  Eisenbahnunter- 
nehmens (§  47,  Z.  1),  wie  auch  im  Falle  der  Einlösung  derselben 
durch  den  Staat  ist  der  Pensionsfond  dem  Staate  zu  übergeben,  wo- 
gegen der  Staat  in  die  einschlägigen  Verbindlichkeiten  an  Stelle  der 
Gesellschaft  eintritt  Da  die  vorstehende  Bestimmung  sich  nicht  auf  da« 
Personal  der  gesellschaftlichen  Montanwerke  und  Localbahnen  bezieht, 
so  ist  im  Falle  der  Trennung    dieser  Objecto  von  dem  öffentlichen 
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Eisenbahnunternehmen  ein  verbättnissmässiger  Antbeil  aus  dem  Pen- 
sionsfonde  auszuscheiden  und  der  Gesellschaft  behufs  Sicherstellung 
der  Versorgungsansprüche  des  bezeichneten  Personales  zu  belassen. 

Ausser  den  in  Z.  1  und  2  angeführten  werden  zunächst  folgende 
Fonde  errichtet: 

3.  Der  im  §  4  des  Uebereinkommens  vom  10.  Jänner/17.  Juli 
1885  vorgesehene  Tilgungsfond,  welcher  jedoch  nur  bis  zu  dem  Zeit- 
punkte, in  welchem  die  Gesellschaft  zufolge  des  Schlussabsatzes  des 
eben  genannten  Paragraphes  das  freie  Verfüg  uugsrecht  über  diesen 
Fond  erlangt,  zu  dotiren  und  abgesondert  zu  erhalten  ist; 

4.  ein    Baureservefond    des   öffentlichen  Eisenbahnunternehmens 

(§  47,  Z.  1); 

5.  ein  Baureservefond  der  Localbahnen  (§  47,  Z.  2). 

Die  beiden  letztgenannten  Fonde,  denen  alle  bei  der  Bauaus- 
führung und  Betriebsausrüstung  gegenüber  dem  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  Präliminare  erzielten  Ersparnisse  aus  dem  Anlagecapitale 
zuzuweisen  sind,  dürfen  nur  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  des  Bahn- 
unternehmens, aus  dessen  Anlagecapital  sie  gebildet  sind,  verwendet 
werden,  und  ist  demnach  der  Baureservefond  des  öffentlichen  Eisen- 
bahnunternehmens (Z.  4)  ausschliesslich  für  den  Bau  und  die  Aus- 
rüstung deä  im  §  47,  Z.  1,  angeführten  öffentlichen  Eisenbahnunter- 
nehmens, jener  der  Localbahnen  (Z.  5)  ausschliesslich  für  den  Bau  und 
die  Ausrüstung  der  Localbahnen  (§  47,  Z.  2)  bestimmt. 

Der  Banreservefond  der  Localbahnen  (Z.  5)  ist  bei  der  Einlösung 
oder  dem  Heimfalle  derselben  an  den  Staat  zu  tibergeben. 

Im  Zeitpunkte  des  Ueberganges  des  öffentlichen  Eisenbabnunter- 
nehmeus  an  den  Staat  werden  hinsichtlich  der  den  Baureservefond 
dieses  Unternehmens  (Z.  4)  bildenden  Bestände  nachfolgende  Bestim- 
mungen Anwendung  zu  finden  haben: 

a)  Etwa  unverwendete  Prioritätsobligationen  der  für  Zwecke  des 
öffentlichen  Eisenbahnunternehmens  (§  47,  Z.  l)  aufgenommenen 
Anlehen  sind  zu  vernichten  und  im  Eisenbahnbuche  zur  Löschung 
zu  bringen; 

b)  insoweit  sich  in  dem  Fonde  Gegenwerthe  für  ausgegebene  Prio- 
ritätsobligationen der  bezeichneten  Art  vorfinden,  bleiben  diese 
Gegenwerthe  Eigenthum  der  Gesellschaft  und  sind  die  dafür  aus- 
gegebenen Prioritätsobligationen  zu  Lasten  der  Gesellschaft 
(§  5,  lit.  d  des  Uebereinkommens  vom  10.  Jänner/17.  Juli  1885) 
zu  verzinsen  und  zu  tilgen. 
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V.  Abschnitt. 

Auflösung  der  Gesellschaft,   Streitigkeiten,  Staatsaufsicht, 

Anstellung  von  Unterofficieren. 

§  53. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  über  Beschluss  der 
Generalversammlung  hat  diese  selbst  die  Modalitäten  der  Liquidation, 
in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches,  festzusetzen. 

§  54. 

Streitigkeiten,  welche  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  entstehen, 
sollen  von  dem  sachlich  competenten  Gerichte  in  Wien  entschieden 
werden. 

§  55. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Aufsichtsrecht  durch 
einen  landesfürstlichen  Commissär  aus.  Derselbe  hat  auch  das  Recht, 
den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  und  der  in  §  33  erwähnten 
Comit^s,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen 
erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession  oder 
den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden  Beschlüsse  und  Verfügungen 
zu  sistiren;  in  einem  solchen  Falle  hat  derselbe  jedoch  sogleich  die 
Entscheidung  des  competeuten  Ministeriums  einzuholen,  welche  ohne 
Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll.  Hierdurch 
ist  jedoch  der  Gesellschaft  nicht  verwehrt,  in  jenen  Fällen,  in  welchen 
nach  den  allgemeinen  Gesetzen  oder  nach  den  für  die  Gesellschaft 
geltenden  besonderen  Vereinbarungen  die  Anrufung  eines  Gerichtes 
gestattet  ist,  die  richterliche  Hilfe  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
hat  die  Gesellschaft,  mit  Rücksicht  auf  die  hiermit  verbundene  Geschäfts- 
last, eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten, 
deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§  56. 

Bei  der  Besetzung  von  Dienstposten  hat  die  Gesellschaft  im 
Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  gediente 
Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht 
zu  nehmen. 

Nr.  1358. 

Vorstehende  Statuten  werden  auf  Grund  allerhöchster  Ermächtigung  genehmigt. 

Wien,  am  2.  Februar  1886. 

(L.  S.)  Taaffe  m.  p. 
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Anhang. 

Im  Betriebe  der  k.  k.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 

stellende  fremde  Bahn. 

Mit  1.  Jänner  1892  befindet  sich  im  Betriebe  der  k.  k.  priv. 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn : 

Die   k.    k.  priv.  Ostrau- Friedlander  Eisenbahn  anf  Grand  des 
Betriebsvertrages  vom  26.  October  1870. 
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B.  K.  k.  priv.  galizische  Carl  Ludwig-Bahn  *) 

1.  Gesetz  vom  25.  November  1891,  R.  G.  Bl.  Nr.  164, 

betreffend  dte  Erwerbung  der  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn  für  den  Staat. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Das  nachfolgende  zwischen  den  Ministerien  des  Handels  und  der 
Finanzen  und  der  Actiengesellschaft:  „K.  k.  priv.  galizische  Carl 
Ludwig-Bahn"  zu  Wien  am  30.  Juni  1891  abgeschlossene  Ueberein- 
kommen,  betreffend  den  Ankauf  der  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn  durch 
den  Staat,  wird  genehmigt. 

Artikel  IL 

Die  den  Gegenstand  dieses  Gesetzes  bildende  Eisenbahn  ist  von 
der  Staatsverwaltung  in  eigener  Regie  zu  betreiben  und  darf  die  Ueber- 
traguog  des  Betriebes  an  einen  Privaten  oder  an  eine  Gesellschaft  nur 
auf  Grund  eines  hierüber  zu  erlassenden  Gesetzes  erfolgen. 

Artikel  III. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  mit  der  Einlösung  der  k.  k. 
priv,  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn  in  das  Eigenthum  des  Staates  über- 
gehenden Bestände  an  Werthpapieren,  Activforderungen  und  Barmitteln 
während  des  Jahres  1892  zu  Investitionszwecken  auf  diesen  Linien 


*)  Die  Verstaatlichung  der  k.  k.  priv.  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn  trat 
während  der  Herausgabe  dieser  Samm'ung  ein,  so  dass  die  auf  diese  Bahn 
bezüglichen  Urkunden  nicht  mehr  im  I.  Abschnitte  des  Werkes  Aufnahme  finden 
konnten,  sondern  in  Festhaltung  der  ursprünglich  aufgestellten  Eintheilung  an 
dieser  Stelle  eingereiht  werden  mussten. 

Die  UecbUurkunden  dar  Biiterr.  Ki»enb»l.nen  .11.  10 
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nach  Massgabe  des  Bedarfes  gegen  seinerzeitige  Rechnungslegung  zu 
verwenden.  Bei  Vorlage  des  Staatsvoran6chlages  für  das  Jahr  1893  ist 
die  Höhe  der  durch  die  während  des  Jahres  1892  eingeleiteten  Ver- 
wendungen in  Anspruch  genommenen  Bestände  mitzutheilen  und  bezüg- 
lich der  noch  etwa  weiters  erforderlichen  Anschaffungen  aus  diesen 
grundsätzlich  zu  Investitionszwecken  für  diese  Linien  bestimmten 
Beständen  die  budgetmässige  Bewilligung  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Artikel  IV. 

Für  das  im  Artikel  I  angeführte  Uebereinkommen,  sowie  für  die 
durch  dasselbe  veranlassten  Eintragungen,  Ausfertigungen,  Verträge 
und  sonstigen  Urkunden  wird  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit  gewährt. 

Artikel  V. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und  Mein 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  25.  November  1891. 
Franz  Joseph  m.  p. 

Taaffe  m.  p.  Steinbach  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 

2.  Uebereinkommen,  abgeschlossen  zn  Wien  am  30.  Juni  1891 

zwischen  den  k.  k.  Ministerien  des  Handels  und  der  Finanzen  im  Namen 
der  k.  k.  Regierung  einerseits  und  der  k.  k.  prir.  galizisehen  Carl  Ludwig- 
Bahn  andererseits,  betreffend  den  Ankauf  der  k.  k.  priv.  galizisehen  Carl 

Ludwig-Bahn  durch  den  Staat. 

§  i. 

Die  Actiengesellschaft  der  k.  k.  priv.  galizisehen  Carl  Ludwig- 
Bahn  überträgt  an  den  Staat  und  dieser  übernimmt  mit  1.  Jänner  1892 
das  Eigenthum  des  gesammten  Unternehmens  der  galizisehen  Carl 
Ludwig-Bahn  insbesondere: 

a)  Sämmtliche  im  Eisenbahnbuche  des  k.  k.  Landesgerichtes  in 
Lemberg  eingetragenen  gesellschaftlichen  Eisenbahnen,  und  zwar 
die  den  Gegenstand  der  allerhöchsten  Concessionsurkunden  vom 
3.  März  1857  und  vom  7.  April  1858  bildende  Eisenbahn  von 
Krakau  nach  Lemberg  mit  den  Abzweigungen  Bierzan6w-Wieliczka 
und  Podteze-Niepolomice,  die  den  Gegenstand  der  allerhöchsten 
Concessionsurkunde  vom  15.  Mai  1867  (R.  G.  Bl.  Nr.  88) 
bildende  Eisenbahn  von  Lemberg  nach  Podwoloczyska-Reicbsgrenze, 
mit    der  Abzweigung    Krasne  -  Brody  -  Reichsgrenze,    ferner  die 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  galizische  Carl  Ludwig-Bahn. 


147 


den  Gegenstand  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  22.  No- 
vember 1881  (R.  G.  Bl.  Nr.  45)  und  der  Kundmachung 
des  k.  k.  Handelsministeriuli»  vom  11.  Juli  1882  (R.  G.  Bl. 
Nr.  103)  bildende  Localbahn  Jaroslau-Sokal,  endlich  die  den 
Gegenstand  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  29.  December 
1886  (R.  G.  Bl.  Nr.  6  ex  1887)  bildende  Localbahn  Dembica- 
Nadbrzezie-Rozwadöw; 

Von  der  den  Gegenstand  der  Concessionsurkunde n  vom  3.  März  1857 
und  vom  7.  April  1858  bildenden  Eisenbahn  von  Krakau  nach  Lemberg  sammt 
Abzweigungen  waren  die  Strecken  Krakau-Dembica  und  Bierzanöw-Wieliczka 
vom  Staate  erbaut  und  am  20.  Februar  1856,  beziehungsweise  am  26.  Jänner  1857 
eröffnet  worden;  die  weiteren  Strecken  wurden  von  der  galizische d  Carl  Ludwig- 
Bahn  ausgebaut  und  dem  Verkehre  Ubergeben,  und  zwar:  Podieze-Niepoiomice 
am  16.  September  1858,  Dembica-Rzeszöw  am  15.  November  1858,  Rzeszöw- 
Przeworsk  am  15.  November  1859,  Przeworsk-Przemysl  am  4.  November  1860 
und  Przemysl-Lemberg  am  4.  November  1861. 

Von  der  den  Gegenstand  der  Concessionsurkunde  vom  15.  Mai  1867 
bildenden  neueren  Linien  wurden  eröffnet  die  Strecken  Lemberg-Zloczow 
und  Krasne-Brody  am  12.  Juli  1869,  Zloc»6w-Tarnopol  am  12.  December  1870, 
Tarnopol- Reichsgrenze  bei  Podwoloczyska  am  4.  October  1871  und  Brody- 
Reichsgrenze  bei  Radziwilöw  am  27.  August  1873. 

Die  Localbahn  Jaroslau-Sokal  wurde  am  6.  Juli  1884,  die  Localbahn 
Dembica-Rozwadöw  nebst  Soböw-Nadbrzezie  am  30.  October  1887  eröffnet. 

b)  das  gesammte  zum  Betriebe  der  bezeichneten  Eisenbahnen  dienende 
oder  sonst  der  Gesellschaft  gehörige  feste  und  bewegliche  Material, 
mit  Einschluss  des  gesammte n  gesellschaftlichen  Fahrparkes,  der 
Inventarstücke,  Verbrauchsmaterialien  und  Vorräthe  aller  Art; 

c)  die  Petroleum-Reservoiranlage  in  Podwoloczyska,  die  Arbeiter- 
häaser  und  die  Schule  in  Lemberg,  sowie  den  sonstigen  nicht  in 
das  Eisenbahnbuch  einbezogenen  Grundbesitz  der  Gesellschaft 
sammt  allem  Zugehör; 

d)  die  anlässlich  des  Baues  des  zweiten  Geleises  auf  der  Strecke 
Krakau-Lemberg  erworbenen  Grundstücke  und  Baumaterialien, 
auch  soweit  dieselben  zu  dieser  Geleiseanlage  noch  nicht  ver- 
wendet worden  sind; 

e)  das  sonstige  unbewegliche  und  bewegliche  Vermögen  der  Gesell- 
schaft, mit  Einschluss  der  zu  demselben  gehörigen  Fonde,  nament- 
lich des  gesellschaftlichen  Reservefondes  und  des  aus  dem  Gewinne 
infolge  der  theilweisen  Convertirung  der  mit  472  Procent  ver- 
zinslichen Prioritätsschulden  der  Gesellschaft  zufolge  des  Erlasses 
des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  4.  April  1890,  Z.  673/H.  M., 
beziehungsweise  des  Protokolles  vom  31.  März  1890  gebildeten 
Specialfondes,  dann  des  beim  Baue  des  zweiten  Geleises  Krakau- 
Lemberg  nicht  zur  Verwendung  gelangten  Restbetrages  aus  dem 
Erlöse  des  in  Gemässheit  des  Uebereinkommens  vom  30.  Juli  1889 
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und  des  Gesetzes  vom  22.  März  1890  (R.  G.  Bl.  Nr.  49)  für 
diese  Geleisanlage  und  für  sonstige  Investitionen  bestimmten 
Betrages  von  20  Millionen  Gulden  österr.  Währ.  Silber  des  gesell- 
schaftlichen Prioritätsanlehens  vom  Jahre  1890,  soweit  dieser 
Restbetrag  nicht  mit  Genehmigung  oder  über  Anordnung  des 
k.  k.  Handelsministeriums  für  anderweitige  Investitionen  Ver- 
wendung gefunden  bat,  ferner  der  sonstigen  Cassenbestäude  lind 
Werthpapiere,  endlich  mit  Einschiusa  der  im  eigenen  Besitze  der 
Gesellschaft  befindlichen  vierprocentigen  Prioritätsobligationen  des 
Anlehens  vom  Jahre  1890,  sowie  der  ebenfalls  im  eigenen  Besitze 
der  Gesellschaft  befindlichen  111 4/s  Stück  eigenen  Actien  nebst 
einem  Genussscheine; 
f)  demgemäss  überträgt  die  k.  k.  priv.  galizieche  Carl  Ludwig-Bahn 
auch  cessionsweise  an  den  Staat  alle  ihr  in  dem  eingangs  bezeich- 
neten Zeitpunkte  zustehenden  Activforderungen  insbesondere  aus 
Anläse  des  Baues  des  zweiten  Geleises  der  Strecke  Krakau-Lemberg 
und  der  über  Anforderung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  auf  den 
gesellschaftlichen  Linien  bewirkten  Investitionen. 

Bezüglich  der  von  der  Gesellschaft  verwaltenden  Fonde  tritt 
der  Staat  an  die  Stelle  der  Gesellschaft. 

§  2. 

Zugleich  mit  den  Activen  und  Beständen  des  gesellschaftlichen 
Vermögens  gehen  mit  der  unten  angeführten  Ausnahme  auch  alle  wie 
immer  gearteten  Passiven,  Verpflichtungen,  Auslagen,  Lasten  und  Schulden 
der  Gesellschaft  auf  den  Staat  über  und  übernimmt  der  Staat  insbesondere 
zur  Selbst-  und  Alleinzahlung  die  ob  den  gesellschaftlichen  Eisenbahnen 
bücherlich  haftenden  Prioritätsschulden,  sowie  alle  übrigen  Verbindlich- 
keiten der  Gesellschaft,  iusbeso ädere  die  aus  dem  Baue  des  zweiten 
Geleises  Krakau-Lemberg  und  der  Ausführung  von  Investitionen  hervor- 
gehenden Abrechnungsschuldigkeiten. 

Der  Staat  tritt  daher  auch  in  die  noch  schwebenden  Rechtsstreite 
der  Gesellschafc  mit  dritten  Personen  als  Rechtsnachfolger  der  k.  k. 
priv.  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn  für  eigene  Rechnung  und  Gefahr 
ein,  so  dass  das  Verhältniss  wie  eine  Universalsuccession  sich  darstellt. 

Ausgenommen  von  der  Uebernahme  durch  den  Staat  sind  lediglich 
jene  aus  dem  Baue  des  zweiten  Geleises  herrührenden  Abrechnungs- 
schuldigkeiten,  welche  auf  Grund  des  Ergebnisses  der  durch  Staats- 
organe baldmöglichst,  und  zwar  längstens  bis  Ende  des  Jahres  1892 
vorzunehmenden  Ueberprtifung  der  Baurechnuugen  von  Seite  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  etwa  nicht  anerkannt  werden  sollten. 

§  3. 

Als  Entgelt  für  die  im  §  1  bezeichnete  Eigenthumsübertragung 
gewährt  der  Staat  nebst  der  Uebernahme  der  im  §  2  angeführten  Ver- 
bindlichkeiten die  Verzinsung  und  Tilgung  des  mit  Ende  1891  noch 
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unverlost  im  Umlaufe  befindlichen  Actiencapitals  der  Gesellschaft, 
bestehend  aus  220.434  Stück  Actien  der  k.  k.  priv.  galizischen  Carl 
Ludwig- Bahn  im  Nominalbetrage  von  210  fl.  österr.  Währ,  per  Stück, 
demnach  im  Gesammtnominalbetrage  von  46,291.140  fl.  österr.  Währ, 
unter  den  nachstehenden  Modalitäten: 

a)  Die  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  die  am  1.  Jänner  und  am  1.  Juli 
jedes  Jahres  fälligen  Coupons  der  jeweilig  unverlost  im  Umlaufe 
befindlichen  Actien  der  k.  k.  priv.  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn, 
und  zwar  den  am  1.  Jänner  1892  fällig  werdenden  Coupon  mit 
dem  Betrage  von  drei  (3)  Gulden  15  kr.  österr.  Währ.,  die 
weiteren  am  1.  Juli  1892  und  in  der  Folge  fällig  werdenden 
Coupons  bis  zum  Tage  der  Rückzahlung  der  Actien  mit  dem 
Betrag  von  fünf  (5)  Gulden  österr.  Währ,  ohne  jeden  Steuer-, 
Stempel-  und  Gebührenabzug  einlösen. 

b)  Die  Rückzahlung  des  voran  geführten  Actiencapitales  hat  durch 
die  k.  k.  Staatsverwaltung  in  Abänderung  des  derzeit  in  Kraft 
stehenden  Tilgungsplanes,  vom  1.  Jänner  1900  angefangen  inner- 
halb längstens  90  Jahren,  zum  vollen  Nennwerthe  gleichfalls  ohne 
jeden  Steuer-,  Stempel-  und  Gebührenabzug  stattzufinden. 

Hiebei  soll  es  der  k.  k.  Staatsverwaltung  freistehen,  in  einem 
oder  dem  anderen  Jahre  auch  eine  grössere,  als  die  im  neu  auf- 
zustellenden Tilgungsplane  angeführte  Actienzahl  zur  Rückzahlung 
zu  bringen. 

e)  Der  k.  k.  Staatsverwaltung  bleibt  ferner  das  Recht  vorbehalten, 
auch  vor  dem  1.  Jänner  1900  das  unverlost  im  Umlaufe  befind- 
liche Actiencapital  der  k.  k.  priv.  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn 
gegen  Zahlung  eines  Barbetrages  von  zweihundertzwanzig  (220) 
Gulden  österr.  Währ,  per  Stück,  demnach  eines  Effectivbetrages 
von  48,495.480  fl.  österr.  Währ,  im  Ganzen,  ohne  jeden  Steuer-, 
Stempel-  und  Gebührenabzug  zur  Rückzahlung  zu  bringen. 

d)  Vom  31.  Jänner  1893  angefangen  sind  die  noch  unverlo6t  im 
Umlaufe  befindlichen  Actien  unter  den  von  der  k.  k.  Staatsver- 
waltung festzustellenden  Modalitäten  einer  Abstempelung  zu  unter- 
ziehen, wodurch  dieselben  in  Staatsschuldverschreibungen  umge- 
wandelt werden,  deren  Veizinsung  und  Rückzahlung  durch  die 
k.  k.  Staatsverwaltung  unter  den  vor  angeführten  Modalitäten  zu 
erfolgen  hat. 

Diese  Staatsscbuldverschreibungen  werden  ob  der  k.  k.  priv. 
galizischen  Carl  Ludwig- Bahn,  und  zwar  mit  der  bücherlichen 
Rangordnung  unmittelbar  nach  den  derzeit  bestehenden  Prioritäts- 
anlehen sicherzustellen  sein. 

e)  Ausserdem  wird  die  k.  k.  Staatsverwaltung  die  mit  Ende  1891 
im  Umlaufe  befindlichen  7566  Stück  Genussscheine  der  Gesellschaft 
längstens  bis  Ende  1892  mit  dem  Barbetrage  von  fünf  (5)  Gulden 
österr.  Währ,  per  Stück  einlösen. 
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f)  Etwaige  aus  der  Bauabrechnung  bezüglich  des  zweiten  Geleises 
der  Linie  Krakau- Lemberg  sich  ergebende  Ersatzforderungen  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  sind  von  den  Zahlungen  der  letzteren 
behufs  Einlösung  der  Actiencoupons  am  1.  Juli  1892  und  am 
1.  Jänner  1893  in  Abzug  zu  bringen. 

§  4- 

Die  Uebergabe  des  Betriebes  und  der  Verwaltung  der  k.  k.  priv. 
galizischen  Carl  Ludwig-Bahn,  sowie  des  sonstigen  nach  §  1  abgetretenen 
Vermögens  der  Gesellschaft  an  den  Staat  hat  mit  dem  1.  Jänner  1892 
auf  Grund  der  ordnungsmässig  aufgestellten  Inventare  und  Abschlüsse 
8tattzu£nden  und  wird  von  diesem  Tage  angefangen  der  Betrieb  und 
die  Verwaltung  des  Gesammtunternehmens  mit  der  weiter  unten  ange- 
führten Ausnahme  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  geführt. 

Es  soll  jedoch  bereits  vom  heutigen  Tage  ab  bis  zum  obigen  Zeit- 
punkte das  gesellschaftliche  Unternehmen  dnrch  die  galizische  Carl  Ludwig- 
Bahngesellschaft,  ohne  dass  der  gesellschaftlichen  Verwaltung  hiefur  vom 
Staate  eine  besondere,  bisher  nicht  bestandene  Vergütung  geleistet  wird, 
für  Rechnung  und  im  Interesse  des  Staates  betrieben  werden,  und  hat 
die  Gesellschaft  in  der  Zwischenzeit  in  allen  wichtigen  Angelegenheiten 
die  vorläufige  Zustimmung  des  k.  k.  Handelsministeriums  einzuholen, 
welche  als  ertheilt  gilt,  wenn  sie  binnen  acht  Tagen  nicht  ausdrücklich 
verweigert  wird. 

Bezüglich  der  commerciellen  und  Tarifangelegen beiten,  der  Ver- 
kehrsinstradirung,  der  Fahrordnungen  und  der  Materialanschaffung,  wird 
die  Gesellschaft  nach  den  Weisungen  des  k.  k.  Handelsministeriums 
vorgehen. 

Mit  Rücksiebt  auf  die  über  die  Bauabrechnung  des  zweiten  Geleises 
der  Linie  Krakau-Lemberg  im  §  3,  Schlussabsatz,  getroffenen  Bestim- 
mungen bleibt  die  Foitfübiung  des  obigen  Baues,  sowie  die  bezügliche 
Bauabrechnung  dem  Verwaltungsrathe  der  Gesellschaft  und  den  von  dem- 
selben hiezu  zu  bestimmenden  Organen  mit  der  Massgabe  vorbehalten, 
dass  hiebei  nur  auf  Giund  des  möglichst  im  kurzen  Wege  zu  pflegenden 
Einvernehmens  mit  der  k.  k.  Staatsverwaltung,  beziehungsweise  mit  den 
von  der  letzteren  hiezu  zu  bestimmenden  Organen  vorgegangen 
werden  darf. 

Die  k.  k.  priv.  galizische  Carl  Ludwig-Babn  ist  vom  heutigen 
Tage  angefangen  nicht  mehr  berechtigt,  ohne  vorgängige  Zustimmung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  über  ihre  Reserven  zu  verfügen,  Bestand- 
theile  ihren  Vermögens  zu  veräussern  oder  zu  verpfänden,  und  neue 
über  den  Bereich  des  regelmässigen  Geschäftsbetriebes  hinausgehende 
Verpflichtungen  zu  übernehmen. 

Abgänge,  welche  sich  infolge  der  Nichteinhaltung  dieser  Ver- 
pflichtung etwa  ergeben  sollten,  hat  die  k.  k.  priv.  galizische  Carl 
Ludwig- Bahn  zu  vertreten. 
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Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ertheilt  die  Zusicherung,  bis  zur  Voll- 
endung der  obigen  Bauabrecbnung,  welche  tbunlicbst,  und  zwar  derart 
zn  beschleunigen  ist,  dass  deren  Ergebniss  mindestens  im  Grossen  und 
Ganzen  noch  vor  dem  1.  Juli  1892  zu  übersehen  ist,  die  dabei  ver- 
wendeten Organe  nicht  ohne  Zustimmung  des  Verwaltungsrathes,  respec- 
tive  des  von  demselben  hiezu  bestimmten  Gesellschaftsorganes  von 
ihrer  Verwendung  abzuziehen. 

§  5. 

Nach  den  Beetimmun  gen  des  §  1  lit.  e  haben  infolge  der  Er- 
werbung des  Gesammtuntemebmens  der  k.  k.  priv.  galizischen  Carl 
Ludwig-Bahn  durch  den  Staat  auch  die  im  eigenen  Besitze  der  Gesell- 
schaft befindlichen  4procentigen  Prioritätsobligationen  des  Anlehens 
vom  Jahre  1890,  sowie  der  aus  der  bisher  durchgeführten  Con- 
vertirung  der  41/2Procent;,gei1  Prioritätsobligationen  der  Gesellschaft  in 
4procentige  Obligationen  des  obigen  Anlehens  erzielte  Convertiruogs- 
gewinn  in  das  Eigen thum  des  Staates  überzugehen.  Es  wird  einver- 
ständlich anerkannt,  dass  mit  Rücksicht  auf  diese  Bestimmungen  die 
weitere  Durchführung  der  Convertirung  der  noch  im  Umlaufe  befind- 
lichen 4V2procentigen  Prioritätsobligationen  lediglich  nach  den  An- 
ordnungen der  k.  k.  Staatsverwaltung,  und  zwar  entweder  durch  die 
gesellschaftliche  Verwaltung  oder  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung,  soweit 
erforderlich  im  Vollmachtsnamen  der  Gesellschaft,  in  beiden  Fällen 
ausschliesslich  für  Rechnung  des  Staates  erfolgen  eoll. 

§  «• 

Mit  dem  im  §  4  bezeichneten  Zeitpunkte  sind  sämmtliche  im 
Besitze  der  Gesellschaft  befindlichen  Urkunden,  Pläne,  Bücher,  Rech- 
nungen und  das  gesammte  gesellschaftliche  Archiv  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung zu  übergeben,  welche  diese  Urkunden  und  Behelfe  während 
der  nach  den  einschlägigen  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches 
vorgeschriebenen  Zeit  derart  aufbewahren  wird,  dass  deren  Benützung 
dem  Verwaltungsrathe,  beziehungsweise  den  Liquidatoren  der  Gesell- 
schaft anstandslos  ermöglicht  ist. 

§  7. 

Das  gesammte  Dienstpersonal  der  k.  k.  priv.  galizischen  Carl 
Ludwig- Bahn  wird  unter  Wahrung  der  von  demselben  vor  dem  heutigen 
Tage,  beziehungsweise  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  auch  nach  demselben  erworbenen  Rechte,  vom  Staate 
übernommen,  welcher  diesem  Personale  insbesondere  die  Aufrecht- 
haltung der  demselben  nach  Massgabe  der  dermalen  bestehenden  Pensions- 
statuten der  k.  k.  priv.  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn,  sowie  auf  Grund 
specieller  Dienstverträge  für  sich  und  seine  Angehörigen  erwachsenden 
Versorgungs-  und  sonstigen  Ansprüche  ausdrücklich  zusichert. 
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Das  von  der  k.  k.  priv.  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn  für  ihre 
Beamten  and  Diener,  dann  deren  Witwen  und  Waisen  begründete 
Pensionsinstitut,  sowie  die  unter  der  Bezeichnuog  „Betriebskrankencasse" 
bestehende  Krankenunterstützungscasse  für  Bedienstete  und  Arbeiter  der 
Bahnanstalt  bleiben  mit  ihren  Statuten  bestehen,  insolaoge  die  letzteren 
nicht  in  der  darin  vorgeschriebenen  Weiee  geändert  werden,  beziehungs- 
weiße wenn  und  insolar ge  nicht  mit  Zustimmung  der  beiderseits  Be- 
rechtigten eine  Vereinigung  mit  gleichartigen  Versorgungs-  oder 
Wohlthätigkeitsfonden  der  küDftighin  etwa  mit  allen  oder  einzelnen 
Linien  der  k.  k.  piiv.  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn  zu  einer  Ver- 
waltung vereinigten  Staatsbahnen  oder  vom  Staate  verwalteten  Privat- 
bahnen zu  Stande  kommt. 

Der  Staat  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  ein,  welche 
der  k.  k.  priv.  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn  rücksichtlich  der  obigen 
Institute  nach  Massgabe  der  dermalen  bestehenden  Statuten  zustehen, 
beziehungsweise  obliegen.  Die  nach  diesen  Statuten  dem  Verwaltungs- 
rathe  der  Gesellschaft  eingeräumten  Befugnisse  werden  durch  die  k.  k. 
Staatsverwaltung  ausgeübt. 

Jenen  Personen,  welchen  bisher  von  der  Verwaltung  der  k.  k. 
priv.  galizischen  Carl  Ludwig  Bahn  aus  Billigkeitsrücksichten  fortlaufende 
jährliche  Unterstützungen  bewilligt  worden  sind,  werden  diese  Unter- 
stützungen nach  Massgabe  dei  Bewilligung  auch  künftig  gezahlt 
werden. 

§  ». 

Nach  erfolgter  Perfection  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens 
tritt  die  Actiengesellschaft  der  k.  k.  priv.  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn 
in  Liquidation. 

Die  Liquidation  erfolgt  für  Rechnung  des  Staates  und  auf  die 
vom  Staate  vorzuschreibende  Weise. 

Als  Liquidatoren  haben  nebst  einem  von  der  k.  k.  Staatsverwal- 
tung bestimmten  Aufsichtsorgane  die  zur  Zeit  des  Eintrittes  der 
Liquidation  den  Verwaltungsrath  der  Gesellfcbaft  bildenden  Mitglieder 
zu  fungiren. 

§  9- 

I 

Die  Gesellschaft  ist  auch  verpflichtet,  die  zur  bücherlichen  Eigen- 
thumsübertragung an  den  Staat  erforderlichen  Rechtsurkunden  sofort 
nach  erfolgter  Perfection  des  Vertiages  über  Verlangen  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  rechtzeitig  auszufolgen. 

§  10. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass  aus  Anläse  der  von  der 
k.  k.  priv.  galizischen  Carl  Ludwig- Bahn  für  die  den  Gegenstand  der 
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Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  15.  Mai  1867  (R.  G.  Bl.  Nr.  88) 
bildenden  Eisenbahnen  empfangenen  und  aus  der  Abrechnung  bis 
31.  December  1891  sich  ergebenden  Staatsgarantievorschüsse  sammt 
Zinsen,  soweit  die  bezüglichen  Forderungen  des  Staates  nicht  ohnedies 
durch  die  nach  §  1  in  das  Eigenthum  des  letzteren  übergehenden 
Veimögensbestandtheile  der  Gesellschaft  befriedigt  erscheinen,  eine 
Rückzahlungspflicht  im  Hinblicke  auf  die  Bestimmungen  der  bezogenen 
Conce&sion  und  des  gegenwältigen  Uebereinkommens  die  Gesellschaft 
fortan  nicht  treffen  kann. 

§  11. 

Die  vertragschliessenden  Theile  verzichten  darauf,  dieses  lieber- 
einkomnien  wegen  Verletzung  über  die  Hälfte  des  Werthes  anzufechten. 

§  12. 

Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  sollen  für 
die  k.  k.  priv.  galizische  Carl  Ludwig- Bahn  die  Wirkung  statutarischer 
Bestimmungen  erlangen  und  nach  eingeholter  Genehmigung  des  k.  k. 
Ministeriums  des  Innern  als  Nachtrag  den  Gesellschaftsstatuten  beigefügt 
werden. 

§  13. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommeo,  sowie  die  durch  dasselbe 
veranlassten  Vermögensübertragungen,  Eingaben,  Eintragungen,  Aus- 
fertigungen, Verträge  und  sonstigen  Urkunden  geniessen  die  Gebübren- 
und  Stempelfreiheit. 

§  14. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  welches  in  zwei  Parien 
Stempel-  und  gebührenfrei  ausgefertigt  wird,  tritt  ausser  Kraft,  wenn 
die  von  Seite  der  k.  k.  Regierung  vorbehaltene  legislative  Genehmi- 
gung desselben  nicht  längstens  bis  15.  Mai  1892  erfolgt  sein  sollte. 

Für  letzteren  Fall  ist  die  Gesellschaft  bereit,  sofern  nicht  eine 
anderweitige  Verständigung  erfolgt,  die  zwischenzeitig  in  Ausübung  des 
gegenwärtigen  Uebereinkommens  getroffenen  Verfügungen  der  k.  k. 
Staatsvei  waltung  als  für  sich  wirksam  anzuerkennen. 

3.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  9.  December 
1891,  Z.  56747  (H.  M.  V.  Bl.  Nr.  149), 

betreffend  die  Uebernahme  der  fe.  k.  priv.  gallzischen  Carl  Ludwig-Bahn. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  25.  November  1891,  R.  G.  Bl. 
Nr.  164,  und  gemäss  §  4  des  mit  diesem  Gesetze  genehmigten  Ueber- 
einkommens vom  30.  Juni  1891,  wird  mit  1.  Jänner  1892  das  ge- 
eammte  Unternehmen  der  k.  k.  priv.   galizicchen  Carl  Ludwig- Bahn 
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vom  Staate  übernommen  und  der  Betrieb  dieser  Bahn  fortan  von  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  für  eigene  Rechnung  de»  Staates  geführt. 

Die  Führung  des  Betriebes  erfolgt  durch  die  k.  k.  Generaldirection 
der  österreichischen  Staatsbahnen,  unter  deren  Amtsgewalt  das  gesammte 
bisher  gesellschaftliche  Dienstpersonale  mit  dem  genannten  Tag  zu 
treten  hat. 

Wien,  am  9.  December  1891. 
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C.  K.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy 
Eisenbalmgesellschaft 

1.  Gesetz  vom  11.  Jänner  1864,  R.  G.  Bl.  Nr.  5, 

in  Betreff  der  Begünstigungen  für  die  Unternehmung  der  Lemberg-Czerno 

witzer  Eisenbahn. 

Giltig  für  das  ganze  Reich. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  Meines  Reichsrathes  finde 
ich  zu  erlassen,  wie  folgt: 

Artikel  I. 

Um  dem  östlichen  Theile  des  Königreiches  Galizien  und  dem 
Herzogthume  Bukowina  die  Vortheile  einer  Eisenbahnverbindung  ehe- 
möglichst  zuzuwenden,  wird  bewilligt,  dass  bei  Ertheiluog  einer  Con- 
cession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  an  die  k.  k.  priv.  galizische  Carl 
Ludwig- Bahn  anschliessenden  Locomotiveisenbahn  von  Lemberg  nach 
Czernowitz  für  diese  Eisenbahn  vom  Staate  die  Gewährleistung  eines 
jährlichen  Reinerträgnisses  von  1,500.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  vom 
Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen  Bahnlinie  an,  und 
so  lange  die  ConceBsion  dauert,  zugesichert  werde,  so  zwar,  dass,  wenn 
das  jährliche  Reinerträgniss  der  Bahn  obigen  Betrag  oder  die  —  ent- 
sprechend demselben  nach  dem  Course  der  österr.  Währ,  in  Silber  zu 
einer  ausländischen  Gold-  oder  Silberwährung  in  solcher  Währung  fest- 
zusetzende —  Summe  nicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende  von  der 
Staatsverwaltung  zu  ergänzen  ist. 

Artikel  II. 

Dabei  sind  folgende  Bestimmungen  zu  treffen: 
1.  Von  dem  gewährleisteten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  derjenige 
Betrag  zur  Capitalstilgung  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsver- 
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waltung  nach  einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisationsplane,  dem- 
zufolge das  Capital  während  der  Dauer  der  Concession  getilgt  ist,  be- 
stimmt werden  wird. 

Die  Summe  des  zu  tilgenden  Capitals  wird  mit  29,000.000  fl.  in 
Silber  angenommen. 

2.  Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Gewährleistung  allenfalls  zu  zahlende  Zuschues  ist  über  vorausgegangene 
Prüfung  der  vorzulegenden  documentirten  Jabresrechnuogen  drei  Monate 
nach  deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
muss  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  Betrieb^ ahres 
erhoben  werden,  widrigens  derselbe  erloschen  ist. 

3.  Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  infolge  der  über- 
nommenen Gewährleistung  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent 
jährlich  verzinslicher  Vorschuss  an  dieEisenbabnunternehmung  zu  behandeln. 
Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  gewährleistete  Jahressumme  über- 
schreitet, ist  jeder  diesfällige  Ueberschuss  sogleich  zur  Bückzahlung  des 
geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung  bis  zur 
gänzlichen  Tilgung  abzuführen.  Forderungen  des  Staates  an  solchen 
Vorschüssen  oder  Zinsen,  welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Con- 
cession  oder  Einlösung  der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  ans 
dem  noch  erübrigenden  Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

Artikel  III. 

Für  den  Fall  der  Herstellung  einer  Zweigbahn  der  Lemberg- 
Czerno witzer  Eisenbahn  nach  Stry  wird  bewilligt,  dass  auch  in  An- 
sehung dieser  Zweigbahn  die  Gewährleistung  in  der  gleichen  Weise  zu- 
gesichert werde. 

Das  zu  gewährleistende  jährliche  Reinerträgniss  ist  seinerzeit  im 
verfaß sungsmäasi gen  Wege  festzustellen. 

Artikel  IV. 

Für  die  Lemberg-Czernowitzer  Eisenbahn  wird  durch  fünf  Jahre, 
vom  Tage  der  Ausfertigung  der  bezüglichen  Concessionsurkunde  ge- 
rechnet, die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  zugestanden. 

Artikel  V. 

Es  wird  gestattet,  dass  die  nach  der  Concessionsurkunde  für  die 
zu  concessionirende  Bahn  von  Lemberg  nach  Czernowitz  sammt  der  allen- 
fälligen  Zweigbahn  nach  Stry  zu  erhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  in 
inländischer  Gold-  oder  Silbermünze  bemessen  werden,  jedoch  so,  dass 
die  mit  Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  in  der 
Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurtickführung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  über  Anlangen  der  Unternehmung,  wie  auch  über  An- 
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ordnuog  der  Staatsverwaltung,  nach  dem  Durchschnittscourse  des  Silbers 
im  letztabgelaufenen  Monate  stattzufinden. 

Artikel  VI. 

Alle  urkundlichen  Aasfertigungen  der  zu  ertbeilenden  Coneession 
unterliegen  nur  einer  fixen  Stempelgebühr  von  Einem  Galden. 

Artikel  VII. 

Die  vorstehende  Bewilligung  der  Zusicherung  einer  Gewährleistung 
für  die  herzustellende  Locomotiveisenbahn  von  Lemberg  nach  Czernowitz 
sammt  allfälliger  Zweigbahn  nach  Stry,  sowie  der  übrigen  in  diesem 
Gesetze  enthaltenen  Begünstigungen  sind  an  die  Bedingung  geknüpft, 
dass  neben  denselben  nachstehende  Bedingungen  in  die  Concessions- 
Urkunde  aufgenommen  werden: 

1.  Die  Linie  der  zu  concessionirenden,  an  die  k.  k.  priv.  Carl 
Ludwig-Bahn  anschliessenden  Locomotiveisenbahn  von  Lemberg  nach 
Czernowitz  hat  in  der  Richtung  über  oder  nahe  an  Wybranowka, 
Halicz,  Staoislau  und  Kolomea  zu  gehen. 

Die  Bauarbeiten  sollen  im  Verlaufe  von  einem  Jahre,  vom  Tage 
der  Ausfertigung  der  Concessionsurkunde  gerechnet,  begonnen  und 
binnen  drei  Jahren,  vom  nämlichen  Tage  gerechnet,  vollendet  und 
dem  öffentlichen  Verkehre  tibergeben  werden.  Die  Concessionsäre  haben 
für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  der  Staatsverwaltung  in  der 
von  ihr  zu  bestimmenden  Art  und  Weise  entsprechende  Sicherheit  zu 
leisten. 

Sobald  eine  Eisenbahn  von  Przemysl  oder  aus  Ungarn  nach  Stry 
erbaut  sein  wird,  können  die  Concessionäre  verpflichtet  werden,  einen 
Schienenweg  von  Stry  zum  Anschlüsse  an  die  Linie  Halicz-Stanislau 
binnen  zwei  Jahren  herzustellen  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
übergeben. 

Der  Anschlusspunkt  für  diese  Verbindungsbahn  wird  seinerzeit 
von  der  Staatsverwaltung  im  Einvernehmen  mit  den  Concessionären 
festgesetzt  werden. 

Auch  auf  diese  Bahn  haben  die  Bestimmungen  der  Concessions- 
urkunde Anwendung  zu  finden. 

2.  Das  Bauproject  und  die  Detailpläne  sind  noch  vor  dem  Beginne 
des  Baues  der  Staatsverwaltung  zur  Prüfung  und  Genehmigung  vorzu- 
legen, wobei  nach  dem  Eisenbahnconceseionsgesetze  vom  14.  September 
1854  vorgegangen  und  das  Interesse  des  öffentlichen  Verkehres  sowohl 
bei  der  Feststellung  der  Bahnlinie,  ihrer  Krümmungen  und  Steigungen, 
als  auch  in  Betreff  der  Construction  der  Bahn  gewahrt  werden  wird. 

Bei  dem  Baue  ist  sich  genau  nach  diesen  behördlich  genehmigten 
Plänen,  nach  den  bei  dieser  Genehmigung  von  der  competenten  Militär- 
behörde im  Einvernehmen  mit  dem  Handelsministerium  zu  stellenden 
Anforderungen,  und  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  polizei- 
lichen Vorschriften  zu  benehmen.  Sollte  sich  bei  der  Bauausführung 
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aus  bauökonomischen  oder  Betriebsrücksichten  eine  Abänderung  der 
Bahntrace  oder  der  Detailpläne  als  nothwendig  oder  wtinschenswerth 
darstellen,  wodurch  jedoch  die  sub  1  bestimmte  Richtung  der  Bahn 
nicht  geändert  werden  darf,  so  muss  zu  einer  solchen  Abänderung  eben- 
falls die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  eingeholt  werden.  Die 
GrundBächen  für  diese  Bahn  müssen  entweder  sogleich  für  zwei  Geleise 
eingelöst,  oder  es  müssen  bei  der  Einlösung  für  die  Bahn  mit  nur 
Einem  Geleise  zugleich  die  Bedingungen  für  die  seinerzeitige  Grund- 
abtretung zum  Baue  für  das  zweite  Geleise  vereinbart  und  sichergestellt 
werden. 

Jedenfalls  sind  die  Concessionäre  verpflichtet,  ein  zweites  Geleise 
anzulegen,  wenn  der  jährliche  Robertrag  während  zweier  aufeinander 
folgender  Jahre  die  Ziffer  von  200.000  fl.  per  Meile  erreicht. 

Es  sind  aber  gleich  ursprünglich  definitive  Stationsgebäude  und 
stabile  Brücken,  sowie  andere  Objecto  der  Bahn  aus  Stein,  Ziegel  und 
Eisen  herzustellen.  Etwa  vorkommende  Tunnels  und  der  Unterbau  für 
die  Dniester-  und  Pruth brücken,  sowie  für  den  Uebergang  des  Stry- 
flusses  sind  auf  zwei  Geleise  herzustellen. 

Auch  werden  die  Concessionäre  verpflichtet,  die  Eisenbestandtbeile 
der  Bahnanlage  und  die  Fahrbetriebsmittel  für  die  erste  Einrichtung 
sowohl  der  Hauptbahn  von  Lemberg  nach  Czernowitz  als  auch  eventuell 
der  Zweigbahn  von  Stry  im  Inlande  anfertigen  zu  lassen. 

3.  Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Bahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  dies- 
fälligen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

4.  Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Baue  und  Betriebe  der 
concessionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  Concessionsurkunde,  sowie 
nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  (namentlich 
nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September  1854  und 
der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851),  dann  nach  den 
etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

5.  Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post  und 
die  Postbediensteten  nach  Vorschrift  des  §  68  der  gedachten  Eisen- 
bahnbetriebsordnung unentgeltlich  zu  befördern,  wobei  die  Postver- 
waltung für  einen  von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die 
Abfahrtsstunden  und  dessen  Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu 
bestimmen  befugt  ist.  So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträderigen 
oder  zwei  vierräderige  Wagen  erfordert,  erhalten  die  Concessionäre  für 
jeden  weiteren  beizustellenden  Wagen  eine  zu  vereinbarende  billige 
Entschädigung  per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine  ambulante 
Post,  wie  sie  auf  anderen  Österreichischen  Bahnen  bereits  besteht,  einzu- 
führen findet,  so  sind  anstatt  der  achträderigen  oder  vierräderigen  gewöhn- 
lichen Wagen,  die  hiezu  erforderlichen  acht-  oder  vierräderigen  nach  den  An- 
forderungen der  Postverwaltung  eingerichteten  Postambulancewagen  von 
den  Concessionären  ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu  erhalten.  Für  die 
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Aueübung  des  Postdienstes  in  den  Brief- Auf-  und  Abgabstationen  ist  ein 
geeignetes  Postbureau  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn  unentgeltlich  zu 
überlassen  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  eintretender  weiterer 
Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere  Vereinbarung  zu  treffen 
sein.  Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von  Post- 
beamten oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  mit  Ausschluss  der  Werth- 
sendungen an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes  Entgelt  zu  be- 
fördern und  abzugeben.  Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Ver- 
waltung der  Eisenbahn  zwischen  der  Eisenbahndirection  (Verwaltungsrath) 
und  ihren  untergeordneten  Organen  oder  zwischen  diesen  unter  sich 
geführt  werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die 
Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

6.  Die  Concessionäre  haben  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraphen- 
verwaltung die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn  auf 
ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu  ge- 
statten, jedoch  hat  sich  die  Telegraphenverwaltung  über  den  Platz  der 
Aufstellung  mit  den  Concessionären  zu  verständigen;  ferner  haben  die 
Concessionäre  die  Bewachung  der  hergestellten  Leitung  durch  ihr 
Bahn  personal  ohne  besonderes  Entgelt  zu  übernehmen.  Dagegen  haben 
die  Concessionäre  auch  das  Becht,  die  Drähte  für  den  Betriebstele- 
graphen an  die  Pfähle  des  Staatstelegraphen  zu  befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Ueberein- 
kunft  getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden 
Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem 
Einflüsse  und  der  Beaufsichtigung  der  Staatsverwaltung. 

7.  Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  für  die  Bahn  wird 
folgenden  Begrenzungen  unterworfen: 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden  die 
Person  für  die  I.  Classe  36,  für  die  II.  Classe  27  und  für  die  HI.  Classe 
18  kr.  österr.  Währ.  Bei  Schnellzügen,  welche  bloss  Wagen  der  I.  und 
II.  Classe  zu  führen  haben,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht 
werden,  unter  der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu 
beobachtende  Fahrgeschwindigkeit  nicht  geringer  sei,  als  die  durch- 
schnittliche Fahrgeschwindigkeit  bei  den  Schnellzügen  der  übrigen  öster- 
reichischen Bahnen. 

Bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit  per  Zoll- 
centner  I.  Classe  2,  II.  Classe  2*/4  und  III.  Classe  3%  kr.  österr.  Währ. 
—  Ausnahmsweise  für  Getreide  1*9  kr.,  für  Holz  1*7  kr.  per  Zollcentner 
bei  Verführung  über  10  Meilen;  für  Mineralkohle,  Erze,  Eisenflossen 
und  Bausteine  1%  kr.  per  Zollcentner  bei  Verführung  über  10  Meilen, 
V/4  kr.  per  Zollcentner,  wenn  sie  die  ganze  Bahn  durchlaufen,  jedoch 
mit  Ausnahme  der  Kohle,  für  welche  im  letzteren  Falle  nur  1  kr.  zu 
erheben  ist.  Sämmtliche  hier  festgesetzte  Ausnahmstarife  haben  nur  bei 
vollen  Wagenladungen  zu  gelten. 
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Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
Setzung  der  Nebengebühren,  der  Classification  der  Waaren  und  der 
sonstigen  Verkehrsbeatimmungen  ist  sich  derart  zu  bsnehmen,  dasa 
die  diesfälligen  Preise  und  Bestimmungen  auf  keinen  Fall  höher 
und  lästiger  sein  dürfen,  als  auf  der  k.  k.  priv.  galizischen  Carl  Ludwig- 
Bahn. 

8.  Die  Tarif«)  können  unter  die  im  vorhergehenden  Paragraphe 
festgesetzte  Maximalhöbe  herabgemindert  werden,  im  Ganzen  oder  nur 
für  einzelne  Gegenstände,  für  die  ganze  Ausdehnung,  oder  nur  für 
einzelne  Strecken  der  Bahn,  in  einer  oder  in  beiden  Richtungen,  für 
alle  Transportentfernungen  gleich  oder  mit  Zunahme  derselben  in  er- 
höhtem Masse. 

Die  dergestalt  herabgeminderten  Tarife  können  innerhalb  der 
Grenzen  der  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Tarife  wieder  erhöht 
werden,  jedoch  erst  nach  dreimonatlicher  Anwendung. 

Wenn  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  gewissen 
Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere 
Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünsti- 
gung allen  Versendern  oder  Frachtunteruehmern,  welche  die  nämlichen 
Bedingungen  eiogehen,  zugestanden  werden,  derart,  dass  in  keinem 
Falle  eine  persönliche  Bevorzugung  stattfinden  darf. 

Solange  die  vom  Staate  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  übernommene 
Gewährleistung  nicht  in  Anspruch  genommen  wird,  steht  die  Aenderung 
der  Tarife  nach  Massgabe  der  vorstehenden  Bestimmungen  den  Con- 
cessionären  zu;  tritt  jedoch  die  Anspruchnahme  der  Gewährleistung 
ein,  dann  hat  eine  Aenderung  der  Tarife  nur  mit  Genehmigung  oder 
über  Anordnung  der  Staatsverwaltung  einzutreten  und  es  können  auch 
einzelnen  Versendern  oder  Frachtunternehmern  die  Herabsetzung  der 
Frachtpreise  oder  andere  Begünstigungen  nur  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  gewährt  werden,  und  zwar  insolange,  als  eben  die 
Gewährleistung  vom  Staate  fortgesetzt  in  Anspruch  genommen  wird 
und  die  erhaltenen  Zuschüsse  sammt  Zinsen  der  Staatsverwaltung  nicht 
vollständig  zurückerstattet  worden  sind.  Eine  entsprechende  Herab- 
setzung der  Fahr-  nnd  Frachtpreise,  sowie  der  Nebengebühren 
anzuordnen,  steht  der  Staatsverwaltung  jedenfalls  zu,  wenn  der  Rein- 
ertrag 10  Percent  der  in  Artikel  II,  Z.  1,  erwähnten  Capitalssumme 
überschreitet. 

9.  Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung  zwischen  dem 
Kriegsminiaterium  und  den  Verwaltungen  der  österreichischen  Staatseisen- 
bahngesellschaft, der  Südbabn,  der  Kaiserin  Elisabeth  Bahn,  der  galizi- 
schen Carl  Ludwig-Bahn,  der  Theissbahn  und  der  Südnorddeutachen 
Verbindungsbahn  unterm  10.  December  1860  abgeschlossenen  Ueberein- 
kommen,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden  Theil  der  Concessions- 
urkunde  zu  bilden  haben.  Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl 
dieser  Bahnen  für  die  Militärtranspurte  dem  Staate  günstigere  Best  im 
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mungen  vereinbart  würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  Linien  Lemberg- 
Czernowitz,  sammt  allfälliger  Zweigbahn  nach  Stry  Geltung  erhalteD. 
Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  militärisch- organisirte  Finanz  - 
und  Sicherheitswache  Anwendung. 

10.  Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge 
der  Concession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahnen  benützen  und 
sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem 
Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

11.  Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herabzu- 
mindern. 

12.  Die  Concessionäre  sind  ermächtigt,  noch  andere  Genossen  als 
Mitglieder  des  Unternehmens  aufzunehmen,  welche  mit  ihnen  gleiche 
Rechte  erwerben,  aber  auch  gleiche  Verbindlichkeiten  zu  übernehmen 
verpflichtet  sind. 

13.  Den  Concessionäien  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine 
Actiengesellschaft  zu  bilden  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen 
Geldmittel  auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und 
Prioritäteobligationen  auszugeben,  welche  auf  der  Wiener  Börse  ver- 
handelt und  ämtlich  notirt  werden  dürfen. 

Der  Betrag  der  Prioritätsobligationen  soll  jede  cb  nicht  mehr  wie 
die  Hälfte  der  im  Artikel  II,  Z.  1,  erwähnten  Capitalssumme  betragen. 

Die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der 
Concessionäre,  sie  entwirft  ihre  Statuten,  deren  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  vorbehalten  bleibt. 

14.  Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agenden  im  In-  und  Auslande 
zu  bestellen,  sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu 
Wasser  oder  zu  Lande  unter  Beobachtung  der  besteheuden  Vorschriften 
einzurichten. 

15.  Zur  Wahrung  des  aus  der  übernommenen  Gewährleistung  für 
die  Staatsverwaltung  entspringenden  Interesses  ist  Letztere  berechtigt, 
sich  die  UebeizeuguDg  zu  verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  6owie 
die  Betriebseinrichtung  in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausge- 
führt werden,  und  zu  verlangen,  dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung 
hintangehalten  und  rück  sichtlich  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes 
Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen.  Der  von  der  Staatsver- 
waltung bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht,  den  Sitzungen  des 
Verwaltungsausschusses,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  eh 
für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  sowie  allfällige,  dem  Staats 
interesse  nachtheilige  Verfügungen  zu  Bistiren  und  hierüber  dem  Mini- 
sterium zur  weiteren  Veranlassung  die  Anzeige  zu  erstatten. 

Dl«  Bccblturknndea  der  taten-.  Efienbahnan  II.  11 
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16.  Die  Daner  der  Concession  mit  dem  §  9,  lit.  b  des  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schatze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  auf  neunzig  Jahre  vom  Tage  der  Eröffnung  der 
ganzen  Bahnstrecke  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ahlauf  dieser  Frist 
Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  die  sub  1  festgesetzten  Termine 
für  den  Beginn,  die  Vollendung  des  Baues  und  Eröffnung  des  Betriebe« 
nicht  eingehalten  werden  und  die  Terminsüberschreitung  nicht  im  Sinne 
des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  namentlich  auch 
durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

17.  Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf 
von  dreissig  Jahren  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  auf  der  ganzen 
Bahnstrecke  die  concessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen.  Zur  Bestimmung 
des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Reinerträgnisse  der  Unter- 
nehmung während  der  der  wirklichen  Einlösung  vorausgegangenen 
sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  zwei  ungünstigsten 
Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen 
fünf  Jahre  berechnet.  Dieser  Durchschnittsbetrag,  welcher  jedoch 
nicht  weniger  als  das  gewährleistete  Reinerträgniss  betragen  darf,  ist 
den  Concessionären  als  Jahresrente  bis  zum  Ablaufe  der  festgesetzten 
Concessionsdauer  zu  bezahlen. 

18.  Mit  dem  Erlöschen  der  Concession,  sowie  durch  die  erfolgte 
Einlösung  der  Bahn  tritt  der  Staat  im  ersten  Falle  ohne  Entgelt,  im 
letzteren  Falle  gegen  Leistung  der  im  vorigen  Punkte  festgesetzten 
Jahresrente  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss  der  Bahn, 
namentlich  des  Grund  und  Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des 
ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn  und  des  sämmtlichen  Zngehörs, 
als:  Fahrbetriebsmittel,  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  Gebäude  an 
den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Anfsicbtshäuser  sammt 
allen  Einrichtungen  an  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession  als  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahn  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des  Reservefondes 
und  der  aushaftenden  Activforderungen,  dann  der  besonderen  Gebäude, 
als:  Coaksöfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen 
Gerätben,  Speicher,  Docks  etc.  etc.,  zu  deren  Erbauung  sie  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurden, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

19.  Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder 
Nichtbefolgung  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden Massregeln  dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  noch 
vor  Beendigung  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu 
erklären. 

20.  Sollte  sich  die  Actiengesellschaft  noch  vor  Ablauf  der  Con- 
cessionsdauer auflösen,  so  hat  die  Staatsverwaltung  das  Recht,  in  allen 
Beziehungen  so  vorzugehen,  wie  sie  beim  Erlöschen  der  Concession 
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vorzugehen  befugt  ist.  Nur  wird  die  Staatsverwaltung  die  Fortsetzung 
der  Verzinsung  der  Prioritätsobligationen  und  die  Tilgung  derselben  nach 
dem  festgesetzten  Tilgungsplane  auf  sieb  zu  nehmen  haben. 

21.  Den  Concessionären  wird  unbeschadet  der  von  Anderen  etwa 
schon  erworbenen  Rechte  für  den  Bau  einer  Verbindungsbahn  bis  an 
die  moldauische  oder  an  die  russische  Grenze  der  Vorzug  vor  anderen 
Bewerbern  eingeräumt  werden,  wenn  sie  dieselben  Bedingungen  wie 
diese  eingehen  und  sich  hiezu  längstens  binnen  drei  Monaten,  nachdem 
ihnen  die  Bedingungen  bekannt  gegeben  worden,  rechtsverbindlich 
erklären. 

22.  Die  Concessionäre  unterwerfen  sich  für  sich  und  ihre  Rechts- 
nachfolger, insbesondere  eine  in  ihre  Stelle  tretende  Actiengesellschaft, 
soweit  es  sich  um  die  ihnen  zustehenden  Rechte  oder  obliegenden 
Pflichten  in  Ansehung  der  ihnen  zu  concessionirenden  Eisenbahnunter- 
nehmung und  was  damit  im  Zusammenhange  steht,  fragt,  den  öster- 
reichischen Gesetzen  und  Gerichts-  wie  anderen  Behörden. 

Artikel  VIII. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  werden  der  Finanzmioister 
und  der  Minister  für  Handel  und  Volkswirtschaft  beauftragt. 

Wien,  den  11.  Jänner  1864. 
Franz  Joseph  m.  p. 

Erzherzog  Rainer  m.  p. 

v.  Pleoer  m.  p.  Für  das  k.  k.  Handelsministerium: 

Freiherr  v.  Kalenberg  m.  p. 

Auf  Allerhöchste  Anordnung: 
Ransonnet  m.  p. 

2.  Concessionsurkunde  vom  11.  Jänner  1864,  C.  Bl.  Nr.  6, 

für  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahn  von  Lemberg  nach  Czemowitz. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Fürst  Leo  Sapieha,  Wladimir  Ritter  v.  Borkowski  in 
Wien,  dann  W.  R.  Drake,  L.  M.  Rate  und  Thomas  Brassey  in  London, 
die  Bitte  um  die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  an  die  k.  k. 
priv.  galizische  Carl  Ludwig-Bahn  anschliessenden  Locomotiveisenbahn 
von  Lemberg  nach  Czernowitz  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  mit 
Zustimmung  der  beiden  Häuser  Unseres  Reichsrathes  in  Erwägung  der 
Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  bewogen,  den  genannten  Bittstellern 
diese  Concession  auf  Grundlage  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom 

11* 


Digitized  by  Google 


164 


K.  k.  priv.  Lemberg- Czernowitz- Jassy  Eisenbahngesellschatt. 


14.  September  1854,  dann  des  Gesetzes  vom  11.  Jänner  1864  über  die 
für  das  Unternehmen  dieser  Bahn  gewährten  besonderen  Begünstigungen, 
wie  folgt,  zu  ertheilen. 

§  i- 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Hecht  zum  Baue  und  Be- 
triebe einer  an  die  k.  k.  priv.  galizische  Carl  Ludwig-Bahn  anschliessen- 
den Locomotiveisenbahn  von  Lemberg  nach  Czernowitz  in  der  Richtung 
über  oder  nahe  an  WybraLÖwka,  Halicz,  Stanislau  und  Kolomea. 

Die  Bauarbeiten  sollen  im  Verlaufe  von  einem  Jahre  — -  vom 
Lage  der  Ausfertigung  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  gerechnet 
—  begonnen,  und  binnen  drei  Jahren,  vom  nämlichen  Tage  gerechnet, 
vollendet  und  die  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben  werden. 
Die  Conceseionäre  haben  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  der 
Staatsverwaltung  in  der  von  ihr  zu  bestimmenden  Art  und  Weise  ent- 
sprechende Sicherheit  zu  leisten. 

Sobald  eine  Eisenbahn  von  Przemysl  oder  aus  Ungarn  nach  Stryj 
erbaut  sein  wird,  können  die  Concessionäre  verpflichtet  werden,  einen 
Schienenweg  von  Stryj  zum  Anschlüsse  an  die  Linie  Halicz-Stanislau 
binnen  zwei  Jahren  herzustellen  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
übergeben. 

Der  Anschlusspunkt  für  diese  Verbindungsbahn  wird  seinerzeit 
von  der  Staatsverwaltung  im  Einvernehmen  mit  den  Concessionären 
festgesetzt  werden. 

Auch  auf  diese  Bahn  haben  die  Bestimmungen  der  gegen  wältigen 
Concessionsui künde  Anwendung  zu  finden. 

Die  Eisenbahn  von  Lemberg  nach  Czernowitz  wurde  am  1.  Septembt-r 
1866  eröffuet.  Die  Eisenbahn  von  Chysow  nach  Stryj  wurde  auf  Grund  der  Con- 
cessionsurkunde vom  5.  September  1870,  K.  G.  Bl.  Nr.  135,  von  der  Actien- 
gesellschaft  „k.  k.  priv.  Dniesterbabn"  erbaut,  und  ging  mit  1.  Mai  1876  an  den 
Staat  über.  (Vgl.  I.  Band,  Seite  145,  dieses  Werkes.) 

§  2. 

Das  Bauproject  und  die  Detailpläne  sind  noch  vor  dem  Beginne 
des  Baues  der  Staatsverwaltung  zur  Prüfung  und  Genehmigung  vorzu- 
legen, wobei  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September 
1854  vorgegangen  und  das  Interesse  des  öffentlichen  Verkehres 
sowohl  bei  der  Festsetzung  der  Bahnlinie,  ihrer  Krümmungen  und 
Steigungen,  als  auch  in  Betreff  der  Construction  der  Bahn  gewahrt 
werden  wird. 

Bei  dem  Baue  ist  sich  genau  nach  diesen  behördlich  genehmigten 
Plänen,  nach  den  bei  dieser  Genehmigung  von  der  competenten  Militär- 
behörde im  Einvernehmen  mit  Unserem  Handelsministerium  zu  stellen- 
den Anforderungen  und  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und 
polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen.  Sollte  sich  bei  der  Bauaus- 
führung aus  bauökonomischen  oder  Betriebsrücksichten  eine  Abänderung 
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der  Bahntrace  oder  der  Detailpläae  als  nothwendig  oder  wünschenswerth 
darstellen,  wodurch  jedoch  die  im  §  1  bestimmte  Richtung  der  Bahn 
nicht  geändert  werden  darf,  so  mnss  zu  einer  solchen  Abänderung 
ebenfalls  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  eingeholt  werden.  Die 
Grundflächen  für  diese  Bahn  müssen  entweder  sogleich  für  zwei  Geleise 
eingelöst,  oder  es  müssen  bei  der  Einlösung  für  die  Bahn  mit  nur 
einem  Geleise  zugleich  die  Bedingungen  für  die  seinerzeitige  Grund  - 
abtretung  zum  Baue  für  das  zweite  Geleise  vereinbart  und  sichergestellt 
werden. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  ein  zweites  Geleise  anzulegen, 
wenn  der  jährliche  Rohertrag  während  zweier  aufeinander  folgender 
Jahre  die  Ziffer  von  zwei  hunderttausend  Gulden  per  Meile  erreicht. 

Es  sind  gleich  ursprünglich  definitive  Stationsgebäude  und  stabile 
Brücken,  sowie  andere  Objecto  der  Bahn  aus  Stein,  Ziegeln  und  Eisen 
herzustellen.  Etwa  vorkommende  Tunnels  und  der  Unterbau  für  die 
Dniester-  und  Pruthbrücken,  sowie  für  den  Uebergang  des  Stryjflusses 
sind  auf  zwei  Geleise  herzustellen. 

Aach  werden  die  Concessionäre  verpflichtet,  die  Eisenbestandtheile 
der  Bahnanlage  und  die  Fahrbetriebsmittel  für  die  erste  Einrichtung, 
sowohl  der  Hauptbahn  von  Lemberg  nach  Czernowitz  als  auch  eventuell 
der  Zweigbahn  nach  Stryj  im  Inlande  anfertigen  zu  lassen. 

§  3. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Bahn 
das  Recht  der  Expropriation,  nach  den  Bestimmungen  der  diesfälligen 
gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

§1 

Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Baue  und  Betriebe  der 
concessionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen (namentlich  nach  dem  Eisenbabnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  No- 
vember 1851),  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen 
und  Verordnungen  zu  benehmen. 

§  &• 

Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post  und  . 
die  Postbediensteten  nach  Vorschrift  des  §  68  der  gedachten  Eisen- 
bahnbetriebsordnung unentgeltlich  zu  befördern,  wobei  die  Postverwaltung 
für  einen  von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrts- 
stunden und  dessen  Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen 
befugt  ist.  So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträderigen  oder 
zwei  vierräderige  Wagen  erfordert,  erhalten  die  Concessionäre  für 
jeden  weiteren  beizustellenden  Wagen  eine  zu  vereinbarende  billige 
Entschädigung  per  Meile. 
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Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine 
ambulante  Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits 
besteht,  einzuführen  findet,  so  sind  anstatt  der  achträderigen  oder  vier- 
räderigen  gewöhnlichen  Wagen  die  hierzu  erforderlichen  acht-  oder 
vierräderigen,  nach  den  Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten 
Postambulancewägen  von  den  Concessionären  ohne  Entgelt  herzustellen 
und  zu  erhalten.  Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Brief-Auf- 
und  Abgabestationen  ist  ein  geeignetes  Postbureau  in  dem  Gebäude 
der  Eisenbahn  unentgeltlich  zu  überlassen,  und  hinsichtlich  der  Be- 
friedigung etwa  eintretender  weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck 
wird  eine  besondere  Veieinbarung  zu  treffen  sein.  Die  Concessionäre 
sind  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von  Postbeamten  oder  Dienern 
abgehenden  Postsendungen  mit  Ausschluss  der  Werthsendungen  an  die 
betreffenden  Stationen  ohne  besonderes  Entgelt  zu  befördern  und  abzu- 
geben. Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Eisenbahndirection  (Verwaltungsrath)  und  ihren 
untergeordneten  Organen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt 
werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten 
der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

§  6. 

Die  Concessionäre  haben  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraphen- 
Verwaltung  die  Hei  Stellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn 
auf  ihrem  Grund  und  Buden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu 
gestatten,  jedoch  hat  sich  die  Telegruphenverwaltung  über  den  Platz 
der  Aufstellur g  mit  den  Concessionären  zu  verständigen;  ferner  haben 
die  Concessionäre  die  Bewachung  der  hergestellten  Leitung  durch  ihr 
Bahnpersonale  ohne  besonderes  Entgelt  zu  übernehmen.  Dagegen  haben 
die  Concessionäre  auch  das  Recht,  die  Drähte  für  den  Betriebstelegraphen 
an  die  Pfahle  des  Staatstelegraphen  zu  befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Ueberein- 
kunft  getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffen- 
den Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter 
dem  Einflüsse  und  der  Beaufsichtigung  der  Staatsverwaltung. 

§  7. 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  für  die  concessionirte  Bahn 
wird  folgenden  Begrenzungen  unterworfen: 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden 
die  Person: 

für  die    I.  Classe  36  kr.  österr.  Währ. 

n     n  n   I8n       „  „ 
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Bei  Schnellzügen,  welche  bloss  Wagen  der  I.  und  II.  Classe  zu 
führen  haben,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht  werden,  unter 
der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu  beobachtende  Fahr- 
geschwindigkeit nicht  geringer  sei,  als  die  durchschnittliche  Fahr- 
geschwindigkeit bei  den  Schnellzügen  der  übrigen  österreichischen 
Bahnen. 

Bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit  per 
Zollcentoer: 

für  die     I.  Ciasee  2      kr.  österr.  Währ. 

r»     r>  n   3  A      »       n  n 

Ausnahmsweise  für  Getreide  1*9  kr.,  für  Holz  1*7  kr.  per  Zoll- 
centner  hei  Verführung  über  10  Meilen;  für  Mineralkohle,  Erze,  Eisen- 
lossen und  Bausteine  ll/2  kr.  per  Zollcentner  bei  Verführung  über 
10  Meilen,  und  V/i  kr.  per  Zollcentner,  wenn  sie  die  ganze  Bahn 
durchlaufen,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Kohle,  für  welche  im  letzteren 
Falle  nur  1  kr.  zu  erheben  ist.  Sfimmtliche  hier  festgesetzte  Ausnahms- 
tarife  haben  nur  bei  vollen  Wagenladungen  zu  gelten. 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übt  igen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung der  Neben  gebühren,  der  Classification  der  Waaren  und  der 
sonstigen  VerkehrsbestimmuDgen  ist  sich  derart  zu  benehmen,  dass  die 
diesfalligen  Preise  und  Bebtimmungen  auf  keinen  Fall  höher  und 
lästiger  sein  dürfen,  als  auf  der  k.  k.  priv.  galizischen  Carl  Ludwig-Bahc. 

§  8. 

Den  Concessionären  wird  die  Bewilligung  ertheilt,  die  zu  erhebenden 
Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer  Gold-  oder  Silbermünze  zu 
bemessen,  jedoch  so,  dass  die  mit  Berücksichtigung  des  Courswerthes 
entfallende  Gebühr   in  der  Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführung  des  Taiifes  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  über  Anlangen  der  Concessionäie,  wie  auch  über 
Anordnung  der  Staatsverwaltung  nach  dem  Durchschnittscourse  des 
Silbers  im  letztabgewichenen  Monate  stattzufinden.  (Artikel  V  des 
Gesetzes.) 

§  9. 

Die  Tarife  können  unter  die  im  §  7  festgesetzte  Maximalhöhe 
herabgemindert  werden,  im  Ganzen  oder  nur  für  einzelne  Gegenstände, 
für  die  ganze  Ausdehnung,  oder  nur  für  einzelne  Strecken  der  Bahn, 
in  einer  oder  in  beiden  Bichtungen,  für  alle  Transportentfernungen 
gleich  oder  mit  Zunahme  derselben  in  erhöhtem  Masse. 

Die  dergestalt  herabgeminderten  Tarife  können  innerhalb  der 
Grenzen  der  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Tarife  wieder 
erhöht  weiden,  jedoch  erst  nach  dreimonatlicher  Anwendung. 
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Wenn  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  gewissen 
Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere 
Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünsti- 
gung allen  Versendern  oder  Fracbtunternehmern,  welche  die  nämlichen 
Bedingungen  eingehen,  zugestanden  werden,  derart,  dass  in  keinem 
Falle  eine  persönliche  Bevorzugung  stattfinden  darf. 

So  lange  die  vom  Staate  in  Gemässheit  des  §  16  dieser  Con- 
cession  übernommene  Gewährleistung  nicht  in  Anspruch  genommen 
wird,  steht  die  Aenderung  der  Tarife  nach  Massgabe  der  vorstehenden 
Bestimmungen  den  Concessionären  zu;  tritt  jedoch  die  Anspruchnahme 
der  Gewährleistung  ein,  dann  hat  eine  Aenderung  der  Tarife  nur  mit 
Genehmigung  oder  über  Anordnung  der  Staatsverwaltung  einzutreten 
und  es  kann  auch  einzelnen  Versendern  oder  Frachtenunternehmern 
die  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  andere  Begünstigungen  nur 
mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  gewährt  werden,  und  zwar 
insolange,  als  eben  die  Gewährleistung  vom  Staate  fortgesetzt  in 
Ansprach  genommen  wird  und  die  erhaltenen  Zuschüsse  sammt  Zinsen 
der  Staatsverwaltung  nicht  vollständig  zurückerstattet  worden  sind. 
Eine  entsprechende  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise,  sowie 
der  Nebengebühren  anzuordnen,  steht  der  Staatsverwaltung  jedenfalls 
zu,  wenn  der  Reinertrag  10  Percent  der  im  §  17  erwähnten  Capitals- 
summe  überschreitet. 

§  io. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung  zwischen 
Unserem  Kriegsministerium  und  den  Verwaltungen  der  östereicbischen 
Staatseisenbahngesellschaft,  der  Südbahn,  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn, 
der  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn,  der  Theiasbahn  und  der  Südnord- 
deutschen Verbindungsbahn  unterm  10.  December  1860  abgeschlossenen 
Uebereinkommen,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden  Theil 
dieser  Concessionsurkunde  zu  bilden  haben.  Im  Falle  jedoch  mit  allen 
oder  der  Mehrzahl  dieser  Bahnen  für  die  Militärtransporte  dem  Staate 
günstigere  Bestimmungen  vereinbart  würden,  so  sollen  diese  auch  für 
die  Linie  Lemberg-Czernowitz  sammt  allfälliger  Zweigbahn  nach  Stryj 
Geltung  erhalten.  Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  militärisch 
organisirte  Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 

§  IL 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht,  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates 
in  Folge  dieser  Concession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahnen 
benützen  und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen 
sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 
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§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate  die 
Frachtpreise  für  dieselben  anf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herabzu- 
mindern. 

§  13. 

Die  Concessionäre  sind  ermächtigt,  noch  andere  Genossen  als 
Mitglieder  des  Unternehmens  aufzunehmen,  welche  mit  ihnen  gleiche 
Rechte  erwerben,  aber  auch  gleiche  Verbindlichkeiten  zu  tibernehmen 
verpflichtet  sind. 

§  14. 

Den  Concessionären  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actien- 
gesellschaft  zu  bilden  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geld- 
mittel auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Prioritäte- 
obligationen  auszugeben,  welche  auf  der  Wiener  Börse  verhandelt  und 
ämtlich  notirt  werden  dürfen. 

Der  Betrag  der  Prioritätsobligationen  soll  jedoch  nicht  mehr  wie 
die  Hälfte  der  im  §  17  erwähnten  Capitalssumme  betragen. 

Nach  §  15  der  Concessionsurkunde  vom  16.  Mai  1867  (Doc.  3)  dürfen 
Prioritätsobli Rationen  bis  zum  doppelten  Betrage  des  Actiencapitales  emittirt 
werden. 

Die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der 
Concessionäre,  sie  entwirft  ihre  Statuten,  deren  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  vorhehalten  bleibt. 

§  15. 

Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslande  zu 
bestellen,  sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser 
oder  zu  Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  ein- 
zurichten. 

§  16. 

Für  die  Eisenbahn  von  Lemberg  nach  Czernowitz  gewährleistet 
der  Staat  ein  jährliches  Reinerträgniss  von  Einer  Million  fünfhundert 
Tausend  Gulden  (1,500.000  fl.)  österr.  Währ,  in  Silber  vom  Tage  der 
Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen  Bahnlinie  an,  und  so  lange 
diese  Concession  dauert,  so  zwar,  dass,  wenn  das  jährliche  Reinerträgniss 
der  Bahn  obigen  Betrag  oder  die  demselben  entsprechende  Summe  von 
Einhundert  ftinfzigtausend  Pfund  Sterling  (150.000  Pfund  Sterling)  nicht 
erreichen  sollte,  das  Fehlende  von  der  Staatsverwaltung  zu  ergänzen 
ist.  (Artikel  I  des  Gesetzes.) 

§  IT. 

Von  dem  gewährleisteten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  derjenige 
Betrag  zur  Capitalstilgnng  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staats- 
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Verwaltung  nach  einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisationsplane, 
dem  zufolge  das  Capital  während  der  Dauer  der  Concession  getilgt  ist, 
bestimmt  werden  wird. 

Die  Summe  des  zu  tilgenden  Capitales  wird  mit  29,000.000  fl. 
in  Silber  angenommen.  (Aitikel  II,  Punkt  1  des  Gesetzes.) 

§  18. 

Dtr  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Gewährleistung  allenfalls  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene 
Prüfung  der  vorzulegenden  documentirten  Jabresrechnungen  drei  Monate 
nach  deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen.  Der  Anspruch  auf  Leistung 
tines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates  muss  längstens  innerhalh  Eines 
Jahres  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls 
derselbe  erloschen  ist.  (Artikel  II,  Punkt  2  des  Gesetzes.) 

§  19- 

Dtr  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Gewährleistung  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Procent 
jährlich  verzinslicher  Vorschuss  an  die  Eisenbahnunternehmung  zu 
behandeln.  Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  gewährleistete  Jahres- 
summe überschreitet,  ist  jeder  diesfallige  Ueber6cbuss  sogleich  zur 
Rückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staats- 
verwaltung bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen.  Forderungen  des 
Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen,  welche  bis  zur  Zeit  des 
Erlöschens  der  Concession  oder  Einlösung  der  Bahn  noch  nicht  bezahlt 
wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden  Vermögen  der  Unternehmung 
zu  berichtigen.  (Artikel  II,  Punkt  3  des  Gesetzes.) 

§  20. 

Für  den  Fall  der  Herstellung  einer  Zweigbahn  der  Lemberg  - 
Czernowitz  Eisenbahn  nach  Stryj  wird  die  Gewährleistung  in  gleicher 
Weise  zugesichert. 

Das  zu  gewährleistende  jährliche  Reinerträgniss  ist  seinerzeit  im 
verfassungsmässigen  Wege  festzustellen.  (Artikel  III  des  Gesetzes.) 

Vgl.  die  Anmerkung  bei  §  1  dieser  Coneessionsurkunde. 

§  21. 

Zur  Wahrung  des  aus  der  übernommenen  Gewährleistung  für  die 
Staatsverwaltung  entspringenden  Interesses  ist  Letztere  berechtigt,  sich 
die  Ueherzeugung  zu  verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die 
Betriebseinrichtung  in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt 
werden,  und  zu  verlangen,  dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintan - 
gehalten  und  rücksichtlich  beseitigt  werden. 
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Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ibr  abgeordnetes 
Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen.  Der  von  der  Staats- 
verwaltung bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht,  den  Sitzungen  des 
Verwaltungsausfichusses,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es 
ftir  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  sowie  allfällige,  dem  Staats- 
interesse nachtheilige  Verfügungen  zu  Bistiren  und  hierüber  dem 
Ministerium  zur  weiteren  Veranlassung  die  Anzeige  zu  erstatten. 

§  22. 

Für  die  Lemberg-Czernowitz  Eisenbahn  wird  durch  fünf  Jahre, 
vom  Tage  der  Ausfertigung  der  gegenwärtigen  Concession  surkunde 
gerechnet,  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  zugestanden.  (Artikel 
IV  des  Gesetzes.) 

§  23. 

Alle  urkundlichen  Anfertigungen  dieser  Concession  unterliegen 
nur  einer  fixen  Stempelgebühr  von  Einem  Gulden.  (Artikel  VI  des 
Gesetzes.) 

§  24. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  auf  neunzig  Jahre  vom  Tage  der  Eröffnung  der 
ganzen  Bahnstrecke  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 
Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  die  im  §  1  festgesetzten  Termine 
für  den  Beginn,  die  Vollendung  des  Baues  und  Eröffnung  des  Betriebes 
nicht  eingehalten  werden,  und  die  Terminsüberschreitung  nicht  im  Sinne 
des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  namentlich  auch 
durch  politische  und  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

,§  25. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  auf  der  ganzen  Bahn- 
strecke die  concessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen.  Zur  Bestimmung 
des  Einlö8ungspreises  werden  die  jährlichen  Reinerträgnisse  der  Unter- 
nehmung während  der  der  wirklichen  Einlösung  vorausgegangenen 
sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  zwei  ungünstigsten 
Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen 
fünf  Jahre  berechnet.  Dieser  Durchschnittsbetrag,  welcher  jedoch  nicht 
weniger  als  das  gewährleistete  Reinerträgniss  betragen  darf,  ist  den 
Concessionären  als  Jahrearente  bis  zum  Ablaufe  der  festgesetzten  Con- 
cessionsdauer  zu  bezahlen. 

§  26. 

Mit  dem  Erlöschen  der  gegen«  ärtigen  Concession,  sowie  durch  die 
erfolgte  Einlösung  der  Bahn  tritt  der  Staat  im  ersten  Falle  ohne  Entgelt, 
im  letzteren  Falle  gegen  Leistung  der  im  vorigen  Paragraph  festgesetzten 
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Jahresrente  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss  der  Bahn, 
namentlich  des  Grund  und  Bodens,  der  Erd-  und  KuDStarbeiten,  des 
ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn  und  des  sämmtlichen  Zugebörs, 
als:  Fahrbetriebsmittel,  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  Gebäude  an 
den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Aufsichtshäuser  sammt 
allen  Einrichtungen  an  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession  als  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahn  behalten  die  Concessionäre  das  Eierenthum  des  Reeervefondcs 
und  der  aushaftenden  Activforderungen,  dann  der  besonderen  Gebäude, 
als:  Coaksöfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen 
Gerätben,  Speicher,  Docks  etc.  etc.,  zu  deren  Erbauung  sie  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurden, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  27. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder 
Nichtbefolgung  der  in  der  Concessionsurkuude  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden Massregeln  dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch 
vor  Beendigung  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu 
erklären. 

Mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handelsministers  vom  7.  October  1872,  C.  Bl. 
Nr.  82,')  wurde  die  Sequestration  der  österreichischen  Linien  der  Lemberg-Czer- 
nowitz-Jassy  Eisenbahngesellschaft  verfügt.  Diese  Sequestration  wurde  unter  den 
im  Protokolle  vom  10.  Juli  1875 s)  festgesetzten  Modal  täten  durch  den  Erlass 
des  k.  k.  Handelsministers  vom  30.  Juli  1875,  Nr.  110S/HM  »)  mit  31.  Juli  1875 
wieder  aufgehoben. 

Mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handelsmini «ters  vom  20.  Mai  1889,  Z.  227/HM., 
H.  M.  Vdglbl.  Nr.  63,  wurde  in  Gemässheit  des  §  4  des  Gesetzes  vom  14.  December 
1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  112,  die  Uebernahme  der  österreichischen  Linien  der  Gesell- 
schaft in  den  Staatsbetrieb  mit  1.  Juli  1889  angeordnet  (Siehe  die  Dooumente 
4,  5  und  6.) 

§  28. 

Sollte  sich  die  Actiengesellschaft  noch  vor  Ablauf  der  Concessions- 
dauer auflösen,  so  hat  die  Staatsverwaltung  das  Hecht,  in  allen  Be 
Ziehungen  so  vorzugehen,  wie  sie  beim  Erlöschen  der  Concession  vor- 
zugehen befugt  ist.  Nur  wird  die  Staatsverwaltung  die  Fortsetzung  der 
Verzinsung  der  Prioritätsobligationen  und  die  Tilgung  derselben  nach 
dem  festgesetzten  Tilgungsplane  auf  sich  zu  nehmen  haben. 


»)  Siehe  Eis.  Ges.  8auml.  V.  2,  Seite  675.  —  ■)  Siehe  Eis.  Ges.  Samml. 
V.  2.  Seite  fi80.  —  ')  Siehe  Eis.  Ges.  Samml.  V.   2,  Seite  682. 


* 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eiaeubahngesellachaii.  173 


§  29. 

Den  Concessionären  wird  unbeschadet  der  von  anderen  Eisen - 
bahngeßellschaften  etwa  schon  erworbenen  Rechte  für  den  Bau  einer 
Verbindungsbahn  bis  an  die  moldauische  und  an  die  russische  Grenze 
der  Vorzug  vor  anderen  Bewerbern  eingeräumt  werden,  wenn  sie  die- 
selben Bedingungen  wie  diese  eingehen,  und  sich  hiezu  längstens  binnen 
drei  Monaten,  nachdem  ihnen  die  Bedingungen  bekanntgegeben 
worden,  rechtsverbindlich  erklären. 

Vgl.  die  Concession  vom  15.  Mai  1867  (Doc.  3). 

§  30. 

Die  Concessionäre  unterweifen  sich  für  sich  und  ihre  Rechts- 
nachfolger, insbesondere  eine  an  ihre  Stelle  tretende  Actiengesellschaft, 
soweit  es  sich  um  die  ihnen  zustehenden  Rechte  oder  obliegeoden 
Pflichten  in  Ansehung  der  ihnen  concessionirten  Eisenbahnunternehmung 
und  was  damit  im  Zusammenhange  steht,  frägt,  den  österreichischen 
Gesetzen  und  Gerichts-  wie  anderen  Behörden. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zur  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grösseren  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien,  am  eilften  Monatstage  Jänner  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend 
achthundert  sechzig  und  vier  —  Unserer  Reiche  im  sechzehnten 
Jahre. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Erzherzog  Rainer  m.  p.  Freiherr  v.  Kalchberg  m.  p. 

Auf  ausdrücklichen  Befehl  Seiner  kaiserl.  ktfnigl.  apostol.  Majestät: 

Adalbert  Ritter  v.  Schmld  m.  p. 
k.  k.  Ministerialrat!). 

3.  Concessionsurkunde  vom  15.  Mai  1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  85, 

für  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahn  von  Ciernowitz  bis  Suczawa. 

Wir  Franz  Josef  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  vou 
Oesterreich,  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  k.  k.  priv.  Lemberg-Czerno witzer  Eisenbahngesell- 
schaft die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  Locomotiveisenbahn  von  Czernowitz  nach  Suczawa  gestellt  hat, 
so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des 
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Unternehmens  dem  genannten  Bittsteller  diese  Concession,  wie  folgt,  zu 
ertheileu. 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Gesellschaft  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  Locomotiveisenbahn  von  Czernowitz  nach  Suczawa  im  Anschlüsse 
an  die  bestehende  Lemberg-Czernowitzer  Eisenbahn. 

Die  Eröffnung  der  Eisenbahn  Czernowitz- Suczawa  fand  am  28.  October 
1869  statt. 

§  2. 

Wenn  auf  moldauischem  Gebiete  eine  Eisenbahn  bis  an  die 
österreichische  Grenze  hergestellt  werden  sollte,  so  verpflichtet  sich  der 
Concessionär,  auf  Verlangen  der  Staatsverwaltung  die  gegenwärtig 
concessionirte  Bahn  mit  der  moldauischen  Eisenbahn  in  Verbindung  zu 
bringen. 

Vgl.   den  Anhang  über  die  rumänischen  Linien  der  Lemberg-Czer- 
nowitz-Jassy Eisenbahngeaellschaft. 

§  3. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der 
Bahn  hat  nach  Massgabe  des  von  dem  Ministerium  für  Handel  und 
Volks wirthschaft  genehmigten  Detailbauprojectes  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Bau  auch  nach  den  von  dem  Handels- 
ministerium zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Aenderungen  in  dem  Bauprojecte  bleiben  der  Staatsverwaltung 
vorbehalten,  insofern  solche  nach  Massgabe  des  Resultates  der  techni- 
schen Revision  und  der  nach  Vorschrift  des  §  6  des  Eisenbahncon- 
cessionsgeaetzes  vorzunehmenden  politischen  Begehung  der  Trace  im 
Interesse  des  öffentlichen  Verkehres  und  zur  Sicherstellung  des  Bestandes 
der  Bahn,  dann  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  sich  als 
erforderlich  darstellen  werden. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder 
Betriebst ücksicbten  eine  Abänderung  der  Bahntracen  oder  der  Detail- 
pläne als  nothwendig  oder  wünsch enswerth  darstellen,  wodurch  jedoch 
die  projectirten  Hanptrichtungen  der  Bahn  nicht  verändert  werden,  und 
gegenüber  der  genehmigten  Trace  im  Allgemeinen  eine  Verschlechterung 
der  Niveau-  und  der  Richtungsverhältnisse  nicht  stattfinden  darf,  so 
mus8  zu  einer  solchen  Abänderung  die  Genehmigung  der  Staatsver- 
waltung eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Ausführung  für  die  Anlage 
Eines  Geleises  beschränkt  werden. 

Den  Unterbau  für  das  zweite  Geleise  herzustellen  und  dieses 
Geleise  zu  legen,  ist  der  Concessionär  erst  dann  verpflichtet,  wenn  der 
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jährliche  Rohertrag  während  zweier  aufeinanderfolgender  Jahre  die 
Summe  von  200.000  fl.  in  Silber  per  Meile  erreicht. 

§  4. 

Der  Concesflionär  verpflichtet  sich,  den  Bau  sofort  zu  beginnen 
und  innerhalb  des  Zeitraumes  von  drei  Jahren  zu  vollenden  und  die 
fertige  Bahn  dein  öffentlichen  Verkehre  zu  tibergeben. 

§  5. 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Bahn 
das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diesfälligen 
gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

§  6. 

Der  Concessionär  hat  sich  bei  dem  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verord- 
nungen (namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854  und  der  Eisenbahn betriebsordnung  vom  16.  No- 
vember 1851),  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen 
und  Verordnungen  zu  benehmen. 

§  7. 

Der  Concessionär  hat  daher  auch  inabesondere  die  Post-  und 
Postbedieosteten  nach  Vorschrift  des  §  68  der  gedachten  Eisenbahn- 
betriebsordnung unentgeltlich  zu  befördern,  wobei  die  Postverwaltung 
für  Einen  von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrts- 
stunde und  dessen  Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen 
befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträderigen  oder  zwei 
vierräderige  Wagen  erfordert,  erhält  der  Concessionär  für  jeden  weiter 
beizustellenden  Wagen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung 
per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine 
ambulante  Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits 
besteht,  einzuführen  findet,  so  sind  statt  der  achträderigen  oder  vier- 
räderigen  gewöhnlichen  Wagen  die  hierzu  erforderlichen  acht-  oder  vier- 
räderigen,  nach  den  Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten 
Postambulancewagen  von  dem  Concessionär  ohne  Entgelt  herzustellen 
und  zu  erhalten. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Brief- Auf-  und  Abgabs- 
stationen ist  ein  geeignetes  Postbureau  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn 
unentgeltlich  zu  überlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  ein- 
tretender weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere 
Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen,  mit  Ausschluss 
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der  Werthsendungen,  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes 
Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Eisenbahndiiection  (Verwaltungsrath)  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden, 
dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der 
Bahnanetalt  befördert  werden. 

§  8. 

Der  Concessionär  hat  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraphen  Ver- 
waltung die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn  auf 
seinem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu 
gestatten.  Die  Telegraphenverwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz 
der  Aufstellung  mit  dem  Concessionär  zu  verständigen. 

Ferner  hat  der  Concessionär  die  Bewachung  der  hergestellten 
Leitung  durch  sein  Bahnpersonale  ohne  besondere*  Entgelt  zu  über- 
nehmen. 

Dagegen  hat  der  Concessionär  auch  das  Recht,  die  Drähte  für 
den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  des  Staatstelegraphen  zu 
befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  die  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  uicbt  eine  Ueberein- 
kunft  getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden 
Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem 
Einflüsse  und  der  Aufsicht  der  Staatsverwaltung. 

Rücksichtlich  der  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  für  die  coii- 
cessionirte  Bahn  unterwirft  sich  der  Concessionär  allen  jenen  Begrenzungen, 
welche  laut  §  7  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  11.  Jänner 
1864  iür  die  Lemberg- Czernowitzer  Eisenbahngesellscbaft  festgesetzt 
worden  sind. 

Sollten  jedoch  auf  der  austossenden  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn 
billigere  Fahr-  und  Frachtpreise  platzgreifen,  so  verpflichtet  sich  die 
Lemberg- Czernowitzer  Eisenbahngesellächaft,  nicht  nur  auf  der  neuen 
Strecke,  sondern  auch  auf  der  bereits  bestehenden  Bahn  von  Lemberg 
bis  Czernowitz  die  gleichen  billigeren  Fahr-  und  Frachtpreise  unter  den 
gleichen  Bedingungen  und  Modalitäten,  unter  welchen  die  galizische 
Carl  Ludwig- Bahn  diese  Ermässigungen  zugestehen  sollte,  gleichfalls  zu 
adoptiren. 

§  10. 

Dem  Concessionär  wird  die  Bewilligung  ertheilt,  die  zu  erhebenden 
Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer  Silbermünze  zu  bemessen,  jedoch 
so,  dass  die  mit  Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende  Gebühr 
in  der  Landeswährung  angenommen  werden  muss. 
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Die  Zurückführung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  über  Verlangen  des  Concessionärs,  wie  auch  über  die 
Anordnung  der  Staatsverwaltung  nach  dem  Durchscbnittscourse  des 
Silbers  im  letztabgewichenen  Monate  stattzufinden. 

§  11. 

Die  Tarife  können  unter  die  im  §  9  festgesetzte  Maximalhöhe 
herabgemindert  werden,  im  Ganzen  oder  nur  für  einzelne  Gattungen 
von  Gegenständen,  für  die  ganze  Ausdehnung  oder  nur  fär  einzelne 
Strecken  der  Bahn,  in  einer  oder  in  beiden  Richtungen,  für  alle  Trans- 
portentfernungen gleich  oder  mit  Zunahme  derselben  in  eihöhtem 
Masse. 

Die  dergestalt  herabgeminderten  Tarife  können  innerhalb  der 
Grenzen  der  von  der  Staateverwaltung  genehmigten  Tarife  wieder  erhöht 
werden,  jedoch  erßt  nach  dreimonatlicher  Anwendung. 

Wenn  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  gewissen 
Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere 
Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünsti- 
gung allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die 
nämlichen  Bedingungen  eingehen,  zugestanden  werden,  derart,  dass  in 
keinem  Falle  eine  persönliche  Bevorzugung  stattfinden  darf. 

So  lange  die  vom  Staate  in  Gemässheit  des  §  17  dieser  Con- 
cession  übernommene  Gewährleistung  nicht  in  Anspruch  genommen  wird, 
steht  die  Aenderung  der  Tarife  nach  Masegabe  der  vorstehenden  Be- 
stimmungen dem  Concessionär  zu;  tritt  jedoch  die  Anspruchnahme  der 
Gewährleistung  ein,  dann  hat  eine  Aenderung  der  Tarife  nur  mit  Ge- 
nehmigung oder  über  Anordnung  der  Staatsverwaltung  einzutreten,  und 
es  kann  auch  einzelnen  Versendern  oder  Frachtunternehmern  die  Herab- 
setzung der  Frachtpreise  oder  andere  Begünstigungen  nur  mit  Genehmi- 
gung der  Staatsverwaltung  gewährt  werden,  und  zwar  insolange,  als 
eben  die  Gewährleistung  vom  Staate  fortgesetzt  in  Anspruch  genommen 
wird,  und  die  erhaltenen  Zuschüsse  sammt  Zinsen  der  Staatsverwaltung 
nicht  vollständig  zurückerstattet  worden  sind. 

Eine  entsprechende  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise, 
sowie  der  Nebengebühren  anzuordnen,  steht  der  Staatsverwaltung  jeden- 
falls zu,  sobald  das  Beinerträgniss  der  letzten  zwei  Jahre  die  garantirte 
Summe  um  50  Percent  übersteigt. 

§  12. 

Die  Militärtranaporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung  zwischen  dem 
Kriegsministerium  und  den  Verwaltungen  der  österreichischen  Staats- 
eisenbahn-GeseiUchaft,  der  Südbahn,  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  der 
galizischen  Carl  Ludwig-Bahn,  der  Theissbahn  und  der  Süd-Norddeutschen 
Verbindungsbahn  unterm   10.  December  1860  abgeschlossenen  Ueber- 

Di«  Rtobtrarkundon  d«r  Sit«rr.  Elaenbftbneo.  II.  12 


Digitized  by  Google 


178  K.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellschaft. 


einkommen,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden  Bestandtheil  der 
C  oncessionsurkunde  zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  dieser  Bahnen  für 
Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  vereinbart  würden, 
so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte  Bahn  Geltung  erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sich erheits wache  Anwendung. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellscbaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung 
grösserer  MilitärtraDsporte  beizutreten. 

§  13. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in 
Folge  dieser  Concession  oder  aus  Gefällsrückeicbten  die  Eisenbahn 
benützen  und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen 
satnint  ihrem  Keisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 


Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herabzu- 
mindern. 

§  15. 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  die  zum  Baue  der 
concessionirten  Bahn  erforderlichen  Geldmittel  durch  auf  Ueberbringer 
oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Prioritäts-Obligationen  oder  nur 
mittelst  Prioritats- Obligationen  aufzubringen,  welche  auf  den  österreichi- 
schen Börsen  verhandelt  und  ämtlich  notirt  werden  dürfen,  vorbehaltlich 
der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiemit  wird  auch  das  im  §  14  der  Allerhöchsten  Concessions- 
urkunde  vom  11.  Jänner  1864  für  die  Lemberg-Czerno  witzer  Eisenbahn 
festgestellte  Verhältnis  zwischen  dem  Actieucapitale  und  den  Prioritäts- 
Obligationen  dahin  abgeändert,  dass  letztere  bis  zum  doppelten  Betrage 
des  Actiencapitales  emittirt  werden  können. 

§  16- 

Der  Concessionär  ist  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslande  zu 
bestellen,  sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser 
und  zu  Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  einzu- 
richten. 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  EisenbahngeaelUchaft.  179 


§  17. 

Für  die  concessionirte  Bahn  gewährleistet  der  Staat  ein  jährliches 
Reinerträgniss  von  siebenhünderttausend  Gulden  (700.000  fl.)  österr. 
Währ,  in  Silber  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen 
Eahnlinie  an  und  so  lauge  diese  Concession  dauert,  so  zwar,  dass,  wenn 
das  jährliche  .Reinerträge iss  der  Bahn  obigen  Betrag  nicht  erreichen 
sollte,  das  Fehlende  von  der  Staatsverwaltung  zu  ergänzen  ist. 

§  18. 

Von  dem  garantiiten  jährlichen  Reineiträgnisse  ist  derjenige  Betrag 
zur  CapitaUtilgung  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsverwaltung 
nach  einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisationsplane,  demzufolge 
das  emittirte  Capital  während  der  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  ist, 
bestimmt  werden  wird. 

§  19. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  allenfalls  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene 
Prüfung  der  vorzulegenden  documentirten  Jahresrechnungen  drei  Monate 
nach  deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Actien-  und  Obligationencoupons  der  Lemberg- Czerno witzer  Eisenbahn- 
geeellschaft  nach  Massgabe  des  auf  Grund  des  Ertragspräliminars  richtig- 
gestellten Erfordernisses  Theilzahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf  Grund- 
lage der  Jahresrechnung  zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn 
der  Concessionär  sechs  Wochen  vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche 
Ansuchen  gestellt  haben  wird. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzu- 
legen sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch 
bemessen  worden  sind,  so  hat  der  Concessionär  den  erhaltenen  Mehr- 
betrag mit  Zurechnung  von  6  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des 
Staates  mues  aber  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des 
betreffenden  Betriebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe 
erloschen  ist. 

§  20. 

Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  infolge  der  übernommenen 
Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich  zu  verzinsender 
Vor8chuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, ist  jeder  diesfällige  Ueberschuss  sogleich  zur  Rückzahlung  des 
geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung  bis  zur 
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gänzlichen  Tilgung  abzuführen.  Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen 
hat  der  Refundirung  der  Vorschüsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Con  cessio  n  oder  Einlösung  der 
Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden  Ver- 
mögen der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

§  21. 

Zur  Wahrung  des  aus  der  Übernommenen  Garantie  für  die  Staats- 
verwaltung entspringenden  Interesses  ist  letztere  berechtigt,  sich  die 
Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebs- 
einrichtung in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde, 
und  anzuordnen,  dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten 
und  rücksichtlich  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeord- 
netes Organ  Eineicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen.  Der  von  der  Staats- 
verwaltung bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht,  den  Sitzungen  des 
Verwaltungsaueschuases,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es 
für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  sowie  allfällige,  dem  Staats- 
interesse nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren,  und  hierüber  dem 
Ministerium  zur  weiteren  Veranlassung  die  Anzeige  zu  erstatten. 

Die  Staatsverwaltung  wird  Sorge  tragen,  dass  die  Ueberwachung 
der  Gebarung  in  ökonomischer  Beziehung  in  der  Art  stattfinde,  dass  es  bei 
der  Vorlage  der  Jabresrechnung  in  der  Regel  nur  mehr  einer  ziffer- 
mässigen  UeberprÜfung  bedarf. 

§  22. 

Für  die  im  §  1  angeführte  Eisenbahn  von  Czernowitz  bis  Suczawa 
wird  durch  neun  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der 
ganzen  coccessionirten  Bahn  bis  Suczawa  gerechnet,  die  Befreiung  von 
der  Einkommensteuer  und  von  der  Entrichtung  der  Couponstempelgebühr 
zugestanden. 

Die  nach  Ablauf  dieser  Frist  von  der  Unternehmung  zu  ent- 
richtende Einkommensteuer  darf  in  die  Betriebsrechnung  als  Ausgabs- 
post eingestellt  werden;  bezüglich  der  Couponsttmpelgebühren  ißt  dies 
nicht  zulässig. 

Für  die  Staatszuschüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  zahlen. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  Ausgabe  der  Actien  und 
Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der  Interimsscheine  Stempel-  und 
gebührenfrei  stattfinde. 

Desgleichen  wird  die  Befreiung  von  der  bei  den  Grundein- 
lösungen auflaufenden  Uebertragungsgebühr  für  die  ganze  Linie  Lemberg- 
Suczawa  zugestanden. 

Zur  Berichtigung  der  Stempel  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
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sowie  des  Baues  and  der  Iostrairang  der  Strecke  Czernowitz-Suczawa 
wird  eine  Frist  bis  zur  EröffnuDg  des  Betriebes  auf  derselben  bewilligt. 

Zugleich  wird  gestattet,  dass  die  Hälfte  dieser  Gebühren  in  die 
nächste  die  Strecke  Czernowitz-Suczawa  umfassende  Betriebsrechnung 
aufgenommen  werde. 

§  23. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
coocessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schatze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  heutigen  Tage  gerechnet,  fest- 
gesetzt, und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  die  im  §  4  festgestellten 
Termine  für  den  Beginn,  dann  für  die  Vollendung  des  Baues  und  Er- 
öffnung des  Betriebes  nicht  eingebalten  werden,  und  die  Terminsüber- 
schreitung nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessions- 
gesetzes,  und  namentlich  auch  durch  politische  oder  finanzielle  Krisen 
gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  24. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren,  vom  heutigen  Tage  gerechnet,  die  concessionirte  Bahn 
jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Eeinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Rein- 
erträgnisse der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen,  und  der  durch- 
schnittliche Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag,  welcher  jedoch  nicht  weniger  als  das 
garantirte  Reinerträge ia 8  betragen  darf,  ist  dem  Concessionär  als  Jahres- 
rente bis  zum  Ablaufe  der  festgesetzten  Concessionsdauer  zu  bezahlen. 

§  25. 

Mit  dem  Erlöschen  der  Concession,  sowie  durch  die  erfolgte  Ein- 
lösung der  Bahn  tritt  der  Staat  im  ersten  Falle  ohne  Entgelt,  im 
letzteren  Falle  gegen  Leistung  der  im  §  24  festgesetzten  Jahresrente 
in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss  der  Bahn,  namentlich 
des  Grund  und  Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter- 
und  Oberbaues  der  Bahn  und  des  sämmtlichen  Zugehöres,  als:  Fahr- 
betriebsmittel, Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  Gebäude  an  den  Ab- 
fahrts-  und  Ankunftepl ätzen,  Wach«  und  Aufsichtshäuser  sammt  allen 
Einrichtungen  beweglicher  und  unbeweglicher  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession,  als  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahn  behält  der  Concessionär  nach  geschehener  Rückzahlung  aller 
vom  Staate  geleisteten  Vorschüsse  sammt  Zinsen  das  Eigenthum  des 
aus  den  eigenen  Erträgnissen  der  Unternehmung  gebildeten  Reserve- 
fondes  and  der  aashaftenden  Activforderungen,  dann  der  besonderen 
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aus  dem  eigenen  Vermögen  der  Unternehmung  errichteten  Gebäude, 
als:  Coaksöfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen 
Geräthen,  Speicher,  Docks  etc.,  zu  deren  Herstellung  oder  Erwerbung 
er  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt 
wurde,  dass  sie  kein  Zagehör  der  Bahn  bilden. 

§  26. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn, 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung,  wiederholte  Verletzungen  oder 
Nichtbefolgung  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden Massregeln  dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch 
vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu 
erklären. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  §  27  der  Concessionsurkunde  für  die  Linie  Lem- 
berg-Czernowitz  (Doc.  2). 

§  27. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  dieser  Concession  unterliegen  nur 
einer  fixen  Stempelgebühr  von  Einem  Gulden. 

Indem  "Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  dem  Concessionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unteren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  königlichen  Hauptstadt  Ofen  am  fünf- 
zehnten Monatstage  Mai  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Achthundert 
sechzigsieben,  Unserer  Reiche  im  Neunzehnten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Beust  m.  p. 
Becke  m.  p. 

Auf  Allerhöchsten  Befehl  Seiner  kaiserl.  königl.  apostol.  Majestät: 

Johann  Pfeifler  m.  p. 
k.  k.  Secuonarath. 

4.  Erlass  des  k.  k.  Handelsiniiiisters  vom  20.  Mai  1889, 
Z.  227/H.  M.,  H.  M.  V.  Bl.  Nr.  63 

an  den  Yerwoltungsratk  der  k.  k.  priv.  Lemberg- Czernowitz-Jassr  Eisen- 
bahn. 

Im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  finde  ich 
mich  bestimmt,  die  Uebernahme  des  Betriebes  der  beiden  österreichischen 


Digitized  by  Google 


JL  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellsohaft.  183 


Linien  der  geehrten  Gesellschaft  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  14.  December  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  112,  §  4,  durch  den 
Staat  mit  1.  Juli  d.  J.  anzuordnen  und  diese  Betriebsführung  der 
k.  k.  Generaldirection  der  Oesterreichischen  Staatsbahnen  zu  übertragen. 
Indem  ich  die  letztgenannte  Verwaltungsstelle  gleichzeitig  entsprechend 
anweise,  fordere  ich  den  geehrten  Verwaltungdrath  auf,  in  Bezng  auf 
den  Betrieb  der  österreichischen  Linien  der  Gesellschaft  Verfügungen, 
welche  wegen  ihrer  grösseren  Wichtigkeit  oder  wegen  der  längeren 
Dauer  ihrer  Wirksamkeit  auf  die  künftige  staatliche  Betriebsführung 
Einfluss  nehmen  könnten,  von  nun  an  nur  im  vorhergehenden  Ein- 
vernehmen mit  der  k.  k.  Generaldirection  der  Oesterreichischen  Staats- 
bahnen zu  treffen. 

Behufs  der  Erörterung  der  Durchführungsmodalitäten  dieser 
Betriebsübernahme,  sowie  jener  der  im  dortseitigen  Betriebe  stehenden 
Localbahnen,  und  um  dem  geehrten  Verwaltnngsrathe  Gelegenheit  zu 
geben,  aus  diesem  Anlasse  etwaige  vom  Standpunkte  der  societären 
Verwaltung,  ßowie  im  Interesse  der  Actionäre  sich  ergebende  Wünsche 
und  Anträge  zum  Zwecke  der  einverständlichen  Austragung  zur  Sprache 
zu  bringen,  lade  ich  den  geehrten  Verwaltungsrath  ein,  soweit  erforder- 
lich, im  Einvernehmen  mit  den  gleichzeitig  verständigten  Verwaltungen 
der  im  dortseitigen  Betriebe  stehenden  Localbahnen  die  diesfalls  vom 
dortseitigen  Standpunkte  sich  ergebenden  Anregungen  und  Anträge 
baldmöglichst  hieher  bekannt  zu  geben  und  sobin  bevollmächtigte  Ver- 
treter zu  den  seinerzeit  im  Gegenstande  im  Handelminsisterium  zu 
pflegenden  Verhandlungen  entsenden  zu  wollen. 

Ich  gebe  hiebei  schliesslich  der  Erwartung  Ausdruck,  dass  der 
geehrte  Verwaltungsrath  die  Durchführung  der  in  Frage  stehenden, 
auf  unabweisbaren  betriebsökonomischen  und  eisenbahnpolitischen  Er- 
wägungen beruhenden  Massnahmen  durch  loyales  Entgegenkommen 
nach  Möglichkeit  fordern  und  erleichtern  werde. 

Wien,  am  20.  Mai  1889. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Baccruehem  m.  p. 

5.  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  19.  Juni 
1889,  ad  Z.  1353/H.  M.,  H.  M.  V.  Bl.  Nr.  74 

betreffend  die  Uebernahme  des  Betriebes  der  österreichischen  Linien  der 
k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellschaft  nebst  den 
anschliessenden  Localbahnen  durch  den  Staat. 

Auf  Grund  des  §  4  des  Gesetzes  vom  14.  December  1877, 
R.  G.  Bl.  Nr.  112,  wird  der  Betrieb  der  den  Gegenstand  der  aller- 
höchsten Coneessionsurkunden  vom  11.  Jänner  1864  und  vom  15.  Mai 
1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  85,  bildenden  Eisenbahnlinien  Lemberg- Czernowitz 
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und  Czernowitz-Suczawa  der  k.  k.  priv.  Lemberg- Czernowitz-Jassy 
Eisenbahngesellschaft  vom  1.  Juli  1889  an  gefangen  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung übernommen. 

Die  Führung  dieses  Betriebes  erfolgt  für  Rechnung  der  Gesell- 
schaft durch  die  k.  k.  Oeneraldirection  der  Oesterreichischen  Staats- 
bahnen. 

Vom  1.  Juli  1889  angefangen  wird  ferner  auch  der  bis  dahin 
von  der  k.  k.  priv.  Lemberg- Czernowitz-Jassy  Eisenbahn gesellschaft 
geführte  Betrieb  der  Bukowinaer  Localbahnen,  der  Eisenbahn  Lemberg- 
Belzec  (Tomaszöw)  und  der  Kolomeaer  Localbahn  auf  Grund  der 
Bestimmungen  der  allerhöchsten  Concessionsurkunden  vom  5.  Juni  1883, 
R.  G.  Bl.  Nr.  114,  §  9,  und  vom  29.  August  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  141, 
§  9,  dann  vom  8.  Janner  1886,  R  G.  Bl.  Nr.  20,  §  9,  beziehungs- 
weise in  Gemässheit  der  mit  den  Verwaltungen  der  betreffenden  Eisen- 
bahngesellschaften getroffenen  Vereinbarungen  von  der*k.  k.  General- 
direction  der  Oesterreichischen  Staatsbahnen  für  Rechnung  der  ge- 
nannten Gesellschaft  übernommen. 

Bacquehem  m.  p. 

6.  Bestimmungen, 

betreffend  die  Uebernahme  und  Führung  des  Betriebes  der  Linien  Lemberg- 
Czernowitz  und  Czernowitz-Snczaiya  der  k.  k.  priY.  Lemberg-Csernowitz- 
Jassy  Eisenbaltngesellschaft  durch  den  Staat.  H.  M.  V.  Bl.  Nr.  78. 

Hinausgegeben  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  19.  Juni  1889, 

Z.  1353/H.-M. 

I.  Die  Uebernahme  des  Betriebes  der  Linien  Lemberg-Czemowitz 
und  Czernowitz-Suczawa  der  k.  k.  priv.  Lemberg  -Czernowitz-Jassy 
Ei8enbahngC8ellschaft  bezieht  sich  auf  die  genannten  Eisenbahnen  sammt 
allem  beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehör.  —  Die  Uebernahme  des 
Betriebes  der  vorgedachten  Bahnlinien  durch  den  Staat  wird  im  Handels- 
register bei  der  gesellschaftlichen  Firma  vorgemerkt  und  in  geeigneter 
Weise  verlautbart. 

II.  Die  Uebernahme  der  ein  Zugehör  der  Bahnen  bildenden  Fahr* 
betriebsmittel,  Inventarstücke,  Cassabestände,  dann  der  Verbrauchs- 
materialvorräthe  und  Reserven  jeder  Art  erfolgt  auf  Grund  der  nach 
den  bisherigen  Dienstvorschriften  und  Instructionen  aufzustellenden 
Inventarien  und  Abschlüsse  pro  30.  Juni  1889.  Der  k.  k.  General- 
direction  der  Oesterreichischen  Staatsbahnen  bleibt  vorbehalten,  sich  auf 
jede  geeignete  Weise,  insbesondere  durch  ehestens  vorzunehmende 
Scontrirungen  von  der  Richtigkeit  der  Aufstellungen  zu  überzeugen. 

Für  Abgänge,  die  sich  bei  der  Scontrirung  gegenüber  dem  Inventar 
oder  Abschlüsse  ergeben  sollten,  bleibt  die  Gesellschaft  in  dem  bisherigen 
Umfange  verantwortlich,  soweit  der  Abgang  nicht  nachweislich  erst  nach 
dem  30.  Juni  1889  entstanden  ist. 

• 

t 
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Die  in  der  gesellschaftlichen  Hauptcassa  in  Wien,  in  der  Sammlungs- 
cassa  in  Lemberg  und  in  den  verschiedenen  Stationscassen  am  1.  Juli 
1889  vorhandenen  Baargelder  und  Werthpapiere  werden  von  der 
k.  k.  Generaldirection  der  Oesterreichischen  Staatsbahnen  nur  insoweit 
übernommen,  als  dieselben  die  Betriebsftthrung  der  österreichischen  Linien 
der  Gesellschaft  betreffen,  im  Uebrigen  aber  von  der  Uebernahme  durch 
die  genannte  Generaldirection  ausgeschlossen,  beziehungs weise  sofort 
nach  deren  Uebernahme  an  die  Gesellschaft  ausgefolgt. 

Es  wird  insbesondere  festgesetzt,  dass  aus  den  Cassabeständen  ein 
dem  thatsäcblichen  Bedürfnisse  entspechend  zu  ermittelnder  Betrag  zur 
Dotirung  der  Caasen  der  k.  k.  Generaldirection  ohne  Anspruch  auf  Zinsen- 
vergütung zu  überlassen  ist. 

Insoferne  die  k.  k.  Staatsverwaltung  in  die  Lage  kommen  sollte, 
der  Gesellschaft  den  Betrieb  der  Bahnen  zurückzugeben,  sind  die  dann 
vorhandenen  Inventarstücke,  sowie  die  Materialvorräthe  und  der  vor- 
gedachte Manipulationsfond,  und  zwar  diese  beiden  letzteren  in  dem  bei 
der  dermaligen  Uebergabe  constatirten  Werthe  in  natura  oder  durch 
Baarvergütung  auf  Grund  der  von  der  staatlichen  Betriebsverwaltung 
geführten  Bücher  zurückzustellen. 

III.  Die  von  dem  Yerwaltungsrathe  der  k.  k.  priv.  Lemberg- Caerno- 
witz-Jassy  Eisenbahngesellschaft  beantragte  Erwerbung  der  der  Gesell- 
schaft von  Seite  der  königl.  rumänischen  Regierung  franco  und  verzollt 
loco  Suczawa  zur  Verfügung  zu  stellenden  Verbrauchsmaterialien  der 
rumänischen  Linien,  sowie  der  der  Gesellschaft  gehörigen  Realität  in 
Lemberg  durch  die  k.  k.  Generaldirection  der  Oesterreichischen  Staats- 
bahnen gegen  Bezahlung  des  Buchwerthes  bleibt  insoferne  und  insoweit 
die  gedachten  Verbrauchsmaterialien  und  die  Realität  in  Lemberg  für 
die  Betriebszwecke  der  Staatseisenbahnverwaltung  geeignet  erscheinen, 
einer  freiwilligen  Vereinbarung  zwischen  der  Gesellschaft  und  der 
k.  k.  Generaldirection  der  üeeterrei einsehen  Staatsbahnen,  insbesondere 
anch  hinsichtlich  des  von  der  letzteren  womöglich  in  mehreren  Jahres- 
raten zu  bezahlenden  Kaufpreises  und  der  Zahlangsmodalitäten  unter 
Vorbehalt  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  überlassen. 

IV.  Durch  die  Uebernahme  des  Betriebes  der  Österreichischen 
Linien  der  k.  k.  priv.  Lemberg- Czernowitz-Jassy  Eisenhahn gesellschaft 
durch  die  k.  k.  Staatsverwaltung  werden  die  sonstigen  Rechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  nicht  berührt. 

Der  Gesellschaft  bleibt  die  Verfügung  über  diejenigen  Beträge, 
welche  sich  nach  Massgabe  der  der  Gesellschaft  alljährlich  mitzatheilenden 
Betriebsrechnung  und  der  concessionsmässigen  Garantieleistung  des  Staates 
als  Ueberschuss,  beziehungsweise  als  Reinerträgniss  ergeben. 

V.  Dem  Verwaltungsrathe  obliegt  sohin  mit  Ausschluss  der  vom 
Staate  in  Betrieb  übernommenen  Bahnlinien  die  Gebarung  mit  dem 
sonstigen  im  Eigenthum  der  Gesellschaft  verbleibenden  Vermögen  und 
mit  den  von  der  königl.  rumänischen  Regierung  bezüglich  der  rumänischen 
Linien  der  Gesellschaft  vertragsmässig  zu   leistenden  Zahlungen,  die 
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Verfügung  über  die  Verzinsung  und  Amortisation  der  gesellschaftlichen 
Titres,  dann  die  concessionsmässige  Mitwirkung  bei  Festsetzung  der 
Garantierechnungen,  die  Aufstellung  der  Jahresbilanz,  die  Erstattung 
des  Geschäftsberichtes,  die  Einberufung  und  Abhaltung  der  Generalver- 
sammlungen, sowie  die  Verwendung  des  Reinerträgnisses  nach  den 
Beschlössen  der  Generalversammlung,  endlich  die  Mitwirkung  bei  der 
Verwaltung  des  gesellschaftlichen  Pensionsfondes  (Punkt  VII). 

VI.  Die  k.  k.  Generaldirectiou  der  Oesterreichischen  Staatsbahnen 
wird  der  Gesellschaft  auf  Grund  provisorischer  Aufstellungen  die  im 
Gegenstand^  ah  re  erzielten  Betriebsüberschüsse  der  beiden  Linien  Lemberg  - 
Czernowitz  und  Czernowitz-Suczawa  je  am  15.  März  und  am  15.  Sep- 
tember jedes  Jahres  zur  Verfügung  stellen  und  nach  Abscbluss  der 
.Jabresrechnungen,  womöglich  bis  Ende  März  jedes  Jahres  die  Betriebs- 
rechnung beider  Linien  für  das  vorausgegangene  Betriebsjahr  mittheilen, 
wie  auch  sodann  die  Begleichung  der  gegenüber  der  provisorischen 
Rechnungsaufstellung  zu  Gunsten  oder  zu  Lasten  der  Gesellschaft  sich 
ergebenden  Saldi  veranlassen. 

Die  Ermittlung  und  Anweisung  der  auf  Grund  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  sich  ergebenden  Garantitvorschüßse  für  beide  Linien 
■und  der  auf  Grund  der  provisorischen  Aufstellungen  zu  leistenden  Coupons- 
vorschüsse bezüglich  der  Linie  Czernowitz-Suczawa  erfolgt  in  Gemässheit  der 
bezüglichen  coucessionsmässigen  Bestimmungen  und  nach  den  diesfalls 
bisher  in  Anwendung  gestandenen  Grundsätzen. 

Es  werden  demnach  insbesondere  diejenigen  aus  der  gesellschaft- 
lichen Gebarung  reBultirenden  Aupgabsposten,  deren  Einstellung  in  die 
Betriebs-,  respective  Garantierechnung  der  österreichischen  Linien  der 
Gesellschaft  bisher  nicht  gestattet  worden  ist,  auch  künftighin  aus  der 
Betriebs-,  respective  Garantierechnung  auszuscheiden  sein. 

Dagegen  werden  die  bisher  auf  Grund  besonderer  Vereinbarungen 
in  Jahresraten  in  die  Betriebsrechnung  eingestellten  Investitionsauslagen 
für  Erweiterung  der  Station  Stanislau,  für  Anschaffung  von  Fahrbetriebs- 
mitteln und  für  sonstige  Herstellungen  und  Vorkehrungen  zur  Erhöhung 
der  Leistungsfähigkeit  der  Bahnen  unter  den  diesfalls  vereinbarten 
Modalitäten  zu  Lasten  der  Betriebsrechnung  der  Bahnen  zu  be- 
streiten sein. 

Bezüglich  der  Bestreitung  der  Kosten  für  etwa  künftighin  noth- 
wendig  werdende  weitere  Investitionsauslagen  wird  zwischen  der  k.  k. 
Generaldirection  der  Oesterreichischen  Staatsbahnen  und  dem  Verwaltungs- 
rathe  rechtzeitig  das  Einvernehmen  zu  pflegen  sein,  und  bleibt,  falls  in 
dieser  Hinsicht  eine  Einigung  nicht  erzielt  werden  sollte,  dem  Handels« 
ministerium  die  Entscheidung  vorbehalten. 

Die  seitens  der  k.  k.  Generaldirection  der  Oesterreichischen  Staats- 
bahnen der  Gesellschaft  übermittelten  Betriebsrechnungen  beider  Linien 
und  die  provisorischen  Aufstellungen  zum  Zwecke  der  Ermittlung  der 
Garantievorschüsse  für  die  Couponszahlung  bezüglich  der  Linie  Czerno- 
witz-Suczawa werden   von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  bei  Prüfung  der 
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Garantierechnungen  und  bei  Ermittlung  der  vorgedachten  Garantie- 
Vorschüsse  für  Couponszahlungen  anerkannt  und  Abstriche  an  denselben 
nicht  mehr  vorgenommen  werden. 

Die  Aufstellung  der  Betriebsrechnung  für  die  Zeit  vom  1.  Jänner 
bis  30.  Juni  d.  J.  wird  seitens  der  k.  k.  Generaldirection  der  Oester» 
reichischen  Staatsbabnen  zusammen  mit  der  Rechnung  für  die  Zeit  vom 
1.  Juli  bis  31.  December  1889  erfolgen,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass 
für  die  erstere  Periode  die  Rechnung  nomine  der  Gesellschaft,  für  die 
zweite  Periode  im  eigenen  Namen  aufgestellt  wird. 

VII.  Das  gesammte  Dienstpersonale  der  Gesellschaft,  einschliesslich 
jenes,  welches  auf  den  von  der  Gesellschaft  betriebenen  Localbahnen 
in  Verwendung  steht,  jedoch  mit  Ausnahme  des  gesellschaftlichen 
Secretärs  in  London,  dann  derjenigen  Beamten  und  Bediensteten, 
welche  auf  den  rumänischen  Linien  der  Gesellschaft  exponirt  sind,  oder 
sonstige  Geschäfte  der  rumänischen  Linien,  wie  insbesondere  den  Verkehr 
mit  der  königl.  rumänischen  Regierung  zu  besorgen  haben,  sowie  jener, 
welche  vom  Verwaltungsrathe  in  Gemässheit  des  Vorbehaltes  im 
Punkte  VIII,  alinea  4,  zur  ausschliesslichen  Besorgung  gesellschaftlicher 
Agenden  in  Verwendung  genommen  werden,  tritt  unter  Wahrung  der 
von  dem  gedachten  Dienstpersonale  erworbenen  Rechte,  insbesondere 
unter  Aufrechthaltung  der  demselben  nach  Massgabe  der  bestehenden 
Pensionsstatuten  der  Gesellschaft  erwachsenen  Versorgungs-  und  sonstigen 
Ansprüche  unter  die  Amtsgewalt  der  k.  k.  Generaldirection  der  Oester- 
reichischen Staatsbahnen. 

Die  dem  Verwaltungsrathe  und  der  gesellschaftlichen  Verwaltung 
in  Bezug  auf  den  Pensionsfond  für  die  Bediensteten  der  k.  k.  priv. 
Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellschaft  zustehende  Ingerenz 
geht,  insoweit  dieselbe  nicht  die  Bediensteten  der  rumänischen  Linien 
betrifft,  auf  die  k.  k.  Generaldirection  der  Oesterreichischen  Staatsbahnen, 
respective  auf  die  von  derselben  hiezu  zu  designirenden  Functionäre  über. 

Die  k.  k.  Generaldirection  der  Oesterreichischen  Staatsbahnen  wird 
jedoch  hiebei,  insoweit  Rechte  und  Pflichten  der  auf  den  rumänischen 
Linien  in  Verwendung  stehenden  Bediensteten  in  Betracht  kommen,  so- 
wie hinsichtlich  der  zwischen  der  Gesellschaft  und  der  königl.  rumäni- 
schen Regierung  vereinbarten  Theilung  des  Pensionsfondes  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Verwaltungsrathe  vorgehen. 

Die  k.  k.  Generaldirection  der  Oesterreichischen  Staatsbahnen  wird 
dem  Verwaltungsrathe  der  Gesellschaft  von  allen  Veränderungen  im 
Personalstande,  als:  Ableben,  Austritt,  Kündigung  (eventuell  Pensioni- 
rung),  Entlassung,  Beförderung,  Degradirung  mittelst  halbjähriger  Aus- 
weise Kennte iss  geben. 

Alle  Verfügungen  der  k.  k.  Generaldirection  in  den  angeführten 
Fällen  haben  für  die  Gesellschaft  bindende  Kraft. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ertheilt  die  Zusicherung,  dass  die 
seitens  der  Gesellschaft  auf  Grund  der  getroffenen  Vereinbarungen  mit 
der  königl.  rumänischen  Regierung  im  Laufe  des  Jahres  1880,  respec- 
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tive  1890  zu  übernehmenden  Beamten  und  Bediensteten  Österreichischer 
Nationalität  von  der  k.  k.  Generaldirection  der  Oesterreichischen  Staats- 
bahnen hei  der  Besetzung  von  zur  Erledigung  gelangenden  Dienstetellen 
auf  den  österreichischen  Linien  der  Gesellschaft  und  den  anschliessen- 
den Localbahnen  vorzugsweise  berücksichtigt  werden  sollen,  soferne  die 
betreffenden  Bediensteten  die  erforderliche  Eignung  besitzen,  und  ein 
sonstiger  Anstand  gegen  deren  Verwendung  auf  den  bezeichneten  öster- 
reichischen Bahnlinien  nicht  besteht. 

VIII.  Um  der  Gesellschaft  die  Auslagen  eines  eigenen  Verwaltungs- 
rathsbureaas  zu  ersparen,  wird  die  k,  k.  Generaldirection  der  Oester- 
reichischen Staatsbahnen  über  Verlangen  des  Verwaltungsrathes  die  dem 
letzteren  zur  Ausübung  seiner  Functionen  nöthigen  Bureauarbeiten  durch 
ihre  eigenen  Organe,  respective  durch  die  derselben  unterstehenden 
Organe  der  k.  k.  priv.  Lemberg- Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellschaft 
besorgen  lassen.  Ebenso  wird  die  k.  k.  Generaldirection  der  Oesterreichi- 
ßchen  Staatsbahnen  dem  Verwaltungsrathe  über  dessen  Verlangen  ein 
geeignetes  Locale  für  die  Verwaltungsrathssitzungen  und  eventuell  auch 
für  die  Generalversammlungen  der  Actionäre  beistellen,  und  wird  die 
Geldgebarung  für  den  Verwaltungsrath  durch  die  unterstehenden  Cassen 
besorgen  lassen. 

Dagegen  ist  von  Seite  der  Gesellschaft  eine  auf  Grund  der  bis- 
herigen, zum  Theile  schlttsselmässigen  Vertheilnng  der  Kosten  der 
Central  Verwaltung  einverständlich  zu  ermittelnde  Pauschalvergütung  zu 
Gunsten  der  Betriebs-,  respective  Garantierechnung  der  österreichischen 
Linien  zu  leisten.  Auch  wird  von  Seite  der  k.  k.  Generaldirection  der 
Oesterreichischen  Staatsbahnen  dem  Verwaltungsrathe,  sofern e  derselbe 
nicht  von  dem  im  folgenden  Absätze  enthaltenen  Vorbehalte  Gebrauch 
machen  sollte,  zur  Durchführung  der  noch  auszutragenden  Angelegen- 
heiten mit  der  königl.  rumänischen  Regierung  Über  jedesmaliges  Ver- 
langen das  hiezu  erforderliche  Personale  gegen  Vergütung  der  Bezüge 
für  die  Zeit  der  Verwendung  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

Der  Verkehr  mit  der  königl.  rumänischen  Regierung  und  mit  der 
Generaldirection  der  königl.  rumänischen  Staatsbahnen  in  Angelegen- 
heiten, die  nicht  lediglich  den  Betrieb  der  österreichischen  Linien  be- 
treffen, findet  durch  den  Verwaltungsrath  der  Gesellschaft  statt. 

Falls  der  Verwaltungsrath  es  vorziehen  sollte,  die  gesellschaftliche 
Gebarung  im  Ganzen  oder  einzelne  Agenden  derselben,  wie  insbesondere 
die  Agenden  der  rumänischen  Linien,  durch  eigene  Organe  besorgen  zu 
lassen,  und  zu  diesem  Zwecke  ein  eigenes  Bureau  zu  halten,  so  bleibt 
demselben  anheimgestellt,  die  hiezu  erforderlichen  Beamten  und  Be- 
diensteten aus  dem  gesellschaftlichen  Personale  zu  entnehmen,  und 
werden  demnach  die  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmten  Beamten 
und  Bediensteten  von  der  Unterstellung  unter  die  k.  k.  Generaldirection 
der  Oesterreichischen  Staatsbahnen  ausgenommen.  Es  hat  jedoch  in  einem 
solchen  Falle  für  die  hieraus  erwachsenden  Personal-  und  sonstigen 
Kosten  ausschliesslich   die  Gesellschaft  aufzukommen,   und   darf  eine 
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Belastung  der  Betriebs-,  respective  Garantiereehnung  der  österreichischen 
Linien  der  Gesellschaft  mit  derartigen  Kosten  nicht  stattfinden. 

IX.  Mit  30.  Juni  1889  angefangen  erlischt  jede  Ingerenz  des 
Verwaltiw g8ratb.ee  auf  die  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  der 
k.  k.  Generaldirection  der  Oesterreichischen  Staatsbahnen  übertragenen 
Agenden  der  Verwaltung  und  Geschäftsführung. 

X.  Die  etwa  erforderlichen  Vereinbarungen  zur  Durchführung  der 
vorgedachten  Bestimmungen  sind  im  unmittelbaren  Einvernehmen 
zwischen  der  k.  k.  Generaldirection  der  Oesterreichischen  Staatsbahnen 
und  dem  Verwaltungsrathe  zu  treffen. 

Bezüglich  dieser  Vereinbarungen,  sowie  hinsichtlich  etwa  hervor- 
kommender Differenzen  bleibt  die  Genehmigung,  respective  Entscheidung 
des  Handelsministeriums  vorbehalten. 


7.  Statuten 

der  k.  k.  prir.  Lemberg-Czernowltz-Jassy  Eisenbahngesellschaft. 

I.  Abschnitt. 

Name,  Sitz,  Zweck  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

•  1. 

Name  und  Sitz  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  führt  den  Namen:  „k.  k.  priv.  Lemberg-Czerno- 
witz-Jassy  Eisenbahngesellschaft"  und  hat  ihren  Sitz  in  Wien.  —  Die 
Firma  der  Gesellschaft  ist  beim  k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien  pro- 
tokollirt. 

§  2. 

Zweck  der  Gesellschaft. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  Der  Betrieb  der  Eisenbahn  von  Lemberg  über  Czernowitz  nach 
Suczawa; 

b)  der  Betrieb  der  Eisenbahn  von  Suczawa  nach  Roman  und  der 
Zweigbahn  nach  Jassy  und  Botuschani; 

c)  der  Bau  und  Betrieb  anderer  Eisenbahnen,  welche  der  Gesell- 
schaft später  concessionirt  werden,  namentlich  jener,  rücksichtlich 
deren  die  Concessionsurkunden  der  Gesellschaft  eine  Verpflichtung 
auferlegen  oder  ein  Vorzugsrecht  einräumen; 

d)  die  Erwerbung  anderer  Eisenbahnen  zum  Zwecke  des  Ausbaues 
oder  des  Betriebes,  sowie  die  Uebernahme  des  Betriebes  anderer 
bestehender  Eisenbahnen; 
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e)  die  Ausführung  solcher  Arbeiten  und  Unternehmungen,  zu  denen 
die  Gesellschaft  durch  die  Conceesionen  ermächtigt  ist,  oder 
welche  ihr  später  übertragen  werden; 

f)  überhaupt  der  Betrieb  von  Transportanstalten  zu  Wasser  und  zu 
Lande,  sowie  von  Hütten-  und  Montanwerken,  Fabriken  und  an- 
deren Etablissements,  welche  in  Verbindung  mit  den  der  Gesell- 
schaft gehörigen  oder  durch  sie  gepachteten  Eisenbahnen  mit 
Genehmigung  der  Regierung  des  Landes,  woselbst  der  Geschäfts- 
betrieb stattfinden  soll,  errichtet  werden. 

§  3- 

Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  bis  zum  Ablauf  der  durch  die 
Concessionen  bestimmten  Termine  festgesetzt. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital,  Anlehen,  Rechte  und  Pflichten  der 

Actionäre. 

§ 

Das  Gesellschaftscapital  besteht  aus  27,000.000  fl.,  d.  i.  sieben- 
undzwanzig Millionen  Gulden  österreichischer  Währung  Silber  in 
135.000  Stück  Actien,  jede  zu  200  fl.  österr.  Währ.  Silber  und  zwar: 

a)  62.500  Stück  Actien  I.  Emission  im  Betrage  von  12,500.000  fl., 
d.  i.  zwölf  Millionen  fünfhunderttausend  Gulden  österreichischer 
Währung  Silber;  diese^  Actien  tragen  die  ursprüngliche  Firma  der 
Gesellschaft :  nk.  k.  priv. Lemberg-Czernowitz  Eisenbahngesellschaft" ; 

b)  50.000  Stück  Actien  II.  Emission  im  Betrage  von  10,000.000  fl., 
d.  i.  zehn  Millionen  Gulden  österreichischer  Währung  Silber; 

r)  7.500  Stück  Actien  III.  Emission  im  Betrage  von  1,500.000  fl., 
d.  i.  eine  Million  fünfhunderttausend  Gulden  österreichischer 
Währung  Silber; 

d)  15.000  Stück  Actien  IV.  Emission  im  Betrage  von  3,000.000  fl., 
d.  i.  drei  Millionen  Gulden  österreichischer  WähruDg  Silber. 

§  5. 

Prioritätsanlehen. 

Zur  Completirung  des  Anlagecapitales  für  die  gesellschaftlichen 
Unternehmungen  wurden  folgende  Anlehen  contrabirt: 

a)  Prioritätsobligationen  I.  Emission  im  Betrage  von  12,000.000  fl., 
d.  i.  zwölf  Millionen  Gulden  österreichischer  Währung  Silber; 
dieselben  tragen  die  ursprüngliche  Firma:  „k.  k.  priv.  Lemberg- 
Czernowitz  Eisenbahngesellschaft" ; 
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b)  Prioritätsobligationen  II.  Emission  im  Betrage  von  12,000.000  fl., 

d.  i.  zwölf  Millionen  Gulden  österreichischer  Währung  Silber; 

dieselben  tragen  die  ursprüngliche  Firma:  „k.  k.  priv.  Lemberg- 

Czernowitz  Eisenbahngesellscbaft"; 
e)  Prioritätsobligationen  III.  Emission  im  Betrage  von  15,600.000  fl., 

d.  i.  fünfzehn  Millionen  sechshunderttausend  Gulden  österreichischer 

Währung  Silber; 

d)  Prioritätsobligationen  IV.  Emission  im  Betrage  von  5,400.000  fl., 
d.  i.  fünf  Millionen  vierhunderttausend  Gulden  österreichischer 
Währung  Silber. 

Zum  Behufe  der  Einlösung  dieser  vier  Emissionen  Prioritäts- 
obligationen wurden  am  1.  November  1884  zwei  neue  Emissionen 
mit  4  Percent  in  Silber  verzinsliche  Prioritätsobligationen  aus- 
gegeben, und  zwar: 

e)  ein  Anleben  im  Nominalbetrage  von  14,280.000  fl.,  d.  i.  vier- 
zehn Millionen  zweihundertachtzigtausend  Gulden  österreichischer 
Währung  Silber,  welches  an  Stelle  der  sub  a  bezeichneten 
I.  Emission  im  ursprünglichen  Betrage  von  12,000.000  fl.  zu  treten 
bestimmt  ist; 

f)  ein  weiteres  Anlehen  im  Nominalbetrage  von  38,475  000  fl  ,  d.  i. 
achtunddreissig  Millionen  vierhundertfünfundsiebzigtausend  Gulden 
österreichischer  Währung  Silber,  welches  an  Stelle  der  sub  6,  c,  d 
bezeichneten  II.,  III.  und  IV.  Emission  im  ursprünglichen  Betrage 
von  12,000.000  fl.,  15,600.000  fl.  und  5,400.000  fl.  zu  treten 
bestimmt  ist. 

§  6.  - 

Rechte  der  Actionäre. 

Jede  Actie  giebt  das  Hecht  auf  den  verhältnissmässigen  Antheil 
an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  und  an  den  Erträgnissen  der  Unter- 
nehmung. So  lange  die  Gesellschaft  besteht,  kann  der  Actionar  nur 
den  reinen  Gewinn  ansprechen,  der  nach  den  Statuten  zur  Vertheilung 
unter  die  Actionäre  bestimmt  ist.  Auch  unterwirft  sich  jeder  Actionar 
den  Bestimmungen  dieser  Statuten. 

f. 

Haftung  der  Zeichner. 

Die  Einzahlung  von  25  Percent  auf  eine  Actie  giebt  das  Recht, 
aber  auch  die  Verpflichtung,  welche  einem  Gesellschaftsmitgliede  zusteht 
und  obliegt. 

Die  ersten  Zeichner  haften  der  Gesellschaft  selbst  im  Falle  der 
Uebertragung  ihrer  erworbenen  Rechte  und  Pflichten  auf  Andere  für 
die  Einzahlung  der  25  Percent  ihrer  Actienbetheiligung;  sobald  dagegen 
diese  25percentige  Einzahlung  geleistet  ist,  haben  die  ursprünglichen 
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Zeichner  für  die  weiteren  Einzahlungen  auf  die  von  ihnen  an  andere 
Besitzer  abgetretenen  Actien  nicht  mehr  zu  haften. 

Die  geleistete  Einzahlung  dieser  25  Percent  wird  durch  einen 
Interimsschein  auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  nach  Verlangen  des 
Actionärs  bestätigt,  welcher  nach  geleisteter  letzter  Einzahlung  gegen 
die  wirkliche  Actie  umgewechselt  wird.  Bis  dahin  vertreten  die  Interims- 
scheine, auf  welchen  die  Leistung  aller  verfallenen  Einzahlungen 
bestätigt  ist,  die  Stelle  der  Actien. 

§  8- 

Form  der  Actien. 

Die  Actien,  beziehungsweise  Interimsscheine,  welche  die  Firma- 
zeichnung der  Gesellschaft  (§  38)  tragen,  werden  aus  einem  Juxtabuche 
herausgeschnitten  und  mit  dem  Stempel  der  Gesellschaft  versehen. 

Jeder  Actie  wird  eine  Anzahl  Coupons  zur  Behebung  der  Divi- 
denden beigegeben.  Die  Interimsscheine  sind  ohne  Coupons,  und  wird 
jedesmal  die  geleistete  Dividendenzahlung  auf  dem  Interimsscheine 
selbst  ersichtlich  gemacht  werden. 

§  9- 

Umschreibung  der  Actien. 

Die  Actien  und  Coupons  lauten  auf  Ueberbringer.  Die  Gesellschaft 
erkennt  den  Ueberbringer  als  den  Eigenthümer  der  Actie  an. 

Die  Actionäre  können  jedoch  gegen  Bezahlung  der  festgesetzten 
Gebühr  für  Duplicate  die  Umschreibung  der  Actien  auf  bestimmte 
Namen  statt  auf  Ueberbringer  und  umgekehrt  verlangen. 

Der  Verwaltungsrath  kann  über  Verlangen  die  Bewilligung  zur 
Hinterlegung  der  Actien  und  Obligationen  in  die  Gesellschaftscassen 
und  zur  Auszahlung  der  Dividenden  und  Zinsen  gegen  Vorweisung  des 
Depositenscheines  ertheilen. 

§  10. 

Untheilbarkeit  der  Actien. 

Die  Gesellschaft  erkennt  für  jede  Actie  nur  Einen  Eigenthümer  an. 
Die  Interimsscheine,  sowie  die  Actien  sind  untbeilbar. 

§  IL 

Einzahlung  der  Actien. 

Jede  Einzahlung  mit  Ausnahme  der  ersten  muss  wenigstens  einen 
Monat  vor  dem  jedesmal  zu  bestimmenden  spätesten  Zahlungstermine 
öffentlich  angekündigt  und  in  London  durch  die  „Times",  in  Wien  und 
Lemberg  durch  die  officiellen  Zeitungen  veröffentlicht  werden. 
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Die  Einzahlungen  werden  bei  jenen  Caasen  im  In-  und  Auslande 
zu  jenen  Terminen  und  uoter  jenen  Formalitäten  geleistet,  welche  der 
Verwaltungsrath  bestimmen  wird. 

Jeder  Actionär  kann  mit  Zustimmung  des  Ver waltun gsratbes  den 
vollen  Actienbetrag  einzahlen  und  an  Stelle  der  Interimsscheine  die 
Ansfolgung  der  Actien  verlangen. 

§  12 

Rückständige  Einzahlungen. 

Sollten  die  Einzahlungen  in  deu  festgesetzten  Terminen  nicht 
geleistet  werden,  so  sind  die  säumigen  Actionäre  ihrer  Anrechte  aus 
der  Zeichnung  der  Actien  und  den  geleisteten  Theilzahlungen  verlustig, 
und  die  Gesellschaft  kann  die  Interimsscheine,  bei  welchen  Einzahlungen 
im  Rückstände  sind,  als  verfallen  erklären  und  zu  Gunsten  der  Gesell- 
schaft verkaufeu. 

Zu  diesem  Ende  werden  die  Nummern  der  betreffenden  Interims- 
sebeine in  den  im  §  11  bezeichneten  Journalen  unter  gleichzeitiger 
Angabe  der  Folgen  der  Verzögerung  dreimal  veröffentlicht. 

Dreissig  Tage  nach  der  letzten  Veröffentlichung  können  die 
Actionäre,  welche  im  Rückstände  sind,  noch  die  Einzahlung  leisten, 
haben  aber  ausser  den  laufenden  fttnfpercentigen  Zinsen  noch  sechs- 
percentige  Verzugszinsen  zu  vergüten. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  sind  die  Interimsscheine  zu  Gunsten  der 
Gesellschaft  verfallen. 

§  13. 

Verfallene  Interimsscheine. 

Die  derart  verfallenen  Interimsscheine  werden  durch  neue  Scheine, 
welche  dieselben  Nummern  wie  die  annullirten  Ioterimsscheine  tragen, 
ersetzt,  und  diese  für  Rechnung  der  Gesellschaft  verwendet. 

§  14- 

Ungiltige  Interimsscheine. 

Interimsscheine,  auf  denen  die  ordnungsmäßige  Bestätigung  aller 
verfallenen  Einzahlungen  nicht  ausgefertigt  worden  ist,  sind  kein 
Gegenstand  eines  giltigen  Verkehres. 

§  15. 
Amortisirung. 

In  Verlust  gerathene,  entwendete  oder  zerstörte  Interimsscheine, 
Actien  oder  Coupons  müssen  auf  gesetzlichem  Wege  amortisirt  werden. 
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III.  Abschnitt. 

Organisation  der  Gesellschaft. 
§  16. 
Gliederung. 

Die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  werden  besorgt: 

A.  Durch  die  Generalversammlung  der  Actionäre; 

B.  durch  den  Verwaltungsrath; 

C.  rücksichtlich  der  rumänischen  Linien  im  Lande  und  gegenüber 
der  rumänischen  Regierung  durch  das  Comite'  dirigeant,  welches  in 
Rumänien  seinen  Wohnsitz  hat. 

Vgl.  den  Anhang. 

A. 

Generalversammlung  der  Actionäre. 

§  17. 

Wirkungskreis  der  Generalversammlung. 

Die  statutenmässig  gebildete  Generalversammlung  beschliesst  inner- 
halb  der  Grenzen  der  allgemeinen  Gesetze  und  der  Statuten  über  alle 
Gegenstände,  deren  Entscheidung  ihr  ausschliesslich  vorbehalten  ist, 
oder  welche  ihr  durch  den  Verwaltungsiath  vorgelegt  werden. 

Jeder  Actionär  unterwirft  sich  den  von  der  Generalversammlung 
gefassten  Beschlüssen. 

§  18. 

Beschluss  der  Generalversammlung. 

Dem  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände ausschliesslich  vorbehalten: 

<()  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  oder  die  Bestätigung 

der  interimistisch  ernannten  Mitglieder; 
lt)  die  Genehmigung  oder  Zurückweisung  der  Jahresrechnungen ; 
c)  die  Verwendung  des  jährlichen  Reinertiägnisses; 
(l)  die  Beschlussfassung  über  die  Erwerbung,  Pachtung  oder  Ueber- 

nahme   des  Betriebes,  sowie  die  Einholung   oder  Erwerbung  von 

Concessionen  neuer  Linien; 
c.)  die  Beschlussfassung  über  den  Verkauf,   die  Verpachtung  oder 

die  Abtretung  des  Betriebes  gesellschaftlicher  Bahnlinien; 
f)  die  Abänderungen  oder  Zusätze  zu  den  Statuten,  insbesondere  die 

Vermehrung  des  Gesellschaftsfondes  duich  die  Hinausgabe  neuer 

Actien,   sowie   die  Aufnahme  von  Anlehen  in  Abänderung  der 

§§  4  und  5  der  Statuten; 
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g)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer; 

h)  die  Verfügung  über  den  Reservefond; 
ij  die  Wahl  eines  Revisionsansscbusses. 

§  19. 

Revisionsausschuse. 

Der  Revisionsaasscbusa  besteht  aus  drei  Actionären  und  zwei 
Ersatzmännern,  welche  von  der  Generalversammlung  in  jedem  Jahre 
gewählt  werden. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  oder 
des  Ausscheidens  der  Mitglieder  des  Revisionsausschusses  in  Function. 

Der  RevisionsausschuES  prüft  die  Jahresrechnungen  und  die 
Bilanz  der  Gesellschaft  und  erstattet  hierüber  der  Generalversammlung 
Bericht. 

Die  in  Function  getretenen  Revisoren,  eventuell  Ersatzmänner 
erhalten  für  ihre  Mühewaltung  eine  Entlohnung  von  je  500  fl. 

§  20. 

Einberufung  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  der  Actionäre  tritt  in  Wien  zusammen, 
und  zwar  als  ordentliche  Generalversammlung  einmal  in  jedem  Jahre; 
ausserdem  als  ausserordentliche  Generalversammlung  so  oft,  als  eine 
ordentliche  Generalversammlung  dies  beschliesst,  oder  der  Verwaltungp- 
rath es  im  Interesse  der  Gesellschaft  erforderlich  erkennt,  oder  endlich 
in  dem  Falle,  als  eine  Anzahl  Actionäre,  welche  den  zehnten  Theil 
des  Actiencapitales  repräsentirt,  es  in  einer  von  ihr  unterfertigten  Ein- 
gabe an  den  Verwaltungsrath  unter  Angabe  des  Zweckes  und  der 
Gründe  verlangt- 

§  21. 

Kundmachung  der  Generalversammlung. 

Die  Einberufung  einer  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  General- 
versammlung wird  durch  die  Zeitungen  (§  11)  wenigstens  14  Tage  vor 
dem  Zusammentritte  kundgemacht. 

§  22. 

Tagesordnung  der  Generalversammlung. 

Die  in  der  Generalversammlung  zu  verhandelnden  Gegenstände 
müssen  in  der  Kundmachung  ausdrücklich  benannt  werden,  und  die 
Generalversammlung  kann  nur  über  die  in  der  Kundmachung  bezeich- 
neten Gegenstände  giltig  entscheiden;  hievon  ist  jedoch  der  Beschlues 
über  den  in  einer  Generalversammlung  gestellten  Antrag  auf  Berufung 
einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  ausgenommen. 

13* 
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§  23. 

Erlagstermin  bei  Actien. 

Die  Interimsscheine  oder  Actien  müssen  spätestens  acht  Tage  vor 
dem  Zusammentritte  der  Generalversammlung  mit  den  nicht  fälligen 
Coupons  bei  jenen  Cassen,  welche  der  Verwaltungsrath  hiezu  bestimmt, 
erlegt  werden. 

§  24. 

Vertretung  der  Actien. 

Die  Actionäre,  welche  stimmen  wollen,  müssen  entweder  persönlich 
erscheinen,  oder  sich  durch  einen  anderen  stimmfähigen  Actionär  ver- 
treten lassen.  Der  Bevollmächtigte  muss  seine  Vollmacht  in  der  vom 
Verwaltuogsrathe  vorgeschriebenen  Form  vorweisen. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  werden  durch  ihre 
gesetzlichen  oder  statutarischen  Vertreter,  Frauen  durch  Bevollmächtigte 
vertreten,  ohne  dass  diese  selbst  Actionäre  zu  sein  brauchen. 

§  25. 

Stimmrecht  der  Actionäre. 

Der  Erlag  von  20  Interimsscheinen  oder  Actien  gibt  das  Hecht 
auf  eine  Stimme. 

Ein  Actionär  kann  im  eigenen  Namen,  sowie  als  Bevollmächtigter 
so  viele  Stimmen  in  sich  vereinigen,  als  die  Anzahl  der  von  ihm  oder 
seinen  Vollmachtgebern  hinterlegten  Interimsscheine  oder  Actien  durch 
20  theilbar  ist;  er  soll  aber  nicht  mehr  als  60  Stimmen  im  Ganzen 
ausüben  können. 

§  26. 

Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlungen. 

Beschlussfassungen  sind  nur  dann  giltig,  wenn  wenigstens  zehn 
Actionäre  oder  Bevollmächtigte  gegenwärtig  sind,  welche  mindestens 
den  zwanzigsten  Theil  des  Actiencapitales  repräsentiren. 

Um  über  die  Gegenstände  sub  §  18  d,  t  und  /  zu  entscheiden, 
ist  die  Anwesenheit  von  mindestens  zwanzig  Actionären  oder  Bevoll- 
mächtigten, welche  wenigstens  den  zehnten  Theil  des  Actiencapitales 
repräsentiren,  erforderlich. 

§  27. 
Beschl  ussfaesung. 

Die  Beschlüsse  in  den  Generalversammlungen  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst,  mit  Ausnahme  der  im  §  18  sub  d,  e  und  / 
angeführten    Gegenstände,    bezüglich   welcher   zur   giltigen  Beschluss- 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz- Jassy  EisenbabngesellKchaft.  197 


fassung  eine  Stimmenmehrheit  von  zwei  Dritteln  der  vertretenen  Stimmen 
erforderlich  ist. 

Die  Beschlüsse  über  die  im  §  18  sub  d,  e,  f  nnd  g  bezeichneten 
Gegenstände  bedürfen  zu  ihrer  Giltigkeit  der  staatlichen  Genehmigung. 

§  28. 
Wahlen. 

Die  Wahlen  geschehen  mittelst  Stimmzettel.  Wird  bei  einer  Wahl 
die  absolute  Stimmenmehrheit  nicht  erlangt,  so  erfolgt  die  engere  Wahl 
zwischen  jenen  Personen,  welche  die  meisten  Stimmen  erhielten,  und  es 
wird  in  die  engere  Wahl  die  doppelte  Anzahl  der  noch  zu  wählenden 
Personen  gebracht. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§  29. 

Beschlussunfähigkeit. 

Sollten  die  im  §  26  festgesetzten  Bedingungen  für  die  Giltigkeit 
eines  Beschlusses  nicht  erfüllt  sein,  so  muss  eine  neue  Generalversammlung 
einberufen  werden,  welche  giltige  Beschlüsse  fassen  wird,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Zahl  der  anwesenden  Actionäre,  respective  Bevollmächtigten 
und  das  vertretene  Actiencapital;  e6  kann  jedoch  nur  über  solche 
Gegenstände  ein  Beschluss  gefasst  werden,  welche  in  der  Kundmachung 
der  nicht  zu  Stande  gekommenen  oder  nicht  beschlussfahig  gewesenen 
Generalversammlung  angeführt  waren. 

Die  zweite  Einberufung  wird  in  der  im  §  21  vorgezeichneten 
Weise  mit  dem  Beisatze  veröffentlicht,  dass  diese  Generalversammlung 
ohne  Rücksicht  auf  die  Anzahl  der  anwesenden  Actionäre  und  das 
vertretene  Actiencapital  rechtsverbindliche  Beschlüsse  fassen  wird. 

Der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  der  Versammlung 
kann  für  diesen  Fall  auf  acht  Tage  beschränkt  werden  und  müssen  in 
diesem  Falle  die  Actien  oder  Interimsscheine  spätestens  fünf  Tage  vor 
dem  Zusammentritte  dieser  neuen  Generalversammlung  erlegt  sein. 

§  30. 

Auflösung  der  Gesellschaft. 

Um  über  die  Frage  der  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  18  g)  zu 
entscheiden,  ist  eine  Generalversammlung  von  wenigstens  20  stimm- 
fähigen Actionären  oder  Bevollmächtigten  erforderlich,  welche  wenigstens 
den  fünften  Theil  des  Actiencapitales  repräsentiren,  und  muss  die  Ent- 
scheidung mit  drei  Viertheilen  der  vertretenen  Stimmen  gefasst 
werden. 
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§  81. 

Vorsitz  und  Scrutinium. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
Vicepräsident  des  Verwaltungsrathes,  oder  in  deren  Verhinderung  das 
vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmte  Mitglied. 

Für  die  Functionen  der  Scrutatoren  werden  von  dem  Vorsitzenden 
zwei  Actionäre  ernannt. 

§  32. 

Protokoll  der  Generalversammlung. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein  Proto- 
koll aufgenommen,  welches  durch  den  Vorsitzenden,  die  Scrutatoren 
und  den  Schriftführer  unterzeichnet  wird. 

Der  Generalversammlungsbericht  und  die  gefassten  Beschlüsse 
werden  gedruckt  und  veröffentlicht. 

B. 

Verwaltungsrath. 

§  33. 

Organisation  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  besteht  aus  mindestens  12  und  höchstens 
16  Mitgliedern,  von  denen  je  eines  von  der  k.  k.  österreichischen  und 
königlich  rumänischen  Regierung  ernannt  wird.  Vou  den  übrigen  Mit- 
gliedern müssen  wenigstens  4  in  Wien  ihren  ordentlichen  Wohnsitz 
haben;  2  Mitglieder  können  in  England,  3  in  Rumänien  domiciliren. 

Das  Recht  der  rumänischen  Regierung  zur  Ernennung  eines  Verwaltungs- 
rathes ist  durch  das  Uebereinkommen,  betreffend  die  Uebernahme  der  rumänischen 
Linien  in  den  Betrieb  der  rumänischen  Regierung  erloschen.   Vgl.  den  Anhang. 

§  34. 

Erneuerung  des  Verwaltungsrathes. 

Von  den  durch  die  Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern 
des  Verwaltungsrathes  treten  in  jedem  Jahre  3  Mitglieder  nach  einem 
durch  das  Los  festgesetzten  Turnus  aus. 

Jedes  austretende  Mitglied  kann  wieder  gewählt  werden. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  muss  Eigenthtimer 
von  50  Actien  sein,  welche  für  die  Dauer  seiner  Functionen  unver- 
äusserlich und  in  die  Gesellschaftscassa  mit  den  nichtfälligen  Coupons 
zu  hinterlegen  sind. 

§  35. 

Vollmachten  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  Geschäfte 
der  Gesellschaft  betraut. 
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Er  vertritt  die  Gesellschaft  als  Vorstand  im  Sinne  des  Handels- 
gesetzbuches und  insbesondere  auch  mit  allen  jenen  Befugnissen,  zu 
welchen  nach  dem  Gesetze  eine  besondere  Vollmacht  erforderlich  ist. 
Er  entscheidet  überhaupt  in  allen  Fragen,  welche  nicht  ausdrücklich 
der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Der  Verwaltungsrath  kann  unbeschadet  der  Bestimmungen  der 
Artikel  231  und  234  H.  G.  B.  durch  eine  Specialvollmacht  für  bestimmte 
Gegenstände  und  für  eine  bestimmte  Zeit  die  Ausübung  seiner  Befugnisse 
an  einzelne  Mitglieder  desselben  oder  an  Beamte  der  Gesellschaft 
übertragen. 

§  36. 
Comitee. 

Jene  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes,  welche  in  England 
ihren  Sitz  haben,  bilden  ein  Comite'  in  London  für  die  finanziellen 
Fragen,  mit  der  Ermächtigung,  einen  Secretär  zu  bestellen. 

Die  in  Galizien  wohnenden  Mitglieder  bilden  ein  Comite\  das  sich 
mit  der  localen  Ueberwachuug  des  Betriebes  auf  den  österreichischen 
Linien  zu  befassen  hat,  jedoch  Entscheidungen  nur  innerhalb  des  vom 
Verwaltungsrath e  festgesetzten  Reglements  treffen  kann. 

In  jenen  Fällen,  wo  dieses  CoHnte"  sich  mit  dem  Betriebsleiter 
nicht  verständigen  würde,  kann  dieser  letztere  in  der  Ausführung 
dringender  Massregeln  nicht  aufgehalten  werden;  derselbe  ist  jedoch 
verpflichtet,  hierüber  unverzüglich  dem  Verwaltungsrathe  detaillirten 
Bericht  zu  erstatten,  welcher  von  einem  Mitgliede  des  Comites  mitzu- 
fertigen  ist. 

Für  die  Verwaltung  der  rumänischen  Bahnlinien  wird  ein  eigenes 
Comite*  dirigeant  aus  der  Mitte  des  Verwaltungsrathes  bestellt    (§  46.) 

Vgl.  den  Anhang. 

§  37. 

Vertretung  der  Mitglieder. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  können  sich  in  ihrer  Ab- 
wesenheit durch  ein  anderes  Mitglied  vertreten  lassen,  oder  ihr  Votum 
schriftlich  abgeben;  in  Fällen  jedoch,  wo  es  sich  um  Fragen  handelt, 
welche  das  Comite\  dem  sie  angehören,  selbst  dem  Verwaltungsrathe 
vorschlägt,  können  die  Mitglieder  nur  persönlich  stimmen. 

§  38. 

Firmazeichnung. 

Zur  Firmazeichnuns  ist  die  Unterschrift  zweier  in  Oesterreich 
domicilirenden  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  oder  eines  dieser  Mit- 
glieder und  einer  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmten  Person, 
deren  Bestellung  im  Handelsregister  protokollirt  wird,  erforderlich, 
welche  Unterschriften  der  Gesellschaftsfirma  beigefügt  werden. 
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Die  Urkunden  in  Betreff  der  Umschreibung  von  der  Gesellschaft 
gehörigen  Renten  und  Werth  papieren,  die  Urkunden  über  Erwerb, 
Verkauf  oder  Tausch  unbeweglichen  Eigenthums  der  Gesellschaft, 
wwie  alle  sonstigen  die  Gesellschaft  bindenden  Acte  müssen,  um  für 
die  Gesellschaft  rechtsverbindlich  zu  sein,  die  Firmazeichnung  ent- 
halten. 

§  39. 

Austritt  und  Ergänzung  des  Verwaltungsrathes. 

Ein  in  Oesterreich  domicilirendes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes, 
welches  durch  sechs  Monate  von  den  Sitzungen  des  Ver waltun gsrathes, 
oder  ein  Mitglied  eines  Comite>s,  welches  durch  drei  Monate  von  den 
Sitzungen  des  Comites,  dem  es  angehört,  abwesend  ißt,  ohne  dass  seine 
Abwesenheit  vom  Verwaltungsrathe  als  gerechtfertigt  erkannt  wird; 
jedes  Mitglied,  welches  in  Concurs  verfallen  ist,  oder  seine  Zahlungen 
eingestellt  hat,  ohne  seine  Gläubiger  vollkommeu  befriedigt  zu  haben; 
jedes  Mitglied,  welches  wegen  eines  Verbrechens  oder  eines  Vergehens 
aus  Gewinnsucht  rechtskräftig  verurtheilt  worden  ist:  wird  als  aus  dem 
Verwaltungsrathe  ausgetreten  betrachtet.  In  einem  solchen  Falle,  sowie 
wenn  eine  Stelle  durch  freiwilligen  Austritt  oder  durch  Ableben  im 
Verwaltungsrathe  erledigt  wird,  kann  der  Verwaltungsrath  zur  Wieder- 
besetzung seiner  Stelle  unter  den  Bedingungen  des  §  34  schreiten  und 
die  Protokollirung  der  Firmazeichnung  beim  Handelsgerichte  veran- 
lassen. 

Die  t-o  gewählten  Mitglieder  haben  gleiche  Rechte  mit  den 
übrigen,  ihre  Wahl  ist  jedoch  der  nächsten  ordentlichen  Generalver- 
sammlung zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  Functionsdauer  jedes  derart  gewählten  neuen  Mitgliedes 
bleibt  auf  die  Zeit  der  Functionsdauer  seines  Vorgängers  beschränkt. 

§  40. 

Präsidium  und  Executi vcomite. 

Der  Verwaltungsrath  ernennt  unmittelbar  nach  der  ordentlichen 
Generalversammlung  jedes  Jahr  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten  und 
einen  Vicepräsidenten,  sowie  ein  aus  drei  Mitgliedern  bestehendes 
Executivcomite\  Der  Wirkungskreis  dieses  Executivcomites,  sowie  die 
Vertretung  der  Mitglieder  desselben  in  Verhinderungsfällen  durch  Ersatz- 
männer wird  durch  ein  besonderes  vom  Verwaltungsrathe  zu  erlassendes 
Reglement  bestimmt. 

Sowohl  der  Präsident  und  der  Vicepräsident,  wie  auch  die  Mit- 
glieder des  Executivcomites  sind  nach  Ablauf  ihrer  Functionsdauer 
wieder  wählbar. 
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§  41. 

Vertretung  des  Präsidenten. 

Im  Falle  der  Abwesenheit  des  Präsidenten  führt  der  Vicepräsident 
den  Vorsitz  im  Verwaltungsrathe.  Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  des 
Präsidenten  und  des  Vicepräsidenten  betraut  der  Verwaltungsrath  eines 
seiner  Mitglieder  mit  dem  Vorsitze. 

§  42. 
Sitzungen. 

Der  Ver waltun gsrath  versammelt  sich  über  Einladung  des  Präsi- 
denten oder  Vicepräsidenten  oder  über  Beschluss  des  Executivcomit^s, 
so  oft  es  das  Interesse  der  Gesellschaft  erheischt,  jedenfalls  aber 
wenigstens  eitmal  im  Monate. 

Die  Mitglieder  der  Comites  versammeln  sich  nach  Erforderniss. 
Die  Sitzungspiotokolle  derselben  sind  dem  Verwaltungsrathe  vorzulegen 
und  unterliegen  seiner  Prüfung. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathe*  werden  durch  absolute 
Stimmenmehrheit  mit  Rücksicht  auf  die  gegenwärtigen  oder  vertretenen 
abwesenden  Mitglieder,  sowie  mit  Rücksicht  der  etwa  schriftlich  ab- 
gegebenen Voten  gefasst. 

Bei  Gleichheit  der  Stimmen  gibt  jeue  des  Vorsitzenden  den 
Ausschlag. 

Zur  Beschlussfähigkeit  der  Verwaltungsrathssitzungen  ist  die  An- 
wesenheit von  mindestens  fünf,  zur  Giltigkeit  eines  Beschlusses  die 
Zustimmung  von  drei  Mitgliedern  erforderlich. 

§  43.  . 
Einladung  und  Protokoll. 

Die  in  Oesterreich  domicilirenden  Mitglieder  des  Verwaltungsrathe» 
werden  für  alle  Sitzungen  mittelst  Einladungsschreiben  berufen,  in 
denen  womöglich  die  vorkommenden  Gegenstände  angedeutet  sind. 

Zu  Verwaltungssitzungen,  in  welchen  die  der  Generalversammlung 
vorzulegenden  Anträge  zur  Berathung  gelangen,  sind  sämmtliche  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrathes  einzuladen. 

Die  Sitzungsprotokolle  müssen  zu  ihrer  Giltigkeit  durch  den 
Vorsitzenden,  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  und  den  Schriftführer 
unterfertigt  werden,  und  wird  eine  Copie  derselben  dem  Görnitz  in 
London  und,  insoweit  dieselben  Angelegenheiten  der  rumänischen  Linien 
betreffen,  auch  dem  Comite*  dirigeant  eingesendet  werden. 

§  44. 
Entlohnung. 

Die  Entlohnung  des  Verwaltungsrathes  soll  10  Procent  (zehn  Pro- 
cent) von  den  das  garantirte  Reinerträgniss  für  alle  concessionirten  Linien 
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übersteigenden  und  der  Gesellschaft  zur  Verfügung  bleibenden  Mehr- 
einnahmen (§§  51,  52)  betragen. 

Die  jährliche  Vergütung  eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes 
mit  Ausschluss  der  Mitglieder  des  Comite"  dirigeant  für  die  rumänischen 
Linien,  deren  Bezüge  in  §  48  festgesetzt  sind,  soll  jedoch  niemals 
weniger  als  2500  fl.  für  einen  Verwaltungsrath,  3000  fl.  für  den  Vice- 
präsidenten  und  3500  fl.  für  den  Präsidenten  betragen. 

Der  Präsident  bezieht  überdies  zur  Bestreitung  der  Repräsentations- 
kosten ein  Jahrespauschale  von  2500  fl. 

Die  Mitglieder  des  Executivcomitäs  erhalten  ausserdem  eine  fixe 
jährliche  Entlohnung  von  je  1500  fl. 

Die  Anwesenheitsmarken  für  die  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes 
werden  mit  20  fl ,  jene  für  die  Sitzungen  der  Comite's  mit  10  fl. 
berechnet. 

§  45. 

Verantwortlichkeit. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind  für  ihre  in  dieser  Eigen- 
schaft vorgenommenen  Handlungen  nach  Massgabe  des  Gesetzes  ver- 
antwortlich. 

C. 

Comite  dirigeant  für  die  rumänischen  Linien. 

Das  Comite  dirigeant  ist  infolere  der  Uebernahme  der  rumänischen  Linien 
in  den  Betrieb  der  rumänischen  Regierung  aufgelöst  worden.  Vgl.  den  Anhang. 

§  46. 
Vollmachten. 

Das  Comite  dirigeant,  welches  die  nöthigen  Vollmachten  zur 
besonderen  Verwaltung  der  rumänischen  Linien  der  Gesellschaft  in 
seiner  Hand  vereinigt,  ist  eine  Delegation  des  Verwaltungsrathes.  welche 
die  Gesellschaft  bezüglich  der  in  Rumänien  gelegenen  Bahnlinien  im 
Lande  und  gegenüber  der  Regierung  vertritt. 

Das  Comite"  dirigeant  leitet  die  Verwaltung  der  rumänischen  Linien 
unter  Oberaufsicht  des  Verwaltungsrathes  von  welchem  es  seine  Instruc- 
tion erhält. 

§  47. 
Organisation. 

Das  Comite"  dirigeant  besteht  aus  wenigstens  drei  und  höchstens 
fünf  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes,  von  denen  mindestens  drei  in 
Rumänien  wohnen  müssen.  Die  beiden  anderen  Mitglieder  werden  vom 
Verwaltungsrathe  jährlich  nach  der  ordentlichen  Generalversammlung 
aus  seiner  Mitte  gewählt. 
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Das  Comite"  dirigeant  bestellt  aus  seiner  Mitte  jährlich  nach  der 
ordentlichen  Generalversammlung  der  Actionäre  einen  Präsidenten  und 
einen  Vicepräsidenten  and  bestimmt  seine  eigene  Geschäftsordnung. 

§  48. 
Entlohnung. 

Die  Entlohnung  der  Mitglieder  des  Comitä  dirigeant  wird  wie 
folgt  festgesetzt:  Für  den  Präsidenten  und  Vicepräsidenten  ein  Jahres- 
bezug von  je  12.000  Francs,  fttr  ein  Mitglied  des  Comites  je  10.000 
Francs. 

Die  Anwesenheitsmarken  für  die  Sitzungen  des  Comics  werden  mit 
25  Francs  berechnet. 

IV.  Abschnitt 

Rechnungslegung,  Reinerträgniss,  Reservefond,  Amortisation. 

§  49. 

Intercalarzinsen. 

Die  durch  die  Einzahlungen  einfliessenden  Gelder  dienen  ausser 
ihrer  Verwendung  für  den  Bau,  die  Betriebseinrichtung,  Administrations- 
und anderen  Auslagen  auch  zur  Deckung  der  Interessen  während  des 
Baues,  welche  nach  Massgabe  der  geleisteten  Einzahlungen  stets  in 
halbjährig  verfallenden  Raten  gezahlt  werden. 

§  50. 

Betriebsrechnungen  und  Jahresbilanz. 

Die  Betriebsrechnungen  werden  für  die  österreichischeu  und 
rumänischen  Linien  getrennt  geführt  und  am  31.  December  jedes  Jahres 
abgeschlossen.  Dieselben  sind  nebst  der  gesellschaftlichen  Jahresbilanz 
der  Prüfung  und  Genehmigung  der  Generalversammlung  vorzulegen, 
nachdem  sie  zuvor  von  dem  Revisionsausschuese  geprüft  und  als  richtig 
anerkannt  wurden.  (§  19.) 

§  61. 
Rein  erträgniss. 

Das  Einkommen  der  Gesellschaft  wird  gebildet: 

a)  Aus  dem  Erträgnisse  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien,  wie  sich 
solches  aus  den  Betriebsrechnungen  ergiebt; 

b)  aus  den  eventuell  von  Seiten   der  Staatsverwaltungen  auf  Grund 
der  Reinertragsgarantie  zu  leistenden  Zuschüssen; 

cj    aus   den    Erträgnissen    der   anderweitigen    Unternehmungen  der 
Gesellschaft  und  allfälligen  sonstigen  Einkünften. 
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Vod  diesem  Einkommen  sind  vor  Allem  die  Zinsen  und  die  Tilgunge- 
quote für  die  ausgegebenen  Prioritätsobligationen,  sowie  die  Verzinsung 
für  allfällige  schwebende  Schulden,  ferner  die  Verluste  und  Abschrei- 
bungen und  alle  nicht  in  die  Betriebsrechnung  gehörigen  sonstigem 
Auslagen  der  Gesellschaft  in  Abzug  zu  bringen. 

Der  hienach  verbleibende  Betrag  bildet  das  Reinerträgniss  der 
Gesellschaft,  welches  zur  Vertheilung  als  Dividende  und  zur  Tilgung 
des  Actiencapitales  dient,  soferne  dasselbe  nicht  zur  concessionsmässigen 
Rückzahlung  der  etwa  für  die  eine  oder  andere  Srecke  von  dem 
betreffenden  Staate  aus  Anlass  der  übernommenen  Ertragsgarantie 
geleisteten  Zuschüsse,  oder  zur  Abtragung  anderweitiger  concessions- 
mässiger  Verpflichtungen  an  die  betreffende  Staatsverwaltung  (§  52), 
oder  endlich  zur  Dotirung  des  Reservefondes  verwendet  werden  muss. 

Ueber  die  Verwendung  dieses  Reinerträgnisses  zur  Einlösung  der 
am  1.  Mai  und  1.  November  eines  jeden  Jahres  fälligen  Actiencoupons 
entscheidet  die  Generalversammlung. 

§  52. 

Concessionsmässige  Verpflichtungen. 

Uebersteigt  da6  Reinerträgniss  der  österreichischen  Linien  die  von 
der  k.  k.  Regierung  garantirte  Jahressumme,  so  ist  dieser  Ueberschuss 
zur  Rückzahlung  der  geleisteten  Vorschüsse  sammt  Zinsen  bis  zur  gänz- 
lichen Tilgung  derselben  nach  den  diesfälligen  Bestimmungen  der  Con- 
cessionsurkunden  an  die  k.  k.  Staatsverwaltung  abzuführen. 

Nach  gänzlicher  Rückzahlung  der  Garantieschuld  an  die  k.  k.  Staats- 
verwaltung werden  von  dem  Ueberschusse  4  Percent  in  den  Reservefond 
für  die  österreichischen  Linien  (§  53)  hinterlegt. 

Uebersteigt  das  jährliche  Reinerträgniss  der  rumänischen  Linien 
die  von  der  königl.  rumänischen  Regierung  gewährleistete  Summe,  so  ist  der 
Ueberschuss  in  erster  Linie  und  vor  allem  Anderen  zur  Rückzahlung 
der  Vorschüsse  zu  verwenden,  welche  die  Regierung  aus  dem  Titel  der 
Ergänzung  der  garantirten  Interessen  geleistet  hat. 

Sobald  der  Staatsverwaltung  die  erwähnten  Vorschüsse  rückersetzt 
sind,  ist  der  sich  ergebende  Ueberschuss  zwischen  der  königlich  rumäni- 
schen Regierung  und  der  Gesellschaft  nach  dem  Verhältnisse  von  Einem 
Sechstel  für  die  Regierung  und  von  fünf  Sechstel  für  die  Gesellschaft  zu 
theilen. 

Vgl.  den  Anbang. 

Zur  Dotirung  des  Reservefondes  für  die  rumänischen  Linien  (§  53) 
werden  von  dem  für  die  Gesellschaft  verbleibenden  Betrage  4  Percent 
entnommen. 

§  53. 

Höhe  des  Reservefondes. 

Sobald  der  so  gebildete  Reservefond  die  Summe  von  zwei  Mil- 
lionen Gulden  für  die   österreichischen  Linien  und   von  einer  Million 
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Gulden  für  die  rumänischen  Linien  erreicht  haben  wird,  kann  mit  der 
Hinterlegung  der  4  Percent  (§  52)  innegehalten  werden;  dieselbe  wird 
aber  sogleich  wieder  aufgenommen,  wenn  der  Reservefond  unter  diesen 
Betrag  herabsinkt. 

§  54. 
Tilgung. 

Die  Amortisation  des  Gesellschaftscapitales  (§  4),  sowie  der  von 
der  Gesellschaft  emittirten  Prioritätsobligationen  (§  5)  hat  innerhalb  der 
Dauer  der  Gesellschaft  (§  3)  zu  erfolgen,  zu  welchem  Ende  jährlich 
eine  bestimmte  Summe  und  die  Interessen  des  getilgten  Capitales  ver- 
wendet werden. 

Der  Tilgungsplan  wird  der  k.  k.  Regierung  zur  Genehmigung  vor- 
gelegt, doch  steht  es  der  Gesellschaft  frei,  auch  einen  grösseren  als  den 
im  Tilgungsplan  enthaltenen  Betrag  jährlich  zu  amortisiren. 

g  55. 

Verlosung  und  Publication. 

Zum  Behufe  der  Tilgung  der  Actien  und  Obligationen  findet  jedes 
Jahr  eine  Verlosung  statt  und  wird  der  Zeitpunkt  der  Ziehung,  sowie 
die  dabei  zu  beobachtenden  Formalitäten  durch  den  Verwaltungsrath 
bestimmt  werden. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Obligationen  und  Actien  werden  dem 
§11  gemäss  kundgemacht  werden. 

§  56. 
Genussscheine. 

Die  Eigentümer  der  verlosten  Actien  erhalten  ausser  dem  Nominal- 
capital  in  Silber  einen  Genussschein  auf  Ueberbringer,  welcher  mit 
Ausnahme  von  5  Percent  Interessen  für  das  rückgezahlte  Actiencapital 
dem  Besitzer  die  gleichen  Rechte  wie  dem  Besitzer  von  nichtgetilgten 
Actien  sichert. 

§  57. 

Zinsen-  und  Dividendenzahlung. 

Die  Zahlung  der  Interessen  und  Dividenden,  die  Einlösung  der 
zu  tilgenden  Actien  und  Obligationen  und  die  Ausfolgung  der  Genuss- 
scheine geschieht  bei  denjenigen  Caasen,  welche  vom  Verwaltungsrathe 
hiezu  bestimmt  werden. 

§  58. 

Verjährung  der  Coupons  und  des  Capitales. 

Interessen  der    Obligationen,   sowie  Dividenden  der  Actien  und 
Genussscheine,   welche   im  Verlaufe  von  drei  Jahren,  das  Capital  für 
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die  verlosten  Obligationen  und  Actien,  welches  im  Verlaufe  von  dreissig 
Jahren  nicht  behoben  wurde,  verfallen  ebenso  wie  die  Genussscheine, 
welche  innerhalb  dieser  Zeit  nicht  bezogen  wurden,  zu  Gunsten  der 
Gesellschaft. 

V.  Abschnitt. 

Streitigkeiten. 

§  59- 

Alle  Streitigkeiten  Über  Anwendung  und  Auslegung  der  gegen- 
wärtigen Statuten  und  der  daraus  entspringenden  Verpflichtungen  für 
die  Actienbesitzer  sollen  durch  das  Handelsgericht  in  Wien  entschieden 
werden. 

Die  Gesellschaft  ist  vollkommen  frei  und  unabhängig  in  ihren 
Entscheidungen,  in  ihren  Gebarungen  und  in  der  speciellen  Führung 
ihrer  Geschäfte  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Berechtigungen,  welche  durch 
das  Gesetz,  die  Concessionsurkunden  und  die  gegenwärtigen  Statuten 
festgestellt  sind. 

VI.  Abschnitt. 

Staatsaufsicht. 

§  60. 

Die  Gesellschaft  unterliegt  der  Staatsaufsicht  des  k.  k.  öster- 
reichischen Regierung  nach  Massgabe  der  bestehenden  Gesetze,  sowie 
der  Ueberwachung  durch  die  k.  k.  österreichische  und  die  königlich 
rumänische  Regierung  bezüglich  der  in  den  betreffenden  Ländern 
gelegenen  Bahnstrecken  auf  Grund  der  in  den  Concessionsurkunden  ent- 
haltenen Bestimmungen. 

Vorstehende  Statuten  wurden  mit  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  des  Iunern 
vom  30.  August  1885,  Z.  13752,  genehmigt. 


Anhang, 

Rumänische  Linien  der  Lemberg-Czernowitz- Jassy  Eisen- 
balmgesellschaft. 

Die  Linie  Suczawa-Roman  mit  Abzweigungen  nach  Jassy  und 
Botoschani  wurde  auf  Grund  der  von  der  fürstlich  rumänischen 
Regierung  ertheilten  Concession  vom  21.  September/3.  October  1868*) 
von  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-  Jassy  Eisenbahngesellschaft 
erbaut,   und  eröffnet  in  den  Strecken:   Suczawa  (Itzkany)- Roman  am 

*)  Siehe  Eisenbahngesetzsammlung  II,  2,  Seite  852. 
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15.  December  1869,  Paskany- Jassy  am  1.  Juni  1870  and  Verestie- 
Botoschani  am  1.  November  1870. 

Nachdem  auf  Grund  des  Decretes  vom  7.  October  1888  die 
Sequestration  dieser  Linien  durch  die  königl.  rumänische  Regierung 
mit  30.  October  1888  verhängt  worden  war,  wurde  durch  das  nach- 
stehende Uebereinkommen  der  Betrieb  derselben  auf  die  restliche  Con- 
cessionsdauer  definitiv  von  der  rumänischen  Regierung  übernommen. 

Uebereinkommen 

Uber  die  Regelung  des  Betriebes  der  rumänischen  Linien  der  Lemberg- 
Czernowitz- Jassy  Eisenbahngesellschaft  durch  die  rumänische  Regierung. 

Genehmigt  durch  das  Gesetz  vom  20.  Februar  1880,  kundgemacht  im  „Mooitorul 
Oficial"  vom  25.  Februar/9.  Märe  1889,  Nr.  260. 

Nachdem  die  konigl.  rumänische  Regierung  und  die  Lemberg- 
Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellschaft  von  dem  Wunsche  geleitet  sind, 
in  definitiver  Weise  die  gegenseitigen,  aus  der  mit  Decret  vom  7.  October 
1888  verhängten  Sequestration  der  rumänischen  Linien  hervorgegangenen 
Beziehungen  im  gemeinsamen  Einverständnisse  zu  regeln: 

So  ist  zwischen  den  Gefertigten:  A.  Marghiloman,  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  Rumäniens,  einerseits  und  den  Herren  Dr.  Eugen 
Weissei,  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  der  k.  k.  priv.  Lemberg- Czer- 
nowitz-Jassy Eisenbahngesellschaft,  und  Anton  P.  Kühnelt,  k.  k. 
Regierungsrath,  Generalsecretär  dieser  Gesellschaft,  als  Bevollmächtigten 
in  Gemässheit  des  angeschlossenen  Beschlusses  der  Generalversammlung 
dieser  Gesellschaft  vom  14.  November  1888  und  der  Vollmacht  der 
Gesellschaft  vom  5.  Jänner  1889  andererseits,  folgendes  Uebereinkommen 
zu  Stande  gekommen: 

1.  Mit  dem  heutigen  Tage  wird  der  Sequester  aufgehoben  und 
die  rumänische  Regierung  nimmt  bis  zum  Ablauf  der  Concession,  d.  i. 
bis  zum  1.  November  1961  den  Betrieb  der  rumänischen  Linien  der 
Gesellschaft,  d.  i.  der  Linien  Suczawa- Kornau  mit  den  Abzweigungen 
nach  Jassy  und  Botoschani  auf  ihre  Gefahr  auf  sich. 

Die  rumänische  Regierung  wird  den  Betrieb  und  die  Verwaltung 
für  ihre  Rechnung,  nach  ibrem  Gutdünken  und  ohne  irgend  welche 
Einmischung  oder  Conti ole  seitens  der  Gesellschaft  führen,  aber  auch 
ohne  dass  diese  irgend  eine  Last  der  Erhaltung  auf  eich  nimmt. 

Demgemäss  hat  einerseits  die  rumänische  Regierung  das  Recht, 
die  Verwaltung  und  Buchführung  dieser  Linien  mit  derjenigen  der 
Linien  des  Staates,  wie  und  wann  sie  es  für  zweckmässig  finden  wird, 
zu  vereinigen;  andererseits  erlischt  für  dieselbe  das  Recht,  Special- 
delegirte   oder   ein   Mitglied    in    den   Verwaltungsrath    zu  ernennen. 

Ebenso  hört  für  die  Gesellschaft  die  Verpflichtung  auf,  im  Lande 
ein  specielles  Organ  gemäss  Artikel  15  der  Concession  zu  haben. 
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2.  Die  königl.  rumänische  Regierung  wird  entsprechend  der  Con- 
cession  für  die  ganze  Dauer  derselben  oder  bis  zum  Rückkauf  der 
Gesellschaft  in  Bukarest  zu  Händen  ihres  Bevollmächtigten  die  garan- 
tierte Jahressumme  von  3,865.173  Francs  86  Centimes  Gold  ohne  irgend 
welchen  Steuer-  oder  sonstigen  Abzug  in  zwei  halbjährigen  Raten  am 
1.  13.  April  und  1./13.  October  eines  jeden  Jahres  ausbezahlen. 

Dagegen  verpflichtet  sich  die  Gesellschaft,   der  rumänischen  Re 
gierung  die  jedes  Jahr  gezogenen  Titres  der  Gesellschaft  durch  Ueber- 
sendung  einer  legalisirten  Copie  des  Ziehungsprotokolles,  welche  die 
Nummern  der  gezogenen  Titres  enthält,  nachzuweisen. 

3.  Die  Gesellschaft  verzichtet  auf  die  ihr  eventuell  nach  Artikel  17 
der  Concession  zukommenden  fünf  Sechstel  von  dem  Ueberscbusse  über 
das  garantirte  Reinerträgniss. 

4 .  Die  Stellung  des  Personales,  welches  sich, auf  den  rumänischen 
Linien  der  Gesellschaft  befindet,  die  in  den  Betrieb  der  rumänischen 
Regierung  übergegangen  sind,  wird  durch  Anhang  A  dieser  Convention, 
die  Theilung  des  Pensionsfondes  durch  Anhang  B  geregelt. 

5.  Die  Wohngebäude  in  Paskani.  welche  der  Gesellschaft  eigen- 
tümlich gehören,  übergehen  in  das  Eigenthum  der  rumänischen  Re- 
gierung, welche  sich  verpflichtet,  der  Gesellschaft  deren  Buchwerth 
im  Betrage  von  130.000  Francs  binnen  drei  Monaten  zu  bezahlen. 

6.  Die  Materialvorrätbe,  welche  nach  gegenseitiger  Aufnahme  am 
18  /30.  October  1888  vorgefunden  wurden,  werden,  soferne  die  rumäni- 
eche  Regierung  dieselben  wird  behalten  wollen,  der  Gesellschaft  von 
der  Regierung  nach  ihrem  Werthe  bezahlt. 

Diejenigen  Materialien   aber,    welche   die  rumänische  Regierung 
nicht  wird  übernehmen  wollen,  werden  der  Gesellschaft  in  der  Grenz 
Station  Itzkany  frei  von  jeder  Zollgebühr  zur  Verfugung  gestellt. 

Der  Preis  für  das  von  der  königl.  rumänischen  Regierung  behaltene 
Material  wird  im  Ganzen  sowohl  nach  dem  Schema,  als  nach  dem 
Buchwerthe  festgestellt  und  die  königl.  Regierung  wird  unter  diesen 
beiden  Bewerthungen  die  Wahl  haben. 

Sowohl  die  Bezahlung  der  von  der  königl.  rumänischen  Regierung 
übernommenen  Materialien,  als  auch  die  Rückstellung  des  der  Gesell 
schait  zur  Verfügung  gestellten  Materiales  wird  binnen  sechs  Monaten 
von  heute  ab  erfolgen. 

7.  Die  Geldoperationen  werden  mit  30.  October  1888  n.  St., 
12  Uhr  Mittags,  liquidirt;  demgemäss  werden  alle  von  der  rumänischen 
Regierung  nach  diesem  Tage  für  die  Gesellschaft  aus  Verpflichtungen 
derselben  vor  diesem  Tage  gemachten  Zahlungen,  sowie  alle  Eingänge 
nach  diesem  Tage,  welche  aus  Operationen  der  Gesellschaft  vor  diesem 
Tage  herstammen,  im  Contocorrentwege  gegenseitig  abgerechnet. 

Die  Regelung  dieses  Contocorrent  und  alle  daraus,  sowohl  für 
den  einen  als  für  den  anderen  Theil  sich  ergebenden  Zahlungen  sind 
von  heute  an  binnen  sechs  Monaten  vorzunehmen. 
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8.  Die  am  30.  October  1888  n.  St.,  12  Uhr  Mittaga,  in  den 
Cassen  der  Gesellschaft  vorgefundenen  Barbestände  und  Werthpapiere, 
und  zwar:  11.230  72  Francs  Gold,  175.91 144  Neulei  Silber,  2.902  78 
Hark  Gold,  2.839*22  Gulden  Papier,  welche  entsprechend  den 
Scontrirungsoperaten  übernommen  wurden,  sind  in  dieser  Abrechnung  ins 
Guthaben  der  Gesellschaft  einzustellen.  Die  Begleichung  derselben 
durch  den  oberwähnten  Contocorrent  wird  in  dem  Termine  uad  unter 
den  Bedingungen  des  vorhergehenden  Artikels  erfolgen. 

9.  Die  königl.  rumänische  Regierung  haftet  den  Eigentümern 
für  die  nach  den  aufgenommenen  Scontrirungsprotokollen  in  den  Cassen 
vorgefundenen,  fremden  Parteien  gehörenden  Gelder  und  Werthpapiere. 

10.  Die  Bestimmungen  der  Eisenbahnconvention  vom  10. /22.  Fe- 
bruar 1873  und  des  Schlussprotokolles  vom  14./26.  Februar  1881 
bezüglich  des  Anschlusses  der  Linien  in  Suczawa  (ItzkaDy)  werden  durch 
dieses  Uebereinkommen  nicht  berührt. 

1 1.  Durch  den  Uebergang  des  Betriebes  auf  die  rumänische  Re- 
gierung tritt  diese  in  die  Rechte  und  Verpflichtungen  der  seitens  der 
Gesellschaft  abgeschlossenen  Lieferungsverträge,  welche  in  der  Beilage  C 
angeführt  erscheinen. 

Ebenso  tritt  die  rumänischo  Regierung  in  die  ausschliesslich  aus 
Anlass  der  Betriebsführung  der  oben  angeführten  Linien  schwebenden 
oder  entstehenden  Processe. 

12.  Die  Gesellschaft  oder  deren  Vertreter  haben  das  Recht,  wann 
immer  die  Nothwendigkeit  eintreten  wird,  in  die  Acten,  Documente  und 
Bücher,  insoferne  sich  dieselben  auf  die  Zeit  vor  dem  30.  October  1888 
n.  St.  beziehen,  Einsicht  zu  nehmen,  und  wird  kein  Anstand  erhoben 
werden,  falls  es  erforderlich  sein  sollte,  einen  Originalact  zu  ent- 
nehmen. 

Die  Acten  des  gewesenen  Comite^  dirigeant,  insoferne  sich  die- 
selben nicht  auf  den  Betrieb  der  rumänischen  Linien  beziehen,  werden 
aufgeschieden  und  der  Gesellschaft  rückerstattet. 

13.  Behufs  endgiltiger  Regelung  der  finanziellen  Beziehungen 
zwischen  der  königl.  rumänischen  Regierung  und  der  Gesellschaft  wird 
der  Betrag  von  490.378*62  Francs  in  Gold,  wodurch  die  Betriebs- 
rechnungen der  Jahre  1880  bis  inclusive  1887  beglichen  werden,  der 
Gesellschaft  binnen  sechs  Wochen  bezahlt. 

14.  Die  königl.  rumänische  Regierung  wird  binnen  drei  Monaten 
nach  Vorlage  den  Rechnungeabschluss,  welchen  die  Gesellschaft  über 
die  Gestion  für  die  Zeit  vom  1.  Jänner  bis  30.  October  1888  n.  St. 
aufstellen  wird,  erledigen,  zu  welchem  Zwecke  die  Generaldirection 
der  rumänischen  Eisenbahnen  ohne  Verzug  die  nothwendigen  Abrech- 
uuDgsacten  der  Gesellschaft  in  Bukarest  zur  Verfügung  stellen  wird. 

Wenn  beide  Theile  über  den  Saldo  einig  geworden  sein  werden, 
wird  derselbe  in  eben  diesem  Zeiträume  von  sechs  Wochen  bezahlt 
werden. 

Di«  BechUtikandeo  d«r  »iterr.  Eiienbfthn«n  II.  14 
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15.  Die  königl.  rumänische  Regierung  wird  der  Gesellschaft  binnen 
sechs  Wochen  die  den  verschiedenen  Behörden  des  Staates  creditirten 
Trausportgebühren  bezahlen,  welche  in  die  Einnahmen  der  Gesellschaft 
eingestellt  wurden,  und  welche  sich  für  die  Zeit  vom  1.  April  1886  bis 
zum  31.  März  1888  n.  St.  auf  225.419  Lei  belaufen. 

Die  Generaldirection  der  rumänischen  Eisenbahnen  übernimmt  die 
EincassiruDg  der  weiteren  bis  30.  October  1888  n.  St.  aushaftendeu 
Beträge  sowohl  beim  Kriegsministerium,  als  bei  den  übrigen  Behörden 
des  Landes  und  stellt  die  so  eincassirten  Beträge  in  das  Credit  der  Gesell- 
schaft im  Contocorrent. 

Die  gänzliche  Ausgleichung  dieser  Abrechnungen  für  creditirte 
Transporte  wird  durch  den  Betriebsrechnungsabscblues  für  die  Zeit  .vom 
1.  Jänner  1888  bis  30.  October  1888  n.  St.  erfolgen. 

16.  Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  ändert  nichts  an  dem  der 
königl.  rumänischen  Regierung  durch  die  Concession  eingeräumten 
Rechte,  die  rumänischen  Linien  der  Gesellschaft  zurückzukaufen. 

17.  Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  erlangt  seine  Giltigkeit 
erst  nach  dessen  Genehmigung  durch  den  Ministerrath  und  nach  dessen 
Sanction  durch  königl.  Decret. 

Bukarest,  den  10./22.  Jänner  1889. 

A.  Marghiloman  m.  p.  Eugen  Weissei  m.  p. 

Anton  P.  Kühnelt  ra.  p. 
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1.  Concessionsnrkunde  vom  2.  Jänner  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  30, 

zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotlreisenbahn  yon  Mährisch-Ostrau 

nach  Friedland. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiter  von 
Oesterreich;  apostolischer  König  von  Ungarn,  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Alois  Scholz,  Ignaz  Wondracek,  Anton  Honvery  und 
Maximilian  Steiner  die  Bitte  um  Ertheilung  der  CoDcession  zum  Baue 
und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Mährisch-Ostrau  nach 
Friedland  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  in  Erwägung  der  Gemein- 
nützigkeit des  Unternehmens  bewogen,  die  angesuchte  Concession  auf 
Grundlage  des  Eisenbabnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854 
und  unter  den  nachfolgenden  weiteren  Festsetzungen  zu  ertheilen. 

§  i. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Hecht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  an  die  Kaiser  Ferdinanda-Nordbahn  anschliessenden  Locomotiv- 
eisenbahn von  Mährisch-Ostrau  nach  Friedland. 

Der  Bau  dieser  Bahn  muss  binnen  Einem  Jahre,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet,  begonnen,  binnen  zwei  Jahren,  von  demselben  Zeit- 
punkte an  gerechnet,  vollendet  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen 
Verkehre  übergeben  werden. 

Die  Betriebseröffnung  fand  am  1.  Jänner  1871  statt. 

Der  Betrieb  der  Ostrau-Friedlander  Eisenbahn  wird  auf  Grund  des  Betriebs- 
vertrages vom  26.  Ootober  1870  seit  dem  Eröffnungstage  von  der  k.  k.  priv. 
Kä  ser  Ferdinands-Nordbahn  geführt. 

§  2. 

Die  Concessionswerber  haben  das  Hauptproject  sammt  den  Detail- 
plänen für  die  concessionirte  Bahn  dem  Handelsministerium  zur  Geneh- 
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migung  vorzulegen,  und  erst,  nachdem  diese  erfolgt  ist,  können  sie  den 
Bau  in  Angriff  nehmen,  und  müssen  denselben  genau  nach  diesen 
genehmigten  Plänen  und  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Vorschriften 
ausführen. 

Bei  der  Wahl  der  Linie  sowohl,  als  bei  der  Ausführung  des  Bahn 
körpers  und  der  für  den  Betrieb  erforderlichen  Hochbauten  ist  den  von 
dem  Handelsministerium  gestellten  Anforderungen  zu  entsprechen.  Sollten 
sich  bei  der  Bauausführung  Aenderungen  in  den  Projecten  oder  in  den 
Detailplänen  als  wünschen swerth  oder  als  noth wendig  darstellen,  so  ist 
hierzu  ebenfalls  die  Genehmigung  des  Handelsministeriums  einzuholen. 

Wir  gestatten,  das 3  die  Bahn  vorläufig  nur  mit  einem  ein- 
fachen Geleise  nebst  den  erforderlichen  Ausweichgeleisen  erbaut  werde. 

Den  Ausbau  für  das  zweite  Geleise  und  die  Anlsge  dieses  Geleises 
zu  fordern,  soll  die  Staatsverwaltung  erst  dann  berechtigt  sein,  wenn 
der  Rohertrag  per  österreichische  Meile  während  zwei  aufeinander 
folgenden  Jahren  jährlich  die  Summe  von  200.000  fl.  überschreitet. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung 
von  Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche  zu  be- 
stimmen. 

§  3. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  achtzig  Jahre,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet,  festgesetzt  uud  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  der  im  §  1  festgesetzte  Termin 
für  den  Beginn  oder  für  die  Vollendung  des  Baues  und  Eröffnung  des 
Betriebes  nicht  eingehalten  wird,  und  die  Terminsüberschreitung  nicht 
im  Sinne  des  §  11,  lit.  b,  des  Concessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

§  4. 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  BetriebseröfTnung  auf  der  ganzen  neu 
zu  erbauenden  Bahn  jederzeit  die  gegenwärtige  Concession  und  beziehungs- 
weise die  concessionirte  Bahn  einzulösen.  Zur  Bestimmung  des  Ein- 
lösungspreises werden  die  jährlichen  Reinerträgnisse  der  Unternehmung 
während  der,  der  wirklichen  Einlösung  vorausgegangenen  sieben  Jahie 
beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abge- 
schlagen, und  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jabre 
berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag  ist  dann  der  Gesellschaft  als  Jahres- 
rente in  halbjährigen  Raten  bis  zum  Ablaufe  der  festgesetzten  Con- 
cessionsdauer  zu  bezahlen.  Sollte  sich  der  ermittelte  Durchschnittsbetras: 
nicht  wenigstens  auf  5*2  Percent  des  auf  die  zu  erbauende  Bahn 
wirklich  verwendeten  und  gehörig  nachzuweisenden  Anlagecapitales 
beziffern,  so  wird  dieser  Minimalbetrag  als  Jahresrente  festgesetzt. 
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Unter  Anlagecapital  Bind  zu  verstehen:  sowohl  die  Kosten  des 
Baues  als  der  ersten  Betriebseinrichtung  (d.  i.  bis  zum  Ende  des  ersten 
Betriebsjabres  nach  eröffnetem  Betriebe  auf  der  ganzen  concessionirten 
Bahn),  ferner  die  bis  zum  Zeitpunkte  dieser  Betriebseröffnung  auflaufen- 
den 5percentigen  Zinsen  der  für  den  Bau  und  die  Betriebseinrichtung 
bestrittenen  Auslagen,  nach  Abschlag  der  allfälligen  Erträgnisse  einzelner 
Theile  der  Bahn,  falls  solche  in  Betrieb  gesetzt  werden  sollten,  bevor 
die  Eröffnung  der  ganzen  Bahn  stattfindet. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjabres  noch  weitere  neue 
Bauten  ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  diesfällige  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder 
zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt 
hat,  und  die  Küßten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Auslagen,  deren  Verwendung  nicht  für  Zwecke  der  Vorarbeiten 
oder  für  die  Bauausführung  und  Betriebseinrichtung  nachgewiesen  wird, 
sowie  auch  Verpflichtungen,  welche  aus  Anla^s  der  Abtretung  der  Con- 
cession  an  eine  Actiengeeellschaft  (§  14)  von  dieser  gegenüber  den 
Concessionären  etwa  eingegangen  werden  sollten,  sind  von  der  Ein- 
beziehung in  das  Anlagecapital  jedenfalls  ausgeschlossen. 

§  &• 

Beim  Erlöschen  der  Ooncession  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den 
Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grund 
und  Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Ober- 
baues der  Bahn  und  des  sämmtlichen  ZugehÖrs,  als:  Bahnhöfe,  Auf- 
und  Abladeplätze,  Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  An  kunftspl  ätzen, 
Wach-  und  Aufsichtshäuser,  sammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden 
Maschinen  und  an  allen  anderen  unbeweglichen  Sachen. 

Bewegliche  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen,  bewegliche  Maschinen, 
Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  oder  Materialien,  insoweit  sie  zur 
Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind,  haben 
von  der  Gesellschaft  an  den  Staat  bloss  um  den  übereingekommenen 
oder  auf  Verlangen  eines  Theiles  durch  Sachverständige  auf  gerichts- 
ordnungsmässige  Weise  zu  ermittelnden  Schätzungswerth  überzugehen. 
Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  mit  dem  Tage  dieser  Ein- 
lösung tritt  der  Staat  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der  ausge- 
mittelten  Rente  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  den 
Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  sammt  allen  dazu  gehörigen, 
früher  erwähnten,  sowohl  unbeweglichen  als  beweglichen  Sachen.  So- 
wohl beim  Erlöschen  der  Concession,  als  auch  bei  der  Einlösung  der 
Bahn  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  derjenigen  Baulich- 
keiten, Maschinen  oder  anderen  Geräthe,  zu  deren  Erbauung  oder  Er- 
werbung sie  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze 
ermächtigt  wurden,  dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 
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§  6- 

Wir  ertbeilen  der  Gesellschaft  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Bahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  dies- 
fälligen  gesetzlichen  Vorschriften. 

§  7. 

Die  Maximalhöhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden 
Begrenzungen  unterworfen: 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden 
die  Person: 

für  die    I    Classe  30  kr.  österr.  Währ. 

»     r»    II«         n   25     „        „  „ 

n     r»  r>   1^     „        tj  n 

Sollte  sich  das  Bedürfniss  noch  weitergehender  Ermässigungen  im 
Personen  verkehre  herausstellen,  und  sollten  die  Concessionäre  nicht  in 
der  Lage  sein,  entsprechende  Erleichterungen  für  Reisende  der 
III.  Classe  zu  gewähren,  so  sind  dieselben  gehalten,  Über  Aufforderung 
des  Handelsministeriums  eine  IV.  Classe  (Stehwagen)  mit  dem  Tarifsatze 
von  zehn  Kreuzer  per  Meile  einzuführen. 

Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindig- 
keit per  Zollcentner  und  Meile: 

Für  gewöhnliche  Frachtgüter  ohne  Unterschied  der  Classe:  drei 
Kreuzer. 

Für  sperrige  Güter  (bei  welchen  der  Kubikschuh  10  Zollpfunde 
nicht  erreicht):  fünf  Kreuzer. 

Rücksichtlich  der  Festsetzung  der  Nebengebtihren  und  der  Fracht- 
bestimmungen ist  sich  dermassen  zu  benehmen,  dasa  die  diesfälligen 
Preise  und  Bedingungen  auf  keinen  Fall  höher  und  lästiger  sein  dürfen^ 
als  auf  der  auscbl.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vor- 
stehend fixirten  Grenzen  steht  den  Concessionären  frei. 

Hiebei  darf  aber   eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 

Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  ge- 
wissen Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere 
Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung 
allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die  nämlichen  Be- 
dingungen eingehen,  zugestanden  werden.  Alle  Specialtarife  sind  der 
öffentlichen  Kundmachung  zu  unterziehen. 

Sollte  das  jährlich  beförderte  Frachtquantum  während  zwei  auf- 
einanderfolgender Jahre  5,000.000  Zollcentner  erreichen,  so  sind  die 
Concessionäre  verpflichtet,  den  Frachtsatz  für  Getreide,  Salz,  Brenn- 
und  Schnittholz,  Mineralkohle,  Coaks,  Erze,  Eisenflossen,  Kalk  und 
Bausteine  auf  21/.,  kr.  per  Centner  und  Meile  zu  ermässigen,  und 
räumen  dieselben  der  Staatsverwaltung  das  Recht  ein,  bei  einem  mehr 
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als  lOpercentigen  Reinertrfiguisse  eine  weitere  Reducirung  der  Tarife 
anzuordnen. 

§  8. 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahrpreise,  sowie  auch  die  Fracht- 
preise (letztere  nur  im  directen  ausländischen  Verkehre)  in  inländischer 
Silbermünze  bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit 
Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der 
Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführung  des  Tarife 8  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  über  Verlangen  der  Conceesionäie,  wie  auch  über 
Anordnung  der  Staatsverwaltung  nach  dem  Durchschnittscourse  des 
Silbers  im  letzt  abgewichenen  Monate  stattzufinden. 

§  »• 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theueiung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herab- 
zumindern. 

§  10. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates 
in  Folge  dieser  Concession  oder  aus  Geiällsrücksichten  die  Eisenbahn 
bentitzen  und  sich  mit  dem  Auftrage  ihrer  Behörde  ausweisen,  müssen 
sammt  ihrem  Gepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

§  n. 

Die  Militärtraneporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung  zwischen 
dem  Kriegsministerium  und  der  Direction  der  auschl.  priv.  Kaiser 
Ferdinands- Nordbahn  unter  dem  18.  Juni  1868  abgeschlossenen  Ueber- 
einkommen,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden  Bestandtheil 
der  Concessionsurkunde  zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen 
Eisenbahnen  für  die  Militärtransporte  günstigere  Bestimmungen  vereinbart 
würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte  Bahn  Geltung  erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sieb,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahlbetriebsmitteln  bei  Durch- 
führung grösserer  Militärtransporte  beizutreten. 
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§  12. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Post  und  die  Post- 
bediensteten nach  §  68  der  Eisenbahnbetriebsordnung  mit  den  von  ihr 
unterhaltenen  Zügen  unentgeltlich  zu  befördern,  und  die  nöthigen  Wagen 
oder  Wagenräume  unentgeltlich  beizustellen.  Nur  wenn  der  Postdienst 
mehr  als  einen  vierräderigen  Wagen  in  Anspruch  nehmen  sollte,  bat 
die  Gesellschaft  für  jeden  weiter  beizustellenden  vierräderigen  Wagen 
eine  Entschädigung  von  Achtzig  Kreuzer  per  Meile  zu  erhalten. 

Wenn  Postsendungen  ohne  Begleitung  von  Postbeamten  oder 
Dienern  zu  befördern  sind,  müssen  dieselben  ohne  besonderes  Entgelt 
von  den  Bahnbediensteten  auf  den  betreffenden  Stationen  übernommen 
und  beziehungsweise  übergeben  werden. 

Die  Postverwaltung  ist  berechtigt,  für  einen  von  jeder  Endstation 
täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstunde  und  dessen  (nach  Massgabe 
der  Gattung  des  Zuges  zulässige)  Fahrgeschwindigkeit  für  jede  Richtung 
zu  bestimmen. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Eisenbahndirection  und  ihren  untergeordneten 
Organen  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden,  dürfen  auf 
den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  Bedienstete  der  Bahnanstalt  be- 
fördert werden. 

§  13.. 

Die  Concessionäre  haben  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraphen- 
verwaltung die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn 
auf  ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu 
gestatten.  Die  Telegraphenverwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz 
der  Aufstellung  mit  den  Concessionären  zu  verständigen. 

Ferner  haben  die  Concessionäre  die  Ueberwachung  der  hergestellten 
Leitung  durch  ihr  Bahnpersonale  ohne  Entgelt  zu  übernehmen;  dagegen 
haben  die  Concessionäre  auch  das  Recht,  die  Drähte  für  den  Betriebs- 
telegraphen an  die  Pfähle  des  Staatstelegraphen  zu  befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  PrivatdepeBchen  nicht  eine  Ueberein- 
kunft  getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden 
Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem 
Einflüsse  und  der  Aufsicht  der  Staatsverwaltung. 

§  14. 

Den  Concessionären  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actien- 
gesellschaft  zu  bilden  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geld- 
mittel auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen auszugeben,  welche  auf  den  österreichischen  Börsen  ver- 
handelt und  notirt  werden  dürfen. 
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Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  aus- 
gegeben, so  mu88  der  Betrag  auch  in  Österreichischer  Währung  ersicht- 
lich gemacht  werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
voranzugehen. 

Die  zu  bildende  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbind- 
lichkeiten der  Conce6sionäre ;  die  Gesell  Schaftsstatuten  unterliegen  der 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

§  15. 

Beim  Baue  und  Betriebe  der  concessionirten  Bahn  ist  sich  genau 
nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  und  im  Uebrigen 
nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September  1854  und 
der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851,  sowie  nach 
den  allgemein  bestehenden  oder  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und 
Verordnungen  zu  benehmen. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sieb,  für  die  gesetzliche  Ueber- 
wachung  der  Bahnunternebmung  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  ver- 
bundene Geschäftflast  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staats- 
schatz zu  leisten,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  im  Verhältnisse 
der  nach  der  Meilenläoge  entfallenden  diesfälligen  Leistung  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen  festgestellt  werden  wird.  Desgleichen  sind 
die  Concessionäre  verpflichtet,  die  aus  Anlass  von  Aenderungen  im 
Verwaltungsorganismus  der  k.  und  k.  Behörden  in  Ungarn  oder  in 
anderen  Kronländern  disponibel  gewordenen  Staatsbeamten  —  insoferne 
sie  die  nöthige  Befähigung  besitzen  und  den  Erfordernissen  der  auf- 
zustellenden Dienstordnung  entsprechen  —  bei  Bewerbungen  um  eine 
Dienststelle  vorzugsweise  zu  berücksichtigen. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  warnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  driDgen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  streng  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
zweiten  Tage  des  Monates  Jänner,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  acht- 
hundert sechzig  und  neun,  Unserer  Reiche  im  Einundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p.        (L.  S.) 

TaafTe  m.  p.  Plener  m.  p.  Brestel  m.  p. 
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2.  Statuten 

der  Aktiengesellschaft  der  k.  k.  priv.  Ostrau-Friedlander  Eisenbahn. 

I.  Abschnitt. 

Gründang,  Zweck  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

§  >■ 

Auf  Grund  des  §  14  der  beigeschlossenen  allerhöchsten  Concessions- 
urkunde  vom  2.  Jänner  1869,  Beilage  I,  wird  von  den  Concessionann 
Alois  Scholz,  Ignaz  WondrÖeek,  Anton  Honv^ry  und  Maximilian  Steiner 
eine  Actiengesellscbaft  zur  Ausführung  der  in  der  allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde  bezeichneten  Unternehmung  unter  der  Firma:  K.  k. 
priv,  Ostrau-Friedlander  Eisenbahn  gegründet. 

§  2. 

Alle  in  der  vorerwähnten  CoDcessionsurkunde  begründeten  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  der  Concessionäre  werden  dieser  Actiengesell- 
scbaft tibertragen. 

Ihr  Zweck  ist  daher  der  Bau  und  Betrieb  einer  im  Anschlüsse 
an  die  k.  k.  priv.  Eaifer  Ferdinands- Nordbahn  von  M ährisch- Ostrau 
nach  Friedland  zu  führenden  Locomotiveisenbahn.  Sie  ist  aber  auch 
berechtigt,  unter  den  allgemeinen  gesetzlichen  Bedingungen  Eisen-  und 
Kohlenwerke,  deren  Besitz  dem  Gesellschaf tsuntern  eh  inen  förderlich 
sein  kann,  zu  erwerben  und  zu  betreiben. 

§  3* 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien  und  ist  berechtigt, 
Agentien  im  In-  und  Auslande  zu  bestellen. 

§  4- 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  durch  die  ämtliche 
Wiener  Zeitung. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  erscheint  als  constituirt,  wenn  387.000  fl.  österr. 
Währ.,  d.  i.  1935  Stück  Actien,  welche  die  erste  Emission  bilden,  voll 
eingezahlt  sind,  und  wenn  die  Eintragung  in  das  Handelsregister  erwirkt 
ist.  —  Sie  endet  mit  dem  Erlöschen  der  Concession,  löst  sich  jedoch 
schon  früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen  Bahnen  vom  Staate  eingelöst 
oder  von  der  Gesellschaft  veräussert  werden. 
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II.  Abschnitt. 

G  esellschaftlicher  Unternehmungsfond. 
(Anlagecapital.) 
§  6. 

Der  gesellschaftliche  Unternehmungsfond  ist  auf  2,899.900  fl. 
österr.  Währ,  festgesetzt  und  wird  zur  Hälfte  aus  dem  Actiencapitalc 
im  Betrage  von  1,450.000  fl.  österr.  Währ,  und  zur  anderen  Hälfte 
aus  den,  im  Betrage  von  1,449.900  fl.  österr.  Währ,  hinauszugebenden 
Prioritätsobligationen  bestehen. 

§  7. 

Die  Actien  und  Prioritätsobligationen  können  auf  allen  öster- 
reichischen Börsen  verhandelt  und  ämtlich  notirt  werden. 

§  8. 

Die  Actien  lauten  auf  200  fl.  österr.  Währ,  und  auf  Inhaber. 

Den  Zeitpunkt  und  die  Höhe  der  weiteren  Emissionen  des  Actien- 
capitales  bestimmt  der  Verwaltungsrath. 

Die  Prioritätsobligationen  lauten  auf  300  fl.  österr.  Währ,  in 
Silber  gleich  200  Thaler  Vereinsmtinze  und  sind  mit  5  Percent  in 
Silber  verzinslich. 

Die  Zinsen  der  Prioritätsobligationen  sind  tets  ohne  jeden  Abzug 
an  Einkommensteuer  u.  s.  w.  auszubezahlen. 

Auch  die  Prioritätsobligationen  können  auf  den  Inhaber  aus- 
gestellt werden. 

Der  Gesammtbetrag  der  ausgegebenen  Prioritätsobligationen  darf 
jenen  des  jeweilig  emittirten  und  eingezahlten  Actiencapitales  nie 
übersteigen. 

Die  Actien  und  Prioritätsobligalionen  werden  nach  den  beiliegenden 
Foimularien  (Beilage  II  und  III)  ausgefertigt. 

§  9- 

Die  Actien  der  weiteren  Emissionen  und  der  Prioritätsobligationen, 
welche  den  im  §  6  bezeichneten  Untern  eh  inungsfond  bilden,  werden 
entweder  voll  bar  eingezahlt,  odfr,  ic sofern  sie  an  die  Bauunter- 
nehmung an  Zahlungsstatt  für  die  Herstellung  und  Instruirung  der 
Bahn  euccessive  erfolgt  werden,  durch  den  Werth  der  vertragsmassig 
ausgeführten  Leistungen  bedeckt. 

Die  Bewerthung  dieser  Leistungen  geschieht  durch  die  Con- 
cessionäre,  respective  den  Verwaltungsrath  der  Gesellschaft,  und  unter- 
liegt der  nachträglichen  Genehmigung  der  Generalversammlung.  Die 
auf  die  Actien  eingezahlten  Beträge  werden  während  der  Bauzeit  mit 
6  Percent  verzinst. 
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§  10. 

Die  Actien  und  Prioritätsobligationen  sind  unthoilbar;  die  Gesell- 
schaft erkennt  sich  gegenüber  für  jede  Actie  und  jede  Prioritäts- 
obligation nur  Einen  Eigenthümer  an.  Mehrere  Theilhaber  einer  Actie 
oder  Prioritätsobligation  müssen  daher  ihre  gemeinsamen  Rechte  durch 
eine  Person  wahrnehmen  lassen. 

Die  Actien  oder  Prioritätsobligationen  können  gegen  Entrichtung 
der  von  der  Gesellschaft  bestimmten  Gebühren  bei  der  Gesellschafts- 
cassa  deponirt  und  dafür  auf  den  Namen  des  Erlegers  lautende  Erlag- 
scheine erhoben  werden. 

III.  Abschnitt. 

Verwaltungsrath. 
§  12. 

Die  Leitung  der  Gesellschaftsangelegenheiten  ist  einem  aus  min- 
destens sieben  und  höchstens  neun  Mitgliedern  (Verwaltungsrätben),  von 
denen  wenigstens  vier  in  Wien  ansässig  sein  müssen,  bestehenden  Ver- 
waltungsrathe  übertragen. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der  General- 
versammlung auf  vier  Jahre  gewählt. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist  oder  zu  ihr  in  Vertragsverhält- 
nissen steht,  wer  in  Concurs  verfallen  ist  oder  sich  dem  Vergleichs- 
verfahren unterworfen,  oder  seine  Zahlungen  eingestellt  hat,  ohne  seine 
Gläubiger  befriedigt  zu  haben;  wer  wegen  eines  Verbrechens  oder 
wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die  öffentliche 
Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens,  oder  einer  solchen  Uebertretung  in 
Untersuchung  steht,  oder  schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann  nicht 
Mitglied  des  Verwaltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Amtsdauer 
hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§  13. 

Ausnahmsweise  und  uubeschadet  der  Bestimmungen  des  Artikels  227 
des  Handelsgesetzes  wird  der  Verwaltungsrath  für  die  ersten  sechs 
Jahre  aus  den  im  §  1  genannten  Gründern  und  aus  den  von  diesen 
ernannten  Mitgliedern  gebildet. 

§  U. 

Nach  Ablauf  der  ersten  sechs  Geschäftsjahre  treten  jährlich  zwei 
Mitglieder  aus,  welche  in  den  drei,  rücksichtlich  vier  ersten  Austritts- 
fällen durch  das  Los,  sodann  durch  den  Ablauf  der  Functionsdauer 
bestimmt  werden.  Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 
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§  15. 

Tritt  ein  Mitglied  vor  Ablauf  seiner  Functionsdaner  aus,  so  kann 
der  Verwaltungsrath  dessen  Stelle  provisorisch  bis  zur  nächsten 
Generalversammlung  besetzen,  welche  die  definitive  Ersatzwahl  vor- 
nimmt. 

In  diesem  Falle  tritt  der  Gewählte  bezüglich  der  Functionsdaner 
an  die  Stelle  seines  Vorgängers. 

§  16. 

Jeder  Verwaltungsrath  muss  vor  dem  Antritt  seiner  Function 
einhundert  Actien  in  der  Gesellschaftscassa  deponiren,  welche  daselbst 
als  Caution  für  die  aus  seiner  Function  entspringenden  Verbindlich- 
keiten gegen  die  Gesellschaft  bis  zur  Erledigung  der  auf  6eine  Functions- 
periode  bezüglichen  Rechnungen  in  Verwahrung  bleiben. 

Von  Seite  der  Mitglieder  des  ersten  Verwaltungsrath  es  muss  die 
Deponirung  dieser  Actien  binnen  14  Tagen  nach  der  Emission  der 
Actien  erfolgen. 

§  17. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  des 
HandelsgeE  etzes. 

Er  vertritt  dieselbe  nach  Aussen  und  ist  mit  der  im  Handelsgesetze 
festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  allen  Verfügungen  in  Gesollschafts- 
angelegenheiten  berechtigt,  welche  nicht  der  Generalversammlung  vor- 
behalten sind. 

Dem  Verwaltungsrathe  ist  iosbefondere  die  Ernennung  der  Beamten 
der  Gesellschaft  und  die  Genehmigung  der  Dienstinstructionen  und 
Reglements  für  die  Führung  der  Geschäfte  vorbehalten. 

Er  i6t  hiebei  verpflichtet,  auf  die  Anstellung  ausgedienter,  sich 
um  eine  Dienstesstelle  bei  der  Gesellschaft  bewerbenden  und  dazu 
geeigneten  Unterofficiere  vorzugsweise  Bedacht  zu  nehmen. 

Die  Firma  wird  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  oder 
von  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  und  von  einem  vom  Ver- 
waltungsrathe zu  diesem  Behufe  mit  der  Procura  versehenen  Gesellschafts  - 
beamten,  und  zwar  von  Letzterem  mit  dem  Beisatze  per  procura, 
gezeichnet. 

§  18 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Vor- 
sitzenden und  dessen  Stellvertreter.  Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  dieser 
beiden  wird  der  Vorsitz  vom  Verwaltungsrath  einem  anderen  Mitgliede 
übertragen. 

§  10. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Wien  über  Einladung 
des  Vorsitzenden  oder  seines  Stellvertreters  oder  auf  Verlangen  von 
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drei  Mitgliedern,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern,  mindestens  aber 
einmal  im  Monate. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Einladungen  zu  erfolgen  haben, 
wird  vom  Verwaltungsrathe  festgesetzt. 

§  20. 

Zur  BeschluBsfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnungs« 
müssig  erfolgte  Einladung  aller  Mitglieder  und,  abgesehen  von  dem 
Vorsitzenden,  die  Anwesenheit  von  drei  Mitgliedern  erforderlich. 

§  IL 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst. 
Bei  gleichgetheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschluss  erhoben, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

§  22. 

Die  nicht  in  Wien  domicilirenden  Mitglieder  können  ihre  Stimme 
mittelst  Vollmacht  einem  anderen  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes,  jedoch 
mit  Ausschluss  des  Vorsitzenden,  übertragen.  —  Kein  Mitglied  darf 
aber  mehr  als  eine  Vollmachtsstirame  übernehmen. 

§  23. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern 
zu  unterzeichnen  sind. 

§  24. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  als  Entlohnung  für 
ihre  Theilnahme  an  den  Sitzungen  Anwesenheitsmarken,  deren  Werth  die 
ordentliche  Generalversammlung  alljährlich  bestimmt. 

§  25. 

Der  Verwaltungsrath  kann  durch  eine  Specialvollmacht  für  bestimmte 
Gegenstände  und  für  eine  bestimmte  Zeit  die  Geschäftsleitung  an 
einzelne  Mitglieder  oder  an  Gesellschaftsbeamte  übertragen  und  für  die 
hienach  geleistete  Mühewaltung  eine  specielle  Entlohnung  auesetzen. 

IV.  Abschnitt. 

Generalversammlung. 
§  26. 

Die  Gesammtheit  der  Actionäre  wird  durch  die  Generalversammlung 
vertreten.  An  derselben  können  nur  jene  Actionäre  theilnehmen,  welche 
wenigstens  zehn  Actien  besitzen.  Abwesende  können  eich  mittelst  Voll- 
macht durch  stimmfähige  Actionäre  vertreten  lassen. 
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Die  Form  der  Vollmacht  wird  vom  Verwaltungsrathe  bestimmt 
werden. 

Pflegebefohlene,  Gemeinden,  Gesellschaften  und  Corporationen 
werden  durch  ihre  gesetzlichen  oder  statutarischen  Repräsentanten,  Frauen 
durch  Bevollmächtigte  vertreten  —  auch  wenn  diese  nicht  selbst 
Actionäre  sind. 

§  27. 

Je  zehn  Actien  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme. 

§  28. 

Die  Generalversammlung  tritt  regelmässig  in  der  ersten  Hälfte 
eines  jeden  Jahres  in  Wien  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  können  so  oft  stattfinden, 
als  es  der  Verwaltungsrath  nöthig  erachtet. 

Eine  ausserordentliche  Generalversammlung  muss  einberufen  werden, 
wenn  ein  oder  mehrere  Actionäre,  deren  Actien  mindestens  den  zehnten 
Theil  des  hinausgegebenen  Actiencapitales  repräsentiren  und  von  ihnen 
deponirt  werden,  darauf  unter  Angabe  des  Zweckes  antragen.  —  In 
diesem  Falle  muss  die  Einberufung  der  Generalversammlung  längstens 
binnen  14  Tagen  nach  Einbringung  des  Antrages  erfolgen. 

§  29. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  mittelst  einer 
Kundmachung  durch  das  im  §  4  bestimmte  Zeitungsblatt,  welche  mindestens 
30  Tage  vor  dem  Versammlungstage  zu  erfolgen  und  die  zur  Ver- 
handlung bestimmten  Gegenstände  bekannt  zu  geben  hat. 

§  30. 

Die  Actionäre,  welche  der  Generalversammlung  beiwohnen  wollen, 
müssen  längstens  acht  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben  die 
Actien  (Interimsscheine),  auf  Grund  welcher  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben 
wollen,  am  Sitze  der  Gesellschaft  oder  an  den  vom  Verwaltungsrathe 
bestimmten  Erlagsstellen  deponiren  und  erhalten  Legitimationskarten, 
welche  auf  den  Namen  lauten,  die  Zahl  der  deponirten  Actien  und  der 
darauf  entfallenden  Stimmon  ausweisen  und  nur  für  die  bezeichnete 
Person  oder  für  deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten  gelten. 

§  31. 

Der  zum  Vortrage  in  der  Generalversammlung  bestimmte  Geschäfts- 
bericht nebst  dem  Rechnungsabschlüsse,  der  Bilanz  und  dem  Gutachten  . 
des  Revisionsausschusses,  sowie  der  Wortlaut  der  zur  Verhandlung 
kommenden  Anträge  ist  acht  Tage  vor  der  Generalversammlung  am 
Sitze  der  Gesellschaft  zur  Einsicht  aufzulegen  und  jedem  Actionär,  der 
sein  Stimmrecht  nachgewiesen  hat,  ein  Druckexemplar  davon  zu 
erfolgen. 
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§  32. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  über  deren  erste 
Einberufung  mindestens  zwanzig  stimmberechtigte  Actionäre  anwesend  sind. 

Um  eine  Aenderuog  der  Statuten,  eine  Vermehrung  des  gesell- 
schaftlichen Unternehmungsfondes  durch  Hinausgabe  neuer  Actien  oder 
durch  Aufnahme  eines  Anlehcns,  die  Veräusserung  der  Eisenbahn  oder 
die  Auflösung  der  Gesellschaft  beschliessen  zu  können,  muss  wenigstens 
das  halbe  Actiencapital  vertreten  sein. 

§  33. 

Ist  die  Generalversammlung  nicht  beschlussfähig,  so  wird  sie  ver- 
tagt, und  binnen  acht  Tagen  neuerdings  gemäss  §  29  einberufen,  wobei 
jedoch  der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  Abhaltung  der  Ver- 
sammlung auf  vierzehn  Tage  beschränkt  ist. 

Bei  ihrer  zweiten  Einberufung  ist  die  Generalversammlung  ohne 
Rücksicht  auf  die  Anzahl  der  anwesenden  Actionäre  und  der  vertretenen 
Actien  beschlussfahig.  Ihre  Verhandlungen  sind  jedoch  auf  das  Programm 
der  vertagten  Versammlung  beschränkt. 

§  34. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Vorsitzende 
des  Verwaltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter  oder  bei  gleichzeitiger 
Verhinderung  beider  das  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmte  Mitglied 
desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Berathungen.  Der  Schrift- 
führer wird  vom  Vorsitzenden  ernannt. 

Als  Stimmzähler  fungiren  die  meistbetheiligten  Actionäre,  an  deren 
Stelle  im  Falle  der  Ablehnung  die  nächst  Betheiligten  treten.  Bei 
Gleichheit  der  Betheiligung  entscheidet,  wenn  keine  Einigung  stattfindet, 
das  Los. 

§  35. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  nach  absoluter 
Stimmenmehrheit.  Bei  gleichgetheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum 
Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Die  im  §  32  bezeichneten  Verfügungen  können  nur  mit  einer 
Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  Stimmen  beschlossen  werden. 

Wenn  bei  Wahlen  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmen- 
mehrheit erzielt  wird,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candi- 
daten  statt,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben  und  es  wird  in 
diesem  Falle  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere 
Wahl  gebracht. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 
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§  36. 

In  der  Generalversammlung  wird  nur  über  die  in  der  Einberufung 
bezeichneten  Gegenstände  verhandelt. 

Anträge,  welche  dem  Verwaltungsrathe  von  wenigstens  fünf 
Actionären,  welche  ihr  Stimmrecht  durch  Deponirung  der  Actien  nach- 
weisen, vor  der  Einberufung  der  Generalversammlung  angemeldet 
werden,  sind  in  die  Kundmachung  aufzunehmen. 

Auch  in  der  Generalversammlung  steht  jedem  stimmberechtigten 
Actionär  das  Recht  zu,  selbständige  Anträge  zu  stellen,  doch  darf  über 
dieselben  nicht  sofort  in  dieser  Generalversammlung  entschieden,  sondern 
nur,  wenn  ein  solcher  Antrag  noch  von  wenigstens  vier  stimmberechtigten 
Actionären  unterstützt  wird,  bestimmt  werden,  ob  und  wann  derselbe  in 
Verhandlung  zu  nehmen  ist. 

§  37. 

Der  Schlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten: 

a)  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  des  Revisions- 
ausschusses; 

h)  die  Festsetzung  des  Werthes  der  Anwesenheitsmarken  für  die 
Theilnahme  an  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  (§  24); 

c)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnungen  und  der  Gewinnstver- 
theilung ; 

d)  die  Geltendmachung  der  dem  Verwaltungsrathe  gegen  die  Gesell* 
schaft  obliegenden  Verantwortlichkeit; 

e)  die  Vermehrung  des  Gesellschafts-  und  Unternehmungsfondes 
durch  Erhöhung  des  Actiencapitales  oder  durch  Aufnahme  von 
Anleben ; 

f)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

g)  die  Veräusserung  der  Eisenbahn; 

h)  die  Abänderung  der  Statuten; 

i)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  ihrer  statutenmässigen 
Dauer. 

Zu  den  unter  e}  g,  h  und  i  aufgeführten  Beschlüssen  ist  die 
Genehmigung  der  hohen  Staatsverwaltung  erforderlich. 

§  38. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer 
und  zwei  durch  die  Generalversammlung  gewäblten  Actionären  unter- 
zeichnet wird. 

Der  Urschrift  des  Protokolles  wird  das  Verzeichniss  der  anwesen- 
den Actionäre  mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmenzahl 
nebst  den  Vollmachten  beigefügt. 

Die  Rechtiurkunden  der  Ölterr.  Eiaenbahnen.  II. 
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Die  im  Protokolle  der  Generalversammlung  verzeichneten  Be- 
schlüsse, mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungs- 
organe gutgeheissen  oder  gerechtfertigt  erklärt  werden,  haben  den 
Letzteren  als  Absolutorium  zu  dienen. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  für  die  einzelnen 
Actionäre  unbedingt  verbindlich. 

V.  Abschnitt 

Revisionsausschuss. 
§  39. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestellte  Revisions- 
ausschuss besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  drei  Ersatzmännern,  welche 
alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der 
Verwaltung  nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt 
werden. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der 
Mitglieder  des  Re Visionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge 
der  Stimmen,  welche  sie  erhalten  haben,  in  Function.  Bei  gleicher 
Stimmenanzahl  entscheidet  darüber  das  Los. 

§  40. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von 
den  Büchern  und  der  ganzen  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu 
nehmen,  und  von  Rechnungslegern  die  nötbigen  Aufklärungen  abzu- 
verlangen. Er  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

§  AI. 

Für  die  erste  Rechnungsperiode  werden  die  Mitglieder  des 
Revisionsausschusses  von  den  Gründern  aus  der  Reihe  der  stimm- 
berechtigten Actionäre  gewählt  und  von  der  Generalversammlung 
nachträglich  bestätigt. 

VI.  Abschnitt. 

Bilanz,  Gewinn vertheilung,  Tilgung  des  Anlagecapitales. 

§  42. 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  alljährlich  am  31.December 
abgeschlossen  und  mit  der  Bilanz  und  dem  Gutachten  des  Revisions- 
ausschusses  der  Generalversammlung  vorgelegt. 

Das  nach  Bestreitung  aller  Betriebs-  und  Erhaltungsauslagen,  der 
eventuellen  Kosten  der  Beschaffung  des  zur  Bezahlung  der  Zinsen  der 
Prioritätsobligationen     und    zur   Tilgung   dieser  Prioritätsobligationen 
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selbst  erforderlichen  Silbergeldes,  der  Verluste  und  der  Abschreibungen 

vorhandene  Erträgniss  wird  nachstehend  verwendet: 

Vor  Allem  zur  Zahlung  der  Zinsen  und  der  Tilgungsquote  für  die 

Prioritätsobligationen,  und  seinerzeit  zur  Zahlung  der  Actientilgungö- 

quote  in  dem  betreffenden  Jahre. 

Von  dem  sohin  verbleibenden  Reste  werden: 
a)  zehn  Percent  einem  zu  bildenden  Gewinnreservefond   (so  lange 
dieser  nicht  zehn  Percent  des  Actiencapitales  übersteigt)  zuge- 
wendet; 

bj  weitere  zehn  Perceut  werden  als  Tantieme  dem  Verwaltungsrath e 
zugewiesen ; 

c)  die    übrigen    achtzig   Percent   werden   als  Dividende  unter  die 
Actionäre  vertheilt. 

§  43. 

Die  Zahlung  der  Dividende  erfolgt  am  1.  Juli  eines  jeden  Jahres, 
doch  steht  es  dem  Verwaltungsrathe  frei,  a  Conto  der  Dividende  die 
Auszahlung  eines  dem  muthmasslichen  Reingewinne  angemessenen, 
jedoch  5  Percent  des  Actiencapitales  nicht  übersteigenden  Betrages  im 
Jänner  zu  bewilligen. 

Dividenden,  welche  binnen  fünf  Jahren  nach  ihrer  Fälligkeit 
nicht  behoben  werden,  sind  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  verfallen. 

§  44. 

Die  Tilgung  des  Anlagecapitales  erfolgt  innerhalb  der  Con- 
cessionsdauer  nach  dem  Tilgungsplane,  und  zwar  die  Tilgung  der 
Prioritätsobligationen  innerhalb  der  ersten  65  Jahre  im  Wege  halb- 
jähriger Verlosungen  in  Silber,  die  der  Actien  nach  gänzlicher  Tilgung 
der  Prioritätsobligationen  ebenfalls  durch  halbjährige  Verlosungen. 

Die  Verlosungen  werden  in  Wien  öffentlich  vorgenommen. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Prioritätsobligationen  und  Actien 
werden  in  Gemässheit  des  §  4  kundgemacht 

Die  getilgten  Actien  werden  gegen  Genussscheine  umgetauscht, 
deren  Besitzer,  was  die  Dividende  anbelangt,  nur  auf  den  6  Percent 
des  ursprünglichen  Actiencapitales  übersteigenden  Theil  der  Dividende, 
auf  diesen  Theil  aber  gleichen  Anspruch  mit  den  Actienbesitzern  haben, 
während  sie  in  allen  anderen  Beziehungen  den  Actionären  gleich- 
gestellt sind. 

Insbesondere  werden  bei  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  der 
Generalversammlung  und  bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen 
Capitales  (§  32)  die  Genuesscheine  den  Actien  gleich  geachtet. 

Das  Formular  der  jedenfalls  auf  Inhaber  lautenden  Genussscheine 
wird  seinerzeit  vom  Verwaltungsrathe  mit  Genehmigung  der  hohen 
Staatsverwaltung  festgestellt. 

15* 
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VII.  Abschnitt. 

Streitigkeiten,  Staatsaufsicht,  Auflösung. 

§  45. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  von  dem 
Schiedsgerichte  der  Wiener  Handelskammer  ohne  weitere  Berufung 
ausgetragen. 

§  46. 

Das  der  hohen  Staatsverwaltung  vorbehaltene  Aufsichtsrecht  wird 
von  derselben  nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  geübt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  hiermit  verbundene  Geschäfts  last  wird  von 
der  Gesellschaft  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz 
geleistet,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  in  Gemässheit  des  §  1 5 
der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  bestimmt  wird. 

§  47. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  5)  wird  die  Art  der 
Liquidation  von  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  hohen 
Staatsverwaltung  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buches festgestellt. 

4513 
362 

Vorstehende  Statuten  werden  auf  Grund  der  erhaltenen  Aller- 
höchsten Ermächtigung  genehmigt. 

Wien,  am  15.  Mai  1869. 

Dr.  C.  Giskra  m.  p. 
k.  k.  Minister  des  Innern. 
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1.  Concessionsurkunde  vom  6.  December  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  11 

vom  Jahre  1870, 

zum  Bau  und  Betrieb  einer  LocoBiotlveisenbahn  tob  Hohenstadt  über 

Mährisch- Schönberg  nach  Zöptau. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oester- 
reich, apostolischer  König  von  Ungarn,  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Bauunternehmer  Gebrüder  Klein  die  Bitte  um 
Erth  eilung  der  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiveisen- 
bahn  von  Hohenstadt  über  Mährisch- Schönberg  nach  Zöptan  gestellt 
haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit 
des  Unternehmeng  den  genannten  Bittstellern  diese  Concession  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1869  (R.  G.  Bl.  Nr.  82  ex  1869)  über  die 
Steuerbefreiungen  für  neue  Eisenbahnlinien,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

Artikel  1. 

Wir  verleihen  den  Concession ären  das  Recht  zum  Bau  und  Betrieb 
einer  Locomotiveisenbahn  von  Hohenstadt  im  Anschlüsse  an  den 
Olmütz-Trübauer  Flügel  der  Oesterreichischen  Staatseisenbahngesell- 
schaft  über  Mährisch-Schönberg  nach  Zöptan  zu  den  dortigen  Eisen- 
werken. 

Die   bezeichnete  Bahnlinie  wurde  am  1.  October  1871   dem  öffentlichen 
Verkehre  übergeben. 

Artikel  2. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  ßetriebseinrichtungen  der 
Bahn  hat  nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  genehmigten 
Detailbauprojecte  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Baue  auch  nach  den  von  dem  Handels- 
ministerium zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 
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Für  Aenderungen  in  den  Bauprojecten  bleibt  die  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  vorbebalteD,  insoferne  solche  Dach  Massgabe  des  Resultates 
der  technischen  Revision  und  der  nach  Vorschrift  des  §  6  des  Eisenbahn- 
concegsionsgesetzes  vorzunehmenden  politischen  Begehung  der  Trace  im 
Interesse  des  öffentlichen  Verkehres  und  zur  Sicherstellung  des  Bestandes 
der  Bahn,  dann  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  sich  als 
erforderlich  darstellen  werden. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder 
Betrieberücksichten  eine  Abänderung  der  Bahntrace  oder  der  Detail - 
pläne  als  nothwendig  oder  wünschenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch 
die  im  Artikel  1  bestimmte  Bahnrichtung  nicht  verändert  wird,  und 
gegenüber  der  genehmigten  Trace  im  Allgemeinen  eine  wesentliche  Ver- 
schlechterung der  Niveau-  und  der  Rieh  tun  gs  Verhältnisse  nicht  stattfinden 
darf,  so  muss  zu  einer  solchen  Abänderung  die  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises  beschränkt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstelluug  des  Unter- 
baues für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  an  jenen  Strecken, 
wo  sie  es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen,  wenn  der 
jährliche  Rohertrag  während  zweier  aufeinanderfolgender  Jahre  die 
Summe  von  140.000  fl.  in  Silber  per  Meile  überschreitet. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  von  Bahn- 
höfen schon  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  den  Anschliessungs- 
punkten  ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim 
Uebergangßverkehre  mit  den  betheiligten  Eisenbahnverwaltungen  ein 
Abkommen  zu  treffen.  Die  Kosten  für  die  auf  den  fremden  Bahn- 
höfen erforderlichen  Erweiterungsbauten  haben  die  Concessionäre  zu 
tragen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  inländischen  Nachbarbabnen  und  für  die  Einmündung 
von  Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche  zu 
bestimmen. 

Artikel  3. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  den  Bau  der  concessionirten 
Eisenbahn  binnen  drei  Monaten  nach  Verleihung  der  Concession  zu 
beginnen  und  binnen  weiteren  zwei  Jahren  zu  vollenden  und  die  fertige 
Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Die  Concessionäre  haben  auf  Verlangen  der  Staatsverwaltung 
für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  durch  den  Erlag  einer  Caution 
im  Betrage  von  50.000  fl.  österr.  Währung  Sicherstellung  zu  leisten. 

Dieser  Cautionsbetrag  muss  im  Baren  oder  in  börsemässigen 
Effecten  zum  Courswerthe  oder  in  bankfähigen  Wechseln  geleistet 
werden,    und    ist    zurückzustellen,    sobald    die    Verwendung  eines 
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Betrages  von  200.000  6.  zu  Bauzwecken  dieser  Bahn  nachge- 
wiesen wird. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkuuden 
geniessen  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

Artikel  4. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  dies- 
fälligen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener, 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel- 
bahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

Artikel  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Bau  und  Betrieb  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde,  sowie  nach  den  diessfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verord- 
nungen (namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  Sep- 
tember 1854  utd  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851), 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

Der  Betrieb  der  Bahn  von  Hohenstadt  nach  Zöptau  wurde  auf  Grund  der 
mit  dem  Verwaltungsrathe  der  k.  k.  priv.  Mährischen  Grenzbahn  unter  dem 
15.  April  1883  vereinbarten  Modalitäten  (Doc.  7)  ab  1.  Juni  1883  vom  Staate 
übernommen.  Die  Betriebsführung  wurde  zunächst  durch  einen  eigenen  k.  k.  Be- 
triebsverwalter besorgt,  ab  1.  Jänuer  1884  dagegen  der  rk  k  Min'stcrialcommission 
für  die  Verwaltung  der  Dniester  und  der  Tarnow-Leluchower  Staatsbahn,  der 
Erzherzog  Albreeht-Balm  und  der  Mährischen  Grenzbahn"  übertragen,  an  deren 
Stelle  vom  1.  August  1884  angefangen  die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen  traf. 

Artikel  6. 

Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post  und  die  Post- 
bediensteten nach  Vorschrift  des  §  68  der  gedachten  Eisenbahnbetriebsord- 
nung unentgeltlich  zu  befördern,  wobei  die  Postverwaltung  für  einen  von 
jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfabrtsstunde  und  dessen 
Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen  befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträderigen  oder  zwei 
vierräderige  Wagen  erfordert,  erhalten  die  Concessionäre  für  jeden 
weiter  beizustellenden  Wagen  eine  zu  vereinbarenden  billige  Entschädigung 
per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine 
ambulante  Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits 
besteht,  einzuführen  findet,  so  sind  anstatt  der  achträderigen  oder  vier- 
raderigen  gewöhnlichen  Wagen  die  hiezu  erforderlichen  acht-  oder  vier- 
räd erigen,  nach  den  Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten 
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Postambulanzwagen  von  den  Concessionären  ohne  Entgelt  herzustellen 
und  zu  erhalten. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Brief-Auf-  und  Abgabs- 
stationen  ißt  ein  geeignetes  Poetbureau  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn 
unentgeltlich  zu  überlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  ein- 
tretender Weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere 
Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung 
von  Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Aus- 
schluss der  Werthsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne 
besonderes  Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Eisenbahndirection  (Verwaltungsrath)  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden, 
dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der 
Bahnanstalt  befördert  werden. 

Artikel  7. 

Die  Concessionäre  haben  die  Verpflichtung,  der  Staats-Telegraphen- 
Verwaltung  die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn 
auf  ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu 
gestatten. 

Die  Telegraphenverwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz  der 
Aufstellung  mit  den  Concessionären  zu  verständigen.  Ferner  haben  die 
Concessionäre  die  Bewachung  der  hergestellten  Leitung  durch  ihr  Bahn- 
personale  ohne  besonderes  Entgelt  zu  übernehmen. 

Dagegen  haben  die  Concessionäre  auch  das  Recht,  die  Drähte 
für  den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  des  Staatstelegraphen  zu 
befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegrapben  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Uebereinkunft 
getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden  Mit- 
teilungen beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem  Ein- 
flüsse und  der  Aufsicht  der  Staatsverwaltung. 

Artikel  8. 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Begrenzungen 
unterworfen : 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden 
die  Person: 

für  die     I.  Classe  36  kr.  österr.  Währung. 

n      n  n   27    „  „  „ 

n      n    HI«       »   18    „  „  „ 
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Sollte  sieb  das  Bedürfnißß  noch  weitergehender  Ermässigungen  im 
Personen  verkehre  herausstellen,  und  sollten  die  Concessionäre  nicht  in 
der  Lage  sein,  entsprechende  Erleichterungen  für  Reisende  der  III.  Classe 
zu  gewähren,  so  sind  dieselben  gehalten,  über  Aufforderung  des  Handels- 
ministeriums eine  IV.  Classe  (Steh wagen)  mit  dem  Tarifsatze  von  10  kr. 
per  Meile  einzuführen. 

Bei  Schnellzügen,  welche  mindestens  aus  Wagen  der  I.  und 
II.  Classe  bestehen  müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht 
werden,  unter  der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu 
beobachtende  Fahrgeschwindigkeit  nicht  geringer  sei,  als  die  durch- 
schnittliche Fahrgeschwindigkeit  der  Schnellzüge  der  übrigen  öster- 
reichischen Bahnen. 

Nachdem  der  Bahngesellschaft  bereits  mittels  Kundmachung  des  k.  k( 
Handelsministeriums  vom  26.  April  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  61,  auf  Grund  Allerh.  Er- 
schliessung gestattet  worden  war,  die  IV.  Wagenelasse  bis  auf  Weiteres  aufzulassen, 
wurden  die  Tarifbestimmungen  fiir  den  Personenverkehr  durch  die  Kundmachung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  22.  August  1817,  R.  G.  Bl.  Nr.  83  (Doc.  4), 
einer  allgemeinen  Revision  unterzogen. 

Maximaltarif  hezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindig- 
keit per  Zollcentner  und  Meile:  3  kr.  österr.  Währung. 

Ausnahmsweise  haben  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Ladungen 
nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten: 

A.  für  Getreide  nnd  Hülsenfrüchte,  Salz,   Eisen  und  Eisenfabrikate, 
Brenn-  und  Schnittholz  2  5  kr.  österr.  Währung; 

B.  für  Mineralkohle,    Coaks,    gepressten    Torf,   Erze,  Eisedflossen, 
Kalk-  und  Bausteine  2  kr.  österr.  Währung. 

Als  Expeditionsgebühr  werden  für  alle  Güter  2  kr.  per  Zollcentner 
eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  allgemeine  Assecuranz 
einbezogen  ist.  Wenn  das  Auf-  und  Abladen  von  der  Partei  besorgt 
wird,  so  wird  die  Expeditionsgebübr  nur  mit  1*5  kr.  per  Zollcentner 
eingehoben. 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses,  der  Classification  der  Waaren  und  der  sonstigen 
Verkehrsbestimmungen  ist  sich  derart  zu  benehmen,  dass  die  diesfälligen 
Preise  und  Bestimmungen  in  keinem  Falle  höher  und  lästiger  sein 
dürfen  als  auf  der  Staatseisenbahn. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vor- 
stehend fixirten  Grenzen  steht  den  Concessionären  frei. 

Hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 
Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  gewissen  Be- 
dingungen eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere  Be- 
günstigung gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung 
allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die  nämlichen  Be- 
dingungen eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unterziehen. 
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Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachttarifs- 
Bestimmungen  der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten;  einer  solchen 
Regelung  haben  sich  die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

Eine  entsprechende  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise 
sammt  Nebengebühren  anzuordnen,  steht  der  Staatsverwaltung  jedenfalls 
zu,  sobald  das  Reinertiägniss  der  letzten  zwei  Jahre  10  Percent 
tibersteigt. 

Artikel  9. 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer 
Silbermünze  bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit 
Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der 
Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  über  Verlangen  der  Concessionäre,  wie  auch  über 
Anordnung  der  Staatsverwaltung  nach  dem  Durchschnittscourse  des 
Silbers  im  letztabgewichenen  Monate  stattzufinden,  wobei  ohne  Zu- 
stimmung der  Concessionäre  unter  5  Percent  des  Durchschnittscourse s 
nicht  herabgegangen  werden  soll. 

Artikel  10. 

Die  Militartransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung  zwischen  dem 
Kriegsministerium  und  der  Direction  der  Kaiser-Ferdinands-Nordbahn 
unter  dem  18.  Juni  1868  abgeschlossenen  Uebereinkommen,  dessen 
Bestimmungen  einen  integrirenden  Bestandteil  der  Concessious  Urkunde 
zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  anderen  oder  der  Mehrzahl  der  öster- 
reichischen Bahnen  für  Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Be- 
stimmungen vereinbart  werden,  so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte 
Bahn  Geltung  erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung 
grösserer  Militärtransporte,  sowie  den  zwischen  dem  Reichs-Kriegs- 
ministerium  und  den  bestehenden  Ballgesellschaften  vereinbarten  Grund- 
zügen Über  die  eventuelle  Aufstellung  von  Feldeisenbahn-Abtheilungen 
beizutreten. 

Artikel  11. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden 
Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser 
Concession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  bentitzen  und  sich 
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mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reise- 
gepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

Artikel  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerurg  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximal preises  herabzu- 
mindern. 

Artikel  13. 

Den  Concessionären  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actien- 
gesellschaft  zu  bilden  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geldmittel 
auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Prioritätsobli- 
gationen auszugeben,  welche  auf  den  Österreichischen  Börsen  verhandelt 
und  amtlich  notirt  werden  dürfen. 

Die  durch  Prioritätsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei 
Fünftel  des  Anlagcapitals  nicht  überschreiten. 

Werden  die  Priorität  Obligationen  in  einer  fremden  Valuta  aua- 
gegeben, so  mues  der  Betrag  auch  in  österr.  Währung  ersichtlich  ge- 
macht werden. 

Die  Tilgung  der  PrioritMtsobligationen  hat  der  Tilgurg  der 
Actien  vorauszugehen. 

Die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der 
Concessionäre. 

Die  Gesellschaftsstatuten  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung. 

Für  die  gegenwärtige  Bahnlinie  und  für  die  den  Gegenstand  der  Allerh. 
Concessionsurkunde  v.  11.  September  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  115  (Doc.  3),  bildende 
Eisenbahn  von  Sternberg  über  Mäkrsch-Scköuberg  und  Grulich  an  die  Reichs, 
grenze  wurde  eine  einheitliche  Actiengesellschaft  unter  der  Firma  „k.  k.  priv. 
Mährische  Grenzbahn "  gebildet. 

Artikel  14. 

Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslande  zu 
bestellen,  sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser 
oder  zu  Land  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  einzurichten. 

Artikel  15. 

Für  die  conces&ionirte  Bahn  werden  vom  Staate  folgende  Be- 
günstigungen gewährt : 

a)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer,  von  der  Entrichtung  de  r 
Coupons- Stempelgebtihren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa 
durch  künftige  Gesetze  eingefühlt  werden  sollte,  durch  20  Jahre ; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitals- 
beschaffung,  sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum 
Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung; 
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e)  die  Befreiung  vod  den  Stempeln  and  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschlags 
der  Interimsscheine,  sowie  von  den  bei  der  Grundeinlösung  auf, 
laufenden  Uebertragungsgeb Uhren. 

Artikel  16. 

Das  Bauconto  wird  nach  Inbetriebsetzung  der  Bahn  and  nach 
gänzlichem  Ausbaue  derselben  nach  den  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  Plänen  geschlossen  werden. 

Zu  Lasten  des  Bauconto  werden  geschrieben: 

a)  die  Kosten  der  Vorarbeiten  und  der  Project Verfassung ; 

b)  die  Kosten  für  definitive  Herstellung  und  Einrichtung  der  Bahn, 
die  Intercalarzinsen  des  Baucapitales,  sowie  sonstige  Auslagen, 
welche  aus  Anlass  der  Errichtung  und  Inbetriebsetzung  der  Bahn 
nothwendig  bestritten  werden  müssen; 

c)  die  Kosten  der  Geldbeschaffung,  beziehungsweise  der  Betrag  des 
durchschnittlichen  Coursverlustes  bei  der  Aufbringung  des  baren 
Gelderfordernisses  durch  Hinausgabe  von  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen. 

Artikel  17. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden,  und  anzu- 
ordnen, dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  bintangehalten  und  rück- 
sichtlich beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  ferner  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das 
Hecht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsausscbus^es,  sowie  den  General- 
versammlungen, so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und 
allfällige,  dem  Staatsinteresse  nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
haben  die  Concessionäre  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Ge- 
scbäftslast  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  Höbe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Artikel  18. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §.  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessions-  Gesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  Neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes 
auf  der  ganzen  concessionirten  Bahn  gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  er- 
lischt nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  der  im  Artikel  3  festgesetzte 
Termin  für  die  Vollendung  des  Baues  und  Eröffnung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  wird,  und  die  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des 
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§11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessions-Gesetzes  und  namentlich  auch 
durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

Artikel  19. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  Lach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Conceesionsurkunde  die 
coucessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlös ungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinetträgnise  der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der 
zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung  berechnet. 

Dieser  Durschnittsbetrag  ist  den  Concessionären  als  Jabresrente  in 
halbjährigen  Raten  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  zu  bezahlen. 

Artikel  20. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grund  und 
Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues 
der  Bahn  und  des  sämmtlichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als:  Bahnhöfe, 
Auf-  und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude 
an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Aufsichtshäusern,  sammt 
allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  und  allen  unbeweglichen 
Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen,  beweglichen 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  inso- 
weit sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet 
sind,  betrifft,  so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche  Quantität  und 
bezüglich  Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  überzugehen,  welche 
der  in  dem  Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebseinrichtung 
entspricht. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der  aus- 
gemittelten  Rente  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den 
Genuas  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahnstrecke  mit  allen  früher 
erwähnten,  dazu  gehörigen,  sowohl  beweglichen  als  auch  unbeweg- 
lichen Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behalten  die  Concessionäre  das  Eigeuthum  des  aus  dem 
eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes  und 
der  ausstehenden  Activen,  dann  ancfe  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen 
errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen,  besonderen  Anlagen  und 
Gebäude,  als:  Coaks  und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen 
oder  anderen  Geräthen,  Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  anderen  Depots, 
zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselben  von  der  Staatsverwaltung 
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mit  dem  ausdrücklichen  Beisätze  ermächtigt  wurden,  dass  sie  kein  Zu- 
gehör  der  Eisenbahn  bilden. 

Artikel  21. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder 
Nichtbefolgung  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden Maesregeln  dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  noch 
vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Artikel  22. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  gut  gediente 
Unterofficiere  der  k.  k.  Armee  bei  Besetzung  der  sich  ergebenden 
Dienstesstellen  vorzugsweise  zu  berücksichtigen 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  streng  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  sechsten  Tage  des  Monates  December  im  Jahre  des  Heils 
Eintausend  Achthundert  sechzig  und  neun,  Unserer  Reiche  im  Zwei  und 
Zwanzigsten. 

Franz  Joseph  in.  p. 

Taafle  m.  p.  Plener  m.  p.  Brestel  m.  p. 

2.  Gesetz  vom  14.  Juli  1871,  R.  G  Bl.  Nr.  70, 

betreffend  die  Bedingungen  und  Zugeständnisse  für  die  Herstellung  einer 
Locoiuotlv-Eisenbahn  von  Sternberg  über  Mährisch-Schönberg  an  einen 
Punkt  der  Eisenbahnlinie  Wildensch wert-Mittelw aide  nächst  der  öster- 

reichiseh-preusslschen  Grenze. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reicbsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  bei  Ertheilung  der  Concession 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiv- Eisenbahn  von  Sternberg  im 
Anschlüsse  an  die  Mährisch-schlesische  Nordbahn  über  Mährisch- Neustadt, 
Mährisch-Schönberg,  Hannsdorf  und  Grulich  an  einen  Punkt  der  Eisen- 
bahnlinie Wildeuschwert-Mittelwalde  nächst  der  Österreichisch-preussischen 
Grenze  vom  Staate  die  Garantie  eines  jährlichen  Reinerträgnisses  bis 
zum  Gesammtmaximalbetrage  von  336.000  Gulden  österr.  Währung  in 
Silber  für  die  Dauer  der  Concession  zuzusichern,  so  zwar,  dass,  wenn 
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das  jährliche  Reinerträgniss  den  garantirten  Betrag  nicht  erreichen 
sollte,  das  Fehlende  von  der  Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 
Die  Garantie  hat  mit  dem  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der 
ganzen  concessionirten  Linie  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

Vgl.  die  Concessionsurkunde  vom    11.  September  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  115 
(Doc.  3). 

Artikel  II. 

In  Ausführung  des  Artikels  I  sind  folgende  Bestimmungen  zu 
treffen : 

1.  Von  dem  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  derjenige  Betrag  zur 
Capitalstilgung  zu  verwenden,  welcher  von  der  Staatsverwaltung  nach 
einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisationsplane,  demzufolge  das 
emittirte  Capital  während  der  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  ist, 
bestimmt  werden  wird. 

2.  Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  allenfalls  zu  zahlende  Zuscbuss  ist  über  vorausgegangene 
Prüfung  der  vorzulegenden  documentirten  Jahresrechnungen  drei  Monate 
nach  Ueberreichung  derselben  flüssig  zu  machen.  Das  Aerar  wird  jedoch 
auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen  Obligationscoupons  nach 
Massgabe  des  auf  Grund  des  Ertragspräliminars  richtig  gestellten  Er- 
fordernisses Theilzahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der 
Jahresrechnung  zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn  die  Concessionäre 
sechs  Wochen  vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche  Ansuchen  gestellt 
haben  werden. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzu- 
legen sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch 
emessen  worden  sind,  so  haben  die  Concessionäre  den  erhaltenen 
Mehrbetrag  mit  Zurechnung  von  sechs  Percent  Zinsen  sofort  zu 
refundiren.  Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des 
Staates  muss  aber  längstens  innerhalb  Eines  Jahres  nach  Ablauf  des 
betreffenden  Betriebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  er- 
loschen ist. 

3.  Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  mit  vier  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vorschuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, ist  die  Hälfte  des  diesfälligen  Ueberschusses  sogleich  zur 
Rückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staats- 
verwaltung bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Von  der  erübrigenden  anderen  Hälfte  ist  ein  von  der  Staatsver- 
waltung statutenmässig  zu  bestimmender  Theil  in  den  Reeervefond  zu 
hinterlegen. 

Die   Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  der  Refundiruag  der 
Vorschüsse  voranzugehen. 
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Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  Einlösung  der 
Bahn  noch  nicht  bezahlt  Warden,  sind  aus  dem  noch  erübrigen- 
den Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

Artikel  III. 

Für  die  im  Artikel  I  bezeichnete  Bahn  können  überdies  noch 
folgende  finanzielle  Begünstigungen  gewährt  werden: 

a)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
Couponsstempelgebühren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa 
durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  während  der 
Bauzeit  und  durch  fünfzehn  Jahre  vom  Tage  der  Betriebseröffnung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitals- 
beschaffung,  sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis 
zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung; 

c)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine,  sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr. 

Artikel  IV. 

Die  Vergebung  der  Bauarbeiten  hat  unter  der  Controle  der  Staats- 
verwaltung stattzufinden. 

Artikel  V. 

Der  Bau  der  Bahn  ist  binnen  Einem  Jahre  vom  Tage  der 
Concessionsertheilung  zu  beginnen  und  innerhalb  weiterer  zwei  Jahre 
zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
übergeben. 

Alle  Brücken,  dann  alle  anderen  namhaften  Bahnobjecte  und 
Kunstbauten  sind  definitiv  aus  Eisen  und  Stein  herzustellen. 

Sollten  aus  Bücksichten  der  Oekonomie  für  die  erste  Herstellung 
Provisorien  namentlich  bei  Brücken,  wünschenswert!)  erscheinen,  so  wird 
eine  solche  provisorische  Ausführung  zwar  gestattet,  doch  wird  aus- 
drücklich festgesetzt,  dass  die  Auslagen  für  spätere  Keconstructionen  oder 
Erneuerungebauten  dem  Staatsschatze  in  keiner  Weise  zur  Last  fallen 
und  daher  selbstverständlich  auch  nicht  in  die  der  Staatsverwaltung 
behufs  der  Garantieleistung  vorzulegende  Betriebsrechnung  einbezogen 
werden  dürfen. 

Artikel  VI. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  neunzig  Jahre  vom  Tage  der 
Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen,  im  Artikel  I  erwähnten  Eisenbahn 
festgesetzt. 
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Artikel  VII. 

Rückßichtlich  der  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise,  sowie 
der  sonstigen  Concessionsbestimmungen  ist  auf  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  thunlichst  Rücksicht 
zu  nehmen.  ( 

Artikel  VIII. 

Der  Handelsminister  und  der  Finanzminister  sind  mit  dem  Vollzuge 
dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Laxenburg,  den  14.  Juli  1871. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Hohenwart  m.  p.  Holzgethan  m.  p.  Schaffte  m.  p. 

3.  Concessionsurkunde  vom  11.  September  1871,  R.  G.  Bl. 

Nr.  115, 

zum  Bau  and  Betrieb  einer  LocontotiY-Elseiibab.il  von  Sternberg  im  An- 
schlösse an  die  mährisch  schlesische  Nordbahn  Über  Mäkrisch-Neustadt, 
•Mährisch-SchÖnberg,  Hannsdorf  und  Grnlich  an  einen  Punkt  der  Eisenbahn- 
linie Wildeiisch  wert- Mittel  walde  nächst   der  österreichisch-preussischen 

Grenze. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Firma  „Gebrüder  Klein",  Eduard  Oberleithner, 
Carl  Oberleithner,  Alois  Scholz,  Ignaz  Seidl,  Carl  Siegl  sen., 
Frauz  Leischner  und  die  Firma  „Hielle  &  Diettrich"  die  Bitte  um 
Ertheilung  der  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiv-Eisen- 
bahn  von  Sternberg  über  Mährisch- Schönberg  au  einen  Punkt  der  Eisen- 
bahnlinie Wildenschwert- Mittel walde  nächst  der  österreichisch-preussischen 
Grenze  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der 
Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  den  genannten  Bittstellern  diese 
Concession  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  14.  Juli  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  70, 
und  des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl. 
Nr.  238,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  i- 

Wir  verleiben  den  Concessionären  das  Recht  zum  Bau  und  Betrieb 
einer  Locomotiv-Eisenbahn  von  Sternberg  im  Anschlüsse  an  die  mährisch- 
schlesische  Nordbahn  über  Mährisch-Neustadt,  Mährisch-Schönberg,  Hanns- 
dorf und  Grulich  an  einen  Punkt  der  Eisenbahnlinie  Wildenschwert- 
Mittelwalde  nächst  der  österreichisch-preussischen  Grenze. 

Die  Strecke  von  Sternberg  über  Mährisch-Schönberg  nach  Grnlich  gelangte 
am  15.  October  1873,  die  Strecke  von  Grulich  bis  zur  Station  Wichstadtl-Lichtenau 
der  k.  k.  priv.  österr.  Nordwestbahn  am  14.  Jänner  1874  zur  Eröffnung. 

Di«  Reebtturkundan  der  ttfterr.  Eltenbalineu  II.  16 


Digitized  by  Google 


242 


K.  k.  priv.  Mährische  Grenzbahu. 


§  2. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der 
Bahn  hat  nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  zu  genehmigen- 
den  Detail projecte,  dann  der  dem  Handelsministerium  vorzulegenden 
Bau-  und  Lieferungsvertrage  stattzufinden. 

Laut  des  Concessionirungs-Protokolles  vom  2.  August  1871  übernahmen 
die  Conoessionäre  die  Verpüichtung,  schon  die  erste  Anlage  der  Stationsplätzo 
und  Nebengeleise  derart  herzustellen,  beziehungsweise  schon  bei  Verfassung  des 
Detailprojeotes  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  von  Sternberg  zur  Grenze  und 
ebenso  vioe  versa  täglich  mindestens  15  Züge  ä  70  Achsen  verkehren  können. 

Die  Vergebung  der  Bauarbeiten  hat  unter  der  Controle  des 
Handelsministeriums  stattzufinden. 

Für  die  bei  Construction  und  Anordnung  des  Details  der  Betriebs- 
mittel und  des  Signalwesens,  sowie  auch  bezüglich  der  Ausführung  der 
Stationsgebäude  und  der  Stationsanlagen  einzuhaltenden  Gesichtspunkte 
werden  den  Concessionären  Vorschriften  zugehen,  welche  für  dieselben 
massgebend  sein  werden. 

Die  Entwürfe  hiezu  sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vor- 
zulegen und  ist  vor  deren  vollständiger  Genehmigung  keinerlei  Aus- 
führungsvorbereitung zu  treffen. 

Beim  Bau  ist  sich  nach  den  vom  Handelsministerium  zu  stellenden 
Anforderungen  und  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 

Für  AenderuDgen  in  den  Bauprojecten  bleibt  die  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  vorbehalten,  insoferne  solche  nach  Massgabe  des 
Resultates  der  militärisch-technischen  Revision  und  der  nach  §  6  des 
Eisenbahn-Concessionsgesetzes  vorzunehmenden  politischen  Begehung  der 
Trace  im  Interesse  des  öffentlichen  Verkehres  und  zur  Sicherstellung 
des  Bestandes  der  Bahn,  dann  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestim- 
mungen sich  als  erforderlich  darstellen  werden. 

Alle  Brücken,  dann  alle  anderen  namhaften  Bahnobjecte  und 
Kunstbauten  sind  definitiv  aus  Eisen  und  Stein,  dann  die  Tunnels 
und  Pfeiler  der  grösseren  Brücken  gleich  in  der  Breite  für  zwei  Geleise 
herzustellen. 

Sollten  aus  Rücksichten  der  Oekonomie  für  die  erste  Herstellung 
Provisorien,  namentlich  bei  Brücken,  wünschenswerth  erscheinen,  so 
wird  eine  solche  provisorische  Ausführung  zwar  gestattet,  doch  wird 
ausdrücklich  festgesetzt,  dass  die  Auslagen  für  spätere  Reconstructionen 
oder  Erneuerungsbauten  dem  Staatsschatze  in  keiner  Weise  zur  Last 
fallen  und  daher  selbstverständlich  auch  nicht  in  die  der  Staatsver- 
waltung behufs  Garantieleistung  vorzulegende  Betriebsrechnung  einbe- 
zogen werden  dürfen. 

Der  Unterbau  der  Bahnlinie  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises 
beschränkt  werden;  die  Staatsverwaltung  ist  jedoch  berechtigt,  auf  die 
Herstellung  des  Unterbaues  für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen 
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Legung  in  jenen  Strecken,  wo  sie  es  für  noth wendig  findet,  in  dem 
Falle  zu  dringen,  wenn  der  jährliche  Rohertrag  während  zwei  auf- 
einander folgender  Jahre  nach  Refundirung  der  allfälligen  Staatsvor- 
schüsse und  unter  Voraussetzung  der  ordnungsmäßig  erfolgten  Dotirung 
des  Reservefondes  (§  18)  die  Summe  von  160.000  fl.  in  Silber  per 
Meile  überschreitet. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  von  Bahn- 
höfen schon  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  den  An- 
schlie8sungspunkten  ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebs- 
dienstes beim  Uebergangs  verkehre  mit  den  betheiligten  Eisenbahnver- 
waltungen ein  Abkommen  zu  treffen.  Die  Kosten  für  die  auf  den  fremden 
Bahnhöfen  erforderlichen  Erweiterungsbauten  haben  die  Concessionäre 
zu  tragen. 

Wenn  wegen  der  Mitbenützung  eines  fremden  Bahnhofes  ein 
Uebereinkommen  zu  Stande  kommt,  so  darf  die  hieför  zu  zahlende 
Rente  in  der  Betriebsrechnung  nnter  den  Betriebsspesen  verrechnet 
werden. 

Die  betreffenden  Uebereinkommen  sind  der  Staatsverwaltung  zur 
Genehmigung  vorzulegen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung 
von  Bergwerks-  und  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

§  3. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  concessionirten 
Bahn  binnen  Einem  Jahre,  vom  Tage  der  Concessionsertheilung,  zu 
beginnen  und  innerhalb  weiterer  zwei  Jahre  zu  vollenden,  und  die  fertige 
Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Für  Erfüllung  dieser,  sowie  der  im  §  2  fixirten  Verpflichtungen, 
haben  die  Concessionäre  nach  Massgabe  des  besonders  ausgefertigten 
Instrumentes  eine  Caution  im  Betrage  von  100.000.  fl.  österr.  Währung 
geleistet. 

§ 

Zur  Ausführung  der  Bahn  wird  den  Concessionären  das  Recht  der 
Expropriation  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  ertheilt. 

Dasselbe  Recht  wird  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffent- 
lichen Interesse  gelegen  erkannt  werden. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  beim  Bau  und  Betrieb  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde,  sowie  nach    den   diesfalls   bestehenden  Gesetzen    und  Ver- 

1C* 
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Ordnungen    (namentlich    nach    dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 

14.  September  1854,  R.  6.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs  - 

Ordnung  vom   16.  November  1851,  R.  G.  Bl.   Nr.  1   aus  dem  Jahre 

1852),  dann  nach  den  etwa  künftig  erscheinenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen zu  benehmen. 

Der  Betrieb  der  Bahnlinie  von  Sternberg  nach  Wicbstadtl-Lichtenau  wurde 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  14.  December  18T7,  E.  G.  Bl.  Nr.  112, 
in  Gemässheit  der  mit  dem  Verwaltungrathe  der  k.  k.  priv.  Mährischen  Grenzbahn 
unter  dem  15.  April  1883  vereinbarten  Modalitäten  (Doc.  7)  ab  1.  Juni  1883  vom 
Staate  übernommen.  Die  Betriebsführung  wurde  zunächst  durch  einen  eigenen 
k.  k.  Betriebsverwalter  besorgt,  ab  1.  Jänner  1884  dagegen  der  „k.  k.  Minis  terial- 
commission  für  die  Verwaltung  der  Dniester  und  der  Tarnow-Leluchower  Staats- 
bahn, der  Erzherzog  Albrecht-Bahn  und  der  Mährischen  Grenzbahn"  übertragen, 
an  deren  Stelle  vom  1.  August  1884  angefangen  die  k.  k.  Generaldirection  der 
österreichischen  Staatsbahnen  trat. 

§  «• 

Es  werden  daher  auch  insbesondere  im  Sinne  des  §  68  der  Eisen- 
hahnbetriebsordnung die  Post  und  Postbediensteten  unentgeltlich  zu 
befördern  sein.  Der  Postverwaltung  steht  die  Befugniss  zu,  für  einen 
von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstunde  und 
dessen  Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  vierrädrigen  Wagen  erfordert, 
erhalten  die  Concessionäre  für  jeden  weiteren  beizustellenden  Wagen 
eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine  am- 
bulante Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits  besteht, 
einzuführen  findet,  so  sind  die  Concessionäre  verpflichtet,  die  Instand- 
haltung und  Reparatur  der  Postambulancewagen  auf  ihre  Kosten  zu 
besorgen. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  ist  ein 
geeignetes  Zimmer  mit  einer  Requisitenkammer  in  dem  Gebäude  der 
Eisenbahn  unentgeltlich  zu  überlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung 
etwa  eintretender  weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere 
Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung 
von  Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Aus- 
schluss der  Werthsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne 
besonderes  Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Eisenbahnverwaltung  und  ihren  untergeordneten 
Organen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden,  dürfen  auf 
den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt 
befördert  werden. 
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§  7. 

Die  Concessionäre  haben  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraphen- 
verwaltung die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn 
auf  ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu 
gestatten. 

Die  Telegraphenverwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz  der 
Aufstellung  mit  den  Concessionären  zu  verständigen. 

Die  Concessionäre  haben  die  Bewachung  der  hergestellten  Leitung 
durch  ihr  Bahnpersonale  ohne  Entgelt  zu  übernehmen;  dagegen  soll 
ihnen  das  Recht  zustehen,  die  Drähte  für  den  Betriebstelegraphen  an 
die  Pfähle  der  Staatstelegraphen  zu  befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  60wie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Ueberein- 
kunft  getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden 
Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem 
EinflusBe  und  der  Aufsicht  der  Staatsverwaltung. 

§  8. 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Begrenzungen 
unterworfen : 

a)  Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden  die 
Person: 

für  die     I.  Classe  30  kr.  österr.  Währ. 

n     7»  n   25  «         n  *> 

n      n     HI«        n  •   n  n  n 

und  „    „     IV.      n      (im  Stehwageu)    .     9  „        „  „ 

Bei  Schnellzügen,  welche  mindestens  aus  Wagen  I.  und  II.  Classe 
bestehen  müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht  werden, 
unter  der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu  beobachtende 
Fahrgeschwindigkeit  nicht  geringer  sei,  als  die  durchschnittliche 
Fahrgeschwindigkeit  bei  den  Schnellzügen  der  übrigen  österreichischen 
Bahnen. 

Nachdem  der  Bahngesellschaft  bereite  mittels  Kundmachung  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vom  26.  April  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  61,  auf  Grnnd  allerhöchster 
Entschliessung  gestattet  worden  war,  die  IV.  Wagenclasse  bis  auf  Weiteres  auf- 
zulassen, wurden  die  Tarifbestimmungen  für  den  Personenverkehr  durch  die  Kund- 
machung des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  22.  August  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  83 
(Doc.  4),  einer  allgemeinen  Revision  unterzogen. 

6 )  Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit 
per  Zollcentner  und  Meile: 

I.  Ciasee  1*95  kr.  österr.  Währ., 

n   3' —    »         n  t> 


Digitized  by  Google 


246 


K.  k.  priv.  Mahrische  Grenzbahn. 


Ausnahmsweise  haben  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Wagen- 
ladungen nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten: 


JL 

* 

C. 

Qetreide  und 
Sah? 

Brenn-  und 
Sohnittholz 

Mineralkohle, 
Coaks. 
gepresster 
Torf,  Erze, 
Eisenflossen, 
Kalk-  und 
Bausteine 

Kreuzer  österreichischer  Währung 

Für  die  ersten  5  Meilen  .... 

1-5 

1-2 

10 

Für  weitere  Entfernungen  .  .  . 

■  14 

10 

0-8 

Als  Expeditionegebühr  werden  für  alle  Güter  2  kr.  per  Zollcentner 
eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  die  allgemeine 
Assecuranz  inbegriffen  ist. 

Wenn  das   Auf-   oder  Abladen  von  der  Partei  besorgt  wird,  so 
wird  die  Expeditionsgebühr  nur  mit  1*5  kr.  eingehoben. 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses,  der  Classification  der  Waaren  und  der  sonstigen 
Verkehrsbestimmnngen  ist  sich  derart  zu  benehmen,  dass  die  diesfälligen 
Preise  und  Bestimmungen  in  keinem  Falle  höher  und  lästiger  sein 
dürfen,  als  auf  der  nördlichen  Staatseisenbahn. 

Bei  der  Bemessung  der  Frachtpreise  wird  für  die  Strecke  mit 
einer  Steigung  von  1  :  60  und  darüber  die  Berechnung  mit  iy2facher 
Länge  gestattet. 

Die  Concessionare  sind  übrigens  verpflichtet,  im  Frachtenverkehre 
jene  Nomenclatur  und  Classification  der  Waaren,  sowie  jene  Transport- 
bestimmungen zur  Anwendung  zu  bringen,  welche  der  grösste  Theil  der 
österreichischen  Eisenbahnen  für  den  allgemeinen  österreichischen 
Verbandverkehr  einzuführen  beschliessen  wird,  und  sind  die  Concessionäre 
verpflichtet,  sich  den  diesfälligen  Anforderungen  des  Handelsministeriums 
zu  unterwerfen. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend 
bestimmten  Grenzen  steht  den  Coucessionären  frei;  hiebei  darf  aber 
eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden.  Wenn  daher  einem  Ver- 
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Bender  oder  Frachtenunternehmer  unter  gewissen  Bedingungen  eine 
Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere  Begünstigung  gewährt 
wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung  allen  Versendern 
oder  Frachtenunternehmern,  welche  die  nämlichen  Bedingungen  eingehen, 
zugestanden  werden. 

Alle  Tran sportverträge  mit  anderen  Eisenbahnverwaltungen,  durch 
welche  das  im  §  13  der  vorliegenden  Concessionsurkunde  garantirte 
Reinerträgniss  geschädigt  werden  könnte,  unterliegen  vor  ihrer  Activirung 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums. 

Alle  Special tarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unter- 
ziehen. 

Wenn  von  der  Staatsverwaltung  mit  der  einen  oder  der  anderen 
Anschlussbahn  ein  Specialtarif  vereinbart  wird,  so  erhält  dieser  Tarif 
auch  für  die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn  Giltigkeit. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreisbestim- 
mungen der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten;  einer  solchen  Regelung 
haben  sich  die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

Eine  entsprechende  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise 
sammt  Nebengebühren  anzuordnen,  steht  der  Staatsverwaltung  jedenfalls 
zu,  eobald  das  Reinerträgniss  der  letzten  zwei  Jahre  10  Percent 
tibersteigt. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximaltarifes  herab- 
zumindern. 

»  9- 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer 
Silbermünze  bemessen  und  eingeboben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit 
Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der 
Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  nach 
den  vom  Handelsministerium  festzustellenden  Berechnungsmodalitäten 
stattzufinden. 

§  10. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung,  sowie  hin- 
sichtlich der  Begünstigungen  reisender  Militärs  zwischen  dem  Reicbs- 
Kriegsministerium  und  der  Direction  der  Kaiser  Ferdinauds-Nordbahn 
unter  dem  18.  Juni  1868  abgeschlossenen  Uebereinkommen,  dessen 
Bestimmungen  einen  integrirenden  Bestandteil  der  Concessionsurkunde 
zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen 
Bahnen    für   Militärtraneporte    dem    Staate   günstigere  Bestimmungen 
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vereinbart  würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte  Bahn 
Geltung  erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs* 
hälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  auf  das  Militärwachcorps  für  die 
k.  k.  Civilgerichte  in  Wien,  auf  das  Militärpolizeiwachcorps  und  die 
militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicherheitswacbe  Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahnge8ell8chaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  Leistung 
gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung  grösserer 
Militärtransporte,  ferner  den  organischen  Bestimmungen  und  der  Dienst- 
vorschrift für  die  Feldeisenbahnabtheilungen,  sowie  dem  mit  1.  Juni 
1871  in  Wiiksamkeit  getretenen  Nachtragsübereinkommen  bezüglich 
des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des  Militär- 
ärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten  bei- 
zutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bah ngp Seilschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Concessionäre  unterwerfen  sich  hinsichtlich  der  Anstellung 
gedienter  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr den  diesfalls  im  §  38  des  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1868  und 
in  den  zur  Ausführung  dieses  Paragraphes  erscheinenden  Specialgesetzen 
enthaltenen  Bestimmungen. 

§ 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Aufsiebt  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führen- 
den Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge 
dieser  Concession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen 
und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt 
ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

§  12. 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actien- 
gesellschaft  zu  bilden,  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geld- 
mittel auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen auszugeben,  welche  auf  den  österreichischen  Börsen 
verhandelt  und  amtlich  notirt  werden  dürfen. 

Es  darf  jedoch  nur  ein  solcher  Betrag  von  Prioritätsobligationen 
ausgegeben  werden,  dass  deren  mindestens  vierpercentige  Verzinsung 
die  Jahresaumme  von  336.000  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  nicht 
überschreitet. 

Die  durch  Piioritätsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei 
Fünftel  des  Anlagecapitales  nicht  tiberschreiten. 
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Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  aus- 
gegeben, so  muss  der  Betrag  auch  in  österr.  Währung  ersichtlich  gemacht 
werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

Die  im  §  13  bestimmte  Zineengarantie  der  Staatsverwaltung  kann 
für  die  Prioritätsobligationen,  vom  Tage  der  Ausfertigung  derselben  an, 
über  Verlangen  der  Concessionäre  unter  der  Bedingung  zugestanden 
werden,  dass  für  die  Berichtigung  der  Zinsen  aD gemessene  Sicherheit 
geleistet  wird. 

Ueber  die  Angemessenheit  der  Sicherstellung  hat  lediglich  die 
Staatsverwaltung  zu  entscheiden,  und  steht  den  Concessionären  eine 
Einwendung  in  dieser  Beziehung  nicht  zu. 

Die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der 
Concessionäre. 

Die  Genehmigung  der  Gesellschaftsstatuten  ist  der  Staatsverwaltung 
vorbehalten. 

Für  die  gegenwärtige  Bahnlinie  und  für  die  den  Gegenstand  der  Con- 
cessionsurkunde  vom  6.  December  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  11  vom  Jahre  187<> 
(Doc.  1),  bildende   Eisenbahn  von  Hohenstadt  über  Mährisch-Schönberg  nach 
Zöptau  wurde  eine   einheitliche  Actiengesellsebaft  unter  der  Firma  „k.  k.  pT\y 
Mährische  Grenzbahn"  gebildet. 

§  13. 

Für  die  concessionirte  Bahn  wird  vom  Staate  die  Garantie  eines  jähr- 
lichen Reinerträgnisses  bis  zumGesammtmaximalbetrage  von  Dreimalhundert 
sechsunddreissig  Tausend  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  für  die 
Dauer  der  Concession  zugesichert,  so  zwar,  dass,  wenn  das  jährliche 
Reinerträgniss  den  garantirten  Betrag  nicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende 
von  der  Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird.  Die  Garantie  hat  mit 
dem  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen  concessionirten 
Linie  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

Durch  den  Handelsministerialerlass  vom  25.  August  18T4,  Z.  26.247, 
wurde  bestimmt,  da«>8  die  Staatsgarantie  nicht  mit  dem  14.  Jänner  1874,  dem 
Tage  der  Betriebseröffnung  der  Endstreoke  Grnlich-Wichstadtl  Lichtenau,  sondern 
im  Hinblick  auf  die  damals  noch  unvollständige  Bauhorstellung  der  Bahn  erst 
mit  dem  1.  Juli  1874  in  Wirksamkeit  zu  treten  habe. 

§  14. 

Von  dem  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  derjenige  Betrag 
zur  Capitalstilgung  zu  verwenden,  welcher  von  der  Staatsverwaltung 
nach  einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisationsplane,  demzufolge 
das  emittirte  Capital  während  der  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  ist, 
bestimmt  werden  wird. 
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§  15. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  ebenfalls  zu  zahlende  Zuschnss  ist  über  vorausgegangene 
Prtifang  der  vorzulegenden  documentirten  Jahresrechnungen  drei  Monate 
nach  Ueberreichung  derselben  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Obligationscoupons  nach  Massgabe  des  auf  Grund  des  Ertragspräliminars 
richtig  gestellten  Erfordernisses  Theilzahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf 
Grundlage  der  Jahresrechnung  zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn 
die  Concessionäre  sechs  Wochen  vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche 
Ansuchen  gestellt  haben  werden. 

Wenn  nach  end  giltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzu- 
legen sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch 
bemessen  worden  sind,  so  haben  die  Concessionäre  den  erhaltenen  Mehr- 
betrag mit  Zurechnung  von  sechs  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 
Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
muss  aber  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffen- 
den Betriebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

Die  behufs  Aufstellung  der  Betriebsrechnungen  vorzunehmende  Vertheilung 
der  gemeinsamen  Einnahmen  und  Ausgaben  zwischen  der  ungarantirten  Linie 
Hobenstadt-Zöptau  und  der  garantirten  Linie  Sternberg-Wichstadtl-Lichtenau 
wurde  durch  das  Protokoll  vom  19.  Februar  1878  (Doo.  6)  geregelt 

§  16. 

Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  infolge  der  übernommenen 
Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  vier  Percent  jährlich  verzinslicher 
Vorschuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, ist  die  Hälfte  des  diesfälligen  Ueberschusses  sogleich  zur  Rück- 
zahlung des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung 
bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Von  der  erübrigenden  anderen  Hälfte  ist  ein  von  der  Staatsver- 
waltung statutenmäßig  zu  bestimmender  Theil  in  den  Reservefond  (§  18) 
zu  hinterlegen. 

Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  der  Refundirung  der  Vor- 
schüsse voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen,  welche 
bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  Einlösung  der  Bahn 
noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden  Vermögen 
der  Bahn  zu  berichtigen. 

§  17. 

Die  allfälligen  fixen  Bezüge  des  Verwaltungsrathes  dürfen  nicht 
in  die  der  Staatsverwaltung  behufs  der  Garantie  vorzulegenden  Betriebs- 
rechnung  eingestellt  werden. 
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Dagegen  können  in  diese  Betriebsrechnung  die  allfälligen  Kosten 
der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und  ausländischen  Börsen,  sowie  die 
nach  Ablauf  der  im  §  20  gewährten  Steuerfreiheit  von  der  Unternehmung 
zu  leistenden  Steuern  als  Ausgabspost  eingestellt  werden;  bezüglich  der 
Oouponsstempelgebühren  ist  dies  nicht  zulässig. 

§  18. 

Nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  wird  ein  Reservefond  gebildet, 
der  zur  Deckung  aussergewöhnlicher  Ausgaben,  Nachschaffungen  von 
Betriebsmitteln  und  Betriebsvorkehrungen,  sowie  zu  Neubauten  und 
Erweiterungen  bestimmt  ist. 

Demselben  wird  überwiesen: 

a)  Der  etwaige  Rest  des  Baucapitals; 

b)  der  Betrag  verjährter  Zinsen  und  Dividenden; 

cj  ein  Züsch uss  von  fünf  Percent  der  Hälfte  des  die  garantirte  Jahres - 

summe  überschreitenden  Reinertrages; 
d)  die  Erlöse  aus  dem  Verkaufe  alter  Materialien  des  Oberbaues  und  der 

Betriebsmittel. 

Vgl.  Artikel  I  des  Protokolls  vom  19.  Februar  1878  (Doc.  5). 

§  19. 

Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslande  zu 
bestellen,  sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser 
oder  zu  Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  ein- 
zurichten. 

§  20. 

Zur  Wahrung  des  aus  der  übernommenen  Garantie  für  die  Staats- 
verwaltung entspringenden  Interesses  ist  letztere  berechtigt,  sich  die 
Ueberzeugung  zu  verschaffen,  da6s  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebs- 
einrichtung in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden, 
und  anzuordnen,  dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintan  geh  alten  und 
rücksichtlich  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes 
Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsausschusses,  sowie  den  General- 
versammlungen, so  oft  er  es  für  angemessen  findet,  beizuwohnen,  und 
allfällige,  dem  Staatsinteresse  nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren. 

Die  Staatsverwaltung  wird  Sorge  tragen,  dass  die  Ueberwachung 
der  Gebarung  in  Ökonomischer  Beziehung  in  der  Art  statt ßn de,  dass  es 
bei  der  Vorlage  der  Jahresrechnungen  in  der  Regel  nur  mehr  einer  ziffer- 
mässigen  Ueberprüfung  bedarf. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  für  diese  staatliche  Ueber- 
wachung des  Baues  und  Betriebes,  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit 
verbundene  Geschäftslast,  eine  jährliche  Pauachalvergütung,  welche  von 
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der  Staatsverwaltung  im  Verhältnisse  zur  Höhe  der  Leistungen  der 
übrigen  Eisenbahnen  bemessen  werden  wird,  an  den  Staatsschatz  zu 
entrichten. 

§  21. 

Für  die  im  §  1  bezeichnete  Bahn  werden  überdies  folgende 
finanzielle  Begünstigungen  ertheilt: 

a)  Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  von 
den  Couponßstempelgebtihren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche 
etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  während 
der  Bauzeit  und  durch  fünfzehn  Jahre,  vom  Tage  der  Betriebs- 
eröffnung. 

Für  die  Staatsvorschüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  bezahlen; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitals- 
beechaffung,  sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis 
zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung; 

c)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimsschi  ine,  sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr. 

§  22. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der 
Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen,  im  §  1  erwähnten  Eisenbahn, 
festgesetzt. 

§  23. 

Diese  Concession  erlischt  nach  Ablauf  der  im  §  22  fest» 
gesetzten  Frist. 

Sie  erlischt  aber  auch  vor  diesem  Zeitpunkte,  wenn  die  im  §  3 
festgesetzten  Termine  für  den  Beginn  und  die  Vollendung  des  Baues 
und  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  und  die 
Terminsüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  und  namentlich  auch  durch  politische  oder  finanzielle 
Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  24. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  nach  Ablauf 
von  dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  gegenwärtigen 
Concessionsurkunde,  die  concesßionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  bievon  die  Rein- 
erträgnisse der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen,  und  der  durch- 
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schnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jabre  für  die  Unternehmung 
berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht 
wenigstens  auf  fünf  Percent  in  Silber  des  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  Nominalanlagecapitales  beziffern,  so  wird  dieser  Minimal- 
betrag als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu  Grande  zu 
legende  ReinertrSgniss  festgesetzt. 

In  Ergänzung  der  vorstehenden  Bestimmungen  wurde  in  dem  Conces- 
sionirnngsprotokolle  vom  2.  August  18T1  festgesetzt,  dass  zu  dem  Nominalanlage- 
capitale  gehören: 
a)  Die  Kosten  der  Vorarbeiten  und  Projects Verfassung. 

h)  Die  Kosten  des  Baues  und  der  ersten  Betriebseinrichtung  (d.  i.  bis  zum 
Ende  des  ersten  Betriebsjahres  nach  eröffnetem  Betriebe  auf  der  ganzen 
Strecke),  sowie  alle  sonstigen  Auslagen,  welche  aus  Anlass  der  Herstellung 
und  Inbetriebsetzung  der  conoessionirten  Bahn  ausser  dem  im  Punkte  o 
bereit«  erwähnten  Betrage  notwendigerweise  bestritten  werden  müssen. 
«7  Die  fünfpercentigen  Zinsen  für  die  während  der  Bauzeit  bis  zur  Eröffnung 
des  Betriebes  auf  der  ganzen  concessionirten  Bahn  nach  Massgabe  des 
Fortschrittes  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtung  eingezahlten  Capitala- 
beträge  nach  Abzug  der  erzielten  Reinerträgnisse  von  den  etwa  früher  dem 
Betriebe  übergebenen  einzelnen  Bahnstrecken  und  der  Zinsen,  welche  aus 
den  eingezahlten  und  nicht  sofort  verwendeten  Geldern  erzielt  worden  sind. 

<1)  Die  Kosten  der   Geldbeschaffung,    beziehungsweise    der   Betrag     des  mit 
Genehmigung  des  Handelsministeriums  zugestandenen,  durchschnittlichen  Cours- 
verlustes bei  der  Aufbringung  des  baren  Gelderfordernisses  bei  Herausgabe 
der  Actien  und  Prioritfitsobligationen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue  Bauten  aus- 
geführt werden,  oder  eine  Vermehrung  der  Betriebseinricbtungen  erfolgen, 
so  können  die  diesfälligen  neuen  Kosten  dem  Anlageoapitale  zugerechnet 
werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder 
zur  Vermehrung  der  Betriebsei  nriohtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

§  25. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grundes  und 
Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues 
der  Bahn  und  des  sämmtlichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als:  Bahnhöfe, 
Auf-  und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude 
an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Aufsichtshäusern, 
samrat  allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  und  allen  unbe- 
weglichen Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotiven,  Wagen,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  so  weit 
«ie   zur  Fortsetzung  des  Betriebes   erforderlich   und    hiezu  geeignet 
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sind,  betrifft,  so  bat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche  Quantität 
nnd  bezüglich  Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  überzugehen, 
welche  der  im  Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebseinrichtung 
entspricht. 

Vgl.  Artikel  II  des  Protokolls  vom  19.  Februar  1878  (Doc.  6). 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat,  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der  aus- 
gemittelten  Rente  ohne  weiteres  Entgelt,  in  das  Eigen th um  und  in  den 
Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  früher  erwähnten 
dazu  gehörigen,  sowohl  beweglichen  als  auch  unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des  au» 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefond  es 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen errichteten,  beziehungsweise  erworbenen  besonderen  Anlagen  und 
Gebäude,  als:  Coaks-  und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen 
oder  anderen  Geräthen,  Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  andere  Depots, 
zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselben  von  der  Staatsverwaltung 
mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurden,  dass  sie  kein 
Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  26. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder 
Nichtbefolgung  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden Vorkehrungen  dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen 
noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu 
erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien 
am  eilften  Tage  des  Monates  September  im  Jahre  des  Heils  Ein- 
tausend Achthundert  Siebenzig  und  Eins,  Unserer  Reiche  im  Drei- 
undzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Hohenwart  m.  p.  Holzgethan  m.  p.  Schaffte  m.  p^. 
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4.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  22.  August 

1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  83, 

betreffend  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  der  Concessionsnrknnden 
der  k.  k.  priv.  Mährisehen  Grenzbahn  vom  6.  öecentber  1869,  R.  G.  Bl. 
Nr.  11  ex  1870,  und  rom  11.  September  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  115. 

In  Abänderung  des  Artikels  8  der  Concessionsurkuude  vom  6.  De- 
cember  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  11  ex  1870,  dann  des  §  8  der  Conces- 
sioD8nrkunde  vom  11.  September  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  115,  für  die 
k.  k.  priv.  Mährische  Grenzbahn  haben  anf  Grundlage  des  Gesetzes  vom 
15.  Juli  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  64,  betreffend  die  Maximaltarife  für  die 
Personenbeförderung  auf  den  Eisenbahnen,  sowie  über  Allerhöchste  Er- 
mächtigung an  Stelle  der  einschlägigen,  die  Personenbeförderung  be- 
treffenden Bestimmungen,  die  nachstehenden  Normen  zu  treten: 

1.  Als  Maximaltarif  für  den  Personentransport  wird  festgesetzt, 
und  zwar:  ^ 

pro  Person 
und  Kilom. 

für  die     I.  Classe  4  8  Kreuzer 

n        n       ^1*         n        ......      3  6  „ 

Ti    »in«    »    ...     ...  2*4  „ 

österr.  Währ,  in  Silber. 

2.  Bei  Eilzügen  dürfen  diese  Tarifsätze  um  20  Percent  erhöht 
werden,  wenn  dieselben  nicht  bloss  Waggons  I.  Classe  führen,  und  wo- 
fern die  durchschnittliche  Geschwindigkeit  dieser  Züge  (inclusive  der 
Aufenthalte  in  den  Stationen)  auf  jenen  Strecken,  wo  keine  Steigungen 
von  15  pro  mille  und  darüber  vorkommen,  mindestens  37  Kilometer,  auf 
Strecken  mit  Steigungen  von  15  pro  mille  und  darüber  aber  mindestens 
24  Kilometer  per  Zeitstunde  beträgt. 

3.  Für  gemischte  Züge  sind  obige  Tarife  um  20  Percent  zu  er- 
mässigen.  Ausnahmen  hiervon,  die  nur  für  Strecken,  auf  welchen  ledig- 
lich gemischte  Züge  verkehren,  zulässig  sind,  bedürfen  der  ausdrücklichen 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

4.  Sollte  sich  das  Bedürfnies  nach  weitergehenden  Ermässigungen 
herausstellen  und  sollte  in  diesem  Falle  die  Gesellschaft  nicht  in  der 
Lage  sein,  entsprechende  Erleichterungen  in  der  III.  Wagenclasse  zu 
gewähren,  so  ist  dieselbe  gehalten,  über  Aufforderung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums auf  der  von  demselben  bezeichneten  Strecke  eine  IV.  Classe 
(Stehwagen)  mit  dem  Tarifsatze  von  1*5  kr.  österr.  Währ,  in  Silber  per 
Person  und  Kilometer  einzuführen. 

5.  Auf  einer  und  derselben  Verkehrslinie,  in  derselben  Verkebrs- 
richtung  und  unter  den  gleichen  Bedingungen  dürfen  die  Gesammttrans- 
portskoeten  für  eine  näher  gelegene  Station  nicht  höher  sein,  als  für 
eine  entferntere. 

6.  Insolange  die  Gesellschaft  die  Staatsgarantie  in  Anspruch  nimmt, 
dürfen  Freikarten,  welche  nicht  nur  für  einzelne  Fahrten  Giltigkeit  haben, 
nur  mit  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  ausgefolgt  werden. 
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Diese  Freikarten  müssen  auf  einen  bestimmten  Namen  oder  auf  eine 
bestimmte  Dienstkategorie  lauten. 

7.  Die  Feststellung  der  Tarifsätze  für  die  mit  dem  Personen- 
transporte im  Zusammenbange  stehende  Beförderung  von  Gepäck,  Fahr- 
zeugen und  lebenden  Thieren,  sowie  hinsichtlich  sämmtlicher  Neben- 
bestimmungen  für  die  Beförderung  von  Personen  bleibt  Dach  Anhörung 
der  Gesellschaft  dem  k.  k.  Handelsministerium  vorbehalten 

Für  jedes  ganze  Fahrbillet  wird  ein  Freigewicht  von  25  Kilogramm 
und  für  jedes  halbe  Billet  ein  solches  von  12  Kilogramm  festgesetzt. 

8.  Bei  der  Berechnung  der  Fahrpreise  und  der  Gebühren  für  die 
mit  dem  Personentransporte  im  Zusammenhange  stehende  Beförderung 
von  Sachen  kann  für  Strecken  mit  Steigungsverbältnissen  von  15  pro 
mille  und  darüber  die  l72fache  Länge  der  fraglichen  starken  Steigungen 
und  Gefälle  zu  Grunde  gelegt  werden.  Diese  Bestimmung  findet  auch 
auf  den  Güterverkehr  Anwendung. 

9.  Alle  neuen  Tarife  im  Pqrson enverkehre,  sowie  jede  Aufhebung 
oder  Abänderung  der  schon  bestehenden  Tarife  hat  die  Gesellschaft 
mindestens  14  Tage  vor  dem  Inslebentreten  der  bezüglichen  Tarifmass- 
nahmen  nach  den  Anordnungen  des  k.  k.  Handelsministeriums  öffentlich 
kundzumachen. 

10.  Die  Bestimmungeen  für  die  Beförderung  von  Militärpersonen 
werden  durch  vorstehende  Festsetzungen  nicht  berührt. 

Chlumecky  m.  p. 

5.  Protokoll  vom  19.  Februar  1878, 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium. 

G  egenwärtig: 

Von  Seite  der  k.  k.  Regierung: 

Der    Herr    Generaldirector  des  öster- 
reichischen    Eisenbahnwesens,    k.  k. 
Sectio  nschef 
Wilhelm  v.  Nördling. 

Der  Herr  Sectionsrath  im  k.  k.  Finanz- 
ministerium 
Johann  Bayer. 

Der  Herr  Generalinspector,  k.  k.  Regie- 
rungsrath 
Eugen  Hörner. 

Als  Schriftführer  Ministerialconcipist  Dr.  Ernst  v.  Koerber. 

Gegenstand 

der  Verhandlung    ist    die   Durchführung    der    auf    die    k.    k.  priv. 
Mährische  Grenzbahn  bezüglichen  Garantiebestimmungen. 

Nachdem  bei  der  Anwendung  einiger  auf  die  Garantieverhaltmsse 
Bezug  habender  Bestimmungen  der  Concessionsurkunde  vom  11.  Sep- 
tember 1871  sich  Unsicherheiten  ergeben  haben,  sowie  in  Erledigung 


Von  Seite  der  k.  k.  priv.  Mährischen 
Grenzbahn: 

Das    Mitglied    des  Verwaltungsrathes, 
Herr 
Leon  Schmid. 

Der  Generalsecretfir  Herr    kais.  Rath 
Ignaz  Kohn. 
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der  gesellschaftlichen  Eingabe  vom  2.  November  1876,  Handelsministerial- 
Zabl  34016,  werden  unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  Ihrer  Excellenzen 
des  Herrn  k.  k.  Finanzministers  und  des  Herrn  k.  k.  Handelsministerg 
nachstehende  Vereinbarungen  getroffen: 

Artikel  I. 
Reservefond. 

Der  durch  §  18  der  Concessionsurkande  vorgeschriebene  Reserve- 
fond der  Linie  Sternberg-Grulich  wird  als  am  1.  Juli  1875,  und  zwar 
mit  nachstehenden  Beträgen  gebildet  erachtet: 

a)  Minderleistungen  der  Bauunternehmung  ....       h\  152.859  14 

b)  Minder aDBcbaffiiDg  von  Fahrbetriebsmitteln  160.469  40 
•~)  In  Regie  erzielte  Ersparnisse   ...                  „  82.975*09 

Zusammen  fl.  396.303*63 

Hiezu  ist  in   den  Jahren  1875  und  1876  ferner 
gekommen : 

d)  Der  Werth  rückgewonnener  Materialien,  und  zwar: 
vom  zweiten  Geleise  Blauda-Schönberg  die  Hälfte 

von  fl.  22.800   .   .       .       .   fl.    11.400  — 

vom  vierten  Geleise  in   Deutsch-Liebau    ....    „  8.011*29 

vom  Treu  blitzer  Schottergrubengeleise  _  4.861*83 

vom  fünften  Geleise  in  Grulich  (kommt  1877  zur 
Buchung). 

'•  i  Für  die  Uebertragung  zweier  Eisenconstructionen 
von  der  Strecke  Grulich-Reichsgrenze  auf  die 


Hohenstadt-Zöptauer  Linie   „  1.335*40 

fj  Altmaterialien   „  2.380*  15 

Zusammen  fl.  424.292  30 

Dagegen  ist  in  derselben  Periode  in  Abfall  gekommen: 

aj  Vervollständigung  der  Material vorräthe   fl.  60.000*  — 

bj  Anschaffung  von  20  Lastwagen  in  1875    ...    .  „  32.763  1 7 

••)  Sonstige  Baukosten  1875    „  7.956  07 

d)  Baukosten  1876    „  8.804*86 

<?)  Wiederverwendetes  Material  bei  Legung  des  vierten 

Geleises  Frankstadt   „  7.247*59 

fj  Erweiterung  Märzdorf    v  4.188*60 

yj  Ersatz  von  weichen  Schwellen  durch  harte: 

10.000  +  3306*22    „  13.306  22 

h )  Oberbaumaterial     in    Wichßtadtl-Lichtenau  ver- 
wendet (kommt  1877  zur  Buchung)   B  — 

Abzuziehende  Summe  fl.  134.266*51 
Hieraus  ergiebt  sich  mit  Ende  1876  ein  Activ- 


saldo  von  fl.  290.025*79 

Die  Hectitanrkundcn  der  öiterr.  Rl»enh»hn«n.  II.  17 
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Es  iet  wohl  verstanden,  dass  der  Reservefond  vom  1.  Januar  1877 
an  auch  alle  weiteren  Vollendungs-  oder  Erweiterungsbauten  uud  Nach- 
8chaffongen,  wie  insbesondere  den  concessionsmässigen  Anschluss  an 
die  Nordwestbahn,  die  Militärrampe  u.  s.  w.  in  Sternberg  zu  tragen 
hat,  insofern e  deren  Kosten  nicht  in  die  Betriebsrechnung  zugelassen 
werden,  oder  sich  nicht  auf  die  nicht  garantirte  Linie  Hohenstadt» 
Zöptau  beziehen. 

Falls  zwischen  Schönberg  und  Blauda  das  zweite  Hauptgeleise 
wieder  hergestellt  werden  wollte,  so  wären  dessen  Kosten  hälftig  von 
jeder  der  beiden  Linien  zu  tragen,  welche  dadurch  wieder  anstatt  des 
einen  Gemeinbesitz  bildenden  einzigen  Hauptgeleises  je  ein  eigenes 
Hauptgeleise  bekämen. 

Für  die  in  den  Jahren  1877 — 1879  als  Ersatz  für  weiche  Schwellen 
verwendeten  Eichenschwellen  sind  (wie  auch  oben  sub  g  pro  1876  ge- 
schehen) 40  Percent  der  Anschaffungskosten  der  letzteren  auf  Reserve- 
fond und  60  Percent  auf  Betrieb  zu  verrechnen. 

Die  Fructificationszinsen  aus  dem  Reservefond  sind  der  Betriebs- 
rechnung Sternberg-Grulich  nach  dem  factisch  erzielten  Zinsfusse  gut- 
zubringen und  werden  für  die  ersten  Betriebsjahre  folgendermassen 
beziffert: 

1875  mit    7.000  fl.  —  Noten 

1876  „    14.000  „  — 

Artikel  II. 

M  aterialvorrath. 

Die  im  Sinne  des  §  25  der  Concessionsurkunde  zu  der  ersten 
Betriebseinrichtung  gehörigen  Material vorräthe,  als  da  sind:  Oberbau- 
materialien, Reservebestandtheile  für  Locomotiven  und  Wägen,  Brenn-, 
Beleuchtungs-,  Schmier-  und  Putzmaterial,  Werkstätten  vorräthe,  Druck- 
sorten und  Fahrkarten,  Cassenbestände  u.  s.  w.  werden  mit  fl.  90.000 
beziffert,  wovon  fl.  30.000  von  verschiedenen  Naturalleistungen  der 
Bauunternehmung  herrühren,  und  der  Rest  von  60.000  fl.  dem 
Reservefonde  entstammt. 

Artikel  III. 

Vertheilung  der  gemeinschaftlichen  Einnahmen. 

Die  Strecke  Schönberg-Blauda  gilt  als  integrirender  Bestandteil 
sowohl  der  garantirten  Linie  Sternberg-Grulich,  als  der  nicht  garantirten 
Linie  Hohenstadt-Zöptau  und  soll  bei  Bemessung  der  Längenantheile 
mit  ihrer  halben  Länge  der  garantirten  Linie  und  mit  der  anderen 
Hälfte  der  ungarantirten  Linie  zugerechnet  werden. 

Letztere  Bestimmung  wird  jedoch  nur  successive  bei  Neuaufstellung 
oder  Umarbeitung  von  Tarifen  in  Anwendung  kommen. 
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Artikel  IV. 

Vertheilung  der  gemeinschaftlichen  Ausgaben. 

Die  gemeinsamen  Ausgaben  beider  Linien  sind  vom  1.  Januar 
1 877  an  folgen  der massen  zu  vertb  eilen : 

a)  Die  Kosten  der  allgemeinen  Verwaltung  und  der  Centraileitungen 
der  drei  Hauptdienstzweige  80  Percent  zu  Lasten  der  garantirten, 
20  Percent  zu  Lasten  der  ungarantirten  Strecke; 

b)  die  Dotirung  der  Pensions-  und  Unterstützungscassen  wie 
sub  a ; 

e)  die  Kosten  des  Fahrdienstes  im  Verhältnisse  der  von  beiden 
Linien  genossenen  Acbskilometer,  ohne  Unterschied  der  Personen- 
und  Lastwagen; 

d)  die  Kosten  der  Zugförderung  im  Verhältnisse  der  auf  beiden 
Linien  zurückgelegten  Zugskilometer  inclusive  der  Schneepflugs- 
und Materialzugsfahrten ; 

e)  die  Keparaturs-  und  Ersatzauslagen  für  Fahrbetriebsmittel  (Loco- 
motiven  und  Wagen)  im  Verhältniss  der  auf  beiden  Linien  vou 
Personen-  und  Lastwagen  zurückgelegten  Anzahl  Achskilometer; 

f)  die  an  andere  Bahnverwaltungen  gezahlte  oder  von  ihnen 
empfangene  externe  Locomotiv-  und  Wagenmiethe  im  Verhältnisse 
von  80  Percent  für  die  garantirte  und  20  Percent  für  die  ungarantirte 
Strecke  ohne  interne  Miethabrechnung; 

g)  die  Kosten  des  Stationsdienstes  in  Schönberg  und  in  Blauda 
80  Percent  zu  Lasten  der  garantirten,  20  Percent  zu  Lasten  der 
ungarantirten  Linie; 

hj  die  Kosten  der  gesammten  Bahnaufsicht  und  Bahnerhaitang 
(jedoch  mit  Ausnahme  der  schon  sub  a  erwähnten  Centraileitung) 
der  gemeinschaftlichen  Strecke  vom  Divergenzpunkte  des  Zöptauer 
Flügels  bis  inclusive  zur  Anschlussweiche  des  Hohenstädter 
Flügels  in  Blauda,  60  Percent  zu  Lasten  der  garantirten,  40  Per- 
cent zu  Lasten  der  ungarantirten  Linie. 

Bei  Ermittlung  der  Zugs-  und  Achskilometer  ist  die  gemein- 
schaftliche Strecke  Schönberg-Blauda  wie  im  Artikel  3  zu  behandeln. 

Artikel  V. 
Monatliehe  Buchungen. 

Am  Schlüsse  eines  jeden  der  ersten  elf  Monate  eines  Gegenstands- 
jahres kann  die  Vertheilung  der  gemeinschaftlichen  Kosten  provisorisch 
nach  den  für  das  Vorjahr  ermittelten  Schlüsseln  erfolgen. 

Am  Jahresschlüsse  jedoch  sind  die  dem  Gegenstandsjahre  ent- 
sprechenden Theilungeschlüssel  zu  ermitteln  und  derart  in  Anwendung 
zu  bringen,  dass  die  in  den  Vormonaten  etwa  stattgehabten  Differenzen 
mit  Jahresschluss  ausgeglichen  werden. 

17* 
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Hiemit     wurde      das    Protokoll    geschlossen,    vorgelesen  and 
gefertigt. 

Für  die  k.  k.  Regierung:  K.  k.  priv.  Mährische  Grenzbahn: 

W.  Nördling  m.  p.  Schmid  m.  p. 

Joh.  Bayer  m.  p.  Kohn  m.  p. 

E.  Hoerner  m.  p. 

Dr.  Ernst  v.  Koerber  m.  p. 
k.  k.  Ministerialconoipisr,  als  Schriftführer. 

Die  vorstehenden  Protokollarbestimmungen  erhielten  unter  dem  IT.  April 
1878,  Z.  1171/F.  M.,  die  vorbebaltene  Genehmigung. 

6.  Gesetz  vom  21.  April  1879,  R,  G.  Bl.  Nr.  69. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  dea  Reichsrathes  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  der  Actiengesellschaft:  „K.  k. 
priv.  Mährische  Grenzbahn"  behufs  VolleinlösuDg  ihres  Prioritäten  - 
coupons  einen  mit  5  Percent  verzinslichen  Vorschuss  bis  zur  Höhe  von 
75.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  für  den  Bedarf  des  Jahres  1879  zu 
gewähren. 

Durch  diesen  ausserordentlichen  Vorschuss  wurde  die  Bahngesellschait  in 
die  Lage  gesetzt,  für  das  Jahr  1879  die  Coupons  der  öpercentigen  Prioritäts- 
obligationen noch  voll  einzulösen.  Die  weiteren  ab  1.  März  1880  fälligen  Obli- 
gationencoupons konnten  nur  mehr  mit  4  fl.  österr.  Währ.  Silber  ausbezahlt 
werden,  während  der  Restbetrag  von  1  fl.  österr.  Währ.  Silber  jeweilig  gegen 
Ausfolgung  eines  Restcoupons  vorbehaltlich  einer  achttägigen  Kündigung  von 
Seite  des  Curators  auf  unbestimmte  Zeit  gestundet  werden  musste. 

* 

Artikel  II. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Zeitpunkte  seiner  Kundmachung  in 
Wirksamkeit.  Mein  Handelsminister  und  Mein  Finanzminister  sind  mit 
dem  Vollzuge  desselben  beauftragt. 

Wien,  21.  April  1879. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Stremayr  m.  p.  Chlumecky  m.  p.  Pretls  m.  p. 
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7.  Modalitäten 

der  Vebernahnie  und  der  Führung-  des  Betriebes  der  k.  k.  priv.  Mährischen 

Grenzbahn  durch  den  Staat. 

(Festgestellt  mittelst  Protokolls  vom  15.  April  1883,  Z.  575/H.M.) 

§  i. 

Die  Uebernahme  und  die  Führung  des  Betriebes  der  k.  k.  priv. 
Mährischen  Grenzbahn  durch  den  Staat  bezieht  sich  auf  das  gesammte 
gesellschaftliche  Eisenbahnunternehmen,  und  zwar  sowohl  auf  die 
garantirte  Linie  Sternberg- Grulich  (Lichtenau),  als  auch  auf  die  nicht 
garantirte  Linie  Hohenstadt-Zöptau,  sammt  allem  beweglichen  und  un- 
beweglichen Zugehör,  und  hat  diese  Betriebsführung  bezüglich  der 
beiden  vorgenannten  Linien  insolange  zu  dauern,  als  die  k.  k.  Staats- 
verwaltung auf  Grund  dea  Gesetzes  vom  14.  December  1877,  R.  G.  Bl. 
Nr.  112,  §  4,  zur  Führung  des  Betriebes  der  vorgedachten  garantirten 
Linie  berechtigt  erscheint. 

§  2. 

Die  für  die  Linie  Sternberg- Grulich  (Lichtenau)  uud  für  die  Linie 
Hohenstadt-Zöptau  bestehenden  beiden  Reservefonde  werden  von  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  übernommen  und  im  Sinne  der  Bestimmungen 
des  VII.  Abschnittes  der  Gesellschaftsstatuten  §§  51  bis  inclusive  54, 
sowie  in  Gemässheit  der  bezüglich  der  Verwendung  des  Reservefondes 
der  garantirten  Linie  in  dem  Protokolle  vom  19.  Februar  1878,  Artikel  I, 
getroffenen  Vereinbarungen  verwaltet. 

Für  Verwendungen  aus  diesen  ReservefondeD,  welche  die  Bau- 
rechnungen der  gesellschaftlichen  Linien  dauernd  belasten,  bleibt  die 
Zustimmung  des  Verwaltungsrathes  der  k.  k.  priv.  Mährischen  Grenz- 
babn  vorbehalten,  soweit  dieselbe  nicht  in  einer  gesetzlichen  oder 
conceBsionsmässigen  Verpflichtung  der  Gesellschaft  ihre  Begründung 
finden.  Durch  diesen  Vorbehalt  wird  die  staatliche  Betriebsverwaltung 
nicht  gehindert,  auch  bezüglich  der  nicht  garantirten  Linie  Hohenstadt- 
Zöptau  jene  Massnahmen  unverweilt  zu  treffen,  welche  nach  dem 
Erkenntnisse  des  Handelsministers  zur  Aufrecbtbaltung  der  Ordnung 
und  Sicherheit  des  Verkehres  dringend  nothwendig  sind. 

§  3. 

Die  Betriebsrechnungen  für  die  Linie  Sternberg- Grulich  und  für 
die  Linie  Hohenstadt-Zöptau  werden  im  Sinne  des  §  45  der  Gesell- 
schaftsstatuten und  in  Gemässheit  der  diesfalls  infolge  des  Garantie- 
verhältnisses bezüglich  der  ersteren  Linie  getroffenen  Bestim- 
mungen getrennt  aufgestellt  werden,  und  haben  hiebei  insbesondere  in 
Absicht  auf  die  Vertheilung  der  gemeinsamen  Einnahmen  und  Ausgaben 
die  Bestimmungen  der  §§  3  und  4  des  Protokolles  vom  19.  Februar 
1878  und  des  Erlasses  des  k.  k.  Handelsministers  vom  26.  Jänner  1882, 
Nr.  35046  ex  1881,  Anwendung  zu  finden. 
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§  *• 

Durch  die  Uebernahme  des  Betriebes  von  Seite  des  Staates  werden 
die  sonstigen  Rechte  und  Pflichten  der  Gesellschaft  nicht  berührt. 

Der  Actiengesellschaft  verbleibt  die  Verfügung  über  diejenigen 
Beträge,  welche  sich  nach  Massgabe  der  der  Gesellschaft  alljährlich 
mitzuth eilenden  Betriebsrechnungen  der  beiden  Linien  und  der  staat- 
lichen Garantieleistung  für  die  Linie  Sternberg-Grulicb,  dann  mit  Rück- 
sicht auf  die  Ergebnisse  des  gesellschaftlichen  Zinsen-  und  Agiocontos 
als  Ueberschuss,  beziehungsweise  als  Reinertrfigniss  ergeben. 

§  5. 

Dem  Verwaltungsrathe  obliegt  ausser  der  im  §  2  normirten  Ein- 
flussnahme  auf  die  Verwaltung  der  beiden  Reservefonde  die  Verfügung 
Über  die  Verzinsung  und  Amortisation  der  gesellschaftlichen  Titres, 
dann  die  concessionsmässige  Mitwirkung  bei  Festsetzung  der  Garantie- 
rechnung, die  Aufstellung  der  Jahresbilanz,  die  Erstattung  des  Ge- 
schäftsberichtes, die  Einberufung  und  Durchführung  der  Generalver- 
sammlungen und  die  Verwendung  des  Reinerträgnisses  nach  den  Be- 
schlüssen der  Generalversammlung. 

Zu  diesem  Bebufe  wird  die  k.  k.  Betriebsverwaltung  den  erzielten 
Reinertrag  aus  dem  Betriebe  der  beiden  Bahnlinien  dem  Verwaltunge- 
rathe  zur  Verfügung  stellen  und  werden  diesem  auch  die  nach  Mass- 
gabe des  Reinerträgnisses  der  garantirten  Linie  erforderlichen  Garantie- 
beträge angewiesen. 

§  6- 

Die  Uebernahme  des  im  §  1  bezeichneten  Betriebes  durch  den 
Staat  wird  im  Handelsregister  bei  der  gesellschaftlichen  Firma  ange- 
merkt und  in  geeigneter  Weise  verlautbart. 

Das  zur  Führung  des  vom  Staate  übernommenen  Betriebes  bestellte 
Organ  erhält  bis  auf  Weiteres  die  Bezeichnung  „k.  k.  Betriebs  Verwalter*' 
und  wird  in  den  Angelegenheiten  der  ihm  obliegenden  Betriebsverwaltung 
unter  Beisetzung  seiner  Unterschrift  zeichnen:  „Der  k.  k.  Betriebs- 
verwalter der  Mähriscben  Grenzbahn".  —  Demselben  wird  ein  Stell- 
vertreter beigegeben,  welcher  zeichnen  wird:  „Der  Stellvertreter  des 
k.  k.  Betriebsverwalters  der  Mährischen  Grenzbahn". 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  behält  sich  jedoch  vor,  späterhin  die 
Betriebsftihrung  durch  eine  für  die  Mährische  Grenzbahn  und  andere 
dem  Staate  gehörige  oder  vom  Staate  betriebene  Bahnen  zu  errichtende 
einheitliche  Central  verwaltungssteile  besorgen  zu  lassen,  deren  Be- 
nennung und  Firmazeicbnung  seinerzeit  bekannt  gegeben  werden  wird. 

Sämmtliche  gesellschaftliche  Dienststellen  und  Geschäfts- 
abtheilungen treten  unter  die  Amtsgewalt  des  als  k.  k.  Betriebs- 
verwaltung fungirenden  Staatsorganes  und  wird  das  gesammte  gesell- 
schaftliche Personal  unter  Wahrung  der   von  demselben  erworbenen 
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Rechte  vom  Zeitpunkte  der  Uebernahme  des  im  §  1  bezeichneten 
Betriebes  vom  Staate  übernommen. 

Vgl.  die  Anmerkungen  zu  Artikel  5  der  Concessionsurkunde  vom  6.  De- 
cember  1869  (Doc.  1)  und  zu  §  5  der  Concessionsurkunde  vom  11.  September 
1871  (Doc.  8). 

§  7- 

Um  den  Actionären  die  Auslagen  eines  eigenen  Verwaltungs- 
bnreaus  zu  ersparen,  wird  der  k.  k.  Betriebsverwalter  die  dem  Ver- 
waltungsratbe  zur  Ausübung  seiner  Functionen  nötbigen  Bureauarbeiten 
durch  ihm  unterstehende  Organe  der  k.  k.  Betriebsverwaltung  besorgen 
lassen. 

Ebenso  wird  der  k.  k.  Betriebsverwalter  dem  Verwaltungsrathe 
ein  geeignetes  Local  für  die  Verwaltungsrathssitzungen  und,  soweit 
biezu  geeignete  Amtslocalitäten  zur  Verfügung  stehen,  auch  für  die 
Generalversammlungen  der  Actionäre  beistellen  und  wird  die  Geld- 
gebarung für  den  Verwaltungsrath  durch  die  der  k.  k.  Betriebs- 
verwaltung unterstehende  Hauptcassa  versehen  lassen. 

§  8. 

Die  dem  Verwaltungsrathe  in  Bezug  auf  den  Pensionsfond  und 
die  Krankencassa  der  Bediensteten  der  k.  k.  priv.  Mährischen  Grenz- 
bahn zustehenden  Rechte  und  Pflichten  gehen  auf  die  k.  k.  Betriebs- 
verwaltung über. 

Dem  k.  k.  Betriebsverwalter  bleibt  es  unbenommen,  diese  Rechte 
persönlich  oder  durch  einen  Stellvertreter  auszuüben. 

§  9- 

Der  k.  k.  Betriebs  Verwalter  wird  sein  Amt  am  1.  Juni  1883  an- 
treten und  mit  diesem  Tage  der  Staatsbetrieb  der  k.  k.  priv.  Mährischen 
Grenzbahn  beginnen. 

Der  Verwaltungsrath  wird  die  gesellschaftlichen  Beamten  und 
Diener  anweisen,  den  k.  k.  Betriebs  Verwalter  in  der  Erfüllung  seiner 
Function  mit  besten  Kräften  und  mit  der  bisher  bethätigten  Pflichttreue 
zu  unterstützen.  Dagegen  wird  der  k.  k.  Betriebsverwalter  jene  Organe, 
welche  infolge  seiner  Anordnung  Geschäfte  für  den  Verwaltungsrath 
besorgen,  verhalten,  diese  Geschäfte  mit  der  gleichen  Sorgfalt  und  dem 
gleichen  Eifer  zu  versehen,  wie  sie  hiezu  hinsichtlich  der  Geschäfte 
der  k.  k.  Betriebsverwaltung  verpflichtet  sind. 

Mit  31.  Mai  1883  erlischt  jede  Ingerenz  des  Verwaltungsrathes 
auf  die  dem  k.  k.  Betriebsverwalter  übertragenen  Agenden  der  Ver- 
waltung und  Geschäftsführung. 

§  10. 

Die  Uebernahme  der  Fahrbetriebsmittel,  Inventarstücke,  Cassa- 
bestände,  dann  Material-  und  Inventarvorräthe  jeder  Art   erfolgt  auf 
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Grund  der  nach  den  bisherigen  Dienstvorschriften  und  Instructionen 
aufzustellenden  Inventarien  und  Abschlüsse  per  31.  Mai  1883. 

Dem  k.  k.  Betriebsverwalter  bleibt  vorbehalten,  sich  auf  jede 
geeignete  Weise,  insbesondere  durch  ehestens  vorzunehmende  Scontrirung 
von  der  Richtigkeit  der  Aufstellungen  zu  überzeugen. 

Für  Abgänge,  die  sich  bei  der  Scontrirung  gegenüber  dem  Inventar 
oder  Abschlüsse  ergeben  sollten,  bleibt  die  Gesellschaft  in  dem  bis- 
herigen Umfange  verantwortlich,  soweit  der  Abgang  nicht  nachweisbar 
erst  nach  dem  31.  Mai  1888  entstanden  ist. 

Insoferne  die  k.  k.  Staatsverwaltung  in  den  Fall  kommen  sollte, 
der  Gesellschaft  den  Betrieb  der  Bahn  wieder  zu  übergeben,  sind  die 
dann  vorhandenen  Inventarstücke,  sowie  die  Materialvoiräthe,  und  zwar 
diese  letzteren  in  dem  bei  der  dermaligen  Uebernahme  constatirten 
Werthe  in  natura  oder,  durch  Baarvergtitung  auf  Grund  der  von  der 
k.  k.  Betriebsverwaltung  geführten  Bücher  rückzustellen. 

§  IL 

Vom  heutigen  Tage  angefangen  dürfen  Veräusserungen  von  In- 
ventargegenständen, Materialien,  einzelnen  Grundstücken  u.  dgl.,  sowie 
Vertragsabschlüsse  überhaupt,  dann  Ernennungen  und  Beförderungen 
gesellschaftlicher  Bediensteter  nur  mit  Zustimmung  des  designirten  k.  k. 
Betriebsverwalters  vorgenommen  werdeD. 

8.  Statuten 

der  k.  k.  priv.  Mährischen  Grenzbabu. 

I.  Abschnitt. 
Gründung,  Zweck  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

§  i. 

Die  Concessionäre:  Gebrüder  Klein,  dann  Eduard  Oberleithner, 
Carl  Oberleithner,  Alois  Scholz,  Ignaz  Seidl,  Carl  Siegl  sen.,  Franz 
Leischner,  Hielle  &  Diettrich  gründen  hiemit  infolge  der  durch  §  12, 
respective  Artikel  13  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunden  vom 
11.  September  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  115,  und  vom  6.  December  1869, 
R.  G.  Bl.  Nr.  11  ex  1870,  erlangten  Berechtigung,  eine  in  alle  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  der  Concessionäre  als  solche  eintretende  Actien- 
gesellschaft,  welche  zwischen  allen  Besitzern  der  nach  den  Bestim- 
mungen dieser  Statuten  auszugebenden  Actien  bestehen  wird. 

§  2. 

Der  Zweck  dieser  Gesellschaft  ist: 
a)  Der  Bau  und  Betrieb  der  mit  der  Allerhöchsten  Concessions- 
urkunde   vom   11.   September    1871  •  concessionirten  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Sternberg  im  Anschlüsse  an  die  mäbrisch-schlesische 
Nordbahn  über  Mährisch-Neustadt,  Mährisch-Schönberg,  Hannsdorf 
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und  Grulich  au  einen  Punkt  der  Eisenbahnlinie  Wildensch  wert - 
Mittelwalde  nächst  der  österreichisch-preussischen  Grenze  (Linie 
Sternberg-Mittelwalde) ; 

b)  die  Uebernahme  und  der  Betrieb  der  mit  der  Allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde  vom  6.  December  1869  concessionirten  Locomotiv- 
eisenbabn  von  Hohenstadt  im  Anschlüsse  an  den  Olmtitz- Trübauer 
Fitigel  der  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft  über 
Mährisch-Schönberg  nach  Zöptau  zu  den  dortigen  Eisenwerken 
(Linie  Hohenstadt-Zöptau) ; 

c)  der  Bau  und  Betrieb  von  Flügelbahnen  zu  einzelnen  industriellen 
Etablissements  im  Sinne  des  §  4  beider  Concessionsurkunden ; 

d)  die  Erwerbung  von  Concessionen  für  weitere  Anschlussbahnen, 
der  Bau  und  Betrieb  derselben; 

ej  die  Bestellung  von  Agenden  im  In-  und  Auslände,  die  Errichtung 
von  Transportmitteln  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser  oder 
zu  Lande  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  (§19 
der  Concessioneurkunde  vom  11.  September  1871  und  Artikel  14 
der  Concessionsurkunde  vom  6.  December  1869); 

f)  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  von  Kohlengruben,  sowie  die 
Erwerbung,  der  Bau  und  Betrieb  von  Industrialwerken,  welche 
im  Sinne  des  §  25  der  Concessionsurkunde  vom  11.  September 
1871  und  des  Artikel  20  der  Concessionsurkunde  vom  6.  De- 
cember 1869  errichtet  werden. 

§  3. 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien  und  führt  die  beim 
Handelsgericht  zu  registrirende  Firma:  „K.  k.  priv.  Mährische  Grenz- 
babn". 

§  4. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechtswirksam 
durch  die  amtliche  „Wiener  Zeitung". 

§  5. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  Actiencapital  gezeichnet 
ist,  vierzig  Percent  darauf  eingezahlt  sind  und  die  Firma  in  das  Handels- 
register eingetragen  ist. 

Sie  endet  mit  dem  Erlöschen  der  im  §  1  bezeichneten  Concessionen, 
löst  sich  jedoch  schon  früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen  Bahnen  vom 
Staate  oder  von  einer  anderen  Unternehmung  eingelöst  oder  von  der 
Gesellschaft  veräussert  werden  und  in  diesem  Falle  nicht  die  Fort- 
setzung der  Gesellschaft  für  ihre  übrigen  etwa  im  Sinne  des  §  2,  lit.  e 
bis  fy  errichteten  Unternehmungen  beschlossen  wird. 
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H.  Abschnitt. 

Gesellschaftlicher  Unternehmungsfond  (Anlagecapital). 

§  6. 

Der  gesellschaftliche  Unternehmungsfond  (das  Anlagecapital) 
besteht: 

1.  Aus  dem  Actiencapital  im  Betrage  von  neun  Millionen  Gulden 
(9,000  000  fl.)  österr.  Währ.; 

2.  aus  den  durch  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  im  Betrage 
von  acht  Millionen  Gulden  (8,000.000  fl.)  österr.  Währ,  beschafften 
Mitteln. 

Von  diesem  Anlagecapital e  entfällt: 

Auf  die  Linie  Sternberg-Mittelwalde  der  Betrag  von  8  Millionen 
Gulden  in  Actien  und  7  Millionen  in  Prioritätsobligationen; 

auf  die  Linie  Hohenstadt-Zöptau  der  Betrag  von  einer  Million 
Gulden  in  Actien  und  einer  Million  in  Prioritätsobligationen. 

Diese  nur  für  die  Concessionsverhältnisse  massgebende  Bestimmung 
begründet  jedoch  keinen  Unterschied  in  den  Rechten  der  Besitzer  von 
Actien  und  Prioritätsobligationen,  welche  untereinander  vollständig 
gleichgestellt  sind. 

§  7. 

Für  den  Fall  einer  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unter- 
nehmung im  Sinne  des  §  2,  lit.  c  bis  f,  dieser  Statuten  wird  die 
Erhöhung  des  Unternehmungsfondes  durch  Ausgabe  ueuer  Actien  oder 
durch  Aufnahme  von  Priortiätsanlehen  unter  Einhaltung  der  im  §  12, 
respective  im  Artikel  13  der  beiden  Concessionsurkunden  festgesetzten 
Beschränkung  über  Beschluss  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  vorbehalten. 

§ 

Die  Actien  und  Obligationen  lauten  auf  den  Inhaber,  und  werden 
sowohl  die  Actien  als  die  Obligationen  im  Betrage  von  200  Gulden 
iu  Silber  gleich  133V3  Thaler,  gleich  23373  Gulden  süddeutscher 
Währung  ausgestellt. 

Die  Zinsen  der  Obligationen  sind  stets  ohne  jeden  Abzug  an  Ein- 
kommensteuer auszubezahlen. 

§  9- 

Nach  baarer  Einzahlung  von  40  Percent  des  Nominalbetrages 
der  Actien  sind  die  Zeichner  von  der  Haftung  für  weitere  Einzahlungen 
befreit  und  werden  auf  Inhaber  lautende  Interimsscheine  ausgegeben, 
auf  welchen  die  weiteren  Einzahlungen  ersichtlich  zu  machen  sind. 
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§  10. 

Weitere  baare  Einzahlungen  auf  die  Actien  erfolgen  in  den  von 
dem  Verwaltungsrathe  der  Gesellschaft  (§§  15  und  16)  ausgeschriebenen 
Raten  und  Terminen. 

Kein  Actionär  kann  zu  einer  Zahlung  über  den  Nominalbetrag 
seiner  Actie  verhalten  werden. 

§  ii. 

Wenn  von  einem  Actionär  die  Einzahlung  einer  fälligen  Rate 
(§  10)  nicht  rechtzeitig  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von 
6  Percent  Verzugszinsen  verpflichtet. 

Die  Gesellschaft  ist  überdies  berechtigt,  nach  Erlassung  der  im 
Artikel  221  des  Handelsgesetzes  vorgeschriebenen  Aufforderungen,  die 
säumigeu  Actionäre  ihrer  Gesellschaftsrechte  verlustig,  die  ausgegebenen 
Interimsscheine  für  verfallen  zu  erklären  und  an  die  Stelle  der  letzteren 
neue  Interimsscheine  auszugeben. 

§  12. 

Die  Actien  und  Prioritätsobligationen  sind  untheilbar;  die  Gesell- 
gchaft  erkennt  sich  gegenüber  für  jede  Actie  und  jede  Prioritäts- 
obligation nur  Einen  Eigenthtimer  an. 

Mehrere  Theilhaber  einer  Actie  oder  Prioritätsobligation  müssen 
daher  ihre  gemeinsamen  Rechte  durch  Eine  Person  wahrnehmen  lassen. 

§  13. 

Die  erste  Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit 
Ein8chluss  der  Interimsscheine  findet  Stempel-  und  gebührenfrei  statt. 
(Artikel  15  c  der  Concessionsurkunde  vom  6.  December  1869  und 
§  21  c  der  Concessionsurkunde  vom  11.  September  1871.) 

§  14. 

Die  Interimsscheine,  Actien  und  Prioritätsobligationen  dürfen  an 
den  österreichischen  Börsen  verhandelt  und  öffentlich  notirt  werden. 
(Artikel  13,  respective  12  der  Concessionsurkunden.) 

Die  Formularien  derselben  unterliegen  der  staatlichen  Genehmigung. 

III.  Abschnitt. 
Verwaltungsrath. 

§  15. 

Die  Leitung  der  Gesellschaftsangelegenheiten  ist  einem  aus  vier 
bis  sechs  Mitgliedern  bestehenden  Verwaltungsrathe  übertragen. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der  General- 
versammlung auf  drei  Jahre  gewählt. 
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Beamte  der  Gesellschaft,  dann  Personen,  welche  in  Concurs  ver- 
fallen sind  oder  sich  dem  Ausgleichsverfahren  unterworfen  oder  ihre 
ZahluDgan  eingestellt  haben,  ohne  ihre  Gläubiger  befriedigt  zu  haben, 
Personen,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  eines  aus  Gewinnsucht 
hervorgegangenen  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens 
oder  einer  solchen  Uehertretung  in  Untersuchung  gezogen  und  nicht 
schuldlos  gesprochen  wurden,  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Amtsdauer 
hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§  16. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  das  erstemal  unbe- 
schadet der  Bestimmungen  des  Artikels  227  des  Hardelsgesetzes  von 
der  constituirenden  Generalversammlung,  in  der  Folge  von  der  ordent- 
lichen Generalversammlung  auf  drei  Jahre  gewählt. 

§  17. 

Wenn  der  Verwaltungsrath  drei  Jahre  fungirt  hat,  sp  tritt  nach 
Ablauf  dieser  Geschäfteperiode  alljährlich  ein  Mitglied  des  Verwaltungs- 
rathes und  im  letzten  Jahre  der  nächsten  dreijährigen  Geschäftsperiode 
tritt  der  Rest  der  gewählten  Mitglieder  aus.  Bis  sich  die  Reibe  des 
Austrittes  nach  der  Functionsdauer  gebildet  hat,  werden  die  Austreten- 
den durch  das  Los  bestimmt. 

Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 

§  18. 

Scheidet  ein  Mitglied  vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  aus,  so 
kann  der  Verwaltungsrath  dessen  Stelle  provisorisch  bis  zur  nächsten 
Generalversammlung  besetzen,  welche  die  definitive  Ersatzwahl  vor- 
nimmt. 

In  diesem  Falle  tritt  der  Gewählte  bezüglich  der  Functionsdauer 
an  die  Stelle  seines  Vorgängers. 

§  19- 

Jeder  Verwaltungsrath  muss  vor  dem  Antritte  seiner  Function 
fünfzig  Actien  (Interimsscheine)  sammt  den  noch  nicht  fälligen  Coupons 
in  der  Gesellschaftscassa  deponiren,  welche  daselbst  als  Caution  für  die  aus 
seiner  Function  entspringenden  Verbindlichkeiten  gegen  die  Gesellschaft 
bis  zur  Erledigung  der  auf  seine  Functionsperiode  bezüglichen  Rech- 
nungen in  Verwahrung  bleiben,  und  von  ihm  wahrend  dieser  Zeit 
weder  belastet  noch  veräussert  werden  dürfen. 

Von  Seite  der  Mitglieder  des  ersten  Verwaltungsrathes  muss  die 
Deponirung  dieser  Actieninterimsscheine  binnen  14  Tagen  nach  der 
Emission  derselben  erfolgen. 
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§  20. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne 
des  Handelsgesetzes. 

Er  vertritt  dieselbe  nach  Aussen  und  ist  mit  der  im  Handels- 
gesetze  festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  allen  Verfügungen  in  Gesell- 
Bchaftsangelegenheiten  berechtigt,  welche  nicht  der  Generalversammlung 
vorbehalten  sind. 

Dem  Verwaltnngsrathe  ist  insbesondere  die  Ernennung  der  Beamten 
der  Gesellschaft  und  die  Genehmigung  der  Dienstverträge,  Dienst- 
instructionen  und  Reglements  für  die  Fährung  der  Geschäfte  vor- 
behalten. 

Die  Firma  wird  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  oder 
von  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  und  von  dem,  seitens 
des  Verwaltungsrathes  mit  der  Procura  versehenen  Gesellschaftsbeamten, 
und  zwar  von  Letzterem  mit  dem  Beisatze  „per  procura"  gezeichnet. 

§  21. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Vor- 
sitzenden und  dessen  Stellvertreter. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  dieser  beiden  wird  der  Vorsitz  vom 
Verwaltungsrathe  interimistisch  einem  anderen  Mitgliede  übertragen. 

§  22. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  über  Einladung  des  Vor» 
sitzenden,  oder  seines  Stellvertreters,  oder  auf  Verlangen  von  zwei 
Mitgliedern,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Einladungen  zu  erfolgen  haben,  wird 
vom  Verwaltungsrathe  festgesetzt. 

§  23. 

Zur  Bescblussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnungs- 
mäs8ige  Einladung  aller  Mitglieder  und  die  persönliche  Anwesenheit 
von  drei  Mitgliedern  mit  Einschluss  des  Vorsitzenden  erforderlich. 

§  24. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst. 
Bei  gleichgetheilten  Stimmeu   wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse 
erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

§  25. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  können  ihre  Stimmen 
mittelst  Vollmacht  einem  anderen  Mitgliede  des  Verwaltuugsrathes 
übertragen. 

Kein  Mitglied  darf  aber  mehr  als  eine  Vollmachtsstimme  ver- 
treten. 
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§  26. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  einem  anderen  Mitgliede  zu 
unterzeichnen  sind. 

§  27. 

Die  Entlohnung  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  für  ihre 
Mühewaltung  wird  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  alljährlich 
bestimmt.  Die  jährliche  Entlohnung  des  gesammten  Verwaltungsrathes 
darf  die  Maximalsumme  von  viertausend  Gulden  nicht  übersteigen.  Die 
Vertheilung  des  von  der  Generalversammlung  bestimmten  Entlohnungs- 
betrages unter  die  einzelnen  Mitglieder  wird  vom  Verwaltungsrathe 
festgestellt. 

Ausserdem  gemessen  die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  die  in 
§  48,  lit.  6,  bestimmte  Tantieme,  über  deren  Vertheilung  unter  die 
einzelnen  Mitglieder  der  Verwaltungsrath  entscheidet. 

§  28. 

Der  Verwaltungsrath  kann  nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
des  Artikels  234  H.  G.  B.  durch  eine  Specialvollmacht  für  bestimmte 
Gegenstände  und  für  eine  bestimmte  Zeit  die  Ausübung  seiner  Befugnisse 
an  einzelne  Mitglieder  oder  an  Gesellschaftabeamte  übertragen,  und  den 
letzteren  die  Procura  erth eilen. 

§  29. 

Für  die  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  und 
die  specielle  Führung  der  Geschäfte  nach  Massgabe  dieser  Beschlüsse 
wird  von  dem  Verwaltungsrathe  eine  Direction  bestellt,  welche  au» 
einem  oder  mehreren  Directoren  besteht.  Die  Directoren  sind  dem 
Verwaltungsrathe  verantwortlich  und  haben  den  Sitzungen  desselben 
mit  berathender  Stimme  beizuwohnen.  Bis  zur  Errichtung  der 
Direction  oder  an  Stelle  derselben  kann  der  Verwaltungsrath  ein 
aus  seiner  Mitte  erwähltes,  aus  drei  Mitgliedern  bestehendes  Executiv- 
comite  mit  den  Obliegenheiten  und  Befugnissen  der  Direction  betrauen. 

IV.  Abschnitt. 
Generalversammlung. 

§  30. 

Die  Gesammtheit  der  Actionäre  wird  durch  die  Generalversamm- 
lung vertreten. 

Jeder  stimmberechtigte  Actionär  kann  an  derselben  theilnehmen. 
Abwesende  können    sich    mittelst  Vollmacht   durch  stimmfähige 
Actionäre  vertreten  lassen. 
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Die  Form  der  Vollmacht  wird  vom  Verwaltungarathe  bestimmt. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  werden  durch  ihre 
gesetzlichen  oder  statutarischen  Repräsentanten,  Frauen  durch  Bevoll- 
mächtigte vertreten,  auch  wenn  diese  nicht  selbst  Actionäre  sind. 

§  31. 

Je  zwanzig  Actien  (Interimsacheine)  geben  das  Recht  auf  eine 
Stimme. 

§  32. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  regelmässig  in  der 
ersten  Hälfte  eines  jeden  Jahres  in  Wien  zusammen. 

Die  erste  ordentliche  Generalversammlung  findet  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahres  1874  statt 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  können  so  oft  stattfinden, 
als  es  der  Verwaltungsrath  für  nöthig  erachtet. 

Eine  ausserordentliche  Generalversammlung  muss  einberufen 
werden,  wenn  ein  oder  mehrere  Actionäre,  deren  Actien  mindestens 
den  zehnten  Theil  des  eingezahlten  Actiencapitales  repräsentiren  und 
von  ihnen  bei  der  Oassa  der  Gesellschaft  deponirt  werden,  unter 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Gründe  darauf  antragen. 

In  diesem  Falle  muss  die  Einberufung  der  Generalversammlung 
längstens  binnen  14  Tagen  und  der  Zusammentritt  derselben  binnen 
weiteren  14  Tagen  nach  Einbringung  des  Antrages  erfolgen. 

§  33. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  mittelst  einer 
Kundmachung  durch  die   „Wiener  Zeitung"  (§  4),  welche  mindestens 
14  Tage  vor  dem  Versammlungstage  zu  erfolgen  und  die  Verhandlungs 
gegenstände   unter   Angabe    des    wesentlichen   Inhaltes    derselben  zu 
bezeichnen  hat. 

§  34. 

Die  Actionäre,  welche  der  Generalversammlung  beiwohnen  wollen, 
müssen  mindestens  acht  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben  die 
Actien  (Interimsscheine),  auf  Grund  welcher  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben 
wollen,  sammt  den  noch  nicht  fälligen  Coupons  am  Sitze  der  Gesell- 
schaft oder  an  den  vom  Verwaltungsrathe  bestimmten  Erlagsstellen 
deponiren  und  erhalten  Legitimationskarten,  welche  auf  den  Namen 
lauten,  die  Zahl  der  deponirten  Actien  (Interimsscheine)  und  die  darauf 
entfallenden  Stimmen  ausweisen  und  nur  für  die  bezeichnete  Person 
oder  deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten  gelten. 

§  35. 

Der  zum  Vortrag  in  der  Generalversammlung  bestimmte  Geschäfts- 
bericht nebst  dem  Rechnungsabschlüsse,  der  Bilanz  und  dem  Gutachten 
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des  RevisioDsausschasses,  sowie  der  Wortlaut  der  zur  Verhandlung 
kommenden  Anträge  ist  drei  Tage  vor  der  Generalversammlung  am 
Sitze  der  Gesellschaft  zur  Einsicht  aufzulegen  und  es  ist  jedem  Actionär. 
der  sein  Stimmrecht  nachgewiesen  hat,  ein  Druckexemplar  davon  auf 
Verlangen  zu  erfolgen. 

§  36. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  über  deren 
erste  Einberufung  mindestens  zehn  stimmberechtigte  Actionäre  anwesend 
sind,  welche  zusammen  mindestens  den  zwanzigsten  Theil  des  hinaus- 
gegebenen Actiencapitales  vertreten. 

Um  eine  Aenderung  der  Statuten,  oder  des  Gegenstandes  der 
Unternehmung,  eine  Vermehrung  des  gesellschaftlichen  Unternehmnngs- 
t'ondes  durch  HinauBgabe  neuer  Actien  oder  durch  Aufnahme  eines 
Prioritätsanlehens,  die  Veräusserung  der  ganzen  Bahn  oder  einzelner 
der  Gesellschaft  gehörigen  Bahnstrecken,  die  Vereinigung  mit  anderen 
EiseobahngeBellschaften  beschliessen  zu  können,  muss  wenigstens  der 
zehnte  Theil  des  Actiencapitales  vertreten  sein. 

§  37. 

Wenn  die  Generalversammlung  in  der  im  §  36  bezeichneten 
Weise  nicht  beschlussfähig  ist,  wird  sie  vertagt  und  binnen  acht  Tagen 
neuerlich  gemäss  §  33  einberufen,  wobei  jedoch  der  Zeitraum  zwischen 
der  Einberufung  und  Abhaltung  der  Versammlung  auf  acht  Tage 
beschränkt  und  die  neuerliche  Depooirung  der  Actien  (Interimssebeine) 
drei  Tage  vor  dem  Tage  der  Generalversammlung  gestattet  ist. 

Bei  ihrer  zweiten  Einberufung  ist  die  Generalversammlung  ohne 
Rücksicht  auf  die  Anzahl  der  anwesenden  Actionäre  und  die  Höhe  des 
von  ihnen  vertretenen  Actiencapitales,  und  zwar  auch  in  den  im 
letzten  Alinea  des  §  36  bestimmten  Ausnahmsfälleu  beschlussfähig. 

Die  Verhandlungen  bei  dieser  neu  einberufenen  Generalver- 
sammlung sind  jedoch  auf  das  Programm  der  vertagten  Versammlang 
beschränkt. 

§  38. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Vorsitzende 
des  Verwaltungsrath  es  oder  dessen  Stellvertreter  oder  bei  gleichzeitiger 
Verhinderung  beider  das  vom  Verwaltungsrathe  bestimmte  Mitglied 
desselben. 

Der  Vorsitzende  ernennt  den  Schriftführer,  ebenso  aus  der  Mitte 
der  Actionäre  die  Scrutatoren;  er  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu 
verhandelnden  Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Ver- 
handlungen. 
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§  39. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit.  Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum 
Beschlüsse  erhoben»  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Wenn  bei  Wahlen  im  ersten  Wahl  gange  keine  absolute  Stimmen- 
mehrheit erzielt  wird,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen 
Candidaten  statt,  .welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  es 
wird  in  diesem  Falle  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die 
engere  Wahl  gebracht. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§  40. 

In  der  Generalversammlung  wird  nur  über  die  in  der  Einberufung 
bezeichneten  Gegen stände  verhandelt. 

Anträge,  welche  dem  Verwaltungsrathe  von  wenigstens  zehn 
stimmberechtigten  Actionären,  unter  Deponirung  der  zur  Begründung 
ihres  Stimmrechtes  nach  §  31  erforderlichen  Actien  (Interimsscheine) 
nachweisen  und  längstens  acht  Tage  vor  der  Einberufung  der  General- 
versammlung angemeldet  werden,  sind  in  die  Kundmachung  aufzu- 
nehmen. 

Auch  in  der  Generalversammlung  steht  jedem  stimmberechtigten 
Actionär  das  Recht  zu,  selbständige  Anträge  zu  stellen;  doch  darf  über 
dieselben  nicht  sofort  in  dieser  Generalversammlung  entschieden,  sondern 
nur  —  wenn  ein  solcher  Antrag  noch  von  wenigstens  fünf  stimmberechtigten 
Actionären  unterstützt  wird  —  bestimmt  werden,  ob  und  in  welcher 
folgenden  Generalversammlung  derselbe  in  Verhandlung  zu  nehmen  ist. 

Diese  Beschränkung  findet  keine  Anwendung  auf  den  Antrag 
auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung.  (H.  G.  B. 
Artikel  238.) 

§  41. 

Der  Beschlussfassuug  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten: 

a)  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  die  Bestimmung 
ihrer  Zahl,  dann  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Revisionsausschusses ; 

h)  die  Festsetzung  der  Entlohnung  für  die  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes (§  27); 

n)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnungen  und  der  Gewinn ver- 
theilung; 

d)  die  Geltendmachung  der  dem  Verwaltungsrathe  gegen  die  Gesell- 
schaft obliegenden  Verantwortlichkeit; 

e)  die  Vermehrung  des  Gesellschafts-  und  Unternehmungsfondes 
durch  Erhöhung  des  Actiencapitales  oder  durch  Aufnahme  von 
Prioritätsanlehen ; 

f)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 
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g)  die  Veräusserung  aller  oder  einzelner  der  Gesellschaft  gehörigen 
Bahnlinien ; 

h)  die  Vereinigung  mit  anderen  Eisenbahngesellschaften; 

i)  der  Bau  oder  die  Erwerbung  neuer  Linien; 
k)  die  Abänderung  der  Statuten; 

l)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  ihrer  statutenmäßigen 
Dauer. 

Zu  den  unter  c,  g,  ä,  »,  k  und  l  aufgeführten  Beschlössen  ist 
die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  erforderlich. 

§  42. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer 
und  zwei  durch  die  Generalversammlung  gewählten  Actionären  unter- 
zeichnet wird. 

Der  Urschrift  des  Protokolles  wird  das  Verzeichniss  der  anwesen- 
den Actionäre  mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmenzahl 
nebst  den  Vollmachten  beigefügt. 

Die  im  Protokolle  der  Generalversammlung  verzeichneten  Be- 
schlüsse, mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungs- 
organe gutgeheissen  oder  gerechtfertigt  erklärt  werden,  haben  den 
letzteren  als  Absolutorium  zu  dienen. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  für  die  einzelnen 
Actionäre  unbedingt  verbindlich. 

V.  Abschnitt. 
Revisionsausschuss. 
§  43. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestimmte  Revisions- 
ausschuss besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  drei  Ersatzmännern,  welche 
alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der 
Verwaltung  nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären,  beziehungs- 
weise den  statutarischen  oder  gesetzlichen  Vertretern  derselben  (§  30) 
gewählt  werden. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der 
Mitglieder  des  Revisionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge 
der  Stimmen,  welche  sie  erhielten,  in  Function. 

Bei  gleicher  Stimmenanzahl  entscheidet  darüber  das  Los. 

§  44. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von 
den  Büchern  und  der  ganzen  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsiebt  zu 
nehmen  und  von  den  Rechnungslegern  die  nöthigen  Aufklärungen 
abzuverlangen. 
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Er  hat  seinen  Befand  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

Die  Jahresrecbnungsabschltisse  und  Bilanzen  sind  ihm  längstens 
14  Tage  vor  der  zur  Beschlussfassung  darüber  bestimmten  General- 
versammlung mitzutheilen. 

VI.  Abschnitt. 

Bilanz,  Gewinnverteilung,  Tilgung  des  Anlage  cap  ital  e  s. 

§  45. 

Die  Bau-  und  Betriebsrechnungen  für  die  Linie  Sternberg-Mittel- 
walde (Concessionsurkunde  vom  11.  September  1871)  und  für  die 
Linie  Hohenstadt-Zöptau  (Concessionsurkunde  vom  6.  December  1869) 
werden  vollständig  getrennt  geführt.  Die  Theilung  der  beiden  Linien 
gemeinsamen  Einnahmen  und  Ausgaben  findet  nach  den  von  der  Staats- 
verwaltung diesfalls  festzustellenden  Grundsätzen  statt. 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  alljährlich  am  31.  December 
abgeschlossen  und  mit  der  Bilanz  und  dem  Gutachten  des  Revisions- 
ausschusses der  Generalversammlung  vorgelegt. 

Das  erste  Geschäftsjahr  umfasst  die  Zeit  von  der  Constituirung 
der  Gesellschaft  bU  zum  31.  December  1873. 

§  46. 

Für  die  Verwendung  des  Ertrages  der  Linie  Sternberg-Mittelwalde 
gelten  folgende  Grundsätze: 

Das  nach  Bestreitung  aller  Verwaltungs-,  Betriebs-  und  Erhaltungs- 
auslagen, dann  der  Steuern  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre,  der 
eventuellen  Kosten  für  die  Beschaffung  des  zur  Zinsenzahlung  und 
Capitalstilgung  erforderlichen  Silbergeldes  und  nach  Deckung  der  Ver- 
luste und  Abschreibungen  vorhandene  Erträgniss  der  Linie  Sternberg- 
Mittelwalde,  für  welche  laut  §  12  der  Concessionsurkunde  vom  11.  Sep- 
tember 1871  vom  Staate  die  Garantie  eines  jährlichen  Reinerträgnisses 
bis  zn  dem  Maximalbetrage  von  336.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  für 
die  Concessionsdauer  derart  zugesichert  ist,  dass,  wenn  das  jährliche 
Rein  erträgniss  den  garantirten  Betrag  nicht  erreichen  sollte,  das 
Fehlende  von  der  Staatsverwaltung  ergänzt  wird  —  wird  verwendet: 

a)  vor  Allem  zur  Bestreitung  des  auf  diese  Linie  entfallenden 
Erfordernisses  für  die  Verzinsung  und  planmässige  Tilgung  der 
Prioritätsobligationen  nach  dem  im  §  6  bestimmten  Verhältnisse. 

Ergiebt  sich  ein  Ueberschuss  über  das  vom  Staate  für  diese  Linie 
garantirto  Reinertriigniss,  so  ist: 

b)  die  Hälfte  des  Ueberschusses  zur  Rückzahlung  der  vom  Staate 
auf  Grund  der  obigen,  für  diese  Linie  etwa  geleisteten  Vorschüsse 
sammt  Zinsen  bis  zur  gänzlichen  Tilgung  an  die  Staatsverwaltung 
abzuführen; 

18* 
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c)  von  der  zweiten  Hälfte  dieses  Ueberschusses  werden  mindestens 
5  Percent  dem  Reservefonde  für  diese  Linie  zugewendet,  inso- 
lange  derselbe  nicbt  den  im  §  54  bestimmten  Maximalbetrag 
erreicht  hat; 

d)  über  den  Rest  des  Erträgnisses  wird  nach  den  Bestimmungen  des 
§  48  veifügt. 

§  47. 

Für  die  Verwendung  des  Erträgnisses  der  Linie  Hohenstadt-Zöptau 
gelten  folgende  Grundsätze: 

Das  nach  BestreituDg  aller  Verwaltungs-,  Betriebs-  und  Erbaltungs- 
uuslagen,  dann  der  Steuern  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre,  der 
eventuellen  Kosten  für  die  Beschaffung  des  zur  Zinsenzahlung  und 
Capitalstilgung  erforderlichen  Silbergeldes  und  nach  Deckung  der 
Verluste  und  Abschreibungen  vorhandene  Erträgniss  wird  verwendet: 

aj  vor  Allem  zur  Bestreitung  des  auf  diese  Linie  entfallenden  Er- 
fordernisses für  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  Prioritätsobli- 
gationen nach  dem  im  §  6  bestimmten  Verhältnisse; 

l)  von  dem  Ueberschusse  werden  mindestens  2  Percent  dem  Reserve- 
fonde für  diese  Linie  zugewendet,  insolange  derselbe  nicht  den 
im  §  54  bestimmten  Maximalbetrag  erreicht  hat; 

c)  über  den  Rest  des  Erträgnisses  wird  nach  den  Bestimmungen  des 
§  48  verfügt. 

§  48. 

Der  in  Gemässheit  des  §  46  lit.  d  und  §  47  lit.  c  vorhandene 
Kcst  des  Erträgnisses  beider  Linien  wird,  insoferne  derselbe  nicht  etwa 
zur  Ergänzung  der  Erfordernisse  für  die  Prioritätsobligationen  in  An- 
spruch genommen  werden  sollte: 

o)  zur  Bestreitung  einer  5percentigen  Dividende  für  sämmtliche 
Actien  und  seinerzeit  zur  Deckung  der  planmässigen  Tilgungs- 
quote für  die  Amortisation  des  Actiencapitales,  und 

b)  der  dann  verbleibende  Ueberschuss  nach  Ausscheidung  einer 
lOpercentigen  Tantieme  für  den  Verwaltungsratb,  zur  Vertheilung 
als  Superdividende  unter  alle  Actionäre  oder  in  der  sonst  von  der 
Generalversammlung  beschlossenen  Weise  verwendet. 

§  49. 

Die  Zahlung  der  auf  die  Actien  entfallenden  Dividende  erfolgt 
spätestens  am  1.  Juli  eines  jeden  Jahres;  es  steht  dem  Verwaltungs- 
rathe  frei,  a  Conto  der  Dividende  eine  5  Percent  des  Actiencapitales 
nicht  übersteigende  Abschlagszahlung  pchon  im  Jänner  zu  erfolgen, 
wenn  das  Vorhandensein  eines  ausreichenden   Ertrages  constatirt  ist. 

Die  Zinsen  der  Prioritätsobligationen  werden  halbjährig  am 
1.  März  und  1.  September  gezahlt. 
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Biß  zur  Eröffnung  des  Betriebes  auf  den  beiden  im  §  2  lit.  a  und 
b  bezeichneten  Linien  gemessen  die  Actien  und  Obligationen  eine 
5percentige  Verzinsung  in  Silber,  welche  am  1.  Jänner  und  1.  Juli 
ausbezahlt  werden. 

Zinsen  und  Dividenden,  welche  binnen  drei  Jahren  nach  ihrer 
Fälligkeit  nicht  behoben  werden,  sind  zu  Grünsten  des  Reservefondes 
der  Gesellschaft  verfallen. 

§  50. 

Die  Tilgung  des  Anlagecapitales  erfolgt  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  nach  dem  der  hoben  Staatsverwaltung  zur  Genebmigung  vor- 
zulegenden Tilgungsplane. 

Der  Tilgung  der  Actien  hat  jene  der  Prioritätsobligationen  vor- 
anzugehen. 

Die  Reihenfolge  der  zu  tilgenden  Prioritätsobligationen  und  Actien 
wird  durch  Verlosung  bestimmt. 

Die  Verlosungen  werden  in  Wien  in  Gegenwart  eines  k.  k.  Notars 
vorgenommen. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Prioritätsobligationen  und  Actien 
werden  in  Gemässheit  des  §  4  kundgemacht.  Die  getilgten  Actien 
werden  gegen  Genusfscheine  umgetauscht,  deren  Besitzer  an  der  im 
§  48,  lit.  a,  erwähnten  öpercentigen  Dividende  keinen  Antheil,  auf  die 
Superdividende  (§  48,  lit.  e)  gleichen  Anspruch  mit  den  Actienbesitzern 
haben  und  auch  in  allen  anderen  Beziehungen  den  Actionären  .gleich- 
gestellt sind. 

Insbesondere  werden  bei  Beurtheiluug  der  Beschlussfahigkeit  der 
Generalversammlung  und  bei  der  Bemessung  des  vertretenen  Capitales 
(§  3  6)  die  Genuscscheine  den  Actien  gleichgeachtet. 

Das  Formulare  der  ebenfalls  auf  Iobaber  lautenden  Genussscheine 
wird  seinerzeit  vom  Verwaltungsrath  e  mit  Genehmigung  dar  hohen 
S  taatsv  erwaltung  festgest  eilt. 

VII.  Abschnitt. 
Reservefonde. 
§  51. 

Für  die  beiden  im  §  2,  lit.  a  und  6,  bezeichneten  Linien  werden 
abgesonderte  Reservefonde  gebildet,  welche  zur  Deckung  ausserordent- 
licher Auslagen,  Nachschaffungen  von  Betriebsmitteln  und  Betriebs- 
vorkehrungen, sowie  zu  Neubauten  und  Erweiterungen  für  die  betreffende 
Linie  bestimmt  sind. 

Diese  Reservefonde  werden  abgesondert  verrechnet  und  verwaltet. 

§  52. 

Jedem  dieser  Reservefonde  werden  zugewiesen: 
a)  Die  verjährten  Zinsen  und  Dividenden, 
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b)  die  Erlöse  ans  dem  Verkaufe  alter  Materialien  des  Oberbaues 
und  der  Betriebsmittel, 

nach  Verhältniss  der  auf  jede  der  beiden  Linien  entfallenden 
Quote  des  Anlagecapitales  (§  6). 

§  53. 

Dem  Reservefonde  für  die  Linie  Sternberg-Mittelwalde  wird  ins- 
besondere: 

a)  Der  Rest  des  Baucapitales  dieser  Linie, 

b)  ein  Zuschuss  von  mindestens  5  Percent  der  Hälfte  des  die 
garantirte  Jahressummo  tibersteigenden  Reinerträgnisses  dieser 
Linie  (§  46,  lit.  c) 

und  dem  Reservefonde  für  die  Linie  Hobenstadt-Zöptau  die  im  §  47, 
lit.  6,  bestimmte  Ertragsquote  zugewendet. 

§  54. 

Die  Dotirung  der  Reservefonde  in  Gemässheit  der  §§  52  und  53 
beginnt  mit  dem  ersten  auf  die  Betriebseröffnung  auf  beiden  Linien 
folgenden  Rechnungsabschlüsse  und  wird  bezüglich  des  einen  oder 
anderen  eingestellt,  sobald  er  die  Höhe  von  10  Percent  des  Anlage- 
capitales der  betreffenden  Linie  (§  6)  erreicht  hat,* und  insolange  er 
sich  auf  dieser  Höhe  erhält. 

VIII.  Abschnitt. 
Streitigkeiten,  Staatsaufsicht,  Auflösung'. 

§  55. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  von  dem 
Schiedsgerichte  der  Wiener  Handelskammer  ohne  weitere  Berufung 
ausgetragen. 

§  56. 

Das  der  hohen  Staatsverwaltung  vorbehalteue  Aufsichtsrecht  wird 
von  derselben  nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  und 
insbesondere  in  Gemässbeit  des  §  20,  respective  des  Artikels  17  der 
allerhöchsten  Concessionsurkunden  geübt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast  wird  von 
der  Gesellschaft  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz 
geleistet,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  im  Verhältnisse  der 
nach  der  Meilenlänge  entfallenden  diesfälligen  Leistung  der  anderen 
österreichischen  Eisenbahnen  bestimmt  wird. 

§  57. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  die  um  eine  Dienstesstelle  sich 
bewerbenden  und  dazu  geeigneten  Unterofficiere  der  k.  u.  k.  Armee  vor 
anderen  Beweibern  zu  berücksichtigen. 
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§  58. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  5)  wird  die  Art  der 
Liquidation  von  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  hohen 
Staatsverwaltung  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes 
und  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde  festgestellt. 

§  59. 

Vorübergehende  Bestimmungen. 

Constituirende  Versammlung. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  sofort  nach  der 
Zeichnung  des  Actiencapitales  durch  die  Concessionäre  ohne  Rücksicht 
auf  die  im  §  33  bestimmte  Ein  Berufungsfrist  mittelst  einmaliger  Kund- 
machung in  der  „Wiener  Zeitung"  einberufen. 

Auf  diese  Generalversammlung  haben  die  Anordnungen  der 
Statuten,  welche  sich  auf  die  Kundmachung,  auf  den  Actienerlag  und 
auf  den  Vorsitz  beziehen,  keine  Anwendung.  Der  Vorsitzende  wird  von 
der  Generalversammlung  gewählt.  Die  constituirende  Generalversammlung 
hat  die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes,  sowie  des  Revisionsaus  - 
Schusses  zu  wählen. 

Ueber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der  Ver- 
sammlung bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der 
Versammlung  beizuziebenden  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

Der  vorstehende  modificirte  Statutentext  wurde  mittelst  Erlasses  des  k.  k. 
Ministeriums  des  Innern  vom  11.  Juni  1883,  Z.  8104,  genehmigt. 
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1.  Concessionsnrknnde  vom  21.  April  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  77, 

zum  Bau  und  Betrieb  einer  Loconiotiveisenbahn  yon  Olmütz  längs  des 
Feistritzthaies  Uber  Freudenthal  und  Jügerndorf  au  die  österreichisch- 
preussische  Landesgrenze,  eventuell  zum  Anschlüsse  an  das  prenssische 
Eisenbahnnetz  in  der  Richtung  nach  Leob*chötz,  nebst  Fitigelbahnen: 
a)  yon  Jägerndorf  nach  Troppau;  b)  Ton  Jägerndorf  über  Ulbersdorf  au 
die  österreichisch-prenssische  Landesgrenze,  eventuell  zum  Anschlüsse  an 
das  preussische  Eisenbahnnetz  in  der  Richtung  Neisse;  c)  von  einein 
Punkte  der  Hauptstrecke  Olmfitz -Freudenthal -Jügerndorf- Landesgrenze 
nach  fffirbenthal;  d)  von  Kriegsdorf  nach  Römerstadt. 

Wir  Franz  Joseph   der  Erste,   von   Gottes   Gnaden   Kaiser  von 
Oesterreich;  apostolischer  König  von  Ungarn,  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Robert  Graf  Licbnovsky,  Max  Machanek,  Gebrüder  Klein, 
Moria  Primavesi,  Emanuel  Proskowetz,  Eduard  Böhm,  Dr.  Innocenz  Zaillner, 
Dr.  Carl  Wilhelm  Dietrich,  Dr.  Carl  Schrötter,  Anton  Luft,  Alois  L arisch, 
Eduard  Förster,  C.  R.  0.  Schüler  und  Leopold  Tuschla  die  Bitte  um 
Ertheilung  der  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiveisen- 
babn  von  Olmütz  längs  des  Feistritzthaies  über  Freudenthal  und  Jägern- 
dorf an  die  österreichisch- preussische  Landesgrenze,  eventuell  zum 
Anschlüsse  an  das  preussische  Eisenbahnnetz  in  der  Richtung  nach 
Leobschütz,  nebst  Flügel  bah  n  en :  von  Jögerndorf  nach  Troppau;  von 
Jägern dorf  über  Olbersdorf  an  die  österreicbiach-preussische  Landes- 
grenze, eventuell  zum  Anschlüsse  an  das  preussische  Eisenbahnnetz  in 
der  Richtung  Neisse,  dann  von  einem  Punkte  der  Hauptstrecke  Olmütz- 
Freudenthal  Jägerndorf-Landesgrenze  nach  Würbenthai  und  von  Kriega- 
dorf nach  Römerstadt  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in 
Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  den  genannten  Bitt- 
stellern diese  Concession  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  13.  April  1870, 
R.  G.  Bl.  Nr.  56,  betreffend  die  Steuerbefreiungen  für  neue  Eisen- 
bahnlinien, wie  folgt,  zu  ertheilen: 
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§  i. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Bau  und  Betrieb 
einer  Locomotiveisenbabn  von  Olmütz  längs  des  Feistritzthaies  über 
Freudenthal  und  J&gerndorf  an  die  österreichisch-preussiscbe  Landes- 
grenze, eventuell  zum  Anschlüsse  an  das  preussische  Eisenbahnnetz  in 
der  Richtung  nach  Leobschätz  nebst  Flügelbahnen: 

a)  Von  Jägerndorf  nach  Troppau; 

b)  von  Jägerndorf  über  Olbersdorf  an  die  österreichisch-preussische 
Landesgrenze,  eventuell  zum  Anschlüsse  an  das  preussische  Eisen- 
bahnnetz in  der  Richtung  Neisse; 

c)  von  einem  Punkte  der  Hauptstrecke  Olmütz- Freudenthal- Jägern- 
dorf-Landesgrenze nach  Wtirbenthal; 

d)  von  Kriegsdorf  nach  Römerstadt. 

Die  Hauptstrecke  Olmütz-Jägerndorf,  sowie  die  Flügelbahn  Jägerndorf- 
Troppau  und  Jägerudorf-Olbersdorf-Hennersdorf  gelangten  am  1.  October  1872, 
der  Änsehlu88  von  Jägerndorf  zur  Reichsgrenze  in  der  Richtung  nach  Leobschütz 
am  25.  September  1873  und  der  Anschluss  von  Hennersdorf  zur  Reichsgrenze 
in  der  Richtung  nach  Ziegenhals,  beziehungsweise  Neisse  am  1.  December  1875 
zur  Eröffnung. 

Die  unter  c  uud  d  angeführten  Flügelbahnen  wurden  seitens  der  Mäbrisch- 
Schlesischen  Centraibahn  überhaupt  nicht  ausgeführt,  vielmehr  wurden  die  Liuicn 
Erbersdorf- Würbenthai  und  Kriegsdorf-Römerstadt  als  k.  k.  Staatsbahnen  erbaut 
(Vgl.  Band  I,  S.  117  und  S.  119  dieser  Sammlung). 

Die  der  Mährisch- Schlesischen  Centraibahn  mittelst  der  allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde  vom  6.  October  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  158,  concessionirte  Eisen- 
bahnlinie von  Troppau  über  Neutitschein  bis  an  die  mährisch-ungarische  Landes- 
grenze am  Wlarapasse  in  der  Richtung  gegen  Trentschin  gelangte  überhaupt  nicht 
zur  Ausführung,  und  wurde  die  bezogene  allerhöchste  Concessionsurkunde  auf 
Grund  allerhöchster  Ermächtigung  vom  11.  Februar  1874  mittelst  Kundmachung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  7.  Mai  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  71,  für  erloschen 
erklärt. 

§  2. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der 
Bahnen  hat  nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  geneh- 
migten Detail bauprojecte  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Baue  auch  nach  den  von  dem  Handels- 
ministerium zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Für  Aenderungen  in  den  Bauprojecten  bleibt  die  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  vorbehalten,  iusoferne  solche  nach  Hassgabe  des  Resul- 
tates der  technischen  Revision  und  der  nach  Vorschrift  des  §  6  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  vorzunehmenden  politischen  Begehung  der 
Trasse  im  Interesse  des  öffentlichen  Verkehres  und  zur  Sicherstellung 
des  Bestandes  der  Bahn,  dann  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestim- 
mungen sich  als  erforderlich  darstellen  werden. 
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Sollte  Bich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder 
Betriebsrücksichten  eine  Abänderung  der  Bahntrassen  oder  der  Detail- 
pläne als  nothwendig  oder  wünschenswerth  darstelleo,  wodurch  jedoch 
die  im  §  1  bestimmte  Bahnrichtung*  nicht  verändert  wird,  und  gegen- 
über der  genehmigten  Trasse  im  Allgemeinen  eine  wesentliche  Ver- 
schlechterung der  Niveau-  und  der  Richtungsverhältnisse  nicht  stattfinden 
darf,  so  muss  zu  einer  solchen  Abänderung  die  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  des  Gesammtbabnnetzes  kann  auf  die  Anlage  Eines 
Geleises  beschränkt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des  Unter- 
baues für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  an  jenen 
Strecken,  wo  feie  es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen, 
wenn  der  jährliche  Rohertrag  während  zweier  aufeinander  folgender  Jahre 
die  Summe  von  180.000  fl.  in  Silber  per  Meile  überschreitet. 

Sämmtliche  Brücken  können  mit  Ausnahme  der  Widerlager  oder 
Landpfeiler  aus  Holz  hergestellt  werden. 

Die  Ooncessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  von  Bahn- 
höfen schon  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  den  An* 
Schliessungspunkten  ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebs- 
dienstes beim  Uebergangsverkehre  mit  den  betheiligten  Eisenbahnver- 
waltungen ein  Abkommen  zu  treffen.  Die  Kosten  für  die  auf  den  fremden 
Bahnhöfen  erforderlichen  Erweiterungsbauten  haben  die  Ooncessionäre 
zu  tragen. 

Rticksichtlich  der  Fortsetzungsbahnen  gegen  Leobschütz  und  Neisse, 
und  beziehungsweise  rücksichtlich  des  Anschlusses  der  beiderseitigen 
Bahnen  und  des  Verkehrsdienstes  bleibt  die  Festsetzung  der  diesfälligen 
Bestimmungen  dem  Abschlüsse  eines  Staatsvertrages  mit  der  köuigl. 
preusBischen  Regierung  vorbehalten  und  die  Ooncessionäre  sind  ver- 
pflichtet, sich  diesen  Bestimmungen  und  den  daraus  für  sie  erwachsen- 
den Obliegenheiten  zu  unterwerfen.  Bei  dem  Abschlüsse  und  bei  der 
Durchführung  des  Staatsvertrages  wird  übrigens  das  Interesse  der  Oon- 
cessionäre thunlichst  gewahrt  werden. 

Der  bezügliche  Staatsvertrag  am  21.  Mai  1872  erscheint  im  Reichsgesetz- 
blatt Nr.  118  vom  Jahre  1872  kundgemacht. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung 
von  Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  zum  eigenen  Gebrauche  zu 
bestimmen. 

§  3. 

Die  Ooncessionäre  verpflichten  sich,  den  Bau  der  concessionirten 
Eisenbahn : 

a)  für  die  Hauptstrecke  Olmütz-Freudenthal- Jägerndorf,  dann 
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b)  für  die  Flügelbahnen  Jägerndorf-Troppau  und  Jägerndorf- Olbersdorf 
binnen  drei  Monaten  nach  Ertbeilung  der  definitiven  Concession 
zu  beginnen,  und  diese  Strecken  binnen  längstens  drei  Jahren, 
von  dem  gleichen  Zeitpunkte  an  gerechnet,    zu  vollenden  und 
dem  öffentlichen  Verkehre  zu  tibergeben; 

c)  die  Concession äre  sind  ferner  zum  Bau  von  Flügelbahnen  von 
einem  Punkte  der  Hauptbahn  Olmütz- Jägerndorf  nach  Wtirben- 
thal  und  von  Kriege dorf  nach  Römerstadt,  jedoch  erst  dann,  wenn 
das  Actiencapital  ein  Bein  erträgnies  von  6  Percent  abwirft,  ver- 
pflichtet. Der  Bau  dieser  Flügelbahnen  ist  aber  jedenfalls  spätestens 
nach  Ablauf  von  drei  Jahren,  vom  Tage  der  Inbetriebsetzung 
der  Hauptlinie  Olmütz- Jägerndorf  an  gerechnet,  in  Angriff  zu 
nehmen  und  binnen  einem  weiteren  Jahre  zu  vollenden. 

Die  Fortsetzung  der  Bahn  von  Jägerndorf  gegen  Leobschütz  und 
von  Olbersdorf  gegen  Neisse,  sowie  die  Zeitpunkte,  in  welchen  der  Bau 
dieser  Fortsetzungen  in  Angriff  zu  nehmen  und  zu  vollenden  ist,  werden 
von  der  diesfälligen  Vereinbarung  mit  der  königl.  preussischen  Regie- 
rung abhängig  sein. 

Eine  solche  Foitsetzung  wird  jedoch  auf  keinen  Fall  früher 
gefordert  werden,  als  nicht  die  Hauptlinie  Olmütz  Freudenthal- Jägern- 
dorf vollendet  ist. 

Die  Concessionäre  haben  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung 
durch  den  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von  100.000  fl.  österr.  Währ. 
Sicherstellung  zu  leisten. 

Dieser  Oautionsbetrag  muss  im  Baren  oder  in  börsemässigen  Effecten 
zum  Courswerthe  oder  in  bankfähigen  Wechseln  geleistet  werden. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acten  und  Urkunden 
gemessen  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

Vgl.  die  Anmerkungen  zu  §  1  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde. 

§  *• 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  dies- 
fälligen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jerer 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel- 
bahnen zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung, 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Bau  und  Betrieb  der  con- 
cessionirten Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde, sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen (namentlich  nach  dem  Eisenbabnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854   und   der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom   16.  No- 
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vember  1851),  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und 
Verordnungen  zu  benehmen. 

§  6. 

Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post  und 
Postbediensteten  nach  Vorschrift  des  §  68  der  gedachten  Eisenbahn- 
betriebsordnung  unentgeltlich  zu  befördern,  wobei  die  Postverwaltung 
für  einen  von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrts- 
stunde und  dessen  Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen 
befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträderigen  oder  zwei  vier- 
räderige  Wagen  erfordert,  erhalten  die  Concessionäre  für  jeden  weiter 
beizustellenden  Wagen  eine  zu  vereinbarende  hillige  Entschädigung  per 
Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine  am- 
bulante Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits  besteht, 
einzuführen  findet,  so  sind  anstatt  der  achträderigen  oder  vierräderigen 
gewöhnlichen  Wagen  die  biezu  erforderlichen  acht-  oder  vierräderigen, 
nach  den  Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten  Postambulance- 
wagen  von  den  Concessionären  ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu 
erhalten. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Brief-Auf-  und 
Abgabsstationen  ist  ein  geeignetes  Postbureau  in  dem  Gebäude  der 
Eisenbahn  unentgeltlich  zu  überlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung 
etwa  eintretender  weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine 
besondere  Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung 
von  Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Aus- 
schluss der  Werthsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne 
besonderes  Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Bahn  zwischen  der  Eisenbahn  direction  (Verwaltungsrath)  und  ihren 
untergeordneten  Organen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden, 
dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der 
Bahnanstalt  befördert  werden. 

§  *• 

Die  Concessionäre  haben  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraphen- 
verwaltung die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn 
auf  ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu 
gestatten. 

Die  Telegraphen  Verwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz  der 
Aufstellung  mit  den  Concessionären  zu  verständigen. 

Ferner  haben  die  Concessionäre  die  Bewachung  der  hergestellten 
Leitung  durch  ihr  Bahnpersonal  ohne  besonderes  Entgelt  zu  übernehmen. 
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Dagegen  haben  die  Concessionäre  auch  das  Recht,  die  Drähte  für 
den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  der  Staatstelegraphen  zu  befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Ueberein- 
kunft  getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden 
Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem 
Einflüsse  und  der  Aufsicht  der  Staatsverwaltung. 

§  8. 

Die  Hohe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Begrenzungen 
unterworfen : 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden  die 
Person: 

Für  die     I.  Classe  36  kr.  österr.  Währ. 

»      n  n   25    „  „  „ 

n      »      III»        »   1**    n  n  r> 

»     »     IV.      „      (im  Stehwagen)    .     9  „ 

Nachdem  der  Bahngesellschaft  bereits  mittelst  Kundmachung  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vom  22.  Juni  1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  93,  auf  Grund  allerhöchster 
Entschliessuug  gestattet  worden  war,  die  IV.  Wagenclasse  bis  auf  Weiteres  auf- 
zulassen, wurden  die  Tarifbestimmungen  für  den  Personenverkehr  durch  die 
Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  26.  November  1877,  R.  G.  Bl. 
Nr.  110  (Doc.  2),  einer  allgemeinen  Revision  unterzogen. 

Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindig- 
keit per  Zollcentner  und  Meile: 

I.  Classe  2      kr.  österr.  Währ. 

n.     „   2  25   „  „ 

»   ^     „     „  „ 

Ausnahmsweise  haben  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Ladungen 
und  bei  Transporten  über  6  Meilen  nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten, 
welche  für  die  5  Meilen  übersteigende  Transportlänge  den  für  die  ersten 
5  Meilen  entfallenden  Normalsätzen  hinzuzurechnen  sind: 

A.  Für  Getreide  und  Hülsenfrüchte,  Salz,  Eisen  und  Eisenfabrikate, 
Brenn-  und  Schnittholz  1*5  kr.  österr.  Währ. 

B.  Für  Mineralkohle,   Coaks,    gepressteu  Torf,    Erze,  Eisenflossen, 
Kalk-  und  Bausteine,  daun  Schiefer  1  kr.  österr.  Währ. 

Als  Expeditionsgebühr  werden  für  alle  Güter  2  kr.  per  Zollcentner 
eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  allgemeine  Asse- 
curanz  einbezogen  ist. 

Wenn  das   Auf-  oder  Abladen  von  der  Partei  besorgt  wird,  so 
wird  die  Expedit ionsgebtihr  nur  mit  1*5  kr.  per  Zollcentner  eingehoben. 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses,  der  Classification  der  Waaren  und  der  sonstigen 
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VerkehrsbestimmuDgen  ist  sich  derart  zu  benehmen,  dass  die  diesfälligen 
Preise  und  Bestimmungen  auf  keinen  Fall  höber  und  lästiger  sein 
dürfen,  als  auf  der  nördlichen  Staatseisenbahn. 

Bei  der  Bemessung  der  Frachtpreise  wird  für  Strecken  mit  einer 
Steigung  von  1  :  70  und  darüber  die  Berechnung  mit  der  l!/2  fachen 
Länge  gestattet. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend 
fixirten  Grenzen  steht  den  Concessionären  frei. 

Hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 
Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  gewiesen 
Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere 
Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung 
allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die  nämlichen 
Bedingungen  eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unter- 
ziehen. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachttarifbestim- 
mungen der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten ;  einer  solchen  Regelung 
haben  sich  die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

Eine  entsprechende  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise 
sammt  Nebengebühren  anzuordnen,  steht  der  Staatsverwaltung  jedenfalls 
zu,  sobald  das  Reinerträg niss  der  letzten  zwei  Jahre  10  Percent 
des  Anlagecapitales  übersteigt. 

§  ». 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer 
Silbermünze  bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit 
Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der 
Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  ZurückfÜhrung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  über  Verlangen  der  Concessionäre  wie  auch  über 
Anordnung  der  Staatsverwaltung  nach  dem  Durchschnittscourse  des 
Silbers  im  letztabgewichenen  Monate  stattzufinden,  wobei  ohne  Zu- 
stimmung der  Concessionäre  unter  5  Percent  des  Durchschnittscourses 
nicht  berabgegangen  werden  soll. 

§  10. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung,  sowie  hin- 
sichtlich der  Begünstigungen  reisender  Militärs  zwischen  dem  Reichs- 
Kriegsministerium  und  der  Direction  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbabn 
unter  dem  18.  Juni  1868  abgeschlossenen  Uebereinkommen,  dessen 
Beatimmungen  einen  integrirenden  Bestandteil  der  Conceqsionsurkunde 
zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen 
Bahnen  und  dem  Staate  für  Militärtraneporte  günstigere  Bestimmungen 
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vereinbart  würden,  so  Bullen  diese  auch  für  die  concessionirte  Bahn 
Geltang  erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz*  und  Sicherheitswache  Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durch- 
führung grösserer  Militärtransporte  beizutreten. 

§  11. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates 
infolge  dieser  Concession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn 
benützen  und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen 
sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fallen  ausserordentlicher 
Tbeuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herab- 
zumindern. 

§  13. 

Den  Concessionären  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actien 
gesellschaft  zu  bilden,   und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geld- 
mittel auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen   aaszugeben,    welche     auf    den    österreichischen  Börsen 
verhandelt  und  amtlich  notirt  werden  dürfen. 

Die  durch  Piioritätsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei 
Fünftel  des  Anlagecapitales  nicht  tiberschreiten. 

Werden  die  Piioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  aus- 
gegeben, £o  mues  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersichtlich 
gemacht  werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

Die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der 
Concessionäre;  die  Gesellschaftsstatuten  unterliegen  der  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung. 

§  14. 

Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agenden  im  In-  und  Auslande  zu 
bestellen,  60wie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser 
oder  zu  Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  ein- 
zurichten. 
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§  15. 

Für  die  concession  irte  Bahn  werden  vom  Staate  folgende 
Begünstigungen  gewährt: 

1.  Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung 
der  Coupons-Stempelgebühren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa 
durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  durch  dreissig  Jahre; 

2.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitals- 
beschaffung,  sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum 
Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung; 

3.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschlugt  der 
Interimsscheine,  sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebühr. 

§  16. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebsein ricbtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintan  gehalten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  ferner  berechtigt,  durch  ein  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsausschusses,  sowie  den  General- 
versammlungen, so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  und 
allfällige,  dem  Staatsinteresse  nachtheilige  Verfügungen  zu  Bistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  TJeberwachung  der  Bahnunternehmung 
haben  die  Concessionäre  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene 
Geschäftslast  eine  jährliche  Pauschal  Vergütung  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  6,  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes 
auf  den  ganzen  concessionirten,  im  §  3,  ad  a  und  6,  angeführten  Bahn- 
strecken gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  aueb,  wenn  der  im  §  3  festgesetzte 
Termin  für  die  Vollendung  des  Baues  und  Eröffnung  des  Betriebes 
nicht  eingehalten  wird,  und  die  Terminsüberschreitung  nicht  im  Sinne 
des  §  11,  lit.  b,  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  namentlich  auch 
durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

Dl«  RaohUnrkunden  dar  Bat«rr.  Eitesbabnan  IL  19 
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§  18. 

Die  Staatsverwaltung  bebält  sich  das  Recht  vor,  Dach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Concessionsurkunde, 
die  concessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Heinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Rein- 
erträgnisse der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen,  und  der  durch- 
schnittliche Heinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung 
berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag  ist  den  Concessionären  als  Jahresrente 
in  halbjährigen  Haten  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  zu  bezahlen. 

§  19- 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er« 
löschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grund  und 
Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues 
der  Bahn  und  des  sämmtlichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als:  Bahnhöfe, 
Auf-  und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude 
an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Aufsichtshäusern, 
sammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  und  allen  unbe- 
weglichen Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotiven,  Wagen,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  soweit 
sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet 
sind,  betrifft,  so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche  Quantität 
und  bezüglich  Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  überzugehen, 
welche  der  in  dem  Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebseinrichtung 
entspricht. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat,  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der  aus- 
gemittelten  Rente,  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den 
Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahnstrecke  mit  allen  früher 
erwähnten  dazu  gehörigen,  Bowohl  beweglichen,  als  auch  unbeweglichen 
Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Heservefondes 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  als:  Coaks-  und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von 
Maschinen  oder  anderen  Geräthen,  Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  anderen 
Depots,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselben  von  der  Staats- 
verwaltung mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurden,  dass 
sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 
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§  20. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder 
Nichtbefolgung  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden Massregeln  dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen 
noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu 
erklären. 

§  21. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  gut  gediente 
Unterofficiere  der  k.  k.  Armee  bei  Besetzung  der  sich  ergebenden 
Dienstesstelien  vorzugsweise  zu  berücksichtigen. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien 
am  einundzwanzigsten  Tage  des  Monates  April  im  Jahre  des  Heils 
Eintausend  Achthundert  Siebzig,  Unserer  Reiche  im  Zweiundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Potockl  m.  p.  Pretis  m.  p.  Dlstler  m.  p. 


2.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  28.  November 

1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  110, 

betreffend  die  Abänderung  einiger  concesslonsinässiger  Tarifbestiitunungen 

der  Mährisch-Schlesischen  Centralbahu. 

In  Abänderung  des  §  8  der  Concessionsurkuude  v  vom  21.  April 
1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  77,  für  die  Linien  der  Mährisch-Schlesischen 
Centraibahn  und  der  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
12.  Juni  1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  93,  betreffend  die  zeitweilige  Auflassung 
der  IV.  Wagenclasse  auf  der  genannten  Eisenbahn,  haben  auf  Grund- 
lage des  Gesetzes  vom  15.  Juli  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  64,  betreffend 
die  Maximaltarife  für  die  Personenbeförderung  auf  den  Eisenbahnen, 
sowie  über  Allerhöchste  Ermächtigung  an  Stelle  der  einschlägigen,  die 
Personenbeförderung  betreffenden  Bestimmungen  vom  1.  Jänner  1878 
ab,  die  nachfolgenden  Bestimmungen  zu  treten: 

19* 
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1.  Als  Maximaltarif  für  den  Personentransport  wird  festgesetzt, 
und  zwar: 

per  Person 
und  Kilom. 

für  die     I.  Classe  4  8  Kreuzer 

„     „     II.      „      .......    3*6  „ 

»     »  n   24  „ 

österr.  Währ,  in  Silber. 

2.  Bei  Eilzügen  dürfen  diese  Tarifsätze  um  20  Percent  erhöbt 
werden,  wenn  dieselben  nicht  bloss  Waggons  I.  Classe  führen,  und  wo- 
fern die  durchschnittliche  Geschwindigkeit  dieser  Züge  (inclusive  der 
Aufenthalte  in  den  Stationen)  auf  jenen  Strecken,  wo  keine  Steigungen 
von  15  pro  mille  und  darüber  vorkommen,  mindestens  37  Kilometer,  auf 
den  Strecken  mit  Steigungen  von  15  pro  mille  und  darüber  aber  min- 
destens 24  Kilometer  per  Zeitstunde  beträgt. 

3.  Für  gemischte  Züge  sind  obige  Tarife  um  20  Percent  zu  er- 
mässigen.  Ausnahmen  hievon,  die  nur  für  Strecken,  auf  welchen  ledig- 
lich gemischte  Züge  verkehren,  zulässig  sind,  bedürfen  der  ausdrücklichen 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

4.  Die  Gesellschaft  wird  von  der  Verpflichtung  zur  Führung  der 
IV.  Wagenclasse  (Stehwagen)  bis  auf  Weiteres  enthoben. 

Sollte  sich  jedoch  das  Bedürfnies  nach  weitergehenden  Ermäs- 
sigungen herausstellen,  und  sollte  in  diesem  Falle  die  Gesellschaft  nicht 
in  der  Lage  sein,  entsprechende  Erleichterungen  in  der  III.  Wagen- 
blasse  zu  gewähren,  so  ist  dieselbe  gehalten,  über  Aufforderung  des  k.  k. 
Handelsministeriums  auf  den  von  demselben  bezeichneten  Strecken  die 
IV.  Classe  (Stehwagen)  mit  dem  Tarifsatze  von  1'5  kr.  österr.  Währ, 
in  Silber  per  Person  und  Kilometer  wieder  einzuführen. 

5.  Auf  einer  und  derselben  Verkehrslinie,  in  derselben  Verkehrs- 
richtung und  unter  den  gleichen  Bedingungen  dürfen  die  Gesammttrans- 
portskosten  für  eine  näher  gelegene  Station  nicht  höher  sein,  als  für 
eine  entferntere. 

6.  Die  Feststellung  der  Tarifsätze  für  die  mit  dem  Personen  - 
transporte  im  Zusammenhange  stehende  Beförderung  von  Gepäck,  Fahr- 
zeugen und  lebenden  Thieren,  sowie  sämmtlicher  Neben bestimmungen 
für  die  Beförderung  von  Personen,  bleibt  nach  Anhörung  der  Gesell- 
schaft dem  k.  k.  Handelsministerium  vorbehalten. 

Für  jedes  ganze  Fahrbillet  wird  ein  Freigewicht  von  26  Kilo- 
gramm und  für  jedes  halbe  Fahrbillet  ein  solches  von  12  Kilogramm 
festgesetzt. 

7.  Bei  der  Berechnung  der  Fahrpreise  im  Personenverkehre  und 
der  Gebühren  für  die  mit  dem  Personentransporte  im  Zusammenhange 
stehende  Beförderung  von  Sachen,  kann  für  Strecken  mit  Steigungs- 
verhältnissen von  15  pro  mille  und  darüber  die  l^facb.6  Länge  der 
fraglichen  starken  Steigungen  und  Gefalle  zu  Grunde  gelegt  werden. 
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8.  Alle  neuen  Tarife  im  Person enverkehre,  sowie  jede  Aufhebung 
oder  Abänderung  der  schon  bestehenden  Tarife  hat  die  Gesellschaft 
mindestens  14  Tage  vor  dem  Inslebentreten  der  bezüglichen  Tarifmass- 
nahmen  nach  den  Anordnungen  des  k.  k.  Handelsministeriums  öffentlich 
kund  zu  machen. 

9.  Die  Bestimmungen  für  die  Beförderung  von  Militärpersonen 
werden  durch  vorstehende  Feststellungen  nicht  berührt. 

Chlumecky  m.  p. 

3.  Statuten 

der  Mähriscn-Schlesischen  Centraibahn. 

Titel  I. 

Gründung,  Zweck  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

Artikel  1. 

Auf  Grund  des  §  13  der  beigeschlossenen  Allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde  ddo.  21.  April  1870  wird  von  den  Concessionären  eine 
Actiengesellschaft  zur  Ausführung  der  in  der  Allerhöchsten  Concessions- 
urkunde  bezeichneten  Unternehmung  und  zur  Durchführung  der  Statuten- 
massigen  Geschäfte  unter  der  Firma:  * 

„  Mährisch- Schlesische  Centraibahn" 

gegründet. 

Artikel  2. 

Alle  in  dieser  Concessionsurkunde  enthaltenen  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten werden  von  den  Concessionären  dieser  Actiengesellschaft 
übertragen  und  abgetreten. 

Artikel  3. 
Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

1.  Der  Bau  und  Betrieb  der  durch  die  Concessionsurkunde  vom 
21.  April  1870  bezeichneten  Eisenbahnlinien. 

2.  Der  Bau  und  der  Betrieb  aller  anderen  Eisenbahnen,  welche 
in  der  Folge  von  der  Gesellschaft  vertragsmässig  oder  durch  Concessiouen 
erworben,  gepachtet  oder  eingelöst  werden. 

3.  Jeder  Fuhrdienst  und  jedes  Speditionsgeschäft  zu  Waßser  und 
zu  Lande,  welche  in  Verbindung  mit  den  von  der  Gesellschaft  ge 
pachteten  oder  ihr  eigenthümlichen  Eisenbahnen  eingerichtet  werden, 
unbeschadet  bereits  ertheilter  Privilegien  und  Concessiouen. 

4.  Die  Benützung  und  der  Betrieb  aller  Grundstücke,  Forste, 
Berg-  und  Metallwerke,  Maschinen-  und  anderer  Fabriken,  welche 
gegenwärtig  oder  künftig  von  der  Gesellschaft   unter  waB  immer  für 
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einem  Rechtstitel  eigentümlich  erworben  oder  zu  industriellen  Zwecken 
pachtweise  übernommen  werden. 

Artikel  4. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet: 

„Mäbrisch-Schlesische  Centraibahn" 
und  wird  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  regia! rirt. 

Die  Firmazeichnung  erfolgt,  indem  den  mit  Stampiglie  vorge- 
druckten oder  von  wem  immer  vorgeschriebenen  Worten:  „  Mährisch - 
Schlesische  Centraibahn"  zwei  Verwaltungsräthe  oder  ein  Verwaltungs- 
rath collectiv  mit  einem  zur  Procuraführung  bestellten  Gesellschafts- 
beamten, letzterer  jedoch  mit  dem  Zusätze:  per  procura,  ihre  Namen 
beisetzen. 

Artikel  5. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Wien  und  ist  sie  berechtigt, 
unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  im  In-  und  Auslande 
Agentien  zu  bestellen. 

Artikel  6. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  nachdem  eämmtliche,  bereits 
emittirte  45.000  Stück  Actien  voll  eingezahlt  sind  und  die  handels- 
gerichtliche Protokollirung  erfolgt  ist. 

Unbeschadet  der  für  die  Auflösung  von  Actiengesellschaften 
geltenden  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  endet  die  Gesellschaft 
mit  dem  Erlöschen  der  Concession;  sie  löst  sich  jedoch  früher  auf, 
wenn  die  Bahn  vom  Staate  eingelöst  oder  von  der  Gesellschaft  ver- 
äussert  wird. 

Artikel  7. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  durch  die  amtliche 
„Wiener- Zeitung". 

Titel  H. 

G  eselisch  aftsfond. 
Artikel  8. 

Das  ursprünglich  auf  9  Millionen  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber 
und  gemäss  Beschlusses  der  ersten  Generalversammlung  der  Actionäre 
vom  29.  October  1872  auf  18  Millionen  Gulden  in  Silber  erhöhte 
Gesellschaftscapital  besteht  dermalen  aus  Zwölf  Millionen  Viermal- 
hunderttausend Gulden  österr.  Währ,  in  Silber,  nachdem  gemäss  des 
Beschlusses  der  zweiten  ordentlichen  Generalversammlung  der  Actionäre 
vom  30.  December  1873  und  gemäss  des  Beschlusses  der  ausserordent- 
lichen Generalversammlung  der  Actionäre  vom  23.  Juni   1880,  28.000 
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Stück  Actien  der  Emission  des  Jahres  1872,  jede  a  200  fl.  österr. 
Währ,  in  Silber,  zusammen  5,600.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber,  nicht 
zur  Ausgabe  gelangten  und  sohin  vernichtet  worden  sind.  Das  der- 
malige Gesellschaftscapital  per  12,400.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber 
wird  gebildet  durch  die  im  Jahre  1870  emittirten  voll  eingezahlten 
45.000  Stück  Actien,  auf  Ueberbringer  lautend,  jede  zu  200  fl.  österr. 
Währ,  in  Silber,  gleich  133V3  Thaler  preuss.  Courant,  und  durch  die 
weiters  aus  der  Emission  vom  Jahre  1872  zur  Ausgabe  gelangten 
17.000  Stück  auf  Ueberbringer  lautenden  Actien,  jede  zu  200  fl 
österr.  Währ,  in  Silber,  gleich  133VS  Thaler  preuss.  Courant. 

Dieses   Gesellschaftscapital    kann    über   Beschluss    der  General 
Versammlung  mit  staatlicher  Genehmigung  durch  Ausgabe  neuer  Actien 
erhöht  werden.    Im  Falle  einer  solchen  Capitalserhöhung  haben  die 
Actionäre  das  Vorrecht,  die  ausgegebenen  Actien  im  Verhältnisse  ihres 
Besitzes  an  älteren  Actien  zu  Übernehmen. 

Die  Modalitäten  für  die  Geltendmachung  dieses  Vorrechtes  werden 
von  der  Generalversammlung  bestimmt. 

Artikel  9. 

Die  Umschreibung  einer  Actie  in  mehrere  Theilactien  oder 
mehrerer  Actien  in  Eine  ist  nicht  zulässig. 

Artikel  10. 

Die  Gesellschaft  ist  in  Gemäfsheit  des  §  13  der  Concessions- 
urkunde  zur  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  berechtigt,  deren 
Formular  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  unterliegt. 

Die  im  Jahre  1870  ausgegebenen  Prioiitäts Obligationen  beziffern 
sich  auf  13,500.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber. 

Das  Formular  der  zu  dieser  Emission  gehörigen  Obligationen  ist 
den  gegenwärtigen  Statuten  beigefügt.  Wenn  nach  erfolgter  Erhöhung 
des  Actiencapitales  eine  weitere  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  statt- 
findet,  darf  der  Gesammtbetrag  der  ausgegebenen  Obligationen  den 
Gesammtbetrag  des  jeweilig  eingezahlten  Actiencapitales  höchstens  um 
die  Hälfte  übersteigen. 

Im  Falle  einer  solchen  weiteren  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen 
kommt  den  Actionären  das  Vorzugsrecht  zum  Bezüge  im  Verhältnisse 
ihres  Actienbesitzes  zu,  falls  die  Generalversammlung  hierüber  nicht 
anderweitig  verfügt. 

Titel  III. 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 
A.  Verwaltungsrath. 
Artikel  11. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Artikel  227  bis  241 
des  Handelsgesetzbuches  ist  der  Verwaltungsrath.  Dieser  besteht  aus 
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mindestens  fünf  und  höchstens  neun  Mitgliedern,  von  welchen  bei  gerader 
Zahl  mindestens  die  Hälfte,  bei  ungerader  Zahl  die  grössere  Hälfte 
ihren  ständigen  Wohnsitz  in  Wien  haben  müssen. 

Artikel  12. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  bei  sonstigem  Erlöschen 
des  Mandates  50  Stück  Actien  (Interim*scheine)  nebst  den  nicht  fälligeu 
Coupons  in  die  Gesellßchaftbcassa  zu  hinterlegen,  welche  während  seiner 
Functionsdauer  und  nach  deren  Ablauf  bis  zur  Genehmigung  der  darauf 
bezüglichen  Rechnungen  unveräusserlich  bleiben. 

Artikel  13. 

Die  Verwaltungsräthe  werden  von  der  Generalversammlung  auf 
sechs  Jahre  gewählt. 

Im  Falle  ues  Ablebens  oder  Austrittes  eines  Verwaltungsrathes 
vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  kann  dessen  Stelle  bis  zu  der  durch 
die  nächste  ordentliche  Generalversammlung  zu  vollziehenden  definitiven 
Wahl  provisorisch  durch  den  Verwaltungsrath  besetzt  werden. 

Nach  Ablauf  jedes  Geschäftsjahres  scheidet  von  dem  Verwaltungs- 
räthe je  ein  Mitglied  aus.  Besteht  derselbe  jedoch  aus  fünf  Mitgliedern, 
so  scheidet  im  ersten  Jahre  kein  Mitglied,  und  besteht  er  aus  mehr 
als  sechs  Mitgliedern,  im  letzten  Jahre  der  Rest  aus. 

Die  Austretenden  werden  durch  das  Los  bestimmt  insolange,  bis 
die  Functionsdauer  als  Norm  auftiitt.  Die  ausgeschiedenen  Verwaltungs- 
räthe sind  wieder  wählbar. 

Artikel  14. 

Der  erste  Verwaltungsrath  wird  durch  die  constituirende  General- 
versammlang  gewählt. 

Artikel  15. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten  auf 
die  Dauer  eines  Geschäftsjahres.  Im  Falle  seiner  Verhinderung  fühlt 
ein  vom  Verwaltungsräthe  ad  hoc  zu  bestimmendes  Mitglied  den  Voisitz 
in  der  betreffenden  Sitzung. 

Der  gewählte  Piäsident  ist  nach  Ablauf  eines  Geschäftsjahres 
wieder  wählbar. 

Artikel  IG. 

Für  die  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  es  erforderlich, 
dass  sämmtliche  Mitglieder  desselben  wenigstens  vier  Tage  vor  der  Sitzung 
unter  Angabe  der  Tagesordnung  eingeladen  werden,  und  dass  bei  der 
feitzung  telbst  mindestens  die  Hälfte,  oder  bei  einer  ungeraden  Zahl 
von  Verwaltungsraths-Mitgliedern  die  grössere  Hälfte  anwesend  ist. 

Jedes  Verwaltungsraths-Mitglied  kann  ein  anderes  Mitglied  bevoll- 
mächtigen,  für  ihn  bei  der  Verwaltungeraths-Sitzung   zu  votiren,  doch 
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kann  kein  Verwaltungsraths- Mitglied  mehr  als  eine  Vollmacht  Über- 
nehmen. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltnngsrathes  werden  mit  Stimmenmehr- 
heit gefasst,  im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des 
Vorsitzenden. 

* 

Artikel  17. 

Ueber  die  Verhandinngen  des  Verwaltnngsrathes  werden  Proto- 
kolle geführt,  welche  vom  Vorsitzenden  und  Schriftführer  zu 
fertigen  sind. 

Artikel  18. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  wer  mit  ihr  in  einem  Rechts- 
streite befangen  ist,  mit  ihr  in  einem  Lieferungs-  oder  Dienstverhältnisse 
steht,  in  Concnrs  verfällt,  wegen  eines  aas  Gewinnsucht  begangenen 
Verbrechens  oder  wegen  einer  folchen  Uebertretung  schuldig  befunden 
wurde,  wer  dem  Vorstande  einer  concurrirendeu  Unternehmung  angehört, 
kann  nicht  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  hat  den  unmittelbaren 
Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

Artikel  19. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  für  die  Theilnahme 
an  den  Sitzungen  Präsenzmarken,  deren  Höhe  die  ordentliche,  rück- 
sichtlich für  das  erste  Geschäftsjahr  constituirende  Generalversammlung 
bestimmt. 

Der  Verwaltungsrath  bestellt  aus  seiner  Mitte  zur  Leitung  der 
gesammten  Geschäfte,  kraft  Specialvollmacht,  unbeschadet  den  Bestim- 
mungen des  Artikels  231  H.  G.  B.,  ein  Directionscomite",  dessen 
Functionegebühren  durch  die  ordentliche  Generalversammlung  in  Vor- 
hinein bestimmt  werden,  und  welche  in  die  Betriebsrechnung  einzu- 
stellen sind. 

B.  Generalversammlung. 
Artikel  20. 

Die  Generalversammlung  repräeentirt  die  Gesammtheit  der  Actionäre 
und  sind  ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse  für  alle  Actionäre 
bindend. 

Artikel  21. 

Der  Besitz  von  je  20  Actien  giebt  das  Recht  auf  eine  Stimme  in 
der  Generalversammlung. 

Zur  Ausübung  dieses  Rechtes  wird  erfordert,  dass  die  Actien 
längstens   14  Tage  vor  dem  Zusammentritte   der  statutenmässig  ein- 
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berufenen  Generalversammlung  in  der  Gesellschaftecassa  oder  an  einem 
anderen  vom  Verwaltungsrath e  hiezu  bestimmten  Orte  hinterlegt 
werden. 

Artikel  22. 

Das  Stimmrecht  kann  jeder  stimmberechtigte  Besitzer  von  Actien 
persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten,  welcher  Actionar  der 
Gesellschaft  sein  muss,  ausüben,  insoferne  er  nach  seinen  heimischen 
Gesetzen  eigenberechtigt  ist.  Pflegebefohlene  und  juristische  Personen 
üben  das  Stimmrecht  durch  ihre  gesetzlichen  oder  statutarischen  Ver- 
treter, auch  wenn  diese  nicht  selbst  Actionäre  sind. 

Artikel  23. 

Jährlich,  und  zwar  in  den  ersten  sechs  Monaten,  hat  eine  ordent- 
liche Generalversammlung  stattzufinden.  Die  erste  ordentliche  General- 
versammlung findet  im  Jahre  1872  statt. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  werden  vom  Verwaltungs- 
rathe  einberufen,  und  zwar  entweder  nach  seinem  Ermessen,  oder  über 
Beschluss  einer  Generalversammlung,  oder  endlich,  wenn  dieselben  von 
einem  oder  mehreren  Actionären,  deren  Actienbesitz  den  zehnten  Theil 
des  jeweiligen  effectiven  Actiencapitales  der  Gesellschaft  repräsentirt, 
beantragt  werden. 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation 
erforderliche  Actienzahl  bei  der  Gesellschaftscassa  zu  hinterlegen  und 
gleichzeitig  den  Gegenstand  schriftlich  anzugeben,  welcher  den  Anlas?  zu 
diesem  Verlangen  bildet. 

Artikel  24. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident,  im 
Falle  seiner  Verhinderung  ein  vom  Ver waltun gsrathe  zu  bestimmendes  Mit- 
glied desselben. 

Für  die  Verhandlungen  werden  von  der  Generalversammlung  zwei 
Verificatoren,  welche  gleichzeitig  Scrutatoren  sind,  gewählt. 
Den  Schriftführer  ernennt  der  Vorsitzende. 

üeber  die  Beschlüsse  wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  vom 
Vorsitzenden,  den  zwei  Verificatoren  und  vom  Schriftführer  unter- 
fertigt wird. 

Artikel  25. 

Die  Einberufung  einer  Generalversammlung  muss  längstens  20  Tage 
vor  dem  Tage  der  Abhaltung  erfolgen. 

Zur  Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung  ist  erforderlich, 
daa s  mindestens  der  zwanzigste  Theil  der  emittirten  Actien  durch 
mindestens  zehn  Actionäre  vertreten  sei. 
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Ist  diese  Vertretung  nicht  nachgewiesen,  so  findet  eine  neue  Ein- 
berufung der  Generalversammlung  statt,  doch  braucht  in  diesem  Falle 
die  Kundmachung  nur  acht  Tage  und  die  Actiendeponirung  nur  drei 
Tage  vor  der  anberaumten  Generalversammlung  zu  erfolgen. 

Die  Beschlassfähigkeit  einer  solchen  neuerlich  einberufenen  General- 
versammlung ist  an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Stimmen  oder  Personen 
nicht  gebunden. 

Artikel  26. 

Der  Zweck  der  Generalversammlung  muss  jederzeit  bei  der  Berufung 
bekannt  gemacht  werden. 

lieber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  nicht  in  dieser  Weise 
angekündigt  ist,  können  Beschlüsse  nicht  gefasst  werden.  —  Ueber  den 
Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  kann 
ohne  vorhergehende  Ankündigung  oder  Verlautbarung  beschlossen 
werden. 

Artikel  27. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten: 

1.  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  des  Revisions- 
ausschusses. 

2.  Die  Peststellung  des  Werthes  der  Anwesenheitsmarken  für  die 
Theilnahme  an  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes. 

3.  Die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  der  Gewinnstver- 
theilung. 

4.  Die  Vermehrung  des  Gesellschafts-  und  Unternehmungsfondes 
durch  Erhöhung  des  Actiencapitales  oder  durch  AufDahme  von 
Anlehen. 

5.  Die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes. 

6.  Die  Veräusserung  der  Eisenbahn. 

7.  Die  Abänderung  der  Statuten. 

8.  Die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  statutenmässigen 
Dauer. 

Die  in  der  Generalversammlung  gefassten  Beschlüsse  über  die 
sub  4,  6,  7  und  8  bezeichneten  Gegenstände  bedürfen  zu  ihrer  Aus- 
führung die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Sämmtliche  der  Generalversammlung  vorbehaltenen  Beschlüsse 
werden  nur  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst,  bei  Stimmengleichheit 
entscheidet  das  Votum  des  Vorsitzenden. 

Die  Beschlussfassung  über  die  Veräusserung  der  Eisenbahn  und 
über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  statutenmässigen 
Dauer  kann  nur  dann  giltig  erfolgen,  wenn  in  der  Generalversammlung 
wenigstens  zwei  Dritttheile  des  emittirten  Actiencapitales  vertreten  sind 
und  hiervon  zwei  Dritttheile  dem  Autrage  zustimmen. 

■ 
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Sollten  jedoch  bei  einer  zn  diesem  Zwecke  ausgeschriebenen 
Generalversammlung  nicht  zwei  Dritttheile  des  emittirten  Actiencapitales 
vertreten  sein,  so  findet  eine  nene  Einberufung  der  Generalversammlung 
statt,  doch  braucht  in  diesem  Falle  die  Kundmachung  nur  acht  Tage 
und  die  Actiendeponirung  nur  drei  Tage  vor  der  anberaumten  General- 
versammlung zu  erfolgen.  Auch  ist  zur  Beschlussfähigkeit  dieser  neuer- 
lichen Generalversammlung  über  die  Veräusserung  der  Eisenbahn  und 
über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  statutenm assigen 
Dauer  erforderlich,  dass  mindestens  der  zwanzigste  Theil  der  emittirten 
Actien  durch  mindestens  zehn  Actionäre  vertreten  sei.  Für  die  Beschluss- 
fassung  genügt  die  absolute  Stimmenmehrheit  der  Anwesenden.  Bei 
Stimmengleichheit  erscheint  der  Antrag  als  abgelehnt. 

Titel  IV. 

Revisionsausschuss. 
Artikel  28. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestellte  Revisions- 
ausschuss besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  drei  Ersatzmännern,  welche 
alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der 
Verwaltung"  nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt 
werden. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der 
Mitglieder  des  Revisionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der 
Stimmen,  welche  sie  erhalten  haben,  in  Function. 

Bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  darüber  das  Los. 

Artikel  29. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen,  er  ist  zu  diesem  Behufe  ermächtigt,  von 
den  Büchern  und  der  ganzen  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu 
nehmen  und  von  den  Rechnungslegern  die  nöthigen  Aufklärungen  abzu- 
verlangen. 

Er  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

Artikel  30. 

Die  Rechnungen  der  ersten  Geßchäftsperiode  werden  von  dem  in 
der  ersten  ordentlichen  Generalversammlung  gewählten  Revisionsaus- 
schusse geprüft,  welcher  bis  zur  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung 
in  Function  bleibt  und  gleichzeitig  den  Bericht  über  die  Rechnungen 
des  Geschäftsjahres,  welches  der  ersten  ordentlichen  Generalversammlung 
folgt,  bei  der  zweiten  ordentlichen  Generalversammlung  vorzulegen  und 
^eren  Genehmigung  einzuholen  hat. 
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Titel  V. 

Geschäftsführung,    Gewi  nnstvertheilung    mit    Tilgung  des 

Anlagecapitales. 

Artikel  31. 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  alljährlich  Ende  December 
abgeschlossen,  ein  allgemeines  Inventar  der  Activen  und  Passiven  der 
Gesellschaft  aufgestellt  und  die  Bilanz  gezogen. 

Die  Rechnungen  und  die  Bilanz  sind  dem  RevisionsausschusBe 
rechtzeitig  zur  Kenntniss  zu  bringen  und  mit  dessen  Gutachten  der 
Generalversammlung  vorzulegen. 

Als  Geschäftsjahr  gilt  in  der  Regel  das  Kalenderjahr,  ausnahms- 
weise wird  das  erste  Geschäftsjahr  bis  zum  31.  December  1871 
gerechnet. 

Von  dem  Erträgnisse  werden  vorerst  sämmtliche  Betriebs-  und 
Erhaltungskosten,  die  zur  Bestreitung  der  eventuellen  Kosten  der  Be- 
schaffung des  zur  Bezahlung  der  Zinsen  und  Prioritätsobligationen 
erforderlichen  Silbergeldes  nöthigen  Auslagen,  die  anfälligen  Steuern 
und  Gebühren  für  die  Prioritäten  und  sämmtliche  Steuern  und  Gebühren, 
welche  die  Bahn  oder  einzelne  Linien  derselben  betreffen,  ferners  die 
Verluste  und  Abschreibungen  abgerechnet  und  von  dem  Reste  die 
Zahlung  der  Zinsen  und  Tilgungsquote  für  die  Prioritätsobligationen 
und  seinerzeit  die  Zahlung  der  Actientilgungsquoten  bestritten. 

Von  dem  ßohin  verbleibenden  Reste  kann: 

a)  Einem  zu  bildenden  Gewinnreservefonde,  welcher  10  Percent  des 
Actiencapitales  nicht  übersteigen  darf,  ein  von  der  Generalversamm- 
lung zu  bestimmender  Betrag  bis  zu  5  Percent  dieses  Restes 
zugewendet  werden. 

Die  Dotirung  des  Reservefondes  kann  über  Beschluss  der  General- 
versammlung auch  gänzlich  unterbleiben; 

b)  weitere  10  Percent  werden  als  Tantieme  dem  Verwaltungsrathe 
zugewiesen ; 

c)  eventuell  wird  ein  Beitrag  zu  einem  allfälligen  Pensionsfonde 
ausgeschieden ; 

d)  der  Rest  wird  als  Dividende  an  die  Actionäre  vertheilt.  Bis  zur 
Eröffnung  des  Betriebes  auf  den  in  der  Concessionsurkunde  be- 
zeichneten Strecken  werden  die  für  diese  Strecke  emittirten  Actien 
mit  5  Percent  in  Silber  verzinst. 

Artikel  32. 

Die  Zahlung  der  Dividende  erfolgt  am  1.  Juli  jeden  Jahres. 
Dividenden,  die  binnen  drei  Jahren  nach  ihrer  Fälligkeit  nicht 
behoben  werden,  sind  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  verfallen. 
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Artikel  33. 

Die  Tilgung  des  Actiencapitales  erfolgt  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  nach  dem  Tilgungsplane,  und  zwar  nach  der  erfolgten  Tilgung 
der  Prioritätsobligationen  innerhalb  der  letzten  25  Jahre  im  Wege 
ganzjähriger  Verlosung  in  Silber.  —  Dieses  gilt  für  die  erste  Emission, 
sowie  für  die  folgenden,  immer  mit  Rücksichtnahme  auf  den  Zeitpunkt 
der  betreffenden  Emission. 

Die  Verlosungen  werden  in  Wien  öffentlich  vorgenommen,  und 
sind  die  Nummern  der  gezogenen  Actien  statutengemäss  kundzumachen. 

Die  getilgten  Actien  werden  gegen  Genussscheine  umgetauscht, 
deren  Besitzer,  was  die  Dividende  anbelangt,  nur  auf  den  nach 
Bestreitung  einer  5percentigen  Dividende  für  die  nicht  getilgten  Actien 
übrigen  Theil  des  Gewinnüberschusses  (Artikel  32,  lit.  d),  auf 
diesen  Theil  aber  gleichen  Anspruch  mit  den  Actienbesitzern  haben, 
während  sie  in  allen  anderen  Beziehungen  den  Actionären  gleich- 
gestellt sind. 

Insbesondere  werden  bei  Beurtheilung  der  Beschlusstahigkeit  der 
Generalversammlung  und  bei  der  Bemessung  des  in  derselben  ver- 
tretenen Capitales,  dann  bezüglich  des  Stimmrechtes  die  Genussscheine 
den  Actien  gleichgestellt. 

Das  Formular  der  jedenfalls  auf  Inhaber  lautenden  Genussscheine 
wird  seinerzeit  vom  Verwaltungsrath e  zur  Genehmigung  durch  die 
Staatsverwaltung  vorgelegt. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  erster  Emission  erfolgt  vom 
Jahre  1875  an  durch  die  weiterfolgenden  60  Jahre  im  Wege  ganz- 
jähriger Verlosung  in  Silber. 

Bei  weiteren  Emissionen  erfolgt  die  Tilgung  nach  Massgabe  der 
speciellen  Bestimmung  und  Kundmachungen  des  Yerwaltungsrathes. 

Titel  VI. 

Staatsaufsicht,  Schlussbestimmung. 
Artikel  34. 

Das  der  Staatsverwaltung  zustehende  Aufsichtsrecht  wird  von 
derselben  nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  geübt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  damit  verbundene  Geschäftslast  wird  von 
der  Gesellschaft  eine  jährliche  Pauschalsumme  an  den  Staatsschatz 
geleistet,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  in  Gemässheit  des  §  16 
der  Concessionsurkunde  bestimmt  wird. 

Artikel  35. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wird  die  Art  der  Liqui- 
dation von  der  Generalversammlung  in  Gemässheit  der  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuches  festgestellt. 
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Artikel  36. 

Die  conßtituirende  Generalversammlung  wird  durch  die  Con- 
cessionäre  ohne  Rücksicht  auf  die  im  §  28  bestimmte  Frist  durch 
schriftliche  Einladung  an  sämmtliche  Actienzeichner  einberufen. 

Artikel  37. 

Für  neue  Strecken  der  Gesellschaft  werden  während  der  Bauzeit 
die  Zinsen  der  für  diese  neuen  Strecken  ausgegebenen  Actien  und 
Prioritätsobligationen,  ebenso  die  etwa  hie  für  entfallenden  Steuern, 
endlich  der  auf  die  neuen  Linien  aushaftende  aliquote  Theil  der  Ent- 
lohnung des  Leituügscomite,  sowie  eine  entsprechende  Remunerirung 
des  Verwaltungsrathes  aus  dem  Baufonde  bestritten. 

Z.  18719. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  26.  April  1882» 
Z.  6414  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächti- 
gung genehmigt. 

Wien,  am  23.  October  1891. 
(L.  S.)  TaarTe  m.  p. 
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G.  K.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Balm.*) 

4 

1.  Gesetz  vom  28.  August  1891,  R.  G.  Bl.  Nr.  135, 

betreffend  die  Betriebsfuhrung  der  Erzherzog  Albrecht-Bahn  für  Rechnung 
des  Staates  und  die  eventuelle  Einlösung  dieser  Bahn  durch  den  Staat. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Das  nachfolgende,  von  den  Ministerien  des  Handels  und  der 
Finanzen  mit  der  Actiengesellscbaft:  „K.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht- 
Bahn"  zu  Wien  am  14.  Juli  1890  abgeschlossene  Uebereinkommen 
wird  genehmigt,  und  bat  demnach  der  bisher  für  Rechnung  der  Gesell 
Schaft  geführte  Betrieb  der  das  obige  Bahnunternehmen  bildenden  Eisen- 
bahnlinien Lemberg-Stryj  und  Stryj-Stanislau  vom  1.  Jänner  1891 
angefangen  als  für  Rechnung  des  Staates  geführt  zu  gelten. 

Artikel  II. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  der  Gesellschaft  nach  Massgabe 
der  Bestimmungen  im  §  6,  Alinea  1  und  2  des  obigen  Ueberein- 
kommen», ausser  dem  Jabresbetrage  von  954.136  fl.  91  kr.  in  Silber 
das  Erforderniss  für  die  vierprocentige  Verzinsung  und  für  die  plan- 
mä8sige  Tilgung  jener  Obligationen  des  von  der  Gesellschaft  aufge- 
nommenen Prioritätsanlehens  im  Nominalbetrage  von  20  Millionen  Gulden 
österr.  Währ,  in  Silber,  welche  nicht  zur  Convertirung  der  im  Umlaufe 


*)  Die  Verstaatlichung  der  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn  trat  während 
der  Herausgabe  dieser  Sammlung  ein  und  konnten  daher  die  auf  diese  Bahn 
bezüglichen  Urkunden  nicht  mehr  im  I.  Absohnitte  Aufnahme  finden,  sondern 
mussten  vielmehr  in  Festhaltang  der  ursprünglich  aufgestellten  Eintheilung  an 
dieser  Stelle  eingereiht  werden. 
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befindlichen  Obligationen  der  beiden  fünfpto centigen  Prioritätsanlehen 
der  Gesellschaft  vom  Jahre  1871  nnd  1877,  sondern  zur  Bestreitung 
von  Investitionsauslagen  für  die  im  Artikel  I  bezeichneten  Bahnlinien 
mit  Genehmigung  der  Regierung  und  unter  den  von  derselben  festzu- 
setzenden Modalitäten  verwendet  werden,  zu  den  jeweiligen  Fälligkeits- 
terminen gegen  ungestempelte  Empfangsbestätigung  auszufolgen. 

Artikel  III. 

Ferner  wird  die  Regierung  ermächtigt,  das  derselben  im  §  9  des 
gedachten  Uebereinkommens  eingeräumte  Recht  zur  Einlösung  der  im 
Artikel  I  bezeichneten  Bahnlinien  in  dem  ihr  geeignet  erscheinenden 
Zeitpunkte  auszuüben. 

Für  den  Fall  der  Ausübung  dieses  Rechtes  wird  der  Finanz- 
minister ermächtigt,  Eisenbahn-Staatsschuldverschreibungen,  welche  ohne 
jeden  Steuer-,  Gebühren-  oder  sonstigen  Abzug  mit  jährlich  vier  Procent 
in  Silber  verzinslich,  mit  dem  Nominalbetrage  bis  längstens  31.  December 
1964  rückzahlbar  und  ob  den  vorhin  bezeichneten  Bahnlinien 
unmittelbar  hinter  den  Prioritätsanlehen  pfandrecbtlich  sichergestellt 
sind,  in  dem  zum  Umtausche  der  Actien  der  privilegirten  Erzherzog 
Albrecht-Bahn  erforderlichen  Nominalbetrag  von  höchstens  3,559.900  fl. 
österr.  Währ,  in  Silber  auszugeben. 

Endlich  wird  die  Regierung  ermächtigt,  die  im  Falle  der  Ein- 
lösung der  privilegirten  Erzherzog  Albrecht-Bahn  in  das  Eigenthum 
des  Staates  übergehenden  Bestände  zur  Deckung  der  für  Investitionen 
(Erweiterungsbauten,  Anschaffungen,  Fahrparkvermehrung  u.  dgl.)  der 
genannten  Bahn  erwachsenden  Kosten  mit  der  Masegabe  zu  verwenden, 
dass  über  die  vorgenommene  Verwendung  dem  Reichsrathe  seinerzeit 
Rechnung  zu  legen  und  ein  etwa  unverwendet  gebliebener  Rest  dieser 
Bestände  als  ausserordentliche  Einnahme  in  den  seinerzeitigen  Staats- 
voranscblag  einzustellen  sein  wird. 

Artikel  IV. 

Die  Uebertragung  des  Betriebes  der  im  Artikel  I  bezeichneten 
Eisenbahnlinien,  welche  von  der  Staatsverwaltung  in  eigener  Regie  zu 
betreiben  sind,  an  einen  Privaten  oder  an  eine  Gesellschaft  darf  nur 
auf  Grund  eines  hierüber  zu  erlassenden  Gesetzes  erfolgen. 

Artikel  V. 

Für  das  im  Artikel  I  angeführte  Uebereinkommen,  sowie  für  die 
durch  dasselbe  veranlassten  Eingaben,  Eintragungen,  Ausfertigungen, 
Verträge  und  sonstige  Urkunden  wird  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit 
gewährt. 

Desgleichen  wird  für  die  Ausgabe  und  bücherliche  Eintragung  des 
von  der  privilegirten  Erzherzog  Albrecht-Bahn  zum  Zwecke  der  Conver- 
tirung  ihrer  Prioritätsanlehen  erster  und  zweiter  Emission,  sowie  für 
Investitionszwecke    bestimmten   Prioritätsanlehens    im  Nominalbetrage 
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von  20  Millionen  Gnlden  österr.  Währ,  in  Silber,  ferner  für  die  aus 
diesem  Anlasse  errichteten  Aete  und  Urkunden,  einschliesslich  der 
Pfandbestellungsurknnde  die  Gebühren-  und  Stempelbefreiung,  wie  auch 
bezüglich  der  Coupons  dieses  Anlehens  die  Befreiung  von  der  für 
dieselben  zu  entrichtenden  Einkommensteuer,  dann  bezüglich  des  für 
Investitionszwecke  bestimmten  Theilbetrages  dieses  Anlehens  die  Befreiung 
von  den  Couponstempelgebühren  gewährt. 

Endlich  wird  der  Gesellschaft  die  im  §  6,  Absatz  4,  des  üeberein- 
kommens  bezeichnete  Befreiung  von  der  Entrichtung  der  Einkommen- 
steuer und  jeder  künftig  etwa  einzuhebenden  Staatssteuer  zugestanden. 

Artikel  VI. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Gleichzeitig  wird  das  den  gleichen  Gegenstand  betreffende  Gesetz 
vom  26.  December  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  201,  ausser  Kraft  gesetzt. 

Mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes  sind  Mein  Handels- 
minister und  Mein  Finanzminister  beauftragt. 

Ischl,  den  28.  August  1891. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Steinbach  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 

2.  Uebereinkommen 

abgeschlossen  zu  Wien  am  14.  Juli  1890 

von  den  k.  k.  Ministerien  des  Handels  und  der  Finanzen  im  Namen  der  k.  k. 
Regierung  einerseits  und  dem  Verwaltungsrathe  der  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht- 
Bahn  im  Namen  dieser  Gesellschaft  anderseits,  betreffend  die  Führung  des 
Betriebes  der  Linien  der  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn  durch  den  Staat 
auf  eigene  Rechnung  desselben  und  über  die  eventuelle  Einlösung  der  bezeichneten 

Bahnlinien  durch  den  Staat. 

§  1. 

Die  Actiengesellschaft:  „K.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn" 
erklärt  ihr  Einverständniss,  dass  der  derzeit  von  der  k.  k.  General- 
direction  der  österreichischen  Staatsbahnen  für  Rechnung  der  Gesell- 
schaft geführte  Betrieb  der  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Concessions- 
urkunde  vom  22.  October  1871,  B.  G.  ßl.  Nr.  135,*)  hergestellten 
Eisenbahnlinien  von  Lemberg  nach  Stryj  und  von  Stryj  nach  Stanislau 
vom  1.  Jänner  1891  angefangen,  bis  zum  Ablaufe  der  noch  übrigen 
Concessionsdauer,  welche  laut  Artikel  8  des  Protokolles  vom  18.  Mai 
1878  bis  zum  31.  December  1964  reicht,  eventuell  bis  zum  Zeitpunkte 


*)  Eisenb.-GeB.- Sammig.  IV,  S.  647. 
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der  Einlösung  der  Bahn  durch  den  Staat  (§  9)  unter  den  Bestimmungen 
des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  vom  Staate  für  Rechnung  des- 
selben geführt  werde. 

Die  Eisenbahn  von  Lemberg-  nach  Stryj  wurde  am  16.  Oetober  187S, 
die  Eisenbahn  von  Stryj  nach  Stanislau  am  1.  Jänner  1875  dem  Verkehre 
übergeben. 

Der  Betrieb  der  genannten  Bahnlinien  wurde  auf  Grund  des  §  22  der 
Ah.  Concessionsurkunde  vom  22.  Oetober  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  135,  ab 
1.  August  1880  vom  Staat  für  Rechnung  der  Bahngesellschaft  übernommen.  Die 
Betriebsführung  besorgte  zunäohst  ein  eigener  k.  k.  Betriebsverwalter,  ab 
1.  Jänner  1884  wurde  dieselbe  der  nk.  k.  Ministerialcoramission  für  die  Ver- 
waltung der  D nieste r-  und  der  Tarnow-Leluchower  Staatsbahn,  der  Erzherzog 
Albrecht-Bahn  und  der  Mährischen  Greuzbahn"  übertragen,  an  deren  Stelle  vom 
1.  August  1884  angefangen  die  k.  k.  Generaldirection  der  Österreichischen  Staats- 
bahnen trat. 

§  2. 

Die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  wird 
demnach  die  im  §  1  bezeichneten  Bahnlinien,  insolange  deren  Ein- 
lösung durch  den  Staat  nach  §  9  dieses  Uebereinkommens  nicht  erfolgt, 
vom  1.  Jänner  1891  angefangen  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
für  Rechnung  des  Staates  betreiben  und  die  Bahn  sammt  allem  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehör,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der 
Verbrauchsmaterialien  und  Vorräthe  aller  Art,  im  Namen  der  Gesell- 
schaft auf  Grund  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  innehaben. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  die  im  Besitze  derselben  befind- 
lichen, auf  die  Geschäftsgebarung  der  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht- 
Bahn  bezüglichen  Urkunden,  Pläne,  Bücher,  Rechnungen  während  der 
nach  den  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  vorgeschriebenen  Zeit 
derart  aufbewahren,  dass  deren  Benützung  dem  Verwaltungsrathe, 
eventuell  seinerzeit  den  Liquidatoren  der  Gesellschaft,  anstandslos 
ermöglicht  ist. 

Der  Specialreservefond,  welcher  im  Sinne  des  §  2,  Punkt  c,  der 
Modalitäten  der  Uebernahme  und  Führung  des  Betriebes  der  Erzherzog 
Albrecht-Bahn  durch  den  Staat  ein  freies  Eigenthum  der  Gesellschaft 
bildet,  wird  der  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn  mit  der  Ein- 
schränkung zur  freien  Disposition  belassen,  dass  dieselbe  ausdrücklich 
darauf  verzichtet,  das  Capital  dieses  Fondes  zur  Aufbesserung  der 
Actienrente  in  einem  höheren  Masse  heranzuziehen,  als  eventuell  noth- 
wendig  ist,  um  ein  Actienerträgniss  pro  Jahr,  und  zwar  pro  1890  und 
1891  von  2  fl.  österr.  Währ.  Silber  und  vom  Jahre  1892  an  von 
3  fl.  österr.  Währ.  Silber  zu  erzielen. 

Aenderungen  in  der  Fructificirung  dieses  Fondes  dürfen  fortan 
nur  im  Einvernehmen  und  mit  Zustimmung  der  k.  k.  Generaldirection 
der  österreichischen  Staatsbahnen  vorgenommen  werden. 
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Der  allgemeine  Reservefond  bleibt  in  der  Verwaltung  der  k.  k. 
Generaldirection  der  Österreichischen  Staatsbahnen  und  haben  bezüglich 
der  Verwendung  desselben  und  seiner  Erträgnisse  die  diesfalls  in  Kraft 
stehenden  Bestimmungen  auch  fernerhin  Anwendung  zu  finden. 

§  3. 

Die  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht- Bahn  bleibt  im  Eigenthums- 
blatte der  bei  dem  k.  k.  Landesgerichte  in  Lemberg  eröffneten  Eisen- 
bahnbucheinlage einverleibt. 

Sie  bleibt  auch  nach  erfolgter  Uebernahme  des  Betriebes  der  Bahn 
durch  den  Staat  für  Rechnung  des  letzteren  Besitzerin  der  Eisenbahn 
und  des  zum  Betriebe  derselben  gehörigen  festen  und  beweglichen 
Materialea,  insoweit  dasselbe  als  Bestandteil  der  bücherlichen  Einheit 
den  Prioritätsgläubigern  zu  haften  hat,  wie  auch  in  dem  Vertrags  niäs  feig 
und  gesetzlich  begründeten  Umfange  Selbst-  und  Alleinschuldnerin  für 
die  ob  der  Eisenbahn  bücherlich  haftenden  Prioritätsanlehen,  und  zwar 
für  das  Silberprioritäteanlthen  vom  Jahre  1871  und  für  das  Gold- 
prioritätsanlehen  vom  Jahre  1877,  in  deren  rechtlichen  Verhältnissen 
keinerlei  Aenderung  herbeigeführt  wird,  sowie  für  das  zum  Zwecke  der 
freiwilligen  Convertirung  der  beiden  früheren  Anlehen  und  zu  Investi- 
tionszwecken aufzunehmende  Silberprioritätsaniehen  im  Nominal  betrage 
von  20  Millionen  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber. 

Dagegen  übergibt  die  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn  unent- 
geltlich ins  unbeschränkte  Eigenthum  der  Staatsverwaltung  ihren  nicht 
in  das  Eisenbabnbuch  fallenden  Grundbesitz. 

Vom  1.  Jänner  1891  angefangen  fällt  dem  Staate  der  gesammte, 
aus  dem  Betriebe  der  im  §  1  bezeichneten  Bahnlinien  erzielte  Gewinn 
ausschliesslich  zu. 

Dagegen  übernimmt  der  Staat  mit  Ausnahme  der  auf  die  Prioritäts- 
anlehen und  das  freie  Vermögen  der  Gesellschaft  Bezug  habenden  und 
ferner  mit  Ausnahme  etwaiger  von  dritten  Personen  nachträglich 
geltend  zu  machender  Forderungen,  welche  sich  auf  die  erste  Her- 
stellung und  Ausrüstung  der  Bahnen  beziehen,  alle  crerzeit  bestehenden 
und  von  da  ab  entstehenden  Passiven,  Verpflichtungen,  Auslagen  und 
Lasten,  soweit  dieselben  sich  auf  den  Bau  und  Betrieb  der  im  §  1 
genannten  Bahnlinien  beziehen,  zur  Selbst-  und  Alleinzahlung  und  tritt 
der  Staat  mit  obiger  Einschränkung  in  alle  aus  dem  Baue  und  Betriebe 
obiger  Linien  herrührenden  Rechtsverpflichtungen  und  Rechtsstreitig- 
keiten der  Gesellschaft  auf  seine  eigene  Rechnung  ein. 

Insbesondere  trägt  die  k.  k.  Staatsverwaltung  bezüglich  der  im 
§  1  genannten  Bahnlinien: 

1.  die   ordentlichen  Erhaltungs-  und  Betriebskosten; 

2.  alle  ausserordentlichen  Auslagen,  insbesondere  für  Erweiterungs- 
bauten und  Neuanschaffungen,  soweit  diese  Auslagen  nicht  aus  dem 
im  §  2,  letztes  Alinea,  angeführten  allgemeinen  Reservefonde  zu 
bestreiten  sind; 
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3.  den  etwa  aus  dem  Betriebe  der  Bahn  erwachsenden  Verlust, 
sowie  alle  Gefahren  und  alle  anderen  ausserordentlichen  Unglücksfälle ; 

4.  alle  in  Folge  des  Besitzes  und  Betriebes  der  Bahn  zu  ent- 
richtenden Steuern  und  öffentlichen  Abgaben  mit  Einschluss  des 
Gebührenäquivalentes ; 

5.  die  Staatsaufsichtsgebübr. 

Für  die  Besorgung  aller  dem  Ver waltun gsrathe  obliegenden  Agenden 
stellt  die  k.  k.  Staatsverwaltung  ihre  Organe  und  die  erforderlichen 
Localitäten  unentgeltlich  zur  Verfügung. 

Falls  der  Verwaltungsrath  es  vorziehen  sollte,  einzelne  Agenden 
der  gesellschaftlichen  Gebarung  nicht  durch  Organe  der  k.  k,  Staats- 
verwaltung, sondern  durch  eigene  Organe  besorgen  zu  lassen,  so  bat 
für  die  hieraus  erwachsenden  Kosten  ausschliesslich  die  Gesellschaft 
aufzukommen. 

Die  Kosten  der  Verwaltung  des  im  Besitze  der  Gesellschaft  ver- 
bleibenden Fondes  (§  2),  sowie  die  Kosten  der  Entlohnung  des  Ver- 
waltungsrathe8,  der  Verfassung  des  Geschäftsberichtes,  dann  der  Vor- 
bereitung und  Abhaltung  der  Generalversammlung,  die  Kosten  der  Ein- 
lösung der  Coupons  der  gesellschaftlichen  Prioritätsobligationen  und 
Actien,  sowie  jene  der  Verlosung  und  der  Rückzahlung  der  gesell- 
schaftlichen Titres  und  die  Kosten  der  Notirung  der  letzteren  an  den 
öffentlichen  B  örsen,  die  Oouponsstempelgebübren,  sowie  überhaupt  alle 
jene  Auslagen,  deren  Einstellung  in  die  Betriebs-,  respective  Garantie- 
recbnung  bisher  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  nicht  gestattet  worden 
ist,  sind  auch  künftighin  ausschliesslich  von  der  Gesellschaft  zu  bestreiten. 

Die  aus  der  Besorgung  der  Coupon einlösung  und  der  Rückzahlung 
verloster  Titres  entstehenden  Zinsenerträgnisse  fallen  der  Gesellschaft  zu. 

In  gleicher  Weise  verfallen  die  nicht  rechtzeitig  zur  Behebung 
gelangenden  Beträge  für  die  verlosten  Prioritätsobligationen  und  Actien, 
sowie  für  fällige  Coupons  nach  Eintritt  der  Verjährung  zu  Gunsten  der 
Gesellschaft. 

§  4. 

Aus  dem  im  §  2,  vorletztes  Alinea,  genannten  Specialreservefonde 
und  aus  den  sonstigen  in  Gemäseheit  dieses  Uebereinkommens  der 
Gesellschaft  verbleibenden  Activen  und  Einnahmen  sind  alle  jene  gesell- 
schaftlichen Auslagen,  welche  nacb  §  3  dieses  Uebereinkommens  nicht 
von  der  Staatsverwaltung  übernommen  werden,  sondern  nach  wie  vor 
von  der  Gesellschaft  zu  tragen  sind,  demnach  insbesondere  die  nach 
§  6,  vorletzter  Absatz,  die  Gesellschaft  treffenden  Couponsstempel- 
gebühren zu  bestreiten. 

§  5. 

Die  nach  Maasgabe  dieses  Uebereinkommens  eintretende  Ein- 
schränkung der  Befugnisse  des  Verwaltungsrathes  und  der  General- 
versammlung wird  im  Handelsregister  angemerkt,   beziehungsweise  die 
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daselbst  enthaltene,  auf  die  Uebernahme  der  Erzherzog  Albrecht-Bahn 
in  den  Staatsbetrieb  bezügliche  Anmerkung  entsprechend  modificirt  werden. 

§  6. 

Als  Entgelt  für  die  Ueberlassung  des  Betriebes  der  im  §  1 
bezeichneten  Bahnlinien  an  den  Staat  für  Rechnung  desselben  wird  die 
k.  k.  Staatsverwaltung  der  Gesellschaft  gegen  stempelfreie  Empfangs- 
bestätigung bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  per  Jahr  den  Betrag 
von  954.136*91  fl.  österr.  Währ.  Silber,  und  zwar  in  der  Art  ausfolgen, 
dass  die  Hälfte  des  obigen  Betrages  am  1.  Mai  und  die  andere  Hälfte 
am  1.  November  jeden  Jahres  fällig  wird. 

Ausserdem  wird  die  k.  k.  Staatsverwaltung  der  Gesellschaft 
gleichfalls  gegen  stempelfreie  Empfangsbestätigung  das  Erfordern iss  für 
die  4procentige  Verzinsung  und  für  die  planmassige  Tilgung  jener 
Obligationen  des  im  §  8  angeführten  Silberprioritätsanlehens  im  Ge- 
eammtnominalbetrage  von  20  Millionen  Gulden  österr.  Währ.,  welche 
nicht  zur  Convertirung  der  beiden  früheren  Prioritätsanlehen,  sondern 
zu  Investitionszwecken  begeben  werden,  zu  den  jeweiligen  Fälligkeits- 
terminen ausfolgen. 

Von  der  hienach  am  1.  Mai  1891  zu  zahlenden  Rate  ist  die  auf 
den  Dienst  des  Vorjahres  entfallende  Quote  von  134.000  fl.  österr.  Währ, 
in  Abzug  zu  bringen. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Umstand,  dass  nach  §  26,  Absatz  2  und  3, 
der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  22.  October  1871,  die  Gesell- 
schaft die  von  der  Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  in  die  Betriebs- 
rechnung einzustellen  berechtigt  ist  und  für  die  Staatszuschüsse  keine 
Einkommensteuer  zu  zahlen  hat,  wird  der  Gesellschaft  bezüglich  der 
voran  geführten,  ihr  von  der  Staatsverwaltung  zur  Verfügung  zu  stellen- 
den Beträge  die  Befreiung  von  der  Entrichtung  der  Einkommensteuer 
und  jeder  künftig  etwa  einzuhebenden  Staatssteuer  zugestanden. 

Dagegen  wird  die  Verpflichtung  der  Gesellschaft,  beziehungsweise 
der  Actionäre,  zur  Entrichtung  der  Couponstempelgebühren  von  den 
Actien  und  Prioritätsobligationen  durch  das  gegenwärtige  Ueberein- 
kommen  nicht  berührt. 

Bezüglich  des  zu  Investitionszwecken  bestimmten  Theilbetrages 
des  Silberprioritätsanlehens  von  20  Millionen  Gulden  österr.  Währ,  wird 
jedoch  die  Befreiung  von  der  Entrichtung  der  Couponstempelgebübren 
zugestanden. 

§  7. 

Den  Prioritätsgläubigern  der  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht- Bahn, 
insbesondere  den  Besitzern  der  von  der  Bahngesellschaft  ausgegebenen 
Prioritätsobligationen,  werden  sämmtliche  von  denselben  erworbenen 
Rechte  im  vollen  Umfange  ausdrücklich  vorbehalten.  Namentlich  wird 
die  zu  Gunsten  der  Prioritätsgläubiger  bestehende,  pfandrechtliche 
Haftung  der  im  §  1  bezeichneten  Bahnlinien  für  die  Verzinsung  und 
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Tilgung  der  ob  derselben  bücherlich  eingetragenen  Prioritätsanlehen, 
sowie  die  bücherliche  Rangordnung  dieser  Anlehen  untereinander,  durch 
das  gegenwärtige  Uebereinkommen  in  keiner  Weise  berührt. 

Die  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn  bleibt  in  dem  vertrags- 
und  gesetzmässig  begründeten  Umfange  ebenso  Personal-  als  Real- 
schuldnerin  für  die  von  ihr  aufgenommenen  Prioritätsanleben  und  kann 
in  diesem  Verhältnisse  eine  Aenderung  nur  mit  Zustimmung  der 
Berechtigten,  respective  der  gesetzlichen  Vertretung  derselben  erfolgen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  ihr  in  Gemässheit  des  gegen- 
wärtigen Uebereinkommen8  vom  Staate  zugesicherten  Zahlungen  vor 
allem  anderen  zur  Abstattung  der  Zinsen-  und  Tilgungsschuldigkeit  der 
Prioritätsanlehen  zu  verwenden. 

§  8. 

Die  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn  verpflichtet  sich,  das 
bestehende  Acticncapital  im  Nominalbetrage  von  7,119.800  fl.  österr.  Währ. 
Silber  ehethunlicbst  auf  die  Hälfte,  sonach  auf  den  Nominalbetrag  von 
3,559.900  fl.  österr.  Währ.  Silber  zu  reduciren  und  mit  Genehmigung 
der  k.  k.  Regierung  sofort  einen  Tilgungsplan  aufzustellen,  wonach  die 
im  Umlaufe  befindlichen  35.599  Stück  Actieu,  vom  Jahre  1891  ange- 
fangen, innerhalb  74  Jahren  zur  Rückzahlung  gelangen,  wobei  eine 
4procentige  Verzinsung  und  ein  Nominalbetrag  von  100  fl.  Silber 
per  Actie  der  Rechnung  zu  Grunde  zu  legen  ist. 

Auf  Grund  des  dergestalt  aufgestellten  Tilgungsplanes  sind  vom 
Jahre  1891  angefangen  die  im  Umlaufe  befindlichen  Actien  im  Wege 
der  Verlosung,  beziehungsweise  soferne  dieselben  zum  Preise  unter 
100  fl.  per  Stück  erhältlich  siud,  durch  börsemässigen  Rückkauf  zur 
Rückzahlung  zu  bringen. 

§  9- 

Die  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn  räumt  der  k.  k.  Regie- 
rung das  Recht  ein,  die  im  §  1  bezeichneten  Bahnlinien  zu  jeder  Zeit 
unter  den  nachstehenden  Bedingungen  einzulösen. 

Die  staatliche  Einlösung  erfolgte  ab  1.  Jänner  1892.    Vgl.  die  Kund- 
maohung  vom  11.  December  1891  (Doc.  3). 

Falls  die  k.  k.  Staatsverwaltung  von  diesem  Rechte  Gebrauch 
macht,  gehen  die  im  §  1  bezeichneten  Bahnlinien  mit  Einschluss  des 
zum  Betriebe  derselben  gehörigen  festen  und  beweglichen  Materiales 
(§  2),  wie  es  liegt  und  steht  und  ohne  Gewährleistung  seitens  der 
Gesellschaft,  in  das  Eigenthum  des  Staates  über. 

In  diesem  Falle  ist  ferner  auch  der  Specialreservefond  (§  2), 
sowie  der  nicht  zur  Convertiruog,  respective  Rückzahlung  der  Prioritäts- 
anleben erster  und  zweiter  Emission  verwendete  Restbetrag  des  Prioritäts- 
anlehens vom  Jahre  1890  im  Nominalbetrage  von  20  Millionen  Gulden 
und  überhaupt  das  gesammte  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  noch  er- 
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tibrigende  Vermögen  der  Gesellschaft  in  das  Eigenthum  des  Staates 
zu  übergeben. 

Dagegen  hat  der  Staat,  falls  er  von  dem  Rechte,  die  Bahn  ein- 
zulösen, Gebrauch  macht,  die  ob  derselben  bücherlich  haftenden  Prio- 
ritätsanlehen zur  Selbstzahlung  zu  tibernehmen,  die  Exliberirung  der 
Gesellschaft  von  der  ihr  bezüglich  dieser  Aulehen  obliegenden  Personal  - 
Verpflichtung,  insoweit  dies  gesetzlich  zulässig  und  erforderlich  ist,  zu 
erwirken  und  für  jede  der  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  jeweilig  noch 
im  Umlaufe  befindlichen  Actien  der  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht- 
Bahn  den  Umtausch  gegen  eine  Eisenbahn- Staatsschuld verschreibung  im 
Nominalbetrage  von  100  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  zu  gewähren.  Diese 
Staatsschuldverschreibungen,  welche  ohne  jeden  Steuer-,  Gebühren-  oder 
sonstigen  Abzug  mit  4  Procent  österr.  Währ,  in  Silber  zu  verzinsen, 
mit  halbjährigen  nachhinein  am  1.  Jänner  und  1.  Juli  fälligen  Zinsen- 
coupons zu  versehen  und  gleichfalls  ohne  jeden  Abzug  mit  dem  Nominal- 
betrage innerhalb  der  Concessionsdauer  der  Bahn,  das  ist  bis  zum  31.  De- 
cember  1964,  zurückzuzahlen  sind,  werden  ob  der  Erzherzog  Albrecht- 
Bahn  gleichzeitig  mit  der  Einverleibung  des  Eigenthumsrechtes  für  den 
Staat  durch  Eintragung  des  Pfandrechtes  mit  dem  Hange  sichergestellt, 
dass  denselben  nur  die  gesellschaftlichen  Prioritätsanlehen  vorangehen. 

Die  Aufforderung  zum  Umtausche  der  Actien  nebst  den  noch 
nicht  fälligen  Coupons,  welche  nicht  mehr  zur  Auszahlung  gelangen, 
ist  dreimal  in  Zwischenräumen  von  je  14  Tagen  in  der  statutenmässig 
vorgeschriebenen  Weise  öffentlich  kundzumachen. 

Zur  Vornahme  des  Umtausches,  bei  welchem  für  etwa  fehlende 
Actiencoupons  die  denselben  entsprechenden  Zinsencoupons  der  Eisen- 
bahn-Schuldverschreibungen zurückbehalten  werden,  ist  den  Actionären 
eine  Frist  von  sechs  Monaten,  von  der  letzten  Kundmachung  an  ge- 
rechnet, zu  gewähren. 

Nach  AbFauf  dieser  Frist  wird  ein  der  Anzahl  der  nicht  zum 
Umtausche  gelangten  Actien  entsprechender  Nominalbetrag  in  Eisenbahn- 
Schuldverschreibungen  den  Liquidatoren  der  Gesellschaft  ausgefolgt  und 
von  denselben  an  die  Besitzer  der  nicht  durch  Umtausch  ausser  Verkehr 
gesetzten  Actien  gegen  Einlieferung  der  Actientitel  sammt  Coupons 
vertheilt. 

Der  auf  jene  Actientitel,  welche  ungeachtet  der  in  statutenmässiger 
Form  ergangenen  Aufforderung  binnen  einer  sechsmonatlichen  Frist 
nicht  beigebracht  werden,  entfallende  Antheil  des  Liquidationserlöses 
wird  zu  Gunsten  des  Berechtigten  gerichtlich  erlegt. 

Ineolange  der  Umtausch  der  Actien  gegen  Eisenbahn-Staatsschuld- 
verschreibungen  nicht  ermöglicht  sein  sollte,  werden  die  Actiencoupons 
—  jener,  welcher  der  Einlösung  unmittelbar  folgt,  mit  inbegriffen  — 
ohne  jeden  Steuer-,  Gebühren-  oder  sonstigen  Abzug  mit  dem  Betrage 
von  2  fl.  österr.  Währ.  Silber  stempelfrei  eingelöst. 
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§  10. 

Im  Falle  der  Einlösung  der  im  §  1  bezeichneten  Bahnlinien 
erfolgt  die  Liquidation  der  Gesellschaft  für  Rechnung  und  auf  Kosten 
des  Staates  und  auf  die  von  demselben  vorzuschreibende  Weise. 

Bis  die  Liquidation  eintritt,  bleiben  die  Bestimmungen  des  §  3 
dieses  Uebereirjkommens,  betreffend  die  Besorgung  der  gesellschaftlichen 
Agenden,  die  Einlösung  der  Actiencoupons  und  der  verlosten  Actien 
unverändert  aufrecht. 

§  IL 

Nachdem  die  Ausübung  der  concessionsmässigen  Hechte  der  k.  k. 
priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn  bezüglich  der  im  §  1  dieses  Ueberein- 
kommens  bezeichneten  Bahnlinien  nach  Massgabe  dieses  Ueberein- 
kommens  auf  den  Staat  übergeht,  wird  dementsprechend  die  Gesellschaft 
der  bezüglichen  conceesionsmässigen  Verpflichtungen  enthoben. 

Es  wird  anerkannt,  dass  in  Ansehung  der  von  der  k.  k.  priv. 
Erzherzog  Albrecht-Bahn  empfangenen  Staatsvorschüsse  aus  dem  Titel 
der  Staatsgarantie  und  der  Bedeckung  der  Betriebßkostenabgänge  s  am  rat 
den  von  diesen  Vorschüssen  aufgelaufenen  Zinsen  eine  Rückzahlungs- 
pflicht  im  Hinblicke  auf  die  Bestimmungen  der  Allerhöchsten  Concession 
und  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  die  Gesellschaft  fortan  nicht 
treffen  kann. 

§  12. 

Die  Einverleibung  des  k.  k.  Aerars  als  Eigenthümer  ob  den 
nicht  einen  Gegenstand  des  Eisenbahnbuches  bildenden  Immobilien  der 
Gesellschaft  soll  sofort  nach  legislativer  Genehmigung  dieses  Ueber- 
einkommens stattfinden,  und  wird  die  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht- 
Bahn  die  zur  bücherlichen  Eigenthumsübertragung  an  den  Staat  erforder- 
lichen Rechtsurkunden  über  Verlangen  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
rechtzeitig  ausfertigen. 

Ferner  wird  vereinbart,  dass  dieses  Uebereinkommen  nach  Eintritt 
der  legislativen  Genehmigung  in  der  für  die  im  §  1  bezeichneten  Bahn- 
linien eröffneten  Eisenbahnbucheinlage  auf  dem  Eigenthumsblatte  als 
Nachtrag  zu  den  daselbst  enthaltenen,  der  Unternehmung  auf  die  ganze 
bücherliche  Einheit  zustehenden  Rechten  und  deren  Beschränkungen 
eingetragen  werde. 

Diese  Eintragung  hat  insbesondere  zur  Ersichtlichmachung  der 
aus  dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  erwachsenden  Beschränkungen 
der  concessionsmäesigen  Rechte  der  Gesellschaft  zu  erfolgen. 

Die  Gesellschaft  ertheilt  ihre  Einwilligung,  dass  die  k.  k.  Staats- 
verwaltung unbeschadet  der  Hechte  der  Prioritätsgläubiger  berechtigt 
sein  soll,  die  für  den  Betrieb  der  Eisenbahn  entbehrlichen  Grundstücke 
zu  veräussern  oder  neue  Flächen  hiezu  zu  erwerben  und  alle  dazu 
erforderlichen  bücherlichen  Rechtsbandlungen  statt  und  im  Namen  der 
Gesellschaft,  jedoch  nicht  auf  deren  Kosten  vorzunehmen. 
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§  13. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  die  in  Durchführung  dieses 
Uebereinkommens  erforderlichen  Aendemngen  der  in  Kraft  stehenden 
Gesellschaftsstatuten  ehestens  vorzunehmen  und  biezu  sofort  nach 
erfolgter  zustimmender  Beecblussfaesung  der  Actionäre  der  Gesellschaft 
(§  17)  die  Genehmigung  des  kk  k.  Ministeriums  des  Innern  einzuholen. 

§  14- 

Beide  vertragschliessende  Theile  verzichten  darauf,  dieses  Ueber- 
einkommen wegen  Verletzung  Über  die  Hälfte  des  Werthes  anzufechten. 

§  15. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  sowie  die  durch  dasselbe 
veranlassten  Eingaben,  Eintragungen,  Ausfertigungen,  Verträge  und 
sonstigen  Urkunden  gemessen  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

Für  die  Ausgabe  und  bücherliche  Eintragung  des  von  der  Gesell- 
schaft zum  Zwecke  der  Conveitirung  der  Prioritäten  erster  und  zweiter 
Emission,  sowie  für  In vestitionsz wecke  bestimmten  Prioritätsanlehens 
im  Nominalbetrage  von  20  Millionen  Gulden  österr.  Währ.,  sowie  für 
die  aus  diesem  Anlasse  zu  errichtenden  Acte  und  Urkunden  wird  die 
Gebühren-  und  Stempelbefreiung,  wie  auch  bezüglich  der  Coupons 
dieses  Anlehens  die  Befreiung  von  der  für  dieselben  zu  entrichtenden 
Einkommensteuer,  dann  bezüglich  des  für  Investitionszwecke  bestimmten 
Theilbetrages  dieses  Anlehens  die  Befreiung  von  der  Couponsstempel- 
gebühr gewährt. 

§  16. 

Rücksichtlich  allfälliger  Streitigkeiten  aus  diesem  Vertrage  unter- 
werfen sich  die  contrahirenden  Theile  der  Gerichtsbarkeit  des  k.  k. 
Handelsgerichtes  in  Wien  als  forum  contractu s  und  einigen  sich  die- 
selben diesbezüglich  auf  das  summarische  Verfahren. 

§  17. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  welches  in  zwei  Parien 
gebühren-  und  stempelfrei  ausgefertigt  wird,  erlangt  für  die  Bahn- 
gesellschaft  durch  die  Zustimmung  der  Generalversammlung  der  Actionäre, 
welche  derart  einzuberufen  ist,  dass  der  Zusammentritt  längstens  bis 
Ende  Juli  1890  erfolgt,  für  die  Regierung  aber  durch  die  sodann  erst 
einzuholende  legislative  Genehmigung  bindende  Kraft. 

Sofern  die  letztere  nicht  bis  1.  April  1891  erfolgen  sollte,  ist  die 
Gesellschaft  an  das  Uebereinkommen  nicht  weiter  gebunden. 

Da«  vorstehende  Uebereinkommen  wurde  in  der  Generalversammlung  der 
Actionäre  vom  31.  Juli  1890  gutgeheissen.  Die  Frist  für  die  legislative  Genehmi- 
gung des  Uebereinkommen b  wurde  auf  Grund  des  Beschlusses  der  General- 
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Versammlung  der  Actionäre  vom  11.  April  1891  bis  zum  31.  December  1891 
verlängert. 

Die    legislative    Genehmigung    erfolgte   sohin    durch  das  Gesetz  vom 
28.  August  1891,  K.  G.  Bl.  Nr.  136  (Doo.  1). 

3.  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  11.  De- 
cember 1891,  Z.  36258, 

betreffend  die  Einlösung  der  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn.  (H.  M. 

V.  Bl.  Nr.  149.) 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  28.  August  1891,  R.  G.  Bl.  Nr.  135, 
und  in  Gemässheit  des  mit  diesem  Gesetze  genehmigten  Ueberein- 
kommens  vom  14.  Juli  1890  wird  mit  1.  Jänner  1892  das  Gesammt- 
nnternehmen  der  k.  k.  pri?.  Erzherzog  Albrecht-Bahn  vom  Staate 
eingelöst. 

Hievon  ist  der  Verwaltungsrath  der  genannten  Bahngesellschaft 
unter  Ertheilung  der  erforderlichen  Weisungen  für  die  demnächst  zu 
bewirkende  Uebertraguug  des  gesammten  Bahneigenthums  an  den  Staat 
und  für  die  sodann  durchzuführende  Liquidation  der  Gesellschaft  zu- 
folge des  einvernehmlich  mit  dem  Herrn  k.  k.  Finanzminister  ergangenen. 
Erlasses  des  k.  k.  Handelsministers  vom  11.  December  1891,  Z.  36258, 
in  Kenntniss  gesetzt  worden. 

Wien,  am  11.  December  1891. 
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H.  K.  k.  priv.  Neutitscheiner  Localbahn. 

1.  Concessionsurkunde  vom  7.  September  1880,  R.  G.  Bl. 

Nr.  130, 

für  die  Locomotiyelsenbahn  von  Zauehtl  nach  Neutitscheln. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oester- 
reich, apostolischer  König  von  Ungarn,  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  der  Gemeinderath  der  Stadt  Neutitschein  Namens  der 
von  ihm  vertretenen  Gemeinde  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von  der  Station  Zauehtl  der 
a.  priv.  Kaiser  F erdin ands-Nordbahn  nach  Neutitschein  gestellt  hat,  so 
finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unter- 
nehmens, dem  genannten  Gemeinderathe  diese  Concession  auf  Grund  des 
Eisenbahn  concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl. 
Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56, 
wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  i- 

Wir  verleihen  dem  Concessionär  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  Locomotiveisenbahn  von  der  Station  Zauehtl  der  a.  priv.  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  nach  Neutitechein. 

Die  Betriebseröffnung  der  bezeichneten  Localbahn  fand  am  19.  Deoember 
1880  statt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Capitalsver- 
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zinsnng  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröff- 
nung,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues 
und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebe- 
jahr es; 

b )  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Prioritätsobligationen  und  Antheilscheine  (Obligationen) 
mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  von  der  bei  der  Grund- 
einlösung auflaufenden  Uebertragungsgebtihr; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebtihren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeflihrt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Bahn  ist  als  normalspurige  Localbahn  herzustellen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat 
nach  Massgabe  der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detail- 
projecte  und  der  aufzustellenden  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Hiebei  soll  auf  die  thunlichste  Herabminderung  der  Baukosten 
Bedacht  genommen,  und  sollen  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die 
Maximalgesch windigknit  der  Züge,  welche  bei  dieser  Bahn  einund- 
zwanzig (21)  Kilometer  per  Stunde  nicht  übersteigen  darf,  alle  in  Folge 
dieser  geringen  Fahrgeschwindigkeit  zulässigen  Erleichterungen  zu- 
gestanden werden. 

Bei  Anschaffung  der  Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstigen 
BflhnbestandtLeile,  sowie  aller  Ausrtistungsgegenstände  muss  unter  gleichen 
Bedingungen  inländischen  Werken  der  Vorzug  eingeräumt  werden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der 
Bahn  sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus 
diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staat- 
lichen Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  beim  Baue  auch  allen  vom 
Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stel- 
lenden Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises  be- 
schränkt werden. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  wegen  Benützung  des  Bahn- 
hofes Zaucbtl  der  a.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn,  sowie  wegen 
Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  üebergangs verkehre  eine  Ver- 
einbarung   mit  der  genannten  Gesellschaft  anzustreben   und  das  be- 
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zügliche  Uebereinkommen  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vor- 
liegen. 

Der  Concessionär  hat  biebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Per- 
sonenverkehres für  die  thunlicbste  Erleichterung  beim  Uebergange  von 
der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eineß  solchen  Anschlusses,  sowie  eines 
etwaigen  gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes,  unterwirft  sieh  der  Con» 
cessionär  dem  Ausspruche  des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung 
hierüber  mit  der  Anschlussbahn  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige 
Wagenbenützung  der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Ein- 
mündung von  Bergwerks-  und  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Der  Concessionär  ist  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmündung 
von  Verbindungsbahnen,  welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn 
gelegenen  Industrieunternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer 
Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbe- 
triebe mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden  Kosten 
zu  gestatten. 

§  *. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahn  sofort 
zu  beginnen  und  binnen  sechs  Monaten,  vom  heutigen  Tage  an  ge- 
rechnet, zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
tibergeben,  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununter- 
brochenen Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  der  Con- 
cessionär durch  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von  Eintausend  (1000) 
Gulden  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten 
Sicherheit  zu  leisten. 

§  5- 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel  bahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  als  im 
öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  «• 

Der  Concessionär  bat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September 
1854,   R.  G.  Bl.  Nr.  238,   und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
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16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  dann  nach  den 
etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  jedoch  im  Sinne  des  Artikels  I 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R  G.  Bl.  Nr.  56,  von  den  in  der 
Eisenbahnbetriebsordnung  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  in- 
soweit Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  er- 
mässigte  Maximalgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handels- 
ministeriums für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom 
Handelsministerium  zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  An- 
wendung finden. 

§  7. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne 
des  Artikels  II  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56, 
folgende  Bestimmungen  zur  Anwendung: 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten 
mit  allen  fabrplanmässigen  Zügen  zu  befördern.  Für  diese,  sowie  für 
sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann  der  Concessionär 
ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes  Entgelt 
in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und 
Werthsendungen  hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderuog  benützten 
Züge  hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde  zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  PoBtdienstes  in  den  Stationen  be- 
sondere Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Ver- 
einbarung bezüglich  der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Ent- 
schädigung für  die  Benützung  dieser  von  dem  Concessionär  beizustellenden 
Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung 
dieser  Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstände  der  Eisenbahn- 
unternehmung und  ihren  untergeordneten  Organen,  oder  von  diesen 
untereinander  geführt  werden,  dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahn- 
austalt  befördert  werden. 

§  8. 

Der  Concessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit 
für  den  Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  nothwendig  werdenden  Tele- 
graphenleitungen gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung 
auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenzen  verweuden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf 
dem  von  dem  Concessionär  eingelösten  oder  sonst  für  Babuzwecke  be- 
nützten Grund  und  Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  an- 
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zulegen  und  im  Falle  der  Anlegung  einer  selbständigen  Babnbetriebs- 
leitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen  an  den  Stützpunkten  dieser 
Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  in- 
soweit die  letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  der 
Concessionär  durch  das  Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten 
Bahn  die  Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegrapbenanstalt  nach 
den  für  Militärtransporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den 
Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

§  9. 

Die  Beförderungsgebühren  im  Personenverkehre,  die  Tarife  für 
den  Gütertransport,  die  Waarenclassification  und  alle  auf  den  Frachten- 
transport bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen  der  Genehmigung 
ded  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen  Rück- 
sichten, andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunter- 
nebmens  Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Ge- 
bühren dürfen  nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne 
Agiozuschlag  berechnet  werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebfjahren  ein 
Reinerträgniss  von  mindestens  sieben  (7)  Procent  des  Anlagecapitales 
geliefert  hat,  kann  das  üandelministerium  eine  verhältnissmässige  Herab- 
setzung der  biß  dahin  in  Kraft  gewesenen  Tarifsätze  anordnen. 

§  10. 

In  Fällen  eines  Notbstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung 
der  Lebensmittel  für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  ist  der  Handelsminister  be- 
rechtigt, nach  Erforderniss  die  einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

§  11. 

Die  Militäitransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der 
Begünstigungen  reisender  Militärs  bei  der  a.  piiv.  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversammlungen, 
feiner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitswache Anwendung. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahn  gesellschaften    abgeschlossenen    Uebereinkommen    über  die 
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Anschaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahnabtheilungen, 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüber- 
einkommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisen- 
bahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  dem  Concessionär  nur  insoweit, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  de3  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber 
dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  60)  auf 
gediente  Unterofficire  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  12. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge 
dieser  Concession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen 
uud  sich  mit  den  vom  Handelsministerium  zum  Zwecke  ihrer  Legiti- 
mation auszustellenden  amtlichen  Certificate n  ausweisen,  müssen  sammt 
ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

§  13. 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  zur  Aufbringung 
der  erforderlichen  Geldmittel  auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende 
Prioritätsobligationen  und  Antheilscheine  (Obligationen)  auszugeben. 

Diese  Prioritätsobligationen  und  Antheilscheine  (Obligationen) 
lauten  auf  österreichische  Währung  und  sind  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  zu  amortisiren. 

Die  Formularien  und  Tilgungspläne  der  Prioritätsobligationen  und 
Antheilscheine  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Behufs  Aufbringung  des  für  die  Locaibahn  Zauchtl-Neutitscbein  erforder- 
lichen Anlagecapitales  wurden  von  der  Stadtgemeinde  Neutitschein  Prioritäts- 
obligationen im  Nominalbetrage  von  150.000  fl.  und  Antheilscheine  im  Nominal- 
betrage von  100.000  fl.  ausgegeben  und  für  die  ersteren  eine  öprocentige  Ver- 
zinsung und  die  Tilgung  innerhalb  36  72  Jahren,  für  die  letzteren  eine  3procentige 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Neutitsebeiner  Localbahn. 


323 


Verzinsung    und    die    Tilgung    innerhalb    der    restlichen  Concessionsdauer 
gewährleistet. 

Das  den  garantirten  Jahresbetrag  übersteigende  Reinerträgniss  der  Local- 
bahn fallt  den  Antheilscheinen  insolange  zur  Gänze  zu,  bis  dieselben  im  Ganzen 
Gprocentige  Zinsen  erhalten;  von  einem  sodann  etwa  noch  verbleibenden  Ueber- 
schusse  werden  denselben  40  Procent  als  Superdividende  zugewiesen. 

§  u. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Balm,  sowie  die  Betriebseinrichtangen 
in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden,  und  auf 
die  Hintanhaltung,  rücksichtlich  auf  die  Beseitigung  von  Gebrechen  in 
dieser  Beziehung  zu  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abge- 
ordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  YerwaltuDgsratheä  oder  der  sonst  als  Vorstand 
der  Eisenbahnunternehmuog  fungirenden  Vertretung,  so  oft  er  es  für 
angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen  zuwider- 
laufende, beziehungsweise  den  öffentlichen  Interessen  nachtheilige  Beschlüsse 
und  Verfügungen  zu  sistireri. 

Die  Leitung  des  nnter  der  Firma  „K.  k.  priv.  Neutitscheiner  Localbahn, 
Stadtgemeinde  Neutitschein' '  protokollirten  Localbahnunternehmens  wird  durch 
einen  Verwaltungsausschuss  besorgt,  welchem  der  Bürgermeister  der  Stadt 
Neutitschein  kraft  seines  Amtes,  ferner  sechs  von  dem  Gemeindeausschusse  dieser 
Stadt  und  drei  von  den  Anteilscheinbesitzern  gewählte  Mitglieder  angehören. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  hat  der  Concessionär  eine  Ver- 
gütung an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten;  ebenso  wird  der  Concessionär 
von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  No- 
vember 1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852)  begründeten  Verbindlich- 
keiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und 
gefallsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in 
Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten 
enthoben. 

§  15. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  &,  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf  der 
obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  4  festgesetzten 
Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung  des  Baues, 
dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
werden,  soferne  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des 
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§  11,  lit.  b,  d*s  Eieenbabnconcessionegesetzes  und  namentlich  durch 
politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  16. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  gegen  eine 
an  den  Conceesiouär  zu  leistende  Barentscbädigung  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Reiu- 
ertiaguifese  der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  bievon  die  Reicerträgnisse  der 
ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reine  trag 
nicht  wenigsteLS  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  fünfprocentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nomiualanlagecapitales  noihwendig  ist,  so  wird  dieser  Annuitätenbetrag 
als  das  der  Beinesturg  des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende 
Reinertrögniss  festgesetzt.  Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  die 
Einlösung  der  Balm  vor  Ablauf  des  siebenten  Betrit  bsjabres  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  nach  der  Wahl  der  Staats- 
verwaltung entweder  in  einer  dem  obigen  Duichschnitts-,  beziehungs- 
weise Minimalertl ägtiisse  gleichkommenden  Reute,  welche  dem  Cou- 
cessiunär  während  der  übrigen  Concessionsdaurr  in  halbjährigen,  am 
1.  Jänner  und  am  1.'  Juli  jedes  Jabres  fälligen  Raten  zu  erfolgen  ist, 
oder  in  der  einmaligen  Zahlung  jenes  Betrages  zu  bestehen,  welcher 
dem  auf  Giund  einer  für-fprocentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden 
iecbnungtmässigen  Capitalswerthe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Conees- 
sionsdauer  fällig  werdenden  Jahresrenten  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der 
Bahn  entspricht. 

Die  Ziffer  des  Nominalanlagecapitales  unterliegt  der  Genehmigurg 
der  Staatsverwaltung. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betrieb^jahies  noch  weitere  neue 
Bauten  ausgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diebfälligen  Kosten  dem  Anlagecapital  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  deu  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder 
zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat 
und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreiees 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den  Genuss  der  gegen- 
wärtig conceseionirten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen. 

§  17. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
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und  in  den  Genus3  der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grundes 
und  Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Ober- 
baues der  Bahn  und  des  sämmtlichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als: 
Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen 
Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Aufsichts- 
häuser sammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  und  allen 
unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  in- 
soweit sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet 
sind,  betrifft,  so  hat  von  diesen  Gegenständen  jene  Quantität  und 
bezüglich  Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  überzugehen,  welche 
der  in  dem  Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebseinrichtung 
entspricht. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  16)  behält  der  Cuncessionär  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefonds 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  als:  Coaks-  und  Kalköfen,  Gie3sereien,  Fabriken  von 
Maschinen  oder  anderen  Gerätben,  Speicher,  Kohlen-  und  andere  Depots, 
zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  derselbe  von  der  Staatsverwaltung 
mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  sie  kein  Zu- 
gehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  18. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollte,  die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden Massregeln  dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  noch 
vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  dem  Concessionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  siebenten  Tage  des  Monates  September  im  Jahre  des  Heils 
Eintausend  Achthundert  achtzig,  Unserer  Reiche  im  Zweiunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  in.  p.  Kremer  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 
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2.  Technische  Bedingnisse 

für  die  Ausführung  der  normalspnrigen  Localbalui  yon  Zauctatl  nach 

Neutitsckein  (€.  Bl.  Nr.  5  ex  1881). 

Traoe.  Die  zu  erbauende  8  5  Kilometer  lange  Looalbahn  nimmt  ihren  Aus- 
gang südöstlich  der  Station  Zauchtl  der  a.  priv.  Kaiser  Ferdiuands-Nordbahn, 
gelangt  nach  Uebersetznn^  des  Oderflusnes  und  des  zwischen  Barnsdorf  und 
Schönau  liegenden  Höhenzuges  in  das  Thal  des  Titschflusses  und  führt  an  dessen 
linksseitigem  Tlalgehäuge  nächst  dem  Orte  Schönau  nach  Neutitschein,  woselbst 
an  der  Freibergei  Strasse,  und  zwar  nächst  der  Cigarrenfabrik,  die  Endstation  an- 
gelegt wird. 

Allgemeine  Bestimmungen.  Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebs- 
eiurichtungen  der  Bahn  hat  nach  Massgabe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu 
genehmigenden  Detailprojecte  stattzufinden.  Abänderungen  der  Babntrace  können 
nur  dann  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  vorgenommen  werden,  wenn 
durch  dieselben  die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

Fahrgeschwindigkeit.  Als  Localbabn  ist  diese  Linie  für  eine  Maximal- 
fahrgeschwindigkeit von  21  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  auszurüsten. 

Unterbau.  Die  Bahn  ist  eingeleisig  anzulegen  und  dementsprechend  auch 
die  Grundeinlösung  durchzuführen. 

Die  grösste  zulässige  Steigung  wird  mit  20  pro  mille  festgesetzt.  Innerhalb 
der  Stationen  dürfen  jedoch  nur  Maximalsteigungen  von  2  5  pro  mille  vorkommen. 

Der  Minimalkrümmungsradius  darf  auf  der  currenten  Bahn  nicht  weniger 
als  150  Meter  betragen. 

Die  Uuterbaukronenbreite  wird  mit  4  0  Meter  festgesetzt. 

Die  Oder  wird  mit  einer  Brücke  Übersetzt,  deren  Eisenc-oustruction  auf 
gemauerten  Landwiderlagern  mit  Zwischenjochen  aus  Eichenholz  ruht,  alle  anderen 
Objecte  von  4/0  Meter  lichter  Weite  aufwärts  erhalten  gemauerte  Widerlager  und 
Eisenconstructiomn,  die  kleineren  gemauerten  Objecte  werden  entweder  gedeckt, 
gewölbt  oder  erhalten  eine  Tragconstruction  von  hölzernen  Laugsohweilen. 

Bei  Berechnung  der  Construction  der  eisernen  Brücken  wird  die  durch  die 
factisch  verkehrenden  Fahrbetriebhinittel  erzeugte  zufällige  Belastung  in  Betracht 
gezogen  und  hierbei  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  der  Constructionstheile  bis 
zu  900  und  der  Nieten  bis  zu  700  Kilogramm  pro  Qnadratcentimete r  zugelassen. 

Oberbau.  Der  Oberbau  wird  mit  schwebenden  Stössen  gelegt. 

Die  Schienen  sind  aus  Bessemerstahl  herzustellen,  und  soll  deren  Gewicht 
per  laufenden  Meter  mindestens  23  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximal- 
.sohwellenentfernnng  von  0*9  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Länge 
2  20  Meter,  Höhe  014  Meter,  obere  Breite  0  15  Meter  und  untere  Hreite  0  20  Meter. 
Dieselben  müssen  aus  gesundem  Holze  erzeugt  werden. 

Das  Bettungsmaterial  soll  unter  den  Schienenunterlageu  wenigstens  0*15  Meter 
stark  sein.  Die  Breite  des  Schotterkörpers  in  der  Schienenuuterkante  gemessen 
hat  3  0  Meter  zu  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4  0  Meter  und  das  Ausmass  der  Nebengeleise  der  Stationen  im  Minimum  10  Pro- 
eent  der  ganzen  Bahnlänge  betragen. 

Hochbauten.  Hochbauanlagen  können  aus  Holz,  Fachwerk  und  Riegelbau 
hergestellt  werden,  unbeschadet  der  Anwendung  localer  Bauvorschriften. 

Die  Errichtung  von  Streckenwächterhäusern,  Bahneinfriedungen,  Weg- 
sehranken und  ähnlichen  Anlagen  kann  unterbleiben. 

Betriebsein  richtungen.  Die  Anlage  einer  Telegraphenleitung  kann 
ebenfalls  unterbleiben;  für  den  Betrieb  sind  jedoch  ausser  den  akustischen  auch 
die  dureh  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale  auf  den  Zügen 
anzuwenden. 

Fahrbetriebsmittel.  An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  2  Loco- 
motiven,  2  Personenwagen,  1  combinirter  Postwagen  und  3  Lastwagen  anzuschaffen. 
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1.  Concessionsnrkunde  vom  15.  Juni  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  09, 

für  die  Locomotireisenbahn  Ton  Stauding  nach  Strainberg. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich;  apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Grosshändler  Gebrüder  Gutmann  die  Bitte  um  Erthei- 
lung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von  der  Station 
Stauding  der  a.  priv.  Kaiser  Ferdinands- Nordbahn  nach  Stramberg  ge- 
stellt haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemein- 
nützigkeit des  Unternehmens  den  genannten  Bittstellern  diese  Con- 
cession auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  Sep- 
tember 1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238),  sowie  des  Gesetzes  vom  25.  Mai 
1880  (R.  G.  Bl.  Nr.  56)  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  als  noimalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiveisenbahn 
von  der  Station  Stauding  der  a.  priv.  Kaiser  Ferdinands- Nordbahn 
Über  Freiberg  nach  Stramberg. 

Die  genannte  Localbahn  wurde  am  19.  Decomber  1881  für  den  Frachten- 
verkehr und  am  1.  April  1882  für  den  Personenverkehr  eröffnet. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden 
zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
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eröffnung,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grund  er  Werbung,  des 
Baues  und  der  Instruirung  der  Babn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine  und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritäts- 
obligationen,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr ; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Ooncessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahn  so- 
fort zu  beginnen  und  binnen  sechs  Monaten,  vom  heutigen  Tage 
au  gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  Öffentlichen  Ver- 
kehre zu  übergeben,  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im 
ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten.  Für  die  Einhaltung  des  vor- 
stehenden Bautermin  es  haben  die  Concessionäre  durch  Erlag  einer  Caution 
im  Betrage  von  Eintausend  (1000)  Gulden  in  zur  Anlegung  von  Pu- 
pillengeldern geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

§  4- 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concession irten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel- 
bahnen zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Concessioniire  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Ooncessions- 
urkunde und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahn concessionsge6etze 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre 
1852,  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  uad  Ver- 
ordnungen zu  benehmen.   In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  iu 
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der  Eisenbahnbetriebsordnung  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen 
insoweit  Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rückeicht  auf  die 
ermässigte  Maximalgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handels- 
ministeriums für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom 
Handelsministerium  zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  An- 
wendung finden. 

§  6- 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  entweder  eine  Actiengesellechaft  zu 
bilden  oder  die  aus  dieser  Concession  erwachsenen  Rechte  und  Pflichten 
an  eine  schon  bestehende  Actiengesellschaft  zu  tibertragen. 

Die  zu  bildende  Actiengesellachaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten der  Concessionäre. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Actien  und  Prioritätsobligationen  unterliegen  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  bleibt  insolange  aus- 
geschlossen, als  dieselben  nicht  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung 
in  dem  factisch  erzielten  und  als  gesichert  anzusehenden  Reinerträgnisse 
der  Bahn  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  zu  prüfenden  Ausweisen 
ausreichende  Bedeckung  finden. 

Die  Bildung  einer  Actiengesellschaft,  sowie  die  Ausgabe  von  Prioritäts- 
obligationen ist  bisher  nicht  erfolgt. 

§  7. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechterhaltung  des  Betriebes 
nicht  eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung 
nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und 
namentlich  durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

§  8. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  gegen  eine 
an  die  Concessionäre  zu  leistende  Barentschädigung  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der 
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ungünstigsten  zwei  Jabre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  fünfpercentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nominalanlagecapitales  innerhalb  der  Ooncessionsdauer  nothwendig  ist, 
so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessunge  des  Eiulösungs- 
preises  zu  Grunde  zu  legende  Reineiträgniss  festgesetzt.  Letzteres  gilt 
auch  für  den  Fall,  dass  die  Einlösung  der  Bahn  vor  Ablauf  des  siebenten 
Betriebsjahres  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  nach  Wahl  der  Staatsver- 
waltung entweder  in  einer  dem  obigen  Durchschnitts-,  beziehungsweise 
Minimalerträgnisee  gleichkommenden  Rente,  welche  den  Concessionären 
während  der  übrigen  Ooncessionsdauer  in  halbjährigen,  am  1.  Jänner 
und  am  1.  Juli  jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  zu  erfolgen  ist,  oder 
in  der  einmaligen  Zahlung  jenes  Betrages  zu  bestehen,  welcher  dem 
auf  Grund  einer  fünfpercentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden  rechnungs- 
massigen  Capitalswerthe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Ooncessionsdauer 
fällig  werdenden  Jahresraten  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der  Bahn 
entspricht. 

Die  Ziffer  des  Nominalanlagecapitales  unterliegt  der  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue 
Bauten  ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfalligen  Kosten  dem  Anlagecapital  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder 
zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat 
und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezablung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den  Genuas  der  gegen- 
wärtig concessionirten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der  Material- 
vorräthe. 

§  9- 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessiouirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der 
Material vorräthe  (§  8). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  8)  behalten  die  OoncessionäTe  das  Eigentbum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reserve- 
fondes  und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rticksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
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und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselben  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  au6 drücklieben  Beisätze  ermächtigt  wurden, 
dass  sie  kein  Zugebör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  10. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen 
in  allen  Tbeilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden,  und  auf 
die  Hintanhaltung,  rücksichtlich  auf  die  Beseitigung  von  Gebrechen  in 
dieser  Beziehung  zu  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Vor- 
stand der  Ei8enbahnunternehmung  fungirenden  Vertretung,  so  oft  er  es 
angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen  zuwider- 
laufende, beziehungsweise  den  öffentlichen  Interessen  nachtheilige  Be- 
schlüsse und  Verfügungen  zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  haben  die  Concessionäre 
eine  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten;  ebenso  werden 
die  Concessionäre  von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus 
der  polizeilichen  und  gefäll? ämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehr- 
aufwandes und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Er- 
haltung von  Amtslocalitäten  enthoben. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Ge- 
richten auf  Ereatz  zu  dringen,  ertheilen  wir  sämmtlichen  Behörden,  die 
es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
fünfzehnten  Tage  des  Monates  Juni  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend 
achthunderteinund achtzig,  Unserer  Reiche  im  Dreiunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Plno  m.  p.  Dunfgewski  m.  p. 
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2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahn  tod  Stauding  nach  Stramuerg  (C.  Bl.  Nr.  145  ex  1881). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Locomotive;senbahn  Stauding-Stramberg  ist  als  normal- 
*  spurige  Localbahn  herzustellen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
nachstehenden  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse, 
sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genau 
zu  befolgen. 

Desgleichen  haben  die  Concessionäre  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende  19  5  Kilometer  lange  Localbahn  nimmt  ihren  Ausgang 
südöstlich  von  der  Station  Staudin?  der  a.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn, 
gelangt  nach  Uebersetzung  des  Oderflusses,  dann  des  zwischen  diesem  und  dem 
Labinthale  liegenden  Hochplateau  nach  Freiberg  und  sodann  unter  Berührung 
der  Orte  Drholetz  und  Nesselsdorf  nach  Stramberg,  von  weicher  Endstation  eine 
Schleppbahn  zum  Steinbruche  am  Kotuczerberge  führt. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch 
dieselben  die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3  Anschluss  an  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  und  Einmündung 

von  Industrie-Sohleppbahnen. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  des  Bahnhofes  Stauding 
der  a.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des 
Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  genannten 
Gesellschaft  anzustreben  und  das  bezügliche  Uebereiukommen  der  Staatsverwaltung 
zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  Concessionäre  haben  hierbei  insbesondere  in  Ansehung  des  Personen- 
verkehres für  die  thunlichste  Erleichterung  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf 
die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  etwaigen 
gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes,  unterwerfen  sich  die  Concessionäre  dem  Aus- 
spruche des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschluss- 
bahn nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung 
der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Die  Concessionäre  sind  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Ver- 
bindungsbahnen, welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrie- 
unternehmungen zum  Behufe  der  Heförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lä-tige  Art  gegen  Vergütung 
der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 
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4.  Ermässigte  Fahrgeschwindigkeit. 

Die  concessionirte  Bahn,  welche  vorläufig  nur  für  den  Frachtenverkehr 
bestimmt  ist,  ist  für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von  21  Kilometer  per  Stund«? 
anzulegen  und  auszurüsten. 

5.  Unterbau. 

Der  Unterbau  ist  eingeleisig  anzulegen  und  dem  entsprechend  auch  die 
Grundeinbisung  durchzuführen. 

Die  grösste  zulässige  Steigung  wird  in  der  curreiiten  Strecke  mit  17  pro 
mille  testgesetzt. 

Der  Minimal-Kiüramun;;sh;.lbniesser  darf  in  der  Strecke  Stauding-Stramberg 
nicht  weniger  als  125  Meter,  bei  der  Schleppbahn  von  Stramberg  aufwärts  aber 
nicht  weniger  als  100  Meter  betragen. 

Die  Unterbaukronenbreite  wird  mit  :v8  Meter  rormirt.  In  statken  Curven 
und  für  hohe  Dämme  hat  eine  Verjjrösserung  dieses  Masses  stattzufinden. 

Die  bis  zur  Bahnkrone  reich  nden  offenen  Objecte  erhalten  gemauerte 
Wirferlager  und  eine  hölzerne  Tragconstruction,  welche  bei  grösserer  Spanuweite 
durch  pilotirto  Zwischenjoche  unterstützt  wird  Die  kleineren  gemauerten  Objecto 
werden  entweder  gedeckt  oder  gewölbt. 

Bei  Berechnung  der  Brmkenconstructionen  wird  die  durch  die  factisch 
verkehrenden  Fahrt  etriebsmittel  e> zeugte  zufällige  Belastung  in  Betracht  gezogen. 
Im  Falle  der  Verwendung  von  Eisenconstructionen  für  die  Fahrbahn  wird  die 
Inanspruchnahme  des  Eisens  der  Cons'ructioustlnile  exclusive  der  Nieten  bis  zu 
900  und  jene  der  Nieten  bis  zu  700  Kilogramm  pro  Quadratcentimeter  zugelassen. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  wird  mit  schwebenden  Stössen  gelegt.  Die  Schienen  sind  aus 
Bessemerstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht  pro  laufendes  Meter  21  75  Kilo- 
gramm bei  Anwendung  einer  maximalen  Schwellendistanz  von  0  9  Meter  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Läi  go 
2  2  Meter,  obero  Breite  0*15  Meter,  untere  Breite  0*20  Meter,  Höhe  O  l  4  Meter. 

Das  Bettungsmaterial  soll  unter  den  Schienei. unterlagen  O  l  5  Meter  stark 
sein  und  die  Breite  desselben  in  der  Schienenunterkante  gemessen  3  0  Meter 
betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  wird  auf  4  0  Meter  festgesi  tzt. 

7.  Hochbauten. 

Hochbauanlagen  können  vorerst  auf  das  zulässig  geringste  Ausmass  be- 
schränkt und  aus  Holz,  Fachwerk  und  Riegelbau  hergestellt  werden,  unbeschadet 
der  Anwendung  localer  Bauvorschriften. 

Die  Errichtung  von  Streckenwächterhäusern,  Bahneinfriedungen  und  Weg- 
schranken kann  unterbleiben. 

8.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Anlage  einer  Telegraphenleitung  kann  unterbleiben;  für  den  Betrieb 
sind  jedoch  ausser  den  akustischen  auch  die  durch  die  Signalordnung  vorge- 
schriebenen optischen  Signale  zu  verwenden. 

9.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  2  Tendeilocomotiven,  1  Personen- 
wagen, 4  diverse  Frachtwagen  und  25  Steinlowries  beizustellen,  wobei  mindestens 
der  fünfte  Theil  der  Wagen  mit  Bremsvorrichtungen  versehen  sein  muss. 

10.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Babnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 
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II.  Betrieb. 

1.  Eventuelle  Personenbeförderung. 

Die  Concessionäre  sind  nicht  verpflichtet,  auf  der  ooncessionirten  Bahn 
einen  regelmässigen  Personenverkehr  einzurichten,  doch  soll  es  ihnen  gestattet 
sein,  die  Besitzer,  Inhaber  oder  Verwalter,  sowie  Beamte,  Diener  und  Arbeiter 
der  an  der  Bahn  befindlichen  landwirtschaftlichen  und  industriellen  Unter- 
nehmungen nach  den  mit  den  letzteren  zu  vereinbarenden  Tarifsätzen  zu  befördern, 
in  welchem  Falle  aber  unter  den  gleichen  Bedingungen  auch  andere  Personen 
auf  der  concessionirten  Bahn  zu  befördern  sind. 

Die  Beförderung  hat  unter  Beobachtung  der  für  deu  Personenverkehr 
geltenden  Vorschriften,  insoweit  dieselben  auf  die  gewählte  Beförderungsart  An- 
wendung finden,  sowie  der  seitens  des  Handelsministeriums  etwa  anzuordnenden 
besonderen  8icherheitsvorkehrungen  stattzufinden. 

Sollte  in  der  Folge  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  das 
Bedürfnis«  nach  Einführung  einer  regelmässigen  Personenbeförderung  infolge  des 
gesteigerten  Verkehres  sich  geltend  machen,  so  sind  die  Concessionäre  ver- 
pflichtet, eine  solche  regelmässige  Personenbeförderung  über  Aufforderung  des 
Handelsministeriums  einzuführen. 

2.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  im  Falle  der  Einführung  eines  regelmässigen  Personenverkehres  ein- 
zuhebenden Beförderungsgebühren,  die  Tarife  für  den  Gütertransport,  die  Waaren- 
classification  und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen 
unterliegen  der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die 
öffentlichen  Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahn- 
unternehmens Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinanderfolgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  7  Procent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann  das 
Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in  Kraft 
gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

3.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Notbstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die  einschlägigen 
Frachtpreise  herabzumindern. 

4.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postverwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des  Artikels  U 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  folgende  Bestimmungen  zur 
Anwendung : 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Post  und  im  Falle  der  Einführung 
der  Personenbeförderung  die  Postbediensteten  mit  allen  fahrplanmässigen  Zügen 
zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  die  sonstigen  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt 
können  die  Concessionäre  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  fest- 
zustellendes Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werthsendungen 
hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Im  Falle  der  Einführung  eines  regelmässigen  Personenverkehres  hat  die 
Feststellung    der    Fahrpläne    der    zur    Postbeförderung    benützten  Züge  naoh 
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den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  zu 
erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen'  besondere 
Locali täten  erforderlioh  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  den  Conoessionären  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen,  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

5.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für 
den  Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  nothwendig  werdenden  Telegraphenleitungen 
gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privat- 
correspondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
den  Concessionären  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und 
Roden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die  Concessionäre  durch  das 
Babnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn 
die  Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Stationen  unentgeltlich 
zu  lagern  und  zu  verwahren. 

6.  Leistungen  zu  Gunsten  des  Militärärars. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen,  und  zwar 
nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Begünstigungen  reisender 
Militärs  bei  der  a.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  jeweilig  in  Kraft 
stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichshälften, 
auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des 
Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffen- 
Übungen  und  Controlsversammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die 
Civilgerichte  Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 

Die  Conoessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen  Eisen- 
bahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  Anschaffung  und 
Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militärtransporte,  die  Leistung 
gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung  grösserer  Militär- 
transporte, ferner  den  organischen  Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die 
Feldeisenbahnabtheilungen,  sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen 
Nachtrag8Übereinkommen  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande 
auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Ver- 
wundeten betzutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wogen  gegenseitiger 
Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militärtransporte  und  der  Vor- 
schrift für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  den  Concessionären  nur  insoweit,  als  deren 
Erfüllung  nach  Massgabt!  des  secundären  Charakters  dieser  Linie  und  der  dem- 


Digitized  by  Google 


336 


Stauding-Stramberger  Looalbahn. 


zufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebs- 
system durchführbar  erscheint,  worüber  dem  Handelsministerium  die  Entscheidung 
zusteht. 

Die  Concessionfire  verpflichten  sich,  bei  Besetzung  von  Dienstposten  im 
Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  BO,  auf  gediente  Unter- 
officiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

7.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge  dieser  Concession  oder  aus  Gefalls- 
rücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

Wien,  30.  Juni  1881. 

Der  k.  k.  Handelsmuster 
Pino  m.  p. 


Digitized  by  Google 


Beilage  zur  „Zeitschrift  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt  der österr.-nngar. Monarchie" 


K.  Localbahn  Dolina-Wygoda. 

1.  Concessionsurkunde  vom  3.  März  1883,  R.  G.  BL  Nr.  36, 

fttr  die  Locomotivelsenbahn  von  Dolina  nach  Wygoda. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oester- 
reich, apostolischer  König  von  Ungarn,  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Leopold  Freiherr  von  Popper  de  Podhragy  die  Bitte 
um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn 
von  der  Station  Dolina  der  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn  nach  Wygoda 
gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemein- 
nützigkeit des  Untern  eh  mens,  dem  genannten  Bittsteller  diese  Concession 
auf  Grund  des  Eisenbabnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854, 
R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880,  R.  G. 
Bl.  Nr.  56,  und  vom  26.  December  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  wie 
folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  dem  Leopold  Freiherrn  von  Popper  de  Podhragy 
dag  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn 
auszuführenden  Locomotiveisenbahn  von  der  Station  Dolina  der  priv. 
Erzherzog  Albrecht-Bahn  nach  Wygoda  mit  einer  Schleppbahn  zum 
dortigen  Sägewerke  des  Concessionärs. 

Die  Eröffnung  der  genannten  bia  auf  Weiteres  nur  dem  Frachtenverkehr 
dienenden  Localbahn  erfolgte  am  8.  Juli  1883. 

Der  Betrieb  wurde  auf  Rechnung  des  Concessionärs  zufolge  des  Betriebs- 
vertrages vom  18.  Mai  1883  bis  zum  31.  December  1883  durch  die  k.  k.  Be- 
triebsverwaltung der  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn  und  vom  1.  Jänner 
bis  zum  31.  Juli  1884  durch  die  „k.  k.  Ministerialcommission  für  die  Verwaltung 
der  Dniester-  und  der  Tarnow-Lelachower  Staatsbahn,  der  Erzherzog  Albrecht- 
Bahn  und  der  Mährischen  Grenzbahn"  geführt  und  ab  1.  August  1884  von  dor 
k.  k.  Generaldireotion  der  Österreichischen  Staatabahnen  übernommen. 

Digitized  by  Google 


338 


Lo.-albahn  Dolina-Wygoda. 


§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Capitalsver- 
zinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröff- 
nung, sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues 
und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebs- 
jahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  mit  Einschluss  der  Interimsscheine,  sowie  von  der 
bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungsgebühr; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet. 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahn  sofort 
zu  beginnen,  mit  thunlichster  Beschleunigung  durchzuführen  und  längstens 
binnen  sechs  Monaten,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden, 
die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  und  während 
der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  der  Con- 
cessionär durch  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von  Eintausend  (1000) 
Gulden  österr.  Währ,  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten 
Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

§  *> 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener,  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  herzustellenden  Flügelbabnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  als  im 
öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  &• 

Der  Concessionär  bat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach   dem  Inhalte   der  gegenwärtigen  Concessions- 
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Urkunde,  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  uud 
Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  E.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs  - 
Ordnung  vom  16.  November  1851,  E.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Um- 
gang genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte 
Maximalgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums 
für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handels- 
ministerium zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung 
finden. 

§  6. 

Dem  Concessionär  wird  das  Eecht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  festzu- 
stellenden Bedingungen  entweder  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden 
oder  die  aus  dieser  Concession  erwachsenen  Eechte  und  Pflichten  an 
eine  schon  bestehende  Actiengesellschaft  zu  übertragen. 

Die  zu  bildende  Actiengesellschaft  tritt  in  alle  Eechte  und  Ver- 
bindlichkeiten des  Concessionärs. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Actien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Die  Bildung  einer  Actiengesellschaft  ist  bisher  nicht  erfolgt. 

§  7- 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen,  und 
zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Begünsti- 
gungen reisender  Militärs  bei  der  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn  je- 
weilig in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Eeisen 
auf  Eechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Eeisen  auf 
eigene  Eechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Militär wachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gensdarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitswache Anwendung. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
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transporte,  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldenenbahnabtbeilungen, 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüber- 
einkommen bezüglich  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des 
Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten 
beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  dem  Concessionär  nur  insoweit,  als 
deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser  Linie 
und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage, 
Ausrüstung  und  Betriebssystem  und  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die 
dem  Concessionär  bis  auf  Weiteres  zugestandene  Enthebung  von  der 
Verpflichtung  zur  Einführung  eines  regelmässigen  Personenverkehres 
durchführbar  erscheint,  worüber  dem  Handelsministerium  die  Ent- 
scheidung zusteht. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  bei  Besetzung  von  Dienst- 
posten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60, 
auf  gediente  Unteroffi eiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  abgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jabre,  vom  heutigen  Tage  au  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im 
Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  namentlich 
durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  9. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  einzulösen. 

Für  die  Ausübung  dieses  Einlösungsrechtes  haben  folgende  Be- 
stimmungen zu  gelten: 

1.  Falls  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebsjahres 
erfolgt,  ist  als  Einlösungspreis  der  Betrag  der  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  effectiven  Anlagekosten,  soweit  dieselben  nach  den  von  der 
Staatsverwaltung  genehmigten  Grundsätzen  nicht  bereits  als  amortisirt 
anzusehen  sind,  zu  vergüten. 
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2.  Falls  die  Einlösung  nach  Ablauf  des  siebenten  Betriebsjahres 
erfolgt,  finden  folgende  Bestimmungen  Anwendung: 

a)  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Rein- 
erträgnisse der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der 
durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet; 

b)  als  Einlösungspreis  hat  jener  Betrag  zu  gelten,  welcher  dem  auf 
Grund  einer  fünfpercentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden  rechnungs- 
mäßigen Capitalswerthe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
fällig  werdenden,  im  Sinne  der  vorstehenden  Bestimmung  sub  a 
ermittelten  Jahresrenten  in  dem  Zeitpunkte  der  Einlösung  der 
Bahn  entspricht; 

c)  dieser  Einlösungspreis  soll  jedoch  in  keinem  Falle  geringer  sein, 
als  der  Betrag  der  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  effec- 
tiven  Anlagekosten,  soweit  dieselben  nach  den  von  der  Staats- 
verwaltung genehmigten  Grundsätzen  nicht  bereits  als  amortisirt 
anzusehen  sind. 

3.  Die  Zahlung  des  Einlösungspreises  erfolgt  ohne  Unterschied 
des  Zeitpunktes,  in  welchem  die  Einlösung  stattfindet,  nach  Wahl  der 
Staatsverwaltung  entweder  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen 
zum  Wiener  Börsencurse  des  der  factischen  Zahlung  vorausgehenden 
Tagee. 

4.  Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  ist 
der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  zu  unterziehen. 

Bezüglich  des  effectiven  Anlagecapitales  hat  hiebei  als  Grundsatz 
zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die  Projects Verfassung,  den  Bau  und  die 
Einrichtung  der  Bahn  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nachgewiesenen 
Kosten  mit  Einschluss  der  während  der  Bauzeit  etwa  factisch  bezahlten, 
höchstens  fünfpercentigen  Intercalarzinsen  keine  wie  immer  gearteten 
Auslagen,  namentlich  keine  Geldbeschaffungskosten  in  Anrechnung  zu 
bringen  sind. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  den  Genuss 
der  gegenwärtig  concessionirten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  mit  Ausnahme  der  im  §  1  an- 
geführten Scbleppbahn  zu  dem  Sägewerke  des  Concessionärs  bei  Wygoda, 
jedoch  einschliesslich  des  etwa  angeschafften  Fahrparkes  und  der  Material- 
vorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs-  und 
Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsver- 
waltung, ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise  bereits 
verwendet  sind. 

6.  Der  Concessionär  ist  überdies  verpflichtet,  die  concessionirte 
Bahn  sammt  allem  beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehör  (Punkt  5) 
unentgeltlich   in   das  lastenfreie  Eigenthum  der  Staatsverwaltung  zu 
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übertragen,  falls  demselben  oder  dessen  Rechtsnachfolger  im  Besitze 
der  Localbahn  und  der  Herrschaft  Weldzirä  von  der  Staatsverwaltung 
entsprechende,  im  Verein barungswege  festzustellende  Tarifbegünstigungen 
für  seine  auf  der  concessionirten  Localbahn  zur  Aufgabe  gelangenden 
und  auf  die  galizischen  Staatsbahnen,  beziehungsweise  auf  die  im  Staats- 
betriebe stehenden  galizischen  Privatbahnen  übergehenden  Holzsendungen 
zugestanden  werden. 

§  10. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  etwa  angeschafften 
Fahrparkes  und  der  Material  vor  räthe  (§  9). 

Sowohl  bei  dem  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der 
Einlösung  der  Bahn  (§  9)  behält  der  Concessionär  das  Eigen thum  der 
im  §  1  genannten  Schleppbahn  zum  Sägewerke  bei  Wygoda,  des  aas 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefonds 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  derselbe  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
das 8  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  ii. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen, dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen  in  allen 
Tbeilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  auf  die  Hintan- 
haltung, respective  Beseitigung  von  Gebrechen  in  dieser  Beziehung 
zu  dringen. 

Im  Hinblicke  auf  das  der  Staatsverwaltung  nach  §  9  zustehende 
Einlösungsrecht  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  die  Bau-  und  Lieferungs- 
verträge der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  Commissäre 
Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  hat  der  Concessionär  eine 
besondere  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten;  ebenso  wird 
der  Concessionär  von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten 
Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizei- 
lichen und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes 
und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von 
Amtslocalitäten  enthoben. 

§  12. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
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Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingni8sen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zn  treffen  nnd  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  dem  Concessionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlaßsen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt*  und  Residenzstadt  Wien,  am 
dritten  Tage  des  Monates  März  im  Jahre  des  Heiles  Eintausendacht- 
bundertdreiundachtzig,  Unserer  Reiche  im  Fünfunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m  p.  Plno  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 


2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  projectirte  Localbahn  von  der  Station  Dolina  der  k.  k.  prir.  Erz- 
herzog Albrecht-Bahn  nach  Wyiroda  mit  einer  Schleppbahn  zum  dortigen 
Sägewerke  des  Concessionärs  (C.  Bl.  Nr.  37  ex  1888). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Babn  von  der  Station  Dolina  der  k.  k.  priv.  Erzherzog 
Albrecht- Bahn  nach  Wygoda  ist  mit  einer  Spurweite  von  1*436  Meter  als  Looal- 
bahn mit  blossem  Tagverkehre  für  eine  Maximalfahrgesoh windigkeit  von  25  Kilo- 
meter pro  Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  im 
Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn,  sowie 
die  abzuschliessenden  Bau-  und  Lieferungsverträge  sind  dem  Handelsministerium 
rechtzeitig  vorzulegen  und  die  ans  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden 
Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genau  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeiuen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zn  benehmen. 

2.  Traoe. 

Die  zu  erbauende  8*5  Kilometer  lange  Bahn  nimmt  ihren  Ausgang  südwest- 
lich von  der  Station  Dolina  der  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn,  und  führt 
nächst  den  Orten  niina  und  wyina  Nowosielica  zu  der  am  rechten  Ufer  des 
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Swicaflusses  anzulegenden  Station  Wygoda,  von  welcher  Endstation  eine  circa 
0*5  Kilometer  lange  Schleppbahn  zum  Sägewerke  führt. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntraoe  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch 
dieselben  die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nioht  alterirt  wird. 

3.  Anschluss  in  Dolina. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes 
beim  Uebergangsverkehre  zwischen  der  Localbahn  und  der  Station  Dolina  der 
k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn  eine  Vereinbarung  mit  der  k.  k.  Betriebs- 
verwaltung der  genannten  Bahn  anzustreben  und  das  bezügliche  Uebereinkommen 
der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebei  ist  im  Falle  der  Einführung  eines  regelmässigen  Personenverkehres 
für  die  thunlichste  Erleichterung  desselben  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf 
die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses  unterwirft  sich  der 
Concessionär  dem  Aussprache  des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hier- 
über mit  der  Anschlussbahn  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung 
der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Industriebahnen 
zu  bestimmen. 

4.  Einmündung  von  Industrieschleppbahnen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  conoessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieunternehmungen 
zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollten, 
auf  die  den  Bahnbetrieb  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Selbstkosten  zu  gestatten. 

6.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dementsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximalneigung 
liegenden  Theile  der  eurrenten  Streoke  werden  12  per  mille  =  1 :  83*3  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglioh  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*6  pro  mille  =  1 : 400 
betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4*0  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*5  Meter  betragen. 

Die  Minimalcurvenhalbmesser  dürfen  in  der  ourrenten  Bahn  nicht  unter 
150  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtung«-  und  Steigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens 
des  Handelsministeriums  genehmigten,  im  Centraiblatte  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt  (Jahrgang  1882,  Nr.  10)  angeführten  „Vorschriften  für  die  Bestim- 
mung der  Bahunivellette  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  der  Ueber- 
gangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen1'  stricte  durchzuführen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4*0  Meter  sowohl  bei  Dämmen, 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  6  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erbreiterung  des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  haltbar  herzu- 
stellen und  erforderlichenfalls  angemessen  zu  versichern. 

Brücken  nnd  Durchlässe  können  mit  hölzernen  Widerlagern  hergestellt 
werden  nnd  muss  das  Brückenplanum  eine  benützbare  Minimalbreite  von  4*3  Meter 
erhalten. 


Digitized  by  Google 


Localbahn  Dolina-Wygoda. 


345 


Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  dürfen  Trag- 
eonstructionen  von  Holz  angewendet  werden. 

Bei  mehrfeld  erigen  Brücken  können  die  Zwischeujoche  aus  Holz  hergestellt 
werden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brücken  eonstrne- 
tionen wird  die  durch  die  factisch  verkehrenden  Fahrbetriebsmittel  erzeugte  zu- 
fällige Belastung  zu  Grunde  gelegt. 

Für  Eisenconstructionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Constructionstheile  exclusive  der  Nieten  bis  zu  900  und  für  die  Nieten  bis  zu 
700  Kilogramm,  bei  Holzoonstrnctionen  bis  zu  80  Kilogramm  per  Quadratcenti- 
meter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter  über  den  bekannten  Hochwasser- 
stand zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  Systeme  des  schwebenden  Stosses  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Bessemerstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  26*6  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximal- 
sohwellendistanz  von  0*8  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Der  Achsdruck  der  diesen  Oberbau  befahrenden  Maschinen  darf  höchstens 
12  Tonnen  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Länge 
2*4  Meter,  obere  Breite  0*15  Meter,  untere  Breite  0*20  Meter,  Höhe  0*H  Meter. 

Die  Verwendung  von  halbrunden  Schwellen  ist  bei  Einhaltung  vorstehender 
Dimensionen  zulässig. 

In  Bögen  von  inclusive  und  unter  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Hakennägel  und  Unter- 
lagsplatten nach  den  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen aufgestellten,  bei  derselben  erliegenden  einheitlichen  Oberbaunormalien 
entsprechend  zu  verstärken. 

Der  Sohotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  eine  Kronen- 
breite von  3*0  Meter  und  eine  Tiefe  von  0*25  Meter  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  soll  mindestens  5  Percent  der 
Bahnlänge  betragen. 

7.  Hoohbauten. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Fachwerk  und  Ziegelmauem  oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermauerung 
errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wfirterhäusern  in  der  ourrenten  Strecke  kann  im  All- 
gemeinen unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  Ueber- 
setzungen  besonders  frequenter  Strassen  vorkommen. 

Dieselben  können  aus  hölzernen  Blockwänden  hergestellt  werden. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

8.  Betriebseinriohtungen. 

Die  Station  Dolina  der  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn  ist  mit  der 
Localbahnstation  Wygoda  durch  eine  Telegraphenleitung  zu  verbinden. 

Die  Aufstellung  von  Glockensignalen  kann  jedoch,  insoweit  nioht  besondere 
Fälle  dies  nothwendig  machen  würden,  unterbleiben,  für  den  Betrieb  sind  indes 
ausser  den  sonstigen  akustischen  auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen 
optischen  Signale  zu  verwenden. 


Digitized  by  Google 


346 


Localbahn  Dolina-Wygoda. 


An  Abzweiglingsstellen  von  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahnen 
sind  Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 

9.  Fahrbetriebsmittel. 

Im  Falle  der  Betrieb  in  eigener  Regie  geführt  werden  sollte,  sind  an  Fahr- 
betriebsmitteln  mindestens  anzuschaffen:  2  Locomotiven  mit  einer  Maximalachsen- 
belastung  von  12  Tonnen,  21  Lastwagen  verschiedener  Gattung. 

10.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Ans- 
rüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Diese  Bestimmung  hat  auf  die  von  dem  Concessionär  bereits  erworbenen, 
aus  dem  Auslande  stammenden,  jedoch  derzeit  bereits  im  Inlande  lagernden  Schienen 
und  Kleinmaterialien  keine  Anwendung  zu  finden. 

II.  Betrieb. 

1.  Eventuelle  Personenbeförderung. 

Der  Concessionär  ist  mit  Ausnahme  des  am  Schlüsse  dieser  Bestimmung 
vorgesehenen  Falles  nicht  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  einen  regel- 
mässigen Personenverkehr  einzurichten. 

Doeh  soll  es  ihm  gestattet  sein,  die  Besitzer,  Inhaber  oder  Verwalter, 
sowie  Beamte,  Diener  und  Arbeiter  der  an  der  Bahn  befindlichen  landwirtschaft- 
lichen und  industriellen  Unternehmungen  nach  mit  den  letzteren  zu  vereinbaren- 
den Tarifsätzen  zu  befördern,  in  welchem  Falle  aber  unter  den  gleichen  Be- 
dingungen auch  andere  Personen  auf  der  concessionirten  Bahn  zu  befördern  sind. 

Die  Beförderung  hat  unter  Beobachtung  der  für  den  Personenverkehr 
geltenden  Vorschriften,  insoweit  dieselben  auf  die  gewählte  Beförderungsart  An- 
wendung finden,  sowie  der  seitens  des  Handelsministeriums  etwa  anzuordnenden 
besonderen  Sicherheitsvorkehrungen  stattzufinden. 

Sollte  in  der  Folge  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  das 
Bedürfniss  nach  Einführung  einer  regelmässigen  Personenbeförderung  infolge  des 
gesteigerten  Verkehres  sich  geltend  machen,  so  ist  der  Concessionär  verpflichtet, 
eine  solche  regelmässige  Personenbeförderung  über  Aufforderung  des  Handels- 
ministeriums einzuführen. 

2.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  die  eventuelle  Personenbeförderung  und  für  den  Güter- 
transport, die  Waarenclassification  und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen 
Nebenbestimmungen  unterliegen  der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei 
^einerseits  auf  die  öffentlichen  Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende 
Rentabilität  des  Bahnunternehmens  Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Für  alle  Artikel,  mit  Ausnahme  von  Nutz-  und  Brennholz  dürfen  keine 
höhereu,  als  die  jeweilig  auf  der  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecht-Bahn  in  Kraft 
stehenden  Tarife  eingehoben  werden. 

Als  Maximaltarif  wird  (inclusive  der  Manipulationsgebühr)  für  Nutzholz  der 
Satz  von  10  fl.  und  für  Brennholz  der  Satz  von  8  fl.  per  Waggon  und  die  ganze 
Strecke  Wygoda-Dolina  und  umgekehrt  festgesetzt. 

Brennholz  soll  stets  um  wenigstens  20  Percent  niedriger  tarifirt  werden,  als 
Nutzholz. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Botrieb sjahren  mehr  als 
6  Percent  des  effectiven  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann  das  Handelsministerium 
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eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in  Kraft  gestandenen  Tarif- 
sätze derart  anordnen,  dass  das  Erträgniss  der  folgenden  Jahre  den  Betrag  von 
6  Pereent  des  affectiven  Anlagecapitales  voraussichtlich  nioht  überschreitet. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  nnd  aassergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  nnd  Nutzthicre  in  den  im  Reich srathe  vertretenen  König- 
reichen nnd  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die 
einschlägigen  Prachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postverwaltung. 

Bezuglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des 
Artikels  II  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R  G.  Bl.  Nr.  66,  folgende  Be- 
stimmungen zur  Anwendung. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post,  und  im  Falle  der  Einführung 
einer  regelmässigen  Personenbeförderung,  die  Postbediensteten  mit  allen  fahr- 
planmässigen  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt,  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost,  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen, hat  jedoch  unentgeltlich  zn  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondero 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  dem  Concessionäre  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  den  untergeordneten 
Organen,  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen  durch  die  Be- 
diensteten der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Der  Concessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für  den 
Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene 
Kosten,  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphen- 
anstalt herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen 
gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privat- 
correspondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
dem  Concessionär  eingelösten,  oder  sonst  für  Bahnzweoke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien  —  insoweit  die 
letztere  nioht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert  —  hat  der  Concessionär  durch 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  conoessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegrapheuanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Stationen  unentgeltlich 
zu  lagern  und  zu  verwabreu. 

Der  Concessionär  ist  überdies  verpflichtet,  sich  der  in  Aussicht  genommenen, 
im  Verordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen  der  Staats- 
telegraphenanstalt zu  den  Looalbahnen  zu  unterwerfen. 
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5.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahn  führenden  Behörde  oder  zur 
Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge  dieser  Concession  oder  aus  Gefälls- 
rüeksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Keisegepäcke  unentgeltl  ch  befördert  werden. 

6.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staat.spferdezuchtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  er- 
mässigten  Tarifsätze,  jedoch  mit  der  im  §  7  der  Concessionsurkunde  angegebenen 
Beschränkung  Anwendung  zu  finden. 

7.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  im  Falle  der  Einführung  eines  regelmässigen  Personenverkehres,  zu 
halber  Persunenzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunlichkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte 
Tage  und  Züge  zu  vereinbaren. 

Wien,  19.  März  1883. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 
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1.  Gesetz  vom  24.  April  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  56, 

betreffend  die  Zugeständnisse  und  Bedingungen  für  den  Bau  einer  Local- 
bahn von  Czernowitz  nach  Nowosielica. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  sich  au  der  Capitalsbescbafl'ung 
zum  Zwecke  des  Baues  einer  Localbahn  von  einem  Punkte  der  priv. 
Lemberg-Czernowitz-Jassy-Eisenbahn  nächst  Czernowitz  nach  Nowo- 
sielica  durch  Uebernahme  von  Stammactien  der  für  diese  Localbahn  zu 
bildenden  Actiengesellschaft  im  Betrage  von  Dreimalhundertfünfzigtausend 
(350.000)  Gulden  österr.  Währ,  in  Noten  zu  beteiligen. 

Diese  Betheiligung  des  Staatsschatzes  ist  an  die  Bedingungen 
geknüpft,  dass 

a)  von  der  priv.  Lemberg  -  Czernowitz  -  Jassy-Eisenbahngesellschaft 
eine  Betheiligung  an  dem  bezeichneten  Bahnbaue  durch  Ueber- 
nahme von  Actien  im  Betrage  von  Fflnfmalhunderttausend  (500.000) 
Gulden  österr.  Währ,  zum  Paricourse,  und  zwar  von  450.000  fl. 
in  Prioritätsactien  und  von  50.000  fl.  in  Stammactien  rechtsver- 
bindlich zugesichert  wird,  dass  ferner 

h)  die  Beschaffung  des  restlichen  Baucapitales,  von  welchem  höchstens 
noch  150.000  fl.  in  Prioritätsactien  und  50.000  fl.  in  Stammactien 
ausgegeben  werden  dürfen,  zum  Paricourse  seitens  der  sonstigen 
Interessenten  ohne  Belastung  des  Staatsschatzes  derartig  sicher- 
gestellt wird,  dass  hiefür,  sowie  für  das  Auslaugen  mit  dem  Ge- 
sammtcapitalbetrage  von  1,050.000  fl.  die  künftigen  Concessionäre 
die  Haftung  zu  tibernehmen  haben, 
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c)  dass  endlich  die  Dividende,  welche  den  Prioritätsactien  gebührt, 
bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch  auf  Dividendenbezug 
eintritt,  nicht  höher  als  mit  5  Percent  bemessen  werde. 

Artikel  II. 

Die  Einzahlungen  auf  die  nach  Artikel  I  vom  Staate  zu  Über- 
nehmenden Stammactien,  welche  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen  Stamm- 
actien der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  gemessen  müssen,  und 
bezüglich  deren  eine  statutenmässige  Beschränkung  des  Stimmrechtes 
auf  eine  Maximalstimmen  zahl  und  gegenüber  den  Besitzern  der  Priori- 
tateactien  nicht  stattfinden  darf,  haben  im  Laufe  des  Jahres  1884 
zu  jenen  Terminen  zu  erfolgen,  welche  die  Staatsverwaltung  hiefür 
bestimmen  wird  und  sind  dieselben  keinesfalls  früher  zu  leisten,  als 
bis  nach  vorausgegangener  und  gehörig  nachgewiesener  Einzahlung  und 
Verwendung  der  von  den  anderen  Interessenten  (Artikel  la  und  6) 
zugesicherten  Beträge  die  im  Artikel  I  bezeichnete  Localbahn  con- 
cessionsmässig  vollendet  und  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben 
sein  wird. 

Die  Einzahlungen  seitens  des  Staates  haben  gegen  ungestempelte 
Empfangsbestätigung  zu  erfolgen. 

Artikel  III. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete,  als  normalspurige  Localbahn  her- 
zustellende Locomotiveißenbahn  ist  binnen  einem  Jahre,  vom  Zeitpunkte 
der  Concessionsertheilung  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  dem  öffent- 
lichen Verkehre  zu  übergeben. 

Artikel  IV. 

Zu  dem  in  Artikel  I  bezeichneten  Zwecke  wird  der  Regierung 
für  das  Jahr  1884  ein  Credit  von  350.000  fl.  österr.  Währ,  bewilligt, 
welcher,  insoferae  er  bis  Ende  März  1885  nicht  vollständig  zur  Ver- 
wendung gelangt,  noch  bis  Ende  März  1886  verwendet  werden  kann, 
in  diesem  Falle  jedoch  so  zu  behandeln  ist,  als  wenn  derselbe  im 
Voranschlage  1885  bewilligt  worden  wäre,  daher  für  den  Dienst  des 
letzteren  Jahres  zu  verrechnen  ist. 

Artikel  V. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  der  Handelsminister  und  der 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  den  24.  April  1883. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 
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2.  Concessionsurkunde  vom  5.  Juni  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  114, 

für  die  Locomotivelsenbalui  Czernowitz  Nonostelica. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  apostolischer  König  von  Ungarn,  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Alexander  Freiherr  v.  Petrin6,  Heinrich  Popper,  Nikolaus 
Freiherr  v.  Mustatza,  Dr.  Stefan  Stephanowitz  und  Dr.  Johanu  v.  Zotta 
die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriehe  einer  Local- 
bahn  von  Czernowitz  (Zuczka)  nach  Nowosielica  gestellt  haben,  so  rinden 
Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens 
den  genannten  Bittstellern  die  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahn - 
concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238),  sowie 
der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880  (R.  G.  Bl  Nr.  56)  und  vom  26.  Do- 
cember  1882  (R.  G.  Bl.  Nr.  180),  wie  folgt  zu  ertheilen : 

§  1. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und  Be- 
triebe einer  als  normalspurige  Localbahn  herzustellenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  einem  Punkte  der  priv.  Lemberg  Czernowitz- Jassy-Eisen- 
bahn  nächst  Czernowitz  (Zuczka)  über  Sadagora  und  Bojan  nach  No- 
wosielica. 

Die  genannte  Localbahn  wurde  am  12.  Juli  1884  dem  öffentlichen  Ver- 
kehre übergeben. 

§  2- 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Captials- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des 
Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  Actien  mit  Einschluss  der  Interimsacheine,  sowie  von 
der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungsgebühr; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen;  ferner 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 
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§  3. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  deii  Bau  der  Bahu  ho  fort  zu 
beginnen  und  längstens  binnen  Einem  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an 
gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre 
zu  tibergeben,  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununter- 
brochenen Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  haben  die  Con- 
cessionäre durch  Erlag  einer  Caution  von  Fünfzigtausend  (50.000)  Gulden 
in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicher- 
heit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann 
diese  Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

Die  Rückstellung  dieser  Caution  soll  binnen  dreisstg  Tagen  nach 
Inbetriebsetzung  der  concessionirten  Bahn  erfolgen. 

§  *• 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Bahn 
das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  einschlägigen 
gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel- 
bahnen zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung, 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  in  soweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Maximal- 
fahrgeschwindigkeit nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für 
zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6. 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  festzu- 
setzenden Bedingungen  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche  in  alle 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionäre  zu  treten  hat. 
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Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Dagegen  wird  den  Concessionären  das  Recht  eingeräumt,  Priori- 
tätsactien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  VorraDg 
vor  den  Stammactien  geniessen,  bis  zum  Betrage  von  höchstens  Sechs- 
malhunderttansend  (600.000)  Gulden  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche  den  Prioritätsactien  gebührt,  bevor  für 
die  Stammactien  der  Anspruch  auf  Dividendenbezug  eintritt,  darf  nicht 
höher  als  mit  5  Percent  bemessen  werden. 

Das  ge8ammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  GesellschaftFstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Stamm-  und  Prioritätsactien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung. 

Auf  Grund  der  vorstehenden  Bestimmungen  condtituirte  sieh  am  15.  Juli  1883 
eine  Actitngesellsehaft  unter  der  Firma,  „Localbabn  Czernowitz-Nowosie- 
litza",  welche  Prioritätsactien  im  Nominalbetrage  von  600.0C0  fl.  und  Stamm- 
actien im  Nominalbetrage  von  450.000  fl.  ausgab.  Nachdem  diese  Acfiengesell- 
schaft  auf  Grund  des  Beschlusses  der  Generalversammlung  vom  5.  October  1885 
aueh  die  Ausführung  der  den  Gegenstand  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde 
vom  29.  August  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  141  (Doc.  5),  bildenden  Localbahnlinien 
in  die  Bukowina  übernommen  hatte,  wurde  die  Gesellschaftsfirma  in  „Bukowinaer 
Localbahnen"  abgeändert,  und  das  Gesellschaftscapital  auf  den  Nominalbetrag 
von  4,520.000  fl.  Prioritätsactien  und  2,130.000  fl.  Stammactien  erhöht. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  der  priv.  Lemberg- Czernowitz- Jassy- 
Eisenbahn  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschtltzen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controls  Versammlungen, 
ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitswache Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
echaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahnabtheilungen, 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags- 
tibereinkommen   bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande 
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auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken 
und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  den  Concessionären  nur  insoweit, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber 
dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  bei  Besetzung  von  Dienst- 
posten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  K.  G.  Bl.  Nr.  60, 
auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
conce&sionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im 
Sinne  des  §  11,  lit.  o  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  namentlich 
durch  politische  und  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  9- 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Betrieb  der  concessionirten 
Localbahn  auf  Grund  eines  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden 
Betiiebsvertrages  der  Verwaltung  der  anschliessenden  österreichischen 
Hauptbahn  Lemberg- Czernowitz-Suczawa  für  die  Dauer  der  ersten 
zwanzig  (20)  Jahre  zu  übertragen. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  falls  die  obige 
anschliessende  Hauptbahn  wann  immer  in  den  Staatsbetrieb  übernommen 
oder  vom  Staate  eingelöst  werden  sollte,  gleichzeitig  auch  den  Betrieb 
der  concessionirten  Localbahn  zu  übernehmen  und  während  der  noch 
erübrigenden  Concessionsdauer  für  Rechnung  der  Concessionäre,  be- 
ziehungsweise der  an  deren  Stelle  tretenden  Actiengesellschaft  zu  führen. 

Es  soll  jedoch  diese  Betriebsführung  unter  Aufrechthaltung  der 
in  dem  obigen  Betriebs  vertrage  vereinbarten,  beziehungsweise  unter  für 
die  Concessionäre  nicht  ungünstigeren  Bedingungen  stattfinden,  als  sie 
in  dem  vorhin  erwähnten  Betriebs  vertrage  festgesetzt  sind. 
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Zufolge  des  unter  dem  27.  Juli  1883  abgeschlossenen  Betriebsvertrages 
wurde  der  Beirieb  der  Localbahn  Czernowitz-Nowosielitza  bis  zum  30.  Juni  1889 
durch  die  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellschaft  geführt; 
mit  dem  1.  Juli  1889  wurde  die  Betriebsführung  von  der  k.  k.  Qeneraldirection 
der  österreichischen  Staatsbahnen  übernommen.  Vgl.  Kundmachung  vom 
19.  Juni  1889  (k.  k.  priv.  Lemberg- Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellschaft 
Doc.  5). 

§  10. 

Die  Staatsverwaltung  behält  eich  das  Recht  vor,  die  concessioniite 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  in  Betriebsetzoog  jederzeit  gegen 
eine  an  die  Conceseionäre  zu  leistende  Barentschädigung  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der 
ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  fünfpercentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nominalanlagecapitals  innerhalb  der  Concessionsdaner  nothwendig  ist, 
so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungs- 
preises zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  die  Einlösung  der  Bahn 
vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebsjahres  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  nach  Wahl  der  Staatsver- 
waltung entweder  in  einer  dem  obigen  Durchschnitts-,  beziehungsweise 
Minimalerträgnisse  gleichkommenden  Rente,  welche  den  Concessionären 
während  der  Übrigen  Concecsionsdauer  in  halbjährigen,  am  1  Jänner 
und  am  1.  Juli  jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  zu  erfolgen  ist, 
oder  in  der  einmaligen  Zahlung  jenes  Betrages  zu  bestehen,  welcher 
dem  auf  Grund  einer  fünfpercentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden 
rechnungemässigen  Capitalswerthe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Ooncessions- 
dauer  fällig  werdenden  Jahresrenten  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der 
Bahn  entspricht. 

Die  Zahlung  des  obigen  Capitalsbetrages  hat  nach  Wahl  der 
Staatsverwaltung  entweder  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen 
zum  Wiener  Börsen course  des  der  factiechen  Zahlung  vorausgehenden 
Tages  zu  erfolgen. 

Die  Ziffer  des  Nominalanlagecapitales  ist  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  zu  unterziehen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue 
Bauten  ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder 
zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat 
und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 
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Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Auszahlung  des  Einlösungspreises  ohne 
weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuas  der 
gegenwärtig  concessionirten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  etwa  angeschafften  Fahr- 
parkes und  der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale 
gebildeten  Betriebs-  und  Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Ge- 
nehmigung der  Staatsverwaltung  ihrer  Bestimmung  entsprechend  ganz 
oder  theilweise  bereits  verwendet  sind. 

§  IL 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
liehen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Be- 
triebs- und  Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  ihrer  Bestimmung  entsprechend  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind  (§  10). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  10)  bebaken  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  gebildeten  Reservefondes  und  der  ausstehenden 
Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen  errichteten  und 
rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren 
Erbauung  oder  Erwerbung  dieselben  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem 
ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurden,  dass  sie  kein  Zugehör  der 
Eisenbahn  bilden. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hin  tan  geh  alten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Im  Hinblicke  auf  das  der  Staatsverwaltung  nach  §  10  zustehende 
Einlösungsrecht  sind  die  Concessionäre  verpflichtet,  die  Bau-  und 
Lieferungsverträge  vor  ihrem  Abschlüsse  der  Staatsverwaltung  zur 
Genehmigung  vorzulegen.  Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt, 
durch  ein  von  ihr  abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu 
nehmen  und  insbesondere  die  projects-  und  Vertrags  massige  Bauaus- 
führung durch  auf  Kosten  der  Concessionäre  zu  entsendende  Aufsichts- 
organe auf  jede  ihr  geeignet  erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltuugsrathes  oder  der  sonst  als  Gesell- 
schafts vorstand  fungirenden  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen, 
so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den 
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Gesetzen  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziebungs 
weise   den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen   Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Uebeiwachung  der  Bahnunternebmung 
haben  die  Conceesionäre  bis  auf  Weiteres  eine  Vergütung  an  den  Staats- 
schatz nicht  zu  leisten. 

Ebenso  werden  die  Concessionäre  von  den  zufolge  des  §  89  der 
Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1 
ex  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines 
etwa  aus  der  polizeilichen  und  gefallsämtlichen  Uebeiwachung  er- 
wachsenden Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Her- 
stellung und  Erhaltuog  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  13. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Hecht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbt folgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Con- 
cessionsbedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen 
vorkommen  sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  .Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
fünften  Tage  des  Monates  Juni,  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend  aebthundert- 
achtzigunddrei,  Unserer  Regierung  im  Fünfunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbalui  von  Czernowitz  (Zuczka)  nach  Kowosielitza  (C.  BL  Nr.  78 

ex  1888). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Locomotiveisenbahn  von  Czernowitz  (Zuczka)  nach  Nowosie- 
litza  ist.  mit  einer  Spurweite  von  1*435  Meter  als  Looalbahn  vorläufig  mit  blossem 
Tagverkebr  für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde 
anzulegen  und  auszurüsten. 
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Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Massgabe 
der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  nach- 
stehenden technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn,  sowie 
die  Bau-  und  Lieferungsverträge  sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzu- 
legen und  die  ans  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergebenden  Anordnungen  der 
staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  haben  die  Concessionäre  beim  Baue  auf  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 

2.  Traoe. 

Die  zu  erbauende,  circa  31  Kilometer  lange  Bahn  zweigt  von  der,  unweit 
der  Station  Czernowitz  am  linken  Ufer  des  Pruth  gelegenen  Haltestelle  Zuczka 
der  k.  k.  priv.  Lemberg-  Czernowitz- Jassy  Eisenbahn  ab,  führt  von  ihrem  Ab- 
zweigungspunkte in  einem  von  Westen  nach  Norden  gehenden  Bogen  nach  Sada- 
göra,  wendet  sich  vor  diesem  Orte  in  südöstlicher  Richtung  gegen  Bojan  und 
endet,  diese  Richtung  im  Allgemeinen  beibehaltend,  unmittelbar  vor  der  Reiohs- 
grenze  nächst  Nowosielitza. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  geändert  wird. 

3.  Anschluss  an  die  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahn 
und  Einmündung  von  Industrieschleppbahnen. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  des  Anschlusses  und  der  even- 
tuellen Mitbenützung  der  auf  Kosten  der  Concessionäre  in  eine  Station  umzuge- 
staltende Haltestelle  Zuczka  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahn, 
sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre  eine 
Vereinbarung  mit  der  genannten  Gesellschaft  anzustreben  und  das  bezügliche 
Uebereinkommen  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  Concessionäre  haben  hiebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Personen- 
verkehres für  die  thunliohste  Erleichterung  beim  Uebergange  von  der  eigenen 
auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  etwaigen 
gemeinschaftlichen  Baltnhofdienstes  unterwerfen  sich  die  Concessionäre  dem  Aus- 
spruche des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschluss- 
bahn nicht  erzielt  weiden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung 
der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Die  Concessionäre  sind  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Ver- 
bindungsbahnen, welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrie- 
unternehmungen zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung 
der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  einge! eisig  zu  erbauen  und  dementsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximalneigung 
liegenden  Theile  der  currenten  Strecke  werden  2  5  pro  mille  =  1  :  400  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  wo  möglich  horizontal  anzulegen, 
anderenfalls  die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*5  pro  mille  = 
1 :  400  betragen  soll. 


Digitized  by  Google 


Bukowina  er  Localbahnen 


359 


Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4*0  Meter,  auf  freier  Balm  aber  mindestens  3*5  Meter  betragen. 

Die  Minimalcurvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  nicht  unter 
300  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtung»-  und  Neigungsverhaltnisse  der  Bahn  sind  die 
von  der  k.  k.  Generalinspeotion  der  österreichischen  Eisenbahnen  Namens  des  k.  k. 
Handelsministeriums  genehmigten,  im  „Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampf- 
schiffahrt" (Jahrgang  U82,  Blatt  Nr.  10)  angeführten  „Vorschriften  für  die  Be- 
stimmung der  Bahnnivelette  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  der 
Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen"  stricte  durchzuführen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4*0  Meter  sowohl  bei  Dämmen 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erbreiterung  des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  haltbar  herzu- 
stellen und  erforderlichenfalls  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen, 
und  muss  das  Brückenplanum  eine  benützbare  Minimalbreite  von  4*3  Meter  erhalten. 

Sämmtliche  Objecte,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0  6  Kilometer  vor 
dem  Endpunkte  einer  Station  oder  einer  Haltestelle  vorkommen,  sind  mit  Geländern 
zu  versehen. 

Objecte  bis  zu  4  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichender  Höhe  des  Bahn- 
körpers einzuwölben. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  dürfen  Trag- 
constructionen  von  Holz  angewendet  werden. 

Bei  mehrfelderigen  Btücken  können  die  Zwischenjoohe  aus  Holz  hergestellt 
werden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brückenconstructionen 
wird  die  durch  die  factisch  verkehrenden  Fahrbetriebsmittel  der  k.  k.  priv.  Lem- 
berg- Czernowitz-Jassy  Eisenbahn  erzeugte  zufällige  Belastung  zu  Grunde  gelegt. 

Für  Eisenconstructionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle  Con- 
structionstheile  exclusive  der  Nieten  bis  zu  900  und  iür  die  Nieten  bis  zu  700 
Kilogramm  per  Quadratcentimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter  über  den  bekannten  Hochwasserstand 
zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

ö.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  nach  den  von  der  technischen  Conferenz  des  Handels- 
ministeriums vorgeschlagenen  und  mit  Erlass  des  Handelsministeriums  vom 
30.  Mai  1882,  Z.  14581,  genehmigten  Typen  aus  Flussstahl  zu  erzeugen,  und  soll 
deren  Minimalgewicht  per  laufendes  Meter  23  0  Kilogramm  bei  Anwendung  einer 
Maximalschwellendistanz  von  0*7  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Die  Schwellen  sind  aus  Eichenholz  herzustellen  und  müssen  mindestens 
folgende  Dimensionen  haben: 

Länge  2*20  Meter,  obere  Breite  015  Meter,  untere  Breite  0  20  Meter,  Höhe 
01 4  Meter. 

Die  Verwendung  von  halbrunden  Schwellen  ist  bei  Einhaltung  vorstehender 
Dimensionen  zulässig. 

In  Bögen  von  inclusive  und  unter  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Hakennägel  und  Unter- 
lagsplatten nach  den  von  der  k.  k.  Generalinspeotion  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen aufgestellten,  bei  derselben  erliegenden  einheitlichen  Oberbaunormalien 
entsprechend  zu  verstärken. 
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Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  eine  Kronen- 
breite von  3  0  Meter  und  eine  Tiefe  von  0  26  Meter  au  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  soll  mindestens  13  Percent  der 
Bahnlänge  betragen  und  haben  die  Stationen  eine  derartige  Minimallänge  zu 
erhalten,  dass  auf  diesen  der  Verkehr  von  siebzigach eigen  Zügen  anstandslos 
ermöglicht  werden  kann. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt,  und  die  Gebäude  für  den  Personendienst  den  localen  Ver- 
hältnissen entsprechend  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Untermauerung 
aus  Riegelwänden  oder  auch  ganz  aus  Holz  erbaut  werden. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  versehen 
zu  sein. 

Die  Hoohbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Fachwerk-  und  Riegelmauern  oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermauerung 
erriohtet  werden. 

Sämmtliohe  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  hat  höchstens 
7*8  Kilometer  zu  betragen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  cnrrenten  Strecke  kann  im  Allge- 
meinen unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  Ueber- 
setzungen  besonders  frequenter  Strassen  vorkommen. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  oder  aus  hölzernen  Block- 
wänden hergestellt  werden. 

Station»-  und  Bahneinfriedungen2  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

7.  Betriebseinriohtungen. 

Die  Anlage  einer  Telegraphenleitung  kann  insolange,  als  keine  Zug- 
kreuzungen auf  der  Bahn  stattfinden,  die  Aufstellung  von  Glockensignalen  jedoch, 
insoweit  nicht  besondere  Fälle  dies  nothwendig  maohen  würden,  unterbleiben;  für 
den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen  akustischen,  auch  die  durch  die 
Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale  zu  verwenden. 

An  Abzweigungsstellen  von  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahnen 
sind  Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 

Fahrbetriebsmittel  sind  insolange  nicht  anzuschaffen,  als  der  Betrieb  der 
Bahn  durch  die  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahn  mit  dem  derselben 
gehörigen  Fahrparke  besorgt  wird. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Aus" 
rüstungsgegenstände   sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen- 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  seitens  des  Handelsministeriums 
insoferne  zugestanden  werden,  als  rechtzeitig,  d.  i.  vor  der  Anschaffung,  beziehungs- 
weise Bestellung  nachgewiesen  werden  sollte,  dass  inländische  Werke  nicht  in 
der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter  gleichen  Bedingungen  hin- 
sichtlich des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit,  wie  diese  von  aus- 
ändischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 
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II.  Betrieb. 

1.  Betriebsführung  durch  die  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz- Jassy 

Eisen  bahn  gesell  schaft. 

Der  Betrieb  der  Eisenbahn  Czernowitz-(Zuczka)-Nowosielitza  wird  unbeschadet 
des  der  k.  k.  Staatsverwaltung  im  §  9  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde  vor- 
behaltenen Rechtes,  den  Betrieb  selbst  zu  führen,  zufolge  eines  zwischen  den 
Concessionären  und  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesell- 
schaft zu  vereinbarenden,  der  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  unter- 
liegenden Betriebsvertrages  auf  die  Dauer  der  ersten  zwanzig  Jahre  durch  die 
Verwaltung  der  genannten  Anschlussbahn  geführt, 

2.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassification 
und  alle  auf  den  Fraohtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunternehmens 
Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  ui  d  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinanderfolgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  7  Percent  des  Anlage capitals  geliefert  hat,  kann  das 
Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in  Kraft 
gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Insolange  nicht  ein  weiterer  Bahnanschluss  an  die  concessionirte  Local- 
bahn  erfolgt,  sind  die  Concessionäre  nicht  verpflichtet,  für  den  Personenverkehr 
Wagen  erster  Classe  zu  führen. 

3.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergcwöhnlioher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel  für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handel- minister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

4.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postverwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des 
Artikels  II  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  folgende  Bestim- 
mungen zur  Anwendung: 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmSssigen  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  können 
die  Concessionäre  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  den  Concessionären  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung.  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 
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Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

5.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Conoessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  fflr 
den  Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf 
eigene  Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staat  s - 
telegraphenanstalt  herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphen- 
leitungen gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  nnd 
Privatoorrespondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbstständige  Leitungen  auf  dem  von 
den  Concessionären  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbstständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staats- 
telegraphen an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  8taatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die  Conoessionäre  durch 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Conoessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  der  oonoessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militärtrans- 
porte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern 
und  zu  verwahren. 

Die  Conoessionäre  unterwerfen  sich  schliesslich  der  in  Aussicht  genommenen, 
im  Verordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen  der  k.  k.  Staats- 
telegraphen anstatt  zu  den  Looalbahnunternehmungen. 

6.   Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge  dieser  Concession  oder  aus 
Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

7.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Esoorte,  letztere  auoh  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  zur  halben  Personenzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunlichkeit  in  abgesonderten  Coupäs 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

8.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  er- 
mässigten  Tarifsätze  Anwendung  zu  finden. 

Wien,  am  21.  Juni  1883. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 
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3.  Uebereinkommen, 

welches  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  April  1883,  R.  G.  Bl.  Xr.  56, 
zwischen  dem  k.  k.  Handelsministerium  und  dem  k.  k.  Finanzministerium 
im  Namen  der  k.  k.  Staatsverwaltung:  einerseits  und  den  Herren  Alexander 
Freiherrn  y.  Petrlnö,  Heinrich  Popper,  Nikolaus  Freiherrn  v.  Mustatza, 
Dr.  Stefan  Stephanowitz  und  Dr.  Johann  t.  Zotta,  als  Concessionäre  der 
Localbahn  Czernowitz-Nowosielitza  andererseits,  unter  Beitritt  der  k.  k. 

Sriv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellschaft,  in  Beireff  dir  Be- 
helligung des  Staatsschatzes  an  der  Capitalsbeschaffung  für  die  obige  Localbahn 
am  unten  angesetzten  Orte  und  Tage  abgeschlossen  worden  ist,  wie  folgt: 

§  i- 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ertheilt  im  Hinblicke  auf  die  duich 
die  vorausgegangenen  Präliminarvereinbarungen  sichergestellte  und  nach 
Inhalt  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  eingetretene  Erfüllung  der 
Bedingungen,  an  welche  kraft  Artikel  I,  lit.  a,  b  und  c  des  Gesetze* 
vom  24.  April  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  die  BetheiliguDg  des  Staats- 
schatzes an  der  Capitalsbeschaffung  zum  Zwecke  des  Baues  einer  Local- 
bahn von  einem  Punkte  der  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahn 
nächst  Czernowitz  nach  Nowosielitza  geknüpft  ist,  die  Zusicherung,  sich 
an  der  obigen  Capitalsbeschaffung  durch  Uebernahme  von  Stammactien 
der  für  diese  Localbahn  zu  bildenden  Actiengesellschaft  im  Betrage  von 
dreimalhundertfünfzigtausend  (350.000)  Gulden  österr.  Währ.  Noten  zu 
betheiligen. 

§  2. 

Die  k,  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellschaft, 
welcher  von  den  Herren  Concessionären  der  Localbahn  Czernowitz- 
Nowosielitza  in  Gemässheit  der  vorausgegangenen  Präliminarverein- 
barungen die  Üeberwachung  des  Baues,  wie  auch  nach  Anordnung  im 
§  9  der  allerhöchsten  Conceasionsurkunde  die  Betriebsführung  der  in 
Rede  stehenden  Localbahn  für  die  Dauer  von  zwanzig  Jahren  gegen 
Vergütung  der  Selbstkosten  auf  Grund  eines  von  der  k.  k.  Staatsver- 
waltung zu  genehmigenden  Betriebsvertrages  übertragen  worden  ist, 
tritt  dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  bei,  indem  sie  sich  in  Aus- 
führung des  am  30.  April  1883  gefassten  Beschlusses  der  Generalver- 
sammlung ihrer  Actionäre  an  dem  bezeichneten  Bahnbaue  durch  Ueber- 
nahme von  Actien  im  Betrage  von  fünfmalhunderttausend  (500.000) 
Gulden  österr.  Währ,  zum  Paricurge,  und  zwar  von  450.000  fl.  in  Prio 
ritätsactien  und  von  50.000  fl.  in  Stammactien  betheiligt. 

§  3. 

Die  Concessionäre  der  Localbahn  Czernowitz-Nowosielitza  ver- 
pflichten sieb,  das  restliche  Baucapital,  von  welchem  höchstens  noch 
150.000  fl.  in  Prioritätsactien  und  50.000  fl.  in  Stammactien  aus- 
gegeben werden  dürfen,  zum  Paricurse,  ohne  Belastung  des  Staats- 
schatzes, zu  beschaffen,  und  übernehmen  hiefür  die  Haftung. 
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Die  Concessionäre  übernehmen  ferner  die  Haftung  dafür,  dass  mit 
dem  für  den  ßau,  die  Ausrüstung  und  die  Inbetriebsetzung  der  genannten 
Localbabn,  wobei  die  Dotirung  eines  Reservefondes  mit  dem  effectiven 
Betrage  von  mindestens  zehntausend  (10.000)  Gulden  österr.  Währ, 
inbegriffen  ist,  als  Maximalsumme  festgestellten  Gesammtcapitalsbetrage 
von  Einer  Million,  fünfzigtausend  (1,050.000)  Gulden  österr.  Währ,  das 
Auslangen  gefunden  wird. 

§ 

Die  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  nach  §  1  zu  übernehmenden 
Stammactien  müssen  vollkommen  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen  Stamm- 
actien  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  gemessen. 

Eine  Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  Staatsverwaltung  auf 
eine  Maximalstimmenzahl  darf  nicht  stattfinden. 

Ebenso  ist  jede  Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  Staate- 
Verwaltung  gegenüber  den  Besitzern  der  Prioritätsactien  ausgeschlossen. 

Die  Dividende,  welche  den  Prioritätsactien  gebührt,  bevor  für  die 
Stammactien  der  Anspruch  auf  Dividendenbezug  eintritt,  darf  nicht  höher 
als  mit  fünf  (5)  Percent  bemessen  werden. 

Eine  Nachzahlung  auf  die  Dividende  der  Prioritätsactien  aus  dem 
Reinerträgnisee  eines  späteren  Jahres  fiodet  nicht  statt. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  sind  in  die  Statuten  der  zu 
bildenden  Actiengesellschaft  aufzunehmen. 

§  5- 

Die  Einzahlungen  auf  die  nach  §  1  von  der  k.  k.  Staatsver- 
waltung zu  übernehmenden  und  derselben  nach  Verhältniss  der  ge- 
leisteten Einzahlung  sofort  zu  übergebenden  Stammactien  werden  im 
Laufe  des  Jahres  1884  durch  das  k.  k.  Ministerialzahlamt  in  Wien 
gegen  ungestempelte  Empfangsbestätigung  zu  jenen  Terminen  erfolgen, 
welche  die  k.  k.  Staatsverwaltung  hiefür  bestimmen  wird. 

Unbeschadet  der  hiernach  der  freien  Wahl  der  k.  k.  Staatsver- 
waltung vorbehaltenen  Bestimmungen  der  Einzahlungstermine  werden 
diese  Einzahlungen  keinesfalls  früher  geleistet  werden,  als  bis  nach 
vorausgegangener  und  gehörig  nachgewiesener  Einzahlung  und  Ver- 
wendung der  von  den  anderen  Interessenten,  d.  i.  der  k.  k.  priv.  Lem- 
berg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellschaft  und  den  Concessionären 
der  Localbahn  Czernowitz-Nowosielitza  zugesicherten  Beträge  von  zu- 
sammen 700.000  fl.  die  bezeichnete  Localbahn  concessionsmässig  voll« 
endet  und  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben  sein  wird. 

§  6- 

Zur  Wahrung  der  speciellen  Interessen,  welche  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung aus  der  im  §  1  vereinbaren  finanziellen  Betheiligung  er- 
wachsen, wird  derselben  das  Recht  vorbehalten,  die  Bauverträge,  sowie 
die  Bau-  und  Lieferungsbedingnisse  für  die  ebendaselbst  bezeichnete 
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Localbahn  zu  genehmigen  und  die  denselben  entsprechende  Bauausführung 
und  Ausrüstung  durch  zu  diesem  Zwecke  aufzustellende  Staatsorgane 
auf  jede  ihr  geeignet  erscheinende  Weise  unmittelbar  zu  Überwachen. 

Die  Kosten  dieser  speciellen  Bauaufsicht  sind  von  den  Conces- 
sionären,  beziehungsweise  von  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft 
in  dem  vom  Handelsministerium  festzusetzenden  Betrage  zu  vergüten. 

§  7. 

Der  für  die  Localbahn  Czernowitz-Nowosielitza  zu  bestellende, 
respective  bei  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  fungirende  landes- 
fürstliche Commissär  hat  vom  Zeitpunkte  seiner  Bestellung  an  und 
insolange  der  Staatsschatz  durch  die  zugesicherte  Uebernahme  und 
sodann  den  Besitz  von  Actien  an  dem  Unternehmen  betheiligt  ist,  ausser 
den  ihm  nach  §  12  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde  zustehenden 
Befugnissen,  das  Recht,  auch  solche  Beschlüsse  und  Verfügungen  der 
Concessionäre,  respective  des  Vorstandes  der  zu  bildenden  Actiengesell- 
schaft und  der  Generalversammlung  zu  sistiren,  welche  ihm  gegen  die 
aus  dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  hervorgehenden  finanziellen 
Interessen  des  Staates  zu  Verstössen  scheinen;  jedoch  hat  derselbe  dann 
sogleich  die  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums  einzuholen, 
welche  ohne  Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend 
sein  soll. 

§  »• 

Der  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  eingeräumt,  vom  Zeit- 
punkte der  Constituirung  der  Actiengesellschaft  angefangen  und  insolange 
der  Staatsschatz  durch  die  zugesicherte  Uebernahme  und  den  Besitz  von 
Actien  an  dem  Unternehmen  der  Localbahn  Czernowitz-Nowosielitza 
betheiligt  ist,  ein  Mitglied  der  als  Vorstand  der  zu  bildenden  Actien- 
gesellschaft fungirenden  Vertretung  zu  ernennen. 

§  9. 

Zur  Sicherung  der  bestimmungsmässigen  Verwendung  der  in 
Gemässheit  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  vom  Staatsschatze 
geleisteten  Einzahlungen  sind  die  eingezahlten  Beträge  über  Verlangen 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  bis  zum  Zeitpunkte  ihrer  thatsächlichen 
Verwendung  unter  Mitsperre  des  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  er- 
nannten Vorstandsmitgliedes  (§  8)  oder  des  landesftirstlichen  Commissärs 
zu  halten. 

§  10. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  wird  in  einem  ungestempelten 
Exemplare  ausgefertigt,  welches  in  Verwahrung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums veibleibt. 
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Je  eine  vidimirte  Abschrift  hievon  wird  den  Coucessionären  und 
der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellschaft  aus- 
gefolgt. 

Wien,  am  21.  Jani  1883. 

Der  k.  k.  Handelsminister;  K.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy 

Pino  m.  p.  Eisenbabngesellschaft: 

Krasicki  m.  p. 
Der  k.  k.  Finanzminister:  Ziffer  m.  p. 

Dunajewski  m.  p. 

Die  Concessionäre  der  Localbahn  Czernowitz-Nowosielitza: 
Alexander  Br.  Petrinö  m.  p.  Heinrich  Popper  m.  p. 

4.  Gesetz  vom  1.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr  66, 

betreffend  die  Zngeständnisse  und  Bedingungen  für  den  Ban  der  Looal- 
bahnen   Hatna-Kinipolnng,    Hliboka-Berhometh    mit    der  Abzweigung 
Karapcziu-Czudin  und  Hadikfalra-Radantz. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Keicbsrathes  finde  leb  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  sich  an  der  Capitalsbeschaflung 
zum  Zwecke  des  Baues  der  Localbahn en 

1.  von  der  Station  Hatna  der  Lemberg  Czernowitz-Jassy  Eisenbahn 
nach  Kimpolung, 

2.  von  der  Station  Hliboka  der  vorgenannten  bestehenden  Haupt- 
bahn nach  Berbometh  mit  einer  Abzweigung  von  Karapcziu  nach 
Czudin 

durch  Uebernahme  von  Stammactien  der  die  Ausführung  dieser 
Localbahnen  übernehmenden  Actiengesellschaft  im  Betrage  von  einer 
Million  einmalhunderttausend  (1,100.000)  Gulden  österr.  Währ,  in  Noten 
zu  betheiligen. 

Artikel  II. 

Diese  Betheiligung  des  Staatsschatzes  ist  an  die  Bedingungen 
geknüpft,  dass 

a)  von  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesell- 
schaft eine  Betheiligung  an  dem  bezeichneten  Bahnbaue  durch 
Uebernahme  eines  Nominalbetrages  von  1,870.000  fl.  in  Priori- 
tätsactien  zum  Paricourse  rechtsverbindlich  zugesichert  wird,  dass 
ferner 

bj  der  Bukowinaer  griechisch-orientalische  Religionsfond  sich  an  der 
Capitalsbeschaffung  für  die  vorbezeichneten  Bahnen  durch  Ueber- 
nahme von  Actien  im  Betrage  von  1,000.000  fl.  zum  Paricourse, 
und  zwar  von  850.000  fl.  in  Prioritäts-  und  von  150.000  fl.  in 
Stammactien  betheiligt,  dass  endlich 
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e)  die  Beschaffung  des  restlichen  Baucapitales  im  Betrage  von 
1,630.000  fl.,  von  welchem  höchstens  der  Nominalbetrag  von 
1,200.000  fl.  in  Prioritätsactien  auegegeben  werden  darf,  seitens 
der  Concessionäre  nnd  sonstigen  Interessenten  ohne  Belastung 
des  Staatsschatzes  derart  sichergestellt  werde,  dass  hiefür,  sowie 
für  das  Auslangen  mit  dem  Gesammtcapitalsbetrage  von 
5,600.000  fl.,  die  künftigen  Concessionäre  die  Haftung  zu  über- 
nehmen haben. 

Artikel  III. 

Den  Concessionären  der  vorbezeichneten  Localbahnen,  beziehungs- 
weise der  an  deren  Stelle  tretenden  Actiengesellschaft  ist  die  Verpflichtung 
aufzuerlegen,  auch  eine  Localbahn  von  der  Station  Hadikfalva  der  Lem- 
berg-Czernowitz- Jassy  Eisenbahn  nach  Radautz  zur  Ausführung  zu 
bringen.  Zu  diesem  Zwecke  kann  eine  Erhöhung  des  im  Artikel  II 
bezifferten  Gesammtcapitalbetrages  durch  Ausgabe  von  Prioritäts-  und 
Stammactien  in  dem  von  der  Staatsverwaltung  festzusetzenden  Betrage 
stattfinden. 

Artikel  IV. 

Die  Dividende,  welche  den  im  Artikel  I  bezeichneten  Prioritäts- 
actien gebührt,  bevor  für  die  Stammactien  ein  Anspruch  auf  Dividenden- 
bezug eintritt,  darf  nicht  höher  als  mit  fünf  Percent  bemessen 
werden. 

Die  vom  Staate  nach  Artikel  I  zu  übernehmenden  Stammactien 
müssen  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen  Stammactien  gemessen,  und 
darf  bezüglich  derselben  eine  statutenmässige  Beschränkung  des  Stimm- 
rechtes auf  eine  Mazimalstimmenzahl  und  gegenüber  den  Besitzern 
von  Prioritätsactien  nicht  stattfinden. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  zu  gestatten,  dass  die  im  Artikel  I 
bezeichneten  Localbahnen  mit  der  den  Gegenstand  des  Gesetzes  vom 
24.  April  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  bildenden  Localbahn  von  Czerno- 
witz  nach  Nowosielitza  zu  einem  einheitlichen  Unternehmen  vereinigt 
werden,  und  das  hieraus  erwachsende  statutenmässige  Rechtsverhältniss 
derart  zu  regeln,  dass  die  nach  Artikel  I  neu  auszugebenden  Prioritäts* 
und  Stammactien  fortan  gleiche  Rechte  mit  den  entsprechenden  Actien- 
kategorien  der  bisher  unter  der  Firma  „Localbahn  Czernowitz-Nowosie- 
litza"  bestehenden  Actiengesellschaft  gemessen. 

Vorstehende  Bestimmungen  finden  sinngemässe  Anwendung  auf 
die  im  Artikel  III  bezeichnete  Localbahn  Hadikfalva-Radautz. 

Artikel  V. 

Die  Einzahlungen  auf  die  nach  Artikel  I  vom  Staate  zu  über- 
nehmenden Stammactien  haben  gegen  ungestempelte  Empfangsbestätigung 
in  fünf  vom  Jahre  1887  an  beginnenden  gleichen  Jahresraten  zu  jenen 
Terminen  zu  erfolgen,  welche  die  Staatsverwaltung  hiefür  bestimmen  wird. 
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Die  erste  dieser  Ratenzahlungen  ist  keinesfalls  früher  zu  leisten, 
als  bis  nach  vorausgegangener  und  gehörig  nachgewiesener  Einzahlung 
und  Verwenduog  des  im  Artikel  II  angeführten  restlichen  Baucapitales 
die  im  Artikel  I  bezeichneten  Localbahnen  concessionsmässig  vollendet 
und  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben  sein  werden. 

Die  letzte  Ratenzahlung  wird  erst  nach  Vollendung  der  im 
Artikel  III  bezeichneten  Localbahn  Hadikfalva-Radautz  geleistet  werden. 

Artikel  VI. 

Die  im  Artikel  I  bezeichneten,  als  normalspurige  Localbahnen 
herzustellenden  Locomotiveisenbahnen  sind  binnen  zwei  und  einem 
halben  Jahre,  vom  Zeitpunkte  der  Oonceesionserth eilung  an  gerechnet, 
zu  vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Die  im  Artikel  III  bezeichnete,  gleichfalls  normalspurig  herzu- 
stellende Localbahn  ist  binnen  längstens  zwei  Jahren,  vom  Zeitpunkte 
der  Betriebseröffnung  der  im  Artikel  I  angeführten  Bahnlinien  an  ge- 
rechnet, zu  vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Artikel  VII. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  ist  Mein  Handelsminister  und  Mein 
Finanzminister  beauftragt. 

Budapest,  1.  Mai  1885. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

5.  Coucessionsnrknnde  vom  29.  August  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  141, 

für  die  Locomotireisenbahnen:  Hatna— Kimpolung  und  Hllboka— Berhometh 
mit  der  Abzweigung  Karapcziu— Czudin  und  Hadikfalra— Radautz. 

Wir  Franz  Josef  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oester- 
reich, Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Alexander  Freiherr  v.  Petrin6,  Peter  Freiherr  v.  Petrin6, 
Jakob  Freiherr  v.  Symonowitz,  Emanuel  Ritter  v.  Tabora,  Modest  Ritter 
v.  Grygorcea,  Heinrich  Popper,  Dr.  Victor  Ritter  Umlauff  v.  Frankwell 
und  Charles  Götz  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und 
Betriebe  der  Localbahnen  von  Hatna  nach  Kimpolung,  von  Hliboka 
nach  Berhometh  mit  der  Abzweigung  von  Karapcziu  nach  Czudin  nnd 
von  Hadikfalva  nach  Radautz  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  be- 
wogen, in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  den 
genannten  Bittstellern  die  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahncon- 
cessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  288,  sowie 
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der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880  (R.  G.  Bl.  Nr.  56),  vom  26.  December 
1882  (R.  G.  Bl.  Nr.  3  80)  und  vom  28.  December  1884  (R.  G.  Bl. 
Nr.  203),  wie  folgt,  zu  ertbeilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  den  Con  cessio  nären  das  Recht  zum  Baue  und  Be- 
triebe nachstehender  als  normalspurige  Localbahnen  herzustellender  Loco  • 
motiveisenbahnen,  und  zwar: 

a)  Von  der  Station  Hatna  der  priv.  Lemberg-  Czernowitz-Jassy 
Eisenbahn  über  Gura  humora  nach  Kimpolung; 

b)  von  der  Station  Hliboka  der  priv.  Lemberg- Czernowitz-Jassy 
Eisenbahn  über  Karapcziu  nach  Berhometh  mit  einer  Abzweigung 
von  Karapcziu  nach  Czudin  und 

c)  von  der  Station  Hadikfalva  der  priv.  Lemberg-Czernowitz  Jassy 
Eisenbahn  nach  Radautz. 

Die  Localbahn  von  Hliboka  nach  Berhometh  mit  der  Abzweigung  von 
Karapczin  nach  Czudin  wurde  am  30.  November  1886,  die  Localbahn  von  Hatna 
nach  Kimpolung  am  1.  Mai  1888  und  die  Localbahn  von  Hadikfalva  nach 
Radautz  am  17.  November  1889  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildenden  Eisenbahnen  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeßchaffung  und  Sicberstellung  der  Capitale- 
verzinßung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung, sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des 
Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  Actien  mit  Einschluss  der  Interimsscheine,  sowie  von 
der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungsgebtihr; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden  Ge- 
bühren und  Taxen;  ferner 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  bis  zum  5.  Juni  1913. 

§  3. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  sub  a 
und  b  genannten  Bahnen  sofort  zu  beginnen  und  längstens  binnen  zwei 
und  einem  halben  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  den  Bau 
der  Linie  Hadikfalva-Badautz  aber  binnen  längstens  zwei  Jahren,  vom 

Die  UecUUurkunden  der  Bsterr.  Ei*«nb»hnen.  II.  24 
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Zeitpunkte  der  BetriebseröffnuDg  der  im  §  1  sub  a  und  b  bezeichneten 
Bahnlinien  zu  vollenden,  die  fertigen  Bahnen  dem  öffentlichen  Verkehre 
zu  übergeben  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununter- 
brochenen Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  haben  die 
Concessionäre  durch  Erlag  einer  Caution  von  Fünfzigtausend  (50.000) 
Gulden  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten 
Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  vei fallen  erklärt  werden. 

Die  Rückstellung  dieser  Caution  soll  binnen  dreissig  Tagen  nach 
anstandslos  durchgeführter  staatlicher  Collaudirung  der  concessionirten 
Bahnen  erfolgen. 

§  *■ 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirteo 
Bahnen  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel- 
bahnen zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  sieb  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnisseu,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und 
Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  dann 
nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu 
benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Maximal - 
fahrgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für 
zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6- 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  unter  den  von 
der  Staatsverwaltung  festzusetzenden  Bedingungen  die  denselben  aus 
dieser  Concession  erwachsenen  Rechte  und  Pflichten  unbeschadet  der 
ihnen  nach  Artikel  II,  Punkt  c  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1885,  R.  G. 
Bl.  Nr.  66,  obliegenden  Haftung   an  die  Actiengesellschaft  „Localbahn 
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Czernowitz-Nowosielitza",   deren  Firma  entsprechend   zn   ändern  sein 
wird,  zn  übertragen. 

Diese  Uebertragung  bat  ohne  Entgelt,  beziehungsweise  lediglich 
gegen  Ersatz  der  von  den  Concessionären  factisch  verausgabten  und 
nicht  bereits  im  Baucapitale  inbegriffenen  Vorauslagen,  deren  Ziffer  der 
Prüfung  und  Genehmigung  der  Generalinspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen  vorbehalten  bleibt,  zu  erfolgen. 

Das  durch  die  Vereinigung  dieser  Localbahnen  zu  einem  ein- 
heitlichen Unternehmen  erwachsende  statutenmässige  Rechtsverhältniss 
ist  derart  zu  regeln,  dass  die  neu  auszugebenden  Prioritäts-  und  Stamm- 
actien  fortan  gleiche  Rechte  mit  den  entsprechenden  Actienkategorien 
der  bisher  unter  der  Firma  „Localbahn  Czernowitz-Nowosielitza"  be- 
stehenden Actienge  Seilschaft  geniessen. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Die  zur  Beschaffung  der  Geldmittel  für  den  Bau  der  concessio- 
nirten  Localbahnen  von  der  obigen  Gesellschaft  neu  auszugebenden 
Prioritätsactien,  deren  Betrag  von  der  Staatsverwaltung  seinerzeit  fest- 
zusetzen sein  wird,  gemessen  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung 
den  Vorrang  vor  den  Stammactien. 

Die  Dividende,  welche  den  Prioritätsactien  gebührt,  bevor  für 
die  Stammactien  der  Anspruch  auf  Dividendenbezug  eintritt,  darf  nicht 
höher  als  mit  5  Percent  bemessen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Formularien  der  neu  auszugebenden  Stamm-  und  Prioritäts- 
actien unterliegen  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Die  Ausführung  der  gegenwärtigen  Concession  wurde  auf  Grund  des 
Beschlusses  der  Generalversammlung  vom  5.  Octoher  1885  von  der  Actien- 
gesellschaft  „Localbahn  Czernowitz-Nowosielitza"  übernommen,  welche  sohin  die 
Firma  „Bnkowinaer  Localbahnen,,  annahm. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen,  und 
zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Begünsti- 
gungen reisender  Militärs  bei  der  privilegirten  Lemberg- Czernowitz- 
Jassy  Eisenbahn  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitswache Anwendung. 

24» 
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Die  Concessionäre  verpflichten  sieb,  den  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militärtrans- 
porte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durch- 
führung grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig  in  Kraft  stehenden 
Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie  dem  mit 
1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsübereinkommen  be- 
züglich des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  anf  Rechnung  des 
Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten 
b  eizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  den  Concessionären  nur  insoweit, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linien  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber 
dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  bei  Besetzung  von  Dienst- 
posten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  K.  G.  Bl.  Nr.  60, 
auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr Bedacht  zu  nehmen. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Betrieb  auf  den  con- 
cessionirten  Bahnen  im  Mobilisirungs-  oder  Kriegsfalle  jederzeit  ohne 
Anspruch  auf  Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als 
dies  zum  Zwecke  der  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen 
Operationen  auf  den  von  den  Bahnen  beuützten  öffentlichen  Strassen 
seitens  der  Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  8. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  bis  zum  fünften  Juni  1973  festgesetzt,  und  sie  erlischt 
mit  diesem  Zeitpunkte. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes 
nicht  eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung 
nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und 
namentlich  durch  politische  und  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

§  9- 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Betrieb  der  concession irten 
Localbahnen  auf  Grund  eines  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden 
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Betriebsvertrages  unter  sinngemässer  Anwendung  der  für  die  Betriebs- 
ftihrung  der  Localbahn  Czemowitz-Nowosielitza  festgesetzten  Bedin- 
gungen der  Verwaltung  der  anschliessenden  österreichischen  Hauptbahn 
Lemberg  Czernowitz- Suczawa  für  die  Dauer  der  ersten  zwanzig  (20) 
Jahre  zu  tibertragen. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  falls  die  obige 
anschliessende  Hauptbahn  wann  immer  in  den  Staatsbetrieb  übernommen 
oder  vom  Staate  eingelöst  werden  sollte,  gleichzeitig  auch  den  Betrieb 
der  concessionirten  Localbahnen  zu  übernehmen  und  während  der  noch 
erübrigenden  Concessionsdauer  für  Rechnung  der  Concessionäre,  be- 
ziehungsweise der  an  deren  Stelle  tretenden  Actiengesellschaft  zu  führen. 

Es  soll  jedoch  diese  Betriebsführung  unter  Aufrechthaltung  der  in 
dem  obigen  Betriebsvertrage  vereinbarten,  beziehungsweise  unter  für 
die  Concessionäre  nicht  ungünstigeren  Bedingungen  stattfinden,  als  sie 
in  dem  vorhin  erwähnten  Betriebsvertrage  festgesetzt  sind. 

Zufolge  des  unter  dem  16./21.  Jänner  1888  vereinbarten  Anhanges  II  zu 
dem  Betriebsvertrage  vom  27.  Juli  1883  für  die  Looalbabn  Czernowitz-Nowosie- 
litza  wurde  der  Betrieb  der  den  Gegenstand  dieser  Conoessionsurkunde  bildenden 
neuen  Linien  der  Bukowinaer  Localbahnen  bis  zum  30.  Juni  1889  durch  die 
k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellsobaft  geführt;  mit  dem 
1.  Juli  1889  wurde  die  Betriebsführung  von  der  k.  k.  Generaldirection  der 
österreicbischen  Staat»bahnen  übernommen.  Vgl.  Kundmachurg  vom  19.  Juni 
1889.  (K.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahn  Gesellschaft  Doc.  5.) 

§  10. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirten 
Bahnen  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  gegen 
eine  an  die  Concessionäre  zu  leistende  Baarentschädigung  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspieises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der 
ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Reinertrag 
der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  fünfpercentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nomin alanlagecapitales  inneihalb  der  Concessionsdauer  nothw endig  ist, 
so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungs- 
preises zu  Grunde  zu  legende  Reinertragniss  festgesetzt. 

Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  die  Einlösung  der  Bahn 
vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebsjahres  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  nach  Wahl  der  Staatsver- 
waltung entweder  in  einer  dem  obigen  Durchschnitts-,  beziehungsweise 
Minimalerträgnisse  gleichkommenden  Rente,  welche  den  Concessionären 
während  der  Übrigen  Concessionsdauer  in  halbjährigen,  am  1.  Jänner 
und  am  1.  Juli  jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  zu  erfolgen  ist, 
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oder  in  der  einmaligen  Zahlung  jenes  Betrages  zu  bestehen,  welcher 
dem  auf  Grund  einer  fünfpercentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden 
rechnungsmässigen  Oapitalswerthe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Concessions- 
dauer  fällig  werdenden  Jahresrenten  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der 
Bahn  entspricht. 

Die  Zahlung  des  obigen  Capitalbetrages  bat  nach  Wahl  der  Staats- 
verwaltung entweder  im  Baaren  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zum 
Wiener  Börsencourse  des  der  factischen  Zahlung  vorausgehenden  Tages 
zu  erfolgen. 

Die  Ziffer  des  Nominalanlagecapitales  ist  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  zu  unterziehen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue 
Bauten  ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigte a  neuen  Bauten  oder 
zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ibre  Zustimmung  ertheilt  hat 
und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser  Ein- 
lösung tritt  der  Staat  gegen  Auszahlung  des  Einlösungspreises  ohne 
weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuas  der 
gegenwärtig  concessionirten  Linien  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  etwa  augeschafften 
Fahrparkes  und  der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale 
gebildeten  Betriebs-  und  Reservefonds,  soweit  letztere  nicht  mit  Ge- 
nehmigung der  Staatsverwaltung,  ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz 
oder  theilweise  bereits  verwendet  sind. 

§  11. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahnen  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugeböres,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Be- 
triebs- und  Reservefonds,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind  (§  10). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahnen  (§  10)  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum 
des  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  gebildeten  Reservefonds  und  der  aus- 
stehenden Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen  er- 
richteten und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Ge- 
bäude, zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselben  von  der  Staats- 
verwaltung mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurden,  dass 
sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 
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§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahnen,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theileu  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Im  Hinblicke  auf  das  der  Staatsverwaltung  nach  §  10  zustehende 
EinlÖsung8recht  sind  die  Concessionäre  verpflichtet,  die  Bau-  und 
Lieferungsverträge  vor  ihrem  Abschlüsse  der  Staatsverwaltung  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen.  Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch 
ein  von  ihr  abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen 
und  insbesondere  die  projects-  und  vertragsmässige  Bauausführung  durch 
auf  Kosten  der  Concessionäre  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede 
ihr  geeignet  erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Der  für  diese  Localbabnen  zu  bestellende,  beziehungsweise  der  bei 
der  mit  der  Localbahn  Czernowitz-Nowosielitza  zu  vereinigenden  Unter- 
nehmung fungirende  landesfürstliche  Commissär  hat  auch  das  Hecht, 
den  Sitzungen  des  Yerwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschafts- 
vorstand fungirenden  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so 
oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den 
Gesetzen  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  BalmuDternehmung 
haben  die  Concessionäre  bis  auf  Weiteres  eine  Vergütung  an  den 
Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Ebenso  werden  die  Concessionäre  von  den  zufolge  des  §  89  der 
Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1 
ex  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines 
etwa  aus  der  polizeilichen  und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  er- 
wachsenden Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Her- 
stellung und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  13. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,*  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  bandeln  und  den  Concessionären  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Ge- 
richten auf  Ersatz  zu  dringen,   ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden, 
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die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  streoge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
neunundzwanzigsten  Tage  des  Monates  August  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausendachthundertachtzigundfünf,  Unserer  Regierung  im  Siebenund- 
dreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewskl  m.  p. 


7.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Loealbalirien:  a)  von  Hatna  nach  Kimpolung;  b)  von  Hliboka  nach 
Berhometh  mit  der  Abzweigung  ron  Karapczin  nach  Gzudin  und  c)  toii 
Hadikfalva  nach  Radantz.  (C.  Bl.  Nr.  117  vom  Jahre  1885.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Beatimmungen. 

Die  projeotirten  Locomotiveisenbahnen  von  Hatna  nach  Kimpolung,  von 
Hliboka  nach  Berhometh  mit  der  Abzweigung  nach  Czudin  und  von  Hadikfalva 
nach  Radautz  siud  mit  einer  Spurweite  von  1*435  Meter  als  Localbahnen  vor- 
läufig mit  blossem  Tagverkehr  für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  bei  Benützung 
ausserhalb  der  Ortschaften  gelegener  Strassen  für  die  Bahnführung  von  18  Kilo- 
meter und  in  Strecken  mit  eigenem  Bahnkörper  von  25  Kilometer  per  Stunde 
anzulegen  und  auszuführen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe  der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeote  und  der 
nachstehenden  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn,  sowie, 
die  Bau-  und  Lieferungsverträge  sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzu- 
legen und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen 
der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  haben  die  Conoessionäre  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  naohtiäglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 

2.  Trace. 

ad  a)  Die  circa  67*5  Kilometer  lange  Bahn  Hatna- Kimpolung  beginnt  am 
nordwestlichen  Ende  der  Station  Hatna  der  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahn, 
führt  nach  Uebersetzung  der  Suczawa  unter  Berührung  der  Orte  Parhoutz,  Solonetz 
und  Ludi  Humora  im  Solonetzthale  aufwärts  bis  Kaz^ka,  sodann  in  südlicher 
Richtung,  dann  nach  Ueberschreitung  eines  Höhenzuges  nach  Gura  Humora  und 
von  diesem  Orte  im  Moldavathale  aufwärts  Über  Frassin,  Warna,  Eisenau  nach 
Kimpolung. 

ad  b)  Die  von  Hliboka  nach  Berhometh  a.  S.  mit  der  Abzweigung  von 
Karapcziu  a.  S.  nach  Czudin  zu  erbauende,  in  der  Hauptlinie  circa  53  0  Kilometer 
lange  und  mit  der  bei  19*3  Kilometer  messenden  Abzweigung  zusammen  circa 
72*3  Kilometer  lange  Bahn  beginnt  am  südlichen  Ende  der  Station  Hliboka  der 
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Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahn,  wendet  sich  nach  Westen  und  führt  im 
Sereththale  aufwärts  nächst  den  Orten  Karapoziu  a.  S.,  Storozynetz  und  Lukawetz 
nach  Berhometh  a.  S. 

Die  Abzweigung  nach  Czudin  erfolgt  in  der  Projectsstation  Karapcziu  a.  S., 
von  dort  führt  die  Trace  nach  Uebersetzung  den  Grossen  Sereth  in  das  Thal  des 
kleinen  Sereth  unter  Berührung  der  Orte  Kupka  und  Unter-Petroutz  nach  Czudin. 

ad  c)  Die  oirca  7*5  Kilometer  lange  Flügelbahn  Hadikfalva-Radautz  zweigt 
südlich  aus  der  Station  Hadikfalva  von  der  Lemberg- Czernowitz  Jassy  Eisenbahn 
ab,  übersetzt,  sich  nach  Westen  wendend,  den  Suczawafluss  und  führt  sodann  in 
südwestlicher  Richtung  unter  thunlicbster  Mitbenutzung  der  bestehenden  Bezirks- 
strasse nach  Radautz,  woselbst  sie  in  der  südlich  dieses  Ortes  Anzulegenden 
Station  endet. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hanptrichtung  der  Bahn  nicht  geändert  wird. 

3.  Ansohluss  an  die  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahn 
und  Einmündung  von  Industrie-Schleppbahnen. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sieb,  wegen  des  Anschlusses  und  der  even- 
tuellen Mitbenütznng  der  auf  Kosten  der  Concessionäre  nach  Bedarf  zu  erweitern- 
den Stationen  Hatna,  Hliboka  und  Hadikfalva  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz- 
Jassy  Eisenbahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangs- 
verkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  genannten  Gesellschaft  anzustreben  und  das 
bezügliche  Uebereinkomxnen  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  Concessionäre  haben  hiebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Personen- 
verkehres für  die  thunlichste  Erleichterung  beim  Uebergange  von  der  eigenen 
auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  dieser  Anschlüsse,  sowie  eines  etwaigen  gemein- 
schaftlichen Bahnhofdienst*  s  unterwerfen  sich  die  Concessionäre  dem  Ausspruche 
des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  At  schlussbahn 
nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Berg- 
werks- und  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Die  Concessionäre  sind  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmündung  von 
Verbindungsbahnen,  welche  von  den  an  den  concessionirten  Bahnen  gelegenen 
Industrieunternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn 
angelegt  werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Ait  gegen 
Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahnen  sind  eingeleisig  zu,  erbauen  und  ist  dementsprechend  anch  die 
Grundeinlösung  durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximal- 
steigung liegenden  Theile  der  cumnten  Strecke  werden  für  die  Linie  Hatna- 
Kimpolung  25  pro  mille  =  1  :  40;  für  die  Linie  Hliboka-Berhometh  a.  S.  mit 
Abzweigung  von  Karapcziu  a.  8.  naoh  Czudin,  sowie  für  die  Zweiglinie  Hadik- 
falva-Radautz 10  pro  mille  =  1  :  100  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*5  pro  mille  =  1  : 400 
betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4*5  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*5  Meter  betragen. 

Die  Minimalcurvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  bei  den  unter 
a  und  b  beieichneten  Linien  nicht  unter  200  Meter,  bei  der  Zweigbahn  Hadik- 
falva-Radautz nicht  unter  150  Meter  betragen. 
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Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Steigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens 
des  k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  Centralblatte  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt  (Jahrgang  1882,  Blatt  Nr.  10)  angeführten  „Vorschriften  für  die 
Bestimmung  der  Bahnnivellete  in  Maximalsteigungen  und  für  die  Anordnung  der 
Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen"  stricte  durchzuführen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  0  Meter  sowohl  bei  Dämmen, 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende  Er- 
weiterung des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  das  Brückenplanum  eine  benützbare  Minimalbreite  von  4*3  Meter 
erhalten. 

Ausnahmsweise  können  auf  der  Linie  Hatna-Kimpolung  in  der  Strecke 
zwischen  Kilometer  23  und  30  Holzprovisorien  oder  sonstige  Constructionen  mit 
besonderer  Bewilligung  des  k.  k.  Handelsministeriums  unter  dar  Bedingung  her- 
gestellt werden,  dass  die  hiedurch  gegenüber  den  Kosten  einer  definitiven  Her- 
stellung ersparten  Beträge  in  den  Reservefond  hinterlegt  werden. 

Sämmtliche  Objecto,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0  7  Kilometer  von 
der  Spitze  des  äussersten  Wechsels  einer  durch  Di  stanz  Signale  gedeckten  Station 
oder  Abzweigungsstelle  vorkommen,  sind  mit  Geländern  zu  versehen.  Desgleichen 
solche  Objecto,  welche  innerhalb  einer  Entfernung  von  0*4  Kilometer  von  dem 
obbezeichneten  Endpunkte  einer  Station  oder  Abzweigungsstelle  gelegen  sind,  vor 
welchen  Distanzsignale  nicht  bestehen ;  ferner  alle  Objecto,  welche  in  einer  Distanz 
von  0"1  Kilometer  von  der  Mitte  solcher  Haltestellen  vorkommen,  in  welchen  keine 
Zugskreuzungen  stattfinden  können. 

Objecto  bis  zu  6  0  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichender  Höhe  des 
Bahnkörpers  einzuwölben;  eine  Ausnahme  hievon  bildet  die  bereits  erwähnte 
Strecke  von  Kilometer  23  bis  30  der  Linie  Hatna-Kimpolung. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objeoten  dürfen  Trag- 
con8tructionen  von  Holz  angewendet  werden,  welche  bei  grösseren  Spannweiten 
durch  Joch »  unterstützt  werden  können. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  den  sub  a  und  b  bezeichneten  Bahnlinien 
vorkommenden  Brückenoonstructionen  ist  die  durch  §  2  der  Verordnung  vom 
30.  August  1870  vorgeschriebene  zufällige  Belastung  und  zufolge  §  3  derselben 
Verordnung  normirte  Inanspruchnahme  der  einzelnen  Constructionstheile  zu  Grande 
zu  legen. 

Für  die  Berechnung  der  in  der  Zweigbahn  Hadikfalva-Radautz  vorkommen- 
den Brückenoonstructionen  ist  die  durch  die  factisch  verkehrenden  Fahrbetriebs- 
mittel erzeugte  zufällige  Belastung  massgebend. 

Für  Holzconstruotionen  wird  die  Inanspruchnahme  bis  zu  80  Kilogramm 
per  Quadratcentimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  dem  bekannten  höchsten 
Hochwasserstande  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werJen. 

5  Oberbau. 

Der  Oberbau  in  der  currenten  Strecke  der  Linie  Hatna-Kimpolung,  sowie 
jener  der  Zweiglinie  Hadikfalva-Radautz  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses 
nach  den  mit  Handelsministerialerlass  vom  30.  Mai  1882,  Z.  14581,  genehmigten 
Typen  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen,  und  soll  deren  Minimal- 
gewicht in  der  sub  a  bezeichneten  Linie  26  Kilogramm  und  bei  der  Zweiglinie 
Hadikfalva-Radautz  23  Kilogramm  per  laufendes  Meter  betragen. 
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Für  die  currente  Strecke  der  Linie  Hliboka-Berhometh  a.  S.  sammt  der 
Abzweigung  nach  Czudio,  ferner  für  die  Stationsnebengeleise  dieser  vorbezeichneten 
Linien,  endlich  für  die  Stationsnebengeleise  der  Linie  Hatna-Kimpolung  ist  die 
Verwendung  von  altbranohbaren  Eisenschienen  nach  dem  Profile  der  Lemberg- 
Csernowitz  Jaasy  Eisenbahn  im  Gewichte  von  36*38  Kilogramm  per  laufendes 
Meter  nnter  Anwendung  des  festen  Stosses  gestattet. 

Die  Schwellenentfernung  ist  für  den  schwebenden  Stoss  derart  zu  bemessen, 
dass  die  Inanspruchnahme  der  Schienen  per  1  Quadratcentimeter  höchstens  1000 
Kilogramm,  bei  festem  Stosse  höchstens  750  Kilogramm  per  Quadratcentimeter 
beträgt. 

Die  Schwellen  sind  aus  weichem  Holz  zu  erzeugen  und  müssen  mindestens 
olgende  Dimensionen  haben:  Länge  23  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter, 
untere  Breite  20  Centimeter,  Höhe  14  Centimeter. 

Bei  Steigungen  von  25  pro  mille,  ferner  in  Curvenstreckeu  mit  dem  Radius 
V50  Meter  und  darunter  sind  auf  sämmtlichen  Linien  Eichenschwellen  mit  den 
vorstehenden  Minimaldimensionen  zu  verwenden. 

In  Bögen  von  inclusive  und  unter  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung  der 
Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Hakennägel  und  Unterlags- 
platten nach  den  mit  vorangeführtem  Handelsministerialerlasse  genehmigten  Ober- 
baunormalien entsprechend  zu  verstärken. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  eine  Kronen- 
breite  von  3  0  Meter  und  eine  Tiefe  von  25  Centimeter  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  soll  mindestens  das  in  nach- 
stehender Tabelle  angeführte  Ausmass  erreichen: 


Bezeichnung  der  Strecken 

Länge  der  Nebengeleise 
in  Peroenten  der  Bahnlänge 

10-55 
7'50 
6-75 

2000 

i 

Die  Minimaliänge  der  Stationen  der  Strecke  Hatna-Kimpolung  ist  derart  zu 
bemessen,  dass  fünfzigaohsige  Züge  verkehren  können  und  hat  die  Anlage  dieser 
Stationen  in  der  Art  zu  erfolgen,  dass  die  eventuelle  Verlängerung  derselben  für 
den  Verkehr  fünfzigachsiger  Doppelzüge  anstandslos  zulässig  erscheint. 


6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  die  Gebäude  für  den  Personendienst  den  localen  Ver- 
hältnissen entsprechend  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Unter- 
mauerung  aus  Holz  erbaut  werden. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  ver- 
sehen zu  sein. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Fachwerk  und  Riegelmauern  oder  auch  ganz  aus  Holz  errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehen- 
den localen  Bauvorschriften  herzustellen 

•  Die  durchschnittliche  Entfernuug  der  Stationen  und  Haltestellen  hat 
höchstens  zu  betragen  für  die  Linie: 

Hatna-Kimpolung  . 
H  libo  k  a-Berhom  eth 
Karapcziu-Czudin  . 
Hadikfalva-Radantz 


5  6  Kilometer. 

8-8 

64 

T5 
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Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  eurrenten  Strecke  kann  im  Allge- 
meinen unterbleiben  und  ist  bei  den  sub  a  und  b  bezeichneten  Linien  nur  auf 
jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  Uebersetzungen  besonders  frequenter  Strassen 
vorkommen. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  oder  auf  einer  Unter- 
mauerung aus  Blockwänden  hergestellt  werden. 

Station s-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliohe  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

7.  Betriebseinriohtungen. 

Die  Linie  Hatna-Kinipolung  ist  mit  einer  Telegraphenleitung  zu  versehen, 
bei  den  übrigen  Linien  kann  dieselbe  insolange,  als  keine  Zugskrenzungen  auf 
der  Bahn  stattfinden,  entfallen;  die  Aufstellung  von  Glockensignalen  kann  jedoch, 
insoweit  nicht  besondere  Fälle  dies  nothwendig  machen  würden,  bei  sämmtliohen 
Linien  unterbleiben;  für  den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen  akustischen, 
auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale  bei  allen 
Linien  zu  verwenden. 

Bei  Abzweigungen  aus  bestehenden,  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden 
Stationen  sind  Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 

Bei  Abzweigungen  aus  der  eurrenten  Strecke  von  dem  öffentlichen  Ver- 
kehre dienenden  Bahnen  sind  die  einzulegenden  verriegelbaren  Weohsel  mit  den 
zugehörigen  Semaphoren  derart  zu  combiniren,  das-*  die  volle  Sicherheit  des 
Verkehres  verbürgt  erscheint. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 

Fahrbetriebsmittel  sind  für  die  sub  a  und  b  bezeichneten  Linien  insolange 
nioht  anzuschaffen,  als  der  Betrieb  dieser  Bahnen  durch  die  k.  k.  priv.  Lemberg- 
Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellschaft  mit  dem  derselben  gehörigen  Fahrpark 
besorgt  wird. 

Für  die  Zweigbahn  Hadikfalva-Radautz  sind  jedoch  zwei  Locomotiven  und 
drei  Personenwagen  anzuschaffen. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Seinerzeit  etwa  anzuschaffende  Fahrbetriebsmittel,  dann  Schienen  und 
sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliess- 
lich aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  seitens  des  Handelsministeriums 
insoferne  zugestanden  werden,  als  rechtzeitig,  d.  i.  vor  der  Anschaffung,  beziehungs- 
weise Bestellung  nachgewiesen  werden  sollte,  dass  inländische  Werke  nioht  in  der 
Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich 
des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit,  wie  diese  von  ausländischen 
Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

Ii.  Betrieb. 

1.  B etriebsftthrung  durch  die  k.  k.  priv.  Lember g-Czernowitz- Jassy 

Eisenbahngesellschaft. 

Der  Betrieb  der  Eisenbahnen  Hatna-Kimpolung,  Hliboka-Berhometh  mit  der 
Abzweigung  Karapcziu-Czudin,  sowie  der  Betrieb  der  Localbahn  Hadikfalva- 
Radautz  wird  unbeschadet  des  der  k.  k.  Staatsverwaltung  im  §  9  der  allerhöchsten 
Concessionsurkunde  vorbehaltenen  Rechtes,  den  Betrieb  selb.-t  zu  führen,  zufolge 
eines  zwischen  den  Conoessionären  und  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy 
Eisenbahngesellschaft  zu  vereinbarenden,  der  Genehmigung  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung unterliegenden  Betriebs  Vertrages  auf  die  Dauer  der  ersten  zwanzig 
Jahre  durch  die  Verwaltung  der  genannten  Anschlussbahn  geführt. 
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2.  Personen-  and  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  nnd  Gütertransport,  die  Waarenelassification 
und  alle  anf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunternehmens 
Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  AgiozuBchlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahnen  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  7  Percent  des  Anlageoapitales  geliefert  haben,  kann 
das  Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Die  Concessionäre  sind  nicht  verpflichtet,  für  den  Personenverkehr  Wagen 
erster  Classe  zu  führen. 

3.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

4.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postverwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des 
Artikels  II  des  Gesetzes  vom  26.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  Öfi,  folgende  Bestim- 
mungen zur  Anwendung: 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmässigen  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt 
können  die  Concessionäre  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzu- 
stellendes Entgelt  in  Ansprach  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäteu  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  den  Conoessionären  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahnen 
zwisohen  der  Direction  oder  dem  Vorstände  der  Eisenbahnunternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

6.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für 
den  Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telographenleitungen  auf 
eigene  Kosten  entweder  naoh  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staats- 
telegraphenanstalt herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  dieso  Telegraphen- 
leitungen gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats- 
uud  Privatcorrespondenzen  verwenden  zu  lassen. 
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Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbstständige  Leitungen  auf  dem  von 
den  Concessionären  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergiltung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbstständigen^Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die  Concessionäre 
durch  das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionäre  sind  lerner  verpflichtet,  auf  den  concessionirten  Bahnen 
die  Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  und  zu  verwahren. 

Die  Conoessionäre  unterwerfen  sich  schliesslich  der  in  Aussicht  ge- 
nommenen, im  Verordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen 
der  k.  k.  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Localbahnunternebmungen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge  dieser  Concession  oder  aus 
Gefällsrücksichten  die  Eisenbahnen  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handels- 
ministerium zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certi Beaten 
ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck  unentgeltlich  befördert  werden. 

7.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Eskorte,  letztere  auch  auf  der 
Rückfahrt,  sind  zur  halben  Personenzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunliohkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

8.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdczuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  er- 
mässigten  Tarifsätze  Anwendung  zu  finden. 

Wien,  am  24.  September  1885. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 


8.  Uebcreinkoinmen, 

welches  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  66,  zwischen 
dem  k.  k.  Handelsministerium  und  dem  k.  k.  Finanzministeriniii  im  Namen 
der  k.  k.  Staats  Verwaltung  einerseits  uod  der  Actiongesellschaft  „Buko- 
w  Inaer  Localbahnen"  andererseits  unter  Beitritt  der  Herren:  Alexander 
Freiherr  v.  Petrinö,  Peter  Freiherr  y.  Petrin«'»,  Jacoh  Freiherr  v.  Szymono- 
wiez,  Emanuel  Ritter  v.  Tabora,  Modest  Ritter  t.  Grigorcea,  Heinrich 
Popper,  Dr.  Victor  Ritter  Umlauft»  v.  Frank  well  und  Charles  Götz  als 
Concessionären  der  den  Gegenstand  der  allerhöchsten  Concessionsnrkunde 
Tom  29.  August  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  141,  bildenden  Localbahnen;  Hatna- 
Kinipolung,  Hliboka-Berhometli  mit  der  Abzweigung  Karapczio-Czudin  und 
Hadikfalva-Radautz  und  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowltz-Jossy  Eisen- 
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bahagesellscliaffc  in  Betreff  der  Betheillgnng  des  Staatsschatzes  an  der 
Capitalsbeschaffung  für  die  obigen  Loealbahnen  am  nnten  angesetzten  Orte 
und  Tage  abgeschlossen  worden  ist,  wie  folgt: 

§  1. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ertheilt  im  Hinblicke  auf  die  zum 
Theile  durch  die  vorausgegangenen  Präliminarvereinbarungen  sicher- 
gestellte und  zum  Theile  nach  Inhalt  des  gegenwältigen  Uebereinkommens 
eingetretene  Erfüllung  der  Bedingungen,  an  welche  kraft  Artikel  II, 
Punkt  a,  b  und  c  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  66, 
die  Betheiligung  des  Staatsschatzes  an  der  Capitalsbeschaffung  zum 
Zwecke  des  Baues  von  Loealbahnen  von  Hatua  nach  Kimpolung  und 
von  Hliboka  nach  Berhometh  mit  der  Abzweigung  Karapcziu-Czudin 
geknüpft  ist,  die  Zusicherung,  sich  an  der  obigen  Capitalsbeschaffung 
durch  Uebernabme  von  Stammactien  der  Actiengesellschaft  „Bukowinaer 
Loealbahnen",  welche  die  Ausführung  obiger  Loealbahnen  übernommen 
hat,  im  Betrage  von  einer  Million  einmalhunderttausend  (1,100.000) 
Gulden  österr.  Währ.  Noten  zu  betheiligen. 

§  2. 

Die  Concessionäre  der  genannten  Loealbahnen,  welche  dem  gegen- 
wärtigen Uebereinkommen  beitreten,  verpflichten  sich,  das  restliche 
Baucapital,  insoweit  es  nicht  durch  die  rechtsverbindlich  zugesicherten 
Beitragsleistungen  der  k.  k.  priv.  Lemberg- Czernowitz-Jassy  Eisenbahn- 
gesellschaft, des  Bukowinaer  griechisch-orientalischen  Religionsfondes, 
sowie  des  Landes  Bukowina  aufgebracht  wird,  ohne  Belastung  des 
Staatsschatz  es  zu  beschaffen,  und  übernehmen  hiefür  die  Haftung. 

Die  Concessionäre  übernehmen  ferner  die  Haftung  dafür,  dass  mit 
dem  für  den  Bau,  die  Ausrüstung  und  die  Inbetriebsetzung  der  im  §  1 
genannten  Loealbahnen  als  Maximalsumme  festgestellten  Gesammt- 
capitals betrage  von  fünf  Millionen  sechsmalhunderttausend  (5,600.000) 
Gulden  österr.  Währ,  das  Auslangen  gefunden  wird. 

§  3. 

Die  k.  k.  priv.  Lemberg-CzernowitzJassy  Eisenbahngesellschaft, 
welcher  nach  Anordnung  des  §  9  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde 
vom  29.  August  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  141,  die  Betriebführung  der 
concessionirten  Loealbahnen  auf  Grund  eines  von  der  k.  k.  Staatsver 
waltung  zu  genehmigenden  Betriebsvertrages  unter  sinngemässer  An- 
wendung der  für  die  Betriebsführung  der  Localbahn  Czernowitz-Nowo- 
sielitza  festgesetzten  Bedingungen  tibertragen  worden  ist,  tritt  dem 
gegenwärtigen  Uebereinkommen  bei,  indem  sie  sich  in  Ausführung  des 
am  21.  Mai  1884  gefassten  Beschlusses  der  Generalversammlung  ihrer 
Actionäre  an  dem  Baue  der  bezeichneten  Loealbahnen  durch  Ueber- 
nabme von  Prioritätsactien  der  Bukowinaer  Loealbahnen  im  Betrage 
von  einer  Million  achtmalhundertsiebzigtausend  (1,870.000)  Gulden 
österr.  Währ,  zum  Paricourse  betheiligt. 
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§  4- 

Das  Nominalanlag  ecapital  der  im  §  1  genannten  Local  bahnen  ist, 
nachdem  Geldbeschaffungskosten  vollständig  ausgeschlossen  sind,  gleich- 
falls mit  dem  Betrage  von  fünf  Millionen  sechsmalhunderttausend 
(5,600.000)  Gulden  österr.  Währ,  in  Actien  der  Actiengesellschaft 
„Bukowinaer  Localbahnen",  und  zwar  drei  Millionen  neunmalhundert- 
zwanzigtansend  (3,920.000)  Gulden  österr.  Währ,  in  Prioritätsactien 
und  eine  Million  sechsmalhundertachtzigtausend  (1,680.000)  Gulden 
österr.  Währ,  in  Stammactien  festgesetzt  worden. 

Die  Geldbeschaffung  hat  durch  Uebernahme  von  Actien  zum 
Paricourse  zu  erfolgen,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  ein  Theilbetrag 
von  1,100.000  fl.  in  Stammactien  der  Bukowinaer  Localbahnen  im 
Sinne  der  Bestimmung  des  §  1  vom  Staate,  ein  weiterer  Theilbetrag 
von  1,870.000  fl.  in  Prioritätsactien  von  der  k.  k.  priv.  Lemberg- 
Czernowitz-Jassy  Eisenbahn gesellschaft,  ferner  Theilbeträge  von  850.000  fl. 
in  Prioritäts-  und  von  150.000  fl.  in  Stammactien  von  dem  Bukowinaer 
griechisch-orientalischen  Religionsfonds,  dann  eiu  Theilbetrag  von 
800.000  fl.  in  Stammactien  von  dem  Lande  Bukowina,  endlich  der 
sonach  noch  verbleibende  Bestbetrag  des  Nominalanlagecapitales,  be- 
stehend in  1,200.000  fl.  Prioritäts-  und  130.000  fl.  Stammactien,  von 
den  Concessionären,  den  Interessenten  und  den  Bauunternehmern  über- 
nommen werden. 

§  5. 

Die  Actien  geeellschaft  „Bukowinaer  Localbahnen"  verpflichtet  sich, 
auch  eine  Localbahn  von  der  Station  Hadikfalva  der  k.  k.  priv.  Lem- 
berg-Czeruowitz-Jassy  Eisenbahn  nach  Radautz  zur  Ausführung  zu 
bringen,  beziehungsweise  den  Bau  dieser  Linie  binnen  längstens  zwei 
Jahren  vom  Zeitpunkte  der  Betriebseröflhung  der  im  §  1  bezeichneten 
Bahnlinien  zu  vollenden  und  dieselbe  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
tibergeben. 

Zu  diesem  Zwecke  kann  eine  Erhöhung  des  im  §  2  bezifferten 
Gesammtcapitalbetrages  durch  Ausgabe  von  Prioritäts-  und  Stammactien 
in  dem  von  der  Staatsverwaltung  seinerzeit  festzusetzenden  Betrage 
stattfinden. 

§  6. 

Die  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  nach  §  1  zu  übernehmenden 
Stammactien  müssen  vollkommen  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen 
Stammactien  der  Actiengesellschaft  „ Bukowinaer  Localbahnen1'  geniessen. 

Eine  Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  Staatsverwaltung  auf 
eine  Maximalstimmenzahl  darf  nicht  stattfinden. 

Ebenso  ist  jede  Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  Staatsver- 
waltung gegenüber  den  Besitzern  der  Prioritätsactien  ausgeschlossen. 

Die  Dividende,  welche  den  Prioritätsactien  gebührt,  bevor  für  die 
Stammactien  der  Anspruch  auf  Dividendenbezug  eintritt,  darf  nicht 
höher  als  mit  fünf  (5)  Percent  bemessen  werden. 
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EiDe  Nachzahlung  auf  die  Dividende  der  Prioritätsactien  aus  dem 
Reinerträgnisse  eines  späteren  Jahres  findet  nicht  statt. 

Die  vorstehenden  in  die  Gesellsshaftsstatuten  bereits  aufgenommenen 
Bestimmungen  haben  auch  sinngemässe  Anwendung  auf  die  im  §  5  be- 
zeichnete Localbahn  Hadikfalva-Radautz  zu  finden. 

§  7. 

Die  Einzahlungen  auf  die  nach  §  1  von  der  k.  k.  Staatsver- 
waltung zu  übernehmenden  und  derselben  nach  Verhältniss  der  geleisteten 
Einzahlung  sofort  zu  übergebenden  Stammactien  haben  durch  das  k.  k. 
Ministerialzahlamt  in  Wien  gegen  ungestempelte  Empfangsbestätigung 
in  fünf  gleichen  Jahresraten  von  je  zweimalhundertzwanzigtausend 
(220.000)  Gulden  österr.  Währ,  zu  erfolgen.  Die  erste  dieser  Raten- 
zahlungen ist  nicht  vor  dem  2.  Jänner  des  Jahres  1888  und  keinesfalls 
früher  zu  leisten,  als  bis  nach  vorausgegangener  und  gehörig  nach- 
gewiesener Einzahlung  und  Verwendung  der  von  den  anderen  Inter- 
essenten, d.  i.  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahn- 
gesellschaft, dem  Bukowinaer  griechisch- orientalischen  Religionsfond,  • 
dem  Lande  Bukowina  und  den  Concessionären  zugesicherten  Beträge 
von  zusammen  4,500.000  fl.  die  im  §  1  bezeichneten  Localbahnen 
concessionsmässig  vollendet  und  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben 
sein  werden. 

Die  zweite,  dritte  und  vierte  Jahresrate  wird  je  ein  Jahr  nach 
Zahlung  der  vorhergehenden  Rate  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  flüssig 
gemacht  werden.  Die  fünfte  Jahresrate  ist  erst  nach  Vollendung  der 
im  §  5  bezeichneten  Localbahn  Hadikfalva-Radautz  zu  leisten,  und 
wird  von  derselben  vorerst  der  zu  jener  Zeit  als  Reservefond  sich  er- 
gebende Betrag,  welcher  nur  nach  Massgabe  des  in  der  Folge  ein- 
tretenden Bedarfes  einzuzahlen  sein  wird,  in  Abzug  zu  bringen  sein. 

§  8. 

Zur  Wahrung  der  speciellen  Interessen,  welche  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung aus  der  im  §  1  vereinbarten  finanziellen  Betheiligung  er- 
wachsen, wird  derselben  das  Recht  vorbehalten,  die  Bauverträge,  sowie 
die  Bau-  und  Lieferungsbedingnisse  für  die  ebendaselbst  und  im  §  5 
bezeichnetenLocalbahnen  zu  genehmigen  und  die  denselben  entsprechende 
Bauausführung  und  Ausrüstung  durch  zu  diesem  Zwecke  aufzustellende 
Staatsorgane  auf  jede  ihr  geeignet  erscheinende  Weise  uumittelbar  zu 
überwachen. 

Die  Kosten  dieser  speciellen  Bauaufticht  sind  von  der  Actien- 
gesellschaft  „Bukowinaer  Localbahnen'  in  dem  vom  Handelsministerium 
festzusetzenden  Betrage  zu  vergüten. 

§  9. 

Der  bei  der  Actiengesellschaft  „Bukowinaer  Localbahnen"  fun- 
girende  landesfürstliche  Commissär  hat,  insolango  der  Staatsschatz  durcli 
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die  zugesicherte  Uebernahme  und  sodann  durch  den  Besitz  von  Actien 
an  dem  Unternehmen  betheiligt  ist,  ausser  den  ihm  nach  §  12  der 
Allerhöchsten  Concessionsurkunde  zustehenden  Befugnissen  das  Recht, 
auch  solche  Beschlüsse  und  Verfügungen  des  Vorstandes  der  bezeichneten 
Actiengesellschaft  und  der  Generalversammlung  zu  sistiren,  welche  ihm 
e;egen  die  aus  dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  hervorgehenden 
finanziellen  Interessen  des  Staates  zu  Verstössen  scheinen  ;  jedoch  hat 
derselbe  dann  sogleich  die  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
einzuholen,  welche  ohne  Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft 
bindend  sein  soll. 

§  10. 

Der  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  eingeräumt,  vom 
heutigen  Tage  augefangen  und  in  solange  der  Staatsschatz  durch  die  zu- 
gesicherte Uebernahme  und  den  Besitz  von  Actien  an  dem  Unternehmen 
der  Bukowinaer  Localbahnen  betheiligt  ist,  sich  durch  ein  von  ihr  er- 
nanntes Mitglied  im  Verwaltungsrathe  vertreten  zu  lassen. 

§  11. 

Zur  Sicherung  der  bestimmungsmässigen  Verwendung  der  in 
Gemässheit  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  vom  Staatsschatze  ge- 
leisteten Einzahlungen  sind  die  eingezahlten  Beträge  über  Verlangen 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  bis  zum  Zeitpunkte  ihrer  thatsächlichen 
Verwendung  unter  Mitsperre  des  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  er- 
nannten Vorstandsmitgliedes  (§  10)  oder  des  landesfürstlichen  Cominissärs 
zu  halten. 

§  12. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  wird  in  einem  ungestempelten 
Exemplare  ausgefertigt,  welches  in  Verwahrung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums verbleibt.  Eine  vidimirte  Abschrift  hievon  wird  der  Actien- 
gesellschaft „Bukowinaer  Localbahnen",  den  Herren  Concessionären  der 
Eingangs  bezeichneten  Localbahnen  und  der  k.  k.  priv.  Lemberg - 
Czernowitz-JasBy  Eisenbahngesellschaft  ausgefolgt. 

Wien,  am  16.  April  1887. 

Der  k.  k.  Handeismmister:  Der  k.  k.  Fiuanzminister : 

Bacquehem  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

Buko\vina*r  Localbahnen:  K.  k.  priv.  Lemberg- Czernowitz-Jassy 

Zitier  m.  p.  Eisenbahngesellschaft: 
Dr.  Johann  Zotta  m.  p.  Chamiec  m.  p. 

Dr.  Eugen  Weissei  m.  p. 

Die  Conoes8ionäre  der  Bukowinaer  Localbahnen: 
In  Vollmacht  derselben: 
Alexander  Baron  Petrinö  m.  p.     Dr.  Victor  Ritter  Umlauft  v.  Frankwell  m.  p. 

Heinrieh  Popper  m.  p 


Digitized  by  Google 

I 


Bukowinaer  Localbahnen. 


387 


9.  Statuten 

der  Actiengesellschaft  „Bukowinaer  Localbahnen". 

L  Titel. 
Allgemeine  Beetimmun  gen. 

§  i. 

Zum  Zwecke  der  Ausübung  der  laut  Allerhöchster  Concessions- 
Urkunde  vom  5.  Juni  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  114,  dem  Alexander  Frei- 
heirn  v.  Petrino,  Nikolaus  Freiherrn  von  Mustatza,  Dr.  Johann 
Bitter  v.  Zotta,  Dr.  Stefan  Stepbanowitz  und  Heinrich  Popper  ertheilten 
Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von 
Czernowitz  nach  Nowosielitza  wurde  eine  Actiengesellschaft  gebildet, 
welche  sich  auf  Grund  der  unter  dem  2.  Juli  1883,  Z.  10205,  genehmigten 
Statuten  am  15.  Juli  1883  mit  der  Gesellschaften rma  „Localbabn  Czernowitz- 
Nowosielitza"  constituirte. 

Diese  Gesellschaft  hat  unter  entsprechender  Aenderung  ihrer  Firma 
auf  Grund  des  in  der  ausserordentlichen  Generalversammlung  vom 
5.  October  1885  gefassten  Beschlusses  auch  die  Ausübung  der  mit 
Allerhöchster  Concessionsurkunde  vom  29.  August  1885,  R.  G.  Bl. 
Nr.  141,  dem  Alexander  Freiherrn  v.  Petrino,  Peter  Freiherrn  v.  Petrinö, 
Jacob  Freiherrn  v.  Szymonowicz,  Emanuel  Ritter  v.  Tabora,  Modest  Ritter 
v.  Grigorcea,  Heinrich  Popper,  Dr.  Victor  Ritter  Um  lau  ff  v.  Frankwell 
und  Charles  Götz  ertheilten  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  der 
Locomotiveisenbahn  von  Hatna  nach  Kimpolung,  von  Hliboka  nach 
Berhometh  mit  der  Abzweigung  von  Karapcziu  nach  Czudin  und  von 
Hadikfalva  nach  Radautz  übernommen  und  zu  diesem  Zwecke  mit 
den  genannten  Concessionären  das  Uebereinkommen  vom  21.  November 
1885  abgeschlossen,  in  Gemässheit  dessen  die  den  Concessionären 
aus  dieser  Concession  erwachsenen  Rechte  und  Pflichten,  jedoch  un- 
beschadet der  ihnen  nach  Artikel  II  lit.  c  des  Gesetzes  vom  1.  Mai 
1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  66,  obliegenden  persönlichen  Haftung  für  die 
Aufbringung  des  erforderlichen  Baucapitals  und  das  Auslangen  mit  dem- 
selben, an  die  Gesellschaft  Ubertragen  worden  sind  und  diese  letztere 
mit  obigem  Vorbehalte  in  alle  von  den  Concessionären  übernommenen, 
wie  immer  gearteten  Verpflichtungen  in  deren  vollem  Umfange  einzu- 
treten hat. 

§  2. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  Bau  und  Betrieb  der  an  die  k.  k.  priv.  Lemberg  Czernowitz- 
Jassy  Eisenbahn  anschliessenden  normalspurigeu  Localeisen- 
bahnen : 

1.  von  Czernowitz  nach  Nowosielitza, 
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2.  von  Hatna  nach  Kimpolung, 

3.  von  Hliboka  nach  Berhometh  s/5,  mit  der  Abzweigung  von 
Karapcziu  a/S.  nach  Czudin,  und 

4.  von  Hadikfalva  nach  Radautz. 
Ferner  mit  Genehmigung  der  Regierung: 

b)  der  Bau  und  Betrieb  anderer  normal-  oder  schmalspuriger  Eisen- 
bahnen, Strassenbahnen  oder  Dampftramways,  deren  Concession 
von  der  Gesellschaft  später  erworben  werden  sollte,  sowie  von 
Schleppbahnen  zu  industriellen  oder  landwirtschaftlichen  Etablisse- 
ments, insoweit  die  Errichtung  solcher  Schleppbahnen  von  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  bewilligt  wird; 

c)  die  Erwerbung  anderer  Eisenbahnen  zum  Zwecke  des  Ausbaues 
oder  des  Betriebes,  sowie  die  Uebernahme  des  Betriebes  anderer 
bestehender  Eisenbahnen ; 

d)  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  solcher  Unternehmungen,  zu  denen 
die  Gesellschaft  durch  specielle  Concessionen  oder  durch  besondere 
Bewilligung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ermächtigt  wird,  wie  ins- 
besondere Handel  mit  Salz,  ferner  die  Errichtung  von  Lagerhäusern 
für  Getreide  und  Mahlproducte,  wobei  zur  Errichtung  derartiger 
öffentlicher  Lagerhäuser  die  bezügliche  Concession  fallweise  ein- 
zuholen ist,  endlich  der  Betrieb  von  Transportanstalten  zu  Wasser 
und  zu  Lande,  insoweit  die  vorgedacbten  Unternehmungen  mit 
den  der  Gesellschaft  concessionirten  Eisenbahnunternehmungen  in 
unmittelbarer  Verbindung  stehen. 

§  3- 

Die  Actiengesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Czernowitz. 
Dieselbe  ist  berechtigt,  Filialen  und  Agenturen  im  In-  und  Auslande 
zu  errichten. 

§  <• 

Die  Gesellchaft,  deren  Constituirung  statutengemäss  erfolgte,  endet 
mit  dem  Erlöschen  der  erworbenen  Concessionen,  löst  sich  jedoch  schon 
früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen  Bahnen  vom  Staate  übernommen  oder 
durch  die  Gesellschaft  veräussert  werden. 

§  5. 

Die  Gesellschaftsfirma  „Bukowinaer  Localbahnen",  welche  an 
Stelle  der  zu  löschenden,  seinerzeit  ordnungsmässig  protokollirten 
Firma  „Localbahn  Czernowitz- Nowosielitza"  zu  treten  hat,  wird  nach 
Vorschrift  der  Gesetze  protokollirt. 

Dieselbe  wird  vorgedruckt  oder  von  wem  immer  geschrieben  und 
entweder  collectiv  von  zwei  Verwaltungaräthen  oder  von  einem  Ver- 
waltungsrathe  und  einem  mit  der  Procura  betrauten  Gesellschafts- 
beamten (von  Letzterem  mit  einem  die  Procura  andeutenden  Zusätze) 
unterzeichnet. 
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§  6- 

Die  Ausgabe  der  nach  §  9,  Alinea  1,  neu  zu  emittireuden  Actien 
erfolgt  über  Bescbluss  des  Verwaltungsrathes. 

§  7. 

Die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  statutenmässigen  Kund- 
machungen werden  rechtswirksam  durch  einmalige  Einschaltung  in  die 
amtliche  „Czerno  witzer  Zeitung"  veröffentlicht.  Ausserdem  können 
gesellschaftliche  Kundmachungen  noch  in  jenen  Blättern  veröffentlicht 
werden,  welche  der  Verwaltungsrath  hiezu  bestimmen  wird. 

H.  Titel. 
Gesellschaftscapital. 
§  8. 

Das  Gesellschaftscapital  wird  gebildet: 

a)  aus  Prioritätsactien, 

b)  aus  Stammactien. 

Der  Betrag  der  jeweilig  auszugebenden  PrioritUtsactien  wird  von  der 
Staatsverwaltung  festgesetzt. 

§  9. 

Nachdem  bereits  früher  auf  das  für  die  Linie  Czernowitz-Nowosie- 
litza  festgesetzte  Actiencapital  von  1,050.000  fl.  3000  Stück  Prioritäts- 
actien  im  Betrage  von  600.000  fl.  und  2250  Stück  Stammactien  im 
Betrage  von  460.000  fl.  ausgegeben  worden  sind,  werden  jetzt  für  die 
im  §  2,  Alinea  a,  Punkt  2  und  3  genannten  Linien  weitere  5,600.000  fl., 
bestehend  auß  3,920.000  fl.  in  19.600  Stück  Prioritätsactien  und 
1,680.000  fl.  in  8.400  Stück  Stammactien  emittirt,  so  dass  dasgeeammte 
Actiencapital  gegenwärtig  aus  4,520.000  fl.  in  22.600  Stück  Prioritäts- 
actien und  aus  2,130.000  fl.  in  10.650  Stück  Stammactien,  zusammen 
6,650.000  fl.  in  33.250  Stück  voll  eingezahlten,  auf  den  Ueberbringer 
lautenden  Actien  a  200  fl.  österr  Währ,  per  Stück  besteht. 

Die  Festsetzung  des  Anlagecapitales  für  die  Linie  4  von  Hadikfalva 
nach  Radautz  wird  erst  seinerzeit  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
erfolgen  (§  1,  2  und  10). 

Die  neu  ausgegebenen  Prioritäts-  und  Stammactien  geniessen 
gleiche  Rechte  mit  den  entsprechenden  bisher  emittirten  Actien- 
kategorien. 

Alle  ausgegebenen  Prioritäts-  und  Stammactien  nehmen  erst  von 
dem  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  der  sämmtlichen  im  §  2,  lit.  a, 
Z.  2  und  3  genannten  Localbahnen  an  den  gemeinschaftlichen  Erträg- 
nissen der  im  §  2,  lit.  a}  Z.  1  bis  inclusive  3  genannten  Bahnen 
Antheil  (§  43).  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  haben  die  von  der  Actien- 
gesellscbaft  „Localbabn  Ceeroowitz-Nowosielitza"  ausgegebenen  Actien- 
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Interimsscbeine  lediglich  an  den  Erträgnissen  der  Strecke  Czernowitz- 
Nowosielitza  verbältnissmässigen  Antheil. 

Sowohl  die  Prioritäts-  als  auch  die  Stammactien  sind  mit  fort- 
laufenden Nummern  nach  den  beiliegenden  Formularien  Nr.  1  und  4 
auszufertigen  und  mit  Coupons  und  Talons  nach  den  Formularien  Nr.  2 
und  3,  beziehungsweise  Nr.  5  und  6  zu  versehen. 

Die  Äctien  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für  jede 
Actie  nur  ein  Eigenthtimer  anerkannt. 

§  10. 

Die  Gesellschaft  ist  berechtigt,  über  Antrag  des  Verwaltungsrathes 
und   Beschlues    der    Generalversammlung,    jedoch    vorbehaltlich  der 
staatlichen   Genehmigung,    das    Actiencapital   durch   Herausgabe  von 
Prioritäts-  und  Stammactien  entsprechend  zu  vermehren,  und  zwar: 
o)  für  die  Durchführung  des  Baues  der  concessionirten  Eisenbahnlinie 

von  Hadikfalva  und  Radautz  (§  9); 
b)  im  Falle  der  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmungen 
im  Sinne  der  Bestimmungen  des  §  2,  sowie  im  Falle  in  Zukunft 
nothwendig  werdender  Vervollständiguugsbauten  und  Investitionen 
für  die  Eisenbahnunternehmung  (Anlage  oder  Erweiterung  von 
Stationen,  Anschaffung  eines  Fahrparkes  etc.). 

§  ii. 

Sowohl  die  Prioritäts-  als  auch  die  Stammactien  werden  nach 
Massgabe  eines  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Tilgungs- 
planes  innerhalb  der  Concessionsdauer  amortisirt. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsactien  hat  jener  der  Stammactien  voraus- 
zugehen. 

HI.  Titel. 
Verwaltungsrath. 

S  1 2 

Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  wird  auf  mindestens 
acht  und  höchstens  sechzehn  festgesetzt. 

Wenigstens  zwei  Drittel  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
müssen  die  Staatsbürgerschaft  in  einem  der  beiden  LSndergebiete  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  besitzen. 

Die  Hälfte  der  sämmtlichen  Mitglieder  muss  den  ordentlichen  Wohn- 
sitz in  der  Bukowina  haben. 

Insolange  der  Staat  durch  die  auf  Grund  der  Gesetze  vom  24.  April 
1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  gewährte,  beziehungsweise  durch  die  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  66,  zugesicherte  Betheiliguog 
an  der  Capitalsbeschaffung  für  die  Bukowinaer  Localbahnen  und  sobin 
durch  den  Besitz  von  Stammactien  an  dieser  Unternehmung  betbeiligt 
ist,  ernennt  der  k.  k.  Handeleminister  ein  Mitglied  des  Verwaltungs- 
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rathes;  insolange  der  Bukowinaer  gr.-or.  Religionsfond  durch  den  Besitz 
von  Actien  an  dieser  Unternehmung  betheiligt  ist,  ernennt  der  k.  k.  Minister 
für  Cultus  und  Unterricht  ebenfalls  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes, 
und  insolange  das  Herzogthum  Bukowina  durch  den  Besitz  von  Stamm- 
actien  an  dieser  Unternehmung  betheiligt  ist,  ernennt  auch  der  Buko- 
winaer Landesausschuss  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes. 

Auf  die  vom  k.  k.  Handelsminister,  vom  k.  k.  Minister  für  Cultus 
und  Unterricht  und  vom  Bukowinaer  Landesausschusse  zu  ernennenden 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  finden  die  Bestimmungen  der  §§13 
bis  einschliesslich  16   und  des  §  20  dieser  Statuten  keine  Anwendung. 

§  18. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes,  mit  Ausnahme  der  vom 
k.  k.  Handelsminister,  vom  k.  k.  Minister  für  Cultus  und  Unterricht 
und  vom  Bukowinaer  Landesausschusse  zu  ernennenden  Mitglieder 
(§  12)  werden  von  der  Generalversammlung  auf  vier  Jahre  gewählt. 

Jedes  Jahr  tritt  der  vierte  Theil  der  gewählten  Mitglieder  nach 
der  Reihenfolge  ihrer  Functionsdauer  aus. 

So  lange  bis  sich  die  Reihe  des  Austrittes  nach  der  Func- 
tionsdauer gebildet  hat,  werden  die  Austretenden  durch  das  Los  bestimmt. 

Ist  die  Anzahl  der  gewählten  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  nicht 
durch  vier  ohne  Rest  theilbar,  so  wird  die  Zahl  der  auszulosenden  Mit- 
glieder ohne  Rückeicht  auf  diesen  Rest  bestimmt. 

Dagegen  haben  am  Ende  des  vierten  Jahres  alle  früher  nicht 
ausgelosten  Mitglieder  auszutreten. 

Die  zum  Austritte  bestimmten  können  wieder  gewählt  werden. 

§  U. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  für  die  ersten  vier 
Geschäftsjahre  der  Gesellschaft  sind  von  der  constituirenden  General- 
versammlung gewählt  worden,  und  sind  die  Gewählten  berechtigt,  die 
bis  zu  der  im  §12,  Absatz  1,  festgesetzten  Maximalzahl  noch  fehlenden 
Mitglieder  für  die  noch  übrige  Functionsdauer  bis  zur  nächsten 
ordentlichen  Generalversammlung  durch  Cooption  provisorisch  zu 
besetzen. 

Die  definitive  Wahl  erfolgt  in  der  ersten  darauf  einberufenen 
ordentlichen  Generalversammlung. 

§  15. 

Nach  Ablauf  der  ersten  vier  Geschäftsjahre  der  Gesellschaft  tritt 
die  statutenmässige  Ordnung  des  Austrittes  der  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes in  Wirksamkeit.  (§  13.) 

§  16- 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  für  die  Dauer 
seiner  Function  25  Actien  der  Gesellschaft  sammt  den  dazu  gehörigen, 
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nicht  fälligen  Coupons  bei  der  Gesellschaft  als  Caution  zu  hinterlegen, 
welche  während  seiner  Function  und  nach  deren  Aufhören  bis  zur 
Genehmigung  der  auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnungen  vom  Erleger 
weder  veräussert  noch  verpfändet  werden  dürfen. 

Erst  nach  erfolgtem  Erläge  dieser  Actien  kann  das  Mitglied  seine 
Function  antreten. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  vierzehn  Tagen  nach 
erfolgter  Berufung  gilt  als  Ablehnung  derselben. 

§  17. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Prä- 
sidenten und  einen  Vicepräsidenten,  sowie  ein  aus  drei  Mitgliedern 
bestehendes  Executivcomitö.  Der  Wirkungskreis,  sowie  die  Vertretung 
der  Mitglieder  des  letzteren  in  Verbinderungsfallen  wird  durch  ein 
besonderes,  vom  Verwaltungsrathe  zu  erlassendes  Reglement  bestimmt. 

§  18. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Czernowitz  über  Einladung 
des  Präsidenten  oder  Vicepräsidenten,  oder  auch  auf  Verlangen  von 
drei  Mitgliedern,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern. 

Die  Mitglieder  des  Executivcomites  versammeln  sich  nach  Erforder- 
niss;  die  Sitzungsprotokolle  desselben  sind  dem  Verwaltungsrathe  vor- 
zulegen und  unterliegen  seiner  Prüfung. 

§  19. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnungs- 
mässig  erfolgte  Einladung  aller  Mitglieder  und,  abgesehen  von  dem 
Vorsitzenden,  die  Anwesenheit  von  mindestens  drei  Mitgliedern  er- 
forderlich. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  können  sich  in  ihrer  Ab- 
wesenheit durch  ein  anderes  Mitglied  vertreten  lassen  oder  ihr  Votum 
schriftlich  abgeben,  welches  sodann  dem  Potokolle  beizuheften  ist. 

§  20. 

Ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes,  welches  ungeachtet  der 
ordnungsmässig  erfolgten  Einladung  durch  sechs  Monate  von  den  Ver- 
waltungsrathssitzungen fernbleibt,  ist,  ebenso  wie  ein  dem  Executiv- 
comite"  angehörendes  Verwaltungsrathsmitglied,  welches  durch  drei  Monate 
von  den  Sitzungen  des  Executivcomites  fern  bleibt,  als  aus  dem  Ver- 
waltungsrathe ausgetreten  zu  betrachten,  wenn  dessen  Abwesenheit  nicht 
vom  Verwaltungsrathe  als  gerechtfertigt  erkannt  wird. 

§  II. 

Der  Verwaltungsrath  ißt  mit  der  obersten  Leitung  aller  Geschäfte 
der  Gesellschaft  betraut.  —  Er  vertritt  die  Gesellschaft  als  Vorstand 
im  Sinne  des  Handelsgesetzbuches  und  ist  auch  mit  allen  jenen  Be- 
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fugnissen  betraut,  zu  welchen  eine  besondere  Vollmacht  gefordert  wird. 

Dem  Verwaltnng8rathe  steht  die  Ernennung  der  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft  und  die  Ertheilung  der  Procura  an  Beamte  der 
Gesellschaft  zu. 

Er  entscheidet  überhaupt  in  allen  Fragen,  welche  nicht  ausdrück- 
lich der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Der  Verwaltungsrath  kann,  unbeschadet  der  Bestimmungen  der 
Artikel  231  und  234  H.  G.  B.,  durch  eine  Specialvollmacht  die  Aus- 
übung seiner  Befugnisse  an  ein  oder  mehrere  Mitglieder  aus  seiner  Mitte 
oder  an  Beamte  der  Gesellschaft  übertragen. 

§  22. 

Der  Verwaltungsrath  beschliesst   seine  Geschäftsordnung,  unbe 
schadet  der  Bestimmungen  der  Artikel  231  und  234  H.  G.  B.,  ebenso 
bestimmt  er  die  Reglements  und  Instructionen  für  die  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft. 

Ihm  steht  die  Bestrafung  von  Dienstvergehen,  wie  auch  die 
etwaige  Suspension  und  Entlassung  der  Beamten  und  Diener  der  Ge- 
sellschaft zu. 

§  23. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst.  Der 
Vorsitzende  gibt  seine  Stimme  wie  jedes  andere  Mitglied  ab.  Bei  gleich- 
getheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhohen,  welcher 
sich  der  Vorsitzende  angeschlossen  hat. 

§  24. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern  zu 
unterzeichnen  sind. 

§  26. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  geniessen  die  im  §  42  fest 
gesetzte  Tantieme  vom  Reingewinne. 

Die  Höhe  der  Entlohnung  für  die  Mitglieder  des  Executivcomitäs, 
sowie  die  Festsetzung  des  Wertbee  der  Anwesenheitsmarken  für  die 
Tbeilnahme  an  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  werden  alijährlich 
durch  die  ordentliche  Generalversammlung  bestimmt. 

Bis  zur  ersten  ordentlichen  Generalversammlung  wird  der  Werth 
der  Anwesenheitsmarken  sowohl  für  die  Theilnahme  an  den  Sitzungen 
des  Executivcomites  als  auch  für  die  Theilnahme  an  den  Verwaltungs- 
rathssitzungen mit  je  10  8.  österr.  Währ,  festgesetzt. 

§  26. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist;  wer  in  Concurs  verfallen  ist, 
oder  sich  dem  Vergleichsverfahren  unterworfen  hat,  ohne  seine  Gläubiger 
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befriedigt  zu  haben;  wer  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines 
aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  ver- 
letzenden Vergehens  oder  einer  solchen  Uebertretung  in  Untersuchung 
steht  oder  schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann  nicht  Mitglied  des 
Verwaltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Amtsdauer 
hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

IV.  Titel. 

Generalversammlung. 

§  27. 

Die  Generalversammlung  vertritt  die  Gesammtheit  der  Actionäre 
und  hat  die  den  Actionären  zustehenden  Rechte  auszuüben. 

Ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre 
bindend. 

§  28. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  alljährlich  innerhalb  der 
dem  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  folgenden  sechs  Monate  am  Sitze  der 
Gesellschaft  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  werden  vom  Verwal- 
tungsrathe  einberufen,  und  zwar  nach  dessen  Ermessen  oder  über 
Beschluss  einer  Generalversammlung,  oder  endlich,  wenn  solche  von 
einem  oder  mehreren  Actionären,  deren  Actienbesitz  den  vierten  Theil 
des  Actiencapitales  repräsentirt,  beantragt  werden. 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation  er- 
forderliche Actienanzahl  bei  der  Gesellschaftscasse  oder  an  einer  anderen 
vom  Verwaltungsrathe  zu  bezeichnenden  Depotstelle  zu  hinterlegen  und 
gleichzeitig  den  Gegenstand  und  die  Gründe  anzugeben,  welche  den 
Anlass  zu  dem  gestellten  Begehren  bilden. 

§  29. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  General- 
versammlung muss  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltung 
erfolgen,  und  muss  in  der  Einberufungskundmachung  der  Zweck  der 
Generalversammlung  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht  werden. 

In  das  Verhandlungsprogramm  der  Generalversammlung  sind  auch 
jene  Anträge  aufzunehmen,  welche  von  einem  oder  mehreren  Actionären 
wenigstens  30  Tage  vor  Einberufung  der  Generalversammlung  schriftlich 
angemeldet  worden  sind.  Die  Anmeldung  hat  beim  Verwaltungsrathe 
zu  geschehen.  Ueber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  in  der  Ein- 
berufungskundmachung nicht  angekündigt  ist,  können  Beschlüsse  nicht 
gefasst  werden.  Nur  über  den  Antrag  auf  Einberufung  einer  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  kann  ohne  vorherige  Ankündigung 
oder  Verlautbarung  beschlossen  werden. 
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§  30. 

Zur  Theilnahme  au  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer  von 
Stamm-  oder  Prioritätsactien  berechtigt,  welcher  mindestens  25  Stück 
dieser  Actien  spätestens  8  Tage  vor  Zusammentritt  der  statutenmässig 
einberufenen  Generalversammlung  in  die  Gesellschaft scasse  oder  an 
einer  anderen  in  der  Einberufungskundmachung  bezeichneten  Depot» 
stelle  erlegt. 

§  31. 

Je  25  Actien  gewähren  dem  Inhaber  eine  Stimme. 

Die  Stamm-  und  Prioritätsactien  geniessen  gleiches  Stimmrecht, 
so  dass  letzteres  nicht  tangirt  wird,  wenn  der  Besitz  eines  Actionärs 
theils  aus  Stamm-,  theils  aus  Prioritätsactien  besteht. 

§  32. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  einen  Bevoll- 
mächtigten ausgeübt  werden. 

Pflegebefohlene  oder  juristische  Personen  üben  das  Stimmrecht 
durch  ihre  gesetzlichen  oder  statutenmässigen  Vertreter,  Frauen  durch 
Bevollmächtigte  aus. 

§  33. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident 
oder  der  Vicepräsident  des  Ver waltun gsrathes,  oder  in  deren  Ver- 
hinderung ein  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmtes  Mitglied  desselben. 

§  34. 

Der  Generalversammlung  ist  folgender  Wirkungskreis  vorbehalten  : 

1.  Die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes  und  die  Be- 
schlüsse über  denselben. 

2.  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§§  13  und  14). 

3.  Die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  Beschlussfassung 
über  die  Verwendung  des  Gewinnes. 

4.  Die  Beschlussfassung  über  Aenderung  der  Statuten. 

5.  Die  Beschlussfassung  über  den  Bau  oder  die  Erwerbung  neuer 
Linien,  sowie  über  die  Erwerbung  von  Concessionen  neuer  Linien. 

6.  Die  Beschlussfassung  über  die  Betriebsführung  der  gesellschaft- 
lichen Linien. 

7.  Die  Beschlussfassung  über  die  Veräusserung  aller  oder  einzelner 
der  Gesellschaft  gehöriger  Linien. 

8.  Die  Beschlussfassung  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft. 

9.  Die  Beschlussfassuog  über  Erhöhung  des  Actiencapitales. 
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10.  Die  Wahl  eines  Revisionsaueschusses  zur  Prüfung  der  Bilanz. 

11.  Die  Festsetzung  der  Entlohnung  des  Executivcomitds  und  des 
Werthes  der  Anwesenheitsmarken  für  die  Theilnahme  an  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  und  des  Executivcomites  (§  25). 

Beschlüsse  über  die  in  vorstehenden  ZZ.  4  bis  inclusive  9  an- 
geführten Gegenstände  unterliegen  der  Genehmigung  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung. 

§  35. 

Zur  Beschlußfähigkeit  einer  Generalversammlung  ist  die  An- 
wesenheit von  mindestens  10  Actionären  erforderlich,  welche  im  eigenen 
oder  Vollmachtsnamen  wenigstens  den  zehnten  Theil  des  gesammten 
Actiencapitales  vertreten. 

Ueber  die  im  §  34  unter  4,  5,  7,  8  und  9  angeführten  Gegen- 
stände jedoch  können  Beschlüsse  nur  in  dem  Falle  gefasßt  werden, 
wenn  mindestens  der  fünfte  Theil  des  gesammten  Actiencapitales  ver- 
treten ist. 

§  36. 

Ist  eine  gehörig  einberufene  Generalversammlung  nicht  im  Sinne 
des  §  35  beschluBsfäkig,  so  muss  binnen  acht  Tagen  eine  neue  General- 
versammlung einberufen  werden,  welche  über  die  in  der  Kundmachung 
der  früheren  Generalversammlung  angeführten  Gegenstände  in  jedem 
Falle  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Actionäre  und  die  Summe 
des  durch  sie  vertretenen  Actiencapitales  giltig  Bescbluss  fassen  kann, 
was  in  der  Einberufungskundmachung  ausdrücklich  angeführt  werden 
muss.  Der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  der  Versammlung 
kann  für  diesen  Fall  auf  acht  Tage  beschränkt  werden  und  müssen  in 
diesem  Falle  die  Actien  spätestens  fünf  Tage  vor  dem  Zusammentritte 
dieser  neuen  Generalversammlung  erlegt  sein, 

§  37. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Vorsitzenden;  die  im  §  34,  Abs.  4,  5,  7,  8  und  9  angeführten 
Beschlüsse  bedürfen  zu  ihrer  Giltigkeit  einer  Majorität  von  zwei  Drittel 
der  vertretenen  Stimmen. 

§  38. 

Alle  Wahlen  werden  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst  Stimm- 
zetteln vorgenommen. 

Als  gewählt  werden  Diejenigen  angesehen,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  grösste  Anzahl  von  Stimmen,  zugleich 
aber  auch  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 
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Wird  im  ersten  Wahlgange  die  absolute  Stimmenmehrheit  nicht 
erzielt,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen  Jenen,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhielten. 

In  die  engere  Wahl  kommt  die  doppelte  Zahl  der  zu  Wählenden. 

Erhalten  zwei  Mitglieder  in  der  engeren  Wahl  die  gleiche  Stimmen  - 
zahl,  so  ist  Derjenige  als  gewählt  zu  betrachten,  welcher  zur  betreffenden 
Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen  Actienbesitz  ausgewiesen 
hat.  Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los  nach  einer  vom 
Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 

§  39. 

Bei  Eröffnung  der  Generalversammlung  ernennt  der  Vorsitzende 
einen  Schriftführer  und  aus  den  anwesenden  Actionären  zwei  Scruta- 
toren.  Ueber  die  Verhandlungen  wird  ein  Protokoll  geführt,  welches 
vom  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer,  den  Scrutatoren  zu  unter- 
zeichnen ist. 

V.  Titel. 
Revisionsausschuss. 

§  40. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrecbnungeu  bestellte  Revisions- 
ausschuss besteht  aus  zwei  Mitgliedern  und  einem  Ersatzmann,  welche 
alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der  Ver- 
waltung nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt  werden. 
Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mit- 
gliedes des  Revisionsausschusses  in  Function. 

§  41. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von 
den  Büchern  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen.  Er  hat  seinen  Befund 
der  Generalversammlung  vorzulegen. 

VI.  Titel. 

Geschäftsführung  und  Gewinnverwendung. 

§  42. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  stets  am  1.  Jänner  und 
endet  am  31.  December. 

Als  erstes  Geschäftsjahr  hat  der  Zeitraum  vom  Tage  der  Be- 
triebeei Öffnung  der  Strecke  Czernowitz  Nowosielitza  bis  zum  31.  De- 
cember 1885  zu  gelten. 
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§  43. 

Die  Rechnungen  werden  am  31.  December  jedes  Jahres  ab- 
geschlossen und  dem  Revision sausschusse  znr  Prüfung  vorgelegt. 

Aus  den  Betriebseinnahmen  sind  vor  Allem  zu  decken: 

1.  die  laufenden  Betriebs-  und  Verwaltungsauslagen; 

2.  die  Zinsen  für  etwaige  Anlehen  und  schwebende  Schulden; 

3.  die  für  die  Amortisation  des  Gesellschafts capitales  erforderliche 
Quote. 

Aus  dem  hienach  verbleibenden  Reste  wird 

4.  eine  Dividende  von  5  Percent  des  eingezahlten,  nicht  amorti- 
sirten  Capitales  an  die  Besitzer  von  Prioritätsactien,  ferner 

5.  eine  Dividende  von  5  Percent  des  eingezahlten,  nicht  amorti- 
sirten  Capitales  an  die  Besitzer  von  Stammactien  ausbezahlt. 

Nach  Bestreitung  der  unter  1  bis  5  angeführten  Erfordernissa 
werden 

6.  10  Percent  des  verbleibenden  Betrages  dem  Verwaltungsrathe 
ah  Tantiemen  zugewiesen; 

7.  weitere  10  Percent  dem  Reservefond  (§  44)  zugewendet 
und  wird 

8.  der  dann  noch  erübrigende  Betrag  als  Superdividende  für 
Stamm-  und  Prioritätsactien  gleichmassig  verwendet. 

Insolange  nicht  im  Sinne  des  §  9,  alinea  4,  alle  ausgegebenen 
Priorität«-  und  Stammactien  an  den  gemeinschaftlichen  Erträgnissen  der 
im  §  2,  lit.  a,  Z.  1  bis  inclusive  3,  benannten  Bahnen  gleichmassig 
Antheil  nehmen,  haben  vorstehende  Bestimmungen  Z.  1  bis  inclusive  8 
lediglich  auf  die  Erträgnisse  der  Localbahn  Czernowitz-Nowosielitza  und 
die  für  dieselben  bereits  ausgegebenen  Actieninterimsscheine  Anwendung 
zu  finden. 

§  44. 

Der  Reservefond  hat  die  Bestimmung,  zu  späterhin  etwa  er- 
forderlichen Erweiterungen  der  Bahnanlage  oder  der  Betriebseinrichtungen 
zu  dienen. 

Derselbe  ist  zunächst  aus  den  bereits  erzielten  und  eventuell 
noch  weiter  zu  erzielenden  Ersparnissen  am  präliminirten  Anlagecapitale 
zu  dotiren.  Ausserdem  ist  zur  Dotirung  dieses  Fondes  eine  Quote  von 
10  Percent  des  nach  Bestreitung  der  Erfordernisse  gemäss  §  43,  Abs.  1 
bis  5  jeweilig  vorhandenen  Ueberschusses  zu  verwenden. 

Dieser  Fond  ist  so  lange  zu  vermehren,  bis  derselbe  10  Percent 
des  gesammten  Actiencapitales  erreicht. 

Sinkt  der  Reservefond  unter  diesen  Betrag,  so  hat  die  statuten- 
mäßige Ergänzung  wieder  zu  beginnen. 
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§  45. 

Die  Einlösung  der  amortisirten  gesellschaftlichen  Titres  (§  11) 
sowie  die  Zahlung  der  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden  erfolgt 
an  der  Gesellschaftscasse  und  bei  den  vom  Verwaltungsrath e  hiezu  be- 
stimmten Zahlstellen. 

Alle  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht  binnen 
drei  Jahren  nach  deren  Fälligkeit  behoben  sind,  verfallen  zu  Gunsten 
des  Reservefondes. 

VII.  Titel. 
Schlussbestimmun  gen. 
§  46. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  durch  einen  Beschlu6s 
der  Generalversammlung  hat  diese  selbst  die  Modalitäten  der  Liqui- 
dation in  Form  einer  Abänderung  oder  Ergänzung  der  Statuten  und 
Ernennung  von  Liquidatoren  zu  uormiren. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  und  sind  berechtigt,  mit  Genehmigung  der 
Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  auf  Andere  zu  Ubertragen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  das  Revisions- 
comite*  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  zur  Be- 
endigung derselben  mit  der  Modifikation  in  Wirksamkeit,  dass  die  General- 
versammlung durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  von  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  des 
Verwaltungsrathes.  Hinsichtlich  der  Vermögensvertheilung  gemessen  die 
Prioritätsactien  in  Betreff  des  eingezahlten  Capitales  das  Vorrecht  vor 
den  Stammactien;  die  nach  der  Deckung  der  Prioritäts  und  Stamm- 
actien  etwa  resultirenden  Ueberschüsse  jedoch  sind  gleichmässig  unter 
die  Besitzer  von  Prioritäts-  und  Stammactien  im  percentualen  Capitals- 
verhältnisse  zu  vertheilen. 

Im  Uebrigen  und  insoweit  die  Generalversammlung  keine  besonderen 
Beschlüsse  fasst,  gelten  die  Bestimmungen  des  H.  G.  B.  II.  Buch, 
III.  Titel,  4.  Abschnitt. 

§  47. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Recht  der  Aufsicht 
in  Gemaesheit  der  Gesetze  durch  einen  hiezu  bestellten  Commissär  au6. 

Derselbe  bat  das  Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes,  so- 
wie den  Generalversammlungen  beizuwohnen  und  gegen  Beschlüsse  und 
Verfügungen,  welche  den  Concessionsurkunden,  den  Statuten  oder  den 
allgemeinen  Gesetzen  zuwiderlaufen,  oder  den  öffentlichen  Interessen 
nachtheilig  sind,  oder  gegen  die  aus  der  Betbeiligung  des  Staatsschatzes 
an  der  Geldbeschaffung  für  die  Bukowinaer  Localbahnen  hervorgehenden 
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finanziellen  Interessen  des  Staates  zu  Verstössen  scheinen,  Einsprache  zu 
erheben  und  deren  Ausführung  zu  sistiren. 

Für  die  mit  der  Beaufsichtigung  verbundene  Mühewaltung  wird 
von  der  Gesellschaft  ein  von  der  Staatsverwaltung  zu  bestimmender 
jährlicher  Pauschalbetrag  an  den  Staatsschatz  entrichtet. 

§  48. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Z.  1T675. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  18.  Mai  1886, 
Z.  6729,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  30.  September  1889. 

Taaffe  m.  p. 
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M.  Kolomeaer  Localbahnen. 

1.  Concessionsurkunde  vom  15.  Dec einher  1885,  R.  G.  Bl. 

Nr.  11  vom  Jahre  1886, 

für  die  Locoiuotiveisenbaun  von  Kolouiea  nach  Sloboda  rungurska  (Ropa) 

mit  Abzweigungen. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnalen  Kaiser  von  Oester- 
reich, Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Stanislaus  Prus  Ritter  v.  Szczepanowski  die  Bitte  um 
Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn 
von  Kolomea  nach  Sloboda  rungurska  (Ropa)  mit  Abzweigungen  gestellt 
hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit 
des  Unternehmens,  dem  genannten  Bittsteller  die  Concession  auf  Grund 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl. 
Nr.  238,  sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56, 
vom  26.  December  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  und  vom  28.  Djcember 
1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  203,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  dem  Stanislaus  Prus  Ritter  v.  Szczepanowski  das 
Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  normalspurigen,  theil weise  als 
Strassenbahn  auszuführenden  Localbahn  von  der  Station  Kolomea  der 
priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahn  über  Peczenizyn  nach  Sloboda 
rungurska  (Ropa)  mit  einer  Abzweigung  von  der  Haltestelle  Nadwornaer 
Vorstadt  nach  Kniazdwör. 

Der  Concesflionär  ist  ferner  berechtigt,  jederzeit  eine  Abzweigung 
der  concessionirten  Hauptlinie  von  der  Pruthübersetzung  nach  Jablonöw 
herzustellen.  Er  ist  aber  auch  andererseits  zum  Baue  dieser  Abzweigungs- 
linie verpflichtet,  sobald  die  hiedurch  dem  Concessionär  neu  zuwachsende 
Capitalslast  ihre  Bedeckung  findet  in  dem  durch  Frachtverträge,  Beitrags 
leistungen  der  Interessenten  oder  auf  sonstige  Weise  gesicherten  Rein- 
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erträgniese  der  neu  hinzutretenden  Bahnstrecke  zuzüglich  des  factischen 
Reinerträgnisses  der  bereits  ausgeführten  Bahnstrecken,  insoweit  dasselbe 
deren  Capitalslast  tiberschreitet,  wobei  für  Actien  eine  Öpercentige  Divi- 
dende nebst  der  planmässigen  Amortisationsquote  einzurechnen  ist. 

Die  Theilstrecke  von  Kolomea  bis  Peczenizyn  mit  der  Abzweigung  von 
der  Nadwornaer  Vorstadt  nach  Kniazdwör  wurde  am  1.  October  1886,  die  End- 
strecke von  Peczenizyn  nach  Sloboda  tungurska  am  ].  December  1886  dem 
Betriebe  übergeben. 

Der  Betrieb  wurde  zufolge  des  Betriebsvertrages  vom  28.  April  1886  bis 
zum  30.  Juni  1889  darch  die  k.  k.  priv.  Lemborg-Czernowitz-Jassy  Eisenbabn- 
gesellscbaft  geführt;  mit  dem  1.  Juli  1889  wurde  die  Betriebsführung  von  der 
k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  übernommen.  Vgl. 
Kundmachung  vom  19.  Juni  I8b9  (k.  k.  priv.  Lemberg- Czernowitz-Jassy  Eisen- 
bahngesellschaft Doc.  5). 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  bildende  Eisenbahn  werden  nachfolgende  Begünstigungen 
gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicberstellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffuung,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des 
Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betriebejahres; 

b )  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  Actien  mit  Einschluss  der  Interimsscheine,  sowie  von 
der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungsgebühr; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen;  ferner 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebübren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet. 

§  3. 

Der  Concessionär  i6t  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  conces« 
sionirten  Hauptbahn  von  Kolomea  nach  Ropa  mit  der  Abzweigung 
nach  Kniazdwor  sofort  zu  beginnen  und  längstens  binnen  einem  Jahre, 
vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und  während  der  ganzen  Conces- 
sionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 
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Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  der  Con- 
cessionär durch  Erlag  einer  Caution  von  fünfundzwanzigtausend 
(25.000)  Gulden  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Werth- 
effecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

Für  die  im  §  1  angeführte  Abzweigung  nach  Jablonow  wird, 
sobald  die  Herstellung  derselben  sichergestellt  ist,  der  Baubeginn  und 
Vollendungstermin  vom  Handelsministerium  nach  Anhörung  des  Con- 
cessionärs  festgetzt. 

§  *. 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Bahn 
das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  einschlägigen 
gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung,  als 
im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces 
sionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs  - 
Ordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  dann 
nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu 
benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs 
Ordnung  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Maximal- 
fahrgeschwindigkeit nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für 
zulässig  erkannt  wird  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6- 

Bezüglich  der  concessionirten  Localbahn  liegt  dem  Concessionär 
die  Verpflichtung  ob,  im  Mobilisirungs-  oder  Kriegefalle  den  Bahn- 
verkehr ohne  Anspruch  auf  Entschädigung  insoweit  und  für  solange 
einzustellen,  als  dies  zum  Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder 
sonstigen  militärischen  Operationen  auf  den  von  dieser  Bahn  benützten 
Strassen  nach  dem  Ermessen  der  Militärbehörde  nothwendig  erscheinen 
sollte. 

26* 
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§  7. 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  festzu- 
setzenden Bedingungen  entweder  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden  oder 
die  aus  dieser  Concession  erwachsenden  Rechte  und  Pflichten  an  eine 
schon  bestehende  Actiengesellschaft  zu  übertragen. 

Die  zu  bildende  Actiengesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten des  Concessionärs. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Dagegen  wird  dem  Concessionär  das  Recht  eingeräumt,  Prioritäts- 
actien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  gemessen,  bis  zum  Betrage  von  höchstens 
zwei  Dritteln  des  gesammten  Nominalanlagecapitales  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche  den  Prioritätsactien  gebührt,  bevor  für 
die  Stammactien  der  Anspruch  auf  Dividendenbezug  eintritt,  darf  nicht 
höher  als  mit  fünf  Percent  bemessen  werden  und  hat  hiebei  eine  Nach- 
zahlung aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden. 

Die  Ziffer  des  Anlagecapitales  unterliegt  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilguogsplaoe 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Stamm-  und  Pioritätsactien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staatsver- 
waltung. 

§  8. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen,  und 
zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Begünsti- 
gungen reisender  Militärs  bei  der  priv.  Lemberg-CzernowitzJassy 
Eisenbahn  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Militär wachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitswache Anwendung. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften    abgeschlossenen    Uebereinkommen    über  die 


Digitized  by  Google 


Kolomeaer  Looalbahnen. 


405 


Anschaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrtistungsgegenständen  für 
Militärtran sporte,  ferner  den  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Vorschriften 
für  das  Ebenbahnwesen  im  Kriege,  sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in 
Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsübereinkommen  bezüglich  des  Transportes 
der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung 
gelangenden  Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Babngesellscbaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Auehilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  dem  Concessionär  nur  insoweit, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber 
dem  Handeleministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  9. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  6,  des  Eisenbahn» 
concessionsgesetzes  auegesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  festge- 
setzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im 
Sinne  des  §  11,  lit.  b,  des  Eisenbahnconcessionsge setzes  gerechtfertigt 
werden  könnte. 

§  io. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  gegen 
eine  an  den  Concessionär  zu  leistende  Barentschädigung  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung 
vor aup gegangenen  Bieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinertragnisse  der 
ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  5percentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nominalanlagecapitales  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig  ist, 
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60  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungs- 
preises zu  Grunde  zu  legende  Reiner trägniss  festgesetzt. 

Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  die  Einlösung  der  Bahn 
Tor  Ablauf  des  siebenten  Betriebsjahres  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  in  einer  dem  obigen  Durch- 
schnitts-, beziehungsweise  Minimalerträgnisse  gleichkommenden  Rente 
zu  bestehen,  welche  dem  Concessionär  während  der  übrigen  Concession  s- 
dauer  in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  31.  December  jedes  Jahres 
nachhinein  fälligen  Raten  zu  erfolgen  ist. 

Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  Rentenzahlungen  den  zu  5  Percent  per  Jahr, 
Zins  auf  Zins  gerechnet,  discontirten  Capitalawerth  derselben  zu  be- 
zahlen. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jedem  Course 
zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  nnmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcoursen  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Auszahlung  des  Einlösungspreises  ohne 
weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigentbum  und  in  den  Genuss  der 
gegenwärtig  concessionirten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der 
Material vorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung, ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise  bereits 
verwendet  sind. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehöres,  einschliesslich  des  Fahrparkes 
und  der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind  (§  10). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  10)  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
and  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  derselbe  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 
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§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Biziehung  hintangehalten  und  rückaichtlich 
beseitigt  werden. 

Im  Hinblicke  auf  das  der  Staatsverwaltung  nach  §  10  zustehende 
Einlösungsrecht  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  die  Biu-  und  Lieferungs- 
verträge vor  ihrem  Abschlüsse  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung 
vorzulegen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen  uni  insbesondere 
die  projecta-  und  vertrag*mäasige  Bauausführung  durch  auf  Kosten  des 
Concesaionärs  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jida  ihr  geeignet  er- 
scheinende Weise  zu  überwachen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Cjmmissär  hat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesell- 
schaftsvor8tand  fuagirenden  Vertretung,  sowie  den  General  Versammlungen, 
so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  dea 
Gesetzen  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufeidea,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachuag  der  Bahnuntemehaiuug 
hat  der  Concessionär  bis  auf  Weiteres  eine  besonders  Vergütung  an 
den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Ebenso  wird  der  Concessionär  von  den  zufolge  des  §  89  der 
Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1 
ex  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines 
etwa  aus  der  polizeilichen  und  gefällsamtlichen  Ueberwachung  er- 
wachsenden Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Her* 
Stellung  und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  13. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn  un- 
geachtet vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concassionsurkunde,  in  den  Cjncessions- 
bedingnissen,  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechen ien  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  dem  Concessionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  de3  erweislichen  Schadens  vor  Uosaren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
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den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concesfcion  und  alle  darin  eiitbaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfaltig  zu  wachen. 

Zu  Uikucd  defsen  erlassen  "Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegtl  in  Unserer  Reichsbaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  fünfzehnten  Tage  des  Monates  December  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausendacbthundertacbtzigundfünf,  Unserer  Reiche  im  Achtund- 
dreifsigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaalTe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbabn  von  Kolonien  na  eh  Sloboda  rungurska  (Ropa)  mit  Ab- 
zweigungen (C.  Bl.  Nr.  17  ex  1886). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Loeomotiveisenbahn  von  Kolomea  nach  Sloboda  rungurska 
(Ropa)  mit  der  Abzweigung  nach  KniazdwcSr  und  eventuell  auch  nach  Jablonöw 
ist  mit  einer  Spurweite  von  1*486  Meter  als  Localbabn  (Dampftramway)  vorläufig  mit 
blossem  Tagverkehre  für  eine  Maiimalfahrgeschwindigkeit  von  innerhalb  der  Ort- 
schaften 10  Kilometer,  bei  Benützung  ausserhalb  der  Ortschaften  gelegenen  Strassen 
lür  die  Bahnfilhrung  18  Kihmeter  und  in  Strecken  mit  eigenem  Bahnkörper  von 
26  Kilometer  pro  Stunde  anzulegen  und  auszurüsten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
nachstehenden  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn,  sowie 
die  Bau-  und  Lieferungsverträge  sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzu- 
legen und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen 
der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  von  Kolomea  nach  Sloboda  rungurska  (Ropa\  zu  erbauende  circa» 
26  5  Kilometer  lange,  normalspurige  Dampfstrassenbahn  beginnt  am  Bahnhofe 
Kolomea  der  k.  k.  priv.  Lemberg- Czernowitz-Jassy  Eisenbahn,  führt  durch  die 
gleichnamige  Stadt  und  unter  Benützung  der  Reichsstrasse  bis  zum  Prutbflusse, 
welcher  mittelst  einer  neben  der  bestehenden  Strassenbrücke  auszuführenden 
Holzbrücke  übersetzt  wird. 

Von  hier  aus  wird  die  Bahn  bis  circa  Kilometer  10  der  Linie  auf  der 
Beziiksstiasse  nach  Peczenizyn  und  im  weiteren  Verlaufe  auf  eigenem  Unterbau 
bis  Rrpa  geführt. 

Der  circa  7*1  Kilometer  large  Flügel  nach  Kniazdwor  zweigt  von  der 
Haltestelle  Nadwornaer  Vorstadt  ab,  lül.rt  thalaufwSrts  längs  dem  Pruthflusse  mit 
Benützung  der  Marmnros-Szigethtr  Reit hsstrasso  nach  Diatkowce  und  Szeparowce 
und  endet  nächst  dem  Orte  Kniazdwür. 


Digitized  by  Google 


Kolomeaer  Localbahnen. 


409 


Die  eventuell  herzustellende  15*2  Kilometer  lange  Zweiglinie  nach  Jablonöw 
zweigt  von  der  Hauptlinie  nächst  der  Prath  Übersetzung  ab  und  führt  auf  der 
Reichsstrasse  Über  Myszyn  und  Stopczatow  bis  Jablonöw. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntraee  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch 
dieselben  die  vorerwähnte  Ilauptrichtung  der  Bahn  nicht  geändert  wird. 

3.  An8chluss  an  die  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz- Jassy  Eisenbahn 
und  Einmündung  von  Industrieschleppbahnen. 

Der  Conoessionär  verpBichtet  sich,  wegen  des  Anschlusses  und  der  even- 
tuellen Mitbenützung  der  Station  Kolomea  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz- 
Jassy  Eisenbahn,  sowie  wegeu  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangs- 
verkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  genannten  Gesellschaft  anzustreben  und  das 
bezügliche  Uebereinkommen  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Der  Concessionär  hat  hiebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Personen- 
verkehres für  die  thunlichste  Erleichterung  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf 
die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  etwaigen 
gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes  unterwirft  sich  der  Concessionär  dem  Aus- 
spruche des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschluss- 
bahn  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung 
der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungs- 
bahnen, welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrie- 
unternehmungen zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollen,  auf  die  den  Bahnbetrieb  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der 
erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  8teigung  der  in  der  Maximalneigung  liegenden  Theile 
der  currenten  Strecke  werden  30  per  mille  —  1 :  33  3  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Steigung  der  Bahn  in  den  Stationen  nicht  mehr  als  2*5  pro  mille  = 
1 :  400  betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  und  Ausweichstellen  derart 
festgesetzt  werden,  dass  zwischen  den  passirenden  Fahrzeugen  mindestens  1*0  Meter 
Zwischenraum  bleibt. 

Die  Minimal-Curvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  in  der  Regel 
nicht  unter  125  Meter  betragen.  Ausnahmsweise  kann  dort,  wo  dies  besondere 
Verhältnisfe  geboten  erscheinen  lassen,  ein  Minimalradius  von  100  Meter  zur 
Anwendung  gelangen,  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Minimalradius 
nicht  mit  der  Maximalsteigung  zusammenfällt. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Steigungsverhältnisse  der  auf  eigenem 
Bahnkörper  liegenden  Strecken  sind  die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der 
österreichischen  Eisenbahnen  namens  des  k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten, 
im  „Centraiblatte  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt''  (Jahrgang  1882.  Nr.  10) 
angeführten  „Vorschriften  für  die  Bestimmung  der  Bahnnivellete  in  Maximal- 
steigungen und  für  die  Anordnung  der  Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und 
Bögen"  stricte  durchzuführen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  0  Meter  sowohl  bei  Dämmen, 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 
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Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  nnd  Durchlässe,  welche  im  Zige  der  auf  eigenem  Unterbau 
fährenden  Bahnanlage  vorkommen,  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  das  Brüokenplanum  eine  benutzbare  Minimalbreite  von  4*3  Meter  erhalten. 

Sämmtliche  Objecto,  welohe  innerhalb  einer  Distanz  von  0*7  Kilometer  von 
der  Spitze  des  äussersten  Wechsels  einer  durch  Distanzsignale  gedeckten  Station 
oder  Abzweigungsstelle  vorkommen,  sind  mit  Geländern  zu  versehen. 

Desgleichen  solche  Objecto,  welche  innerhalb  einer  Entfernung  von 
0  4  Kilometer  vor  dem  obbezeichneten  Endpunkte  einer  Station  oder  Abzweigungs- 
stelle gelegen  sind,  vor  welchen  Distanzsignale  nicht  bestehen,  ferner  alle  Objecte, 
welche  in  einer  Distanz  von  0*1  Kilometer  von  der  Mitte  solcher  Haltestellen 
vorkommen,  in  welchen  keine  Zugskreuzungen  stattfinden  können. 

Objecte  bis  zu  3  0  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichender  Höhe  des 
Bahnkörpers  einzuwölben. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  dürfen  Trag- 
construotionen  von  Holz  angewendet  werden,  die  bei  grösseren  Spannweiten  durch 
Joche  unterstützt  werden  können. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brückenconstruc- 
tionen  ist  die  durch  die  factiseh  verkehrenden  Fahrbetriebsmittel  erzengte  zu- 
fällige Belastung  und  im  Falle  dieselben  aus  weichem  Holze  hergestellt  werden, 
eine  MaximaMnanspruchnahme  von  80  Kilogramm  pro  Quadratcentimeter  zu  Grunde 
zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Hochwasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

Rücksichtlich  der  Benützung  der  Bezirks-  und  Reichsstrassen  zur  Bahnanlage 
sind  die  bezüglichen  Detailpläne  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

5.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  Systeme  des  schwebenden  Stosses  und  derart  auszuführen, 
dass  die  Benützung  der  Gesammtbreite  der  zur  Bahnanlage  benützten  Strassen  in 
keiner  Weise  beeinträchtigt  werde. 

Die  Verwendung  von  altbrauchbaren  Eisenschienen  ist  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  das  Material e  keine  grössere  Inanspruchnahme  als  750  Kilogramm 
per  Quadratcentimeter  erleidet,  gestattet. 

Die  Schwellen  sind  aus  Eichenholz  herzustellen  und  müssen  mindestens 
folgende  Dimensionen  haben:  Länge  2*3  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter, 
untere  Breite  20  Centimeter,  Höhe  14  Centimeter 

In  Bögen  von  inclusive  und  unter  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Hakennägel  und  Unter- 
lagsplatten nach  den  mit  vorangeführtem  Handelsministcrial- Erlasse  genehmigten 
Oberbaunormalien  entsprechend  zu  verstärken. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Sehienenunterkante  eine  Kronen- 
breite von  3  0  Meter  und  eine  Tiefe  von  25  Ceniimeter  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleisc  der  Stationen  soll  mindestens  4  Percent  der 
Bahnlänge  betragen. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  die  Gebäude  für  den  Personendienst  den  looalen  Ver- 
hältnissen entsprechend  entweder  in  definitiver  Weise,  oder  auch  aus  Holz  auf 
einer  Untermauerung  erbaut  werden. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  versehen 
zu  sein. 

Im  Falle  der  Verwendung  von  neuen  Schienen  ist  der  Oberbau  nach  den 
mit  dem  Handelsmisterial-Erlasse  vom  30.  Mai  1882,  Z.  14581,  genehmigten  Typen 
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aus  Flussstahlschienen  herzustellen  und  soll  deren  Minimalgewicht  per  laufendes 
Meter  23  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximal-Schwellendistanz  von  0*9  Meter 
von  Mitte  zo  Mitte  betragen. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Fachwerk  und  Riegelmauern  oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermauerung 
errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Ladestellen  hat  höchstens 
zu  betragen:  für  die  Linie  Kolomea-Peczenizyn  (Kopa)  2*1  Kilometer;  für  die 
Abzweigung  nach  Kniazdwör  2-3  Kilometer;  für  die  Abzweigung  nach  Jablonöw 
3*8  Kilometer. 

Die  Anlage  von  Warterhäusern  in  der  currenten  Strecke  kann  im  All- 
gemeinen unterbleiben. 

Stations-  und  Kahneinfriedungen,  Wegschrankeu  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nioht  herzustellen. 

7.  Betriebseinriohtungen. 

Die  Anlage  einer  Telegraphenleitung  auf  der  Bahn  hat  stattzufinden. 

Die  Aufstellung  von  Glockensignalen  kann  jedoch,  insoweit  nicht  besondere 
Fälle  dies  nothwendig  machen  würden,  unterbleiben;  für  den  Betrieb  sind  indes 
ausser  den  sonstigen  akustischen  auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen 
optischen  Signale  zu  verwenden. 

Bei  Abzweigungen  aus  bestehenden,  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden 
Stationen  sind  Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  für  die  Hauptlinie  nebst  der  Abzweigung  nach 
Kniazdwör  mindestens  anzuschaffen:  4  Tenderlocomotiven,  4  Personenwagen,  von 
denen  2  mit  je  einem  Coupe  für  Postzwecke  zu  versehen  sind.  Lastwagen  sind 
insolange,  als  der  nothwendige  Wagenpark  von  der  Lemberg-Czernowitz-Jassy 
Eisenbahn  für  den  Frachtenverkehr  beigestellt  wird,  nicht  anzuschaffen. 

Für  sämmtliche  Strecken  sind,  soferne  dies  zur  Sicherung  für  die  Anrainer 
nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  nothwendig  befunden  wird, 
ausschliesslich  solche  Locomotivmaschinen  in  Benützung  zu  nehmen,  bei  deren 
Verwendung  eine  Feuersgefahr  für  die  im  Feuerrayon  gelegenen  Objecte  unbe- 
dingt ausgeschlossen  ist. 

Das  Handelsministerium  behält  sich  übrigens  vor,  nach  Massgabe  der 
mit  den  verwendeten  Maschinen  zu  machenden  Erfahrungen,  im  Bedarfsfälle 
Maschinen  anderer  Art  vorzuschreiben. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

JFahrbetriebsraittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Aus- 
rüstungsgegenstände sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 


II.  Betrieb. 

1.  Betriebsführung  durch  die  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy 

Eisenbahngesellschaft. 

Der  Betrieb  der  Eisenbahn  Kolomea-Sloboda  rungurska  (Ropa)  nebst  Ab- 
zweigung wird  zufolge  eines  zwischen  dem  Concessionär  und  der  k.  k.  priv. 
Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisen  bahngesellschaft  zu  vereinbarenden,  der  Genehmigung 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  unterliegenden  Betriebsvertrages  auf  die  Dauer  der 
ersten  zwanzig  Jahre  durch  die  Verwaltung  der  genannten  Anschlussbahn  geführt. 
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2.  Eventuelle  Personenbeförderung  auf  der  Zweiglinie  nach 

Kniazdwör. 

Der  Concessionär  ist  hinsichtlich  der  Zweiglinie  nach  Kniazdwör  von  der 
Verpflichtung  zur  Einführung  eines  regelmässigen  Personenverkehres  vorläufig 
enthoben.  Doch  soll  es  ihm  gestattet  sein,  die  Besitzer,  Inhaber  oder  Verwalter, 
sowie  Beamte,  Diener  und  Arbeiter  der  an  dieser  Zweiglinie  befindlichen  land- 
wirtschaftlichen und  industriellen  Unternehmungen,  nach  mit  den  letzteren  zu 
vereinbarenden  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  welchem  Falle  aber  unter  den  gleichen 
Bedingungen  auch  andere  Personen  auf  dieser  Bahn  zu  befördern  sind. 

Die  Beförderung  hat  unter  Beobachtung  der  für  den  Personenverkehr 
geltenden  Vorschriften,  insoweit  dieselben  auf  die  gewählte  Beförderungsart  An- 
wendung finden,  sowie  der  seitens  des  Handelsministeriums  etwa  anzuordnenden 
besonderen  Sicherheitsvorkehrungen  stattzufinden. 

Sollte  in  der  Folge  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  das 
Bedürfnis  nach  Einführung  einer  regelmässigen  Personenbeförderung  infolge  de» 
gesteigerten  Verkehres  sich  geltend  maoben,  so  ist  der  Concessionär  verpflichtet, 
eine  solche  regelmässige  Personenbeförderung  über  Aufforderung  des  Handels- 
ministeriums auch  auf  der  genannten  Abzweigungslinie  einzuführen. 

3.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunternehmens 
Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  7  Percent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann  das 
Handelsministerium  eine  verhältnissmassige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in  Kraft 
gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Insolange  nicht  ein  weiterer  Bahnanschluss  an  die  concessionirte  Looalbahn 
erfolgt,  ist  der  Concessionär  nicht  verpflichtet,  für  den  Personenverkehr  Wagen 
I.  Classe  zu  lübren. 

4.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

5.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postverwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des 
Artikels  II  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  66,  folgende  Be- 
stimmungen zur  Anwendung: 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Fostbediensteten  mit 
allen  fahrplanmässigen  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt,  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  BelÖrderung  der  Briefpost,  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen, hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschiilten  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 


Digitized  by  Google 


Kolomeaer  Localbahnen. 


413 


Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  dem  Concessionär  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Di*  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Pustverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbabnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen,  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

6.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Der  Concessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb 
und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten,  ent- 
weder nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  herzu- 
stellen, einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Tolegraphenleitungen  gegen  eine 
zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenzen 
verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Telegraphenleitungen  auf 
dem  von  dem  Concessionär  eingelösten,  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten 
Grund  und  Roden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im 
Falle  der  Anlegung  einer  selbständigen  ßahnbetrieb*leitung  die  Drähte  der  Staats- 
telegraphen  an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  der  Concessionär  durch  das 
Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegrapheuanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Stationen  unentgeltlich 
zu  lagern  und  zu  verwahren. 

Der  Concessionär  unterwirft  sich  schliesslich  der  in  Aussicht  genommenen, 
im  Verordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen  der  Staats- 
telegraphenanstalt zu  den  Localbahnunternehmungen. 

7.  Unentgeltliche   Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder  zur 
Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge  dieser  Concession  oder  aus  Gefälls- 
rücksichten die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtliehen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck e  unentgeltlich  befördert  werden. 

8.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  zur  halben  Persunenzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporto,  welche  nach  Thunlichkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte 
Tage  und  Züge  zu  vereinbaren. 

9.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  er- 
mässigten  Tarifsätze  Anwendung  zu  finden. 

Wien,  am  13.  Jänner  1886. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 
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3.  Statuten 

der  Kolouieaer  Localbahnen. 

I.  Titel. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

§  i. 

Auf  Grund  des  §  7  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
15.  December  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  11  ex  1886,  durch  welche  dem  Herrn 
Stanislaus  Prus  Kitt  er  v.  Szczepanowski  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  normalspurigen,  theilweise  als  Strassenbahn  auszuführen- 
den Localbahn  von  der  Station  Kolomea  der  k.  k.  priv.  Lemberg- 
Czernowitz-Jassy  Eisenbabngesellschaft  über  Peczenizyn  nach  Sloboda 
rungurska  (Ropa)  mit  einer  Abzweigung  von  der  Haltestelle  Nadwornaer 
Vorstadt  nach  Kniazdwor  nebst  einer  eventuellen  weiteren  Abzweigung 
von  der  Pruthübersetzuog  nach  Jablonöw  ertheilt  wurde,  wird  eine 
Actiengesellschaft  gebildet,  welche  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
des  Concessionärs  eintritt. 

§  2. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  im  §  1  erwähnten  Localbahn  Kolomea- 
Sloboda  rungurska  (Ropa)  mit  Abzweigungen  von  der  Haltestelle 
Nadwornaer  Vorstadt  nach  Kniazdwor  und  eventuell  von  der 
Pruthübersetzung  nach  Jablonöw; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  anderer  normal-  oder  schmalspuriger  Eisen- 
bahnen, Strassenbahnen  oder  Dampftram ways,  deren  Concession 
von  der  Gesellschaft  später  erworben  werden  sollte,  sowie  von 
Schleppbahnen  zu  einzelnen  industriellen  Etablissements,  deren 
Errichtuog  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  bewilligt  wird  ; 

c)  unter  der  Voraussetzung  der  Erwirkung  der  staatlichen  Genehmigung 
die  Erwerbung  anderer  Eisenbahnen  zum  Zwecke  des  Ausbaues 
oder  des  Betriebes,  sowie  die  Uebernahme  des  Betriebes  anderer 
bestehender  Eisenbahnen ; 

d)  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  solcher  Unternehmungen,  zu  denen 
die  Gesellschaft  durch  specielle  Concessionen  oder  besondere  Be- 
willigung der  k.  k.  Staatsverwaltung  ermächtigt  wird,  wie  ins- 
besondere Holz-  und  Kohleohandel,  Vertrieb  von  Naphtaproducten, 
Errichtung  von  Lagerhäusern  für  Petroleum  und  Salzverschleiss, 
insoweit  die  vorgedachten  Unternehmungen  mit  den  der  Gesell- 
schaft concessionirten  Eisenbahnunternehmungen  in  unmittelbarer 
Verbindung  stehen. 
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§  3. 

Die  Actiengesellschaft  bat  ibrea  Sit  z  in  Wien.  Dieselbe  ist  be- 
rechtigt, über  besondere  Ermächtigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
Filialen  und  Agenturen  im  In-  und  Auslande  zu  errichten. 

§  4. 

Die  Gesellschaftsfirma  lautet:  „Kolomeaer  Localbahnen*'.  Sie  wird 
nach  Vorschrift  des  Handelsgesetzbuches  im  Handelsregister  des  k.  k. 
Handelsgerichtes  zu  Wien  eingetragen. 

Dieselbe  wird  vorgedruckt  oder  von  wem  immer  geschrieben  und 
entweder  collectiv  von  zwei  Verwaltungsräthen  oder  von  einem  Ver- 
waltungsrathe  und  einem  mit  der  Procura  betrauten  Gesellschaftsbeamten 
(von  Letzterem  mit  einem  die  Procura  andeutenden  Zusätze)  unter- 
zeichnet. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt  (§  40),  sobald  das  gesammte  im 
§  8  festgesetzte  Actiencapital  voll  eingezahlt,  sowie  auch  die  Eintragung 
der  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  erwirkt  ist. 

Der  baren  Einzahlung  des  Actiencapitales  sind  die  im  Falle  der 
Cebernahme  der  Actien  an  Zahlungsstatt  von  Seite  der  Bauunter- 
nehmung der  Localbahn  Kolomea-Sloboda  rungurska  (Ropa)  mit  der 
Abzweigung  von  der  Nadwornaer  Vorstadt  nach  Kniazdwor  zu  bewirken- 
den Leistungen  dieser  Bauunternehmung  zum  Zwecke  des  Baues  und 
der  Ausrüstung  der  Bahn  gleichzuhalten. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablaufe  der  Concessionsdauer  für 
die  im  §  1  erwähnten  Localbahnen,  soferne  nicht  nach  den  Bestim- 
mungen des  Handelsgesetzbuches  oder  infolge  früheren  Erlöschens  der 
Concession  oder  Einlösung  der  der  Gesellschaft  gehörigen  Bahnlinien 
durch  den  Staat  oder  endlich  über  einen  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
genehmigten  Beschluss  einer  Generalversammlung  eine  frühere  Auf- 
lösung erfolgen  ßollte. 

§  6- 

Die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  Statuten  massigen  Kund- 
machungen werden  rechtswirksam  durch  einmalige  Einschaltung  in  die 
amtliche  „Wiener  Zeitung"  veröffentlicht. 

II.  Titel. 
G  eselisch  aftscapital. 

§  7. 

Das  Gesellschaftscapital  wird  gebildet: 

a)  aus  Prior itätsactien; 

b)  aus  Stammaktien. 
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Die  Summe  der  jeweilig  ausgegebenen  Prioritätsactien  darf  zwei 
Drittel  des  gesammten  Gesellschaftscapitales  nicht  übersteigen. 

»8. 

Das  Actiencapital  besteht  vorläufig  aus  640.000  fl.  österr.  Währ, 
in  3200  Stück  Prioritäts-  und  320.000  fl  österr.  Währ,  in  1600  Stamm- 
actien,  zusammen  aus  960.000  fl.  österr.  Währ,  in  4800  Stück  vollein- 
gezahlten, auf  den  Ueberbringer  lautenden  Actien  k  200  fl.  österr.  Währ, 
per  Stück. 

Sowohl  die  Prioritäts-  als  auch  die  Stammactien  sind  mit  fort- 
laufenden Nummern  nach  den  beiliegenden  Formularien  1  und  4  aus- 
zufertigen uud  mit  Coupons  und  Talons  nach  den  Formularien  2  und 
3,  beziehungsweise  5  und  6  zu  versehen. 

Die  Actien  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für 
jede  Actio  nur  Ein  Eigenthüiner  anerkannt. 

§  9- 

Im  Falle  der  Herstellung  der  Abzweigung:  Pruthtibersetzung- 
Jablonöw  oder  der  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmungen 
im  Sinne  der  Bestimmungen  des  §  2,  lit.  6,  c  und  d,  kann  jederzeit 
—  im  Falle  von  in  Zukunft  nothwendig  werdenden  Vervollständigungs- 
bauten und  Investitionen  für  die  Eisenbahnunternehmung  jedoch  erst 
nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjabres  (§  43)  —  das  Actiencapital 
entsprechend  vermehrt  werden. 

Hiezu  ist  stets  die  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  er- 
forderlich. 

§  10. 

Sowohl  die  Prioritäts-,  als  auch  die  Stammactien  werden  nach 
Massgabe  eines  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Tilgungs- 
planes innerhalb  der  Concessionsdauer  amortisirt  (§  44,  Z.  3). 

Die  Tilgung  der  Prioritätsactien  hat  jener  der  Stammactien  vor- 
auszugehen. 

§  IL 

Es  steht  übrigens  der  Gesellschaft  frei,  über  Beschluss  der  General - 
versaminluug  aus  dem  Gewinnüberschusse,  welcher  nach  Aufbringung 
der  tilgungsplanmä6sigen  Amortisationsquote,  sowie  einer  5percentigen 
Dividende  für  die  Prioritäts-  und  Stammactien  und  nach  erfolgter 
Dotirung  des  Reßervefondes  (§§  44,  4  und  7)  jeweilig  erübrigen  sollte, 
noch  weitere  Amortisirungeu  des  Gesellschaf tecapitales  über  die  im 
Tilguugsplane  vorgesehene  Amortisationsquote  hinaus  einzuleiten  (§  44). 

Dieses  Recht  kann  jedoch,  nachdem  die  Regierung  zufolge  §  1 
der  allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  15.  December  1885,  R.  G.  Bl. 
Nr.  11  ex  1886,  berechtigt  ist,  unter  gewissen  mit  dem  Reinerträg- 
nisse in  Zusammenhang  stehenden  Voraussetzungen  die  Herstellung  der 
Abzweigung  von  der  Pruthübersetzung  nach  Jablonow  zu  fordern,  erst 
ausgeübt  werden,  sobald  diese  Abzweigung  ausgebaut  sein  wird. 
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§  12. 

An  Stelle  der  getilgten  Stamm-  uud  Prioritätsactien  werden 
Genussscheine  ausgegeben,  welche  im  Sinne  der  §§  44,  Z.  9  und  47 
an  der  Superdividende  participiren. 

III.  Titel. 
Verwaltungsratb. 
§  13. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  de9  Verwaltungsrathes  wird  auf  sieben 
festgesetzt. 

Die  Majorität  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  muss  die  Staats- 
bürgerschaft in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch-uogarischen 
Monarchie  besitzen. 

§  14. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  durch  die  General- 
versammlung auf  drei  Jabre  gewählt  (§  15). 

Jedes  Jabr  tritt  der  dritte  Theil  der  gewählten  Mitglieder  nach 
der  Reihenfolge  ihrer  Functionsdauer  aus. 

So  laDge,  bis  sich  die  Reihe  des  Austrittes  nach  der  Functions- 
dauer  gebildet  hat,  werden  die  Austretenden   durch  das  Los  bestimmt. 

Ist  die  Anzahl  der  gewählten  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
nicht  durch  drei  ohne  Rest  theilbar,  so  wird  die  Zahl  der  auszulosen- 
den Mitglieder  ohne  Rücksicht  auf  diesen  Rest  bestimmt. 

Dagegen  haben  am  Ende  des  dritten  Jahres  alle  früher  nicht 
ausgelosten  Mitglieder  auszutreten. 

Die  zum  Austritt  Bestimmten  können  wieder  gewählt  werdeD. 

§  15. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  für  die  ersten  drei  Geschäfts- 
jahre (§  43)  der  Gesellschaft  werden  von  der  constituirenden  General- 
versammlung gewählt  (§  40). 

Nach  Ablauf  der  ersten  drei  Geschäftsjahre  der  Gesellschaft  tritt 
die  statutenmäsßige  Ordnung  des  Austrittes  der  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes in  Wirksamkeit  (§  14). 

§  16. 

Die  gewählten  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind  berechtigt, 
im  Falle  des  Ablebens  oder  Austrittes  eines  Mitgliedes  dessen  Stelle 
für  die  noch  übrige  Functionsdauer  durch  Cooptation  provisorisch  zu 
besetzen. 

Die  definitive  Wahl  erfolgt  in  der  ersten  darauf  einberufenen 
ordentlichen  Generalversammlung. 

Die  Reehtsurkundeu  der  Sttenr.  El«enb»hne».  ir.  27 
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Das  durch  Cooptation,  respective  Neuwahl  gewählte  Mitglied 
tritt  rücksichtlich  seiner  Functionsdauer  an  die  Stelle  des  ausgeschiedenen 
Mitgliedes. 

§  17. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  fttr  die  Dauer 
seiner  Function  25  Actien  der  Gesellschaft  sammt  den  dazu  gehörigen, 
nicht  fälligen  Coupons  bei  der  Gesellschaft  als  Caution  zu  hinterlegen, 
welche  während  seiner  Function  und  nach  deren  Aufhören  bis  zur 
Genehmigung  der  auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnungen  vom  Erleger 
weder  veräussert,  noch  verpfändet  werden  dürfen. 

Erst  nach  erfolgtem  Erläge  dieser  Actien  kann  das  Mitglied  seine 
Function  antreten. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  14  Tagen  nach  er- 
folgter Berufung  gilt  als  Ablehnung  derselben. 

§  18. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  £  einer  Mitte  jährlich  einen  Prä- 
sidenten und  einen  Vicepräsidenten,  sowie  unbeschadet  der  Bestim- 
mungen des  Art.  231,  H.  G.  B.,  ein  aus  drei  Mitgliedern  bestehendes 
Executivcomitc".  Der  Wirkungskreis  sowie  die  Vertretung  der  Mitglieder 
des  letzteren  in  Verhinderungsfällen  wird  durch  ein  besonderes  vom 
Verwaltungsrathe  zu  erlassendes  Reglement  bestimmt. 

§  19. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  am  Sitze  der  Gesellschaft 
(§  3)  Über  Einladung  des  Präsidenten  oder  Vicepräsidenten,  oder  auch 
auf  Verlangen  von  drei  Mitgliedern,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern, 
mindestens  aber  Einmal  im  Monat. 

Die  Einladung  erfolgt  in  der  Regel  schriftlich  unter  Bekanntgabe 
der  wichtigeren  Verhandlungsgegenstände. 

§  20. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnungs- 
mässig  erfolgte  Einladung  aller  Mitglieder  und,  abgesehen  von  dem 
Vorsitzenden,  die  Anwesenheit  von  zwei  Mitgliedern  erforderlich. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  können  sich  in  ihrer  Ab- 
wesenheit durch  ein  anderes  Mitglied  vertreten  lassen  oder  ihr  Votum 
schriftlich  abgeben,  welches  sodann  dem  Protokolle  beizuheften  ist. 
Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  kann  jedoch  nur  Eine  Vertretungs- 
vollmacht übernehmen. 

§  21. 

Der  Verwaltungsrath  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  Geschäfte 
der  Gesellschaft  betraut.  Er  vertritt  die  Gesellschaft  als  Vorstand  im 
Sinne  der  Bestimmungen  der  Art,  227  bis  241,  H.  G.  B  ,  und  ist  auch 
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mit  allen  jenen  Befugnissen  betraut,  zu  welchen  eine  besondere  Voll- 
macht gefordert  wird. 

Dem  Verwaltungsrathe  steht  die  Ernennung  der  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft  und  die  Ertheiluog  der  Procura  an  Beamte 
der  Gesellschaft  zu. 

Er  entscheidet  überhaupt  in  allen  Fragen,  welche  nicht  ausdrück- 
lich der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Der  Verwaltungsrath  kann  unbeschadet  der  Bestimmungen  der 
Art.  231  und  234,  H.  G.  B.  durch  eine  Specialvollmacht  die  Aua- 
übung seiner  Befugnisse  an  ein  oder  mehrere  Mitglieder  aus  seiner 
Mitte  oder  an  Beamte  der  Gesellschaft  übertragen. 

§  22. 

Der  Verwaltungsrath  beschliesst  seioc  Geschäftsordnung  unbe- 
schadet der  Bestimmungen  der  Art.  231  und  234,  H.  G.  B.;  ebenso 
bestimmt  er  die  Reglements  und  Instructionen  für  die  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft. 

Ihm  steht  die  Bestrafung  von  Dienstvergehen,  wie  auch  die 
etwaige  Suspension  und  Entlassung  der  Biamten  uud  Diener  der  Gesell- 
schaft zu. 

§  23. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  der  gegen- 
wärtigen und  durch  Vollmacht  vertretenen  (§  20)  Mitglieder  gefaxt. 
Der  Vorsitzende  gibt  seine  Stimme  wie  jedes  andere  Mitglied  ab.  Bei 
gleichgetheilten  Srimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben, 
welcher  sich  der  Vorsitzende  angeschlossen  hat. 

Alle  Wahlen  geschehen  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit 
erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  Jenen  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§  24. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern  zu 
unterzeichnen  sind. 

§  25. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  gemessen  die  im  §  44 
festgesetzte  Tantieme  vom  Beingewinne. 

Die  Höhe  der  Entlohnung  für  die  Mitglieder  des  Executivcoraites , 
sowie  die  Festsetzung  des  Werthes  der  Anwesonheitsmarken  für  die 
Theilnahme  an  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  werden  alljährlich 
durch  die  ordentliche  Generalversammlung  bestimmt. 

27* 
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Bis  zur  ersten  ordentlicben  Genf ral  Versammlung  wird  der  Werth 
der  Anwesenheitsmarken  sowohl  für  die  Theilnahme  an  den  Sitzungen 
des  Executivcomite^s,  als  auch  für  die  Theilnahme  an  den  Verwaltungs- 
rathssitzungen  mit  je  10  fl.  österr.  Währ,  festgesetzt. 

§  26. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist;  wer  in  einem  directen  Ver- 
tragsverhältnisse als  Bauunternehmer,  Lieferant  u.  s.  w.,  zur  Gesell- 
schaft steht;  wer  in  Concurs  verfallen  ist  oder  die  Zahlungen  einge- 
stellt hat,  ohne  seine  Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben;  wer  wegen 
eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen 
oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer 
solchen  Uebertretung  in  Untersuchung  steht  oder  schuldig  gesprochen 
worden  ist,  kann  nicht  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Functions- 
dauer  hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

IV.  Titel. 
Generalversammlung. 

§  27. 

Die  statutenmässig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre  und  hat  die  den  Actiouären  zustehenden 
Kechte  auszuüben. 

Ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre 
bindend. 

§  28. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  alljährlich  innerhalb 
der  dem  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  folgenden  sechs  Monate  am  Sitze 
der  Gesellschaft  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  werden  vom  Verwaltungs- 
rathe  einberufen,  und  zwar  nach  dessen  Ermessen,  oder  über  Beschluss 
einer  Generalversammlung,  oder  endlich  wenn  solche  von  dem  Revisions- 
ausschusse (§  41)  oder  von  einem  oder  mehreren  Actionären,  deren 
Actienbesitz  den  zehnten  Theil  des  Actiencapitales  repräsentirt,  bean- 
tragt werden ;  in  letzteren  beiden  Fällen  muss  die  Generalversammlung 
längstens  binnen  30  Tagen  nach  Einbringung  des  Antrages  einberufen 
werden  (§  29). 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation  er- 
forderlichen Actien  bei  der  Gesellschaftscasse  oder  an  einer  anderen 
vom  Verwaltungsrath  zu  bezeichnenden  Depotstelle  zu  hinterlegen  und 
gleichzeitig  den  Gegenstand  und  die  Gründe  anzugeben,  welche  den 
Anlass  zu  dem  gestellten  Begehren  bilden. 
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§  29. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  General 
Versammlung  muss  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltung 
erfolgen  und  muss  in  der  Einberufungskundmachung  (§  6)  der  Zweck 
der  Generalversammlung  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht  werden. 

In  das  Verhandlungsprogramm  der  Generalversammlung  sind  auch 
jene  Anträge  aufzunehmen,  welche  von  einem  oder  mehreren  Actionären, 
die  ihr  Stimmrecht  durch  Hinterlegung  der  Actien  nachzuweisen  haben, 
wenigstens  30  Tage  vor  Einberufung  der  General  Versammlung  schrift- 
lich angemeldet  worden  sind.  Die  Anmeldung  hat  beim  Verwaltungs- 
rathe  zu  geschehen.  Ueber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  in  der 
Einberufungskundmachung  nicht  angekündigt  ist,  können  Beschlüsse 
nicht  gefasst  werden.  Nur  über  den  Antrag  auf  Einberufung  einer 
ausserordentlichen  Generalversammlung  kann  ohne  vorherige  Ankündigung 
oder  Verlautbarung  beschlossen  werden.  (Art.  238,  H.  G.  B.) 

§  30. 

Stimmberechtigt  bei  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer 
von  Stamm-  oder  Prioritätsactien,  welcher  mindestens  25  Stück  dieser 
Actien  spätestens  acht  Tage  vor  Zusammentritt  der  statutenmäasig  ein- 
berufenen Generalversammlung  bei  der  Gesellschafts casse  oder  an  einer 
anderen  in  der  Einberufungskundmachung  bezeichneten  Depotstelle  erlegt. 

Für  die  hinterlegten  Actien  erhalten  deren  Besitzer  Legitimations- 
karten, welche  auf  den  Namen  lauten,  die  Zahl  der  deponirten  Actien 
und  die  darauf  entfallenden  Stimmen  auaweisen  uni  nur  für  die  be- 
zeichnete Person  oder  deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten 
(§  32)  gelten. 

§  31. 

Je  25  Actien  gewähren  dem  Inhaber  eine  Stimme. 

Die  Stamm-  und  Prioritätsactien  gemessen  gleiches  Stimmrecht, 
so  dass  letzteres  nicht  taugirt  wird,  wenn  der  Besitz  eines  Actionärs 
theils  aus  Stamm-,  theils  aus  Prioritätsactien  besteht. 

§  32. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  einen  anderen 
stimmberechtigten  Actionär  im  Wege  der  Bevollmächtigung  ausgeübt 
werden ;  doch  darf  kein  Actionär  mehr  als  50  Stimmen  in  Vollmachts- 
namen abgeben. 

Pflegebefohlene  oder  juristische  Personen  üben  das  Stimmrecht 
durch  ihre  gesetzlichen  oder  Statute nmässigen  Vertreter,  Frauen  durch 
Bevollmächtigte  aus,  welche  nicht  Actionäre  der  Gesellschaft  sein  müssen. 

§  33. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
der  Viceprä9ident  des  Verwaltungsrath  es,  oder  in  deren  Verhinderung 
ein  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmtes  Mitglied  desselben. 
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§  34. 

Der  Generalversammlung  ist  folgender  Wirkungskreis  vorbehalten  : 

a)  die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes  und  die  Beschlüsse 
über  denselben; 

b)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§§  14,  16). 

c)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  Beschlussfassung  über 
die  Verwendung  des  Gewinnes; 

d)  die  Beechlussfassung  über  die  allfällige  Einleitung  ausserordent- 
licher Amortisationen  des  Anlagecapitales  (§  11); 

t)  die  Beschlussfassung  über  die  Aenderung  der  Statuten; 

f)  die  Beschlussfassung  über  den  Bau  oder  die  Erwerbung  neuer 
Linien; 

g)  die  Beschlussfassung  über  die  Betriebsführung  der  gesellschaft- 
lichen Linien; 

A)  die  Beschlussfassung  über  die  Veräusserung  aller  oder  einzelner 

der  Gesellschaft  gehörigen  Linien; 
i)  die  Beschlussfassung  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  5); 

k)  die  Be£cblu6sfassung  über  die  Erhöhung  des  Actiencapitales 
gemäss  §  9; 

l)  die  Wahl  eines  Eevisionsausschusses  zur  Prüfung  der  Bilanz; 

m)  die  Festsetzung  der  Entlohnung  des  Executivcomitös  und  des 
Werthes  der  Anwesenheitsmarken  für  die  Tbeilnahme  an  den 
Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  und  des  Executivcomites  (§  25). 

Beschlüsse  über  die  in  den  vorstehenden  Punkten  d  bis  Je  an- 
geführten Gegenstände  unterliegen  der  Genehmigung  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung. 

§  35. 

Zur  Beschlusefahigkeit  einer  Generalversammlung  ist  die  Anwesen- 
heit von  mindestens  zehn  Actionäten  erforderlich,  welche  im  eigenen 
oder  VollmachtBnaraen  (§  32)  wenigstens  den  zehnten  Theil  des 
gesammten  Actiencapitales  vertreten. 

Ueber  die  im  §  34  ULter  c,  f,  h,  i  und  k  angeführten  Gegen- 
stände jedoch  können  Beschlüsse  nur  in  dem  Falle  gefasst  werden, 
wenn  mindestens  der  vierte  Theil  des  gesammten  Actiencapitales  ver- 
treten ist. 

§  36. 

Ist  eiLe  gehörig  einberufene  Generalversammlung  nicht  im  Sinne 
des  §  35  beschlussfähig,  so  muss  binnen  acht  Tagen  eine  neue  General- 
versammlung einberufen  werden,  welche  über  die  in  der  Kundmachung 
der  früheren   Generalversammlur  g  angeführten  Gegenstände  in  jedem 
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Falle  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Actionäre  und  die  Summe 
des  durch  sie  vertretenen  Actiencapitales  giltig  Beschluss  fassen  kann, 
was  in  der  Einberufungskundmachung  ausdrücklich  angeführt  werden 
muss.  Der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  der  Versammlung 
kann  für  diesen  Fall  auf  acht  Tage  beschränkt  werden,  und  müssen  in 
diesem  Falle  die  Actien  spätestens  fünf  Tage  vor  dem  Zusammentritte 
dieser  neuen  Generalversammlung  erlegt  sein. 

§  37. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Vorsitzenden;  die  im  §  34,  Absatz  c,  /,  ht  i  und  k  angeführten 
Beschlüsse  bedürfen  zu  ihrer  Giltigkeit  einer  Majorität  von  zwei  Drittel 
der  vertretenen  Stimmen. 

§  38. 

Alle  Wahlen  werden,  iüsofeme  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschließen  sollte,  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst  Stimm- 
zetteln vorgenommen. 

Als  gewählt  werden  Diejenigen  angesehen,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  grösste  Anzahl  von  Stimmen,  zugleich 
aber  auch  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgaoge  die  absolute  Stimmenmehrheit  nicht 
erzielt,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen  Jenen,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhielten. 

In  die  engere  Wahl  kommt  die  doppelte  Zahl  der  zu  Wählenden. 

Erhalten  zwei  Mitglieder  in  der  engeren  Wahl  die  gleiche 
Stimmenzahl,  so  ist  Deijenige  als  gewählt  zu  betrachten,  welcher  zur 
betreffenden  Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen  Actienbesitz 
ausgewiesen  hat.  Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los  nach 
einer  vom  Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 

§  39. 

Bei  Eröffnung  der  Generalversammlung  ernennt  der  Vorsitzende 
einen  Schriftführer  und  werden  von  der  Generalversammlung  aus  den 
anwesenden  Actionären  zwei  Scrutatoren  gewählt.  Ueber  die  Ver- 
handlungen wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  vom  Vorsitzenden,  dem 
Schriftführer  und  den  Scrutatoren  zu  unterzeichnen  ist. 

§  40. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  sofort  nach  Zeichnung 
der  im  §  8  bestimmten  Anzahl  von  Actien  mittelst  Kundmachung  in 
der  „Wiener  Zeitung"  durch  den  Concessionär  einberufen. 
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Die  constituirende  Versammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  die  Mehr- 
zahl der  gezeichneten  Actien  in  derselben  vertreten  ist. 

Auf  diese  Generalversammlung  haben  die  Anordnungen  der 
§§29  und  30  der  Statuten,  welche  sich  auf  die  Kundmachung  und  auf 
den  Erlag  der  Actien  beziehen,  keine  Anwendung. 

Der  Vorsitzende  wird  von  der  Generalversammlung  gewählt. 

Die  constituirende  Generalversammlung  hat  die  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  für  die  ersten  drei  Geschäftsjahre  (§§  15  und  43) 
und  die  des  ersten  Revißionsausschusses  (§  41)  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit zu  wählen;  sie  hat  überhaupt  alle  Befugnisse,  welche  laut 
§  34  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

In  dieser  constituirenden  Generalversammlung  ist  die  erfolgte  Ein- 
zahlung des  im  §  8  bestimmten  Actiencapitales  nachzuweisen  (§  5). 

Ueber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der  Ver- 
sammlung bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der 
Versammlung  beizuziehenden  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

V.  Titel.  ^ 
Revision  saus  schuss. 

§  41. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestellte  Revisions- 
ausschuss  besteht  aus  zwei  Mitgliedern  und  einem  Ergatzmann,  welche 
alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der  Ver- 
waltung nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt  werden. 

Der  erste  Revisionsausschuss  wird  in  der  constituirenden  General- 
versammlung gewählt  (§  40)  und  bezieht  sich  dessen  Function  auf  das 
erste  Geschäftsjahr  (§  43). 

Der  Ersatzmann  tiitt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mit- 
gliedes des  Revisiousausscbusses  in  Function. 

§  42. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von 
den  Büchern  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen.  Er  hat  seinen  Befund 
der  Generalversammlung  vorzulegen. 

VI.  Titel. 

Geschäftsführung  und  Gewinnverwendung. 

1       §  43. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  stets  am  1.  Jänner 
und  endet  am  31.  December. 
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Das  erste  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  mit  erfolgter 
Eintragung  derselben  in  das  Handelsregister  (§  5)  und  endet  mit  dem 
81.  December  1887. 

§  44. 

Die  Rechnungen  werden  am  31.  December  jeden  Jahres  abge- 
schlossen und  dem  Revisionsausschusse  zur  Prüfung  vorgelegt. 

Aus  den  Betriebseinnahmen  sind  vor  Allem  zu  decken: 

1.  die  laufenden  Betriebs-  und  Verwaltungsauslagen; 

2.  die  Zinsen  für  etwaige  Anlehen  und  echwebende  Schulden; 

3.  die  für  Amortisation  des  Gesellschaftscapitales  erforderliche 
Quote. 

Aus  dem  hiernach  verbleibenden  Reste  werden  zunächst 

4.  zwei  Procent  in  den  Reservefond  (§  45)  hinterlegt;  ferner  wird 

5.  eine  Dividende  bis  zur  Höbe  von  5  Percent  des  eirgezahlten 
nicht  amortisirten  Capital  es  an  die  Besitzer  von  Prioritätsactien  (eine 
Nachzahlung  auf  die  Dividende  der  Prioritätsactien  aus  dem  Rein- 
erträgnisse eines  späteren  Jahres  fiudet  nicht  statt),  und 

6.  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  5  Percent  des  eingezahlten 
nicht  amortisirten  Capitales  an  die  Besitzer  von  Stamtnactien  aus 
bezahlt. 

7.  von  dem  nach  Bestreitung  der  unter  1  bis  6  augeführten  Er- 
fordernisse erübrigenden  Restbetrage  werden  3  Percent  dem  Reserve- 
fond (§  45)  zugewendet; 

8.  10  Percent  des  sodann  noch  verbleibenden  Betrages  dem 
Verwaltungsrath e  als  Tantiemen  zugewiesen. 

9.  Der  dann  noch  erübrigende  Betiag  wird,  ksoferne  derselbe 
nicht  eventuell  für  die  von  der  Generalversammlung  (§  34  ä)  bestimmte 
Quote  zur  ausserordentlichen  Amortisation  des  Actiencapitales  ver- 
wendet wird,  als  Superdividende  auf  die  Stamm-  und  Prioritätsactien 
gleichmässig  aufgetheilt. 

§  45. 

Der  Reservefond  hat  die  Bestimmung,  allfällige  aussergewöhnliche 
NachßcbaffuDgen,  die  Kosten  für  Erweiterungen  der  ge»>ellscbaftlichen 
Anlagen,  welche  nicht  durch  Capitalsvermehrung  durcbgeitihrt  werden, 
sowie  die  Auflagen  für  Erneuerung  dea  Oberbaues,  der  Bahuausriistung 
und  jener  Objecto,  die  durch  den  Gebrauch  schadhaft  werden,  zu 
decken;  er  wird  nach  Ablauf  des  ersten  Geschäftsjahres  gebildet. 

Demselben  werden  zunächst  der  hiezu  bestimmte  Effectivbetrag 
von  fl.  33.000  des  Anlagecapital?  s,  insoweit  dieser  letztere  Betrag  nicht 
mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  für  die  Mehrauslagen  des 
Oberbaues  anläselich  der  Anwendung  neuer  Flussstablschienen  uud  harter 
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Schwellen  aufgebraucht  worden  ist,  sowie  die  etwa  erzielten  Ersparnisse 
an  dem  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  genehmigten  Anlagecapital  zu- 
gewiesen. 

Der  Reservefond  wird  gemäss  den  Bestimmungen  des  §  44,  Punkt  4 
und  7,  iosolange  dotirt,  bis  derselbe  10  Procent  des  gesammten 
Actiencapitales  erreicht. 

Sinkt  der  Reservefond  unter  diesen  Betrag,  so  hat  die  Statuten- 
massige  Ergänzung  wieder  zu  beginnen. 

Dieser  Reservefond  hat,  insoweit  er  aus  dem  Anlagecapitale  ge- 
bildet ist  und  nicht  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  seiner 
Bestimmung  entsprechend  bereits  verwendet  sein  sollte,  im  Falle  der 
staatlichen  Einlösung,  sowie  des  Heimfalles  der  concessionirten  Bahn- 
linien in  das  lastenfreie  Eigenthum  des  Staates  überzugehen. 

§  46. 

Die  Einlösung  der  amortisirten  gesellschaftlichen  Titres  (§§  10 
und  11),  sowie  die  Zahlung  der  Zinsen  (§  44,  Z.  2),  Dividenden  und 
Superdividenden  erfolgt  an  der  Gesellschaftscasse  und  bei  den  vom 
Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmten  Zahlstellen. 

Alle  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht  binnen 
drei  Jahren  nach  deren  Fälligkeit  behoben  sind,  verfallen  zu  Gunsten 
des  Reservefondes  (§  45). 

§  47. 

Den  Besitzern  der  getilgten  Stamm-  oder  Prioritätsactien  wird 
längstens  sechs  Monate  nach  der  Ziehung  der  Nominalbetrag  der  Actien 
nebst  letztfälligen  und  etwa  noch  unbehobenen,  noch  nicht  verjährten 
Dividenden  bar  ausbezahlt  und  für  jede  getilgte  Actie  sammt  dazu  ge- 
hörigen, noch  nicht  verfallenen  Dividendenscheinen  und  Talon  ein 
auf  Ueberbiinger  lautender,  mit  Coupons  und  Talon  versehener  Genuss- 
schein ausgefolgt. 

Diese  Genussscheine  berechtigen  zum  Bezüge  der  gemäss  §§  44,  Z.  9, 
zufolge  Beschlusses  der  Generalversammlung  zur  Vertheilung  gelangen- 
den Superdividende,  und  zwar  werden  je  zwei  Genussscheine  (ohne 
Unterschied  ob  von  getilgten  Stamm-  oder  Prioritätsactien  herrührend) 
diesfalls  einer  Actie  gleichgestellt. 

An  der  im  §  44,  sub  5  und  6  erwähnten  5percentigen  Dividende 
partieipiren  die  Genussscheine  nicht. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  einer  General- 
versammlung, bei  der  Bemessung  des  in  dei selben  vertretenen  Capitalee, 
danu  bezüglich  des  Stimmrechtes  sind  zwei  Genussscheine  Einer  Actie 
gleichgestellt. 

Das  Formular  der  Genussscheine  ist  seinerzeit  von  dem  Ver- 
waltuDgerathe  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 
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VU.  Titel. 
Schlussbestimmungen. 
§  48. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  durch  einen  Beschluss 
der  Generalversammlung  hat  diese  selbst  die  Modalitäten  der  Liquidation 
in  Form  einer  Abänderung  oder  Ergänzung  der  Statuten  und  Ernen- 
nung von  Liquidatoren  zu  normiren. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befuguisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  und  sind  berechtigt,  mit  Genehmigung  der 
Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  auf  Andere  zu  tibertragen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  den  Revisions- 
au8schu88  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  zur  Be- 
endigung derselben  mit  der  Modifikation  in  Witksamkeit,  dass  die 
Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist 

Mit  der  Bestellung  von  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse 
des  Ver waltun gsrathes.  Hinsichtlich  der  Vermögensvertheilung  gemessen 
die  Prioritätsactien  in  Betreff  des  eingezahlten  Oapitales  das  Vorrecht 
vor  den  Stammactien;  die  nach  der  Deckung  der  Prioritäts-  und  Stamm- 
actieneinlagen  etwa  resultirenden  Ueberschüsse  jedoch  sind  gleich- 
mässig  unter  die  Besitzer  von  Prioritäts-  und  Stammactien,  reepective  von 
Genussscheinen  im  percentualen  Capitalsverhältnisse  zu  vertheilen,  wo 
bei  zwei  Genussscheine  Einer  Actie  gleichgehalten  werden. 

Im  Uebrigen,  und  insoweit  die  Generalversammlung  keine  be- 
sonderen Beschlüsse  fasst,  gelten  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buches II.  Buch,  III.  Titel,  4.  Abschnitt. 

§  49. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  vom 
Schiedsgerichte  der  Wiener  Handelskammer  ohne  weitere  Berufung 
ausgetragen. 

§  50. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Recht  der  Aufsicht 
in  Gemässheit  der  Gesetze  und  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  der 
Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  15.  December  1885,  R.  G.  Bl. 
Nr.  11  ex  1886,  (§  12)  aus. 

Insbesondere  hat  hiernach  der  lande&fürstliche  Commissär  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  und  des  Executivcomites, 
sowie  den  Geneialversammlungen  beizuwohnen,  gegen  Beschlüsse  und 
Verfügungen,  welche  etwa  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde,  den 
S  tatuten  oder  den  allgemeinen  Gesetzen  zuwiderlaufen,  oder  den  öffent- 
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lieben  Interessen  nachtbeilig  sind,  Einsprache  zu  erheben  und  deren 
Ausführung  bis  zu  der  sogleich  einzuholenden  und  für  die  Actien- 
gesellschaft  bindenden  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums  zu 
sistiren. 

§  M. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  61.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Nr.  6929. 

Vorstehende  Statuten  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  ge- 
nehmigt. 

Wien,  am  20.  April  1887. 

Taaffe  m.  p. 


Digitized  by  Google 


N.  Eisenbahn  Lemberg-Belzec  (Tomaszöw). 

1.  Gesetz  vom  1.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  72, 

betreffend  die  Zugeständnisse  and  Bedingungen  für  den  Bau  einer  Local- 

bahn  von  Lemberg  nach  Raiva  ruska. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  sich  an  der  Capitalsbescbaffung 
zum  Zwecke  des  Baues  der  von  der  k.  k.  priv.  Lemberg- Czernowitz- 
Jassy  Eisenbahngesellscbaft  projectirten  Localbahn  von  Lemberg  nach 
Rawa  ruska  durch  Uebernahme  von  Stammactien  der  ftlr  diese  Local- 
bahn zu  bildenden  Actiengesellschaft  im  Betrage  von  Neunmalhundert- 
tausend (900.000)  Gulden  österr.  Währ,  in  Noten  zu  betheiligen. 

Diese  Betheiligung  des  Staatsschatzes  ist  an  die  Bedingungen 
geknüpft,  dass  die  Beschaffung  des  restlichen  Baucapitales  im  Höchst- 
betrage von  2,700.000  fl. 

1.  bezüglich  des  Theilbetrages  von  120.000  fl.  durch  nicht  rück- 
zahlbare Beiträge  des  Landes  Galizien  uud  der  Stadt  Lemberg, 

2.  bezüglich  des  Restbetrages  von  2,580.000  fl.  aber,  wovon 
höchstens  2,320.000  fl.  in  Prioritätsactien  der  zu  bildenden  Actien- 
gesellschaft aufgegeben  werden  dürfen,  ohne  Belastung  des  Staatsschatzes 
derart  sichergestellt  wird,  dass  hiefür,  sowie  für  das  Auslangen  mit  dem 
obigen  Gesammtcapitalsbetrage  die  vorgenannte  Gesellschaft  die  Haftung 
zu  übernehmen  hat. 

Falls  eine  Fortsetzung  der  in  Rede  stehenden  Localbahn  von 
Rawa  ruska  an  die  Reichsgrenze  in  der  Richtung  gegen  Netreba 
(Tomaszow)  zum  Anschlüsse  an  das  russische  Eisenbahnnetz  sicher- 
gestellt werden  sollte,  kann  eine  Erhöhung  des  vorbezifferten  Gesammt- 
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capitalsbetrages  durch  Ausgabe  vou  Prioritäts-  und  Stamm actien  in  dem 
von  der  Staatsverwaltung  festzusetzenden  Betrage  stattfinden. 

Artikel  II. 

Die  Dividende,  welche  den  im  Artikel  I  bezeichneten  Prioritäts- 
actien  gebührt,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch  auf  Dividenden- 
bezug eintritt,  darf  nicht  höher  als  mit  5  Percent  bemessen  werden. 

Die  vom  Staate  nach  Artikel  I  zu  übernehmenden  Stammactien 
müssen  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen  Stammactien  der  zu  bildenden 
Actiengesellschaft  gemessen  und  darf  bezüglich  derselben  eine  Statuten - 
massige  Beschränkung  des  Stimmrechtes  auf  eine  Maximalstimmenzahl 
und  gegenüber  den  Besitzern  von  Prioritätsactien  nicht  stattfinden. 

Artikel  III. 

Die  Einzahlungen  auf  die  nach  Artikel  I  vom  Staate  zu  über- 
nehmenden Stammactien  haben  gegen  ungestempelte  Empfangsbestätigung 
in  fünf  vom  Jahre  1887  an  beginnenden  gleichen  Jahresraten  zu  jenen 
Terminen  zu  erfolgen,  welche  die  Staatsverwaltung  hiefür  bestimmen  wird. 

Die  erste  dieser  Ratenzahlungen  ist  keinesfalls  früher  zu  leisten, 
als  bis  nach  vorausgegangener  und  gehörig  nachgewiesener  Einzahlung 
und  Verwendung  des  im  Artikel  I  angeführten  restlichen  Baucapitales 
die  im  Artikel  I  bezeichnete  Localbahn  von  Lemberg  bis  Rawa  ruska 
concessionsmässig  vollendet  und  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben 
sein  wird. 

Artikel  IV. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete,  als  normalspurige  Localbahn  her- 
zustellende Locomotiveisenbahn  ist  binnen  zwei  Jahren,  vom  Zeitpunkte 
der  Concessionsertheilung  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  dem  öffent- 
lichen Verkehre  zu  übergeben. 

Artikel  V. 

Das  Gesetz  vom  24.  Mai  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  85,  in  Betreff  der 
Bedingungen  und  Zugeständnisse  für  die  Actiengesellschaft  der  Lemberg- 
Czernowitz-Jassy  Eisenbahn  zum  Behufe  der  Fortsetzung  ihrer  Bahn- 
linien von  Lemberg  bis  zur  Laudesgrenze  bei  Netreba  (Tomaszöw)  wird 
ausser  Kraft  gesetzt. 

Artikel  VI. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kuudmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  ist  Mein  Handelsminister  und  Mein 
Finanzminister  beauftragt. 

Budapest,  1.  Mai  1885. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  in.  j>.  Pino  m.  j».  Dunajewski  m  p. 
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2.  Concessionsurkunde  vom  8.  Jänner  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  20, 

für  die  Localbahn  von  Lemberg  Uber  Rawa  rnska  an  die  Beiclisgrenze 

gegen  Tomaszöw. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  apostolischer  König  von  Ungarn,  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  priv.  Lemberg- Czernowitz- Jassy  Eisenbahngesellschaft 
die  Bitte  am  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Localbahn  von  Lemberg  nach  Rawa  rutka  nebst  einer  Fortsetzung  dieser 
Localbahn  über  Belzec  an  die  ReichsgreDze  in  der  Richtung  gegen 
Toniaszöw  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der 
Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  der  genannten  Gesellschaft  diese 
Concession  auf  Grund  des  Eisen bahnconcessionsgesetzes  vom  14.  Sep- 
tember 1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880, 
R.  G.  Bl  Nr.  56,  vom  26.  December  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  und 
vom  28.  December  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  203,   wie  folgt  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  priv.  Lemberg-Czernowitz- Jassy  Eisenbahn  - 
Gesellschaft  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige 
Localbahn  herzustellenden  Locomotiveiseubabn  von  Lemberg  über 
Zolkiew  nach  Rawa  ruska  nebst  einer  Fortsetzung  dieser  Localbahn 
über  Beizec  an  die  Reicbsgreuze  in  der  Richtung  gegen  Tomaszöw  zum 
Anschlüsse  an  das  russische  Eisenbahnnetz. 

Zur  Herstellung  der  Theilstrecke  von  Bekec  an  die  Reicbsgrenze 
ist  die  Gesellschaft  erst  in  jenem  Zeitpunkte  verpflichtet,  wenn  der  An- 
schluss  an  das  russische  Eisenbahnnetz  zur  Ausführung  gelaugt. 

Bezüglich  dieses  eventuellen  Anschlusses  der  concessiouitten  Bahn 
an  das  russische  Eisenbahnnetz  und  des  Zeitpunktes  der  Herstellung 
der  Anscblussstrecke  von  Belzec  an  die  Reich->grenze  hat  sieh  Hie  Ge- 
sellschaft den  Bestimmungen  des  in  dieser  Hinsicht  mit  der  kaiserlich 
russischen  Regierung  abzuschliessenden  Staatsvertrages  und  den  hieraus 
für  sie  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Die  Eisenbahn  vom  Lemberg  über  Rawa  ruska  nach  Belzec  wurde  am 
23.  October  1887  dem  Verkehre  Übergeben. 

Der  Betrieb  derselben  wurde  auf  Grund  des  Betriebsvertrages  vom 
23.  Juni  1886  bis  zum  30.  Juni  1889  durch  die  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz- 
Jassy  Eisenbahngesellschaft  geführt  und  am  1.  Juli  18S9  von  der  k.  k.  General- 
direction  der  österreichischen  Staatsbahneu  übernommen.  Vgl.  Kundmachung 
vom  19.  Juni  1889  (k.  k  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellschaft 
Doc.  5). 

Weiters  wurde  der  für  die  Ausführung  der  vorstehend  bezeichneten  Local- 
bahn gebildeten  Actiengesellschaft  „Eisenbahn  Lemberg-Belzec  (Toraasz6w)" 
mittelst  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  10.  December  1888,  R.  G. 
Bl.  Nr.  7,  vom  Jahre  1869,  die  Bewilligung  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Dampf- 
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trambahn  von  Lemberg- Kleparow  in  die  Stadt  Lemberg  nebst  mehreren  Zweig- 
linien durch  das  Innere  der  Stadt  Lemberg  ertheilt,  welche  Linien  jedoch  nicbt 
zur  Ausführung  gelangt  sind. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbescbaffung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung, sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des 
Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  Actien  mit  Einschluss  der  Interimsscheiae,  sowie  von 
der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungsgebühr; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  ConceSBionsnrkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen ;  ferner 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  uni  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  Bahn  von  Lemberg 
bis  Rawa  ruska,  wie  auch  der  Fortsetzungsstrecke  bis  Belzec  sofort  zu 
beginnen  und  längstens  binnen  zwei  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  ge- 
rechnet, zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
übergeben,  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununter- 
brochenen Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die  Gesell- 
schaft durch  Erlag  einer  Caution  im  effectiven  Betrage  von  Zwanzig- 
tausend (20.000)  Gulden  östcrr.  Währ,  in  zur  Anlegung  von  Pupillen- 
geldern geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann 
diese  Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

Die  Rückstellung  dieser  Caution  soll  binnen  dreissig  Tagen  nach 
anstandslos  durchgeführter  staatlicher  Collaudirung  der  concessionirten 
Bahn  erfolgen. 

§  4. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 
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Da«  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Fitigelbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung,  als  im  öffentlichen  Intere3se  gelegen,  erkannt 
werden  sollte. 

§  5- 

Die  Gesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con 
cessionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Maximal- 
fahrgeschwindigkeit nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für 
zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6. 

Der  Gesellschaft  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer  Be- 
willigung der  Staatsverwaltung  und  uuter  den  von  derselben  festzu- 
setzenden Bedingungen  für  die  im  §  1  bezeichnete.  Localbahn  eine  neue 
Actiengesellschaft  zu  bilden,  und  derselben  alle  auß  dieser  Concession 
erwachseneu  Rechte  und  Pflichten  zu  übertragen. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Dagegen  wird  der  neu  zu  bildenden  ActiengeBellschaft  das  Recht 
eingeräumt  werden,  Prioritätsactien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung 
und  Tilgung  den  Vorrang  vor  den  Staramactien  gemessen,  bis  zum  Be- 
trage von  zwei  Dritttheilen  des  gesammten  Actiencapitales  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  je- 
doch eine  Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht 
stattzufinden  hat,  darf  nicht  höher  als  mit  5  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  Anlagecapitales  unterliegt  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die.Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so  können 
die  diesfälligen  Koeten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden,  wenn  die 
Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur  Vermehrung 
der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und  die  Kosten 
gehörig  nachgewiesen  werden. 

Die  B«cbtsDrknndra  der  8|t*rr.  Elienbahnen  U.  28 
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Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Stamm-  und  Prioritätsactien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  der  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy 
Eisenbahngesellschaft  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  be- 
sorgt werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur 
bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen 
Keisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controls- 
Versammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte 
Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz- 
und  Sicherheitswache. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  auch  bezüglich  der  im  §  1  an- 
geführten Eisenbahn  dem  von  den  österreichischen  Eisenbahngesell- 
schaften abgeschlossenen  Uebereinkommcn  über  die  Anschaffung  und 
Bereitbaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militärtransporte,  die 
Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durch- 
führung grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig  in  Kraft  stehenden 
Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie  dem  mit  1.  Juni  1871 
in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsübereinkommen  bezüglich  des  Trans- 
portes der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars  zur 
Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  der  Gesellschaft  nur  insoweit, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber 
dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienst- 
posten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60, 
auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr Bedacht  zu  nehmen. 

§  8- 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b,  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
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Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlieeht  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  Ter  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  8  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Ioaogriffoabme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im 
Sinne  des  §  11,  Iii.  6,  des  Eisen  bahn  concessionsgesetzes  gerechtfertigt 
werden  könnte. 

§  »• 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  falls  die  an- 
schliessende Hauptlinie  der  Lemberg-Czernowitz  Jassy  Eisenhahn  wann 
immer  in  den  Staatsbetrieb  übernommen  werden  sollte,  gleichzeitig  auch 
d  en  Betrieb  der  concessionirten  Localbahn  zu  übernehmen  und  während 
der  noch  erübrigenden  Concession sdauer  zu  fuhren. 

§  10. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter 
den  nachstehenden  Beetimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Beinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Beinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre 
berechnet. 

2.  Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Beinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  öpercentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nominalanlagecapitales  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig  ist, 
so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungs- 
preises zu  Grunde  zu  legende  Beinerträgniss  festgesetzt. 

Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  als  die  Einlösung  der  Bahn 
vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebsjahres  erfolgt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  in  einer  dem  obigen  Durch- 
schnitts-, beziehungsweise  Minimalerträgnisse  gleichkommenden  Bente 
zu  bestehen,  welche  der  Gesellschaft  während  der  noch  übrigen  Con- 
cessionsdauer in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  am  31.  December  jedes 
Jahres  nachhinein  fälligen  Baten  zu  erfolgen  ist. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  Rentenzahlungen  den  zu  5  Percent  per  Jahr, 
Zins  auf  Zins  gerechnet,  ermittelten  Capitalswerth  derselben  zu  be- 
zahlen. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zu 
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leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course 
zn  berechnen,  welcher  eich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegaogenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geld  course  n  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises  ohne 
weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss  der 
gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der 
Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Be- 
triebs- und  Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemäss  verwendet  worden  sind. 

§  IL 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg« 
liehen  und  unbeweglichen  Zugehöres,  einschliesslich  der  aus  dem  Anlage- 
capitale angeschafften  und  ordnungsmässig  erneuerten  Fahrbetriebsmittel 
und  Materialvorräthe,  sowie  der  Betriebs-  und  Reservefonde,  in  dem  im 
§  10,  Z.  5,  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  10)  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  der  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  angeschafften  Fahrbetriebs- 
mittel und  Materialvorräthe,  sowie  des  aus  dem  Erträgnisse  der  Bahn 
gebildeten  Reseryefondes  und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch 
jener  aus  dem  eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  er- 
worbenen besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder 
Erwerbung  dieselbe  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen 
Beisatze  ermächtigt  wurde,   dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahu,  sowie  die  Betriebseinricbtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen , 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hiotangeb alten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Bau-  und  Lieferungs vertrage 
vor  ihrem  Abschlüsse  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigimg  vorzulegen. 

Die  Staatsverwaltung  ist   auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in    die  Gebarung  zu  nehmen  und  insbe 
sondere  die  projects-  und  vertragsmässige   Bauausführung   durch  auf 
Kosten  der  Gesellschaft  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  ge- 
eignet erscheinende  Weise  zu  überwachen. 


Digitized  by  Google 


Eisenbahn  Lemberg-  Belzec  (Tomassiw). 


437 


Nach  erfolgter  Bildung  der  im  §  6  vorgesehenen  neuen  Actien- 
gesellschaft  wird  der  bei  der  letzteren  fungirende  landesfürstliche 
Commissär  auch  das  Recht  haben,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes 
oder  der  sonst  als  Gesellscbaftsvorstand  fungirenden  Vertretung,  sowie  den 
Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizu- 
wohnen und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession  oder  den  Gesell- 
schaftsstatuten zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den  öffentlichen  Inter- 
essen nachtbeiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
hat  die  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahn,  beziehungsweise  die  für 
die  Localbahn  zu  bildende  Gesellschaft  bis  auf  Weiteres  eine  Vergütung 
an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Insolaoge  der  Anschluss  an  das  russische  Eisenbahnnetz  noch 
nicht  erfolgt  ist,  wird  die  Gesellschaft  von  den  zufolge  des  §  89  der 
Eiseubahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1, 
ex  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines 
etwa  aus  der  polizeilichen  und  gefäll  samtlichen  Ueberwachung  er- 
wachsenden Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Her- 
stellung und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  13. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Ooncessionsurkunde,  in  den  Con- 
cessionsbedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen 
vorkommen  sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
achten  Tage  des  Monates  Jänner,  im  Jahre  des  Heiles  Eintausendach thundert- 
achtzigundsechs,  Unserer  Regierung  im  Achtunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 
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3.  Concessionsbedingnisse 

fttr  die  Localbahn  von  Lemberg  Uber  Rawa  ruska  an  die  Relchsgrense 

gegen  Toniaszöw.  (C.  Bl.  Nr.  32  ex  1886.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Locomotiveisenbahn  von  Lemberg  über  Zotkiew  and  Rawa 
ruska  nach  Betzeo  nebst  der  Fortsetzung  an  die  Reichsgrenze  gegen  Tomaszöw 
ist  mit  einer  Spurweite  yon  1-435  Meter  als  Looalbabn  für  eine  Maximal- 
fakrgeschwindigkeit  von  25  Kilometern  per  Stunde  anzulegen  und  auszurüsten. 

Zufolge  des  Erlasses  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  21.  Mai  1891, 
Z.  18450,  wurde  die  Maximalfahrgeschwindigkeit  rücksichtlich  der  Strecke 
Lemberg- Rawa  ruska  auf  30  Kilometer  per  Stunde  erhöht. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  nach- 
stehenden technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens 
zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorsohrifien  zu  benehmen. 

2.  Traoe. 

Die  zu  erbauende  circa  91  Kilometer  lange  Eisenbahn  mündet  östlich  aus 
dem  Bahnhofe  Lemberg,  beziehungsweise  aus  der  ourrenten  Strecke  der  galizischen 
Carl  Ludwig-Bahn,  gelangt  in  der  Nähe  des  k.  k.  Artillerie- Zeugdepots  in  die 
Lemberg-Janower  Strasse,  kreuzt  diete  und  führt  in  nordwestlicher  Richtung  entlang 
derselben  bis  Rzesna  polska,  nimmt  sodann  eine  mehr  nördliche  Richtung,  berührt 
in  diesem  Laufe' die  Ortschaften  Zawadäw,  Zaszkow,  Macoszyn,  Zotkiew,  wendet 
sich  nachher  mehr  westlich  gegen  die  Ortschaft  Glinsko,  um  hiernach  direct  zur 
Strasse  Zolkiew-Rawa  ruska  zu  gelangen,  entlang  welcher  die  Trace  nach  Rawa 
ruska  führt,  woselbst  sie  in  das  südliche  Ende  der  Station  Rawa  ruska  der  Eisen- 
bahn Jaroslau-Sokal  einmündet. 

Auf  der  nördlichen  Seite  der  genannten  Station  abzweigend  nimmt  die  Trace 
in  ihrem  weiteren  Zuge  eine  vorwiegend  nordwestliche  Richtung,  und  führt  die  an 
der  Rawa  ruska-Tomaszöwer  Aerarialstrasse  gelegenen  Ortschaften:  Mosty  male, 
Lubycza  berührend,  entlang  der  genannten  Strasse,  woselbst  circa  1  Kilometer  von 
der  österreichisch-russischen  Reichsgrenze  entfernt,  die  vorläufige  Endsta'ion  Belzec 
errieb tet  wird. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wtnn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptlichtung  der  Bahn  nicht  geändert  wird. 

3.  Anschluss  an  die  k.  k.  priv.  galizische  Carl  Ludwig-Bahn. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  wegen  des  Anschlusses  und  der  eventuellen 
Mitbenutzung  der  Bahnhöfe  in  Lemberg  und  Rawa  ruska  der  k.  k.  priv.  galizischen 
Carl  Ludwig-Bahn,  beziehungsweise  der  Localbabn  Jaroslau-Sokal,  sowie  wegen 
Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre  eine  Vereinbarung  mit 
der  k.  k.  priv.  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn  anzustreben  und  das  bezügliche 
Uebereinkommen  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 
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Die  Bedingungen  der  Mitbenutzung  des  der  Lemberg-Czernuwitz-Jassy  Eisen- 
bahngesellschaft gehörigen  Bahnhofes  in  Lemberg  durch  die  nene  Locatbahn,  über 
welche  seinerzeit  gleichfalls  ein  Uebereinkommen  zwischen  der  Lemberg-Czernowitz- 
Jassy  Eisenbahngesellschaft  und  der  für  die  Looalbahn  neu  zu  bildenden  Actien- 
gesellschaft  abzuschliessen  sein  wird,  unterliegen  der  Genehmigung  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung. 

Die  Gesellschaft  hat  hiebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Person enverkehr es 
für  die  thunlichste  Erleichterung  beim  Uebergange  v«  n  der  eigenen  auf  die  fremde 
Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  des  obigen  Anschlusses  an  die  galizisohe  Carl 
Ludwig-Babn,  respective  die  Looalbahn  Jaroelau-Sokal,  sowie  ein*s  etwaigen 
gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes  unterwirft  sioh  die  Gesellschaft  dem  Ausspruche 
des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschlussbahn 
nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermauglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbentttzting 
der  inländischen  Naehbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Die  Gesellschaft  ist  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Ver- 
bindungsbahnen, welche  von  den  an  der  conoeesionirten  Bahn  gelegenen  Industrie- 
Unternehmungen  zum  Behuf e  der  Beförderung  ihrer  Et  Zeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  listige  Art  gegen  Vergütung 
der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dementsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  df-r  in  der  Maximalneigung 
liegenden  Theile  der  ourrenten  Strecke  werden  10  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*6  pro  mille  betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  4*5  Meter, 
auf  freier  Bahn  aber  mindestens  S  o  Meter  betragen. 

Die  Minimalcurvenhalbmesser  dürfm  in  der  ourrenten  Bahn  nicht  unter 
250  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtung»-  und  Steig  ungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspeotion  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  „Centralblatt  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt"  (Jahrgang  1882,  Blatt  Nr.  10)  angeführten  „Vorschriften  für  die 
Bestimmung  der  Bahnnivellette  in  Maximal  Steigungen  und  für  die  Anordnung  der 
Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen"  stricte  durchzuführen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  Meter,  sowohl  bei  Dämmen, 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende  Er- 
weiterung des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  haltbar  herzu- 
stellen und  erforderlichenfalls  angemessen  zn  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagfrn  herzustellen, 
und  mnss  das  Brückenplanum  eine  benutzbare  Minimalbreite  von  4'3  Meter  erhalten. 

Sämmtliche  Objecto,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0*7  Kilometer  vor 
dem  Endpunkte  einer  Station  oder  einer  Haltestelle  vorkommen,  sind  mit  Geländern 
zu  versehen. 

Objecto  bis  zu  6  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichender  Höhe  des  Bahn- 
körpers einzuwölben. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrono  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  2  0  Meter 
totaler  Lichtweite  dürfen  Tragconstructionen  von  Holz  angewendet  werden,  bei 
allen  grösseren  offenen  Objecten  und  Brücken  sind  Eisenconstructionen  zu 
verwenden. 
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Bei  mehrfeldrigen  BrUcken  müssen  die  Zwisohenpfeiler  in  definitiver  Weise 
hergestellt  werden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brückenconstructionen 
ist  die  durch  §  2  der  Verordnung  vom  30.  August  1870  vorgeschriebene  Belastung 
und  die  zufolge  §  3  derselben  Verordnung  norroirte  Inanspruchnahme  der  einzelnen 
Construotionstheile  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstrnotion  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbäohen  in  der  Regel  mindestens  1  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

5.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  26  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellenvertbeilung  ist  derart  zu  bemessen,  dass  die  Inanspruchnahme 
der  Schienen  per  Quadratcentimeter  höchstens  1000  Kilogramm  beträgt. 

Die  Schwellen  müssen  aus  Eichenholz  gefertigt  sein  und  mindestens  folgende 
Dimensionen  haben:  Länge  2-3  Meter,  obere  Breite  01 5  Meter,  untere  Breite 
0*20  Meter,  Höhe  014  Meter. 

Die  Verwendung  von  halbrunden  Schwellen  ist  bei  Einhaltung  vorstehender 
Dimensionen  zulässig. 

In  Bögen  von  inclusive  und  unter  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung  der 
Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrnng  der  Hackennägel  und  Unterlags- 
platten nach  den  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen 
aufgestellten,  bei  derselben  erliegenden  einheitlichen  Oberbannormalien  entsprechend 
zu  verstärken. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Sohienenunterkante  eine  Kronenbreite 
von  3  Meter  und  eine  Tiefe  von  0*25  Meter  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  wird  mit  10  Percent  der  Bahn- 
länge  festgestellt,  und  ist  deren  Anzahl  und  Länge  in  den  einzelnen  Stationen 
derart  zu  bemessen,  dass  der  tägliche  Verkehr  von  mindestens  10  Doppelzügen 
a  50  Achsen  in  jeder  Richtung  anstandslos  ermöglicht  werden  kann. 

Für  die  Nebengeleise  ist  die  Verwendung  von  altbrauchbaren  Eisenschienen 
nach  dem  Profile  der  Lemberg- Czernowitz-Jassy  Eisenbahn  im  Gewichte  von 
36  38  Kilogramm  per  laufendes  Meter  zulässig. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  werden  und  sind  die  Gebäude  für  den  Personendienst  in 
definitiver  Weise  zu  erbauen. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  versehen 
zu  sein. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Fachwerk  und  Riegelmauern  oder  auch  ganz  aus  Holz  errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hoohbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  hat  höchstens 
7-7  Kilometer  zu  betragen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  currenten  Strecke  kann  im  Allgemeinen 
unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  Uebersetzungen  be- 
sonders frequenter  Strassen  vorkommen. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein,  oder  aus  hölzernen 
Blockwänden  hergesellt  werden. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 
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7.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Anlage  einer  Telegraph enleitnng  auf  der  Bahn  hat  stattzufinden;  die 
Aufstellung  von  Glockensignalen  kann  jedoch,  insoweit  nicht  besondere  Fälle  dies 
nothwendig  machen  würden,  unterbleiben;  für  den  Betrieb  sind  indes  ausser  den 
sonstigen  akustischen,  auch  die  durch  die  Sigualordnung  vorgeschriebenen  optischen 
Signale  zu  verwenden. 

An  Abzweigungsstellen  von  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahnen, 
dann  im  Falle  des  Anschlusses  an  das  russische  Eisenbahnnetz  auch  bei  sämmt- 
lichen  Stationen  der  Bahnstrecke  sind  Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  werden  zwei  Locomotiven  und  105  Frachtenwagen 
geliefert,  welche  dermalen  dem  Gesellschaftsfonde  der  Lemberg-Czernowitz-Jassy 
Eisenbahn  angehören. 

Ausserdem  sind  1  Hilfswagen  und  2  Schneepfltige  nebst  der  erforderlichen 
Anzahl  von  Bahnwagen  und  1  Draisine  anzuschaffen. 

Sämmtliche  Anschaffungen  werden  aus  dem  Anlagecapitale  der  Looalbahn 
bestritten. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

II.  Betrieb. 

1.  Betriebsführung  durch  die  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy 

Eisenbahn  g  es  eil  schaft. 

Der  Betrieb  der  Eisenbahn  Lemberg-Belzec  (Reichsgrenze)  wird  unbeschadet  des 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  im  §  9  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde  vorbehaltenen 
Rechtes,  den  Betrieb  selbst  zu  führen,  zu  Folge  eines  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung unterliegenden  Betriebsvertrages,  welcher  seinerzeit  zwischen  der  für 
die  Localbahn  zu  bildenden  Actiengesellschaft  und  der  k.  k.  priv.  Lemberg- 
Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellschaft  abzuschliessen  sein  wird,  auf  die  Dauer  der 
ersten  zwanzig  Jahre  durch  die  Verwaltung  der  genannten  Ansohlussbahn  geführt. 

2.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenolassifioation 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  und  beziehungsweise  der  Anordnung  des  Handelsministeriums, 
wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen  Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende 
Rentabilität  des  Bahnunternehraens  und  auf  bereits  abgeschlossene  Frachtverträge 
Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

3.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  und  während  der  Dauer  eines  Nothstandes  und  außergewöhnlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiohsrathe 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  naoh 
Erforderniss  die  einschlägigen  Frachtpreise  bis  zur  Hälfte  des  Normaltarifes  herab- 
zumindern. 

4.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postanstalt. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit  allen 
fahrplanmässigen  Zügen  zu  befördern. 
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Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
die  Gesellschaft  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld  und  Werthsendungen 
bat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Zur  Beistellung  von  Postambulanzwagen  ist  die  Gesellschaft  vor  Her- 
stellung des  Anschlusses  an  das  russische  Eisenbahnnetz  nicht  verpflichtet. 

Die  Herstellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besoudere  Vereinbarung  bezüglich  der 
in  Form  eines  Miethzrnses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung  dieser 
von  der  Gesellschaft  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung.  Correspondenzen,  welche  in  Beziehung 
auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn  zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande 
der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen 
untereinander  geführt  werden,  dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt 
befördirt  werden. 

5.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb  und 
die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  entweder 
nach  Anordnung,  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  herzustellen, 
einzurichten  und  zu  erhalten,  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen  eine  zu  ver- 
einbarende billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenzen  ver- 
wenden zu  lassen.  Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf 
dem  von  der  Gesellschaft  eingelösten  oder  soust  für  Bahnzweoke  benützten  Grund 
und  Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  die  Drähte 
des  Staatstelegraphen  an  den  Stützpunkten  der  Bahnbetriebsleitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  soloher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nioht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  die  Gesellschaft  durch  das 
Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet.,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militärtrans 
porte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern 
und  zu  verwahren. 

Die  Gesellschaft  unterwirft  sich  schliesslich  hinsichtlich  der  concessionirten 
Eisenbahn  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  dui  chzufilhrenden 
Regelung  der  Beziehungen  der  k.  k.  ötaatstelegraphenanstalt  zu  den  Localbabn- 
unternehmungen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge  dieser  Conoession,  oder  aus 
Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certifioaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck  unentgeltlich  befördert  werden. 

7.  Beförderung  von  Schüblingen,  Corrigenden,  Civilarrestanten, 
Sträflingen  und  MilitärstellungsflücLtigen,  sowie  deren  Escorte. 

Schüblinge  und  Corrigenden,  welche  in  eine  Zwangsanstalt  abgegeben 
werden,  Civilarrestanten,  Sträflinge  und  Militärstellungsflüchtlinge,  welche  auf  den 
Assentplatz  gebracht  werden,  sow.e  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der  Rückfahrt 


Digitized  by  Google 


Eisenbahn  Lemberg-Befzec  (Tomaszöw). 


443 


sind  zu  denselben  ermäßigten  Fahrgebühren,  wie  auf  den  der  k.  k.  Generaldirection 
der  österreichischen  Staatsbahnen  unterstehenden  Bahnlinien  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunlichkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage 
and  Züge  zu  vereinbaren. 

8.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatapf erdezuoh tanetalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  lür  Militärtr&nsporte  geltenden  er- 
ni&ssigten  Tarifsätze  Anwendung  za  finden. 

Wien,  am  ö.  Februar  1886. 

Der  k.  k.  Handelsminister. 
Plno  m.  p. 

4.  Uebereinkommen, 

welches  auf  Grand  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1885.  ß.  G.  Bl.  Nr.  72,  zwischen 
dem  k.  k.  Handelsministerium  and  dem  k.  k.  Finanzministerium  im  Namen 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  einerseits  und  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czerno- 
witz-Jassy  Elsenbalmgesellschaft  als  Concessionttrin  der  Localbahu  von 
Lemberg  nach  Belzec  und  eventuell  an  die  Reiehsgrenze  nächst  Tomsszöw 
andererseits,  in  Betreif  der  Beteiligung  des  Staatsschatzes  an  der  Capitals- 
beschaffung  für  die  obige  Localbahn  am  untan gesetzten  Orte  und  Tage 

abgeschlossen  worden  ist,  wie  folgt: 

§  i. 

Die  k.  k.  Staateverwaltung  ertheilt  in  Hinblick  auf  die  durch  die 
vorausgegangenen  Präliminarvereinbarungen  sichergestellte  und  nach 
Inhalt  des  gegenwältigen  Uebereinkommens  eingetretene  Erfüllung  der 
Bedingungen,  an  welche  kraft  Artikel  I,  Zahl  1  und  2  des  Gesetzes 
vom  1.  Mai  1885,  R.  6.  Bl.  Nr.  72,  die  Betheiligung  des  Staats- 
seharzes an  der  Oapitalsbeschaffung  zum  Zwecke  des  Baues  einer  Local- 
bahn von  Lemberg  nach  Beizec  und  eventuell  an  die  Reichsgrenze 
nächst  Tomasz6w  geknüpft  ist,  die  Zusicherung,  sich  an  der  obigen 
Capitalsbe  Schaffung  durch  Uebei nähme  von  Stammactien  der  für  diese 
Localbahn  zu  bildenden  Actiengesellschaft  im  Betrage  von  neun- 
hunderttausend  (900.000)  Gulden  österr.  Währ.  Noten  zu  betheiligen. 

§  2. 

Die  Lemberg-Czernowitz- Jassy  Eisenbahngesellschaft  verpflichtet 
sieb,  das  restliche  Baucapital,  von  welchem  höchstens  noch  2,760.000  fl. 
in  Prioritätsactien  und  480.000  fl.  in  Stammactien  ausgegeben  werden 
dürfen,  ohne  Belastung  des  Staatsschatzes  zu  beschaffen  und  übernimmt 
biefür  die  Haftung. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  ferner  die  Haftung  dafür,  dass  mit  dem  für 
den  Bau,  die  Ausrüstung  und  die  Inbetriebsetzung  der  genannten  Local- 
bahn, wobei  die  Dotiiung  eines  Reservefond  es  mit  dem  affectiven  Betrage 
von  mindestens  fünfundvierzigtausend  (45.000)  Gulden  österr.  Währ, 
i  inbegriffen  ibt,  als  Maxi  malt  um  me  festgestellten  Nominalanlagecapitale 
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im  Betrage  von  vier  Millionen  einbundertvierzigtausend  (4,140.000) 
Gnlden  österr.  Währ,  das  Auslangen  gefunden  wird. 

§  3. 

Die  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  nach  §  1  zu  übernehmenden 
Stammactien  müssen  vollkommen  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen  Stamm- 
actien  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  gen i essen. 

Eine  Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  Staatsverwaltung  auf 
eine  Maximalstimmenanzahl  darf  nicht  stattfinden. 

Ebenso  ist  jede  Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  Staatsver- 
waltung gegenüber  den  Besitzern  der  Prioritätsactien  ausgeschlossen. 

Die  Dividende,  welche  den  Prioritätsactien  gebührt,  bevor  für  die 
Stammactien  der  Anspruch  auf  Dividendenbezug  eintritt,  darf  nicht  höher 
als  mit  fünf  (5)  Percent  bemessen  werdeü. 

Eine  Nachzahlung  auf  die  Dividende  der  Prioritätsactien  aus  dem 
Reinerträgnisse  eines  späteren  Jahres  findet  nicht  statt. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  sind  in  die  Statuten  der  zu 
bildenden  Actiengesellschaft  aufzunehmen. 

§  4. 

Die  Einzahlungen  auf  die  nach  §  1  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
zu  übernehmenden  und  derselben  sofort  zu  übergebenden  Stammactien 
werden  in  fünf,  vom  Jahre  1887  an  beginnenden  gleichen  Jahresraten 
durch  das  k.  k.  Ministerialzahlamt  in  Wien  gegen  ungestempelte  Empfangs- 
bestätigung zu  jenen  Terminen  erfolgen,  welche  die  k.  k.  Staatsver- 
waltung hiefür  bestimmen  wird. 

Die  erste  dieser  Ratenzahlungen  ist  keinesfalls  früher  zu  leisten, 
als  bis  nach  vorausgegangener  und  gehörig  nachgewiesener  Einzahlung 
und  Verwendung  des  restlichen  Baucapitales  die  im  §  1  bezeichnete 
Localbahn  concessionsmässig  vollendet  und  dem  öffentlichen  Verkehre 
übergeben  sein  wird. 

§  5- 

Zur  Wahrung  der  speciellen  Interessen,  welche  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung aus  der  im  §  1  vereinbarten  finanziellen  Betheiligung  er- 
wachsen, wird  derselben  das  Recht  vorbehalten,  die  Bauverträge,  sowie 
die  Bau-  und  Lieferungsbedingnisse  für  die  ebendaselbst  bezeichnete 
Localbahn  zu  genehmigen  und  die  denselben  entsprechende  Bauaus- 
führung und  Ausrüstung  durch  zu  diesem  Zwecke  aufzustellende  Staats- 
organe auf  jede  ihr  geeignet  erscheinende  Weise  unmittelbar  zu  über- 
wachen. 

Die  Kosten  dieser  speciellen  Bauaufsicht  sind  von  der  k.  k.  priv. 
Lemberg  Czernowitz-Jassy  Eisen b ah ngesellschaft,  beziehungsweise  von 
der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  in  dem  vom  Handelsministerium 
festzusetzenden  Betrage  zu  vergüten. 
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§  C 

Der  bei  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy  Eisenbahn  - 
gesellscbaft  bestellte,  respective  der  bei  der  zu  bildenden  Actiengesell- 
scbaft  fungirende  landesfürstliche  Commissär,  und  zwar  letzterer  vom 
Zeitpunkte  seiner  Bestellung  an,  hat,  insolange  der  Staatsschatz  durch 
die  zugesicherte  Uebernahme  und  sodann  durch  den  Besitz  von  Actien 
an  dem  Unternehmen  betheiligt  ist,  ausser  den  ihm  nach  §  12  der 
allerhöchsten  Concessionsurknnde  zustehenden  Befugnissen  das  Recht, 
auch  solche  Beschlüsse  und  Verfügungen  der  Lemberg-Czernowitz-Jassy 
Eisenbahngesellschaff,  respective  des  Vorstandes  der  zu  bildenden  Actien- 
gesellschaft  und  der  Generalversammlung  zu  sistiren,  welche  ihm  gegen 
die  aus  dem  gegenwärtigen  Uebereinkoramen  hervorgehenden  finan- 
ziellen Interessen  des  Staates  zu  Verstössen  scheinen;  jedoch  hat  derselbe 
dann  sogleich  die  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums  einzu- 
holen, welche  ohne  Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend 
sein  soll. 

§  7. 

Der  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  eingeräumt,  vom  Zeit- 
punkte der  Constituirung  der  Actiengesellschaft  angefangen  und  inso- 
lange der  Staatsschatz  durch  die  zugesicherte  Uebernahme  und  den 
Besitz  von  Actien  an  dem  Unternehmen  der  Localbahn  Lemberg- Betzec 
(Reichsgrenze)  betheiligt  ist,  ein  Mitglied  der  als  Vorstand  der  zu 
bildenden  Actiengesellschaft  fungirenden  Vertretung  zu  ernennen. 

§.  8. 

Zur  Sicherung  der  bestimmungsmässigen  Verwendung  der  in  Gemäss- 
heit  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  vom  Staatsschatze  geleisteten 
Einzahlungen  sind  die  eingezahlten  Beträge  über  Verlangen  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  bis  zum  Zeitpunkte  ihrer  tb.at  sachlichen  Verwendung 
unter  Mitsperre  des  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ernanuten  Vorstands- 
mitgliedes (§  7)  oder  des  landesfdrstlichen  Commissärs  zu  halten. 

§  »• 

Das  gegenwärtige  Uebereinkoramen  wird  in  einem  ungestempelten 
Exemplare  ausgefertigt,  welches  in  Verwahrung  des  k.  k.  Handels- 
Ministeriums  verbleibt. 

Eine  vidimirte  Abschrift  hievon  wird  der  k.  k.  priv.  Lemberg- 
Czernowitz-Jassy  Eisenbahngesellschaft  aupgefolgt. 

Wien,  am  15.  Juni  1886. 

K.  k.  priv. 

Lemberg-Czernowitz-Jast-y  Eisenbahngesellschaft : 
Ziffer  m.  p.  Ritter  m.  p. 

Für  die  k.  k.  Staatsverwaltung:  Der  Leiter  des  k.  k.  Handelsministeriums: 

Der  k.  k.  Finanzminister:  Pusswald  m.  p. 

Dunajewski  m.  p. 
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5.  Statuten 

der  Eisenbahn  Lemberg-Belzec  (Tomaszöw). 

L  Titel. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1. 

Znm  Zwecke  der  Ausübung  der  der  k.  k.  priv.  Lemberg- Czerno- 
witz-Jassy  Eisenbahngesellscbaft  mit  allerhöchster  Entscbliessung  vom 
8.  Jänner  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  20,  ertheilten  Concession  zum  Baue 
und  Betriebe  einer  normalspurigen  Locomotiveisenbahn  von  Lemberg 
über  Zolkiew  nach  Rawa  ruska  nebst  einer  Fortsetzung  derselben  über 
Belzec  an  die  Reichsgrenze  in  der  Richtung  gegen  Tomasz6w  zum  An- 
schlüsse an  das  russische  Eisenbahnnetz  wird  eine  Actienges  ellschaft 
gebildet,  welche  unbeschadet  der  der  k.  k.  priv.  Lemberg-Ozernowitz- 
Jassy  Eißenbahngesellschaft  nach  Art.  I,  Punkt  2,  des  Gesetzes  vom 
1.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  72,  auch  ferner  obliegenden  Haftung  für 
die  Aufbringung  des  erforderlichen  Baucapitales  und  das  Auslangen  mit 
demselben,  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionärin, 
sowie  ia  alle  der  letzteren  zugestandenen  Begünstigungen  eintritt. 

§  2. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  normalspurigen  Locomotiveisenbahn  von 
Lemberg  nach  Belzec  und  an  die  Reichsgrenze  gegen  Tomasz6w. 
Ferner  mit  Genehmigung  der  Regierung: 

b)  der  Bau  und  Betrieb  anderer  normal-  oder  schmalspurigen  Eisen- 
bahnen, Strassenbahnen  oder  Dampftram ways,  deren  Concession 
von  der  Gesellschaft  später  erworben  werden  sollte; 

c)  die  Erwerbung  anderer  Eisenbahnen  zum  Zwecke  des  Ausbaues 
oder  des  Betriebes,  sowie  die  Uebernahme  dos  Betriebes  anderer 
bestehenden  Eisenbahnen ; 

d)  die  Ausführung  solcher  Arbeiten  und  Unternehmungen,  zu  denen 
die  Gesellschaft  durch  die  Concessionen  ermächtigt  ist,  oder  welche 
ihr  später  übertragen  werden;  sowie  der  Betrieb  von  Transport- 
anstalten zu  Wasser  und  zu  Lande,  insoweit  diese  Unternehmungen 
mit  den  der  Gesellschaft  concessionirten  Eisenbahnunternehmungen 
in  unmittelbarer  Verbindung  stehen. 

§  3. 

Die  Actiengesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien. 
Dieselbe  ist  berechtigt,  Filialen  und  Agenturen  im  In-  und  Aus- 
lände zu  errichten. 

§  4. 

Die  Gesellschaftsfirma  „Eisenbahn  Lemberg-Belzec  (Tomaszöw)" 
wird  nach  Vorschrift  des  Handelsgesetzbuches  protokollirt. 
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Dieselbe  wird  vorgedruckt  oder  von  wem  immer  geschrieben  und 
entweder  collectiv  von  zwei  Verwaltungaräthen,  oder  von  einem  Ver- 
waltnogsrathe  nnd  einem  mit  der  Procura  betrauten  Gesellschaftsbeamten 
(von  letzterem  mit  einem  die  Procura  andeutenden  Zusätze)  unter- 
zeichnet. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt  (§  39),  sobald  das  gesammte  im 
§  9  festgesetzte  Actiencapital,  soweit  dasselbe  nicht  durch  die  vom 
Staate  zugesicherte  Uebernahme  von  Stammactien  aufgebracht  wird, 
gezeichnet  ist  und  2000  Stammactien  k  fl.  200  österr.  Währ.,  zusammen 
daher  400.000  Gulden  österr.  Währ,  bar  eingezahlt  sind,  sowie  auch 
die  Eintragung  der  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  erwirkt  ist. 

Sie  endet  mit  dem  Erlöschen  der  erworbenen  Concession,  löst 
sich  jedoch  schon  früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen  Bahnen  vom 
Staate  übernommen  oder  durch  die  Gesellschaft  veräussert  werden. 

§  6. 

Die  Einzahlung  auf  die  übrigen  gezeichneten  Actien  (Stamm-  und 
Prioritätsactien  [§  5]),  sowie  die  Ausgabe  derselben,  erfolgt  über  Be- 
echluss  des  Verwaltungsrathes. 

§  7. 

Die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  statutenmäßigen  Kund- 
machungen werden  rechtswirksam  durch  einmalige  Einschaltung  in  die 
amtliche  „Wiener  Zeitung"  veröffentlicht. 

n.  Titel. 
Gesell  schaftscapital. 

§  »• 

Das  Gesellscbaftscapltal  wird  gebildet: 

a)  aus  Prioritätsactien; 

b)  aus  Stammactien. 

Die  Summe  der  jeweilig  ausgegebenen  Prioritätsactien  darf  zwei 
Drittel  des  gesammten  Gesellschaftscapitales  nicht  übersteigen. 

§  9- 

Das  Actiencapital  besteht  vorläufig  aus  fl.  2,760.000  in  13.800 
Stück  Prioritätsactien  nnd  fl.  1,380.000  in  6900  Stück  Stammactien, 
zusammen  fl.  4,140.000  in  20.700  Stück  volleingezahlten,  auf  den 
Ueberbringer  lautenden  Actien  4  fl.  200  österr.  Währ,  per  Stück.  So- 
wohl die  Prioritäts-,  als  auch  die  Stammactien  sind  mit  fortlaufenden 
Nummern  nach  den  beiliegenden  Formularien  Nr.  1  und  4  auszufertigen 
und  mit  Coupons  und  Talons  nach  den  Formularien  Nr.  2  und  3,  be- 
ziehungsweise Nr.  5  und  6  zu  versehen. 


Digitized  by  Google 


448 


Eisenbahn  Lemberg-Betzeo  (Tomaszöw). 


Die  Actien  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für 
jede  Actie  nur  ein  Eigenthümer  anerkannt. 

§  10. 

Im  Falle  der  Fortsetzung  der  Bahn  von  Belzec  bis  an  die  Grenze 
oder  der  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmungen  im  Sinne 
der  Bestimmungen  des  §  2  kann  jederzeit,  im  Falle  in  Zukunft  noth- 
wendig  werdender  Vervollständigungsbauten  und  Investitionen  für  die 
Eisen bahnunternehmung  jedoch  erst  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebs- 
jahres,  das  Actiencapital  entsprechend  vermehrt  werden.  Hiezu  ist  stets 
die  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  erforderlich. 

§  H. 

Sowohl  die  Prioritäts-,  als  auch  die  Stammactien  werden  nach 
Massgabe  eines  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Tilgunge- 
planes innerhalb  der  Concessionsdauer  amortisirt  (§  43,  Z.  3). 

Die  Tilgung  der  Prioritätsactien  hat  jener  der  Stammactien  voraus- 
zugehen. 

III.  Titel. 

Verwaltungaratb. 

§  12. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  wird  auf  mindestem: 
sechs  und  auf  höchstens  neun  festgesetzt. 

Sämmtliche  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  müssen  österreichische 
oder  ungarische  Staatsbürger  sein. 

Insolange  der  Staat  durch  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  1.  Mai 
1885,  R.  G.  B.  Nr.  72,  zugesicherte  Betbeiligung  an  der  Capitals- 
beschaffung  für  die  Eisenbahn  Lemberg -Betzec  (Tomaszöw)  und  sohin 
durch  den  Besitz  von  Stammactien  an  dieser  Unternehmung  betheiligt 
ist,  ernennt  der  k.  k.  Hau  deismin  ister  ein  Mitglied  des  Verwaltungs- 
rathes, auf  welches  die  Bestimmungen  der  §§13  bis  einschliesslich  16 
dieser  Statuten  keine  Anwendung  finden. 

§  IS. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  mit  Ausnahme  des  vom 
k.  k.  Handelsminister  zu  ernennenden  Mitgliedes  werden  durch  die 
Generalversammlung  auf  drei  Jahre  gewählt. 

Jedes  Jahr  tritt  der  dritte  Theil  der  gewählten  Mitglieder  nach 
der  Reihenfolge  ihrer  Functionsdauer  aus. 

So  lange,  bis  sieb  die  Reihe  des  Austrittes  nach  der  Functions- 
dauer  gebildet  hat,  werden  die  Austretenden  durch  das  Los  bestimmt, 

Ist  die  Anzahl  der  gewählten  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
nicht  durch  3  ohne  Rest  theilbar,  so  wird  die  Zahl  der  auszulosenden 
Mitglieder  ohne  Rücksicht  auf  diesen  Rest  bestimmt. 
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Dagegen  haben  am  Ende  des  dritten  Jahres  alle  früher  nicht  aus- 
gelosten Mitglieder  aaszutreten. 

Die  zum  Abtritt  Bestimmten  können  wieder  gewählt  werden. 

§  14. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsratheß  für  die  ersten  drei  Geschäfts- 
jahre der  Gesellschaft  werden  von  der  constitnirenden  Generalver- 
sammlung gewählt  (§  39)  und  sind  die  Gewählten  berechtigt,  im  Falle 
Ablebens  oder  Austrittes  eines  Mitgliedes  dessen  Stelle  für  die  noch 
Übrige  Functionsdauer  durch  Cooptation  provisorisch  zu  besetzen. 

Die  definitive  Wahl  erfolgt  in  der  ersten  darauf  einberufenen 
ordentlichen  Generalversammlung. 

Das  durch  Cooptation,  respective  Neuwahl  gewählte  Mitglied  tritt 
rücksichtlich  seiner  Functionsdauer  an  die  Stelle  des  ausgeschiedenen 
Mitgliedes. 

§  15. 

Nach  Ablauf  der  ersten  drei  Geschäftsjahre  der  Gesellschaft  tritt 
die  statutenmässige  Ordnung  des  Austrittes  der  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes  in  Wirksamkeit  (§  13). 

§  16. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  für  die  Dauer 
seiner  Function  25  Actien  der  Gesellschaft  sammt  den  dazu  gehörigen 
nicht  fälligen  Coupons  bei  der  Gesellschaft  als  Caution  zu  hinterlegen, 
welche  während  seiner  Function  und  nach  deren  Aufhören  bis  zur 
Genehmigung  der  auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnungen  vom  Erleger 
weder  veräussert,  noch  verpfändet  werden  dürfen. 

Erst  nach  erfolgtem  Erläge  dieser  Actien  kann  das  Mitglied  seine 
Function  antreten. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  14  Tagen  nach  erfolgter 
Berufung  gilt  als  Ablehnung  derselben. 

§  17. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Präsi- 
denten und  einen  Vicepräsidenten,  sowie  unbeschadet  der  Bestimmungen 
des  Artikels  231,  H.  G.  B.,  ein  aus  3  Mitgliedern  bestehendes  Executiv- 
comitä.  Der  Wirkungskreis,  sowie  die  Vertretung  der  Mitglieder  des 
letzteren  in  Verhinderungsfällen  wird  durch  ein  besonderes  vom  Ver- 
waltungsrathe  zu  erlassendes  Reglement  bestimmt. 

§  18. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Wien  über  Einladung 
des  Präsidenten  oder  Vicepräsidenten,  oder  auch  auf  Verlangen  von  drei 
Mitgliedern,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern,  mindestens  aber  einmal 
im  Monat. 

Die  BeebUuknnd«!  der  «.terr.  EUenb.hu«»  II.  29 


Digitized  by  Google 


450 


Eisenbahn  Lemberg-Beizeo  (Tomaazöw). 


§  19- 

Zur  Beschlussfähigeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnuogs- 
mässig  erfolgte  Einladung  aller  Mitglieder  und,  abgesehen  von  dem  Vor- 
sitzenden, die  Anwesenheit  von  zwei  Mitgliedern  erforderlich. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  können  sich  in  ihrer  Abwesen- 
heit durch  ein  anderes  Mitglied  vertreten  lassen  oder  ihr  Votum  schrift- 
lich abgeben,  welches  sodann  dem  Protokolle  beizuheften  ist.  Jedes 
Mitglied  des  Verwaltungsrathes  kann  jedoch  nur  eine  Vertretungs voll- 
macht übernehmen. 

§  20. 

Der  Verwaltungsrath  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  Geschäfte 
der  Gesellschaft  betraut.  Er  vertritt  die  Gesellschaft  als  Vorstand  im 
Sinne  des  Handelsgesetzbuches  und  ist  auch  mit  allen  jenen  Befug- 
nissen betraut,  zu  welchen  eine  besondere  Vollmacht  gefordert  wird. 

Dem  Verwaltungsrathe  steht  die  Ernennung  der  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft  und  die  Ertheilung  der  Procura  an  Beamte  der 
Gesellschaft  zu. 

Er  entscheidet  überhaupt  in  allen  Fragen,  welche  nicht  ausdrück- 
lich der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Der  Verwaltungsrath  kann  unbeschadet  der  Bestimmungen  der 
Artikel  231  und  234  H.  G.  B.  durch  eine  Specialvollmacht  die  Aus- 
Übung  seiner  Befugnisse  an  ein  oder  mehrere  Mitglieder  aus  seiner  Mitte 
oder  an  Beamte  der  Gesellschaft  übertragen. 

§  21. 

Des  Verwaltungsrath  beschliesst  seine  Geschäftsordnung  unbeschadet 
der  Bestimmungen  der  §§  231  und  234  H.  G.  B„  ebenso  bestimmt  er 
die  Reglements  und  Instructionen  für  die  Beamten  und  Diener  der 
Gesellschaft. 

Ihm  steht  die  Bestrafung  von  Dienstvergehen,  wie  auch  die  etwaige 
Suspension  und  Entlassung  der  Beamten  und  Diener  der  Gesellschaft  zu. 

§  22. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst.  Der 
Vorsitzende  gibt  seine  Stimme  wie  jedes  andere  Mitglied  ab.  Bei  gleich- 
getheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  welcher 
sich  der  Vorsitzende  angeschlossen  hat. 

§  23. 

üeber  die  Verhandlungen  des  Verwaltuugsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern  zu 
unterzeichen  sind. 
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§  24. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  gemessen  die  im  §  43  fest- 
gesetze  Tantieme  vom  Reingewinne. 

Die  Höhe  der  Entlohnung  für  die  Mitglieder  des  Executivcomites, 
sowie  die  Festsetzung  des  Werthes  der  Anwesenheitsmarken  für  die 
Theilnabme  an  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  werden  alljährlich 
durch  die  ordentliche  Generalversammlung  bestimmt. 

Bis  zur  ersten  ordentlichen  Generalversammlung  wird  der  Werth 
der  Anwesenheitsmarken  sowohl  für  die  Theilnabme  an  den  Sitzungen 
des  Executivcomites,  als  auch  für  die  Theilnahme  an  den  Verwaltungs- 
rathssitzuDgen  mit  je  10  fl.  ö.  W.  festgesetzt. 

§  25. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist;  wer  in  Concurs  verfallen  ist 
oder  die  Zahlungen  eingestellt  hat,  ohne  seine  Gläubiger  voll  befriedigt 
zu  haben;  wer  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Gewinn- 
sucht hervorgegangenen  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden 
Vergehens  oder  einer  solchen  Uebertretung  in  Untersuchung  steht  oder 
schuldig  gesprochen  worden  ist:  kann  nicht  Mitglied  des  Verwaltungs- 
rathes sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Functions* 
dauer  hat  unmittelbar  den  Verlnst  der  Stelle  zur  Folge. 

IV.  Titel. 
Generalversammlung. 

§  26. 

Die  Generalversammlung  vertritt  die  Gesammtheit  der  Actionäre 
uud  hat  die  den  Actionären  zustehenden  Rechte  auszuüben. 

Ihre  statutenmäßig  gefassten  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre 
bindend. 

§  27. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  alljährlich  innerhalb  der 
dem  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  folgenden  sechs  Monate  am  Sitze  der 
Gesellschaft  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  werden  vom  Verwaltung^- 
rathe  einberufen,  und  zwar  nach  dessen  Ermessen,  oder  über  Beschluss 
einer  Generalversammlung,  oder  endlich  wenn  solche  von  einem  oder 
mehreren  Actionären,  deren  Actienbesitz  den  vierten  Theil  des  Actien- 
capitales  repräsentirt,  beantragt  werden. 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation  er- 
forderliche Actienanzahl  bei  der  Gesellschaftscasso  oder  an  einer  anderen 
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vom  Verwaltungsrath  zu  bezeichnenden  Depotstelle  zu  hinterlegen  und 
gleichzeitig  den  Gegenstand  und  die  Gründe  anzugeben,  welche  den 
Anlass  zu  dem  gestellten  Begehren  bilden. 

§  28. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  General- 
versammlung muss  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltung 
erfolgen  und  muss  in  der  Einberufungskundmachung  der  Zweck  der 
Generalversammlung  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht  werden. 

In  das  Verhandlungsprogramm  der  Generalversammlung  sind  auch 
jene  Anträge  aufzunehmen,  welche  von  einem  oder  mehreren  Actionären 
wenigstens  30  Tage  vor  Einberufung  der  Generalversammlung  schrift- 
lich angemeldet  worden  sind.  Die  Anmeldung  hat  beim  Verwaltungs- 
rathe  zu  geschehen.  Ueber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  in  der 
Einberufungskundmachung  nicht  angekündigt  ist,  können  Beschlüsse 
nicht  gefasst  werden.  Nur  über  den  Antrag  auf  Einberufung  einer  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  kann  ohne  vorherige  Ankündigung 
oder  Verlautbarung  beschlossen  werden. 

§  29. 

Zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer 
von  Stamm-  oder  Prioritätsactien  berechtigt,  welcher  mindestens  25  Stück 
dieser  Actien  spätestens  acht  Tage  vor  Zusammentritt  der  statutenmässig 
einberufenen  Generalversammlung  iu  die  Gesellschaftscasse  oder  an  einer 
anderen  in  der  Einberufungskundmachung  bezeichneten  Depotstelle  er- 
legt. In  Ansehung  der  im  Staatsbesitze*  befindlichen  Actien  genügt  an 
Stelle  der  Deponirung  die  Beibringung  einer  amtlichen  Bescheinigung 
der  betreffenden  Staatscasse. 

§  30. 

Je  25  Actien  gewähren  dem  Inhaber  eine  Stimme. 

Die  Stamm-  und  Prioritätsactien  gemessen  gleiches  Stimmrecht,  so 
dass  letzteres  nicht  tangirt  wird,  wenn  der  Besitz  eines  Actionärs  theils 
aus  Stamm-,  theils  aus  Prioritätsactien  besteht. 

Die  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
1.  Mai  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  72,  zu  übernehmenden  Stammactien  ge- 
messen vollkommen  gleiches  Recht  wie  die  übrigen  Stammactien.  Eine 
Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  Staatsverwaltung  auf  eine  Maximal- 
stimmenanzahl darf  nicht  stattfinden.  Ebenso  ist  jede  Beschränkung  des 
Stimmrechtes  der  Staatsverwaltung  gegenüber  den  Besitzern  der  Priori- 
ätsactien  ausgeschlossen. 

§  31. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  einen  anderen  Actionär 
im  Wege  der  Bevollmächtigung  ausgeübt  werden. 
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Pflegebefohlene  oder  juristische  Personen  üben  das  Stimmrecht 
durch  ihre  gesetzlichen  oder  statutenmassigen  Vertreter,  Frauen  durch 
Bevollmächtigte  aus,  welche  nicht  Actionäre  der  Gesellschaft  sein  müssen. 
Die  Art  und  Weise  der  Ausübung  des  der  Staatsverwaltung  zustehenden 
Stimmrechtes  bleibt  dem  freien  Ermessen  derselben  überlassen. 

§  32. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
der  Vicepräsident  des  Verwaltungsrathes,  oder  in  deren  Verhinderung 
ein  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmtes  Mitglied  desselben. 

§  33. 

Der  Generalversammlung  ist  folgender  Wirkungskreis  vorbehalten : 

1.  Die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes  und  die  Beschlüsse 
über  denselben. 

2.  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§§  13  und  14). 

3.  Die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  Beschlussfassung 
über  die  Verwendung  des  Gewinnes. 

4.  Die  Beschlussfassung  über  Aenderung  der  Statuten. 

5.  Die  Beschlussfassung  über  den  Bau  oder  die  Erwerbung  neuer 
Linien. 

6.  Die  Beschlussfassung  über  die  Betriebsführung  der  gesellschaft- 
lichen Linien,  insoweit  hierüber  nicht  bereits  durch  concessionsmässige 
Bestimmungen  verfügt  ist. 

7.  Die  Beschlussfassung  übar  die  Veräusserung  aller  oder  einzelner 
der  Gesellschaft  gehöriger  Linien. 

8.  Die  Beschlussfassung  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft. 

9.  Die  Beschlnssfassung  über  Erhöhung  des  Actiencapitales. 

10.  Die  Wahl  eines  Revisionsausschusses  zur  Prüfung  der  Bilanz. 

11.  Die  Festsetzung  der  Entlohnung  des  Executivcomite's  und  des 
Werthes  der  Anwesenheitsmarken  für  die  Theilnahme  an  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  und  des  Executivcomite^  (§  24). 

Beschlüsse  über  die  in  vorstehenden  Zahlen  4  bis  incl.  9  angeführten 
Gegenstände  unterliegen  der  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung. 

§  34. 

Zur  Beschlussfähigkeit  einer  Generalversammlung  ist  die  An- 
wesenheit von  mindestens  zehn  Actionären  erforderlich,  welche  im  eigenen 
oder  Vollmachtsnamen  wenigstens  den  zehnten  Theil  des  gesammten 
Actiencapitales  vertreten. 

Ueber  die  im  §  33  unter  4,  5,  7,  8  und  9  angeführten  Gegen- 
stände jedoch  können  Beschlüsse  nur  in  dem  Falle  gefasst  werden,  wenn 
mindestens  der  fünfte  Theil  des  gesammten  Actiencapitales  vertreten  ist. 
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§  35. 

Ist  eine  gehörig  einberufene  Generalversammlung  nicht  im  Sinne 
des  §  34  beschluesfahig,  bo  muss  binnen  acht  Tagen  eine  neue  General- 
versammlung einberufen  werden,  welche  über  die  in  der  Kundmachung 
der  früheren  Generalversammlung  angeführten  Gegenstände  in  jedem 
Falle  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Actionäre  und  die  Summe 
des  durch  sie  vertretenen  Actiencapitales  giltig  Beschluss  fassen  kann, 
was  in  der  Einberufungskundmachung  ausdrücklich  angeführt  werden 
muss.  Der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  der  Versammlung 
kann  für  diesen  Fall  auf  acht  Tage  beschränkt  werden,  und  müssen 
in  diesem  Falle  die  Actien  spätestens  fünf  Tage  vor  dem  Zusammen- 
tritte dieser  neuen  Generalversammlung  erlegt  sein. 

§  36. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Vorsitzenden ;  die  im  §  33,  Absatz  4,  5,  7,  8  und  9  angelührten  Be- 
schlüsse bedürfen  zu  ihrer  Giltigkeit  einer  Majorität  von  zwei  Drittel 
der  vertretenen  Stimmen. 

§  37. 

Alle  Wahlen  werden  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst  Stimm- 
zettel vorgenommen. 

Als  gewählt  werden  Diejenigen  angesehen,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  grösste  Anzahl  von  Stimmen,  zugleich 
aber  auch  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  die  absolute  Stimmenmehrheit  nicht 
erzielt,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen  Jenen,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhielten. 

In  die  engere  Wahl  kommt  die  doppelte  Zahl  der  zu  Wählenden. 

Erhalten  zwei  Mitglieder  in  der  engeren  Wahl  die  gleiche  Stimmen« 
zahl,  so  ist  Derjenige  als  gewählt  zu  betrachten,  welcher  zur  betreffenden 
Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen  Actienbesitz  ausgewiesen 
hat.  Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los  nach  einer  vom 
Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 

§  38. 

Bei  Eröffnung  der  Generalversammlung  ernennt  der  Vorsitzende 
einen  Schriftführer  und  aus  den  anwesenden  Actionären  zwei  Scrutatoren. 
Ueber  die  Verhandlungen  wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  vom 
Vorsitzenden,  dem  Schriftführer  und  den  Scrutatoren  zu  unterzeichnen  ist. 

§  39. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  sofort  nach  Zeichnung 
der  im  §  5  bestimmten  Anzahl  von  Actien  einberufen. 
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Sind  eämmtliche  Zeichner  bei  der  constituirenden  Generalver- 
sammlung persönlich  oder  durch  Vollmachtsträger  anwesend,  so  kann 
die  Constituiiung  ohne  öffentliche  Einberufuug  vor  sich  gehen. 

Auf  diese  Generalversammlung  haben  die  Anordnungen  der  Statuten, 
welche  sieh  auf  die  Kundmachung  und  auf  den  Erlag  der  Actien  be- 
ziehen, keine  Anwendung. 

Der  Vorsitzende  wird  von  der  Generalversammlung  gewählt. 

Die  constituirende  Generalversammlung  hat  die  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  für  die  ersten  drei  Geschäftsjahre  (§  14)  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  zu  wählen;  sie  hat  überhaupt  alle  Befugnisse,  welche 
laut  §  83  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

In  dieser  constituirenden  Generalversammlung  ist  die  erfolgte  Ein- 
zahlung des  im  §  5  bestimmten  Actiencapitales  nachzuweisen. 

Ueber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der  Ver- 
sammlung bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der 
Versammlung  beizuziehenden  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

V.  Titel. 
RevisionBausschu88. 

§  40. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestellte  Revisions- 
ausschuss  besteht  aus  zwei  Mitgliedern  und  einem  Ersatzmann,  welche 
alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der  Ver- 
waltung nicht  angehörigen  stimmberechtigten  Actionären  gewählt  werden. 
—  Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mitgliedes 
des  Revisionsausschusses  in  Function. 

§  41. 

Der  RevisionsausschuBs  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von 
den  Büchern  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen.  Er  hat  seinen  Be- 
fund der  Generalversammlung  vorzulegen. 

VI.  Titel. 

Geschäftsführung  und  Gewinnverwendung. 

§  42. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  stets  am  1.  Jänner  und 
endet  am  31.  December. 

Als  erstes  Geschäftsjahr  hat  der  Zeitraum  vom  Tage  der  Betriebs- 
eröffnung  bis  zum  31.  December  des  nächstfolgenden  Jahres  zu  gelten. 
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§  43. 

Die  Rechnungen  werden  am  81.  December  jedes  Jahres  abge- 
schlossen und  dem  Revisionsausschusse  zur  Prüfung  vorgelegt. 
Aus  den  Betriebseinnahmen  sind  vor  Allem  zu  decken: 

1.  die  laufenden  Betriebs-  und  Verwaltungsauslagen; 

2.  die  Zinsen  für  etwaige  Anlehen  und  schwebende  Schulden; 

3.  die  für  Amortisation  des  Gesellschaftscapitales  erforderliche 
Quote. 

Aus  dem  hiernach  verbleibenden  Reste  wird 

4.  eine  Dividende  von  5  Percent  des  eingezahlten  nicht  amorti- 
sirten  Capitales  an  die  Besitzer  von  Prioritäteactien  (eine  Nachzahlung 
auf  die  Dividende  der  Prioritätsactien  aus  dem  Reinertragnisse  eines 
späteren  Jahres  findet  nicht  statt),  ferner 

5.  eine  Dividende  von  5  Percent  des  eingezahlten,  nicht  amorti- 
sirten  Capitales  an  die  Besitzer  von  Stammactien  ausbezahlt. 

Nach  Bestreitung  der  unter  1  bis  5  angeführten  Erfordernisse 
werden 

6.  10  Percent  dem  Reservefond  (§  44)  zugewendet; 

7.  weitere  10  Percent  des  verbleibenden  Betrages  dem  Ver« 
waltungsrathe  als  Tantiemen  zugewiesen  und  wird 

8.  der  dann  noch  erübrigende  Betrag  als  Superdividende  für 
Stamm-  und  Prioritätsactien  gleichmässig  verwendet. 

§  44. 

Der  Reservefond  hat  die  Bestimmung,  zu  späterhin  etwa  er- 
forderlichen Erweiterungen  der  Bahnanlage  oder  der  Betriebseinrichtungen 
zu  dienen. 

Derselbe  ist  zunächst  aus  dem  hiezu  bestimmten  Effectivbetrage 
per  45.000  fl.  des  Anlagecapitales,  ferner  aus  den  eventuell  zu  er- 
zielenden Ersparnissen  am  präliminirten  Anlagecapitale  zu  dotiren. 

Ausserdem  ist  zur  Dotirung  dieses  Fondes  eine  Quote  von  10 
Percent  des  nach  Bestreitung  der  Erfordernisse  gemäss  §  43,  Absatz  1 
bis  5,  jeweilig  vorhandenen  Ueberschusses  zu  verwenden. 

Dieser  Fond  ist  so  lange  zu  vermehren,  bis  derselbe  10  Percent 
des  gesammten  Actien  capitales  erreicht. 

Sinkt  der  Reservefond  unter  diesen  Betrag,  so  hat  die  statuten- 
mässige  Ergänzung  wieder  zu  beginnen. 

§  45. 

Die  Einlösung  der  amortisirten  gesellschaftlichen  Titres  (§  11), 
sowie  die  Zahlung  der  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden  erfolgt 
an  der  Gesellschaftscasse  und  bei  den  vom  Verwaltungsrathe  hiezu 
bestimmten  Zahlstelleu. 

Alle  Zinnen,  Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht  binnen 
drei  Jahren  nach  deren  Fälligkeit  behoben  sind,  verfallen  zu  Gunsten 
des  Reservefondes. 
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VII.  Titel. 
Schlussbestimmungen. 
§  46. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  durch  einen  Bescbluss 
der  Generalversammlung  hat  diese  selbst  die  Modalitäten  der  Liquidation 
in  Form  einer  Abänderung  oder  Ergänzung  der  Statuten  und  Ernennung 
von  Liquidatoren  zu  normiren. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  und  sind  berechtigt,  mit  Genehmigung  der 
Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  auf  Andere  zu  übertragen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  das  Revisions- 
comitä  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  zur  Be- 
endigung derselben  mit  der  Modifikation  in  Wirksamkeit,  dass  die 
Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  von  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  des 
Verwaltungsrathes.  Hinsichtlich  der  Vermögensvertheilung  gemessen  die 
Prioritätsactien  in  Betreff  des  eingezahlten  Capitales  das  Vorrecht  vor 
den  Stammactien ;  die  nach  der  Deckung  der  Prioritäts-  und  Stamm actien 
etwa  resultirenden  Ueberschüsse  jedoch  sind  gleichmässig  unter  die 
Besitzer  von  Prioritäts-  und  Stammactien  im  percentualen  Capitata- 
Verhältnisse  zu  vertheilen. 

Im  Uebrigen  und  insoweit  die  Generalversammlung  keine  be- 
sonderen Beschlüsse  fasst,  gelten  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buches. II.  Buch,  III.  Titel,  4.  Abschnitt. 

§  47. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Recht  der  Aufsicht 
in  Gemässheit  der  Gesetze  durch  einen  hiezu  bestellten  Commissär  aus. 

Derselbe  bat  das  Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  und 
des  Executivcomites,  sowie  den  Generalversammlungen  beizuwohnen  und 
gegen  Beschlüsse  und  Verfügungen,  welche  der  Concessionsurkunde, 
den  Statuten  oder  den  allgemeinen  Gesetzen  zuwiderlaufen,  oder  den 
öffentlichen  Interessen  nachtheilig  sind,  oder  gegen  die  aus  der  Be- 
theiligung des  Staatsschatzes  an  der  Geldbeschaffung  für  die  Eisenbahn 
Lemberg-Belzec  (Tomaszöw)  hervorgehenden  finanziellen  Interessen  des 
Staates  zu  Verstössen  scheinen,  Einsprache  zu  erheben  und  deren  Aus- 
führung zu  sistiren ;  jedoch  hat  derselbe  dann  sogleich  die  Entscheidung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub  erfolgen 
und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  mit  der  Beaufsichtigung  verbundene  Mühewaltung  wird 
von  der  Gesellschaft  ein  von  der  Staatsverwaltung  zu  bestimmender 
jährlicher  Pauschalbetrag  an  den  Staatsschatz  entrichtet. 
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§  48. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  E.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Nr.  7045. 

Vorstehende  Statuten  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  80.  April  1886. 

Taaffe  m.  p. 


Digitized  by  Google 


0.  Mährische  Westbahn  (Prossnitz-Trübau). 


1.  Concessionsurkunde  vom  11.  Juli  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  129, 

für  die  Localelsenbahn  von  Prossnitz  nach  Triebitz  saninit  Flügel  von 

Kornitz  nach  Opatowitz. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Firma  „von  Erlanger  und  Söhne"  in  Frankfurt  a.  M. 
die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  der  pro- 
jectirten  Localbahn  von  Prossnitz  nach  Triebitz  sammt  Flügel  von 
Kornitz  nach  Opatowitz  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in 
Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  der  genannten  Firma 
diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der  Gesetze  vom 
25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  26.  December  1884,  R.  G.  Bl. 
Nr.  203,  und  vom  29.  Juni  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  104,  wie  folgt,  zu 
ertheilen : 

§  i- 

Wir  verleihen  dem  Concessionär  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiveisenbahn 
von  Prossnitz  über  Plumenau,  Könitz,  Kornitz  und  Mährisch- Trübau 
nach  Triebitz  mit  einer  Abzweigung  von  Kornitz  über  Ge witsch  nach 
Opatowitz. 

Vgl.  §  1,  Absatz  1,  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  22.  November 
1888  (Doc.  4). 

Die  Hauptlinie  von  Prossnitz  naoh  Triebitz,  sowie  die  Abzweigung  von 

Kornitz  nach  Opatowitz  wurden  am  1.  September  1889  dem  Betriebe  über- 
geben. 
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Der  Concesaionär  ist  ferner  verpflichtet,  über  Verlangen  der  Staats- 
verwaltung Abzweigungen  der  concessionirten  Bahn  zum  Anschlüsse 
einerseits  an  die  mährische  Grenzbahn  in  der  Richtung  gegen  Mährisch- 
Neustadt  oder  Hohenstadt,  andererseits  an  die  Linie  Brünn-Bodenbach 
der  priv.  österreichisch- ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft  in  der 
Richtung  gegen  Skalitz  zur  Ausführung  zu  bringen. 

Die  Herstellung  jeder  der  hier  bezeichneten  Zweiglinien  wird 
jedoch  nur  in  dem  Falle  verlangt  werden,  wenn  nach  dem  Ermessen 
der  Staatsverwaltung  die  Verzinsung  und  Tilgung  des  für  die  bezügliche 
Linie  erforderlichen  Nominalcapitales  in  dem  durch  Frachtverträge, 
Beitragsleistungen  der  Interessenten  oder  auf  sonstige  Weise  gesicherten 
Reinerträgnisse  der  betreffenden  Linie  zuzüglich  des  factischen  Rein- 
erträgnisses der  bereits  ausgeführten  Bahnstrecken,  soweit  dasselbe  eine 
7percentige  Verzinsung  des  für  diese  Strecken  genehmigten  Nominal- 
capitales übersteigt,  ihre  Bedeckung  findet. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden 
zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung, sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues 
und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebs- 
jahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus 
gäbe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimssebeine,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr ; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
«lie  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Cuuponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werdeu 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet. 

§  8. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  binnen  längstens  zwei  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an 
gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre 
zu  übergeben  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununter- 
brochenen Betriebe  zu  erhalten. 
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Vgl.  §  3,  Absats  1,  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  22.  No- 
vember 1888  (Doc.  4). 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  der  Con- 
cessionär durch  Erlag  einer  Oantion  von  zwanzigtausend  (20.000)  Gulden 
in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicher- 
heit zu  leisten,  welche  Caution  bei  Nichteinhaltung  der  obigen  Ver- 
pflichtung als  verfallen  erklärt  werden  kann. 

Im  Falle  der  Ausführung  der  im  §  1  bezeichneten  Zweiglinien 
wird  der  Bautermin  für  jede  derselben  von  der  Staatsverwaltung  fest- 
gesetzt werden. 

§  4- 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Bahn 
das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  einschlägigen 
gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

§  5- 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
sionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Maximal 
geschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zulässig 
erkannt  wird  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium  zu 
erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6- 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  festzu- 
setzenden Bedingungen  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche  in 
alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  Concessionärs  zu  treten  hat. 

Die  Ausgabe  von  Piioritätsobligationen  in  dem  von  der  Regierung 
zu  genehmigenden  Betrage  wird  gegen  dem  gestattet,  dass  für  die  Dauer 
der  ersten  ftlnf  Jahre  vom  Zeitpunkte  der  Ausgabe  derselben  eine  von 
der  Regierung  als  genügend  erkannte  Sicherheit  für  die  pünktliche 
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Zahlung  der  Zinsen  und  der  planmiissigeu  Rückzaklungsraten  ge- 
leistet wird. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat 
und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Actien  und  Prioritätsobligationen  unterliegen  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen,  und 
zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Begünsti- 
gungen reisender  Militärs  bei  den  österreichischen  Staatsbabnen  jeweilig 
in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht 
nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  hei  dienstlichen 
Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsver- 
sanimlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte 
Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz- 
und  Sicherheitswache. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Ueb  er  ein  kommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltuog  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
hei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig  in 
Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege, 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags- 
übereinkommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande 
auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken 
und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  dem  Concessionär  nur  insoweit, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Bahn  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 
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Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  ». 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Betrieb  auf  der  conces- 
sionirten  Bahn  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfälle  jederzeit  ohne  Anspruch 
auf  Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum 
Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Opera- 
tionen auf  den  von  der  Bahn  benützten  oder  im  Niveau  gekreuzten 
Öffentlichen  Strassen  seitens  der  Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt 
werden  sollte. 

§  9- 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  6,  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf  der 
obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  festgesetzten  Ver- 
pflichtungen bezüglich  der  Vollendung  des  Baues,  dann  der  Eröffnung 
und  Aurrechthaltung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  sofern 
eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  ö,  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  10. 

Der  Betrieb  der  den  Gegenstand  dieser  Concessionsurkunde 
bildenden  Localbabn  wird  vom  Staate  für  Rechnung  des  Concessionärs 
geführt. 

Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  werden  durch  einen  zwischen 
der  Staatsverwaltung  und  dem  Concessionär  abzuscbliessenden  Betriebs- 
vertrag geregelt. 

Vgl.  auch  §  6,  Absatz  1,  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
22.  November  1888  (Doc.  4). 

Der  mit  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  ab- 
geschlossene Betriebsvertrag  datirt  vom  29.  Juli  1886. 

§  11- 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
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hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre 
berechnet. 

Insoferne  nicht  einer  der  beiden  im  Absätze  2  vorgesehenen  Fälle 
eintritt,  hat  die  zu  leistende  Entschädigung  in  einer  dtm  obigen  Durch- 
schnittsbetrage  gleichkommenden  Rente  zu  bestehen,  welche  dem  Con- 
cessionär  während  der  übrigen  Concessionsdauer  in  halbjährigen,  am 
80.  Juni  und  am  31.  December  jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten 
zu  erfolgen  ist. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  der  Bahn  vor  Ablauf  des  siebenten 
Betriebsjahres  erfolgen  oder  der  in  Gemässheit  der  Bestimmung  im  Ab- 
sätze 1  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen 
Jahresbetrag  erreichen,  welcher  sich  zusammensetzt  aus  der  zur  plan- 
mässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der  von  der  Gesellschaft  mit  Ge- 
nehmigung der  k.  k.  Staatsverwaltung  ausgegebenen  Prioritätsobligationen 
erforderlichen  Annuität  und  jener  Annuität,  welche  zur  5percentigen 
Verzinsung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Actiencapitales 
und  zur  Tilgung  des  letzteren  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig 
ist,  so  hat  die  zu  leistende  Entschädigung  in  der  Zahlung  der  vorstehend 
bezeichneten  beiden  Annuitäten  zu  bestehen,  von  welchen  die  erstere 
bis  zur  vollständigen  Rückzahlung  der  Prioritätsan leben  zu  den  für  die 
Verzinsung  und  Tilgung  derselben  planmässig  festgesetzten  Fälligkeits- 
terminen, die  letztere  aber  während  der  ganzen  noch  übrigen  Con- 
cessionsdauer unter  den  im  Absätze  1  bestimmten  Modalitäten  zu  er- 
folgen ist. 

3.  Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer 
anstatt  der  noch  nicht  fälligen  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im 
Absätze  1  zu  erfolgenden  Rentenzahlungen,  beziehungsweise  im  Falle 
des  Absatzes  2  anstatt  der  zur  Verzinsung  und  Tilgung  des  Actien- 
capitales noch  zu  zahlenden  Annuitäten  den  zu  5  Percent  per  Jahr, 
Zins  auf  Zins  gerechnet,  discontirten  Capitalswerth  derselben  zu  be- 
zahlen. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course  zu 
berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse  während 
des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten  Geldcourse 
der  StaatBschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

4.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Be- 
triebs- und  Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemäss  verwendet  worden  sind. 
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§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuas  der  conceasionirten  Bahn  und  des  sämmtlicheu  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes  uiid 
der  Material  vorrät  he,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Be- 
triebs- und  Reservefonde,  in  dem  im  §  11,  Z.  4,  bezeichneten  Umfange. 
Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession,  als  auch  bei  der  Einlösung  der 
Bahn  (§  11)  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des  aus  dem  eigenen 
Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes  und  der  aus- 
stehenden Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen  er- 
richteten und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Ge- 
bäude, eu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  der  Concessionär  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  diese  Sachen  kein  Zugehor  der  Eisenbahn  bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangebalten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Im  Hinblicke  auf  die  der  Staatsverwaltung  nach  §  10  und  11  zu- 
stehenden Hechte  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  die  Bau-  und 
Lieferungsvertiäge  vor  ihrem  Abschlüsse  der  Staatsverwaltung  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen  und  insbesondere 
die  projects-  und  vertragsmässige  Bauausführung  durch  auf  Kosten  des 
Concessionärs  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet  er- 
scheinende Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungirenden 
Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  an- 
gemessen erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Con- 
cession oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen zu  sistiren. 

Für  die  durch  den  Commissär  stattfindende  Ueberwachung  der 
Bahnunternehmung  hat  der  Concessionär  bis  auf  Weiteres  eine  Ver- 
gütung an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Ebenso  wird  der  Concessionär  von  den  zufolge  des  §  89  der 
Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bi.  Nr.  1 
ex  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines 
etwa   aus   der   polizeilichen   und   gefallsamtlichen  Ueberwachung  er- 
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wachsenden  Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Her- 
stellung und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  14. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Ooncessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  dem  Concessionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  be- 
trifft, den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  ent- 
haltenen Bestimmungen  strenge  und  sorgfaltig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel  in  Unserer  Heichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  elften  Tage  des  Monates  Juli  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend- 
achthundertachtzigundsechs,  Unserer  Reiche  im  Achtunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Dunajewski  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahn  von  Prossnitz  nach  Triebitz  sammt  Abzweigung  nach 

Opatowitz  (C.  Bl.  Kr.  92  ex  1886). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

Die  in  diesem  Abschnitte  getroffenen  Bestimmungen  wurden  durch  die 
unter  dem  9.  December  1888  erlassenen  abgeänderten  Concessionsbedingnisse 
für  die  obengenannte  Loe&lbahn  (Doo.  3)  ausser  Kraft  gesetzt. 

II.  Betrieb. 

1.  Betriebführung  durch  die  Staatsverwaltung. 

Der  Betrieb  der  Localbahn  Prossnitz-Triebitz  mit  Abzweigung  nach  Opato- 
witz, sowie  der  übrigen  eventuell  zu  erbauenden  Zweiglinien  wird  auf  Grund  des 
zwischen  der  k.  k.  Qeneraldireotion  der  österreichischen  Staatsbahnen  und  dem 
Concessionär  mit  Genehmigung  des  Handelsministers  abzuschliessenden  Betriebs- 
vertrages auf  die  gesammte  Dauer  der  Concession  durch  die  Staatsverwaltung  für 
Rechnung  des  Concessionärs  geführt. 
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2.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenolassification 
und  die  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  werden  durch 
die  den  Betrieb  der  Localbahn  führende  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen  im  Einvernehmen  mit  dem  Concessionär  festgesetzt. 

3.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  nnd  aussergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

4.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postanstalt. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmässigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistnngen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost,  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  der  Gesellschaft  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

5.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Der  Concessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb 
und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  ent- 
weder nach  Anordnung,  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  herzu- 
stellen, einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegrapheuleitungen  gegen  eine  zu 
vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenzen 
verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
dem  Concessionär  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen,  oder  die  Drähte  der 
Staatstelegraphen  an  den  Stützpunkten  der  Bahnbetriebsleitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  soloher  Staatslinien,  insoweit  die- 
selbe nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  der  Concessionär  durch  das 
Balmpersonale  mitzuwirken. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  seiner  Bahn  die  Materialien 
und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militärtransporte  giltigen 
Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  ver- 
wahren. 

Der  Conoessionär  verpflichtet  sich  schliesslich,  sioh  bezüglich  der  con- 
cessionirten  Bahn  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durch- 
zuführenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalten  zu  den  Local- 
bahnen  zu  unterwerfen. 

30* 
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6.   Unentgeltliche  Beförderung  von  8taats.bediensteten  bei  Dienst- 
reigen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Concession  oder  aus 
Gefälisrücksiehten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtliohen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäeke  unentgeltlich  befördert  werden. 

7.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise 
zur  Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Esoorte,  letztere  auch  auf  der 
Bückfahrt,  sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  geltenden 
ermässigten  Fabrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Tbunlichkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

8.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 
deren  Begleitung  gemessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen 
festgesetzt  sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

9.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife  (Z.  1  bis  3),  sowie  der 
Leistungen  tür  öffentliche  Zwecke  (Z.  4  bis  8),  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  hat  der  Concessionär  sich  zu  unterwerfen. 
Wien,  am  28.  Juli  1886. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 

3.  Abgeänderte  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahu  von  Prossnitz  nach  Triebitz  sammt  Abzweigung  nach 

Opatowitz  (Ter.  Bl.  Nr.  151  ex  1888). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  auszuführende  Locomotiveisenbahn  von  Prossnitz  nach  Triebitz  mit 
Abzweigung  nach  Opatowitz  ist  mit  einer  Spurweite  von  1-435  Meter  als  Localbahn 
für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen 
und  auszurüsteu. 

Zufolge  Handelsministerial-Erlasses  vom  19.  April  1891,  Z.  12163,  wurde 
die  Maximal-Fahrgeschwindigkeit  für  die  Linien  der  Mährischen  Westbahn  auf 
30  Kilometer  per  Stunde  erhöht. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtung  hat  nach  Massgabe 
der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  im 
nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 
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Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  nnd  die  ans  diesem  Anlasse, 
sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden 
genauestens  zu  befolgen.  Desgleichen  bat  der  Concessionär  beim  Baue  auf  allen 
Tom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden 
Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau- 
und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  eirca  77*2  Kilometer  lange  Bahn  Prossnitz-Triebitz 
beginnt  am  nördlichen  Ende  der  Station  Prossnitz  der  Mährisch-schlesischen 
Nordbahn  und  führt  in  vorherrschend  nordwestlicher  Richtung  nächst  der  Stadt 
Prossnitz,  dann  nächst  den  Orten  Kosteletz,  Lutotein,  Stralisko,  Maleny,  Czunin, 
Kfemenetz,  Könitz,  Jessenetz,  Dibell,  Netz,  Kornitz,  Neu-Türnau,  Rattendorf, 
Ranigsdorf,  Mährisch-Trübau,  Kunzendorf,  Blosdorf,  Türpes  nach  Thomigsdorf, 
erreicht  in  ihrer  Fortsetzung  nächst  Triebitz  die  currente  Strecke  der  Linie 
Olmütz-Böhmisch  Trübau  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft und  gelangt  entlang  derselben  in  die  Station  Triebitz,  woselbbt  sie 
ihren  Endpunkt  findet. 

Die  circa  11  Kilometer  lange  Zweiglinie  Kornitz-Opatowitz  zweigt  südlich 
von  der  Station  Kornitz  der  vorbezeicbneten  Linie  ab,  berührt,  eine  südliche 
Richtung  einschlagend,  die  Orte  Kornitz,  Gewitsch  und  Jaromefitz,  wendet  sich 
sodann  nach  Westen  und  endet  in  der  östlich  von  Opatowitz  anzulegenden  Station. 

Von  der  Loealbahn  abzweigend  sind  Schleppbahnen  in  einer  Gesammtlange 
von  circa  1*9  Kilometer  anzulegen,  und  zwar  in  Prossnitz  zur  Malzfabrik  rolnicka 
sladovna,  zur  Gasanstalt,  zur  Malzfabrik  der  Firma  Dworzak  &  Pinko  und  zur 
Hanna-Malzfabrik  der  Gebrüder  Winter,  dann  von  der  Station  Mährisch-Trübau 
zur  dortigen  mechanischen  Weberei. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  alterirt  wird. 

3.  Anschluss  an  die  Linien  der  k.  k.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 
und  der  priv.  österreichisch-  ungarischen  Staatseisenbahnges  eil  schaft. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  wegen  Mitbenützung  der  bestehenden 
Bahnhöfe  in  Prossnitz  und  Triebitz,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes 
beim  Uebergangsverkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  k.  k.  priv.  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn,  beziehungsweise  mit  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisen- 
bahngesellschaft anzustreben  und  das  bezügliche  Uebereinkommen  der  Staats- 
verwaltung zur  Genehmigung  vorzulegen.  Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichte- 
rung des  Personenverkehrs  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde 
Bahn,  sowie  umgekehrt,  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemein- 
schaftlichen Bahnhofdienstes  unterwirft  sieh  der  Concessionär  dem  Ausspruche 
des  k.  k.  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  mit  den  Anschlussbahnen  nicht 
erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung-  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung 
der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  zu  bestimmen. 

4.  Einmündung  von  Industrieschleppbahnen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieunternehmungen 
zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 
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5.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dementsprechend  auoh  die  Grund- 
einlösung durchzuführen.  Die  grösste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in 
der  Maximalneigung  liegenden  Theile  der  currenteu  Strecke  wird  bezüglich  der 
Linie  Prossnitz-Triebitz  und  für  diese  Verkehrsrichtung  mit  20  pro  mille  =  1  :  50, 
für  die  entgegengesetzte  Richtung  mit  25  pro  mille  =  1  :  40  und  bezüglich  der 
Abzweigung  Kornitz-Opatowitz  mit  10  pro  mille  =  1  :  100  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen, 
anderenfalls  die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*5  pro  mille  = 
1  :  400  betragen  soll 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4'5  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*5  Meter  betragen. 

Die  Minimalcurvenhalbmesser  dürfen  in  der  ourrenten  Bahn  nicht  unter 
180  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  sind  die 
von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des  k.  k. 
Handelsministeriums  genehmigten  und  im  „Centralblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampf- 
schiffahrt der  österreichisch-ungarischen  Monarchie"  (Jahrgang  1882,  Blatt  Nr.  10) 
angeführten  „Vorschriften  für  die  Bestimmung  der  Bahnnivelette  in  Maximal- 
neigungen und  für  die  Anordnung  der  Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und 
Bögen"  genau  durchzuführen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4*0  Meter  sowohl  bei  Dämmen, 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erbreiterung  der  Bahnkrone  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  erforderlichenfalls  angemessen  zu  ver- 
sichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  in  definitiver 
Weise  herzustellen. 

Objecte  bis  zu  8  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichender  Höhe  des  Bahn- 
körpers einzuwölben.  Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten 
bis  zu  2  Meter  totaler  Lichtweite  dürfen  Tragconstructionen  von  Holz  angewendet 
werden;  bei  allen  grösseren  offenen  Objecten  und  Brücken  sind  Eisenconstructionen 
zu  verwenden.  Bei  mehrfelderigen  Brüeken  sind  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver 
Weise  herzustellen. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrüoken,  Bahn- 
Überbrückungen  und  Zufahrtsstrassenbrücken  sind  die  Bestimmungen  der  Ver- 
ordnung des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  September  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109, 
zu  beobachten  und  sind  den  Berechnungen  für  die  Eisenoonstructionen  der  Bahn 
die  im  §  3,  lit.  «  und  bt  der  genannten  Verordnung  normirten  Belastungen  zu 
Grunde  zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstructionen  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter  über  den  bekannten  Hochwasserstand 
zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  auszuführen.  Die 
Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzengen  und  hat  deren  Minimalgewicht  für  die 
currente  Strecke  Prossnitz-Triebitz,  dann  für  tämmtliche  neuen  Geleise  der  beiden 
Ansehlus8stationen  Prossnitz  und  Triebitz  —  insoferne  für  diese  die  Oberbausysteme 
der  betreffenden  Anschlussbahnen  nicht  zur  Anwendung  gelangen  sollten  —  3172 
Kilogramm  per  laufendes  Meter  zu  betragen. 

Für  den  Oberbau  mit  31'72  Kilogramm  schweren  Schienen  sind  die  mit 
Handelsmini8terialerlas8  vom  13.  Jänner  1887,  Z.  46831  ex  1886,  genehmigten 
Typen  massgebend. 
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Für  die  Zweiglinie  Kornitz- Opatowitz,  dann  für  die  8chleppbahnen  und  für 
sämmtliche  Geleise  und  die  Weiohenanlagen  der  Zwischenstationen  der  Hauptlinie 
Prossnitz-Triebitz  kann  das  Minimalgewicht  der  l'lussstahlsohienen  per  laufendes 
Meter  26  Kilogramm  betragen  und  ist  bei  diesem  Schienensystem  die  Sohwellen- 
vertbeilune  der  Stationsgeleise  der  Hauptlinie  Prossnitz-Triebitz  derart  zu  be- 
messen, dass  die  Inanspruchnahme  dieser  Schienen  jener  des  Systems  von 
31' 7 2  Kilogramm  entspricht. 

Für  die  Schwellenvertheilung  der  Abzweigung  nach  Opatowitz,  dann  für 
jene  der  Schleppbahnen  gelten  die  Bestimmungen  der  Conoessionsurkunde  vom 
11.  Juli  1886,  K.  6.  Bl.  Nr.  129. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Länge 
2*3  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter,  Höhe  15  Centi- 
meter. 

Ausnahmsweise  kann  die  Höhe  der  Schwellen,  insoweit  die  Beschaffung 
derselben  bereits  stattgefunden  hat,  auch  14  Centimeter  betragen. 

In  Bögen  von  weniger  als  500  Meter  Radius  sind  Schwellen  von  Eichen- 
oder Föhrenholz  zu  verwenden.  Für  die  Extrahölzer  der  Weichen  ist  durchwegs 
Eichen-  oder  Lärchenholz  zu  verwenden. 

Die  Befestigung  der  Schienen  auf  den  8chwellen  ist  in  Bögen  von  800  Meter 
Radius  und  darunter  durch  Vermehrung  der  Hakennägel  und  Unterlagsplatten 
nach  den  mit  dem  vorangeführten  Handelsministerialerlasse  genehmigten  Oberbau- 
normalien entsprechend  zu  verstärken. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  eine  Kronen- 
breite von  3  0  Meter  und  eine  Tiefe  von  25  Centimeter  zu  erhalten.  Die  Ent- 
fernung und  Länge  der  für  Zugskreuzungen  bestimmten  Stationen,  dann  die  An- 
zahl und  Länge  der  Stationsgeleise,  sowie  die  Entfernung  und  Leistungsfähigkeit 
der  Wasserstationen  der  Linie  Prossnitz-Triebitz  ist  derart  zu  bemessen,  dass  im 
Bedarfsfalle  täglich  in  jeder  Richtung  mindestens  10  Doppelzüge  zu  je  zweimal 
50  Aohsen  verkehren  können. 

Mit  Ausnahme  der  Anschlnssstationen  Prossnitz  und  Triebitz  sind  alle 
übrigen  Stationen  mit  Centralweiobenstellanlagen  zu  versehen,  von  welchen  jedoch 
die  Wechsel  für  die  Stockgeleise  und  für  die  Zufahrtsgeleise  zu  den  Locomotiv- 
remisen  ausgeschlossen  bleiben  können. 

Als  Aequivalent  hi*ftir  können  in  solchen  Stationen  die  Wohnungen  für  das 
durch  die  Centralweichenstellanlage  entbehrlich  gewordene  Wärterpersonal  entfallen. 

7.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  werden.  Die  Gebäude  für  den  Personendienst  sind  den  localen 
Verhältnissen  entsprechend  in  definitiver  Weise  herzustellen. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  versehen 
su  sein.  Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Fachwerk  und  mit  Riegelmauern  oder  auch  ganz  aus  Holz,  in  jedem  Falle  aber 
auf  einer  Untermauerung  errichtet  werden. 

Sämmtliohe  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen.  Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen 
bat  höchstens  7  Kilometer  zu  betragen. 

In  den  zur  Wasserentnahme  bestimmten  Stationen  können  Pulsometeranlagen 
zur  Ausführung  gelangen,  jedoch  sind  hiebei  separate  Dampfkessel  zum  Betriebe 
der  Pnlsometer  zu  verwenden. 

Die  Aslage  von  Wärterhäusern  in  der  currenten  Strecke  kann  im  Allge- 
meinen unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  Ueber- 
setzungen  besonders  frequenter  Strassen  und  Wege  vorkommen.  Dieselben  können 
entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein,  oder  mit  Blockwänden  hergestellt  werden. 

Die  Verfassung  des  Proj^ctes  für  die  Stationen  hat  sowohl  hinsichtlich  der 
Oberbau-  als  Hochbauanlaeen  im  Einvernehmen  mit  der  k.  k.  Generaldirection 
der  österreichischen  Staatsbahnen  zu  erfolgen. 
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Stations-  und  Bahneinfriedigungen,  Wegschranken  nnd  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzasteilen. 

8.  Betri ebseinriehtan gen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphenleitung  zu  versehen.  Die  Aufstellung  von 
Glockensignalen  kann,  insoweit  nicht  besondere  F&Ue  dies  noth wendig  machen 
sollten,  unterbleiben;  für  den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen  akustischen 
auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale  zu  ver- 
wenden. 

Bei  Abzweigungen  aus  bestehenden,  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden 
Stationen  sind  Distanzdecknngssignale  aufzustellen. 

Bei  Abzweigungen  aus  der  currenten  Strecke  von  dem  öffentlichen  Ver- 
kehre dienenden  Bahnen  sind  die  einzulegenden,  verriegelbaren  Wechsel  mit  den 
zugehörigen  Semaphoren  derart  zu  combiniren,  dass  die  volle  Sicherheit  des  Ver- 
kehres verbürgt  erscheint. 

9.  Fahrbetriebsmittel. 

Die  Anschaffung  des  Fahrparkes  für  die  conoessionirte  Localbahn  in  einem, 
für  die  erste  Einrichtung  und  Betriebsführung  mit  dem  Höchstbetrage  von 
fl.  400.000  festgesetzten  Ansohaffungswerthe,  hat  nach  den  von  der  Staatsverwaltung 
zu  treffenden  Anordnungen  hinsichtlich  der  Gattung,  Anzahl  und  Constructionsart 
der  einzelnen  Fahrbetriebsmittel  stattzufinden. 

Im  Falle  des  durch  den  Verkehr  auf  der  concessionirten  Bahn  hervor- 
gerufenen Bedürfnisses,  worüber  der  Staatsverwaltung  die  Entscheidung  zusteht, 
ist  der  Concessionär  verpflichtet,  eine  entsprechende  Vermehrung  der  Fahrbetriebs- 
mittel auch  über  den  vorbezeiohneten  Maximalanschaffungswerth  vorzunehmen. 

10.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Ans- 
rüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  Handels- 
ministeriums insoferne  zugestanden  werden,  als  rechtzeitig,  d.  i.  vor  der  Anschaffung, 
beziehungsweise  Bestellung  nachgewiesen  werden  sollte,  dass  inländische  Werke 
nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter  gleichen  Bedingungen 
hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Liefernngszeit,  wie  diese  von  aus- 
ländischen Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

Ii.  Betrieb. 

In  Ansehung  des  Betriebes  bleiben  die  im  II.  Abschnitte  der  Concessions- 
bedingnisse  vom  28.  Juli  1886  enthaltenen  Bestimmungen  vollinhaltlich  aufrecht. 

Wien,  am  9.  December  1888. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 

4.  Concessionsurkunde  vom  22.  November  1888,  R.  G.  Bl. 

Nr.  187, 

für  die  Localbahn  yon  Kosteletz  nach  Czellechowltz. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Firma  „von  Erlanger  und  Söhne"  als  Concessionär 
der  Localbahn  von  Prossnitz  nach  Trlebitz  sammt  Flügel  von  Kornitz 
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nacb  Opatowitz  die  Bitte  um  ErtheilaDg  der  Concession  zum  Baue  and 
Betriebe  einer  Abzweigung  der  genannten  Localbahn  von  Kosteletz 
nach  Czellechowitz  zum  Anschlüsse  an  die  Localbahn  Olmtitz  Czel- 
lechowitz  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der 
Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  dem  genannten  Concessionär  diese 
Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  Sep- 
tember 1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1887, 
R.  G.  Bl.  Nr.  81,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  dem  Concessionär  das  Recht  zum  Baue  und  Be- 
triebe einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Kosteletz  nach  der  Station  Czellechowitz  der  Localbahn 
Olmtitz-  Czellechowitz. 

Die  Linie  von  Kosteletz  nach  Czellechowitz  gelangte  am  1.  September 
1889  zur  Eröffnung. 

Zum  Zwecke  des  Anschlusses  der  concessionirten  Bahn  an  die  den 
Gegenstand  der  Concessionsurkunde  vom  11.  Juli  1886,  R.  G.  Bl. 
Nr.  129,  bildende  Localbahn  Prossnitz-Triebitz  ist  letztere  in  ihrer 
zwischen  Prossnitz  und  Stra£isko  liegenden  Theilstrecke  über  Kosteletz 
und  Lutotein,  anstatt  über  Plumenau  zu  führen. 

§  2. 

Für  die  im  §  1,  ersten  Absatz  bezeichnete  Eisenbahn  werden 
folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbahnunternehmnng  abzuschließenden  Verträge,  zu  über- 
reichenden Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden, 
ferner  für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  be- 
wirkenden bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amts- 
handlungen und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten 
Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  Au- 
wendung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage 
und  concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  für  die  Ein- 
verleibung   des  Pfandrechtes    auf    die    zur   Sicherstellung  der 
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Prioritätsobligationen  bestimmten  eisenbahnbücberlicben  Einheiten 
oder  auf  andere  unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der  Grund- 
einlösung nach  Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit  a,  Zahl  2) 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den 
bestehenden  Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen 
Körperschaften  zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden 
Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Goncession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom 
11.  Juli  1886  an  gerechnet. 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1,  ersten 
Absatz  genannten  Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  diese  bahn,  sowie 
auch  die  den  Gegenstand  der  Concessionsurkunde  vom  11.  Juli  1886, 
R.  G.  Bl.  Nr.  129,  bildende  Localbahn  von  Prossnitz  nach  Triebitz 
sammt  Flügel  von  Kornitz  nach  Opatowitz,  für  welche  die  im  §  3  der 
obigen  Concessionsurkunde  enthaltene  Bestimmung  über  den  Bauvoll- 
endungstermin hiemit  ausser  Kraft  gesetzt  wird,  bis  längstens  Ende 
October  1889  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen 
Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen  Concessions- 
dauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  in  Ansehung 
der  Localbahn  von  Kosteletz  nach  Czellechowitz  hat  der  Concessionär 
über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  angemessenen 
Caution  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  dieses  Bautermines  kann  die  Caution 
als  verfallen  erklärt  werden. 

§  *• 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
ccssionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  uud 
Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenhahnbetriebs 
Ordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbe- 
triebsordnung  und   den    einschlägigen    Nachtragsbestimmungen  vorge- 
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echri ebenen  Sicherheitsvorkehrungen  und  Verkehrsvorschriften  insoweit 
Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Verkehrs-  and  Betriebsverhältnisse,  insbesondere  die  ermäßigte  Fahr- 
geschwindigkeit nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zu- 
lässig erkannt  wird  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  5. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  6,  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  in  Uebereinstimmung  mit  der  für  die  Localbahn  von 
Prossnitz  nach  Triebitz  nebst  Abzweigung  festgesetzten  Concessionsdauer 
auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  11.  Juli  1886  an  gerechnet,  festgesetzt 
und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  worden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden, 
sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11, 
lit.  6,  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  6. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über  deren 
Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  der  den  Gegenstand  der  gegen- 
wärtigen Concessionsurkunde,  sowie  der  Concessionsurkunde  vom  11.  Juli 
1886  bildenden  Bahnen  für  den  Verkehr  zwischen  schon  bestehenden 
oder  künftig  erst  herzustellenden,  im  Staatsbetriebe  befindlichen  Bahnen 
derart  einzuräumen,  dass  die  Staatsverwaltung  berechtigt  ist,  unter  freier 
Feststellung  der  Tarife,  ganze  Züge  oder  einzelne  Wagen  über  die  mit- 
benutzten Bahnen  oder  einzelne  Theilstrecken  derselben  gegen  Ent- 
richtung einer  angemessenen  Entschädigung  zu  befördern  oder  befördern 
zu  lassen.  Diese  Mitbenützung  hat  jedoch  nur  insoweit  stattzufinden,  als 
hiedurch  der  eigene  regelmässige  Betrieb  der  mitbenutzten  Bahnen  nicht 
gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1886  für  die 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  im  Reichsgesetzblatte  Jahrgang  1886, 
Seite  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  7. 

Im  Uebrigen  ist  die  im  §  1,  ersten  Absatz,  genannte  Localbahn 
als  integrierender  Bestandtheil  des  den  Gegenstand  der  Concessionsur- 
kunde vom  11.  Juli  1886  bildenden  Localbahnunternehmens  anzusehen  und 
es  haben  die  Bestimmungen  der  §§  4  bis  8,  dann  10  bis  14  der  obigen 
Concessionsurkunde  nunmehr  auf  die  beiden  gedachten  Localbahnen  als 
ein  einheitliches  Unternehmen  Anwendung  zu  finden. 
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Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  dem  Concessionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sammtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt  und  Residenzstadt  Wien,  am 
zweiundzwanzigsten  Tage  des  Monates  November  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausendachthundertachtzigandacht,  Unserer  Reiche  im  vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

■ 

5.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbalin  von  Kosteletz  nach  Czellechowitz  (Ver.  Bl.  Nr.  151 

ex  1888). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  von  Kosteletz  nach  Czellechowitz  ist  mit  einer  Spur- 
weite von  1*435  Meter  als  Localbahn  für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von 
26  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 

Zufolge  Handelsministerial-Erlasses  vom  19.  April  1891,  Z.  12163,  wurde 
die  Maximalfahrgeschwindigkeit  für  die  Linien  der  Mährischen  Westbahn  auf 
30  Kilometer  per  Stunde  erhöht. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeete  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn, 
sowie  die  Bau-  und  Lieferungdverträge  sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig 
vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergebenden  Anordnungen 
der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebsfübrung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehen- 
den allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  circa  2*7  Kilometer  lange  Trace  beginnt  am  nordwestlichen  Ende  der 
Station  Kosteletz  der  concessionirten  Localbahn  Prossnitz-Triebitz  und  führt  in 
vorherrschend  östlicher  Richtung  zur  Station  Czellechowitz  der  Looalbahn  Olmtitz- 
Czellechowitz. 

Aenderungen  der  genehmigten  Bahntraoe  können  nur  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  dieselben 
die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 
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3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich  wegen  Benützung  der  Anschlussstation 
Czellechowitz,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangs- 
verkehre  daselbst,  eine  Vereinbarung  mit  der  k.  k.  Generaldirection  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  anzustreben  und  das  bezügliche  Uebereinkommen  dem 
k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemein- 
schaftlichen Bahnhofdienstes  unterwirft  der  Concessionär  sich  dem  Ausspruche 
des  k.  k.  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschlussbahn 
nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermangelung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung 
mit  den  inländischen  Nachbarbshnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks- 
und. Industriebahnen  zu  bestimmen. 

4.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieunternehmungen 
zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  miudest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

5.  Bauausführung  und  Betriebseinriohtung. 

In  Ansehung  des  Unterbaues,  des  Oberbaues,  der  Stationsanlagen  und 
Hochbauten,  dann  der  Betriebseinriohtungen  haben  im  Allgemeinen  die  für  die 
Localbahn  von  Prossnitz  naoh  Triebitz  in  Gemässheit  der  Allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde  vom  11.  Juli  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  129  ex  1886,  unter  Abschnitt  I, 
Punkt  5  bis  10,  festgestellten  und  unterm  9.  Deoember  1888  abgeänderten  Con- 
cessionsbedingnisse  auf  die  gegenwärtige  Linie  Anwendung  zu  finden,  und  zwar 
insoferne,  als  nicht  in  den  nachstehenden  Bestimmungen  der  gegenwärtigen 
Bedingnisse  hievon  abweichende  Vorschriften  gegeben  werden. 

Für  jene  Theilst» ecken,  in  welchen  die  iür  die  Leistungsfähigkeit  der 
Bahn  massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste 
durchschnittliche  Neigung  10  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Bahn  dürfen  nicht  unter 
200  Meter  betragen. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken,  Bahn- 
überbrückungen  und  Zufahrtsstrassenbröcken  sind  die  Bestimmungen  der  Ver- 
ordnung des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  September  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109, 
zu  beobachten. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  nach  den  mit  Handels- 
minister ialerlass  vom  13.  Jänner  lts87,  Z.  46831  ex  1886,  genehmigten  Typen 
auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  für  die  currente  Bahn  31-72  Kilogramm  betragen. 

Für  sämmtliche  Geleise  der  Stationen  kann  das  Minimalgewicht  der 
Schienen  per  laufendes  Meter  26'0  Kilogramm  betragen,  jedoch  ist  bei  Anwendung 
dieses  Schienensystems  die  Schwelleneintheiluug  derart  zu  bemessen,  dass  die 
Inanspruchnahme  dieser  Schienen  per  Qaadratcentimeter  gleioh  jener  der  Schienen 
in  der  currenten  Bahn  ist. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Länge 
2-3  Meter,  obere  Breite  16  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter,  Höhe 
15  Centimeter 
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Die  Länge  der  Nebengeleise  in  den  Stationen  soll  mindesteng  17  Procent 
der  Bahnlänze  betragen. 

In  der  Anschlussstation  Czellechowitz  kann  die  Ausführung  einer  Centrai- 
weichen Stellanlage  entfallen. 

7.  Fahrbetriebsmittel. 

Hinsichtlich  der  Beschaffung  der  Fahrbetriebsmittel  ist  im  Sinne  der 
Bestimmungen  des  mit  der  k.  k.  General  dir  eotion  der  österreichischen  Staats- 
bahnen abzuschliessenden  Betriebsvertrages  vorzugehen. 

II.  Betrieb. 

In  Ansehung  des  Betriebes  haben  die  im  II.  Abschnitte  der  Coa  cessio  ns- 
bedingnisse  vom  28.  Juli  1886  für  die  Looalbahn  Prossnitz-Triebitz  mit  Ab- 
zweigung nach  Opatowitz  enthaltenen  Bestimmungen  auch  bezüglich  der  Local- 
bahn  von  Kosteletz  nach  Czellechowitz  zur  Anwendung  zu  kommen. 

Wien,  am  9.  December  1888. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 

6.  Statuten 

der  Mährischen  Westbahn  (Prossnitz-Tröbau). 
I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  i. 

Auf  Grund  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunden  vom  11.  Juli 
1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  129,  und  vom  22.  November  1888,  durch  welche 
der  Firma  „von  Erlanger  und  Söhne"  in  Frankfurt  a.  M.  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Prossnitz  nach 
Triebitz  mit  einer  Abzweigung  von  Kornitz  nach  Opatowitz  und  von 
Kosteletz  nach  Czellechowitz  an  die  Localbahn  Olmütz- Czellechowitz 
ertheilt  wurde,  wird  eine  Actiengesellschaft  gebildet,  an  welche  alle 
in  den  erwähnten  Allerhöchsten  Concessions Urkunden  begründeten  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  des  Concessionärs  übertragen  werden,  derart  dass 
die  Gesellschaft  in  alle  diese  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  Con- 
cessionärs eintritt. 

§  2. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 
1.  Der  Bau 

a)  einer  Locomotivbahn  von  Prossnitz  über  Kosteletz  und  Lutoteia, 
Könitz,  Kornitz  und  Mährisch-Trübau  nach  Triebitz  mit  einer 
Abz  weigung  von  Kornitz  über  Ge witsch  nach  Opatowitz  und 
von  Kosteletz  nach  Czellechowitz  an  die  Localbahn  Olmütz -Czel- 
lechowitz; 
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b)  von  Abzweigungen  der  in  lit.  a  bezeichneten  Bahn  zum  Anschlüsse 
einerseits  an  die  mährische  Grenzbahn  in  der  Richtung  gegen 
Mährisch -Neustadt  oder  Hohenstadt,  andererseits  an  die  Linie 
Brünn-Bodenbach  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisen- 
bahngesellschaft in  der  Richtung  gegen  Skalitz,  sowie  von  Schlepp- 
bahnen  zu  einzelnen  industriellen  Etablissements,  deren  Errichtung 
von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erachtet  wird. 

c)  jener  anderweitiger  Bahnen,  für  welche  sie  künftighin  die  Con- 
cession  erhalten  wird. 

2.  Der  Betrieh  dieser  vorbezeichneten  Eisenbahnen  unbeschadet 
der  der  hohen  Staatsverwaltung  concessionsm aasig  zustehenden  Rechte. 

3.  Unter  der  Voraussetzung  der  Erwirkung  der  staatlichen  Ge- 
nehmigung: 

die  Erwerbung,  der  Bau,  der  Betrieb,  die  Pachtung,  sowie 
die  Verpachtung  von  Locomotiv-  oder  Pferdeeisenbahnen  überhaupt. 

4.  Der  Betrieb  von  Unternehmungen,  welche  mit  den  der  Gesell- 
schaft concessionirten  Eisenbahnunternehmungen  in  unmittelbarer  Ver- 
bindung stehen. 

§  3. 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien. 

§  4. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet:  -Mährische  Westbahn  (Prossnitz- 
Trübau)". 

Sie  wird  in  das  Handelsregister  des  k.  k.  Handelsgerichtes  zu  Wien 
eingetragen  und  collectiv  entweder  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungs- 
rathes,  oder  von  einem  Mitgliede  desselben  und  einem  zur  Mitzeichnung 
bestellten  Beamten  der  Gesellschaft  gezeichnet,  welch'  Letzterer  jedoch 
seiner  NamensfertiguDg  den  Zusatz  „per  procura"  (oder  „p.  p.")  beizu- 
fügen hat. 

§  5. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechtswirksam  durch 
die  amtliche  „Wiener  Zeitung". 

§  6. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt  (§  49),  sobaH  das  Actiencapital 
von  3,622.200  fl.  österr.  Währung  (§  7)  voll  eingezahlt  und  die  Firma 
in  das  Handelsregister  eingetragen  ist. 

Sie  endet  mit  dem  Ablaufe  der  Concessionsdauer  für  die  im  §  2, 
Z.  1,  lit.  a,  erwähnte  Locomotivbahn,  soferne  nicht  nach  den  Bestim- 
mungen des  Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren  Erlöschens  der 
Concession  oder  Einlösung  der  der  Gesellschaft  gehörigen  Bahnlinien 
durch  den  Staat  oder  endlich  über  einen  von  der  Staatsverwaltung 


Digitized  by  Google 


480  Mährische  Westhahn  (Prossnitz-Trübau). 

genehmigten  Beschluss  einer  Generalversammlung  (§  35,  k)  eine  fiühere 
Auflösung  erfolgen  sollte. 

II.  Anlagecapital,  Actien,  Actionäre,  Prioritätsobligationen. 

§  7. 

Das  gesellschaftliche  Actiencapital  wird  zunächst  auf  3,622.200  fl. 
österr.  Währ.,  zertheilt  in  18.111  Actien  ä  200  fl.  österr.  Währ,  fest- 
gesetzt. 

Dasselbe  kann  behufs  Deckung  etwaiger  Mehrkosten  des  sub  §  2, 
Z.  1,  lit.  a,  bezeichneten  Eisenbahnbaues  und  der  diesfälligen  Inve- 
stitionen, sowie  im  Falle  einer  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unter- 
nehmung im  Sinne  des  §  2,  Z.  1,  lit.  b  und  c,  3  und  4  dieser  Statuten 
über  Beschluss  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung (§  35  e)  erhöht  werden. 

Jede  Erhöhung  des  Actiencapitales  ist  dem  k.  k.  Handelsgerichte 
anzuzeigen. 

§  8. 

Die  Actien  sind  untheilbar,  lauten  auf  den  Inhaber  und 
werden  im  Betrage  von  200  fl.  österr.  Währ,  nach  dem  Formulare  A 
ausgestellt. 

Jede  Actie  giebt  das  Recht  auf  einen  verbältnissmässigen  Antheil 
an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  und  an  den  Erträgnissen  der  Unter- 
nehmung (§  41). 

Die  Gesellschaft  anerkennt  für  jede  Actie  nur  einen  Eigentbümer. 

§  9. 

Im  Falle  der  Erhöhung  des  Actiencapitales  über  den  Betrag  von 
3,622.200  fl.  österr.  Währ,  können  auf  den  Inhaber  lautende  und  nach 
dem  Formular  B  ausgestellte  Interimsscheine  nach  Einzahlung  von 
mindestens  50  Percent  des  Nominalbetrages  der  Actien  zur  Ausgabe 
gelangen. 

§  10. 

Die  Einzahlungen  auf  die  Interimsscheine  erfolgen  in  den 
vom  Verwaltungsrathe  der  Gesellschaft  ausgeschriebenen  Raten  und 
Terminen. 

Nach  erfolgter  Volleinzahlung  werden  die  Interimsscheine  gegen 
Actien  umgetauscht. 

Die  Emission  neuer  Actien  kann  nur  nach  erfolgter  Volleinzahlung 
der  Actien  früherer  Emission  erfolgen. 

§  IL 

Wenn  von  einem  Actienzeichner  die  Einzahlung  einer  fälligen 
Rate  nicht  rechtzeitig  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von 
6  Percent  Verzugszinsen  verpflichtet. 
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Die  Gesellschaft  ist  überdies  berechtigt,  nach  Erlassung  der  in 
Artikel  221  des  Handelsgesetzes  vorgeschriebenen  Aufforderungen  die 
säumigen  Actionäre  ihrer  Gesellschaftsrechte  verlustig,  die  ausgegebenen 
Interimsscheine  für  verfallen  zu  erklären,  und  an  Stelle  der  letzteren 
neue  Interimsscheine  unter  denselben  Nummern  auszugeben. 

§  12. 

Die  Gesellschaft  ist  berechtigt,  Prioritätsobligationen  auszugeben. 
Der  Betrag  der  auszugebenden  Prioritätsobligationen,  das  Formular 
derselben  und  der  Tilgungsplan  der  Prioritätenschuld  unterliegen  der 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Die  Ausgabe  der  in  Gemässbeit  der  Allerhöchsten  Concessions- 
urkunde  vom  11.  Juli  1886,  E.  G.  Bl.  Nr.  129,  zur  Emission  gelangenden 
Prioritätsobligationen  erfolgt  im  Sinne  des  §  6  dieser  Allerhöchsten 
Concessionsurkunde  nur  gegen  dem,  dass  für  die  Dauer  der  ersten  fünf 
Jahre  vom  Zeitpunkte  der  Ausgabe  derselben  eine  von  der  k.  k.  Regie- 
rung als  genügend  anerkannte  Sicherheit  fdr  die  pünktliche  Zahlung  der 
Zinsen  und  der  planmäßigen  Rückzablun geraten  geleistet  wird.  Für  die 
zur  Herstellung  der  im  §  2,  Z.  1  af  bezeichneten  Linien  auszugebenden 
Prioritätsobligationen  wurde  diese  Sicherheit  im  Sinne  des  im  k.  k.  Handels- 
ministerium aufgenommenen  Protokolles  vom  23.  Jänner  1886  geleistet. 

§  13. 

Die  Prioritätsobligationen  werden  in  auf  den  Inhaber  lautenden 
Stücken  ä  200  fl.  österr.  Währ,  in  Noten  ausgegeben  und  sind  untheilbar. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

III.  Verwaltungsrath. 
§  14. 

Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Bestimmungen  der 
Artikel  227  bis  241,  H.  G.  B.,  ist  der  Verwaltungsratb.  Derselbe  hat 
aus  mindestens  drei  und  höchstens  neun  Mitgliedern  zu  bestehen, 
deren  Mehrheit  die  Staatsbürgerschaft  in  einem  der  Staatsgebiete  der 
Österreichisch-ungarischen  Monarchie  besitzen  muss.  Der  Landesausschuss 
des  Kronlandes  Mähren  ist  berechtigt,  ein  Mitglied  des  VerwaltungB- 
rathes  zu  ernennen,  auf  welches  die  Bestimmungen  der  §§  15  und  16 
keine  Anwenduog  finden. 

Die  übrigen  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  das  erste- 
mal von  der  constituireoden  Generalversammlung  (§  49)  auf  die  Zeit 
bis  zur  ersten  ordentlichen  Generalversammlung  und  sohin  von  der 
ordentlichen  Generalversammlung  je  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren 
gewählt. 

Nach  Ablauf  des  dritten  Geschäftsjahres  hat  alljährlich  der  dritte 
Theil  der  Verwaltungsrathsmitglieder   und   mit  Ende  der  Functions- 
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periode  überdies  der  etwa  noch  verbleibende  Beet  auszuscheiden.  Bis 
die  Reibe  im  Austritte  nach  der  Functionsdauer  geregelt  ist,  ent- 
scheidet hierüber  das  Los. 

Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 

§  15. 

Der  Verwaltungsrath  kann,  solange  oder  sobald  nicht  sämmtliche 
acht  durch  Wahl  zu  besetzenden  Stellen  besetzt  sind,  die  vacanten 
Stellen  provisorisch  bis  zur  nächsten  Generalversammlung,  welche  die 
definitive  Wahl  vornimmt,  besetzen;  er  ist  verpöichtet,  eine  solche 
Besetzung  innerhalb  vier  Wochen  vorzunehmen,  sobald  die  Anzahl 
seiner  Mitglieder  unter  drei  sinkt.  Für  den  Fall,  als  ein  Mitglied  vor 
Ablauf  der  Functionsdauer  ausscheidet,  tritt  der  an  seiner  Statt  Gewählte 
bezüglich  der  Functionsdauer  an  die  Stelle  seines  Vorgängers. 

§  16. 

Jedes  Verwaltungsratbsmitglied  muss  vor  dem  Antritte  seiner 
Function  gesellschaftliche  volleingezahlte  Actien  im  Betrage  von 
5000  fl.  Österr.  Währ,  nebst  den  nicht  fälligen  Coupons  in  die  Gesell- 
schaftscassa  hinterlegen,  welche  daselbst  als  Caution  für  die  aus  seiner 
Function  entspringenden  Verbindlichkeiten  gegen  die  Gesellschaft  bis 
zur  Erledigung  der  auf  seioe  Functionsdauer  bezüglichen  Rechnungen 
in  Verwahrung  bleiben  und  vom  Erleger  weder  belastet  noch  veräussert 
werden  dürfen. 

Der  Verwaltungsrath  vertritt  die  Gesellschaft  nach  aussen  und 
ist  mit  der  im  Handelsgesetze  festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  allen 
Verfügungen  in  Gesellschaftsangelegenheiten  berechtigt,  welche  nicht 
der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Dem  Verwaltungarathe  ist  insbesondere  die  Genehmigung  der 
Dienstinstructionen  und  Reglements  für  die  Führung  der  Geschäfte  und 
die  Ernennung  der  Beamten  der  Gesellschaft  vorbehalten. 

Der  die  gesellschaftliche  Administration  leitende  Beamte  muss 
österreichischer  oder  ungarischer  Staatsangehöriger  sein. 

§  18. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Vor- 
sitzenden und  dessen  Stellvertreter. 

Bei  gleichzeitiger  Verhinderung  Beider  wird  der  Vorsitz  von  dem 
Verwaltungarathe  interimistisch  einem  anderen  Mitgliede  durch  Wahl 
übertragen. 

§  19. 

Der  Verwaltuogsrath  versammelt  sich  über  Einladung  de3  Vor- 
sitzenden  oder   seines  Stellvertreters   oder   auch    auf  Verlangen  von 
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5.  von  dem  hienacb  verbleibenden  Reste  werden  10  Percent  dem 
Verwaltungsrath  als  Tantieme  zugewiesen; 

6.  der  sonach  noch  erübrigende  Betrag  wird,  soferne  die  General- 
versammlung nicht  eine  andere  Verwendung  beschliesst,  als  Super- 
dividende  unter  die  Actionäre,  beziehungsweise  an  die  Inhaber 
der  Genusscheioe  (§  43)  vertheilt. 

§  42. 

Die  Zahlung  der  Dividenden  erfolgt  vierzehn  Tage  nach  Fest- 
stellung derselben  in  der  ordentlichen  Generalversammlung  (§  26),  doch 
steht  es  dem  Verwaltungsrathe  unter  der  im  Artikel  241,  H.  G.  B., 
normiiten  Haftung  frei,  auf  Abschlag  der  Dividende  die  Auszahlung 
eines  dem  muthmasslichen  Reingewinne  angemessenen,  jedoch  5  Per- 
cent des  Actiencapitales  nicht  übersteigenden  Betrages  im  Jänner  zu 
verfügen. 

Ueber  die  Art  und  Weise  der  Vertbeilung  der  Tantieme  unter 
die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  beschliesst  der  letztere  selbst. 

Dividenden,  welche  binnen  drei  Jahren  nach  ihrer  Fälligkeit 
nicht  behoben  wurden,    verfallen  zu  Gunsten  eines  Specialreservefondes 

(§  46). 

§  43. 

Die  Tilgung  des  Actiencapitales  erfolgt  nach  vollständiger  Tilgung 
der  Piioritätenschuld  nach  Massgabe  der  Bestimmung  des  §  41  inner- 
halb der  Conceesionsdauer  nach  dem  von  der  k.  k.  Regierung  zu 
genehmigenden  Tilguugsplane  durch  Verlosungen.  Dieselben  werden  in 
Wien  öffentlich  in  Gegenwart  eines  k.  k.  Notars  vorgenommen. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Actien  werden  in  der  amtlichen 
„Wiener  Zeitung"  kundgemacht,  die  getilgten  Actien  werden  gegen 
Genüsse cheine  umgetauscht. 

Die  Inhaber  der  Genussscheine  haben  keinen  Auspruch  auf  die 
im  §  41  bezeichnete  Dividende,  dieselben  haben  die  gleichen  Rechte 
mit  den  Actionären  nur  auf  die  im  §  41,  Z.  6,  bezeichnete  Super- 
dividende  und  auf  die  im  §  45  bezeichneten  Fonde  und  im  Falle  der 
VeräuseeruDg  oder  staatlichen  Einlösung  der  Bahn  auf  den  Ueberschues 
des  Einlösungspreises,  soweit  derselbe  nicht  zur  Tilgung  des  bis  dahin 
nicht  amortisirten  Actiencapitales  erforderlich  ist.  In  allen  anderen  Be- 
ziehungen werden  die  Inhaber  der  Genuss6cheine  den  Actionären  gleich- 
gestellt, mit  der  alleinigen  Beschränkung,  dass  bei  Beurtheilung  der 
Beschlussfähigeit  der  Generalversammlung,  bei  Bemessung  des  in  der- 
selbenvertrete  nen  Capital  es  und  bei  den  Abstimmungen  je  zwei  GenuEs- 
scheice  einer  Actie  gleichgestellt  sind. 

Das  Formular  der  auf  Inhaber  lautenden  Genussscheine  wird 
seinerzeit  vom  Verwaltungsrathe  mit  Genehmigung  der  hohen  Staats- 
verwaltung festgestellt. 
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§  44. 

Der  Reservefond,  welcher  nach  Ablauf  des  ersten  Geschäftsjahres 
dutch  Zuweisung  eines  Barbetrages  von  fünfundzwanzigtausend  (25.000) 
Gulden  aus  dem  Anlagecapitale  (§7,  1.  Absatz)  gebildet  wird,  and 
welchem  auch  alle  Ersparnisse  an  der  präliminirten  Bausumme  der  von 
der  Gesellschaft  zur  Ausführung  übernommenen  Bahnlinien  gutgeschrieben 
sind,  ist  bestimmt,  allfällige  aussergewöbnliche  Aufgaben,  Nach- 
sch  affun  gen  und  Veiluste,  sowie  die  Kosten  für  Erweiterungen  der 
gesellschaftlichen  Anlagen,  welche  nicht  durch  Capitalsvermebrung 
durchgeführt  werden,  zu  decken. 

Dieser  Reservefond  hat  im  Falle  der  staatlichen  Einlösung,  sowie 
des  Heimfalles  der  concessionirten  Bahnlinien  in  das  lastenfreie  Eigen- 
thum  des  Staates  überzugehen,  insoweit  er  nicht  mit  Genehmigung  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  seiner  Bestimmung  entsprechend  bereits  ver- 
wendet sein  sollte. 

§  45. 

Aus  den  Erträgnissen,  welche  in  Gemässheit  dieser  Statuten  (§  41) 
den  Actionären,  beziehungsweise  Inhabern  der  Genussscheine  zuzu- 
messen haben,  können  specielle  Fonde  gebildet  werden,  deren  Er- 
trägnisse einer  besonderen  Verrechnung  unterliegen.  Das  Capital  dieser 
Fonde  veibleibt  im  Falle  der  concessionsmässigen  Uebernahme  des  ge- 
sellschaftlichen Vermögens  durch  den  Staat  oder  des  Heimfalles  nach 
Ablauf  der  Ooncessionsdauer  Eigenthum  der  Actionäre,  beziehungsweise 
der  iLhabtr  der  Genussscheine;  der  letzteren,  soweit  der  betreffende 
Fond  aus  den  nach  §  41,  Z.  6,  ihnen  gebührenden  Erträgnissen  ge- 
bildet wurde. 

VII.  Streitigkeiten,  Staatsaufsicht,  Auflösung. 

§  46. 

Streitigkeilen  ans  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  vom  Schieds- 
gerichte der  Wiener  Handelskammer  ohne  weitere  Berufung  aufgetragen. 

§  47. 

Das  von  dtr  hohen  Staatsverwaltung  vor  behaltene  Aufsichtsrecht 
wird  von  derselben  nach  Masfgabe  der  bestehenden  Gesetze  und  nach 
§  13  der  Concessiotsu» künde  vom  11.  Juli  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  129, 
ausgeübt. 

Insbesondere  i&t  hienach  der  lande sfürstliche  Commissär  berechtigt, 
in  die  Geschäftsgebaiung   der  Gesellschaft   Eiubicht   zu  nehmen,  allen 
Sitzungen  des  Verwaltuugsrathes  und  den  General  Versammlungen,  so  oft 
er  es  für  ar  gemessen  eiachtet,  beizuwohr.en  und  alle  etwa  den  Gesetzen 
der  Allerhöchsten  Concession    oder   den  Gesellschaftsstatuten  zuwider- 
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laufenden,  beziehungsweise  den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen 
Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistiren. 

Gegen  eine  solche  Verfügung  des  landes fürstlichen  Commissärs 
steht  dem  Verwaltungsrath  das  Recht  der  Beschwerde  an  die  competente 
Behörde  zu. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  aus- 
gediente Unteroffi eiere  Bedacht  zu  nehmen. 

§  48. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wird  die  Art  der 
Liquidation  von  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  hohen 
Staatsverwaltung  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes 
festgestellt. 

Die  Bestimmungen  Uber  die  Generalversammlung  und  den  Re- 
viBionsausschuss  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis 
zur  Beendigung  derselben  mit  der  Modifikation  in  Wirksamkeit,  dass 
die  Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

VIII.  Vorübergehende  Bestimmungen. 

§  49. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  sofort  nach  der 
Zeichnung  des  Actiencapitales  durch  die  Concessionäre  ohne  Rücksicht 
auf  die  im  §  27  bestimmte  Einberufungsfrist  mittelst  einmaliger  Kund- 
machung in  der  „Wiener  Zeitung"  einberufen. 

Auf  diese  Generalversammlung  haben  die  Anordnungen  der  Sta- 
tuten, welche  sich  auf  die  Kundmachung,  auf  den  Actienerlag  und  auf 
den  Vorsitz  beziehen,  keine  Anwendung.  Der  Vorsitzende  wird  von  der 
Generalversammlung  gewählt. 

Die  constituirende  Generalversammlung  hat  die  Mitglieder  des 
ersten  Verwaltungsrathes,  sowie  des  ersten  Revisionsausschusses  zu 
wählen  (§§  14  und  38). 

In  dieser  constituirenden  Generalversammlung  ist  auch  die  Ein- 
zahlung des  im  §  6  eiwähnten  Actiencapitales  nachzuweisen. 

Die  constituirende  Versammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  die  Mehr- 
zahl der  gezeichneten  Actien  in  derselben  vertreten  ist. 

Ueber  die  Verhandlung  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der  Ver- 
sammlung bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der 
Versammlung  beizuziebenden  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

Nr.  21121. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  30.  Juni  1887, 
Z.  10555,  bestätigten,  vor  Constituirang  der  Gesellschaft  abgeänderten  Statuten 
treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  genehmigt. 

Wien,  am  3.  December  1888. 

TaafTe  m.  p. 
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Oesterreichische  Privatbahnen, 

nordwestliche  Gruppe. 

A.  Ausschllessend  prir.  Buschtöhrader  Eisenbahn« 

B.  K.  k.  prly.  Aussig- Töplitz  er  Eisenbahngesellschaft, 

C.  K.  k.  priy.  Böhmische  Westbahn. 

D.  K.  k.  priy.  Böhmische  Nordbahn- Gesellschaft. 

E.  K.  k.  prir.  Sfld- Norddeutsche  Verbindungsbahn. 

F.  K.  k.  priy.  Oesterreichisehe  Nordwestbahn. 
Q.  K.  k.  priT.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn. 
H.  K.  k.  priT.  Prag-Duxer  Elsenbahn. 

I.  Oesterreichische  Local-Eigenbahngesellschaft. 
K.  K.  k.  prir.  Böhmische  Commereialbahnen. 
L.  Localbahngesellsehaft  Potscherad-Wunmes. 
M.  Kuttenberger  Localbahn. 

.V.  Zwolenoves-Sme£naer  Eisenbahn- Actiengesellschaft. 

0.  Localbahn  Asch-Rossbach. 

P.  Localbahn  Reichenberg-Gablons. 

Q.  Mühlkreisbahngesellschaft. 

R.  Localbahn  tiross-Priesen-Wernstadt- Ansehe. 

S.  Localbahn  Schwarzenau- Waidhofen  a.  d.  Thaya. 

T.  Localbahn  Strakonits-Wlnterberg. 

U.  Localbahn  Wodnan-Praehatitz. 

V.  Localbahn  (astolowita-Reichenau-Kwasnel. 
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zwei  Mitgliedern,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern,  am  Sitze  der 
Gesellschaft  (§  3). 

Die  Einladung  zur  Sitzung  erfolgt  in  der  Kegel  schriftlich  durch 
den  Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreter  unter  Bekanntgabe  der 
wichtigeren  Verhandlungsgegen stände.  Die  näheren  Modalitäten,  wie  die 
Einladungen  zu  erfolgen  haben,  werden  vom  Verwaltungsrath e  festgesetzt. 

Mitglieder  des  Verwaltungsrathes,  welche  persönlich  zu  erscheinen 
verhindert  sind,  können  sich  durch  ein  anderes  Mitglied  vertreten 
lassen;  doch  darf  kein  Verwaltungsratbsmitglied  mehr  als  Eine  Voll- 
macht tibernehmen. 

§  20. 

Zur  Besch lussfahigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  or dnun ge- 
rn ässig  erfolgte  Einladung  aller  Mitglieder  und,  abgesehen  von  dem 
Vorsitzenden,  die  Anwesenheit  von  zwei  Mitgliedern  erforderlich,  den 
Fall  ausgenommen,  dass  die  Zahl  der  Verwaltungeratbsmitglieder  unter 
drei  sinkt. 

§  21. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  der  gegen- 
wärtigen und  durch  Vollmacht  vertretenen  Mitglieder  gefasst.  Bei 
gleich geth eilten  Stimmen  wird  jener  Antrag  zum  Beschluss  erhoben, 
welchem  sich  der  Vorsitzende,  der  jederzeit  mitzustimmen  berechtigt 
ist,  angeschlossen  hat. 

Alle  Wahlen  geschehen  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit 
erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§  22. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
geführt,  welche  vom  Vorsitzenden  und  einem  anderen  Mitgliede  zu 
unterzeichnen  sind. 

§  23. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  ausser  dem  ihnen 
im  §  41,  Z.  5,  zugewiesenen  Antheil  am  Reingewinn  eine  Entlohnung 
für  ihre  Mühewaltung  nur  über  Beschluss  der  Generalversammlung. 

§  24. 

Beamte  der  Gesellschaft,  dann  Personen,  welche  in  einem  directen 
Vertragsverhältnisse  (als  Bauunternehmer,  Lieferanten  u.  s.  w.)  zur 
Gesellschaft  stehen,  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sein. 

Ausgeschlossen  von  der  Wahl  in  den  Ver waltun garath  sind  ins- 
besondere  Personen,    welche    nicht   dispositionsfähig    sind   oder  ihre 
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Zahlungen  eingestellt  haben,  ohne  nachher  ihre  Gläubiger  vollständig 
befriedigt  zu  haben,  sowie  diejenigen,  welche  wegen  einer  aus  Gewinn- 
sucht begangenen  und  nach  dem  allgemeinen  Strafgesetze  strafbaren 
Handlung  schuldig  befunden  wurden. 

Der  Eintritt  eines  Ausschliessungsgrundes  in  der  Person  eines 
Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  hat  den  unmittelbaren  Verlust  der 
Stelle  zur  Folge. 

IV.  Generalversammlung. 
§  25. 

Die  statutenmässig  gebildete  Generalversammlung  repräsentirt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre,  und  ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse 
sind  für  die  Actionäre  bindend. 

Stimmberechtigt  bei  der  Generalversammlung  sind  nur  jene 
Actienbesitzer,  welche  wenigstens  25  Actien  besitzen.  Abwesende  können 
sich  mittelst  Vollmacht  durch  stimmfähige  Actienbesitzer  vertreten 
lassen;  doch  darf  kein  Actionär  mehr  als  50  Stimmen  im  eigenen  und 
im  Vollmachtsnamen  in  sich  vereinigen. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  werden  durch  ihre  gesetz- 
lichen und  beziehungsweise  statutarischen  Repräsentanten,  Frauen  durch 
Bevollmächtigte  vertreten,  auch  wenn  diese  Vertreter  nicht  selbst 
Actionäre  sind. 

Der  Erlag  von  25  Actien  giebt  das  Recht  auf  eine  Stimme.  Die 
Actien  und  Actieninterimsscheine  sind  in  Ansehung  des  Stimmrechtes 
gleichzuhalten. 

§  26. 

Die  Generalversammlung  tritt  alljährlich  in  der  Regel  in  den 
ersten  sechs  Monaten  in  Wien  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  können  so  oft  stattfinden, 
als  es  der  Verwaltungsrath  für  nothwendig  erachtet. 

Eine  ausserordentliche  Generalversammlung  muss  einberufen 
werden,  wenn  dieselbe  in  einer  Generalversammlung  beschlossen  wird, 
wenn  der  Revisionsausschuss  (§  39)  oder  ein  oder  mehrere  Actien- 
besitzer, deren  Actien  mindestens  den  zehnten  Theil  des  Actiencapitales 
repräsentiren  und  von  ihnen  bei  der  Gesellschaftscassa  deponirt  wurden, 
darauf  in  einer  von  ihnen  unterzeichneten  Eingabe  unter  Angabe  des 
Zweckes  und  der  Gründe  antragen. 

In  den  letzten  beiden  Fällen  muss  die  Generalversammlung 
längstens  binnen  vierzehn  Tagen  nach  Einbringung  des  Antrages  ein- 
berufen und  binnen  weiteren  vierzehn  Tagen  abgehalten  werden. 

§  27. 

Die  Einberufung  sowohl  der  ordentlichen  als  einer  ausserordent- 
lichen Generalversammlung  geschieht  mittelst  einer  Kundmachung  durch 
die  im  §  5  bestimmte  Zeitung.    Die  Kundmachung  hat  mindestens 
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vierzehn  Tage  vor  dem  Versammlungstage  zu  erfolgen  und  die  zur  Ver- 
handlung bestimmten  Gegenstände  bekanntzugeben. 

§  28. 

Die  Actienbesitzer,  welche  der  Generalversammlung  beiwohnen 
wollen,  müssen  spätestens  acht  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben 
die  Actien,  auf  Grund  welcher  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben  wollen,  bei 
der  Gesellschaftsc assa  oder  an  den  vom  Yerwaltungsrathe  bestimmten 
Erlag8Btellen  deponiren  und  erhalten  Legitimationskarten,  welche  auf 
den  Namen  lauten,  die  Zahl  der  deponirten  Actien  und  die  darauf  ent- 
fallenden Stimmen  ausweisen  und  nur  für  die  bezeichnete  Person  oder 
deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten  gelten. 

§  29. 

Der  zum  Vortrage  bestimmte  Geschäftsbericht  nebst  dem  Recbnungs 
abschlusse   und   dem  Gutachten    des   Revisionsausschueses,  sowie  der 
Wortlaut  der  zur  Verhandlung  kommenden  Anträge  ist  acht  Tage  vor 
der  Generalversammlung  am  Sitze  der  Gesellschaft  zur  Einsicht  für  die 
Actionäre  aufzulegen. 

§  30. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  wenigstens  zehn 
Actionäre  anwesend  sind,  welche  im  eigenen  oder  Vollmachtsnamen 
(§  25)  mindestens  den  zehnten  Theil  des  Actiencapitales  repräsentiren. 
Um  aber  die  Veräusserung  einer  Eisenbahnlinie  oder  die  Vereinigung 
mit  anderen  Eisenbahn  Unternehmungen  oder  die  Auflösung  der  Gesell- 
schaft (§  35,  lit.  h  und  k)  beschliessen  zu  können,  muss  mehr  als  die 
Hälfte  des  Actiencapitales  vertreten  sein. 

§  31. 

Ist  die  Generalversammlung  nicht  beschlussfähig,  so  ist  binnen 
acht  Tagen  eine  neue  Generalversammlung  einzuberufen,  wobei  jedoch 
der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  Abhaltung  der  Versamm- 
lung auf  zehn  Tage  und  der  Termin  zur  Actiendeponirung  (§  28)  auf 
fünf  Tage  beschränkt  ist. 

Bei  ihrer  zweiten  Einberufung  ist  die  Generalversammlung  ohne 
Rücksicht  auf  die  Anzahl  der  Actionäre  und  die  Summe  der  durch 
sie  vertretenen  Actien  beschlussfähig,  was  in  der  Einberufungskund- 
machung hervorzuheben  ist. 

Ihre  Verhandlungen  sind  jedoch  auf  das  Programm  der  vertagten 
Versammlung  beschränkt. 

§  32. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Vorsitzende 
des  Verwaltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter,  und  bei  deren  Ver- 
hinderung das  vom  Verwaltungsrath e  hiezu  bestimmte  Mitglied  desselben. 
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Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Berathungen. 

Der  Schriftführer  wird  vom  Vorsitzenden  ernannt,  die  Stimmzähler 
wählt  die  Versammlung. 

§  33. 

In  der  Generalversammlung  dürfen  nur  über  die  in  der  Ein- 
berufung bezeichneten  Gegenstände  Beschlüsse  gefasat  werden  (§  34). 

Anträge,  welche  dem  Verwaltungsrathe  von  wenigstens  fünf 
Actionären,  welche  ihr  Stimmrecht  durch  Deponirung  der  Actien  nach- 
weisen, vor  der  Einberufung  der  Generalversammlung  angemeldet  wurden, 
sind  in  die  Kundmachung  aufzunehmen. 

§  34. 

Auch  in  der  Generalversammlung  steht  jedem  stimmfähigen  Actionär 
das  Recht  zu,  selbständige  Anträge  zu  stellen,  doch  darf  über  dieselben 
nicht  sofort  in  dieser  Generalversammlung  entschieden  werden,  sondern 
nur,  wenn  ein  solcher  Antrag  noch  von  wenigstens  vier  stimmberechtigten 
Actionären  unterstützt  wird,  bestimmt  werden,  ob  und  wann  derselbe 
in  Verhandlung  zu  nehmen  ist.  Nur  über  den  Antrag  auf  Berufung 
einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  kann  ohne  vorhergehende 
Ankündigung  Beschluss  gefasst  werden.  (Art.  238,  H.  G.  B.) 

§  35. 

Der  Beschlussfaesuüg  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten: 

a)  die  Bestimmung  der  Zahl  der  zu  wählenden  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes  (§  14)  und  deren  Wahl,  sowie  die  Wahl  der  Mit- 
glieder des  Revisionsausschusses; 

6)  die  Bestimmung  der  Entlohnung  der  Mitglieder  des  Verwaltungs 
rathes,  soweit  dieselbe  nicht  durch  die  Statuten  festgesetzt  ist ; 

c)  die  Erledigung  der  Jahresrechnungen  und  die  Gewinnvertheilung ; 

d)  die  Geltendmachung  der  dem  Verwaltuogsratbe  gegen  die  Ge- 
sellschaft obliegenden  Verbindlichkeiten; 

e)  die  Vermehrung  des  gesellschaftlichen  Actiencapitales  (§  7,  Abs.  2), 
sowie  die  Hinausgabe  von  Prioritätsobligationen  (§  12); 

f)  die  Erwerbung  fremder  Eisenbahnlinien  (§  2,  Z.  3); 

(j)  die  Bewerbung  um  Concessionen  zu  neuen  Eisenbahnlinien  (§  2, 
Z.  1,  lit.  c): 

h)  die  Veräusserung  von  gesellschaftlichen  Eisenbahnlinien,  sowie 
die  Vereinigung  derselben  mit  anderen  Eisenbabnunternebmungen ; 

i)  die  Abänderung  der  Statuten; 

k)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  ihrer  Statuten  massigen 
Dauer  (§  6);  insbesondere  auch  durch  Uebertragung  ihres  Ver- 
mögens und  ihrer  Schulden  an  eine  andere  Actiengesellschaft  gegen 
Zuweisung  von  Actien  der  letzteren  (Art.  215,  H.  G.). 
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§  36. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit. 

Bei  gleicbgetheilten  Stimmen  wird  jener  Antrag  zum  Beschlüsse 
erhoben,  welchem  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Znr  Giltigkeit  der  im  §  35  unter  e  und  i  angeführten  Beschlüsse 
ist  eine  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  und  zur  Giltigkeit  der  daselbst 
unter  k  und  k  angeführten  Beschlüsse  eine  solche  von  drei  Viertheilen 
der  Stimmen  erforderlich. 

Die  Beschlüsse  über  die  sub  ef  ff  hy  i  und  Je  bezeichneten  Gegen- 
stände bedürfen  der  Genehmigung  der  hohen  Staatsverwaltung. 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insoferne  die  Generalversammlung  nichts 
Anderes  bescbliefsen  sollte,  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Wenn  bei  Wahlen  keine  abtolute  Stimmenmehrheit  erzielt  wird, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben.  Im  Falle  der  wiederholten  Stimmen- 
gleichheit entscheidet  das  Los. 

§  37. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlungen  wird  ein 
Protokoll  geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer  und 
zwei  durch  die  Generalversammlung  gewählten  Actionären  unter- 
zeichnet wird. 

Diesem  Protokolle  wird  das  Verzeichniss  der  anwesenden  Actionäre 
mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmenzahl  nebst  den  Voll- 
machten beigefügt. 

Die  im  Protokolle  der  Generalversammlung  verzeichneten  Be- 
schlüsse, mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungs- 
organe gntgeheissen  oder  gerechtfertigt  erklärt  werden,  haben  den 
letzteren  als  Absolutorinm  zu  dienen. 

Pas  von  den  Stimmzählern  (§  32)  zu  unterfertigende  Wahlprotokoll 
dient  den  Verwaltungsrathsmitgliedern  als  Legitimation. 

V.  Revisionsausschuss. 

§  38. 

Der  Revisionsausschuss  bt steht  aus  drei  Mitgliedern  und  zwei 
Ersatzmännern,  welche  alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalver- 
sammlung aus  den  der  Verwalturg  nicht  angehörenden  stimmberechtigten 
Actionären  gewählt  werden. 

Der  erste  Revisionsausschuss  wird  in  der  constituirenden  General- 
versammlung gewählt  (§  49)  und  bezieht  sich  dessen  Function  auf  das 
erste  Geschäftsjahr  (§  40). 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  Austretens  eines  Mitgliedes  des 
Revisionsausschusses  während  seiner  Functionsdauer  tritt  jener  Ersatz- 
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mann  an  dessen  Stelle,  welcher  bei  der  von  der  Generalversammlung 
vorgenommenen  Wahl  die  nächst  meisten  Stimmen  erhalten  hat.  Bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§  39. 

Der  Revision8au8schu88  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  und  der  Bilanz,  sowie  die  Vorschläge  bezüglich  der 
Gewinn vertheilung  zu  prüfen  und  hierüber  der  Generalversammlung 
Bericht  zu  erstatten;  er  ist  zu  diesem  Bebufe  berechtigt,  von  den 
Büchern  und  der  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen  und 
von  den  Rechnungslegern  die  nöthigen  Aufklärungen  zu  verlangen. 

Der  Revision8au88chus8  ist  auch  berechtigt,  in  Folge  eines  ein- 
stimmigen Beschlusses  die  Einberufung  einer  Generalversammlung  zu 
veranlassen,  wenn  er  dies  im  Interesse  der  Gesellschaft  für  erforderlich 
erachtet  (§  26). 

VI.  Bilanz,  Gewinnverteilung,  Tilgung  des  Anlagecapitales, 

Reservefond. 

§  40. 

Das  erste  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  mit  erfolgter 
Eintragung  derselben  in  das  Handelsregister  (§  6)  und  endet  mit 
31.  December  1890. 

Die  folgenden  Geschäftsjahre  beginnen  und  schliessen  mit  dorn 
Kalenderjahre. 

Alljährlich  werden  am  31.  December  die  gesellschaftlichen  Rech- 
nungen abgeschlossen,  ein  allgemeines  Inventar  der  Activen  und  Passiven 
aufgestellt  und  die  Bilanz  gezogen.  Die  Rechnungen  und  die  Bilanz 
sind  dem  Revisionsausschusse  rechtzeitig  zu  übergeben  und  sohin  sammt 
dessen  Gutachten  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

§  41. 

Die  Erträgnisse  der  gesellschaftlichen  Unternehmungen  werden 
verwendet  zunächst  zur  Bestreitung: 

1.  aller  laufenden  Betiiebs-  und  Verwaltungskosten,  sowie  Erhaltungs- 
auslagen und  regelmässigen  Abschreibungen;  sohin 

2.  der  Zinsen  und  Tilgungsquoten  der  Passivschuld  (Prioritätsobli- 
gationen); beziehungsweise  nach  erfolgter  vollständiger  Tilgung 
der  Prioritätenschuld,  in  Gemässheit  des  §  43,  zur  BeBtreitung 

3.  der  planmässigen  Quote  zur  Tilgung  des  Actiencapitales. 

Aus  der  nach  diesen  Abzügen  erübrigenden  Erträgniss-Summe  wird 

4.  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  5  Percent  des  eingezahlten, 
nicht  amortisirten  Actiencapitales  den  Actionären  ausbezahlt; 
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bahn. 

1.  Concessionsurkunde  vom  11.  Jänner  1867,  R.  G.  BI.  Nr.  16, 

für  die  Buseht£hrader  Eisenb  ahn  Gesellschaft  zum  Betriebe  ihrer  Loconiotir- 
ei^enbahnen  von  Prag:  nach  Wejhybka  und  ron  Kladno  nach  Kralop  mit 
Einschlass  der  bestehenden  Fingelbahnen  nnd  der  Prager  Eisenindustrie- 
gesellschaft  gehörigen  Strecke  der  NugiäerBahn  yon  Wejhybka  bis  Kladno, 
danu  znr  Umgestaltung  ihrer  Pferdebahn  yon  Wejhybka  bis  Pinie,  in  eine 
Locomotiveisenbahii,  und  znr  Verbindung  ihrer  Linien  mit  den  con- 
cesslonirten  Xaehbarbahnen  in  den  Richtungen  gegen  Luzna,  Kroppa, 

Bubna  nnd  eventuell  Smichow. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,   König  von  Ungarn,  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Buschtöhrader  Eisenbahngesellschaft  die  Bitte  um 
Ertbeilnng  der  Bewilligung  zur  Umgestaltung  ihrer  Pferdebahn  in  eine 
Locomotiveisenbahn  und  zur  Verbindung  ihrer  Linien  mit  den  conces- 
sionirten  Nachbarbahnen  gestellt  und  angesucht  hat,  dass  an  die  Stelle 
ihres  Privilegiums  vom  30.  Juli  1827  uud  ihrer  Ooncession  vom  20.  No- 
vember 1855  eine  neue,  ihre  eämmtlichen  Linien  umfassende  Urkunde 
ausgefertigt  werde,  so  finden  Wir  Uns  in  Willfahrung  dieser 
Bitte  bewogen,  die  erwähnten  zwei  Urkunden  ausser  Wirksamkeit  zu 
setzen  und  der  genannten  Gesellschaft  eine  neue  Ooncession,  wie  folgt, 
zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Buschtgbrader  Eisenbahngesellschaft  das  Recht 
zum  Betriebe  ihrer  Locomotiveisenbahnen  von  Prag  nach  Wejhybka  und 
von  Kladno  nach  Kralup  mit  Einschuss  der  bestehenden  Flügelbahnen 
und  der  der  Prager  Eisenindustriegesellschaft  gehörigen  Strecke  der 
NudiSer  Bahn  von  Wejhybka  bis  Kladno. 
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Auf  Grund  des  Privilegiums  vom  30.  Juli  1827*)  wurde  eine  Pferdebahn 
von  Prag  (Sandthor)  über  Wejhybka  und  Lana  nach  Pinie  durch  die  Prag- 
Pilsener  Eisenbahngesellsohaft  erbaut,  und  in  den  Strecken  Prag -Wejhybka  am 
21.  Mai  1830,  Wejhybka-Lana  am  25.  October  1830,  und  Lana-Pinie  am  11.  No- 
vember 1833  eröffnet.  Diese  Bahn  wurde  im  Jahre  1836  an  den  Fürsten  Karl 
Egon  Fürstenberg  verkauft  und  ging  von  diesem  im  Jabre  1853  an  die 
Buschtöhrader  Eisenbabnunternehmung  über. 

Auf  Grund  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  9.  Mai  1863  (Handels- 
mini st  er  ial- Erl  ass  vom  14.  Mai  1863,  Z.  7052/512,  C.  Bl.  Nr.  21)  wurde  die  Bahn- 
strecke Prag-(Sandthor-)  Wejhybka  in  eine  Locomotiveisenbahn  umgewandelt,  und 
als  solche  am  4.  November  1863  eröffnet  Die  weitere  Strecke  Wejhybka-Lana 
wurde  gemäss  §  2  der  vorliegenden  Conoessionsurkunde  zu  einer  Locomotiv- 
bahn  umgestaltet  und  als  solche  am  22.  April  1869  dem  Verkehre  übergeben. 

Die  Theilstrecke  Hostiwitz- Wejhybka-Lana  wurde  in  die  mit  Concessions- 
urkunde  vom  1.  Juli  1868  (Doo.  3)  conoessionirte  Bahn  von  Prag  nach  Weipert 
einbezogen.  (Vgl.  §§  1  und  8  der  bezogenen  Conoessionsurkunde.) 

Die  als  Pferdebahn  verbliebene  Strecke  Lana-Pinie  wurde  am  1.  Sep- 
tember 1873  ausser  Betrieb  gesetzt  und  auf  Grund  der  Bewilligung  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vom  6.  April  1879,  Z.  36951  ex  1878  abgetragen.  Das  staat- 
liche Heimfallsrecht  bezüglich  dieser  Bahnlinie  wurde  durch  eine  im  Jahre  1882 
abgeschlossene  Vereinbarung  gegen  eine  entsprechende  Entschädigung  aufgelassen. 

Die  Eisenbahn  von  Kladno  nach  Eralup  wurde  auf  Grund  der  Conoes- 
sionsurkunde vom  20.  November  1855**)  von  der  Buschtährader  Eisenbahn- 
gesellschaft erbaut  und  am  30.  Juli  1856  für  den  Gesammtverkehr  eröffnet. 

Die  von  der  Prager  Eisenindustriegesellschaft  als  Industriebahn  herge- 
stellte Verbindungsstücke  Wejhybka-Kladno  wird  auf  Grund  der  Allerhöchsten 
Entachliessung  vom  1.  Februar  1864  (Handelsmioisterial-Erlass  vom  19.  Februar 
1864,  Z.  2276/211,  C.  Bl.  Nr.  8)  gemäss  eines  mit  der  genannten  Gesellschaft 
geschlossenen  Uebereinkommens  für  den  Gesammtverkehr  der  BuschtShrader 
Eisenbahn  benützt. 

§  2- 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sieb,  ihre  Pferdebahn  von  Wejhybka 
bis  Pinie  in  eine  Locomotiveisenbahn  umzugestalten,  und  diese  letztere 
in  der  Richtung  gegen  Lizoa  zum  Anschlüsse  an  die  concessionirte 
Prag-Egerer  Bahn  und  in  der  Richtung  gegen  Kruppa  zum  Anschlüsse 
an  die  concessionirte  Annaberg- Kommotau-Rakooicer  Bahn  fortzusetzen 
und  gleichzeitig  mit  der  betreffenden  Anschlussbahn  dem  öffentlichen 
Verkehre  zu  übergdbeo. 

Vgl.  bezüglich  der  Strecke  Wejhybka  Lana-Pinie  die  Anmerkung  zu  §  1 
der  vorliegenden  Conoessionsurkunde.  Von  der  Fortsetzung  der  Bahn  gemäss 
der  vorliegenden  Conoessionsurkunde  wurde  abgesehen,  da  die  betreffenden  An- 
schlussbahnen nicht  zur  Ausführung  gelangten.  Jedoch  wurde  die  auf  Grund 
der  Conoessionsurkunde  vom  1.  Juli  1868  (Doc.  3)  hergestellte  Eisenbahn  von 
Prag  nach  Weipert  über  Lufcna  und  Kruppa  geführt. 

*)  Siehe  Eisenb.-Ges.-Sammlg.  II.,  2.  S.  1013.  —  **)  Siehe  Eisenb.-Ges.- 
Sammlg.  II,  2.  S.  1017. 
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Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich  ferner,  eine  Locomotiveisenbahn 
von  ihrem  Bahnhofe  in  Prag  bis  zum  Anschlüsse  an  die  nördliche 
Staatseisenbahn  bei  Bnbna  innerhalb  eines  Jahres,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet,  herzustellen  und  in  Betrieb  zu  setzen. 

Die  Verbindnngastrecke  vom  Bahnhofe  Prag  (Sandthor)  zum  Prager  Staata- 
bahnhpfe  wurde  am  27.  April  1868  eröffnet» 

Wenn  der  Gesellschaft  die  hiedurch  erzielte  Verbindung  mit  der 
projectirten  Franz  Josephs-Bahn  und  mit  der  Böhmischen  Westbahn  nicht 
genügen  sollte,  so  ist  dieselbe  berechtigt,  von  der  Prag-Wejbybkaer 
Bahn  eine  Abzweigung  von  der  Station  Hostiwitz  nach  Smichow 
zum  Anschlüsse  an  diese  beiden  Eisenbahnen  herzustellen  und  zu  be- 
treiben. 

Die  Strecke  Hostiwitz-Smichow  bildet  einen  Bestandteil  der  auf  Grund 
der  Concessiousurkunde  vom  1.  Juli  1868  (Doo.  3)  erbauten  Bahnlinie  von 
Prag  (Smichow)  nach  Weipert. 

§  3. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Verbindung  der  Bahn  mit 
den  wiebtigeren  Kohlenwerken  des  Buschtehrader  Kohlenrevieres  her- 
zustellen. 

Das  BuschtShrader  Kohlenrevier,  innerhalb  dessen  die  verschiedenen 
Bahnverbindungen  von  der  Gesellschaft  auf  ihre  Kosten  bewerkstelligt 
werden  sollen,  wird  dahin  begrenzt,  dass  die  Stadt  Kladno  als  der  west- 
liche Endpunkt  des  Revieres  angenommen  wird.  Von  da  verläuft  die 
Grenze  in  gerader  nordöstlicher  Richtung  zu  dem  ärarischen  Kübek- 
Scb  achte,  weiter  nordöstlich  zu  dem  Kaiser  Ferdinands- Schachte  Nr.  1, 
und  in  östlicher  Richtung  zu  den  jetzt  bestehenden  Brandeisler,  vor- 
mals ärarischen  Schächten,  dann  von  hier  zurück  Dach  dem  Eisenbahn- 
zuge gegen  den  Robert'schen  Vitorka- Schacht,  den  Kaiser  Ferdinand' sehen 
Maria  Antonia-Schacht  und  den  Robert'schen  Katharina- Schacht,  sofort 
von  da  nach  dem  Kaiserin  Maria  Anna- Schachte,  und  dann  in  westlicher 
Richtung  über  den  Kladnoer  Wenzels-Schacht  bis  zur  Stadt  Kladno. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  zu  jedem  einzelnen,  innerhalb 
des  vorbezeichneten  Kohlenreviers  jetzt  schon  bestehenden  Kohlen- 
förderungsschachte unbedingt,  zu  allen  künftigen  neu  entstehenden  Kohlen- 
förderungsschächten in  demselben  Reviere  aber  über  Verlangen  der 
Gewerken  nur  dann  Zweigbahnen  auf  eigene  Kosten  zu  erbauen,  solche 
mit  der  Hauptbahn  zu  verbinden,  und  für  die  Dauer  der  Kohlen- 
förderung im  Betriebe  zu  erhalten,  wenn  aus  der  durchsunkenen  Kohlen- 
ablagerung auf  Grundlage  einer  von  Unserer  competenten  Bergbehörde 
unter  Zuziehung  der  Direction  der  Eisenbahngesellschaft  vorgenommenen 
commissionellen  Erhebung  bei  jedem  einzelnen  Förderungsschachte  ein 
jährliches  Frachterträgniss  von  wenigstens  500.000  Centner  guter  Kohle 
für  die  Dauer  von  20  Jahren  oder  darüber  hinaus  als  vorhanden 
erkannt  und  nachgewiesen  wird. 
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§  4. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der 
Bahn  hat  nach  Massgabe  des  von  dem  Ministerium  für  Handel  und 
Volkswirtschaft  genehmigten  Detailbauprojectes  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Baue  auch  nach  den  von  dem  Handels- 
ministerium zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

AenderuDgen  in  dem  Bauprojecte  bleiben  der  Staatsverwaltung 
vorbehalten. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Ausführung  für  die  Anlage 
eines  Geleises  beschränkt  werden. 

Den  Unterbau  für  das  zweite  Geleise  herzustellen  und  dieses 
zweite  Geleise  zu  legen,  ist  die  Gesellschaft  erst  dann  verpflichtet, 
wenn  der  jahrliche  Rohertrag  während  zweier  aufeinanderfolgenden  Jahre 
die  Summe  von  130.000  fl.  österr.  Währ,  per  Meile  erreicht. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  der  Einmündung  von  Berg- 
werks- und  anderen  Bannen  zu  eigenem  Gebrauche  und  der  Wagen - 
Verleihung,  sowie  der  Vergütung  biefür  zu  bestimmen. 

Rücksichtlich  der  bewilligten  Bahnanschlüsse  (§  2)  hat  die  Ge- 
sellschaft mit  den  betheiligten  Verwaltungen  ein  Abkommen  zu  treffen. 

§  5- 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Bahn 
das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diesfälligen 
gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

§  6. 

Die  Gesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con 
cessionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
Urkunde,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen (namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  No 
vember  1851),  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen 
und  Verordnungen  zu  benehmen. 

§  7. 

Die  Gesellschaft  hat  daher  auch  insbesondere  die  Posten  und  die 
Postbediensteten  nach  Vorschrift  des  §  68  der  gedachten  Eisenbahn-Be- 
triebsordnung unentgeltlich  zu  befördern,  wobei  die  Postverwaltung  für 
Einen,  von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrts- 
stunden und  dessen  Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen 
befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträderigen  oder  zwei 
vierräderige  Wagen  erfordert,  erhält  die  Gesellschaft  für  jeden  weiter 
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beizustellenden   Wagen  eine   zu   vereinbarende  billige  Entschädigung 
per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine 
ambulante  Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits 
besteht,  einzuführen  findet,  so  sind  anstatt  der  achträderigen  oder  vier- 
räderigen  gewöhnlichen  Wagen  die  hiezu  erforderlichen  acht-  oder 
vierräderigen,  nach  den  Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten 
Postambulancewagen  von  der  Gesellschaft  ohne  Entgelt  herzustellen 
und  zu  erhalten. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Brief- Auf-  und  Abgabs- 
Stationen  ist  ein  geeignetes  Postbureau  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn 
unentgeltlich  zu  überlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  ein- 
tretender weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere 
Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen,  mit  Ausschluss 
der  Werthsendungen,  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes 
Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Eisenbahndirection  (Verwaltungsrath)  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden, 
dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der 
Bahnanstalt  befördert  werden. 

§  8. 

Die  Gesellschaft  hat  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraphen  - 
Verwaltung  die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn 
auf  ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu 
gestatten.  Die  Telegraphenverwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz 
der  Aufstellung  mit  der  Gesellschaft  zu  verständigen. 

Ferner  hat  die  Gesellschaft  die  Bewachuog  der  hergestellten 
Leitung  durch  ihr  Bahnpersonal  ohne  besonderes  Entgelt  zu  über- 
nehmen. 

Dagegen  hat  die  Gesellschaft  auch  das  Recht,  die  Drähte  für 
den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  des  Staatstelegraphen  zu  be- 
festigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Uebereinkunft 
getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden  Mit- 
theilungen beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem  Ein- 
flüsse und  der  Aufsicht  der  Staatsverwaltung. 

§  9- 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  für  die  concessionirte  Bahn 
wird  folgenden  Begrenzungen  unterworfen: 

32* 
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Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden 
die  Person: 

Für  die     I.  Classe  36  kr.  ÖBterr.  Währ. 

n        n  »   27     „  „  n 

„        „     IH.        „   18»  n  n 

„      K    IV.      h      (im  Stehwagen)    .   .    12    „        „  „ 

Bei  Schnellzügen,  welche  mindestens  ans  Wagen  der  I.  nnd 
II.  Classe  bestehen  müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht 
werden,  unter  der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  einzu- 
haltende Fahrgeschwindigkeit  nicht  geringer  sei  als  die  durchschnittliche 
Fahrgeschwindigkeit  bei  den  Eilzügen  der  übrigen  österreichischen  Bahnen. 

Bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit  per  Zoll- 
centner  und  Meile: 

I.  Classe  2     kr.  österr.  Währ. 

II  2V 

»   3  /2   n  n  n 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung der  Nebengebühren,  der  Classification  der  Waaren  und  der 
sonstigen  Verkehrsbestimmungen  ist  sich  derart  zu  benehmen,  dass  die 
diesfölligen  Preise  und  Bestimmungen  in  keinem  Falle  höher  und 
lästiger  sein  dürfen,  als  auf  der  nördlichen  Staatseisenbahn. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vor- 
stehend fixirten  Grenzen  steht  der  Gesellschaft  frei.  Hiebei  darf  aber 
eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 

Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtenunternehmer  unter 
gewissen  Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine 
andere  Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder 
Begünstigung  allen  Versendern  oder  Frachtenunternehmern,  welche  die 
nämlichen  Bedingungen  eingehen,  zugestanden  werden. 

Vgl.  §  8  der  Concessionsurkunde  vom  1.  Juli  1868  (Doc.  3),  Punkt  1 
des  Handelsministerial-Erlaases  vom  15.  Ootober  1868  (Doe.  4),  das  Protokoll 
vom  8.  Jänner  1876  (Doc.  13)  und  die  Kundmachung  des  Handelsministeriums 
vom  27.  November  1877,  R.  G.  BI.  Nr.  109  (Doc.  14). 

§  10. 

Ohne  alle  Rücksicht  auf  die  grössere  oder  kleinere  Entfernung 
der  einzelnen,  in  dem  begrenzten  Kohlenreviere  jetzt  schon  befindlichen 
oder  erst  künftighin  zu  eröffnenden  Kohlenwerke  von  dem  Zuge  der 
Hauptbahn,  hat  für  die  Verfrachtung  der  Kohle  aus  diesen  Werken 
bis  nach  Kralup  oder  nach  Prag  ein  durchgehende  gleicher  Frachtpreis 
zu  bestehen,  mit  Ausnahme  der  Kohle  aus  dem  Kaiser  Ferdinand'schen 
Wotwowitzer  Kohlenwerke,  für  welche  der  Frachtpreis  bis  Kralup  die 
Hälfte  desjenigen  nicht  übersteigen  darf,  welcher  für  die  Kohle  aus 
den  Werken  des  Buschtöhrader  Kohlenrevieres  bis  Kralup  jeweilig  be- 
stehen wird. 
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Mit  Rücksicht  auf  die  von  der  Gesellschaft  bereite  erbauten  und 
noch  zu  erbauenden  Zweigbahnen  wird  die  Bahnbetriebslänge  aus  dem 
Kohlenreviere  bis  Kralup  auf  vier  Meilen  und  aus  dem  Kohlenreviere 
über  Wejhybka  nach  Prag  (Sandthorbahnhof)  auf  fünf  Meilen,  nach 
Bubna  und  Smichow  auf  Meilen  festgesetzt. 
Vgl.  die  Anmerkung  zum  vorstehenden  §  9. 

§  IL 

Der  Gesellschaft  wird  die  Bewilligung  ertheilt,  die  zu  erhebenden 
Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer  Silbermünze  zu  bemessen,  je- 
doch so,  dass  die  mit  Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende 
Gebühr  in  der  Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  über  Verlangen  der  Gesellschaft,  wie  auch  über  An- 
ordnung der  Staatsverwaltung  nach  dem  Durchschnittscourse  des  Silbers 
im  letztabgewichenen  Monate  stattzufinden. 

§  12. 

Die  Militärtran sporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung  zwischen  dem 
Kriegsministerium  und  den  Verwaltungen  der  österreichischen  Staats- 
eisenbahngesellschaft, der  Südbahn,  der  Kaiserin  Elisabeth- Bahn,  der 
galizischen  Carl  Ludwig-Bahn,  der  Theiasbahn  und  der  Südnorddeutschen 
Verbindungsbahn  unterm  10.  December  1860  abgeschlossenen  Ueber- 
«inkommen,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden  Bestandtheil  der 
Ooncessionsnrkunde  zn  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  dieser  Bahnen  für 
Militärtrac  sporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  vereinbart 
würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte  Bahn  Geltung 
erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 

Die  Gee ellschaft  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisen  bahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durch- 
führung grösserer  Militärtransporte  beizutreten. 

§  13. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in 
Folge  dieser  Concession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn 
benützen,  und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen 
sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

§  U. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate  die 
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Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herab- 
zumindern. 

§  15. 

Zum  Zwecke  der  Aufbringung  der  zur  Durchführung  des  Unter- 
nehmens erforderlichen  Geldmittel  wird  die  Gesellschaft  ermächtigt, 
Actien  und  Prioritätsobligationen  auf  den  Ueberbringer  oder  auf  be- 
stimmte Namen,  jedoch  auf  nicht  geringere  Beträge  als  150  fl.  österr. 
Währ,  lautend,  auszugeben. 

Die  durch  Prioritätsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  die 
Hälfte  des  Anlagecapitales  nicht  überschreiten. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  aus- 
gegeben, so  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersicht- 
lich gemacht  werden. 

Die  Tilgung  des  Anlagecapitales  muss  während  der  Concessions- 
dauer  nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Plane  statt- 
finden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

§  16. 

Die  Gesellschaft  ist  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslande  zu 
bestellen,  sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser 
oder  zu  Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  ein- 
zurichten. 

§  17. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  achtzig  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  fest- 
gesetzt und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

§  18. 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  nach  Ablauf 
von  dreissig  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  die  concessionirte 
Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der 
zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet.  Dieser  Durchschnittsertrag  ist 
dann  der  Gesellschaft  als  Jahresrente  in  halbjährigen  Raten  bis  zum 
Ablaufe  der  Concessionsdaner  zu  bezahlen. 

Sollte  der  ermittelte  Durchschnittsbetrag  nicht  wenigstens  die  be- 
dungene Verzinsung  der  Prioritätsobligationen  und  fünf  Percent  des 
Actiencapitale8  sammt  der  festgesetzten  Tilgungsquote  betragen,  so  sind 
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die  erwähnten  Zinsen  sammt  Tilgungsquote  als  die  geringste  Jahresrente 
zu  bezahlen. 

Zum  Anlagscapitale  gehören: 

a)  die  Kosten  der  Vorarbeiten  und  der  ProjectsverfassuDg; 

b)  die  Kosten  für  die  Herstellung  und  Einrichtung  der  Bahn,  sowie 
sonstige  Auslagen,  welche  aus  Anlass  der  Errichtung  und  Inbetrieb- 
setzung der  concessionirten  Bahn  nothwendigerweise  bestritten 
werden  müssen; 

c)  die  Intercalarzinsen ; 

d)  die  Kosten  der  Geldbeschaffung. 

Das  Anlagscapital  erstreckt  sich  auch  auf  die  Kosten,  welche 
im  Laufe  von  drei  Jahren  nach  erfolgter  Eröffnung  des  Betriebes  auf 
den  zu  erbauenden  Eisenbahnstrecken  für  sämmtliche  Linien  der  Ge- 
sellschaft bestritten  werden  müssen. 

Sollten  nach  Ablauf  dieser  Frist  noch  weitere  neue  Bauten  aus- 
geführt oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so  können  die 
diesfälligen  Kosten  dem  Anlagscapitale  zugerechnet  werden,  wenn  die 
Staatsverwaltung  hiezu  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und  die  Kosten 
gehörig  nachgewiesen  werden. 

§  19. 

Beim  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den 
Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn;  namentlich  des  Grund 
und  Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und 
Oberbaues  der  Bahn  und  des  sämmtlichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als  : 
Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen 
Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wacht-  und  Aufsichts- 
häuser sammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  und  allen 
unbeweglichen  Sachen. 

Bewegliche  SacheD,  als:  Locomotive,  Wagen,  bewegliche  Maschinen, 
Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  oder  Materialien,  insoweit  sie  zur 
Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind,  haben 
von  der  Gesellschaft  an  den  Staat  bloss  um  den  übereingekommenen 
oder  auf  Verlangen  eines  Theiles  um  den  durch  Sachverständige  auf 
gerichtsordnungsmäseige  Weise  zu  ermittelnden  Schätzungswerth  tiber- 
zugehen. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  mit  dem  Tage 
dieser  Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der 
ausgemittelten  Rente  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in 
den  Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  früher  er- 
wähnten, dazu  gehörigen  sowohl  unbeweglichen,  als  auch  beweglichen 
Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des  Reserve- 
fondes  und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
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Vermögen  errichteten  und  rücksichtlieh  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  als:  Coaks  und  Kalköfen,  Giesaereien,  Fabriken  von 
Maschinen  qder  anderen  Geräthen,  Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  anderen 
Depots  etc.,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselbe  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  den  Concessionären  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Ge- 
richten auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden, 
die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
eilften  Tage  des  Monats  Jänner  im  Jahre  des  Heiles  Eintausendacht- 
hundertsechzigundsieben,  Unserer  Reiche  im  neunzehnten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Richard  Graf  Belcredi  m.  p.  Bernhard  Freiherr  v.  Wüllerstorf  na.  p. 

Auf  ausdrücklichen  Befehl  Sr.  k.  k.  ap.  Majestät: 
Johann  Pfeiffer  m.  p. 

k.  k.  Sectionarath. 

2.  Gesetz  vom  3.  Juni  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  57, 

in  Betreff  der  Zugeständnisse  und  Bedingungen  für  die  Unternehmung  der 
Eisenbahn  Ton  Prag  über  Saaz  und  Kouimotau  an  die  königlich  sächsische 
Frenze  zum  Anschlüsse  an  die  Chemnitz-Annaberger  Bahn  und  mit  einer 
Fingelbahn  in  das  Rakonitzer  Kohlenrevier,  dann  Ton  Priesen  Aber  Carls- 
bad nach  Eger  und  Franzensbad. 

Artikel  I. 

Bei  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Locomotiveisenbahu  von  Prag  (Smichow)  über  Saaz,  Kommotau  bis 
Weipert  (oder  einen  anderen,  bei  weiterer  Prüfung  etwa  als  vorteilhaft  er- 
kannten Punkt  der  königl.  sächsischen  Grenze)  zum  Behufe  ihrer  Verbindung 
mit  der  r.hemnitz-Annaberger  Bahn  und  einer  von  der  Hauptbahn  nächst 
Priesen  abzweigenden  Eisenbahn  durch  das  Egerthal  über  'Carlsbad 
nach  Eger  mit  einer  Fitigelbahn  nach  Franzensbad,  ferner  mit  einer 
von  der  Hauptbahn  abzweigenden  Flügelbahn  in  das  Rakonitzer  Kohlen- 
revier kann  für  diesen  Gesammtcompiex  von  Eisenbahnen  vom  Staate 
entweder  die  Betheiligung  mit  einem  Betrage  bis  zu  5  Millionen  Gulden 
österr.  Währ.,  oder  die  Garantie  eines  jährlichen  ftinfpercentigen  Rein- 
er trägnisa  es  in  Silber  von  dem  wirklich  aufgewendeten  und  gehörig 
nachzuweisenden  Anlagecapitale,  welches  jedoch  im  Durchschnitte  den 
Nominalbetrag  von  890.000  fl.  per  Meile  nicht  überschreiten  darf, 
nebst  der  erforderlichen  Tilgungsquote  zugesichert  werden. 
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Die  Garantie  hat  für  jede  der  drei  Sectionen: 

a)  Prag  sächsische  Grenze  mit    der  Flügelbahn  in  das  Rakonitzer 
Kohlenrevier; 

1)  Carlsbad-Eger  und  Franzensbad; 

e)  Priesen-Carlsbad 

mit  dem  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  jeder  einzelnen 
Strecke  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

Artikel  II. 

Dabei  sind  folgende  Bestimmungen  zu  treffen: 

1.  Von  dem  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  derjenige 
Betrag  zur  Capitalstilgung  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staats- 
verwaltung nach  einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisationsplane, 
demzufolge  das  emittirte  Capital  während  der  Dauer  der  Goncession  zu 
tilgen  ist,  bestimmt  werden  wird. 

2.  Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  allenfalls  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene 
Prüfung  der  vorzulegenden  documentirten  Jahresrechnungen  drei  Monate 
nach  deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Actien-  und  Obligationencoupons  nach  Massgabe  des  auf  Grund  des 
Ertragspräliminars  richtig  gestellten  Erfordernisses  Theilzah  hingen  unter 
Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jabresrecbnung  zu  pflegenden  Ab- 
rechnung leisten,  wenn  der  Concessionär  sechs  Wochen  vor  der  Ver- 
fallszeit das  bezügliche  Ansuchen  gestellt  haben  wird. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzu- 
legen sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch 
bemessen  worden  sind,  so  bat  der  Concessionär  den  erhaltenen  Mehr- 
betrag mit  Zurechnung  von  6  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
musB  aber  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffenden 
Betriebs jahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

3.  Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vorschuss  zu  betrachten. 

Wenn  der  Reinertrag  dieser  Baiinstrecken  die  garantirte  Jahres- 
summe überschreitet,  ist  die  Hälfte  des  diesfälligen  Ueberschusses  so- 
gleich zur  Zurückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  bis 
zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen.  Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen 
hat  der  Refundirung  der  Vorschüsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  und  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Einlösung 
dieser  Bahnstrecke  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  er- 
übrigenden Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 
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4.  Der  Bauconto  wird  nach  Inbetriebsetzung  dieser  Bahnstrecke 
und  nach  gänzlichem  Ausbaue  derselben  nach  den  von  der  Staatsver- 
waltung genehmigten  Plänen  geschlossen  werden. 

Zu  Lasten  des  Bauconto  werden  geschrieben: 

a)  die  Kosten  der  Vorarbeiten  und  Projectsverfassung; 

b)  die  Kosten  für  definitive  Herstellung  und  Einrichtung  der  Bahn, 
die  Intercalarzinsen  des  Baucapitales,  sowie  sonstige  Auslagen, 
welche  aus  Anlass  der  Errichtung  und  Inbetriebsetzung  dieser 
Bahnstrecke  nothwendig  bestritten  werden  müssen; 

c)  die  Kosten  zur  Aufbringung  des  erforderlichen  Anlagecapitales. 
Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Realisirung  der  auszugebenden 

Effecten  werden  durch  ein  besonderes  Uebereinkommen  zwischen  der 
Finanzverwaltung  und  dem  Concessionär  festgestellt  werden. 

Artikel  III. 

Im  Falle  der  Betheiligung  des  Staates  mit  einem  Barbetrage  (Art.  I) 
sind  folgende  Bestimmungen  zu  treffen: 

1.  Dem  Concessionär  sind  zum  Baue  des  im  Art.  I  angeführten 
Gesammtbabncomplexes  Vorschüsse  bis  zu  dem  Betrage  von  5  Mil- 
lionen Gulden  österr.  Währ,  nach  Massgabe  des  eintretenden  Bedarfes 
auf  Grundlage  detaillirter  Erfordernissaufsätze  gegen  ungestempelte 
Empfangsbestätigungen  aus  dem  Staatsschatze  flüssig  zu  machen. 

2.  Der  Staatsverwaltung  ist  für  die  von  ihr  geleisteten  Bauvor- 
schüsse auf  alle  Bauten  und  Materialien,  für  welche  sie  die  Vorschüsse 
geleistet  hat,  das  erste  und  ausschliessliche  Pfandrecht  mit  dem  Vor- 
rechte vor  allen  aus  was  immer  für  einem  Titel  entspringenden  Forde- 
rungen für  so  lange  Zeit  vorzubehalten,  bis  ihr  der  Nachweis  über 
die  Aufbringung  der  zum  Ausbaue  obiger  Strecke  nothwendigen  Geld- 
mittel geliefert  wird. 

3.  Der  in  Gemässheit  dieses  Artikels  geleistete  Staatsvorschuss 
ist  gleich  den  Actieneinzahlungen  zu  verzinsen. 

Die  Refundirung  desselben  hat  in  Actien  des  ganzen  Netzes  zum 
Emissionscourse  binnen  der  in  der  Concessionsurkunde  zu  bestimmenden 
Zeit  zu  erfolgen. 

Artikel  IV. 

Für  die  im  Artikel  I  angeführten  Eisenbahnen  wird  während  der 
Bauzeit  und  durch  neun  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes 
auf  säuimtlichen  Linien  an  gerechnet,  die  Befreiung  von  der  Ein- 
kommensteuer und  von  der  Entrichtung  der  Couponstempelgebühren, 
sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  ein- 
geführt wird,  zugestanden. 

Findet  sich  aber  ein  Unternehmer,  welcher  diesen  ganzen  Eisen- 
bahncomplex  ohne  Zinsen garantie  zu  bauen  und  in  Betrieb  zu  setzen 
sich  erbietet,  so  ist  die  Regierung  ermächtigt,  diese  Steuerfreiheit  auf 
die  Dauer  bis  zu  20  Jahren  zu  bewilligen. 
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Die  allfölligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und 
ausländischen  Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  von  neun  (beziehungsweise 
20)  Jabren  von  der  Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in 
die  Betrieberechnung  als  Ausgabspost  eingestellt  werden. 

Für  die  Staatszuschtlsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  zahlen. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien  und 
Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der  Interimsscheine  Stempel-  und 
gebührenfrei  stattfinde. 

Desgleichen  wird  die  Befreiung  von  den  bei  den  Grundeinlösungen 
auflaufenden  UebeTtragungBgebübren  zugestanden. 

Zur  Berichtigung  der  Stempel  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und.  der  Instruirung  der  Bahn  wird  eine  Frist  bis 
zur  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  einschlägigen  Eisenbahnstrecke 
bewilligt  und  zugleich  gestattet,  dass  die  Hälfte  dieser  Gebühren  in 
die  nächste  Betriebsrechnuog  aufgenommen  werde. 

Artikel  V. 

Die  in  diesem  Gesetze  enthaltenen  Begünstigungen  sind  an  die 
Bedingung  geknüpft,  dass  neben  derselben  nachstehende  Bestimmungen 
in  die  Concessionsurkunde  aufgenommen  werden: 

1.  Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der 
Baulinie  hat  nach  Massgabe  des  von  dem  Handelsministerium  genehmigten 
Detailbauprojectes  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Baue  auch  nach  den  von  dem  Handels- 
ministerium zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen.  Für 
Aenderungen  in  dem  Bauprojecte  bleibt  die  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung vorbehalten. 

Der  Unterbau  der  Bahnen  kann  auf  die  Ausführung  für  die 
Anlage  Eines  Geleises  beschränkt  werden.  Den  Unterbau  für  das  zweite 
Geleise  herzustellen  und  dieses  zweite  Geleise  zu  legen,  ist  die  Staats- 
verwaltung bei  Gewähruüg  der  Zinsen garantie  berechtigt,  für  jene 
Strecken,  wo  sie  es  für  nothwendig  findet,  zu  verlangen,  wenn  der 
jährliche  Rohertrag  während  zwei  aufeinanderfolgender  Jahre  die 
Summe  von  120.000  fl.  in  Silber  per  Meile  überschreitet. 

Im  Falle  keine  Zinsengarantie  gewährt  ist,  wird  diese  Summe 
auf  die  Höhe  von  140.000  fl.  in  Silber  festgesetzt. 

Die  projectirten  Stationsbauten  und  die  präliminirten  Fahrbetriebs- 
mittel können  successive  nach  Massgabe  des  thateächlichen  Verkehrs- 
bedtirfnieses,  worüber  selbstverständlich  die  Staatsverwaltung  zu  ent- 
scheiden hat,  hergestellt  und  beziehungsweise  angeschafft  werden. 

Zu  dem  Ende  hat  die  Unternehmung  bei  Eröffnung  des  Bahn- 
betriebes aus  dem  garantirten  Baucapitale  einen  eigens  für  diesen  Zweck 
bestimmten  Reservefond  zu  bilden,  dessen  Höhe  von  der  Staatsverwaltung 
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im  Verhältnisse  zu  den  gesammten  projectirten  Stationsbauten  und  prä- 
liminirten  Fabrbetriebsmitteln  zu  dem  Kostenpreise  der  bereits  wirklich 
hergestellten,  rücksichtlich  angeschafften,  zu  bestimmen  sein  wird,  welcher 
fruchtbringend  zu  machen  ist,  und  dessen  Zinsen  in  die  Betriebsrechnung 
als  Einkommen  einzustellen  sind.  Rücksichtlich  der  Bahnanschlüsse  hat 
der  Concessionär  mit  den  betheiligten  Verwaltungen  ein  Abkommen 
zu  treffen. 

Bezüglich  der  für  die  verschiedenen  Verwaltungszweige  im  Bahn- 
hofe zu  Eger  erforderlichen  Localitäten  übernimmt  der  Concessionär 
die  Verpflichtung,  in  Betreff  der  Mitbenützung  der  von  der  Verwaltung 
der  königlich  bayerischen  Ostbahnen  in  dem  Bahnhofe  zu  Eger  her- 
gestellten Räume  und  Bauten  für  Zwecke  der  neuen  Bahnstrecke  mit 
der  genannten  Verwaltung  ein  entsprechendes  Uebereinkommen  zu 
treffen  und  derselben  nach  Massgabe  dieser  Mitbetheiligung  eine  an- 
gemessene Vergütung  zu  leisten.  Nebstbei  aber  hat  der  Concessionär  in 
dem  Bahnhofe  zu  Eger  eine  80  Klafter  lange  Rampe  zur  Einwaggonirung 
von  Pferden  und  Fuhrwerken  zu  erbauen  oder  die  Mitbenützung  der 
von  der  königlich  bayerischen  Ostbahngesellschaft  daselbst  hergestellten 
Rampe  für  die  Zwecke  der  neuen  Bahn  gehörig  sicherzustellen. 

Rücksichtlich  des  Anschlusses  der  concessionirten  Bahn  an  die 
Chemnitz- Annaberger  Bahn  bleibt  die  Festsetzung  der  diesfälligen 
Bestimmungen  dem  Abschlüsse  eines  Staatsvertrages  mit  der  königlich 
sächsischen  Regieruog  vorbehalten,  und  der  Concessionär  ist  verpflichtet, 
sich  diesen  Bestimmungen  und  den  daraus  für  ihn  erwachsenden  Ob- 
liegenheiten zu  unterwerfen. 

Bei  dem  Abschlüsse  und  bei  der  Durchführung  des  Staats  vertrag  es 
wird  übrigens  das  Interesse  des  Concessionärs  thunlichst  gewahrt  werden. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung 
von  Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche  zu  be- 
stimmen. 

2.  Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  den  Bau  des  im  Artikel  I 
benannten  Bahnnetzes: 

a)  binnen  zwei  Monaten  bei  Eger  zu  beginnen  und  bis  Carlsbad 
binnen  zwei  Jahren  zu  vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre 
zu  übergeben; 

b)  binnen  drei  Monaten  von  Kommotau  in  der  Richtung  gegen  die 
sächsische  Grenze  zu  beginnen  und  diese  Strecke,  sowie  die 
Übrigen  Linien  binnen  drei  Jahren  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
übergeben. 

Der  Concessionär  hat  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen 
durch  den  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von  2  Millionen  Gulden 
österr.  Währ,  der  Staatsverwaltung  Sicherheit  zu  leisten. 

Dieser  Cautionsbetrag  muss  wenigstens  zur  Hälfte  in  Barem  oder 
in  börsemässigen  Effecten  zum  Courswerthe,  die  andere  Hälfte  kann 


Digitized  by  Google 


Abschliessend  priv.  BuschtShrader  Eisenbahn. 


509 


durch  eine  Realhypothek  und  Verpfändung  ihrer  Reinerträgnisse  ge- 
leistet werden. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  auch  nur  eines  der  hier  fest- 
gesetzten Termine  für  den  Beginn,  dann  für  die  Vollendung  des  Baues 
und  Eröffnung  des  Betriehes,  ist  die  Regierung  berechtigt,  die  in 
Barem  oder  in  Effecten  erlegte  Caution  ganz  oder  theilweise  verfallen 
zu  erklären  und  in  Betreff  der  Realcaution  den  Betrag  derselben  durch 
Sequestration  der  verpfändeten  Erträgnisse  hereinzubringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  nach  Massgabe  des  termin- 
gemäss  fortschreitenden  Baues,  jedoch  ohne  Gefährdung  des  mit  der 
Caution  verbundenen  Zweckes  einen  angemessenen  Theil  der  in  Barem 
oder  in  Effecten  erlegten  Caution  dem  Concessionär  zurückzustellen. 
Alle  Acte  und  Urkunden  aus  Anlass  der  Leistung  und  Rückstellung 
dieser  Caution  haben  die  Gebühren-  und  Stempelbefreiung  zu  gen i essen. 

3.  Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Bahnlinien  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
diesfälligen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  kann  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel- 
bahnen zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

4.  Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahnlinien  nach  dem  Inhalte  der  bezüglichen  Concessions- 
urkunde,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen (namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  IC.  No- 
vember 1851),  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen 
und  Verordnungen  zu  benehmen. 

5.  Der  Concessionär  hat  daher  auch  insbesondere  die  Post  und 
die  Postbediensteten  nach  Vorschrift  des  §  68  der  gedachten  Eisen- 
bahnbetriebsordnung unentgeltlich  zu  befördern,  wobei  die  Postverwaltung 
für  Einen,  von  den  Endstationen  Prag  und  Eger,  sowie  von  der  Einbruchs- 
station an  der  sächsischen  Grenze  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrts- 
stunde und  dessen  Geschwindigkeit  zwischen  diesen  Endstationen  zu 
bestimmen  befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträderigen  oder  zwei 
vierräderige  Wagen  erfordert,  erhält  der  Concessionär  für  jeden  weiter 
beigestellten  Wagen  eine  zu  vereinbarende,  hillige  Entschädigung  per 
Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  eine  ambulante  Post,  wie  sie  auf 
anderen  österreichischen  Bahnen  bereits  besteht,  einzuführen  findet,  so 
sind  anstatt  der  achträderigen  oder  vierräderigen  gewöhnlichen  Wagen, 
die  hiezu  erforderlichen  acht-  oder  vierräderigen,  nach  den  Anforde- 
rungen der  Postverwaltung  eingerichteten  Postambulancewagen  von  dem 
Concessionär  ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu  erhalten. 
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Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Brief- Auf-  und  Abgabs- 
stationen ist  ein  geeignetes  Postbureau  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn 
unentgeltlich  zu  Uberlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  ein- 
tretender weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere 
Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen,  mit  Ausschluss 
der  Werthsendungen,  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes 
Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahnen  zwischen  der  Eisenbahn direction  (Verwaltungsrath)  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt 
werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten 
der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

6.  Der  Concessionär  hat  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraphen- 
verwaltung die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn 
auf  ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu 
gestatten.  Die  Telegraphenverwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz 
der  Aufstellung  mit  dem  Concessionär  zu  verständigen. 

Ferner  hat  der  Concessionär  die  Ueberwachung  der  hergestellten 
Leitung  durch  sein  Bahnpersonal  ohne  Entgelt  zu  übernehmen. 

Dagegen  hat  der  Coucessionär  auch  das  Recht,  die  Drähte  für 
den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  des  Staatstelegraphen  zu  be- 
festigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Ueberein- 
kunft  getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden 
Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem 
Einflüsse  und  der  Aufsicht  der  Staatsverwaltung. 

7.  Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  für  den  Gesammtcomplex 
der  im  Art.  I  bezeichneten  Eisenbahnlinien  wird  folgenden  Begrenzungen 
unterworfen : 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden 
die  Person: 

für  die     I.  Classe  30  kr. 

»      »     H«        „   25  „ 

n      n  HI«       n   1°» 

und  „    „  IV.      „     (im  Stehwagen)    .    9  „ 

Bei  Schnellzügen,  welche  mindestens  aus  Wagen  der  I.  und  II. 
Classe  bestehen  müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht 
werden,  unter  der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu 
beobachtende  Fahrgeschwindigkeit  nicht  geringer  sei,  als  die  durch- 
schnittliche Fahrgeschwindigkeit  bei  den  Schnellzügen  der  übrigen 
österreichischen  -  Bahnen. 
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Maximaltarife  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindig- 
keit per  Zollcentner  und  Meile: 

I.  Classe  2     kr.  österr.  Wahr. 

und  III.      „   3  „ 

Ausnahmsweise  haben  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Wagen- 
ladungen nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten: 


Für  die  ersten    10  Meilen 
„      r    zweiten  10  „ 
r      weitere  Entfernungen 


Getreide 
und  Salz 

Brenn- 
und 

Schnitt- 
holz 

Mineralkohle, 
Coaks,  gepresster 
Torf,  Erze,  Eisen 
flössen,  Bau-  und 
Kalksteine 

—  

'1 

K  r  e 

u  z  e  r 

•  it  >■* 

.  |  1-2 

1-2 
1-0 
(••9 

10 
0-8 
06 

Als  Expeditiousgebühr  werden  für  alle  Güter  2  kr.  per  Zoll- 
centner  eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  allgemeine 
Assecuranz  einbezogen  ist.  Wenn  das  Auf-  und  Abladen  von  der 
Partei  besorgt  wird,  so  wird  die  Expeditionsgebühr  nur  mit  1*5  kr. 
per  Zollcentner  eingehoben. 

Bücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses,  der  Classification  der  Waaren  und  der  sonstigen 
Verkehrsbestimmungen  ist  sich  derart  zu  benehmen,  dass  die  diesfälligeu 
Preise  und  Bestimmungen  in  keinem  Falle  höher  und  lästiger  sein 
dürfen,  als  auf  der  nördlichen  Staatseisenbahn. 

Bei  der  Bemessung  der  Frachtpreise  kann  für  Strecken  mit  einer 
Steigung  von  1  :  60  und  darüber  von  der  Staatsverwaltung  die  Be- 
rechnung mit  der  ein-  und  einhalbfachen  Länge  gestattet  werden. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vor- 
stehend fixirten  Grenzen  steht  dem  Concessionär  frei. 

Hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 
Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtenunternehmer  unter  gewissen 
Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere  Be- 
günstigung gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung 
allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die  nämlichen  Be- 
dingungen eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unter- 
ziehen. Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr    und  Frachttarif- 
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bestimmung   der   Gesetzgebung  jederzeit   vorbehalten.    Einer  solchen 
Begelung  hat  sich  der  Concessionär  zu  unterwerfen. 

8.  Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer 
Silbermünze  bemessen  und  ein  geh  oben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit 
Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der 
Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  über  Verlangen  des  Concessionärs,  wie  auch  über  An- 
ordnung der  Staatsverwaltung,  nach  dem  Durchschnittscourse  des  Silbers 
im  letztabgewichenen  Monate  stattzufinden. 

9.  Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung  zwischen  dem 
Kriegsministerium  und  den  Verwaltungen  der  österreichischen  Staats- 
eisenbahngesellschaft, der  Südbahn,  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  der 
galizischen  Carl  Ludwig-Bahn,  der  Theissbahn  und  der  Südnord- 
deutschen Verbindungsbahn  unterm  10.  December  1860  abgeschlossenen 
Uebereinkommen,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden  Bestandtheil 
der  Concessionsurkunde  zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  dieser  Bahnen  für 
Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  vereinbart  würden, 
so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte  Bahn  Geltung  erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  die  von  sämmtlichen  öster- 
reichichen  Bahnverwaltungen  und  insbesondere  von  dem  Verwaltuugs- 
rathe  der  k.  k.  priv.  Südnorddeutschen  Verbindungsbahn  laut  der 
rechtsverbindlichen  Erklärung  vom  17.  December  1866  (sowie  von  der 
Staatsbahngesellschaft  zufolge  ihrer  Erklärung  vom  28.  Juli  1867)  zu- 
gestandenen Begünstigungen  für  reisende  Militärs  auf  den  concessionirten 
Bahnlinien  in  Anwendung  zu  bringen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durch- 
führung grösserer  Militärtransporte  beizutreten. 

10.  Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage 
der  die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in 
Folge  dieser  Concession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  be- 
nützen und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörden  ausweisen,  müssen 
sammt  ihrem  Gepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

11.  Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordent- 
licher Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate 
die  Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  ihres  Maximalpreises 
herabzumindern. 

12.  Dem  Concessionär  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine 
ActiengeeelUchaft  zu  bilden  (deren  Verwaltung  ihren  Sitz  in  Prag  haben 
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muss)  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geldmittel  auf  Ueber- 
bringer  oder  auf  Kamen  lautende  Actien  und  Prioritätsobligationen  aus-, 
zugeben,  welche  auf  den  österreichischen  Börsen  verhandelt  und  amtlich 
notirt  werden  dürfen. 

Die  durch  Prioritätsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei 
Fünftel  des  Anlagecapitales  nicht  überschreiten. 

Die  Zinsengarantie  der  Staatsverwaltung  für  die  Prioritätsobli- 
gationen kann  über  Verlangen  der  Concessionäre,  vom  Tage  der  Aus- 
fertigung derselben  an.  unter  der  Bedingung  zugestanden  werden,  dass 
für  die  Berichtigung  der  Zinsen  angemessene  Sicherstellung  geleistet  wird. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  aus- 
gegeben, so  musa  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  er- 
sichtlich gemacht  werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

Ueber  die  Angemessenheit  der  Sicherstellung  hat  lediglich  die 
Staatsverwaltung  zu  entscheiden;  es  steht  dem  Concessionär  eine  Ein- 
wendung in  dieser  Beziehung  nicht  zu;  die  Gesellschaft  tritt  in  alle 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  Concessionärs;  die  Gesellschafts- 
statuten unterliegen  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Die  allfälligen  Bezüge  des  Verwaltungsrathes  dürfen  nicht  in  die 
Betriebsauslagen  eingestellt  werden. 

13.  Der  Concessionär  ist  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslande 
zu  bestellen,  sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu 
Wasser  oder  zu  Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften 
einzurichten. 

14.  Zur  Wahrung  des  aus  der  übernommenen  Garantie  für  die 
Staatsverwaltung  entspringenden  Interesses  wird  letzterer  das  Recht  vor- 
behalten, die  Bauausführung  und  die  Betriebseinrichtung  nicht  nur  in 
technischer,  sondern  auch  in  bau- ökonomischer  Beziehung  zu  controliren, 
anzuordnen,  dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und 
rücksichtlich  beseitigt  werden,  die  ganze  Gebarung  strenge  zu  über- 
wachen, und  im  Falle  der  Betheiligung  des  Staates  an  dem  Baue  mit 
einem  Barbetrage  (Artikel  I)  die  Bauverträge  zu  genehmigen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes 
Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  bat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes,  sowie  den  Generalver- 
sammlungen, so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  sowie 
allfällige,  dem  Staatsinteresse  nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren. 

Die  Staatsverwaltung  wird  Sorge  tragen,  dass  die  Ueberwachung 
der  Gebarung  in  ökonomischer  Beziehung  in  der  Art  stattfinde,  dass 
es  bei  der  Vorlage  der  Jahresrechnung  in  der  Regel  nur  mehr  einer 
ziffermässigen  Ueberprüfung  bedarf. 

15.  Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  o,  des  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze   gegen   die  Errichtung 
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neuer  Bahnen  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des 
Betriebes  auf  sämmtlichen  Linien  festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ab- 
lauf dieser  Frist. 

Die  Conceseion  erlischt  auch,  wenn  einer  der  im  Artikel  V, 
Punkt  2  festgesetzten  Termine  für  den  Beginn,  dann  für  die  Vollendung 
des  Baues  und  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  und 
die  Terminstiberschreituog  nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b,  des  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  und  namentlich  auch  durch  politische  oder 
finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

16.  Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ab- 
lauf von  dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Concessions- 
Urkunde,  die  concessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hiervon  die  Reinerträgnisse  der 
zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag,  welcher  jedoch  nicht  weniger  als  das 
garantirte  Reinertrages»  betragen  darf,  ist  dem  Concessionär  als  Jahres- 
rente in  halbjährigen  Raten  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  zu 
bezahlen. 

17.  Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
und  in  den  Genuss  der  concession irten  Bahn,  namentlich  des  Grund 
und  Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten  des  ganzen  Unter-  und  Ober- 
baues der  Bahn  und  des  sämmtlichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als: 
Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen 
Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wacht-  und  Aufsichts- 
häuser sammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  und  allen 
unbeweglichen  Sachen.  Bewegliche  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen, 
bewegliche  Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und 
Materialien,  insoweit  sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und 
hiezu  geeignet  sind,  haben  von  dem  Concessionäre  an  den  Staat  bloss 
um  den  vereinbarten  oder  auf  Verlangen  eines  Tbeiles  um  den  durch 
Sachverständige  auf  gerichtsordnungsmässige  Weise  zu  ermittelnden 
Schätzungswerth  überzugehen. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der  aus- 
gemittelten  Rente  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den 
Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahnstrecken  mit  allen  früher 
erwähnten,  dazu  gehörigen,  sowohl  beweglichen  als  auch  unbeweglichen 
Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des  aus  dem 
eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes  und 
der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen 
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errichteten  und  rttcksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und 
Gebäude  als:  Coaks-  und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Ma- 
schinen und  anderen  Geräthen,  Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  anderen 
Depots  etc.,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  derselbe  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

18.  Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Hecht  vorbehalten, 
wenn  ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen 
oder  Nicht befolgung  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Ge- 
setzen auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen 
entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  noch 
vor  Ablauf  der  Concessionedauer  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Artikel  VI. 

Durch  gegenwärtiges  Gesetz  werden  die  Gesetze  vom  7.  August  1865 
in  Betreff  der  Zugeständnisse  und  Bedingungen  für  die  Unternehmung 
der  Eisenbahn  von  Prag  über  Rakonitz  und  Eger,  und  von  Katschitz 
über  Saaz  und  Kommotau  bis  zur  böhmisch-sächsischen  Grenze  bei  Weipert, 
R.  G.  Bl.  Nr.  59  und  60  vom  Jahre  1865,  aufgehoben  und  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt. 

Artikel  VII. 

Sollte  die  Staatsverwaltung  nicht  in  der  Lage  sein  für  das  ganze 
Bahnnetz  auf  Grund  dieses  Gesetzes  die  Concession  binnen  drei  Monaten 
ertheilen  zu  können,  so  wird  dieselbe  ermächtigt,  ans  Staatsmitteln  den 
Bau  dieses  Bahnnetzes  zu  beginnen. 

In  diesem  Falle  wird  derselben  für  das  laufende  Jahr  zu  den 
betreffenden  Auslagen  eine  Baudotation  von  zwei  Millionen  Gulden 
bewilligt. 

Artikel  VIII. 

Der  Handelsminister  und  der  Finanzminister  sind  mit  der  Durch- 
führung dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Wien,  am  3.  Juni  1868. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Auersperg  m.  p.         Plener  m.  p.       Brestel  m.  p. 

3.  Concessionsurkunde  vom  1.  Juli  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  138, 

für  die  Buschtöhrader  Eisenbalmgesellschaft  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Locomotiyelsenbahn  Ton  Prag  (Smichow)  über  Saaz  und  Kommotau  bis 
Weipert  an  die  königl.  sächsische  Urenze  znm  Anschlüsse  an  die  Chemnltz- 
Annaberger  Bahn  und  einer  Ton  der  Hauptbahn  nächst  Priesen  abzweigenden 

33* 

Digitized  by  Google 


516 


Aussohliessend  priv.  Busohtehrader  Eisenbahn. 


Eisenbahn  durch  das  Egerthal  Uber  Carlsbad  nach  Eger  mit  einer  Flugel- 
bahn nach  Franzensbad,  sowie  einer  von  der  Hauptbahn  abzweigenden 
Flttgelbahn  in  das  Rakonitzer  Kohlenrerier. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich;  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  a.  p.  Buschtehrader  Eisenbahngesellschaft  die  Bitte 
um  Ertheilnng  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Eisenbahn 
von  Prag  (Smichow)  an  die  königl.  sächsische  Grenze  mit  Flttgel- 
bahnen  nach  Eger,  Franzensbad  und  Rakonitz  gestellt  hat,  so  finden 
Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unter- 
nehmens der  genannten  Eisenbahngesellschaft  diese  Concession  auf 
Grundlage  des  Gesetzes  vom  3.  Juni  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  57  ex  1868, 
wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  i. 

Wir  verleihen  der  Buschtehrader  Eisenbahngesellschaft  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Prag  (Smichow) 
über  Saaz,  Kommotau  bis  Weipert  (oder  einen  anderen,  bei  weiterer 
Prüfung  etwa  als  vorteilhafter  erkannten  Punkt  an  der  königl. 
sächsischen  Grenze)  zum  Behufe  ihrer  Verbindung  mit  der  Chemnitz- 
Annaberger  Bahn,  und  mit  einer  von  der  Hauptbahn  nächst  Priesen 
abzweigenden  Eisenbahn  durch  das  Egerthal  über  Carlsbad  nach  Eger 
mit  einer  Flügelbahn  nach  Franzensbad,  ferner  mit  einer  von  der  Haupt- 
bahn abzweigenden  Fitigelbahn  in  das  Rakonitzer  Kohlenrevier;  und 
verpflichten  sie  zugleich,  diese  Linien,  beziehungsweise  die  zur  Her- 
stellung dieses  Netzes  von  ihr  noch  zu  erbauenden  neuen  Strecken  mit 
ihren  bestehenden  Linien  in  Verbindung  zu  bringen. 

Die  Linie  Prag  (Smichow) -Weipert  schliesst  die  einen  Gegenstand 
der  Concessionsurkunde  vom  11.  Jänner  1867,  R  O.  Bl.  Nr.  16  (Doc.  1),  bildende 
Strecke  Hostiwitz-Wejhybka-Lana  in  sich  (vgl.  die  Anmerkung  zu  §  1  der 
citirten  Concessionsurkunde).  Die  weiteren  Strecken  wurden  auf  Grund  der  vor- 
liegenden Concessionsurkunde  erbaut  und  eröffnet:  Lana-Priesen-Kommotau  am 
4.  Februar  1871,  Kommtau- Weipert-Reiohsgrenze  gegen  Annaberg  am  12.  Mai  1872 
und  Prag  (Smichow)-Hostiwitz  am  3.  Juli  1872.  Die  Anschlussverhältnisse  an 
die  königl.  sächsischen  Staatseisenbahnen  bei  Weipert  sind  durch  den  Staats- 
vertrag vom  29.  September  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  61  ex  1871,  geregelt. 

Die  Eisenbahn  \on  Priesen  über  Carlsbad  nach  Eger  wurde  dem 
Verkehre  übergeben  in  den  Strecken:  Carlsbad-Eger  am  19.  September  1870 
und  Priesen- Carlsbad  am  9.  December  1871.  Die  Anschluss Verhältnisse  in 
Eger  sind  geregelt  bezüglich  der  auf  österreichischem  Gebiete  gelegenen  königl. 
bayerischen  Staatsbahnlinien  Eger-Reichsgrenze  (Waldsassen)  und  Eger- Reichs  - 
grenze  (Hof)  duroh  den  Staatsvertrag  vom  17.  Juni  1863,  R.  G.  Bl.  Nr.  71,  und 
bezüglich  der  auf  österreichischem  Gebiete  gelegenen  königl.  sächsischen  Staats- 
bahnlinie Eger- Voitersreuth-Reiohsgrenze  durch  den  Staatsvertrag  vom 
30.  November  1864,  R.  G.  Bl.  Nr.  2  ex  1865. 
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Die  Fingelbahn  Tirschni  tz-Franze  nsbad  wurde  am  9.  December  18T1, 
die  Bahn  in  das  Rakonitser  Kohlenrevier  Luina-Lischan-Rakonits  wurde 
am  6.  März  1873  dem  Verkehre  übergeben. 

§ 2- 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sieh,  den  Bau  der  zur  Herstellung 
des  im  §  1  bezeichneten  Bahnnetzes  noch  erforderlichen  Strecken: 

a)  binnen  zwei  Monaten  bei  Eger  zu  beginnen  und  bis  Carlsbad 
binnen  zwei  Jahren  zn  vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre 
zu  übergeben; 

b)  binnen  drei  Monaten  von  Kommotau  in  der  Richtung  gegen  die 
sächsische  Grenze  zu  beginnen,  und  diese  Strecke,  sowie  die 
übrigen  Linien  binnen  drei  Jahren  dem  öffentlichen  Verkehre  zn 
übergeben. 

Die  Gesellschaft  hat  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen 
durch  den  Erlag  einer  Cantion  im  Betrage  von  zwei  Millionen  Gulden 
österr.  Währ,  der  Staatsverwaltung  Sicherheit  zu  leisten. 

Dieser  Cautionsbetrag  muss  wenigstens  zur  Hälfte  in  Barem  oder 
in  börsemässigen  Effecten  zum  Courswerthe,  die  andere  Hälfte  kann 
durch  eine  Realhypothek  und  Verpfandung  ihrer  Reinertrftgnisse  geleistet 
werden. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  auch  nur  eines  der  hier  festgesetzten 
Termine  für  den  Beginn,  dann  für  die  Vollendung  des  Baues  und 
Eröffnung  des  Betriebes  ist  die  Regierung  berechtigt,  die  in  Barem 
oder  in  Effecten  erlegte  Caution  ganz  oder  theil weise  verfallen  zn 
erklären,  und  in  Betreff  der  Realcaution  den  Betrag  derselben  durch 
Sequestration  der  verpfändeten  Ertragnisse  hereinzubringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  nach  Mass^abe  des  termin- 
gemäss  fortschreitenden  Baues,  jedoch  ohne  Gefährdung  des  mit  der 
Cantion  verbundenen  Zweckes  einen  angemessenen  Theil  der  in  Barem 
oder  in  Effecten  erlegten  Caution  der  Gesellschaft  zurückzustellen. 

Alle  Acte  und  Urkunden  aus  Anläse  der  Leistung  und  Rückstellung 
dieser  Caution  haben  die  Gebühren-  und  Stempelbefreiung  zu  gemessen. 

§  3. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der 
Baulinien  hat  nach  Massgabe  des  von  dem  Handelsministerium 
genehmigten  Detailprojectes  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Bane  auch  nach  den  von  dem  Handels- 
ministerium  zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen.  Für 
Aenderungen  in  dem  Bauprojecte  bleibt  die  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung vorbehalten. 

Der  Unterbau  der  Bahnen  kann  auf  die  Ausführung  für  die  An- 
lage eines  Geleises  beschränkt  werden. 
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Den  Unterbau  fttr  das  zweite  Geleise  herzustellen  und  dieses 
zweite  Geleise  zu  legen,  ist  die  Staatsverwaltung  berechtigt,  für  jene 
Strecken,  wo  sie  es  für  nothwendig  findet,  zu  verlangen,  wenn  der 
jährliche  Rohertrag  während  zweier  aufeinanderfolgender  Jahre  die 
Summe  von  140.000  fl.  in  Silber  per  Meile  überschreitet. 

Rücksichtlich  der  Bahnanschlüesse  hat  die  Gesellschaft  mit  den 
betheiligten  Verwaltungen  ein  Abkommen  zu  treffen,  welches  dem 
Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen  ist. 

Bezüglich  der  für  die  verschiedenen  Verwaltungszweige  im  Bahn- 
hofe zu  Eger  erforderlichen  Localitaten  übernimmt  die  Gesellschaft  die 
Verpflichtung,  in  Betreff  der  Mitbenützung  der  von  der  Verwaltung  der 
königl.  bayerischen  Ostbahnen  in  dem  Bahnhofe  zu  Eger  hergestellten 
Räume  und  Bauten  für  Zwecke  der  neuen  Bahnstrecke  mit  der  genannten 
Verwaltung  ein  entsprechendes  Uebereinkommen  zu  treffen  und  derselben 
nach  Maspgabe  dieser  Mitbetheiliguog  eine  angemessene  Vergütung  zu 
leisten.  Nebstbei  hat  aber  die  Gesellschaft  in  dem  Bahnhofe  zu  Eger 
eine  80  Klafter  lange  Rampe  zur  Einwaggonirung  von  Pferden  und 
Fuhrwerken  zu  erbauen,  oder  die  Mitbenützung  der  von  der  königl. 
bayerischen  Ostbahngesellschaft  daselbst  hergestellten  Rampe  für  die 
Zwecke  der  neuen  Bahn  gehörig  sicherzustellen. 

Rücksichtlich  des  Anschlusses  der  concessionirten  Bahn  an  die 
Chemnitz-Annaberger  Bahn  bleibt  die  Festsetzung  der  diesfälligen  Be- 
stimmungen dem  Abschlüsse  eines  Staatevertrages  mit  der  königl.  sächsi- 
schen Regierung  vorbehalten,  und  die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  sich 
diesen  Bestimmungen  und  den  daraus  für  sie  erwachsenden  Obliegen- 
heiten zu  unterwerfen. 

Bei  dem  Abschlüsse  und  bei  der  Durchführung  des  Staatsvertrages 
wird  übrigens  das  Interesse  der  Gesellschaft  thunlichst  gewahrt  werden. 

Siehe  die  Anmerkung  zu  g  1  dieser  Conoessionsorkunde. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung 
von  Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche  zu  bestimmen. 

§  4- 

Entspricht  dem  Artikel  V,  Punkt  3,  des  Gesetzes  vom  S.Juni  1868,  R.  G.  Bl. 
Nr.  67  (Doc.  2). 

§ 

Entspricht  dem  Artikel  V,  Punkt  4,  des  Gesetzes  vom  3.  Juni  1868,  R.  G.  Bl. 
Nr.  57  (Doc.  2). 

§  6. 

Entspricht  dem  Artikel  V,  Punkt  5,  des  Gesetzes  vom  3.  Juni  1868,  R.  G.  Bl. 
Nr.  67  (Doc.  2). 
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§ 

Entspricht  dem  Artikel  V,  Punkt  6,  des  Gesetzes  vom  3.  Juni  1868,  R.  G.  Bl. 
Nr.  57  poc.  2). 

§  8. 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  für  den  Gesammtcomplex 
der  im  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  3.  Juni  1868,  beziehungsweise  im 
§  1  dieser  Concessionsurkunde  bezeichneten  Eisenbahnlinien,  wird  folgen- 
den Begrenzungen  unterworfen: 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  E eisen  den 
die  Person: 

Für  die    I.  Classe  30  kr.  österr.  Währ. 

»     »  i»   25    B       „  n 

n      j»  n   16    »        7)  » 

und  „     „    IV.      „    (im  Stehwagen)          9    „       „  „ 

Bei  Schnellzügen,  welche  mindestens  aus  Wagen  der  I.  und  II.  Classe 
bestehen  müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht  werden 
unter  der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu  beobachtende 
Fahrgeschwindigkeit  nicht  geringer  sei,  als  die  durchschnittliche  Fahr- 
geschwindigkeit bei  den  Schnellzügen  der  übrigen  österreichischen 
Bahnen. 

Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindig- 
keit per  Zollcentner  und  Meile: 

I.  Classe  2    kr.  österr.  Wihr. 

»   3       „       v  „ 

Ausnahmsweise  haben  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Wagen- 
ladungen nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten: 


1 

Getreide 
Salz 

und 

Brenn-  und 
Schnittholz 

Mineralkohle,  Coaks, 
gepresster  Torf,  Erze, 
Eiseuflüsaen,  Bau-  and 
Kalksteine 

Kreuzer 

für 

die  ersten  10  Meilen  . 

•  • 

1-5 

1-2 

10 

„  zweiten  10 

•  • 

t-4 

10 

08 

weitere  Entfernungen  . 

•  • 

1-2 

09 

0  6 

Als  Expeditionsgebühr  werden  für  alle  Güter  2  kr.  per  Zollcentner 
eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  allgemeine  Assecuranz 
einbezogen  ist. 
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Wenn  das  Auf-  nnd  Abladen  von  der  Partei  besorgt  wird,  so 
wird  die  Expeditionsgebühr  nur  mit  1*5  kr.  per  Zollcentner  eingehoben. 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses,  der  Classification  der  Waaren  und  der  sonstigen 
Verkehrsbestimmungen  ist  sich  derart  zu  benehmen,  dass  die  dies« 
fälligen  Preise  und  Bestimmungen  in  keinem  Falle  höher  und  lästiger 
sein  dürfen,  als  auf  der  nördlichen  Staatseisenbahn. 

Bei  der  Bemessung  der  Frachtpreise  wird  für  Strecken  mit  einer 
Steigung  von  1  : 60  und  darüber  von  der  Staatsverwaltung  die  Be- 
rechnung mit  der  ein-  und  einhalbfacben  Länge  gestattet. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vor- 
stehend fixirten  Grenzen  steht  der  Gesellschaft  frei. 

Hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 

Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter 
gewissen  Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine 
andere  Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder 
Begünstigung  allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die 
nämlichen  Bedingungen  eingeben,  zugestanden  werden. 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unter- 
ziehen. 

Zugleich  wird  festgestellt,  dass  bei  Anwendung  dieser  Tarif  be- 
stimmungen  im  gegenseitigen  Verkehre  der  nicht  ohnedies  im  §  1 
dieser  Concession  begriffenen  alten  und  der  neuen  Linien  der  Gesell- 
schaft, die  bereits  bestehenden  Linien  der  Buscht&hrader  Bahngesell« 
schaft  lediglich  als  ein  Theil  der  hier  concession irten  Linien  zu  be- 
trachten sind. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachttarifbe- 
stimmung  der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  hat  sich  die  Gesellschaft  zu  unterwerfen. 

Vgl.  den  Handelsministerialerlass  vom  15.  October  1868  (Doc.  4),  dann 
das  Protokoll  vom  8.  Jänner  1876  (Doo.  13)  und  die  Kundmachung  des  Handels- 
ministeriums  vom  27.  November  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  109  (Doo.  14). 

§  9- 

Entspricht  dem  Artikel  V,  Punkt  8,  des  Gesetzes  vom  3.  Juni  1868,  R.  G.  Bl. 
Nr.  57  (Doc.  2). 

§  10. 

Entspricht  dem  Artikel  V,  Punkt  9,  des  Gesetzes  vom  8.  Juni  1868,  R.  G.  Bl. 

Nr.  67  (Doc.  2). 

§  IL 

Entspricht  dem  Artikel  V,  Punkt  10,  des  Gesetzes  vom  3.  Juni  1868,  R.  G.  Bl. 
Nr.  57  (Doc.  2). 
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§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerimg  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  ihres  Maximalpreises  herab- 
zumindern. 

§  13. 

Der  Gesellschaft  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actien- 
gesellschaft  zu  bilden  (deren  Verwaltung  den  Sitz  in  Prag  haben  muss) 
und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geldmittel  auf  Ueberbringer 
oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Prioritätsobligationen  auszugeben, 
welche  auf  den  österreichischen  Börsen  verhandelt  und  amtlich  notirt 
werden  dtiifen. 

Die  durch  Prioritätsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei 
Fünftel  des  Anlagecapitals  nicht  überschreiten. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  aus- 
gegeben, so  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  er- 
sichtlich gemacht  werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

§  14. 

Entspricht  dem  Artikel  V,  Punkt  13,  des  Gesetzes  vom  3.  Juni  1868,  B.  G  Bl. 
Nr.  57  (Doc.  -J). 

§  15. 

Für  den  im  §  1  dieser  Conceseion  erwähnten  Gesammtcomplex 
von  Eisenbahnen  wird  vom  Staate  die  Betheiligung  mit  einem  Betrage 
von  fünf  Millionen  Gulden  österr.  Währ,  zugesichert. 

Hiebei  haben  folgende  Beetimmungen  zu  gelten: 

1.  Der  Gesellschaft  werden  zum  Baue  des  im  §  1  angeführten 
Gesammtcomplexes  Vorschüsse  bis  zu  dem  Betrage  von  fünf  Millionen 
Gulden  österr.  Wahr.  nach  Massgabe  des  eintretenden  Be- 
darfes auf  Grundlage  detaillirter  Erfordernissaufsätze  gegen  ungestempelte 
Empfangsbestätigungen  aus  dem  Staatsschatze  flüssig  gemacht. 

2.  Der  Staatsverwaltung  wird  für  die  von  ihr  geleisteten  Bau- 
vorschüsse  auf  alle  Bauten  und  Mateiialien,  für  welche  sie  die  Vor- 
schüsse geleistet  hat,  das  erste  und  ausschliessliche  Pfandrecht  mit  dem 
Vorrechte  vor  allen  aus  was  immer  für  einem  Titel  entspringenden 
Fordet ungen  für  so  lange  Zeit  vorbehalten,  bis  ihr  der  Nachweis  über 
die  Aufbringung  der  zum  Ausbaue  obiger  Strecke  notwendigen  Geld- 
mittel geliefert  wird. 

3.  Der  in  Gemässheit  dieses  Paragraphes  geleistete  Staatsvor- 
schuss  ist  gleich  den  Actieneinzahlungen  zu  verzinsen. 

Die  Befundirung  desselben  hat  in  Actien  des  ganzen  Netzes,  und 
zwar  insofern  zweierlei  Gattungen  Actien  ausgegeben  werden,  in  beiden 
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Gattungen  Dach  dem  Verhältnisse  der  gesammten  noch  zu  emittirenden 
Actien  zum  Emissionscourse  zu  erfolgen. 

Findet  die  Emission  sämmtlicher  Actien  Einer  Gattung  nicht  auf 
Einmal  statt,  so  ist  als  Emissionscours  der  mit  Rücksicht  auf  die 
Conrse  der  einzelnen  Emissionen  und  des  bei  jeder  Emission  wirklich 
ausgegebenen  Quantums  sich  ergebende  Durchschnittscours  anzunehmen. 

Ueber  die  Termine  der  Erfolglassung  der  Staats  Vorschüsse  wird 
ein  besonderes  Uebereinkommen  getroffen  werden. 

Vgl.    bezüglich    der    Staatszuschüsse    den    Handelsminsterialerlass  vom 
15.  October  1868,  (Doc.  4),  Punkt  6. 

§  16. 

Zur  Wahrung  des  aus  der  Betheiligung  des  Staates  an  dem  Baue 
mit  einem  Barbetrage  (§  15)  für  die  Staatsverwaltung  entspringenden 
Interesses  wird  letzterer  das  Recht  vorbehalten,  die  Bauausführung  und 
die  Betriebseinrichtung  nicht  nur  in  technischer,  sondern  auch  in  bau- 
ökonomischer Beziehung  zu  controliren,  anzuordnen,  dass  Gebrechen  in 
dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich  beseitigt  werden,  die 
ganze  Gebarung  strenge  zu  überwachen  und  die  Bauverträge  zu  ge- 
nehmigen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes 
Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  bat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes,  sowie  den  Generalver- 
sammlungen, so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  so- 
wie allfällige,  dem  Staatsinteresse  nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren. 

§  17. 

Für  die  im  §  1  angeführten  Eisenbahnen  wird  während  der  Bau 
zeit  und  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  sämmtlichen  Linien 
an  gerechnet,  durch  zwölf  Jahre  zur  Gänze,  dann  durch  weitere  acht 
Jahre  zur  Hälfte,  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  von 
der  Entrichtung  der  Couponsstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  wird,  zugestanden. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien  und 
Prioritätsobligatiooen,  mit  Einscbluss  der  Interimsscheine,  Stempel-  und 
gebührenfrei  stattfinde. 

Desgleichen  wird  die  Befreiung  von  den  bei  den  Grundeinlösungen 
auflaufenden  Uebertragungsgebühren  zugestanden. 

Zur  Berichtigung  der  Stempel  und  Gebühren  für  alle  Vertrage, 
Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  CapitalsbeschafFung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  wird  eine  Frist  bis  zur 
Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  einschlägigen  Eisenbahnstrecke  bewilligt. 

§  18. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b,  des  Eisenbahn  - 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
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Bahnen  wird  auf  neunzig  Jahre  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes 
auf  Bämmtlichen  Linien  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf 
dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  einer  der  im  §  2  festgesetzten 
Termine  für  den  Beginn,  dann  fttr  die  Vollendung  des  Baues  und  Er- 
öffnung des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  und  die  Terminsüber- 
schreitung nicht  im  Sinne  des  §  11}  Ht.  b}  des  Eisenbahnconcessions- 
gesetzes  und  namentlich  auch  durch  politische  oder  finanzielle  Krisen 
gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  19- 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf 
von  dreiseig  Jahren  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Concessionsur- 
kunde  die  concessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse 
der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche 
Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag,  welcher  jedoch  nickt  weniger  als  die 
bedungene  Verzinsung  der  Prioritätsobligationen  und  5  Percent  des 
Actiencapitales  sammt  der  festgesetzten  Tilgungsquote  betragen  darf, 
ist  der  Gesellschaft  als  Jahresrente  in  halbjährigen  Raten  bis  zum  Ab* 
laufe  der  Concessionsdauer  zu  bezahlen. 

§  20. 

Entspricht  dem  Artikel  V,  Punkt  17,  des  Gesetze«  vom  3.  Juni  1868,  R.  O.  Bl. 
Nr.  57  (Doc.  2). 

§  21. 

Entspricht  dem  Artikel  V,  Punkt  18,  des  Gesetzes  vom  8.  Juni  1868,  R.  O.  Bl. 

Nr.  57  (Doo.  2). 

Indem  Wir  Jederman  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  den  Concessionären  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Ge- 
richten auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden, 
die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  ersten  Juli  im  Jahre  des  Heils  Eintausendachthundertsechzig- 
nndacbt,  Unserer  Reiche  im  zwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Plener  m.  p.  Brestel  m.  p. 
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4.  Erl'ass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  October 
1868,  Z.  14.068-1914,  C.  ßl.  Nr.  43, 

an  die  Directlon  der  a.  p.  Buschtährader  Eisenbahn,  betreffend  die  Con- 

cession  für  die  böhmische  Nordwestbahn. 

Im  Nachhange  zu  dem  Schreiben  de  dato  3.  Juli  1868,  Nr.  11343-1516, 
wird  der  Direction  die  mit  Allerhöchster  Namensfertigung  versehene, 
die  höhmische  Nordwestbahn  betreffende  Concesßionsnrkunde  mit  der 
Aufforderung  übermittelt,  die  Empfangsbestätigung  über  die  Con- 
cessionsurkunde, sowie  die  anruhende,  von  den  Vertretern  der  Gesell- 
schaft und  von  zwei  Zeugen  zu  fertigende  Erklärung  anher  vor- 
zulegen. 

Die  Concessionsurkunde  in  der  gewöhnlichen  Form  abgefasst,  ent- 
halt bereits  mehrere  Specialbestimmungen,  es  bilden  aber  die  in  be- 
sonderen protokollarischen  Erklärungen  der  Vertreter  der  Buscht  Shrader 
Eisenbahngesellschaft  vom  28.  Mai  und  22.  Juni  1868  enthaltenen 
Stipulationen  mit  den  Bestimmungen  der  Urkunde  selbst  integrirende 
Bestandteile  der  Gesammtbedingungen,  unter  welchen  überhaupt  die 
ganze  Concessionsverleihung  Allerhöchsten  Orts  erfolgt  ist. 

In  Folge  dieser  Stipulationen  und  in  Ausführung  derselben  ent- 
halten die  nachstehenden  Punkte  solche  Bedingungen,  welche  zu  jenen 
gehören,  unter  welchen  die  Concession  überhaupt  ertheilt  wird: 

1.  Die  Buschtehrader  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  vom  Tage  der 
Betriebseröffoung  auf  sämmtlichen  concessionirten  Linien  die  in  dem 
Gesetze,  und  beziehungsweise  in  der  Concessionsurkunde  fixirten  Tarife 
und  Frachtbestimmungen  auch  im  Localverkehre  der  bereits  bestehenden 
Linien  der  Buschtöhrader  Eisenbahn  mit  der  einzigen  Modification  in 
Anwendung  zu  bringen,  dass  der  Kohlen-  und  Coakstarif  von  2  kr. 
nur  auf  1*2  kr.  per  Centner  und  Meile  ermässigt  werde. 

Es  soll  ferner  schon  binnen  längstens  sechs  Wochen  vom  heutigen  Tage 
der  auf  der  Buschtehrader  Bahn  gegenwärtig  concessionsmässig  bestehende 
Kohlentarifsatz  von  2  kr.  auf  1*3  kr.,  dann  zwei  Jahre  nach  Inbetrieb- 
setzung des  neuen  Netzes  und  im  Falle  der  Verfrachtung  von  mindestens 
16  Millionen  Centner  Kohle  aus  dem  Kladno-Buschtelirader  Kohlenreviere 
auf  1*1  kr.  per  Centner  und  Meile,  endlich  soll  dieser  Kohlenlocal- 
tarif  vom  dritten  Jahre  nach  Inbetriebsetzung  des  neuen  Netzes  auf  den 
für  das  letztere  festgesetzten  Normaltarif  von  1  kr.  per  Centner  und 
Meile  dann  herabgesetzt  werden,  wenn  die  Verfrachtung  der  Kohlen 
aus  dem  genannten  Kohlenreviere  in  Einem  Jahre  bis  auf  die  Höhe 
voq  mindestens  18  Millionen  Centner  gestiegen  sein  sollte,  wobei  die 
Expeditionsgebühr  nach  den  Bestimmungen  der  neuen  Concession  ein- 
schoben wird. 

Vgl.  das  Protokoll  vom  8.  Jänner  1876  (Doc.  13)  und  die  Kundmaohung 
des  Handelsministeriums  vom  27.  November  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  109  (Doc.  14). 
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2.  Die  Buscht&hrader  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  in  jenen 
Fällen,  wo  dieselbe  mit  der  Aussig-Teplitzer  Eisenbahngesellschaft  sich 
über  die  Kohlenfrachtsätze  für  die  Strecke  Kommotau-Weipert  oder 
Kommotan-Prag,  sowie  bezüglich  zweckmässiger  Verträge  über  die 
-wechselseitige  Bestellung,  den  Uebergang  oder  die  Benützung  der  für  eine 
geeignete  Vermittlung  des  Kohlenverkehres  erforderlichen  Wagen  nicht 
einigen  könnte,  der  k.  k.  Regierung,  beziehungsweise  dem  Handels* 
xninisterium  die  endgiltige  Entscheidung  anheimzustellen  und  überhaupt 
alle  Verträge  über  Bahnanschlüsse  der  Genehmigung  der  Regierung  zu 
unterziehen;  ferner 

3.  das  Zustandekommen  von  Fitigelbahnen  in  die  längs  der  Haupt- 
bahn gelegenen  Kohlenreviere,  wie  namentlich  von  Falkenau  behufs 
Hebung  des  Kohlenverkebres  kräftigst  zu  fördern,  beziehungsweise  diese 
Bahnen  im  Wege  des  Uebereinkommens  mit  den  Interessenten  gegen 
Bedingung  eines  bestimmten  Frachtenquantums  und  Tarifzuschlages 
herzustellen  und  es  wird  über  die  Richtung  dieser  Bahnen  und  den 
Zeitpunkt  der  Herstellung  die  Genehmigung  de*  Handelsministeriums 
vorbehalten. 

Im  Falle  als  ein  gütliches  Uebereinkommen  nicht  zu  Stande 
kommen  sollte,  steht  die  Entscheidung  dem  Handelsministerium  zu,  wo- 
bei auf  eine  gesicherte  und  zureichende  Quote  für  die  Verzinsung  und 
Tilgung  des  für  die  betreffende  Fitigelbahn  verwendeten  Anlagecapitales 
Rücksicht  genommen  werden  wird. 

4.  Desgleichen  ist  die  Buscht&brader  Gesellschaft  verpflichtet,  die 
aus  Anlass  von  Aenderungen  im  Verwaltungsorganismus  der  königlichen 
Behörden  in  Ungarn  oder  in  anderen  Kronländern  dispouibel  gewordenen 
Staatsbeamten,  insofern  sie  die  nöthige  Befähigung  besitzen  und  den 
Erfordernissen  der  von  der  Gesellschaft  aufzustellenden  Dienstordnung 
entsprechen,  bei  Bewerbungen  um  eine  Dienstesstelle  vorzugsweise  zu 
berücksichtigen,  und 

5.  für  die  im  Artikel  IV,  Punkt  14,  des  Gesetzes  vom  3.  Juni 
1868,  und  beziehuugsweise  im  §  16  der  Concessionsurkunde  festgesetzte 
Ueberwachung  der  Babnunternebmung  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  ver- 
bundene Geschäftslast  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staats- 
schatz  zu  leisten,  deren  Bestimmung  dem  Handelsministerium  zusteht. 

Indem  ich  mir  die  baldige  Bemessung  dieses  Pauschalbetrages 
vorbehalte,  fordere  ich  den  Verwaltungsrath  vorläufig  auf,  dafür  zu 
sorgen,  dass  die  diesfällige  Bestimmung  in  den  dem  k.  k.  Ministerium 
des  Innern  vorzulegenden  Entwurf  der  neuen  Statuten  der  Gesellschaft 
aufgenommen  werde. 

6.  Mit  Bezugnahme  auf  Artikel  15  der  Concessionsurkunde  wird 
gemäss  der  von  den  Vertretern  der  Buechtehrader  Gesellschaft  abgegebenen 
Erklärung  in  Betreff  der  ErfolglassuDg  und  Refundirung  des  Staats- 
vorschusses von  fünf  Millionen  Gulden  österr.  Währ,  festgesetzt,  dass 
die  Einzahlung  von  Seite  der  Staatsverwaltung  in  der  Regel  nach  Mass- 
gabe der  Einzahlungen  der  Actionäre  stattfinden  werde. 
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Der  Staatsverwaltung  bleibt  jedoch  das  Recht  vorbehalten,  bis 
spätestens  31.  December  1868  nicht  mehr  als  500.000  fl.  österr.  Währ., 
im  Jahre  1869  nicht  mehr  als  1,500.000  fl.  österr.  Währ.,  desgleichen 
im  Jahre  1870  nicht  mehr  als  1,500.000  fl.  österr.  Währ,  einzuzahlen 
und  den  Restbetrag  erst  im  Jahres  1871  zu  erfolgen. 

Die  Concessionäre  verbleiben  jedoch  verpflichtet,  über  Verlangen 
der  Staatsverwaltung  für  die  von  dieser  geleisteten  Einzahlungen 
liberirte  Actien  zu  erfolgen. 

Schliesslich  spreche  ich  die  Erwartung  aus,  dass  die  wegen  Be- 
gleichung der  Entschädigungsansprüche  der  früheren  Concessionäre  an- 
hängige Verhandlung  in  Gemässheit  der  von  den  Vertretern  der  Buschte- 
hrader Gesellschaft  gegebenen  Zusage  möglichst  rasch  und  zur  Be- 
friedigung derselben  abgeschlossen  werde. 

Wien,  am  15.  October  1868. 

Plener  m.  p. 

5.  Gesetz  vom  15.  Juni  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  56, 

in  Betreff  der  Herstellung  einer  Verbindungsbahn  von  Kommotau  nach 

Brunnersdorf. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich 
zu  verordnen,  wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  bei  Ertheilung  der  Concession 
für  eine  Verbindungsbahn  von  Kommotau  nach  Brunnersdorf  der  Actien- 
gesellschaft  der  priv.  BuscbtShrader  Eisenbahn  die  im  §  17  der  Con- 
cessionsurkunde  vom  1.  Juli  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  138,  gewährten 
Steuer-  und  Gebührenbefreiungen  auch  für  diese  Verbindungsbahn  unter 
der  Bedingung  auszudehnen,  dass  dieselbe  spätestens  nach  Ablauf  eines 
Jahres,  vom  Tage  der  erhaltenen  Baubewilligung  an,  dem  öffentlichen 
Verkehre  tibergeben  und  bezüglich  der  Tarifirung  und  aller  sonstigen 
concessionsmäsigen  Bedingungen  als  ein  integrirender  Bestandteil  der 
bereits  concessionirten  Linien  dieser  Eisenbahngesellschaft  betrachtet 
und  behandelt  werde. 

Artikel  2. 

Der  Handels-  und  Finanzminister  sind  mit  der  Durchführung 
dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Schön brunn,  den  15.  Juni  1871. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Hohenwart  m.  p.  Holzgethan  m.  p.  Schäflle  m.  p. 
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6.  Concessionsnrknnde  vom  4.  Augnst  1871,  R.  O.  Bl.  Nr.  103, 

fllr  die  Buschtährader  Eisenbahngesellschaft  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Verbindungsbahn  tou  Kommotan  nach  Brilonersdorf. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn,  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  ausschl.  priv.  Buschtehrader  Eisenbahngellschaft  die 
Bitte  um  Ertb eilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriehe  einer  Ver- 
bindungsbahn von  Kommotau  nach  Brunnersdorf  gestellt  hat,  so  finden 
Wir  Uns  bewogen,  in  ErwäguDg  der  Gemeinnützigkeit  dieses  Unter- 
nehmens, der  genannten  Eisenbahngesellschaft  diese  Concession  auf 
Grundlage  des  Gesetzes  vom  15.  Juni  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  wie 
folgt,  zu  ertheilen: 

§  I- 

Wir  verleihen  der  Buschtährader  Eisenbahngesellschaft  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  Verbindungsbahn  von  Kommotau  nach 
Brunnnersdorf. 

Die  Eröffuiwg  dieser  Verbindungsbahn  fand  am  1.  Märe  1873  statt. 

§  2. 

Diese  Verbindungsbahn  ist  als  ein  integrirender  Bestandtheil  der 
bereits  concessionirten  Linien  dieser  Eisenbahngesellschaft  zu  betrachten 
und  zu  behandeln,  und  es  haben  für  dieselbe  bezüglich  der  Tarifirung 
und  aller  sonstigen  concessionsmässigen  Bedingungen  die  Bestimmungen 
der  Concession  vom  1.  Juli  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  138,  zur  Anwendung 
zu  kommen. 

Vgl.  das  Protokoll  vom  8.  Jänner  1876  (Doc.  13)  und  die  Kundmachung 
des  Handelsministeriums  vom -27.  November  1877,  R.  G.  Bl.  Xr.  109  (Doc.  14). 

§  3. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Verbindungsbahn  von 
Kommotau  nach  Brunnersdorf  spätestens  nach  Ablauf  eines  Jahres, 
vom  heutigen  Tage  an,  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  Übergeben. 

§  4. 

Unter  Voraussetung  der  genauen  Erfüllung  der  im  §  2  und  §  3 
ßxirten  Verpflichtungen  der  Gesellschaft  werden  die  im  §  17  der  Con- 
cessionsurkunde  vom  1.  Juli  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  138,  formulirten 
Steuer-  und  Gebührenbefreiungen  auch  für  die  im  §  1  der  gegen- 
wärtigen Concessionsurkunde  bezeichnete  Verbindungsbahn  ausgedehnt. 

§  5. 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  wenn  unge- 
achtet vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nicht- 
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befolgung  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen  aufer- 
legten Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden Massregeln  dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  noch 
vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu 
erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Er- 
satz zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den 
gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Be- 
stimmungen strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  vierten  Monatstage  August  im  Jahre  des  Heils  Eintausend 
Achthundert  Siebenzig  Eins,  Unserer  Reiche  im  Dreiundzwanzigsten  Jahre. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Hohenwart  m.  p.  Holzgethan  m.  p.  Schäflfle  m.  p. 


7.  Gesetz  vom  28.  Juni  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  100, 

in  Betreff  der  Herstellung  einer  von  der  Hauptlinie  der  priv.  Buscht« 
hrader  Eisenbahn  bei  Krima  abzweigenden,  an  die  böhmisch-sächsische 
Grenze  bei  Raizenhain  führenden  Eisenbahnlinie. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  zu  ver- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  bei  Ertheilung  der  Concession  für 
eine  Zweigbahn  von  Krima  an  die  böhmisch-sächsische  Grenze  bei 
Raizenhain  der  Actiengesellschaft  der  priv.  Buschtöhrader  Eisenbahn 
die  im  §  17  der  Concessionsurkunde  vom  1.  Juli  1868,  R.  G.  Bl,  Nr.  138, 
gewährten  Steuer-  und  Gebührenbefreiungen  auch  für  diese  Linie  unter 
der  Bedingung  auszudehnen,  dass  dieselbe  gleichzeitig  mit  der  an  die 
Chemnitz-Freiberger  Bahn  projectirten  sächsischen  Anschlussliuie  dem 
öffentlichen  Verkehre  übergeben  und  bezüglich  der  Tarifirung  und  aller 
sonstigen  concessionsmässigeu  Bedingungen  als  ein  integrirender  Bestand - 
theil  der  bereits  concessionirten  Linien  der  Buschtöhrader  Eisenbahn- 
gesellschaft betrachtet  und  behandelt  werde. 

Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  soll  dieser  Zweigbahn 
nur  für  dieselbe  Zeit,  als  sie  für  die  übrigen  Linien  der  Buschtöhrader 
Eisenbahn  in  der  obigen  Concessionsurkunde  zur  Gänze  oder  zur  Hälfte 
noch  derzeit  gewährt  ist,  zukommen,  dergestalt,  dass  mit  dem  Erlöschen 
der  Einkoromensteuerbefreiung  auf  diesen  übrigen  in  der  obigen  Con- 
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cessionsui künde  erwähnten  LinieD,  sei  es  znr  Gänze  oder  zur  Hälfte, 
diese  Befreiung  auch  für  diese  Zweigbahn  zur  Gänze  oder  zur  Hälfte 
aufzuhören  habe. 

Artikel  IL 

Rücksichtlich  des  Anschlusses  der  im  Artikel  I  erwähnten  Zweig- 
bahn an  das  sächsische  Eisenbahnnetz  und  rücksichtlich  des  Betriebs- 
dienstes in  der  gemeinschaftlichen  Wechselstation  bleibt  die  Festsetzung 
der  dickfälligen  Bestimmungen  dem  Abschlüsse  des  Staatsvertrages  mit 
der  königl.  sächsischen  Regierung  vorbehalten  und  sind  die  Concessionäre  ver- 
pflichtet, sich  den  Beetimmungen  dieses  Staats  Vertrages  und  den  daraus 
für  sie  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Artikel  III. 

Der  Handels-  und  der  Finanzminister  sind  mit  der  Durchführung 
dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Laxenburg,  am  28.  Juni  1872. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Auersperg  m.  p.  Banhans  m.  p.  Pretis  m.  p. 

8.  Concessionsurkunde  vom  12.  November  1872,  R.  G.  Bl. 

Nr.  1,  ex  1873, 

für  die  Locomotirelsenbahn  von  Krima  an  die  böhmisch-mährische  Grenze 

bei  Raizenhain. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  ausseht,  priv.  Buschtehrader  Eisenbahngesellschaft 
die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Locomotiveisenbabn  von  Krima  an  die  böhmisch- sächsische  Grenze  bei 
Raizenhain  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der 
Gemeinnützigkeit  dieses  Unternehmens,  der  genannten  Eisenbahngesell- 
schaft diese  Concession  auf  Grundlage  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  des  Gesetzes  vom 
28.  Juni  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  100,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Buschtährader  Eisenbahngesellschaft  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  Zweigbahn  von  Krima  an  die  böhmisch- 
sächsische Grenze  bei  Raizenhain. 

Die   Eröffnung  der  Linie  Krima-Neudorf-Reichsgrenze  gegen  Raizenhain» 
Marienberg  fand  am  23.  August  1875  statt.    Die  Anscblussverh&ltuiase  sind  gegen- 
wärtig durch  den  Staats  vertrag  vom  o.Mai  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  112,  geregelt.  Den 
Betrieb  der  Streoke  von  der  sächsischen  Grenze  bis  zur  Weohselstation  Raizen- 
hain (in  Saohsen)  führt  die  Buschtehrader  Bahn. 

Dl*  Hecht»«, kouden  dar  Otterr.  Eiienbtbnen  II.  34 
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§  2. 

Diese  Zweigbahn  ist  als  ein  integrirender  Bestandteil  der  bereits 
concessionirten  Linien  dieser  Eisenbahngesellschaft  zu  betrachten  und 
zu  behandeln,  und  es  haben  für  dieselbe  bezüglich  der  Tarifirung  und 
aller  sonstigen  concepsionsmässigen  Bedingungen  die  Bestimmungen  der  Con- 
cession  vom  1.  Juli  1868,  B.  G.  Bl.  Nr.  138,  zur  Anwendung  zu  kommen. 

Vgl.  das  Protokoll  vom  8.  Jänner  1876   (Doe.  13)  nnd  die  Kundmachung 
des  Handelsministers  vom  27.  November  1877  (Doo.  14). 

§  3. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  jedenfalls  sogleich  die  grösseren 
Brücken  und  Viaducte  bis  zum  höchsten  Wasserstande  für  zwei  Geleise 
und  die  Tunnels  im  Unterbau  zweigeleisig  herzustellen. 

§  4. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Zweigbahn  von  Krima  an  die 
böhmisch-sächsische  Grenze  bei  Raizenhain  gleichzeitig  mit  der  an  die 
Cbemnitz-Freiberger  Bahn  projectirten  sächsischen  Anschlusslinie  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

§  5. 

Rücksichtlich  des  Anschlusses  der  im  §  1  erwähnten  Zweigbahn 
an  das  sächsische  Eisenbahnnetz  und  rücksichtlich  des  Betriebsdienstes 
in  der  gemeinschaftlichen  Wechselstation  bleibt  die  Festsetzung  der 
diesfälligen  Bestimmungen  dem  Abschlüsse  des  Staats  Vertrages  mit  der 
königlich  sächsischen  Regierung  vorbehalten,  und  ist  die  Gesellschaft 
verpflichtet,  sich  den  Bestimmungen  dieses  Staatsvertrages  und  den 
daraus  für  sie  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerten. 

Siehe  die  Anmerkung  zu  §  1  der.  vorliegenden  Concessionsurkunde. 

§  6- 

Unter  Voraussetzung  der  Bestimmungen  der  §§  2  und  3  werden 
die  im  §  17  der  Concessionsurkunde  vom  1.  Juli  1868,  R.  G.  BI.  Nr.  138, 
gewährten  Steuer-  und  Gebührenbefreiungen  auch  für  die  im  §  1  er- 
wähnte Zweigbahn  ausgedehnt. 

Die  Befreiung  der  Einkommensteuer  eoll  dieser  Zweigbahn  nur 
für  dieselbe  Zeit  zukommen,  als  selbe  nach  Massgabe  der  Concession  vom 
1.  Juli  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  138,  noch  den  übrigen  Lioien  der  Buschts- 
h rader  Bahn  zu  Statten  kommt,  dergestalt,  da 88  mit  dem  Erlöschen  der 
Einkommensteuerbefreiung  auf  diesen  übrigen,  in  der  obigen  Concessions- 
urkunde erwähnten  Linien,  die  Befreiung  auch  für  die  im  §  1  genannte 
Zweigbahn  aufhört. 

§  7. 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  wenn  ungeachtet 
voraufgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzung  oder  Nichtbefolgung  der 
in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflich- 
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tungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Mass- 
regeln dagegen  zn  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der 
Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  streng  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
zwölften  Tage  dea  Monates  November,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  - 
achthundertsiebzigundzwei,  Unserer  Reiche  im  Vi erund zwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Banhans  m.  p.  Pretls  m.  p. 

9.  Gesetz  vom  7.  Mai  1873,  R.  G.  Bl.  Nr.  81, 

in  Betreff  der  Bedio gongen  and  Zugeständnisse  einer  LocomotiYeisenbahn 
a)  Ton  Bakonitz  Uber  Jechnitz  an  einen  Pnnkt  der  priT.  Pilsen-Priesener 
Bahn,  b)  von  Falkeuan  an  die  böhmisch-sächsische  Grenze  bei  Graslitz. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich 
zu  verordnen,  wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  bei  £rtheilung  der  Concession 
für  eine  Locomotiveisenbabn 

a)  von  Rakonitz  über  Woratschen,   Jechnitz  an  einen  Punkt  der 
Pilsen-Priesener  Bahn  nächst  Schelles; 

b)  von  Falkenau  au  die  böhmisch-sächsische  Grenze  bei  Graslitz 
der  ActiengeselUchaft  der  priv.  Buscbtehrader  Bahn  die  im  §  17  der 
Concessionsurknnde  vom  1.  Juli  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  138,  gewährten 
Steuer-  und  Gebührenbefreiungen  unter  den  in  den  folgenden  Artikeln 
angegebenen  Bedingungen  auch  für  diese  Linien  zuzugestehen. 

Die  sub  a)  genannte  Linie  gelangte  bisher  nicht  zur  Realisirung. 

Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  soll  diesen  Linien  je- 
doch nur  für  dieselbe  Zeit  zukommen,  als  selbe  nach  Massgabe  der 
Concession  vom  1.  Juli  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  138,  den  übrigen  Linien 
der  Buschtenrader  Bahn  zur  Gänze  oder  zur  Hälfte  noch  derzeit  zu 
Statten  kommt,  dergestalt,  dass  mit  dem  Erlöschen  der  Einkommen* 
Steuerbefreiung  auf  diesen  übrigen,  in  der  obigen  Concessionsurkunde 
erwähnten  Linien  die  Befreiung  auch  für  die  neuen  Linien  zur  Gänze 
oder  zur  Hälfte  aufhört. 

34* 
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Artikel  II. 

Die  Strecke  Rakonitz-Schelles  muss  binnen  zwei  einhalb  Jahren 
vom  Tage  der  Concessionsertheilung  an  gerechnet  und  die  Strecke 
Falkenau-Graslitz  bis  zum  31.  October  1874  im  Bau  vollendet  und 
dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben  werden. 

Bezüglich  des  Volleodungstermines  für  die  Strecke  von  Graslitz 
bis  zur  Grenze  soll  der  mit  der  königl,  sächsischen  Regierung  abzu- 
schliessende  Staatsvertrag  massgebend  sein.  Für  die  Sicherstellung  dieser 
Verpflichtungen  durch  die  Buschtöhrader  Eisenbahngesellschaft  hat  die 
Staatsverwaltung  entsprechende  Vorsorge  zu  treffen. 

Artikel  III. 

Rücksichtlich  des  Anschlusses  der  im  Artikel  I  erwähnten  Zweig- 
bahn von  Falkenau  nach  Graslitz  an  das  sächsische  Eisenbahnnetz  und 
rücksichtlich  des  Betriebsdienstes  in  der  gemeinschaftlichen  Wechsel- 
station Graslitz  bleibt  die  Festsetzung  der  diesfälligen  Bestimmungen 
dem  Abschlüsse  des  Staatsvertrages  mit  der  königl.  sächsischen  Re- 
gierung vorbehalten  und  ist  die  Buschtebrader  Eisenbahngesellschaft 
verpflichtet,  Bich  den  Bestimmungen  dieses  Staatsvertrages  und  den 
hieraus  für  sie  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Artikel  IV. 

Rücksichtlich  der  Tarifirung  und  der  sonstigen  concessionsmässigen 
Bedingungen  sind  die  im  Artikel  I  erwähnten  Linien  als  integrirende 
Bestandteile  der  bereits  concessionirten  Linien  der  Buschtehrader  Eisen- 
bahngesellschaft zu  betrachten  und  zu  behandeln. 

Artikel  V. 

Der  Handels-  und  der  Finanzminister  sind  mit  der  Durchführung 
dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Wien,  am  7.  Mai  1873. 
Franz  Joseph  m.  p. 

Auersperg  m.  p.  Banhans  m.  p.  Pretls  m.  p. 

10.  Concessionsnrkunde  vom  30.  October  1873,  R.  G.  Bl. 

Nr.  43  ex  1874, 

für  die  Locomoti reisenbahn  Falkenau-Graslitz. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  ausseht,  priv.  Buschtehrader  Eisenbahngesellschaft 
die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Locomotiveisenbahn  von  Falkenau  an  die    böhmisch-sächsische  Grenze 
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bei  Graslitz  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der 
Gemeinnützigkeit  dieses  Unternehmens  der  genannten  Eisenbahngesell- 
schaft diese  Concession  auf  Grundlage  des  Eisenbabnconcessionsgesetzes 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  des  Gesetzes  vom 
7.  Mai  1873,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Buschtehrader  Eisenbahngesellschaft  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Falkenau  an  die 
böhmisch-sächsische  Grenze  bei  Graslitz. 

Die  Eröffnung  der  Strecke  Falkenau-Graslitz  fand  am  1.  Juni  1876 
statt.  Die  Anschlussstrecke  Graslitz- Reichsgrense  gegen  Klingenthal  wurde  am 
1.  October  1886  den  Verkehre  fibergeben,  nachdem  die  Anschlussverhältnisse 
•  durch  den  zwischen  Oesterreich  und  Sachsen  geschlossenen  Staatsvertrag  vom 
5.  Mai  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  112,  geregelt  waren.  Gemäss  dieses  Staatsvertrages 
und  auf  Grund  des  zwischen  den  konigl.  sächsischen  Staatseisenbahnen  und  der 
Buschtehrader  Bahn  geschlossenen  Pachtvertrages  vom  20.  October  1886  führt 
letztere  den  Betrieb  der  auf  sächsischem  Gebiete  gelegenen  Strecke  von  der 
Reichsgrenze  bis  zur  Wechselstation  Klingenthal. 

§  2. 

Die  im  §  1  genannte  Eisenbahnlinie  ist  als  integrirender  Bestand- 
theil  der  bereits  concessionirten  Linien  dieser  Eisenbahngesellschaft  zu 
betrachten  und  zu  behandeln,  und  es  haben  für  dieselbe  bezüglich  der 
Tarifirung  und  aller  sonstigen  conceesionsmässigen  Bedingungen  die 
Bestimmungen  der  Concession  vom  1.  Juli  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  138, 
zur  Anwendung  zu  kommen. 

Vgl.  das  Protokoll  vom  8.  Jänner  1876  (Doc.  13)  und  die  Kundmachung 
des  Handelsministeriums  vom  27.  November  1877  (Doc.  14). 

§  3. 

Die  Gesellchaft  ißt  verpflichtet,  jedenfalls  sogleich  die  grösseren 
Brücken  und  Viaducte  bis  zum  höchsten  Wasserstande  für  zwei  Geleise 
und  die  Tanneis  im  Unterbau  zweigeleisig  herzustellen. 

§  4. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Strecke  Falkenau-Graslitz  bis 
zum  31.  October  1874  im  Bau  zu  vollenden  und  dem  öffentlichen  Ver- 
kehre zu  übergeben. 

Bezüglich  des  Vollendungstermines  für  die  Strecke  von  Graslitz 
bis  zur  Grenze  soll  der  mit  der  königl.  sächsischen  Regierung  abzu- 
schliessende  Staatsvertrag  massgebend  sein. 

Für  die  Sicherstellung  dieser  und  der  übrigen  concessionsmässigen 
Verpflichtungen  hat  die  Buschtehrader  Eisenbahngesellschaft  eine  Caution 
im  Betrage  von  25.000  fl.  in  Barem  oder  in  börsem  aasigen  Effecten 
zu,  leisten. 
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§  5. 

Rticksichtlich  des  Anschlusses  der  im  §  1  erwähnten  Zweigbahn 
von  Falkenau  nach  Graslitz  an  das  sächsische  Eisenbahnnetz  nnd  rück- 
sicbtlich  des  Betriebsdienstes  in  der  gemeinschaftlichen  Wechselstation. 
bleibt  die  Festsetzung  der  diesfälligen  Bestimmungen  dem  Abschlüsse 
des  Staatsvertrages  mit  der  königl.  sächsischen  Regierang  vorbehalten 
und  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet,  sich  den  Bestimmungen  dieses  Staats- 
Vertrages  und  den  daraus  für  sie  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unter- 
werfen. 

Siehe  die  Anmerkung  zu  g  1  der  vorliegenden  Concessionsurkunde. 

§  6. 

Die  im  §  17  der  Concessionsurkunde  vom  1.  Juli  1868,  R.  G.  Bl. 
Nr.  188,  gewährten  Steuer-  und  Gebührenbefreiungen  werden  auch  für 
die  im  §  1  erwähnte  Eisenbahnlinie  ausgedehnt. 

Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  soll  dieser  Eisenbahnlinie 
jedoch  nur  für  dieselbe  Zeit  zukommen,  als  selbe  nach  Massgabe  der 
Concession  vom  1.  Juli  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  138,  den  übrigen  Linien 
der  Buschtährader  Bahn  zur  Gänze  oder  zur  Hälfte  noch  derzeit  zu 
Statten  kommt,  dergestalt,  dass  mit  dem  Erlöschen  der  Einkommen  - 
Steuerbefreiung  auf  diesen  übrigen  in  der  obigen  Concessionsurkunde 
erwähnten  Linien  die  Befreiung  auch  für  die  im  §  1  genannte  Eisen- 
bahnlinie zur  Gänze  oder  zur  Hälfte  aufhört. 

§ 7- 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  wenn  ungeachtet 
vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzung  oder  Nichtbefolgung 
d*r  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Ver- 
pflichtungen vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Mase- 
regeln  dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der 
Concessiousdauer  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grösseren  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  dreissigsten  Tage  des  Monates  October  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausendachthundertsiebzigunddrei,  Unserer  Reiche  im  Fünfund- 
awanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Banhans  m.  p.  Prelis  m.  p. 
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11.  Gesetz  vom  30.  April  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  92, 

wegen  sofortigen  Ausbaues  der  Linie  Falkenan-Graslitz  der  Buschts  rader 

Eisenbahntresellschaft. 

Mit  ZußtimmuDg  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  zu  ver- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  zum  Zwecke  des  sofortigen  Aus- 
baues der  Eisenbahnlinie  von  Falken  au  an  die  böhmisch- sächsische 
Grenze  bei  Graslitz  das  beiliegende  Uebereinkommen  mit  der  Buschte- 
hrader Eisenbahngesellscbaft  abzuschliessen,  jedoch  nur  gegen  dem,  dass 
die  Gesellschaft  für  die  Einhaltung  des  im  Artikel  I  des  Ueberein- 
kommens  festgesetzten  Vollendargstermines  angemessene  Sicherstellung 
leistet. 

Dieses  Uebereinkommen  folgt  als  Doc.  12. 

Artikel  II. 

Der  Handelsminister  und  der  Finanzminister  sind  mit  dem  Vollzüge 
dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Wien,  am  30.  April  1874. 

Franz  Joseph  m.  j>. 
Auersperg  m.  p.  Banhas  m.  p.  Pretis  m.  p. 

12.  Uebereinkommen  vom  j"'t  1874»  R  G-  BL  Np-  93' 

zwischen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  dem  Yerwaltungsrathe  der 
ausseht,  priv.  Buschteli rader  Elsenbahngesellseliaft  wegen  Leistung 
Staatsvorschusses  zum  Zwecke  der  Durchfahrung  des  Eisenbahuprojectes 

Falkenan-Graslitz. 

Uebereinkommen,  welches  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  April 
1874,  K.  G.  Bl.  Nr.  92,  in  Folge  Allerhöchster  Entschließung  vom  30.  April 
1874  zwischen  dem  k.  k.  Finanz-  und  Handelsministerium  in  Vertretung 
des  Aerars  einerseits,  und  dem  Verwaltungsrathe  der  ausschl.  priv. 
BuschtShrader  Eisenbahngesellschaft  andererseits  zum  Zwecke  der 
sofortigen  Inangriffnahme  der  Bauarbeiten  auf  der  Linie  von  Falkenau 
nach  Graslitz  an  die  eächsisch^böhmieche  Grenze  in  folgender  Weise  ver- 
einbart wurde: 

I. 

Das  k.  k.  Finanzministerium  verpflichtet  6ich,  der  ausschl.  priv. 
Buscht&hrader  Eisenbahngesellschaft  nötigenfalls   gegen  entsprechende 


Digitized  by  Google 


53Ü 


Abschliessend  priv.  Buschtährader  Eisenbahn. 


Sich  erstell  uüg  zum  Zwecke  des  sofortigen  Beginnes  und  der  Durch- 
führung des  Baues  der  Linie  von  Falkenau  an  die  höhmisch  sächsische 
Grenze  bei  Graslitz  während  der  Bauzeit,  welche  nach  der  Vereinbarung 
in  dem  Protokolle  vom  12.  November  1873  bis  Ende  October  1875 
reicht,  unverzinsliche  Bauvorschüsse  im  Betrage  von  Einer  Million  fünf- 
hunderttausend Gulden  österr.  Währ,  in  Banknoten  vorzustrecken,  und 
für  die  hieraus  entstehenden  Forderungen  als  Zahlung  Stempel-  und 
gebührenfrei  neu  zu  emittirende  Actien  lit.  B  der  genannten  Gesellschaft 
zum  vollen  Nennwerthe  anzunehmen. 

Die  Befundirung  der  erhaltenen  Vorschüsse  in  Actien  hat 
sofort  nach  Emission  der  letzteren,  spätestens  aber  in  jenem  Zeitpunkte 
zu  erfolgen,  zu  welchem  die  Linie  Falken au-Graslitz  in  Betrieb  gesetzt 
sein  wird. 

Die  mittelst  Actien  refundirten  Bauvorschüsse  werden  vom  Tage 
der  Betriebseröffnung  der  Strecke  Falkenau-säehsische  Grenze  bis 
31.  December  1875  von  der  Gesellschaft  mit  5  Percent  verzinst;  vom 
1.  Jänner  1876  beginnt  der  Bezug  der  auf  diese  Actien  entfallenden 
Dividende. 

Ausser  dem  hier  besprochenen  Bauvorschüsse  von  1,600.000  erhielt  die 
BuschtShrader  Bahn  zum  Ausbaue  der  Linie  Falkenau- Graslits-Reichsgrense 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  20.  März  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  52,*)  und  des  Ueber- 

Prag,  6.  April 

einkommens  de  dato   ~^yfon>  21  Mai    1876  weitere  Vorschüsse  im  Gesamint- 

betrage  von  1,100.000  fl.  gegen  Prioritäten  im  gleichen  Nominalbetrage. 

Prajr,  9. 

Gemäss  des  Uebereinkommens  de  dato  Wien  gg   8ePtemDer  !882  zahlte 

die  BuschtShrader  Bahn  die  obigen  Vorschüsse  bar  zurück,  und  wurde  das 

Prag,  6.  April 

Uebereinkommen  de  dato  ~\yjen  2T~MaT  1876  für  *ufgenoben  erklärt. 

II. 

jeweilige  AusfolguDg  der  vom  k.  k.  Finanzministerium  gemäss 
Artikel  1  dieses  Vertrages  zu  gewährenden  Barvorschüsse  wird  nach 
Massgabe  der  von  der  Gesellschaft  zwischen  dem  20.  und  letzten  eines 
jeden  Monates  dem  k.  k.  Handelsministerium  zu  tiberreichenden  und 
gehörig  zu  begründenden  Bedarfsvoranschläge  im  Wege  der  k.  k.  Landes 
hauptcasse  in  Prag  zu  Händen  der  hiezu  gehörig  zu  legitimirenden 
Repräsentanten  der  Gesellschaft  gegen  stempelfreie  Empfangsbestätigung 
in  den  dem  vollen  Bedarfe  entsprechenden  Raten  geschehen. 

III. 

Dagegen  verpflichtet  sich  die  Gesellschaft  ihrerseits: 
a)  alle  Vorbereitungen  zu  treffen,   dass  die  politische  Begehung  der 
Linie  Falkenau- Graslitz  ohne  Aufschub  begonnen  werden  könne, 


*)  Siehe  Eis.-Ge«.-Sammlg. 
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die  Detailpläne  dieser  Linie  längstens  binnen  zwei  Monaten  nach 
Beendigung  der  politischen  Begehung  vorzulegen,  endlich  binnen 
einem  weiteren  Monate  auch  das  Detailproject  für  die  Theilstrecke 
von  Graslitz  bis  zur  böhmisch-sächsischen  Grenze  in  Vorlage  zu 
bringen ; 

b)  im  Falle,  als  der  Bau  ganz  oder  theilweise  nicht  in  eigener  Regte 
geführt,  sondern  an  Bauunternehmer  vergeben  werden  sollte,  die 
Entwürfe  der  diesfälligen  Bau-  und  Lieferungsverträge  und  der 
zugehörigen  Bedingnisshefte  und  sonstigen  Belege  rechtzeitig  dem 
k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen  und  die 
Einleitung  zu  treffen,  daes  mit  den  bezüglichen  Bauarbeiten 
längstens  binnen  acht  Tagen  nach  erhaltener  Genehmigung  der 
vorgelegten  Verträge  auch  factisch  begonnen  werde; 

e)  dafür  zu  sorgen  und  alle  Bemühungen  dahin  zu  richten,  dass  die 
aus  Anlass  der  im  Artikel  I  stipulirten  Actienemission  erforder- 
lichen Abänderungen  der  Statuten  der  ausschl.  priv.  Buschtehrader 
Eisenbahngesellschaft  längstens  bis  Ende  Mai  1874  erfolge. 

IV. 

Der  Staatsverwaltung  wird  für  die  von  ihr  in  Gemässheit  des 
Artikels  I  geleisteten  Bauvorschüsse  auf  alle  Bauten  der  Linie  Falkenau- 
Graslitz,  sowie  auf  alle  zum  Zwecke  des  Baues  beigeschafften  Materialien 
das  erste  und  ausschliessliche  Pfandrecht  mit  dem  Vorrechte  vor  allen 
aus  was  immer  für  einem  Titel  entspringenden  Forderungen  insolange 
eingeräumt,  bis  von  Seite  der  Gesellschaft  die  Aufbringung  der  zur  Voll- 
endung des  Baues  der  Linie  Falken  au- Graslitz  erforderlichen  Geldmittel 
nachgewiesen  sein  wird. 

V. 

Zur  Wahrung  der  speciellen  Interessen,  welche  der  Staatsver- 
waltung aus  der  Leistung  der  in  diesem  Uebereinkommen  vereinbarten 
Bauvorschüsse  erwachsen,  räumt  die  Gesellschaft  der  k.  k.  Staatsver- 
waltung das  Recht  ein,  die  wirkliche  und  zweckmässige  Verwendung 
der  zur  Herstellung  und  Inbetriebsetzung  der  Linie  Falkenau-Graslitz 
von  der  Staatsverwaltung  zu  gewährenden  Geldmittel  durch  zu  diesem 
Zwecke  aufzustellende  Staatsorgane  während  des  Baues  und  der  Inbetrieb- 
setzung der  Bahn  auf  die  ihr  geeignet  scheinende  Weise  und  durch 
Anwendung  von  zu  obigem  Zwecke  sicher  führenden  Mitteln  unmittel- 
bar zu  überwachen. 

Die  Kosten  dieser  speciellen  Bauaufsicht  sind  von  der  Gesellschaft 
in  dem  vom  k.  k.  Handelsministerium  festzusetzenden  Betrage  zu  vergüten. 

VI. 

Der  bei  der  Gesellschaft  bestellte  landesfürstliche  Commissär  wird 
bis  zu  dem  Zeitpunkte  der  erfolgten  Refundirung  der  Barvorschüsse  in 
Actien  lit.  B.  berechtigt  sein,  nicht  nur  solche  Verwaltungsrathsbeschlüsse, 
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welche  mit  der  Allerhöchsten  Concession,  den  genehmigten  Statuten  der 
Gesellschaft,  eowie  den  allgemeinen  gesetzlichen  Normen  und  behörd- 
lichen Verfügungen  nicht  im  Einklänge  stehen,  sondern  auch  solche 
Verfügungen  der  gesellschaftlichen  Verwaltungen  zu  sistiren,  welche 
ihm  gegen  die  aus  diesem  Uebereinkommen  speciell  hervorgehenden 
finanziellen  Interessen  des  Staates  zu  Verstössen  scheinen;  jedoch  hat 
derselbe  dann  sogleich  die  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
einzuholen,  welche  ohne  Aufschub  erfolgen  wird  und  für  die  Gesellschaft 
bindend  sein  soll. 

VII. 

Es  wird  ausdrücklich  festgesetzt,  dass  die  Leistung  der  hiemit  von 
der  Staatsverwaltung  zugesicherten  Zahlungen  nicht  früher  zu  beginnen 
hat,  als  bis  durch  die  Vornahme  der  politischen  Begehung  die  Möglich- 
keit des  sofortigen  Beginnes  der  Bauarbeiten  constatirt  sein  wird. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  soll  null  und  nichtig  sein, 
wenn  die  im  Artikel  III  festgesetzten  Termine  —  insoweit  dies  an  der 
Gesellschaft  liegt  —  nicht  eingehalten  werden  sollten. 

In  einem  solchen  Falle  ist  die  Gesellschaft  zur  ungesäumten  baren 
Bückzahlung  der  bereits  erhaltenen  Vorschüsse  sammt  dpercentigen 
Zinsen  an  das  Aerar  verpflichtet.  Der  ausschl.  priv.  Buscht&hrader  Eisen- 
bahngesellschaft wird  eine  amtlich  vidimirte  Abschrift  dieses  Ueberein- 
kommens,  sowie  des  Protokolls  vom  12.  November  1873  und  der  ver- 
einbarten allgemeinen  Baubedingnisse  erfolgt. 

Wien,  am  8.  Juui  1874.  Prag,  am  3.  Juni  1874. 

Ausschl.  priv.  Buschtehrader  Eisen- 
Banhans  m.  p.  Pretis  m.  p.  bahn: 

Dr.  J.  Tragy  m.  p.    Gustav  Pilz  m.  p. 


13.  Protokoll, 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium  am  8.  Jänner  1876,  betreffend 
die  Fahr-  und  Frachtpreise  und  besonderen  Transporthestiinmungen  auf 
den  Linien  der  ausschl.  priv.  Buschtehrader  Eisenbahn. 

Gegenwärtige: 

Von  Seite  der  k.  k.  Regierung: 

C.  Ritter  v.  Pusswald,  k.  k.  Sectionschef. 

Dr.  Heinrich  v.  Wittek,  k.  k.  Sectionsrath, 

Ludwig  Wrba,  k.  k.  Ministerialsecretär  als  Protokollführer. 

Von    Seite    der    ausschl.    priv.    Buscht&hr  ader  Eisenbahn- 

gesellschaft: 

Generaldirector  Ritter  v.  Kr  es  8. 
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In  Ergänzung  des  Protokolles  vom  29.  September  1875  und  unter 
Aufhebung  der  in  diesem  Protokolle  Bub  4  bezüglich  der  Tarife  und 
sonstigen  Transportbestimmungen  getroffenen  Vereinbarungen  werden 
zwischen  den  unterzeichneten  Vertretern  der  k.  k.  Regierung  einerseits 
und  dem  bevollmächtigten  Abgeordneten  des  Verwaltungsrathes  der 
ausschl.  priv.  Buschtehrader  Bahn  anderseits  nachstehende  Bestimmungen 
getroffen. 

1.  Die  Buscbt&hrader  Eisenbahngesellschaft  verpflichtet  sich,  die 
Bestimmungen  sowie  die  Einheitssätze  des  Reformtarifes  (Gesetzentwurf, 
betreffend  die  Maximaltarife  für  den  Personen-  und  Sachentranspoit  auf 
den  Eisenbahnen)  auf  ihren  sämmtlichen  Linien  über  Verlangen  der 
Regierung  zur  Einführung  zu  bringen. 

Eine  Ausnahme  findet  statt:  für  Kohlen,  Coaks  und  Briquet- 
sendungen  aus  dem  Kladno-Buschtebrader  Kohlenreviere  nach  Kralup, 
Prag  (Sandthor),  Bubna  und  Prag  (Smichow),  für  welche  Sendungen 
sowohl  im  Local-  als  auch  im  Anschlussverkehre  zu  den  nach  den 
Einheitssätzen  des  Reformtarifes  und  nach  den  hier  nachfolgend  in 
Kilometern  ab  Alt-Kladno  angesetzten  Entfernungen  berechneten  Ge- 
bühren und  der  Manipulationsgebühr  von  40  kr.  per  Tonne  folgende 
Zuschläge  erhoben  werden: 

Insolange  das  Verfrachtungsquantum  an  Kuhle  aus  dem  Kohlen- 
revieie  (§  3  der  Concessionsurkunde  vom  11.  Jänner  1867,  B.  G.  Bl. 
Nr.  16)  in  einem  Jahre  weniger  beträgt  als  750.000  Tonnen 

für  Kralup     (21  Kilometer)    .    .    .    33  kr.  baten*.  Währ. 
„    Sandthor  (39         „      )    .    .    .    12  „ 
„    Bubna      (42         „      )    .    .    .    17  „ 
„    Smichow  (46  )    .    .    .      7  „ 

Banknoten  per  Tonne, 

sobald  dasselbe  in  einem  Jahre  750  000  Tonnen  (15,000.000  Zoll- 
centner  erreicht, 

für  Kralup     (21  Kilometer)    ...    25  kr.  österr.  Währ. 
„   Sandthor  (39         „      )    .    .    .      2    „        „  „ 
n   Bubna      (42  )    .    .    .      6    „  „ 

österr.  Währ.  Banknoten  per  Tonne, 

sobald  obiges  Verfrachtungsquantum  in  einem  Jahre  900.000  Tonnen 
(18,000.000  Zollzentner)  erreicht,  für  Kralup  (21  Kilometer)  17  kr. 
Banknoten  per  Tonne; 

hingegen  darf,  wenn  dieses  Quantum  in  einem  Jahre  750.000  Tonnen 
(15,000.000  Centner)  erreicht,  für  Prag  (Smichow)  nur  mehr  ein 
Gesammtsatz  inclusive  der  Manipulationf gebühr  von  1  fl.  51  kr.  österr. 
Währ.  Banknoten  per  Tonne;  —  und  wenn  dieses  Quantum  in  einem 
Jahre  bis  auf  die  flöhe  von  900.000  Tonnen  (18,000.000  Centner)  ge- 
stiegen sein  sollte,  nur  mehr  ein  Gesammtsatz  inclusive  der  Manipulations- 
gebühr für  Prag  (Sandthor)  von  1  fl.  30  kr.,  für  Bubna  und  Prag 
(Smichow)  von  1  fl.  40  kr.  österr.  Währ.  Banknoten  per  Tonne  be- 
rechnet werden. 
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Das  Auf*  und  Abladen  der  Sendungen  haben  die  Versender, 
refpective  Empfänger  zu  besorgen. 

2.  Ohne  alle  Rücksicht  auf  die  grössere  oder  kleinere  Entfernung 
der  einzelnen,  in  dem  im  §  3  der  Concessionsurkunde  vom  11.  Jänner  1867, 
R.  G.  Bl.  Nr.  16,  begrenzten  Kohlenreviere,  jetzt  schon  befindlichen 
oder  erst  künftighin  zu  eröffnenden  Koblenwerke  von  dem  Zuge  der 
Hauptbahn,  hat  für  die  Verfrachtung  der  Kohlen  aus  diesen  Werken 
bis  nach  Kralup  oder  nach  Prag  ein  durcbgehends  gleicher  Fracht- 
preis zu  bestehen,  mit  Ausnahme  der  Kohle  aus  dem  weiland  Kaiser 
Ferdinand'schen  Wotwowitzer  Kohlenwerke,  für  welche  der  Frachtpreis 
bis  Kralup  die  Hälfte  desjenigen  nicht  übersteigen  darf,  welcher  für 
die  Kohle  aus  den  Werken  des  Buschtehrader  Kohlenreviers  bis  Kralup 
jeweilig  bestehen  wird. 

3.  Durch  vorstehende  Bestimmungen  werden  die  einschlägigen  An- 
ordnungen der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  11.  Jänner  1867, 
R.  G.  Bl.  Nr.  16,  §§9  und  10  und  der  Allerhöchsten  Concessions- 
urkunde vom  1.  Juli  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  138,  §  8,  sowie  die  in  dem 
Erlasse  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  October  1868, 
Z.  14068/1914  (Eisenbahngesetzsammlung,  Band  II,  2,  Seite  1055) 
sub  1  festgestellten  Punctationen  modificirt  und  gleichzeitig  festgesetzt, 
dass  auf  den  Linien  der  Concessionsurkunde  vom  11.  Jänner  1867, 
welche  nicht  bereits  unter  die  Bestimmungen  der  Concessionsurkunde 
vom  1.  Juli  1868  fallen,  eine  Herabminderung  der  hier  normirten  Sätze 
auch  in  der  Folge  ohne  Zustimmung  der  ausschl.  priv.  Buschethrader 
Eisenbahn  nicht  eintreten  soll. 

Hierauf  wurde  das  vorstehende  Protokoll  verlesen  und  allseitig 
gefertigt. 

Wien,  am  8.  Jänuer  1876. 

Carl  Ritter  v.  Pusswald  m.  p.,  Für  die  ausschl.  priv.  Busohtßhrader 

k.  k.  Sectlonschef.  Eisenbahn: 

v.  Kress  m.  p. 

Dr.  Heinrich  v.  Wittek  m.  p.. 
k.  k.  Sectionsratb. 

Ludwig  Wrba  m.  p., 
k.  k.  MinUterialseeret&r,  aW  Protokollführer. 


14.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  27.  No- 
vember 1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  109, 

betreffend  die  Abänderung  einiger  coneessionsmässig'er  Tarifbcstinimungen 
der  aasschl.  priv.  Buschtöhrader  Eisenbahn. 

In  Abänderung  des  §  8  der  Concessionsurkunde  vom  1.  Juli  1868, 
K.  G.  Bl.  Nr.  138,  und  des  Punktes  1  der  protokollarischen  Erklärung 
der  Vertreter  der   ausschl.   priv.  BuschtSbrader  ßahn,    Punkt  1  des 

Handelsministerialerlasses  vom  15.  October  1868,  Z.  1  jj*  *  (Eisenbahn- 

gesetzsammlung,  Band  II,  2,  Seite  1055),  ferner  des  §  2  der  Con- 
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cessionsur  künden  vom  4.  August  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  103,  vom  12.  No- 
vember 1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1873  und  vom  30.  October  1873, 
R.  6.  B).  Nr.  43  ex  1874,  haben  auf  Grundlage  des  Gesetzes  vom 
15.  Juli  1877,  R  G.  Bl.  Nr.  64,  betreffend  die  Maximaltarife  für  die 
Personenbeförderung  auf  den  Eisenbahnen,  sowie  über  Allerhöchste  Er- 
mächtigung an  Stelle  der  einschlägigen  die  Personenbeförderung  be- 
treffenden Bestimmungen  vom  1.  Jänner  1878  ab  die  nachfolgenden 
Bestimmungen  zu  treten: 

1.  Als  Maximaltarif  für   den   Personentransport  wird  festgesetzt 
und  zwar: 

per  Person  und 
Kilometer: 

für  die     I.  Classe    ...     4*8  kr. 
„    „      II.       „       ...     3*6  „ 
»     n  n       ...     2*4  „ 

öett-rr.  Währ,  in  Silber. 

2.  Bei  Eilzügen  dürfen  diese  Tarifsätze  um  20  Percent  erhöht 
werden,  wenn  dieselben  nicht  bloss  Waggons  I.  Classe  führen  und  wo- 
fern die  durchschnittliche  Geschwindigkeit  dieser  Züge  (inclusive  der 
Aufenthalte  in  den  Stationen)  auf  jenen  Strecken,  wo  keine  Steigungen 
von  15  pro  mille  und  darüber  vorkommen,  mindestens  37  Kilometer, 
auf  Strecken  mit  Steigungen  von  15  pro  mille  und  darüber  mindestens 
24  Kilometer  per  Zeitstunde  beträgt. 

3.  Für  gemischte  Züge  sind  obige  Tarife  um  20  Percent  zu  er- 
miissigen.  Ausnahmen  hie  von,  die  nur  für  Strecken,  auf  welchen  lediglich 
gemischte  Züge  verkehren,  zulässig  sind,  bedürfen  der  ausdrücklichen 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

4.  Sollte  sich  das  Bedürfniss  nach  weitergehenden  Ermässigungen 
herausstellen  und  sollte  in  diesem  Falle  die  Gesellschaft  nicht  in  der 
Lage  sein,  entsprechende  Erleichterungen  in  der  III.  Wagenclasse  zu 
gewähren,  so  ist  dieselbe  gehalten,  Über  Aufforderung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums auf  den  von  demselben  bezeichneten  Strecken  eine 
IV.  Classe  (Stehwagen)  mit  dem  Tarifsatze  von  15  Kreuzer  österr. 
Währung  in  Silber  per  Person  und  Kilometer  einzuführen,  beziehungs- 
weise beizubehalten. 

5.  Auf  einer  und  derselben  Verkehrslinie,  in  derselben  Verkehrs- 
richtung und  unter  den  gleichen  Bedingungen  dürfen  die  Gesammttrans- 
portkosten  für  eine  näher  gelegene  Station  nicht  höher  sein,  als  für 
eine  entferntere. 

6.  Die  Peststellung  der  Tarifsätze  für  die  mit  dem  Personentrans- 
porte  im  Zusammenhange  stehende  Beförderung  von  Gepäck,  Fahrzeugen, 
lebenden  Thieren,  sowie  9ämmtlicher  Nebenbestimmungen  für  die  Be- 
förderung von  Personen  nach  einheitlichen  Grundsätzen  bleibt  nach  An- 
hörung der  Gesellschaft  dem  k.  k.  Handelsministerium  vorbehalten. 
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Für  jedes  ganze  Fahrbillet  wiid  ein  Freigewicht  von  25  Kilo- 
gramm   und  für  j*dea    halbe  Billet   ein   solches    von   12  Kilogramm 

fes-teesetzt. 

7.  Bei  der  Berechnung  der  Fahrpreise  für  den  Personentransport 
und  der  Gebühren  für  die  mit  dem  Personentransporte  im  Zusammen- 
hange stehende  Beförderung  von  Sachen,  kann  für  Strecken  mit 
Steigungsverhältnissen  von  15  pro  mille  und  darüber,  die  l72fache 
Länge  der  fraglichen  starken  Steigungen  und  Gefälle  zu  Grunde  gelegt 
werden. 

8.  Alle  neuen  Tarife  im  Personenverkehre,  sowie  jede  Aufhebung 
oder  Abänderung  der  schon  bestehenden  Tarife  hat  die  Gesellschaft 
mindestens  14  Tage  vor  dem  Inslebentreten  der  bezüglichen  Tarifmass- 
n ahmen  nach  den  Anordnungen  des  k.  k.  Handelsministeriums  öffentlich 
kund  zu  machen. 

9.  Die  Bestimmungen  für  die  Beförderung  von  Militärpersonen 
werden  durch  vorstehende  Feststellungen  nicht  berührt. 

Chlumecky  in.  p. 

15.  Concessionsurkunde  vom  17.  Mai  1882,  R.  0.  Bl.  Nr.  60, 

für  die  Locotuotire  isenbahn:  a)  You  Llbaii  nach  Bakow  mit  einer  Ab- 
zweigung von  DÖtenic  nach  Dobrowitz  und  b)  von  Krupa  naeh  Kolle- 

schowitz. 

Diese  den  Bauunternehmern  Johann  Muzika  und  Carl  Schnabel  ertheilte 
Concession  ging  bezüglich  der  bedeutenderen  Linie  LibAn-Bakow  an  die  priv. 
böhmischen  Commercialbahnen,  und  bezüglich  der  kleineren  Linie  Krupa- 
Kolleschowitz  laut  Kundmachung  des  Handelsministers  vom  25.  October  1882, 
R.  G.  Bl.  Nr.  155  (Doo.  16),  an  die  Buschtehrader  Bahn  über. 

Da  sonach  die  oben  bezeichnete  Concessionsurkunde  in  erster  Linie 
die  böhmischen  Commercialbahnen  betrifft,  und  überdies  mit  der  Concessions- 
urkunde für  diese  Bahnen  vom  9.  Mai  1881  in  mehrfachem  Zusammenhange 
steht,  so  wurde  dieselbe  nebst  den  dazu  gehörigen  Concessionsbedingnissen 
unter  die  Rechtsurkunden  der  priv.  böhmischen  Commercialbahnen 
eingereiht  und  erscheint  dort  abgedruckt. 

16.  Kundmachung  des  Handelsministers  vom  25.  October 

1882,  R.  G.  BL  Nr.  155, 

betreffend  die  Uebertragnng  der  Concession  für  die  Localbahn  Krupa- 
Kolleschowitz  an  die  Buschtöhrader  Eisenhahn. 

Die  zufolge  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  17.  Mai  1882, 
R.  G.  Bl.  Nr.  60,  den  Bauunternehmern  Johann  Muzika  &  Carl  Schnabel 
in  Prag  ertheilte  Conceßeion  für   eine   normalspurige  Localbahn  von 
Krupa  nach  Kolleschowitz    ist  auf  Grund  der  den  Concessionären  an 
lässlich    der   Concessionsertheilung    eingeräumten    Befugniss    mit  Gre- 
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nehmigung  des  Handelsministers  an  die  ausschl.  priv.  Buschtährader 
Eisenbahn  übertragen  worden. 

Pino  m.  p. 

Die  Eröffnung  der  Localbahn  Krupa-Kolleschowitz  fand  am  15.  Sep- 
tember 1883  statt. 


17.  Statuten 

der  ausschl.  priv.  Baschtehrader  Eisenbahn. 

I.  Abschnitt. 

Bildung,  Zweck,  Sitz,  Firma,  Dauer  und  Bekanntmachungen 

der  Gesellschaft. 

§  i. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Er- 
schliessung vom  21.  December  1852  dem  Fürsten  Karl  Egon  zu 
Fürstenberg  die  vorläufige  Bewilligung  zur  Bildung  einer  Actien- 
gesellschaft  und  zu  den  Vorarbeiten  für  die  Fortsetzung  der  bestandenen 
Pferdebahn  in  der  Richtung  von  Wejhybka  nach  dem  Buschtährader 
Kohlenreviere,  sowie  die  Anlage  einer  Locomotivbahn  in  der  Richtung 
von  dem  Buschtehrader  Kohlenreviere  nach  Kralup  mit  Einschluss  der 
Zweigbahn  nach  den  Kohlengruben  zu  ertheilen  geruht. 

Infolge  dessen  hat  sich  eine  Actiengesellschaft  gebildet,  welcher 
das  Privilegium  vom  30.  Juli  1827  und  die  Allerhöchste  Concession 
vom  20.  November  1855  tibertragen  und  bis  jetzt  die  Allerhöchsten 
Concessionen  vom  11.  Jänner  1867,  1.  Juli  1868,  4.  August  1871, 
12.  November  1872  und  30.  October  1873  verliehen  worden  sind, 
welche  die  Steinkohlenwerke  Buschtährad-Rapitz  käuflich  erworben  hat 
und  die  an  nachstehende  in  der  Generalversammlung  vom  19.  December 
1868,  31.  Mai  1875,  81.  Mai  1876,  31.  Mai  1880  und  25.  Mai  1882 
abgeänderte  Statuten  und,  soweit  dieselben  keine  Bestimmungen  ent- 
halten, an  die  Vorschriften  des  II.  Buches,  Titel  III,  des  allgemeinen 
Handelsgesetzbuches  vom  17.  December  1862  gebunden  ist 

§  2. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist  der  Betrieb  der  auf  Grund  der 
Allerhöchsten  Concession  vom  30.  Juli  1827,  vom  20.  November  1855 
und  vom  11.  Jänner  1867  bereits  hergestellten  Eisenbahnen,  oowie  der 
Bau  und  Betrieb  der  durch  die  Allerhöchsten  Concessionen  vom  1.  Juli 
1868,  4.  August  1871,  12.  November  1872  und  30.  October  1873 
bewilligten  Böhmischen  Nordwestbahn,  demnach: 

a)  der  Betrieb  der  Locomotiveisenbahn  von  Prag  nach  Wejhybka, 
von  Wejhybka  nach  Kralup  mit  der  Zweigbahn  von  Duby  nach 
Kladno;    der  Pferdeeisenbahn   von   Lana  nach  Pinie   und  der 
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Locomotiveisenbabn  von  Wejhvbka  uaeh  Priesen  mit  Einschluss 
der  bestehenden  Flügelbahnen  und  der  Flügelbahnen  in  das  Ra- 
konitzer  Kohlenrevier  und  von  Hostiwitz  nach  Smichow ; 

Die  vorstehenden  Linien  pflegt  man  zusammen  als  „Unternehmen  lit.  A" 
su  bezeichnen. 

b)  der  Bau  und  Betrieb  der  von  Priesen  abzweigenden  Eisenbahnen 
einestheils  über  Kommotaa  nach  Weipett-Landesgrenze,  andern- 
theils  über  Carlsbad  nach  Eger  und  Franzensbad  mit  den  Zweig- 
bahnen von  Komm u tau  nach  Brunnersdorf,  von  Krima  an  die 
böhmisch-sächische  Grenze  bei  Raizenhaio  und  von  Falkenau 
bis  an  die  böhmisch-sächsische  Grenze  bei  Graslitz; 

Die  vorstehenden  Linien  pflegt  man  zusammen  als  „Unternehmen  lit.  2?"  zu 
bezeichnen. 

c)  der  Bau  und  Betrieb  von  Zweigbahnen  zu  den  Kohlen  werken  und 
anderen  Etablissements ; 

d)  der  Bau  und  Betrieb  jener  Eisenbahnen,  für  welche    der  Gesell- 
schaft die  Concession  verliehen  werden  wird; 

e)  der  Betrieb  der  der  Gesellschaft  gehörigen  Kohlenwerke. 

§  3. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Prag. 


Die  protokollirte  Firma  der  Gesellschaft  ist:  „  Abschliessend  priv. 
Buschtöhrader  Eisenbahn."  Zu  deren  Zeichnung  ist  die  Unterschrift  von 
zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  erforderlich. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablaufe  der  in  der  Allerhöchsten 
Eisenbahnconcession  vom  1.  Juli  1868  festgesetzten  Dauer  von 
90  Jahren,  wenn  nicht  die  Generalversammlung  die  Auflösung  der 
Gesellschaft  in  Gemässheit  dieser  Statuten  früher  beschliesst. 


§  6- 

Die  Gesellschaft  veröffentlicht  ihre  Bekanntmachungen  durch 
dreimalige  Einschaltung   in  die  offizielle  Prager   und  Wiener  Zeitung. 

Durch  diese  Einschaltung  gelten  die  Bekanntmachungen  als  gehörig 
erlassen  und  begründen  den  Eintritt  der  nach  diesen  Statuten  oder 
dem  Gesetze  mit  den  Aufforderungen  verbundenen  Rechtswirkungen. 

Fristen  werden  von  dem  auf  den  Tag  der  ersten  Einschaltung  in 
die  „Prager  Zeitung"  nächstfolgenden  Tage  an  berechnet. 
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II.  Abschnitt. 
Gesellschaftscapital  und  Actien. 
§  7. 

Das  Gesellschaftscapital  betragt  28,640.000  fl.  österr.  Währ., 
bestehend  aas  21.600  Stück  auf  Namen  lautenden  Actien  ä  500  fl. 
Conventionsmünze  oder  526  fl.  österr.  Währ.  I.  Serie  (lit.  Ä)  und  aas 
86.500  Stück  auf  Ueberbringer  lautenden  Actien  ä  200  fl.  österr.  Währ. 
II.  Serie  (lit.  B). 

§  8. 

Die  Einzahlung  der  Actienbeträge  wird  vom  Verwaltungsrathe 
der  Gesellschaft  durch  öffentliche  Ankündigung  in  den  Zeitungen, 
deren  sich  die  Gesellschaft  zu  ihren  Veröffentlichungen  bedient  (§  6), 
eingefordert. 

Zwischen  der  dritten  Ankündigung  und  dem  Einzahlungstermine 
muBB  eine  Frist  von  mindestens  vier  Wochen  liegen. 

Die  Einzahlung  ist  an  die  gesellschaftliche  oder  die  vom  Ver- 
waltungsrathe  hiezu  bestimmten  Caasen  zu  leisten.  Nach  Einzahlung 
von  30  Procent  werden  Interimsscheine,  auf  die  Person  des  Zeichners 
lautend,  ausgestellt,  welche  nach  erfolgter  Volleinzahlung  gegen  Hin- 
ausgabe von  Actien  eingezogen  werden. 

§  9. 

Ist  die  Aufforderung  zur  Einzahlung  ordnungsgemäss  ergangen 
und  erfolgt  in  der  festgesetzten  Zeit  die  Zahlung  nicht,  so  sind  die 
säumigen  Actionäre  nochmals  zur  nachträglichen  Leistung  derselben 
und  zur  Entrichtung  der  mit  jährlichen  6  Procent  zu  berechnenden 
Verzugszinsen  unter  der  Verwahrung  aufzufordern,  dsss  ßie  im  Unter- 
lassungsfälle ihrer  Hechte  aus  der  Zeichnung  der  Actien  und  ihrer 
geleisteten  Theilzahlung  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  für  verlustig 
erklärt  werden  würden. 

§  10. 

Die  Actien  jeder  Serie  sind  nach  den  beigefügten  Formularien 
unter  fortlaufenden  Nummern  ausgefertigt,  mit  dem  trockenen  Stempel 
der  Gesellschaft  und  den  nach  §  4  erforderlichen  Unterschriften,  sowie 
mit  Talon  und  Dividendencoupons  versehen. 

§  IL 

Die  Actien  sind  untheilbar. 

Die  Gesellschaft  erkennt  für  jede  Actio  nur  einen  Eigenthümer 
an;  mehrere  Theilnebmer  an  einer  Actie  müssen  daher  ihre  gemein- 
samen Rechte  durch  eine  Person  wahrnehmen  lassen. 

Dl«  HtehUnrkcnden  der  o»t«rr.  Eisenbahnen  II.  35 
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§  12. 

Jedem  Eigen thümer  einer  auf  den  Namen  lautenden  Actie  steht 
es  frei,  selbe  auf  den  Ueberbringer  lautend,  und  dem  Eigenthümer 
einer  auf  den  Ueberbringer  lautenden  Actie,  selbe  auf  bestimmte  Namen 
gegen  Vergütung  der  von  der  Gesellschaft  festzusetzenden  Gebühren 
umschreiben  zu  lassen.  Das  Eigenthum  der  auf  bestimmte  Namen 
lautenden  Actien  kann  durch  ein  auf  der  Actie  ersichtliches  Indossement 
oder  durch  eine  selbständige  Urkunde  übertragen  werden.  Zur  Ueber- 
tragung  des  Eigenthumes  der  auf  den  Ueberbringer  lautenden  Actien 
ist  eine  Beurkundung  der  Uebertragung  nicht  erforderlich. 

Zur  Prüfung  der  Echtheit  des  Indossements  oder  der  sonstigen 
Uebertragungsurkunde  ist  die  Gesellschaft  nicht  verpflichtet  und  haftet 
daher  nicht  für  dieselbe. 

§  13. 

Jeder  Actionär  kann  seine  Actien  gegen  Entrichtung  der  hiefür 
von  der  Gesellschaft  bestimmten  Gebühr  bei  der  Cassa  der  Gesellschaft 
hinterlegen  und  dagegen  einen  auf  seinen  Namen  lautenden  Erlags- 
schein  erheben. 

§  14. 

In  Verlust  gerathene  Actien  und  Coupons  müssen  bei  dem  com- 
petenten  Gerichte  amortisirt  werden,  um  neue  dagegen  erhalten  zu 
können. 

Bezüglich  der  Amortisirung  gelten  die  für  die  Staatspapiere 
bestehenden  Vorschriften. 

§  15. 

Der  Besitz  einer  Actie  bedingt  die  Unterwerfung  unter  die 
Statuten  der  Gesellschaft. 

§  16. 

Die  Actionfire  haften  bloss  bis  zum  Nominalbetrage  ihrer  Actien. 
Gegenüber  dritten  Personen  haftet  die  Gesellschaft  für  alle  ihre  Ver- 
bindlichkeiten mit  ihrem  ganzen  Vermögen. 

§  17. 

Die  Besitzer  der  bisher  emittirten  und  künftig  etwa  noch  zu 
emittirenden  Actien  I.  Serie  (lit.  Ä)  a  500  fl.  Conventionsmünze  oder 
525  fl.  Österr.  Währ,  haben  das  ausschliessliche  Recht  auf  den  verhält- 
nissmässigen  Antheil  an  dem  bisherigen  und  künftig  zu  erwerbenden 
Vermögen  des  im  §  2,  Absatz  a  bezeichneten  lit.  A  Unternehmens,  so- 
wie an  den  Erträgnissen  der  das  Netz  des  lit.  A  Unternehmens  um- 
fassenden Locomotiveisenbahnlinien  von  Prag  (Bubna)  über  Wejhybka, 
Luina,  Lischan,  Saaz  nach  Priesen  nebst  den  Zweigbahnen  von  Smichow 
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nach  Hostiwitz,  von  Wejhybka  über  Duby  nach  Kralup,  von  Duby 
nach  Kladno,  von  LuSna  nach  Rakonitz  und  der  an  diesen  Linien 
liegenden,  zu  den  einzelnen  Kohlenwerken  nnd  industriellen  Etablisse- 
ments führenden  Flügelbahnen,  sowie  der  Pferdeeisenbahnstrecke  von 
Lana  nach  Pinie. 

Der  Gesammtheit  der  Besitzer  der  Actien  I.  Serie  (lit.  Ä),  somit 
dem  Unternehmen  lit.  A  steht  ferner  gemeinschaftlich  mit  der  Gesammt- 
heit der  Besitzer  der  Actien  II.  Serie  (lit.  B)>  somit  mit  dem  Unter- 
nehmen lit.  B  das  Eigenthnm  zu  gleichen  Theilen  an  den  Steinkohlen- 
werken  Buschtährad-Rapitz  zn,  demnach  dem  lit.  A  Unternehmen  das 
Recht  auf  die  Hälfte  der  Erträgnisse  dieser  Steinkoblenwerke  zukommt. 

§  18. 

Die  Besitzer  der  bisher  emittirten  und  künftig  etwa  noch  zu 
emittirenden  Actien  II.  Serie  (lit.  B)  a  200  fl.  österr.  Währ,  haben  das 
ausschli  essen  de  Recht  auf  den  verhältnissmässigen  Antheil  an  dem  Er- 
trägnisse der  das  Netz  des  lit.  B  Unternehmens  bildenden  Eisenbahn- 
Strecken  von  Priesen  einestheils  über  Kommotau  an  die  böhmisch- 
eächsische  Grenze  bei  Weipert,  anderntheils  über  Carlsbad  nach  Bger 
nnd  Franzensbad,  dann  der  Zweigbahnen  von  Kommotau  nach  Brunners- 
dorf, von  Krima  an  die  böhmisch-sächsische  Grenze  bei  Raizenhain 
und  von  Falkenau  an  die  böhmisch-sächsische  Grenze  bei  Graslitz  und 
der  an  diesen  Linien  gelegenen  zu  Kohlenwerken  und  anderen  in- 
dustriellen Etablissements  führenden  Fltigelbahnen,  sowie  an  dem  Ver- 
mögen des  lit.  B  Unternehmens. 

Der  Gesammtheit  der  Besitzer  der  Actien  II.  Serie  (lit.  £),  somit 
mit  dem  Unternehmen  lit.  B  steht  ferner  gemeinschaftlich  mit  der  Ge- 
sammtheit der  Besitzer  der  Actien  I.  Serie  (lit.  A)  somit  mit  dem 
Unternehmen  lit.  A  das  Eigenthum  zu  gleichen  Theilen  an  den  Stein- 
kohlenwerken Buscht öhrad- Räpitz  zu,  demnach  dem  lit.  B  Unternehmen 
das  Recht  auf  die  Hälfte  der  Erträgnisse  dieser  Steinkohlenwerke  zu- 
kommt. 

III.  Abschnitt. 
Organisation  der  Gesellschaft. 

§  19. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten: 
o)  Durch  die  Generalversammlung; 
bj       „      den  Verwaltungsrath; 

c)  „      die  Direction; 

d)  n      den  Revisionsausschuss. 

§  20. 

Die  ordnungsmässig   gebildete   Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre. 
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An  derselben  können  nur  jene  Actionäre  theilnehmen,  welche 
wenigstens  5  Stück  volleingezahlte  Actien  I.  Serie  a  525  fl.  österr. 
Währ.  (lit.  A)  oder  wenigstens  20  Stück  volleingezahlte  Actien  II.  Serie 
a  200  fl.  österr.  Währ.  (lit.  B)  besitzen. 

Zur  Feststellung  der  Stimmberechtigung  eines  Actionärs  findet 
eine  Zusammenzahlung  der  von  ihm  besessenen  Actien  lit.  A  und  lit.  B 
nicht  statt. 

Die  stimmfähigen  Actionäre  können  bei  der  Generalversammlung 
persönlich  erscheinen  oder  auch  durch  solche  Bevollmächtigte  vertreten 
werden,  welche  selbst  stimmfähige  Mitglieder  der  Generalversammlung 
sind.  Von  letzterer  Bestimmung  sind  die  gesetzlichen  oder  Statuten- 
mässigen  Vertreter  von  Minderjährigen,  von  Pflegebefohlenen,  von 
Frauen,  von  Gemeinden,  von  protokollirten  und  behördlich  genehmigten 
Gesellschaften  ausgenommen. 

Die  Form  der  Vollmacht  wird  vom  Verwaltungsrathe  bestimmt. 

§  21. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  einmal  im  Jahre  und 
zwar  spätestens  im  Monate  Mai  in  Prag  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  können  so  oft  stattfinden, 
als  es  der  Verwaltungsrath  für  erforderlich  erachtet,  und  sind  auch  dann 
einzuberufen,  wenn  ein  Actionär  oder  eine  Anzahl  von  Actionären, 
deren  Actien  den  zehnten  Theil  des  Actiencapitales  repräsentiren  und 
von  ihnen  nach  §  23  deponirt  werden,  darauf  beim  Verwaltungsrathe 
unter  Angabe  des  Zweckes  und  der  Gründe  antragen. 

§  22- 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  vom  Ver- 
waltungsrathe durch  öffentliche  Kundmachung  (§  6)  und  hat  mindestens 
vier  Wochen  vor  dem  zur  Abhaltung  der  Versammlung  anberaumten 
Tage  zu  geschehen  und  die  Gegenstände  der  Verhandlung  bekannt 
zu  geben. 

§  23. 

Die  Actionäre  müssen,  um  der  Generalversammlung  beiwohnen  zn 
dürfen,  spätestens  acht  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben  ihre 
Actien,  auf  deren  Grund  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben  wollen  und,  im 
Falle  sie  dieselben  bei  einer  Behörde,  Institute  oder  öffentlichen  Ge- 
sellschaft deponirt  hätten,  die  ihren  Besitz  glaubwürdig  nachweisenden 
Depositenscheine  am  Sitze  der  Gesellschaft .  oder  bei  den  vom  Ver- 
waltungsrathe hiezu  bestellten  Agenturen  hinterlegen  und  erhalten  da- 
gegen eine  auf  den  Namen  lautende  Legitimationskarte,  welche  die 
Zahl  der  hinterlegten  oder  ausgewiesenen  Actien  und  die  darnach  auf 
dieselben  entfallende  Stimmenzahl  ausweist  und  für  die  bezeichnete 
Person  oder  für  deren  gehörig  Bevollmächtigten  gilt. 
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§  24. 

Je  fünf  Actien  a  525  fl.  österr.  Währ,  (lit  A),  sowie  auch  je 
20  Actien  ä  200  fl.  österr.  Währ.  (Lit.  B)  geben  das  Recht  auf  eine 
Stimme. 

Kein  Actionär  kann  jedoch  im  eigenen  Namen  und  als  Bevoll- 
mächtigter mehr  als  50  Stimmen  in  sich  vereinigen. 

§  25. 

Jedem  als  stimmberechtigt  ausgewiesenen  Actionär  wird  der 
JabresrechnuDgsabscbluss  und  die  Bilanz  wenigstens  acht  Tage,  sowie 
ein  Verzeichnise  der  zur  betreffenden  Generalversammlung  legitimirten 
Actionäre  wenigstens  vier  Tage  vor  der  ordentlichen  Generalver- 
sammlung auf  Verlangen  eingehändigt.  Der  Jahresrechnungsabschluss 
und  die  Bilanz  werden  übrigens  wenigstens  acht  Tage  vor  der  ordent- 
lichen Generalversammlung  zur  Einsicht  für  sämmtliche  Actionäre  im 
Geschäftslocale  der  Gesellschaft  aufgelegt  werden. 

§  26. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  20  Actionäre 
anwesend  sind,  welche  mindestens  den  zehnten  Theil  der  volleinge- 
zablten  Actien  lit.  A  und,  sobald  die  Actien  lit.  B  ausgegeben  sind, 
auch  den  zehnten  Theil  der  volleingezahlten  Actien  lit.  B  vertreten. 

Nur  wenn  es  sich  um  Aenderung  der  Statuten  oder  Veräusserung 
der  Bahn  oder  Gleichstellung  der  Actien  I.  und  II.  Serie  (lit.  A  und  B) 
oder  Auflösung  der  Gesellschaft  handelt  (§  31  kt  hf  i,  l),  ist  im  ersten 
Falle  die  Vertretung  von  einem  Fünftheil,  in  den  drei  letzten  Fällen 
von  der  Hälfte  der  im  Umlaufe  befindlichen  Actien  jeder  Serie  er- 
forderlich. Ist  die  Generalversammlung  nicht  beschluesfähig,  so  wird 
eine  neuerliche  Versammlung  unter  Angabe  des  Grundes  und  wört- 
licher Anführung  der  Bestimmung  dieses  Paragraphes,  jedoch  unter 
Feststellung  einer  nur  vierzehntägigen  Frist,  einberufen,  in  welcher 
ohne  Kücksicht  auf  die  Zahl  der  erschienenen  Actionäre  und  der  ver- 
tretenen Actien,  jedoch  nur  über  solche  Gegenstände  Beschlüsse  gefasst 
werden  können,  welche  bereits  zur  Tagesordnung  der  vertagten  Ver- 
sammlung gehörten. 

§  27. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter  und  bei  deren  Verhinderung 
ein  anderes  von  dem  Verwaltungsrathe  zu  wählendes  Mitglied  desselben. 
Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden  Gegen- 
stände, ernennt  den  Schriftführer  und  die  Stimmzähler,  eröffnet  und 
ßchliesst  die  Verhandlungen,  veranlasst  die  Abstimmung  und  bestimmt 
die  Art  derselben. 
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§  28. 

Dio  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absolater 
Stimmenmehrheit. 

Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Alle  Wahlen  erfolgen  mit  Stimmzettel  durch  absolute  Mehrheit. 

Kommt  beim  ersten  Wahlgange  eine  absolute  Majorität  nicht  zu 
Stande,  so  tritt  die  engere  Wahl  zwischen  den  zwei,  welche  die 
meisten,  oder  denjenigen,  welche  die  gleichmeisten  Stimmen  erhalten 
haben,  ein. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

§  29. 

Die  Generalversammlung  ist  berechtigt,  innerhalb  der  Grenzen 
der  Concessionen  und  der  Statuten  über  alle  Belange  der  Gesellschaft 
zu  berathen  und  zu  beschliessen,  und  hat  sich  jeder  Actionär  ihren 
innerhalb  dieser  Schranken  gefassten  Beschlüssen  zu  fügen. 

§  30. 

In  der  Generalversammlung  darf  nur  über  jene  Gegenstände  ver- 
handelt und  Beschluss  gefasst  werden,  welche  in  dem  bekanntgemachten  Pro- 
gramme bezeichnet  sind.  Hievon  ist  jedoch  der  in  der  Generalversammlung 
gestellte  und  von  wenigstens  fünf  stimmfähigen  Actionären  unterstützte 
Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  aas- 
genommen. 

Jedem  stimmberechtigten  Actionär  steht  zwar  das  Recht  zu,  Anträge 
über  Gegenstände  zu  stellen,  welche  in  dem  Programme  nicht  bezeichnet 
waren;  ein  solcher  Antrag  kann  jedoch,  wenn  er  von  wenigstens  fünf 
stimmfähigen  Actionären  unterstützt  wird,  nur  zur  Verhandlung  ohne 
Beschlussfassung  gelangen. 

Darüber,  ob  er  in  diese  Verhandlung  zu  nehmen  sei,  hat  Vorerst 
die  Versammlung  zu  entscheiden. 

§  31. 

Der  Verhandlung  und  SchluBsfassung  der  Generalversammlung  sind 
folgende  Gegenstände  vorbehalten: 

a)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  der  Rechnungs- 
revisoren ; 

b)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnungen; 

c)  die  Bestimmung  der  Höhe  der  für  das  abgelaufene  Betriebsjahr 
zu  vertheilenden  Dividenden  und  der  Quoten  für  den  Tilgungs-, 
Reserve-,  Erneuerungs-  und  Pensionsfond; 
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d)  die  Ertheilung  besonderer  Vollmachten  an  den  Verwaltungsrath  in 
Fällen,  welche  in  den  Statuten  nicht  vorgesehen  sind ; 

e)  die  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitals  und  Aufnahme  von  Au- 
lehen ; 

f)  die  Errichtung  von  Zweig-  und  Flügelbahnen ; 

g)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

h)  die  Veränderung  der  Eisenbahn  ganz  oder  theilweise; 

i)  die  vollständige  Gleichstellung  der  Rechte  und  Pflichten  der  Be- 
sitzer der  Actien  I.  Serie  (lit.  A)  und  jener  der  II.  Serie  (lit  B)f 
Eowie  auch  die  Modalitäten  der  Durchführung  derselben  und  somit 
die  Vereinigung  der  Eisenbahnstrecke  Eger- Franzensbad -Carlsbad- 
Priesen-Kommotau-sfichsische  Grenze  mit  den  übrigen  Eisenbahn- 
linien der  Gesellschaft  zu  einem  ungesonderten  Unternehmen; 

k)  die  Abänderung  der  Statuten; 

l)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  concessionirten 
Dauer  derselben. 

Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  Über  die  unter  h,  it  &,  l  bezeichneten 
Gegenstände  ist  eine  getrennte  Abstimmung  der  anwesenden  stimm- 
berechtigten Besitzer  der  Actien  I.  Serie  (lit.  A)  und  der  Besitzer  II.  Serie 
(lit.  B)  und  die  Zustimmung  von  drei  Fünftel  der  vertretenen  Stimmen 
in  jeder  Abtheilung  erforderlich.  Zu  den  Beschlüssen  über  die  unter 
e,  /,  ä,  *,  kf  l  bezeichneten  Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung einzuholen. 

§  32. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Genereralversammliing  wird 
ein  Protokoll  geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  zwei  Mitglie- 
dern der  Generalversammlung  und  dem  Schriftführer  zu  unter- 
zeichnen ist. 

Der  Urschrift  des  Protokolls  wird  das  Verzeichniss  der  stimm- 
berechtigten Mitglieder  der  Generalversammlung  mit  Angabe  der 
von  jedem  vertretenen  Actienzahl  und  der  Vollmachten  beigefügt. 

Die  Abschriften  und  Auszüge  der  Protokolle  sind  von  dem 
Vorsitzenden  und  einem  Mitglied e  des  Verwaltungsrathes  zu  be- 
glaubigen. 

Die  in  dem  Protokolle  der  Generalversammlung  verzeichneten 
Beschlüsse,  mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungs- 
organe gut  geheissen  oder  gerechtfertigt  werden,  haben  den  letzteren  als 
Absolutorium  zu  dienen. 

Der  Abschluss  der  Jahresrechnung,  der  Geschäftsbericht  und  ein 
Protokollsauszug  der  Generalversammlung  werden  durch  den  Druck 
bekannt  gemacht. 
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IV.  Abschnitt. 
Verwaltungsrath. 

§  33. 

Die  Oberleitung  der  Gesellschaft,  sowie  die  Vertretung  derselben 
in  allen  Beziehungen  ist  einem  aus  acht  bis  zehn  Mitgliedern  bestehenden 
Verwaltungsrath e  anvertraut,  wovon  wenigstens  sechs  Mitglieder  öster- 
reichische Staatsangehörige  sein  müssen. 

§  34. 

Seine  Durchlaucht  Max  Egon  Fürst  zu  Fürstenberg  und  nach 
dessen  Ableben  sein  jeweiliger  Nachfolger  im  Besitze  der  fürstlichen 
Fideicommissherrschaften  in  Böhmen  ist,  insolange  derselbe  wenigstens 
100  Actien  I.  Serie  (lit.  A)  behält,  ständiges  Mitglied  des  Verwaltungs- 
rathes. 

Demselben  steht  es  frei,  auch  durch  einen  Bevollmächtigten  zu 
fungiren. 

Die  übrigen  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der 
Generalversammlung  aus  den  Actionären  gewählt.  —  Ihre  Wahl  wird 
durch  die  im  §  6  bezeichneten  öffentlichen  Blätter  kundgemacht. 

Die  bei  den  alljährlich  stattzufindenden  Wahlen  an  Stelle  der 
jährlich  austretenden  Mitglieder  gewählten  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes werden  auf  eine  vierjährige  Function sdauer  gewählt. 

§  35. 

Beamte  der  Gesellschaft,  Personen,  welche  nicht  dispositionsfähig 
sind,  alle,  die  in  Concnrs  verfallen  oder  sich  dem  Ä.usgleichverfahren 
unterworfen  oder  ihre  Zahlungen  eingestellt  und  ihre  Gläubiger  nicht 
vollständig  befriedigt  haben;  ferner  alle,  welche  wegen  eines  gemeinen 
Verbrechens  oder  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  Vergehens 
oder  Uebertretung  rechtskräftig  verurtheilt  worden  sind,  können  nicht 
zu  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  gewählt  werden  und  verlieren 
diese  Mitgliedschaft,  falls  während  derselben  eines  jener  Verhältnisse 
eintritt. 

Davon  abgesehen  kann  der  Verwaltungsrath  ein  gewähltes  Mitglied 
seiner  Function  provisorisch  entheben,  wenn  dasselbe  in  ein  mit  seiner 
Stelle  collidirendes  Verhältniss  tritt  oder  sich  absichtlich  einer 
wesentlichen  Verletzung  der  Interessen  der  Gesellschaft  schuldig  macht. 

In  diesem  Falle  hat  der  Verwaltungsrath  hierüber  der  nächsten 
Generalversammlung  Bericht  zu  erstatten,  welche  über  die  definitive 
Enthebung  dieses  Mitgliedes  zu  entscheiden  hat. 

Zur  Giltigkeit  eines  derartigen  Beschlusses  des  Verwaltungsrathes 
ist  erforderlich,  dass  in  der  betreffenden  Sitzung,  wenn  der  Verwaltungs- 
rath aus  zehn  oder  neun  Mitgliedern  besteht,  mindestens  sieben,  und 
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wenn  der  Verwaltungsrath  aus  acht  Mitgliedern  besteht,  mindestens  sechs 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  ohne  den  zu  Enthebenden  anwesend 
sind,  und  im  ersten  Falle  mindestens  fünf,  im  zweiten  Falle  mindestens 
vier  der  abgegebenen  Stimmen  sich  dafür  ausgesprochen  haben. 

§  36. 

Von  den  gewählten  Mitgliedern  des  Verwaltungsrath  es  treten  all- 
jährlich diejenigen,  deren  Functionsdauer  abgelaufen  ist,  aus.  Jeder  Aus- 
tretende kann  wieder  gewählt  werden. 

§  37. 

Scheidet  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  während  seiner  Func- 
tionsdauer aus,  und  wird  von  der  Generalversammlung  an  dessen  Stelle 
ein  Mitglied  gewählt,  so  erfolgt  die  Wahl  des  letzteren  für  die  restliche 
Functionsdauer  seines  Vorgängers. 

§  38. 

Der  Verwaltungsrath  erwählt  jährlich  ans  seiner  Mitte  einen 
Präsidenten  und  einen  Vicepräsidenten.  Jeder  derselben  ist  wieder 
wählbar. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  heider  Präsidenten  betraut  der 
Verwaltungsrath  eines  seiner  Mitglieder  mit  dem  Amte  des  Vor- 
sitzenden. 

§  39. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  Ersatz  für  Reise- 
kosten und  für  andere  durch  ihre  Functionen  veranlassten  Auslagen, 
sowie  einen  Antheil  am  jährlichen  Reingewinne  (§  50). 

§  40. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Prag  oder  in  einem  an 
der  Bahn  gelegenen  Orte  auf  Einladung  des  Präsidenten,  so  oft  das 
Interesse  der  Gesellschaft  es  erfordert,  oder  drei  Verwaltungsräthe  es  be- 
antragen, zum  wenigsten  einmal  im  Monat. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst,  bei 
Gleichheit  der  Stimmen  gilt  jene  Meinung  als  Beschluss,  für  welche  der 
Vorsitzende  gestimmt  hat. 

Kommen  persönliche  Angelegenheiten  eines  Mitgliedes  zur  Ver- 
handlung, so  ist  dasselbe  davon  ausgeschlossen. 

Zur  Giltigkeit  der  Verhandlungen  ist,  wenn  der  Verwaltungsrath 
aus  zehn  oder  neun  Mitgliedern  besteht,  die  Anwesenheit  von  fünf, 
und  wenn  der  Verwaltungsrath  aus  acht  Mitgliedern  besteht,  die  An- 
wesenheit von  vier  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  erforderlich. 
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§  41. 

Eine  Stellvertretung  im  Verwaltungsrathe  ist,  den  Fall  des  §  34 
ausgenommen,  nicht  zulässig. 

§  42. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  der  Vorsitzende  und  wenigstens  zwei  anwesende 
Mitglieder  unterfertigen;  Abschriften  oder  Auszüge  aus  dem  Protokolle 
müssen,  um  Beweiskraft  zu  haben,  von  dem  Präsidenten  oder  dessen 
Stellvertreter  und  von  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  unter- 
fertigt sein. 

§  43. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne 
der  Artikel  227  bis  241  des  Handelsgesetzbuches.  Er  repräsentirt  sie  nach 
aussen  und  fasst  im  Namen  derselben  bindende  Beschlüsse  in  allen 
Angelegenheiten,  welche  nicht  der  Generalversammlung  ausdrücklich  vor- 
behalten sind. 

§  44. 

Der  Verwaltungsrath  bringt  seine  Beschlüsse  durch  seine  eigenen 
Mitglieder  oder  durch  bestellte  Beamte  und  Hilfspersonen  in  Ausführung. 
Er  ist  berechtigt,  die  ihm  zugewiesenen  Geschäfte  innerhalb  bestimmter 
Grenzen,  für  einzelne  Fälle  durch  besondere  Vollmacht,  auf  einzelne 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  oder  der  Generaldirection  zu  übertragen. 

Alle  Verlautbarungen  an  die  Actionäre  haben  vom  Verwaltungs- 
rathe in  der  im  §  6  vorgeschriebenen  Weise  auszugehen. 

V.  Abschnitt. 
Generaldirection. 

§  45. 

Zur  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  und  zur 
speciellen  Führung  der  Geschäfte  ernennt  der  Verwaltungsrath  eine 
Generaldirection.  Dieselbe  ist  auf  die  ihr  von  dem  Verwaltungsrathe 
zugewiesenen  Befugnisse  beschränkt  und  an  die  von  ihm  zu  empfangenden 
Instructionen  gebunden. 

VI.  Abschnitt. 
Revislonsausschuss. 

§  46. 

Behufs  Prüfung  und  Adjustirung  der  gesellschaftlichen  Rechnungen 
und  der  Bilanz  für  das  abgelaufene  Jahr  wählt  die  jeweilige  ordentliche 
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Generalversammlung  aus  den  stimmberechtigten  Actionären,  mit  Aus- 
nahme der  Mitglieder  des  Vtrwaltungsrathes  und  der  durch  §  35  von 
der  Wahl  zu  Verwaltungsrathen  ausgeschlossenen  Personen,  den  aus 
drei  Mitgliedern  und  zwei  Ersatzmännern  bestehenden  Revisionsaue- 
schuss. 

§  47. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlosseneu 
Jahresrechnungen  und  der  Bilanz  zu  prüfen,  über  vorkommende  An- 
stände und  Bedenken  von  den  Rechnungslegern  im  kürzesten  Wege 
mündliche  oder  schriftliche  Aufklärungen  und  Erläuterungen  abzuver- 
langen und  den  Schlussbefund  der  nächsten  Generalversammlung  vor- 
zulegen. 

VII.  Abschnitt. 
Erträgnisse. 

§  48. 

Sobald  die  Baurechnung  für  die  Fortsetzungsstrecke  bis  Priesen 
mit  deren  Zweigbahnen  in  das  Rakonitzer  Kohlenrevier  und  nach 
Smichow,  und  ebenso  die  Baurechnung  für  die  Bahnstrecke  Eger-Franzens- 
bad- Carlsbad- Priesen -sächsische  Grenze  abgeschlorsen  ist,  wird  das 
Capital  für  jede  der  Bahnstrecken,  d.  i.  sowohl  für  die  Fortsetzungs- 
strecke über  Saaz  bis  Priesen  mit  d  en  Abzweigungen  in  das  Rakonitzer 
Kohlenrevier  und  nach  Smichow,  als  auch  für  die  Strecke  Eger- Franz ens - 
bad-Carlsbad-Priesen-sächs^che  Grenze  definitiv  festgestellt,  und  ebenso 
der  von  den  Prioritfttsobligationen  für  jede  dieser  zwei  Bahnstrecken 
nebst  ihren  Abzweigungen  verwendete  Betrag  ermittelt. 

Zu  Lasten  des  Bauconto  werden  geschrieben: 

a)  die  Kosten  für  definitive  Herstellung  und  Einrichtung  der  Bahn- 
strecke mit  Inbegriff  aller  Auslagen,  welche  aus  Anlass  der  Er- 
richtung und  Inbetriebsetzung  der  Bahnstrecke  nothwendig  be- 
stritten werden  müssen,  insbesondere  die  Beschaffung  der  den 
Verkehrsverhältnissen  entsprechend  erforderlichen  Fahrbetriebs- 
mittel; 

b)  die  Kosten  zur  Aufbringung  des  erforderlichen  Aulagecapitals; 
e)  die  Zinsen  während  der  Bauzeit; 

d)  im  Verhältnisse  der  Länge  der  neu  zu  erbauenden  Strecken  die 
Generalkosten  und  Vorauslagen,  die  sich  nicht  abgesondert  ver- 
rechnen lassen. 

Das  in  die  der  Bahngesellschaft  gehörigen  Kohlen  werke  investirte 
Capital  wird  auf  einem  besonderen  Conto  in  Evidenz  gehalten. 
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§  49. 

Die  Betriebsrechnungen  werden  für  jede  der  beiden  nach  den 
Serien  der  ausgegebenen  Actien  getheilten  Bahnstrecken,  ebenso  auch 
für  die  Kohlenwerke,  abgesondert  geführt,  und  «war: 

a)  für  die  Linien  der  Buschtßhrader  Eisenbahn,  das  ist  die  Loco- 
motivbahn  von  Prag  nach  Wejhybka  und  von  da  nach  Kralup, 
die  Zweigbahn  Duby-Kladno,  die  Pferdebahn  nach  Pinie,  die 
Locomotivbahn  von  Wejhybka  über  Saas  nach  Priesen,  mit  der 
Abzweigung  in  das  Eakonitzer  Kohlenrevier  und  nach  Smichow, 
und  für  die  sämmtlicben  an  diesen  Linien  gelegenen,  der  Gesell- 
schaft gehörigen  oder  von  ihr  betriebenen  Zweigbahnen  zu  Kohlen- 
werken und  anderen  industriellen  Etablissements,  dann 

b)  für  die  Bahnstrecke  von  Priesen  einestheils  über  Kommotau  an 
die  böhmisch-sächsische  Grenze  bei  Weipert,  anderntheils  nach 
Eger  und  Franzensbad  mit  den  Zweigbahnen  von  Kommotau 
nach  Brannersdorf,  von  Krima  an  die  böhmisch-sächsische  Grenze 
bei  Raizenhain  und  von  Falkenau  an  die  böhmisch- sächsische 
Grenze  bei  Graslitz  und  die  zu  diesen  Bahnstrecken  gehörigen 
Flügelbahnen. 

Die  für  eine  dieser  Bahnstrecken  ausschliesslich  gemachten  Aus- 
lagen werden  direct  der  Betriebsrechnung  für  dieselbe  Strecke  zur 
Last  gelegt. 

Die  gemeinsamen  Auslagen  beider  Eisenbahnstrecken  werden  aber 
nachstehend  vertheilt: 

a)  die  allgemeinen  Verwaltungskosten  (Generaldirections-  und  Ver- 
waltungsauslagen) im  Verhältnisse  der  Länge  beider  Betriebs- 
strecken; 

b)  die  Transportverwaltungskosten  (Fahrdienst-  und  Zugförderungs- 
kosten), sowie  die  Reparaturskosten  und  Erhaltungsauslagen  für 
Fahrbetriebsmittel,  welche  ohne  Rücksicht  darauf,  für  Rechnung 
welches  Fondes  sie  angeschafft  wurden,  für  alle  Theile  des  Ge- 
sammtunternehmens  gemeinschaftlich  benützt  werden  können,  im 
Verhältnisse  der  auf  beiden  Bahnstrecken  zurückgelegten  Anzahl 
von  Locomotiv-  und  Wagen achsmeilen ; 

c)  die  Auelagen  des  Bahnhofes  in  Priesen  im  Verbältnisse  der  an- 
kommenden und  abgehenden  Züge. 

Die  für  die  Kohlenbergwerke  ausschliesslich  gemachten  Auslagen 
werden  für  Rechnung  des  Betriebes  der  letzleren  gebucht. 

Mit  Rücksicht  auf  die  gemeinschaftliche  Centraileitung  ist  von 
den  gemeinsamen  allgemeinen  Verwaltungskosten  auf  die  Betriebs - 
rechnung  der  Kohlenwerke  die  dem  Verhältnisse  des  in  den  Kohlen- 
werken investirten  Anlagecapitales  zur  Summe  der  Bahnbauconti  lit.  A 
und  B  entsprechende  Quote  zu  repartiren. 
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§  50. 

Der  Recbnungsabscbluss  findet  am  81.  December  jeden  Jahres 
statt.  Der  nach  Abzug  der  Betriebs-  und  Erhaltnngskosten  nnd  der 
Erfordernisse  der  Anleiben  der  Gesellschaft  bei  jedem  Unternehmen 
Übrig  bleibende  Betrag  bildet  den  Beingewinn  desselben,  welcher  in 
nachstehender  Weise  verwendet  wird. 

§  51. 

Zunächst  wird  von  demselben  die  Tilgungsquote  für  den  zur 
Amortisation  der  Actien  der  betreffenden  Serien  dienenden  Fond  be- 
stritten. 

Die  Tilgung  der  Actien  erfolgt  nach  vollständigem  Ausbaue  beider 
Bahnstrecken  innerhalb  der  Dauer  der  Allerhöchsten  Concession  nach 
einem  von  der  Generalversammlung  festgesetzten  Amortisationsplane; 
bis  dabin  hat  es  bezüglich  der  Actien  lit.  A  bei  dem  bisherigen 
Amortisationsplane  zu  verbleiben. 

Dem  Tilgungsfonde  wird  zu  diesem  Ende  eine  zu  dem  Nominal- 
Capitale  der  Actien  in  richtigem  Verhältnisse  stehende  Tilgungsquote, 
ausserdem  der  auf  die  bereits  eingelösten  Actien  nach  §  54  entfallende 
Dividendenantheil,  soweit  er  5  Percent  pro  Actio  nicht  übersteigt,  aus 
dem  Gewinne  überwiesen. 

§  52. 

Die  zu  tilgenden  Actien  werden  durch  Verlosung  bestimmt,  die 
jährlich  zu  der  Zeit  und  auf  die  Art,  welche  der  Verwaltungsrath  fest- 
setzt, öffentlich  stattfindet.  Die  Nummern  der  gezogenen  Actien  werden 
statutenmässig  (§  6)  kundgemacht.  Den  Besitzern  der  verlosten  Actien 
wird  am  1.  Juli  des  Verlosungsjahres  das  eingezahlte  Actiencapital 
nebst  der  letzt  fälligen  und  den  etwa  noch  unbehobenen  und  nicht  ver- 
jährten Dividenden  gegen  Ablieferung  der  Actien  nebst  Coupons  und 
Talons  (in  Barem)  ausgezahlt. 

Der  Betrag  fehlender,  nach  dem  1.  Juli  des  Verlosungsjahres 
fälliger  Coupons  wird  an  dem  auszuzahlenden  Capitalsbetrage  gekürzt. 

Die  verlosten  Actien  werden  gegen  besondere,  auf  den  Ueber- 
bringer  lautende,  mit  Coupons  und  Talons  versehene  Genuss3cheine  in 
der  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Form  umgewechselt.  Den 
Besitzern  dieser  Genuesscheine  steht  gegen  die  Gesellschaft  kein  weiterer 
Anspruch  auf  die  zurückgezahlten  Actieneinlagen  zu. 

Bezüglich  des  Gewinnes  gebührt  ihnen  nur  jener  Antheil  an  der 
Dividende,  welcher  nach  Auszahlung  von  5  Percent  der  Actieneinlage 
an  die  Besitzer  der  nicht  getilgten  Actien  nach  §  54  noch  zur  Ver- 
keilung gelangt.  Im  Uebrigen  geben  die  Genussscheine  gleiche  Rechte, 
wie  die  Actien,  an  deren  Stelle  sie  ausgegeben  worden  sind. 

♦ 
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§  53. 

Nach  Abzug  der  Quote  für  den  Tilgungafond  werden  vom  Rein- 
gewinne in  den  ersten  drei  Betriebsjahren  mindestens  2  Percent,  in 
den  weiteren  Jahren  mindestens  4  Percent  dem  Reservefonde  zu- 
gewiesen. 

Wenn  der  Reservefond  den  Betrag  von  10  Percent  des  einge- 
zahlten Actiencapitales  erreicht,  kann  die  Zurücklegung  in  denselben 
vermindert  oder  auch  ganz  unterlassen  werden.  Dieselbe  hat  wieder 
stattzufinden,  sobald  der  Reservefond  unter  den  obigen  Betrag  herabsinkt. 

§  54. 

Von  dem  nach  Abzug  der  dem  Tilgungs-  und  Reservefonde  zu- 
gewiesenen Beträge  verbleibenden  Reingewinne  jeder  Unternehmung 
sind  zunächst  5  Percent  des  Nominalbetrages  der  nicht  verlosten  Actien 
an  die  Actionäre  der  betreffenden  Unternehmung  zur  Verth  eilung  zu 
bringen. 

Von  dem  noch  erübrigenden  Ueberschusse  erhält  der  Verwaltungs- 
rath 10  Percent  als  Tantieme,  jedoch  darf  dieselbe  für  ein  Mitglied 
nicht  mehr  als  3000  fl.  betragen.  Haben  beide  Unternehmungen  ein 
5  Percent  Übersteigendes  Reinerträgniss,  so  tragen  sie  hiezu  nach  Ver- 
hältniss  dieser  Ueberschussbeträge  bei. 

Von  dem  hierauf  verbleibenden  Reingewinne  kann  ein  Theil  auf 
Vorschlag  des  Verwaltungsrathes  dem  Pensionsfonde  und  Erneuerungs- 
fonde  zugewiesen  werden. 

Der  noch  verbleibende  Rest  des  Reingewinnes  jeder  Unternehmung 
kommt  als  Superdividende  unter  angemessener  Abrundung  zur  gleich- 
mäsaigen  Vertheilung  an  die  Actionäre  und  Genussscheininhaber  der 
betreffdnden  Unternehmung.  Uebersteigt  jedoch,  nachdem  sowohl  die 
Bahnstrecke  Prag-Priesen,  als  auch  die  Bahnstrecke  Eger-Franzensbad- 
Priesen-Kommotau-sächsi8che  Grenze  dem  Betriebe  übergeben  wurden, 
nach  einem  Betriebsjahre  der  als  Superdividende  zu  vertheilende  Rest 
des  Reingewinnes  einer  Unternehmung  5  Percent  tihres  Actiencapitales, 
so  ist  der  diese  5  Percent  übersteigende  Mehrbetrag  in  zwei  Hälften  zu 
theilen  und  die  eine  Hälfte  an  die  Actionäre  und  Genussscheininhaber 
der  lit.  A  und  die  andere  Hälfte  an  die  Actionäre  und  Genussschein- 
inhaber der  lit.  B  Unternehmung  unter  angemessener  Abrundung  zu 
vertheilen. 

Der  Verwaltungsrath  ist  ermächtigt,  eine  Abschlagszahlung  auf 
das  Erträgniss  des  jeweiligen  laufenden  Betriebsjahres  zu  leisten. 

§  55. 

Der  Gewinnantheil  der  Actionäre  und  der  Genussacheininhaber 
wird  gemäss  deren  Coupons  gegen  Ablieferung  derselben  am  Sitze  der 
Gesellschaft   oder   an   den   von   ihr  zu  bezeichnenden  Zahlungsorten 
ausgezahlt. 
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§  56. 

Alle  Zinsen  und  Dividenden,  die  nicht  innerhalb  5  Jahren  nach 
der  Verfallszeit  erhoben  werden,  verfallen  zu  Gunsten  der  Gesellschaft. 

§  57. 

Sollte  der  Ertrag  einer  der  abgesondert  zu  berechnenden  Bahn- 
strecken zur  Berichtigung  der  Betriebskosten,  dann  der  Zinsen-  und 
Amortisirungsquote  für  das  auf  diese  Strecke  verwendete  Prioritäten- 
obligationseapital  nicht  hinreichen,  so  ist  der  Rest  aus  dem  Ertrage 
der  anderen  Bahnstrecke  vorschussweise  zu  berichtigen  und  dieser 
von  ersterer  aus  dem  nächsten  Ertiägnißße  nebst  den  landesüblichen 
Zinsen  zu  ersetzen.  Von  dieser  letzteren  Bestimmung  kann  ausnahms- 
weise dann  Umgang  genommen  werden,  wenn  mittelst  Generalver- 
eammlungsbeschlusses  durch  Abstimmung  der  Actionäre  des  als  Gläubiger 
in  Betracht  kommenden  Unternehmens  dem  als  Schuldner  in  Betracht 
zu  ziehenden  Unternehmen  eine  andere  Art  der  Rückzahlung  des  Vor- 
schusses bewilligt  werden  sollte. 

VIII.  Abschnitt. 

Schlussbestlmmungen. 

§  58. 

Bei  Auflösung  der  Gesellschaft  beschliesst  die  Generalversammlung 
über  die  Art  und  Weise  der  Liquidirung  des  Gesellschaftsvermögens, 
wobei  die  Vertheilung  des  derselben  verbleibenden  Vermögens  jeder 
abgesonderten  Unternehmung  dergestalt  zu  geschehen  hat,  dass  den 
noch  existirenden  Actionären  der  betreffenden  Unternehmung  in  erster 
Reihe  das  eingezahlte  Capital  zurückgestellt  und  sodann  der  Ueberrest 
unter  tie  und  die  Inhaber  der  Genussscheine  je  nach  der  Unter- 
nehmung, an  welcher  sie  theilhaben,  gleich  vertheilt  wird. 

§  59. 

Die  Staatsverwaltung  wird  das  ihr  zustehende  Aufsichtsrecht  durch 
einen  zu  bestellenden  landesfürstlichen  Commissär  ausüben  lassen ;  dem- 
selben bleibt  es  vorbehalten,  in  die  Gebarung  der  Gesellschaft  die 
Einsicht  zu  nehmen.  Er  hat  darauf  zu  sehen,  dass  die  Gesellschaft  die 
Grenzen  der  Concessionen  nicht  überschreite  und  die  Bestimmungen 
der  Statuten,  sowie  der  allgemeinen  Vorschriften  beachte. 

Für  die  im  Artikel  V,  Punkt  14  des  Gesetzes  vom  3.  Juni  1868 
und  beziehungsweise  im  §  16  der  Concessionsurkunde  festgesetzte  be- 
sondere, Bowie  auch  für  die  allgemeine  Ueberwachung  der  Bahnunter- 
nehmung durch  die  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen  zahlt   die   Gesellschaft   der    Staatsverwaltung   eine  jährliche 
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Pauschal  Vergütung  in  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  bestimmen- 
den Höhe. 

§  60. 

Diese  Statuten  treten  mit  dem  Tage  ihrer  Eintragung  in  das 
Handelsregister  in  Wirksamkeit  und  haben  die  bisherigen  mit  Aller- 
höchster EntSchliessung  vom  30.  Juli  1861  genehmigten  Statuten  ausser 
Kraft  zu  treten. 

Nr.  9680. 

Vorstehende  Statuten,  welohe  an  die  Stelle  der  unterm  17.  November 
1883,  Z.  17769,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Er- 
mächtigung genehmigt. 

Wien,  am  24.  Mai  1890. 

Taaffe  m.  p. 
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1.  Privilegium  vom  2.  August  1856,  H.  M.  V.  Bl.  Nr.  62, 

für  die  Eisenbahn  ron  Aussig  nach  TepUtz. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

haben  Uns  über  Antrag  Unseres  Handelsministers  bewogen  ge- 
funden, der  mit  Unserer  besonderen  Bewilligung  zu  gründenden  Ausiig- 
Teplitzer  Eisenbahn-  und  Bergbaugesellschaft  in  Erwägung  der  Gemein- 
nützigkeit des  Unternehmens  ein  Privilegium  für  die  Anlage  und  den 
Betrieb  einer  Locomotiveisenbahu  von  Aussig  nach  Töplitz  in  Unserem 
Königreiche  Böhmen  mit  Folgendem  zu  ertheilen: 

I. 

Wir  verleihen  der  genannten  Actiengesellschaft  das  abschliessende 
Recht  für  den  Bau  einer  Locomotiveisenbahn  in  der  Richtung  von 
Aussig  nach  Teplitz  in  Unserem  Königreiche  Böhmei  nach  dem  von 
Unseren  Behörden  zu  genehmigenden  Bauprojecte  und  zum  Betriebe 
dieser  Eisenbahn. 

Die  Eisenbahn  von  Aussig  nach  Teplitz  wurde  am  21.  Mai  1858  für  den 
Personenverkehr  und  am  8.  Juli  1858  für  den  Gesammtverkehr  eröffnet. 

n. 

Wir  ertheilen  zu  diesem  Zwecke  der  genannten  Gesellschaft  auch 
das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  des  §  9  ad  c  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854. 

in 

Der  Bau  dieser  Eisenbahn  ist  bei  Verlust  der  Privilegiumsrechte 
innerhalb   eines   Zeitraumes   von   achtzehn    Monaten   vom    Tage  des 
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Privilegiums  an  zu  vollenden  und  es  ist  von  da  an  binnen  drei  Monaten 
der  Betrieb  auf  derselben  zu  beginnen  und  ununterbrochen  fortzusetzen. 

IV. 

Bei  diesem  Baue  und  Betriebe  hat  sich  die  Gesellschaft  genau 
nach  den  bestehenden  Gesetzen  (namentlich  nach  den  Vorschriften  des 
Eisenbahn concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854  und  der  Eisen- 
bahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851)  zu  benehmen  und  sich 
auch  allenfälligen  Abänderungen  und  Ergänzungen  dieser  gesetzlichen 
Vorschriften  ohneweiters  zu  fügen. 

V. 

Insbesondere  hat  die  genannte  Gesellschaft  daher  auch  die  Ver- 
pflichtung zur  Beförderung  der  Post  und  Unseres  Militärs  nach  den 
Vorschriften  des  oben  erwähnten  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  der 
Eisenbahnbetriebsordnung.  Bezüglich  der  Telegraph enleitung  hat  die 
Gesellschaft  die  Verpflichtung,  nicht  nur  die  Herstellung  und  Benützung 
derselben  nach  Vorschrift  des  §  10  ad  h  des  Eisenbahnconcessions- 
gesetzes zu  gestatten,  sondern  auch  die  Bewachung  der  hergestellten 
Leitung  durch  ihre  Bahnwächter  ohne  besonderes  Entgelt  zu  über- 
nehmen. 

Vgl.  §§  3  und  4  der  Conoessionsurkunde  vom  10.  Mai  1866  (Doc.  8). 

VI. 

Die  Gesellschaft  hat  daher  auch  die  Verpflichtung,  die  Ge- 
nehmigung der  festzusetzenden  Tarife  nach  Vorschrift  des  §  10,  lit.  c, 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  jedesmal  zu  erwirken. 

Vgl.  den  Handelsministerialerlass  vom  23.  October  1868  (Doo.  2),  be- 
treffend die  Umrechnung  der  Tarife  auf  österreichische  Währung  und  Zoll- 
gewicht, dann  §  5  der  Concessionsurkunde  vom  10.  Mai  1866  (Doc  3). 

VII. 

Die  Gesellschaft  wird  ferner  verpflichtet,  die  Benützung  der  zu 
bauenden  Eisenbahn  für  Kohlen  und  sonstige  Frachtentransporte  dem 
Publicum  im  Allgemeinen  ohne  besondere  Erschwerniss  und  ohne  Be- 
vorzugung der  eigenen  Producte  der  Gesellschaft  zu  gestatten  und  über- 
haupt den  Massregeln  sich  zu  fügen,  welche  von  Seite  Unserer  Be- 
hörden zur  Beseitigung  einer  monopolistischen  Stellung  der  Unter- 
nehmung für  nothwendig  erkannt  werden  sollten. 

VIII. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  überhaupt  das  unbedingte  Recht, 
dieses  Eisenbahnunternehmen  aus  öffentlichen  Rücksichten  zu  über- 
wachen. 
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IX. 

Die  Dauer  dieses  Privilegiums  hat  auf  achtzig  Jahre,  vom 
beutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  gelten.  Uebrigens  wird  der  Staatsver- 
waltung das  Recht  ausdrücklich  vorbehalten,  auch  noch  vor  Beendigung 
dieses  Zeitraumes  das  gegenwärtige  Privilegium  für  erloschen  zu  er- 
klären, wenn  ungeachtet  vorausgegangener  Warnungen  wiederholte  Ver- 
letzungen oder  Nichtbefolgungen  der  in  der  Privilegiumsurkunde  oder 
in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten. 

Laut  §  7  der  Concessionsurkunde  vom  10.  Mai  1866  (Doo.  3)  ist  die 
achtzigjährige  Concessionsdauer  vom  8.  October  1870,  dem  Eröffnungstage  der 
Fortsetzungsbahn  bis  Kommotau,  zu  rechnen. 

X. 

Nach  Beendigung  der  achtzigjährigen  Dauer  oder  im  Falle  des 
sonstigen  Erlöschens  dieses  Privilegiums  hat  die  Aussig-Teplitzer  Eisen- 
bahn sammt  Grund  und  Boden  und  den  Bauwerken,  welche  dazu  ge- 
hören, sogleich  ohne  Entgelt  und  unmittelbar  in  das  volle  unbelastete 
Eigenthum  des  Staates  überzugehen,  und  die  Gesellschaft  ist  verpflichtet, 
auf  eigene  Kosten  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Bahn  sammt  Zugehör  zur 
Zeit  dieses  Ueberganges  im  vollkommen  brauchbaren  Zustande  und 
frei  von  allen  Lasten  sei. 

Vgl.  §  9  der  Concessionsurkunde  vom  10.  Mai  1866  (Doo.  3). 

XL 

Nach  Verlauf  von  zwölf  Jahren,  vom  Tage  dieser  Urkunde  an 
gerechnet,  hat  der  Staat  jederzeit  das  Recht,  die  gegenwärtige  Con- 
cession  und  bezüglich  die  concessionirte  Bahn  einzulösen.  In  einem 
solchen  Falle  ist  der  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn-  und  Bergbaugesell- 
schaft für  die  Abtretung  der  Bahn  mit  allen  beweglichen  und  unbe- 
weglichen Zugehörungen  bis  zum  Ablaufe  der  im  §  9  festgesetzten  Con- 
cessionsdauer eine  Jahresrente  in  halbjährigen  Raten  zu  bezahlen,  zu 
deren  Bestimmung  die  jährlichen  Reinerträgnisse  der  Unternehmung 
während  der  der  wirklichen  Einlösung  vorausgegangenen  sieben  Jahre 
beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  zwei  ungünstigsten  Jahre  ab- 
geschlagen werden  und  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen 
fünf  Jahre  in  Gold-  und  Silbermünze  berechnet  wird,  welcher  Durch - 
schnittsbetrag  die  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  zu  bezahlende 
Jahresrente  zu  bilden  hat. 

Vgl.  §  8  der  Concessionsurkunde  vom  10.  Mai  1866  (Doc.  3). 

XII. 

Wir  ermächtigen  die  oben  genannte  Gesellschaft  auch  zur  Anlage 
von  Zweigbahnen  für  Locomotiv-  oder  Pferdebetrieb  zu  im  Bereiche 
der  Bahn  liegenden  Kohlenwerken  und  anderen  industriellen  Etablisse- 

36* 
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ments;  hiezu  ist  aber  jedesmal  Unsere  besondere  Bewilligung  einzu- 
holen. Es  bleibt  der  Staatsverwaltung  unbenommen,  auch  anderen  Be- 
werbern die  Concession  zu  derlei  Zweigbahnen  zu  ertheilen. 

Mittelst  Allerhöchster  Erschliessung  vom  11.  October  1868  wurde  in 
Abänderung  der  Bestimmung  des  Art.  XII  dieses  Privilegiums  gestattet,  dass  in 
Zukunft  die  Ertheilung  des  Baueonsenses  für  Zweigbahnen  der  Aussig-Teplitaer 
Bahn,  welche  nicht  für  den  öffentlichen  Verkehr  bestimmt  sind,  den  zuständigen 
Behörden  überlassen  werde. 

XIII. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  diesem  Privilegium 
zuwider  zu  handeln,  und  der  priv.  Gesellschaft  das  Recht  einräumen, 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu 
dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  ge- 
messensten Auftrag,  über  dieses  Privilegium  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  streng  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
kaiserlichen  grösseren  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenz- 
stadt Wien  am  zweiten  Monatstage  August  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend- 
achthundertsechsundfünfzig,  Unserer  Reiche  im  achten  Jahre. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Ritter  v.  Toggenburg  m.  p. 

Auf  ausdrücklichen  Befehl  Sr.  k.  k.  Apostol.  Majestät. 
Dr.  Vincenz  Maly  m.  p. 

2.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  23.  October 

1858,  Z.  21176-2175, 

an  die  Direction  der  a.  priv.  Anssig-Teplitzer  Eisenbahn,  betreffend  die 
Umrechnung  der  Tarife  auf  österreichische  Währung  und  Zollgewicht. 

Se.  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
Schliessung vom  8.  d.  M.  die  mit  den  hier  domicilirten  Eisenbahnver- 
waltungen unterm  13.  August  1858  vereinbarte  provisorische  Abrund ung 
der  Einheitssätze  in  den  Gebtihrentarifen  der  Eisenbahn  Verwaltungen, 
dann  die  Einführung  des  Zollcentners  als  Gewichtseinheit  und  Grund- 
lage der  Gebührenberechnung  allergnädigst  zu  genehmigen  und  zu- 
gleich zu  gestatten  geruht,  dass  dieses  Provisorium  erst  mit  1.  Jänner  1859 
in  Anwendung  gebracht  werden  könne. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  jedoch  ausdrücklich  das  Recht  vor- 
behalten,  sobald  sie  es  für  angemessen  erkennt,  zu  fordern,  dass  eine 
genaue  Umrechnung  der  Personenfahrpreise  und  Fracbtgebtihren  von 
dem  bisherigen  Auemasse  in  Conventionsmünze  auf  die  österreichische 
Währung  und  die  Zurückführung  des  Gebührenausmasses  innerhalb  der 
mit  den  Concessionsurkunden  festgesetzten  Grenzen  stattfinde. 
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Dieses  Provisorium  bildet  sonach  eine  einstweilige  Massregel  unter 
Wahrung  der  den  Eisenbahnunternehmungen  nach  ihren  Concessions- 
oder  Privilegiumsurkunden  zustehenden  Rechte  und  es  bleibt  den  Bahn- 
verwaltungen unbenommen,  seinerzeit  eine  strenge  Umrechnung  der 
Tarife  behufs  der  Gebührenbemessung  vorzunehmen,  wobei  es  sich  so- 
dann von  selbst  versteht,  dass  eine  solche  Umrechnung  sowohl  be- 
züglich der  Personen-,  als  auch  der  Sachentarife  stattzufinden  haben  wird. 

Die  geehrte  Direction  wird  daher  in  Erledigung  der  Berichte  vom 
27.  Juli  und  23-  August  d.  J.,  Z.  1511  und  3004,  eingeladen,  in 
Gemäesheit  dieser  Allerhöchsten  Entschliessung  auf  Grundlage  nach- 
stehender Gebühren-  und  Gewichtseinheitssätze  den  neuen  Gebtihren- 
tarif  zu  verfassen  und  im  Entwürfe  zur  Genehmigung  hieher  vor- 
zulegen. 

I.  Gebühren  für  die  Beförderung  von  Personen,  Gepäck, 
Eilgütern,  Equipagen,  Pferden  und  Hunden. 

a)  Personenfahrpreise: 
I.  Wagenclasse    ...  36 


Neukreuzer  per  Person 
und  österr.  Meile. 


II.  „  ...  27 

III.  „  ...  18 

h)  Separatpersonenzüge: 

für  die  erste  Meile  31  fl.  50  kr. 

für  jede  folgende  14  „  70  „ 

und  wenn  die  Rückfahrt  innerhalb  12  Stunden 


erfolgt,  per  Meile  10 


50 


österr. 
Währ. 


Wartegeld  per  halbe  Stunde  42  „  —  „ 

c)  Heisegepäck  und  Eilgüter: 

Gebührenfrei  sind  50  Zollpfunde  per  ganze  und  25  Zollpfande 
per  halbe  Fahrkarte. 

Die  Gebühr  für  Gepäckübergewicht  und  Eilgut  ist  nach  Fünftel- 
Zollcentner  mit  1*50  Neukreuzer  per  i/h  Centner  zu  berechnen. 

Lagerzins  per  Stück  und  Tag  5*30  Neukreuzer.  Geringste  Gebühr 
per  Eilgutsendung  18  Neukreuzer. 

d)  Equipagen: 

I.  Classe  —  fl.  84  kr 

II  1 

III. 
IV. 


» 

n 

75 


1  „  26 
1  „  47 


n 


per  Stück  und  Meile 
in  Österr.  Währ. 


1  Stück 

2  ■ 


fl 


e)  Pferde: 

.    .  .  _    \  Transporte  von  8  Stück  und 

1.  87-50  kr.  Im  österr  Währ.  I  mehr  52.50  Neukreuzer  per 

„  22  50    „  /     per  Meile.     j         gtück  und  Meüe 
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f)  Hunde: 

5*30  Neukreuzer  per  Stück  und  Meile. 
Geringste  Transportgebtibr  18  Neukreuzer. 

g)  Entschädigungsbeträge: 

1  fl.  österr.  Währ,  per  Zollpfund  für  Gepäck  und  Eilgüter, 
100  „      „  „      für  eine  Equipage, 

n    ein  Pferd, 


50 
10 


n 


einen  Hund. 


h)  Allgemeine  Versicherungegebühr: 

Bei  dem  Keisegepäck  7  Neukreuzer  per  Fahrkarte. 
Bei  Equipagen,  Pferden  und  Hunden  7  Neukreuzer  per  Stück. 
Bei  Eilgntsendungen  5  Neukreuzer  per  Zollcentner  auf  der  eigenen 
und  1*50  Neukreuzer  auf  der  Anschlussbabn. 

i)  Besondere  Versicherung sgebühr:. 

Bei  Gepäck,  Eilgut,  Equipagen,  Pferden  uud  Hunden  für  je 
50  fl.  österr.  Währ.  Mehrwerth  2  Neukreuzer  auf  der  eigenen  und 
1  Neukreuzer  auf  der  Anschlussbahn,  dann  für  je  100  fl.  Mehrwerth 
5*30  Neukreuzer  und  beziehungsweise  1*80  Neukreuzer. 

II.  Gebühren  für  die  Beförderung  von  Frachten. 

a)  Frachtpreise: 


I.  Waarenclasse  2*34 

IL 
III. 


7) 


Kohlen-  und  Kalksteinfracht  nach 
den  einzelnen  Stationen: 


Neukreuzer  per  Zollcentner 
uud  Meile. 


Neukreuzer  per  Zollcentner 
und  Meile. 


Die  für  mehrere  begünstigte  Artikel  gegenwärtig  bestehenden  er- 
mässigten  Gebührensätze  sind  streng  umzurechnen  und  die  in  österr. 
Währ,  sich  hiebei  ergebenden  Decimalstellen  bis  auf  die  ersten  beiden 
nach  unten  zu  abzurunden. 

b)  Nebengebühren: 

Auf-  und  Abladegebühr  1  60 

T  f0-80 
Lagerzius  


Wägegebühr 


o-io 

0-  60 

1-  60 


Neukreuzer  per  Zollcentner. 
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Fracbtbriefblauquette   2  00/     Neukreuzer  Stück. 

e)  Entschädigungs  werth: 
30  fl.  österr.  Währ,  per  Zollcentaer. 

d)  Allgemeine  Versicherungsgebtihr: 

Für  die  eigene  Bahn   0  80  1  „.    .  _  „ 

„      „   Anschlussbahn  0  40  /  Neukreuzer  per  Zollcentner 

e)  Besondere  Versicherungsgebtihr: 
Für  die  eigene  Bahn  


2  \  Neukreuzer  für  je  50  fl. 
1  J  österr.  Währ.  Mehrwerth, 


„      n    Anschluesbahn  1  J  österr.  Währ.  Mehrwerth. 

Bei  den  Frachtgebühren,  welche  auf  Grundlage  von  Normal- 
gewichten für  Mast-  und  Schlachtvieh,  Pferde,  Equipagen,  Güterwagen, 
sowie  für  die  Benützung  ganzer  und  halber  Wägen  bemessen  sind,  hat 
eine  strenge  Umrechnung  dieser  Normalgewichte  auf  das  Zollgewicht 
und  hienach  die  Gebührenumrechnung  einzutreten. 

Ebenso  sind  die  für  Militär  und  Militärgüter  bestehenden  er- 
inä6sigten  Gebührensätze  streng  umzurechnen  und  es  darf  hiebei  keinerlei 
Erhöhung  eintreten. 

Schliesslich  wird  die  geehrte  Directiou  noch  erinnert,  dass  in  den 
Monaten  November  und  December  dieses  Jahres  die  Gebühren  im 
Personen-  und  Sacbentransp3rte  auf  Grund  der  bisherigen  Tarife  nach 
den  offiziellen  Keduction6tabellen  streng  umzurechnen  und  in  öster- 
reichischer Währung  einzuheben  sind. 

Wien,  den  23.  October  1858. 

Toggenburg  m.  p. 

3.  Concessionsupkunde  vom  10.  Mai  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  69, 

zum  Baue  und  Betriebe  der  Fortsetzung  der  Aussig-Teplitzer  Locoinotiv- 

eisenbahn  von  Töplitz  nach  Koinmotau. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Aussig-Teplitzer  Eisenbahngesellschaft  die  Bitte  um 
die  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  der  Fortsetzung 
ihrer  Locomotiveisenbahn  von  Teplitz  nach  Kommotau  gestellt  hat,  so 
finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Anerkennung  der  Gemeinnützigkeit  des 
Unternehmens  diese  Concession,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  i- 

Das  von  Uns  der  Aussig-Teplitzer  Eisenbahngesellschaft  unterm 
2.  August  1856  für  eine  Locomotiveisenbahn  in  der  Richtung  von 
Aussig  nach  Teplitz  ertheilte  Privilegium  hat  auch  für  die  Fortsetzung 
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dieser  Eisenbahn  von  Teplitz  bis  Kommotau  zu  gelten,  insoweit  hier 
keine  Abänderungen  festgesetzt  sind. 

Dagegen  haben  die  hier  nachfolgend  festgesetzten  Bestimmungen 
auch  für  die  ganze  Bahn  von  Aussig  bis  Kommotau  sammt  Zweigbahnen 
Giltigkeit,  insofern  nicht  ausdrücklich  etwas  Anderes  festgesetzt  ist. 

Die  Streofee  von  Teplitz  bis  Dux  wurde  am  15.  Juli  1867,  die  Endstrecke 
von  Dux  bis  Kommotau  am  8.  Ootober  1870  dem  öffentlichen  Verkehre  über- 
geben. 

§  2. 

Der  Bau  der  Fortsetzungsbahn  ist  in  der  Strecke  bis  Dux  spätestens 
Ein  Jahr  nach  Ertheilung  dieser  Concession  und  in  der  weiteren  Strecke 
bis  Kommotau  spätestens  Ein  Jahr  nach  Inbetriebsetzung  der  Eisen- 
bahn von  Kommotau  in  der  Richtung  gegen  Annaberg  oder  in  der 
Richtung  gegen  Prag  oder  aber  in  der  Richtung  gegen  Carlsbad  zu 
vollenden  und  in  Betrieb  zu  setzen. 

§  8. 

Rücksichtlich  des  Postdienstes  und  der  Leistungen  des  Con- 
cessionärs  für  denselben  haben  folgende  Bestimmungen  zu  gelten: 

Die  Postverwaltung  ist  berechtigt,  für  einen  von  jeder  Endstation 
täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstunde  und  dessen  Geschwindigkeit 
für  jede  Richtung  mit  thunlichster  Berücksichtigung  der  Interessen  der 
Eisenbahnunternehmung  zu  bestimmen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  gewöhnliche  Eisenbahnwägen  für 
die  Postzwecke  nach  Erforderniss  beizustellen. 

Auch  ist  er  verpflichtet,  wenn  die  Postverwaltung  auf  der  Bahn 
von  Aussig  nach  Kommotau  eine  ambulante  Post,  wie  sie  auf  anderen 
österreichischen  Bahnen  bereits  besteht,  einzuführen  findet,  die  hiezu 
nöthigen,  nach  den  Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten 
Po stambulance wägen  ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu  erhalten. 

Für  die  Benützung  und  Beförderung  eines  jeden  in  ein  oder  der 
anderen  Richtung  auf  der  Bahnstrecke  Teplitz- Kommotau  für  Postzwecke 
in  Verwendung  genommenen  Postambulance-  oder  gewöhnlichen  Eisen- 
bahnwagens erhält  der  Concessionär  eine  Entschädigung  von  (siebzig) 
70  kr.  österr.  Währ,  für  jede  zurückgelegte  Meile. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Brief- Aufgabs-  und  Ab- 
gabsstationen ist  ein  geeignetes  Postbureau  in  den  Gebäuden  der  Bisen- 
bahn unentgeltlich  zu  überlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa 
eintretender  weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere 
Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Wenn  Postsendungen,  mit  Ausnahme  von  Werthsendungen,  ohne 
Begleitung  von  Postbeamten  oder  Dienern  zu  befördern  sind,  müssen 
dieselben  ohne  besonderes  Entgelt  von  den  Bahnbediensteten  auf  den 
betreffenden  Stationen  übernommen  und  beziehungsweise  übergeben  werden. 
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Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Eisenbahndirection  (Verwaltungsratb.)  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  ohne  Eutgelt  an  das 
Aerar  befördert  werden. 

§  4. 

Die  von  der  Staatsverwaltung  zu  errichtenden  Telegraphen- 
leitungen hat  der  Concessionär  durch  sein  Bahnpersonale  unentgeltlich 
überwachen  zu  lassen,  wogegen  ihm  das  Recht  eingeräumt  wird,  die 
Drahte  für  den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  der  Staatstelegraphen 
zu  befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebetelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Uebereinkunft 
getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahndienst  betreffenden  Mit- 
theilungen beschränkt,  und  steht  demnach  unter  dem  Einflüsse  und  der 
Beaufsichtigung  der  Staatsverwaltung. 

§  5. 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  sowohl  für  die  Haupt- 
bahn von  Aussig  bis  Kommotau  als  auch  für  die  Zweigbahnen  nach 
Inbetriebsetzung  der  Strecke  von  Töplitz  bis  Kommotau  folgenden  Be- 
grenzungen unterworfen: 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden 
die  Person: 

für  die    I.  Classe  36  kr.  österr.  Währ. 

n     n  n   27    »        T7  « 

n      »  nI-      r»   18   v        n  » 

und  „     „   IV.     n    (im  Steh  wagen)  10  „        „  „ 

Bei  Schnellzügen,  welche  mindestens  aus  Wagen  I.  und  II.  Classe 
bestehen  müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht  werden, 
unter  der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu  beobachtende 
Fahrgeschwindigkeit  nicht  geringer  sei,  als  die  durchschnittliche  Fahr- 
geschwindigkeit bei  den  Schnellzügen  der  übrigen  österreichischen 
Bahnen. 

Bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit  per  Zoll- 
centner  und  Meile: 

I.  Classe  2  kr. 

II.      n  2*25  n 

ni.      „  3-50  „ 

Ausnahmsweise  für  Kohle  in  ganzen  Wagenladungen  bei  Ver- 
führung über  6  Meilen  für  jede  weitere  Meile  15  kr.  per  Zollcentner 
und  Meile. 
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Rücksichtlich  der  Classification  der  Waaren,  der  Normalgewichte 
oder  Classification  der  Wägen  und  Thiere,  der  Frachtpreise  für  Reise- 
gepäck und  Eilgut,  der  Festsetzung  der  Nebengebühren  und  der  sonstigen 
Verkehrsbestimmungen  ist  sich  dermassen  zu  benehmen,  dass  die  dies- 
fälligen  Preise  und  Bestimmungen  nicht  höher  oder  lästiger  sein  dürfen 
als  diejenigen,  welche  in  der  Concession  für  die  Böhmische  Westbahn 
als  zulässig  bestimmt  sind. 

Vgl.  die  Kundmachung  vom  3.  December  1882,  R.  G.  BL  Nr.  169  (Doc.  6). 

§  6. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  im 
vorhergehenden  Paragraphe  fixirten  Grenzen  6teht  dem  Concessionär 
frei;  hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden, 
sondern,  wenn  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  gewissen 
Bedingungen  und  Verhältnissen  eine  Herabsetzung  des  Fahrpreises 
oder  andere  Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung 
oder  Begünstigung  allen  Versendern  oder  Frachtunternebmern,  bei 
welchen  die  gleichen  Verhältnisse  obwalten  und  welche  die  nämlichen 
Bedingungen  eingehen,  zugestanden  werden. 

Eine  entsprechende  Herabminderung  der  Fahr-  und  Frachtpreise, 
sowie  der  Nebengebühren  steht  der  Staatsverwaltung  nach  §  10,  lit.  c, 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854  zu. 

§  7. 

Die  Dauer  der  gegenwärtigen  Concession  wird  auf  80  Jahre, 
vom  Tage  der  Inbetriebsetzung  der  Fortsetzungsbahn  an  gerechnet, 
festgesetzt,  und  beziehungsweise  die  Dauer  des  bereits  ertheilten 
Privilegiums  für  die  Aussig-Teplitzer  Bahn  auf  die  gleiche  Zeitdauer 
erstreckt. 

§  8. 

Nach  Verlauf  von  30  Jahren,  vom  Tage  der  Inbetriebsetzung  der 
Fortsetzungsbahn  an  gerechnet,  hat  die  Staatsverwaltung  jederzeit  das 
Recht,  die  gegenwärtige  Concession  und  bezüglich  die  ganze  Bahn 
von  Aussig  bis  Kommotau  sammt  Zweigbahnen  einzulösen,  und  es 
wird  daher  das  im  Absätze  XII  des  Privilegiums  vom  2.  August  1856 
festgesetzte  Einlösungsrecht  bezüglich  der  Strecke  Aussig-Teplitz  da- 
hin abgeändert,  dass  dasselbe  auch  erst  nach  der  hier  angesetzten  Zeit 
einzutreten  habe. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungfpreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der 
zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsertrag  ist  dann  dem  Concessionär  als  Jahres- 
rente in  halbjährigen  Raten  bis  zum  Ablaufe  der  festgesetzten  Con- 
cessionsdauer  zu  bezahlen. 
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Sollte  der  ermittelte  Durchschnittsbetrag  Dicht  wenigstens  die  be- 
dungene Verzinsung  der  Prioritäten  und  5  Percent  des  Actiencapitales 
sammt  der  jährlichen,  nach  dem  festgesetzten  und  von  der  Staatsver- 
waltung genehmigten  Amortisationsplane  entfallenden  Quote  zur  Tilguog 
des  wirklich  verwendeten  und  gehörig  nachzuweisenden  Anlagecapitales 
betragen,  so  sind  die  erwähnten  Zinsen  sammt  Tilgungsquote  als  die 
geringste  Jahresrente  zu  bezahlen. 

Unter  Anlagecapital  sind  zu  verstehen :  Nebst  dem  in  den  Büchern 
der  Gesellschaft  zur  Zeit  des  Beginnes  des  Baues  der  Fortsetzung  der 
Bahn  nach  Kommotau  nachgewiesenen  Aufwände  für  den  Bau  und  die 
Betriebseinrichtungen  der  Aussig-Teplitzer  Bahn  sammt  Zweigbahnen, 
die  Kosten  der  Vorarbeiten,  der  Gruncerwerbung,  des  Baues  und  der 
ersten  Betriebseinrichtung  für  die  Fortsetzungsbahn  von  Teplitz  nach 
Kommotau  (d.  i.  bis  zu  Ende  der  ersten  drei  Betriebsjahre)  nach  er* 
öffnetem  Betriebe  auf  dieser  Bahn;  ferner  die  Kosten  der  Capitalsbe- 
schaffung  und  die  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  auflaufenden 
Intercalarzinsen  der  nach  Masegabe  des  Fortschrittes  des  Baues  und  der 
Einrichtung  des  Betriebes  für  die  erwähnten  Zwecke  bestrittenen  Aus- 
lagen, nach  Abschlag  der  alienfälligen  Erträgnisse  einzelner  Theile  der 
Bahn,  falls  solche  in  den  Betrieb  gesetzt  werden  sollten,  bevor  die 
Eröffnung  der  ganzen  Bahn  stattfindet. 

Würden  nach  Ablauf  der  ersten  drei  Betriebsjahre  noch  weitere 
neue  Bauten  ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden, 
so  können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet 
werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten 
oder  zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  er- 
theilt  hat  und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Diese  vorsorgende  Bestimmung  hat  auch  rücksichtlich  nachträglicher 
Bauten  oder  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  auf  der  Aussig- 
Teplitzer  Bahn  zu  gelten. 

Auslagen,  deren  Verwendung  nicht  für  Zwecke  der  Vorarbeiten, 
der  Gründer  Werbung,  der  Bauausführung  und  Betriebseinrichtung,  der 
Capitalsbeschaffung  oder  der  Bestreitung  der  Intercalarzinsen  während 
der  Bauzeit  nachgewiesen  wird,  sowie  auch  Verpflichtungen,  welche  aus 
Anlaes  der  Abtretung  der  Concession  an  eine  Actiengesellschaft  von 
dieser  gegenüber  dem  Concessionär  etwa  eingegangen  werden  sollten, 
sind  von  der  Einbeziehung  in  das  Anlagecapital  jedenfalls  aus- 
geschlossen. 

Vgl.  Punkt  4  und  5  des  Protokolls  vom  23.  November  1885  (Doc.  7). 

§  9- 

Beim  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  sammt  Zweigbahnen,  nament- 
lich des  Grund  und  Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen 
Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn,   und   des  sämmtlichen  unbeweglichen- 
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Zugehörs,  als:  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe 
erforderlichen  Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wach- 
und  Aufsichtsbäuser,  sammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen 
und  allen  unbeweglichen  Sachen. 

Bewegliche  Sachen  als:  Locomotive,  Wägen,  bewegliche  Maschinen, 
Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  oder  Materialien,  insoweit  sie 
zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind, 
haben  von  dem  Concessionär  an  den  Staat  bloss  um  den  überein- 
gekommenen oder  auf  Verlangen  eines  Theiles  um  den  durch  Sachver- 
ständige auf  gerichtsordnungsmässige  Weise  zu  ermittelnden  Schätzungs- 
werth überzugehen. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  mit  dem  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der  aus- 
gemittelten  Rente  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den 
Genuss  der  concessionirten  Bahn,  sammt  allen  früher  erwähnten,  dazu 
gehörigen,  sowohl  unbeweglichen  als  beweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  der  Conceßsion,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des  Reserve- 
fondes  und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener,  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  als:  Coaks-  und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von 
Maschinen  oder  anderen  Geräthen,  Speicher,  Coaks-,  Kohlen-  und 
anderer  Depots  etc.  etc.,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  er  von 
der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  10. 

Die  Ausführung  des  Baues  der  Fortsetzungsbahn  und  die  Ein- 
richtung des  Betriebes  derselben  hat  nach  Massgabe  des  von  dem 
Concessionär  vorgelegten  und  von  dem  Ministerium  für  Handel  und 
Volkswirtschaft,  vorbehaltlich  jener  Modifikationen  und  Abänderungen 
in  den  Bauanlagen,  welche  in  Folge  der  Erhebungen  der  politischen 
Begehungscommission  als  nothwenctig  erkannt  werden,  zu  genehmigenden 
Bauprojectes  und  der  Detailpläne,  dann  nach  den  bestehenden  all- 
gemeinen Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  stattzufinden.  Bei  der 
Wahl  der  Linie  sowohl,  als  auch  bei  der  Ausführung  des  Bahnkörpers 
und  der  für  den  Betrieb  erforderlichen  Hochbauten  ist  der  von  der 
competenten  Militärbehörde  im  Einvernehmen  mit  Unserem  Mini- 
sterium für  Handel  und  Volkswirtschaft  gestellten  Anforderung  zu 
entsprechen. 

Sollten  sich  bei  der  Bauausführung  Aenderungen  in  dem  Projecte 
oder  in  den  Detailplänen  als  wünschenswerth  oder  als  nothwendig  dar- 
stellen, so  ist  hiezu  ebenfalls  die  Genehmigung  des  Ministeriums  für 
«Handel  und  Volkswirtbschaft  einzuholen. 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Aussig-Teplitzer  Eisenbahngesellschaft. 


573 


Der  Concessionär  hat  mit  der  Verwaltung  der  Bahn  von  Weipert 
über  Kommotau  nach  Katschitz  oder  Rakonitz  über  den  Anschluss-  und 
Verkehrsdienst  die  nothwendige  Vereinbarung  zu  pflegen. 

Sollte  eine  Einigung  nicht  erzielt  werden,  so  ist  die  Vermittlung 
der  Staatsverwaltung  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses,  die  Bedingungen  der  Einmündung  von  Berg- 
werks- und  anderen  Bahnen  zum  eigenen  Gebrauche  und  der  Wägen- 
verleihung,  sowie  die  Vergütung  hiefür  zu  bestimmen. 

§  11. 

Es  wird  gestattet,  daes  der  Unterbau  der  Bahn  auf  die  Aus- 
führung für  die  Anlage  nur  eines  Geleises  nebst  den  erforderlichen 
Ausweichgeleisen  beschränkt  werde;  vorkommende  Tunnels  müssen  je- 
doch sogleich  für  die  Anlage  zweier  Geleise  hergestellt  werden.  Eine 
Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  jedoch  eintreten,  wenn  von 
dem  Ministerium  für  Handel  und  Volkswirthschaft  erkannt  wird,  dass 
es  die  Bodenbeschaffenheit  zulässt,  die  Erweiterung  der  Tunnels  oder 
die  Anlage  eines  neuen  Tunnels  für  das  zweite  Geleise  seinerzeit  ohne 
Gefährdung  der  Betriebssicherheit  auszuführen. 

Grund  und  Boden  inuss  entweder  sogleich  für  die  Anlage  einer 
Bahn  mit  zwei  Geleisen  eingelöst  oder  es  müssen  bei  der  Einlösung 
für  die  Bahn  mit  nur  einem  Geleise  zugleich  die  Bedingungen  für  die 
seinerzeitige  Grundabtrennung  zum  Baue  für  das  zweite  Geleise  ver- 
einbart und  sichergestellt  werden. 

Den  Unterbau  im  Uebrigen  für  das  zweite  Geleise  herzustellen, 
und  dieses  Geleise  zu  legen,  ist  der  Concessionär  erst  dann  verpflichtet, 
wenn  der  jährliche  Rohertrag  der  Bahn  per  österreichische  Meile  während 
zwei  aufeinanderfolgenden  Jahren  die  Summe  von  fl.  150.000  österr. 
Währ,  tiberschreitet. 

§  12. 

Wir  ertheilen  dem  Concessionär  die  Bewilligung,  die  Tarifsge- 
bühren in  Silbermünze  zu  bemessen,  jedoch  so,  dass  die  mit  Berück- 
sichtigung des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  in  der  Landeswährung 
angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführung  der  Tarifsgebühren  auf  die  Landeswährung  hat 
von  Monat  zu  Monat  über  Verlangen  des  Concessionärs,  wie  auch  über 
Anordnung  der  Staatsverwaltung  nach  dem  Durchschnittacourse  des 
Silbers  in  dem  vorausgegangenen  Monate  stattzufinden. 

§  13. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  ermässigten  Tarifspreisen  be- 
sorgt werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung  zwischen  Unserem 
KLriegsministerium  und   den  Verwaltungen  der  österreichischen  Staats-  . 
eiseubahngesellschaft,  der  Südbahn,  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  der  * 
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galizischen  Carl  Ludwig-Bahn,  der  Theissbahn  und  der  Südnorddeut- 
sehen  Verbindungsbahn  unterm  10.  December  1860  abgeschlossenen 
Uebereinkommen,  dessen  Bestimmungen  daher  einen  integrirenden  Be- 
standteil dieser  Concessionsurkunde  zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  dieser  Bahnen  für 
die  Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  vereinbart 
würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn 
Geltung  haben. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  für  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheits wache  Anwendung. 

Der  Concessionär  ist  auch  verpflichtet,  dem  bestehenden  Ueber- 
einkommen  der  österreichischen  Bahn  Verwaltungen  rücksichtlich  der 
gegenseitigen  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  der  Durchführung 
grosserer  Militärtransporte  beizutreten. 

§  14. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufdicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Aerars  in 
Folge  dieser  Concession,  oder  aus  bei  dieser  Eisenbahn  vorkommenden 
Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen,  und  sich  mit  dem  Auftrage 
ihrer  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck  unent- 
geltlich befördert  werden. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  vorbehalten,  in  Fällen  ausserordent- 
licher Theuerung  der  Lebensmittel  im  In  lande  die  Frachtpreise  für 
Nahrungsgegenstände  bis  auf  die  Hälfte  der  festgesetzten  Maximalpreise 
herabzusetzen. 

§  15. 

Zum  Zwecke  der  AufbringUDg  der  zur  Durchführung  des  Unter- 
nehmens erforderlichen  Geldmittel  wird  die  Berechtigung  eingeräumt, 
die  Actien-  und  Prioritätsobligationen  der  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn- 
gesellschaft, letztere  selbstverständlich  ohne  Verletzung  bestehender 
Rechte,  zu  vermehren,  oder  auch  neue  Actien  und  Prioritätsobligationen, 
bloss  für  den  Fortsetzungsbau  oder  einen  Theil  desselben  geltend,  auf 
die  Ueberbringer  oder  auf  bestimmte  Namen,  jedoch  auf  nicht  geringere 
Beträge  als  150  fl.  österr.  Währ,  lautend,  auszugeben.  Werden  sie  in 
einer  fremden  Valuta  ausgegeben,  so  muss  der  Betrag  auch  in  öster- 
reichischer Währung  ersichtlich  gemacht  werden. 

Die  neuen  Prioritäten  dürfen  zwei  Dritttheile  des  zur  Bahnfort- 
setzung von  Teplitz  nach  Kommotau  erforderlichen  Anlagecapitales 
nicht  übersteigen,  und  es  kann  deren  Ein-  und  Rückzahlung  in  effectivem 
Silber  bedungen  werden.  Auch  dürfen  sie  nicht  früher  ausgegeben 
werden,  bis  nicht  30  Procent  des  Anlagecapitales  eingezahlt  sind.  Es 
wird   zugestanden,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien  sowohl,  als  der 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Aussig-Teplitzer  Eisenbahngesellschaft.  5  75 


Prioritätsobligationen,  sowie  auch  die  Ausgabe  der  Actieninterimsscheine 
Stempel-  und  gebührenfrei  stattfinde. 

Auf  Grund  Allerhöchster  EntSchliessung  vom  15.  Ootober  1873  wurde 
der  Bahngcsellschaft  mittelst  Handelsministerial-Erlasses  vom  25.  Ootober  1873, 
Z.  365-20,  gestattet,  Prioritätsobligationen  in  Silber  bis  zur  doppelten  Höhe  des 
damals  mit  7,014.000  fl.  österr.  Währ,  (bestehend  in  33.400  Actien  ä  210  fl. 
österr.  Währ.)  festgestellten  Actiencapitales  auszugeben.  Im  Jahre  1880  wurden 
sohin  die  noch  aushaftenden  öprocentigen  Obligationen  der  Emissionen  vom  Jahre 
1861,  1866,  1868,  1870,  1872  und  1873  in  eine  einheitliche  472procentige  Anleihe 
per  26,700.000  Mark  d.  R.  W.  convertirt.  Die  noch  nnverlosten  Obligationen 
der  letzteren  Anleihe  wurden  im  Jahre  1886  neuerlich  in  eine  4procentige  Anleihe 
im  Betrage  von  26,178.000  Mark  d.  K.  W.  umgewandelt.  Vgl.  Protokoll  vom 
23.  November  1885  (Doo.  7). 

§  16. 

Wir  befreien  den  Concessionär  rücksichtlich  der  Fortsetzung;; bahn 
Teplitz-Kommotau  während  der  Bauzeit,  und  vom  Tage  der  Betriebs- 
eröffhnng  dieser  Bahnstrecke  an  gerechnet,  auf  die  Dauer  von  zwanzig 
Jahren  von  der  Entrichtung  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer  sammt 
Zuschlägen,  sowie  von  der  Entrichtung  der  Couponsstempelgebühr  und 
von  jeder  neuen  Eisenbahnsteuer,  die  etwa  durch  künftige  Gesetze 
eingeführt  wird. 

Der  Concessionär  wird  auch  von  der  im  §  89  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vorgesehenen  Entrichtung  eines  Pauschales  für  die 
erhöhten  Kosten  der  Polizeiaufsicht  und  für  die  gefällsamtliche  Ueber- 
wachung  enthoben. 

§  17. 

Die  Tilgung  des  Anlagecapitales,  und  zwar  sowohl  der  Actien, 
als  der  Prioritätsobligationen  muss  im  Wege  der  Verlosung  im  Verlaufe 
der  Ooncessionsdauer  stattfinden.  Die  Verlosung  der  Prioritätsobligationen 
hat  der  Verlosung  der  Actien  vorauszugehen,  und  sie  hat  rücksichtlich 
der  neu  auszugebenden  Obligationen  längstens  drei  Jahre  nach  der 
Eröffnung  des  Betriebes  der  neuen  Bahnstrecke  zu  beginnen.  Die  Mo- 
dalitäten und  der  Plan  dieser  Verlosung  müssen  der  Staatsverwaltung 
zur  Genehmigung  vorgelegt  werden. 

§  18. 

Sollte  der  Concessionär  den  Fortsetzungsbau  von  Töplitz  nach 
Kommotau  nicht  innerhalb  der  im  §  2  festgesetzten  Zeit  vollenden  und 
die  Bahn  nicht  in  Betrieb  setzen,  so  steht  der  Staatsverwaltung  das 
Recht  zu,  die  gegenwärtige  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  dem  Concessionär  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
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auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grösseren  Io Siegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien,  am  10.  Mai  im  Jahre  des  Heils  Eintausendachthundertsechzig- 
undsechä,  Unserer  Reiche  im  Achtzehnten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Richard  Graf  Belcredi  m.  p.  Bernhard  Freiherr  v.  Wüllerstorf  m.  p. 

Auf  Allerhöchsten  Befehl  Sr.  k.  k.  Apostolischen  Majestät: 
Adalbert  Ritter  v.  Schmid  m.  p. 
Ministerialrat!!. 

4.  Concessionsnrkande  vom  25.  Juni  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  98, 

zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotireisenbahn  yon  Bilin  durch  das  Biela- 
thal nach  Aussig. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Johann  Liebig  &  Comp,  die  Bitte  um  Ertheilung  der 
Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Eisenbahn  von  Bilin  durch  das 
Bielathal  nach  Aussig  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in 
Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  den  genannten  Bitt- 
stellern diese  Concession  auf  Grundlage  des  Eisenbahn-Concessions- 
gesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  des  Gesetzes 
vom  13.  April  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  Locomotiveisenbahn  von  Bilin  im  Anschlüsse  an  die  projectirte 
Prag-Duxer  Eisenbahn  durch  das  Bielathal  nach  Aussig  zur  Verbindung 
mit  der  nördlichen  Staatsbahn,  dann  an  die  Elbe  mittelst  einer  Schlepp- 
bahn und  eventuell  zum  Anschlüsse  an  die  auf  dem  rechten  Elbeufer 
projectirte  Eisenbahn. 

Die  Entscheidung  über  die  Art,  in  welcher  diese  Verbindung  und 
beziehungsweise  dieser  Anschluss  hergestellt  werden  soll,  bleibt  dem 
Handelsministerium  vorbehalten. 

Die  fragliche  Bahnlinie,  welche  zufolge  der  Kundmachung  vom  21.  Jänner 
1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  7  (Doo.  6),  von  der  k.  k.  priv.  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn- 
Gesellschaft,  und  zwar  mit  der  Einmündung  in  TUrmitz  (statt  Aussig)  hergestellt 
wurde,  gelangte  am  6.  Juni  1874  zur  Eröffnung. 

§  2- 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,   den  Bau  der  im  §  1  ange- 
führten Eisenbahnlinie  binnen  drei  Monaten,   vom  Tage   der   für  die 
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ganze  Strecke  ertheilten  Baubewilligang  an  gerechnet,  zu  beginnen, 
binnen  zwei  Jabren  zu  Tollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  öffent- 
lichen Verkehre  zu  übergeben. 

Die  Concessionäre  haben  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen 
der  Staatsverwaltung  durch  den  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von 
50.000  fl.  österr.  Währ.  Sicherheit  geleistet. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden  ge- 
messen die  Gebühren-  und  Stern  p  elfreihe  it. 

§  3. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der 
Bahn  hat  nach  Massgabe  des  von  dem  Handelsministerium  genehmigten 
Detailbauprojectes  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Bau  auch  nach  den  von  dem  Handels- 
ministerium zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Für  Aenderungen  in  dem  Bauprojecte  bleibt  die  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  vorbehalten. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises  be- 
schränkt werden. 

Den  Unterbau  für  das  zweite  Geleise  herzustellen  und  dieses 
zweite  Geleise  zu  legen,  sind  die  Concessionäre  rücksichtlich  jener 
Strecken,  auf  welchen  es  die  Staatsverwaltung  für  nothwendig  findet, 
erst  dann  vei pflichtet,  wenn  der  jährliche  Rohertrag  während  zweier 
aufeinanderfolgender  Jahre  die  Summe  von  fl.  140.000  in  Silber  per 
Meile  überschreitet. 

Rücksichtlich  der  Bahnanschlüsse  haben  die  Concessionäre  mit 
den  betheiligten  Verwaltungen  ein  Abkommen  zu  treffen,  welches  dem 
Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen  ist. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung 
von  Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche  zu  be- 
stimmen. 

§  *• 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Bahn 
das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diesfäliigen 
gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  wird  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener, 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flüge  1- 
bahnen  zugestanden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  als  im 
öffentlichen  Interesse  gelegen  anerkannt  werden  sollte. 

§  5- 

Die  Concessionäre  haben  sich  beim  Bau  und  Betrieb  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
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Urkunde,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen (namentlich  nach  dem  Eisen  bahn  concessionegesetze  vom  14.  Sep- 
tember 1854  und  der  EisenbahnbetriebsordDung  vom  16.  November  1851), 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

§  6. 

Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post  und 
die  Postbediensteten  nach  Vorschrift  des  §  68  der  gedachten  Eisen- 
bahnbetriebsordnung  unentgeltlich  zu  befördern. 

Wenn  die  Postverwaltung  eine  ambulante  Post,  wie  sie  auf  anderen 
österreichischen  Bahnen  bereits  besteht,  einzuführen  findet,  so  sind  für 
die  Postmanipulation  dem  Bedürfnisse  entsprechende  Räume  in  Gepäcks- 
wägen  von  den  Concessionären  ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu  unter- 
halten. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  ist  über  Ver- 
langen der  Postverwaltung  ein  geeignetes  Zimmer  nebst  einer  Requisiten- 
kammer in  den  Stationsgebäuden  der  Eisenbahn  unentgeltlich  zu  über- 
lassen, und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  eintretender  weiterer 
Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere  Vereinbarung  za 
treffen  sein. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung 
von  Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Aus- 
schluss der  Werthsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne 
besonderes  Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Bahn  zwischen  der  Eisenbahndirection  (Verwaltungsrath)  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt 
werden,  dürfen  auf  der  bezüglichen  Bahnstrecke  durch  die  Bediensteten 
•der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

§  7. 

Die  Concessionäre  haben  die  Verpflichtung,  der  Staatatelegraphen- 
verwaltung  die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn 
auf  ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu 
gestatten. 

Die  Telegraphenverwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz  der 
Aufstellung  mit  den  Concessionären  zu  verständigen. 

Ferner  haben  die  Concessionäre  die  Ueberwachung  der  hergestellten 
Leitung  durch  ihr  Bahnpersonale  ohne  Entgelt  zu  übernehmen. 

Dagegen  haben  die  Concessionäre  auch  das  Recht,  die  Drähte 
für  den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  des  Staatstelegraphen  zu 
befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der  Staats- 
verwaltung in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere  Ver- 
fügung» sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Uebereinkunft 
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getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden  Mit- 
theilungen beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem  Ein- 
flüsse und  der  Aufsicht  der  Staatsverwaltung. 

§  8. 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Begrenzungen 
unterworfen: 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden 
■die  Person: 

für  die    I.  Classe  30  kr.  österr.  Währ. 

»      r>    ^*      *   25   „       „  „ 

i»     rt  n   •    ^   Ji       »  T» 

„      „  IV.      „         .  (im  Stehwagen) .      9   „  „ 

Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindig- 
keit per  Zollcentner  und  Meile: 

für  die    I.  Classe  2     kr.  österr.  Währ. 

n      n  HI.       „    3„        „  „ 

Ausnahmsweise  haben  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Ladungen 
nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten: 

für  Getreide  und  Salz   1*5  kr.  österr.  Währ. 

„    Brenn-  und  Schnittholz  .    ...  1*2    „        „  „ 
„    Mineralkohle,   Ooaks,  gepressten 
Torf,   Erze,  Eisenflossen,  Kalk- 

und  Bausteine   1*0    „        „  „ 

Als  Expeditionsgebtibr  werden  für  alle  Güter  2  kr.  per  Zollcentner 
eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  allgemeine  Asse- 
curanz  einbezogen  ist. 

Wenn  das  Auf-  oder  Abladen  von  der  Partei  besorgt  wird,  so 
wird  die  Expeditionsgebühr  nur  mit  1*5  kr.  per  Zollcentner  eingehoben. 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses,  der  Classification  der  Waaren  und  der  sonstigen 
Verkehrsbestimmungen  ist  sich  derart  zu  benehmen,  dass  die  diesfalligen 
Preise  und  Bestimmungen  in  keinem  Falle  höher  und  lästiger  sein 
dürfen,  als  auf  der  nördlichen  Staatseisenbahn. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend 
fixirten  Grenzen  steht  den  Concessionären  frei.  Hiebei  darf  aber  eine 
persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 

Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter 
gewissen  Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine 
andere  Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder 
Begünstigung  allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die 
nämlichen  Bedingungen  eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unter- 
ziehen. 

37* 


Digitized  by  Google 


580 


K.  k.  priv.  Auasig-Tepliteer  Eisenbahngesellschaft. 


Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachttarif- 
bestimmungen der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten;  einer  solchen 
Regelung  haben  sich  die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

Vgl.   die  Kundmachung  vom  3.  December  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  169 
(Doc.  6): 

§  9- 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer 
Silberratinze  bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit 
Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der 
Landeswährung  angenommen  worden  mus«. 

Die  Zurtickführung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  über  Verlangen  der  Concessionäre,  wie  auch  über 
Anordnung  der  Staatsverwaltung  nach  dem  Durchschnittscourse  des 
Silbers  im  letztabgewichenen  Monate  stattzufinden,  wobei  jedoch  ohne 
Zustimmung  der  Concessionäre  nicht  unter  5  Percent  des  gedachten 
Durchschnittscourses  herabgegangen  werden  darf. 

§  10. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung,  sowie  hin- 
sichtlich der  Begünstigungen  reisender  Militärs  zwischen  dem  Reichs- 
kriegsministerium und  der  Direction  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 
unter  dem  18.  Juni  1868  abgeschlossenen  Uebereinkommen,  dessen 
Bestimmungen  einen  integrirenden  Bestandteil  der  Concessionsurkunde 
zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen 
Bahnen  für  Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  ver- 
einbart würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte  Bahn  Geltung 
erhalten. 

Diese  Bestimmungen  rinden  auch  auf  die  militäusch-organisiite 
Finanz-  und  Sicherheit s wache  Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich  zur  Annahme  der  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahnabtheilungen, 
sowie  der  in  dieser  Beziehung  etwa  künftig  einzuführenden  Normen, 
soweit  diese  auf  die  übrigen  österreichischen  Bahnen  Anwendung  finden. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung 
grösserer  Militärtransporte  beizutreten. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in 
Folge  dieser   Concession   oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn 
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benützen  und  Bich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen 
sammt  ihrem  Reisegepäck e  unentgeltlich  befördert  werden. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiscrstaate  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  ihres  Maximalpreises  herab- 
zumindern. 

§  13. 

Den  Concessionären  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actien - 
gesellschaft  zu  bilden  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geld- 
mittel auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen im  Betrage  von  mindestens  150  fl.  in  Silber  auszugeben, 
welche  auf  den  österreichischen  Börsen  verhandelt  und  amtlich  notirt 
werden  dürfen. 

Die  durch  Prioritätsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei 
Fünftel  des  Anlagecapitales  nicht  überschreiten. 

Werden  die  Prior  itätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  aus- 
gegeben, so  mu88  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersicht- 
lich gemacht  weiden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  §  15  der  Concessionsurkunde  vom  10.  Mai  1866 
(Doc.  3). 

§  14. 

Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agentien  im  In-  oder  Auslande 
zu  bestellen,  sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu 
Wasser  und  zu  Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften 
«inzurichten. 


Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  das  Zustandekommen  von  Flügel- 
bahnen in  die  längs  der  Hauptbahn  gelegenen  Kohlenreviere  behufs 
Hebung  des  Kohlenverkehrs  kräftigst  zu  fördern,  beziehungsweise  diese 
Bahnen  im  Wege  des  Uebereinkommens  mit  den  Interessenten  gegen 
Bedingung  eines  bestimmten  Frachtenquantums  und  Tarifzuschlages 
herzustellen,  und  es  wird  über  die  Richtung  dieser  Bahnen  und  den 
Zeitpunkt  der  Herstellung  die  Genehmigung  des  Handelsministeriums 
vorbehalten.  Im  Falle  als  ein  gütliches  Uebereinkommen  nicht  zu  Stande 
kommen  sollte,  steht  die  Entscheidung  dem  Handelsministerium  zu, 
wobei  auf  eine  gesicherte  und  zureichende  Quote  für  die  Verzinsung 
und  Tilgung  des  für  die  betreffende  Flügelbabn  verwendeten  Anlage  - 
.  capitales  Rücksicht  genommen  werden  wird. 
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§  16. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sieb,  für  die  gesetzliche  Ueber- 
wachung  der  Bahnunternehmung,  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene 
Geschäftslast,  eine  jährliche  Pauschal  Vergütung  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  im  Verhältnisse  der  dies- 
falligen  Leistung  der  übrigen  inländischen  Eisenbahnen  festgestellt 
werden  wird. 

Desgleichen  sind  die  Concessionäre  verpflichtet,  die  aus  Änlass  der 
Aenderungen  im  Verwaltungs-Organismus  disponibel  gewordenen  Staats« 
beamten,  insoferne  sie  die  nötbige  Befähigung  besitzen  und  den  Erforder- 
nissen der  von  den  Concessionären  aufzustellenden  Dienstordnung  ent- 
sprechen, bei  Bewerbung  um  eine  Dienstesstelle  vorzugsweise  zu  berück- 
sichtigen. 

Auch  übernehmen  die  Concessionäre  die  Verbindlichkeit,  die  sich  für 
eine  Anstellung  bei  der  Unternehmung  der  concessionirten  Eisenbahn 
meldenden  und  dazu  geeigneten  ausgedienten  Militärs,  und  zwar  ins- 
besondere die  gut  gedienten  Unterofficiere  vorzugsweise  zu  berücksichtigen, 
sowie  auch  bezüglich  der  Verleihung  von  Dienstesposten  an  Unterofficiere 
den  Bestimmungen  des  für  die  subventionirten  Bahnen  diesfalls  in 
Aussicht  genommenen  Gesetzes  rückhaltslos  beizutreten. 

Die  Concessionäre  verpflichten  Eich  ferner,  seinerzeit  für  die  Auf- 
nahme dieser  Verpflichtungen  in  den  von  ihnen  dem  Ministerium  des 
Innern  vorzulegenden  Entwurf  der  Gesellschaftstatuten  Sorge  zu  tragen. 

§  17. 

Für  die  im  §  1  angeführte  Eisenbahn  werden  folgende  Begünsti- 
gungen gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer,  von  der  Entrichtung  der 
Coupons-Sttmpelgebühren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch 
künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  20 
Jahren; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Zeitpunkte 
der  Betriebseröffnung; 

c)  die  Befreiung  von  Stempeln  und  Gebähren  für  die  er6te  Ausgabe 
der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der  Interims- 
scheine, sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebtihr. 

§  18. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessions- Gesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  Neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes 
auf  der  ganzen  Linie  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 
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Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  der  im  §  2  festgesetzte  Termin 
für  den  Beginn,  dann  für  die  Vollendung  des  Baues  und  Eröffnung  des 
Betriehes  nicht  eingehalten  wird,  und  die  Termins  Überschreitung  nicht  im 
Sinne  des  §11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessions-Gesetzes  und  namentlich 
auch  durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  19. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Concessions-Ui künde  die 
concessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
ertrSgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der 
zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Reinertrag 
der  übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag,  welcher  jedoch  nicht  weniger  als  fünf 
Percent  des  Anlagecapitales  sammt  der  festgesetzten  Tilgungsquote  betragen 
darf,  ist  den  Concessionären  als  Jabresrente  in  halbjährigen  Raten  bis 
zum  Ablauf  der  Concessionsdauer  2U  bezahlen. 

Vgl.  Punkt  4  und  5  de«  Protokolle«  vom  23.  November  1885  (Doo.  7). 

§  20. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den 
Genuss  der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grund  und  Bodens, 
der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der 
Bahn  und  des  sämmtlichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als:  Bahnhöfe,  Auf- 
und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude  an 
den  Abfahr ta-  und  Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Aufsichtshäuser,  sammt 
allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  und  allen  unbeweglichen 
Sachen. 

Bewegliche  Sachen,  als:  Locomotive,  Wägen,  bewegliche  Maschinen, 
Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  insoweit  sie  zur 
Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind,  haben 
von  den  Concessionären  an  den  Staat  bloss  um  den  vereinbarten  oder  auf 
Verlangen  eines  Theiles  um  den  durch  Sachverständige  auf  gerichts- 
ordnungsmässige  Weise  zu  ermittelnden  Schätzungswerth  überzugehen. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  der  Ein- 
lösung tritt  der  Staat  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der  aus- 
gemittelten  Rente  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigentbum  und  in  den 
Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahnstreke  mit  allen  früher 
erwähnten,  dazu  gehörigen  sowohl  beweglichen  als  unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahn  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des  aus  dem  eigenen 
Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes  und  der  aus- 
stehenden Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen  errichteten 
und  lücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  als:  Coaks- 
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und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen  Geräthen, 
Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  anderen  Depots  etc.,  zu  deren  Erbauung 
oder  Erwerbung  dieselben  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrück- 
lichen Beisatze  ermächtigt  wurden,  dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn 
bilden. 

§  21. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn  un- 
geachtet vorausgegao gener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nicht- 
befolgung  der  in  der  Concessions-Ui  künde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten 
Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden 
Massregeln  dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf 
der  ConcessioDsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  den  Concessionären  das  Hecht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sammtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  streng  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Keichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien, 
am  fünfundzwanzigsten  Juni  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Achthundert 
Siebenzig,  Unserer  Reiche  im  Zweiundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Potocki  m.  p.  Holzgethan  m.  p.  Pretls  m.  p. 

5.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  21.  Jänner 

1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  7, 

betreffend  die  Uebertragung  der  Concession  für  die  Bielathal-Bahn  an  die 

Aussig-Teplitzer  Eisenbahngesellschaft. 

Die  zufolge  der  Concessionsurkunde  vom  25.  Juni  1870,  R.  G.  Bl. 
Nr.  98,  dem  Grosshandlungshause  Johann  Liebig  &  Comp,  ertheilte 
Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Bilin 
im  Anschlüsse  an  die  Prag-Duxer  Eisenbahn  durch  das  Bielathal  nach 
Aussig  zur  Verbindung  mit  der  nördlichen  Staatsbahn,  dann  an  die 
Elbe  mittelst  einer  Schleppbahn  und  eventuell  zum  Anschlüsse  an  die 
auf  dem  rechten  Elbeufer  concessionirte  Eisenbahn  wurde  von  den 
Concessionären  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Erschliessung  vom  20.  No- 
vember 1871  an  die  k.  k.  priv.  Aussig-Teplitzer  Eisenbahngesellschaft 
mit  der  Abänderung  tibertragen,  dass  die  Einmündung  der  Bielathal- 
Bahn  in  die  Aussig-Teplitzer  Bahn  statt  in  Aussig  bei  Ttirmitz  zu 
erfolgen  hat  und  die  neue  Eisenbahn  von  Bilin  durch  das  Bielathal 
nach  Ttirmitz  spätestens  gleichzeitig  mit  der  in  Au«sig  anschliessenden 
Strecke  der  österreichischen  Nordwestbahn  dem  öffentlichen  Verkehre 
zu  tibergeben  ist. 

Banhans  m.  p. 
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6.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  3.  December 

1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  169, 


betreffend  die  Abänderung  einiger  concessionsmässi^er  Tarifbestinimuugen 
der  k.  k.  priy.  Ausslg-Teplitzer  EisenbahngeseUsehmft. 

In  Abänderung  des  §  5  der  ConcesBionsurkunde  vom  10.  Mai 
1866,  B.  G.  Bl.  Nr.  69,  für  die  Fortsetzung  der  Aueeig-Teplitzer 
Locomotiveisenbahn  von  Töplitz  nach  Komotau  und  des  §  8  der  Con- 
cessioD sur künde  vom  25.  Juni  1870,  R.  6.  Bl.  Nr.  98,  für  die  Loco- 
motiveisenbahn von  Bilin  durch  das  Bielathal  nach  Aussig,  haben  auf 
Grundlage  des  Gesetzes  vom  15.  Juli  1877,  B.  G.  Bl.  Nr.  64,  be- 
treffend die  Maximaltarife  für  die  Personenbeförderung  auf  den  Eisen- 
bahnen, an  Stelle  der  einschlägigen,  die  Personenbeförderung  betreffen- 
den Bestimmungen,  vom  1.  Februar  1883  ab,  die  nachfolgenden  Bestim- 
mungen zu  treten: 

1.  Der  Maximaltarif  für  den  Personentransport  wird  im  Sinne  der 
Bestimmungen  ad  Punkt  4  für  dermalen  in  folgendem  Ausmasse  fest- 
gesetzt, und  zwar: 

per  Person  und  Kilometer: 

für  die     I.  Classe  4*0  kr. 

r>     n     H.      „   3-0  „ 

n     *  "I.      „   2  0  „ 

österr.  Währ,  in  Silber. 

2.  Bei  eventueller  Einführung  von  Eilzügen  dürfen  diese  Tarifslitze 
um  20  Perceot  erhöht  werden,  wenn  dieselben  nicht  bloss  Waggons 
I.  Classe  führen  und  wofern  die  durchschnittliche  Geschwindigkeit 
dieser  Züge  (inclusive  der  Aufenthalte  in  den  Stationen)  mindestens 
37  Kilometer  per  Zeitstunde  beträgt. 

3.  Die  ad  1  angeführten  Maximaltarife  haben  auch  für  gemischte 
Züge  Giltigkeit. 

4.  Während  auf  der  Linie  Türmitz-Bilin  (Bielathalbahn)  die 
IV.  Wagenclasee,  so  wie  bisher  mit  dem  concessionsmässigen  Maximal- 
satze von  1*19  kr.  per  Person  und  Kilometer  fortzuführen  ist,  wird  die 
Gesellschaft  von  der  Verpflichtung  zur  Führung  der  IV.  Wagenclasse 
auf  der  Hauptlinie  Aussig-Komotau  bis  auf  Weiteres  mit  der  Bedingung 
enthoben,  dass  die  im  II.  Nachtrage  vom  1.  August  1882  zum  allgemeinen 
Personentarife  der  k.  k.  priv.  Aussig-Teplitzer  Bahn  vom  1.  October  1876 
enthaltenen  Fahrpreise  für  Tour-  und  Betourkarten  aufrecht  erhalten 
bleiben. 

Sollten  jedoch  diese  Taxen  eine  Erhöhung  erfahren,  oder  sollte 
sich  das  Bedürfniss  nach  weitergehenden  Ermässigungen  herausstellen 
und  sollte  in  diesem  Falle  die  Gesellschaft  nicht  in  der  Lage  sein, 
entsprechende  Erleichterungen  in  der  III.  Wagenclasse  zu  gewähren, 
so  ist  dieselbe  gehalten,  über  Aufforderung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
auf  den  von  demselben  bezeichneten  Strecken  die  IV.  Classe  (Steh- 
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wagen),  und  zwar  mit  dem  Tarifsatze  von  1*5  kr.  österr.  Währ,  in 
Silber  per  Pereon  und  Kilometer  wieder  einzuführen. 

Wenn  und  insoweit  der  letztere  Fall  eintritt,  können  die  Tarif- 
sätze für  die  Personenbeförderung  bis  zum  Maximum  von  4*8  kr.  österr. 
Währ.  Silber  in  der  I.,  von  8'6  kr.  in  der  II.  und  von  2'4  kr.  in  der 
III.  Wagenclasse  per  Person  und  Kilometer  erhöht  werden,  wobei  sodann 
jedoch  die  20percentige  Ermässigung  für  gemischte  Züge  bezüglich  der 
ersten  drei  Classen  vollständig  durchzuführen  ist. 

5.  Auf  einer  und  derselben  Verkehrslinie,  in  derselben  Verkehrs- 
richtung und  unter  den  gleichen  Bedingungen  dürfen  die  Gesammt- 
transportkoßten  für  eine  näher  gelegene  Station  nicht  höher  sein,  als 
für  eine  entferntere. 

6.  Die  Feststellung  der  Tarifsätze  für  die  mit  dem  Personen- 
transporte im  Zusammenhange  stehende  Beförderung  von  Gepäck,  Fahr- 
zeugen und  lebenden  Thieren,  sowie  sämmtlicher  Nebenbestimmungen 
für  die  Beförderung  von  Personen  bleibt  nach  Anhörung  der  Gesell- 
schaft dem  k.  k.  Handelsministerium  vorbehalten. 

Für  jedes  ganze  Fahrbillet  wird  ein  Freigewicbt  von  25  Kilo- 
gramm und  für  jedes  halbe  Fahrbillet  ein  solches  von  12  Kilogramm 
festgesetzt. 

7.  Alle  neuen  Tarife  im  Personenverkehr,  sowie  jede  Aufbebung 
oder  Abänderung  der  schon  bestehenden  Tarife  hat  die  Gesellschaft 
mindestens  14  Tage  vor  dem  Inslebentreten  der  bezüglichen  Tarifmass- 
nahmen  nach  den  Anordnungen  des  k.  k.  Handelsministeriums  öffentlich 
kundzumachen. 

8.  Die  Bestimmungen  für  die  Beförderung  von  Militärpersonen 
werden  durch  vorstehende  Feststellungen  nicht  berührt. 

Plno  m.  p. 

7.  Protokoll 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium  vom  23.  November  1885* 

Gegenwärtig: 

Von  Seite  des  Verwaltangsrathes  der 
k.  k.  priv.  Aus8ig-Tepliter  Eisenbahn- 
gesellsohaft: 

Herr  Präsident  Carl  Wolfrum. 


Von  Seite  der  Regierung: 
Seine  Excellenz  Herr  k.  k.  Seotionschef 
Freiherr  v.  Pusswald  als  Vorsitzender; 


Herr  Verwaltungsrath  Dr.  Josef  Tragy. 


Herr  k.  k.  Ministerialsecretär  Johann 
Kapf  als  Vertreter  des  k.  k.  Finanz- 
ministeriums; 

Herr  k.  k.   Sectionschef  Dr.  Heinrich 
Ritter  v.  Wittek; 

Herr  k.  k.  Sectionsrath  Ludwig  Wrba. 

K.  k.  Ministerialsecretär  Dr.  Emil  Hardt  als  Protokollführer. 
Gegenstand  der  Verhandlung 
ist  die  Feststellung  der  Bedingungen,  unter  welchen  die  k.  k.  Staats- 
verwaltung geneigt  ist,  der  k.  k.  priv.  Aussig-Teplitzer  Eisenbahngesell- 
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schaft  die  erbetene  Bewilligung  zur  Convertiruog  des  von  dieser  Gesell- 
schaft auf  Grund  der  ihr  mit  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums 
vom  28.  April  1880,  Z.  12256,  ertheilten  Genehmigung  aufgenommenen, 
derzeit  noch  im  Restbeträge  von  26,178.000  Mark  deutscher  Reichs- 
währung aushaftenden  4  Y2percentigen  Prioritätsanlehens  de  dato 
15.  Mai  1880  im  ursprünglichen  Gesammtnominalbetrage  von 
26,700.000  Mark  deutscher  Reichswährung  in  eine  gleichfalls  auf  Reichs- 
mark lautende  4percentige  Prioritätsanleihe  in  der  vorerwähnten  Rest- 
höhe zu  ertheilen. 

In  dieser  Hinsicht  ist  nach  eingehender  Erörterung  des  Gegen- 
standes zwischen  den  unterzeichneten  Regierungsvertretern  im  Namen 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  vorbehaltlich  der  hohen  Genehmigung  Ihrer 
Excellenzen  des  Herrn  k.  k.  Handelsministers  und  des  Herrn  k.  k. 
Finanzministers  einerseits  und  den  unterzeichneten  Vertretern  des  Ver- 
waltungsratheB  der  k.  k.  priv.  Aussig  Teplitzer  Eisenbahn gesellschaft 
vorbehaltlich  der  Zustimmung  der  Generalversammlung  der  Actionäre 
andererseits,  die  nachstehende  Vereinbarung  getroffen  worden: 

1.  Die  gesellschaftliche  4y.2percentige  Prioritätsanleihe  vom  16.  Mai 
1880  per  26,700.000  Mark  deutscher  Reichswährung  im  derzeit  noch 
aushaftenden  Betrage  von  26,178.000  Mark  soll  in  ein  mit  4  Percent 
verzinsliches,  innerhalb  55  Jahren,  vom  Jahre  1886  angefangen,  d.  i. 
bis  zum  Jahre  1940  rückzahlbares  Prioritätsanlehen  in  der  oben  er- 
wähnten Resthöhe  von  26,178.000  Mark  deutscher  Reichswährung  um- 
gewandelt werden. 

Die  zu  diesem  Zwecke  seitens  der  Gesellschaft  ins  Auge  gefasste 
Modalität  der  Vornahme  der  obgedachten  Convertirung  in  der  Weise, 
dass  auf  den  bisher  nnverlosten  Theilscbuldverschreibungen  der  Priori- 
tätsanleihe vom  15.  Mai  1880  die  Herabsetzung  des  Zinsfusses  von 
472  Percent  auf  4  Percent  in  Form  einer  Abstempelung  ersichtlich 
gemacht  und  den  Inhabern  derselben  dementsprechend  nur  neue  Coupon- 
bögen ausgefolgt  werden  sollen,  wird  von  Seite  der  k.  k.  Staatsver- 
waltung nicht  beanständet. 

Zugleich  wird  bemerkt,  dass  in  die  diesfalls  zur  Anwendung  zu 
bringende  Abstempelungsclausel  ein  Hinweis  auf  den  dem  Formulare 
beigedruckten  Tilgungsplan  nicht  aufzunehmen  sein  wird. 

2.  Behufs  Erlangung  der  in  dem  Gesetze  vom  25.  Mai  1883, 
R.  G.  Bl.  Nr.  81,  beziehungsweise  in  dem  Gesetze  vom  8.  November 
1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  160,  vorgesehenen  Gebühren erleichterungen  wird 
die  Gesellschaft  unter  Vorlage  des  von  der  Regierung  genehmigten  Con- 
vertirungsplanes  seinerzeit  bloss  nachzuweisen  haben,  dass  auch  die 
formale  Zustimmung  der  Generalversammlung  ihrer  Actionäre  zu  dieser 
Convertirung  erfolgt  ist. 

3.  Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
gegenüber  von  der  ihr  nach  §  3  des  Tilgungsplanes  der  Prioritäts- 
anleihe vom  15.  Mai  1880  zustehenden  Befugniss,  jährlich  auch  eine 
beliebig  grössere  Anzahl  von  Schuldverschreibungen,  als  nach  diesem 
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Tilgungsplane  entfallt,  auszulosen  und  rückzuzahlen,  derart  Gebrauch 
zu  machen,  dass  vom  Jahre  1886  angefaogen  mindestens  die  aus  dem 
mit  ihrer  Eingabe  vom  12.  November  1885,  Z.  17262,  vorgelegten  und 
hieramts  richtig  befundenen  Tilgungsplan  ersichtliche  Anzahl  von 
Schuldverschreibungen  zur  Auslosung  und  Rückzahlung  gelangen  soll. 

4.  Im  Falle  der  Einlösung  der  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn  durch 
den  Staat  soll  von  der  in  Gemässheit  der  einschlägigen  Concessions- 
bestimmungen  (§  8  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  10.  Mai 
1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  69,  §  19  der  Allerhöchsten  Goncessionsurkunde 
vom  25.  Juni  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  98)  an  die  Gesellschaft  auszu- 
bezahlenden Jahresrente  ein  Drittel  des  in  Folge  der  Convertirung  der 
Prioritätsschuld  erzielten  Jahresersparnisses,  d.  i.  desjenigen  Betrages, 
utn  welchen  die  Verzinsung  und  Amortisation  des  convertirten  472per- 
centigen  Prioritätsanlehens  nach  Abzug  der  aus  der  Bestreitung  der 
Convertirungskosten  erwachsenen  effectiven  Jahreslast  die  Zinsen  und 
Tilgungsannuität  des  4percentigen  Prioritätsanlehens  übersteigt,  mit  dem 
vereinbarten  Pauschalbetrage  von  zweiuudzwauzigtausend  (22.000)  Mark 
deutscher  Reichswährung  Jahr  fdr  Jahr  zu  Gunsten  des  Staates  in 
Abzug  gebracht  werdeD. 

Zugleich  wird  ein  verständlich  anerkannt,  dass  die  Convertirung 
in  dem  Falle,  als  die  Einlösung  auf  Grund  der  concessionsmässigen 
MinimaleinlÖsungsrente  stattzufinden  hätte,  auf  diese  Minimaleinlösungs- 
rcnte  zurückwirkt,  so  dass  im  Sinne  der  zuerst  bezogenen  Concessions- 
bestimmung  neben  der  öpercentigen  Verzinsung  des  Actiencapitales  und 
den  planmässigen  Tilgungsquoten  eine  nur  4percentige  Verzinsung  der 
Prioritätsobligationen  in  Gold  als  MinimaleinlÖsungsrente  zu  gelten  hat. 

5.  Die  Gesellschaft  räumt  der  k.  k.  Staatsverwaltung  das  Recht  ein, 
vom  25.  Juni  1900  angefangen,  wann  immer,  sämmtliche,  das  gesell- 
schaftliche Unternehmen  bildenden  Eisenbahnlinien,  und  zwar  von  Aussig 
nach  Teplitz,  von  Teplitz  nach  Kommotau,  von  Bilin  nach  Türmitz,  von 
Dux  nach  Schwaz  nebst  allen  zu  diesen  Linien  gehörigen  Zweigbahnen 
unter  den  in  den  §§  8  und  9  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde 
vom  10.  Mai  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  69,  festgesetzten  Bestimmungen  ein- 
zulösen, wonach  insbesondere  der  Staat  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung 
der  auf  Grund  der  jährlichen  Reinerträgnisse  dieser  sämmtlichen  Linien 
ausgemittelten  Rente,  welche  mindestens  den  im  Punkt  4,  zweiten 
Absatz  erwähnten  Betrag  erreicht,  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigen- 
thum und  in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahnen  sammt  allen  dazu 
gehörigen,  sowohl  unbeweglichen  als  beweglichen  Sachen  zu  treten  haben 
wird. 

Hiemit  wurde  das  in  einem  ungestempelten  Exemplar,  welches  in 
Aufbewahrung  beim  k.  k.  Handelsministerium  verbleibt  und  von  welchem 
eine  beglaubigte  Abschrift  der  Gesellschaft  ausgefolgt  wird,  ausgefertigte 
Protokoll  geschlossen,  verlesen  und  unterfertigt. 

(Folgen  die  Unterschriften  ) 
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8.  Statuten 

der  k.  k.  prir.  Aussig- Teplitz  er  Eisenbalingesellgcliaft. 

I.  Abschnitt. 

Bildung,  Namen,  Sitz,  Zweck  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

§  v 

Auf  Grandlage  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  de  dato  Wien 
den  2.  August  1856  haben  Fürst  Edmund  Clary-Aldringeu,  Besitzer  der 
Fideicommissherrschaft  Teplitz;  Graf  Albert  Nostiz-Rienek,  Besitzer  der 
Herrschaften  Tttrmitz  mit  Prödlitz;  Werner  Friedrich  Freiherr  v.  Riese- 
Stallburg,  Herrschaftsbesitzer  zu  Woykau;  Carl  Fiedler,  Chef  des  Gross- 
handlungshauees  C.  A.  Fiedler  &  Söhne  in  Prag;  C.  W.  Aue,  Kaufmann 
und  Eisenbahndirector  in  Magdeburg ;  A.  Leonhardi,  Director  der  sächsisch- 
böhmischen  Dampfschiffahrtsgesellschaft  in  Dresden ;  Emil  Becker,  Director 
der  Bergbaugesellschaft  Saxonia  in  Karbitz;  Dr.  Franz  Josef  Stradal, 
Advocat  und  k.  k.  Notar  in  Teplitz,  als  ursprüngliche  Gründer;  ferner 
die  in  Folge  Beschlusses  vom  26.  Juli  1856  als  Mitgründer  beige- 
tretenen Friedrich  Zdekauer  v.  Treukron,  Chef  des  Banquierhauses 
Moritz  Zdekauer  in  Prag;  Leopold  Kitter  v.  Lämel,  Grosshäodler  in 
Prag;  J.  B.  Edler  v.  Riedl,  Grosshändler  und  Präsident  der  Handels- 
kammer in  Prag;  die  Allgemeine  Deutsche  Credit-Anstalt  in  Leipzig 
eine  Actiengesellschaft  errichtet. 

Die  Rechtsverhältnisse  dieser  Actiengesellschaft  werden,  so  weit 
nicht  im  Nachstehenden  gegentheilige  Bestimmungen  getroffen  sind, 
nach  den  Vorschriften  des  zweiten  Bnches,  Titel  III  des  allgemeinen 
Handelsgesetzbuches  beurtheilt. 

§  2. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  ist: 

„K.  k.  privilegirte  Aussig-Teplitzer  Eisenbahngesellschaft." 
Die    Gesellschaft    fühlt    den    k.    k.   Adler    mit  vorstehender 
Umschrift. 

Die  Firma  wird  von  je  zwei  Verwaltungsräthen  oder  einem  Ver- 
waltuugsrath  und  einem  Directionsmitgliede,  und  zwar  von  Letzterem 
mit  dem  Beisatze  per  procura  gezeichnet. 

§  3. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Teplitz. 

§  *• 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 
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a)  der  Bau  und  Betrieb  der  durch  die  Allerhöchste  Concessionen 
de  dato  2.  August  1856,  10.  Mai  1866  und  21.  Januar  1872 
bewilligten  Eisenbahnen  zwischen  Aussig  und  Kommotau; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  von  Zweigbahnen  für  Locomotiv-  oder 
Pferdebetrieb  zu  im  Bereiche  der  Bahnen  liegenden  Kohlen- 
werken und  anderen  Etablissements; 

c)  der  Bau  und  Betrieb  jener  Eisenbahnen,  für  welche  der  Gesell- 
schaft die  Allerhöchste  Bewilligung  verliehen  werden  wird,  oder 
auch  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  schon  bestehender  Eisen- 
bahnen; 

d)  die  Beförderung  von  Personen  und  Gütern  auf  den  der  Gesell- 
schaft überlassenen  Bahnen. 

Die  Gesellschaft  hat  daher  auch  die  Verpflichtung,  die  Ge- 
nehmigung der  festzusetzenden  Tarife  nach  Vorschrift  des  §  10,  lit.  c 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  jedesmal  zu  erwirken. 

§  5- 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablauf  der  erworbenen  Aller- 
höchsten Eisenbahnconcessionen,  wenn  nicht  die  Generalversammlung  die 
Auflösung  der  Gesellschaft  in  Gemässheit  dieser  Statuten  früher  be- 
schliesst. 

§  6- 

Die  Gesellschaft  veröffentlicht  ibre  Bekanntmachungen  in  einer 
offiziellen  Wiener  und  Prager,  einer  sächsischen  und  preussischen 
Zeitung,  eine  jede  mindestens  dreimal.  Die  Nameu  dieser  Zeitungen, 
sowie  ein  etwa  eintretender  Wechsel  werden  bekannt  gemacht. 

Durch  die  Einrückung  in  den  beiden  bezeichneten  österreichischen 
Zeituogen  gelten  die  Bekanntmachungen  als  gehörig  erlassen,  und  be- 
gründen den  Eintritt  der  nach  Massgabe  dieses  Statuts  mit  den  Auf- 
forderungen verbundenen  Rechts  Wirkungen. 

Fristen  werden  von  dem  auf  den  Tag  der  ersten  Einrückung 
in  die  Prager  Zeitung  nächstfolgenden  Tage  an  berechnet. 

IT.  Abschnitt. 
Gesellschaftscapital  und  Actien. 

§  7. 

Das  Stammcapital  ist  auf  11,428.500  fl.  österr.  Währ.,  bestehend 
aus  38.095  Stück  Actien  a  300  fl.  österr.  Währ.,  festgesetzt. 

Das  Actiencapital,  welches  bis  dahin  aus  38.095  Stück  Actien  ä  210  fl. 
österr.  Währ.  =  7,999.950  fl.  bestanden  hatte,  wurde  im  Jahre  1889  in  der 
Weise  auf  den  obigen  Betrag  von  11,428.500  fl.  erhöht,  daas  auf  die  im  Umlauf 
befindlichen  Actien,  sowie  auf  die  ausgegebenen  Genussscheine  eine  Nachzahlung 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Aussig-Teplitzer  Eisenbahngesellschaft. 


591 


von  je  90  fl.  per  Stück  aus  Gesellschaftsmitteln  geleistet  und  der  Nominalbetrag 
der  noch  im  Portefeuille  befindlichen  Actien  auf  je  300  fl.  erhöht  wurde. 

§  8. 

Das  Gesellschaftscapital  kann  Überdies  auf  Antrag  des  Ver* 
waltungsrathes,  über  Beschlues  der  Generalversammlung  nach  Mass- 
gabe der  Allerhöchsten  Concessionen,  auch  über  den  gegenwärtigen  Betrag 
erhöht  werden. 

Die  Bedingungen,  unter  welchen  etwaige  spätere  Actienemissionen 
ausgegeben  werden  sollen,  bestimmt  in  jedem  einzelnen  Falle  die 
Generalversammlung. 

§  9. 

Die  Actien  lauten  auf  den  Inhaber,  sind  unter  fortlaufender 
Nummer  ausgefertigt,  mit  dem  tiockenen  Stempel  der  Gesellschaft  und 
der  Unterschrift  der  nach  dem  §  2  zur  Zeichnung  der  Firma  berech- 
tigten  Personen,  sowie  mit  Talon  und  Dividendencoupons  versehen. 

§  10. 

Jeder  Actionär  ist  nur  für  den  Nominalwerth  seiner  Actie  ver- 
antwortlich, und  kann  mit  Ausnahme  der  Verzugszinsen  im  §  14  zu 
keiner  weiteren  Zahlung  über  den  Betrag  der  Actie  hinaus  angehalten 
werden.  Alle  Actionäre  haben  im  Verhältniss  der  Zahl  ihrer  Actien 
gleiche  Rechte  und  Ansprüche  auf  das  Gesammteigenthum  der  Gesell- 
schaft und  das  Erträgniss  derselben. 

§ 

Die  Actien  sind  untheilbar,  die  Gesellschaft  erkennt  für  jede 
Actie  nur  einen  Eigenthümer  an,  welcher  sich  durch  den  blossen  Besitz 
der  Actie  legitimirt.  Mehrere  Repräsentanten  einer  Actie*  sind  daher 
nicht  befugt,  ihre  Rechte  einzeln  und  getrennt  auszuüben,  sondern  ver- 
pflichtet, dieselben  zusammen  durch  eine  Person  wahrnehmen  zu  lassen. 
Die  Erben  eines  Actionärs  können  unter  keinem  Vorwande  die  An- 
legung der  Siegel  auf  Güter,  Gelder  und  Werthpapiere  der  Gesellschaft 
nachsuchen,  noch  sich  auf  irgend  eine  Art  in  die  Verwaltung  eiomischen. 

§  12. 

Die  Einzahlung  der  Actienbeträge  ist  an  die  gesellschaftliche 
oder  die  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmten  Cassen  zu  leisten. 

§  13. 

Bei  Emission  neuer  Actien  kann  die  erste  Einzahlung  bis  30  Per- 
cent, jede  spätere  Einzahlung  darf  nicht  mehr  als  mit  20  Percent  des 
Nominal werth es  der  Actien  eingefordert  werden.  Zwischen  jeder  Ein- 
zahlung muss  eine  mindestens  vierwöchentliche  Frist  liegen. 
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§  u. 

Die  Aufforderungen  zur  Einzahlung  sind  mit  Angabe  der  Zahlungs- 
orte in  den  Blättern,  deren  sieh  die  Gesellschaft  zu  ihren  Veröffent- 
lichungen bedient  (siehe  §  6),  eine  jede  mindestens  dreimal  bekannt 
zu  machen.  Zwischen  der  letzten  Bekanntmachung  und  dem  Einzahlungs- 
termine  muss  eine  Frist  von  mindestens  vier  Wochen  liegen.  Erfolgt 
die  Einzahlung  nicht  bis  zu  dem  bestimmten  Termine,  so  sind  die 
säumigen  Action&re  nochmals  zur  nachträglichen  Leistung  derselben 
und  zur  Entrichtung  der  mit  6  Percent  pro  anno  zu  berechnenden 
Verzugszinsen  unter  der  Verwahrung  aufzufordern,  dass  sie  im  Unter- 
lassungsfälle ihrer  Rechte  aus  der  Zeichnung  der  Actien  und  ihrer  ge- 
leisteten Teilzahlungen  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  für  verlustig 
werden  erklärt  werden. 

Die  Aufforderung  ist  ebenfalls  dreimal  in  den  §  6  genannten 
Blättern  und  unter  Bestimmung  der  im  vorstehenden  Absätze  dieses 
Paragraph  es  gesetzten  Frist  zu  veröffentlichen. 

§  15. 

Der  Zeichner  einer  Actie  ist  nur  für  die  Einzahlung  von  40  Per- 
cent des  Nominalwertlies  derselben  haftend. 

Bis  zur  Erfüllung  von  40  Percent  werden  über  die  geleisteten 
Einzahlungen  Interimsscheine,  auf  die  Person  des  Zeichners  lautend, 
für  die  weiteren  Einzahlungen  bis  zur  Vollzahlung  Interimsscheine, 
auf  den  Inhaber  lautend,  ausgehändigt.  Bei  Leistung  der  lezten  Ein- 
zahlung erfolgt  die  Aushändigung  der  wirklichen  Actiendocumente.  An 
Stelle  verfallener  Interimsscheine  (§  14)  kann  der  Verwaltungsrath 
neue  ausfertigen  lassen  und  mit  der  Quittung  über  den  auf  die  ver- 
fallenen Interimsscheine  bereits  geleisteten  Betrag  der  Einzahlungen 
zum  Besten  der  Gesellschaft  veräussern. 

Die  Emission  neuer  Actien  vor  erfolgter  Volleinzahlung  der  Actien 
früherer  Emissionen  ist  unstatthaft. 

§  16. 

Den  Actionfiren  bleibt  unbenommen,  den  vollen  Betrag  der  Actien 
auf  einmal  gegen  Aushändigung  der  Actiendocumente  oder  interimistisch 
gegen  Abstempelung  der  Interimsscheine  einzuzahlen. 

§  17. 

Die  Direction  kann  die  Bewilligung  zur  Hinterlegung  und  Auf- 
bewahrung der  Actien  in  die  Gesellschaftscasse  ertheilen. 

§  18. 

Der  Besitz  einer  Actie  bedingt  die  Unterwerfung  unter  die 
Statuten  der  Gesellschaft. 
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§  19- 

In  Verlust  gerathone  Actien  und  Coupons  müssen  bei  dem  com- 
petenten  Gerichte  amortisirt  werden,  um  neue  Urkunden  dagegen 
erhalten  zu  können. 

III.  Abschnitt. 
Verwaltungsrath. 

§  20. 

Die  obere  Leitung  der  Gesellschaft,  sowie  die  Vertretung  der- 
selben in  allen  Beziehungen  ist  einem  aus  acht  bis  zwölf  Mitgliedern 
bestehenden  Verwaltungsrathe  anvertraut,  wovon  höchstens  zwei  Mit- 
glieder Ausländer  sein  können. 

§  21. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der  General- 
versammlung der  Actionäre  gewählt,  ihre  Functionen  dauern  sechs  Jahre 
und  ihre  Wahl  wird  durch  die  im  §  6  bezeichneten  öffentlichen  Blätter 
bekannt  gemacht. 

§  22. 

Beamte  der  Gesellschaft  und  Personen,  welche  nicht  dispositions- 
fähig sind,  oder  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben,  ohne  nachträglich 
ihre  Gläubiger  vollständig  befriedigt  zu  haben,  sowie  Personen,  welche 
wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervor- 
gegangenen Vergehens  oder  Uebertretung  rechtskräftig  verurtheilt 
worden  sind,  können  nicht  zu  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  er- 
wählt werden,  und  verlieren  diese  Mitgliedschaft,  falls  während  der- 
selben eines  jener  Verhältnisse  eintritt.  Wird  ein  Mitglied  des  Ver- 
waltungsrathes nach  seiner  Wahl  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  einer 
anderen  Eisenbahngesellschaft,  so  hat  die  nächste  ordentliche  General- 
versammlung für  seine  Stelle  eine  Neuwahl  vorzunehmen,  bei  welcher 
er  jedoch  wieder  wählbar  ist.  Davon  abgesehen,  kann  der  Verwaltungs- 
rath ein  gewähltes  Mitglied  seiner  Function  entheben,  wenn  dasselbe 
in  ein  mit  seiner  Stelle  unverträgliches  Contractverhältniss  tritt  oder 
sich  absichtlich  einer  wesentlichen  Verletzung  der  Interessen  der  Gesell- 
schaft schuldig  macht. 

In  diesem  Falle  hat  der  Verwaltungsrath  gleichzeitig  eine  General- 
versammlung einzuberufen,  welche  über  die  definitive  Enthebung  dieses 
Mitgliedes  zu  entscheiden  hat.  Zur  Giltigkeit  eines  derartigen  Beschlusses 
des  Verwaltungsrathes  ist  erforderlich,  dass  in  der  betreffenden  Sitzung 
mindestens  drei  Viertel  der  Mitglieder,  ohne  den  zu  enthebenden,  an- 
wesend sind,  und  mindestens  zwei  Drittel  der  abgegebenen  Stimmen 
gich  dafür  ausgesprochen  haben.  Freiwilliger  Rücktritt  ist  den  Ver- 
waltungsräthen  nach  vorheriger  dreimonatlicher  Kündigung  gestattet. 

Die  RechUurkuoden  der  Oiterr.  Eisenbahnen.  II.  38 
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§  23. 

Die  Erneuerung  des  Verwaltungsrath  es  erfolgt  in  der  Weise,  dass 
jedes  zweite  Jabr  in  der  Generalversammlung  jene  Mitglieder  desselben, 
deren  Functionsdauer  nach  Massgabe  des  §  21  abgelaufen  ist,  aus- 
scheiden und  durch  Neuwahl  der  Generalversammlung  ersetzt  werden. 

§  24. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  muss  mindestens  25  Actien 
eigentümlich  besitzen.  Diese  Actien  werden  bei  der  Gesellschaft  hinter- 
legt und  bleiben,  so  lange  die  Functionen  des  betreffenden  Verwaltungs- 
rathes dauern,  unübertragbar  und  unveräusserlich. 

§  25. 

Der  Verwaltungsrath  erwählt  jährlich  unmittelbar  nach  jeder 
ordentlichen  Generalversammlung  aus  seiner  Mitte  den  Präsidenten  und 
Vicepräsidenten.  Jeder  derselben  ist  wieder  wählbar.  Bei  gleichzeitiger 
Abwesenheit  beider  Präsidenten  betraut  der  Verwaltungsrath  eines 
8 einer  Mitglieder  mit  dem  Amte  de9  Vorsitzenden. 

§  26. 

Wird  die  Stelle  eines  Verwaltungsrathes  in  aussergewöhnlicher 
Weise  erledigt,  so  wird  dieselbe  von  dem  Verwaltungsrathe  selbst 
wieder  besetzt. 

Das  zur  Ergänzung  gewählte  Mitglied  scheidet  an  dem  Termine 
aus,  au  welchem  die  Functionen  seines  Vorgängers  aufgehört  haben 
würden. 

§  27. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  Ersatz  für  Heise- 
kosten und  für  andere  durch  ihre  Functionen  veranlasste  Auslagen, 
sowie  einen  Antheil  am  jährlichen  Eeingewinne.  (§  53.) 

§  28. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Prag  oder  in  einem  an 
der  Bahn  gelegenen  Orte,  auf  Einladung  des  Präsidenten,  so  oft  das 
Interesse  der  Gesellschaft  es  erfordert  oder  drei  Ver waltun gsräthe  es 
beantragen,  zum  wenigsten  aber  einmal  in  drei  Monaten. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst, 
bei  Gleichheit  der  Stimmen  gilt  jene  Meinung  als  Beschluss,  für  welche 
der  Vorsitzende  gestimmt  hat. 

Kommen  persönliche  Angelegenheiten  eines  Mitgliedes  zur  Ver- 
handlung, so  ist  dasselbe  davon  ausgeschlossen. 

Zur  Giltigkeit  der  Verhandlungen  ist  die  Anwesenheit  von 
mindestens  der  Hälfte  der  im  §  20  statutenmäßig  festgesetzten  Ver- 
waltungsräthe  erforderlich. 
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§  29. 

Eine  Stellvertretung  im  Verwaltungsrathe  ist  nicht  zulässig. 

§  30. 

i 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Ver waltun gsrathes  wird  ein  Pro- 
tokoll aufgenommen,  welches  der  Vorsitzende  und  wenigstens  zwei  an- 
wesende Mitglieder  unterfertigen;  Abschriften  oder  Auszüge  aus  dem 
Protokoll  müssen,  um  Beweiskraft  zu  haben,  von  dem  Präsidenten  oder 
dessen  Stellvertreter  und  von  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes 
unterfertigt  sein. 

§  31. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vertreter  der  Gesellschaft  (Art.  231, 
232  des  Handelsgesetzbuches),  er  repräsentirt  sie  nach  Aussen  und 
fasst  im  Namen  derselben  bindende  Beschlüsse  in  allen  Angelegen- 
heiten, welche  nicht  der  Generalversammlung  ausdrücklich  vorbe- 
halten sind. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind  für  ihre  Amtsführung 
gleich  jedem  anderen  Bevollmächtigten  verantwortlich. 

§  32. 

Der  Verwaltungsrath  ist  berechtigt,  die  ihm  zugewiesenen  Geschäfte 
innerhalb  bestimmter  Grenzen  für  einzelne  Fälle  durch  besondere  Voll- 
macht auf  einzelne  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  oder  der  Direction 
zu  übertragen. 

IV.  Abschnitt. 
Direction. 

§  33. 

Zur  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  und  zur 
speciellen  Führung  der  Geschäfte  ernennt  der  Verwaltungsrath  eine 
Direction.  Dieselbe  ist  auf  die  ihr  von  dem  Verwaltungsrathe  zuge- 
wiesenen Befugnisse  beschränkt  und  an  die  von  ihm  zu  empfangenden 
Instructionen  gebunden. 

V.  Abschnitt. 
Generalversammlung  der  Actionäre. 

§  34. 

Die  ordnungsmäßig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre. 

38* 
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§  35. 

An  der  Generalversammlung  theilzunehmen  ist  jeder  Actio när 
berechtigt,  welcher  wenigstens  zehn  Actien  besitzt.  Vertretung  ist  nur 
durch  andere,  nach  §  38  stimmberechtigte  Actionäre  zulässig. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  der  Anwesenden. 

§  36. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  vom  Ver- 
waltungsrathe  jedesmal  durch  eine  Kundmachung,  welche  wenigstens 
vier  Wochen  vor  dem  Zusammentritt  auf  die  im  §  6  angeführte  Weise 
veröffentlicht  wird. 

In  diese  Einberufung  ist  das  Programm  der  Generalversammlung 
aufzunehmen. 

§  37. 

Je  zehn  Actien  geben  das  Kecht  auf  eine  Stimme.  Kein  Actionär 
kann  jedoch  mit  Einrechnung  der  ihm  übertragenen  Vertretungen  mehr 
als  40  Stimmen  in  sich  vereinigen. 

§  38. 

Die  Actionftre  müssen,  um  ihr  Stimmrecht  in  der  Generalversammlung 
ausüben  zu  können,  ihre  Actien  wenigstens  acht  Tage  vor  dem  Zusammen- 
tritt derselben  am  Sitze  der  Gesellschaft  oder  bei  den  vom  Verwaltungs- 
rathe  in  der  Einladung  zur  Generalversammlung  zu  bezeichnenden 
Orten  niederlegen. 

Sie  erhalten  sodann  eine  auf  den  Namen  lautende  Legitimatioas- 
karte,  welche  die  Zahl  der  hinterlegten  Actien  und  der  darnach  auf 
dieselben  entfallenden  Stimmenzahl  ausweist. 

§  39. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  einmal  im  Jahre,  und 
zwar  spätestens  im  Monat  Mai  in  Teplitz  oder  Prag  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  finden  statt,  so  oft  es  der 
Verwaltungsrath  für  förderlich  erachtet,  oder  20  Actionäre,  deren  Actien 
zusammen  ein  Zehntel  der  im  Umlaufe  befindlichen  Actien  unter 
Deponirung  ihrer  Actien  im  Sinne  des  §  38,  darauf  beim  Verwaltungs- 
rathe  in  einer  von  ihnen  unterzeichneten  Eingabe  unter  Angabe  des 
Zweckes  und  der  Gründe  antragen. 

§  40. 

Die  Generalversammlung  ist  in  der  Hegel  beschlussfähig,  wenn 
die  Actionäre  den  zehnten  Theil  der  im  Umlaufe  befindlichen  Actien 
repräsentiren. 

Nur  wenn  es  sich  um  eine  der  in  §  44  sub  6 ,  7,  8,  9  be- 
zeichneten Angelegenheiten  handelt,  ist  die  Vertretung  der  Hälfte  der 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Aussig-Tepliteer  Eiaenbahngesellschaft. 


597 


in  Umlauf  befindlichen  voll  gezahlten  Actien  und  überdies  die  Zu- 
stimmung von  zwei  Drittel  der  bei  der  Generalversammlung  abgegebenen 
Stimmen  nothwendig. 

§  41. 

Kommt  eine  beschlussfähige  Generalversammlung  nicht  zu  Stande, 
so  ist  eine  neuerliche  Versammlung  unter  Bezugnahme  auf  die  Be- 
stimmungen dieses  Paragraphen,  jedoch  nur  unter  Festsetzung  einer  nur 
vierzehntägigen  Frist  einzuberufen,  in  welcher  ohne  Rücksicht  auf  die 
Zabl  der  vertretenen  Actien,  jedoch  nur  über  solche  Gegenstände  Be- 
schlüsse gefasst  werden  können,  welche  bereits  zur  Tagesordnung  der 
ersten  Versammlung  gehörten. 

Die  §  40  am  Schlüsse  getroffene  Bestimmung  über  das  Erforderniss 
der  Zweidrittelmajorität  gilt  auch  für  diese  zweite  Generalversammlung. 

§  42. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  einer  der  Prä- 
sidenten des  Verwaltungsrathes  oder  bei  deren  Verhinderung  ein  anderes 
von  dem  Verwaltungsrathe  zu  wählendes  Mitglied  desselben. 

§  43. 

Alle  Wahlen  erfolgen  mit  Stimmzettel  durch  absolute  Mehrheit,  bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden.  Kommt 
beim  ersten  Wahlgange  eine  absolute  Majorität  nicht  zu  Stande,  so  tritt 
die  engere  Wahl  zwischen  den  zwei,  welche  die  meisten,  oder  denjenigen, 
welche  die  gleichmeisten  Stimmen  erhalten  haben,  ein;  die  Wahl  der 
Rechnungsrevisoren  durch  Acclamation  ist  zulässig. 

§  44. 

Der  Generalversammlung  werden  der  Geschäftsbericht  und  der 
Abßchlus8  der  Jahresrechnung,  welche  den  stimmberechtigten  Actionären 
wenigstens  drei  Tage  vor  der  Generalversammlung  an  den  Anmelde- 
stellen (§  38)  zur  Verfügung  zu  stellen  sind,  vorgetragen. 

Der  Beschluss  der  Generalversammlung  ist  erforderlich: 

1.  zur  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  der 
Rechnungsrevisoren ; 

2.  zur  Genehmigung  der  Jahresrechnung; 

3.  zur  Feststellung  der  jährlichen  Dividende  und  der  Quoten  für 
den  Tilgungs-,  Reserve-,  Erneuerungs-  und  Pensionsfond; 

4.  zur  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales  und  zur  Aufnahme 
von  Anlehen; 

5.  zum  Bau  von  Zweig-  und  Flügelbahnen,  welche  die  Länge  von 
lY2  Meilen  überschreiten; 

6.  zur  Ausdehnung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  über  die  in 
§  4  bestimmten  Grenzen; 
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7.  zur  theilweisen  oder  gänzlichen  Veräusserung  der  Eisenbahn 
und  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes  j 

8.  zur  Aenderung  dieser  Statuten ; 

9.  zur  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  Privilegiums- 

dauer. 

Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  über  die  unter  4,  5,  6,  7,  8  und  9 
bezeichneten  Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
einzuholen. 

§  45. 

Die  statutenmäßigen  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind 
für  alle  Actionäre  rechtsverbindlich. 

§  46. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  zwei  von  ihm 
zu  bezeichnenden  Mitgliedern  der  Generalversammlung  und  dem  von 
ihm  ernannten  Schriftführer  zu  unterzeichnen  ist. 

Dem  Originalprotokolle  ist  das  Verzeichniss  der  nach  Ausweis  der 
Legitimationskarten  vertreteuen  Actien  beizulegen. 

Abschriften  und  Auszüge  der  Protokolle  sind  von  dem  Vorsitzenden, 
einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  und  dem  Schriftführer  zu  be- 
glaubigen. 

Der  Abschluss  der  Jahresrechnung,  der  Geschäftsbericht  und  ein 
Protokollauszug  der  Generalversammlung  werden  für  die  Actionäre  durch 
den  Druck  bekannt  gemacht. 

VL  Abschnitt. 

■ 

Revisionsausschuss. 

§  47.  * 

Behufs  der  Prüfung  und  Adjustirnng  der  gesellschaftlichen  Rech- 
nungen für  da8  abgelaufene  Jahr  wählt  die  jeweilige  ordentliche  General- 
versammlung aus  den  stimmberechtigen  Actio nären,  mit  Ausnahme  der 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  der  durch  §  22  von  der  Wahl 
zu  Ver waltun gsräthen  ausgeschlossenen  Personen,  den  aus  drei  Mit- 
gliedern und  zwei  Ersatzmännern  bestehenden  Revisionsausschuss. 

§  48. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  -Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen,  über  vorkommende  Anstände  und  Be- 
denken von  den  Rechnungslegern  im  kürzesten  Wege  mündliche  oder 
schriftliche  Aufklärung  und  Erläuterungen  abzuverlangen  und  den 
Schlussbefund  der  nächsten  Generalversammlung  vorzulegen. 
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VII.  Abschnitt. 
Erträgniss. 
§  49. 

Der  Rechnungsabscbluss  findet  am  31.  December  jeden  Jahres 
statt.  Der  nach  Abzug  der  Betriebs-  und  Erhaltungskosten  und  der 
Erfordernisse  der  Anleihen  der  Gesellschaft  übrig  bleibende  Betrag 
bildet  den  Gewinn  des  Unternehmens,  welcher  in  nachfolgender  Weiße 
verwendet  wird. 

§  50. 

Zunächst  wird  von  demselben  die  Tilgungsquote  für  den  zur 
Amortisation  der  Actien  dienenden  Fond  bestritten. 

Die  Tilgung  der  Actien  erfolgt,  vom  Jahre  1859  beginnend, 
innerhalb  der  Dauer  der  Allerhöchsten  Concessionen  nach  einem  von 
der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  fest- 
gesetzten Amortisationsplane. 

Dem  Tilgungsfonde  wird  zu  diesem  Ende  eine  zu  dem  Nominal- 
capitale  der  Actien  im  richtigen  Verhältnisse  stehende  Tilguugsquote, 
ausserdem  der  auf  die  bereits  eingelösten  Actien  nach  §  53  entfallende 
Divideodenantheil,  soweit  er  5  Procent  per  Actie  nicht  übersteigt,  aus 
dem  Gewinne  überwiesen. 

§  61. 

Die  zu  tilgenden  Actien  werden  durch  Verlosung  bestimmt,  die 
jährlich  zu  der  Zeit  und  auf  die  Art,  welche  der  Verwaltungsrath  fest- 
setzt, öffentlich  stattfindet.  Die  Nummern  der  gezogenen  Actien  werden 
statutenmäßig  (§  6)  kundgemacht.  Den  Besitzern  der  verlosten  Actien 
wird  am  1.  Juli  des  Verlosungsjahres  das  wirklich  eingezahlte  Actien- 
capital  nebst  der  letztf&lligen  und  den  etwa  noch  unbehobenen  und 
nicht  verjährten  Dividenden  in  Barem  ausgezahlt  und  ihre  ursprüng- 
lichen Actien  sammt  den  dazugehörigen  noch  nicht  verfallenen  Divi- 
dendencoupons nebst  Talons  werden  gegen  besondere,  auf  den  Ueber- 
bringer  lautende,  mit  Coupons  und  Talons  versehene  Genussscheine  in 
der  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Form  umgewechselt.  Den 
Besitzern  dieser  Genussscheine  steht  gegen  die  Gesellschaft  kein  weiterer 
Anspruch  auf  die  zurückgezahlten  Actieneinlagen  zu.  Bezüglich  des 
Gewinnes  gebührt  ihnen  nur  ein  Antheil  an  der  Dividende,  welche  nach 
Auszahlung  von  5  Procent  der  Actieneinlage  an  die  Besitzer  der  nicht 
getilgten  Actien  nach  §  53  etwa  noch  zur  Vertheilung  gelangt. 

Von  diesen  Genussscheinen  werden  je  zwei  Stück  in  Bezug  zur 
Theilnahme  an  der  Generalversammlung  und  bei  Erlegung  der  in  §  24 
für  den  Verwaltungsrath  vorgeschriebenen  Einlage  einer  Actie  gleich- 
gestellt. 
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§  52. 

Nach  Abzug  der  Quote  für  den  Tilgungsfond  werden  vom  Rein- 
gewinne mindestens  4  Percent  dem  Reservefond  zugewiesen. 

Wenn  der  Reservefond  den  Betrag  von  10  Fercent  des  ein- 
gezahlten Actiencapitals  erreicht,  kann  die  Zurücklegung  in  denselben 
vermindert  oder  auch  ganz  unterlassen  werden.  Dieselbe  hat  wieder 
stattzufinden,  sobald  der  Reservefond  unter  den  obigen  Betrag  herabsinkt. 

§  53. 

Von  dem  nach  Abzug  der  Quote  für  den  Tilgungsfond  und  Reservefond 
erübrigenden  Reingewinne  kann  ein  Theil  auf  Vorschlag  des  Verwaltungs- 
rathes  dem  Pensionsfonde  und  dem  Erneuerun gsfonde  zugewiesen  werden. 
Von  dem  nach  Abzug  der  dem  Tilgungs-,  Reserve-  und  eventuell 
Pensions-  und  Erneuerun  gsfonde  zugewiesenen  Beträge  verbleibenden 
Reingewinne  sind  zunächst  5  Percent  des  Nominalbetrages  der  nicht 
verlosten  Actien  an  die  Actieninhaber  zur  Vertheilung  zu  bringen. 

Von  dem  noch  erübrigenden  Ueberschusse  erhält  der  Verwaltungs- 
rath als  Tantieme  so  viel  mal  5/6  Percent,  als  der  Verwaltungsrath 
während  des  Rechnungsjahres  Mitglieder  zählte.  Die  Vertheilung  dieser 
Tantiemen  unter  die  einzelnen  Mitglieder  bestimmt  der  Verwaltungs- 
rath. Der  noch  verbleibende  Rest  des  Reingewinnes  kommt  unter  an- 
gemessener Abrundung  nach  dem  von  der  Generalversammlung  diesfalls 
gefassten  Beschlüsse  zur  gleichmässigen  Vertheilung  an  die  Actionäre 
und  Genussschein-Inhaber. 

§  54. 

Der  Gewinnantheil  der  Actionäre  und  der  Genussschein -Inhaber 
wird  am  1.  Juli  des  auf  den  Rechnungsabschluss  folgenden  Jahres 
gegen  Ablieferung  des  betreffenden  Coupons  am  Sitze  der  Gesellschaft 
und  an  den  von  ihr  zu  bezeichnenden  Zahlungsorten  ausgezahlt. 

§  55. 

Dividenden,  die  nicht  innerhalb  fünf  Jahren  nach  der  Verfallzeit 
erhoben  werden,  verfallen  zu  Gunsten  der  Gesellschaft. 

Schlussbestimmungen. 

§  56. 

Bei  Auflösung  der  Gesellschaft  bescbliesst  die  Generalversammlung 
Über  die  Art  und  Weise  der  Liquidirung  des  Gesellschaftsvermögens, 
wobei  die  Vertheilung  des  derselben  verbleibenden  Vermögens  dergestalt 
zu  geschehen  bat,  dass  den  noch  existirenden  Actionären  in  erster  Reihe 
das  eingezahlte  Capital  zurückgestellt  und  sodann  der  TJeberrest  an  die- 
selben und  an  die  Inhaber  der  früher  ertheilten  Genussscheine  gleich 
vertheilt  wird. 
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§  57. 

Die  Staatsverwaltung  wird  das  ibr  zustehende  Aufsichtsrecht  durch 
einen  zu  bestellenden  landesfürstlicben  Commissär  ausüben  lassen;  dem- 
selben bleibt  es  vorbehalten,  in  die  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht 
zu  nehmen. 

Er  hat  darauf  zu  sehen,  dass  die  Gesellschaft  die  Grenzen  der 
Concession  nicht  tiberschreite  und  die  Bestimmungen  der  Statuten,  sowie 
der  allgemeinen  Vorschriften  beachte. 

§  58. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichet,  die  sich  um  eine  Stelle  bewerben- 
den und  dazu  geeigneten  Militärs  nach  Massgabe  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  19.  December  1853  vor  anderen  Bewerbern  zu  berück- 
sichtigen. 

Nr.  23395. 

Die  vorstehenden  geänderten  Statuten  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Er- 
mächtigung genehmigt. 

Wien,  den  21.  Deoember  1889. 

Taafle  m.  p. 
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1.  Concessionsurkunde  vom  8.  September  1859,  H.  M.  V. 

Bl.  Nr.  79, 

für  die  Eisenbahn  von  Prag  Uber  Pilsen  an  die  bayerische  Grenze,  aus- 
gefertigt in  Folge  Allerhöchster  Genehmigung  Sr.  k.  k.  apostolischen 

Majestät  todi  5.  September  185». 

§  i- 

Die  Staatsverwaltung  überlässt  mit  Allerhöchster  Genehmigung 
Sr.  k.  k.  apostolischen  Majestät  den  Herren  Gebrüdern  Klein, 
A.  Lanna,  H.  D.  Lindheim,  Franz  Richter  und  der  Prager  Eisen- 
industriegesellschaft das  ausschliessliche  Recht  zum  Baue  einer 
Locomotiveisenbahn  von  Prag  über  Pilsen  bis  an  die  bayerische  Grenze 
nebst  Zweigbahn  von  Hollaubkau  nach  Radnitz  und  Wegwanow  und  zum 
Betriehe  dieser  Strecken  für  den  Personen-  und  Sachentransport,  derart,  dass 
Niemandem  während  der  ganzen  Dauer  der  Concession  gestattet  werden 
wird,  zum  öffentlichen  Gebrauche  eine  Eisenbahn  zu  errichten,  welche 
dieselben  Punkte  verbinden  würde,  ohne  neue  zn  berühren,  welche  von 
der  Staatsverwaltung  in  strategischer,  politischer  oder  commercieller 
Hinsicht  für  wichtig  erkannt  werden.  In  dem  Falle  einer  nach  dieser 
Bestimmung  zulässigen  Errichtung  einer  die  angeführten  Punkte  ver- 
bindenden Eisenbahn  wird  den  Concessionären  der  Vorzug  vor  dritten 
Bewerbern  eingeräumt  werden,  wenn  sie  dieselben  Bedingungen  ein- 
gehen und  sich  hiezu  längstens  binnen  drei  Monaten  nach  der  ihnen 
zutheil  gewordenen  Verständigung  rechtsverbindlich  erklären. 

Von  der  oben  genannten  Hauptbahn  Ii  nie  wurde  die  Strecke  von  Skurnian 
(nächst  Pilsen)  bis  znr  Landes  grenze  bei  Furth  am  16.  October  1861,  die 
Strecke  von  Prsg  bis  Skurnian  am  15.  Juli  1862  dem  Verkehre  übergeben. 

An  Stelle  der  Flügelbahn  von  Hollaubkau  über  Ober-Stapno  nach  Radnitz 
und  Wegwanow  wurde  zufolge  des  Handelsministerialerlasses  vom  18.  Mai  1862 
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(Doc.  4)  eine  solche  von  Chrast  nach  Ober-Stupno  hergestellt,  welche  am 
2.  April  1863  zur  Eröflhung  gelangte. 

§  2. 

Ein  gleiches  Vorrecht  wird  den  Concessionären  auch  bezüglich 
einer  von  Pilsen  nach  Eger  bis  an  die  bayerische  Grenze  und  von 
Pilsen  nach  Badweis  zu  bauenden  Eisenbahn  zugestanden. 

Auf  dieses  Vorrecht  wurde  anlässlich  der   Allerhöchsten  Concessions- 
ertheilung  für  die  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  Verzicht  geleistet 

§  3; 

Das  ausgearbeitete  Project  und  die  Detailpläne  sind  den  Behörden 
zur  Genehmigung  vorzulegeD,  und  ist  sich  bei  der  Ausführung  genau 
nach  diesen  Plänen  zu  richten.  Die  Grundflächen  für  die  Hauptbahn 
müssen  sogleich  für  zwei  Geleise  eingelöst  werden;  die  Concessionäre 
sind  aber  erst  dann  verpflichtet,  ein  zweites  Geleise  zu  legen,  wenn 
der  Rohertrag  per  österreichische  Meile  die  Summe  von  Einhundert 
secbzigtausend  Gulden  österr.  Währ,  tiberschreitet. 

§  4. 

Bei  der  Ausführung  der  concessionirten  Eisenbahnstrecken  ist  auch 
den  in  militärischer  Beziehung  notbwendigen  Anforderungen  zu  ent- 
sprechen, und  haben  sich  die  Concessionäre  dem  Ausspruche  der  com- 
petenten  Militärbehörde  unbedingt  zu  fügen. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  die  Pflicht,  die  concessionirten  Eisen- 
bahnen während  der  ganzen  Dauer  der  Concession  im  unausgesetzten 
Betriebe  und  im  vollkommen  guten  Zustande,  ohne  allen  Beitrag  von 
Seite  der  Staatsverwaltung  zu  erhalten  und  jederzeit  die  Betriebsmittel 
mit  dem  Bedürfnisse  des  Öffentlichen  Verkehres  in  Verhältniss  zu 
bringen. 

§  6- 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Bahn- 
strecken das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  dies- 
fälligen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

§  7. 

Die  Eisenbahnstrecke  von  Prag  über  Pilsen  bis  an  die  bayerische 
Grenze  ist  bis  Ende  Juni  1862  zu  vollenden  und  dem  Betriebe  zu 
übergeben.  Im  Falle  die  Concessionäre  wider  Erwarten  durch  ihr  Ver- 
schulden diese  Frist  überschreiten  sollten,  ist  die  Staatsverwaltung  ohne- 
weiters  berechtigt,  auf  Gefahr  und  Kosten  der  Concessionäre  den  Ausbau 
zu  vollenden  oder  sonst  das  Fehlende  nachzutragen. 
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Die  Bestimmung  des  Zeitpunktes,  an  welchem  die  Zweigbahn  nach 
Radnitz  and  Wegwanow  vollendet  sein  muss,  wird  dem  Finanzministerium 
vorbehalten. 

§  8. 

Rücksichtlich  der  Anschlusspunkte  der  concessionirten  Bahnstrecken 
an  die  königl.  bayerischen  Bahnen  und  der  Regelung  des  dies- 
fälligen  wechselseitigen  Betriebsdienstes  haben  sich  die  Concessionäre 
den  Bestimmungen  der  mit  der  königl.  bayerischen  Regierung  abge- 
schlossenen Staatsverträge  oder  noch  zu  pflegenden  Verabredungen 
und  den  hienach  getroffenen  behördlichen  Anordnungen  vollständig 
zu  fügen. 

Die  Modalitäten  des  Anschlusses  bei  Förth  erscheinen  durch  den  Staats- 
vertrag vom  21.  April  1856,  R.  G.  Bl.  Nr.  100,  und  durch  die  Uebereinkunft 
vom  20.  September  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  236,  geregelt. 

§  9. 

Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahnstrecken  genau  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen 
Concessionsurkunde,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
(namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September 
1854  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851), 
sowie  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Verordnungen  zu  benehmen, 
daher  auch  insbesondere  die  Post  nach  Vorschrift  des  §  68  der  gedachten 
Eisenbahnbetriebsordnung  zu  befördern,  wobei  die  Postverwaltung  für 
einen  von  jeder  Hauptstation  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstunden 
und  dessen  Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen  befugt  ist. 
So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträderigen  oder  zwei  vierräderige 
Wägen  erfordert,  erhalten  die  Concessionäre  für  jeden  weiter  beizu- 
stellenden Wagen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  per  Meile. 
Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von  Postbeamten 
oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  an  die  betreffenden  Stationen 
ohne  besonderes  Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben,  sowie  die  von  der 
Postverwaltung  etwa  beigeschafften  oder  benützten  Eisenbahnwaggons 
unentgeltlich  zu  verwahren  und  zu  beaufsichtigen  und  für  die  Besorgung 
des  Postdienstes  in  den  Brief- Aufgabs-  und  Abgabsstationen  ein  geeignetes 
Postbureau  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn  unentgeltlich  zu  überlassen, 

§  10. 

Bezüglich  der  Staatstelegraphenleitung  haben  die  Concessionäre 
die  Verpflichtung,  nicht  bloss  die  Herstellung  und  Benützung  derselben 
nach  Vorschrift  des  §  10  ad  h  des  Eisenbahnconcessionsgesotzes  vom 
14.  September  1854  zu  gestatten,  sondern  auch  die  Bewachung  der  her- 
gestellten Leitungen  durch  ihr  Bahnpersonale  ohne  besonderes  Entgelt 
zu  übernehmen.  Dagegen  haben  die  Concessionäre  auch  das  Recht,  die 
Drähte  für  den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  des  Staatstelegraphen 
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zu  befestigen;  die  Anwendung  des  Betriebstelegraphen  bleibt  aber  aus- 
schliesslich auf  die  den  Bahndienst  betreffenden  Mittheilungen  beschränkt, 
und  steht  demnach  unter  dem  Einflüsse  und  der  Beaufsichtigung  der 
Staatsverwaltung. 

§  11. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  vor,  die  Einmündung  anderer 
Bahnen  in  die  concessionirten  Linien  zu  gestatten,  und  die  Modalitäten 
dieser  Einmündung  und  des  diesfälligen  Anschlussdienstes  nach  Einver- 
nehmung der  Concessionäre  festzusetzen. 

§  1*. 

Die  Staatsverwaltung  gewährleistet  den  Concessionären  öpercentige 
jährliche  Zinsen  von  dem  auf  die  Bahnlinie  Prag-Pilsen  bis  an  die 
bayerische  Grenze  nebst  Zweigbahn  von  Hollaubkau  nach  Radnitz  und 
Wegwanow  wirklich  verwendeten,  die  Maximalsumme  von  24  Millionen 
Gulden  österr.  Währ,  nicht  überschreitenden  Anlagecapitale. 

Die  Staatsverwaltung  gewährleistet  überdies  zur  Amortisirung  des 
Anlagecapitales  noch  ein  jährliches  Erträgniss  von  zwei  Zehntel  Percent 
von  eben  diesem  Capitale. 

Wenn  das  Anlagecapital  die  erwähnte  Maximalsumme  übersteigen 
sollte,  so  wird  für  den  Mehraufwand  eine  Zinsen-  und  Amortisations- 
garantie nicht  geleistet.  Erreicht  dagegen  der  wirkliche,  gehörig  nach- 
zuweisende Bauaufwand  den  angeführten  Maximalbetrag  nicht,  so  bat 
sich  die  Zinsen-  und  Amortisationsgarantie  bloss  auf  diese  mindere 
Bausumme  zu  erstrecken. 

Die  Bestimmungen  über  die  Bemessung  der  Staats  gar  antie  wurden  durch 
das  erneuerte  Uebereinkommen  vom  23.  Ootober  1860  (Doc.  2),  den  Vertrag  vom 
12.  Jänner  1866  (Doc.  4),  den  Erlaas  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom 
24.  April  1867  (Doc.  5),  das  Uebereinkommen  vom  24.  Juni  1869  (Doo.  7)  und 
schliesslich  durch  das  Protokoll  vom  11.  Deoember  1884  (Doo.  8)  wesentlich 
modificirt 

Zur  näheren  Erklärung  der  von  der  Staatsverwaltung  über- 
nommenen Staatsgarantie  wird  noch  Folgendes  festgesetzt: 

a)  unter  Anlagecapital  sind  sowohl  die  Kosten  des  Baues  als  der 
ersten  Betriebseinrichtung  (d.  i.  bis  zum  Ende  des  ersten  Betriebs- 
jahres nach  eröffnetem  Betriebe)  zu  verstehen; 

b)  zu  den  Gesammtauslagen,  deren  Zinsen 4  die  Staatsverwaltung 
gewährleistet,  werden  auch  die  öpercentigen  Interessen  der  nach 
Massgabe  des  Erfordernisses  hinausgegebenen  Actien  und  der  zur 
Bestreitung  des  Bauaufwandes  auszugebenden  Prioritätsobligationen 
während  der  Bauzeit  bis  zur  Betriebseröffnung  gerechnet,  wogegen 
der  allfällige  Ertrag  eines  Theiles  der  concessionirten  Linie, 
welche  in  Betrieb  gesetzt  werden  sollte,  bevor  die  Eröffnung  auf 
der  ganzen  Linie  erfolgt,  davon  in  Abzug  zu  bringen  ist; 
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c)  die  garantirten  zwei  Zehntel  Percent  dürfen  in  keinem  Falle 
anders  als  zur  wirklichen  Amortisirung  des  Anlagecapitales  ver- 
wendet werden; 

d)  insofern  die  concessionirten  Bahnen  nach  vollständiger  Betriebs- 
eröffnung nicht  fünf  zwei  Zehntel  Percent  des  Anlagecapitales, 
nach  Abzug  der  Betriebsspesen ,  eintragen  sollten,  sind  die  Con- 
cessionäre  bis  zu  der  oben  erwähnten  Maximalsumme  berechtigt, 
die  diesfallige  Ergänzung  von  dem  Aerar  zu  fordern,  und  das 
Aerar  ist  verpflichtet,  den  Abgang  zur  Verfallszeit  der  bezüglichen 
Zinsen-  oder  Dividendencoupons  an  die  Concessionäre  auszu- 
bezahlen, vorausgesetzt,  dass  die  Concessionäre  diese  Bezahlung 
durch  Producirung  der  diesfälligen,  gehörig  documentirten  Rech- 
nungen wenigstens  drei  Monate  früher,  als  die  Zahlung  geleistet 
werden  soll,  von  dem  Aerar  angesprochen  haben; 

Vgl.  §  l,  lit.  e,  des  erneuerten  Uebereinkommens  vom  23.  Oetober  1860 
(Doo.  2)  und  Art.  VI  des  Vertrages  vom  J2.  Jänner  1865  (Doc.  4). 

e)  der  Betrag  der  Summe,  welche  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der 
übernommenen  Gewährleistung  bezahlt,  ist  lediglich  als  eine 
geleistete,  mit  4  Percent  verzinsliche  VorschuBSzahlung  an  die 
Concessionäre  zu  behandeln,  dermassen,  dass  sobald  die  Jahres- 
rente der  concessionirten  Bahnstrecken  die  gewährleistete  Annuität 
überschreitet,  der  diesfällige  Ueberschuss  sogleich  znr  Rückzahlung 
des  Vorschusses  sammt  4  Percent  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung 
bis  zur  gänzlichen  Tilgung  bestimmt  ist; 

Vgl.  Punkt  13  des  Uebereinkommens  vom  24.  Juni  1869  (Doc  7)  und 
§  3  des  Protokolls  vom  11.  Deeember  1884  (Doo.  8). 

f)  wenn  zur  Zeit  des  Erlöschens  oder  der  Einlösung  der  Concession 
die  Concessionäre  in  Folge  obiger  Gewährleistung  dem  Staate  noch 
irgend  einen  Betrag  schulden  sollten,  so  ist  dieser  Betrag  aus 
dem  noch  erübrigenden  Vermögen  der  Unternehmung  zu  be- 
richtigen ; 

die  Staatsverwaltung  behält  sich  vor,  durch  ein  von  ihr  abge- 
ordnetes Organ  Einsicht  in  alle  Gebarungen  zu  nehmen,  um  die 
Ueberzeugung  zu  erhalten,  dass  die  Verwaltung  und  Rechnung 
nicht  in  einer  Weise  geführt  werde,  welche  die  im  Obigen  über- 
nommene Haftung  ohne  rechtfertigenden  Grund  zur  Geltung 
bringen  könnte. 

Vgl.  Art.  VII  des  Vertrages  vom  12.  Jänner  1866  (Doo.  4). 

§  13. 

Die   Maximalhöhe    der   Fahr-   und    Frachtpreise   für   die  con- 
cessionirten Bahnstrecken  wird  folgenden  Begrenzungen  unterworfen: 
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Maximaltarif  per  österr.  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden  die  Person : 


Bei  Schnellzügen,  welche  bloss  Wägen  der  I.  und  II.  Classe  zu 
fähren  haben,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Procent  erhöht  werden,  anter 
der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu  beobachtende  Fahr- 
geschwindigkeit nicht  geringer  sei,  als  bei  den  Schnellzügen  der  nörd- 
lichen Staatseisenbahn. 

Bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit  per 
Zollcentner: 


Rücksichtlich  der  Claesificirung  der  Waaren,  der  Frachtpreise  der 
übrigen  Gegenstände,  der  Festsetzung  der  Nebengebühren  und  der 
Frachtbestimmungen  ist  sich  dermassen  zu  benehmen,  dass  die  dies- 
fälligen  Preise  und  Bestimmungen  auf  keinen  Fall  höher  oder  lästiger 
sein  dürfen,  als  auf  der  nördlichen  Staats  eis  enb  ahn.  Nach  zehn  Jahren 
(vom  Tage  der  Inbetriebsetzung  der  concessionirten  Hauptstrecken 
gerechnet)  und  sofort  von  zehn  zu  zehn  Jahren  hat  eine  Revision  des 
Tarifes  im  Sinne  des  §  10  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom 
14.  September  1854  einzutreten.  Der  gegenwärtig  festgesetzte,  sowie 
der  nach  zehn  Jahren  revidirte  Tarif  darf,  ohne  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  von  den  Conceesionären  weder  im  Ganzen,  noch  für 
einzelne  Strecken  oder  Gegenstände  erhöht  werden. 

Dagegen   wird   der    Staatsverwaltung,    mit    Rücksicht   auf  die 
geleistete  Staatsgarantie,  das  Recht  vorbehalten,  jederzeit,  nach  Ein- 
vernehmen der  Concessionäre,  im  Ganzen  oder  im  Einzelnen  eine  Er- 
höhung oder  Erniedrigung  der  Tarifsätze  zu  verordnen. 

Wenn  die  Concessionäre  einem  Versender  oder  Frachtenunter- 
nehmer unter  gewissen  Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Gebühren 
gewähren,  so  sollen  sie  gehalten  sein,  dieselben  allen  Versendern  oder 
Frachtenunternehmern  zuzugestehen,  welche  die  nämlichen  Bedingungen 
eingehen,  dermassen,  dass  in  keinem  Falle  eine  persönliche  Bevor- 
zugung stattfinden  darf. 

Aus  Anlass  von  versuchten  oder  vollführten  Uebervortheilungen 
der  Unternehmung  (z.  B.  durch  unrichtige  Angabe  des  Gewichtes) 
sind  die  Concessionäre  die  dreifache  Gebühr  des  Tarifsatzes  nach  den 
von  dem  k.  k.  Finanzministerium  festzusetzenden  näheren  Modalitäten 
einzuheben  berechtigt. 


Vgl.  §§  3  und  7  des  erneuerten  Uebereinkommens  vom  23.  October  1860 


36  Nkr 
27  „ 
18  B 


I.  Classe 
II.  „ 


2  Nkr. 
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§  H. 

Die  Militärtranspoite  müssen  nach  ermässigten  Tarifp  reisen 
besorgt  werden,  welche  für  Militärs  einzeln  oder  in  Körpern  ein 
Drittheil,  für  Pferde,  Gepäck,  Militärgüter  und  Kriegsmaterial«  die 
Hälfte  der  gewöhnlichen  Gebühr  betragen.  Von  einzelnen  reisenden 
Militärs,  vom  Feldwebel  abwärts,  kann  in  der  letzten  Wagenclasse 
bloss  die  Hälfte  des  tarifmässigen  Preises  gefordert  werden.  Für  Fracht- 
stücke, welche  in  keiner  Tarifclasse  angeführt  siud,  wird  die  Fracht 
nach  der  für  Waaren  zweiter  Classe  bestehenden  Gebühr  bezahlt. 

§  15. 

Staatsbeamte  nnd  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Vei  waltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden 
Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Aerard  in  Folge  dieser 
Concession  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  dem  Auftrage  ihrer 
Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Keisegepäcke  unentgeltlich 
befördert  werden. 

§  16. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  vor,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  die  Frachtpreise  für  Nabrungsgegenstände 
bis  auf  die  Hälfte  herabzusetzen. 

§  17. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  Neunzig  Jahre  vom  Tage  der 
Ausfertigung  der  Concessionsurkunde  festgesetzt. 

§  18. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  vor,  nach  Verlauf  von  dieissig 
Jahren,  von  der  Betriebseröffnung  der  Strecke  Prag-Pilsen-bayerische 
Grenze  an  gerechnet,  jedei zeit  die  gegenwärtige  Concession  und  bezüglich 
die  concessionirten  Strecken  einzulösen.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungs- 
preises werden  die  jährlichen  Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während 
der  der  wirklichen  Einlösung  vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Reinerträguisse  der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen,  und 
der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet.  Dieser 
Durchschnittsertrag,  welcher  aber  jedenfalls  nicht  weniger  als  5*2  Percent 
des  Anlagecapitals  betragen  soll,  ist  den  Concession ären  als  Jahresrente 
in  halbjährigen  Raten  bis  zum  Ablaufe  der  ursprünglichen  Concessione- 
perioden  zu  bezahlen. 

Vgl.  §§  4,  5  und  6  des  Protokolls  vom  11.  December  1884  (Doc.  8). 

§  1». 

Mit  dem  Erlöschen  der  gegenwärtigen  Concession  oder  durch  die 
Einlösung  tritt  der  Staat  sogleich  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  den 
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Genuas  der  concessionirten  Eisenbahnen,  namentlich  des  Grand  and 
Bodens,  der  Kunst-  und  Erdarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues 
der  Eisenbahnen  und  sämmtlicher  unbeweglichen  Zuhörung,  als:  Bahn- 
höfe, Auf-  und  Abladeplätze,  Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  Ankunfts- 
plätzen, Wach-  und  Aufsichtshäuser  samrat  allen  Einrichtungsstücken, 
stehenden  Maschinen  und  überhaupt  allen  anderen  unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge,  Vorräthe  an  Brennstoffen  oder  sonstigen 
Materialien  betrifft,  so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche  Quantität 
und  bezüglich  Werthsumme  an  den  Staat  ohne  besonderes  Entgelt  zu 
übergehen,  welche  der  in  dem  Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebs- 
einrichtung (§  12  ad  a)  entspricht.  Die  übrigen  beweglichen  Gegenstände 
haben  dagegen  an  den  Staat  bloss  um  den  übereingekommenen  oder  auf 
Verlangen  eines  Theiles  durch  Sachverständige  auf  gerichtsordnungs- 
mäs8ige  Weise  zu  ermittelnden  Schätzungsweith  zu  übergehen. 

Die  Concessionäre  sind  berechtigt,  besondere  Etablissements, 
Fabriken  und  Giessereien  unter  Beobachtung  der  gegenwärtigen  oder 
zukünftigen  Gesetze  zu  errichten.  Diese  Gebäude  oder  Anlagen  bilden 
kein  Zugehör  der  Eisenbahnen,  aber  auch  keinen  Gegenstand  der  Staats- 
garantie und  bleiben  Eigenthum  der  Concessionäre. 

§'  20. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Hecht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnungen  wiederholte  Verletzungen  oder 
Nichtbefolgungen  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  Vei pflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  (nament- 
lich dem  Concessionsgesetze  vom  14.  September  1854)  entsprechenden 
Massregeln  dagegen  zu  treffen  oder  die  Concession  auch  für  erloschen 
zu  erklären. 

§  21. 

Den  Concessionären  wird  die  Ermächtigung  ertheilt,  eine  Actien- 
gesellschaft  mit  dem  Sitze  in  Wien  zu  errichten  und  zu  diesem  Ende 
auf  Ueberbringer  oder  bestimmte  Namen  lautende  Actien  hinauszugeben. 
Bei  Errichtung  der  Actiengesellschaft  müssen  jedoch  die  Vorschriften 
der  Vereinsgesetze  genau  erfüllt,  daher  auch  insbesondere  die  Statuten 
der  Allerhöchsten  Genehmigung  Sr.  k.  k.  apostolischen  Majestät  vor- 
gelegt werden. 

Den  Concessionären  wird  übrigens  gestattet,  das  Actiencapital  auf 
acht  Millionen  Gulden  zu  bescbränken,  und  dagegen  Prioritätsobligationen 
bis  zum  Betrage  von  sechzehn  Millionen  Gulden  hinauszugeben. 

Vgl.  §  1  des  erneuerten  Uebereinkommens  vom  23.  October  1860  (Doc.  2). 

Die  errichtete  Actiengesellschaft  tritt  iu  alle  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten der  Concessionäre,  welche  bis  zur  Oonstituirung  der  Gesell- 
schaft für  alle  aus  der  Concession  entspringenden  Verbindlichkeiten  in 
solidum  haften. 
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Sollte  sich  die  Actiengesellschaft  noch  vor  dem  Ende  der  Con- 
cessionsdauer  aufIbsen,  so  behält  sich  die  Staatsverwaltung  vor,  in  aller 
Beziehung  so  vorzugehen,  wie  dies  für  den  Fall  des  Erlöschens  der 
Concession  vorgezeichnet  ist  (§  19). 

Urkund  dessen  wurde  diese  Concession  in  zwei  gleichlautenden 
Exemplaren  ausgefertigt. 

Wien,  den  8.  September  1859. 
Freiherr  v.  Bruck  m.  p. 


Carl  Esch  m.  j> 


Gebrüder  Klein  m.  p. 

A.  Lanna  m.  p. 

II.  D.  Lindhelm  m.  p. 

F.  Richter  m.  p. 

Für  die  Prager  Eiflen-lndustriegeBellsehaft: 
Albert  Klein  m.  p.       A.  Lanna  m.  p. 


2.  Erneuertes  Ueberein kommen  vom  23.  October  1860  zur 
Concessionsurkunde  vom  8.  September  1859. 

Nachdem  der  von  den  Concessionären  der  Böhmischen  Westbahn 
gestellte  Antrag,  die  gesammte  Ausführung  des  Baues  der  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Prag  nach  Pilsen  bis  an  die  bayerische  Grenze  nebst 
Zweigbahn  nach  Kadnitz  und  Wegwanow,  sowie  die  Beschaffung  des 
ganzen  zur  vollständigen  Inbetriebsetzung  dieser  Bahn  erforderlichen 
Fundus  iustructus  den  Mitconcessionären  Gebrüdern  Klein  um  die 
Pauschalsumme  von  24  Millionen  Gulden  österr.  Währ.,  zahlbar  mit 
12  Millionen  Gulden  in  Actien  und  mit  12  Millionen  Gulden  in  5per- 
centigen,  in  Silber  verzinslichen  und  rückzahlbaren  Prioritätsobligationen 
dieser  Bahn  unter  den  vertragsmassig  bereits  festgestellten  Modalitäten 
zu  überlassen,  in  Gemässheit  der  Allerhöchsten  £ntschliessung  Sr.  k.  k. 
apostolischen  Majestät  vom  7.  August  1860  mit  hohem  Decrete  des 
k.  k.  Finanzministeriums  vom  23.  Auguat  1860,  Z.  3410/F.  M., 
genehmigt  worden  ist,  wonach  das  in  Folge  Allerhöchster  Eotschliessung 
vom  21.  Jänner  1860  von  dem  hohen  k.  k.  Finauzministerium  mit  den 
Concessionären  der  Böhmischen  Weetbahn,  dann  der  k.  k.  priv.  öster- 
reichischen Creditanstalt  für  Handel  und  Gewerb  a  unterm  27.  Jänner 
bis  17.  Februar  1860  abgeschlossene  Uebereinkommen  einigen  Modi- 
fikationen unterzogen  werden  mu9s,  so  wurde  letzteres  durch  gegen- 
wärtiges erneuertes  Uebereinkommen  modificirt. 

§  i. 

Die  Staatsverwaltung  ertheilt  den  Concessionären  der  Böhmischen 
Westbahn  die  erbetene  Ermächtigung  zur  Aufrahme  eines  Prioritäts- 
anlehens  unter  nachfolgenden  Bedingungen: 

o)  Die  Maximalsumme  des  Anlagecapitales  der  Hauptbahn  von  Prag 
über  Pilsen  bis  zur  bayerischen  Grenze  und  der  Zweigbahn  nach 
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Badnitz  und  Wegwanow,  für  welches  die  Staatsverwaltung  ein 
jährliches  5*2percentiges  Erträgniss  an  Zinsen  und  Amortisation s* 
quote  gewährleistet  hat,  bleibt,  wie  im  Artikel  12  der  Concessions- 
urkunde  vom  8.  September  1859  bestimmt  wurde,  auf  24  Mil- 
lionen Gulden  österr.  Währ,  festgesetzt. 

Vgl.  das  Übereinkommen  vom  24.  Juni  1869  (Doc.  7)  und  das  Protokoll 
vom  11.  December  1884  (Doc.  8). 

b)  Dieses  Anlagecapital  ist  in  Modifikation  des  Art.  21  der  Conces- 
sionsurkunde  zur  Hälfte,  also  mit  12  Millionen  Gulden  durch 
Actien  und  zur  andern  Hälfte,  also  gleichfalls  mit  12  Millionen 
Gulden  durch  Hioausgabe  von  Prioritätsobligationen  aufzubringen. 

c)  Diesen  Prioritätsobligationen  dürfen  in  Partialen  von  200  und  300 
Gulden  österr.  Währ,  und  nach  der  Wahl  der  Concessionäre  auf 
den  Ueberbringer  oder  auf  bestimmte  Namen  lautend,  mit  5  Per- 
cent in  effectiver  Silbermünze  verzinslich  und  nach  dem  von  der 
Staatsverwaltung  bereits  genehmigten  Verlosungsplane  gleichfalls  in 
effectiver  Silbermünze  rückzahlbar  ausgestellt  werden. 

d)  An  Stelle  der  Einzahlungen  auf  die  Actien  und  Prioritätsobligationen 
treten  die  von  den  Herren  Gebrüdern  Klein  in  Bezug  auf  die  Her- 
stellung und  Instruirung  der  Böhmischen  Westbahn  vertragsmässig 
übernommenen  Leistungen. 

e)  Mit  der  Hinausgabe  der  Prioritätsobligationen  hat  gleichzeitig  der 
Bau  der  Bahn  zu  beginnen,  und  die  Garantie  des  Staates  rück- 
sichtlich des  durch  die  Prioritätsobligationen  beizuschaffenden 
Anlagecapitales  wird  (in  Modifikation  des  §  12  ad  d  der  Con- 
cessionsurkunde)  schon  mit  der  Hinauegabe  dieser  Prioritäts- 
obligationen in  Wirksamkeit  treten. 

Diese  Begünstigung  darf  im  Texte  der  Obligationen  ausgedrückt 
werden,  und  ist  das  Formular  derselben  bereits  genehmigt  worden. 

f)  Die  Zinsen  der  Prioritätsobligationen  werden  jedoch  in  Gemäss- 
heit  des  mit  den  Herren  Bauunternehmern  abgeschlossenen  Bau- 
vertrages während  des  Baues  bis  zur  Betriebseröffnung  der  ganzen 
Bahnlinie  von  diesen  Bauunternehmern  berichtigt,  und  wurde 
der  Verlosuiig8plan  dieser  Prioritätsobligationen  so  eingerichtet, 
dass  die  Rückzahlungen  erst  nach  Vollendung  und  Inbetrieb- 
setzung der  Bahn  beginnen,  und  die  von  der  Staatsverwaltung 
im  Artikel  12  der  Concessionsurkunde  übernommene  Garantie- 
last weder  durch  die  Zins-  noch  durch  die  Capitalerückzahlungen 
vergrössert  werde. 

g)  Zur  Beschaffung  des  zur  Verzinsung  und  Rückzahlung  des  zu 
5  Percent  in  Silber  verzinslichen  und  in  Silber  rückzahlbaren 
Prioritätsanlehens  von  12  Millionen  Gulden  österr.  Währ,  erforder- 
lichen Silbergeldes  sind  nach  vollendetem  Baue  und  der  gänz- 
lichen Inbetriebsetzung  der  Bahn  vor  Allem  die  Einnahmen 
sämmtlicher  Eisenbahncassen  in  Silber  zu  verwenden.  Insoferne 
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diese  Einnahmen  hiezu  nicht  aureichen,  und  insolange  für  die 
Beischaffung  des  Silbergeldes  gegenüber  den  Banknoten  ein  Auf- 
geld gezahlt  werden  muss,  ist  dieses  Aufgeld  durch  das  in  Folge 
der  im  §  3  des  erneuerten  Uebereinkommens  vorgesehenen 
Kegnlirung  des  Tarifes  gewonnene  Aufgeld  über  die  Tarif- 
gebühren (beziehungsweise  durch  Abnahme  derselben  in  Gold  und 
Silber  nach  dem  jeweiligen  Werthe  in  der  Landeswährung)  zu 
decken  und  im  Gange  der  Jahre  hereinzubringen.  Nachdem 
dieser  Zuschlag  zu  den  Tarifgebühren  ausschliesslich  zur  Bedeckung 
jenes  Aufgeldes  zu  dienen  hat,  welches  zur  Erfüllung  der  in 
Silber  eingegangenen  Verbindlichkeiten  ausgelegt  werden  muss, 
so  haben  die  Concessionäre  der  Böhmischen  Westbahn,  beziehungs 
weise  der  Verwaltungsrath,  die  Veranlassung  zu  treffen,  dass  alle 
Einnahmen  in  Silber,  sowie  der  aus  der  Tarifregulirung  aus 
Silber  in  Papiergeld  resultirende  Gewinn  gehörig  in  Evidenz 
gestellt  und  abgesondert  verrechnet  werden. 

Vgl.  Art.  II  des  Vertrages  vom  12.  Jänner  1865  (Doo.  4). 

§  2. 

Die  Concessionäre  der  Böhmischen  Westbahn  haften  in  solidum 
dafür,  dass  der  den  Gebrüdern  Klein  vertragsmässig  zur  Hälfte  in 
Actien  und  zur  Hälfte  in  5percentigen,  in  Silber  verzinslichen  und 
rückzahlbaren  Prioritätsobligationen  der  Böhmischen  Westbahn  zu 
erfolgende  Vorachuss  von  3,600.000  Gulden  bloss  zu  Zwecken  der 
Böhmischen  Westbahn  verwendet  wird. 

§  3. 

Die  Staatsverwaltung  ertheilt  den  Concessionären  der  Böhmischen 
Westbahn  die  Bewilligung,  die  im  Artikel  13  der  Concessionsurkunde 
festgesetzten  Maximaltarife  in  Gold-  oder  Silbermünze,  jedoch  im  In- 
lande  stets  nach  dem  jedesmaligen  Werthe  derselben  in  der  Landes- 
währung einheben  zu  dürfen. 

Die  Zurückführung  des  Tarifes  auf  österreichische  Währung  im 
Papiergelde  hat  von  drei  zu  drei  Monaten  über  Anlangen  der  Con- 
cessionäre, oder  der  an  ihre  Stelle  tretenden  Actiengesellschaft,  wie 
auch  über  Anordnung  der  hohen  k.  k.  Staatsverwaltung  nach  dem  Durch  - 
8cbnittscour8e  des  Silbers  im  letztabgewichenen  Quartale  stattzufinden, 
wobei  jedoch  ohne  Zustimmung  der  Concessionäre  oder  beziehungs- 
weise des  Verwaltungsrathes  der  Actiengesellschaft  nicht  unter  5  Per- 
cent des   gedachten  Durchschnittspreises  herabgegangen  werden  darf. 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  31.  Mai  1864,  Z.  7149/660,  wurde 
in  Folge  Allerhöchster  Ermächtigung  vom  22.  Mai  1864  gestattet,  dass  die  Be- 
messung des  Agiozuschlages  allmonatlich  geschehen  könne. 
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§  4. 

Die  ge8ammten  Actien  und  Prioritätsobligationen  dürfen  auf 
keine  andere  Weise  als  zum  Baue  und  zur  Betriebseinrichtung  der 
Böhmischen  Westbahn  sainmt  Zweigbahn,  beziehungsweise  lediglich  zur 
vertragsmäßigen  Bezahlung  an  die  Gebrüder  Klein  für  die  von  ihnen 
übernommenen  Leistungen  verwendet  werden. 

§  5. 

Die  mitgefertigte  k.  k.  priv.  österreichische  Creditanstalt  für 
Handel  und  Gewerbe  verpflichtet  sich  und  haftet  dafür,  die  Actien  und 
Prioritätsobligationen  nur  an  die  Bauunternehmer  Gebrüder  Klein  nach 
der  ihr  zu  ertheilenden  bezüglichen  Instruction  ausfolgen  zu  lassen. 

§  6. 

Da  mit  Rücksicht  auf  den  mit  den  Gebrüdern  Klein  abgeschlossenen 
Bau-  und  Lieferungsvertrag  die  Verwendung  des  ganzen  Anlagecapitales 
von  24  Millionen  Gulden  nachgewiesen  ist,  so  wird  mit  Bezug  auf 
den  §  13  der  Concessionsurkunde  hiemit  festgesetzt,  dass  es  eines 
weiteren  Nachweises  über  die  Verwendung  desselben  nicht  mehr  bedürfe, 
und  dass  die  Garantie  der  hohen  Staatsverwaltung  sich  jedenfalls  auf  die 
volle  Summe  von  24  Millionen  Gulden  Österr.  Währ,  zu  erstrecken  habe. 

§  7. 

Von  dem  im  §  13  der  Concessionsurkunde  ausgesprochenen  Vor 
behalte  der  Staatsverwaltung,  auch   eine  Erniedrigung  der  Tarifsätze 
jederzeit  im  Ganzen  oder  Einzelnen  verordnen  zu  können,  hat  es  hie- 
mit abzukommen. 

Dagegen  hat  es  bei  den  im  §  13  der  Concessionsurkunde  fest- 
gesetzten periodischen  Tarifregulirungen  sein  Verbleiben. 

§  8. 

Sämmtliche  für  die  Böhmische  Westbahn  eingelösten  Grundstücke 
und  sonstigen  Objecto  und  sämmtliche  Bauherstellungen  an  denselben 
bleiben  bis  zur  vollständigen  Betriebseröffnung  der  ganzen  Linie  dem 
Aerar  dermassen  verpfändet,  dass  dasselbe  berechtigt  ist,  nicht  bloss 
dieses  Pfandrecht  durch  Erwirkung  der  grundbticherlichen  Intabulation 
auf  jedem  einzelnen  Objecto  ersichtlich  zu  machen,  sondern  auch  rück- 
aichtlich  aller  Zahlungen,  welche  das  Aerar  etwa  aus  dem  Titel  der 
Staatsgarantie  leisten  mtisste,  sich  aus  diesen  Objecten  schadlos  zu  halten. 

§  9. 

Die  Bestimmungen  der  §§  1  bis  inclusive  4,  dann  6  bis  inclusive 
8  dieses  Uebereinkommens  haben  einen  integrirenden  Theil  der  Con- 
cessionsurkunde zu  bilden,  und  ist  hierauf  auch  in  den  Statuten  der  zu 
errichtenden  Actiengesellschaft  die  gehörige  Bücksicht  zu  nehmen.  Im 
Uebrigen  bleiben  die  Bestimmungen  der  Concessionsurkunde  unverändert. 
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Dagegen  tritt  nach  dem  Abschlüsse  des  gegenwärtigen  Ueberein- 
kommens  das  frühere  nnterm  27.  Jänner  1860  abgeschlossene  Ueberein- 
kommen  ausser  Kraft. 

Urkund  dessen  wurden  von  diesem  erneuerten  Ueberein kommen 
zwei  gleichlautende  Exemplare  (und  zwar  mit  Allerhöchster  Genehmigung 
gebührenfrei)  ausgefertigt. 

Wien,  am  23.  Oetober  1860. 

PragerEisenindustriegesellschaft:  Gebrüder  Klein  m.  p. 

Flor.  Robert  m.  p.  A  JjamkA  m.  p 

E.  Lindheim  m.  p. 

Mit  Rücksicht  auf  den  %  5. 

Die  k.  k.  priv.  österreichische  Creditanstalt  für  Handel  und  Gewerbe: 
Kalenberg  m.  p.  Hornbostel  m.  p. 

Verwaltungsrath. 

In  Folge  Allerhöchster  Ermächtigung  Sr.  k.  k.  apostol.  Majestät  vom  7.  August  1860, 

k.  k.  Finanzministerium: 
Plener  m.  p. 


3.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  18.  Mai  1862, 

Z.  3580/497,  C.  Bl.  Nr.  22, 

betreffend  die  Ausführung  der  Flügelbahn  von  Chrast  nach  Ober-Stupno 
an  Stelle  jener  von  Hollaubkau  nach  Badnitz  und  Wegwanow. 

In  Erledigung  der  Eingabe  vom  7.  März  d.  J.,  Z.  287- C.  B., 
wird  dem  Vei waltun gsrathe  unter  Rtickschluss  der  Beilagen  eröffnet, 
dass  man  im  Einverständnisse  mit  dem  Finanzministerium  dem  An- 
suchen, statt  der  früher  in  Aussicht  genommenen  Kohlen  bahn  Hollaubkau  - 
Ober-Stupno- Wegwanow,  die  Flügelbahn  Chrast-OberStupno  herstellen 
zu  dürfen,  unter  folgenden  Bedingungen  zu  willfahren  findet: 

1.  dass  für  die  Wegwanower  Kohle  ohne  Unterschied  des  Be- 
stimmungsortes und  für  die  Radnitzer  Kohle,  welche  etwa  zum  Ge- 
brauche der  Zbirower  Eisenwerke  und  des  Bergwerkes  in  Pribram 
bezogen  wird,  die  Strecke  Ober- Stupno-Chrast-Hol  laubkau  bei  Be- 
rechnung der  Frachtgebühr  nur  mit  einer  Länge  von  2*6  Meilen  in 
Ansatz  gebracht  werde; 

2.  dass  allen  in  Ober-Stupno,  Ohrast  und  etwaigen  Zwischen- 
stationen aufgegebenen  Frachten  in  der  Richtung  nach  Prag  auf  Ver- 
langen der  Staatsverwaltung  die  nämliche  Begünstigung  eingeräumt 
werde,  sobald  von  dem  Reinerträgnisse  der  Bahn  (d.  i.  dem  Ueber- 
schusse  der  Betriebseinnahmen  über  die  Betriebsausgaben)  nach  Be- 
richtigung der  Zinsen  und  Tilgungsraten  der  Prioritätsobligationen  und 
der  Zinsen  der  Actien  noch  192.000  fl.  (Einhundert  Neunzig  zwei 
Tausend  Gulden)  erübrigen; 
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3.  dass  bei  Eintritt  dieses  Falles  die  Gesellschaft  auch  ver- 
pflichtet sei,  auf  Verlangen  der  Staatsverwaltung  die  Weiterführung  der 
Zweigbahn  von  Ober-Stupno  bis  zu  den  Kohlengruben  von  Wegwanow 
in  Angriff  zu  nehmen  und  unverweilt  zu  Ende  zu  führen. 

Bezüglich  der  unter  1  und  2  festgesetzten  Bedingungen  versteht 
es  sich  übrigens  von  selbst,  dass  wenn  im  Falle  der  Festsetzung  von 
Specialtarifen  hiernach  bei  Annahme  der  f actischen  Bahnlänge  eine 
niedrigere  Gebühr  sich  ergeben  sollte,  auch  nur  diese  geringere  Gebühr 
eingehoben  werden  darf. 

Die  GenehmiguDg  des  Bauprojectes  wird  erst  nach  vorgenommener 
Prüfung  desselben  an  Ort  und  Stelle,  beziehungsweise  nach  statt- 
gefunden er  Begehung  der  Trace  erfolgen. 

Die  Statthalterei  für  Böhmen  wird  übrigens  unter  Ei  Dem  auf 
gefordert,  die  commissionelle  Untersuchung  der  Trace  unter  Iutervenirung 
eines  Abgeordneten  der  Generalinspection  der  Österreichischen  Eisen- 
bahnen und  unter  Zuziehung  von  Abgeordneten  der  Gesellschaft  und 
der  Bauunternehmer  Gebrüder  Klein  vorzunehmen.  Der  Ort  und  die 
Zeit  des  Zusammentrittes  der  Commission  wird  dem  Verwaltungsrathe 
zur  Verständigung  des  Abgeordneten  und  der  Gebrüder  Klein  von  der 
genannten  Statthalterei  unmittelbar  bekannt  gegeben  werden. 

Der  dortige  Abgeordnete  hat  übrigens  der  gemischten  Commission 
das  Bauproject  vorzulegen. 

Wien,  am  18.  Mai  1862. 

Kalenberg  m.  p. 

4.  Nachtragsvertrag  vom  12.  Jänner  1865,  C.  BL  Nr.  25 

ex  1867, 

welcher  zwischen  dem  k.  k.  Ministeriuni  der  Finanzen  im  Namen  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  einerseits  und  der  k.  k.  priv.  böhmischen  West- 
bahngesellschaft andererseits  als  Anhang  zur  Concessionsurkunde  vom 
8.  September  1859  nnd  zum  „Erneuerten  Uebereinkommcn"  vom  28.  October 

18C0  vereinbart  worden  ist. 

Um  die  über  die  Anwendung  der  Concessionsurkunde  vom 
8.  September  1859  und  des  „Erneuerten  Uebereinkommens"  vom 
23.  October  1860  zwischen  der  Staatsverwaltung  und  der  böhmischen 
Westbahngesellschaft  obwaltenden  Differenzen  zu  schlichten,  werden 
folgende  Bestimmungen  als  Nachtragsvertrag  zu  jener  Concessionsurkunde 
und  zum  „Erneuerten  Uebereinkommen"  festgesetzt: 

I. 

Indem  das  Anlagecapital  der  Hauptbahn  von  Prag  über  Pilsen 
bis  zur  bayerischen  Grenze  und  der  Zweigbahn  nach  Radnitz,  beziehungs- 
weise Ober-Stupno,  für  welches  die  Staatsverwaltung  ein  jährliches 
5-2percentige8  Erträgniss  an  Zinsen  und  Amortisirungsouote  gewähr- 
leistet hat,   auf  Grund  des  Artikels  12  der  Concessionsurkunde  vom 
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8.  September  1859  und  des  Artikels  1  des  „Erneuerten  Ueberein- 
kommeDs"  vom  23.  October  1860  mit  der  Maximalsumme  von  24,000.000  fl. 
österr.  Währ,  festgesetzt  bleibt,  wird  die  definitive  Abrechnung  des 
von  der  Staatsverwaltung  nach  §  12  der  Concesbionsurkunde  vom 
8.  September  1859  und  nach  §  1  des  „Erneuerten  Uebereinkommens" 
als  Ergänzung  des  fehlenden,  an  dem  garantirten  5*2percentigen  Rein- 
erträgnisse zu  erfolgenden  Betrages  für  die  erste  neunmonatliche  Periode 
vom  Beginn  des  Betriebes  auf  der  ganzen  concessionirten  Linie  bis 
Ende  December  1863  mit  393.381  fl.  76 1/2  kr-  richtiggestellt  und 
vollzogen. 

Da  die  Gesellschaft  als  h  conto-Zahlung  des  von  der  Staats- 
verwaltung zu  leistenden  Garantiebetrages  bisher  die  Summe  von 
339.802  fl.  77 V2  kr.  bereits  erhalten  hat,  so  gebührt  ihr  noch  auf 
Rechnung  der  ersten  neunmonatlichen  Betriebsperiode  der  Betrag  von 
53. 578  fl.  99  kr.,  der  binnen  vierzehn  Tagen  nach  Erfolgung  der 
Allerhöchsten  Genehmigung  des  gegenwärtigen  Nachtragsvertrages 
flüssig  gemacht  werden  wird. 

Zur  Amortisirung  des  Anlagecapitales  ist  für  die  erste  neun- 
monatliche Betriebsperiode  bis  Ende  December  1863  der  Betrag  von 
48.000  fl.  zu  verwenden. 

IL 

In  theilweiser  Abänderung  des  §  1  lit.  g  des  „Erneuerten  Ueber- 
einkommens" wird  hiemit  festgesetzt,  dass  das  jeweilige  Ergebniss  des 
Silberagioconto  in  jedem  weiteren,  unter  der  Wirksamkeit  der  Garantie 
stehenden  Betriebejahre  vom  Jahre  1864  angefangen,  als  integrirender 
Bestandtheil  des  Gesainintbetriebes  zu  behandeln  und  zum  Zwecke  der 
Entzifferung  des  von  der  Staatsverwaltung  garantirten  Reinerträgnisses 
in  der  Art  zu  verrechnen  ist,  dass  die  Ueberschüsse  des  Agiozuschlags  - 
conto  mit  ihrem  vollen  Betrage  in  die  Einnahmenrechnung,  die  Abgänge 
desselben  aber  in  die  Auslagenrechnung  eingestellt  werden. 

III. 

Der  nach  §  41  der  Statuten  als  Entschädigung  für  die  Mühewaltung 
der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  bestimmte  Betrag  darf  mit  Rück- 
sicht auf  die  §§  32  und  41  der  Statuten,  wonach  die  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  auf  drei  Jahre  gewählt  und  die  Honorirung  derselben 
nach  Eröffnung  des  Betriebes  von  der  Generalversammlung  zu  bestimmen 
ist,  bis  Mai  1867  in  die  Ausgabenrechnung  des  betreffenden  Betriebs- 
jahres  eingestellt  werden.  Von  diesem  Zeitpunkte  angefangen  bleibt  für 
alle  weiteren,  unter  der  Wirksamkeit  der  Garantie  stehenden  Betriebs- 
jahre jene  Ausgabe  ausschliesslich  zu  Lasten  der  Gesellschaft,  ohne 
dass  diesfalls  eine  Auslage  bei  der  Berechnung  des  garantirten  Rein- 
eiträgnisses  einbezogen  werden  darf. 


Digitized  by  Google 


618 


K.  k.  priv.  Böhmische  Westhahn. 


IV. 

Obwohl  die  Staatsverwaltung  über  die  Anwendung  der  bestehenden 
Einkommensteuer-  und  Stempelgesetze  an  den  in  der  Ministerial Ver- 
ordnung vom  13.  April  1864,  Z.  4747/F.  M.  ex  1863,  ausgesprochenen 
Grundsätzen  und  namentlich  an  der  Ansicht  unabänderlich  festhält,  dass 
das  gesammte,  durch  die  geleistete  Staatssubvention  auf  5  Percent 
(ohne  Amortisirung)  gebrachte  Jahreseinkommen  das  Object  der  Ein- 
kommenbesteuerung ßammt  Zuschlägen  zu  bilden,  und  dass  die  Steuer- 
und  Stempelgebtibrenentrichtung  von  Seite  der  Gesellschaft  an  die 
betreffenden  Cassen  nach  den  dort  festgestellten  Normen  stattzufinden 
habe,  so  wird  dennoch  für  die  Zukunft,  und  zwar  vom  Betriebsjahre  1864 
angefangen,  bestimmt: 

a)  dass  jener  Theilbetrag  der  Einkommensteuer  und  der  sämmtlicheu 
Zuschläge,  der  auf  das  in  4percentigen,  vom  Staate  geleisteten 
Vorschüssen  bestehende  Reinerträgniss  sich  bezieht,  als  Ausgabs- 
post in  der  Berechnung  der  Betriebsauslagen  zur  Bildung  des 
Nettoeinkommens  erscheinen  dürfe; 

b)  dass  auch  jene  Stempelgebühren  in  die  Auslagenrechnung  aufge- 
nommen werden,  welche  für  die  von  der  Staatsverwaltung  erhaltenen 
4percentigen  Vorschüsse  entrichtet  worden  sind,  und 

c)  dass  überdies  der  Betrag  an  Einkommensteuer-  und  Coupon- 
stempelgebühr, welcher  von  den  für  je  ein  Betriebsjahr  diesfalls 
bemessenen  Gebühren  in  die  Auslagenrechnung  eines  Betriebs 
jahres  nicht  eingebracht  werden  darf,  und  welcher  von  den  Actien 
coupons  abzuziehen  ist,  so  lange  als  sich  die  Gesellschaft  in  der 
Lage  befindet,  von  der  Staatsverwaltung  auf  Grund  der  Garantie 
eine  Ergänzung  des  Ertrages  zu  beanspruchen,  während  der  ganzen 
Dauer  der  Concession  niemals  die  Maximalsumme  von  fl.  18.000 
österr.  Währ,  überschreiten  darf. 

Es  werden  deshalb  ausser  den  unter  a  und  b  erwähnten  Beträgen 
auch  jene  auf  Grund  der  jeweilig  bestehenden  Finanzgesetze  entfallenden 
Steuern  sammt  Zuschlägen  und  Couponstempel  in  die  Ausgabenrechnung 
eingestellt  werden  dürfen,  welche  die  Actien  mit  einem  höheren  Betrage 
als  mit  18.000  fl.  österr.  Währ,  jährlich  belasten  würden. 

Dieses  Zugeständniss  ist  jedoch  durch  die  fortgesetzte  Wahrung 
und  Ausübung  des  Rechtes  der  Gesellschaft  bedingt,  von  den  Zinsen 
der  Prioritätsobligationen  die  Einkommensteuer  oder  die  allenfalls 
an  deren  Stelle  tretende  Steuer,  dann  die  Couponstempelgebühr  in  Abzug 
zu  bringen. 

Insofern  durch  die  Anwendung  der  hier  aufgeführten  Bestimmungen 
der  Betrag,  den  die  Gesellschaft  auf  Rechnung  der  Einkommensteuer 
und  der  Couponstempelgebühr  refundirt  erhalten  wird,  sich  höher  als 
die  von  der  Gesellschaft  diesfalls  wirklich  abgeführten  Gebühren  stellen 
würde,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  in  einem  solchen  Falle  die 
Einstellung   der    in    Rede    stehenden    Gebühren    in    die  Auslagen 
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rechnung  nur  bis  zu  jenem  Betrage  stattfinden  darf,  welcher  zur 
vollständigen  Deckung  der  von  der  Gesellschaft  entrichteten  Gebühren 
erforderlich  ist. 

Vgl.  den  Erlaus  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  24.  April  1867  (Doc.  6). 

V. 

Für  das  Betriebsjabr  1864,  wo  bei  Auszahlung  der  Actiencoupons 
im  Juli  der  Abzug  in  Betreff  der  Einkommensteuer  und  der  Coupon- 
stempelgebühr nicht  stattfand,  wird  ausnahmsweise  gestattet,  dass  der 
Maximalbetrag,  der  an  Einkommensteuer  und  Couponstempelgebühr  von 
den  Actiencoupons  in  Abzug  gebracht  werden  soll,  anstatt  mit  der  im 
§  IV  auf  18.000  fl.  österr.  Währ,  festgesetzten  Ziffer  bloss  mit  9000  fl. 
österr.  Währ,  bemessen  werde. 

VI. 

Zu  dem  Zwecke,  um  die  im  §  12  lit.  d  der  Concessionsurkunde 
vom  8.  September  1859  enthaltene  Bestimmung  in  Betreff  der  Aus- 
zahlung des  Fehlenden  an  dem  garantirten  5*2percentigen  Reinerträgnisse 
zur  Verfallszeit  der  bezüglichen  Zinsen-  oder  Dividendencoupons  in  ent- 
sprechender Weise  zur  Ausführung  zu  bringen,  wird  an  die  Stelle  des 
dort  vorgeschriebenen,  eine  verschiedentliche  Auslegung  zulassenden 
Vorganges  Folgendes  festgesetzt: 

Zum  Behufe  der  Auszahlung  des  Fehlenden  an  dem  Zinsenbetrage 
der  Actien  sowohl  als  auch  der  Obligationen  wird  vorausgesetzt,  dass 
die  Gesellschaft  die  betreffende  Zahlung  sechs  Wochen  vor  dem  Zahlungs- 
termine, und  zwar  durch  Vorlage  von  approximativen  Ertragspräliminarien 
angesprochen  habe. 

Diese  Ertragspräliminarien  werden  sowohl  in  Betreff  der  in  den 
letzten  zehn  Tagen  des  Monats  Juni,  als  auch  in  Betreff  der  in  den 
letzten  zehn  Tagen  des  Monats  December  zu  erfolgenden  Ergänzungs- 
quoten der  am  1.  Jänner  und  am  1.  Juli  jeden  Jahrea  fälligen  Zinsen 
der  Actien  und  Obligationen  auf  die  bereits  abgeschlossenen  Rechnungen 
des  Gegenstandsjahres,  insoweit  sie  reichen,  und  nebstdem  auch  auf  die 
aus  der  Combination  der  Auslagen  des  Vorjahres  mit  den  approximativen 
Einnahmen  des  laufenden  Jahres  hervorgehenden  Ergebnisse  sich  zu 
stützen  haben. 

Sollte  im  Laufe  der  dem  Zahlungstermine  unmittelbar  voran- 
gehenden sechs  Wochen  es  sich  herausstellen,  dass  die  bewilligte  Er- 
gänzungsquote  in  Folge  unvorhergesehener  Fälle  zur  vollständigen  Be- 
richtigung der  am  ersten  Monatstage  des  nächststehenden  Semesters 
fälligen  Actien-  und  Obligationenzinsen  nicht  ausreicht,  so  wird,  wenn  die 
Nothwendigkeit  einer  grösseren  Ergänzungsquote  von  der  Gesellschaft 
grundhältig  und  rechtzeitig  nachgewiesen  wird,  die  Auszahlung  derselben 
mit  dem  so  bemessenen  erhöhten  Betrage  stattfinden. 

Der  nach  Abzug  dieser  im  Monate  Juni  und  im  Monate  December 
je  eines  Betriebfjahres  bereits  erfolgten  Beträge  noch  erübrigende  Rest 
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des  von  der  Staatsverwaltung  ans  Anlasa  der  übernommenen  Gewähr- 
leistung allenfalls  noch  zu  zahlenden  Zuschusses  wird  über  voraus- 
gegangene Prüfung  der  vorzulegenden,  gehörig  documentirten  Jahres- 
rechnung binnen  zwei  Monaten  nach  deren  Ueberreichung  flüssig  gemacht 
werden. 

Wenn  aus  der  Prüfung  der  Jahresrechnung  hervorgeht,  dass  die 
Vorschüsse  zu  hoch  bemessen  wurden,  so  wird  hierauf  bei  der  nächsten 
Vorschussanweisung  die  entsprechende  Rücksicht  genommen  und  hiebei 
der  zu  viel  erhaltene  Betrag  in  Abzug  gebracht  werden. 

Diese  Bestimmungen  treten  mit  dem  Betriebsjahre  1865  ins  Leben 
und  haben  für  alle  folgenden,  unter  der  Wirksamkeit  der  Garantie 
stehenden  Betriebsjahre  zu  gelten. 

VII. 

Die  Staatsverwaltung  übernimmt  die  Verflichtung,  die  nöthigen 
Vorkehrungen  treffen  zu  wollen,  damit  die  ökonomische  Gebarung  der 
Unternehmung  schon  während  des  Betriebsjahres  selbst  in  der  Art  über- 
wacht werde,  dass  nach  Vorlage  der  Jahresrechnung  in  der  Regel  die 
ziffermassige  Prüfung  derselben  genügen  könne. 

VIII. 

Die  unter  I  bis  VII  enthaltenen  Bestimmungen  werden  in  einem 
Nachtragsvertrage  zu  der  Concessionsurkunde  vom  8.  September  1859 
und  zum  „Erneuerten  Uebereinkommen"  vom  23.  October  1860  zu- 
sammengefasst,  welcher  einen  integrirenden  Theil  derselben  bilden  wird. 

Sämmtliche  Bestimmungen  der  Concessionsurkunde  vom  8.  September 
1859  und  des  „Erneuerten  Uebereinkommens"  vom  23.  October  1860 
bleiben,  so  weit  sie  durch  diesen  Nachtragsvertrag  keine  Aenderung  erfahren, 
unverändert  in  Wirksamkeit. 

IX. 

Dieser  Vertrag  unterliegt  der  fixen  Stempelgebühr  von  fünfzig 
Kreuzer  österr.  Währ,  per  Bogen  und  es  hat  die  Gesellschaft  diese  Gebühr 
zu  tragen. 

Wien,  am  12.  Jänner  1865. 

K.  k.  priv.  Böhmische  Weatbahn: 
Königswarter  m.  p.  Moriz  Todesco  m.  p. 

Definitiv  genehmigt  mit  Allerhöchster  EntSchliessung  vom  25.  März  1867. 

Für  das  k.  k.  Finanzministerium: 
Becke  m.  p. 
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5.  Erlass  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  24.  April  1867, 

Z.  1621/F.  M., 

an  den  Yerwaltungsrath  der  k.  k.  priv.  Böhmischen  Westbahn,  in  Betreff 
der  Anwendung  der  (Jarantiebestinimangen  und  der  Verrechnung  der 

Steuer-  nnd  Stempelgeb  Öhren. 

Se.  k.  k.  apostolische  Majestät  haben  mit  der  Allerhöchsten  Er- 
schliessung vom  25.  März  1867  dem,  zwischen  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
und  der  durch  den  geehrten  Verwaltungsrath  vertretenen  Eisenbabngesell- 
schaft  als  Anhang  zu  der  Concessionsurkunde  vom  8.  September  1859 
nnd  zu  dem  Uebereinkommen  vom  23.  October  1860,  am  12.  Jänner 
1865  vereinbarten  Nachtragsvertrag  mit  den  n  ach  erwähnten  Mo  dificationen 
die  definitive  Genehmigung  allergnädigst  zu  erth eilen  geruht. 

a)  Vom  Betriebsjahre  1866  angefangen  wird  von  den  zur  Ergänzung 
des  garantirten  Reinertrages  der  Eisenbahngesellschaft  aus  dem 
Staatsschatze  geleisteten,  mit  4  Percent  verzinslichen  und  rückzahl- 
baren Vorschüssen  eine  Einkommensteuer  nicht  bemessen  und 
nicht  eingehoben. 

b)  Vom  Betriebsjahre  1866  angefangen  kann  die  ganze,  von  der 
Eisenbahnunternehmung  entrichtete  Einkommensteuer  sammt  Zu- 
schlägen in  der  Betriebsrechnung  in  Ausgabe  gestellt  werden.  In 
diesem  Falle  muss  aber  die  für  die  Zinsen  der  Prioritäts- 
obligationen in  Ausgabe  gestellte  Steuerquote  in  der  Betriebs- 
rechnung zugleich  in  Empfang  gestellt  werden. 

c)  Die  von  den  Zinsencoopons  der  Actien-  und  Prioritätsobligationen 
auch  fernerhin  zu  entrichtenden  Stempel  gebühren  dürfen  in  der 
Betriebsrechnung  nicht  in  Ausgabe  gestellt  werdeu. 

Die  auf  Grundlage  des  Allerhöchst  genehmigten  Nachtrags- 
vertrages vorgenommene  Prüfung  und  Feststellung  der  Betriebserträg- 
nisse für  die  Jahre  1864  und  1865  hat  nachstehendes  Ergebniss 
geliefert : 

Die  Ertrags-Ergän zungsquote  ist  für  das  Betriebs) ahr  1864  mit 
250.010  fl.  61  !/2  kr.  und  für  das  Betriebsjahr  1865  mit  205.422  fl. 
90  kr.  ermittelt  worden. 

Wird  zu  diesen  zwei  Summen  der  in  dem  Nachtragsvertrage  für 
die  Betriebsperiode  vom  2.  April  bis  31.  December  1863  festgesetzte 
Ergänzungsbetrag  von  393.381  fl.  76l/2  kr.  hinzugerechnet,  so  ergiebt 
sich  für  die  Jahre  1863,  1864  und  1865  eine  Ertrags-Ergänzungs- 
summe  von  848.815  fl.  28  kr. 

Nachdem  der  Eisenbahngesellschaft  an  Garantie  vor  Schüssen  bisher 
765.477  fl.  93 V2  kr.  bezahlt  worden  sind,  so  hat  dieselbe  noch  die 
Differenz  von  83.337  fl.  3472  *r-  z*  fordern. 

Dieses  Gutachten  wird  der  Eisenbahngesellschaft  als  ein,  mit 
4  Percent  jährlich  verzinslicher  und  an  das  Aerar  rückzahlbarer  Ertrags- 
garantievorschuss  gegen  eine  statutengemäß  ausgefertigte  und  mit  der 
Bestätigung  über  die  Entrichtung  der  Stempelgebtthr  versehene  Empfangs- 
bestätigung bei  der  k.  k.  Staatscentralcasse  gleichzeitig  flüssig  gemacht. 
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Nachdem  durch  die  Allerhöchste  definitive  Genehmigung  des  mit 
der  Eisenbahn gesellschaft  vereinbarten  Nachtragsvertrages  und  mit  der 
Flüssigmachung  der  aus  diesem  Uebereinkommen  für  die  Gesellschaft 
sich  ergebenden  Ertrags-Ergänzungsgutbaben  die  Gründe  entfallen  sind, 
welche  die  Finanzverwaltung  bisher  bewogen  haben,  auf  die  Berichtigung 
der  bei  der  Gesellschaft  seit  dem  Jahre  1864  aushaftenden  Steuer- 
oder Gebtihrenrückstände  nicht  zu  dringen,  so  wird  der  geehrte  Ver- 
waltungsrath nunmehr  aufgefordert,  diese  Rückstände  ohne  Aufschub 
zu  begleichen. 

Die  k.  k.  Finanzlandesdirection  in  Wien  wird  unter  Einem  von 
der  Allerhöchsten  Genehmigung  des  Nachtragsvertrages  mit  der  Weisung 
in  Kenntniss  gesetzt,  die  Steuer-  und  Gebübrenschuldigkeit  der  Eisen- 
bahngesellschaft für  die  erwähnten  zwei  Jahre  auf  Grund  des  Nach- 
tragsvertrages definitiv  feststellen  zu  lassen,  und  auf  die  Berichtigung 
der  Rückstände  zu  dringen.  Wegen  Ausfertigung  der  rechtsförmlichen 
Vertragsurkunde  wird  sich  eine  weitere  Mittheilung  vorbehalten. 

Wien,  am  24.  April  1867. 

Der  Minister,  Leiter  des  k.  k.  Finanzministeriums: 

Becke  m.  p. 

6.  Gesetz  vom  20.  Mai  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  72, 

in  Betreff  der  Refuudirung  der  Staatsgarantieschuld   der  k.  k.  priv. 

bOhmischen  Westbahn  ges ellschaft. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  finde  leb  zu 
verordnen,  wie  folgt: 

Artikel  I. 

Mein  Finanzminister  wird  ermächtigt,  mit  der  k.  k.  privilegirten 
böhmischen  Westbahngesellschaft  wegen  Kefundirung  der  an  dieselbe 
geleisteten  Staatsgarantievorschüsse  ein  Uebereinkommen  unter  den 
folgenden  Bedingungen  und  Modalitäten  definitiv  abzuschliessen,  und  zwar: 

a)  Das  nach  den  Bestimmungen  der  Concessionsurkunde  der  böh- 
mischen Westbahn  vom  8.  September  1859,  daun  der  Ueberein- 
künfte  zwischen  der  Staatsverwaltung  und  den  Vertretern  dieser 
Bahn  de  dato  23.  October  1860  und  12.  Jänner  1865  die  Garantie 
des  Staates  für  eine  5'2percentige  Verzinsung  und  Tilgung 
geniessende  Anlagecapital  von  24  Millionen  Gulden  kann  um 
3  Millionen  Gulden  erhöht  werden. 

6)  Die  böhmische  Westbahngesellschaft  ist  berechtigt,  bis  zum  Belaufe 
von  3  Millionen  Gulden  mit  5  Percent  jährlich  in  effectiver 
Silbermtinze  in  verfallenen  Halbjahrterminen  verzinsliche  und  in 
gleicher  Münze  innerhalb  der  Zeit  vom  1.  Juli  1870  bis  1.  Juli 
1916  mittelst  besonderer  jährlicher  Verlosungen  nach  einem  von 
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der  Staatsverwaltung  genehmigten  Tilgungsplane  einzulösende 
Prioritätsobligationen  auszugeben. 

c)  Die  böhmische  Westbahn  gesellschaft  wird  der  Staatsverwaltung 
zur  gänzlichen  Tilgung  der  bisher  erhaltenen  Garantievorschüsse 
und  der  von  diesen  aufgelaufenen  4percentigen  Zinsen  eine  ent- 
sprechende Anzahl  der  sub  lit.  b  erwähnten  Prioritätsobligationen 
im  Nominalbetrage  von  Einer  Million  fünfhundert  Tausend  Gulden 
nach  Abschluss  des  Uebereiokommens  inu  erhalb  einer  von  der 
Staatsverwaltung  zu  bestimmenden  Frist  übergeben. 

d)  Der  Erlös  für  die  übrigen,  nur  zu  einem  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  Course  zu  begebenden  Prioritätsobligationen  im 
Nominalbetrage  von  1,500.000  fl.  ist  zur  Tilgung  einer  schwebenden 
Schuld  der  böhmischen  Westbahngesellechaft  im  Betrage  von 
149.026  fl.  36  kr.,  dann  zur  Betriebsmittelvermehrung  und  Bahn- 
reconstruction  zu  verwenden. 

e)  Zur  Tilgung  der  künftighin  der  böhmischen  Westbahngesell- 
schaft  etwa  zu  leistenden  Staatsgarantievorschüsse  und  der  von 
diesen  auflaufenden  4percentigen  Zinsen  wird  nur  die  Hälfte  des 
die  gewährleistete  5'2percentige  Annuität  des  Anlagecapitales 
tibersteigenden  Keinertragsüberschusses  zu  verwenden  sein. 

Artikel  II. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  wird  Mein  Finauzminister  be- 
auftragt. 

Schönbrunn,  am  20.  Mai  1869. 
Franz  Joseph  m  p. 

Taafle  m.  p.  Brestel  m.  p. 

7.  Uebereinkomraen  vom  24.  Juni  1869,  C.  Bl.  Nr.  54, 

welches  zwischen  dem  k.  k.  Finanzministerium  für  die  im  Reich srathe 
vertretenen  Länder  im  Namen  der  k.  k.  österreichischen  Staatsverwaltung 
einerseits  und  der  k.  k.  priv.  böhmischen  Westbahngcsellsehaft  anderer- 
seits Aber  die  Refundirnng  der  Staatsgarantieschuld  dieser  Gesellschaft 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  180»,  R.  G.  Bl.  Nr.  72,  und  des 
Beschlusses  der  Generalversammlung  der  Actionäre  der  Böhmischen  West- 
bahn vom  15.  Mai  1869  unter  folgenden  Bestimmungen  abgeschlossen 

worden  ist: 

1.  Die  k.  k.  priv.  böhmische  Westbahngesellschaft  ist  berechtigt, 
ihr  Anlagecapital  durch  Emission  von  Prioritätsobligationen  bis  zum 
Belaufe  von  drei  Millionen  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  zu  erhöhen. 

2.  Die  nach  der  Concessionsurkunde  der  k.  k.  priv.  Böhmischen 
Westbahn  vom  8.  September  1859  und  nach  den  Uebereinkünften 
zwischen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  den  Vertretern  dieser  Bahn 
vom  23.  October  1860  und  12.  Jänner  1865  für  das  Anlagecapital  von 
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vierundzwanzig  Millionen  Gulden  österr.  Währ,  vom  Staate  zuge- 
sicherte Garantie  eines  5'2percentigen  Erträgnisses  wird  auch  auf  die 
Anlagecapitalserhöhung  bis  zum  Belaufe  von  drei  Millionen  Gnlden 
ausgedehnt. 

3.  Die  in  der  Concessionsurkunde  vom  8.  September  1859  und  in 
den  beiden  Uebereinkommen  vom  23.  October  1860  und  12.  Jänner  1865 
für  die  Ermittlung  des  Abganges  an  dem  garantirten  5'2percentigen 
Eiträgniss  des  Anlagecapitales  von  24  Millionen  Gulden  und  für  die 
Leistung  der  Staatsgarantievorschüsee  enthaltenen  Bestimmungen  finden 
auch  bei  der  Anlagecapitalserhöhung  von  drei  Millionen  Gulden  An- 
wendung. 

Ebenso  hat  auch  der  Erlass  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom 
24.  April  1867,  Z.  J621/F.  M.,  in  Betreff  der  Einkommensteuerfreiheit 
der  Staatsgarantievorschüsse  und  der  Verrechnung  der  Einkommensteuer 
von  den  Priori  tätsobligationszinsen,  sowie  bezüglich  der  Vorschüsse  zur 
Einlösung  der  Actien-  und  Prioritätsobligationszinsen  für  diese  Anlage- 
capitalserhöhung Geltung. 

4.  Die  über  die  Summe  von  drei  Millionen  Gulden  zu  emittirenden 
10.000,  d.  i.  Zehntausend  Stück  Schuldverschreibungen  haben  auf  300  fl. 
öbterr.  Währ,  in  Silber,  gleich  350  fl.  in  süddeutscher  Währung  oder 
200  Thaler  des  30  Thalerfusses  per  Stück  zu  lauten,  sind  mit 
jährlichen  fünf  (5)  von  Hundert  in  effectiver  Silbermtinze,  vom  1.  Juli 
1869  angefangen,  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  die  Rückzahlung  des 
Capital  es  fällig  wird,  und  zwar  in  halbjährigen  verfallenen  Terminen 
entweder  in  Wien  bei  der  Centralcassa  der  k.  k.  priv.  Böhmischen 
Westbahn  in  österr.  Währung,  oder  in  Frankfurt  a.  M.  bei  dem  Bank- 
hause M.  A.  v.  Rothschild  &  Söhne  oder  bei  einem  anderen  dort 
bestehenden,  von  der  böhmischen  Westbahngesellschaft  bekanntzugebenden 
Bankhause  in  süddeutscher  Währung  (des  52  y2  Guldenfusses)  zu 
verzinsen. 

5.  Diese  Schuldverschreibungen  müssen  innerhalb  47  Jahren,  und 
zwar  vom  1.  Juli  1870  bis  1.  Juli  1916  nach  einem  der  Genehmigung 
der  k.  k.  österr.  Staatsverwaltung  zu  unterziehenden  Tilgungsplan 
mittelst  am  1.  Juli  eines  jeden  Jahres  in  Wien  in  Gegenwart  zweier 
k.  k.  öffentlicher  Notare  stattfindenden  Ziehungen  verlost  und  getilgt 
werden.  Die  Rückzahlung  des  Betrages  der  verlosten  Obligationen  muss 
sechs  Monate  nach  dem  Ziehungstage  bei  den  im  Absatz  4  angegebenen 
Zahlstellen  und  in  der  dort  bezeichneten  Währung  erfolgen. 

6.  Diese  Schuldverschreibungen  gemessen  bezüglich  ihrer  Ver- 
zinsung und  Amortisiruog  den  Vorrang  vor  den  Anspiüchen  der  Actionäre 
auf  die  Verzinsung  und  Tilgung  des  Actiencapitales  und  reihen  sich 
unmittelbar  an  das  erste  Prioritätsanlehen  der  böhmischen  Westbahn- 
gesellschaft per  zwölf  Millionen  Gulden. 

7.  Für  die  pünktliche  Bezahlung  der  Zinsen  und  Rückzahlungs- 
raten dieser  Prioritätsobligationen  haftet  das  gesammte  bewegliche  und 
unbewegliche  Vermögen  der  böhmischen  Westbabngesellecbaft. 
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8.  Die  k.  k.  priv.  böhmische  We6tbahngesel]schaft  verpflichtet  • 
sieb,  der  k.  k.  österreichischen  Staatsverwaltung  zn  Händen  des  k.  k. 
Universal-Cameral-Zahlamtes  I.  Abtheilung  als  Ersatz  für  die  dem  k.  k. 
Aerar  schuldigen  Staatsgarantievorschüsse  von  1,515.353  fl.  25  kr.  und 
zur  Tilgung  der  von  diesen  Garantievorschüssen  aufgelaufenen  und  noch 
erwachsenden  4percentigen  Zinsen  spätestens  4  Wochen  nach  der  Aus- 
fertigung dieses  Uebereinkommens  -fünftausend  Stück  von  den  in  den 
vorstehenden  Absätzen  4,  5,  6  und  7  genannten  Obligationen  sammt 
allen  dazu  gehörigen  Coupons,  wovon  der  erste  auf  den  1.  Jänner  1870 
zu  lauten  hat,  nebst  Talon  mit  in  arithmetischer  Ordnung  fortlaufenden 
Serien-  und  Obligationsnummern  zu  übergeben. 

9.  Mit  der  Uebergabe  dieser  fünftausend  Stück  Schuldverschrei- 
bungen im  Belaufe  von  Einer  Million  fünfhunderttausend  Gulden 
österr.  Währ,  in  Silber  ist  die  gesammte  Garantieschuld  der  k.  k.  priv. 
böhmischen  Westbahngesellschaft  an  das  k.  k.  Aerar  sowohl  an  Capital 
als  an  Zinsen  vollständig  getilgt. 

10.  Die  k.  k.  österr.  Staatsverwaltung  hat  schon  vom  1.  Juli  1869 
angefangen  auf  die  öpercentige  Verzinsung  der  ihr  nach  dem  Ab- 
sätze 8  zu  übergebenden  fünftausend  Stück  Schuldverschreibungen 
Anspruch. 

11.  Die  k.  k.  priv.  böhmische  Westbahngesellschaft  verpflichtet 
sich,  die  übrigen,  nicht  der  k.  k.  österr.  Staatsverwaltung  übergebenen 
fünftausend  Stück  Schuldverschreibungen  im  Betrage  von  Einer  Million 
fünfhunderttausend  Gulden  österr.  Währung  in  Silber  oder  den  für  die- 
selben erzielten  baren  Erlös: 

a)  zur  Tilgung  der  aus  dem  Vergleiche  mit  der  Bauunternehmung 
der  Böhmischen  Westbahn  vom  17.  Jänner  1868  entstandenen 
schwebenden  Schuld  von  149.026  fl.  36  kr.,  und 

b)  zur  Bildung  eines  Specialfondes  zu  verwenden,  aus  welchem  die 
Auslagen  für  die  von  der  k.  k.  priv.  Böhmischen  Westbahn  be- 
absichtigte und  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  als  nothwendig 
anerkannte  Vermehrung  der  Fahrbetriebsmittel  und  Reconstruction 
des  Bahnkörpers  der  Böhmischen  Westbahn  bestritten  werden. 

12.  Die  in  dem  Absätze  11  erwähnten  Prioritätsobligationen  im 
Nominalbetrage  von  1,500.000  fl.  werdeu  von  der  k.  k.  priv.  böhmi- 
schen Westbahngesellschaft  nur  zu  einem  von  der  k.  k.  Österr.  Staats- 
verwaltung genehmigten  Cours  begeben  oder  theilweise  zur  Tilgung  der 
schwebenden  Schuld  von  149.026  fl.  36  kr.  an  Zahlungsstatt  gegeben 
werden. 

13.  Zur  Tilgung  der  künftighin  der  k.  k.  priv.  böhmischen 
Westbahngesellscbaft  etwa  zu  leistenden  Staatsgarantievorschüsse  und 
der  von  diesen  auflaufenden  4percentigen  Zinsen  wird  nur  die  Hälfte 
des  die  gewährleistete  5'2percentige  Annuität  des  Anlagecapitales  von 
27  Millionen  Gulden  übersteigenden    Reinertragsüberschusses  zu  ver- 
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wenden  sein,  und  von  der  k.  k.  österr.  Staatsverwaltung  zu  diesem 
Zwecke  angesprochen  werden. 

Vgl.  §  3  des  Protokolls  vom  11.  December  1884  (Doo.  8). 

Von  diesem  Uebereinkommen  sind  zwei  gleichlautende  Exemplare 
ausgefertigt  worden.  Das  mit  den  Stempeln  von  50  Kreuzer  per  Bogen 
versehene  Exemplar  ist  vom  k.  k.  Finanzministerium,  das  andere  von 
der  k.  k.  priv.  böhmischen  Weßtbahngesellschaft  übernommen  worden. 

Wien,  am  24.  Juni  1869. 

Dr.  R.  Brestel  m.  p.  K.  k.  priv.  Böhmische  Westbahn: 

k.  k.  Finanzuiinfster.  Jonas  Ritter  v.  Königswarter  m.  p, 

Dr.  Weissei  m.  p. 


8.  Protokoll 

aufgenommen  Im  k.  k.  Handelsministerium  am  11.  December  1884. 

Gegenwärtig: 


Von  Seite  der  k.  k.  Regierung: 
Se.  Exoellenz  Herr  k.  k.  Sectionschef 
Freiherr  v.  Pusswald  als  Vorsitzender. 

Herr  k.  k.  Ministerialsecretär  Johann 
Kapf  als  Vertreter  des  k.  k.  Finanz- 
ministeriums. 

Herr  k.  k.  Ministerialrath  Dr.  Heinrich 
Ritter  v.  Wittek. 


Von  Seite   des  Verwaltungsrath  es  der 

k.  k.  priv.  Böhmischen  Westbahn: 
Herr  Präsident  Max  Ritter  v.  Gomperz. 

Herr  Rechtsconsulent  Dr.  Adolf  Weiss. 

Herr  Generalsecretär  k.  k.  Regierungs- 
rath Dr.  Angelo  Ritter  v.  Kuh. 


Herr  k.  k.  Ministerialsecretär  Dr.  Emil  Hardt  als  Protokollführer. 


Gegenstand  der  Verhandlung  ist  die  über  Ansuchen  des  Ver- 
waltungsrathes  der  k.  k.  priv.  Böhmischen  Westbahn  in  Abänderung 
des  •  Erlasses  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  18.  October  1884, 
Z.  27558,  vorzunehmende  Feststellung  der  Bedingungen,  unter  welchen 
der  genannten  Bahngesellschaft  die  staatliche  Bewilligung  zur  Con* 
vertirung  der  von  ihr  aufgenommenen  öpercentigen  Prioritätsanlehen  zu 
ertheilen  wäre. 

Nach  eingehender  Erörterung  des  Gegenstandes  ist  zwischen  den 
unterzeichneten  Regierungsvertretern  im  Namen  der  k.  k.  Staateverwal- 
tung vorbehaltlich  der  hohen  Genehmigung  Ihrer  Excellenzen,  des  Herrn 
k.  k.  Handeleministers  und  des  Herrn  k.  k.  Finanzministers  einerseits 
und  den  unterzeichneten  Vertretern  des  Verwaltongsrathes  der  k.  k.  priv. 
Böhmischen  Westbahn  vorbehaltlich  der  Zustimmung  der  Generalver- 
sammlung der  Actionäre  andererseits,  das  nachstehende  Uebereinkommen 
getroffen  worden: 
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§  1- 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ist  geneigt,  die  erbetene  Bewilligung 
zur  Vornahme  der  von  der  k.  k.  priv.  Böhmischen  Westbahn  beab- 
sichtigten Convertirung  der  gesellschaftlichen  5percentigen  Prioritäts- 
anlehen vom  Jahre  1861,  1869  und  1873  im  derzeit  noch  aashaftendem 
Betrage  von 

10,155.000  fl., 
2,637.000  „  und 
961.800  „  österr.  Währ.  Silber 
in  der  Weise,  dass  für  die  beiden  erstgenannten  Anleben  ein  neues 
einheitliches,  mit  4  Percent  in  Silber  österreichischer  Währung  ver- 
zinsliches und  innerhalb  65  Jahren,  d.  i.  bis  zum  Jahre  1949,  rück- 
zahlbares Prioritäteanlehen  im  Nominalbetrage  von  14,303.000  fl.  österr. 
Währ,  in  Silber,  für  das  1873er  Anlehen  aber  ein  auf  Mark  deutscher 
Währung  lautendes  4procentiges,  innerhalb  50  Jahren  rückzahlbares 
Prioritätsanlehen  im  Nominalbeträge  von  1,999.800  Mark  aufgenommen 
wird,  unter  den  nachfolgenden  Bestimmungen  zu  ertheilen  und  zugleich 
einen  von  der  Gesellschaft  aufzustellenden  Tilgungsplan  für  das  Actien- 
capital  zu  genehmigen,  wonach  die  Tilgung  desselben,  statt  erst  vom 
Jahre  1917  an,  schon  vom  Jahre  1885  zu  beginnen  hat  und  sobin  bis 
zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  durchzuführen  ist,  wobei  in  jedem 
der  Jahre  1885  bis  1948  die  öpercentige  Zinsen-  und  Tilgungsannuität 
von  626.705  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  und  für  das  Jahr  1949  der 
Betrag  von  421.517  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  zu  Grunde  gelegt  wird. 

§  2. 

Die  k.  k.  priv.  Böhmische  Westbahn  verpflichtet  sich,  soferne  sie 
in  den  Fall  kommen  sollte,  aus  dem  Titel  der  Staatsgarantie  neuerlich 
Vorschüsse  zu  beanspruchen  oder  zurückzuzahlen,  jene  Einkommen- 
steuerbeträge, welche  die  Gesellschaft  nach  den  jeweilig  bestehenden 
Gesetzen  von  den  Coupons  der  Prioritätsobligationen  in  Abzug  zu 
bringen  berechtigt  wäre,  auf  deren  Hereinbringung  sie  jedoch  in  Folge 
der  beabsichtigten  Zusicherung  der  abzugsfreien  Einlösung  der  Coupons 
der  neuen  Prioritätsobligationen  verzichtet,  aus  eigenen  Mitteln  zu  be- 
zahlen, so  dass  nach  wie  vor  im  Sinne  des  Absatzes  lit.  b  des  Erlasses 
des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  24.  April  1867,  Z.  1621/F.  M.,  nur 
die  um  diese  Beträge  gekürzte  Einkommensteuer  in  die  Betriebsrechnung 
eingestellt  werden  darf. 

§  3. 

Die  im  Punkt  13  des  Uebereinkommens  zwischen  dem  k.  k.  Finanz- 
ministerium und  der  k.  k.  priv.  Böhmischen  Westbahn  vom  24.  Juni 
1869  enthaltene  Bestimmung,  wonach  zur  Tilgung  der  künftighin  der 
Gesellschaft  etwa  zu  leistenden  Staatsgarantievorschüsse  nebst  Zinsen 
nur  die  Hälfte  des  die  jeweilig  garantirte  Annuität  übersteigenden  Rein- 
ertragsüberschusses  zu  verwenden  sein,  und  von  der  k.  k.  Staatsver- 

40* 

Digitized  by  Google 


628 


K.  k.  priv.  Böhmische  Westbahn. 


waltung  «u  diesem  Zwecke  angesprochen  werden  soll,  wird  einver- 
ständlich ausser  Kraft  gesetzt  und  tritt  an  Stelle  dieser  Bestimmung 
die  Anordnung  im  §  12,  lit.  e,  der  Concessionsurkunde  vom  8.  September 
1859,  wonach  zu  obigem  Zwecke  der  ganze,  die  jeweilig  garantirte 
Annuität  übersteigende  Reinertragsüberschuss  bestimmt  ist,  wieder  voll- 
ständig in  Wirksamkeit. 

§  4.  •  .  .   ■  ';; 

In  Ue  berein  Stimmung  mit  der  durch  die  Convertirung  der  Priori- 
tätsanlehen eintretenden  Aeuderung  der  Anlagecapjtalsverhältnisse  der 
Böhmischen  Westbahn  wird  das  dieser  Bahn  vom  Staate  garantirte 
jährliche  Reinerträgniss,  welches  nach  §  12  der  Concessionsurkunde 
vom  8.  September  1859,  Eowie  nach  den  Uebereinkünften  vom  23.  Oc- 
tober  1860,  12.  Jänner  18G5  und  24.  Juni  1869  mit  Berücksichtigung 
der  für  die  Prioritätsanleben  I.  und  II.  Emission  genehmigten  Tilgungs- 
pläne für  die  Jahre  bis  1916  mit  1,404.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber, 
und  für  die  Jahre  1917  bis  1948  mit  733.651  fl.  österr.  Währ,  in 
Silber  bemessen  ist,  vorbehaltlich  der  zu  diesem  Zwecke  zu  erwirkenden 
verfassungsmässigen  Ermächtigung  für  die  Jahre  1885  bis  1948  mit 
dem  Betrage  von  Einer  Million  Zweibundertvierzigachttausend 
(1,248.000)  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  und  für  das  Jahr  1949 
mit  dem  Betrage  von  Achthundertvierzigtausend  siebenhundertdreissig- 
acht  (840.738)  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  festgesetzt. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass  der  hier  festgesetzte 
Betrag  des  garantirten  Reinerträgnisses,  anstatt  der  im  §  18  der  obigen 
Concessionsurkunde  angeführten  5*2  Percent  des  Anlagecapitales  jenes 
Minimum  zu  bilden  hat,  welches  im  Falle  der  Ausübung  des,  staatlichen 
Einlösungsrechtes  als  Jahresrente  in  halbjährigen  Raten  bis  zum  Ablaufe 
der  Concessionsdauer  an  die  Gesellschaft  zu  bezahlen  ist. 

§.ö. 

Im  Falle  der  Einlösung  der  Böhmischen  Westbahn  durch  den 
Staat  wird  —  die  Ertheilung  der  im  §  4  vorbehaltenen  verfassungs- 
mässigen Ermächtigung  vorausgesetzt  —  von  der  an  die  Gesellschaft 
auszubezahlenden  Jahresrente  der  jährliche  Pauschalbetrag  von 
50.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  zu  Gunsten  des  Staates  in  Abzug  ge- 
bracht. 

Dieser  Abzug  soll  jedoch  nur  insofernc  stattfinden,  als  durch  den- 
selben der  Betrag  der  Jahresrente  nicht  unter  das  im  §  4  bezifferte 
Minimum  herabsinkt. 

Zugleich  wird  unter  der  oben  zum  Ausdruck  gebrachten  Voraus- 
setzung vereinbart,  dass  bis  zum  Eintritte  der  Einlösung  die  in  Folge 
der  Convertirung  in  Ersparung  kommenden  Beträge  ausschliesslich  zu 
folgenden  Zwecken  zu  verwenden  sind: 
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a)  zur  Bestreitung  aller  Ausgaben  zum  Zwecke  oder  in  Folge  der  Con- 
vertiruDg,  insbesondere  etwaiger  der  Gesellschaft  in  Folge  von 
Währungsprocessen  erwachsenen  Goldagioverluste  und  Processkosten; 

b)  zur  Bezahlung  der  im  §  2  bezeichneten  Einkommeosteuerbeträge, 
sowie  der  von  der  Gesellschaft  für  die  neuen  Prioritätsobligationen 
zu  entrichtenden  Couponstempelgebühren ; 

c)  zur  Bestreitung  der  Kosten  für  Erweiterungsbauten,  einschliesslich 
der  Anlage  neuer  Stationen  und  Haltestellen,  der  Vermehrung  der 
Geleiseanlagen  und  des  Fahrparkes,  sowie  sonstiger  im  öffentlichen 
Interesse  als  wünschenswerth  erkannten  Investitionen; 

d)  zu  Herstellungen  aus  Anlass  von  Elementarschäden  an  der  Bahn 
und  deren  Zugebör; 

e)  zur  Ergänzung  der  Actiendividende  auf  5  Percent  in  dem  Falle, 
als  das  Reinerträgniss  der  Bahn  unter  den  garantirten  Reinertrag 
herabsinken  sollte,  so  zwar,  dass  eine  neuerliche  Inanspruchnahme 
von  Staatsgarantievorschüssen  erst  dann  stattfinden  darf,  wenn 
nach  Verwendung  des  auf  das  betreffende  Jahr  entfallenden  Erspar- 
nisses  ein  Ausfall  gegenüber  dem  garantirten  Reinerträgnisse  er- 
übrigt; 

f)  zur  Dotirung  des  Specialreservefondes  der  Gesellschaft. 

§  6. 

Der  Zeitpunkt,  von  welchem  ab  die  k.  k.  Staatsverwaltung  jeder- 
zeit berechtigt  ist,  das  ihr  nach  §  18  der  Concessionsurkunde  vom 
8.  September  1859  vorbehaltene  Eiulö jungsrecht  auszuüben,  wird  unter 
sinngemässer  Anwendung  der  im  §  902  a.  b.  G.  B.  enthaltenen  Anordnung 
und  mit  Bedachtnahme  auf  die  Schwierigkeiten,  welche  sich  bei  einer 
nicht  für  den  Monatsschluss  stattfindenden  Recbnungsaufstellung  ergeben, 
mit  30.  Juni  1892  festgesetzt. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass  unter  den  „der  wirklichen 
Einlösung  vorausgegangenen  sieben  Jahren"  im  Sinne  des  citirten  §  18 
die  dem  Jahre,  in  welchem  die  Einlösung  erfolgt,  vorausgegangenen 
vollen  Betriebs-,  respective  Kalenderjahre  vom  1.  Jänner  bis  31.December 
zu  verstehen  sind. 

§  7. 

Im  Texte  der  neu  auszugebenden  Prioritätsobligationen  ist  dem 
Staate  das  Recht  vorzubehalten,  zugleich  mit  der  Einlösung  der  Bahn 
die  sodann  noch  aushaftende  Anlehensschuld  zur  Selbstzahlung  zu  über- 
nehmen und  ist  für  den  Fall  der  Ausübung  dieses  Rechtes  das  Erlöschen 
der  Personalverpflichtung  der  Gesellschaft  auszusprechen. 

§  8. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  geniesst  die  Gebühren-  und 
Stempelfreiheit. 
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Hiemit  wurde  das  in  zwei  ungestempelten  Parien,  je  eines  für 
jeden  der  beiden  vertragschliessenden  Theiie,  ausgefertigte  Protokoll 
geschlossen,  verlesen  und  unterfertigt. 

Pusswald  m.  p.  Gomperz  m.  p. 

Wittek  m.  p.  . 

Johann  Kapf  n.  p ,  Dr'  Ad"  Weiss  m'  P- 

k.  k.  MiniuteriaUecretir. 

Dr.  Emil  Hardt  m.  p.,  Dr*  An«el°  R*  v'  Kuh  m'  P- 

k.  k.  MinUterJalaecretär, 
als  Protokollsführer. 


9.  Oesetz  vom  4.  April  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  42, 

wegen  Abänderung  der  Staatsgarantie  der  Böhmischen  Westbahn  und  der 
Bestimmungen  Ober  die  Einlösung  dieser  Bahn  durch  den  Staat. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  der  k.  k.  priv.  Böhmischen  West- 
bahn, entsprechend  den  durch  die  Convertirung  der  öpercentigen  Silber- 
prioritätsanlehen  geänderten  Verhältnissen  ihres  garantirten  Anlage- 
capitales,  eine  Abänderung  der  bisherigen  Garantiebestimmuogen  in  der 
Weise  zu  gewähren,  dass  das  für  diese  Bahn  vom  Staate  garantirte 
Reinerträgniss,  welches  derzeit  mit  dem  Betrage  von  jährlich  1,404.000  fl. 
österr.  Währ,  in  Silber  bis  zum  Jahre  1916  und  von  da  ab  bis  zum 
Ablaufe  der  Concessionsdauer  im  Jahre  1949  mit  jährlich  733.651  fl. 
österr.  Währ,  in  Silber  bemessen  ist,  künftig  für  die  Jahre  1885  bis  1948 
mit  einer  gleichen  Annuität,  welche  den  Betrag  von  1,248.000  fl.  österr. 
Wahr,  in  Silber  nicht  überschreiten  darf,  und  für  das  Jahr  1949  mit 
dem  Betrage  von  höchstens  840.738  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  festge- 
setzt wird. 

Die  hienach  festgesetzten  Beträge  haben  zugleich  an  die  Stelle 
des  im  §  18  der  Concessionsurkunde  vom  8.  September  1859  mit 
5*2  Percent  des  Anlagecapitales  bestimmten  Minimums  der  im  Falle 
der  Einlösung  der  Bahn  durch  den  Staat  an  die  Gesellschaft  zu  be- 
zahlenden Jahresrente  zu  treten. 

Artikel  IL 

Die  im  Artikel  I  angeführte  Garantieänderung  ist  an  die  Bedin- 
gungen geknüpft,  dass: 

1.  die  in  Folge  der  Convertirung  in  Ersparung  gebrachten  Be- 
träge zu  keinen  anderen  als  den  von  der  Regierung  genehmigten 
Zwecken  verwendet  werden; 
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2.  das  der  Gesellschaft  auf  Grund  des  Artikels  I,  lit.  e,  des 
Gesetzes  vom  20.  Mai  1869,  R  G.  Bl.  Nr.  72,  eingeräumte  Bcfjgniss 
cur  Tilgung  etwa  künftig  zu  leistender  Staatsgarantievorschtisae  und 
der  hievon  auflaufenden  Zinsen  nur  die  Hälfte  des  die  garanürte 
Annuität  übersteigenden  Reinertragsüberschusses  zu  verwenden,  ausser 
Kraft  tritt; 

3.  im  Falle  der  Einlösung  der  Böhmischen  Westbahn  durch  den 
Staat  von  der  an  die  Gesellschaft  zu  bezahlenden  Jahresrente  mindestens 
der  jährliche  Pauschalbetrag  von  50.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  zu 
Gunsten  des  Staates  in  Abzug  zu  bringen  ist,  soferne  hiedurch  der 
Betrag  dieser  Jahresrente  nicht  unter  das  im  Artikel  I  vorgesehene 
Minimum  herabsinkt. 

Artikel  III. 

Das  im  Sinne  der  vorstehenden  Anordnungen  mit  der  Gesellschaft 
getroffene  Uebereinkommen  vom  11.  December  1884  geniesst  die  Ge- 
bühren- und  Stempelfreiheit. 

Artikel  IV. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzüge  desselben  sind  Mein  Handels  minister  und  Mein 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  4.  April  1885. 
Franz  Joseph  m.  p 

TaafTe  m.  p.  Pino  ra.  p.  Dunajewski  m.  p. 

10.  Statuten 

der  k.  k.  priv.  Böhmischen  Westbahn. 

I.  Abschnitt 
Die  Actiengesellschaft. 

§  i. 

Name  der  Gesellschaft. 

Auf  Grundlage  des  §  21  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde . 
de  dato  8.  September  1859,  welche  hier  in  authentischer  Abschrift 
angeschlossen  ist,  wird  mit  Allerhöchster  Genehmigung  eine  Actien- 
gesellschaft unter  der  in  gesetzlicher  Weise  zu  protokolürenden  Firma 
„K.  k.  privilegirte  Böhmische  Westbahn"  gebildet. 
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§  2. 

Rechte  and  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft. 

Die  in  der  Concesßionßurkunde  genannten  Coneessionäre  und 
Gründer  übertragen  der  Gesellschaft  ohne  Ausnahme  und  ohne  Vor- 
behalt alle  Rechte,  welche  sie  durch  die  erwähnte  Urkunde  und  durch 
das  Uebereinkommen  Tom  23.  October  1860  erworben  haben.  In  Folge 
dessen  tiitt  die  Gefellschaft  vom  Zeitpunkte  ihrer  Constituirong  als 
Rechtsnachfolger  an  die  Stelle  der  Coneessionäre  und  der  Gründer  mit 
der  Verpflichtung,  allen  aua  der  Concession6urkunde  und  dem  Ueber- 
einkommen hervorgehenden  Bedirgungen  und  Verbindlichkeiten  Gentige 
zu  leisten,  ohne  dass  biedurch  bezüglich  der  im  §  2  des  Ueberein- 
kommens  ausgediückten  Haftung  der  Coneessionäre  für  die  Verwendung 
des  bedungenen  Bauvorschusses  eine  Aenderung  eintritt. 

§  3. 

» 

Zweck  der  Gesellschaft. 

der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  Der  Bau  und  Betrieb  der  durch  die  Allerhöchste  Concessions- 
urkunde  vom  8.  September  1859  concessionirten  Locomotiveisen- 
bahn  von  Prag  über  Pilsen  bis  an  die  bayerische  Grenze  nebst 
Zweigbahn  nach  Radnitz  und  Wegwanow; 

b)  die  Concessionserwerbung,  der  Bau  und  der  Betrieb  weiterer 
Eisenbahnen ; 

cj  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  von  Bergwerken  und  Bergwerks- 
eisenbahnen, sowie  die  Erwerbung,  der  Bau  und  der  Betrieh 
solcher  Induetrial werke,  welche  im  Sinne  des  §  19  der  Con- 
cessionsurkunde  allenfalls  errichtet  werden. 

Bei  Ausübung  der  concessionsmässigen  Rechte  hat  die  Gesell- 
schaft ausser  den  in  den  Gesetzen  enthaltenen  Verpflichtungen  auch 
die  in  der  Concessionsurkunde  vom  8.  September  1859  und  in  dem 
zwischen  der  hohen  Staatsverwaltung  und  den  Conceesionären  abge- 
schlossenen zuliegenden  Uebereinkommen  vom  23.  October  1860  sammt 
beigefügter  Instruction  aufgeführten  Veibindlichkeiten  überhaupt  genau 
zu  erfüllen. 

§*• 

Sitz  der  Gesellschaft. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  zu  Wien  mit  Agenturen  nach  dem 
Bedürfnisse  im  In-  und  Auslande.  Der  unmittelbare  Betrieb  der  Eisen- 
bahn kann  jedoch  auch  durch  Abgeordnete  des  Verwaltungsrathes  von 
Prag  aus  geleitet  werden. 
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§  5. 

Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  tritt  mit  dem  Tage  der  Constituirung  in  Wirk- 
samkeit und  endet  mit  dem  Erlöschen  der  Concession. 

Sie  löst  sich  aber  auch  echon  früher  auf,  wenn  die  Bahn  vom 
Staate  eingelöst  oder  von  der  Gesellschaft  ver äussert  wird. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftlicher  Unternehmungsfond. 

§  6. 
Actien. 

Der  Gesellschaftsfond  ist  auf  12  Millionen  Gulden  festgesetzt 
und  wird  durch  60.000  Stück  ActieD,  jede  a  200  fl.  österr.  Währ, 
gebildet. 

Behufs  der  Deckung  des  zur  Herstellung  und  Inbetriebsetzung 
der  Bahn  erforderlichen  Mehraufwandes  dient  der  Gesellschaft  die  zu 
folge  des  mit  dem  hohen  k.  k.  Finanzministerium  unterm  23.  October 
1860  getroffenen  Uebereinkommens  bewilligte  Hinausgabe  von  in  Silber 
verzinslichen  und  rückzahlbaren  Prioritätsobligationen  bis  zum  Betrage 
von  12  Millionen  Gulden  österr.  Währ.,  welches  Prioritätsanlehen 
keinen  Theil  des  Stammcapitales,  sondern  ein  Passivum  der  Gesell- 
schaft bildet. 

Sollte  es  sich  als  nothwendig  oder  wünschenswerth  herausstellen, 
so  kann  die  Generalversammlung  der  Gesellschaft  mit  Genehmigung 
der  hohen  Staatsverwaltung  das  Actiencapital  durch  Hinausgabe  neuer 
Actien  vergrössern  oder  ein  neues  Anlehen  aufnehmen  (§  26  /). 

§  7- 

Beantheilung  der  Actionäre. 

Jede  Actie  giebt  ihrem  Besitzer  (Actionär)  das  Recht  auf  den 
verhältnistmäBsigen  Antheil  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  und  an 
den  Erträgnissen  der  Unternehmung,  jedoch  kein  Miteigenthum  an  den 
einzelnen  Vermögensbestandtheiien  der  gesellschaftlichen  Unternehmung, 
und  Bind  die  Besitzer  von  Actien  nicht  berechtigt,  eine  Sicherstellung 
ihrer  Ansprüche  gegen  die  Gesellschaft  zu  erwirken. 

§  8. 

Haftung  der  Actionäre. 

Die  Actionäre  baften  nur  bis  zum  Belaufe  des  Capitales  der 
Actien;  darüber  hinaus  ht  jede  Anforderung  unzulässig.    Gegen  dritte 
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Personen  haftet  die  Gesellschaft  für  alle  ihre  Verbindlichkeiten  mit 
ihrem  ganzen  Vermögen,  mit  Einschiuss  des  allenfalls  gebildeten 
Reservefonds. 

§  9. 

Untheilb arkeit  der  Actien. 

Die  Actien  sind  untheilbar;  die  Gesellschaft  erkennt  für  jede 
Actie  nur  einen  Eigenthümer  an. 

Mehrere  Theilnehmer  an  einer  Actie  mÜ9Ben  daher  ihre  gemein- 
samen Rechte  durch  eine  Person  wahrnehmen  lassen. 

§  10. 

Unterwerfung  unter  die  Statuten. 

Mit  dem  Besitze  einer  Actie  ist  die  Unterwerfung  unter  die 
Statuten  der  Gesellschaft  verbunden. 

§  IL 
Form  der  Actien. 

Die  Actien  werden  nach  dem  angeschlossenen  Formulare  lit.  A 
mit  fortlaufenden  Nummern  angefertigt,  aus  einem  Juxta-Buche,  welches 
bei  der  Gesellschaft  aufbewahrt  bleibt,  herausgeschnitten,  mit  dem 
trockenen  Stempel  der  Gesellschaft  versehen  und  mit  der  Unterschrift 
zweier  Mitglieder  des  Verwaltungsrath  es  gezeichnet. 

Jeder  Actie  wird  ein  Couponsbogen  für  Zinsen  und  Dividenden, 
auf  den  Ueberbringer  (au  porteur)  lautend,  nebst  Talon  beigegeben. 

§  12. 

Umschreibung  der  Actie. 

Die  Actien  werden  auf  den  Ueberbringer  lautend  ausgestellt,  es 
steht  jedoch  jedem  Besitzer  frei,  gegen  Vergütung  der  von  der  Gesell- 
schaft festzusetzenden  Gebühren  seine  Actien  auf  bestimmte  Namen 
umschreiben  zu  lassen. 

Das  Eigentimm  der  ersteren  wird  durch  blosse  Uebergabe  über- 
tragen, während  die  Uebertragung  der  auf  bestimmte  Namen  lautenden 
Actien  mittelst  einer  den  Actien  beigefügten  Cession,  welche  auf  die 
Actie  selbst  geschrieben  werden  kann,  zu  geschehen  hat 

Eine  Haftung  der  Gesellschaft  für  die  Echtheit  der  Cession  oder 
der  sonstigen  Uebertragungs- Urkunde  findet  nicht  statt. 

§  13. 

Deponirung  der  Actien. 

Jeder  Actionär  kann  seine  Actien  gegen  Entrichtung  der  hiefür 
von  der  Gesellschsft  bestimmten  Gebühr  bei  der  Cassa  der  Gesellschaft 
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hinterlegen  und  dagegen  einen  auf  seinen  Namen  lautenden  Erlagschein 
erheben. 

§  U. 

Amortisirung  der  Actien  und  Coupons. 

In  Verlust  gerathene  Actien  und  Coupons  müssen  von  dem  zustän- 
digen Gerichte  amortisirt  werden,  um  neue  Urkunden  dagegen  erhalten 
zu  können. 

III.  Abschnitt. 
Organisation  der  Gesellschaft. 

§  15. 

Organe  der  Gesellschaft. 

Organe  der  Gesellschaft  sind! 

a)  die  Generalversammlung; 

b)  der  VerwaltuDgsrath; 

c)  der  Revisionsausschuss. 

IV.  Abschnitt. 

Die  Generalversammlung. 
§  16. 

Befähigung   zur   Theilnahme   an   der  Generalversammlung. 

Die  Gesammtheit  der  Actionäre  wird  durch  die  Generalversammlung 
vertreten.  Jeder  stimmberechtigte  Actionär  ist  befugt,  an  derselben 
theiliunehmen. 

Abwesende  können  sich  mittelst  Vollmacht  durch  stimmberechtigte 
Actionäre  vertreten  lassen.  Die  Form  der  Vollmacht  wird  vom  Ver- 
waltungsrathe  bestimmt  Pflegebefohlene,  Gemeinden,  Gesellschaften  und 
Corporationen  werden  durch  ihre  gesetzlichen  oder  statutarischen 
Repräsentanten  vertreten,  auch  wenn  diese  nicht  selbst  Actionäre  sind. 

§  17. 

Stimmrecht  der  Actionäre. 
Je  20  Actien  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme. 

§  18. 

Ordentliche  und  ausserordentliche  Generalversammlung. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  regelmässig  im  Monat 
April  oder  Mai  eines  jeden  Jahres  in  Wien  zusammen. 


Digitized  by  Google 


636 


K.  k.  priv.  Böhmische  Westbahn. 


Ausserordentliche  Generalversammlungen  können  eo  oft  stattfinden, 
als  es  der  Verwaltungsrath  für  erforderlich  erachtet,  und  sie  sind  auch 
dann  einzuberufen,  wenn  20  Actionäre,  deren  Actien  den  zehnten  Theil 
des  Actiencapitales  repräsentiren,  und  von  ihnen  nach  §  20  deponirt 
werden,  darauf  beim  Verwaltungsrathe  antragen.  Im  letzteren  Falle  hat 
die  Einberufung  binnen  längstens  30  Tagen  zu  erfolgen. 

§  19. 

Einberufung  der  Generalversammlung. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  mittelst  Kund- 
machung durch  die  im  §  37  aufgeführten  Zeitungsblätter,  welche 
mindestens  30  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der  Versammlung  anbe- 
raumten Tage  zu  geschehen,  und  die  Gegenstände  der  Versammlung 
bekannt  zu  geben  hat. 

§  20. 

Legitimation  zur  Ausübung  des  Stimmrechtes. 

Die  Actionäre  müssen,  um  der  Generalversammlung  beiwohnen  zu 
dürfen,  wenigstens  14  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben  ihre 
Actien,  auf  deren  Grund  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben  wollen,  am  Sitze 
der  Gesellschaft,  oder  bei  den  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  beateilten 
Agenturen  hinterlegen,  und  erhalten  eine  Legitimationskarte,  welche  auf 
den  Kamen  lautet,  die  Zahl  der  hinterlegten  Actien  und  die  auf  den 
Inhaber  derselben  entfallende  Stimmenzahl  ausweist,  und  nur  für  die  be- 
zeichnete Person  oder  für  deren  gehörig  Bevollmächtigten  gilt. 

§  21. 

Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  über  deren 
erste  Einberufung  wenigstens  20  stimmberechtigte  Actionäre  anwesend 
sind,  welche  mindestens  den  20.  Theil  des  hinausgegebenen  Actien- 
capitales vertreten. 

Um  eine  Aenderung  der  Statuten,  eine  Vermehrung  des  gesell- 
schaftlichen Unternehmungsfond  es  durch  Hinausgabe  neuer  Actien,  die 
Aufnahme  eines  Anlehens,  die  Veräusserung  der  Eisenbahn  oder  die 
Auflösung  der  Gesellschaft  giltig  beschliessen  zu  können,  muss  wenig- 
stens der  sechste  Theil  des  Actiencapitales  durch  mindestens  30  Actionäre 
vertreten  sein. 

Ist  die  Generalversammlung  nicht  beschlussfähig,  so  wird  sie  ver- 
tagt, und  unter  Angabe  des  Grundes  sogleich  in  Gemässheit  des  §  19 
neuerdings  einberufen. 

Die  Generalversammlung  ist  bei  ihrer  zweiten  Zusammenkunft 
beschluss fähig,  ohne  an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Mitgliedern  oder 
an  einen  durch  dieselben  vertretenen  bestimmten  Theil  des  Actiencapitales 
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gebunden  zu  sein.  —  Sie  darf  jedoch  in  diesem  Falle  nur  über  solche 
Gegenstände  beschliessen,  welche  bereits  zur  Tagesordnung  der  vertagten 
Generalversammlung  gehörten. 

§  22. 

Vorsitz. 

*•  •  *  *  ' 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Vorstand  des 
Verwaltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter. 

Er  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden  Gegenstände, 
ernennt  den  Schriftführer  und  die  Stimmenzähler,  eröffnet  und  schließet 
die  Verhandlungen,  veranlasst  die  Abstimmung  und  bestimmt  die  Art 
derselben. 

§  23. 

Erforderniss  zur   Schlussfassung   der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Die  Aenderung  der  Statuten  und  die  Vermehrung  des  gesellschaft- 
lichen Unternehm  an  gsfondes  durch  Hinausgabe  neuer  Actien,  die  Auf- 
nahme von  Anlehen,  die  Veräusserung  der  Eisenbahn  und  die  Auf- 
lösung  der  Gesellschaft  kann  nur  durch  eine  Mehrheit  von  zwei  Dritt- 
theilen  der  Stimmen  beschlosssen  werden. 

§  24. 

Gegenstände  und  Wirkung  der  Schlussfassung. 

Die  Generalversammlung  ist  berechtigt,  innerhalb  der  Grenzen 
der  Concession  und  der  Statuten  über  alle  Belange  der  Gesellschaft 
zu  berathen  und  zu  beschliessen,  und  hat  sich  jeder  Actionär  ihren 
innerhalb  dieser  Schranken  gefaxten  Beschlüssen  zu  fügen. 

§  25. 

Einhaltung  des  Programmes. 

In  der  Generalversammlung  wird  nur  über  jene  Gegenstände  ver- 
bandelt, welche  in  dem  bekannt  gemachten  Programm  bezeichnet  sind. 
In  dieses  sind  auch  jene  Anträge  aufzunehmen,  welche  von  wenigstens 
zehn  Actionären,  deren  Actienbesitz  denselben  mindestens  50  Stimmen 
gewährt,  unter  Deponirung  dieser  Actien  wenigstens  14  Tage  vor  Ein- 
berufung der  Generalversammlung  dem  Verwaltungsrathe  schriftlich 
überreicht  worden  sind. 

Jedem  stimmberechtigten  Actionär  steht  zwar  das  Recht  zu,  in 
der  Generalversammlung  selbständige  Anträge  zu  stellen,  jedoch  wird 
Uber  dieselben  nicht  sofort  berathen  und  entschieden,  sondern  es  hat 
die  Versammlung,  wenn  ein  solcher  Antrag  von  wenigstens  5  stimm« 
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fähigen  Actionären  unterstützt  wird,  vorerst  nur  zu  entscheiden,  wann 
derselbe  in  Verhandlung  zu  nehmen  sei.  Ausgenommen  hievon 
ist  der  Antrag  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen  Generalver- 
sammlung. 

§  26. 

Vorbehaltene  Gegenstände. 

Der  Verhandlung  und  Schlussfassung  der  Generalversammlung  sind 
folgende  Gegenstände  vorbehalten: 

a)  die  Wahl  des  Verwaltungsrathes; 

b)  die  Wahl  der  Rechnungsrevisoren; 

cj  die  Genehmigung  der  Jahresrechnungen; 
d)  die  Verwendung  des  Reingewinnes; 

t)  die  Ertheilung  besonderer  Vollmachten  an  den  Verwaltungsrath 
in  Fällen,  welche  in  den  Statuten  nicht  vorgesehen  sind; 

f)  die  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales  durch  Hin  ausgäbe  von 
Actien  oder  Aufnahme  von  Anlehen; 

g)  die  Errichtung  von  Zweig-  und  Flügel  bahnen ; 

h)  die  Ausdehnung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  über  die  im  §  2 
festgesetzten  Grenzen; 

i)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 
k)  die  Veräusseiung  der  Eisenbahn; 

l )  die  Abänderung  der  Statuten ; 

m)  die  Auflösung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  conces- 
sioniiten  Dauer  derselben. 

Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  Über  die  in  den  Absätzen  /,  g,  ht  kf  l 
und  m  aufgeführten  Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  hohen  Staats- 
verwaltung erforderlich.  Es  bleiben  jedoch  der  Staatsverwaltung  auch 
rücksichtlich  der  übrigen  Beschlüsse  der  Generalversammlung  die  con- 
cessionsmässigen  Rechte  vorbehalten. 

§  27. 

Protokoll  über  die  Verhandlungen  bei  der  General- 
versammlung. 

Ueber  die  Verhandlungen  bei  der  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  geführt,  und  von  dem  Vorsitzenden,  danu  von  wenigstens 
zwei  der  anwesenden  Actionäre  und  dem  Schriftführer  unterzeichnet. 

Der  Urschrift  des  Protokolls  wird  das  Verzeichniss  der  stimm- 
berechtigten Mitglieder  der  Generalversammlung  mit  Angabe  der  von 
jedem  vertretenen  Actienanzahl  nebst  den  Vollmachten  beigefügt. 

Die  in  dem  Protokolle  der  Generalversammlung  verzeichneten 
Beschlüsse,  mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Ver- 
waltungsorgane gutgeheissen  oder  gerechtfertigt  werden,  haben  den 
letzteren  als  Absolutorium  zu  dienen. 
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V.  Abschnitt. 
Verwaltungsrath. 
§  28. 

Bestimmung  des  Verwaltungsrathes. 

Der  aus  mindestens  9  und  höchstens  12  Mitgliedern  bestehende 
Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  des  §  227 
H.  G.  B.;  er  vertritt  dieselbe  nach  Aussen  und  ist  mit  dex  im  Gesetze 
festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  allen  Verfügungen  in  Gesellschafts- 
angelegenheiten  berechtigt,  welche  nicht  der  Generalversammlung  vor- 
behalten sind. 

Dem  Verwaltungsrathe  ist  insbesondere  die  Ernennung  der  Beamten 
der  Gesellschaft  und  die  Genehmigung  der  Dienstverträge,  Dienst- 
iostructionen  und  Reglements  für  die  Führung  der  Geschäfte  vorbehalten. 

§  29. 

Au  s  schliessungsgründe. 

Beamte  der  Gesellschaft  und  alle,  die  zu  ihr  in  Vertragsver- 
hältnissen stehen,  alle,  die  in  Concurs  verfallen  sind,  oder  sich  dem 
Vergleichsverfahren  unterworfen  oder  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben, 
ohne  ihre  Gläubiger  befriedigt  zu  haben,  alle,  welche  wegen  eines  Ver- 
brechens oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die 
öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen  Ueber- 
tretung  in  Untersuchung  gezogen  und  nicht  schuldlos  gesprochen  worden 
sind,  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sein.  Tritt  ein 
solches  Verhältniss  oder  eine  Verminderung  des  im  §  32  gedachten 
Actienbesitzes  während  der  Amtsdauer  ein,  so  hat  es  unmittelbar  den 
Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§  30. 

Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der  General- 
versammlung auf  drei  Jahre  gewählt;  ihre  Wahl  wird  durch  die  öffent- 
lichen Blätter  (§  37)  bekannt  gemacht. 

Alljährlich  tritt  der  dritte  Theil  der  Verwaltungsrathsmitglieder 
und  mit  Ablauf  der  Function sdauer  überdies  noch  der  etwa  verbleibende 
Rest  aus. 

Bis  die  Reihe  im  Austritte  nach  der  Amtsdauer  sich  gebildet  hat, 
entscheidet  darüber  das  Los. 

Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 
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§  31. 

Ergänzung  des  Verwaltungsrathes. 

Tritt  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  während  seiner  Amts- 
dauer  aus,  -  so  ist  in  der  nächsten  Generalversammlung  für  den  Rest 
seiner  Amtsdauer  ein  Vertreter  zu  wählen. 

Mitglieder  des  Verwaltungsrathes,  welche  im  Auslande  domiciliren, 
können  sich'  bei  den  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  durch  ein 
Mitglied  desselben  vertreten  lassen. 

§  32. 

Hinterlegung  von  Actien  von  Seite  der  Mitglieder  des 

Verwaltungsrathes. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  muss  binnen  8  Tagen  nach 
seiner  Wahl  fünfzig  Actien  der  k.  k.  priv.  Böhmischen  Westbahn  in 
der  Gesellschaftscasse  deponiren,  welche  daselbst  als  Caution  für  die 
aus  seiner  Function  entspringenden  Verbindlichkeiten  gegen  die  Gesell- 
schaft bis  zur  Erledigung  der  auf  seine  Functionsperiode  bezüglichen 
Rechnungen  in  Verwahrung  bleiben,  und  welche  während  dieser  Zeit 
von  ihm  weder  belastet,  noch  veräussert  werden  dürfen. 

§  33. 

Vorstand  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungerath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Vor- 
stand und  dessen  Stellvertreter. 

Jeder  derselben  ist  immer  wieder  wählbar.  —  Bei  gleichzeitiger 
Abwesenheit  Beider  betraut  der  Verwaltungsrath  zeitweilig  eines  seiner 
Mitglieder  mit  dem  Amte  eines  Vorstandes. 

§  34. 

Geschäftsordnung  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  am  Sitze  der  Gesellschaft 
auf  Einladung  des  Vorstandes,  so  oft  es  das  Interesse  der  Gesellschaft 
erfordert  oder  es  von  drei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  beantragt 
wird,  zum  wenigsten  aber  einmal  in  jedem  Monate. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  der  per- 
sönlich anwesenden  Mitglieder  gefasst,  wobei  jedem  Mitgliede  nur  eine 
Stimme  zukommt.  Ausserdem  kann  ein  Mitglied  als  Bevollmächtigter  nur 
noch  eine  zweite  Stimme  führen.  Bei  Gleichheit  der  Stimmen  giebt  jene 
des  Vorsitzenden  den  Ausschlaff. 

Zur  giltigen  Beschlussfassung  ist  die  ordnungsmässige  Einladung 
sämmtlicher  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  die  Anwesenheit  von 
wenigstens  fünf  Mitgliedern  desselben  nothwendig. 
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Ueber  die  Verhandlangen  des  Verwaltungsrathes  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  wenigstens  zwei 
Mitgliedern  zu  unterzeichnen  ist. 

§  35. 
Firmazeichnung. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  wird  collectiv,  entweder  von  zwei 
Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  oder  von  einem  Mitgliede  des  Ver- 
waltungsrathes und  von  dem  seitens  des  Verwaltungsrathes  mit  der 
Procura  versehenen  Oberbeamten  gezeichnet,  welcher  Letztere  jedoch 
mit  dem  Beisätze  „p.  p."  zu  unterzeichnen  hat. 

§  36. 

Recht  zur  Bevollmächtigung. 

Der  Verwaltungsrath  kann  unbeschadet  der  Bestimmungen  der 
Art.  231  und  234  H.  G.  B.  durch  eine  Specialvollmacht  für  bestimmte 
Gegenstände  und  für  eine  bestimmte  Zeit  die  Ausübung  seiner  Befug- 
nisse an  einzelne  Mitglieder  oder  an  Gesellschaftsbeamte  übertragen. 

§  37. 

Veröffentlichungen. 

Alle  Kundmachungen  in  Gesellschaftsangelegenheiten  sind  in  der 
Wiener  und  Prager  amtlichen  Zeitung  zu  veröffentlichen. 

§  38. 

Haftung  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind  für  ihre  Amtsführung 
in  Gemässheit  des  Handelsgesetzes  verantwortlich. 

§  39. 

Entlohnung  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  bezieht  für  seine  Mühewaltung  die  im  §  42 
festgesetzte  Öpercentige  Tantieme. 

VI.  Abschnitt. 
Der  Revisionsausschuss. 
§  40. 

Mitglieder  des  Revisionsausschusses. 

Behufs  der  Prüfung  und  Adjustirung  der  gesellschaftlichen  Rech- 
nungen für  das  laufende  Jahr  wählt  die  jeweilige  ordentliche  General - 

Di«  Reebtaarknndea  dar  »it«rr.  Eisenbahnen.  II.  41 

Digitized  by  Google 


642 


K.  k.  priv.  Böhmische  Westbahn. 


Versammlung  aus  den  stimmberechtigten  Actionären,  mit  Ausnahme  der 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  der  durch  §  29  von  der  Wahl 
zu  Verwaltungsrätben  ausgeschlossenen  Personen,  den  aus  drei  Mit- 
gliedern und  drei  Ersatzmännern  bestehenden  Revisionsausschuss. 

§  41. 

Wirksamkeit  des  Revisionsausschusses. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen,  über  vorkommende  Anstände  und  Bedenken 
von  den  Rechnungslegern  im  kürzesten  Wege  mündliche  oder  schrift- 
liche Aufklärungen  und  Erläuterungen  abzuverlangen,  und  den  Schluss- 
befund der  nächsten  Generalversammlung  vorzulegen. 

VII.  Abschnitt. 

Verwendung  der  Erträgnisse. 
§  42. 

Vertheilung  der  Jahreserträgnisse. 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  alljährlich  mit  dem 
31.  December  abgeschlossen  und  sohin  mit  der  Bilanz  und  mit 
dem  Befunde  des  Revisionsausschusses  der  Generalversammlung  vor- 
gelegt. 

Das  nach  Bestreitung  aller  Betriebs-  und  Erhaltungsanslagen,  der 
Verluste  und  Abschreibungen,  dann  nach  Abzug  jener  Beträge,  welche 
in  Folge  der  im  Jahre  1884  durchgeführten  Conversion  der  gesellschaft- 
lichen Prioritätsanlehen  vom  Jahre  1861  und  1869  in  dem  bezüglichen 
Rechnungsjahre  in  Ersparung  kommen  und  kraft  §  5  des  mit  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  abgeschlossenen  Uebereinkommens  vom  11.  De- 
cember 1884  ausschliesslich  zu  den  daselbst  bezeichneten  Zwecken  zu 
verwenden  sind,  vorhandene  Erträgniss  wird  verwendet: 

(t>  vor  Allem  zur  Zahlung  der  Zinsen  und  der  Tilgungsquote  für 

die  Prioritätsobligationen; 
h)  zur   Bestreitung   einer  5percentigen    Dividende,    sowie    der  zur 

Actientilgung  in  dem  betreffenden  Jahre  erforderlichen  Summe. 

Ergiebt  sich  sohin  ein  ohne  Rücksicht  auf  die  zu  Lasten  der  Actionäre 
fallende  Annuität  für  das  Goldanlehen  zu  ermittelnder  Ueberschuss  über 
das  vom  Staate  garantirte  Reinerträgniss,  so  wird  derselbe  vor  Allem  zur 
Rückzahlung  der  etwa  vom  Staate  geleisteten  Vorschüsse  im  Sinne  des 
§  12,  lit  et  der  Concessionsurkunde  vom  8.  September  1859  und  des 
obbezogenen  Uebereinkommens  vom  11.  December  1884  verwendet. 

Von  der  danach  verbleibenden  Summe  werden  nach  Abschlag  der 
nach  §  43  dem  Reservefond  zuzuweisenden  Dotation,  5  Percent  dem 
Verwaltungsrathe  als  Tantieme  zugewiesen.  Der  sohin  sich  ergebende 
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Ueberschuss  wird  als  Snperdividende  vertheilt  oder  sonst  nach  Massgabe 
der  Beschlüsse  der  Generalversammlung  verwendet. 

§  43. 

Reservefond. 

Von  dem  Ueherschnsse  des  jährlichen  Reinertrages  (§  42)  wird  zu- 
nächst ein  Betrag  von  wenigstens  5  Percent  zurückgelegt,  um  als  Re- 
servefond für  unvorhergesehene  Auslagen  zu  dienen. 

Wenn  der  Reservefond  den  Betrag  von  1,200.000  fl.  erreicht,  haben 
dessen  Zuschüsse  aus  den  Erträgnissüberschüssen  aufzuhören;  sie  sind 
aber  wieder  aufzunehmen,  sobald  der  Reservefond  unter  jenen  Betrag 
herabsinkt. 

§  44. 

Zahlung  der  Zinsen  und  Dividenden. 

Die  Zahlung  der  Actienzinsen  erfolgt  halbjährig  am  1.  Jänner  und 
1.  Juli,  jene  der  Dividende  am  1.  Juli  eines  jeden  Jahres  bei  der  gesell- 
schaftlichen Bauptcasse  in  Wien  oder  bei  den  namhaft  gemachten 
Agenturen  im  In-  und  Auslande.  Zinsen  und  Dividendenbeträge,  welche 
nicht  innerhalb  fünf  Jahre  nach  der  Zahlungszeit  erhoben  werden,  sind 
der  Gesellschaft  verfallen. 

§  45. 

Tilgung  der  Actien  und  Prioritäts-Obligationen. 

Innerhalb  der  Dauer  der  eitheilten  Allerhöchsten  Concession  hat 
die  Tilgung  der  Prioritäts- Obligationen  und  der  Actien  der  Gesellschaft 
nach  den  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Tilgungsplänen  zu  er- 
folgen. Die  Tilgung  der  Actien  hat  im  Jahre  1885  zu  beginnen;  hiezu 
wird  eine  zu  dem  Actiencapitale  im  richtigen  Verhältnisse  stehende, 
Tilgungsquote  bestimmt. 

§  46. 
Verlosung. 

Die  zu  tilgenden  Actien  werden  durch  Verlosung  bestimmt,  die  jähr 
lieh  zu  der  Zeit  und  auf  die  Art,  welche  der  Verwaltungsrath  festsetzt 
öffentlich  in  Wien  stattfindet. 

Die  Nummern  der  ge  zogenen  Actien  werden  statutenmässig  (§  37) 
kundgemacht. 

Den  Besitzern  der  verlosten  Actien  wird  vom  1.  Jänner  des  auf 
die  Kundmachung  folgenden  Jahres  am  Sitze  der  Gesellschaft  zu  Wien 
der  Nennbetrag  dieser  Actien,  nebst  den  noch  unbehobenen  5percentigen 
Minsen  bis  zu  dem  zur  Einlösung  bestimmten  Tage,  und  den  bis 
dahin  noch  unbehobenen  bereits  festgestellten  Dividenden  in  Barem 
ausgezahlt,  und  ihre  ursprünglichen  Actien,  sammt  den  dazu  ge- 
hörigen, noch  nicht  verfallenen  Interessen-  und  Dividendencoupons 
nebst  Talon  werden  gegen  besondere,  auf  den  Ueberbringer  lautende, 

41* 

Digitized  by  Google 


G44 


K.  k.  priv.  Böhmische  Westbahn. 


mit  Dividendencoupons  und  Talon  versehene  Genussscheine  umge- 
wechselt, deren  Formular  seinerzeit  von  dem  Verwaltungsrathe  mit 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung  festgestellt  werden  wird. 

Den  Besitzern  dieser  Genussscheine  steht  gegen  die  Gesellschaft 
kein  weiterer  Anspruch  auf  die  zurückgezahlten  Actieneinlagen  und  auf 
deren  öpercentige  Verzinsung  zu,  doch  haben  sie  im  Uebrigen  gleiche 
Hechte  mit  den  Besitzern  der  nicht  getilgten  Actien,  daher  auch  die 
Genussscheine,  insoferne  es  sich  um  die  Bemessung  des  durch  die 
Actionare  vertretenen  Capitales  und  um  die  Beurtheilung  der  Beschluss- 
fähigkeit der  Generalversammlung  handelt  (§§  21  und  22),  gleiche 
Wirkungen  mit  den  Actien  haben. 

VIII.  Abschnitt. 
Streitigkeiten. 

§  47. 
Schiedsgericht. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  vor  dem 
Schiedsgericht  der  Wiener  Handels-  und  Gewerbekammer  ohne  weitere 
Berufung  ausgetragen. 

IX.  Abschnitt. 
Auflösung  der  Gesellschaft. 
§  48. 

Fälle  der  Auflösung  der  Gesellschaft. 

Die  Auflösung  der  Gesellschaft  findet  entweder  in  Folge  der 
Bestimmungen  der  Concessionsurkunde  beim  Erlöschen  oder  bei  der 
Einlösung  der  Concession,  ausserdem  aber  auch  bei  Veräusserung  der 
Eisenbahn  in  Folge  eines  statutenmassigen  Beschlusses  der  General- 
versammlung (§  26)  statt. 

§  49. 

Liquidirung  und  Vertheilung  des  gesellschaftlichen 

Vermögens. 

In  allen  Fällen  der  Auflösung  der  Gesellschaft  ist  deren  Ver- 
mögen in  der  von  der  Generalversammlung  festzusetzenden  Art  und 
Weise  zu  liquidiren,  und  der  nach  Bezahlung  der  Schulden,  Erfüllung 
aller  Verpflichtungen  und  Rückzahlung  der  Einlagen  auf  die  noch  nicht 
getilgten  Actien  erübrigende  Rest  unter  die  Besitzer  von  Actien  und 
Genussscheinen  nach  dem  Verhältnisse  ihrer  Beautheilung  gleichmässig 
zu  vertheilen. 
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X.  Abschnitt. 
Beziehungen  der  Gesellschaft  zur  Staatsverwaltung. 

§  50. 

Aufsichtsrecht  der  Staatsverwaltung. 

Die  Staatsverwaltung  wird  das  ihr  zustehende  Aufsichtsrecht 
durch  einen  zu  bestimmenden  landesfürstlichen  Commissär  ausüben 
lassen. 

Demselben  bleibt   es  vorbehalten,  in  die  Geschäftsgebarung  der 
Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen.  Er  hat  darauf  zu  sehen,  dass  die 
Gesellschaft  die  Grenzen  ihrer  Concession  nicht  tiberschreite  und  die. 
Bestimmungen  der  Statuten,  sowie  die  allgemeinen  Vorschriften  genau 
beobachte. 

Nebstbei  bleiben  die  in  der  Concessionsurkunde  und  in  dem  Ueber- 
einkommen  in  Betreff  der  Ueberwachung  der  Gesellschaft  getroffenen 
Anordnungen  in  voller  Kraft.  Mit  Rücksicht  auf  die  der  Staatsverwaltung 
in  Ausübung  ihres  Aufsichtsrechtes  erwachsende  Geschäftslast  wird  von 
der  Gesellschaft  eine  von  der  Staatsverwaltung  zu  bestimmende  Pauschal- 
summe jährlich  an  den  Staatsschatz  entrichtet. 

§  öl. 

Berücksichtigung  geeigneter  Militärpersonen  bei  Besetzung 

der  Dienstesstellen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  sich  um  eine  Dienstesstelle 
bei  derselben  bewerbenden  und  dazu  geeigneten  Militärpersonen  nach 
Massgabe  des  Gesetzes  vom   19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  vor- 
zugsweise zu  berücksichtigen. 

Nr.  14559. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  2.  August  1873, 
Z.  10704,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Er- 
mächtigung genehmigt. 

Wien,  am  16.  August  1886. 

TaarTe  m.  p. 
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1.  Concessionsurkunde  vom  28.  August  1863,  R.  G.  Bl.  Nr.  89, 

für  die  Eisenbahn  von  Turnan  nach  Kralup. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Ernst  Graf  Waldstein,  Hugo  Fürst  zu  Thurn  und  Taxis, 
Friedrich  Leitenberger,  Adalbert  Lanna,  Franz  v.  Cerrini  de  Monte 
Varchi,  Clemens  Bachofen  v.  Echt,  Ludwig  Weydelin,  Friedrich 
Zdekauer  Edler  v.  Treukron,  Alexander  Schöller,  Johann  Liebig  für 
J.  Liebig  &  Comp,  und  J.  W.  Bayer  für  Ign.  F.  Kolb,  die  Bitte  um 
die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveißenbahn 
von  Turnau  nach  Kralup  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  in  Erwägung 
der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  bewogen,  den  genannten  Bitt- 
stellern diese  Concession  auf  Grundlage  des  Eisenbahnconcessiongesetzes 
vom  14.  September  1854  und  unter  den  nachfolgenden  Festsetzungen 
zu  erth  eilen: 

1. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  Locomotiveisenbahn  von  Turnau  in  der  Richtung  über  Jung- 
Bunzlau  nach  Kralup  zur  Verbindung  der  süd-norddeutschen  Ver- 
bindungsbahn mit  der  nördlichen  Staatseisenbahn  und  mit  der  BuBchte- 
hrader  Bahn. 

Die  Eisenbahn  von  Turnau  nach  Kralup  wurde  am  16.  Ootober  1865 
eröffnet.  Jn  Folge  der  gemäss  des  Protokolle*  vom  26.  Mai  1882  (Doo.  7)  mit 
31.  Deoember  1882  erfolgten  Fusion  der  Turnau-  Kralup-Prager-Eisenbahngesell- 
schaft  mit  der  Böhmischen  Nordbahngesellschaft  gehört  die  den  Gegenstand  der 
vorliegenden  Concessionsurknnde  bildende  Eisenbahn  dermalen  zum  Netze  der 
Böhmischen  Nordbahngesellsohaft. 
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2. 

Den  Concessionären  wird  ferner  für  eine  Zweigbahn  der  Turnau- 
Kraluper  Eisenbahn  in  der  Richtung  nach  Prag  das  Vorrecht  vor  dritten 
Bewerbern  in  dem  Falle  eingeräumt  werden,  weim  sie  dieselben  Bedin- 
gungen —  wie  diese  —  eingehen  und  sich  hierzu  längstens  binnen 
drei  Monaten  nach  der  ihnen  zukommenden  Verständigung  rechtsverbind- 
lich erklären. 

Vgl.  die  Concessionsurkunde  vom  20.  August  1869  (Doc.  4). 

3. 

Der  Bau  der  Turnau-Kraluper  Eisenbahn  muss  binnen  einem 
Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  begonnen,  und  binnen  drei  Jahren,  von 
demselben  Zeitpunkte  an  gerechnet,  vollendet  und  dem  öffentlichen  Ver- 
kehre übergeben  werden. 

4. 

Die  Concessionäre  haben  das  Bauproject  sammt  den  Detailplänen 
für  die  concessionirte  Bahn  dem  Ministerium  für  Handel  und  Volks- 
wirthschaft  zur  Genehmigung  vorzulegen,  und  erst,  nachdem  diese  erfolgt 
ist,  können  sie  den  Bau  in  Angriff  nehmen,  und  müssen  denselben 
genau  nach  den  genehmigten  Plänen  und  nach  den  bestehenden  allge- 
meinen Vorschriften  ausführen.  Bei  der  Wahl  der  Linie  sowohl  als  auch 
bei  der  Ausführung  des  Bahnkörpers  und  der  für  den  Betrieb  erforder- 
lichen Hochbauten  ist  der  von  der  competenten  Militärbehörde  im  Ein- 
vernehmen mit  Unserem  Handelsministerium  gestellten  Anforderung  zu 
entsprechen.  Sollten  sich  bei  der  Bauausführung  Aenderungen  in  den 
Detailplänen  als  wünschenswerth  oder  als  nothwendig  darstellen,  so  ist 
hiezu  ebenfalls  die  Genehmigung  des  Ministeriums  für  Handel  und  Volks- 
wirtschaft einzuholen. 

Wir  gestatten,  dass  die  Bahn  vorläu6g  nur  mit  einem  einfachen 
Geleise  nebst  den  erforderlichen  Ausweicbgeleisen  erbaut  werde.  Die 
vorkommenden  Tunnels,  dann  der  Unterbau  für  die  Elbe-  und  Moldau- 
brücke müssen  sogleich  für  zwei  Geleise  hergestellt  werden.  Grund  und 
Boden  muss  entweder  sogleich  für  die  Anlage  einer  Bahn  mit  zwei 
Gelfisen  eingelöst,  oder  es  müssen  bei  der  Einlösung  für  die  Bahn  mit 
nur  einem  Geleise  zugleich  die  Bedingungen  für  die  seinerzeitige  Grund- 
abtretung zum  Baue  für  das  zweite  Geleise  vereinbart  und  sichergestellt 
werden. 

Den  Ausbau  für  das  zweite  Geleise  und  die  Anlage  dieses  Geleises 
zu  fordern,  soll  die  Staatsverwaltung  erst  dann  berechtigt  sein,  wenn 
der  Rohertrag  per  österreichische  Meile  während  zwei  aufeinander- 
folgenden Jahren  jährlich  die  Summe  von   200.000  fl.  österr.  Währ. 

überschreitet. 

Vgl.  Absatz  III,  Punkt  1  des  Protokolls  vom  26.  Mai  1882  (Doc.  7). 
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5. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  erlischt  uach  Ablauf  dieser 
Frist.  Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  der  im  §  3  festgesetzte  Termin 
für  den  Beginn  oder  für  die  Vollendung  des  Baues  und  Eröffnung  des 
Betriebes  nicht  eingehalten  wird,  und  die  Terminsüberschreitung  nicht 
im  Sinne  des  §  11,  lit.  Z>,  des  Concessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

6. 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  nach  Ablauf 
von  dreissig  Jahren  vom  Tage  der  Betriebseröffnung,  jederzeit  die  gegen- 
wärtige Concession  und  beziehungsweise  die  concessionirte  Bahn  einzu- 
lösen. Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hiervon  die  Reinerträg- 
nisse der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnitt- 
liche Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet.  Dieser  Durchschnitts- 
ertrag ist  dann  den  Concessionären  als  Jahresrente  in  halbjährigen 
Raten  bis  zum  Ablaufe  der  festgesetzten  Concessionsdauer  zu  bezahlen. 
Sollte  sich  der  ermittelte  Durchschnittsbetrag  nicht  wenigstens  auf 
5*2  Percent  des  wirklich  verwendeten  und  gehörig  nachzuweisenden 
Anlagecapitales  beziffern,  so  wird  dieser  Minimalbetrag  als  Jahresrente 
festgesetzt. 

Unter  Anlagecapital  ist  zu  verstehen:  Sowohl  die  Kosten  des 
Baues  als  der  ersten  Betriebseinrichtung  (d.  i.  bis  zum  Ende  des  ersten 
Betriebsjahres  nach  eröffnetem  Betriebe  auf  der  ganzen  concessionirten 
Bahn),  ferner  die  bis  zum  Zeitpunkte  dieser  Betriebseröffuung  auf- 
laufenden öpercentigen  Zinsen  der  nach  Massgabe  des  Fortschrittes  des 
Baues  und  der  Einrichtung  des  Betriebes  für  diese  Zwecke  bestrittenen 
Auslagen  nach  Abschlag  der  allfälligen  Erträgnisse  einzelner  Theile 
der  Bahn,  falls  solche  in  den  Betrieb  gesetzt  werden  sollten,  bevor  die 
Eröffnung  der  ganzen  Bahn  stattfindet.  Sollten  nach  Ablauf  des  ersten 
Betriebsjahres  noch  weitere  neue  Bauten  ausgeführt  oder  die  Betriebs- 
einrichtungen vermehrt  werden,  so  können  diebfällige  Kosten  dem  An- 
lagecapitale  zugerechnet  werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu 
den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder  zur  Vermehrung  der  Betriebs- 
einrichtungen ihre  Zustimmung  ertheilt  hat,  und  die  Kosten 
gehörig  nachgewiesen  werden.  Auslagen,  deren  Verwendung  nicht  für 
Zwecke  der  Vorarbeiten  oder  für  die  Bauausführung  und  Betriebsei  u- 
richtung  nachgewiesen  wird,  sowie  auch  Verpflichtungen,  welche  aus 
Anlass  der  Abtretung  der  Concession  an  eine  Aktiengesellschaft  (§  17) 
vou  dieser  gegenüber  den  Concessionären  etwa  eingegangen  werden 
sollten,  sind  von  der  Einbeziehung  in  das  Anlagecapital  jedenfalls  aus- 
geschlossen. 

Siehe  Absatz  III,  Punkt  6  und  Absatz  IV  des  Protokolle«  vom  26.  Mai 
1882  (Doc.  7). 
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7. 

Beim  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den 
Genuas  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grundes 
und  Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Ober- 
baues der  Bahn  und  des  sämmtlichen  unbeweglichen  Zugebörs,  als : 
Bahnhöfe,  Auf*  und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen 
Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Aufsichtshäuser; 
eammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  und  allen  anderen  unbe- 
weglichen Sachen.  Bewegliche  Sachen,  als:  Locomotive,  Wägen,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  oder  Materialien,  in- 
soweit sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hierzu  geeignet 
sind,  haben  von  den  Concession ären  an  den  Staat  bloss  um  den  über- 
eingekommenen oder  auf  Verlangen  eines  Theiles  durch  Sachverständige 
auf  gerichtsordnungsmässige  Weise  zu  ermittelnden  Schätzungswerth 
überzugehen.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  mit  dem  Tage 
dieser  Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der 
ausgemittelten  Rente  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in 
den  Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  sammt  allen  früher 
erwähnten,  dazu  gehörigen,  sowohl  unbeweglichen  als  beweglichen  Sachen. 
Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession,  als  auch  bei  der  Einlösung  der 
Bahn  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  besonderer  Gebäude, 
als:  Coaksöfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen 
Geräthen,  Speicher,  Docks  etc.  etc.,  zu  deren  Erbauung  sie  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklicken  Beisätze  ermächtigt  wurden, 
dasB  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

8. 

Den  Concessionaren  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Bahnstrecke  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
diesfälligen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

9. 

Die  Maximalhöhe  der  Fahr-  und  Frachtenpreise  wird  folgender 
Begrenzung  unterworfen:  Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und 
'/war  bei  den  Reisenden  die  Person:  für  die  I.  Classe  36  kr.,  für  die 
II.  Classe  27  kr.,  für  die  III.  Classe  18  kr.  österr.  Währ.  Bei  Schnell- 
zügen dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht  werden,  unter  der 
Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  einzuhaltende  Fahr- 
geschwindigkeit nicht  geringer  sei,  als  die  durchschnittliche  Fahr- 
geschwindigkeit bei  den  Eilzügen  der  übrigen  österreichischen  Bahnen. 
Bezüglich  der  Güter  und  Waaren  aller  Art  wird  den  Concessionären 
das  Recht  der  freien  Tarifsbestimmung  unter  der  Bedingung  eingeräumt, 
dass  der  Frachtsatz  per  Centner  und  Meile  4  kr.  österr.  Währ,  nicht 
überschreiten  darf.  Rticksichtlich  der  Normal  gewichte  für  Wägen  und 
Thiere,  der  Frachtpreise  für  Reisegepäck  und  Eilgut,  der  Festsetzung 
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der  Nebengebühren  und  der  sonstigen  Verkehrsbestimmnngen  ist  sich 
dermassen  zu  benehmen,  dass  diesfällige  Bestimmungen  anf  keinen  Fall 
höher  oder  lästiger  sein  dürfen,  als  dermalen  anf  der  Böhmischen  West- 
bahn. Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vor- 
stehend fixirten  Grenzen  steht  den  Concessionären  frei,  hiebei  darf  aber 
eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden,  sondern,  wenn  einem 
Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  gewissen  Bedingungen  und 
Verhältnissen  eine  Herabsetzung  der  Fahrpreise  oder  eine  andere  Be- 
günstigung gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung 
allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern,  bei  welchen  die  gleichen 
Verhältnisse  obwalten  und  welche  die  nämlichen  Bedingungen  eingehen, 
zugestanden  werden. 

Siehe  Absatz  III,  Punkt  5  und  Absatz  IV  des  Protokolls  vom  26.  Mai 
1882  (Doc.  7). 

10. 

Wir  erth eilen  den  Concessionären  die  Bewilligung,  die  Tarifs  - 
gebühren  in  Gold-  oder  Silbermünze,  jedoch  stets  nach  dem  jedesmaligen 
Werthe  derselben  in  der  Landeswährung  einzuheben.  Die  Zurückführung 
der  Tarifsgebühren  auf  die  Landeswährung  hat  von  Monat  zu  Monat 
über  Anlangen  der  Concessionäre,  wie  auch  über  Anordnung  der  Staats- 
verwaltung nach  dem  Durchschnittscourse  des  Silbers  in  dem  unmittelbar 
vorausgegangenen  Monate  stattzufinden,  wobei  jedoch  unter  Zustimmung 
der  Concessionäre  nicht  unter  5  Percent  des  gedachten  Durchschnitts- 
preises herabgegangen  werden  darf. 

11. 

Von  Parteien,  welche  die  Eisenbahn  ohne  vorausgegangene  Ent- 
richtung der  schuldigen  Fahr-  und  Frachtgebühr  benützen,  oder  durch 
unrichtige  Angaben  der  Gattung  oder  des  Gewichtes  einer  Sendung 
oder  sonst  auf  eine  Art  die  Unternehmung  zu  verkürzen  suchen,  kann 
der  dreifache  Betrag  der  tarifmässigen  Gebühr  eingehoben  werden.  Die 
festzusetzenden  Modalitäten  dieser  Einhebung  müssen  jedoch  der  Genehmi- 
gung Unseres  Ministeriums  für  Handel  und  Volks wirthschaft  unterzogen 
werden. 

12. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  ermässigten  Tarifpreisen  besorgt 
werden,  und  zwar  insolange  keine  günstigere  Vereinbarung  zu  Stande 
kommt,  nach  dem  in  dieser  Beziehung  zwischen  Unserem  Kriegs- 
ministerium und  den  Verwaltungen  der  österreichischen  Staatseisenbahn» 
gesellschaft,  der  Südbahn,  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  der  galizischen 
Carl  Ludwig-Bahn,  der  Theissbahn  und  der  süd-norddeutschen  Ver- 
bindungsbahn unterm  10.  December  1860  abgeschlossenen  Ueberein- 
kommen,  dessen  Bestimmungen  daher  einen  integrirenden  Bestandteil 
dieser  Concessionsurkunde  zu  bilden  haben.  Im  Falle  jedoch  mit  allen 
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oder  der  Mehrzahl  dieser  Bahnen,  nach  erfolgter  Zuziehung  der  Turnau- 
Kraluper  Eisenbahngesellschaft  zu  den  diesfälligen  Verhandlungen)  für 
die  Militärtransporte  dem  Aerar  günstigere  Bestimmungen  vereinbart 
würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  Linie  Turnau-Kralup  Geltung 
erhalten.  Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  militärisch-organisirte 
Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 

Siehe  Absatz  III,  Punkt  4,  des  Protokolls  vom  28.  Mai  1882  (Doc.  7). 

13. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Aerars  in  Folge 
dieser  Concession  oder  aus  bei  dieser  Eisenbahn  vorkommenden  Gefälls- 
rücksichten die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  dem  Auftrage  ihrer 
Behörde  ausweisen,  müssen  sainmt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich 
befördert  werden. 

14. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  vorbehalten,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  im  Inlande  die  Frachtpreise  für  Nahrungs- 
gegenstände bis  auf  die  Hälfte  der  für  die  Böhmische  Westbahn  fixirten 
Maximalpreise  herabzusetzen. 

15. 

In  Rücksicht  auf  die  durch  den  §  10,  lit.  f,  des  Concessions- 
gesetzes  und  §  G8  der  Eisenbahnbetriebsordnung  auferlegte  unentgelt- 
liche Beförderung  der  Post  und  der  Postbediensteten  wird  noch  fest- 
gesetzt, da ss  es  der  Postverwaltung  vorbehalten  bleibt,  für  einen  von 
jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstunden  und  dessen 
Fahrgeschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträderigen  oder  zwei 
vierräderige  Wägen  erfordert,  erhalten  die  Concessionäre  für  jeden 
weiter  beizustellenden  Wagen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung 
per  Meile.  Wenn  die  Postverwaltung  eine  ambulante  Post  einzuführen 
findet,  so  sind  für  jeden  Postzug  statt  eines  achträderigen  oder  zwei 
vieiräderigeu  gewöhnlichen  Wägen,  ein  achträderiger  oder  zwei  vier- 
räderige, nach  den  Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichtete 
Post-Ambulancewägen  ohne  Entgelt  beizustellen  und  zu  erhalten.  Für 
die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Brief-Aufgahs-  und  Abgabsstationen 
ist  ein  geeignetes  Postbureau  in  den  Gebäuden  der  Eisenbahn  unent- 
geltlich zu  überlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  eintretender 
weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere  Vereinbarung  zu 
treffen  sein.  Wenn  Postsendungen,  mit  Ausnahme  von  Wertheendungen, 
ohne  Begleitung  von  Postbeamten  oder  Dienern  zu  befördern  sind,  müssen 
dieselben  ohne  besonderes  Entgelt  von  den  Bahnbediensteten  auf 
den  betreffenden  Stationen  übernommen  und  beziehungsweise  übergeben 
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werden.  Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Eisenbahndirection  (Verwaltungsrath)  und  ihren 
untergeordneten  Organen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden, 
dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der 
Bahnanstalt  befördert  werden. 

Siehe  Absatz  III,  Punkt  2,  des  Protokolle*  vom  26.  Mai  1882  (Doo.  7). 

16. 

Die  auf  Grund  des  §  10,  lit.  Ä,  des  Concegsionsgesetzes  längs  der 
con cessio nirten  Bahn  von  der  Staatsverwaltung  zu  errichtenden  Tele- 
graphenleitungen haben  die  Concessiouäre  durch  ihr  Bahnpersonale 
unentgeltlich  überwachen  zu  lassen,  wogegen  ihnen  das  Recht  ein- 
geräumt wird,  die  Drähte  für  ihren  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle 
der  Staatstelegraphenleitungen  zu  befestigen.  Die  Benützung  des  Betriebs- 
telegraphen bleibt,  wenn  von  der  Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staats - 
depeschen  nicht  eine  besondere  Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  Privat- 
depeschen nicht  eine  Uebereinkunft  getroffen  wird,  ausschliesslich  auf 
die  den  Bahndienst  betreffenden  Mittheilungen  beschränkt  und  steht 
demnach  unter  dem  Einflusse  und  der  Beaufsichtigung  der  Staats- 
verwaltung. 

Siehe  Absatz  III,  Punkt  3,  des  Protokolle»  vom  2G.  Mai  1882  (Doc.  7). 

17. 

Wir  ertheilen  den  Concessionären  die  Ermächtigung,  die  durch 
diese  Concession  erworbenen  Rechte  und  übernommenen  Verpflichtungen 
mit  allen  daraus  entspringenden  Rechtsfolgen  an  eine  Actiengesellschaft 
abzutreten.  Im  Falle  einer  solchen  Abtretung  wird  die  Befreiung  von 
der  Entrichtung  einer  Vermögenstibertragungsgebühr  zugestanden.  Bei 
der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  müssen  alle  Bedingungen  erfüllt 
werden,  welche  nach  den  bestehenden  Gesetzen  für  die  Erlangung  der 
Bewilligung  zur  Gründung  des  Vereines  vorgeschrieben  sind,  und  es 
müssen  daher  insbesondere  die  Statuten  Unserer  Genehmigung  unterzogen 
werden.  Zum  Zwecke  der  Aufbringung  der  zur  Durchführung  des  Unter- 
nehmens erforderlichen  Geldmittel  wird  dieser  Gesellschaft  die  Berech- 
tigung eingeräumt  werden,  Actien  auf  den  Ueberbringer  oder  auf 
bestimmte  Namen,  jedoch  auf  nicht  geringere  Beträge  als  200  fl.  österr. 
Währ,  lautend,  auszugeben. 

Bis  zur  Hälfte  des  erforderlichen  Anlagecapitales  können  statt  der 
Actien  auch  Prioritätsobligationen  ausgegeben  werden.  Diese  Prioritäts- 
obligationen können  ebenfalls  auf  den  Ueberbringer  oder  auf  bestimmte 
Namen,  und  zwar  auch  in  effectiver  Silbermtinze  ein-  und  rückzahlbar 
lauten,  sie  dürfen  aber  in  nicht  geringeren  Beträgen  als  150  fl.  österr. 
Währ,  oder  in  verhältnissmässigen  Beträgen  einer  fremden  Valuta  aus- 
gegeben werden,  in  welch  letzterem  Falle  aber  auch  der  Betrag 
in  österreichischer  Währung  ersichtlich  gemacht  werden  muss. 
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18. 

Die  Tilgung  des  Anlagecapitales,  und  zwar  sowohl  der  Actien  als 
der  Prioritätsobligationen  muss  im  Wege  der  Verlosung  im  Verlaufe 
der  Concessionsdauer,  vom  Zeitpunkte  der  Ei  Öffnung  des  Betriebes  der 
Bahn  angefangen,  stattfinden.  Die  Verlosung  der  Prioritätsobligationen 
hat  der  Verlosung  der  Actien  voranzugehen.  Die  Modalitäten  und  der 
Plan  dieser  Verlosung  müssen  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung 
vorgelegt  werden. 

19. 

Sollte  sich  die  zu  bildende  Actiengesellschaft  noch  vor  dem  Ende 
der  Concessionsdauer  auflösen,  so  bleibt  es  der  Staatsverwaltung  vor- 
behalten, in  allen  Beziehungen  so  vorzugehen,  wie  es  für  den  Fall 
des  Erlöschens  der  Concession  vorgezeichnet  ist.  Nur  wird  die  Staats- 
verwaltung die  Fortsetzung  der  Verzinsung  und  die  Tilgung  der 
Prioritätsobligationen  nach  dem  festgesetzten  Tilgungsplane  auf  sich  zu 
nehmen  haben. 

20. 

Die  Concessionäre  oder  ihre  Rechtsnachfolger  haben  sich  beim 
Baue  und  Betriebe  der  concessionirten  Bahn  genau  nach  dem  Inhalte 
der  gegenwärtigen  Ooncessionsurkunde  und  im  Uebrigen  nach  dem 
Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September  1854  und  der  Eisen- 
babnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851,  sowie  nach  den  allgemein 
bestehenden  oder  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu 
benehmen. 

21. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  dieser  Concession  unterliegen 
nur  einer  fixen  Stenipelgebähr  von  einem  Gulden  Österr.  Währ. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Er- 
satz zu  dringen,  ertheilen  Wir  säinmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den 
gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Be- 
stimmungen strenge  und  sorgfältig  zu  wachen.  Zu  ürkund  dessen  erlassen 
Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem  grösseren  Insiegel,  in  Unserer 
Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am  28.  Monatstage  August  im 
Jahre  des  Heils  Eintausend  achthundert  sechzig  und  drei,  Unserer 
Reiche  im  fünfzehnten  Jahre. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Mathias  Constantin  Graf  Wickenburg  m.  p. 

Minister  fdr  Handel  und  Volkswirtschaft.  ' 

Auf  ausdrücklichen  Befehl  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät: 

Ad.  Ritter  v.  Schmid  ra.  p., 
k.  k.  Ministerialratb. 
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2.  Concessionsnrkunde  vom  6.  October  1865,  R.  G.  Bl.  Nr.  24 

ex  1866, 

zum  Baue  nnd  Betriebe  einer  Loeomotireisenbahn  mit  der  Benennung 

„Böhmische  Nordbahn". 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn   etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Ernst  Graf  Waldstein-Wartemberg,  Albert  Graf  Nostitz- 
Rieneck,  Albrecbt  Graf  Kaunitz,  Franz  Altgraf  Salm,  Friedrich  Zdekauer 
Ritter  v.  Treukron,  Klemens  Bachofen  v.  Echt,  A.  Lanna,  Johann 
Münzberg,  A.  Eyssert  und  Carl  Georg  Fröhlich  die  Bitte  um  die  Con- 
cession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  mit  der 
Benennung:  „Böhmische  Nordbahn"  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns 
bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  den 
genannten  Bittstellern  diese  Concessiou  auf  Grundlage  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  vom   14.  September  1854,  wie  folgt,   zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  mit  der  Benennung:  „Böhmische 
Nordbahn",  ausgehend  von  der  k.  k.  priv.  Turnau-Kralup-Prager 
Eisenbahn  zwischen  Jung-Bunzlau  und  Backofen  über  Böhmisch-Leipa 
uach  Rumburg,  eventuell  mit  der  Fortsetzung  gegen  Löbau  zum  An- 
schlüsse an  die  sächsische  Bahn  —  in  Verbindung  mit  einer  der- 
gleichen Bahn  einerseits  über  Bensen  nach  Bodenbach  zur  Verbindung 
mit  der  Elbe  bei  Tetschen  und  zum  Anschlüsse  an  die  k.  k.  priv. 
nördliche  Staatsbahn  und  andererseits  nach  Warnsdorf  mit  der  even- 
tuellen Fortsetzung  gegen  Zittau,  ebenfalls  zum  Anschlüsse  an  die 
sächsische  Bahn. 

Die  „Böhmische  Nordbahn",  welche  von  der  Station  Bakow  der  ehe- 
maligen Turnau-Kralop-Prager  Bahn  abzweigt,  wurde  eröffnet  iu  den  Strecken: 
Bakow-Böhmisch-Leipa  am  14.  November  1867,  Böhmisch-Leipa-Rumburg  am 
16.  Jänner  1869  und  Rumburg  -  Reichsgrenze  gegen  Georgswaide-Ebersbach, 
beziehungsweise  Löbau  am  1.  November  1873.  Die  in  Tannenberg  abzweigende 
Linie  Aber  Bensen  nach  Bodeubaoh  und  die  in  Kreibitz  abzweigende  Linie  über 
Warnsdorf  bis  zur  Reiohsgrenze  gegen  Gr.-Sohönan,  beziehungsweise  Zittau 
wurden  am  16.  Jänner  1869  dem  Verkehre  Ubergeben. 

Die  Verhältnisse  bezüglich  der  Anschlüsse  an  die  königl.  säohsisohen 
Staatsbahnen  sind  durch  den  Staatsvertrag  zwischen  Oesterreich-Ungarn  und 
Sachsen  vom  29.  September  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  61  ex  1871,  geregelt.  Gemäss 
dieses  Staats  vertrage«  wird  die  Strecke  der  königl.  sächsischen  Staatsbahnen 
von  der  Reichsgrenze  bei  Rumbnrg  bis  Georgswaide-Ebersbach  von  der  Böhmischen 
Nordbahn,  dagegen  die  böhmische  Nordbahnstrecke  Warnsdorf- Reiohsgrenze 
gegen  Gr.-Schönau  von  den  königl.  sächsischen  Staatseisenbahnen  betrieben. 
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§  2. 

Den  Coucessionären  wird  zu  jeder  Zeit,  wenn  sie  das  Ansuchen 
stellen,  die  Bewilligung  ertheilt  werden,  eine  Verbindungsbahn  von 
Bensen  durch  das  Polzenthal  nach  Böhmisch-Leipa  herzustellen. 

Die  Verbindungslinie  von  Bensen  nach  Böhmisoh-Leipa  wurde  von  der 
Böhmischen  Nordbahn  erbaut  und  am  14.  Juli  1872  dem  Verkehre  übergeben. 

Die  Verpflichtung  zur  Herstellung  dieser  Verbindungsbahn  tritt 
für  die  Concessionäre  dann  ein,  wenn  eine  directe  Bahn  von  Aussig 
nach  Böhmisch-Leipa  nicht  zu  Stande  kommt,  und  von  der  Staats- 
verwaltung die  Herstellung  der  erwähnten  Verbindungsbahn  im  Interesse 
der  Industrie  als  nothwendig  erkannt  wird. 

In  einem,  wie  in  dem  anderen  erwähnten  Falle  der  Ausführung 
dieser  Verbindungsbahn  haben  auf  dieselbe  die  gegenwärtigen  Con- 
cessionsbestimmungen  Anwendung  zu  rinden,  und  diese  Verbindungs- 
bahn wird  überhaupt  als  ein  Bestandteil  der  gegenwärtig  conceesionirten 
Bahn  anzusehen  sein. 

Die  vorstehende  Bestimmung  soll  jedoch  die  Staatsverwaltung 
nicht  bindern,  wenn  Bewerber  sich  anbieten,  eine  Eisenbahn  von 
Bodenbach  über  Bensen  und  von  da  durch  das  Polzenthal  oder  aber 
von  Aussig  über  Böhmisch-Leipa  nach  Liebenau  auszuführen,  diesen 
Bewerbern  die  Coucession  biezu  zu  ertheilen. 

§  3. 

Den  Concessionären  wird,  unbeschadet  der  von  anderen  Eisen- 
bahngesellschaften etwa  schon  erworbeneu  Hechte,  sowie  unbeschadet 
der  im  Schlusssatze  des  vorhergehenden  §  2  enthaltenen  Bestimmung 
zum  Baue  und  Betriebe  von  anderen  Zweig-  und  Verbindungsbahnen, 
das  Vorrecht  vor  dritten  Bewerbern  in  dem  Falle  eingeräumt  werden, 
wenn  sie  dieselben  Bedingungen  wie  diese  eingehen,  und  sich  hiezu 
längstens  binnen  drei  Monaten,  nachdem  ihnen  die  Bedingungen  bekannt 
gegeben  wurden,  rechtsverbindlich  erklären. 

Dieses  Vorrecht  wird  ihnen  nur  auf  die  Dauer  von  fünfzehn 
Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  eingeräumt,  wenn  nicht  von 
der  Staatsverwaltung  dieser  Termin  auf  eine  weitere  Dauer  erstreckt 
werden  sollte. 

§ 

Die  Bauarbeiten  der  im  §  1  erwähnten  Bahn  müssen  im  Verlaufe 
des  Jahres  1807  begonnen  und  längstens  mit  Ende  1870  vollendet 
und  die  fertige  Bahn  dem  Öffentlichen  Verkehre  übergeben  werden. 

Der  Bau  der  Bodenbach- Warnsdorfer  Bahnstrecke  muss  wenigstens 
gleichzeitig  mit  dem  Baue  der  Bahnstrecke  von  Jung-Bunzlau-Back- 
ofen  nach  Rumburg  in  Angriff  genommen  und  vollendet  werden. 
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Die  Fortsetzung  der  Bahn  von  Rumburg  nach  Löbau  und  von 
Warnsdorf  gegen  Zittau,  sowie  die  Zeitpunkte,  in  welchen  der  Bau 
dieser  Fortsetzung  in  Angriff  zu  nehmen  und  zu  vollenden  ist,  werden 
von  der  diesfalligen  Vereinbarung  mit  der  königl.  sächsischen  Regierung 
abhängig  seiD. 

Eine  solche  Fortsetzung  wird  jedoch  auf  keinen  Fall  früher 
gefordert  werden,  als  nicht  eine  oder  die  andere  der  Bahnlinien  von 
Jung-Bunzlau-Backofen  bis  Rumburg  oder  von  Bodenbach  bis  Warnsdorf 
vollendet  ist.  Die  Vollendung  des  Fortsetzungsbaues  muss,  wenn  es 
\ou  der  Staatsverwaltung  gefordert  wird,  von  diesem  Zeitpunkte  an 
binnen  Jahresfrist  stattfinden. 

Siehe  die  Anmerkung  zu  §  1  der  vorliegenden  Concessionsurkunde. 

.    §  5- 

Die  Ausführung  des  Baues  der  Bahn  und  der  Einrichtungen  des 
Betriebes  hat  nach  Massgabe  des  von  den  Concessionären  vorgelegten 
und  von  dem  Ministerium  für  Handel  und  Volkswirtbschaft  (vorbe- 
haltlich jener  Modifikationen  und  Abänderungen  in  den  Bauanlagen, 
welche  in  Folge  der  Erhebungen  der  politischen  Begehungscommission  als 
nothwendig  erkannt  werden)  zu  genehmigenden  Bauprojectes  und  der 
Detailpläne,  dann  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  poli- 
zeilichen Vorschriften  stattzufinden. 

Bei  der  Wahl  der  Linie  sowohl  als  auch  bei  der  Ausführung  des 
Bahnkörpers  und  der  für  den  Betrieb  erforderlichen  Hochbauten  ist  der 
von  der  competenten  Militärbehörde  im  Einvernehmen  mit  Unserem 
Ministerium  für  Handel  und  Volkswirtbschaft  gestellten  Anforderung  zu 
entsprechen. 

Sollten  sich  bei  der  Bauausführung  Aenderungen  in  dem  Projecte 
oder  in  den  Detailplänen  als  wünschenswerth  oder  als  nothwendig  dar- 
stellen, so  ist  hiezu  ebenfalls  die  Genehmigung  des  Ministeriums  für 
Handel  und  Volkswirtschaft  einzuholen. 

Die  Concessionswerber  haben  mit  den  Verwaltungen  der  Turnau- 
Kialup-Prager  und  der  nördlichen  Staatsbahn  über  den  Bahnanschluss 
und  Verkehrsdienst  die  nöthigen  Vereinbarungen  zu  pflegen.  Sollte 
eine  Einigung  nicht  erzielt  werden,  so  ist  die  Vermittlung  der  Staats- 
verwaltung in  Anspruch  zu  nehmen. 

Rücksichtlich  der  Fortsetzungsbahnen  gegen  Löbau  und  Zittau 
und  beziehungsweise  rücksichtlich  des  Anschlusses  der  beiderseitigen 
Bahnen  und  des  Veikehrsdienstes  bleibt  die  Festsetzung  der  diesfölligen 
Bestimmungen  dem  Abschlüsse  eines  Staatsvertrages  mit  der  königl. 
sächsischen  Regierung  vorbehalten,  und  die  Concessionswerber  sind  ver- 
pflichtet, sich  diesen  Bestimmungen  und  den  daraus  für  sie  erwachsen- 
den Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Bei  dem  Abschlüsse  und  bei  der  Durchführung  des  Staats  Vertrages 
wird  übrigens  das  Interesse  der  Concessionäre  thunlichst  gewahrt  werden. 

Die  Raehunrkunden  der  8«t«rr.  Eisenbihneo.  II.  42 
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§  6. 

Es  wird  gestattet,  dass  der  Unterbau  der  Bahn  auf  die  Ausführung 
für  die  Anlage  eines  Geleises  nebst  den  erforderlichen  Ausweichgeleben 
beschränkt  werde.  Grund  und  Boden  muss  entweder  sogleich  für  die 
Anlage  einer  Bahn  mit  zwei  Geleisen  eingelöst  oder  es  müssen  bei  der 
Einlösung  für  die  Bahn  mit  nur  einem  Geleise  zugleich  die  Bedingungen 
für  die  künftige  Grundabtretuog  zum  Baue  für  das  zweite  Geleise  ver- 
einbart und  sichergestellt  werden. 

Den  Unterbau  im  Uebrigen  für  das  zweite  Geleise  herzustellen 
uud  dieses  Geleise  zu  legen,  sind  die  Concessionäre  erst  dann  ver- 
pflichtet, wenn  der  jährliche  Rohertrag  der  Bahn  pro  österreichische 
Meile  während  zwei  aufeinander  folgenden  Jahren  die  Summe  von 
Einhundert  Achtzig  Tausend  Gulden  österreichischer  Währung  über- 
schreitet. 

Nur  die  etwa  vorkommenden  Tunnels  müssen  sogleich  für  zwei 
Geleise  hergestellt  werden.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann 
jedoch  eintreten,  wenn  von  dem  Ministerium  für  Handel  und  Volks- 
wirtschaft erkannt  wird,  dass  es  die  Bodenbeschaffenheit  zulässt,  die 
Erweiterung  der  Tunnels  oder  die  Anlage  eines  neuen  Tunnels  für  das 
zweite  Geleise  seinerzeit  ohne  Gefährdung  der  Betriebssicherheit  aus- 
zuführen. 

Siehe  Absatz  III,  Punkt  1  des  Protokolls  vom  26.  Mai  1882  (Doc.  7). 

§  7. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
conceBsion?gesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  der 
ganzen  Bahn  von  Jung-Bunzlau  Backofen  bis  Rumburg,  und  von  Boden- 
bach bis  Warnsdorf  an  gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach 
Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  die  im  §  4  festgesetzten 
Termine  für  den  Beginn  oder  für  die  Vollendung  des  Baues  und  Er- 
öffnung des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  und  die  Terminstiber- 
scbreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11,  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes 
und  namentlich  auch  durch  politische  und  fiaanzielle  Krisen  gerecht- 
fertigt werden  könnte. 

§  8. 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  nach  Ablauf 
von  dreissig  Jahren  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  der  ganzen  Bahn 
von  Jung  Bunzlau-Backofen  bis  Rumburg  und  von  Bodenbach  bis 
Warnsdorf  jederzeit  die  gegenwärtige  Concession  und  beziehungsweise 
die  concessionirte  Bahn  mit  Einschluss  der  Verbindungsbahn  zwischen 
Bensen  und  Böhmisch  Leipa,  falls  dieselbe  ausgeführt  worden  ist,  ein- 
zulösen. 
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Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse 
der  zwei  Ungünstigriten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche 
Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet.  Dieser  Durchschnittsertrag 
ist  dann  den  Concessionären  als  Jahresrente  in  halbjährigen  Raten  bis 
zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  zu  bezahlen. 

Sollte  der  ermittelte  Durchschnittsbetrag  nicht  wenigstens  die 
bedungene  Verzinsung  der  Prioritäten  und  5  Percent  des  Actiencapitales 
sammt  der  jährlichen,  nach  dem  festgesetzten,  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  Amortisationsplane  entfallenden  Quote  zur  Tilgung  des 
wirklich  verwendeten  und  gehörig  nachzuweisenden  Anlagecapitales 
betragen,  so  sind  die  erwähnten  Zinsen  sammt  Tilgungsquote  als  die 
geringste  Jahresrente  zu  bezahlen. 

Unter  Anlagecapital  sind  zu  verstehen:  Die  Kosten  der  Vor- 
arbeiten, der  Beschaffung  des  Grundes,  des  Baues  und  der  ersten 
Betriebseinrichtung,  d.  i.  bis  zum  Ende  der  ersten  drei  Betriebsjahre 
nach  eröffnetem  Betriebe  auf  der  ganzen  concessionirten  Bahn  und 
beziehungsweise  auf  der  Verbindungsbahn  von  Bensen  nach  Böbmisch- 
Leipa,  falls  dieselbe  ausgeführt  worden  ist;  ferner  die  Kosten  der 
Capitalsbeschaffung  und  die  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebser Öffnung 
auflaufenden  Intercalarziosen  der  nach  Massgabe  des  Fortschrittes  des 
Baues  und  der  Einrichtung  des  Betriebes  für  die  erwähnten  Zwecke 
bestrittenen  Auslagen,  nach  Abschlag  der  allfälligen  Erträgnisse  einzelner 
Theile  der  Bahn,  falls  solche  in  den  Betrieb  gesetzt  werden  sollten, 
bevor  die  Eröffnung  der  ganzen  Bahn  stattfindet. 

Würden  nach  Ablauf  der  ersten  drei  Betriebsjahre  woch  weitere 
neue  Bauten  ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden, 
so  können  dies  fall  ige  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder 
zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat 
and  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Auslagen,  deren  Verwendung  nicht  für  Zwecke  der  Vorarbeiten 
oder  für  die  Grunderwerbung,  die  Bauausführung,  die  Betriebseinrichtung 
oder  die  Capitalsbeschaffung  nachgewiesen  wird,  sowie  auch  Ver- 
pflichtungen, welche  aus  Anlass  der  Abtretung  der  Concession  an  eine 
Actiengesellschaft  (§  19)  von  dieser  gegenüber  den  Concessionären  etwa 
eingegangen  werden  sollten,  sind  von  der  Einbeziehung  in  das  Anlage- 
capital jedenfalls  ausgeschlossen. 

Siehe  Absatz  III,  Punkt  6,  und  Absatz  IV  des  Protokolle«  vom  26.  Mai 
1882  (Doo.  7). 

§  9- 

Beim  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den 
Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  sammt  der  Verbindungs- 
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bahn  Bensen  Böhmisch- Leipa,  namentlich  des  Grund  und  Bodens,  der 
Erd-  und  Kunstarbeiten  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn 
und  des  sämmtlichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als:  Bahnhöfe,  Auf-  und 
Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude  an  den 
Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wacht-  und  Aufsichtshäuser  sammt  allen 
Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  und  allen  unbeweglichen  Sachen. 

Bewegliche  Sachen,  als:  Locomotive,  Wägen,  bewegliche  Maschinen, 
Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  oder  Materialien,  insoweit  sie  zur 
Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind,  haben 
von  den  Concessionären  an  den  Staat  bloss  um  den  übereingekommenen 
oder  auf  Verlangen  eines  Theiles  um  den  durch  Sachverständige  auf 
gerichtsordnung8mässige  Weise  zu  ermittelnden  Schätzungswerth  über- 
zugehen. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  mit  dem  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der  aus- 
gemittelten  Rente  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den 
GenusR  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  sammt  der  Verbindungs- 
bahn Bensen- Böhmisch- Leipa  mit  allen  früher  erwähnten,  dazu  gehörigen, 
sowohl  unbeweglichen  als  beweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des  Reserve- 
fondes  und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  als:  Coaks-  und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von 
Maschinen  oder  anderen  Geräthen,  Speicher,  Docks,  Kohlen-  und 
anderen  Depots  etc.,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  sie  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurden, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  10. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  Bahn  das  Recht 
der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diesfälligen  gesetzlichen 
Vorschriften  ertheilt. 

Sie  sind  ferner  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslande  zu  bestellen, 
sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser  oder  zu 
Lande  unter  Beobachtung  der   bestehenden    Vorfcchriften  einzurichten. 

§  11. 

Die  Maximalhöhe  der  Fahr-  und  Frachtenpreise  wird  folgender 
Begrenzung  unterworfen : 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  den  Reisenden 
die  Person: 

für  die    I.   Claese  36  kr.  österr.  Währ. 

IT  ^7 

»     n  n   18     n        n  n 

»     »  »   12    „        „  r 

wenn  eine  solche  Olasse  eingeführt  werden  wollte. 
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Bei  Schnellzügen,  welche  auch  bloss  aus  Wägen  I.  und  II.  Classe 
bestehen  können,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht  werden, 
unter  der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  einzuhaltende 
Fahrgeschwindigkeit  nicht  geringer  sei,  als  die  durchschnittliche  Fahr- 
geschwindigkeit bei  den  Eilzügen  der  übrigen  Österreichischen  Bahnen. 

Bezüglich  der  Güter  und  Waaren  aller  Art  wird  den  Con- 
cessionären  das  Recht  der  freien  Tarifbestimmung  unter  der  Bedingung 
eingeräumt,  dass  der  Frachtsatz  per  Zollcentner  und  Meile  4  kr.  österr. 
Währ,  nicht  überschreiten  darf. 

Sobald  jedoch  der  Beinertrag  des  Unternehmens  10  Percent  des 
Anlagecapitales  überschreitet,  ist  die  Staatsverwaltung  berechtigt,  die 
Fahr-  und  Frachtpreise  angemessen  herabzusetzen. 

Für  alle  Gattungen  Kohle,  für  Getreide,  Erze,  Eisenflossen,  Holz 
und  Bausteine  bei  vollen  Wagenladungen  darf  der  Frachtsatz  per  Zoll- 
centner  und  Meile  für  die  ersten  5  Meilen  2y2  kr.  und  für  alle 
weiteren  Meilen  1*8  kr.  österr.  Währ,  nicht  überschreiten.  Rücksichtlich 
der  Normalgewicbte  oder  Classification  der  Wägen  und  Tbiere,  der 
Frachtpreise  für  Reisegepäck  und  Eilgut,  der  Festsetzung  der  Neben- 
gebühren und  der  sonstigen  Verkehrebestimmungen  ist  sich  dermasseu 
zu  benehmen,  dass  die  diesfälligen  Bestimmungen  nicht  höher  oder 
lästiger  sein  dürfen,  als  diejenigen,  welche  in  der  Concession  für  die 
Böhmische  Westbahn  als  zulässig  bestimmt  sind.  Die  Regelung  der 
Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend  fixirten  Grenzen  steht 
den  Concessionären  frei;  hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung 
nicht  stattfinden,  sondern,  wenn  einem  Versender  oder  Frachtunter- 
nebmer  unter  gewissen  Bedingungen  und  Verhältnissen  eine  Herab- 
setzung des  Frachtpreises  oder  eine  andere  Begünstigung  gewährt  wird, 
so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung  allen  Versendern  oder 
Frachtunternehmern,  bei  welchen  die  gleichen  Verhältnisse  obwalten, 
und  welche  die  nämlichen  Bedingungen  eingehen,  zugestanden  werden. 

Insolange  eine  directe  Bahn  von  Aussig  nach  Böhmisch-Leipa 
nicht  zu  Stande  kommt,  oder  die  Verbindungsbahn  von  Bensen  durch 
das  Polzenthal  nach  Böhmisch-Leipa  nicht  hergestellt  ist,  sind  die 
Concessionäre  verpflichtet,  der  Frachtpreisbemessung  für  die  Kohlen- 
beförderung von  Bodenbach  bis  Böhmisch-Leipa  keine  grössere  Ent- 
fernung als  472  Meilen  und  bis  Haida  keine  grössere  Entfernung  als 
6  Meilen  zu  Grunde  zu  legen. 

Siehe  §  5  der  Concessionsurkunde  vom  9.  September  18T1  (Doc.  6)  und 
Absatz  III,  Punkt  6  des  Protokolle«  vom  26.  Mai  1882  (Doc.  7). 

§  12. 

Wir  ertheilen  den  Concessionären  die  Bewilligung,  die  zu  erheben- 
den Fahr-  und  Frachtpreise  in  österreichischer  Silbermünze  zu  bemessen, 
jedoch  so,  dass  die  mit  Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende 
Gebühr  in  der  Landeswährung  angenommen  werden  muss. 
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Die  ZurückftihruDg  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  über  Verlangen  der  Concessionäre,  wie  auch  über  An- 
ordnung der  Staatsverwaltung  nach  dem  Durchschnittscourse  des  Silbers 
in  dem  vorausgegangenen  Monate  stattzufinden. 

§  13. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  erm&ssigten  Tarifpreisen  besorgt 
werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung  zwischen  dem  Kriegs- 
ministerium und  den  Verwaltungen  der  österreichischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft, der  Südbahn,  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  der  galizischen 
Carl  Ludwig-Bahn,  der  Theissbahn  und  der  Süd-norddeutschen  Ver- 
bindungsbahn unterm  10.  December  1860  abgeschlossenen  Ueberein- 
kommen,  dessen  Bestimmungen  daher  einen  integrirenden  Bestandtheil 
dieser  Concessionsurkunde  zu  bilden  haben.  Im  Falle  jedoch  mit  allen 
oder  der  Mehrzahl  dieser  Bahnen,  unter  Zuziehung  der  Concessionäre 
zu  den  diesfälligen  Verhandlungen  für  die  Militärtransporte  mit  dem  Staate 
günstigere  Bestimmungen  vereinbart  würden,  so  sollen  diese  auch  für 
die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn  Geltung  haben.  Diese  Bestimmungen 
finden  auch  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicherheits- 
wache Anwendung. 

Die  Concessionäre  sind  auch  verpflichtet,  dem  bestehenden  Ueber- 
einkommen  der  österreichischen  Bahn  Verwaltungen  rücksichtlich  der 
gegenseitigen  Aushilfe  mit  Fahrbettiebsmitteln  bei  Durchführung  grösserer 
Militärtransporte  beizutreten. 

Siehe  Absatz  III,  Punkt  4  des  Protokolle«  vom  26.  Mai  1882  (Doc.  7). 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der, 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Aerars  in 
Folge  dieser  Concession  oder  aus  bei  dieser  Eisenhahn  vorkommenden 
Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  dem  Auftrage 
ihrer  Behörden  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Beisegepäcke  unent- 
geltlich befördert  werden. 

§  15. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  vorbehalten,  in  Fällen  ausserordent- 
licher Theuerung  der  Lebensmittel  im  Inlande  die  Frachtpreise  für 
Nahrungsgegenstände  bis  auf  die  Hälfte  der  für  die  Böhmische  West- 
hahn in  ihrer  Concession  fixirten  Maximalpreise  herabzusetzen. 

§  16. 

An  die  Stelle  des  §  68  der  Eisen babnbetriebsordnung  und  des 
§  10,  lit.  /,  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  rücksichtlich  des  Post- 
dienstes und  der  Leistungen  der  Concessionäre  für  denselben  haben 
folgende  Bestimmungen  zu  treten: 
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Die  Postverwaltung  ist  berechtigt,  für  Einen,  von  jeder  End- 
station täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstunde  und  dessen  Ge- 
schwindigkeit für  jede  Richtung,  jedoch  mit  thunlichster  Berücksichtigung 
der  Interessen  der  Eisenbahnunternehmung,  zu  bestimmen. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  gewöhnliche  Eisenbahnwägen 
für  die  Postzwecke  nach  Erforderniss  beizustellen. 

Auch  sind  sie  verpflichtet,  wenn  die  Post  Verwaltung  auf  der  con- 
cessionirten  Bahn  eine  ambulante  Post,  wie  sie  auf  anderen  öster- 
reichischen Bahnen  bereits  besteht,  einzuführen  findet,  die  hiezu  nöthigen, 
nach  den  Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten  Postambu- 
lancewägen  ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu  erhalten. 

Für  die  Benützung  und  Beförderung  eines  jeden  auf  einer  oder  der 
anderen  Linie  des  concessionirten  Babnnetzes  in  einer  oder  der  anderen 
Richtung  für  Postzweeke  in  Verwendung  genommenen  Postambulance- 
oder  gewöhnlichen  Eisenbahnwagens  erhalten  die  Concessionäre  eine 
Entschädigung  von  80  kr.  österr.  Währ,  für  jede  zurückgelegte  Meile. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Brief- Auf-  und  Abgabs- 
stationen ist  ein  geeignetes  Postbureau  in  den  Gebäuden  der  Eisenbahn 
unentgeltlich  zu  überlassen;  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  eintreten- 
der weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere  Ver- 
einbarung zu  treffen  sein. 

Wenn  Postsendungen  mit  Ausnahme  von  Werthsendungen  ohne 
Begleitung  von  Postbeamten  oder  Dienern  zu  befördern  sind,  müssen 
dieselben  ohne  Entgelt  von  den  Bahnbediensteten  auf  den  betreffenden 
Stationen  übernommen  und  beziehungsweise  übergeben  werden. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Eisenbahn direction  (Verwaltungsrath)  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt 
werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten 
der  Bahnanstalt  ohne  Entgelt  an  das  Aerar  befördert  werden. 

Siehe  Absatz  III,  Punkt  2  des  Protokolls  vom  26.  Mai  1882  (Doo.  7). 

§  17. 

Die  auf  Grund  des  §  10,  lit.  ä,  des  Concessionsgeaetzes  längs 
der  concessionirten  Bahn  von  der  Staatsverwaltung  zu  errichtenden 
Telegraphenleitungen  haben  die  Concessionäre  durch  ihr  Bahnpersonale 
unentgeltlich  überwachen  zu  lassen,  wogegen  ihnen  das  Recht  ein- 
geräumt wird,  die  Drähte  für  ihren  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle 
der  Staatstelegraphen  zu  befestigen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Ueberein- 
kunft  getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahndienst  betreffenden 
Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  demnach  unter  dem  Einflüsse  und  der 
Beaufsichtigung  der  Staatsverwaltung. 

Siehe  Absate  III,  Punkt  3  des  Protokolls  vom  26.  Mai  1882  (Doc.  7). 
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§  18. 

Die  Concessionäre  sind  auf  die  Dauer  von  fünfzehn  Jahren,  vom 
Tage  der  Betriebseröffoung  der  concessionirten  Bahn  angefangen,  von 
der  Entrichtung  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer  sammt  Zuschlägen, 
sowie  von  der  Entrichtung  der  Couponstempelgebühren  und  von  jeder 
neuen  Eisenbahnsteuer,  die  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
wird,  befreit. 

Die  ConcessioDäre  werden  auch  von  der  im  §  89  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vorgesehenen  Entrichtung  eines  Pauschales  für  die 
erhöhten  Kosten  der  Polizeiaufsicht  und  für  die  gefällsämtliche  Ueber- 
wachung  enthoben. 

§  19. 

Den  Concessionären  wird  die  Ermächtigung  ertheilt,  die  durch 
diese  Concession  erworbenen  Rechte  und  übernommenen  Verpflichtungen 
mit  allen  daraus  entspringenden  Rechtsfolgen  an  eine  Actiengesellschaft 
abzutreten,  deren  Statuten  der  Genehmigung  der  Staate  Verwaltung  vor- 
behalten bleiben. 

Zum  Zwecke  der  Aufbringung  der  zur  Durchführung  des  Unter- 
nehmens erforderlichen  Geldmittel  wird  dieser  Gesellschaft  die  Be- 
rechtigung eingeräumt,  Actien  und  Prioritäten  auf  den  Ueberbringer 
oder  auf  bestimmte  Namen,  jedoch  auf  nicht  geringere  Beträge  als 
150  fl.  österr.  Währ,  lautend,  auszugeben. 

Die  Prioritäten  dürfen  zwei  Dritttheile  des  erforderlichen  Anlage- 
capitales nicht  übersteigen,  und  es  kann  deren  Ein-  und  Rückzahlung 
in  effectivem  Silber  bedungen  werden.  Werden  sie  in  einer  fremden 
Valuta  ausgegeben,  so  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung 
ersichtlich  gemacht  werden. 

Auch  dürfen  sie  nicht  früher  ausgegeben  werden,  bis  nicht  30  Per- 
cente  des  Actiencapitales  eingezahlt  sind. 

Es  wird  zugestanden,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien  sowohl 
als  der  Prioritätsobligationen,  sowie  auch  die  Ausgabe  der  Actieninterims- 
scheine  Stempel-  und  gebührenfrei  stattfinde. 

§  20. 

Die  Tilgung  des  Anlagecapitales,  nnd  zwar  sowohl  der  Actien 
als  der  Prioritätsobligationen,  muss  im  Wege  der  Verlosung  im  Verlaufe 
der  Concessionsdauer  stattfinden,  und  muss  längstens  drei  Jahre  nach 
der  Eröffnung  des  Betriebes  der  Bahn  beginnen. 

Die  Verlosung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Verlosung  der 
Actien  vorauszugehen. 

Die  Modalitäten  und  der  Plan  dieser  Verlosung  müssen  der  Staats- 
verwaltung zur  Genehmigung  vorgelegt  werden. 

§  21. 

Die  Concessionäre  oder  ihre  Rechtsnachfolger  haben  sich  beim 
Baue  und  Betriebe  der  concessionirten  Bahn  genau  nach  dem  Inhalte 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Böhmische  Nordhahngesellschaft. 


665 


der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  and  im  Uebrigen  nach  dem 
Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September  1854  und  der  Eisen- 
bahnbetriebsordnung vom  16.  November  1851,  sowie  nach  den  allge- 
mein bestehenden  oder  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen zu  benehmen. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  den  Concessionären  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Ge- 
richten auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden, 
die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
6.  October  im  Jahre  des  Heiles  Eintaaeendachthundertsechzigundfünf, 
Unserer  Reiche  im  siebenzehnten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Belcredi  m.  p.  Bernhard  Freiherr  v.  Wüllerstorf  m.  p. 

Auf  Allerhöchsten  Befehl  Sr.  k.  k.  ap.  Majestät: 

Ad.  Ritter  v.  Schtnid  m.  p. 
k.  k.  Ministerialrat!). 

3.  Uebereinkommen  vom  8.  October  1866,  H.  M.  Z.  15909-1290, 

zwischen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  den  Concessionären  der  Böhmi- 
schen Nord  bahn,  wegen  Leistong  eines  StaatsTorschusses  von  vier  Millionen 
Gulden  zum  Zwecke  der  Durchführung  des  Unternehmens. 

Uebereinkommen,  welches  in  Folge  der  mit  Allerhöchster  Ent- 
schliessung  vom  23.  September  1866  ertheilten  Allerhöchsten  Genehmi- 
gung Seiner  k.  k.  apostolischen  Majestät  zwischen  dem  k.  k.  Finanz- 
und  Handeleministerium  in  Vertretung  des  Aerars  einerseits,  und  den  Con- 
cessionären der  k.  k.  priv.  Böhmischen  Nordbahn  durch  ihre  hiezu  mit 
Vollmacht  de  dato  Prag,  den  4.  October  1866  ermächtigten  Repräsen- 
tanten Herrn  Josef  Kress,  Eisenbahndirector,  und  Anton  Banhans, 
sämmtlicher  Rechte  Doctor,  andererseits  zum  Zwecke  der  sofortigen  In- 
angriffnahme der  Bauarbeiten,  sowie  der  Durchführung  des  Unternehmens 
in  folgender  Weise  vereinbart  wurde: 

t 

Das  k.  k.  Finanzministerium  verpflichtet  sich: 

Den  Concessionären  der  Böhmischen  Nordbahn  unter  deren  soli- 
darischer Haftung  und  nötigenfalls  gegen  entsprechende  Sicherstellung 
zum  Zwecke  des  sofortigen  Beginnes  des  Bahnbaues  und  sohin  der  in 
Gemässheit  des  §  19  der  Concessionsurkunde  vom  6.  October  1865  zu 
bildenden  Actiengesellschaft  zum  Zwecke  der  weiteren  Durchführung 
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des  Unternehmens  Barsummen  bis  zum  Betrage  von  fl.  4,000.000,  das 
ist  vier  Millionen  Gulden  in  Staatsnoten  vorzustrecken,  und  für  die 
hieraus  entstehenden  Forderungen  als  Zahlung  Actien  der  genannten  Ge- 
sellschaft zum  vollen  Nennwertbe  anzunehmen,  welche  Aotien  dem 
k.  k.  Finanzministerium  nach  erfolgter  Ausfertigung  in  volleingezahlten 
Stücken  auch  sogleich  auszufolgen  sein  werden. 

n. 

Die  jeweilige  Ausfolgung  der  vom  k.  k.  Finanzministerium  gemäss 
des  vorangehenden  Artikel  I  zu  gewährenden  Barvorschüsse  wird  nach 
Masegabe  der  von  den  Concessionären  und  sohin  von  der  constituirten 
Actiengesellschaft  zwischen  dem  20.  und  letzten  Tage  jedes  Monates 
dem  k.  k.  Handelsministerium  zu  überreichenden  und  gehörig  zu  begrün- 
denden Bedarfsvoranschläge  im  Wege  der  k.  k.  Landeshauptcasse  zu  Prag 
zu  Händen  der  hiezu  gehörig  zu  legitimirenden  Repräsentanten  der  Con ces- 
sio oäre  und  rücksichtlich  der  Actiengesellschaft  geschehen,  und  zwar 
vom  Beginne  des  Baues  bis  zur  Constituirung  der  Actiengesellschaft 
mit  der  vollen  nachgewiesenen  und  ricbtigbefun denen  Bedarfssumme, 
nach  erfolgter  Constituirung  der  Actiengesellschaft  aber,  und  selbstver- 
ständlich innerhalb  der  obigen  Maximalsumme  von  vier  Millionen  Gulden 
nur  mit  der  Hälfte  der  jeweiligen  Bedarfssumme. 

III. 

Dagegen  verpflichten  sieb  die  Concessionäre  im  eigenen  und 
beziehungsweise  im  Namen  der  von  ihnen  zu  bildenden  Actiengesell- 
schaft, auf  welche  in  Gemässheit  des  §  19  der  Concessionsurkunde  vom 
6.  October  1865  alle  Rechte  und  Pflichten  der  Concessionäre  zu  über- 
gehen haben,  ihrerseits: 

a)  die  Detailtrace  der  concessionirten  Eisenbahn  sofort  ausstecken  zu 
lassen,  die  Detailpläne  bereit  zu  halten  und  überhaupt  alle  Vor- 
kehrungen zu  treffen,  damit  die  vom  k.  k.  Handelsministerium  im 
Wege  der  k.  k.  böhmischen  Statthalterei  anzuordnende  politische 
Begehungscommission  längstens  binnen  14  Tagen,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet,  abgehalten  werden  könne; 

b)  im  Falle  als  der  Bau  ganz  oder  theilweise  nicht  in  eigener  Regie 
geführt,  sondern  an  Bauunternehmer  vergeben  werden  sollte,  die 
Entwürfe  der  diesfälligen  Bauverträge  rechtzeitig  dem  Handels- 
ministerium zur  Genehmigung  vorzulegen  und  die  Einleitung  zu 
treffen,  dass  mit  den  bezüglichen  Bauarbeiten  längstens  binnen 
acht  Tagen  nach  erhaltener  Genehmigung  auch  factisch  begonnen 
werde; 

e)  dafür  zu  sorgen  und  alle  Bemühungen  dahin  zu  richten,  dass  die 
Feststellung  und  Genehmigung  der  Gesellschaftsstatuten  und  nach 
Massgabe  derselben  die  Constituirung  der  Actiengesellschaft  binnen 
längstens  drei  Monaten  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  erfolge.  Sollte 
wider  Erwarten  die  Constituirung  der  Gesellschaft  innerhalb  dieses 
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Termin  es  aus  Gründen)  deren  Beseitigung  nicht  in  der  Macht  der 
Concessionäre  liegt,  nicht  möglich  sein,  so  wird  die  Staatsver- 
waltung nach  Darlegung  dieser  Gründe  keinen  Anstand  nehmen, 
eine  entsprechende,  keinesfalls  jedoch  weitere  drei  Monate  über- 
schreitende Terminsverlängerung  zu  bewilligen. 

IV. 

Zur  Wahrung  der  speciellen  Interessen,  welche  der  Staatsver- 
waltung dadurch  erwachsen,  dass  sie  in  der  oben  augedeuteten  Weise 
die  Mittel  zur  sofortigen  Herstellung  der  Bahn  und  zur  Inbetriebsetzung 
derselben  herbeischafft,  und  hiefür  Actien  zum  Nominal werthe  annimmt, 
räumen  die  Concessionäre  im  eigenen  und  im  Namen  der  von  ihnen  zu 
bildenden  Actiengesellschaft  der  hohen  k.  k.  Staatsverwaltung  das  Recht 
ein,  die  wirkliche  und  zweckmässige  Verwendung  der  zur  Herstellung 
und  Inbetriebsetzung  der  Bahn  von  der  Staatsverwaltung  zu  gewähren- 
den, obbezeichneten  Geldmittel  durch  ein  eigenes,  zu  diesem  Zwecke 
aufzustellendes  Staatsorgan  während  des  Baues  und  der  Inbetriebsetzung 
der  Bahn  auf  die  ihr  geeignet  scheinende  Weise  und  durch  Anwendung 
von  zu  obigem  Zwecke  sicher  führenden  Mitteln  unmittelbar  zu  über- 
wachen. 

Dieses  Organ  der  Staatsverwaltung  wird  sowohl  während  des 
Bahnbaues  als  auch  nach  Eröffnung  des  Betriebes  so  lange  als  es  die 
Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  obigen  Vorschüsse  und  ihres  Actien- 
besitzes  in  ihrem  Interesse  für  nothwendig  hält,  das  Befugniss  haben, 
von  allen  Beschlüssen  und  Verfügungen  der  Concessionäre,  welche  sich 
auf  den  Bau  der  Eisenbahn,  sowie  auf  die  Bildung  der  Actiengesell- 
schaft beziehen,  volle  Einsicht  zu  nehmen,  zu  diesem  Behufe  den  Ver- 
sammlungen der  Concessionäre  und  nach  erfolgter  Constituirung  der 
Actiengesellschaft  den  Sitzungen  des  Verwaltungratb.es  und  den  General- 
versammlungen beizuwohnen  und  solche  Verfügungen  zu  sistiren,  welche 
ihm  gegen  die  Statuten  oder  gegen  das  öffentliche  Interesse  oder  gegen 
die  aus  diesem  Uebereinkommen  speciell  hervorgehenden  finanziellen 
Interessen  des  Staates  zu  Verstössen  scheinen;  jedoch  hat  dasselbe  dann 
sogleich  die  Entscheidung  der  betreffenden  Behörde  einzuholen,  welche 
ohne  Aufschub  zu  erfolgen  hat,  und  für  die  Concessionäre  und  bezie- 
hungsweise die  Actiengesellschaft  bindend  sein  wird. 

V. 

Die  Concessionäre  werden  ferner  bei  der  Vorlage  der  Gesellschafts- 
statuten darauf  Bedacht  nehmen,  dass  die  Staatsverwaltung  für  die 
Dauer,  während  welcher  der  Staatsschatz  durch  geleistete  Vorschüsse 
oder  durch  den  Besitz  von  Actien  bei  dem  Unternehmen  der  Böhmischen 
Nordbahn  unmittelbar  betheiligt  ist,  im  Verwaltungsrathe  durch  ein  von 
ihr  zu  benennendes  Mitglied  vertreten  sei. 

VI. 

Es  wird  ausdrücklich  festgesetzt,  dass  die  Wirksamkeit  des  gegen- 
wärtigen UebereinkommenB  und  insbesondere  die  Leistung  der  darin  von 
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Seite  der  Staatsverwaltung  zugesicherten  Zahlungen  nicht  früher  zu 
beginnen  bat,  als  bis  die  politische  Begehungscommission  abgehalten 
und  hiedurch  die  Möglichkeit  des  sofortigen  Beginnes  der  Bauarbeiten 
constatirt  sein  wird. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  soll  null  und  nichtig  sein, 
wenn  die  im  Artikel  III  festgesetzten  Termine  —  infoweit  dies  an  den 
Concession  ären  liegt  —  nicht  eingebalten  werden  sollien,  indem  durch 
eine  derartige  Terminstiberschreitung  der  Hauptzweck  desselben,  nämlich 
der  sofortige  Beginn  der  als  Nothstandsbau  dringend  und  uothwendig 
erkannten  Erdarbeiten  vereitelt  würde. 

In  einem  solchen  Falle  sind  die  Conce?sionäre  solidarisch  zur  un- 
gesäumten baren  Rückzahlung  der  bereits  erhaltenen  Vorschüsse  an  das 
Aerar  verpflichtet. 

♦ 

Wien,  am  8.  October  1866. 

Im  Namen  und  in  Vollmacht  der  Con- 
cesnionäre  der  Böhmischen  Nordbahn: 

Dr.  Anton  Banhans  m.  p. 

Jos.  Kress  m.  p. 


» 

Wüllerstorf  m.  p. 
Becke  m.  p. 


4.  Concession  surknnde  vom  20.  Augost  1800,  R.  G.  ßl. 

Nr.  164, 

für  die  priy.  Tnrnau-Kralup-Prager  Elsen  bahn  Gesellschaft  zum  Bau  und 
Betrieb  einer  Locomotiveisenbahn  yom  Neratowic  nach  Prag. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Uogarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  priv.  Turnau-Kralup -Prager  Eisenbahngesellschaft 
die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  der 
Locomotiveisenbahn  von  Neratowic  nach  Prag  gestellt  bat,  so  finden 
Wir  Uns  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  be- 
wogen, der  genannten  Gesellschaft  die  angeauchte  Concession  auf  Grund- 
lage des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854, 
K.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1869,  R.  G.  Bl. 
Nr.  82,  betreffend  die  Steuerbefreiungen  für  neue  Eisenbahnlinien,  unter 
den  nachfolgenden  Festsetzungen  zu  erth eilen: 

§  1- 

Wir  verleihen  der  priv.  Turnau-Kralup-Prager  Eisenbahngesell- 
schaft das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  von  ihrer  bestehenden 
Linie  bei  Neratowic  ausgehenden  Locomotiveisenbahn  nach  Prag  zum 
Anschlüsse  an  die  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn,  eventuell  an  die  nörd- 
liche Linie  der  priv.  österreichischen  Staatseisenbahngesellschaft. 
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Die  Linie  Neratowic-Prag  wurde  eröffnet  in  den  Streoken  Neratowic- 
Czakuwitz  am  22.  October  1871  und  Czakowitz-Prag  am  28.  October  1872. 

Diese  Eisenbahn  bildet  in  Folge  der  zwischen  der  Turnau  -  Kralup-Prager 
Eisenbahngesellschaft  und  der  Böhmischen  Nordbahngesellschaft  durchgeführten 
Fusion  seit  31.  December  1882  einen  Theil  der  Linien  der  letztgenannten 
Gesellschaft.  Siehe  das  Protokoll  vom  26.  Mai  18S2  (Doc.  7). 

§  2. 

Die  im  §  1  angeführte  Eisenbahnstrecke  bat  einen  integrirenden 
Bestandteil  der  priv.  Turnau-Kralup-Prager  Eibenbahn  zu  bilden. 

§  3. 

Der  Bau  der  im  §  1  angeführten  Eisenbahnstrecke  muss  längstens 
binnen  Einem  Jahre  nach  der  Eröffnung  der  Linie  Gmünd-Prag  der 
Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  vollendet  sein,  so  das*  diese  Strecke  bis 
zu  diesem  Zeitpunkte  dem  öffentlichen  Verkehre  tibergeben  werden  kann. 

§  *. 

Sowohl  für  die  bestehende  als  für  die  neue  Strecke  der  priv. 
Turnau-Kralup- Prager  Eisenbahn  wird  der  Tarif  derart  festgesetzt,  dass 
im  Allgemeinen  für  Waareu  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit  nicht 
mehr  als  3  kr.  österr.  Währ,  per  Zollcentner  und  Meile  eingehoben 
werden  dürfen.  Ausnahmsweise  wird  der  Tarif  für  die  ermässigten  Classen 
folgen dermassen  festgestellt: 

Ermässigte  Classe  A:  Getreide,  Salz,  Brenn-  und  Schnittholz,  Eisen 
und  Eisenfabrikate  2  kr.  per  Zollcentner  und  Meile;  ermässigte  Classe  B: 
Mineralkohle,  Coaks,  gepresster  Torf,  Erze,  Eisenflosseo,  Kalk-  und 
Bausteine  1*5  kr.  per  Zollcentner  und  Meile  für  die  ersteren  10  Meilen 
und  1  kr.  per  Zollcentner  und  Meile  für  alle  Entfernungen  über 
10  Meilen. 

Als  Expeditionsgebühr  darf  für  alle  Güter  per  Zollcentner  der 
Betrag  von  2  kr.  eingehoben  werden,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr 
und  allgemeine  Assecuranz  begriffen  ist.  Im  Falle  das  Auf-  und  Abladen 
von  der  Partei  besorgt  wird,  ist  die  Expeditionsgebühr  nur  mit  15  kr. 
einzuheben. 

Siehe  Absatz  III,  Punkt  5  des  Protokolls  vom  26.  Mai   1882  (Doc.  7). 

§  5. 

Für  die  im  §  1  angeführte  Eisenbahnstrecke  werden  folgende 
Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch 
künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von 
20  Jahren; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben   und   sonstigen    Urkunden  zum   Zwecke   der  Capitals- 
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beschaffung,  sowie  des  Baues  und  der  Iostruirung  der  Bahn,  bis 
zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung; 

e)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine,  sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungsgebtihr. 

Die  nach  Absatz  a  gewährte  Befreiung  von  der  Einkommensteuer 
kann  in  der  Weise  ausgeführt  werden,  dass  die  Entrichtung  der  Ein- 
kommensteuer für  die  Turnau-Kralup- Prager  Eisenbahngesellschaft  nach 
Massgabe  des  Verhältnisses  der  Meilenlänge  der  bestehenden  Linie  zu 
der  neuen  Strecke  stattfindet. 

§  «• 

Die  Turnau-Kralup-Prager  Eisenbahngesellschaft  wird  ermächtigt, 
die  zum  Baue  der  im  §  1  angeführten  Eisen b ah d strecke  erforderlichen 
Geldmittel  durch  die  entsprechende  Vermehrung  des  Gesellschafts- 
capitales  zu  beschaffen,  und  zu  diesem  Zwecke  Actien  und  Priorität** 
Obligationen,  die  letzteren  jedoch  nur  in  einem  zwei  Dritttheile  des 
neuen  Anlagecapitales  nicht  übersteigenden  Betrage  zu  emittiren. 

Die  bezüglichen  Formularien  sind  vor  der  Ausgabe  der  Staats- 
verwaltung zur  Genehmigung  vorzulegen. 

§  7. 

Die  Bestimmungen  der  Concessionsurkunde  vom  28.  August  1863, 
R.  G.  Bl.  Nr.  89,  finden,  insoweit  sie  nicht  durch  die  gegenwärtige 
Concession  abgeändert  worden  sind,  auch  auf  die  im  §  1  angeführte 
neue  Eisenbahnstrecke  volle  Anwendung. 

Vgl.  die  Absätze  III  und  IV  des  Protokolle»  vom  26.  Mai  1882  (Doc.  7). 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  der  Gesellschaft  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Ge- 
richten auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden, 
die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien,  am  zwanzigsten  Monatstage  August  im  Jahre  des  Heiles  Ein- 
ta  isendachthundertsechzigundneun,  Unserer  Reiche  im  Einundzwangzisten 
Jahre. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaatTe  m.  p.  Plener  m.  y.  Brestel  m.  p. 
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5.  Gesetz  vom  17.  Juli  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  79, 

betreffend  die  Ergänzung  der  Böhmischen  Nordbahn  durch  die  Eisenbahn- 
etrecke Rmuburg-Schluckenau,   eventuell   mit    der  Fortsetzung  gegen 

Bautzen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  zum  Behufe  der  Fortsetzung  der 
Böhmischen  Nordbahn  vom  Rumburg  nach  Schluekenau,  eventuell  bis  an 
die  Landesgrenze  gegen  Bautzen  zum  Anschlüsse  an  die  königl.  säch- 
sische Staatsbahn,  für  die  hier  erwähnte  Eisenbahnstrecke  der  Actien- 
gesellschaft  der  Böhmischen  Nordbahn  folgende  Begünstigungen  zu 
gewähren : 

a)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
Coupons- Stempelgeb  (ihren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch 
künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von 
zwanzig  Jahren; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbe- 
schaffuug,  sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum 
Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung; 

c)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  Actien  und  Prioritätsobligationen,  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine,  sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr. 

Die  nach  Absatz  a  gewährte  Befreiung  von  der  Einkommensteuer 
kann  in  der  Weise  ausgeführt  werden,  dass  die  Entrichtung  der  Ein- 
kommensteuer für  die  Böhmische  Nordbahngesellschaft  nach  Massgabe 
des  Verhältnisses  der  Meilenlänge  der  bestehenden  Linie  zu  der  neuen 
Strecke  stattfindet. 

Artikel  II. 

Der  Bau  der  im  Art.  I  angeführten  Eisenbabnstrecke  von  Rumburg 
nach  Schluekenau,  welcher  im  Wege  der  Concurreuz  hintanzugeben  ist, 
mus8  längstens  bis  Ende  des  Jahres  1872  vollendet  sein,  so  dass  diese 
Strecke  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  dem  öffentlichen  Verkehr  tibergeben 
werden  kann. 

Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  hat  die  Actiengesellschaft 
der  Böhmischen  Nordbahn  durch  den  Erlag  einer  Caution  im  Betrage 
von  50.000  fl.  österr.  Währ.  Sicherheit  zu  leisten,  und  kann  dieser 
Betrag  in  nach  dem  Courswerthe  zu  berechnenden  Prioritätsobligationen 
der  Böhmischen  Nordbahu  erlegt  werden.  Im  Falle  der  Nichterfüllung 
dieser  Verpflichtung  kann  diese  Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 
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Die  aas  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  nnd  Urkunden  ge- 
messen die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

Die  Feststellung  der  Bauzeit  für  die  Fortset  zun  gss  trecke  von 
Schluckenau  bis  zur  Landesgrenze  bleibt  dem  Abschlüsse  des  Staats- 
vertrages mit  Sachsen  in  Betreff  des  Anschlusses  in  Bautzen  vor- 
behalten. 

Artikel  III. 

Die  Actiengesellschaft  der  Böhmischen  Nordbahn  ist  verpflichtet, 
nach  Herstellung  des  Anschlusses  ihrer  Linien  an  die  sächsischen  Bahnen 
in  den  drei  Bichtungen  gegen  Zittau,  Löbaa  und  Bautzen  eine  Locomotiv- 
flü  gelb  ahn  von  Schluckenau  bis  Wölmsdorf  zu  errichten  und  in  Betrieb 
zu  erhalten.  Der  Bau  dieser  Bahnstrecke  ist  binnen  sechs  Monaten  von 
dem  eben  bezeichneten  Zeitpunkte  an  zu  beginnen  und  binnen  einem 
weiteren  Jahre  zu  vollenden. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  der  Actiengesellschaft  der  Böh- 
mischen Nordbahn  auch  für  die  Eisenbahnstrecke  Schluckenau- Wölmsdorf 
die  im  Aitikel  I  enthaltenen  Begünstigungen  zu  gewähren. 

Artikel  IV. 

Sowohl  für  die  bestehende,  als  für  die  neue  Strecke  der  priv. 
Böhmischen  Nordbahn  wird  der  Tarif  derart  festgesetzt,  dass  im  All- 
gemeinen für  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit  nicht  mehr 
als  3  kr.  österr.  Währ,  per  Zollcentner  und  Meile  eingehoben  werden 
dürfen. 

Ausnahmsweise  wird  der  Tarif  für  die  ermässigten  Classen 
folgendermassen  festgesellt : 

Ermässigte  Classe  A:  Getreide,  Salz,  Brenn-  und  Schnittholz, 
Eisen  und  Eisenfabrikate,  dann  Stahl  und  Stahlfabrikate  2  kr.  per 
Zollcentner  und  Meile;  ermässigte  Ciasee  B:  bei  vollen  Wagenladungen 
Mineralkohle,  Coaks,  gepresster  Torf,  Erze,  Eisenflossen,  Kalk-  und 
Bausteine  1*5  kr.  per  Zollcentner  und  Meile  für  die  ersten  10  Meilen, 
und  1  kr.  per  Zollcentner  uud  Meile  für  alle  Entfernungen  über 
10  Meilen. 

Als  Expeditionsgebühr  darf  für  alle  Güter  per  Zollcentner  der 
Betrag  von  2  kr.  eingehoben  werden,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr 
und  allgemeine  Assecuranz  inbegriffen  ist.  Im  Falle  das  Auf-  oder  Ab- 
laden von  der  Partei  besorgt  wird,  ist  die  Expeditionsgebübr  mit  1*5  kr. 
einzuheben. 

Die  priv.  Böhmische  Nordbahn  wird  ferner  verpflichtet,  die  con- 
cessionsmässigen  Tarifsätze  für  die  von  der  Bahnstation  Schluckenau 
in  den  Hainspacher  Gerichtsbezirk,  und  zwar  in  die  Bezirke  der 
dahin  gehörigen  Katastralgemeinden  Nieder-  und  Ober- Einsiedl,  Grafen- 
walde, Haiuspach,  Hemmehtibel,  Helgersdorf,  Lobendau,  Neudörfel, 
Nixdorf,  Röhrsdorf,  Schönau,  Wölmsdorf  und  Zeidler  abgehenden 
Mineralkohlen   und    Coaks   um   zwanzig  Percent   zu  ermässigen,  in- 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Böhmische  Nordbahngesellschaft. 


673 


solange  als  die  Flügelbahn  Schluckenau-Wölmsdorf  nicht  in  Betrieb 
gesetzt  ist. 

Bezüglich  der  Traneporte  der  Personen  des  k.  k.  Heeres  und  der 
Militär-  und  Marine-Aerarialgtiter  hat  an  Stelle  des  im  §  13  der  Con- 
cessionsurkunde  vom  6.  October  1865,  R.  G.B1.  Nr.  24  ex  1866,  bezogenen 
Uebereinkommeus  vom  10.  December  1860  das  mit  der  ausschl.  priv. 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  am  18.  Juni  1868  abgeschlossene  Ueber- 
einkommen  Anwendung  zu  finden. 

Artikel  V. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  für  die  gesammte  Böhmische 
Nordbahn  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes 
auf  der  Strecke  Rumburg-Schluckenau  festgesetzt. 

Artikel  VI. 

Insoferne  in  diesem  Gesetze  nicht  etwas  Anderes  bestimmt  wird, 
haben  die  in  der  Conceesionsurkunde  vom  6.  October  1865,  R.  G.  131. 
Nr.  24  ex  1866,  für  die  Böhmische  Nordbahn  festgesetzten  Bedingungen 
auch  für  die  in  diesem  Gesetze  bestimmten  Fortsetzungestrecken  zu 
gelten. 

Artikel  VII. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  werden  der  Handels-  und 
Finanzminister  beauftragt. 

Laxeuburg,  am  17.  Juli  1871. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Hohenwart  m.  p.  Holzgethan  m.  p.  Schäfile  m.  p. 


6.  Concessionsurkunde  vom  9.  September  1871,  R.  G.  Bl. 

Nr.  121, 

für  die  Actiengesellscliaft  der  Böhmischen  Nordbahn  zum  Baue  und  Be- 
triebe einer  Locomotiveisenbahn  von  Rumbarg  nach  Schluckenau,  eventuell 
bis  an  die  Landesgrenze  gegen  Bautzen  zum  Anschlüsse  an  die  königl. 

sächsische  Staatsbahn. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Actiengesellschaft  der  Böhmischen  Nordbahn  die 
Bitte  um  die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisen- 
babn  von  Rumburg  nach  Schluckenau,  eventuell  mit  der  Fortsetzung 
gegen  Bautzen  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung 
der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  der  genannten  Gesellschaft, 
diese  Concession  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1871,  R.  G.  Bl. 

Dt«  RechUorknnd«n  der  tttterr.  Eisenbahnen  II.  43 
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Nr.  79,  und  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854, 
R.  G.  Bl.  Nr.  238,  zu  ertheilen,  wie  folgt: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Actiengesellschaft  der  Böhmischen  Nordbabn 
zum  Behufe  der  Fortsetzung  der  Böhmischen  Nordbahn  das  Recht  zum 
Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Rum  bürg  nach 
Schlucken  au,  eventuell  bis  an  die  Landesgrenze  gegen  Bautzen  zum 
Anschlüsse  an  die  königl.  sächsische  Staatßbahn. 

Die  Eisenbahn  von  Rumbarg  nach  Sohluck enau  wurde  am   8.  Jänner 
1873  eröffnet. 

Gemäss  §  4  der  vorliegenden  Conoessionsurkunde  und  des  Absatzes  V  des 
Protokolls  vom  26    Mai  1882  (Doe.  7)  wurde  dieselbe  nach  Wölmsdorf  (Nix- 
dorf) verlängert  und  diese  Fortsetzungsstrecke  am  14.  December  1884  eröffnet 
Die  Fortsetzung  in  der  Richtung  gegen  Bautzen  wurde  nicht  hergestellt 

§  2. 

Der  Bau  der  im  §  1  angeführten  Eisenbahnstrecke  von  Rum  bürg 
nach  Schluekenau,  welcher  im  Wege  der  Concurrenz  hintanzugeben  ist, 
muss  längstens  bis  Ende  des  Jahres  1872  vollendet  sein,  so  dase  diese 
Strecke  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben 
werden  kann. 

Für  die  Eifüiluug  dieser  Verpflichtung  bat  die  Actiengesellschaft 
der  Böhmischen  Nordbahn  nach  Massgabe  des  besonders  ausgefertigten 
CautionbitiatrumentcB  eine  Caution  im  Betrage  von  50.000  fl.  österr. 
Währ,  geleistet. 

Im  Falle  der  Nichterfüllung  dieser  Verpflichtung  kaun  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden 
gemessen  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

Die   Feststellung    der   Bauzeit   für  die  Fortsetzungsstrecke  von 
Schluekenau  bis  zur  Landesgrenze  bleibt  dem   Abschlüsse    des  Staats 
Vertrages  mit  Sachsen  in  Betreff  des  Anschlusses  in  Bautzen  vorbehalten. 

§  3- 

Für  die  im  §  1  erwähnte  Eisenbahnstrecke  der  Actiengesellschaft 
der  Böhmischen  Nord  bahn  werden  von  der  Staatsverwaltung  folgende 
Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung 
der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa 
durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer 
von  zwanzig  Jahren; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitals- 
boschaflung,  sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis 
zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung; 
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c)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  Actien  und  Prioritätsobligationen,  mit  Ein6cblußß  der 
Interimsscheine,  sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufendenUeber- 
tragungsgebühr. 

Die  nach  Absatz  o  gewährte  Befreiung  von  der  Einkommen- 
steuer kann  in  der  Weise  ausgeführt  werden,  dass  die  Entrichtung  der 
Einkommensteuer  für  die  Böhmische  Nordbahngesellschaft  nach  Mass- 
gabe des  Verhältnisses  der  Meilenlänge  der  bestehenden  Linie  zu  der 
neuen  Strecke  stattfindet. 

§  4. 

Die  Actiengesellschaft  der  Böhmischen  Nordbahn  ist  vei  pflichtet, 
nach  Herstellung  des  Anschlusses  ihrer  Linien  an  die  sächsischen 
Bahnen  in  den  drei  Richtungen  gegen  Zittau,  Löbau  und  Bautzen  eine 
Locomotivflägelbahn  von  Schluckenau  bis  Wölmsdorf  zu  errichten  und 
in  Betrieb  zu  erhalten. 

Der  Bau  dieser  Strecke  ist  binnen  sechs  Monaten,  von  eben  dem 
bezeichneten  Zeitpunkte  an,  zu  beginnen  und  binnen  einem  weitereu 
Jahre  zu  vollenden. 

Für  die  Eisenbahnstrecke  Schluckenau-Wölmsdorf  werden  der 
Actiengesellschaft  der  Böhmischen  Nordbahn  ebenfalls  die  im  §  3  ent- 
haltenen Begünstigungen  zugestanden. 

Siehe  die  Anmerkung  zu  §  1  der  vorliegenden  Coneessionsurkunde. 

§  5. 

Sowohl  für  die  bestehende  als  für  die  neue  Strecke  der  priv. 
Böhmischen  Nordbahn  wird  der  Tarif  derart  festgesetzt,  dass  im  All- 
gemeinen für  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit  nicht  mehr  als 
3  kr.  ößterr.  Währ,  per  Zollcentn  er  und  Meile  ein  geh  oben  werden 
dürfen. 

Ausnahmsweise  wird  der  Tarif  für  ermässigte  Olassen  folgend er- 
massen  festgestellt: 

Ermässigte  Classe  A:  Getreide,  Salz,  Brenn-  und  Schnittholz, 
Eisen  und  Eisenfabrikate,  dann  Stahl  und  Stahlfabrikate  2  kr.  per 
Zollcentner  und  Meile; 

ermässigte  Classe  B  bei  vollen  Wagenladungen:  Mineralkohle, 
Coaks,  gepresster  Torf,  Erze,  Eisenflossen,  Kalk-  und  Bausteine  1*5  kr. 
per  Zollcentner  und  Meile  für  die  ersten  10  Meilen,  und  1  kr.  per 
Zollcentner  und  Meile  für  alle  Entfernungen  über  10  Meilen. 

Als  Expeditionsgebühr  darf  für  alle  Güter  per  Zollcentner  der 
Betrag  von  2  Kreuzern  eingehoben  werden,  worin  die  Auf-  und  Ab- 
ladegebühr und  allgemeine  Assecurranz  begriffen  ist.  Im  Falle  das  Auf- 
und  Abladen  von  der  Partei  besorgt  wird,  ist  die  Expeditionsgebühr 
mit  1*5  Kreuzern  einzuheben. 

Die  priv.  Böhmische  Nordbahn  wird  ferner  verpflichtet,  die  con- 
cessionsmässigen  Tarifsätze  für  die  von  der  Bahnstation  Schluckenau  in 

43* 

Digitized  by  Google 


676 


K.  k.  priv.  Böhmisohe  Nordbahngesellschaft. 


den  Hainspacher  Gerichtsbezirk,  und  zwar  in  -  die  Bezirke  der  dahin 
gehörigen  Catastralgemeinden  Nieder-  und  Ober-Einsiedel,  Grafenwalde, 
Hain  ep  ach,  Hemmehübel,  Helgersdorf,  Lobend  au,  Neudörfel,  Nixdorf, 
Röhrsdorf,  Schönau,  Wölmsdorf  und  Zeidler  abgehenden  Mineralkohlen 
und  Coaks  um  20  Percent  zu  er  massigen,  insolange  als  die  Flügelbahn 
Schluckenau- Wölmsdorf  nicht  in  Betrieb  gesetzt  ist. 

Siehe    Absatz  III,  Punkt  5,  des  Protokolles  vom  26.  Mai  1882  (Doc.  7). 

Bezüglich  der  Transporte  und  Personen  des  k.  k.  Heeres  und 
der  Militär-  und  Marine- Aerarialgüter  hat  an  Stelle  des  im  §  13  der 
Ooncessionsurkuode  vom  6.  October  1865,  K.  G.  Bl.  Nr.  24  ex  1866, 
bezogenen  Uebereinkommens  vom  10.  December  1860  das  mit  der 
ausschl.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbabn  am  18.  Juni  1868  abge- 
schlossene Uebereinkommen  Anwendung  zu  finden,  dessen  Bestimmungen 
eiuen  integrirenden  Bestandteil  der  Concessionsurkunde  zu  bilden 
haben. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  und  die 
militärisch -organisirte  Finanz-  und  Sicherheitswacbe  Anwendung. 

Die  Actiengesellschaft  der  Böhmischen  Nordbahn  ist  ferner  ver- 
pflichtet, den  organischen  Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für 
die  Feldeisenbahnabtheilungen,  sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in 
Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsübereinkommen  bezüglich  des 
Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des  Militär- 
AerarB  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten  beizu- 
treten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte. 

Die  Actieneresellscbaft  der  Böhmischen  Nordbahn  ist  ferner  ver- 
pflichtet,  ausgediente  Unterofficiere  bei  Verleihung  von  Dienstposten 
vorzugsweise  zu  berücksichtigen. 

Siehe  Absatz  III,  Punkt  4,  des  Protokolles  vom  26.  Mai  1882  (Doc.  7). 

§  7. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  für  die  gesammte  Böhmische 
Nordbahn  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes 
auf  der  Strecke  Kumburg-Schluckenau,  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach 
Ablauf  dieser  Frist. 

§  8. 

Insoferne  in  dieser  Concessionsurkunde  nicht  etwas  Anderes  be- 
stimmt wird,  haben  die  in  der  Concessionsurkunde  vom  6.  October  1865, 
R.  G.  Bl.  Nr.  24  ex  1866,  für  die  Böhmische  Nordbahn  festgesetzten 
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Bedingungen  auch  für  die  in  diese?  gegenwärtigen  Concessionsur  künde 
bestimmten  Fort  Setzungsstrecken  zn  gelten. 

Siehe  Absatz  III  und  IV  des  Protokolls  vom  26.  Mai  1882  (Doo.  7). 


Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  wenn  ungeachtet 
vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nichtbefolgong 
der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflich- 
tungen vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Mass- 
regeln dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der 
Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegenzuhandeln,  und  der  Actiengesellschaft  der  Böhmi- 
schen Nordbahn  das  Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens 
vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen 
Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession 
und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen  streng  und  sorgfältig  zu 
wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
nennten  Tage  des  Monates  September  im  Jahre  des  Heils  Eintausend- 
achthundertsiebzigundeins,  Unserer  Reiche  im  Dreiundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Hohenwart  m.  p.  Holzgethan  m.  p.  Schaffte  m.  p. 

7.  Protokoll 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium  am  26.  Mai  1882. 
Gegenwärtige:  die  Gefertigten. 

Gegenstand  der  Verhandlung 

ist  die  über  hohen  Auftrag  Sr.  Excellenz  des  Herrn  Handelsministers 
vorzunehmende  Vereinbarung  über  die  Bedingungen,  unter  welchen  der 
von  den  Verwaltungen  der  k.  k.  priv.  Turnau  Kralup-Prager  Bahn 
und  der  k.  k.  priv.  Böhmischen  Nordbahn  zufolge  der  gemeinsamen  Ein- 
gabe derselben  vom  15.  April  1882,  H.  M.  Z.  12426,  beabsichtigten  Ver- 
einigung dieser  beiden  Eiaenbahnunternehmungen  zu  einer  Gesellschaft 
und  beziehungsweise  den  aus  diesem  Anlasse  erforderlichen  Conceasions- 
und  Statutenänderungen  die  erforderliche  staatliche  Genehmigung  seitens 
des  Handelsministeriums  ertheilt  werden  könnte. 

Die  schliesslich  beantragten  Modalitäten  dieser  Fusion  sind 
folgende: 
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Die  Turnau-Kralup-Prager  Bahn  soll  von  der  Böhmischen  Nord- 
bahngesellschaft angekauft  werden  und  sonach  die  erstere  Gesell- 
schaft nach  Erfüllung  der  gesetzlichen  Vorbedingungen  liqaidiren. 

Zum  Zwecke  des  Ankaufes  wird  unter  gleichseitiger  Uebernahme 
der  (sohin  zu  convertirenden)  Prioritätsschuld  der  Turnau-Kralup-Prager 
Bahn  für  jede  Actie  der  letzteren  Bahn  im  Nominalbeträge  von  200  fl. 
österr.  Währ,  ein  Barbetrag  von  175  fl.  und  für  den  restlichen  Nominal- 
betrag von  25  fl.  eine  Actie  der  Böhmischen  Nordbahn  im  Nominal- 
betrage von  150  fl.  al  pari,  eventuell,  soweit  Stücke  hiefür  vorhanden 
sind,  der  Austausch  von  sechs  Actien  der  Turnau-Kralup-Prager 
Bahn  gegen  dreizehn  Stück  Actien  der  Böhmischen  Nordbahn  ge- 
boten. 

Dieser  Austausch  erfordert  einerseits  die  Emission  neuer  Actien 
der  Böhmischen  Nordbahn  im  Nominalbetrage  von  4'75  Millionen  Gulden, 
während  andererseits  zum  Zwecke  der  Beschaffung  der  für  die  Actien - 
einlösung  nothwendigen  Barmittel  und  zum  Behufe  der  durchzuführenden 
freiwilligen  Couvertirung  der  Prioritätsschulden  beider  Bahngesellschaften, 
sowie  zur  Deckung  der  Gebühren  und  sonstigen  Auslagen  aus  Anlass  der 
Fusion  und  zur  Bildung  eines  Reservefondes  ein  neues  in  Gold  mit 
4  Procent  verzinsliches  und  rückzahlbares  Prioritätsanlehen  im  Gesammt- 
nominalbetrage  von  21,500.000  fl.  aufgenommen  werden  soll. 

Der  vorerwähnte  Geeammtbetrag  des  neuen  Anlehens  ergiebt  sich 
aus  dem  sub  */.  beiliegenden,  von  den  Herren  Vertretern  der  beiden  Bahn- 
verwaltungen vorgelegten  Finanzplane. 

Massgebende  Gesichtspunkte  für  die  k.  k.  Staatsverwaltung. 

Nach  eingehender  Prüfung  und  Würdigung  der  finanziellen 
Wirkungen  der  beantragten  Transaction  wird  von  dem  Herrn  Vorsitzen- 
den wiederholt  mit  Nachdruck  auf  die  aus  dem  vorliegenden  Fusions- 
projecte  für  die  Actionäre  beider  Gesellschaften  sich  ergebenden  erheb- 
lichen Vortheile,  sowie  auf  den  Umstand  hingewiesen,  dass  diese  Vor- 
theile nur  durch  die  theilweise  Rückzahlung  des  Actiencapitales  der 
Turnau-Kralnp  Prager  Bahn  und  durch  die  eine  besondere  staat- 
liche Genehmigung  voraussetzende  Aufnahme  einer  neuen  Goldpriori- 
tätenschuld zu  ermöglichen  sei,  durch  welche  bei  gleichzeitiger  erheb- 
licher Verlängerung  der  Amoitisationsdauer  auch  das  concessionamässig 
fesi gestellte  Verhältniss  zwischen  dem  Actiencapitale  und  der  Prioritäts- 
schuld wesentlich  verschlechtert  werde;  da  nun  im  Allgemeinen  eine 
diesfällige  Gestattung  aus  administrativen  und  finanzpolitischen  Er- 
wägungen nicht  als  wünschenswerth  zu  bezeichnen  sei,  so  könne  auch 
in  diesem  Falle  die  staatliche  Genehmigung  für  die  beantragte  finanzielle 
Transaction,  abgesehen  von  den  mit  der  Durchführung  der  Fusion  im 
Zusammenhange  stehenden  Rechtsfragen  und  den  aus  der  Vereinigung 
beider  Bahnunternehmungen  sich  ergebenden  administrativen  Consequenzen 
nur  in  dem  Falle  in  Aussicht  gestellt  werden,  wenn  dieselbe  durch  ent- 
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sprechende,  von  den  beiden  Bahn  Verwaltungen,  beziehungsweise  der 
vereinigten  Bahnunternehmung  im  öffentlichen  Iuteresse  zu  gewährende 
Zugeständnisse  gerechtfertigt  erscheinen  würde. 

Diesen  Erwägungen  gegenüber  verweisen  die  Herren  Vertreter  der 
beiden  Bahnverwaltungen  wiederholt  auf  jenen  Standpunkt»  den  sie  in 
ihrer  Eingabe  vom  10.  Mai  1.  J.  ausführlich  dargelegt  haben. 

Nach  Erörterung  der  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Fragen 
und  wiederholten  Verhandlungen  werden  sohin  unter  dem  ausdrücklichen 
Vorbehalte  der  hoben  Genehmigung  Sr.  Excellenz  des  Herrn  Handels- 
ministers die  nachstehenden  Bedingungen  vereinbart,  von  welchen  seitens 
des  k.  k.  Handelsministeriums  die  staatliche  Genehmigung  der  bean* 
tragten  finanziellen  Transaction  und  beziehungsweise  der  aus  diesem  Au- 
lasse erforderlichen  Concessions-  und  Statutenabänderungen  abhängig 
gemacht  werden  musste. 

Zu  treffende  Vereinbarungen. 

1.  Rechtliche  und  societäre  Vorfragen. 

Die  definitive  Genehmigung  der  in  Rede  stehenden  Anträge  der 
beiden  Gesellschaften  mnss  selbstverständlich  einerseits  von  der  Statuten- 
massigen  Zustimmung  der  Generalversammlung  der  Actionäre  beider 
Gesellschaften,  andererseits,  soweit  dies  erforderlich  erscheint,  von  der 
Erfüllung  der  in  privatrechtlicher  Beziehung  in  Absicht  auf  die  Ueb er- 
nannte der  Prioritätsschuld  der  Turnau-Kralup-Prager  Bahn  und  der 
sonstigen  Passiven  dieser  Gesellschaft  durch  die  Böhmische  Nordbahn, 
sowie  wegen  der  Liquidirung  der  ersteren  Gesellschaft  sich  ergebenden 
Vorbedingungen  abhängig  gemacht  werden. 

II.  Formulare  und  Tilgungsplan,  Controle  der  Ausgabe  der 

neuen  Obligationen. 

Bezüglich  der  Formulare  und  des  Tilgungsplanes  der  auszugeben- 
den neuen  einheitlichen  Obligationen  wird  die  specielle  staatliche 
Genehmigung  vorbehalten.  Es  wird  jedoch  schon  hier  festgesetzt,  dass  dem 
vorerwähnten  Tilgungsplane  eine  Amortisationsdauer  von  66  Jahren, 
angefangen  vom  «fahre  1883,  zu  Grunde  gelegt  werden  soll,  und  dass 
das  Formulare  der  neuen  Obligationen  im  Wesentlichen  jenem  des 
Convertirungsanlehens  der  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn  nachzubilden  sein 
wird,  wobei  durch  einen  entsprechenden  Beisatz  der  eventuellen  Ueber- 
nahme  der  Priori  täte  schuld  des  vereinigten  Babnunternehmens  durch 
den  Staat  (P.  IV  dieses  Protokolls)  in  der  Weise  Erwähnung  gethan 
werden  soll,  dass  in  diesem  Falle  die  Liquidirung  der  Gesellschaft  nicht 
verhindert  oder  formell  erschwert  werde.  —  Ferner  behält  sich  die 
Staatsverwaltung  auch  das  Recht  vor,  die  erforderlichen  Verfügungen 
zu  treffen,  und  im  Wege  des  bei  der  Böhmischen  Nordbahn  bestellten 
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landesfürstlichen  Commissärs  die  geeignete  Controle  auszuüben,  damit 
die  Ausgabe  der  neuen  Obligationen  nur  im  Sinne  des  oben  aufgestellten 
FinaDzprogramme8  erfolge. 

III.  Abänderungen  und  Ergänzungen  der  Concesslons- 

bestimmungen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  in  Aussicht  genommene  Vereinigung 
sämrntlicher  Linien  der  Böhmischen  Nordbahn  und  der  Turnau-Kralup- 
Prager  Bahn  zu  einem  einheitlich  zu  verwaltenden  und  zu  betreibenden 
Bahnnetze  wird  in  Abänderung  und  beziehungsweise  Ergänzung  der 
hiedurch  berührten  Bestimmmungen  der  Allerhöchsten  Concessions- 
urkunden  vom  28.  August  1863,  R.  G.  Bl.  Nr.  89,  für  die  Turnau- 
Kraluper  Bahn,  vom  20.  August  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  164,  für  die  Nera- 
towitz-Prager  Bahnlinie,  vom  6.  October  1865,  R.  G.  Bl.  Nr.  24  ex  1866, 
für  die  Böhmische  Nordbabn  und  vom  9.  September  1871,  R.  G.  Bl. 
Nr.  121,  für  die  Linie  Rumburg- Schluckenau  der  letzteren  Bahn  Nach- 
stehendes festgesetzt: 

1.  Herstellung  eines  zweiten  Geleises. 

Die  Herstellung  eines  zweiten  Geleises  auf  dem  ganzen  vereinigten 
Bahnnetze  oder  einzelnen  Thei Istrecken  zu  fordern,  soll  die  Staats- 
verwaltung erst  dann  berechtigt  sein,  wenn  der  Rohertrag  per  Kilo- 
meter während  zwei  aufeinander  folgenden  Jahren  jährlich  die  Summe 
von  24.700  fl.  überschreitet.  (Concessionsurkunde  vom  28.  August  1863, 
§  4,  Absatz  3,  Concessionsurkunde  vom  20.  August  1869,  §  7,  Conces- 
sionsurkunde vom  6.  October  1865,  §  6,  Concessionsurkunde  vom  9.  Sep- 
tember 1871  §  8.) 

2.  Postbeförderung. 

Die  Verpflichtungen  und  Leistungen,  welche  der  Turnau-Kralup- 
Prager  Eisenbahngesellschaft  in  Gemässheit  des  §  15  der  Allerhöchsten 
Concessionsurkunde  vom  28.  August  1863,  beziehungsweise  des  §  7  der 
Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  20.  August  1869  hinsichtlich 
der  Beförderung  der  Post  und  der  Postbediensteten  obliegen,  werden 
auf  die  gesammten  Bahnstrecken  der  vereinigten  Gesellschaften  über- 
tragen. 

Vom  Tage  der  Wirksamkeit  dieser  Bestimmung  wird  der  Böhmi- 
schen Nordbabngesellschaft  ein  Jahrespauschale  von  fünfundzwanzig 
Tausend  (25.000  fl.)  Gulden  österr.  Währ,  in  monatlichen  Decursivraten 
aus  der  k.  k.  Postcasse  bezahlt. 

Sollten  ausser  den  nach  §  15  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde 
vom  28.  August  1863  von  der  Gesellschaft  ohne  besonderes  Eutgelt 
beizustellenden  achträderigen,  beziehungsweise  den  zwei  vierräderigen 
Postconducteurs-  oder  Postambulancewägen  noch  Beiwägen  für  den 
Posttransport   erforderlich  werden,   so  wird   der  Bahngesellschaft  für 
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jeden  diesfalls  beigestellten  vierräderigen  Wagen  eine  Entschädigung 
von  sieben  (7)  Kreuzer  österr.  Währ,  per  Kilometer  geleistet. 

Hiedurch  treten  die  nach  §  8  der  Concessionsurkunde  vom 
9.  September  1871  auch  für  die  Linie  Rumburg-Schlucken  au  geltenden 
Bestimmungen  des  §  16  der  Concessionsurkunde  vom  6.  October  1865 
für  die  Linien  der  Böhmischen  Nord  bah  u  ausser  Kraft. 

Sollten  in  der  Folge  im  Gesetzgebungs-  oder  Verordnungswege 
allgemeine  Bestimmungen  getroffen  werden,  wonach  den  anderen  in 
Böhmen  gelegenen  Bahnen  für  die  Beförderung  grösserer  Poststücke 
eine  besondere  Eotschädigung  zugestanden  würde,  so  Boll  auch  der 
Böhmischen  Nordbahngesellschaft  der  Beitritt  zu  den  diesbezüglichen 
"Vereinbarungen  bezüglich  ihres  vereinigten  Bahnnetzes  freistehen,  wo- 
gegen selbstverständlich  die  obige  Pauechalentschädigung  zu  entfallen 
haben  wird. 

3.  Beziehungen  zur  k.  k.  Staats-Tel egraphenanstalt. 

Die  Gesellschaft  unterwirft  sich  in  Ergänzung  der  die  Leistungen 
der  Bahnanstalt  für  die  Staats-Telegraphenanstalt  enthaltenen  Bestim- 
muogen  der  Concessionsurkunde  vom  28.  August  1863,  §  16,  und  der 
Concessionsurkunde  vom  6.  October  1865,  §  17,  der  in  Aussicht  ge- 
nommenen, im  Verordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der  Be- 
ziehungen der  k.  k.  Staats-Telegraphenanstalt  zu  den  Privat-Eisenbahn- 
gesellschaften  unter  der  Voraussetzung,  dass  auch  die  Mehrzahl  der 
anderen  böhmischen  Buhnen,  insbesondere  der  An  cblussb  ahnen,  sich 
dieser  allgemeinen  Regelung  unterzieht. 

4.  Leistungen  zu  Gunsten  des  k.  k.  Militär- Aerars. 

Die  in  Gemässheit  des  §  6  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde 
vom  9.  September  1871  für  die  Linien  der  Böhmischen  Nordbahn 
geltenden  Bestimmungen  über  die  Leistungen  der  Bahnanstalt  zu 
Gunsten  der  k.  k.  Heeresverwaltung  haben  auf  sftmmtliche  Linien  der 
vereinigten  Ei  Ben  bahn  Unternehmungen  Anwendung  zu  fioden,  und  wird 
die  Böhmische  Nordbahngesellschaft  insbesondere  bezüglich  ihres  ge- 
samtsten Babnnetzes  verpflichtet  sein,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

Andererseits  hat  die  im  §  12  der  Concessionsurkunde  vom  28.  Au- 
gust 1863  für  die  Turnau-Kraluper  Bahn  enthaltene  Bestimmung  nun- 
mehr auf  das  genammte  Netz  der  vereinigten  beiden  Eisenbabuunter- 
nehmungen  Anwendung  zu  finden,  und  werden  demnach  künftighin  in 
dem  Falle,  als  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  jener  Bahnen,  welche  be- 
züglich der  Leistungen  für  die  k.  k.  Heeresverwaltung  mit  letzterer 
Vereinbarungen  getroffen  haben,  unter  Zuziehung  der  vereinigten  Bahn- 
unternehmung für  die  Militärtransporte  dem  Aerare  günstigere  Bestim- 
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mutigen  vereinbart  wurden,  diese  letzteren  auch  für  die  Böhmische 
Nordbahn  Geltung  erhalten. 

5.  Tarifsbestimmungen. 

Für  die  gesaminten  Linien  der  vereinigten  Unternehmungen  der 
k.  k.  priv.  Böhmischen  Nordbahn  und  der  k.  k.  priv.  Turnau-Kralup- 
Prager  Bahn  haben  in  Hinkunft  lediglich  diejenigen,  nach  dem  metri- 
schen Mass-  und  Gewichtssystem  entsprechend  umgerechneten  und  abge- 
rundeten Tarifsätze  als  conceseionsmässige  Maximaltarife  zu  gelten, 
welche  im  Sinne  der  Concessionsurkunde  vom  6.  October  1865,  R.  Gr.  Bl. 
Nr.  24  ex  1866,  beziehungsweise  des  Artikels  IV  des  Gesetzes  vom 
17.  Juli  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  79,  und  des  §  5  der  Concessionsurkunde 
vom  9.  September  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  121,  rticksichtich  der  Linien  der 
Böhmischen  Nordbabngesellschaft  zu  Recht  bestehen. 

Die  Fahr-  und  Frachtpreise  einschliesslich  der  Manipulationsgebahr 
und  der  weiter  unten  erwähnten  Uebergangsgebühr,  nicht  aber  auch  die 
sonstigen,  lediglich  in  österreichischer  Währung  zu  bemessenden  Neben- 
gebtibren,  dürfen  demnach  auf  allen  Linien  der  vereinigten  Gesell- 
schaften in  inländischer  Silbermünze,  jedoch  nach  dem  jedesmaligen 
Werthe  derselben  in  der  Landeswährung  bemessen  und  eingehoben 
werden,  wobei  hinsichtlich  der  ZurÜckfÜhrung  der  in  Silber  ausgesetzten 
Gebühren  auf  die  Landeswährung  die  von  der  k.  k.  Regierung  für 
die  Bahnen  allgemein  vorgeschriebenen  Modalitäten  jederzeit  mass- 
gebend sind. 

Im  unmittelbaren  gegenseitigen  Anschlüsse  dürfen  die  Linien  der 
beiden  vereinigten  Gesellschaften  in  tarifarischer  Beziehung  künftig  nur 
als  ein  einheitliches  Netz  angesehen  werden,  es  sind  daher  einer- 
seits denjenigen  Tarifen,  welche  auf  Grund  von  mit  der  zunehmenden 
Entfernung  fallenden  concessionsmässigen  Einheitssätzen  gebildet  werden, 
stets  die  sich  auf  dem  vereinigten  Netze  ergebenden  Gesammt- 
entfernungen  zu  Grunde  zu  legen  und  andererseits  die  concessions- 
mässigen Manipulationsgebühren  nur  einfach  in  Anrechnung  zu  bringen. 

Um  jedoch  den  in  der  Station  Bakov  bestehenden  besonderen 
Verhältnissen,  welche  in  den  meisten  Fällen  aussergewöhnliche  Ver- 
schiebungen auf  Nebengeleise  und  andere  specielle  Leistungen  im 
Frachtenverkehre  nothwendig  machen,  entsprechend  Rechnung  zu  tragen, 
wird  insolange,  als  die  sämmtlichen  auf  dem  vereinigten  Netze  zur 
Einhebung  gelangenden  Taiife  weder  hiedurch,  noch  in  irgend  einer 
anderen  Weise  höher  gestellt  erscheinen,  als  die  dermalen  auf  beiden 
Bahnen  thatsächlich  bestehenden  offiziellen  Tarifsätze  (d.  i.  eigentliche 
Frachttaxen  sammt  Manipulationsgebühren)  rücksichtlich  aller  derjenigen 
Güter  in  sämmtlichen  Verkehren,  welche  die  Station  Bakov  transitiren 
und  auf  dem  vereinigten  Netze  der  Böhmischen  Nordbahn  und  der 
Turnau-Kralup-Prager  Eisenbahn  nicht  mehr  als  75  Kilometer  zurück- 
legen, die  Einhebung  einer  Uebergangsgebühr  von  3  kr.  österr.  Währ. 
Silber  per  100  Kilogramm  gestattet,   wobei  vorausgesetzt  wird,  dass 
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diese  Gebühr  in  die  Stationstarifsätze  eiDgerechnet  und  dass  die 
Anomalie,  hie  durch  nähere  Relationen  derselben  Strecke,  theuerer  zu 
tarifiren,  als  weitere  Relationen  der  gleichen  Strecke,  durch  ent- 
sprechende Reduciruog  der  etwa  anomal  hohen  Sätze  vermieden  wer- 
den wird. 

6.  Concessionsmässige  eventuelle  Einlösung  durch  den  Staat. 

Durch  die  beabsichtigte  Vereinigung  der  Turnau-Kralup  Prager 
Bahn  und  der  Böhmischen  Nordbahn  zu  einer  einheitlichen  Eisenbahn- 
unternehmung soll  die  der  k.  k.  Staatsverwaltung  zufolge  des  §  6  der 
Concessionsurkunde  vom  28.  August  1863  für  die  Linie  Taroau-Kralup, 
beziehungsweise  nach  §  7  der  Concessionsurkunde  vom  20.  August  1869 
für  die  Linie  Neratowitz-Prag,  dann  nach  §  8  der  rioncessionsurkunde 
vom  6.  October  1865,  beziehungsweise  nach  §  8  der  Concessionsurkunde 
vom  9.  September  1871  für  die  Böhmische  Nordbahn  zustehende  Be- 
fugniss,  diese  beiden  Bahnen,  und  zwar  die  Turnau  Kralup-Prager  Bahn 
vom  16.  October  1895,  die  Böhmische  Nordbahn  vom  16.  Jänner  1899 
angefangen,  einzeln  oder  zusammen  jederzeit  gegen  die  in  Gemässheit 
der  bezogenen  Concessionsbestimmungen  zu  ermittelnde  Entschädigung 
einzulösen,  in  keiner  Weise  berührt  werden. 

o)  Sollte  demnach  die  k.  k.  Staatsverwaltung  von  diesem  Ein- 
lösuDgsrechte  gleichzeitig  bezüglich  der  beiden  in  Rtde  stehenden  Bahnen 
Gebrauch  machen,  so  wird  zunächst  das  durchschnittliche  Erträ'gniss  des 
vereinigten  Bahnnetzes  nach  den  concessionsmässig  ohnehin  für  beide 
Bahnen  gleichartig  aufgestellten  Grundsätzen  zu  ermitteln  un<l  diesem 
DurchscbnittBerträgnisse  die  im  Siune  der  diesfälligen  Concessions- 
bestimmungen auf  Grund  des  wirklich  verwendeten  und  gehörig  nachzu- 
weisenden Anlag  ecapitales  zu  berechnende  geringste  Jahresrente  beider 
Bahnen  entgegenzustellen  sein. 

Da  hiebei  in  Folge  der  nach  durchgeführter  Fusion  nicht  mehr 
tbunlichen  besonderen  Ermittlung  der  auf  die  Böhmische  Nordbabn 
entfallenden  Quotrf  des  gesammten  neuen  Actien-  und  Prioritätencapitales 
die  strikte  Einhaltung  des  §  8,  Absatz  3,  der  Concessionsurkunde  vom 
6.  October  1865  nicht  mehr  durchführbar  erscheint,  so  wird  einver- 
ständlich festgesetzt,  dass  die  gesammte  Minimalrente  für  das  vereinigte 
Unternehmen  zu  bestehen  hat:  aus  5*2  Percent  des  concessionsmässig  fest- 
zustellenden effeciiven  Anlagecapitals  der  Linien  der  Turn  au- Kral  up  Prager 
Bahn  und  aus  5l/16  Percent  des  in  gleicher  Weise  concessionsmässig 
festzustellenden  effectiven  Anlagecapitales  der  Linien  der  Böhmischen 
Nordbahn,  wobei  schon  jetzt  bemerkt  wird,  dass  die  aus  der  gegen- 
wärtigen Vereinigung  beider  Unternehmungen  entstehenden  Kosten  aller 
Art,  wie  insbesondere  GeldbeschafTungekosten,  Coursdifferenzen,  Gebühren 
und  Stempel,  Verwaltungsauslagen  u.  dgl.  den  oben  bezeichneten  Anlage- 
capitalien  nicht  zuzurechnen  sind. 

Diese  Minimalrente  mit  dem  durchschnittlichen  Eiträgnisse  des 
ganzen  Unternehmens  sich  ergebende  höhere  Jahresrente  und  beziehungs- 
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weise  nach  Ablauf  der  Concessionsdauer  der  Turnau-Kralup-Prager 
Eisenbahn  (27.  August  1953)  die  auf  die  Linien  der  Böhmischen  Nord- 
bahn entfallende  Quote  derselben  ist  sonach  der  Gesellschaft  in  halb- 
jährigen Decursivraten  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  der 
Böhmischen  Nordbahn  (7.  Jänner  1963)  zu  bezahlen. 

b)  Sollte  die  k.  k  Staatsverwaltung  ihr  concessionsmässiges  Ein- 
lösungsiecht  nur  bezüglich  der  einen  oder  der  anderen  der  beiden  in  Hede 
stehenden  Bahnen  ausüben,  so  wird  die  der  Gesellschaft  hiefür  zu  be- 
zahlende Jahresrente  im  Sinne  der  einschlägigen  Concessionsbestimmung 
für  die  einzulösende  Bahn  abgesondert  zu  berechnen  sein,  was  mit  Rück- 
sicht auf  die  in  Aussicht  genommene  Vereinigung  der  Betriebsrechnungeo 
der  beiden  Bahnen  die  nachträgliche  Ermittlung  des  Reinerträgnisses 
der  einzulösenden  Bahn  während  der  der  wirklichen  Einlösung  voraus- 
gegangenen sieben  Jahre  zur  Voraussetzung  hat,  und  wobei  hinsichtlich 
der  Minimalrenten  die  oben  für  den  Fall  der  Einlösung  des  G-esammt- 
unternehraens  stipulirteu  Modalitäten  auf  die  einzeln  einzulösende  Bahn 
Anwendung  zu  finden  haben. 

Diese  nachträgliche  Ermittlung  des  Reinerträgnisses  erscheint 
übrigens  auch  im  Falle  der  gleichzeitigen  Einlösung  beider  Bahnen 
mit  Rücksicht  auf  die  ungleiche  Concessionsdauer  und  beziehungsweise 
die  ungleiche  Dauer  der  vom  Staate  zu  leistenden  Einlösungsrente 
nicht  zu  vermeiden. 

c)  Gegen  Bezahlung  der  nach  den  concessionsmässigen  Grundsätzen 
zu  ermittelnden  Jahresrenten  tritt  dagegen  die  k.  k.  Staatsverwaltung 
mit  dem  Tage  der  Einlösung  im  Sinne  der  einschlägigen  Concessions- 
bestimmungen  in  das  Eigenthum  und  den  Genues  der  beiden  Bahnen, 
eventuell  der  einzeln  eingelösten  Bahn  nebst  allem  beweglichen  und 
unbeweglichen  Zugehör,  insbesondere  mit  Einschluss  des  Fahrparkes, 
dann  der  aus  dem  anerkannten  Anlagecapitale  bestrittenen  Anlagen 
und  Anschaffungen  (z.  B.  des  Administrationsgebäudes  in  Prag,  der 
Materialvorräthe  u.  dgl.),  jedoch  mit  Ausschluss  der  in  Gemässheit  der 
Concessionsurkunde  vom  6.  October  1865,  §  9,  letztes  Alinea,  und  der 
Concessionsurkunde  vom  28.  August  1863,  §  7,  letztes  Alinea,  der 
freien  Verfügung  der  Gesellschaft  verbleibenden  Vermögensbestau d- 
theile. 

Es  wird  hiebei  als  selbstverständlich  anerkannt,  dass  im  Falle 
der  nach  obigen  Grundsätzen  erfolgenden  Einlösung  der  Bahn,  beziehungs- 
weise der  Zahlung  der  Einlösungsrente  durch  den  Staat,  die  plan- 
mäesige  Verzinsung  und  Tilgung  der  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der 
Bahn  noch  aushaftenden  Prioritätsobligationenschuld  ausschliesslich  zu 
Lasten  der  Gesellschaft  verbleibt. 

IV.  Sofortige  Einlösbarkeit  durch  den  Staat. 

Unbeschadet  des  im  Punkte  III,  Z.  6,  erörterten  concessions- 
müssigen  Einlösungrechtes  wird  der  k.  k.  Staatsverwaltung  überdies  das 
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seinerzeit,  jedoch  ohne  Kosten  für  die  Gesellschaft,  im  Eisenbahnbuche 
sicherzustellende  Recht  eingeräumt,  die  beiden  vereinigten  Bahnen  auch 
vor  dem  concessionsmässigen  Einlösungstermine  unter  den  folgenden 
Bestimmungen  vom  1.  Jänner  1884  angefangen  jederzeit  einzulösen: 

1.  Falls  die  k.  k.  Staatsverwaltung  von  diesem  Einlösuogsrecht 
Gebrauch  zu  machen  %  beabsichtigt,  wird  sie  diesen  ßeschluss  der 
Eisenbahngt  stilschaft  längstens  bis  1.  October  eines  Jahres  bekannt 
geben,  worauf  dann  die  Einlösung  mit  dem  1.  Jänner  des  auf  diese 
Mittheilung  folgenden  Jabresftin  Wirksamkeit  zu  treten  hat,  während 
die  Erträgnisße  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  der  Gesellschaft  verbleiben. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  gleichzeitig  mit  der 
obigen  Mittheilung  zum  Behufe  der  Wahrung  der  finanziellen  Interessen 
der  Staatsverwaltung  einen  Regieruogscommissär  zu  bestellen,  welcher 
auf  die  gesammte  Gebarung  der  gesellschaftlichen  Verwaltung,  sowie 
auf  die  Aufstellung  der  Betriebsrechnung  und  die  Ermittlung  des  Rein- 
erträgnisses den  entsprechenden  Einfluss  zu  üben  und  insbesondere 
darauf  zu  achten  hat,  dass  alle  aus  der  Periode  der  gesellschaftlichen 
Bttriebsftihruog  stammenden  Auslagen  und  Schuldigkeiten  in  der 
Bilanz  und  beziehungsweise  in  der  Betriebsrechnung  noch  vor  der 
Uebergabe  der  Bahnen  an  den  Staat  zur  Abrechnung  gelangen. 

Zur  Feststellung  dieser  Rechnungen  werden  der  Gesellschaft  die 
nöthigen  Localitäten  und  das  erforderliche  Personale  auch  nach  erfolgter 
Einlösung  zur  Verfügung  gestellt. 

2.  Zur  Bestimmung  des  EinlösungspreUes  sind  die  jährlichen  aus 
dem  Betriebe  und  der  sonstigen  Gebaiung  herrührenden  Reinerträgnisse 
der  vereinigten  Eisenbahnunternehmung  während  der  der  wirklichen 
Einlösung  vorausgegangenen  drei  Jahre  zu  beziffern,  hievon  ist  das 
Reinerträgniss  des  ungünstigen  Jahres  abzuschlagen  und  der  durch- 
schnittliche Reinertrag  der  übrigen  zwei  Jahre  zu  berechnen,  falls  aber 
dieser  durchschnittliche  Reinertrag  sich  geringer  herausstellen  sollte,  als 
das  Reinerträgniss  des  letzten  der  Einlösung  vorausgehenden  Jahres,  ist 
dieses  letztere  Reinerträgniss  der  weiteren  Berechnung  zu  Grunde  zu 
leger. 

Das  Reinerträgniss  der  vereinigten  Bahnen  soll  jedoch  in  keinem 
Falle  geringer  als  mit  dfm  Betrage  von  Einer  Million  sieben 
Hunderttausend  (1,700.000)  Gulden  österr.  Währ,  angenommen  werden. 

Dem  so  ermittelten  durchschnittlichen  Reinerträgnisse,  eventuell 
dem  ReinerträgDisse  des  letzt  vorangegangenen  Jahres,  beziehungsweise 
dem  obigen  Minimalerträgnisse  sind,  falls  die  Einlösung  in  den  Jahren 
1884  oder  1885  erfolgt,  6  Percent,  falls  dieselbe  in  den  Jahren  1886 
oder  1887  erfolgt,  5  Petcent,  falls  die  Einlösung  in  den  Jahren  1888 
oder  1889  erfolgt,  4  Percent,  falls  dieselbe  in  den  Jahren  1890  oder 
1891  erfolgt,  8  Percent,  falls  die  Einlösung  in  den  Jahren   1892  oder 

1893  erfolgt,   2  Percent,  falls  endlich  die  Einlösung  in  den  Jahren 

1894  oder  1895  erfolgt,  1  Percent  zuzuschlagen. 
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3.  Dieses  so  ermittelte  durchschnittliche  Erträgniss  wird  unter 
Annahme  halbjähriger  Decursiv-Fälligkeitstermine  nnd  bis  zum  Ablaufe 
der  Concessionsdauer  der  Turnau-Kralup  Prager  Bahn  zur  Gänze,  von 
da  an  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  der  Böhmischen  Nordbahn 
zur  Hälfte  in  Rechnung  gebracht,  hievon  semesterweise  das  nach  dem 
Tilgungsplane  der  wirklich  begebenen  Priorität  ep  sich  factiecb  ergebende 
Erfordern iss  für  Zinsen  und  Tilgung  derselben  in  Abzug  gebracht,  und 
der  sonach  verbleibende  Rest  nach  den  Regeln  der  Zinseszinsenrechnung 
unter  Zugrundelegung  eines  41/2percentigdb  Zinsfueses  auf  den  1.  Jänner 
des  Einlösungsjahres  discontirt. 

Bei  dieser  Berechnung  ist  für  das  Zinsen-  und  Tilgutgserforderniss 
der  Prioritätsobligationen  jenes  Goldagio  in  Anrechnung  zu  bringen, 
welches  sich  nach  dem  Waarencourse  der  Wiener  Börse  in  dem  letzten 
der  Einlösung  vorausgehenden  Halbjahre  als  Durchschnitt  ergiebt. 

Der  nach  obiger  Discontirung  ermittelte  Capitalswerth  der  Renten 
ist  der  Gesellschaft  in  Staatsschuldverschreibungen,  welche  auf  öster- 
reichische Währung  Noten  lauten,  mit  4l/2  Percent  in  österreichischer 
Währung  Noten  steuerfrei  verzinslich,  innerhalb  längstens  85  Jahren 
mit  dem  Nominalbetrage  rückzahlbar  und  ob  den  Linien  des  ver- 
einigten Bankunternehmens  im  Eisenbahnbuche  unmittelbar  nach  den 
Prioritätsanlehen  kostenfrei  sichergestellt  sind,  zum  Paricourse  gerechnet 
auszubezahlen. 

Zur  Erläuterung  der  vorstehenden  Bestimmung  wird  dem  Protokolle 
in  der  Anlage  2/2  eine  beispielsweise  Berechnung  beigefügt. 

4.  Gegen  Bezahlung  des  obigen  Kaufpreises  tritt  der  Staat  in 
das  Eigenthum  der  sämmtlichen  Linien  des  vereinigten  Bahnunter- 
nehmens  sammt  allem  beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehör,  ins- 
besondere mit  EiDPchluss  des  Fahrparkes,  der  Materialvorräthe,  des 
Administrationsgebäudes  in  Prag,  und  überhaupt  sämmtlicher  Activen 
der  vereinigten  Gesellschaft,  wogegen  andererseits  der  Staat  auch 
Bämmtliche  Passiven  der  Gesellschaft,  und  insbesondere  die  noch  aus- 
haftenden Prioritätsobligationenschuld  derselben  zur  Selbstzahlnng  zu 
übernehmen  hat. 

5.  Da»  ge8ammte  Dienstpersonale  der  eingelösten  Bahnen  wird 
unter  Wahrung  der  von  demselben  erworbenen  Rechte  ohne  Unter- 
schied, ob  dieselben  auf  bestehenden  allgemeinen  Normen  oder  auf 
speciellen  Dienstverträgen  bestehen,  vom  Staate  übernommen. 

V.  Herstellung  der  Localbahn  Schluckenau-Wölmsdorf. 

Tie  Gesellschaft  der  Böhmischen  Nordbahn  übernimmt  bei  diesem 
Aulasse  die.  Verpflichtung,  die  von  den  Interessenten  in  wiederholten 
Eingaben  befürwortete  Localbahn  von  Schluckenau  nach  Wölmsdorf  auf 
Grund  des  uuverweilt  vorzulegenden  Projectes  und  unter  den  in  der 
Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  9.  September  1871  vorgesehenen 
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Bedingungen  und  gewährten  Begünstigungen  unter  der  Voraussetzung 
b erzustelle □  und  in  Betrieb  zu  setzen,  dass 

a)  in  der  Richtung  Sebnitz-  Sohland  ein  weiterer  Anschluss  an  das 
sächsische  Eisenbahnnetz  nicht  hergestellt  werde,  dass 

b)  die  Staatsverwaltung  ihre  Vermittlung  behufs  Erzielung  ent- 
sprechender Beitragsleistungen  der  Gemeinden,  Bezirke  und 
sonstigen  Interessenten  eintreten  lasse,  ferner 

c)  auf  der  Strecke  Rumburg-Schluckenau-Wölmsdorf  der  Secundär- 
betrieb  mit  den  für  andere  Local-  und  Hauptbahnen  zugelassenen 
Erleichterungen  gestattet  werde. 

Unbeschadet  des  dem  Staate  bezüglich  dieser  Localbaho,  als 
eines  integrirenden  Bestandteiles  der  Böhmischen  Nordbahn  con  cessio  ns- 
massig  zustehenden  Einlösungsrechtes  sollen  die  im  Punkte  IV  dieses 
Protokolles  vereinbarten  Bestimmungen  über  die  eventuelle  Einlösung 
der  vereinigten  Bahnunternehmung  vor  dem  Eintritte  des  concession6- 
mässigen  Einlösungstermin  es  auch  auf  die  vorgenannte  Localbahn  von 
Schlucken  au  nach  Wölmsdorf  Anwendung  finden,  jedoch  mit  der  Mass- 
gabe, dass,  falls  die  Einlösung  der  vereinigten  Bahnen  vor  dem 
1.  Jänner  1891  erfolgen  sollte,  mit  Rücksicht  auf  die  voraussichtlich 
noch  nicht  genügend  entwickelte  Rentabilität  der  Localbahn  dem  für 
die  Bestimmung  des  Einlösungspreises  massgebenden  Reinerträgniste 
der  vereinigten  Bahnen  (Punkt  IV,  Absatz  2  dieses  Protokolles)  nach 
Hinzufügung  des  daselbst  stipulirten  Percentzuschlages  die  nachstehen- 
den Beträge  zugeschlagen  werden  sollen,  und  zwar: 

falls  die  Einlösung  am  1.  Jänner  1884  erfolgt,  ein  Betrag  von  15.000  fl. 

r>       n          «          r>  !•  1885  „  n  13.333  „ 

n       r>          ••>  1-  1886  „  „  „  „    11.666  „ 

„       ,          .          „  1.  „  1887  „  .  „  10.000  „ 

p  1.  „  1888  „  „  „  8.666  n 

«  1-  *  1889  „  n  ,,  „     7.333  „ 

„  1.  ,  1890  ,  „  n  „     6.000  „ 

In  dem  Protokolle  vom  9.  Juni  1884  wurden  die  von  der  Staatsverwaltung 
zu  leistenden  Zuschlapsbeträge  für  den  Fall  neu  festgesetzt,  als  die  Einlösung 
vor  dem  1.  Jänner  1893  erfolgen  sollte.  Da  dieser  Fall  jedoch  nicht  eingetreten 
ist,  erscheint  diese  Festsetzung  gegenstandslos. 


VI.  Actlen-  und  Prioritätencapital  der  Vereinigten  Bahnen. 

Mit  Rücksicht  auf  das  Erfordernis  für  die  Durchführung  der  in 
Rede  stehenden  finanziellen  Transaction,  sowie  für  den  Ausbau  der 
sub  V  angeführten  Localbahn,  und  zum  Zwecke  der  Bildung  einer 
angemessenen  Reserve  wird  das  Nominalanlagecapital  der  neuen  ver- 
einigten Eisenbahnunternebmung,  unbeschadet  des  der  Staatsverwaltung 
vor  behaltenen  Rechtes  zur  Prüfung  des  Anlagecapitales  der  Haupt- 
bahnen, wie  der  vorerwähnteu  Localbahn,  mit  13  Millionen  Gulden  in 
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Actien  und  21*75  Millionen  Gulden  in  4percentigen  Goldprioritäts- 
obligationeu  festgesetzt. 

VII.  Ermittlung  des  Erträgnisses  der  steuerfreien  Linien; 
Pauschalirung  der  Staatsgebühren. 

Die  Herren  Vertreter  der  beiden  zu  vereinigenden  Eisenbahn- 
unternehmungen erklären  schliesslich  unter  Annahme  der  vorstehenden, 
sub  I  bis  VI  atigeführten  Bestimmungen,  dass  sie  die  Durchführung 
deß  vorliegenden  Fusionsprojectes,  abgesehen  von  der  erforderlichen 
vorhergehenden  Austragung  der  schon  in  der  Eingabe  vom  15.  April  1.  J. 
angeregten  Frage  der  Ermittlung  des  Reinertragnisses  der  steuerfreien 
Linien  nach  durchgeführter  Vereinigung  der  beiden  Bahnnetze,  noch 
ausdrücklich  von  der  zustimmenden  Eutächeidung  über  die  in  einer 
abgesonderten  ausführlich  motivirten  Eingabe  angesuchte  Pauschalirung 
der  aus  Anlass  der  Durchführung  des  Fusioosprojectes  erwachsenen  Staats- 
gebühren (Uebertraguugs-  und  Einverleibuug*gebühreL,  Stempeln  etc.) 
abhängig  machen  müssen. 

Sohin  wird  das  gegenwärtige  Protokoll  geschlossen,  verlesen  und 
allseitig  gefeitigt. 


Für  das  k.  k.  Handelsministerium  : 
Pusswald  m.  p. 
Wittek.  m.  p. 

L.  Wrba, 

k.  k.  Scctionsrath,  zugleich  als  Protokollführer. 

Dr.  Emil  Lange  v.  Burgenk.ro n. 
Richard  Jeitteles. 


Die  mit  Vollmacht  de  dato  Pr .»g  14.  April 
1882  ausgewiesenen  bevollmächtigten 
Vertreter  der  k.  k.  priv.  Böhmischen 
Nordbahtigesellschaft  und  der  k.  k.  priv. 
Tornau- Kralup-Prager  Eisenbahngesell- 
schaft : 

Banhans  m.  p. 

Dr.  Klier  m.  p. 

Dr.  Waiden  m.  p. 

G.  Löw  ru.  p. 


8   Concessionsurkuude  vom  4.   Augast  1885,   R.  G.  Bl. 

Nr.  123, 

für  die  Loconiotireisenbahn  von  Böhmisch-Kamaitz  nach  Steinschönau. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  priv.  Böhmische  Nordbahngesellschaft  die  Bitte  um 
Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von 
ihrer  Station  Böhmisch-Kamuitz  nach  Steinschönau  gestellt  hat,  so  finden 
Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unter- 
nehmens, der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  BL  Nr.  238, 
sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  vom  26.  De- 
ceoaber  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  und  vom  28.  December  1884, 
R.  G.  Bl.  Nr.  203,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 
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Nimmt  man  ferner  an,  es  seien  am  1.  Jänner  1884  in  Umlauf: 

1.  fl.  17,050.000  4peroent.  Goldprioritäten  von  1884  an  in  65  Jahren  amortisirbar, 

2.  „    2,400.000  5     „       Silberprioritäten  der  Turnauer  Bahn  von  1884  an  in 

31  Jahren  amortisirbar, 

3.  „    2,000.000  5      „       Silberprioritäten  der  Böhmischen  Nordbahn   von  1884 

an  in  37  Jahren  amortisirbar,  so  erfordern  dieselben 
folgende  Annuitäten: 

1.  „  17,060.000  a  0  04339019  =  in  Gold  fl.  739.803  zum  Course  von  beispiels- 

weise 118  gerechnet  fl.  872.967 

2.  „    2,400.000  a  0  06413212  bei  Silberagio  beispielsweise  o  „  153.917 

3.  M    2,000.000  ä  0  05983979  wie  oben  119.680 

Diese  Annuitäten  sind  nun  auf  den  Capitalswerth  zu  rechnen  wie  folgt: 

1.  130  halbjährige  Raten  von  fl.  436.484  a  2%  Percent  fl.  18,323.923 

2-    62         „  „     „    76.969  ä  2%       „   ,  2,559.502 

3.    74         B  „     „    69.840  ä  2»/«       „   »  2.147.019 

Capitalswerth  am  1.  Jänner  1884  .  .  .  fl.  23,030.444 

Es  ergiebt  sich  oben  fl.  38,868.424 

davon  ab  „  23,030.444 

verbleiben  .      .  fl.  15,837.980 

als  Einlösungspreis  der  Bahn  in  4y<2peroentigen  innerhalb  85  Jahren  amortisirbaren 
Titres. 

Diese  Berechnung  dient  als  Beispiel  vorbehaltlich  Richtigstellung  der  Daten 
und  Ziffern,  insbesondere  würde,  wenn  die  Tilgungspläne  der  im  Umlaufe  befind- 
lichen Prioritäten  nicht  auf  constante  Annuitäten  basirt  sein  sollten,  die  factische 
Belastung  jedes  einzelnen  Semesters  der  Discontirung  zu  Grunde  zu  legen  sein. 


8.  Concessionsurkunde  vom  4.    August  1885,   R.  G.  Bl. 

Nr.  123, 

für  die  Locomotiveisenbahn  von  Böhnüsch-Kamnitz  nach  Steinschönau. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  priv.  Böhmische  Nordbahngesellschaft  die  Bitte  um 
Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von 
ihrer  Station  Böhmisch-Kamnitz  nach  Steinschönau  gestellt  hat,  so  finden 
Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unter- 
nehmens der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des 
Eiaenbahnconeessionsgcsetzes  vom  14.  September  1854,  R,  G.  Bl.  Nr.  238, 
sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  vom  26.  De- 
cember  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  und  vom  28.  December  1884, 
R.  G.  Bl.  Nr.  203,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  priv.  Böhmischen  Nordbahngesellschaft  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden 
Locomotiveisenbahn  von  der  Station  Böhmisch-Kamnitz  der  priv. 
Böhmischen  Nordbahngesellschaft  nach  Steinschönau. 

Die  Eröffnung  dieser  Eisenbahn  fand  am  10.  Februar  1886  statt. 

Die  Rechtturknnden  der  tttterr.  Eisenbahnen  II.  44 
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§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden 
zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der 
Capitalsverzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Betriebseröffnung,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung, 
des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des 
ersten  Betriebsjahr  es; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine  und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritäts- 
obligationen, sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungsgebtihr ; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

</)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Böhmische  Nordbahngesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der 
im  §  1  genannten  Eisenbahn  binnen  längstens  einem  Jahre,  vom 
heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und  während  der  ganzen  Con- 
cessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die  Gesell- 
schaft über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  ange- 
messenen Caution  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten 
Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann 
diese  Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

8  *• 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn da3  Kecht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  er th eilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  etwa 
herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 
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§  5. 

Die  Gesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
sionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verord- 
nungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  Sep- 
tember 1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung 
vom  16.  November  1851,  R  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  dann 
nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu 
benehmen. 

§  6. 

Die  Ziffer  des  Anlage capital es  unterliegt  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die  Pro- 
jectsverfa8sung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn,  sowie  für  die 
Anschaffung  der  Fahrbetriebsmittel  effectiv  verwendeten  und  gehörig 
nachgewiesenen  Kosten  mit  Einschlass  der  während  der  Bauzeit  factiscb 
bezahlten  Intercalarzinsen  keine  wie  immer  gearteten  Auslagen,  nament- 
lich keine  Geldbeschaffungskosten  in  Anrechnung  zu  bringen  sind. 

Sollten  jedoch  mit  besonderer  Bewilligung  der  Staatsverwaltung 
zur  Beschaffung  des  effectiven  Anlagecapitalea  Actien  oder  Prioritäts- 
obligationen  ausgegeben  werden,  so  dürfen  dem  Anlagecapitale  die  etwa 
nachweisbar  aufgelaufenen  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Geld- 
beschaffungskosten zugerechnet  werden. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  nach  einem  auf  die  Concessions- 
dauer  zu  berechnenden,  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden 
Tilgungsplane  zu  tilgen. 

Sofern e  die  Böhmische  Nordbahngesellschaft  für  die  den  Gegen- 
stand dieser  Coucessionsurkunde  bildende  Localbahn  Actien  oder  Prio- 
ritätsobligationen, eventuell  Actien  uud  Prioritätsobligationen  ausgeben 
sollte,  unterliegt  sowohl  der  Nominalbetrag,  als  auch  das  Formulare  der 
auszugebenden  Actien  und  Prioritätsobligationen  der  besonderen  Ge- 
nehmigung der  Staatsverwaltung. 

§  7. 

Bezüglich  der  MilitärtranBporte  und  der  sonstigen  Leistungen  für 
die  Heeresverwaltung  haben  die  auf  den  übrigen  Linien  der  priv. 
Böhmischen  Nordbahngesellschaft  jeweilig  geltenden  Bestimmungen  auch 
auf  die  gegenwärtig  concessionirte  Localbahn   insoweit  Anwendung  zu 

44* 
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finden,  als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters 
dieser  Linien  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug 
auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebesystem  durchführbar  erscheint, 
worüber  dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
auf  der  concessionirten  Localbahn  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April 
1872,  E.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der 
Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Betrieb  auf  der  concessionirten 
Bahn  im  Mobilisirungs-  oder  Kriegsfalle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf 
Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum 
Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen 
auf  den  von  der  Bahn  gekreuzten  öffentlichen  Strassen  seitens  de 
Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  *• 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  bis  zum  7.  Jänner  1963  festgesetzt  und  sie  erlischt  mit 
diesem  Zeitpunkte. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Vollendung  des  Baues,  dann 
der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des 
§  11,  lit.  b  des  EisenbahnconcessionsgeBetzes  und  namentlich  durch 
politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  10. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  con- 
cessionirte  Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit 
einzulösen. 

Für  die  Ausübung  des  Einlösungsrechtes  haben  folgende  Bestim- 
mungen zu  gelten: 

1.  Falls  die  Einlösung  der  Localbahn  vor  Ablauf  des  dritten  Be- 
triebsjahres erfolgt,  hat  der  Einlösungspreis  in  der  Zahlung  des  im 
Zeitpunkte  der  Einlösung  noch  nicht  amortisirten  Anlagecapitales  (§  6) 
zu  bestehen. 

2.  Falls  die  Einlösung  nach  Ablauf  des  dritten  Betriebsjahr  es 
erfolgt,  werden  zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  die  jährlichen 
Keiner trägnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  drei  Jahre  beziffert,  hievon  wird  das  Rein- 
erträgniss  des  ungünstigsten  Jahres  abgeschlagen  und  der  durchschnitt- 
liche Reinertrag  der  übrigen  zwei  Jahre  berechnet. 
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Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  4l/2PercentiSei1 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Anlagecapitale»  (§  6)  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig  ist,  so 
wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösung* • 
preises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  in  einer  dem  obigen  Durch- 
schnitts-, beziehungsweise  Minimalerträgnisse  gleichkommenden  Rente  zu 
bestehen,  welche  während  der  übrigen  Concessionsdauer  in  halbjährigen 
am  30.  Juni  und  31.  December  jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten 
zu  erfolgen  ist. 

Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt  der 
noch  nicht  fälligen  Rentenzahlungen  den  zu  fünf  Percent  per  Jahr, 
Zins  auf  Zins  gerechnet,  discontirten  Capitalswerth  derselben  zu  be- 
zahlen. 

3.  Falls  dem  Staate  im%  Sinne  der  vorstehenden  Bestimmungen 
(Punkt  1  und  2,  letztes  Alinea)  eine  Capitalszahlung  obliegt,  hat 
er  die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  btaatsschuldverschreibungen 
zu  leisten. 

Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course 
zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  des  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourses  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

4.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  gegenwärtig  conceasionirten  Bahn  mit  alleu  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen  einschliesslich  des  Fahrparkes  uud 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Be- 
triebs- und  Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind. 

§  ii. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  uud 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehöres,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  etwa  ans  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  10)  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Ver- 
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mögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselbe  von  der  Staats- 
verwaltung mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  sie 
kein  Zngehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  den  bei  der  Gesell- 
schaft bestellten  landesfürstlichen  Commissär  Einsicht  in  die  Gebarung 
zu  nehmen,  soweit  diese  die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn  betrifft. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
hat  die  Gesellschaft  eine  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 
Ebenso  wird  die  Gesellschaft  von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852, 
begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus 
der  polizeilichen  und  gefallsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden 
Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und 
Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  13. 

Die  priv.  Böhmische  Nordbahn  gesellschaft  verpflichtet  sich, 
für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  bildende 
Bahn  eine  getrennte  Bau-  und  Betriebsrechnung  unter  den  von  der 
Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Modalitäten  zu  führen. 

Zur  Vermeidung  der  mit  der  selbständigen  Aufstellung  der  ge- 
trennten Betriebsausgabenrechnung  verbundenen  Schwierigkeiten  wird 
jedoch  gestattet,  die  Betriebsausgaben  nach  einem  vom  Handelsmini- 
sterium zu  genehmigenden  Schlüssel  auf  Grund  des  Durchschnittes  aus 
dem  gesammten  Babnnetze  der  priv.  Böhmischen  Nordbahngesellschaft 
einzustellen. 

H 

§  14. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 


Digitized  by  Google 


auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
vierten  Tage  des  Monates  August  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend- 
achthundertachtzigundlünf.  Unserer  Reiche  im  Siebenunddreiesigsten. 


Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

9.  Concessionsbediugnisse  vom  24.  August  1885,  C  Bl.  Nr.  107, 

für  die  Locomotiyeisoubahn  ron  BöhmiMch-Knninitz  nach  Nteinsclibuau. 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  von  der  Station  Böhmiseh-Kamnitz  der  k.  k.  priv. 
Böhmischen  Nordbahngesellschaft  nach  Steiuschönau  ist  mit  einer  Spurweite  von 
1*436  Meter  als  Localbahn  mit  blossem  Tagverkehr  für  eine  Maximalfahr- 
geschwindigkeit von  2ö  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gäbe  der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genau  zu 
befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  4-5  Kilometer  lango  Bahn  nimmt  ihren  Ausgang 
östlich  von  der  8tation  Böhmisch-Kamnitz  der  k.  k.  priv.  Böhmischen  Nordbahn, 
wendet  sich  nach  Uebersetzung  der  Bohrnisch-Kamnitz-Sandauer  Bezirksstrasse 
gegen  Süden  und  ersteigt,  eine  vorwiegend  östliche  Richtung  nehmend,  das 
Plateau  von  Steinschönau,  auf  welchem  in  der  Nähe  des  Ortes  Steinschönau  die 
gleichnamige  Endstation  situirt  ist. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahutrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  alterirt  wird. 

3.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  dio  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Iudustrieunternehmungen 
zum  Behufs  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  y.ur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Selbstkosten  zu  gestatten. 
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4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dementsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximalneigung 
liegenden  Theile  der  currenten  Streoke  werden  31  3  pro  mille  =  1  :  31*94  fest- 
gesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen, 
anderenfalls  die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2-6  pro  mille  = 
1  :  400  betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4-3  Meter  betragen. 

Die  Minimalcurvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  nicht  unter 
200  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Steigungsverhältnisse  der  Bahn  sind  die 
von  der  k.  k.  Generalinspeotion  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des  k.  k. 
Handelsministeriums  genehmigten,  im  „Centralblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampf- 
schiffahrt" (Jahrgang  1882,  Blatt  Nr.  10)  angeführten  „Vorschriften  für  die 
Bestimmung  der  Bahnnivellette  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  der 
Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen"  stricte  durchzuführen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4'0  Meter  sowohl  bei  Dämmen 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erbreiterung  des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  das  Brückenplanum  eine  benützbare  Minimalbreite  von  4  3  Meter 
erhalten. 

öämmtliche  Objeote,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0  7  Kilometer  von 
der  Spitze  des  äussersten  Wechsels  einer  durch  Distanzsignale  gedeckten  Station 
oder  Abzweigungsstelle  vorkommen,  sind  mit  Geländern  zu  versehen.  Desgleichen 
solche  Objeote,  welche  innerhalb  einer  Entfernung  von  0*4  Kilometer  vor  dem 
obbezeichneten  Endpunkte  einer  Station  oder  Abzweigungsstelle  gelegen  sind, 
vor  welchen  Distanzsignale  nioht  bestehen,  ferner  alle  Objeote,  welche  in  einer 
Distanz  von  U'i  Kilometer  von  der  Mitte  solcher  Haltestellen  vorkommen,  in 
welchen  ktine  Zugskreuzungen  stattfinden  können. 

Die  Uuterbauobjecte  sind  bei  ausreichender  Höhe  des  Bahnkörpers  einzu- 
wölben. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objeoten  dürfen  Trag- 
constructionen  von  Holz  angewendet  werden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brücken- 
constructionen  sind  die  factisoh  verkehrenden  Fahrbetriebsmittel  zu  Grunde  zu 
legen. 

Für  Eisen  constructionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Constructionstheile  exclusive  der  Nieten  bis  zu  900  und  für  die  Nieten  bis  zu 
700  Kilogramm,  bei  Holzoonstructionen  bis  zu  80  Kilogramm  per  Quadratoenü- 
meter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruotion  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter  über  den  bekannten  Hochwasserstand 
zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

5.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  Systeme  des  schwebenden  Stosses  nach  dem  mit  Erlass 
des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  30.  Mai  1882,  Z.  14581,  genehmigten  Typen 
auszuführen. 
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Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimalgewicht 
per  laufendes  Meter  23  0  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximalschweileudistanz 
von  0  9  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Länge 
2*3  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter,  Höhe  14  Centi- 
me ter. 

In  Bögen  von  inclusive  und  unter  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Hakennägel  und  Unter- 
lagsplatten nach  den  mit  vorangeführtem  llandelsministerialerlasse  genehmigten 
Oberbaunormalien  entsprechend  zu  verstärken. 

Der  Schotterkörper  hat.  im  Niveau  der  Schienenunterkante  eine  Kronen- 
breite von  3-0  Meter  und  eine  Tiefe  von  0  25  Meter  auf  Dämmen,  von  U'30  Meter 
in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebeugeleise  der  Stationen  soll  mindestens  19  Percent  der 
Bahnlänge  betragen. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  un  t  die  Gebäude  für  den  Pers^uendienst  den  localen 
Verhältnissen  entsprechend,  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  eine  Unter- 
mauerung aus  Riegelwänden  oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Uutermauerung 
erbaut  werden. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborteu  versehen 
zu  sein. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Guter-  und  Zuffförderungfidienst  kennen  aus 
Faohwerk  und  Riegehnauern  oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermauerung 
errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  currenten  Strecke  kann  im  Allge- 
meinen unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  Ueber- 
setzungen  besonders  frequenter  Strassen  vorkommen. 

Dieselben  kftnnen  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  oder  aus  Blockwäuden 
hergestellt  werden. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschrankeu  und  ähnliehe  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Kegel  nicht  herzustellen. 

7.  Betri  e  bsein  rieh  tun  gc  n. 

Di«  Anlage  einer  Telegrafenleitung  kann,  insolnnge  als  keine  Zugs- 
kreuzungen auf  der  Bahn  stattfinden,  die  Aufstellung  von  Glockensignalen  kann 
jedoch  in  allen  Fällen  unterbleiben;  für  den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen 
akustischen  auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale 
zu  verwenden. 

Bei  der  Abzweigung  aus  der  bestehenden,  dein  öffentlichen  Verkehre 
dienenden   Station   Beduniseh-Kamnitz   ist   ein   Distanzdeekungssign«!  aufzustellen. 

8.  V  a  h  r  b  e  t  r  i  e  b  s  rui  1 1  e  1. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen:  l  Stück  dreiachsig 
gekuppelte  Tenderlocomotive  mit  einer  Maximalaehsenhclnstung  von  9  Tonnen, 
2  Stück  Personenwagen,  ii  St.üeA  Kastenwagen,  f>  Stück  K  »hielt  wagen. 

Ueberdies  ist  der  halbe  Kostenbetrag  einer  Loeomoti  vo  obbezeichueter 
Gattung  in  einen  Reservefond  zu  hinterlegen. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Aus- 
rüstungsgegenstände   sind    ausschliesslich    aus    inländischen  Werken   zu  beschaffen 
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und  wird  die  Regierung  deren  eventuelle  Einfuhr  aus  dem  Auslande  nur  in  dem 
Falle  gestatten,  wenn  die  Gesellschaft  rechtzeitig,  d.  i.  vor  Bestellung  der  bezüg- 
lichen Lieferungen  nachweist,  dass  dieselben  im  Inlande  niobt  unter  gleichen 
Bedingungen,  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit,  wie 
diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  beschafft  werden  können. 

II.  Betrieb. 

1.  Eventuelle  Personenbeförderung. 

Auf  der  concessionirten  Bahn  soll  ein  regelmässiger  Peräonenverkehr  nur 
dann  und  in  jenem  Umfange  eingerichtet  werden,  als  nach  dem  Ermessen  des 
k.  k.  Handelsministeriums  ein  thatsächliohes  Bediirfniss  hiefür  besteht. 

Insolange  hienach  ein  solcher  regelmässiger  Personenverkehr  nicht  ein- 
geführt ist,  soll  es  der  Gesellschaft  gestattet  sein,  die  Besitzer,  Inhaber  oder 
Verwalter,  sowie  Beamte,  Diener  und  Arbeiter  der  an  der  Bahn  befindlichen 
landwirtschaftlichen  und  industriellen  Unternehmungen  nach  mit  den  letzteren 
zu  vereinbarenden  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  welchem  Falle  aber  unter  den 
gleichen  Bedingungen  auch  andere  Personen  auf  der  concessionirten  Bahn  zu 
befördern  sind. 

Die  Beförderung  hat  unter  Beobachtung  der  für  den  Personenverkehr 
geltenden  Vorschriften,  insoweit  dieselben  auf  die  gewählte  Beförderungsart  An- 
wendung  finden,  sowie  der  seitens  des  Handelsministeriums  etwa  anzuordnenden 
besonderen  Sicherheits Vorkehrungen  stattzufinden. 

2.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  die  eventuelle  Personenbeförderung  und  für  den  Gütertrans- 
port, die  Waarenclassification  und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen 
Nebenbestimmungen  unterliegen  der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei 
einerseits  auf  die  öffentlichen  Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende 
Rentabilität  des  Bahnunternehmens  Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlioher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postverwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des 
Artikels  II  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  66,  folgende  Be- 
stimmungen zur  Anwendung: 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Post  und  im  Falle  der  Einführung 
einer  regelmässigen  Personenbeförderung,  die  Postbediensteten  mit  allen  fahr- 
planmassig  eu  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
die  Gesellschaft  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost,  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen, hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Looalitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
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der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  der  Gesellschaft  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  Innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Corresp'ondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
swisohen  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  den  untergeordneten 
Organen,  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen  durch  die 
Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für  den 
Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene 
Kosten,  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphen- 
anstalt herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen 
gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privat- 
correspondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
der  Gesellschaft  eingelösten,  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  die  Gesellschaft  durch  das 
Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Gesellschaft  wird  dagegen  das  Recht  eingeräumt,  behufs  Herstellung 
einer  Betriebsleitung  der  Drähte  derselben  gegen  Vergütung  der  hiefür  erwachsen- 
den Mehrkosten  an  den  Stützpunkten  der  Staatstelegraphenleitung  anzubringen. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  conoessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Stationen  unentgeltlich 
zu  lagern  und  zu  verwahren. 

Die  Gesellschaft  ist  überdies  verpflichtet,  sich  der  in  Aussicht  genommenen, 
im  Verordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen  der  Staats- 
telegraphenanstalt zu  den  Localbahnen  zu  unterwerfen. 

5.    Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder  zur 
Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Concession  oder  aus  Gefälls- 
rücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificate n  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  er- 
mässigten  Tarifsätze  Anwendung  zu  finden. 

7.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Esoorte,  letztere  auch  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  im  Falle  der  Einführung  eines  regelmässigen  Personenverkehres  zu 
halber  Personenzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunliohkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte 
Tage  und  Züge  zu  vereinbaren. 

Wien,  am  24.  August  1886. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 
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10.  Concessionsurknnde  vom  20.  December  1885,  R.  G.  Bl. 

Nr.  12  ex  188(5, 

für  die  LocomotiTeiscnbalin  yoii  Rölirsdorf  nach  Zwickau. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  priv.  Böhmische  Nordbahngesellschaft  die  Bitte  um 
Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von 
ihrer  Station  Röhrsdorf-Zwickau  nach  Zwickau  gestellt  hat,  so  finden 
Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unter- 
nehmens der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl. 
Nr.  238,  sowie  der  Gesetze  vorn  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56, 
vom  26.  December  1882,  K.  G.  Bl.  Nr.  180,  und  vom  28.  December 
1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  203,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1- 

Wir  verleihen  der  priv.  Böhmischen  Nordbahngeeellschaft  das 
Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  aus- 
zuführenden Locoinotiveisenbahn  von  der  Station  Röhisdorf-Zwickau  der 
priv.  Böhmischen  Nordbahngesellschaf'c  nach  Zwickau. 

Die  Eröffnung  dieser  Eisenbahn  i'aml  am  1.  September  1886  statt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Coucessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  und  sündigen  Urkunden 
zum  Zwecke  der  Capitalsbescbaffung  und  Sicberstellung  der 
Capitalsverzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Betriebseröffnuug.  sowie  für  jene"  bezüglich  der  Grunder  Werbung, 
des  Baues  und  der  Instruiruug  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des 
ersten  Betriebsjahres; 

h)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsohligationen  mit  Einschluss  der 
luterirnsscheine  und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritäts- 
obligationeD,   sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 

Uebertragungsgebühr ; 

>•)  die  Befreiung  von  den  tür  die  Ertheilung  der  Concession  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Coucessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

</y  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung   der  Couponstempelgebühren,   sowie   von  jeder  neuen 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Böhmische  Nordbahngesellschaft. 


701 


Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Böhmische  Nordbahngesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau 
der  im  §  1  genannten  Eisenbahn  binnen  längstens  einem  Jahre,  vom 
heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und  während  der  ganzen  Concessions- 
dauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die  Gesell- 
schaft über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  ange- 
messenen Caution  in  zur  Anlage  von  Pupillengeldern  geeigneten  Werth- 
effecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann 
diese  Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Er- 
richtung von  der  Staatsverwaltung,  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
Urkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom 
Jahre  1852,  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und 
Verordnungen  zu  benehmen. 

§  6- 

Die  Ziffer  des  Anlagecapitales  unterliegt  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projectsverfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn,  sowie  für 
die  Anschaffung  der  Fahrbetriebsmittel  effectiv  verwendeten  und  gehörig 
nachgewiesenen  Kosten  mit  Einschluss  der  während  der  Bauzeit 
factisch  bezahlten  Intercalarzinsen,  keine  wie  immer  gearteten  Aus- 
lagen, namentlich  keine  Geldbeschaffungskosten,  in  Anrechnung  zu 
bringen  sind. 
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Sollten  jedoch  mit  besonderer  Bewilligung  der  Staatsverwaltung 
zur  Beschaffung  des  effectiven  Anlagecapitales  Actien  oder  Prioritäts- 
obligationen ausgegeben  werden,  so  dürfen  dem  Anlagecapitale  die  etwa 
nachweisbar  aufgelaufenen,  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Geldbeschaffungskosten  zugerechnet  werden. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt,  oder  die  BetriebseinrichtUDgen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  nach  einem  auf  die  Concessions- 
dauer  zu  berechnenden,  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden 
Tilgungsplane  zu  tilgen. 

Soferne  die  Böhmische  Nordbahngesellschaft  für  die  den  Gegen- 
stand dieser  Concessionsurkunde  bildende  Localbahn  Actien  oder  Prio- 
ritätsobligationen, eventuell  Actien  und  Prioritätsobligationen  ausgeben 
sollte,  unterliegt  sowohl  der  Nominalbetrag,  als  auch  das  Formulare 
der  auszugebenden  Actien  und  Prioritätsobligationen  der  besonderen 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

§  7. 

Bezüglich  der  Militärtransporte  und  der  sonstigen  Leistungen  für 
die  Heeresverwaltung  haben  die  auf  den  übrigen  Linien  der  priv. 
Böhmischen  Nordbahngesellschaft  jeweilig  geltenden  Bestimmungen  auch 
auf  die  gegenwärtig  concessionirte  Localbahn  insoweit  Anwendung  zu 
finden,  als  deren  Erfüllung  nach  Maatsgabe  des  secundären  Charakters 
dieser  Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug 
auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint, 
worüber  dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
auf  der  concessionirten  Localbahn  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April 
1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der 
Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Betrieb  auf  der  concessionirten 
Bahn  im  Mobilisirungs-  oder  Kriegsfalle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf 
Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum 
Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen 
auf  den  von  der  Bahn  gekreuzten  öffentlichen  Strassen  seitens  der 
Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  9. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
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Bahnen  wird  bis  zum  7.  Jänner  1963  festgesetzt  nnd  sie  erlischt  mit 
diesem  Zeitpunkte. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Vollendung  des  Baues,  dann 
die  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des 
§  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgeaetzes  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

§  10. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  einzulösen. 

Für  die  Ausübung  des  Einlösungsrechtes  haben  folgende  Be- 
stimmungen zu  gelten: 

1.  Falls  die  Einlösung  der  Localbahn  vor  Ablauf  des  siebenten 
Betriebsjahres  erfolgt,  hat  der  Einlösungspreis  in  der  Zahlung  des  im 
Zeitpunkte  der  Einlösung  noch  nicht  amortisirten  Anlagecapitales  (§  6) 
zu  bestehen. 

2.  Falls  die  Einlösung  nach  Ablauf  des  siebenten  Betriebsjahres 
erfolgt,  werden  zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  wird  das  Rein- 
erträgniss  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der  durch* 
schnittliche  Reinertrag  der  übrigen  füuf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  Verzinsung 
und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Anlage- 
capitales (§  6)  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird 
dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises 
zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  in  einer  dem  obigen  Durch- 
schnitts-, beziehungsweise  Minimalerträgnisse  gleichkommenden  Rente 
zu  bestehen,  welche  während  der  übrigen  Concessionsdauer  in  halb- 
jährigen, am  30.  Juni  und  31.  December  jedes  Jahres  nachhinein 
fälligen  Raten  zu  erfolgen  ist. 

Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt  der 
noch  nicht  fälligen  Rentenzahlungen  den  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins 
auf  Zins  gerechnet,  discontirten  Capitalswerth   derselben  zu  bezahlen. 

3.  Falls  dem  Staate  im  Sinne  der  vorstehenden  Bestimmungen 
(Punkt  1  und  2,  letztes  Alinea)  eine  Capitalszahlung  obliegt,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen 
zu  leisten. 

Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course  zu 
berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  des  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourses  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 
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4.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Auszahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  An  läge  capitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  t heilweise 
bereits  verwendet  sind. 

§  11. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  etwa  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Keservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  10)  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselbe  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  den  bei  der 
Gesellschaft  bestellten  landesfürstlichen  Commissär  Einsicht  in  die  Ge- 
barung zu  nehmen,  soweit  diese  die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn 
betrifft. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
hat  die  Gesellschaft  eine  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 
Ebenso  wird  die  Gesellschaft  von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852, 
begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus 
der  polizeilichen  und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden 
Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  von 
Amtslocalitäten  enthoben. 
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§  13. 

Die  priv.  Böhmische  Nordbahngesellschaft  verpflichtet  sich,  für  die 
den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsnrkunde  bildende  Bahn 
eine  getrennte  Bau-  nnd  Betriebsrechnung  unter  den  von  der  Staats- 
verwaltung zu  genehmigenden  Modalitäten  zu  führen. 

Zur  Vermeidung  der  mit  der  selbständigen  Aufstellung  der 
getrennten  Betriebsausgabenrechnung  verbundenen  Schwierigkeiten  wird 
jedoch  gestattet,  die  Betriebsausgaben  nach  einem  vom  Handels- 
ministerium zu  genehmigenden  Schlüssel  auf  Grund  des  Durchschnittes 
aus  dem  gesammten  Bahnnetze  der  priv.  Böhmischen  Nordbahngesell- 
schaft einzustellen. 

§  14. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsnrkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen 
sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  treffen 
und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Con- 
cession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  be- 
trifft, den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  ent- 
haltenen Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  In  Siegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  sechsundzwanzigsten  Tage  des  Monates  December  im  Jahre 
des  Heiles  Eintausendachthundertachtzigundfünf,  Unserer  Reiche  im  Acht- 
unddreiesigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafie  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

11.  Concessionsbedingnisse  vom  19.  Jänner  1886,  C.  Bl.  Nr.  21, 

für  die  Loealbahu  von  Röhrsdorf  nach  Zwickau. 
I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  von  der  bestehenden  Station  Röhrsdorf* Zwickau  der 
k.  k.  priv.  Böhmischen  Nordbahngesellschaft  nach  Zwickau  ist  mit  einer  Spurweite 
von  1*435  Meter  als  Looalbalin  mit  blossem  Tagverkehr  für  eine  Maximal- 
tahrgeschwindigkeit von  25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 

Die  RecbUurkundea  der  Beten-.  EUenb.hnen.  U.  45 
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Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  im 
Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  Handel  <ministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genau  zu 
befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  4*8  Kilometer  lange  Bahn  beginnt  an  dem  süd- 
östlichen Ende  der  bestehenden  Station  Röhrsdorf- Zwickau  der  k.  k.  priv. 
Böhmischen  Nordbabngesellsehaft  und  führt  in  vorherrschend  östlicher  Richtung 
direct  nach  Zwickau  und  endet  daselbst  mit  der  gleichnamigen,  an  der  Südseite 
dieser  Stadt  anzulegenden  Station. 

Abänderungeil  der  genehmigten  Bahntrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  alterirt  wird. 

3.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  Einmündung  von  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungs- 
bahnen, welche  von  den  an  der  concessionirten  Hahn  gelegenen  Industrie- 
unternehmungen zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegeu  Vergütung  der 
erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximalneigung 
liegenden  Theile  der  currenten  Strecke  werden  29  per  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  25  per  mille 
betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4  3  Meter  betragen. 

Die  Minhnal-Curvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  nicht  unter 
175  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Steigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspeotion  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens 
des  k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  „Centraiblatte  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt1'  Mahrgang  1882,  Nr.  10)  angeführten  „Vorschriften  für  die 
Bestimmung  der  Bahnnivellete  in  Maximalsteigungen  und  für  die  Anordnung 
der  Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen*'  stricte  durchzuführen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  0  Meter  sowohl  bei  Dämmen 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdäramungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erbreiterung  des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besäinen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 
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Alle  Brücken  nnd  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  das  Brückenplanum  eine  benutzbare  Minimalbreite  von  4*8  Meter  erhalten. 

Sämmtliche  Objecte,  welohe  innerhalb  einer  Distanz  von  0*7  Kilometer  von 
der  Spitze  des  äussersten  Wechsels  einer  durch  Distanzsignale  gedeckten  Station 
oder  Abzweigongsstelle  vorkommen,  sind  mit  Geländern  zu  versehen.  Desgleichen 
solche  Objecte,  welohe  innerhalb  einer  Entfernung  von  0*4  Kilometer  vor  dem 
obbezeichneten  Endpunkte  einer  Station  oder  Abzweigungsstelle  gelegen  sind,  vor 
welchen  Distanzsignale  nicht  bestehen,  ferner  alle  Objecte,  welche  in  einer  Distanz 
von  0*1  Kilometer  von  der  Mitte  solcher  Haltestellen  vorkommen,  in  welchen 
keine  Zugskreuzungen  stattfinden  können. 

Die  Unterba-iobjecte  sind  bei  ausreichender  Hphe  des  Bahnkörpers  ein- 
zuwölben. 

Durchlässe  bis  1  Meter  Lichtweite  können  mit  Steinplatten  gedeckt  werden. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  sind  Trag- 
constructionen  von  Eisen  anzuwenden.  Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn 
vorkommenden  Brückenconstructionen  sind  die  factisch  verkehrenden  Fahrbetriebs- 
mittel zu  Grunde  zu  legen. 

Für  Eisenconstructionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Constructionstheile  exclusive  der  Nieten  bis  zu  900,  für  die  Nieten  bis  zu 
700  Kilogramm  und  für  Holzconstructionen  bis  zu  80  Kilogramm  per  Quadrat- 
centimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Hochwasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können   aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

5.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  nach  den  mit  Erlass  des 
Handelsministeriums  vom  30.  Mai  1882,  Z.  14581,  genehmigten  Typen  auszuführen. 
Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimalgewicht  per 
laufendes  Meter  23*5  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximal-Schwellendistanz 
von  0*8  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 

Länge  2*3  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter, 
Höhe  14  Centimeter. 

In  Bögen  von  inclusive  und  unter  400  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Hakennägel  und  Unter- 
lagsplatten entsprechend  zu  verstärken. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Sohienenunterkante  eine  Kronen- 
breite von  3-0  Meter  und  eine  Tiefe  von  0*3  Meter  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Endstation  Zwickau  soll  mindestens 
15  Percent  der  Bahnlänge  betragen. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  werden,  und  sind  die  Gebäude  für  den  Personendienst  den 
localen  Verhältnissen  entsprechend,  in  definitiver  Weise  zu  erbauen. 

Stationen  und  Haltestellen  sind  mit  Passagieraborten  zu  versehen. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güterdienst  können  aus  Hoiz  auf  einer 
Untermauerung  errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden  localen 
Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  currenten  Strecke  kann  im  All- 
gemeinen unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  Ueber- 
setzungen  besonders  frequenter  Strassen  vorkommen. 

Stations-  und  Bahneinfrredungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

45* 
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7.  Betriebseinriohtungen. 
Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphenleitung  zu  versehen. 

Die  Aufstellung  von  Glockensignalen  kann  jedoch,  insoweit  nicht  besondere 
Fälle  dies  nothwendig  machen  würden,  unterbleiben;  für  den  Betrieb  sind  indes 
ausser  den  sonstigen  akustischen  auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen 
optischen  Signale  zu  verwenden. 

Bei  den  Abzweigungen  aus  der  bestehenden,  dem  öffentlichen  Verkehre 
dienenden  Station  Röhrsdorf- Zwickau  ist  ein  Distanzdeckungssignal  aufzustellen. 

8.  Fahrbetriobsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen:  Eine  dreiachsige 
gekuppelte  Tenderlocomotive  mit  einem  Maschinendienstgewicht  von  30*6  Tonnen, 
2  Personenwagen  IL,  III.  und  IV.  Classe,  1  Dienstwagen  (Post-,  Gepäcks-  und 
Conducteurwsgen),  12  Lastwagen  verschiedener  Gattung. 

Ueberdies  ist  der  halbe  Kostenbetrag  einer  Locomotive  obbezeichneter 
Gattung,  d.  i.  ein  Betrag  von  rund  9000  fl.  österr.  Währ,  in  einem  Reservefond 
zu  hinterlegen. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Aug- 
rüstungsgegenstände sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  Handels- 
ministeriums insoferne  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 


II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Neb^nbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Büoksiohten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunternehmens 
Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  iu  der  jeweilig  gesetzlichen  Laideswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  7  Percent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann 
das  Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  uud  aussergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Meusohen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Post?  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmässigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 
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Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt 
kann  die  Gesellschaft  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzu- 
stellendes Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  der  Gesellschaft  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltune. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstände  der  Eisenbahnunternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb 
und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten 
entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt 
herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen 
eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privat  - 
correspondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbstständige  Leitungen  auf  dem  von 
der  Gesellschaft  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  die  Drähte  der 
Staatstelegraphen  an  den  Stützpunkten  der  Bahnbetriebsleitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nioht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  die  Gesellschaft  durch 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn 
die  Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  nnd  zu  verwahren. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich  schliesslich,  bezüglich  der  concessionirten 
Bahn  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durchzuführenden 
Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Localbahnen 
sich  zu  unterwerfen. 

ö.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Concession  oder  aus 
Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  bonützen  und  sich  mit  den  Tum  Handels- 
ministerium zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certifioaten 
ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der 
Rückfahrt,  siud  zur  halben  Personenzugsgebühr  zu  befördern. 
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Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunliohkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  er- 
mässigten  Tarifsätze  Anwendung  zu  finden. 

Wien,  am  19.  Jänner  1886. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pinto  m.  p. 

12.  Statuten 

der  k.  k.  priv.  Böhmischen  Nordbabn-Gesellscliaft. 

I.  Abschnitt. 

Errichtung,  Zweck,  Sitz,  Firma,  Dauer  und  Bekanntmachungen 

der  Gesellschaft. 

§  1. 

Errichtung  der  Gesellschaft. 

Auf  Grund  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  6.  October 
1865,  R.  G.  Bl.  Nr.  24  ex  1866,  durch  welche  den  Herren:  Erost 
Graf  Waldstein -Wärtern berg,  Albert  Graf  Nostitz  Rhinek,  Albrecbt  Graf 
Kaunitz,  Fiacz  Altgraf  Salm,  Friedrich  Zdekauer  Eitter  v.  Treukron, 
Klemens  Bachofen  v.  Echt,  A.  Lauua,  Johann  Mttnzberg,  A.  Ejssert 
und  Karl  Georg  Fröhlich  die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Locomotiveisenbahn,  ausgehen«!  von  der  k.  k.  priv.  Turnau-Kralup- 
Prager  Eisenbahn  zwischen  Jungbunzlau  und  Backofen  über  Böhmisch- 
Leipa  nach  Rurnburg,  eventuell  mit  der  Fortsetzung  gegen  Löbau  zum 
Anschlüsse  an  die  sächsische  Bahn  in  Verbindung  mit  einer  dergleichen 
Bahn  einerseits  über  Bensen  nach  Bodenbach,  zur  Verbindung  mit  der 
Elbe  bei  Tetschen  und  zum  Anschlüsse  an  die  k.  k.  priv.  nördliche 
Staatsbahn  und  andererseits  nach  Warnsdorf,  mit  der  eventuellen 
Fortsetzung  gegen  Zittau,  ebenfalls  zum  Anschlüsse  an  die  sächsische 
Bahn  ertheilt  wurde,  errichteten  die  vorgenannten  Herren  Concessionäre 
eine  Actiengesellschaft  unter  der  Firma:  „K.  k.  priv.  Böhmische 
Nordbahngesellschaft1',  deren  Statuten  vom  k.  k.  Ministerium  des  Innern 
auf  Grund  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  25.  März  1867  unterm 
22.  März  1867,  Z.  7983/366,  bestätigt  worden  sind,  und  übertrugen 
an  diese  Gesellschaft  alle  durch  die  obbezeichnete  Allerhöchste 
Concessionsurkunde  erworbenen  Rechte  und  übernommenen  Verbind- 
lichkeiten. 
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Diese  Gesellschaft  erwarb  selbst  gemäss  der  Allerhöchsten 
Concessionsurkunde  vom  9.  September  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  121,  das 
Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Rumburg 
nach  Schluckenau,  eventuell  von  Scbluckenau  bis  Wölmsdorf,  dann  bis 
an  die  Landesgrenze  gegen  Bautzen  zum  Anschlüsse  an  die  königl. 
sächsische  Staatsbahn. 

Ferner  sind  an  die  k.  k.  priv.  Böhmische  Nordbahngesellschaft  in 
Gemässheit  der  Beschlüsse  der  Generalversammlungen  der  k.  k.  priv. 
Turn  au  Kral  up- Prager  Eisenbahn  ge  Seilschaft  vom  29.  Juni  1882  und  der 
k.  k.  priv.  Böhmischen  Nordbahngesellschaft  vom  30.  Juni  1882,  und 
der  mit  dem  Erlasse  des  hohen  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom 
27.  Juli  1882,  Z.  11586,  intimirten  Genehmigung  dieser  Beschlüsse, 
dann  des,  im  Einklänge  mit  letzteren,  am  1.  September  1882  zwischen 
den  beiden  betheiligten  Gesellschaften  rechtsverbindlich  abgeschlossenen 
definitiven  Fusionsvertrages,  das  gesammte  Vermögen  und  die  gesammten 
Schulden  der  erstgenannten  Gesellschaft  übertragen  worden,  namentlich 
auch  die  in  den  Allerhöchsten  Conct- ssionsurkunden  vom  28.  August  1863, 
R.  G.  Bl.  Nr.  89,  und  vom  20.  August  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  164, 
begründeten  Rechte  und  Verbindlichkeiten,  von  welchen  die  Erste  den 
Bau  und  Betrieb  der  Locomotiveisenbahn  von  Tornau  in  der  Richtung 
über  Jungbunzlau  nach  Kralup,  zur  Verbindung  der  südnorddeutschen 
Verbindungsbahn  mit  der  nördlichen  Staatseisenbahn  und  mit  der 
Buschtöhrader  Bahn;  —  die  Zweite  den  Bau  und  Betrieb  der  von  der 
bestehenden  Hauptlinie  bei  Neratowitz  ausgehenden  Locomotiveisenbahn 
nach  Prag  zum  Anschlüsse  an  die  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn,  eventuell 
an  die  nördliche  Linie  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn- 
gesellschaft zum  Gegenstande  hat. 

Die  Gesellschaft,  beziehungsweise  deren  Actionäre  sind  den  gegen- 
wärtigen Statuten  uud,  soweit  dieselben  keine  besonderen  Bestimmungen 
enthalten,  den  Vorschriften  des  allgemeinen  Handelsgesetzbuches  vom 
17.  December  1862,  R.  G.  Bl.  Nr.  1.  ex  1863,  unterworfen. 

§  2. 
Zweck. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Betrieb  der  in  den  Allerhöchsten  Concessionsurkunden  vom 
6.  October  1865,  R.  G.  Bl.  Nr.  24  ex  1866, 

9.  September  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  121, 
28.  August  1863,  R.  G.  Bl.  Nr.  89,  uod 
20.  August  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  164, 
enthaltenen,  im  §  1  bezeichneten  Eisenbahnlinien; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  von  Zweig-  und  Flügelbahnen,  welche  bestimmt 
sind,  die  Hauptbahn  oder  deren  Zweigbahnen  mit  Kohlenwerken 
und  sonstigen  industriellen  Etablissements,  die  in  ihrem  Bereiche 
liegen,  und  mit  anderen  Eisenbahnen  oder  Wasserstraßen  zu 
verbinden  (vorbehaltlich  der  staatlichen  Genehmigung),  sowie  über- 
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haupt  der  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen,  welche  in  der  Folge 
von  der  Gesellschaft  durch  Vertrag  oder  Concession  erworben  oder 
gepachtet  werden; 

c)  der  Betrieb  von  anderweitigen  Transportanstalten  zu  Wasser  und 
zu  Lande,  welche  in  Verbindung  mit  den  der  Gesellschaft  gehörigen 
oder  durch  sie  gepachteten  Eisenbahnen  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  zur  Beförderung  von  Personen  und  Gütern  errichtet 
werden ; 

d)  der  Betrieb  voq  Montanwerken,  Maschinen-  und  anderen  Fabriken, 
welche  von  der  Gesellschaft  begründet,  erworben  oder  gepachtet 
werden. 

§  3. 

Sitz  der  Gesellschaft. 
Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Prag. 

§  *• 
Firma. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet:  „K.  k.  priv.  Böhmische  Nord- 
bahngesellschaft." 

Sie  ist  im  Handelsregister  des  k.  k.  Handelsgerichtes  zu  Prag 
eingetragen,  und  wird  collectiv  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungs- 
rathes  oder  von  einem  Verwaltungsrathsmitgliede  und  einem  vom 
Verwaltungsrathe  mit  der  Procura  betrauten  Beamten  der  Gesellschaft 
gezeichnet. 

§  5- 

Constituirung  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Constituirung  der  Gesellschaft  ist  durch  die  mit  Bescheid  des 
Prager  k.  k.  Handelsgerichtes  vom  24.  Juni  1867,  Z.  36110,  bewilligte 
Eintragung  in  das  Handelsregister  vollzogen  worden. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablaufe  der  durch  die  Allerhöchste 
Concessionsurkunde  vom  9.  September  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  121,  im  §  7 
normirten  Concessionsdauer,  sofern  nicht  nach  den  Bestimmungen  des 
Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren  Erlöschens  der  Concession 
oder  Einlösung  derselben  durch  die  Staatsverwaltung,  oder  endlich  über 
Beschluss  der  Generalversammlung  eine  frühere  Auflösung  erfolgen  sollte. 

Hiedurch  wird  selbstverständlich  au  jenen  Bestimmungen  nichts 
geändert,  welche  die  Allerhöchsten  Concessionsurkunden  vom  28.  August 
1863,  R.G.B1.  Nr.  89,  und  vom  20.  August  1869,  R.G.B1.  Nr.  164,  für  die 
von  der  bestandenen  k.  k.  priv.  Turnau-Kralup-Prager  Eisen bahngesell- 
schaft  an  die  k.  k.  priv.  Böhmische  Nordbahn gesellschaft  übertragenen 
Eisenbahnlinien  bezüglich  der  Concession sdauer  enthalten;  gleichwie 
hiemit    die    Rechts  Wirksamkeit  jener    diesbezüglichen  Bestimmungen 
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ausdrücklich  anerkannt  wird,  welche  ans  Anlass  der  Vereinigung  der 
k.  k.  priv.  Turnau-Kralup-Prager  Eisenbahngesellschaft  mit  der  k.  k.  priv. 
Böhmischen  Nordbahngesellschaft  in  dem  beim  hohen  k.  k.  Handels- 
ministerium am  26.  Mai  1882  aufgenommenen  Protokolle  zwischen  der 
hohen  k.  k.  Regierung  und  diesen  Gesellschaften  vereinbart,  und  laut 
Erlasses  des  hohen  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  5.  Juli  1882, 
Z.  10103,  principiell  genehmigt  worden  sind. 

§  6. 

Art  der  Kundmachungen. 

Alle  öffentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechts- 
wirksam in  der  amtlichen  „ Prager  Zeitung"  und  in  der  „Wiener  Zeitung", 
und  ist  jede  in  dieser  Beziehung  eintretende  Aenderung  dem  Handels- 
gerichte anzuzeigen. 

Fristen  werden  von  dem.  auf  den  Tag  der  ersten  Einrückung  in 
die  „Prager  Zeitung"  nächstfolgenden  Tage  an  berechnet. 

IL  Abschnitt 

Gesellschaftsoapital,    Actien    und  Prioritätsschuldverschrei- 
bungen. 

§  *. 

Gesellschaftscapital  in  Actien. 

Das  gesellschaftliche  Capital  betragt  12,999.900  fl.  österr.  Währ. 
(Zwölf  Millionen  nennmalhundert  neun  und  neunzig  Tausend  neunhundert 
Gulden  österr.  Währ.)  und  ist  in  86.666  (Achtzig  sechs  Tausend  sechs- 
hundert sechzig  und  sechs)  Stück,  auf  Ueberbringer  lautende  voll- 
eingezahlte,  je  auf  150  fl.  österr.  Währ,  lautende  Actien  zerlegt. 

§  ». 

Actien. 

Die  Actien  werden  nach  dem  angeschlossenen  Formulare  Ä  mit 
fortlaufenden  Nummern  angefertigt,  und  sind  mit  dem  trockenen  Stempel 
der  Gesellschaft  und  mit  der  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes  versehen. 

Jeder  Actio  wird  ein  Couponsbogen  für  die  Dividenden,  auf  den 
Ueberbringer  lautend,  nebst  Talon  beigegeben  (Formulare  B). 

§  9. 

Erhöhung  des  Gesellschaf tscapitales. 

Das    Gesellschaftscapital    kann    über    Beschluss    der  General- 
versammlung und  in  Gemässheit  desselben  mit  staatlicher  Genehmigung 
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durch  Ausgabe  neuer  Actien  erhöht  werden,  in  welchem  Falle  die  Actionäre 
das  Vorrecht  gemessen,  die  neu  ausgegebenen  Actien  im  Verhältnisse 
ihres  Besitzes  älterer  Actien  zu  übernehmen. 

Die  Generalversammlung,  welche  die  Erhöhung  des  Actiencapitales 
beschliesst,  bestimmt  zugleich  die  Modalitäten  der  Geltendmachung  dieses 
Bezugs  rechtes. 

§  10. 

Untheilb arkeit  der  Actien. 
Die  Actien  sind  untheilbar. 

Die  Gesellschaft  erkennt  für  jede  Actie  sich  gegenüber  nur  Einen 
Eigenthtimer  an. 

Mehrere  Theilnehmer  an  einer  Actie  haben  daher  ihre  gemeinsamen 
Hechte  durch  Eine  Person  wahrnehmen  zu  lassen. 

§  11. 

Umschreibung  und  Uebertragung  der  Actien. 

Jedem  Inhaber  einer  auf  den  Ueberbringer  lautenden  Actie  steht 
es  frei,  telbe  auf  bestimmte  Namen  gegen  Vergütung  der  von  der 
Gesellschaft  festgesetzten  Gebühren  umschreiben  zu  lassen. 

Ebenso  können  die  auf  bestimmte  Namen  lautenden  Actien  wieder 
iu  solche  auf  den  Ueberbringer  lautend  umgeschrieben  werden. 

Das  Eigenthum  der  auf  bestimmte  Namen  lautenden  Actien  kann 
durch  ein  auf  der  Actie  ersichtliches  Indossement,  oder  durch  eine 
selbstständige  Urkunde  übertragen  werden;  zur  Uebertragung  des 
Eigenthums  der  auf  den  Ueberbringer  lautenden  Actie  ist  eine  Beur- 
kundung der  Uebertragung  nicht  erforderlich. 

Zur  Prüfung  der  Echtheit  des  Indossements  oder  der  sonstigen 
Uebertragung8urkunde  ist  die  Gesellschaft  nicht  verpflichtet. 

§  12. 

Deponirung  der  Actien. 

Jeder  Actionär  kann  seine  Actien  gegen  Entrichtung  der  hiefür 
von  der  Gesellschaft  bestimmten  Gebühr  bei  der  Casse  der  Gesellschaft 
hinterlegen,  und  dagegen  einen  auf  seinen  Namen  lautenden  Erlagschein 
erheben. 

§  13. 

Amortisirung  der  Actien  und  Coupons. 

In  Veilust  gerathene  Actien  und  Coupons  müssen  in  Gemässheit 
der  gesetzlichen  Vorschriften  amortisirt  werden,  um  neue  dagegen 
erhalten  zu  können. 
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§  14. 

Prioritätsobligationen. 

Die  Gesellschaft  ist  im  Giunde  des  §  19  der  Allerhöchsten 
Concessionsui künde  vom  6.  October  1865,  R.  G.  Bl.  Nr.  24,  dann  im 
Grunde  des  Erlasses  des  hohen  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom 
72.  Juli  1882,  Z.  11586,  betreffend  die  Eiwerbung  der  Turnau-Kralup- 
Prager  Eisenbahn  durch  die  k.  k.  priv.  Böhmische  Nordbahngesellschaft, 
zur  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  berechtigt. 

Dieselben  werden  in  auf  den  Ueberbiinger  lautenden  Stücken  nach 
einem  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Formulare  ausgefertigt, 
und  im  Wege  der  Verlosung  nach  einem  der  Staatsverwaltung  vorzu- 
legenden Ziehung*plane  im  vollen  Nominalbetrage  rückgezahlt. 

Die  Bescblu6sfas6ung  über  das  Formulare  der  hinauszugebenden 
Prior  itätsobligationen,  über  deren  Betragskategorien,  Rückzahlungszeit 
und  TilgungFplan  steht  dem  Verwaltungeraihe  zu. 

III.  Abschnitt. 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 
§  15. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten: 

a)  durch  die  Generalversammlung, 

b)  n     den  Verwaltungsrath, 

c)  „     die  Direction, 

d)  „     den  Revisioneausschuss. 

A.  Generalversammlung. 
§  16. 

Befähigung  zur  Theiluahme  an  der  Generalversammlung. 

Die  Statuten  mässig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre. 

An  derselben  können  nur  jene  Actionäre  theilnehmen,  welche 
wenigstens  20  Stück  Actien  besitzen. 

Sie  können  hiebei  persönlich  erscheinen  oder  auch  durch  solche 
Bevollmächtigte  vertreten  werden,  welche  selbst  stimmfähige  Mitglieder 
der  Generalversammlung  siud. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  üben  das  Stimmrecht  durch 
ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutarischen  Veitreter,  Frauen  durch 
Bevollmächtigte  aus,  auch  wenn  diese  Vertreter  nicht  selbst  Actionäre  sind. 

§  17. 

Ordentliche  und  ausserordentliche  Generalversammlung. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  einmal  im  Jahie,  und 
zwar  spätestens  im  Monate  Mai  in  Pr/>g  zusammen. 
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Der  Verwaltungsrath  ist  aber  berechtigt,  auch  ausserordentliche 
Generalversammlungen  einzuberufen,  und  ist  zur  Einberufung  einer 
ausserordentlichen  Generalversammlung  verpflichtet,  wenn  dieselbe  in 
einer  Generalversammlung  beschlossen  oder  von  einem  oder  mehreren 
Actionären,  deren  Actienbesitz  den  zehnten  Theil  des  ausgegebenen 
Actiencapitales  repräsentirt,  verlangt  wird.  Im  letzteren  Falle  hat  die 
Einberufung  der  Generalversammlung  längstens  binnen  30  Tagen,  vom 
Tage  des  gestellten  Begehrens  an  gerechnet,  zu  erfolgen. 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation 
erforderlichen  Actien  bei  der  Gesellschaftscasse  zu  hinterlegen  und 
gleichzeitig  den  Gegenstand  schriftlich  anzuzeigen,  welcher  der  Beschluss- 
fassung der  ausserordentlichen  Generalversammlung  unterzogen  werden  soll. 

§  18. 

Einberufung  der  Generalversammlung. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  durch  öffentliche 
Kundmachung  (§  6)  und  hat  mindestens  30  Tage  vor  dem  zur  Abbaltuug 
der  Versammlung  anberaumten  Tage  zu  geschehen,  und  die  Gegenstände 
der  Verhandlung  bekannt  zu  geben. 

§  19- 

Legitimation  zur  Ausübung  des  Stimmrechtes. 

Die  Actionäre  müssen,  um  der  Generalversammlung  beiwohnen  zu 
dürfen,  wenigstens  10  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben,  ihre 
Actien,  auf  deren  Grund  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben  wollen,  bei  der 
Gesellschaftscaßse  oder  an  den  vom  Ver waltun gsrathe  in  der  Einladung 
zur  Generalvers» mmlung  zu  bezeichnenden  Orten  hinterlegen,  und  erhalten 
eine  Legitimationskarte,  welche  auf  den  Namen  lautet,  die  Zahl  der 
hinterlegten  Actien  und  die  auf  den  Erleger  derselben  entfallende 
Stimmenzahl  ausweist,  und  nur  für  die  bezeichnete  Person  oder  für 
deren  gehörig  Bevollmächtigten  gilt. 

§  20. 

Stimmrecht  der  Actionäre. 

Je  20  Actien  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme.  Kein  Actionär 
kann  jedoch  im  eigenen  und  Vollmachtsnamen  mehr  als  30  Stimmen 
zusammen  in  sich  vereinigen. 

§  21. 

Rechnungsabschluss. 

Jedem  als  stimmberechtigt  ausgewiesenen  Actionär  wird  der  Jahres- 
rechnungsab8chluss  noch  vor  der  Generalversammlung  zugesendet. 
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§  22. 

Bedingung  der  Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  Uber  deren  erste 
Ausschreibung  wenigstens  20  Actiotäre  persönlich  anwesend  sind,  welche 
mindestens  den  zehnten  Theil  des  Actiencapitales  vertreten. 

Um  eine  Aenderung  der  Statuten,  eine  Vermehrung  des  gesell- 
schaftlichen Unternehmungsfond  es  durch  Hinausgabe  neuer  Actien  oder 
durch  Aufnahme  eines  Anlehens,  beschliessen  zu  können,  mu6s  wenigstens 
der  fünfte  Theil  des  Actiencapitales  durch  mindestens  30  persönlich  an- 
wesende Actionäre  vertreten  sein. 

Die  Anwesenheit  einer  gleichen  Anzahl  von  Mitgliedern,  welche 
jedoch  den  dritten  Theil  des  ausgegebenen  Actiencapitales  repräsentiren 
müseen,  ist  dann  erforderlich,  wenn  über  die  Veräusserung  der  Eisen- 
bahn —  ganz  oder  theilweise  —  oder  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
Beschluss  gefasst  werden  soll. 

In  dem  Falle,  als  eine  Generalversammlung  in  der  nach  den 
vorstehenden  Bestimmungen  zur  Besch lussfassung  erforderlichen  Weise  nicht 
zu  Stande  käme,  findet  eine  neue  Einberufung  der  Generalversammlung 
statt,  doch  braucht  in  diesem  Falle  die  Kundmachung  nur  8  Tage,  die 
Actiendeponirung  nur  3  Tage  vor  der  anberaumten  Generalversammlung 
zu  erfolgen,  und  diese  neu  einberufene  Generalversammlung  ist  beschluss- 
fähig, ohne  an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Personen  oder  der  durch  sie 
repräsentirten  Stimmen  gebunden  zu  sein. 

Es  darf  jedoch  in  dieser  Generalversammlung  nur  über  solche 
Gegenstände  Beschluss  gefasst  werden,  für  welche  die  fiühere  Versammlung 
einberufen  war. 

§  23. 
Vorsitz. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Vorsitzende  des 
Verwaltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter,  bei  deren  Verhinderung 
ein  anderes  von  dem  Verwaltungsrathe  zu  wählendes  Mitglied  desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  ernennt  den  Schriftführer  und  die  Stimmzähler,  eröffnet 
und  schliesst  die  Verhandlungen,  veranlasst  die  Abstimmung  und  bestimmt 
die  Art  derselben. 

§  24. 
Beschlussfassung. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit.  —  Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum 
Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beitritt. 

Die  Aenderung  der  Statuten  oder  die  Vermehrung  des  gesell- 
schaftlichen Untemehmungsfondes  durch  Hinausgabe  neuer  Actien,  oder 
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Aufnahme  von  Anleben  (§  26,  e,  g)  kann  nur  durch  eine  Stimmen- 
mehrheit von  zwei  Drittel;  die  Veräusserung  der  Eisenbahn  ganz  oder 
zum  Theile  oder  die  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  26,  l,  m)  nur  durch 
eine  Mehrheit  von  drei  Viertel  der  Stimmen  beschlossen  werden. 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insofern©  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  wird  in  diesem  Falle  die  doppelte 
Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht.  Im  Falle  der 
Stimmengleichheit  entscheidet  der  grössere  Actienbesitz  des  Candidaten, 
und  im  Falle  auch  dieser  bei  den  Candidaten  gleich  wäre,  das  Los. 

§  25. 

Einhaltung  des  Programmes. 

In  der  Generalversammlung  wird  nur  über  jene  Gegenstände 
verhandelt  und  Beschluss  gefasst,  welche  in  dem  bekannt  gemachten 
Programme  bezeichnet  sind ;  hievon  sind  jedoch  die  Verbesserungs-  und 
Ergänzungeanträge  zu  einem  gehörig  kundgemachten  Antrage,  dann  der 
Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  aus- 
genommen. 

§  26. 

Der  Bes  chlussfassung  der  Generalversammlung  vorbehaltene 

Gegenstände. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  6ind  folgende 
Gegenstände  ausschliesslich  vorbehalten: 

a)  die   Bestimmung  der  Zahl  und    die  Wahl   der  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  (§  28), 

b)  die  Wahl  des  Revisionsausschusses, 

<•)  die    Beschlussfassung    über   die   Jabresrechnung   und   über  den 
Bericht  des  Revisionsausschusses, 

d)  die  Feststellung  der  Gewinnverteilung, 

e)  Aenderung  der  Statuten, 

f)  die  Ertheilung  besonderer  Vollmachten  an   den  Verwaltungsrath 
in  Fällen,  welche  seinen  Wirkungskreis  überschreiten, 

<f)  die  Vermehrung  des  Gesellschaftsfondes  durch  Uinausgabe  neuer 
Actien  oder  neuer  Prioritätsobligationen, 

h )  die  Beschlussfassung  über  die  Erwerbung  der  im  §  2  ad  b  und  e 
bezeichneten  neuen  Unternehmungen, 

i)  der  Betrieb  von  Montanwerken,  Maschinen-  und  anderen  Fabriken 
(§  2  ad  d), 

k)  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes, 
l)  Veräusserung  der  Bahn  ganz  oder  theilweise, 
m)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer, 
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insbesondere  auch  durch  Uebertragung  ihres  Vermögens  und  ihrer 
Schulden  an  eine  andere  Actiengesellschaft  gegen  Gewährung 
von  Actien  der  letzteren. 

Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  über  die  in  den  Absätzen  e,  ff,  h,  k,  l 
und  m  angeführten  Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  Staatsver- 
waltung erforderlich,  und  wird  hiebei  ausdrücklich  ausgesprochen,  dass 
durch  die  im  Absätze  l  vorbehaltene  Veräusserung  der  Bahn  die  Aus- 
übung des  dem  Staate  in  Gemässheit  der  Concessionsurkunden  und  des 
Protokolles  vom  26.  Mai  1882  zustehenden  Einlösungsrechtes  nicht 
berührt  wird. 

§  27. 

Protokoll  über  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  geführt  und  von  dem  Vorsitzenden,  dann  von  mindestens 
zwei  der  anwesenden,  von  der  Versammlung  über  Vorschlag  des  Vor- 
sitzenden oder  eines  Mitgliedes  bezeichneten  Actionären  und  dem 
Schriftführer  unterzeichnet. 

Der  Urschrift  des  Protokolles  wird  das  Verzeichniss  der  stimm- 
berechtigten Mitglieder  der  Generalversammlung  mit  Angabe  der  von 
jedem  vertretenen  Actienzahl  nebst  den  Vollmachten  beigefügt. 

Die  iu  dem  Protokolle  der  Generalversammlung  verzeichneten 
Beschlüsse,  mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Ver- 
waltungsorgane gutgeheissen  oder  gerechtfertigt  werden  sollen,  haben 
den  Letzteren  als  Absolutorium  zu  dienen. 

Der  AbschluBs  der  Jahresrechnung,  der  Geschäftsbericht  und  ein 
Protokollsauszug  der  Generalversammlung  werden  durch  den  Druck 
vervielfältigt,  und  den  bei  der  Generalversammlung  erschienenen 
Actionären  mitgetheilt. 

B.  Verwaltungsrath. 

§  28. 

Vorstand  der  Gesellschaft. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Art.  227  bis  241 
des  Handelsgesetzes  ist  der  Verwaltungsrath. 

Derselbe  besteht  aus  mindestens  7,  höchstens  12  von  der  General- 
versammlung gewählten  Mitgliedern,  von  denen  wenigstens  zwei 
Drittel,  darunter  der  Vorsitzende,  österreichische  Staatsbürger  sein 
müssen. 

Ausserdem  wird  der  Staatsverwaltung,  insolange  dieselbe  durch 
den  aus  dem  Uebereinkommen  vom  8.  October  1866  herrührenden 
Besitz  von  Actien  bei  dem  Unternehmen  der  Böhmischen  Nordbahn 
anmittelbar  betheiligt  ist,  das  Recht  vorbehalten,  sich   durch  ein  von 
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ihr  zu  ernennendes  Mitglied  im  Verwaltungsrath  nach  Massgabe  jenes 
Uebereinkommens  vertreten  zu  lassen. 

Die  Bestimmung  der  Anzahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
innerhalb  der  oben  bezeichneten  Grenze  bleibt  der  Generalversammlung 
vor  behalten  (§  26  a). 

§  29. 

Ausschliessungsgrttnde  von  der  Wahl  in  den 

Verwaltungsrath. 

Beamte  der  Gesellschaft  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
iathes  sein. 

Ausgeschlossen  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath  sind  alle 
Personen,  die  in  Concurs  verfallen  oder  zahlungsunfähig  sind,  sowie 
diejenigen,  welche  wegen  einer  aus  Gewinnsucht  begangenen  nnd  nach 
dem  allgemeinen  Strafgesetze  strafbaren  Handlung  schuldig  befunden 
wurden. 

Der  Eintritt  eines  Ausscbliessungsgrundes  in  der  Person  eines 
Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  hat  den  unmittelbaren  Verlust  der 
-Stelle  zur  Folge. 

Davon  abgesehen  kann  der  Verwaltuogsrath  ein  Mitglied  vorläufig 
seiner  Function  entheben,  wenn  dasselbe  in  ein  mit  seiner  Stelle  un- 
verträgliches Contractsverhältniss  tritt,  oder  sich  absichtlich  einer 
wesentlichen  Verletzung  der  Interessen  der  Gesellschaft  schuldig  macht. 

In  diesem  Falle  hat  aber  der  Verwaltungsrath  gleichzeitig  eine 
Generalversammlung  einzuberufen,  welche  über  die  definitive  Enthebung 
dieses  Mitgliedes  zu  entscheiden  hat. 

Zur  Giltigkeit  eines  derartigen  Beschlusses  des  Verwaltungsrathes 
ist  erforderlich,  dass  dieser  Gegenstand  ausdrücklich  in  dem  Sitzungs- 
programme  angeführt  erscheint  und  in  der  betreffenden  Sitzung  min- 
destens zwei  Drittel  der  Mitglieder,  ohne  den  zu  Enthebenden,  anwesend 
sind  und  mindestens  zwei  Drittel  der  abgegebenen  Stimmen  sich  dafür 
ausgesprochen  haben. 

§  30. 

Erneuerung  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  auf  die  Dauer  von 
drei  —  von  ordentlicher  zu  ordentlicher  Generalversammlung  gerechneten 
—  Jahren  gewählt  und  tritt  jedes  Mitglied  unmittelbar  vor  der  ordent- 
lichen Generalversammlung  jenes  Jahres,  in  welchem  seine  Functions- 
dauer  abläuft,  aus  dem  Verwaltungsrathe  aus. 

Die  Austretenden  sind  sofort  wieder  wählbar. 

§  31. 

Ergänzung  des  Verwaltungsrathes. 

Wenn   ein  Mitglied   des  Verwaltungsrathes    vor  Ablauf  seiner 
Amtsdauer  ausscheiden  sollte,  so  kann  dessen  Stelle  vom  Verwaltungs- 
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rathe  durch  Cooptation  besetzt  werden.  Die  definitive  Ersatzwahl 
erfolgt  in  der  nächsten  Generalversammlung.  Der  Gewählte  tritt  in 
einem  solchen  Falle  bezüglich  der  Functionsdauer  an  die  Stelle  seines 
Vorgängers. 

§  32. 

Hinterlegung  von  Actien  von  Seite  der  Mitglieder 

des  Verwaltungsrathes. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  binnen  acht  Tagen 
oach  Antritt  seines  Amtes  20  Stück  Actien  nebst  den  nicht  fälligen  Coupons 
oder  doppelt  soviel  Genusssebeine  bei  der  Gesellschaftscassa  zu  hinter- 
legen, welche  daselbst  während  seiner  Amtsdauer  aufbewahrt  werden, 
und  dereu  Veräusserung  den  Verlust  des  Amtes  zur  Folge  hat  (§  29). 

Die  Deponirung  der  Actien  für  das  von  der  Staatsverwaltung  er- 
nannte Mitglied  des  VerwaltungsratheB  geschieht  durch  die  Staatsver- 
waltung. 

§  33. 

Vorstand  des  VerwaltungsratheB. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  alljährlich  einen  Vor- 
sitzenden und  dessen  Stellvertreter. 

Jeder  derselben  ist  wieder  wählbar.  Bei  gleichzeitiger  Abwesen- 
heit beider  betraut  der  Verwaltungsrath  zeitweilig  eines  seiner  Mit- 
glieder mit  der  Function  eines  Vorsitzenden. 

§  34. 

Sitzungen  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  der  Kegel  am  Sitze  der 
Gesellschaft  auf  Einladung  des  Vorsitzenden  oder  dessen  Stellvertreters, 
so  oft  es  das  Interesse  der  Gesellschaft  erfordert,  oder  es  von  drei 
Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  beantragt  wird;  —  die  Versammlung 
kann  auch  au  einem  längs  der  Bahn  gelegenen  Orte  stattfinden.  Die  Be- 
schlüsse werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst. 

Jedem  Mitgliede  kommt  nur  eine  Stimme  zu.  Die  Abwesenden 
können  jedoch  einem  der  Erscheinenden  ihre  Stimme  mittelst  Vollmacht 
übertragen;  doch  darf  keines  der  Mitglieder  mehr  als  eine  solche  Voll- 
macht übernehmen.  Bei  Gleichheit  der  Stimmen  gilt  jene  Meinung  als 
Beschluss,  welcher  der  Vorsitzende  beitritt. 

Zur  giltigen  Beschlussfassung  ist  mit  Einschluss  des  Vorsitzenden 
die  Anwesenheit  von  fünf  Mitgliedern  erforderlich. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  wenigstens  zwei  Mit- 
gliedern zu  unterzeichnen  ißt. 

Die  Recbtiurknnden  d«r  »«terr.  Eisenbahnen  II.  46 
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,  Der  Verwaltungsrath  bringt  seine  Beschlüsse  durch  seine  eigenen 
Mitglieder  oder  durch  bestellte  Beamte  nnd  Hilfspersonen  in  Ausführung. 

§  35. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  ist  das  oberste  Repräsentativ-  und  Admini- 
^tratioos-Organ  der  Gesellschaft. 

Er  entscheidet  in  allen  Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  welche 
nicht  ausdrücklich  der  BeschluBsfagBimg  der  Generalversammlung  vor- 
behalten sind. 

Er  beschliesst  seine  eigene  Geschäftsordnung  und  die  Dienst- 
ordnung, ernennt  die  Vollzugsorgane  und  sonstigen  Beamten  und  Diener, 
bestimmt  ihren  Wirkungskreis  und  ihre  Bezüge,  sowie  den  Wirkungs- 
kreis und  die  Beziehungen  der  aus  seiner  Mitte  gewählten  Comites. 

Er  kann  einen  Theil  seiner  Vollmacht  durch  specielle  Ermächtigung 
auf  eines  oder  mehrere  feiner  Mitglieder  oder  nach  Umständen  auf  die 
Direction  für  besondere  Zwecke  zeitweilig  übertragen. 

§  36. 

Schadloshaltung  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  Ersatz  für  Reise- 
kosten oder  andere  durch  ihre  Function  veranlasste  Auslagen,  ausserdem 
die  im  §  41  festgesetzte  Tantieme. 

C.  Direction. 

§  37. 

Zur  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  und  zur 
npeciellen  Fübruog  der  Geschäfte  nach  Massgabe  dieser  Beschlüsse 
innerhalb  der  in  den  Statuten  gegebenen  Grenzen,  wird  vom  Verwaltung*- 
rathe  eine  demselben  verantwortliche  Direction  bestellt. 

Der  Verwaltungsrath  bestimmt  deren  Wirkungskreis,  dienstliche 
Organisation  und  Geschäftsordnung  (§  35). 

Die  Direction  besorgt  die  Geschäfte  unter  Ueberwachung  des 
Verwaltungsrathes  in  Gemässheit  der  Geschäftsordnung  und  der  ihr 
gegebenen  Dienstvorschriften. 

D.  Revisionsausschuss. 
§  38. 

Bestellung  des  Revisionsausschussee. 

Zur  Prüfung  und  Adjustirung  der  gesellschaftlichen  Jahresrechnungen 
wählt  die  jeweilige  ordentliche  Generalversammlung  aus  den  stimm- 
berechtigen Actionären,  mit  Ausnahme  der  Mitglieder  des  Verwaltungs- 

Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Böhmische  Nordbahngesellachaft.  7  J;{ 

rathes  und  der  gemäss  §  29  von  der  Wahl  zu  Verwaltungsräthen 
ausgeschlossenen  Personen,  den  aus  drei  Mitgliedern  und  zwei  Ersatz- 
männern bestehenden  Revision*  ausschuss. 

§  39. 

Rechte  und  Pflichten  des  Revisionsausschusses. 

Der  Revisionsans8chuB8  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen,  vou  den  Büchern  und  der  ganzen  Gebarung 
der  Geschäfte  Einsicht  zu  nehmen,  über  vorkommende  Anstände  und 
Bedenken  von  den  Rechnungelegern  im  kürzesten  Wege  mündliche  oder 
schriftliche  Aufklärungen  und  Erläuterungen  abzuverlangen,  und  den 
Schlussbefund  der  nächsten  Generalversammlung  vorzulegen. 

IV.  Abschnitt. 

Jahresrechnung,  Bilanz,  Gewinnvertheilung. 

§  40. 

Die  Rechnungen  werden  am  Ende  eines  jeden  Solarjahres  ab- 
geschlossen und  mit  der  Bilanz  und  allen  dazu  gehörigen  Belegen  nach 
der  durch  den  Revisionsausschuss  erfolgten  Prüfung  und  Adjustirung 
der  Generalversammlung  zur  Beecblussfassung  vorgelegt. 

§  41. 

Gewinnvertheilung. 

Der  nach  Bestreitung  aller  Verwaltungs-,  Betriebs-  und  Erhaltungs- 
kosten, nach  Abzug  der  Verluste  und  Abschreibungen,  dann  nach 
Bestreitung  der  Zinsen-  und  Tilgungsquote  für  die  Prioritätsobligationen 
und  der  eventuellen  Actientilgungsquote  sich  ergebende  Ertragsüberschuss 
bildet  den  Reingewinn. 

Von  diesem  Reingewinne  werden: 

a)  mindestens  5  Percent  für  den  Reservefond  verwendet  (§  42) ; 

b)  5  Percent  des  eingezahlten,  nicht  amortisirten  Actiencapitales  als 
Dividende  den  Actionären  zugewiesen; 

c)  10  Percent  von  dem  sonach  verbleibenden  Reste,  mindestens  aber 
25.000  Gulden  dem  Verwaltungsrathe  als  Tantieme  zugewendet; 

d)  der  endliche  Ueberrest,  insofern«  die  Generalversammlung  nicht 
eine  andere  Verwendung  beschliesseo  sollte,  an  die  Actionäre  nach 
dem  Verhältnisse  des  Actienbesitzes,  beziebungsweis  an  die  Inhaber 
der  Genussscheine  (§  45)  als  Superdividende  vertheilt. 

§  42. 
Reservefond. 
Der  Reservefond  beträgt  10  Percent  des  Actiencapitales. 

4t\* 
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Wenn   der  Reservefond  diese  Höhe  erreicht  hat,   haben   die  im 
§  41,  Absatz  a,  festgesetzten  Einzahlungen  in  denselben  so    lange  zu 
entfallen,  als  er  auf  dieser  Höhe  bleibt;  sie  sind  aber  wieder  aufzunehmen 
sobald  der  Reservefond  unter  jenen  Betrag  herabsinkt. 

§  43. 

Zahlung  der  Dividenden. 

Die  Zahlung  der  Dividenden  (§  41  ad  6  und  d)  erfolgt  am 
1.  Juli  eines  jeden  Jahres  bei  der  gesellschaftlichen  Hauptcassa  in 
Prag  oder  bei  den  jeweilig  vom  Verwahungsrathe  namhaft  gemachten 
Zahlstellen  im  In-  und  Auslande. 

Dividendenbetrfige,  welche  nicht  innerhalb  drei  Jahren  nach  der 
Fälligkeit  behoben  werden,  sind  der  Gesellschaft  verfallen. 

§  44. 

Tilgung  der  Actien. 

Die  Tilgung  des  Actiencapitales  erfolgt  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  nach  dem  vom  Verwaltungsrathe  festzusetzenden,  von  der  Staats- 
verwaltung zu  genehmigenden  Verlosungsplane,  im  Wege  alljährlicher 
Verlosungen,  und  zwar  nach  der  erfolgten  vollständigen  Tilgung  der 
Prioritätsobligation  en. 

Die  Verlosungen  werden  in  Prag  ganzjährig  und  öffentlich  vor- 
genommen, und  die  Nummern  der  gezogenen  Actien  Statut enmäss ig 
(§  6)  kundgemacht. 

§  45. 

Bezug  der  Genussscheine. 

Den  Besitzern  der  verlosten  Actien  wird  am  1.  Juli  des  auf  die 
Kundmachung  folgenden  Jahre3  am  Sitze  der  Gesellschaft  zu  Prag  der 
Nennbetrag  dieser  Actien,  nebst  den  noch  unbehobenen,  noch  nicht 
verjährten  (§  43)  Dividenden  bis  zu  dem,  zur  Einlösung  bestimmten 
Tage  im  Baaren  ausgezahlt,  und  ihre  ursprünglichen  Actien  sammt  den 
dazu  gehörigen,  noch  nicht  verfallenen  Dividendencoupons  nebst  Talon 
gegen  besondere,  auf  die  Ueberbringer  lautende,  mit  Coupons  und 
Talon  versehene  Genussscheine  umgewechselt,  deren  Formulare  seiner- 
zeit von  dem  Verwaltungsrathe,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  festgesetzt  werden  wird. 

Der  Besitz  dieser  Genussscheine  berechtigt  zum  Bezüge  der  im 
§41,  ad  d  bezeichneten  Superdividende,  nicht  aber  zum  Bezüge  der 
ebenda  lit.  b  erwähnten  öpercentigen  Dividende. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Beschlusafähigkeit  einer  General- 
versammlung, bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen  Capitales, 
dann  bezüglich  des  Stimmrechtes  und  des  im  §  9  vorgesehenen  Bezüge- 
rechtes,  sind  die  Genussscheine  den  Actien  gleichgestellt. 
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V.  Abschnitt. 
Auflösung  der  Gesellschaft. 

§  46. 

Fälle  der  Auflösung  der  Gesellschaft. 

Die  Auflösung  der  Gesellschaft  findet  entweder  in  Folge  der 
Bestimmungen  der  Concessionsur künde  beim  Erlöschen  oder  bei  der 
Einlösung  der  Concessionen,  ausserdem  aber  auch  bei  Veräusserung  der 
Eisenbahn  in  Folge  eines  statutenmässigen  Beschlusses  der  General- 
versammlung (§  26,  ad  l  und  m)  statt. 

VI.  Abschnitt. 
Aufsichtsrecht  der  Staatsverwaltung. 

§  47. 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  ihr  nach  dem  jeweilig  giltigen 
Gesetze  zustehende  Aufsichtsrecht  hiemit  gewahrt. 

Der  landesfürstliche  Commissär  ist  berechtigt,  in  die  Geschäfts- 
gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen,  allen  Versammlungen 
der  Generalversammlung  und  des  Verwaltungsrathes  beizuwohnen, 
und  gegen  alle  Beschlüsse  oder  Verfügungen,  wodurch  er  die  Con- 
cessionsbedingungen,  die  Statuten  oder  Gesetze  verletzt  erachtet, 
Einsprache  zu  erheben. 

Mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  erwachsende  Geschäftslast  wird  von 
der  Gesellschaft  eine  jährliche,  von  der  Staatsverwaltung  zu  bestimmende 
Pauschalsumme  dem  Staatsschätze  entrichtet. 

VII.  Abschnitt. 

§  48. 

SchluBsbe  Stimmung. 

Nach  Genehmigung  dieser  Statuten  wird  eine  ausserordentliche 
Generalversammlung  zur  Bestimmung  der  Anzahl  der  Mitglieder 
des  Verwaltungsrathes  (§  28)  und  zur  Neuwahl  desselben  einberufen. 
Bis  dahin  hat  der  bestehende  Verwaltungsrath  seine  Functionen  ordnungs- 
mässig  fortzusetzen  und  bleiben  alle  ihm  zustehenden  Rechte  und 
ertheilten  Vollmachten  ungeschmälert  aufrecht. 

N.  14283.  Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  22.  Mai 
1867  Z.  7983  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Er- 
mächtigung genehmigt. 

Wien,  am  18.  September  1882. 

TaafTe  m.  p. 

Anmerkung:  Die  gegenwärtige  Fassung  der  §§  4,  15,  28,  30,  31,  35  und  37 
beruht  auf  der  mit  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  22.  Juli  1892, 
Z.  15303,  genehmigten  Aenderung  der  StAtuten. 


E. 

K.  k.  priv.  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn. 

1.  Concessionsnrkunde  vom  15.  Juni  1856,  H.  M.  V.  Bl.  Nr.  46, 

für  die  Eisenbahn  Ton  Reichenberg  nach  Pardubitz  mit  der  FMpelbahn 

nach  Schwadowitz. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich;  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  von  Unserem  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und 
öffentliche  Bauten  im  Einverständnisse  mit  Unserem  Ministerium  des 
Innern  und  Unserem  Armeeobercommaudo  dem  Johann  Liebig,  den 
Gebrüdern  Klein  und  dem  A.  Lanna  über  ihr  Ansuchen  mit  dem 
Erlasse  de  dato  4.  Februar  1855,  Z.  180/H.M.,  im  Sinne  des  Eisen- 
bahnconcessionBgesetzes  vom  14.  September  1854  die  Bewilligung  zu 
den  Vorarbeiten  für  eine  Locomotiveisenbahn  von  Reichenberg  nach 
Pardubitz  in  Unserem  Königreiche  Böhmen  ertheilt  worden  ist,  und 
nachdem  die  genannten  Bittsteller  in  Gemeinschaft  mit  dem,  den  Unter- 
nehmern beigetretenen  Camill  Fürsten  v.  Rohan,  Franz  ErnBt  Grafen 
v.  Harrach,  Moriz  Zdekauer  und  Charles  Semon  nach  Vollendung  dieser 
Vorarbeiten  um  die  definitive  Bewilligung  zum  Baue  und  Betriebe  der 
gedachten  Eisenbahn  bittlich  eingeschritten  sind;  so  haben  Wir  uns  in 
Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  über  Antrag  Unseres 
Handelsministers  bewogen  gefunden,  den  genannten  Bittstellern  und 
bezüglich  der  von  denselben  unter  der  Finna:  „k.  k.  priv.  Süd-Nord- 
deutsche Verbindungsbahn"  mit  Unserer  besonderen  Bewilligung  zu 
gründenden  Actiengesellschaft  ein  Privilegium  für  die  Locomotiveisen- 
bahn von  Reichenberg  nach  Pardubitz  mit  Folgendem  zu  ertheilen: 

§  i- 

Wir  verleihen  demnach  der  gedachten  Actiengesellschaft  das  aus- 
schlies8ende  Recht  zum  Baue  einer  Locomotiveisenbahn  von  Reichen- 
berg über  Liebenau,  Turnau,   Semil,   Falgendorf,   Königinhof,  Josef- 
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stadt,  Königgrätz  nach  Pardubitz,  einschliesslich  einer  Fitigel  b ab  n  von 
Jaromer  nach  Schwadowitz  in  Unserem  Königreiche  Böhmen,  nach 
dem  von  Unseren  Behörden  zu  genehmigenden  Bauprojecte  und  Plänen, 
und  zum  Betriebe  dieser  Strecken  für  den  Personen-  und  Sachentraus- 
port;  vorbehaltlich  der  aus  der  Prüfung  der  Detailprojecte  eich  etwa 
als  nothwendig  zeigenden  Abänderungen  der  gedachten  Linien. 

Die  concessionirte  Gesellschaft  erhält  das  abschliessende  Recht 
zum  Baue  und  zur  Benützung  der  gedachten  Eisenbahn  derart,  dass 
während  der  Dauer  dieser  Concession  Niemandem  gestattet  werden  wird, 
zum  öffentlichen  Gebrauche  eine  Eisenbahn  zu  errichten,  welche  die- 
selben Punkte  verbinden  würde,  ohne  neue  Zwischenpunkte  zu  berühren, 
welche  von  der  Staatsverwaltung  in  strategischer,  politischer  oder  com- 
mercieller  Hinsicht  für  wichtig  erkannt  werden. 

Im  Falle  einer  nach  dieser  Bestimmung  zulässigen  Errichtung 
einer  die  erwähnten  Ausgangspunkte  berührenden  Eisenbahn  wird  der 
davon  zu  verständigenden  concessionirten  Gesellschaft  gestattet,  um  die 
Concession  der  neu  projectirten  Bahn  anzusuchen,  die  derselben  unter 
gleichen  Bedingungen  mit  Vorzug  vor  dritten  Erwerbern  ertheilt 
werden  wird. 

Die  Grundfläche  der  zu  erbauenden  Eisenbahnstrecke  von  Reichen- 
herg  nach  Pardubitz  muss  an  jenen  Stellen,  wo  die  spätere  Anlage  des 
zweiten  Geleises  den  Betrieb  beeinträchtigen  würde,  wie  bei  den 
Tunnels,  dann  bei  den  Felsen-Ein-  und  Abschnitten,  sogleicb  bei  der 
Anlage  auf  zwei  Geleise  tauglich  hergestellt  werden;  im  Uebrigen  aber 
ist  die  Gesellschaft  erst  dann  verpflichtet,  die  gedachte  Bahnstrecke  für 
zwei  Geleise  herzurichten,  wenn  der  einjährige  Rohertrag  die  Ziffer  von 
150.000  fl.  per  Meile  überschreitet. 

Die  Gesellschaft  hat  die  Pflicht,  die  erbaute  Eisenbahn  während 
der  Dauer  der  Concession  stets  in  vollkommen  gutem  und  betriebs- 
fähigem Zustande  auf  ihre  alleinigen  Kosten  ohne  allen  Beitrag  von 
Seite  der  Staatsverwaltung  zu  erhalten  und  jederzeit  die  Betriebsmittel 
mit  dem  Bedarfe  des  öffentlichen  Verkehres  in  Verhältniss  zu  bringen. 

Die  Eröffnung  der  Eisenbahn  Reichenberg-Pardubitz  fand  statt  in  den 
Strecken:  Pardubitz- Josefstadt  am  4.  November  1857;  Josefstadt- Falgendorf  am 
1.  Juni  1858;  Falgendorf-Turnau  am  1.  Deoember  1868  und  Turnau-Reichenberp 
am  1.  Mai  1859.  Die  Flügelbahn  Jaromt-?-(Joaefstadt-)Schwadowitz  wurde  am 
1.  Mai  1859  dem  Verkehre  übergeben. 

§  2.      .  • 

Wir  ertheilen  zu  diesem  Zwecke  der  genannten  Gesellschaft  auch 
das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diesfalls 
bestehenden  Vorschriften. 

§  3. 

Der  Bau  der  obigen  Eisenbahnstrecken  ist  bei  Verlust  des  Pri- 
vilegiums innerhalb  eines  Zeitraumes  von  vier  Jahren,  vom  Tage  des 
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Privilegiums  gerechnet,  zu  vollenden  und  von  da  an  binnen  drei 
Monaten  der  Betrieb  zu  beginnen  und  ununterbrochen  fortzusetzen. 

§  *• 

Bei  diesem  Baue  und  Betriebe  hat  sich  die  Gesellschaft  genau 
nach  dem  Inhalte  dieser  Privilegiumsutkunde,  sowie  nach  unseren 
diesfalls  bestehenden  Gesetzen  (namentlich  nach  dem  Eisenbahncon- 
ce&Bionsgesetze  vom  14.  September  1854  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851),  sowie  nach  den  etwa  künftig  noch 
2u  erlassenden  Verordnungen  zu  benehmen. 

§  5. 

Insbesondere  hat  daher  der  genannten  Gesellschaft  bei  der  Be- 
förderung der  Po6t  die  Vorschrift  des  §  68  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851  zur  Richtschnur  zu  dienen. 

Die  Postverwaltung  ist  ferner  befugt,  im  Wege  des  Ministeriums 
für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  für  einen  täglich  abzu- 
sendenden Zng  die  Abfahrtsstunden  und  dessen  Schnelligkeit  für  jede 
Richtung  zu  bestimmen. 

§6. 

Die  Staatsverwaltung  gewährleistet  der  Unternehmung  5  Percent 
jährliche  Zinsen  von  dem  auf  die  Eisenbahnstrecke  von  Reichenberg 
nach  Pardubitz,  einschliesslich  der  Flügelbahn  von  Jaromär  nach 
Schwadowitz,  wirklich  verwendeten  und  gehörig  nachgewiesenen  Anlage- 
capitale  (insofern  dieses  Capital  die  Maximalsumme  von  18  Millionen 
nicht  überschreitet),  sowie  die  Amortisirung  dieses  Anlagecapitales 
innerhalb  der  Concessionsdauer  unter  folgenden  Modalitäten: 

a)  unter  Anlagecapital  sind  sowohl  die  Kosten  des  Baues  als  der 
ersten  Betriebseinrichtung  (d.  i.  bis  zum  Ende  des  ersten  Betriebs- 
jahres nach  eröffnetem  Betriebe  auf  der  ganzen  Bahn)  zu  ver- 
stehen; dagegen  wird  bei  der  Zinsengarantie  auf  die  den  obigen 
Maximalbetrag  etwa  überschreitende  Summe  des  Anlagecapitales, 
auf  allfällige  nicht  zum  ursprünglichen  Anlagecapitale  gehörige 
Prioritätsschulden  der  Unternehmung  und  den  Gründern  vor- 
bebaltene  besondere  Vortheile  keine  Rücksicht  genommen; 

b)  zu  den  Baukosten,  deren  Zinsen  die  Staatsverwaltung  gewährleistet, 
werden  auch  die  öpercentigen  Interessen  der  nach  Massgabe  des 
wirklichen  Bauaufwandes  binausgegebenen  Actien  während  der 
Bauzeit  bis  zur  Betriebseröffoung  auf  der  ganzen  concessionirten 
Bahn  gerechnet,  wogegen  der  all  fall  ige  Ertrag  der  einzelnen 
Strecken,  welche  in  Betrieb  gesetzt  werden  sollten,  bevor  die  Er- 
öffoung  auf  der  ganzen  concessionirten  Bahn  erfolgt,  davon  in 
Abzug  zu  bringen  ist. 

Die  Garantie  der  Zinsen  und  der  Amortisation  beginnt  von  dem 
Zeitpunkte  an  wirksam  zu  werden,  als  der  Betrieb  auf  der  ganzen 
concessionirten  Bahn  eröffnet  wird; 
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e)  zur  Amortisirung  des  Anlagecapitales  während  der  Concessions- 
dauer  gewährleistet  die  Staatsverwaltung  anter  den  obigen  Moda- 
litäten noch  jährlich  zwei  Zehntel  Percent  des  erwähnten  Anlage- 
capitalea, welcher  Ertrag  jedoch  von  der  Unternehmung  auf  keinen 
Fall  anders  als  zur  wirklichen  Amortisirung  verwendet  werden  darf; 

d)  insofern  nun  die  Eisenhahnstrecke  von  Reichenberg  nach  Pardu- 
bitz, einschliesslich  der  Flügelbahn  von  Jarom^r  nach  Schwado- 
witz,  nach  der  Betriebseröffoung  nicht  einmal  jährlich  fünf  zwei 
Zehntel  Percent  des  (den  obigen  Maximalbetrag  nicht  über- 
schreitenden) Anlagecapitalea  nach  Abzug  der  Betriebsspesen  ein- 
tragen sollte,  hat  die  Gesellschaft  das  Recht,  die  diesfällige 
Ergänzung  von  dem  Staatsschatze  zu  fordern; 

t)  der  Betrag  der  Summen,  welche  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der 
übernommenen  Gewährleistung  bezahlt  haben  wird,  ist  jedoch  als 
ein  mit  4  Percent  verzinslicher  Vorschuss  des  Staates  an  die 
Gesellschaft  zu  behandeln,  und  sobald  der  Jahresertrag  der  Unter- 
nehmung die  gewährleistete  Annuität  übersteigt,  bleibt  jeder  Jahres- 
überschuas  zur  Rückzahlung  des  Vorschusses  sammt  Zinsen  bis  zu 
dessen  gänzlicher  Tilgung  vorzugsweise  vor  jeder  anderen  Ver- 
wendung bestimmt; 

f)  wenn  im  Zeitpunkte  des  Erlöschens  der  Concession  die  Gesell- 
schaft in  Folge  obiger  Gewährleistung  dem  Staate  noch  irgend 
einen  Betrag  schulden  sollte,  so  ist  dieser  Betrag  aus  dem  noch 
erübrigenden  Vermögen  der  Gesellschaft  zu  berichtigen; 

g)  zur  Wahrung  der  Rechte  der  Staatsverwaltung  in  Betreff  der 
übernommenen  Garantie  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet,  bei  dem 
Baue,  sowie  bei  der  Betriebseinrichtung  mit  möglichster  Spar- 
samkeit vorzugehen  und  über  alle  diesfälligen  Auslagen  genaue, 
gewissenhafte  Rechnung  zu  führen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  einen  Commissär  zur  Ueber- 
wachung  der  finanziellen  Gebarung  der  Unternehmung  zu  bestellen, 
welcher  das  Befugniss  hat,  nicht  bloss  zu  jeder  Zeit  alle  Rechnungen, 
Bücher  und  sonstigen  Acten  der  Gesellschaft  einzusehen,  sondern  auch, 
30  oft  er  es  nothwendig  findet,  den  Sitzungen  der  Direction  oder  des 
Verwaltungsausschusses  beizuwohnen,  um  eine  dem  Aerar  nachtheilige 
Verfügung  zu  sistiren  und  zur  Entscheidung  Unserer  Ministerien  des 
Innern,  der  Finanzen  und  des  Handels  zu  bringen. 

Vgl.  den  Vertrag  vom  18.  December  1864  (Doc.  3),  ferner  das  Gesetz  vom 
28.  Juni  1892  (Doc.  12)  und  das  Übereinkommen  vom  27.  April  1892  (Doc.  13) 

§  7. 

Im  Allgemeinen  hat  die  Gesellschaft  die  Verpflichtung,  die  Ge- 
nehmigung der  festzusetzenden  Tarife  nach  Vorschrift  des  §  10  ad  t 
des  Eiaenbahnconcessionsgesetztes  vom  14.  September  1854  jedesmal 
zu  erwirken. 
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Jedoch  wird  in  Berücksichtigung  der  besonderen  Betriebsverh&lt- 
nissc  und  mit  Bedachtnabme  auf  die  Gebirgslage  der  Süd-Norddeutschen 
Verbindungsbahn  für  die  ersten  zehn  Jahre,  vom  Beginne  des  Betriebes 
der  ganzen  Bahn  an  gerechnet,  folgender  Maximaltarif  für  die  Fabr- 
und Frachtpreise,  welche  die  Gesellschaft  einheben  darf,  bewilligt: 

Maximaltarif  per  öster-  Bei  Reisenden 

reichisehe  Meile:  die  Person: 

Erste  Classe  20  kr.  C.  M. 

Zweite    „   15  „  „  „ 

Dritte     „   10   „  n  n 

Bezüglich  der  Güter  bei  gewöhnlicher  Geechwindigkeit  per  Wiener 
Centner: 

a)  auf  der  Hauptbahn: 

Erste  Classe  lV4  kr.  C.  M. 

Zweite    „   l7/8    »    »  » 

Dritte  2'/o 
wobei  rücksichtlich  der  Classincirung  der  Güter  sich  an  die  Bestim- 
mungen auf  der  angrenzenden  concessioniiten  nördlichen  Staatseisen- 
bahn  zu  halten  ist. 

b)  Auf  der  Flügelbahn  von  Jaromer  nach  Schwadowitz:  2  kr.  C.  M. 
Zugleich  wird  zugestanden,  dass  eine  Herabsetzung  dieses  Tarifes  nach 
zehn  Jahren  nur  dann  stattfinden  solle,  wenn  der  Reinertrag  der  ganzen 
Bahn  15  Percent  des  Anlagecapitales  übersteigt. 

Rücksichtlich  der  Festsetzung  der  Frachtbedingungen  ist  sich  so 
zu  benehmen,  dass  die  diesfftlligen  Bestimmungen  auf  keinen  Fall 
lästiger  als  auf  der  angrenzenden  concessionirten  nördlichen  Staats- 
eisenbahn sein  dürfen. 

Aus  Anlass  von  versuchten  oder  vollbrachten  UebervoTtbeilungen 
der  Frachtgebühren  (z.  B.  durch  falsche  Angabe  des  Gewichtes  etc.) 
ist  die  Gesellschaft,  mit  Beobachtung  der  von  Unserem  Handelsministerium 
festzusetzenden  näheren  Modalitäten,  die  dreifache  Gebühr  einzuheben 
berechtigt. 

Vgl.  den  Handelsministerial-Erlass  vom  23.  October  1858  (Doc.  2),  dann 
§  4  der  Concessionsurkunde  vom  22.  August  1865  (Doo.  5)  und  die  Kund- 
machung des  Handelsministeriums  vom  27.  September  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  90 
(Doc.  10). 

Laut  Punkt  6  des  Handelsministerial- Erlasses  vom  4.  October  1868, 
Z.  15932/2187  (siehe  „k.  k.  priv.  Oesterreichische  Nordwestbahn" ,  Doc.  3), 
hat  die  k.  k.  priv.  Süd-Norddeutsche  Vorbindungsbahn  als  Mitconcessionär  der 
Oesterreichischen  Nordwesthahn  die  Verpflichtung  übernommen,  auf  ihren 
damals  bestandenen  Linien  die  für  die  Oesterreichische  Nordwestbabn  fest- 
gesetzten Frachtpreise  vom  1.  Jänner  1869  ab,  dann  die  Personentarife  sofort 
nach  Eröffnung  des  Betriebes  auf  allen  Linien  der  Letzteren  in  Wirksamkeit 
treten  zu  lassen,  ferner  die  Kohlen  der  Schwadowitzer  und  Schatzlarer  Gruben 
beim  Transporte  nicht  ungänstiger  zu  bebandeln,  als  die  Kohle  des  Walden- 
burger Revieres. 
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§  Ö. 

Die  Militärtransporte  müssen  von  der  Gesellschaft  nach  herab- 
gesetzten Tarifpreisen  besorgt  werden,  und  es  dürfen  dieselben  für 
Militär  einzeln  oder  in  Körpern,  für  Pferde,  Gepäck,  Militärgegenstände 
und  Krieg8materiale  nicht  höher  sein,  als  auf  der  angrenzenden  con- 
ceesionirten  nördlichen  Staatseisenbahn. 

Im  Falle  ausserordentlicher  Theuerung  der  Nahrungsmittel  ist  die 
Staatsverwaltung  berechtigt,  die  zeitweilige  Herabsetzung  der  Fahrpreise 
für  Nahrungsgegenstände,  jedoch  bloss  bis  Y2  kr.  für  die  österreichische 
Meile  und  den  Wiener  Centner,  zu  verlangen. 

§  9- 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  auf  dem  Grund  und  Boden  der 
ihr  concessionirten  Eisenbahn  dem  Staate  die  Anlegung  einer  Staats- 
telegraphenleitung ohne  Entschädigung  zu  gestatten,  und  ihre  Bahn- 
wächter ohne  Entgelt  des  Staates  zur  Bewachung  der  Staatstelegraphen- 
leitungen zu  verpflichten. 

§  10. 

Die  Dauer  des  Privilegiums  wird  auf  90  Jahre,  vom  Tage  der 
Ausfertigung  dieser  Urkunde  gerechnet,  festgesetzt.  Nach  30  Jahren 
hat  jedoch  der  Staat  jederzeit  das  Recht,  die  gegenwärtige  Concession 
und  bezüglich  die  erbaute  Eisonbahn  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reineitiäge  dtr  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Einlösung 
vorangegangenen  sieben  Jahre  entziffert,  hievon  die  Reinet  trüge  der 
zwei  ungünstigsten  Jahre  abgezogen,  und  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übiigen  fünf  Jahre  in  Gold-  oder  Silbermünze  berechnet.  Dieser 
Durcbscbnittsbetrag  ist  der  Gesellschaft  als  Jahresrente  in  halbjährigen 
Raten  in  Gold-  oder  Silbermünze  bis  zum  Ablaufe  der  ursprünglichen 
Concessionsperiode  zu  bezahlen. 

Siehe  das  Gesetz  vom  28.  Juni  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  96  (Doc.  12)  und  das 
Uebereinkommen  vom  27.  April  1892  (Doc.  13). 

§  11- 

Mit  dem  Erlöschen  der  gegenwärtigen  Concession  oder  durch  die 
Einlösung  tritt  der  Staat  sogleich  in  das  lastenfreie  Eigentbura  und 
den  Genuas  des  Grund  und  Bodens,  der  Kunst-  und  Erdarbeiten,  des 
ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Eisenbahnen  und  sämmtlichen  unbe- 
weglichen Zugehört»,  als:  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  Gebäude 
an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplatzen,  Wacht-  uud  Aufsichtshäuser 
sammt  allen  Einrichtungsstücken,  stehenden  Maschinen  und  überhaupt 
aller  anderen  unbeweglichen  Sachen. 

Was  dagegen  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Eisen- 
bahn- und  Straf senwägen,  bewegliche  Maschinen,  Werkzeuge,  Vorräthe 
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an  Brennstoffen  und  sonstigen  Materialien  aller  Art  anbetrifft,  so  über- 
geht von  diesen  Gegenständen  bloss  eine  solche  Qnantität  und  bezüglich 
Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat,  welche  der  in  dem  Anlagecapitale 
enthaltenen  ersten  Betriebseinrichtung  (§  G  ad  a)  entspricht. 

Die  übrigen  beweglichen  Sachen  haben  von  der  Gesellschaft  an 
den  Staat  um  den  übereingekommenen  oder  auf  Verlangen  eines  Theiles 
durch  Sachverständige  zu  ermittelnden  Schätzungswerth  zu  übergehen. 

§  12. 

Den  ausländischen  Besitzeru  von  Actien  der  gebildeten  Ei>enbahn- 
unternehmung  haben  in  Betreff  des  Besitzes  und  Genusses  dieser  Actien 
gleiche  Rechte  wie  den  inländischen  Besitzern  zuzukommen. 

§  13. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Hecht  vorbehalten,  wenn  un- 
geachtet vorausgegangener  Warnuug  wiederholte  Verletzungen  oder  Nicht- 
befolgung  der  in  der  Privilegiumsurkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten 
Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  (namentlich  dem 
Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September  1854)  entsprechenden 
Massregeln  dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen  auch  noch  vor  Beendi- 
gung der  Concessionsdauer  das  gegenwärtige  Privilegium  als  erloschen 
zu  erklären. 

Wir  ermächtigen  ferner  die  Gesellschaft,  die  Reichenberg-Pardubitzer 
Eisenbahn  auch  nach  anderen  benachbarten  Punkten  oder  Kohlen  werken 
zu  verlängern ;  jedoch  hat  die  Gesellschaft  hiezu  jedesmal  Unsere  besondere 
Bewilligung  anzusuchen,  und  es  soll  auch  der  Staatsverwaltung  nach 
Massgabe  obwaltender  Umstände  freistehen,  anderen  Personen  gleichfalls 
den  Bau  von  Eisenbahnen,  welche  sich  als  eine  Verlängerung  oder  als 
Zweigbahnen  der  Reichenberg-Pardubitzer  Bahn  darstellen,  zu  bewilligen. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  diesem  Privilegium 
zuwiderzuhandeln,  und  der  privilegirten  Gesellschaft  das  Recht  ein- 
räumen, wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheileu  Wir  sammtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  diese -i  Privilegium  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  streng  uod  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
kaiserlichen  grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien,  am  15.  Juni  im  Jahre  des  Heiles  1856,  Unserer  Reiche  im 
achten  Jahre. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Ritter  v.  Toggenburg  ru.  p. 
k.  k.  Handelsminister. 

Auf  ausdrücklichen  Befehl  Sr.  k.  k.  Apostol.  Majestät: 
Dr.  Vinzenz  Maly  m.  p. 


Digitized  by  Google 


7:i4 


K.  k.  priv.  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn. 


2.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  23.  October 

1858,  Z.  21176/2175, 

an  den  Verwaltungsriith  der  k.  k.  priv.  Süd-Norddeutschen  Verbindungs- 
bahn, betreffend  die  Umrechnung  der  Tarife  auf  österreichische  Währung 

und  Zollgewicht. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster 
Entschlieseung  vom  8.  d.  M.  die  unterm  13.  August  1858  vereinbarte, 
provisorische  Abrundung  der  Einheitssätze  in  den  Gebührentarifen  der 
Eisenbahn verwaltun gen ,  dann  die  Einführung  des  Zollcentners  ah 
Gewichtseinheit  und  Grundlage  der  Gebührenberechnung  allergnäd'gst 
zu  genehmigen  und  zugleich  zu  gestatten  geruht,  dass  dieses  Provisorium 
erst  mit  1.  Jänner  1859  in  Anwendung  gebracht  werden  könne. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  jedoch  ausdrücklich  das  Hecht  vor- 
behalten, sobald  sie  es  für  angemessen  erkennt,  zu  fordern,  dass  eine 
genaue  Umrechnung  der  Personenfabrpreise  und  Frachtgebühren  vou 
dem  bisherigen  Ausmasse  in  Conv.-Münze  auf  die  österr.  Währ,  und  die 
Zurückführung  des  Gebührenausmasses  innerhalb  der  mit  den  Concessione- 
Urkunden  festgesetzten  Grenzen  stattfinde. 

Dieses  Provisorium  bildet  sonach  eine  einstweilige  Massregel  unter 
Wahrung  der  den  Eisenbahnunternehmungen  nach  ihren  Concessions-  oder 
Privilegiumsurkunden  zustehenden  Rechte,  und  es  bleibt  den  Bahnver- 
waltungen unbenommen,  seinerzeit  eine  strenge  Umrechnung  der  Tarife 
behufs  der  Gebührenbemessung  vorzunehmen,  wobei  es  sich  sodann  von 
selbst  versteht,  dass  eine  solche  Umrechnung  sowohl  bezüglich  der 
Personen,  als  auch  der  Sachentarife  stattzufinden  haben  wird. 

Der  geehrte  Verwaltungsrath  wird  daher  in  Erledigung  der  Berichte 
vom  20.  Juli  und  8.  August  d.  J.,  Z.  1349  und  1663,  eingeladen,  in 
Gemässheit  dieser  Allerhöchsten  Entschliessung  auf  Grundlage  nach- 
stehender Gebühren-  und  Gewichtseinheitssätze  den  neuen  Gebiibrentarif 
zu  verfassen  und  im  Entwürfe  zur  Genehmigung  hieher  vorzulegen. 

I.  Gebühren   für  die  Beförderung  von  Personen,  Gepäck, 
Eilgütern,  Equipagen,  Pferden  und  Hunden. 

a)  Pcrsonenfa  hrpreis  e: 

I.  Wagenclasse     .   .   .      36  \  __    ,  _^ 

H07  I   Neukreuzer  per  Person 

j£[  I       und  österr.  Meile. 


I'J  Separatpersonenzüge: 

Für  die  erste  Meile                                            31  fl.  50  kr. 

„   jede  folgende                                              14  „  70    „  , 

und  wenn  die  Rückfahrt  innerhalb  12  Stunden  l  °8ten 

ei  folgt,  per  Meile                                            10  „  50  „    (  W*D 

Waitegeld  per  halbe  Stunde                              42  „  —  „ 


I 


r. 


igmzeo  Dy 
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c)  Reisegepäck  und  Eilgüter: 

Gebührenfrei  sind  50  Zollpfunde  per  ganze  und  25  Zollpfunde 
per  halbe  Fahrkarte. 

Die  Gebühr  für  Gepäcksübergewicht  und  Eilgut  ist  nach  Fünftel- 
Zollcentner  mit  1*50  Neukreuzer  per  7Ä  Centner  zu  berechnen. 

Lagerzins  per  Stück  und  Tag  5 '30  Neukreuzer.  Geringste  Gebühr 
per  Eilgutsendung  18  Neukreuzer. 

d)  Equipagen: 

I  —  fl.  84  kr. 

II   1   „     5  „ 


HI   1    „  26  „ 


V 


per  Stück  und  Meile 
in  österr.  Währ. 


IV   1,4: 

«Jl  Pferde: 

L  Stück  87*50  kr.\  in  österr.  Währ. 

2      B     1  fl.  22-50    „  J      per  Meile 

f)  Hunde: 
5'30  Neukreuzer  per  Stück  und  Meile. 


Transporte  von  3  Stück  und 
mehr  52*50  Neukreuzer  per 
Stück  und  Meile. 


Geringste  Transportgebühr  18  Neukreuzer. 

Entschädigungsbeträge: 

1  fl.  österr.  Währ,  per  Zollpfund  für  Gepäck  und  Eilgüter, 

100  „      „  r  für  eine  Equipage, 

50  „      „         „       „ein  Pferd, 

10  „      „         „       „  einen  Hund. 

Allgemeine  Versicherungsgebühr: 

Bei  dem  Reisegepäck  7  Neukreuzer  per  Fahrkarte. 
Bei  Equipagen,  Pferden  und  Hunden  7  Neukreuzer  per  Stück. 
Bei  Eilgutsendungen  5  Neukreuzer  per  Zollcentner  auf  der  eigenen 
und  1*50  Neukreuzer  auf  der  Anschlussbahn. 

Besondere  Versicherungsgebühr: 

Bei  Gepäck,  Eilgut,  Equipagen,  Pferden  und  Hunden  für  je 
50  fl.  österr.  Währ.  Mehrwerth  2  Neukreuzer  auf  der  eigenen  und 
1  Neukreuzer  auf  der  Anschlussbahn,  dann  für  je  100  fl.  Mehrwerth 
5*30  Neukreuzer  und  beziehungsweise  1*80  Neukreuzer. 

II.  Gebühren  für  die  Beförderung  von  Frachten. 

a)  Frachtpreise: 

I.  Waarenclasse   1*95  )        ,  „ 

jj  9.93  I  Neukreuzer  per  Zollcentner 

HL  l  3  00  )         und  ößterr*  Meile' 
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Die  für  mehrere  begünstigte  Artikel  gegenwärtig  bestehenden  er- 
mässigten  Gebührensätze  sind  streng  umznrechneu  and  die  in  österr. 
Währ,  sieh  hiebei  ergebenden  Decimalstellen  bis  auf  die  ersten  beiden 
nach  nnten  abzurunden. 

b)  Nebengebühren: 
Auf'  und  Abladegebühr   1*60 

LaeeraiD8  f  o'io 

0-  60 

1-  60  J 


Neukreuzer  per  Zollcentner 
und  österr.  Meile. 


Wägegebühr  

Aufnahmschein   3*50  \   VT    ,  «  ..  , 

Frachtbriefblanquette    2-00  /  Neukreuzer  per  Stück. 

c)  Entschädigungswertb: 
30  fl.  österr.  Währ,  per  Zollcentner. 

d)  Allgemeine  Versicherungsgebüh  r: 

Für  die  eigene  Bahn   0  80 1  Neukreuzer  Zollcentner. 

n      „    Anschlussbahn   0'40  J 

e)  Besondere  Versicherungsgebühr: 

Für  die  eigene  Bahn    2  \  Neukreuzer  für  50  fl.  österr. 

v     „  Anschlussbahn   1 J        Währ.  Mehrwertb. 

Bei  den  Frachtgebühren,  welche  auf  Grundlage  von  Normal- 
gewichten für  Mast-  und  Schlachtvieh,  Pferde,  Equipagen,  Güterwagen, 
sowie  für  die  Benützung  ganzer  und  halber  Wägen  bemessen  sind,  hat 
eine  strenge  Umrechnung  dieser  Normalgewichte  auf  das  Zollgewicht 
und  hienach  die  Gebührenumrechnung  einzutreten. 

Ebenso  sind  die  für  Militär  und  Militärgüter  bestehenden  er- 
mäßigten Gebührensätze  streng  umzurechnen  und  es  darf  hiebei  keinerlei 
Erhöhung  eintreten. 

Schliesslich  wird  der  geehrte  Verwaltungsrath  noch  erinnert,  das* 
in  den  Monaten  November  und  December  dieses  Jahres  die  Gebühren  im 
Personen-  nnd  Sachentransporte  auf  Grund  der  bisherigen  Tarife  nach 
den  officiellen  Reductionstabellen  streng  umzurechnen  und  in  österr. 
Währ,  einzuheben  sind. 

Wien,  den  23.  October  1858. 

Toggenburg  m.  p. 
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3.  Vertrag  vom  18.  December  1864,  C.  Bl.  Nr.  1  ex  1868, 

zwischen  dem  k.  k.  Finanzministerium  Im  Namen  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
einerseits  nnd  der  k.  k.  priv.  Snd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  anderer- 
seits als  Anhang  zur  Concessionsnrknnde  ?om  15.  Juni  1866. 

Um  die  über  die  Anwendung  der  Concessionsnrknnde  vom  16.  Jnni 
1856  zwischen  der  Staatsverwaltung  nnd  der  k.  k.  priv.  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn  obwaltenden  Differenzen  zu  schlichten,  werden 
folgende  Bestimmungen  als  Nachtragsvertrag  zu  jener  Concessionsurkunde 
festgesetzt: 

§  1. 

Jenes  Anlagecapital  der  Süd-Norddeutschen  Verbin dungsbahn, 
wovon  nach  §  6  der  Concessionsnrknnde  vom  15.  Juni  1856  den 
Concessionären  von  der  Staatsverwaltung  das  5'/5percentige  Reinerträgniss 
gewährleistet  wurde,  ist  mit  18,900.000  fl.  österr.  Währ,  festgesetzt. 

Als  Grundlage  der  Berechnung  des  von  der  Staatsverwaltung 
gewährleisteten  5  Y6percentigen  Keinerträgnisses  hat  die  Garantiesumme 
zu  gelten,  welche  laut  dem  mit  Ministerialerlass  vom  19.  April  1861, 
Z.  697- F.  M.,  genehmigten  Tilgungsplan  und  nach  den  Tilgungs- 
bestimmungen  des  Lotterie  anlehens  von  der  k.  k.  priv.  österreichischen 
Creditanstalt  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  Actien  und  der 
Prioritätsobligationen,  sowie  für  die  Annuitäten  jenes  Lotterieanlehens 
auf  das  bezügliche  Betriebsjahr  entfällt. 

Vgl.  Art.  II.  des  Gesetzes  vom  28.  Juni  1892  (Doc.  12)  and  Art.  IV  des 
Uebereinkommens  vom  27.  April  1892  (Doc.  13). 

§  2. 

Die  definitive  Abrechnung  der  von  der  Staatsverwaltung  nach 
§  6  der  Concessionsnrknnde  als  Ergänzung  des  Fehlenden  an  dem 
garantirten  5Yfipercentigen  Reinerträgnisse  zu  erfolgenden  Beträge  wird 
für  die  Betriebsperiode  vom   1.  Mai   bis   31.  December   1859  mit 

572.986  fl.  79  kr. 

für  das  Betriebsjahr  1860  mit   672.460  „  83  „ 

„  n  1861    „    608.658  „  55  „ 

n      n  n  1862    »    607.995  „  76  „ 

n      r,  »  1863     n    615.080   „  Ol  „ 

richtiggestellt. 

Da  die  Gesellschaft  als  a  conto-Zahlung  der  von  der  Staats- 
verwaltung zu  leistenden  Garantiebeiträge  bisher  die  Summe  von 
2,989.520  fl.  24  kr.  bereits  erhalten  hat,  so  gebührt  ihr  noch  auf 
Rechnung  der  ersten  fünf  Betriebsjahre  1859,  1860,  1861,  1862  und 
1863  der  Betrag  von  87.661  fl.  70  kr.,  der  binnen  vierzehn  Tagen  nach 
Erfolgung  der  Allerhöchsten  Genehmigung  des  gegenwärtigen  Nachtrags- 
vertrages flüssig  gemacht  werden  wird. 

Dte  RechUurkunden  der  SaUrr.  Eisenbahnen  n.  47 
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Zar  Amortisirung  des  Anlagecapitales  ist  für  die  Betriebsperiode 
vom  1.  Mai  bis  31.  December  1859  der  Betrag  von  25.372  fl.  60  kr. 
zu  verwenden. 

§  3. 

Obwohl  die  Staatsverwaltung  über  die  Anwendung  der  bestehenden 
Einkommensteuer-  und  Stempelgesetze  an  den  in  der  Ministerial Ver- 
ordnung vom  13.  April  1864,  Z.  4737-F.  M.  ex  1863,  ausgesprochenen 
Grundsätzen  und  namentlich  an  der  Ansicht  unabänderlich  festhält,  dass 
das  gesammte,  durch  die  geleistete  Staatssubvention  auf  5  Percent 
(ohne  Amortisirung)  gebrachte  Jahreseinkommen  das  Object  der  Ein- 
kommensteuer sammt  Zuschlägen  zu  bilden,  und  dass  die  Steuer- 
und  Stempelgebübrenentrichtung  von  Seite  der  Gesellschaft  an  die 
betreffenden  Cassen  nach  den  dort  festgestellten  Normen  stattzufinden 
habe,  so  wird  dennoch  für  die  Zukunft,  und  zwar  vom  Betriebsjabre  1864 
angefangen,  bestimmt: 

a)  dass  jener  Theilbetrag  der  Einkommensteuer  und  der  sämmtlichen 
Zuschläge,  der  auf  das  in  4percentigen,  vom  Staate  geleisteten 
Vorschüssen  bestehende  Reinerträgniss  sich  bezieht,  als  Ausgabs- 
post in  der  Berechnung  der  Betriebsauslagen  zur  Bildung  des 
Nettoeinkommens  erscheinen  dürfe; 

b)  dass,  da  das  Recht  des  Abzuges  der  Einkommensteuer  bei  Aus* 
Zahlung  der  Zinsen  der  Prioritätsobligationen  in  Betreff  der  an  die 
k.  k.  priv.  österreichische  Creditanstalt  zu  entrichtenden  Annuitäten 
des  Lotterieanlehens  von  3,150.000  fl.  österr.  Währ,  nicht  leicht 
in  Ausübung  gebracht  werden  kann,  auch  noch  derjenige  Betrag 
der  Eiü kommensteuer  sammt  Zuschlägen  in  die  Auslagenrechnung 
eingebracht  werden  dürfe,  den  die  Gesellschaft  in  dem  Falle  in 
Abzug  zu  bringen  das  Recht  hätte,  wenn  der  für  das  betreffende 
Betriebsjahr  entfallende  Restbetrag  jenes  Lotterieanlehens  in 
Obligationen  bestände; 

c)  dass  auch  jene  Stempelgebühren  in  die  Auslagenrechnung  aufge- 
nommen werden,  welche  für  die  von  der  Staatsverwaltung  erhaltenen 
4percentigen  Vorschüsse  entrichtet  worden  sind, .und 

d)  dass  überdies  der  Betrag  an  Einkommensteuer  und  Coupon- 
stempelgebühr,  welcher  von  den  für  je  ein  Betriebsjahr  diesfalls 
bemessenen  Gebühren  in  die  Auslagenrechnung  eines  Betriebs- 
jahres nicht  eingebracht  werden  darf,  und  welcher  von  den  Actien- 
coupons  abzuziehen  ist,  so  lange  als  sich  die  GeFellschaft  in  der 
Lage  befindet,  von  der  Staatsverwaltung  auf  Grund  der  Garantie 
eine  Ergänzung  des  Ertrages  zu  beanspruchen,  während  der  ganzen 
Dauer  der  Concession  niemals  die  Maximalsumme  von  fl.  15.000 
österr.  Währ,  überschreiten  darf. 

Es  werden  deshalb  ausser  den  unter  a,  b  und  c  erwähnten  Beträgen 
auch  jene  auf  Grund  der  jeweilig  bestehenden  Finanzgesetze  entfallenden 
Steuern  sammt  Zuschlägen  und  Couponestempel  in  die  Ausgabenrechnung 
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eingestellt  werden  dürfen,  welche  die  Actien  mit  einem  höheren  Betrage 
als  mit  15.000  fl.  österr.  Währ,  jährlich  belasten  würden. 

Dieses  Zugeständniss  ist  jedoch  durch  die  fortgesetzte  Wahrung 
und  Ausübung  des  Rechtes  der  Gesellschaft  bedingt,  von  den  Zinsen 
der  Prioritätsobligationen  die  Einkommensteuer  oder  die  allenfalls 
an  deren  Stelle  tretende  Steuer,  dann  die  Couponsstempelgebühr  in  Abzug 
zu  bringen. 

Insofern  durch  die  Anwendung  der  hier  aufgeführten  Bestimmungen 
der  Betrag,  den  die  Gesellschaft  auf  Rechnung  der  Einkommensteuer 
und  der  Couponsstempelgebühr  refundirt  erhalten  wird,  sich  höher  als 
die  von  der  Gesellschaft  diesfalls  wirklich  abgeführten  Gebühren  stellen 
würde,  bo  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  in  einem  solchen  Falle  die 
Einstellung  der  in  Rede  stehenden  Gebühren  in  die  Auslagen- 
rechnung  nur  bis  zu  jenem  Betrage  stattfinden  darf,  der  zur 
vollständigen  Deckung  der  von  der  Gesellschaft  entrichteten  Gebühren 
erforderlich  ist. 

Vgl.  Art.  III  des  Gesetzes  vom  28.  Juni  1892  (Doc.  12)  und  Art.  XII  des 
Uebereinkommens  vom  27.  April  1892  (Doc.  13). 

§  4. 

Für  das  Betriebsjabr  1864  wird  ausnahmsweise  gestattet,  dass  der 
Maximalbetrag,  der  an  Einkommensteuer  und  Couponsstempel  gebühr  von 
den  Actien coupons  in  Abzug  gebracht  werden  soll,  anstatt  mit  der  im 
§  3  auf  15.000  fl.  österr.  Währ,  festgesetzten  Ziffer  bloss  mit  7500  fl. 
österr.  Währ,  bemessen  werde. 

§  5. 

Die  Staatsvel  waltung  übernimmt  vom  Betriebejabre  1865  angefangen 
die  Verpflichtung,  die  für  je  ein  Betriebsjabr  zur  Ergänzung  des  Fehlenden, 
an  dem  garantirten  5y5percentigen  Reinerträgnisse  erforderlichen  Beträge 
in  folgender  Art  flüssig  zu  machen: 

Insofern e  das  Erträgniss  der  Bahn  in  je  einem  Semester  nach 
Abzug  der  Betriebsspesen  den  Betrag  nicht  erreichen  sollte,  der  erforderlich 
ist,  um 

a)  die  am  Ende  desselben  zur  Auszahlung  gelangende  Annuität 
des  Lotterieanlehens  von  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Credit- 
anstalt  im  Betrage  von  3,150.000  fl.  österr.  Währ,  und 

b)  die  am  Anfange  deB  nächstfolgenden  Semesters  fällige  Zinsen-  und 
Amortisationsquote  der  Prioritätsobligationen  im  Betrage  von 
2,100.000  fl.  österr.  Wahr,  berichtigen  zu  können,  wird  die  Staats- 
verwaltung binnen  der  letzten  zehn  Tage  des  Monates  Juni  und 
beziehungsweise  des  Monates  December  des  betreffenden  Betriebs- 
jshres,  den  Abgang  an  die  Gesellschaft  ausbezahlen.  Desgleichen 
wird  die  Staatsverwaltung,  insofern  das  Erträgniss  der  Bahn  für 
das  ganze  Betriebsjabr  nach  Abzug  der  Betriebsspesen  und  nach 
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stattgefundener  Berichtigung  der  vorerwähnten,  anf  die  Anlehen 
sich  beziehenden  Beträge  nicht  hinreichen  sollte,  um  die  am 
1.  Jänner  des  nächstfolgenden  Jahres  fälligen  Actienzinsen  mit 
dem  im  Sinne  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  festgesetzten 
Betrage  auszahlen  zu  können,  hinnen  der  letzten  zehn  Tage  des 
December  des  Betriebsjahres  selbst  die  Ergänzungsquote  an  die 
Gesellschaft  erfolgen  lassen. 

Sowohl  zum  Behnfe  der  Auszahlung  des  Fehlenden  an  den  die 
Anlehen  betreffenden  Beträgen,  als  auch  an  der  am  1.  Jänner  fälligen 
Actienzinsenquote  wird  vorausgesetzt,  daes  die  Gesellschaft  die  betreffende 
Zahlung  sechs  Wochen  vor  dem  Zahlungstermine,  und  zwar  durch 
Vorlage  von  approximativen  Ertragspräliminarien  angesprochen  habe. 

Diese  Ertrags präliminarien  werden  sowohl  rücksichtlich  der  in  den 
letzten  zehn  Tagen  des  Monates  Juni  und  des  Monates  December  zu 
erfolgenden  Ergänzungsquoten  der  die  Anlehen  betreffenden  Beträge,  als 
auch  in  Betreff  der  in  den  letzten  zehn  Tagen  des  Betriebsjahres  zu  leisten- 
den Ergänzungsquote  der  am  1.  Jänner  fälligen  ersten  Actienzinseurate 
bezüglich  der  drei  ersten  Monate  des  Semesters  auf  die  bereits 
abgeschlossenen  einschlägigen  Rechnungen  des  Gegen  Standsjahres  und 
bezüglich  der  drei  letzten  Monate  des  Semesters  auf  die  Vergleichung  mit 
den  nämlichen  Zeitperioden  im  Vorjahre  sich  zu  stützen  haben. 

Der  nach  Abzug  dieser  in  den  Monaten  Juni  und  December  je 
Eines  Betriebs jahres  bereits  erfolgten  Beträge  noch  erübrigende  Rest 
des  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen  Gewähr* 
leistung  allenfalls  noch  zu  zahlenden  Zuschusses  wird  über  vorausgegangene 
Prüfung  der  vorzulegenden,  gehörig  documentirten  Jahresrechnung 
jedenfalls  binnen  zwei  Monaten  nach  deren  Ueberreichung  flüssig  gemacht 
werden. 

Die  eben  angeführten  Bestimmungen  dieses  Paragraphes  treten 
insgesammt  mit  dem  Betriebsjahre  1865  ins  Leben,  und  haben  für  alle 
folgenden,  unter  der  Wirksamkeit  der  Garantie  stehenden  Betriebßjahre 
in  ihrem  vollen  Umfange  zu  gelten. 

§  6. 

Für  das  Betriebsjahr  1864,  wo  die  Bezahlung  der  halbjährigen 
Actienzinsen  im  Monate  J uli  nicht  stattgefunden  hat  und  die  zu  leistende 
Ergänzungsquote  im  Monate  Juni  nicht  ausgefolgt  wurde,  wird  aus- 
nahmsweise Folgendes  festgesetzt: 

a)  im  Falle,  als  das  Erträgniss  der  Bahn  in  beiden  Semestern  1864 
nach  Bestreitung  der  Betriebsauslagen  die  Summe  nicht  erreichen 
sollte,  die  nothwendig  ist,  um  die  Zinsen  der  Actien  mit  dem  im 
Sinne  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  reducirten  Betrage,  die 
Annuitäten  des  Lotterieanlehens  von  der  k.  k.  priv.  österreichischen 
Creditanstalt  und  die  Zinsen  und  Amortisationsquote  der  Prior itäts- 
obligatiouen  in  ihrem  vollen  auf  das  Betriebejahr  1864  entfallenden 
Betrage  berichtigen  zu  können,  wird  der  Abgang  von  Seite  der 
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Staatsverwaltung  binnen  vierzehn  Tagen  nach  Erfolgung  der 
Allerhöchsten  Genehmigung  des  gegenwärtigen  Nacbtragsvertrages 
flüssig  gemacht  werden,  vorausgesetzt,  dass  der  diesfallige  Bedarf 
durch  Vorlage  eines  approximativen  Ertragspräliminare^  rechtzeitig 
und  gehörig  nachgewiesen  wird. 

b)  Die  Auslagen,  welche  für  Beischaffung  der  Geldmittel,  die  zur 
Zahlung  der  sub  a  erwähnten  Actien-  und  Obligationenzinsen, 
sowie  der  Amortisationsquote  und  der  Annuitäten  des  Lotterieanlehens 
erforderlich  sind,  im  Laufe  des  Betriebsjahres  1864  und  bis  zur 
definitiven  Schlussabrechnung  dieses  Jahres  erwachsen  sind,  dürfen 
mit  der  Hälfte  ihres  Betrages  in  die  Ausgabenrechnung  eingebracht 
werden. 

c)  Die  Schlußabrechnung  für  das  Betriebsjahr  1864  und  die  Flüssig- 
machung des  sich  hieraus  etwa  ergebenden  Restbetrages  zu  Gunsten 
der  Gesellschaft  hat  binnen  vier  Wochen  nach  Ueberreichung  der 
gehörig  documentirten  Jahresrechnung  zu  erfolgen. 

d)  Sollte  bei  Prüfung  und  Richtigstellung  der  Jabresrechnung  für 
das  Betriebsjahr  1864  es  sich  herausstellen,  dass  der  laut  lit.  a 
erfolgte  Betrag  die  Quote  übersteige,  welche  die  Gesellschaft  nach 
dem  Betriebsergebnisse  für  das  Jahr  1864  concessionsmässig 
anzusprechen  berechtigt  ist,  so  wird  hierauf  selbstverständlich  bei 
der  nächsten  Vorschussanweisung  die  entsprechende  Rücksicht 
genommen  und  hiebei  der  zu  viel  erhaltene  Betrag  in  Abzug 
gebracht  werden. 

§  7. 

Die  Staatsverwaltung  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  nöthigen 
Vorkehrungen  treffen  zu  wollen,  damit  die  ökonomische  Gebarung  der 
Unternehmung  schon  während  des  Betriebsjahres  selbst  in  der  Art  über- 
wacht werde,  dass  nach  Vorlage  der  Jahresrechnung  die  bloss  ziffer- 
mässige  Prüfung  derselben  genügt. 

§  8. 

Die  Bestimmung  des  §  10  der  Concessionsurkunde  vom  15.  Juni  1856 
in  Betreff  des  Durchschnittsbetrages,  der  im  Falle  der  Einlösung  der 
Oonce8sion  und  bezüglich  der  erbauten  Eisenhahn  der  Gesellschaft  als 
Jahresrente  in  halbjährigen  Raten  in  Gold-  oder  Silbermünze  bis  zum 
Ablaufe  der  ursprünglichen  Concessionsperiode  zu  bezahlen  ist,  wird 
dahin  vervollständigt,  dass  dieser  Durcbschnittsbetrag  nicht  weniger 
als  5  Ys  Percent  des  im  §  1  dieses  Nachtragsübereinkommens  angeführten, 
die  Garantie  geniessenden  Anlagecapitales  betragen  darf. 

Vgl.  Art  X  des  Uebereinkommens  vom  27.  April  1892  (Doo.  18). 

§  9. 

Die    unter    1  *  bis    8   enthaltenen  Bestimmungen   bilden  einen 
integrirenden  Bestandteil  der  Concessionsurkunde  vom  15.  Juni  1856. 
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Sämmtliche  Bestimmungen  der  Concessionsurkunde  vom  15.  Juni 
1856  bleiben,  so  weit  sie  durch  diesen  Nachtragsvertrag  keine  Aenderung 
erfahren,  unverändert  in  Wirksamkeit. 

§  10. 

Dieser  Vertrag  unterliegt  der  fixen  Stempelgebühr  von  50  kr. 
per  Bogen  und  es  hat  die  Gesellschaft  diese  Gebühr  zu  tragen. 

Wien,  am  18.  Deeember  1864. 

K.  k.  priv.  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn: 
Brandeis  m.  p.  Gross  m.  p. 

Definitiv  genehmigt  mit  Allerhöchster  EntSchliessung  vom  25.  März  1867. 

Für  das  k.  k.  Finanzministerium: 
Becke  m.  p. 

4.  Gesetz  vom  10.  August  1865,  R.  G.  Bl.  Nr.  71, 

in  Betreff  der  Bedingungen  und  Zugeständnisse  für  die  Aktiengesellschaft 
der  Stld- Norddeutschen  Verbindungsbahn  zum  Behuf e  der  Fortsetzung  der 
Josefs  tadt-Schwado  witzer  Fingelbahn  bis  zur  Landesgrenze  bei  Königen  als. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  Meines  Reichsrathes  finde  Ich 
zu  verordnen,  wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  zum  Behufe  der  Fortsetzung  der 
Josefstadt  -  Schwadowitzer  Flügelbahn  bis  zur  Landesgrenze  bei 
Königshain  das  für  die  Süd- Norddeutsche  Verbindungsbahn  durch  die 
Concessionsurkunde  vom  15.  Juni  1856  garantirte  Keinerträgniss  um 
den  Betrag  von  252.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  vom  Tage  der 
Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  neuen  Strecke  bis  Königshain  zu 
erhöhen. 

■ 

Von  diesem  Beinerträgnisse  ist  derjenige  Betrag  zur  Capitalstilgung 
zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsverwaltung  nach  einem  von  ihr  zu 
genehmigenden  Amortisationsplane,  demzufolge  das  für  die  neue  Strecke 
emittirte  Capital  während  der  Dauer  der  Concession  für  die  Süd-Nord- 
deutsche Verbindungsbahn  zu  tilgen  ist,  bestimmt  werden  wird. 

Artikel  II. 

Die  Eisenbahnstrecke  Schwadowitz-Königshain  ist  binnen  drei 
Jahren,  vom  Tage  der  Ausfertigung  der  bezüglichen  Concession  gerechnet, 
herzustellen  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Artikel  III. 

Den  zur  Beschaffung  der  Geldmittel  für  die  neue  Strecke  emittirten 
Actien  oder  Prioritätsobligationen  wird  durch  fünf  Jahre,  von  dem  im 
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vorstehenden  Artikel  angegebenen  Zeitpunkte  gerechnet,  die  Befreiung 
von  der  Einkommensteuer  zugestanden. 

Artikel  IV. 

Der  nach  §  7  der  Concessionsurkuude  vom  15.  Juni  1856  für  die 
Hauptbahn  festgesetzte  Maximaltarif  hat  auch  auf  die  Josefstadt- Königs- 
hainer  Linie  vom  Tage  der  Eröffnung  der  neuen  Strecke  Anwendung 
zu  finden. 

Ausnahmsweise  werden  für  volle  Wagenladungen  folgende  ermässigte 
Maximaltarife,  giltig  nach  erfolgter  Verleihuog  der  Nachtragsconcession  , 
festgesetzt,  und  zwar  auf  der  Haupt-  und  Flügelbabn  auf  Entfernungen 
über  10  Meilen  für  Getreide  1*9,  lür  Mineralkohle,  Erze,  Eisenflossen 
und  Bausteine  1*5.  für  Holz  1*3;  auf  Entfernungen  über  20  Meilen  für 
Mineralkohle,  Erze,  Eisen  Aussen  und  Bausteine  1  Kreuzer  österr.  Währ, 
per  Zollcentner  und  Meile. 

Dagegen  wird  gestattet,  dass  sofort  auf  beiden  Linien  der  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn  die  zu  ei  hebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  in 
inländischer  Gold-  oder  Silbermünze  bemessen  werden,  jedoch  so,  dass 
die  mit  Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  in  der 
Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  bat  von 
Monat  zu  Monat  über  Verlangen  der  Gesellschaft,  wie  auch  über  Anordnung 
der  Staatsverwaltung  nach  dem  Durchschnittscourse  des  Silbers  im  letzt- 
abgewichenen Monate  stattzufinden. 

Diese  Bestimmung  findet  keine  Anwendung  auf  den  bestehenden 
und  auch  für  die  neue  Strecke  giltigen  Militärtarif,  sowie  auf  die  Fracht- 
preise der  Fitigelbahn  Josefstadt- Schwadowitz  für  die  Dauer  der  Giltig- 
keit  des  bisherigen  Tarifes. 

Artikel  V. 

Die  Concession  der  Josefstadt-Königshainer  Flügelbahn  endet  mit 
dem  Erlöschen  der  Concession  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn. 
Mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Regierung  zur  Einlösung  der  Süd- 
Norddeutschen  Verbindungsbahn  berechtigt  ist,  steht  derselben  auch  das 
Recht  der  Einlösung  der  Josefstadt-Königshainer  Flügelbahn  unter  den 
gleichen  Bedingungen  zu. 

Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession,  als  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahn  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  jener  aus  eigenem 
Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  angeschafften  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  als:  Giessereien,  Fabriken,  Bergwerke,  Coaksöfen,  Speicher 
etc.,  zu  deren  Herstellung  oder  Erwerbung  dieselbe  von  der  Staatsverwaltung 
mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  sie  kein 
Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

Artikel  VI. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  der  zu  ertheilenden  Concession 
unterliegen  der  fixen  Stempelgebühr  von  Einem  Gulden. 
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Artikel  VII. 

Insoferne  in  diesem  Gesetze  nicht  etwas  anderes  bestimmt  wird, 
haben  die  in  der  Concessionsurkunde  vom  15.  Jnni  1856  für  die  Süd- 
Norddeutsche  Verbindungsbahn  festgesetzten  Bedingungen  auch  für  die 
Josefstadt- Königshainer  Flügelbahn  zu  gelten. 

Artikel  VIII. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  werden  der  Finanzminister 
und  der  Minister  für  Handel  und  Volkswirtschaft  beauftragt. 

Wien,  am  10.  August  1865. 
Franz  Joseph  m.  p. 

Graf  Belcredi  m.  p.  Graf  Larisch-Moenich  m.  p. 

Anf  Allerhöchste  Anordnung: 
Ritter  von  Schurda  m.  p. 

5.  Concessionsurkunde  vom  22.  August  1865,  R.  G.  Bl.  Nr.  79, 

für  die  Eisenbahn  von  Schwadowitz  bis  zur  Landesgrenze  bei  Königshain. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Actiengesellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Ver- 
bindungsbahn die  Bitte  um  Ertheilung  der  Ooncession  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  an  die  Josephstadt-Schwadowitzer  Fitigelbahn  anschliessen- 
den Locomotiveisenbahn  von  Schwadowitz  bis  zur  Landesgrenze  bei 
Königshain  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  mit  Zustimmung 
der  beiden  Häuser  Unseres  Reichsrathes,  in  Erwägung  der  Gemein- 
nützigkeit des  Unternehmens,  der  genannten  Gesellschaft  diese  Oon- 
cession auf  Grundlage  des  Eisenbahnconcessionsgeseizes  vom  14.  Sep- 
tember 1854,  dann  des  Gesetzes  vom  10.  August  1865  über  die  dieser 
Unternehmung  gewährten  besonderen  Begünstigungen,  wie  folgt,  zu 
ertheilen: 

§  i. 

Wir  verleihen  der  Gesellschaft  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  Locomotiveisenbahn  von  Schwadowitz  bis  zur  Landesgrenze  bei 
Königshain. 

Diese  Eisenbahnstrecke  ist  binnen  drei  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  gerechnet,  herzustellen  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Die  Eisenbahn  von  Schwadowitz  nach  Königshain  wurde  am  1.  August  1868, 
die  Strecke  Königshain  Reichgrenze  gegen  Lieben  am  29.  Deoember  1869  eröffnet. 
Die  Anschlussverhältnisse  sind  durch  den  Staatsvertrag  zwischen  Oesterreich  und 
Preussen  vom  5.  August  1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  128,  geregelt. 
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§  2. 

Zum  Behufe  der  Fortsetzung  der  Josepbstadt-Schwadowitzer 
Flügelbahn  bis  zur  Landesgrenze  bei  Königshain  wird  das  für  die  Süd- 
Norddeutsche  Verbindungsbahn  durch  die  Concessionsurkunde  vom 
15.  Juni  1856  garantirte  Keicerträgniss  um  den  Betrag  von  zweihundert- 
zweiundfttnzig  Tausend  (252.000)  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  vom 
Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  neuen  Strecke  bis  Königs- 
bain  erhöht.  Von  diesem  Reinerträgnisse  ist  derjenige  Betrag  zur 
Oapitalstilgung  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsverwaltung  nach 
einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisationsplane,  demzufolge  das  für 
die  neue  Strecke  emittirte  Capital  während  der  Dauer  der  Concession 
für  die  Süd -Norddeutsche  Verbindungsbahn  zu  tilgen  ist,  bestimmt 
werden  wird.  (Artikel  I  des  Gesetzes.) 

Vgl.  Art.  II  des  Gesetzes  vom  28.  Juni  1892  (Doo.  12)  und  Art.  IV  des 
Vertrages  vom  27.  April  1892  (Doc.  13). 

§  3. 

Den  zur  Beschaffung  der  Geldmittel  für  die  neue  Strecke  emittirten 
Actien  oder  Prioritätsobligationen  wird  durch  fünf  Jahre,  vom  heutigen 
Tage  gerechnet,  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  zugestanden. 
(Artikel  III  des  Gesetzes.) 

Vgl.  Art.  XII  des  Vertrages  vom  27.  April  1892  (Doo.  13). 

§  4. 

Der  nach  §  7  der  Concessionsurkunde  vom  15.  Juni  1856  für 
die  Hauptbahn  festgesetzte  Maximaltarif  hat  auch  auf  die  Josephstadt- 
Königshainer  Linie  vom  Tage  der  Eröffnung  der  neuen  Strecke  An- 
wendung zu  finden. 

Ausnahmsweise  werden  für  volle  Wagenladungen  folgende  ermässigte 
Maximaltarife,  giltig  nach  erfolgter  Verleihung  der  Nachtragsconcession, 
festgesetzt,  und  zwar  auf  der  Haupt-  und  Flügelbabn  auf  Entfernungen 
über  10  Meilen  für  Getreide  1*9,  für  Mineralkohle,  Erze,  Eisenflossen 
trod  Bausteine  1*5,  für  Holz  1*3;  auf  Entfernungen  über  20  Meilen  für 
Mineralkohle,  Erze,  Eisenflossen  und  Bausteine  1  Kreuzer  österr.  Währ, 
per  Zollcentner  und  Meile. 

Dagegen  wird  gestattet,  das 9  sofort  auf  den  beiden  Linien  der 
Süd- Norddeutschen  Verbindungsbahn  die  zu  erhebenden  Fahr-  und  Fracht- 
preise in  inländischer  Gold-  oder  Silbermünze  bemessen  werden,  jedoch 
so,  dass  die  mit  Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende  Gebühr 
in  der  Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführung  des  Tarif  es  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  über  Verlangen  der  Gesellschaft,  wie  auch  über  An- 
ordnung der  Staatsverwaltung  nach  dem  Durchschnittacourse  des  Silbers 
im  letztabgewichenen  Monate  stattzufinden. 

> 
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Diese  Bestimmung  findet  keine  Anwendung  auf  den  bestehenden 
und  auch  für  die  neue  Strecke  giltigen  Militärtarif,  sowie  auf  die  Fracht- 
preise der  Flügel  bahn  Josephstadt- Schwadowitz  für  die  Dauer  der 
Giltigkeit  des  bisherigen  Tarifes. 

Vgl.  bezüglich  der  Tarife  die  Anmerkung  zu  §  7  der  Concession .  vom 
15.  Juni  1866  (Doc.  1). 

§  5. 

Die  Concession  der  Josephßtadt-Königßhainer  Flügelbahn  endet 
mit  dem  Erlöschen  der  Concession  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungs- 
bahn. Mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Regierung  zur  Einlösung  der 
Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  berechtigt  ist,  steht  derselben  auch 
das  Recht  der  Einlösung  der  Josephstadt-Königsbainer  Flügelbahn  unter 
den  gleichen  Bedingungen  zu. 

Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthnm  jener  aus  eigenem 
Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  angeschafften  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  als:  Giessereien,  Fabriken,  Bergwerke,  Coaksöfen,  Speicher 
etc.,  zu  deren  Herstellung  oder  Erwerbung  dieselbe  von  der  Staats- 
verwaltung mit  dem  ausdrücklichen  Beisätze  ermächtigt  wurde,  dass  sie 
kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

Vgl.  Art.  X  des  Uebereinkommens  vom  27.  April  1892  (Doc.  13). 

§  6. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  dieser  Concession  unterliegen 
der  fixen  Stempelgebühr  von  Einem  Gulden  (Aitikel  VI  des  Gesetzes). 

§  7. 

Insofern  in  dieser  Concession  nicht  etwas  Anderes  bestimmt  wird, 
haben  die  in  der  Concessionsurkunde  vom  15.  Juni  1856  für  die  Süd- 
Norddeutsche  Verbindungsbahn  festgesetzten  Bedingungen  auch  für  die 
Josephstadt-Königshainer  Flügelbahu  zu  gelten. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichs  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien, 
am  22.  Monatstage  August,  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend  achthundert 
sechzig  und  fünf,  Unserer  Reiche  im  siebzehnten  Jahre. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Richard  Graf  Belcredi  m.  p.  Max  v.  Löwenthal  m.  p. 

Auf  Allerhöchsten  Befehl  Sr.  k.  k.  Apostolischen  Majestät: 

Johann  Pfeiffer  m.  p. 
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6.  Gesetz  vom  19.  Juli  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  86, 

in  Betreff  der  Bedingungen  und  Zugeständnisse  för  die  Actiengesellschaft 
der  Süd-Norddeutschen  Verbindungshuhn  zum  Behufe  der  Fortsetzung  ihrer 
Hauptlinie  von  Reichenberg  Aber  Friedland   bis  zur  Landesgrenze  bei 
Seidenberg,  dann  einer  FlOgelbahn  von  Eisenbrod  nach  Tannwald. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  linde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  zum  Behufe  der  Fortsetzung  der 
Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  von  Reichenberg  über  Friedland 
bis  zur  Landesgrenze  bei  Seidenberg,  dann  zum  Behufe  der  Herstellung 
einer  Locomotivflü  gelb  ahn  von  Eisenbrod  nach  Tannwald  der  Actien- 
gesellschaft der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  vom  Staate  mit 
Inbegriff  der  Tilgungsquote  die  Garantie  eines  jährlichen  fünfpercentigen 
Reinerträgnisses  von  dem  wirklich  aufgewendeten  und  gehörig  nach- 
gewiesenen Anlagecapitale,  und  zwar  bis  zur  Maximalsumme  von 
Einundfünzig  Tausend  sechshundert  Gulden  in  Silber  pro  Meile,  für 
die  Dauer  der  Concession  zuzusichern,  so  zwar,  dass,  wenn  das 
jährliche  Reinerträgniss  pro  Meile  den  wirklich  garantirten  Betrag  nickt 
erreichen  sollte,  das  Fehlende  von  der  Staatsverwaltung  zu  ergänzen 
sein  wird. 

Die  Garantie  hat  mit  dem  Tage  der  Eröffnung  des  Verkehres 
auf  jeder  der  bezeichneten  Eisenbahnlinien  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

In  Absicht  auf  die  Garantieleistung,  sowie  auf  die  Verzinsung  und 
Rückzahlung  der  Vorschüsse  werden  jedoch  diese  Eisenbahnlinien  als 
ein  integrirender  Bestandtheil  der  Süd -Norddeutschen  Verbindungsbahn 
betrachtet.  Das  nach  diesem  Gesetze  garantirte  Reinerträgniss  ist  demnach 
jenem  Reinerträgnisse  zuzurechnen,  das  sich  auB  dem  garantirten  Anlage- 
capitale der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  ergibt,  und  es  ist  bei 
der  Beurtheilung,  ob  vom  Staate  aus  dem  Titel  der  Garantie  eine 
Zahlung  zu  leisten  sei,  sowie  bei  der  der  Gesellschaft  obliegenden  Pflicht 
zur  Rückzahlung  der  Staatsvorschüsse  an  Capital  und  Zinsen  das  Rein- 
erträgniss des  ganzen  Netzes  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn 
als  ein  ungeteiltes  Ganzes  zu  Grunde  zu  legen. 

Vgl.  das  Gesetz  vom  4.  Mai  1873,  R.  G.  Bl.  Nr.  88  (Doc.  9> 

Artikel  IL 

Die  Regierung  hat  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Vergebung  der 
Bauarbeiten  im  Wege  der  Offertausschreibung  stattfinde.  Die  Genehmigung 
des  Emissionscourses  ist  der  Staatsverwaltung  vorbehalten;  es  darf 
jedoch  dabei  nicht  unter  das  Verhältniss  von  neunzig  für  hundert 
her  abgegangen  werden. 
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Artikel  HI. 

Die  im  Artikel  I  enthaltene  Begünstigung  wird  für  die  Strecke 
Reichenberg  bis  zur  Landesgrenze  nur  in  der  Voraussetzung  gewährt, 
dass  die  Ausführung  der  mit  Preussen  projectirten  Anschlussstrecke 
von  der  Landesgrenze  nach  Görlitz  im  Verlaufe  vou  zwei  Jahren,  vom 
Tage  der  Ausfertigung  der  Concession  an  gerechnet,  sichergestellt 
und  über  den  Anschluss  der  beiderseitigen  Bahnen  zwischen  den 
Regierungen  Oesterreichs  und  Preussens  ein  Staatsvertrag  abgeschlossen 
werde. 

In  diesem  Staatsvertrage  wird  festgesetzt  werden,  in  welcher  Zeit 
der  Bau  der  Bahn  von  Beichenberg  au  die  Landesgrenze  in  Angriff 
zu  nehmen  und  binnen  welcher  Frist  derselbe  zu  vollenden  und  die 
Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  ist. 

Die  Frist  für  die  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  der  Bahn  wird 
auf  keinen  Fall  kürzer  als  zwei  Jahre,  vom  Tage  der  Ausfertigung 
des  StaatsvertrageB  an  gerechnet,  festgesetzt  werden. 

Die  Flügelbahn  Eisenbrod-Tannwald  ist  binnen  zwei  Jahren,  vom 
Tage  der  definitiven  Baubewilligung  gerechnet,  herzustellen  und  dem 
gewöhnlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Artikel  IV. 

Rücksichtlich  des  Anschlusses  der  Hauptbahn  an  das  preussische 
Eisenbahnnetz  und  rücksichtlich  des  Betriebsdienstes  in  der  gemein- 
schaftlichen Wechselstation  bleibt  die  Festsetzung  der  diesfalligen 
Bestimmungen  dem  Abschlüsse  des  Staatsvertrages  mit  der  königl. 
preussischen  Regierung  vorbehalten  und  sind  die  Concession äre  ver- 
pflichtet, sich  den  Bestimmungen  dieses  Staatsvertrages  und  den  daraus 
für  sie  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Bei  dem  Abschlüsse  und  bei  der  Durchführung  des  Staatsvertrages 
ist  jedoch  das  Interesse  der  Concessionäre  thunlichst  zu  wahren. 

Die  aus  dem  obigen  Anlasse  etwa  zu  zahlende  Rente  und  alle 
sonstigen  diesbezüglichen  Auslagen  dürfen  in  der  Betriebsrechnung  der 
Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  verrechnet  werden,  in  welche  auch 
umgekehrt  die  Einnahmen  der  etwa  pachtweise  betriebenen  preussischen 
Anschlussstrecke  einzustellen  sind. 

Artikel  V. 

Die  Actiengesellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  ist 
verpflichtet,  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  die  Flügelbahn  von 
Tannwald  über  Gablonz  bis  Reichenberg  zu  verlängern. 

In  diesem  Falle  ist  das  garantirte  Reinerträgniss  im  verfassungs- 
mässigen Wege,  entsprechend  den  effectiven  Baukosten  nebst  den  Geld- 
beschaffungskosten zu  erhöhen.  Bezüglich  des  sohin  erhöhten  Garantie- 
betrageB  finden  die  im  dritten  Absätze  des  Artikels  I  enthaltenen 
Bestimmungen  volle  Anwendung. 
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Artikel  VI. 

Für  die  neuen  Strecken  wird  die  Befreiung  von  der  Einkommen- 
steuer, dann  der  Entrichtung  der  Couponsstempelgebühren  von  den 
zur  Beschaffung  des  Baucapitales  derselben  emittirten  Actien  und 
Prioritätsobligationen,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch 
künftige  Gesetze  eingeführt  wird,  während  der  Bauzeit  und  durch  neun 
Jahre,  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  der  im  Artikel  I  genannten 
Linien  gerechnet,  zugestanden. 

Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und 
ausländischen  Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  von  neun  Jahren  von  der 
Unternehmung  für  die  neuen  Strecken  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in 
die  Betriebsrechnung  der  Süd-Norddeutacben  Verbindungsbahn  als  Aus- 
gabepost eingestellt  werden;  bezüglich  der  Couponsstempelgebübren  ist 
dies  nicht  zulässig. 

Für  die  aus  dem  Titel  der  Staatsgarantie  geleisteten  Vorschüsse 
ist  von  der  Unternehmung  keine  Einkommensteuer  zu  bezahlen. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien  und 
Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der  Interimsscheine  Stempel-  und 
gebührenfrei  stattfinde. 

Desgleichen  wird  die  Befreiung  von  der  bei  den  Grundeinlösungen 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr  zugestanden.  Zur  Berichtigung  der 
Stempel  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden 
zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung,  sowie  des  Baues  und  der  Instruirung 
der  concessionirten  Bahnlinie  wird  eine  Frist  bis  zur  Eröffnung  des 
Betriebes  auf  der  einschlägigen  Eisenbahnstrecke  bewilligt. 

Zugleich  wird  gestattet,  dass  die  Hälfte  dieser  Gebühren  in  die 
nächste  Betriebsrechnung  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  auf- 
genommen werde. 

Die  im  ersten  Absätze  dieses  Artikels  gewährte  Befreiung  von  der 
Einkommensteuer  kann  in  der  Weise  ausgeführt  werden,  dass  die 
Entrichtung  der  Einkommensteuer  für  die  Gesellschaft  der  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn  nach  Massgabe  des  Verhältnisses  der 
Meilenlänge  der  bestehenden  Linie  zu  den  neuen  Strecken  stattfindet. 

Artikel  VII. 

Die  Concession  der  im  Artikel  I  erwähnten  Eisenbahnlinie  endet 
mit  dem  Erlöschen  der  Concession  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungs- 
bahn. In  Betreff  des  der  Regierung  vorbehaltenen  Rechtes  zur  Einlösung  der 
neuen  Linien  haben  die  Bestimmungen  des  Artikels  V  des  Gesetzes 
vom  10.  August  1865,  R.  G.  Bl.  Nr.  71  ex  1865,  zu  gelten. 

Artikel  VIII. 

Insofern  in  diesem  Gesetze  nicht  etwas  Anderes  bestimmt  wird, 
haben   die   für   die   Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  festgesetzten 
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Be8timmuDgen  auch  für  die  in  den  Artikeln  I  und  V  erwähnten  neuen 
Linien  zu  gelten. 

Bis  zur  Herstellung  der  Strecke  von  Tannwald  über  Gablonz 
nach  Reichenberg  wird,  so  lange  die  Actiengesellschaft  der  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn  noch  mit  Rückzahlungen  für  Staats  Vorschüsse 
aushaftet,  gestattet,  bei  der  Bemessung  der  Frachtpreise  die  Strecken 
der  Flügelbahn  von  Eisenbrod  nach  Tannwald  mit  der  anderthalbfachen 
Läoge  zu  berechnen. 

Artikel  IX. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  werden  der  Handels-  und 
Finanzminister  beauftragt. 

Laxenburg,  am  19.  Juli  1871. 
Franz  Joseph  ro.  p. 

Hohenwart  m.  p.  Holzgethan  m.  p.  Schäffle  m.  p. 

7.  Protokoll  vom  19.  November  1871, 

aufgenommen  beim  k.  k.  Handelsministerium  aus  Anlass  der  Feststelinn? 
der  Concessionsbedlnguiigen  der  Locomotivbahn  von  Reichenberg  über 
Friedland  Ms  zur  Landesgrenze  bei  Seidenberg,  dann  einer  Flütrelbahn 

von  Eisenbrod  nach  Tannwald. 

Gegenwärtige  die  Gefertigten. 

I.  Der  Herr  Generaldirector  Dr.  Gross,  als  Vertreter  der  Süd- 
Norddeutschen  Verbindungsbahn  als  Coucessionswerberin,  übernimmt  die 
Verpflichtung,  die  Anlage  der  Stationen  in  der  Art  zu  bewerkstelligen, 
beziehungsweise  schon  bei  Verfassung  des  Detailprojectes  darauf  Rücksicht 
zu  nehmen,  dass  in  jeder  Richtung  täglich  auf  der  ganzen  Bahnlinie 
fünfzehn  Züge  a  70  Achsen  verkehren  können. 

II.  Die  Gesellschaft  übernimmt  die  weitere  Verpflichtung  die 
Kohlen  aus  den  Schwadowitzer  Bergrevieren,  sowie  jene  aus  den  Scbatzlarer 
Gruben  im  Transporte  sowohl  auf  den  bestehenden,  als  auch  auf  den 
neu  concessionirten  Linien  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  in 
Beziehung  auf  die  Wagenbeistellung,  auf  die  Frachtbestim  man  gen  und 
auf  Bemessung  der  Frachtsätze  für  gleiche  Entfernungen  nicht  ungünstiger 
als  die  Kohlen  des  Waldenburger  Reviers  zu  behandeln. 

Vgl.  die  Anmerkang  zu  §  7  der  Concessionsurkunde  vom    15.  Juni  1856 
(Doc.  1). 

III.  Von  Seiten  des  Handelsministeriums  wird  in  Beziehung  auf 
den  §  4  der  Concessionsurkunde  das  Zugeständniss  gemacht,  dass  die 
k.  k.  Regierung  die  Forderung  zur  Ausführung  der  Strecke  Tannwald- 
Reichenberg  nur  in  einem  solchen  Zeitpunkte  stellen  werde,  wo  die 
Linien  Eisenbrod-Tannwald  und  Reichenberg-Görlitz  bereits  vollendet 
und  dem  öffentlichen  Verkehre  tibergeben  sein  werden. 
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Die  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  übernimmt  die  Verpflichtung, 
die  Fortsetzung  der  Eisenbrod-Tannwalder  Bahn  über  Gablonz  nach 
Reichenberg  in  dem  von  der  Regierung  seinerzeit  zu  fordernden  Zeit- 
punkte auszuführen,  unter  dem  Vorbehalte,  dass  die  nach  Artikel  V  des 
Gesetzes  vom  19.  Juli  1871  im  verfassungsmässigen  Wege  festzusetzende 
Summe  des  zu  garantirenden  Reinerträgnisses  den  effectiven  Baukosten 
nebst  den  Geldbeschaffungskosten  vollkommen  entspricht. 

IV.  Die  Actiengesellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn 
übernimmt  die  Verpflichtung,  den  Anordnungen  des  Handelsministeriums 
bezüglich  der  für  alle  österreichischen  Eisenbahnen  einzuführenden  einheit- 
lichen Grundsätze  über  das  ßignalisirungswesen  Folge  zu  leisten,  jedoch 
nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  diese  Verpflichtung  nur  den  Zweck 
hat,  die  einheitliche  Signali  sirung  auf  allen  Österreichischen  Bahnen  zu 
ermöglichen,  und  dass  daher  diesfällige  neue  Anforderungen  nur  in  dem 
Falle  gestellt  werden,  da9s  die  gleich  mässige  Anwendung  der  Signali- 
sirungsvorechriften  auf  allen  österreichischen  Bahnen  gesichert  erscheint. 

V.  Rücksichtlich  der  von  den  Vertretern  des  Handelsministeriums 
gestellten  Forderungen,  gleich  jetzt  schon  den  Grund  für  das  zweite  Geleise 
einzulösen,  alle  grösseren  Brücken  und  Viaducte  für  zwei  Geleise  zu 
fundiren  und  die  Tunnels  mit  der  für  zwei  Geleise  nöthigen  Lichtweite 
zu  versehen,  bemerkt  Herr  Generaldirector  Dr.  Gross,  dass  für  die  Einlösung 
des  für  da9  zweite  Geleise  erforderlichen  Grundes  in  dem  Projecte  nicht 
vorgesehen  ist,  dass  im  Gegentheile  die  präliminirte  Ziffer  für  den 
Grunderwerb  nach  den  heutigen  Erfahrungen  in  Böhmen  um  circa 
hundert  Percent  erhöht  werden  muss,  um  den  wirklichen  Bedarf 
zu  decken. 

Es  ist  daher  innerhalb  der  durch  das  Gesetz  begrenzten  Summe 
des  Anlagecapitales  geradezu  unmöglich,  den  Grund  für  zwei  Geleise 
einzulösen. 

Auch  in  Bezug  auf  die  Anlage  doppelgleisiger  Tunnels  und  doppel- 
gleisiger Fundirung  der  Viaducte  und  Brücken  bestehen  wesentliche  Be- 
denken, ob  das  festgestellte  Anlagecapital  dies  ermöglichen  werde;  es 
muss  jedoch  die  Entscheidung  hierüber  bis  nach  Bearbeitung  des  Detail- 
projectes  vorbehalten  werden,  und  bittet  der  gefertigte  Vertreter  der 
Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn,  das  Handelsministerium  möge  in 
dem  Falle,  als  bei  Vorlage  des  Detailprojectes  der  Nachweis  geliefert 
würde,  dass  für  Tunnels  und  Viaducte  das  bewilligte  Anlagecapital  die 
gewünschte  Erbreiterung  nicht  zulasse,  die  Gesellschaft  von  dieser 
Verpflichtung  entheben. 

Später  hat  sich  die  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  in  der  an  das 
Handelsministerium  gerichteten  Eingabe  vom  4.  April  1872  zur  Herstellung  des 
Tunnels  in  der  lichten  Weite  für  zwei  Geleise  bereit  erklärt. 

VI.  Ueber  die  von  den  Vertretern  des  Handelsministeriums 
gestellte  Anforderung,  sowohl  die  Landwehr  ausser  Dienst  nach  den  für 
die  Angehörigen  des  stehenden  Heeres  vereinbarten  TrausportbestimmuDgen 
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zu  behandeln,  als  auch  für  die  nicht  im  Dienste  reisenden  Angehörigen 
des  stehenden  Heeres  noch  weiter  gehende  Fahrpreisermäesigungen  als 
die  bereits  bestehenden  zuzugestehen»  erklärt  Herr  Generaldirector 
Dr.  Gross  auf  das  Bestimmteste,  dass  die  Gesellschaft  der  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn  nicht  in  der  Lage  wäre,  derartige  Be- 
günstigungen eintreten  zu  lassen. 

Ebenso  erklärt  derselbe,  die  ihm  bekannt  gegebenen,  in  der  Note 
des  k.  k.  Reichskriegsministeriums  vom  25.  August  1871,  Z.  2127 
(Znsammenstellung  Punkt  8),  formulirte  Unterwerfung  unter  die  Bestim- 
mungen eines  derzeit  noch  nicht  bestehenden  Gesetzes  bezüglich  der  An- 
stellung gedienter  Unterofficiere  ans  dem  Grunde  nicht  acceptiren  zu 
können,  weil,  im  Falle  ein  derartiges  Gesetz  mit  allgemeiner  Wirksamkeit 
ins  Lehen  treten  sollte,  dasselbe  ohnedies  auch  auf  die  Süd-Norddeutsche 
Verbindungsbahn  Anwendung  finden  wird.  Würde  aber  im  entgegen- 
gesetzten Falle  das  zukünftige  Gesetz  nicht  auf  alle  Eisenbahnen  allgemeine 
Anwendung  finden,  so  liegt  insbesondere  im  Hinblicke  auf  den  Wortlaut 
des  Artikels  VIII  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  86, 
kein  Motiv  vor,  eine  Ausnahmsbestimmung  zu  acceptiren,  deren  Trag- 
weite und  praktische  Durchführbarkeit  heute  noch  gänzlich  unbestimmt  ist. 

VII.  Herr  Generaldirector  Dr.  Gross  erklärt  über  Aufforderung 
der  Vertreter  des  Handelsministeriums  die  Bestimmungen  der  Protokolle 
vom  25.  Mai  und  7.  Juni  1868,  insoweit  sich  dieselben  auf  die  Süd- 
Norddeutsche  Verbindungsbahn  beziehen,  selbstverständlich  als  auch 
für  die  neu  concessionirten  Linien  (Reichenberg-Grenze  und  Eisenbrod- 
Tannwald)  giltig  anzuerkennen. 

Der  gefertigte  Herr  Generaldirector  erklärt  schliesslich  namens  der 
von  ihm  vertretenen  Gesellschaft,  die  Concessiou  in  der  Fassung  des 
beiliegenden  vereinbarten  Entwurfes  anzunehmen  und  zur  Ausführung 
zu  bringen. 

Für  das  k.  k.  Handelsministerium: 
Pfeifler  m.  p. 
k.  k.  Ministerialrat!). 

Carl  Ritter  v.  Pusswald  m.  p. 

k.  k.  Sectionsrath. 

Dr.  Theodor  Haberer  m.  p. 

k.  k.  Minwterialconcepts-Adjunct,  als  Protokoll- 
führer. 

8.  Concessionsurkunde  vom  31.  März  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  62, 

zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiveisenbahn  ron  Beichenberg  Uber 
Friedland  bis  zur  Landesgrenze  bei  Seideuberg,  dann  einer  Flügelbahn 

ron  Eisenbrod  nach  Tannwald. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Actiengesellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungs- 
bahn die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Bau   und  Betrieb 


In  Vertretung  der  Actiengesellschaft  der 
Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn : 
Gross  m.  p. 
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einer  Locomotiveisenbahn  zum  Behufe  der  Fortsetzung  der  Süd-Nord- 
deutscben  Verbindungsbahn  von  Keichenberg  über  Friedland  bis  zur 
Landesgrenze  bei  Seidenberg  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen, 
in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens,  der  genannten 
Gesellschaft  die  Concession  dieser  Bahn,  dann  einer  Flügelbabn  von 
Eisenbrod  nach  Tannwald  auf  Grundlage  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  des  Gesetzes  vom 
19.  Juli  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  8»;,  wie  folgt,  zu  ertb eilen : 

§  1. 

Wir  verleihen  der  A  ctiengesellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Ver- 
bindungsbahn zum  Behufe  der  FoitEetzung  ihrer  Hauptlinie  das  Recht 
zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiveisenbahn  von  Reichenberg  über 
Friedland  bis  zur  Landesgrenze  bei  Seidenberg,  dann  einer  Flügelbahn 
von  Eisenbrod  nach  Tannwald. 

Die  Eisenbahn  Reichenberg- Friedland-Reichsgrenze  bei  Seidenberg  und 
die  Flügelbahn  von  Eisenbrod  nach  Tannwald  wurden  am  1.  Juli  1875  dem 
Verkehre  übergeben.  Die  Anschlussverhältnisse  an  die  preussischen  Staatseisen- 
bahnen sind  durch  den  Staatsvertrag  zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  dem 
Deutschen  Reiche  vom  21.  Mai  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  116,  geregelt. 

§  2. 

Für  diese  im  §  1  bezeichneten  Eisenbahnstrecken  wird  der 
ActiengeselUchaft  der  Süd- Norddeutschen  Verbindungsbahn  vom  Staate, 
mit  Inbegriff  der  Tilgungequote,  die  Garantie  eines  jährlichen  fünf- 
percentigen  Reinerträgnisses  von  dem  wirklich  aufgewendeten  und 
gehörig  nachgewiesenen  Anlagecapitale,  und  zwar  bis  zur  Maximal- 
summe von  Einundfünfzig  Tausend  sechshundert  Gulden  in  Silber  per 
Meile,  für  die  Dauer  der  Concession  zugesichert,  so  zwar,  dass  wenn 
das  jährliche  Reinerträgniss  per  Meile  den  wirklich  garantirten  Betrag 
nicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende  von  der  Staatsverwaltung  zu 
ergänzen  sein  wird. 

Die  Garantie  hat  mit  dem  Tage  der  Eröffnung  des  Verkehres 
auf  jeder  der  bezeichneten  Eisenbahnlinien  in  Wirksamkeit  zu  treten. 
In  Absiebt  auf  die  Garantieleistung,  sowie  auf  die  Verzinsung  und 
Rückzahlung  der  Vorschüsse  werden  jedoch  diese  Eisenbahnlinien  als 
ein  integrirender  Bestandteil  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn 
betrachtet.  Das  nach  dieser  Concessionsurkuude  in  Folge  des  Gesetzes 
vom  19.  Juli  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  86,  garantirte  Reinet trägniss  ist 
demnach  jenem  Reineiträgnisse  zuzurechnen,  das  sich  aus  dem 
garantiiten  Anlagecapitale  der  Süd  -  Norddeutschen  Verbindungsbahn 
ergiebt,  und  es  ist  bei  der  Beurtbeilung,  ob  vom  Staate  aus  dem 
Titel  der  Garantie  eine  Zahlung  zu  leisten  sei,  sowie  bei  der  der 
Gesellschaft  obliegenden  Pflicht  zur  Rückzahlung  der  Staatsvorschüsse 
an  Capital  und  Zinsen  das  Reintr&gnisa  des  ganzen  Netzes  der  Sttd- 
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Norddeutschen  Verbindungsbahn  als  ein  ungeteiltes  Ganzes  zu  Grunde 
zu  legen. 

Vgl.  das  Gesetz  vom  4.  Mai  1873  (Doo.  9),  dann  Art.  II  des  Gesetzes 
vom  28.  Juni  1892  (Doo.  12)  und  Art.  IV  des  Uebereinkommens  vom  27.  April 
1892  (Doc.  13). 

§  3. 

Die  im  §  2  enthaltene  Begünstigung  wird  für  die  Strecke 
Reichenberg  bis  zur  Landesgrenze  nur  in  der  Voraussetzung  gewährt, 
dass  die  Ausführung  der  mit  Preussen  projectirten  Anschlussstrecke  von  der 
Landesgrenze  nach  Görlitz  im  Verlaufe  von  zwei  Jahren,  vom  Tage 
der  Ausfertigung  der  Concession  an  gerechnet,  sichergestellt  und  über 
den  Anschluss  der  beiderseitigen  Bahnen  zwischen  den  Regierungen 
Oesterreichs  und  Preussens  ein  Staatsvertrag  abgeschlossen  werde. 

In  diesem  Staats  vertrage  wird  festgesetzt  werden,  in  welcher  Zeit 
der  Bau  der  Bahn  von  Reichenberg  an  die  Landesgrenze  in  Angriff 
zu  nehmen,  und  binnen  welcher  Frist  derselbe  zu  vollenden,  und  die 
Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  ist. 

Die  Frist  für  die  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  der  Balm 
wird  auf  keinen  Fall  kürzer  als  zwei  Jahre,  vom  Tage  der 
Ausfertigung  des  Staatsvertrages  an  gerechnet,  festgesetzt  werden. 

Die  Fitigelbahn  Eisenbrod-Tannwald  ist  binnen  zwei  Jahren,  vom 
Tage  der  definitiven  Baubewilligung  gerechnet,  herzustellen  und  dem 
gewöhnlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  §  1  der  vorliegenden  Conoesssiousurkunde. 

§  4- 

Die  Actiengesellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn 
ist  verpflichtet,  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  die  Flügelbahn 
von  Tannwald  über  Gablonz  bis  Reichenberg  zu  verlängern. 

In  diesem  Falle  wird  das  garantirte  Reinerträgnias  im  ver- 
fassungsmässigen Wege,  entsprechend  den  effectiven  Baukosten  nebst 
den  Geldbeschaffungskosten,  erhöht  werden;  bezüglich  des  sohin 
erhöhten  Garantiebetrages  finden  die  im  dritten  Absätze  des  §  2 
enthaltenen  Bestimmungen  volle  Anwendung. 

§  &• 

Die  Vergebung   der  Bauarbeiten   hat   im  Wege    der  Offertaug 
Schreibung  stattzufinden. 

Die  Genehmigung  des  Emissionscourses  ist  der  Staatsverwaltung 
vorbehalten;  es  darf  jedoch  dabei  nicht  unter  das  Verhältniss  von 
neunzig  für  hundert  herabgegangen  werden. 

§  6- 

Rücksichtlich  des  Anschlusses  der  Hauptbahn  an  das  preusische 
Eisenbahnnetz  und  rücksichtlich  des  Betriebsdienstes  in   der  gemein- 
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schaftltchen  Wechsel  Station  bleibt  die  Festsetzung  der  diesfalligen 
Bestimmungen  dem  Abschlüsse  des  Staatsvertrages  mit  der  königlich 
preussischen  Regierung  vorbehalten,  und  ist  die  Actiengesellschaft  der 
Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  verpfiichtet,  sich  den  Bestimmungen 
dieses  Staatsvertrages  und  den  daraus  für  sie  erwachsenden  Obliegen- 
heiten zu  unterwerfen. 

Bei  dem  Abschlüsse  und  bei  der  Durchführung  des  Staatsvertrages 
wird  jedoch  das  Interesse  der  Actiengesellschaft  thunlichst  gewahrt 
werden.  Die  aus  dem  obigen  Anlasse  etwa  zu  zahlende  Rente  und  alle 
sonstigen  diesbezüglichen  Auslagen  dürfen  in  der  Betriebsrechnung 
der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  verrechnet  werden,  in  welche 
auch  umgekehrt  die  Einnahmen  der  etwa  pachtweise  betriebenen 
preussischen  Anschlussstrecke  einzustellen  sind. 

Siebe  die  Anmerkung  zu  §  1  der  vorliegenden  Coneessionsnrkunde. 

8  -• 

Für  die  neuen  Strecken  wird  die  Befreiung  von  der  Einkommen- 
steuer, dann  der  Entrichtung  der  Couponsstempelgebühren  von  den  zur 
Beschaffung  des  Baucapitales  derselben  emittirten  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen, sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige 
Gesetze  eingeführt  wird,  während  der  Bauzeit  und  durch  neun  Jahre, 
vom  Tage  der  Betriebseröffnung  der  im  §  1  genannten  Linieu 
gerechnet,  zugestanden. 

Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und 
ausländischen  Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  von  neun  Jahren  von  der 
Unternehmung  für  die  neuen  Strecken  zu  leistenden  Steuern  dürfen 
in  die  Betriebsrechnung  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  als 
Ausgabspost  eingestellt  werden;  bezüglich  der  Couponsstempelgebühren 
ist  dies  nicht  zulässig. 

Für  die  aus  dem  Titel  der  Staatsgarantie  geleisteten  Vorschüsse 
ist  von  der  Unternehmung  keine  Einkommensteuer  zu  bezahlen. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien  und 
Prioritätsobligationen,  mit  Einschlu6s  der  Interimsscheine,  Stempel-  und 
gebührenfrei  stattfinde. 

Desgleichen  wird  die  Befreiung  von  der  bei  der  Grandeinlösung 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr  zugestanden. 

Zur  Berichtigung  der  Stempel  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  CapitalsbeschafTung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  concessrionirten  Bahnlinie 
wird  eine  Frist  bis  zur  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  einschlägigen 
Eisenbahnstrecke  bewilligt. 

Zugleich  wird  gestattet,  dass  die  Hälfte  dieser  Gebühren  in  die 
nächste  Betriebsrechnung  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn 
aufgenommen  werde. 

Die  im  ersten  Absätze  dieses  Paragraphen  gewährte  Befreiung 
von  der  Einkommensteuer  kann  in  der  Weise  ausgeführt  werden,  das? 

48* 
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die  Entrichtung  der  EinkommeD Steuer  für  die  Gesellschaft  der  Süd- 
Norddeutschen  Verbindungsbai  n  nach  Masfgabe  des  Verhältnisses  der 
Meilenlänge    der  bestehenden  Linie  zu  den  neuen  Strecken  stattfindet. 

Vgl.  Alt.  III  des  Gesetzes  vom  28.  Juni  1892  (Doo.   12)  und  Art.  XII 
des  Uebereinkommens  vom  27.  April  1892  (Doo.  13). 

§  8. 

Die  Gesellschaft  hat  im  Frachtenverkehre  jene  Nomenclatur  und 
Classificationen  der  Waaren,  sowie  jene  Transportbestimmungen,  welche 
der  grösste  Theil  der  österreichischen  Eisenbahnen  für  den  allgemeinen 
österreichischen  Verbandverkehr  einzuführen  beschliessen  wird,  thunlichst 
zur  Anwendung  zu  bringen. 

§  9. 

Die  Actiengesellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn 
wird  das  Zustandekommen  von  Flügelbahnen  nach  längs  der  Hauptbahn 
gelegenen  bedeutenderen  Industiiestätten  und  Kohlenrevieren  zum 
Behufe  der  Transpoiterleichterung  thunlichst  fördern,  beziehungsweise 
solche  Flügelbahnen  gegen  vertragsmäßige  Sicherstellung  eines 
bestimmten  Frachten  quantums  und  Tarifzuechlages  herstellen,  und  wird 
die  Richtung  der  Bahn,  der  Zeitpunkt  der  Herstellung  und  die  Höhe 
des  FraehteLquantums  und  des  Tarifzuschlages  der  Genehmigung  des 
Handelsministeriums  vorbehalten. 

§  10. 

Zur  Wahrung  des  aus  der  übernommenen  Garantieleistung  für  die 
Staatsverwaltung  entspringenden  Interesses  ist  letztere  befugt,  sich  die 
Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dass  der  Bau  der  eben  concessionirten 
Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  auf  allen  Linien  in  allen  Theilen 
zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten,  beziehungsweise 
beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abge- 
ordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Oommiseär  hat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsausschusses,  sowie  den  General- 
versammlungen, so  oft  er  es  angemessen  findet,  beizuwohnen  und 
allfällige,  dem  Staatsinteresse  nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren. 

Die  Gesellschaft  ist  vei pflichtet,  für  diese  staatliche  UeberwachuDg 
des  Baues  und  Betriebes,  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene 
Geschäftslast,  eine  jährliche  Pauschal  Vergütung,  welche  von  der  Staats 
Verwaltung  im  Verhältnisse  zur  Höhe  der  Leistungen  der  anderen 
Eisenbahnunternehmungen  bemessen  werden  wird,  an  den  Staatsschatz 
zu  entlieh ten. 
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§  IL 

Bezüglich  der  Tarifsätze  für  Militärtransporte,  sowie  hinsichtlich 
der  Begüostigaogen  reisender  Militärs  haben  die  für  die  anderen 
Linien  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  bestehenden  Bestim- 
mungen auch  für  die  hier  concessionirten  Linien  zur  Geltung  zu 
kommen. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider 
Reichshälften  im  Dienste,  die  Landesschtitzen  Tirols  im  Dienste,  auf 
das  Militärwachcorps  für  die  k.  k.  Civilgerichte  in  Wien,  auf  die 
militärisch  organigirte  Finanz-  und  Sicherheitswache,  auf  das  Militär- 
Polizei  wachcorp 3  und  die  k.  k.  Gendarmerie  Anwendung. 

Die  für  die  bestehenden  Linien  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungs- 
bahn giltige  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen  findet 
auch  auf  die  hier  in  Rede  stehenden  Bahnlinien  Anwendung. 

Die  Aktiengesellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn, 
welche  bereits  dem  von  den  österreichischen  Eisenbahn gesellschaften 
abgeschlossenen  Uebereinkommen  Über  die  Leistung  gegenseitiger 
Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung  grösserer  Militär- 
trausporte beigetreten  ist,  verpflichtet  sich  auch,  den  organischeu 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahnabtheiluogen, 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags- 
übereinkommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande 
auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten.  Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt 
auch  bezüglich  des  mit  den  Bahngesellschafcen  zu  Stande  kommenden 
Uebereinkommen 3  wegen  gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei 
Durchführung  grosser  Militärtransporte. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  gediente  Unterofficiere  des 
stehenden  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  bei  Verleihung 
von  Dienstposten  vorzugsweise  zu  berücksichtigen. 

§  12. 

Die  Concession  der  im  8  1  erwähnten  Eisenbahnlinien  endet  mit 
dem  Erlöschen  der  Concession  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn. 
In  Betreff  des  der  Regierung  vorbehaltenen  Rechtes  zur  Einlösung  der 
neuen  Linien  haben  die  Bestimmungen  des  Artikels  V  des  Gesetzes 
vom  10.  August  1865,  R.  G.  Bl.  Nr.  71  ex  1865,  zu  gelten. 

Vgl.  Art.  X  des  Uebereinkommens  vom  27.  April  1892  (Doo.  13). 

§  13. 

Insofern  in  dieser  Concession  nicht  etwas  Anderes  bestimmt  wird, 
haben  die  für  die  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  in  den 
Concessionsurkunden  vom  15.  Juni  1856,  H.  M.  Verordnungsblatt 
Nr.  46,  und  vom  22.  August  1865,  R.  G.  Bl.  Nr.  79,  festgesetzten 
Bestimmungen  auch  für  die  in  den  §§  1  und  4  erwähnten  neuen 
Linien  zu  gelten. 
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Bis  zur  Herstellung  der  Strecke  von  Tannwald  über  Gablonz 
nach  Reicheij berg  wird,  so  laDge  die  Actiengesellschaft  der  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn  noch  mit  Rückzahlungen  für  Staatsvorschüsse 
aushaftet,  gestattet,  bei  der  Bemessung  der  Frachtpreise  die  Strecken 
der  Fitigelbahn  von  Eisenbrod  nach  Tannwald  mit  der  anderthalb- 
fachen Länge  zu  berechnen. 

Vgl.  Punkt  8  der  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom   27.  Sep- 
tember 1877  (Doc.  10). 

§  14. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Coucession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren 
Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden, 
die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  Einunddreissigsten  des  Monates  März,  im  Jahre  des  Heils 
Eintausend  Achthundert  und  Siebzig  Zwei,  Unserer  Reiche  im  Vier- 
undzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  ra.  p.  Banhans  m.  p.  Pretls  m.  p. 

9.  Gesetz  vom  4.  Mai  1873,  R.  G.  Bl.  Nr.  88, 

wodurch  Artikel  I  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  86,  in 
Betreff  der  Bedingungen  und  Zugeständnisse  für   die  Eisenbahnlinien 
Reichenberg  Seidenberg  und  Eisenbrod-Tannwald  abgeändert  wird. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

In  AbänderuDg  des  Artikels  I  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1871, 
Ii.  G.  Bl.  Nr.  86,  wird  die  Maximalsumme,  bis  zu  welcher  die  Regierung 
ermächtigt  ist,  der  Actiengesellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungs 
bahn  zum  Behnfe  der  Foit&etzung  ihrer  Hauptlinie  von  Reichenberg 
über  Fiiedland  bis  zur  Landesgrenze  bei  Seidenberg,  dann  zum 
Behufe  der  Herstellung  einer  Locomotivflügelbahn  von  Eisenbrod  nach 
Tannwald  vom  Staate,  mit  Inbegriff  der  Tilgungsquote,  die  Garantie 
eines  jährlichen  fünfpercentigen  Reinerträgnisses  von  dem  wirklich 
aufgewendeten  und  gehörig  nachgewiesenen  Anlagecapitale  zuzusichern, 
auf  den  Betrag  von  Neunundfünfzig  Tausend  Achthundert  (59.800) 
Gulden  in  Silber  durchschnittlich  per  Meile  erhöht. 

Auf  Grund  des  vorliegenden  Gesetzes  wurde  dem  Verwaltungsrathe  der 
Süd-Norddeutschen    Verbindungsbahn    mit   dem  Handelsminiaterinlerlasse  vom 
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9.  Mai  1873,  Z.  16167,  die  Erhöhung  des  garantirten  Reinerträgnisses  für  die 
in  Rede  stehenden  Linien  auf  59.800  fl.  per  Meile  in  Aussieht  gestellt. 

Vgl.  übrigens  Art.  II  des  Gesetzes  vom  28.  Juni  1892  (Doc.  12)  und 
Art.  IV  des  Uebereinkommens  vom  27.  April  1892  (Doc.  13). 

Artikel  II. 

Der  Handeleminister  und  der  Finanzminister  sind  mit  dem 
Vollzuge  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Wien,  am  4.  Mai  1873. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Auersperg  m.  p.  Banhans  m.  p.  Pretis  m.  p. 

» 

10.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  27.  Sep- 
tember 1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  90, 

betreffend  die  Abänderung  einiger  concessionsinüssitrer  Tarifbestimumngen 
der  k.  k.  priv.  ^öd-Norddeutschen  Verbindungsbahn. 

In  Abänderung  der  concessionsmässigen  Tarifbestimmungen  für 
die  Personenbeförderung  auf  der  k.  k.  priv.  Süd-Norddeutschen 
Verbindungsbahn  haben  vom  15.  October  1877  ab  auf  Grundlage  des 
Gesetzes  von  15.  Juli  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  64,  betreffend  die 
Maximaltarife  für  die  Personenbeförderung  auf  den  Eisenbahnen,  sowie 
über  Allerhöchste  Ermächtigung  die  nachstehenden  Normen  in 
Wirksamkeit  zu  treten: 

1.  Als  Maximaltarif  für  den  Personentransport  wird  festgesetzt, 
und  zwar: 

per  Person 
und  Kilometer 

für  die     I.  Classe  4*8  Kreuzer, 

n      n     H-      »   3"6  n 

„      *    HI.       n   24 

österreichischer  Währung  in  Silber. 

2.  Bei  Eilzügen  dürfen  diese  Tarifsätze  um  20  Percent  erhöht 
werden,  wenn  dieselben  nicht  bloss  Waggons  I.  Classe  führen,  und 
wofern  die  durchschnittliche  Geschwindigkeit  dieser  Züge  (inclusive  der 
Aufenthalte  in  den  Stationen)  auf  jenen  Strecken,  wo  keine  Steigungen 
von  15  pro  mille  und  darüber  vorkommen,  mindestens  37  Kilometer, 
auf  Strecken  mit  Steigungen  von  15  pro  mille  aufwärts  aber  mindestens 
24  Kilometer  per  Zeitstunde  beträgt. 

3.  Für  gemischte  Züge  sind  obige  Tarife  um  20  Percent  zu 
ermässigen.  Ausnahmen  hievon,  die  nur  für  Strecken,  auf  welchen 
lediglich  gemischte  Züge  verkehren,  zulässig  sind,  bedürfen  der 
ausdrücklichen  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 
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4.  Sollte  ßich  das  Bedürfniss  nach  weitergebenden  Ermässigungen 
herausstellen  und  sollte  in  diesem  Falle  die  Gesellschaft  nicht  in  der 
Lage  seiD,  entsprechende  Erleichterungen  in  der  III.  Wagenclasse  zu 
gewähren,  60  ist  dieselbe  gehalten,  über  Aufforderung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums auf  den  von  demselben  bezeichneten  Strecken  eine 
IV.  Classe  (Steh wagen)  mit  dem  Tarifsatze  von  1*5  Kreuzer  öster- 
reichischer Währung  in  Silber  per  Person  und  Kilometer  einzuführen, 
beziehungsweise  beizubehalten. 

5.  Auf  einer  und  derselben  Verkehrslinie,  in  derselben  Verkebrs- 
richtung  und  unter  den  gleichen  Bedingungen  dürfen  die  Gesammt- 
transportkosten  für  eine  näher  gelegene  Station  nicht  höber  sein,  als 
für  eine  entferntere. 

6.  Iosolange  die  Gesellschaft  die  Staatsgarantie  in  Anspruch 
nimmt,  dürfen  Freikarten,  welche  nicht  nur  für  einzelne  Fahrten 
Giltigkeit  haben,  nur  mit  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
an  Nichtbedienstete  der  Bahn  ausgefolgt  werden.  Diese  Freikarten 
müssen  auf  einen  bestimmten  Namen  oder  auf  eine  bestimmte  Dienstes- 
kategorie lauten. 

7.  Die  Feststellung  der  Tarifsätze  für  die  mit  dem  Personen- 
transporte  im  Zusammenhange  stehende  Beförderung  von  Gepäck,  Fahr- 
zeugen und  lebenden  Thieren,  sowie  eämmtlicher  Nebenbestimmuugen 
für  die  Beförderung  von  Personen  bleibt  nach  Anhöruug  der 
Gesellschaft  dem  k.  k.  Handelsministerium  vorbehalten. 

Für  jedes  ganze  Fahrbillet  wird  ein  Freigewicht  von  25  Kilo- 
gramm und  für  jedes  halbe  Billet  ein  solches  von  12  Kilogramm 
festgesetzt. 

8.  Bei  der  Berechnung  der  Fahrpreise  und  der  Gebühren  für  die 
mit  dem  Personentransporte  im  Zusammenbange  stehende  Beförderung 
von  Sachen  kann  für  Strecken  mit  Steigungsverhältnissen  von  15  pro 
millc  und  darüber  die  l^fa-cb.6  Läoge  der  fraglichen  starken 
Steigungen  und  Gefälle  zu  Grunde  gelegt  werden. 

Die  im  §  13,  alinea  2  der  Concessionsurkunde  vom  31.  März  1872, 
R.  G.  Bl.  Nr.  62,  zeitweilig  zugestandene  Berechnung  der  l72fachen 
Länge  der  Flügelbahn  Eisenbrod-Tannwald  hat  zu  entfallen  und  es 
sind  künftig  im  Personen-  und  Frachtenverkehr  dem  Kilometerzeiger 
die  wirklichen  Entfernungen  zu  Grunde  zu  legen,  wie  solche  von  der 
k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  ermittelt 
worden  sind. 

9.  Alle  neuen  Tarife  im  Persoaenverkehre,  sowie  jede  Aufhebung 
oder  Abänderung  der  Tarife  bat  die  Gesellschaft  mindestens  14  Tage 
vor  dem  Inslebentreten  der  bezüglichen  Tarifmassnahmeu  nach  den 
Anordnungen  des  k.  k.  Handelsministeriums  öffentlich  kund  zu  machen. 

10.  Die  Bestimmungen  für  die  Beförderung  von  Militärpersonen 
werden  durch  vorstehende  Festsetzungen  nicht  berührt. 

Chlumecky  m.  p. 
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11.  Protokoll 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium  am  4.  Februar  187H. 

Gegenwärtig: 


Von  Seite  der  Regierung: 
Der  Herr  Sectionsohef  und  General- 
director  des  österreichischen  Eisenbahn» 
wesens  Wilhelm  v.  Nördling. 

Der  Herr  Sectionsrath  im  k.  k.  Finanz- 
ministerium Johann  Bayer. 

Der  Herr  Sectionsrath  im  k.  k.  Handels- 
ministerium Josef  PoDanetz 

Der  Herr  Generalinspeetor  und  Regie- 
rungsrath Engen  Hoerner. 

Der  Herr  Generalinspeetor  und  Regie- 
rungsrath Sigmund  Steingraber. 

Der    Ministerialconoipist    Dr.  Ernst 
v.  Koerber  als  Schriftführer. 


Von   Seite  der  k.  k.  priv.  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn : 

Der    Präsident    des    Verwaltungsrath  es 
Herr  Josef  Ritter  v.  Mallmann. 

Der  Herr  Director,  k.  k.  Hofrath  Gustav 
R.  Gross. 


Gegenstand 

der  Verhandlung  ist  die  Durchführung  der  auf  die  k.  k.  priv.  Süd-Nord- 
deutsebe  Verbindungsbahn  bezüglichen  Garantiebestimmungen,  die 
Ordnung  der  Verkehrsrelationen,  der  gemeinsamen  Auslagen  und  der 
Abrechnung  über  die  gegenseitige  Benützung  des  Wagenparkes  zwischen 
der  österreichischen  Nordwestbahn  und  Süd  -Nord deutschen  Ver- 
bindungsbahn. 

Nachdem  bei  der  Anwendung  einiger  auf  die  Garantieverhältnisse 
Bezug  habender  Bestimmungen  der  betreffenden  Concessionsurkunden 
sich  Unsicherheiten  ergeben  haben  nnd  anderenteils  die  Eingabe  des 
Verwaltungsrathes  der  k.  k.  priv.  Süd -Norddeutschen  Verbindungungs- 
bahn H.  M.  Z.  22373  ex  1876,  betreffend  gewisse  schwebende  Schulden, 
noch  der  Erledigung  zuzuführen  ist,  werden  unter  Vorbehalt  der 
Genehmigung  Ihrer  Excellenzen  des  Herrn  k.  k.  Finanzministers  und 
des  Herrn  k.  k.  Handelsministers  und  ohne  Präjudiz  für  die  eventuelle 
Regelung  der  Garantieverhältnisse  des  gesammten  Anlagecapitales  der 
»Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  im  legislativen  Wege  nachstehende 
Vereinbarungen  getroffen: 

A.  Baucapital  und  Reinertragsgarantie. 

Artikel  1. 
Bauconto. 

Mit  1.  Juli  1875,  dem  Eröffnungstage  der  Linien  Reichenberg- 
Seidenberg  und   Eisenbrod-Tannwald,  wird  der  auf  Vermehrung  des 
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Fabrparks  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  verwendete  Betrag 
von  332.599  fl.  77  kr.  auf  den  durch  Handelsministerialerlass  vom 
4.  Februar  1874,  Z.  2363,  gegründeten  Reservefond  übernommen. 

Dagegen  erhält  die  Gesellschaft  unter  Aufrechthaltung  der 
Verpflichtung  zur  Leistung  eines  Beitrages  von  25.000  fl.  zu  einer 
Strassenherstellung  am  Bahnhofe  Beichenberg  (H.  M.  Z.  38074  ex  1874) 
daß  Verfugungsrecht  über  die  in  dem  besagten  Reservefond  enthaltenen 
Titel  im  Nominalbetrage  von  392.680  fl. 

Mit  31.  December  1876  wird  der  auf  den  Umbau  der  Schiffkorn- 
brticken  verwendete  Betrag  von  80.975  fl.  27  kr.  auf  die  Betriebs- 
rechnung übernommen. 

Die  mit  Handelsministerialerlass  Z.  5318  ex  1876  gestattete 
Einstellung  in  die  Betriebsrechnung  von  Zinsen  aus  den  erwähnten 
schwebenden  Schulden  hat  folgerichtig  am  1.  Juli  1875,  beziehungsweise 
31.  December  1876  aufzuhören. 

Die  Zinsen  aus  der  schwebenden  Schuld  von  400.000  fl.,  welche 
laut  Handelsministerialerlass  vom  31.  Juli  1873,  Z.  23977,  von  dem 
der  Betriebsrechnung  gutzubringenden  Reinertrag  der  Reichenberger 
Giesserei  in  Abzug  gebracht  werden  dürfen,  werden  auch  künftig  von 
der  Gesellschaft  nach  dem  ihr  factisch  auflaufenden  Zinsrasse  berechnet 
werden. 

Artikel  2. 
Garantirter  Reinertrag. 
Die  Länge  der  Linien  Reichenberg -Seidenberg  und  Eisenbrod- 
Tannwald   wird   definitiv  mit   58.050   Meter   gleich    7*65232  Meilen 
festgesetzt. 

Der  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  garantirte  Maximal- 
reinertrag stellt  sich  demnach  wie  folgt: 

Alte  Linie  5  2  Percent  von  18,900.000  fl.  (982.800  fl.  Noten). 
Schwadowitz-Landesgrenze  252.000  fl.,  Reichenberg- Seidenberg  und 
Eisenbrod- Tannwald  765232  Meilen  zu  59.800  =  457.608  fl. 
Zusammen  709.608  fl.  Silber. 

Insolange  die  Maximalgrenze  für  die  Linien  Reichenberg- Seiden- 
berg und  Eisenbrod-Tannwald  nicht  erreicht  ist,  findet  die  Ermittlung 
des  für  dieselben  garantirten  Reinertrages  auf  nachstehender  Grund- 
lage statt: 

Die  Geldbeschaffung  wird  sowohl  für  die  vor,  als  auch  für  die 
nach  der  Betriebseröflnung  gemachten  oder  zu  machenden  Auslagen 
mit  4-4  Percent  festgesetzt,  bo  zwar,  dass  für  je  100  fl.  österr.  Währ. 
Noten  effectiver  Barauslagen  104  fl.  40  kr.  Nominal  in  Silber  in  die 
Garantie  einbezogen  werden. 

Von  dem  so  bestimmten  Nominalcapital  werden  inclusive  Tilgungs- 
quote jährlich  5  Percent  garantirt.  (§  2  der  Concessionsurkunde  vom 
31.  März  1872.) 

Vgl.  Art  II  Gesetzes  vom  28.  Juni  1892  (Doc.   12)  und  Art.  IV  des 
Uebereinkommens  vom  27.  April  1892  (Doc.  13). 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn. 


763 


B.  Verkehrswesen. 
Artikel  3. 

Einheitliche  Behandlung  der  verschiedenen  Netze. 

Im  gegenseitigen  Verkehre  zwischen  dem  Ergänzungsnetze  der 
österreichischen  Nordwestbahn  und  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungs- 
bahn (über  den  Knotenpunkt  Königgrätz)  sind  diese  beiden  Netze, 
so  lange  sie  unter  einer  gemeinsamen  Central  Verwaltung  stehen,  als  ein 
Ganzes  zu  behau  dein,  wie  dies  bereits  sowohl  zwischen  dem  garantirten 
Netze  der  Nordwestbahn  und  der  Süd-Norddeutschen  Verb indunge bahn 
(§  8  der  Concessionsurkunde  vom  8.  September  1868),  als  auch 
zwischen  dem  garantirten  Nordwestbahnnetze  und  dem  Ergänzungsnetze 
(§  8  der  Concessionsurkunde  vom  25.  Juni  1870)  besteht. 

Artikel  4. 

Instradirun  g. 

Auf  dem  aus  den  drei  Netzen  (dem  garantirten  und  dem 
Ergänzungsnetz  der  Nordwestbabn  und  der  Süd  -  Norddeutscheu 
Verbindungsbahn)  bestehenden  Bahncomplexe  wird,  insolange  seine 
erwähnte  gemeinsame  Verwaltung  fortbesteht,  die  Instradirung  nach 
der  laut  den  auf  Grund  der  Handelsministerialprotokolle  vom 
27.  September  1877  in  Einfühlung  begriffenen  Kilometerzeigern 
kürzesten  Route  erfolgen. 

Artikel  5. 

Vorlage  der  Refactien  und  Concurrenzverträge. 

u)  Die  von  der  Süd  -  Norddeutschen  Verbindungsbahn  gewahrten 
Refactien  sind  künftig  in  derselben  Form  in  Vorlage  zu  bringen, 
wie  von  den  übrigen  hiezu  verpflichteten  Verwaltungen. 

b)  Bezüglich  derjenigen  Verkehre,  welche  für  den  aus  den  Netzen 
der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  und  österreichischen  Nord- 
westbahn bestehenden  Complex  (Artikel  3)  fremden  Verwaltungen 
gegenüber  Concurrenzobjecte  bilden,  sind  i  ticksichtlich  der 
Theilung  dieser  Verkehie  zwischen  den  betreffenden  Verwal 
tungen  specielle  Vereinbarungen  zu  treffen  und  der  k.  k.  Regie- 
rung zur  Genehmigung  vorzulegen. 

C.  Vertheilung  der  mit  der  Nordwestbahn  gemeinsamen 

Transporteinnahmen. 

Artikel  6. 

Eingehobene  Frachtgebühren. 

u)  Der  auf  der  Süd- Nord  deutschen  Verbindungsbahn  bestthende 
ausserordentliche  Frachtzuschlag  kommt  ausschliesslich  dieser 
Bahn  zugute. 
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b)  Die  Transport  einnahmen  aus  dem  Frachten-,  Eilguts-  und  Gepäcks- 
verkehr zwischen  der  österreichischen  Nordwestbahn  und  Süd- 
Norddeutschen  Verbindungsbahn,  inclusive  der  Manipulationsgebühr, 
welche  künftig  in  jedem  Falle,  auch  bei  Transporten,  welche  alle 
drei  Netze  berühren,  nur  einmal  eingehoben  werden  darf  (Artikel  3), 
sind  pro  rata  der  in  j^der  Relation  auf  jedem  der  drei  Netze 
von  dem  Gute  zurückgelegten  Kilometerzahl  unter  die  betreffen- 
den Netze  zu  vertheilen. 

c)  Selbstverständlich  sind  auch  die  gewährten  Refactien  nach 
demselben  Grundsätze  zu  repartiren. 

Artikel  7. 

Betheiligung  an  Con currenzverkehren. 

Die  auf  Grund  von  Concurrenzverkebren  (Artikel  5)  von  einem 
oder  mehreren  der  Netze  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  und 
österreichischen  Nordwestbabn  zu  leistenden  oder  zu  empfangenden 
Beträge  sind  stets  nur  nach  der  im  Artikel  4  bedungenen  kürzesten 
Route,  und  zwar  pro  rata  der  Längenantheile  der  einzelnen  Netze 
zu  vertheilen. 

D.  Vertheilung  der  mit    der  Nordwestbahn  gemeinsamen 

Auslagen. 

Artikel  8. 

Verwaltungs-  und  Centraileitungskosten. 

Der  zur  Vertheilung  der  Kosten  der  allgemeinen  Verwaltung  und 
der  Centralleitungen  der  drei  Hauptdienstzweige  unter  beide  Netze  der 
Nordwestbahn  durch  §  13  der  Concessionsurkunde  vom  25.  Juni  1870 
vorgeschriebene  Schlüssel  der  Bruttoeinnahmen  findet  in  Hinkunft  auch 
auf  die  Abrechnung  zwischen  der  Nordwestbahn  und  der  Süd- Nord- 
deutschen Verbindungsbahn  Anwendung. 

Dabei  sind  beide  Einnahmscapitel  des  Contirungsschemas  io 
Rechnung  zu  ziehen,  ohne  Ausnahme  für  die  Aussiger  BrÜckeDmautb, 
die  Reichenberger  Giesserei  u.  s.  w.  Feuerassecuranz  und  Gerichts- 
spesen sind  hiebei  nicht  als  allgemeine  Verwaltung*kosten  zu  betrachten. 

Artikel  9. 

Reparatur  des  Fahrparkes. 

Die  Reparatur  und  Erneuerung  des  Fahrparkes  der  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn  bleibt  der  Gegenstand  gesonderter  Ver- 
rechnung,  wie  zwischen  ganz  getrennten  Verwaltungen,  mit  der  alleinigen 
Ausnahme,  welche  die  gemeinschaftliche  Wagen miethabrechnung  (Art.  10) 
bedingt 
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Artikel  10. 
Interne  Fahrparksmiethe. 
a)  Locomotiven: 

Falls  ausnähme  weise  Locomotiven  der  österreichischen  Nordwest- 
bahn  auf  die  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  übergehen,  oder  um- 
gekehrt, ist  darüber  nach  dem  zwischen  getrennten  Gesellschafken 
üblichen  Modus  abzurechnen. 

6)  Personenwagen: 

Das  für  Personenwagen  am  31.  December  1875  verausgabte 
Etiectivc8pital  wird  folgendermaesen  beziffert: 

Garantirtes  Netz  \  der  österreichischen  638.066  fl.  74  kr. 

Ergänzungsnetz   J     Nordwestbahn   514.408    „  66  „ 

Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  348.162   „86  „ 

und  die  entsprechende  Jahreslast  zu  7  Percent 

iür  das  garantirte  Netz  ....  44.664  fl.  67  kr.  —  42  5197  Perceot 

„     „    Ergänzungsnetz  ....  36.008   „  61  „    =  34*2793  „ 

„  die  Süd-Norddeutsch.  V.-B.  24.371    „  40  w    =  23-2010  „ 

Gesammtlast  .   .   .  105.044  tl.  68  kr.  =  100  Percent 

Sollte  die  Zahl  der  in  einem  Jahre  von  eigenen  oder  fremden 
Wagen  auf  einem  der  drei  unter  einer  Verwaltung  vereinigten  Netze 
zurückgelegten  Achskilometer  mehr  oder  weniger  betragen,  als  den 
obigen  Percentsatz,  so  hätte  dieses  Netz  als  interne  Wagenmiethe  die 
Differenz  von  Achskilometern  an  die  beiden  anderen  Netze  zu  dem 
Durchschnittspreise,  der  sich  ergiebt,  wenn  die  Gesammtjahreslast  durch 
die  gesammte  Achßkilometerzahl  dividirt  wird,  zu  vergüten,  beziehungs- 
weise von  demselben  zu  empfangen. 

Weil  jedoch  die  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  (laut  obigem 
Art.  9)  eine  gesonderte  Werkstättenrecbnung  führt,  hat  diese  Bahn  bei 
ihrer  Wagenabre chnung  mit  beiden  Netzen  der  österreichischen  Nord- 
westbahn  ausser  der  soeben  bedungeneu  internen  Mieth-(Zins-)Ent- 
schädigung  für  die  nach  erfolgtem  Naturalausgleich  von  ihren  Wagen 
auf  der  Nordwestbahn  geleisteten  Achßkilometer  auch  noch  einen 
besonderen  Wagen  reparatursrückersatz  zu  erhalten,  beziehungsweise 
zu  leisten. 

Um  die  diesfalls  zu  vergütende  Achskilometerzahl  zu  ermitteln, 
wird  der  Achskilometergenuss  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn 
mit  der  Summe  der  Acbskiiometerleistung  der  drei  Fahrparke  multiplicirt, 
durch  die  Summe  des  Achskilometergenusses  der  drei  Netze  dividirt 
und  der  Quotient  von  der  Achskilometerleistung  des  Fahrparkes  der 
Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  abgezogen. 

Der  Einheitspreis  der  rückzuersetzenden  Achskilometer  wird 
ermittelt,  indem  die  gesammten  Jahres- Reparaturs-  und  Erneuerun  gs- 
kosten  der  drei  Wagenparke  durch  die  Gesammtzahl  der  von  denselben 
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auf  eigenen  und  fremden  Bahnen  jährlich  geleisteten  Achskilometer 
dividirt  werden. 

c)  Lastwagen: 

Für   die   Gepäcks-,   Eilguts-   und  Lastwagen   ist   die   Miethab  - 
rechnung  ganz  auf  dieselbe  Weise  zu  pflegen,  wie  für  die  Personenwagen. 
Das  betreuende  Effectivcapital  stellt  sich  am  31.  December  1875 

für  das  garantirte  Netz  auf    2,904.399  fl.  73  kr. 

r    n    Ergänzungsnetz    „   1,245.965   „  85  B 

„  die  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  auf    .  1,594.042    „  67  „ 

und  die  Jahreslast  zu  7  Percent 

für  das  garantirte  Netz  ....  203.307  fl.  98  kr.  =  50  5604  Percent 
„     n    Ergänzungsnetz  ....    87.217    „61    „   =  21*6901  „ 
„   die  Süd-Norddeutsch.  V.-B.  111.582   „  99   „  =27  7495 

Gesammtjahreslast  .   .   .  402.108  Ü.  58  kr.  =  100  Percent 

Selbstverständlich  steht  der  Centraiverwaltung  di«  vollkommen 
freie  Verwendung  jedes  Wagens  auf  jedem  der  drei  Netze  zu. 

Bei  eintretenden  Aenderungen  im  Bestände  der  respectiven  Fahr- 
betriebsmittel sind  die  im  gegenwärtigen  Artikel  specifioirten  Fahr- 
park sj  ihre  slasten  entsprechend  zu  modificiren. 

Artikel  11. 
Externe  Fahrparksmiethe. 

Die  externe  Wageumiethe  umfasst: 

a)  die  von  den  drei  Netzen  der  österreichiechen  Nordwestbahn  und 
der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  an  andere  Bahnver- 
waltungen gezahlte  oder  von  ihnen  empfangene  Wagenmiethe; 

b)  die  Schuld  oder  die  Forderung  für  leihweise  übernommene,  oder 
an  andere  Verwaltungen  übergebene  Wagen; 

c)  Wagenbenützungs-  oder  VerzÖ*erungsgebühren,  welche  von  den 
Parteien  oder  industriellen  Etablissements  eiogehoben  werden,  und 

d)  verfallene  Angelder  für  bestellte  Wagen. 

Die  Gesammtkosten  dieser  externen  Wagenmiethe  sind  (getrennt 
für  Personen-  und  Güterwagen)  im  Verhältnisse  der  von  jedem  Netze 
mittelst  eigener  und  fremder  Wagen  genossenen  Achskilometer  zu 
vertheilen. 

Dasselbe  gilt  sinngemäss  für  die  externe  Locomotivmiethe  der 
beiden  Nordwestbabnnetze,  welchen  gegenüber  die  Süd-Norddeutsche 
Verbindungsbahn  als  fremde  Bahn  zu  betrachten  ist. 

Artikel  12. 

Gemeinschaftliche  Bahnhöfe. 

Der  durch  §  13  d  der  Concessionsurkunde  vom  25.  Juni  1870 
für  die  Bahnhöfe  Nimburg   und   Chlumetz   aufgestellte  Vertheilungs- 
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Schlüssel  (die  Zahl  der  ankommenden  und  abfahrenden  Züge)  hat 
künftig  auch  für  Königgrätz,  Altpaka  und  Parschnitz  zu  gelten. 

Für  Rossitz  trägt  bis  auf  Weiteres  die  österreichische  Nord- 
westbahn 662/3  und  die  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  33  7s  Percent  ; 
für  Pardubitz  ebenso  die  österreichische  Nordwestbahn  15  und  die  Süd- 
Norddeutsche  Verbindungsbahn  85  Percent  der  Stationsauslagen. 

Zinsen  aus  dem  Anlagecapital  der  gemeinschaftlich  benützten 
Bahnhöfe  der  drei  Netze  werden  gegenseitig  nicht  in  Rechnung 
gebracht. 

Artikel  13. 
Monatliche  Buchungen. 

Am  Schlüsse  eines  jeden  der  ersten  elf  Monate  eines  Gegenstands- 
jahres kann  die  Vertheilung  der  gemeinschaftlichen  Kosten  provisorisch 
nach  den  für  das  Vorjahr  ermittelten  Schlüsseln  erfolgen. 

Am  Jahresschlüsse  jedoch  sind  die  dem  Gegenstandsjahre  ent- 
sprechenden Theilungsscbltissel  zu  ermitteln  und  derart  in  Anwendung 
zu  bringen,  dass  die  in  den  Vormonaten  etwa  stattgehabten  Differenzen 
mit  Jahresschluss  ausgeglichen  werden. 

■■ 

E.  Verschiedene  Bestimmungen. 
Artikel  14. 

Vorbehalt   für   den    Fall   der   Aufhebung    der  gemeinsamen 

Central  Verwaltung. 

Wenn  die  zur  Zeit  bestehende  gemeinsame  Administration  der 
Österreichischen  Nordwestbahn  und  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn 
aufgehoben  wird,  treten  die  in  den  Artikeln  3,  4,  5  lit.  6,  6  lit.  b  und  e, 
7,  8,  10,  11  und  12  dieses  Uebereinkommens  enthaltenen  Bestimmungen 
ausser  Kraft. 

Artikel  15. 
Wirksamkeit. 

Die  einzelnen  Artikel  des  gegenwärtigen  Protokollarübereinkommens 
treten  folgendermassen  in  Wirksamkeit: 

Die  Artikel  1,  2  sofort  mit  rückwirkender  Verbindlichkeit;  die 
Artikel  3,  4,  5,  6,  7  vom  1.  April  1878  an;  die  Artikel  8  und  12 
vom  1.  Jänner  1878  an;  die  Artikel  9,  10  11  sofort  mit  rückwirkender 
Kraft  vom  1.  Jänner  1876. 
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Hiemit  wurde  das  Protokoll  vorgelesen,  geschlossen  und  gefertigt. 

Für  die  k.  k.  Regierung:  K.  k.  priv.  Süd-Norddeutsche  Ver- 

W.  Nördling  m.  p.  bindungsbahn : 

Mallmann  m.  p. 


Joh.  Bayer  m.  p. 
Josef  Pollanetz  m.  p. 
S.  Steingraber  m.  p. 
E.  Hoerner  m.  p. 


Gross  m.  p. 


_1308_ 

r  m. 


Die  vorstehenden  Vereinbarungen  werden  genehmigt. 


Wien,  am  15.  April  1878. 

Der  k.  k.  Fiuanzminister: 
Pretis  m.  p. 


Der  k.  k.  HandelsminiBter . 
Chlumecky  m.  p. 


12.  Gesetz  vom  28.  Juni  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  96, 

betreffend  die  Abänderung  der  Staatsgarantie  für  die  Süd-Norddeutsche 
Verbindungsbahn  und  die  eventuelle  Einlösung  dieser  Bahn  durch  den  Staat. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Das  nachfolgende,  von  den  Ministerien  des  Handels  und  der 
Finanzen  mit  der  priv.  Süd- Norddeutschen  Verbindungbbahn  zu  Wien 
am  27.  April  1892  abgeschlossene  Uebereinkommen,  betreffend  die 
Aufnahme  eines  Prioritätsanlehens  zum  Zwecke  der  Prioritäten  - 
convertiruog  und  der  Bedeckung  von  Invebtitionsauegaben,  wird 
genehmigt. 

Artikel  II. 

Im  Hinblicke  auf  die  iu  Folge  der  Durchführung  des  im  Artikel  I 
angeführten  Uebereinkommens  und  der  im  letzteren  vorgesehenen  Auf- 
nahme eines  neuen  Prioritätsanlehens  im  Nominalbetrage  von 
24,000.000  fl.  in  Österr.  Währ.  Silber  geänderten  Capitalsverhältnisse 
der  priv.  Süd-Norddeutschen  Verbindui  gsbahn  wird  das  vom  Staate 
garantirte  jährliche  Keinerträe  ,rniss  für  samintliche  Linien  der  genannten 
Bahnunternehmung  für  die  Zeit  vom  1.  Jänner  1893  bis  zum  Ende 
des  Jahres  1945  mit  jährlich  1,919.185  fl.  85  kr.  österr.  Währ,  und 
für  die  Zeit  vom  1.  Jänner  bis  15.  Juni  1946  mit  867.577  fl.  17  kr. 
österr.  Währ,  festgesetzt. 

Die  hienach  garantirten  Jahresbeträge  verstehen  sieb,  soweit  sie 
das  Erfordernis*  für  die  Verzinsung  und  planmässige  Rückzahlung  des 
Actiencapitales  und  des  Lotterieanlehens  vom  Jahre  1858  enthalten,  in 
österreichischer  Währung  Bankvaluta,  soweit  sie  dagegen  das  Erforder- 
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niss  für  die  Verzinsung  und  plan  massige  Rückzahlung  des  neuen 
Prioritätsanlebens  einschliesslich  der  nach  dem  Tilgungsplane  alljährlich 
sich  ergebenden  Restbeträge  enthalten,  in  Österreichischer  Währung 
Silber. 

Die  vorstehend  angeführten  Jahresbeträge  haben  zugleich  im 
Falle  der  Einlösung  der  Linien  der  priv.  Süd-Norddeutschen  Ver- 
bindungsbahn  durch  den  Staat  als  concessionsmässige  Minimaleinlösungs- 
rente  zu  gelten. 

Artikel  III. 

Für  das  im  Artikel  I  bezogene  Uebereinkommen,  für  die  Aus- 
gabe und  grundbücherliche  Eintragung  der  in  demselben  vorgesehenen 
Prioritätsobligationen,  für  die  aus  diesem  Anlasse  zu  errichtenden  Acte 
und  Urkunden  einschliesslich  der  Pfandbestellungsurkunde,  endlich  für 
die  Löschung  der  im  Eisenbabnbuche  eiogetrageneu  Prioritätsobligationen 
der  Emissionen  1866,  1872,  1875  und  1879  wird  die  Gebühren-  und 
Stempelfreiheit,  wie  auch  in  Ansehung  der  neu  auszugebenden 
Prioritäteobligationen  die  Befreiung  von  der  Couponstempelgebühr 
gewährt. 

Artikel  IV. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  das  staatliche  Einlösungsrecht 
bezüglich  der  Linien  der  priv.  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  in 
6emäs8beit  der  einschlägigen  Concessionsbestimmungen,  sowie  der  im 
Artikel  X  des  nachfolgenden  Uebereinkommens  enthaltenen  besonderen 
Vereinbarungen  zu  dem  ihr  geeignet  erscheinenden  Zeitpunkte  aus- 
zuüben. 

Artikel  V. 

Mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  welches  mit  dem 
Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  Mein  Handels- 
minister  und  Mein  Finanzminister  beauftragt. 

Brünn,  am  28.  Juni  1892. 
Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m.  p.  Steinbach  m.  p.  Bacquehem  ro.  p. 

13.  Uebereinkommen  vom  27.  April  1892,  R.  (I.  Bl.  Nr.  96, 

zwischen  dein  k.  k.  Handelsministerium  und  dem  k.  k.  Finanzministerium 
im  Namen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  dem  Verwaltungsrathe  der  k.  k. 
priv.  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn,  betreffend  die  Aufnahme  eines 
Prioritätsanlehens  der  k.  k.  prly.  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn 
zum  Zwecke  der  PrioritStenconrertirnng  und  der  Bedeckung  von  ln- 

vestltionsausgaben. 

Artikel  L 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ertheilt  der  k.  k.  priv.  Süd-Nord- 
deutschen   Verbindungsbahn   zum    Behufe   der   Convertirung    der  im 
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Umlaufe  befindlichen  Prioritätsobligationen  der  Emissionen  vom  Jahre 
1866,  1872,  1875  und  1879,  sowie  behufs  Refundirnng  der  zu  Lasten 
der  Betriebsrechnung  bestrittenen  Investitionen  an  den  Staat  und  behufs 
Bedeckung  des  künftigen  Capitalsbedarfes  die  Bewilligung  zur  Auf- 
nahme eines  neuen,  einheitlichen,  mit  4  Percent  in  Silber  österr. 
Währ.,  ohne  jeden  Steuer-,  Gebühren-  oder  sonstigen  Abzug  verzinslichen 
und  längstens  innerhalb  ÖS1/^  Jahren,  d.  i.  bis  zum  Ablaufe  der 
Concessionsdauer  mit  15.  Juni  1946,  rückzahlbaren  Prioritätsanlehens 
im  Nominalbetrage  von  24,000.000  fl.  österr.  Währ.  Silber  unter  den 
nachfolgenden  Bedingungen. 

Artikel  II. 

Von  diesem  Prioritätsanlehen  soll  verwendet  werden: 

1.  Der  Theilbetrag  von  16,867.800  fl.  österr.  Währ,  zur  Vor- 
nahme der  von  der  k.  k.  priv.  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn 
beabsichtigten  Convertirung  der  mit  Ende  des  Jahres  1892  noch 
unverlost  ausstehenden  gesellschaftlichen  öpercentigen  Prioritäts- 
obligationen, und  zwar: 

von  der  Anleihe  des  Jahres  1866  im  Betrage  von  3,786.9^0  fl.  ö.  W.  in  Silber, 

*  tt  r       »i      1872  „        „        „  7,089.300  „   „    „    „  „ 

*  „        „        -       -      1875  „        „        „  2,677.200  Mk.  d.  R-Whrj;. 
und    „                      „              1879  „        „        „  1.747.900  fl.  ö.  W.  in  Noten. 

2.  Der  Theilbetrag  von  7,132.200  fl.  zu  Investitionszwecken  der 
k.  k.  priv.  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn,  und  zwar: 

a)  zur  Refundirung  der  zu  Lasten  der  Betriebsrechnung  der  Süd- 
Norddeutschen  Verbindungsbahn  bestrittenen,  sowie  für  schon 
bewilligte  und  noch  zu  bestreitende  Auslagen  für  Verbesserung 
des  Oberbaues,  für  Neu-  und  Erweiterungsbauten,  Fahrparks- 
vermehrungen und  sonstige  Anschaffungen  in  dem  bis  Ende 
1892  ermittelten,  beziehungsweise  präliminirten  approximativen 
Betrage  von  3,400.000   fl.  österr.  Währ,  an  den  Staat;  ferner 

6)  zur  Beschaffung  des  künftigen  Capitalsbedarfes  für  erst  späterhin 
nothwendig  werdende  Investitionen  und  Erfordernisse  der  oben 
bezeichneten  Art,  sowie  für  etwaige  anderweitige,  wie  immer 
geartete  Capitalsinvestitionen. 

Artikel  III. 

Die  Festsetzung  des  Textes  der  neu  auszugebenden  Priori täts- 
obligationen,  der  näheren  Modalitäten  ihrer  Begebung,  insbesondere 
des  Begebungscurses,  ferner  der  Modalitäten  der  Fructificirung  nnd 
Verwendung  des  Investitions-Reservefondes  (Artikel  VIII)  und  der 
Behandlung  der  Investitionsausgaben  bis  zu  deren  Bedeckung  aus  dem 
Reaervefonde,  bleiben  der  Genehmigung  des  k.  ku  Handelsministeriums 
vorbehalten. 
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Artikel  IV. 

Das  vom  Staate  garantirte  jährliche  Reinerträgniss  für  sämmtliche 
Linien  der  k.  k.  priv.  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  wird  für 
die  Zeit  vom  1.  Jänner  1893  bis  zum  Ende  des  Jahres  1945  in 
Gemässheit  des  beiliegenden  Tilgungsplanes,  welcher  die  Genehmigung 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  erhält,  einheitlich  und  gleichbleibend  mit 
jährlich  1,919.185  fl.  85  kr.  österr.  Währ,  und  für  das  Jahr  1946  (uud 
zwar  für  die  Zeit  vom  1.  Jänner  bis  15.  Juni)  noch  mit  867. 577  fl. 
17  kr.  österr.  Währ,  festgesetzt. 

Die  vom  Staate  hiernach  garantirten  Jahresbeträge  verstehen  sich, 
soweit  sie  nach  Massgabe  des  beigeschlossenen  Tilgungsplanes  das 
Erfordemiss  für  die  Verzinsung  und  planmässige  Rückzahlung  des 
Actiencapitales  und  des  Lotterie anlehens  vom  Jahre  1858  enthalten,  in 
österreichischer  Währung  Bankvaluta;  so  weit  sie  dagegen  das  Erfordemiss 
für  die  Verzinsung  und  planmässige  Rückzahlung  des  neuen  Prioritäts- 
anlehens einschliesslich  der  nach  dem  Tilgungsplane  alljährlich  sich 
ergebenden  Restbeträge  enthalten,  in  österreichischer  Währung  Silber. 

In  dem  Falle,  wenn  die  sofortige  Einziehung  der  sämmtlichen  im 
Umlaufe  befindlichen  Obligationen  der  Emission  1866  nicht  zwangs- 
weise veranlasst  werden  sollte,  und  in  Folge  dessen  noch  eine  zeitlang 
Obligationen  dieser  Emission  nach  dem  für  dieselben  bestehenden 
Tilgungsplane  verlost  werden  müssten,  sind  die  gegenüber  dem  neuen 
Tilgungsplane  etwa  entstehenden  Zinsenmehrerfordernisse,  sofern  die- 
selben nicht  mehr  als  Percent  des  in  österreichischer  Währung 
Silber  verstandenen  Nominalbetrages  der  jeweilig  nach  dem  bestehenden 
Tilgungsplane  un verlost  aushaftenden  Obligationen  der  Emission  1866 
betragen,  als  Ausgabspost  in  die  Betriebs-,  respective  Garantierechnung 
einzustellen. 

Artikel  V. 

Der  Erlös  aus  der  Begebung  des  im  Artikel  II,  Z.  1 ,  angegebenen, 
zu  Convertirungszwecken  bestimmten  Theilbetrages  von  16,867.800  fl. 
österr.  Währ,  des  nach  Artikel  I  neu  aufzunehmenden  4percentigen 
Prioritätsanlehens  zuzüglich  etwaiger  aus  der  Convertirung  sich  ergeben- 
der Einnahmen,  ist  in  folgender  Weise  zu  verwenden: 

a)  zur  Einlösung  sämmtlicher  im  Umlaufe  befindlichen,  mit  Ende  1892 
noch  nicht  verlosten  Obligationen  der  Emissionen  1866.  1872, 
1875  und  1879; 

b)  zur  Bestreitung  aller  zum  Zwecke  oder  in  Folge  der  Convertirung, 
beziehungsweise  der  Beschaffung  und  Ausgabe  der  neuen  Titres 
auflaufenden  Auslagen,  sowie  etwaiger,  der  Gesellschaft  in  Folge 
dieser  Transaction  erwachsenden  Zinsen  und  Agioverluste  und 
sonstigen  Kosten,  soweit  dieselben  nicht  etwa  von  dem  die  Con- 
vertirung durchführenden  Finanzinstitute  übernommen  werden; 

e)  zur  Zahlung  eines  Effect ivbet rage s  von  206.000  fl.  an  die 
k.  k.  Staatsverwaltung   als  Entschädigung  für   die  dem  Staate 
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in  Folge  der  Convertirung  der  gebührenpflichtigen  und  bezüglich 
der  V.  Emission  auch  einkommensteuerpflichtige □  Obligationen  der 
bestehenden  5percentigen  Prioritätsanlehen  in  abzugfreie  Titres 
des  neuen  Prioritätsanlehens  entgehenden  Einnahmen  an  Ein- 
kommensteuer und  Couponstempelgebühren; 
d)  zur  Bedeckung  und  Beseitigung  des  bisher  unter  den  Activen  der 
Gesellschaft  geführten  sogenannten  Bahnbetriebszinsencontos, 
welcher  am  31.  December  1892  circa  370.000  fl.  österr.  Währ, 
betragen  dürfte; 

t)  von  dem  hiernach  noch  verbleibenden  Convertirnngsgewinne  fällt 
die  eine  Hälfte  der  k.  k.  Staatsverwaltung  als  Rückzahlung  auf 
die  von  derselben  geleisteten  Garantievorschüsse  und  die  andere 
Hälfte  den  Actionären  der  k.  k.  priv.  Süd-Norddeutschen  Ver- 
bindungsbahn als  freies  Eigenthum  zu. 

Artikel  VI. 

- 

Der  im  Artikel  II,  Z.  2,  angegebene  Theilbetrag  von  7,132.200  fl. 
österr.  Währ,  des  neuen  Anlehens,  beziehungsweise  der  Erlös  aus  der 
Begebung  ist  ausser  zur  Bestreitung  der  hierauf  entfallenden  Kosten 
für  die  Beschaffung  und  Ausgabe  der  neuen  Titres  nur  zu  den  im 
Artikel  II,  Z.  2,  bezeichneten  Zwecken,  wie  zur  Bildung  des  im 
Artikel  VIII  vorgeschriebenen  Reservefondes  zu  verwenden. 

Artikel  VII. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sieb,  die  im  Artikel  II,  Z.  2,  lit.  a 
als  Gegenstand  der  Refundirung  bezeichneten,  derzeit  approximativ  mit 
3,400.000  fl.  ermittelten  Auslagen  mit  dem  baldmöglichst  genau  fest- 
zustellenden Betrage  aus  dem  Erlöse  des  neuen  Anlehens,  und  zwar 
unter  der  Voraussetzung  des  vorherigen  Einganges  der  erforderlichen 
Anlehensvaluta  am  15.  Jänner  1893  an  die  k.  k.  Staatsverwaltung  zu 
Händen  der  k.  k.  ßtaatscentralcasse  in  Wien  im  Baren  als  Rück- 
zahlung auf  die  der  Gesellschaft  vom  Staate  geleisteten  Garantie- 
vorschüsse zu  entrichten. 

Artikel  VIII. 

Der  nach  Zahlung  des  im  Sinne  des  Artikel  II,  Z.  2,  lit.  a, 
beziehungsweise  VII  an  die  Staatsverwaltung  zu  leistenden  Refundirnngs- 
betrages  voieret  unverwendet  bleibende  Rest  de«  im  Artikel  II,  Z.  2, 
angeführten  Theilbetrages  von  7,132.200  fl.  österr.  Währ,  des  neuen 
Prioritätsanlehens,  eventuell  des  Erlöses  desselben,  hat  als  Reservefond 
für  die  im  Artikel  II,  Z.  2,  lit.  b,  bezeichneten  künftigen  Investitions- 
Erfordernisse  zu  dienen. 

Es  bleibt  der  k.  k.  Staatsverwaltung  vorbehalten,  zu  entscheiden, 
ob  zu  diesem  Zwecke  ein  Restbetrag  des  neuen  Anlehens  zunächst  von 
der  Begebung  auszuschli essen  und  nur  nach  Massgabe  des  eintretenden 
Bedarfes  partienweise  zu  veräussern  ist,  oder  ob  der  mehrangeführte 
Theilbetrag  des  neuen  Anlehens  sofort  zur  Gänze  begeben  und  aus  dem 
Erlöse  ein  besonderer  Investitionsfond  gebildet  werden  soll. 
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Im  ersten  Falle  &ind  die  in  Folge  der  Nicht  ausgäbe  eines  Theiles 
des  neuen  Anlehens  sich  thatsächlich  ergebenden  Ersparnisse  am 
Verzinsungsei  fordernisre  insbesondere  auch  im  Falle  der  Verlosung 
noch  nicht  begebener  Obligationen  der  Garantierechnung  gutzubringen. 

Im  letzteren  Falle  hat  der  Erlös  aus  der  Begebung  des  zu 
Investitionszwecken  bestimmten  Theilbetrages  des  neuen  Anlehens  als 
Investitionsfond  zu  dienen  und  ist  der  letztere  unter  Bedachtnahme 
auf  die  möglichste  Sicherheit  der  Capitalsaulage  und  auf  eine 
angemessene  Verzinsung  mit  der  Massgabe  entsprechend  zu  fructificiren, 
dass  die  hiedurch  erzielten  Erträgnisse  der  Betriebs-,  respective 
Garantierechnung  gutzubringen,  etwaige  Cuiddifferenzen  aber  zu  Gunsten 
oder  zu  Lasten  dieses  Reservefondes,  beziehungsweise  Investitionscontos 
zu  verrechnen  sind. 

Bezüglich  der  Bildung  und  Verwaltung  des  Investitionsfondes, 
beziehungsweise  der  succesiven  Begebung  von  Obligationen  fdr  künftige 
Investitionen  unterliegen  die  Beschlüsse  der  Verwaltung  der  Genehmigung 
der  k.  k.  Regierung. 

Es  wird  hiebei  vereinbart,  dass  die  Gesellschaft  berechtigt  ist, 
die  Zinsen  der  für  vom  k.  k.  Handelsministerium  genehmigte  Capitals- 
investitionen  verausgabten  Effectivbeträge,  vom  Tage  der  Verausgabung 
bis  zu  deren  Bedeckung  durch  Begebung  von  restlichen  Obligationen 
der  neuen  Anleihe  oder  bis  zur  Flüssigmachung  des  betreffenden 
Theiles  des  Investitionsfondes  zu  jenem  Zinsfusse  in  die  Betriebs- 
rechnung als  Ausgabe  einzustellen,  zu  welchem  die  Gesellschaft  sich 
zur  selben  Zeit  Contocorrentvorschüsse  zu  beschaffen  in  der  Lage  ist. 

Dieses  Zugeständniss  tritt  jedoch  nur  in  jenen  Fällen  in  Wirk- 
samkeit, wenn  die  rechtzeitige  Begebung  der  Titres  aus  dem  Grunde 
nicht  ei  folgt  ist,  weil  dieselbe  in  Uebereinstimmung  zwischen  der 
Regierung  und  der  Gesellschaft  unterlassen  wurde  oder  weil  die  recht- 
zeitig gestellten  Anträge  der  Gesellschaft  seitens  der  Regierung  nicht 
genehmigt  worden  sind.  In  anderen  Fällen,  insbesondere  dann,  wenn 
die  Gesellschaft  die  Begebung  unterlassen  hat,  obwohl  dieselbe  zu  den 
von  der  •  k.  k.  Regierung  genehmigten  Bedingungen  möglich  gewesen 
wäre,  dürfen  nur  4percentige  Zinsen  berechnet  werden. 

In  Bezug  auf  die  bestimmungsgemässe  Verwendung  des  zu 
Investitionszwecken  zurückzubehaltenden  Theilbetrages  des  neuen 
Anlehens,  eventuell  des  als  Investitionsfond  dienenden  Erlöses  desselben 
unterwirft  sich  die  Gesellschaft  der  Entscheidung,  beziehungsweise  der 
Anordnung  der  k.  k.  Staatsverwaltung. 

Artikel  IX. 

Ina  Falle  und  mit  dem  Zeitpunkte  der  Perfection  des  gegen- 
wärtigen Uebereinkommens  treten  die  bis  dahin  ertheilten  Bewilligungen 
zur  Einstellung  von  im  Artikel  II,  Z.  2,  lit.  &,  bezeichneten  Investitions- 
auslagen  in  die  Betriebsrechnung  ausser  Kraft  und  erfolgt  die  Zahlung 
aus  dem  Erlöse  des  neuen  Anlehens  zu  Lasten  des  Bauinvestitionsconto, 
beziehungsweise  des  Reservefondes. 
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Die  bis  zur  Perfection  deß  gegenwärtigen  Uebereinkomniens  noch 
zu  Lasten  der  Betriebsrechnung  zur  Auszahlung  gelangenden 
Investitionsbeträge  sind  bei  der  vorzunehmenden  Abrechnung  fest- 
zustellen und  in  die  Refundirungssumme  einzubeziehen. 

Artikel  X. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass  im  Falle  der  concessions- 
mässigen  Einlösung  der  Eisenbahnlinien  derk.  k.  priv.  Süd- Norddeutschen 
Verbindungsbahn  durch  den  Staat  das  nach  Artikel  IV  des  gegenwärtigen 
Uebereinkommens  vom  Staate  während  der  restlichen  Concessionsdauer 
garantirte  jährliche  Reinerträgniss  im  Betrage  von  1,919.185  fl.  85  kr. 
österr.  Währ,  bis  Ende  1945  und  von  867.577  fl.  17  kr.  österr.  Währ, 
für  die  Zeit  vom  1.  Jänner  bis  15.  Juni  1946  als  concessionsmäseige 
Minimaleinlösungsrente  an  Stelle  des  im  §  8  des  Uebereinkommens 
vom  18.  December  1864  für  die  Hauptliuie  der  k.  k.  priv.  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn  festgesetzten,  zufolge  der  Bestimmungen 
der  Allerhöchsten  Concessionsurkunden  vom  22.  August  1865,  R.  G.  Bl. 
Nr.  79,  §  5,  und  vom  31.  März  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  62,  §  12,  auch 
für  die  übrigen  gesellschaftlichen  Linien  geltenden  Durchschnittsertrages 
zu  treten  bat. 

Im  Falle  der  staatlichen  Einlösung  der  k.  k.  priv.  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn  werden  die  etwa  noch  nicht  begebenen 
Obligationen  des  im  Artikel  II,  Z.  2,  bezeichneten  Theilbetrages  des 
neuen  Prioritätsanlehens,  dann  etwa  erübrigte  Bestände  des  nach 
Artikel  VIII  gebildeten  Reservefond  es,  ferner  alle  aus  dem  nach 
Artikel  II,  Z.  2,  lit.  b,  für  Investitionszwecke  reservirten  Anlebens- 
betrage  bewirkten  Investitionen,  auch  so  weit  die  letzteren  nicht  ohne- 
dies als  Zugehör  der  Bahnen  dem  staatlichen  Einlösungsrechte  unterliegen , 
ohne  besonderes  Entgelt  in  das  Eigenthum  des  Staates  zu  übergeben  sein. 

Desgleichen  wird  anerkannt,  dass  ausser  den  im  dermaligeu 
Anlagecapitale  enthaltenen  Fahrbetriebsmitteln  auch  von  den  bisher  zu 
Lasten  der  Betriebs-,  respective  Garantierechnung  angeschafften  Fahr- 
betriebsmitteln, deren  Kosten  in  der  im  Artikel  II,  Z.  2,  lit.  a,  und 
im  Artikel  VII  bezeichneten  Refundirungsumme  inbegriffen  sind,  nicht 
nur  jene,  bezüglich  welcher  vom  k.  k.  Handelsministerium  bei  der 
Anschaflungsbewilligung  ein  bezüglicher  besonderer  Vorbehalt  gemacht 
worden  ist,  sondern  auch  jene  Fahrbetriebsmittel,  welche  als  Ersatz 
für  die  im  ursprünglichen  Anlagecapital  enthaltenen  beigestellt  worden 
sind,  endlich  auch  die  im  Jahre  1883  angeschafften  200  Lastwagen 
im  Falle  der  Einlösung  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien  durch  den 
Staat,  ohne  besonderes  Entgelt  an  den  letzteren  zu  übergeben  sein 
werden. 

Artikel  XI. 

Aus  Billigkeitsgründen  wird  der  Gesellschaft  seitens  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  gestattet,  vom  1.  Jänner  1892  angefangen 
während  der  restlichen  Concessionsdauer  aus  dem  Titel:    „Zinsen  des 
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Material  vorrathsconto  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn"  einen 
jährlichen  fixen  Betrag  von  15.000  fl.  österr.  Währ,  (fünfzehn  Tausend 
Gulden  österr.  Währ.)  in  die  Betriebs-,  respective  Garantierechnung 
einstellen  zu  dürfen. 

Die  auf  diesen  Betrag  von  15.000  fl.,  welcher  dem  gesellschaftlichen 
Zinsenconto  gutzuschreiben  ist,  entfallende  Einkommensteuerquote  sammt 
Zuschlägen  ist  aus  der  Betriebsrechnung  nicht  auszuscheiden.  Es  wird 
hiebei  vereinbart,  daes  die  Gesellschaft  bezüglich  der  Beschaffung  und 
Verrechnung  des  Materiales  nach  den  bisher  eingehaltenen  Grundsätzen 
vorzugehen  haben  wird,  und  verpflichtet  sich  überdies  die  Gesellschaft, 
einen  Materialvorrath  in  der  durchschnittliehen  Höhe  von  circa  300.000  fl. 
österr.  Währ,  zu  halten. 

Artikel  XII. 

Für  das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  für  die  Ausgabe  und 
grundbücherliche  Eintragnng  der  in  demselben  vorgesehenen  Prioritäts- 
obligationen, für  die  aus  diesem  Anlasse  zu  errichtenden  Acte  und 
Urkunden  einschliesslich  der  Pfandbestellungsurkunde,  endlich  für  die 
Löschung  der  im  Eisenbahnbuche  eingetragenen  Prioritäteobligationen 
der  Emissionen  1866,  1872,  1875  und  1879  wird  die  Gebühren-  und 
Stempelfreiheit,  wie  auch  in  Ansehung  der  neu  auszugebenden  Prioritäts- 
obligationen die  Befreiung  von  der  Couponstempelgebühr  gewährt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  der  Gesellschaft  ertheilte  Bewilligung, 
die  abzugsfreie  Einlösung  der  neuen  Prioritätsobligationen,  beziehungs- 
weise der  Coupons  derselben  zuzusichern,  wird  ein  verständlich  anerkannt, 
dass  die  Gesellschaft  berechtigt  ist,  den  gesammten  Betrag  der  zu 
entrichtenden  Steuern  und  Zuschläge  in  die  Betriebsrechnung  als 
Ausgabspost  einzustellen. 

Artikel  XIII. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  erlangt  für  die  k.  k.  priv.  Süd- 
Norddeutsche  Verbindungsbahn  mit  dem  Zeitpunkte  des  Zustimmungs- 
beschlusses der  Generalversammlung  der  Actionäre  bindende  Kraft. 

Von  Seite  der  k.  k.  Regierung  wird  die  Perfection  des  Ueberein- 
kommens  von  der  hiezu  erforderlichen  legislativen  Ermächtigung 
abhängig  gemacht. 

Sollte  diese  Ermächtigung  bis  1.  Juli  1892  nicht  erfolgt  sein,  so 
ist  die  Gesellschaft  an  dieses  Uebereinkommen  nicht  weiter  gebunden. 

Vorstehendes  Uebereinkommen  wurde  in  der  am  30.  April  1892  abge- 
haltenen ausserordentlichen  Generalversammlung  der  Actionäre  der  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn  genehmigt. 
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14.  Statuten 

der  k.  k.  priv.  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn. 

I.  Abschnitt- 
Die  Gesellschaft. 

§  l. 

Mitglieder  der  Gesellschaft. 

Mit  Allerhöchster  Genehmigung  gründen  die  Unterzeichneten  eine 
anonyme  Gesellschaft,  welche  aus  allen  Besitzern  der  nach  den 
Bestimmungen  dieser  Statuten  auszugebenden  Actien  bestehen  soll. 

§  2. 
Zweck. 

Der  Zweck  dieser  Gesellschaft  ist: 

3.  Der  Bau  und  Betrieb  der  durch  die  Allerhöchste  Concessions- 
urkunde  vom  15.  Juni  1856  bewilligten  Eisenbahn  von  Reichenberg 
nach  Pardubitz  und  der  Flügelbahn  nach  Schwadowitz. 

2.  Der  Bau  der  später  zu  bestimmenden  Seiten-  und  Fitigelbahnen 
dieser  Eisenbabnstrecke. 

3.  Die  Beförderung  von  Gütern  und  Personen  auf  den  von  der 
Gesellschaft  ausgeführten  Bahnlinien. 

§  3. 
Firma. 

Die  Gesellschaft  wird  die  gesetzmässig  zu  protokollirende 
Firma  führen: 

„K.  k.  priv.  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn." 

§  *• 

Sitz  der  Gesellschaft. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  zu  Wien  mit  Agenturen  nach  dem 
Bedürfnisse  im  In-  und  Auslande. 

§  5. 

Dauer  der  Gesellschaft. 

Nach  erlangter  definitiver  Genehmigung  erklärt  sich  die 
Gesellschaft  dann  als  constituirt,  wenn  die  Summe  von  4,500.000  fl., 
d.  i.  30  Percent  ihres  Actien capitales  eingezahlt  worden  sind.  Die 
Gesellschaft  beginnt  mit  dem  Tage  der  Constituirung  und  endigt  mit 
Ablauf  der  ertheilten  Allerhöchsten  Eisenbahnconcession. 
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IL  Abschnitt. 
Uebertragung  der  Concession. 

Die  Concessionsinhaber :  Se.  Durchlaucht  Fürst  Oamill  Rohan, 
Se.  Erlaucht  Graf  Franz  Ernst  Harracb,  Jobann  Liebieg,  Chef  des 
Hauses  Liebieg  &  Comp.,  Albert  Klein,  Chef  des  Hauses  Gebrüder 
Klein,  A.  Lanna,  Charles  Semon  für  das  Banquierhaus  R.  Heine, 
Semon  &  Comp,  in  London,  Friedrich  Zdekauer  von  Treukron,  Chef 
des  Banquierhauses  Moria  Zdekauer  in  Prag,  treten  ab,  und  übertragen 
der  Gesellschaft  ohne  Ausnahme  und  Vorbehalt  alle  Eechte,  welche  sie 
durch  die  Allerhöchste  Eisenbahnconcession6urkuude  vom  15.  Juni  1856 
erworben  haben. 

§  7. 

Ersatz  der  Vorauslagen. 

Die  von  den  Herren  Johann  Liebieg,  Gebrüder  Klein  und 
A.  Lanna  bestrittenen  Vorauslagen  werden  der  Gesellschaft  in  Rechnung 
gebracht  und  von  dieser  vergütet. 

III.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital. 

§  8. 
Actien. 

Der  Gesellschaftsfond  wird  auf  15,000.000  fl.  Conv.  -Münze 
festgesetzt;  dieser  Fond  wird  durch  75.000  Actien,  jede  zu  200  fl.  Conv.- 
Münze  gebildet.  Die  Actien  lauten  auf  den  Ueberbringer,  ohne  jedoch 
die  Ausfertigung  auf  bestimmte  Namen  auszuschliessen. 

§  9. 

Antheil  der  Actien  an  Vermögen  und  Gewinn. 

Jede  Actie  giebt  das  Recht  auf  den  verhältnissmassigen  Antheil 
an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  und  an  den  Erträgnissen  der 
Unternehmung. 

§  10. 

Modalität  der  Einzahlungen  der  Actienbeträge. 

Die  Einzahlungen  der  Actienbeträge  sind  an  die  Gesellechaftscassa 
in  Wien  oder  an  deren  Agenturen  unter  den  von  dem  Verwaltungsrathe 
bestimmten  Bedingungen  zu  leisten. 
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§  IL 

Ausfolgung  der  Actien. 

Nach  geleisteter  erster  Einzahlung  von  30  Percent  des  Actien- 
capitales  werden  den  Berechtigten  ActieD,  worauf  die  Zahlung  bestätigt 
ist,  ausgefolgt.  Es  steht  jedoch  den  Actionären  frei,  diese  30  Percent  in  drei 
Raten  zu  10  Percent,  und  zwar  die  zweite  Rate  3  Monate  nach  der 
ersten,  die  dritte  Rate  3  Monate  nach  der  zweiten  einzuzahlen,  wofür 
denselben  Empfangsbestätigungen  ausgehändigt  werden,  welche  nach 
geschehener  Einzahlung  von  30  Percent  gegen  Actien  ausgetauscht 
werden.  Uebrigens  bleibt  es  den  Actionären  unbenommen,  den  vollen 
Betrag  der  Actien  auch  auf  einmal  gegen  Ausfolgung  der  mit  der 
Zahlungsbestätigung  versehenen  Actien  einzuzahlen. 

§  12. 

Weitere  Einzahlungen. 

Die  ferneren  Einzahlungen  auf  die  Actien  werden  von  den 
jedesmaligen  Vertretern  der  Gesellschaft  durch  öffentliche  Ankündigung 
in  der  Wiener  und  Prager  offiziellen  Zeitung,  dann  nach  Ermessen  der 
Direction  auch  in  ausländischen  Zeitungen  eingefordert.  Die  Veröffent- 
lichung dieser  Aufforderungen  muss  jedoch  mindestens  vier  Wochen  vor 
dem  jedesmal  zu  bestimmenden  spätesten  Zahlungstermine  stattfinden, 
und  die  jedesmalige  Einzahlung  darf  nicht  mehr  als  10  Percent  des 
Nominalcapitales  der  Actien  betragen.  Sobald  30  Percent  eingezahlt 
sind,  haben  die  ursprünglichen  Actionäre  für  die  weiteren  Einzahlungen 
nicht  mehr  zu  haften. 

§  13. 

Verfahren  bei  versäumten  Zahlungsraten. 

Die  Gesellschaft  ist  berechtigt,  jene  Actien,  auf  welche  die 
Einzahlungen  nicht  rechtzeitig  geleistet  wurden,  als  verfallen  zu 
erklären,  und  andere  an  deren  Stelle  zu  emittiren.  Das  Recht  der 
Gesellschaft,  die  Haftung  der  ursprünglichen  Actionäre  nach  Massgabe 
des  §  12  in  Anspruch  zu  nehmen,  soll  jedoch  durch  diese  Bestimmung 
nicht  beirrt  werden. 

§  14. 

Actien,  denen  die  Bestätigung  der  Einzahlungen  fehlt. 

Actien,  auf  denen  die  ordnungsgemässe  Bestätigung  aller 
verfallenen  Einzahlungen  nicht  ausgefertigt  worden  ist,  sind  kein 
Gegenstand  eines  giltigen  Verkehres. 

§  15. 

Haftung  der  Actionäre. 

Die  Besitzer  volleingezahlter  Actien  sind  über  den  Belauf  des 
Actiencapitales  nicht  verpflichtet.  (§  58.) 
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§  16. 

Ausfertigung  der  Actien. 

Die  Actien  werden  au»  einem  Juxtabuche  herausgeschnitten,  und 
mit  dem  trockenen  Stempel  der  Gesellschaft,  sowie  mit  der  Unterschrift 
zweier  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  eines  Directors  versehen. 
Denselben  werden  die  entsprechenden  Interessen-  und  Dividendencoupons 
sammt  Talons  beigeschlossen.  Jede  Einzahlung  auf  eine  Actie  wird 
auf  dieser  selbst  bestätigt. 

§  17. 

Aufbewahrung  der  Actien  in  der  G  esellschaftscassa. 

Die  Direction  kann  die  Bewilligung  zur  Hinterlegung  und 
Aufbewahrung  der  Actien  in  der  Gesellschaftscassa  ertheilen. 

§  18. 

Untheilbarkeit  der  Actien. 
Die  Actien  sind  untheilbar. 

§  19. 

Unterwerfung  unter  die  Statuten. 

Der  Besitz  einer  Actie  bedingt  die  Unterwerfung  unter  die 
Statuten  der  Gesellschaft. 

§  20. 

Rechte  der  Erben  die  Actionäre. 

Die  Erben  der  Actionäre  können  unter  keinem  Vorwande  auf 
die  Güter,  Gelder  und  Werthpapiere  der  Gesellschaft  Beschlag  legen, 
oder  sich  auf  irgend  eine  Art  in  die  Verwaltung  einmengen.  Um  ihre 
Hechte  zu  wahren,  haben  sie  sich  auf  die  Inventare  der  Gesellschaft 
und  auf  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  zu  berufen. 

IV.  Abschnitt 

Verfassung  der  Gesellschaft  und  Verwaltung  ihrer 

Angelegenhelten. 

§  21. 

Organe  der  Gesellschaft. 

Die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  werden: 

a)  von  der  Generalversammlung, 

b)  durch  den  Verwaltungsrath, 

c)  durch  die  Direction  und  besoldete  Beamte  besorgt. 

Der  Verwaltungsrath  wird  von  der  Generalversammlung  ernannt 
und  wählt  seinerseits  die  Direction. 
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§  22. 

Generalversammlung. 

Die  ordnungsmässig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre. 

§  23. 

Mitglieder  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  besteht  aus  allen  jenen  Actionären,  deren 
jeder  wenigstens  zehn  Actien  besitzt.  Sie  fasst  ihre  Beschlüsse  mit 
absoluter  Stimmenmehrheit  der  Anwesenden. 

Die  Actionäre  können  hiebei  nur  durch  solche  Personen  ver- 
treten werden,  welche  selbst  stimmfähige  Mitglieder  der  General- 
versammlung sind. 

Die  Form  der  Vollmacht  wird  von  der  Direction  bestimmt. 

§  24. 

Einberufung  der  Generalversammlung. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  vom  Ver- 
waltungsrathe  durch  die  Direction,  jedesmal  durch  eine  Kundmachung, 
welche  wenigstens  einen  Monat  vor  dem  Zusammentritt  in  den  §  12 
angeführten  Zeitungen  veröffentlicht  wird.  In  diese  Einberufung  ist  d«s 
Programm  der  Generalversammlung  nur  insoweit  aufzunehmen,  als: 
<z)  über  die  Vermehrung  des  Actiencapitales; 

b)  über  die  Aenderung  der  Statuten; 

c)  über    die  Neuwahl  eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes,  oder 

d)  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  berathen  werden  soll.  . 

§  25. 
Stimmrecht. 

Je  zehn  Actien  geben  das  Recht  auf  Eine  Stimme;  kein  Actionär 
kann  jedoch  mehr  als  dreissig  eigenberechtigte  Stimmen  in  sich  ver- 
einigen; als  Bevollmächtigter  kann  er  überdies  höchstens  zwanzig 
Stimmen  übernehmen. 

§  26. 

Legitimation  s  karten. 

Die  Actionäre  müssen,  um  der  Generalversammmlung  beiwohnen 
zu  dürfen,  wenigstens  14  Tage  vor  dem  Zusammentritt  derselben  ihre 
Actien  am  Sitze  der  Gesellschaft  oder  deren  Agenturen  niederlegen. 
Sie  erhalten  sodann  eine  Legitimationskarte,  die  auf  den  Namen  lautet 
und  nur  für  die  bezeichnete  Person  gilt.  Die  Scheine  über  die  nach 
§  17  deponirten  Actien  geben,  wenn  sie  auf  zehn  oder  mehr  Actien 
lauten    und  wenn  sie  mindestens  14  Tage  vor  dem  Zusammentritt  der 
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Generalvergamm  lang  deponirt  worden  sind,  das  Recht  auf  eine 
Legitimationßkarte.  Jede  ausgefertigte  Legitimationskarte  muss  die 
Zahl  der  hinterlegten  Actien  ausweisen. 

§  27. 

Ordentliche   und   ausserordentliche  Generalversaromlungen. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  einmal  jährlich,  und  zwar 
jedesmal  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  in  Wien  zusammen. 
Ausserordentliche  Generalversammlungen  können  so  oft  stattfinden,  als 
es  der  Verwaltungsrath  für  förderlich  erachtet  und  werden  auch  in 
dem  Falle  abgehalten,  wenn  zwanzig  Actionäre,  deren  Actien  zusammen 
eine  Million  des  Anlagecapitales  betragen,  darauf  beim  Verwaltungsrath 
antragen. 

§  28. 

Beschlassfähigkeit. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  wenigstens 
zwanzig  Actionäre  zugegen  sind,  welche  den  zwölften  Theil  des 
GesellschaftBcapitales  repräsentiren. 

§  29. 

Vertagung  der  Generalversammlung. 

Ist  nach  ordnungsmäßiger  Einberufung  die  Generalversammlung 
zusammengetreten,  ohne  nach  §  28  beschlussf&hig  zu  sein,  so  wird  die 
Versammlung  vertagt,  und  zwar  mindestens  auf  zwanzig  Tage.  Die 
Einberufung  der  zweiten  Versammlung  geschieht  auf  die  im  §  24 
vorgeschriebene  Weise,  die  Kundmachung  ist  jedoch  nur  14  Tage  vor 
dem  Zusammentritt  (vom  Tage  der  Veröffentlichung  au  gerechnet) 
erforderlich.  Diese  zweite  Versammlung  ist  beschluss fähig  ganz  obne 
Rücksicht  auf  die  Zahl  der  anwesenden  Actionäre  und  der  repräsentirten 
Actien,  sie  darf  jedoch  nur  über  solche  Gegenstände  beschliessen, 
welche  bereits  zur  Tagesordnung  der  ersten  Versammlung  gehörten. 

§  30. 

Vorsitzender  und  Protokollführer. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter.  Den  Protokollführer  ernennt 
der  Vorsitzende. 

§  31. 
Wahlmodus. 

Alle  Wahlen  geschehen  durch  Stimmzettel  mit  absoluter  Mehrheit; 
bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 
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§  32. 

Wirkungskreis  der  Generalversammlung. 

Der  Generalversammlung  werden  der  Geschäftsbericht  und  der 
Abschlus8  der  Jahresrechnung  vorgetragen. 

Der  von  der  Generalversammlung  genehmigte  Abschluss  der 
Jahresrechnung,  sowie  der  Geschäftsbericht  werden  durch  den  Druck 
bekannt  gemacht. 

Der  BeBcblnss  der  Generalversammlung  ist  erforderlich: 

1.  zur  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltuugsrathes ; 

2.  zur  Ausdehnung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  über  die  im 
§  2  bestimmten  Grenzen; 

3.  zum  Bau  von  Zweig-  und  Flügelbahnen; 

4.  zur  Vermehrung  des  Ge6chäftscapitales  und  insbesondere  zur 
Aufnahme  von  Anlehen; 

5.  zu  Aenderungen  und  Zusätzen  dieser  Statuten  (vgl.  §  58); 

6.  zur  Aufhebung  der  Beschlüsse  früherer  Generalversammlungen; 

7.  zur  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  Privilegiomsdauer. 
Zur  Ausführung  der  Beschlüsse  über  die  unter  2,  3,  4,  5  und  7 

bezeichneten  Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
einzuholen. 

§  33. 

Verbindlichkeit  der  Beschlüsse. 

Die  statutenmässigen  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  für 
alle  Actionäre  rechtsverbindlich. 

§  34. 
Protokolle. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  aufgenommen,  welches  der  Präsident,  zwei  Mitglieder  der 
Generalversammlung  und  der  Schriftführer  unterzeichnen  sollen. 

Abschriften  und  Auszüge  der  Protokolle  sind  von  dem  Vorsitzenden, 
einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  und  dem  Schriftführer  zu 
beglaubigen.  Dem  jOriginalprotokolle  sollen  das  Verzeichniss  der 
anwesenden  Mitglieder  mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Actien 
und  die  Vollmachten  beigeheftet  werden. 

§  35. 

Verwaltungsrath. 

Die  oberste  Leitung  der  Geschäfte  führt  der  V er  waltun  gsratb, 
welcher  aus  elf  Mitgliedern  besteht,  die  von  der  Generalversammlung 
gewählt  worden. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  muss  Eigenthümer  von 
wenigstens  zwanzig  Actien  sein,  welche  während  seiner  Amtsführung 
unveräusserlich  bleiben  und  in  der  Gesellschaftscassa  aufbewahrt  werden. 
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Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  verwalten  ihr  Amt  unent- 
geltlich, erhalten  aber  für  ihre  in  ihrer  amtlichen  Eigenschaft  im 
Interesse  der  Gesellschaft  zu  unternehmenden  Reisen  Diäten. 

§  36. 

Erster  Verwaltungsrath. 

Mit  Constituirung  der  Gesellschaft  treten  "für  die  drei  ersten 
Jahre  die  nachbenannten  Gründer  derselben   in  den  Verwaltungsrath: 

Se.  Durchlaucht  Fürst  Camill  Rohan, 
Se.  Erlaucht  Ernst  Franz  Graf  Harrach, 
Charles  Semon  in  London, 
Johann  Liebieg  in  Reichenberg, 
A.  Lanna  in  Prag, 
Albert  Klein  in  Prag, 

Friedrich  Zdekauer  von  Treukron  in  Prag. 

Die  Übrigen  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der 
ersten  Generalversammlung  gewählt.  Uebrigens  haben  auch  die  Gründer 
als  Mitglieder  des  Verwaltungsrath  es  der  Vorschrift  des  §  35  in  Rück- 
sicht auf  den  Besitz  von  wenigstens  zwanzig  Actien  Genüge  zu  leisten. 

§  37. 

Erneuerung  des  Verwaltungsrathes. 

Nach  Ablauf  der  ersten  drei  Jahre  des  Bestandes  der  Gesellschaft 
treten  jedes  Jahr  drei  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  ais,  unl  es 
finden  neue  Wahlen  der  Generalversammlung  statt.  Bis  zur  gänzlichen 
Erneuerung  des  ursprünglichen  Verwaltungsrathes  wird  die  Ordnung 
des  Austrittes  seiner  Glieder  durch  das  Los  bestimmt 

In  der  Folge  findet  die  Erneuerung  nach  dem  Amtsalter  statt. 
Jeder  Austretende  kann  wieder  gewählt  werden. 

§  38. 

Hindernisse  der  Mitgliedschaft. 

Beamte  der  Gesellschaft  und  Alle,  welche  zu  ihr  im  Verhältnisse 
des  Contractes  stehen; 

Alle,  welche  in  Concurs  verfallen  sind,  oder  ihre  Zahlungen  ein- 
gestellt haben,  ohne  ihre  Gläubiger  befriedigt  zu  haben; 

Alle,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  ans 
Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  ver- 
letzenden Vergehens  oder  einer  solchen  Uebertretung  rechtskräftig 
verurtheilt  worden  sind  —  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes sein. 

Tritt  ein  solches  Verhältniss  während  der  Amtsführung  ein,  so 
bat  es  unmittelbar  die  Niederlegung  der  Stelle  zur  Folge. 
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§  39. 
Präsidium. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  jährlich  aus  seiner  Mitte  einen 
Präsidenten  und  dessen  Stellvertreter. 

Jeder  derselben  ist  wieder  wählbar. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  oder  Verhinderung  des  Präsidenten 
und  seines  Stellvertreters  betraut  der  Verwaltungsrath  eines  seiner 
Mitglieder  mit  dem  Amte  des  Vorstandes. 

§  40. 

Versammlungen  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  am  Sitze  der  Gesellschaft 
auf  Einladung  des  Präsidenten,  so  oft  das  Interesse  der  Gesellschaft 
es  erfordert,  wenigstens  einmal  in  jedem  Quartale. 

§  41. 

Geschäftsordnung  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  werden  durch  absolute 
Mehrheit  der  persönlich  anwesenden  oder  nach  §  42  durch  Bevoll- 
mächtigte vertretenen  Mitglieder  gefasst,  bei  Gleichheit  der  Stimmen 
giebt  jene  des  Präsidenten  den  Ausschlag. 

Die  Versammlung  des  Verwaltungsrathes  ist  beschlussfähig,  wenn 
wenigstens  drei  Mitglieder  anwesend  oder  durch  Bevollmächtigte  ver- 
treten sind. 

§  42. 

Bevollmächtigte. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind  berechtigt,  sich  durch 
Bevollmächtigte  vertreten  zu  lassen.  Jeder  Bevollmächtigte  muss  Eigen- 
thümer  von  zwanzig  Actien  sein,  welche  in  der  Gesellschaftscassa 
während  der  Dauer  der  Vollmacht  hinterlegt  werden.  Kein  Mitglied 
des  Verwaltungsrathes  und  kein  Bevollmächtigter  darf  im  Verwaltungs- 
rathe  mehr  als  eine  Stimme  führen. 

§  43. 
Protokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  der  Präsident  und  zwei  Mitglieder  unterzeichnen. 
Abschriften  und  Auszüge  aus  dem  Protokolle  müssen,  um  Beweiskraft 
zu  haben,  von  dem  Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreter  und  von 
wenigstens  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  unterfertigt  sein. 
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§  44. 

Ersatz  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  im  Falle  des 

Todes  oder  Austrittes. 

Wenn  ein  Mitglied  stirbt  oder  austritt,  so  schreitet  der  Ver- 
waltungsrath mit  Rücksicht  auf  die  §§35  und  38  zur  Besetzung  seiner 
Stelle;  die  so  gewählten  Mitglieder  haben  gleiche  Rechte  mit  den 
übrigen,  ihre  Amtsdauer  erlischt  mit  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  die 
ihres  Vorgängers  geendigt  hätte.  Die  Ersatzwahlen  sind  der  Bestätigung 
der  nächsten  Generalversammlung  zu  unterziehen. 

§  45. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Ve rwaltungsratb  ist  der  Vertreter  der  Rechte  der  Gesellschaft, 
er  repräsentirt  sie  nach  Aussen  und  fass|  im  Namen  derselben  ver- 
bindende Beschlüsse  in  allen  Angelegenheiten,  welche  nicht  nach  §  32 
der  Generalversammlung  ausdrücklich  vorbehalten  sind. 

Insbesondere  hat  er: 

1.  Die  Generalversammlung  zu  berufen,  alle  Anträge  an  dieselbe 
zu  stellen  über  Gegenstände,  welche  statutenmäßig  dem  Beschlüsse  der 
Generalversammlung  vorbehalten  sind,  und  deren  Beschlüsse  auszu- 
führen oder  ausführen  zu  lassen. 

2.  Die  Direction  zu  wählen  und  die  Gehalte  der  besoldeten  Mit- 
glieder derselben  zu  bestimmen. 

3.  Die  Direction  in  ihrer  Geschäftsführung  zu  controliren,  die 
Rechnungen  abzunehmen,  zu  prüfen,  zu  bemängeln,  anzuerkennen,  zu 
finalisiren,  den  Verwaltungsetat  innerhalb  der  beiden  ersten  Monate 
jeden  Jahres  von  der  Direction  einzufordern,  zu  prüfen  und  zu  ge- 
nehmigen; zeitweilige  Casaarevisionen  vorzunehmen. 

4.  Die  Vorschläge  der  Direction  zur  Besetzung  von  Beamten- 
stellen, die  abzuschliessenden  Dienstverträge,  sowie  alle  vorgeschlagenen 
Remunerationen  und  Gratificationen  zu  genehmigen  oder  zu  beanständen. 

5.  Die  Höhe  des  Reservefondes  und  der  jährlichen  Dividende 
zu  bestimmen  und  zur  Kenntniss  der  Actionäre  bringen  zu  lassen,  so- 
wie die  jährliche  Quote  für  den  Tilgungsfond  festzusetzen. 

6.  Den  Reservefond  und  alle  verfügbaren  Gelder  der  Gesellschaft 
zu  verwalten. 

7.  Den  Ankauf,  Verkauf  und  alle  Verträge,  betreffend  die  Er- 
werbung, Benützung  oder  Veräusserung  der  zum  Zwecke  der  Unter 
nehmung  erforderlichen  beweglichen  oder  unbeweglichen  Objecte,  über- 
haupt alle  Verträge  und  Vergleiche,  die  das  Unternehmen  oder  das 
Vermögen  der  Gesellschaft  betreffen,  zu  genehmigen,  den  Verkauf,  die 
Einziehung,  Ueberschreibung,  Uebertragung  der  Werthpapiere,  Renten 
und  Effecten  der  Gesellschaft  zu  bewilligen. 
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8.  Die  Tarifgebühren  vorbehaltlich  der  gesetzlichen  Genehmigung 
zn  bestimmen  und  zu  verändern,  sowie  den  Fahrplan  und  jede  Ver- 
änderung desselben  zu  genehmigen. 

9.  Die  Geschäftsordnung  der  Direction  und  das  allgemeine  Dienst- 
reglement zu  prüfen,  zu  genehmigen  und  abzuändern.  Der  Verwaltungs- 
rath ist  berechtigt,  die  ihm  durch  diesen  Paragraph  zugewiesenen 
Geschäfte  innerhalb  bestimmter  Grenzen  durch  besondere  Vollmacht  an 
die  Direction  zu  übertragen. 

§  46. 

Haftung  der  Mitglieder  des  V erwaltungsrathes. 

Den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  erwächst  aus  ihrer  Amts- 
führung weder  eine  persönliche,  noch  eine  solidarische  Haftung  hin- 
sichtlich der  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft.  Sie  haften  nur  für  die 
Ausübung  ihres  Amtes. 

§  47. 
Direction. 

Die  Direction  besteht  mindestens  aus  drei  Mitgliedern;  dieselben 
werden  vom  Verwaltungsrathe  entweder  ganz  oder  theilweise  aus  seinen 
Mitgliedern  oder  aus  Oberbeamten  ernannt. 

Ueber  Amtsdauer,  Gehalte,  sonstige  Bezüge  und  Wohnsitze  der 
besoldeten  Mitglieder  bestimmen  die  mit  diesen  und  dem  Verwaltungs- 
rath abzuschliessenden  Verträge  das  Nähere. 

Jedes  Directionsmitglied  bat  der  Hegel  nach  vor  Antritt  des 
Amtes  zehn  Actien  bei  der  Hauptcassa  der  Gesellschaft  zu  hinterlegen, 
doch  kann  der  Verwaltungsrath  nach  Umständen  hievon  befreien. 

48. 

Hindernisse. 

Die  im  §  38  angeführten  Hindernisse  stehen  auch  bei  einem 
Directionsmitgliede  der  Annahme  und  der  Fortsetzung  der  Geschäfts- 
führung entgegen. 

§  49. 

Wirkungskreis  der  Direction. 

Unter  Oberleitung  des  Verwaltungsrathes  führt  die  Direction  die 
Geschäfte  nach  Masegabe  der  ihr  vom  Verwaltungsrathe  ertheilten 
Vollmachten  und  der  von  ihm  genehmigten  Geschäftsordnung. 

Insbesondere  hat  die  Direction: 

1.  Das  Vermögen  der  Gesellschaft  zu  verwalten  und  die  Ein- 
nahmen innerhalb  des  vom  Verwaltungsrathe  genehmigten  Etats  zu 
verwenden. 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  ßtid-Norddeutscbe  Verbindungsbahn. 


789 


2.  Alle  zur  Erreichung  der  gesellschaftlichen  Zwecke  not- 
wendigen Realitäten  anter  Genehmigung  des  Verwaltungsrathes  zn 
erwerben. 

3.  Alle  ZeichnuDgen  und  Voranschläge  für  Bauten  dem  Ver- 
waltungsrathe  vorzulegen,  und  alle  Bauten  und  Reparaturen  mit 
Beobachtung  des  Verwaltungsetats  und  nach  erlangter  Genehmigung 
des  Verwaltungsrathes  auszuführen. 

4.  Alle  zum  Betriebe  der  Unternehmung  erforderlichen  Materialien, 
Transportmittel  und  Utensilien  anzuschaffen. 

5.  Die  Bahn,  die  Transportmittel  und  das  ganze  Inventar  zu 
unterhalten. 

6.  Den  Bahn  dienst  zu  leiten. 

7.  Die  ge8ammte  Casseoverwaltung,  die  Einrichtung  und  Beauf- 
sichtigung einer  vollständigen  Buch-  und  Rechnungsführung  zu  über- 
nehmen. 

8.  Den  jährlichen  Verwaltungsetat  innerhalb  der  beiden  ersten 
Monate  des  Jahres,  das  allgemeine  Dienstreglement,  das  Betriebs- 
regle ment  und  die  Fahrpläne  zu  entwerfen  und  dem  Verwaltungsrath e 
zur  Genehmigung  vorzulegen. 

9.  Die  jährliche  Inventur  und  den  Abschluss  der  Rechnungen  zu 
veranlassen. 

10.  Einen  vollständigen  Jahresbericht  über  den  Gang  des  Unter- 
nehmens und  den  Stand  der  Cassa  abzufassen,  welcher  vom  Veiwaltungs- 
rath  geprüft  und  der  ordentlichen  Generalversammlung  vorgelegt 
wird;  überdies  dem  Verwaltungsrathe  vierteljährige  schriftliche  specielle 
Berichte  zu  erstatten. 

11.  Die  Berechnung  und  den  Vorschlag  für  den  jährlichen 
Dividendenbetrag,  sowie  für  die  Quoten  des  Reserve-  und  Tilgungs- 
fondes  dem  Verwaltungsrathe  vorzulegen. 

§  50. 

Ausfertigung  von  Urkunden. 

Alle  für  die  Gesellschaft  rechtsverbindlichen  Urkunden  werden 
mit  der  Fhma  der  Gesellschaft  (§  3)  versehen  und  entweder  von  zwei 
Verwaltungsräthen  oder  von  einem  Verwaltungsrathe  und  einem 
Directionsmitgliede  unterzeichnet. 

V.  Abschnitt. 
Erträgniss. 

§  51. 

Zinsen  der  Actien. 

Die  Actienbeträge  werden  mit  jährlichen  fünf  von  hundert,  vom 
Tage  der  Einzahlung  an  gerechnet,  verzinst.    Bis  zu  dem  Zeitpunkte, 
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wo  der  Eisenbahnbetrieb  einen  Ertrag  gewährt,  dürfen  die  öpercentigen 
Zinsen  aus  den  Einzahlungen  auf  die  Actien  bestritten  werden. 

§  52. 

Bechnungsab  schl  usb. 

Die  Rechnungen  werden  auf  den  31.  December  eines  jeden 
Jahres  abgeschlossen ,  und  die  Bilanz  wird  der  ordentlichen  General- 
versammlung vorgelegt.  Aus  der  Bruttoeinnahme  werden  die  Betriebs- 
kosten und  die  Erfordernisse  für  die  etwa  contrahirten  Prioritätsschulden 
zunächst  gedeckt.  Von  dem  dann  erfolgenden  Reinertrage  werden 
bestritten : 

1.  die    5percentigen    Zinsen    der    Actieneinlagen    nach  §  51; 

2.  die  Tilgungsquote  für  den  Amortisationsfond ; 

3.  die  Rückvergütung  der  vom  Staate  in  Folge  seiner  Zinsen- 
garantie etwa  geleisteten  Vorschüsse. 

§  53. 

Reservefond. 

Die  hierauf  noch  verfügbare  Summe  bildet  den  Ueberschues  des 
Reinertrages. 

Von  diesem  Ueberschusse  wird  zunächst  ein  Betrag  von  4  Percent 
zurückgelegt,  um  als  Reservefond  für  unvorhergesehene  Auslagen  zu 
dienen. 

Wenn  der  Reservefond  den  Betrag  von  300.000  fl.  C-  M.  erreicht 
hat,  kann  diese  Zurücklegung  vermindert  oder  auch  ganz  unterlassen 
werden.  Dieselbe  wird  aber  alsobald  wieder  aufgenommen,  wenn  der  Re- 
servefond unter  den  obigen  Betrag  von  300.000  fl.  C-  M.  herabsinkt. 

§  54. 

Tilgung  des  Actiencapitales. 

Die  Tilgung  der  Actien  geschieht  innerhalb  90  Jahren  vom  Tage 
der  Allerhöchsten  Entschliessung,  mit  welcher  die  definitive  Bau- 
concession  ertbeilt  wird,  an  gerechnet.  Hiezu  wird  eine  im  richtigen 
Verhältnisse  zu  dem  Nominalcapital  und  dem  Zinsenbetrage  der  zurück- 
zuzahlenden Actien  stehende  Tilgungsquote  festgesetzt.  Die  zu  tilgenden 
Actien  werden  durch  Verlosung  bestimmt,  welche  jährlich  zu  der  Zeit 
und  auf  die  Art,  wie  der  Verwaltungsrath  festsetzen  wird,  öffentlich 
und  am  Sitze  der  Gesellschaft  stattfindet. 

Die  Besitzer  der  verlosten  Actien  erhalten  in  Barem  das  wirklich 
eingezahlte  Actiencapital  nebst  Zinsen  und  der  letztfälligen  Dividende, 
und  ihre  ursprünglichen  Actien  werden  gegen  besondere  auf  den  Ueber- 
bringer  lautende  Genusssebeine,  deren  Form  der  Genehmigung  des 
k.  k.  Ministeriums  des  Innern  zu  unterziehen  ist,  umgewechselt,  welche 
bloss  ein  Recht  auf  den  entsprechenden  Dividendenantheil  nach  §  55  für 
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die  Dauer  der  Concession,  aber  kein  Stimmrecht  bei  den  General- 
versammlungen gewähren. 

Den  Besitzern  dieser  Genussscheine  steht  kein  Ansprach  auf  die 
öpercentigen  Zinseu  des  Actiencapitales  in.  Die  Rückzahlung  dieser 
Actien  geschieht  vom  1.  Jänner  des  auf  die  Verlosung  folgenden 
Jahres  angefangen.  In  dem  Masse,  als  Actien  getilgt  werden,  hört 
auch  die  Garantie  des  Staates  für  die  Zinsen  von  diesen  Actien  auf. 

§  55. 

Vertheilung  des  Gewinnes. 

Die  nach  Massgabe  der  §§  52  und  53  sich  ergebende  Summe 
bildet  den  Gewinn  der  Unternehmung,  der  in  folgender  Weise 
vertheilt  wird: 

90  Percent  zu  Gunsten  der  getilgten  und  nicht  getilgten  Actien ; 
10  Percent  zu  Gunsten  der  im  §  6  genannten  Gründer  der  Gesell- 
schaft nach  Verhält oiss  der  von  Jedem  gezeichneten  Summen  (§  58). 

§  56. 

Zinsen-  und  Dividendenzahlung. 

Die  Zinsen  der  Actien  werden  halbjährig,  die  Dividenden  ganz- 
jährig, am  Sitze  der  Gesellschaft  und  von  deren  Agenturen  bezahlt. 

§  57 

Verfallene  Zinsen  und  Dividenden. 

Alle  Zinsen  und  Dividenden,  sowie  die  Capitalsbeträge  der  ver- 
losten Actien,  die  nicht  innerhalb  fünf  Jahren  nach  dem  Zahlungs- 
termine erhoben  werden,  sind  der  Gesellschaft  verfallen. 

VI.  Abschnitt 
Schlussbestimmungen. 
§  58. 

Statutenänderungen. 

Wenn  die  Erfahrung  die  Zweckmässigkeit  einiger  Abänderungen 
der  Statuten  oder  Zusätze  zu  denselben  erkennen  läast,  so  ist  die 
Generalversammlung  berechtigt,  solche  zu  beschliessen. 

Ihre  Beschlüsse  sind  nur  nach  erfolgter  Allerhöchster  Genehmigung 
giltig,  jedoch  dürfen  die  Bestimmungen  der  §§15  und  55  unter  keinen 
Umständen  aufgehoben  oder  abgeändert  werden. 

§  59. 

Schiedsverfahren. 

Alle  Streitigkeiten  welche  zwischen  den  Actionären  als  solchen  und 
der  Gesellschaft  über  die  Auslegung  dieser  Statuten  oder  über  die  Ver- 
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waltung  der  Interessen  der  Gesellschaft  entstehen,  werden  mit  Ausschluss 
des  ordentlichen  Gerichtsweges  durch  schiedsrichterliche  Entscheidung 
erledigt. 

Jede  der  Parteien  bestellt  zwei  Schiedsrichter,  diese  vier  ernennen 
einen  fünften  Schiedsrichter  als  Vorsitzenden;  können  sie  sich  über  den 
Vorsitzenden  nicht  einigen,  so  entscheidet  das  Los  für  einen  der  beiden 
Vorgeschlagenen.  Erfolgt  der  Vorschlag  eines  Vorsitzenden  von  einer 
der  beiden  streitenden  Parteien  nicht  innerhalb  14  Tagen,  vom  Tage 
des  ersten  Zusammentrittes  der  Schiedsrichter  an  gerechnet,  so  über- 
nimmt der  von  der  ersten  Partei  bestellte  Obmann  den  Vorsitz  und 
die  später  erfolgende  Ernennung  des  anderen  Theiles  ist  ungiltig. 

Eine  Appellation  gegen  die  Entscheidung  der  Schiedsrichter  findet 
nicht  statt. 

§  60. 
Liquidirung. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wird  die  Generalver- 
sammlung von  dem  Verwaltungsrath  unverzüglich  einberufen,  um  über 
Antrag  der  letzteren  über  Art  und  Weise  der  Liquidirung  zu  beschließen. 

§  61. 

Aufsichtsrecht  der  Staatsverwaltung. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  ihr  zustehende  Aufsichtsrecht  und 
das  Hecht,  in  die  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen,  vor- 
behalten. Auch  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet,  sich  bei  der  Ausführung 
des  Baues  genau  an  die  in  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
15.  Juni  1856  aufgenommenen  Bestimmungen  zu  halten. 

§  62.  . 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  sich  um  eine  Stelle  bewer- 
benden und  dazu  geeigneten  Militärs  nach  Massgabe  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  19.  December  1853  vor  anderen  Bewerbern  zu  berück- 
sichtigen. 

Nr.  12700. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  in  Folge  Allerhöchster 
Entsohliessungen  vom  5.  Juni  1856  und  vom  14.  April  1862  genehmigten  Statuten 
treten,  werden  auf  Grund  der  erhaltenen  Allerhöchsten  Ermächtigung  genehmigt. 

Wien,  am  27.  September  1872. 

Der  k.  k.  Minister  des  Innern: 
Lasser  m.  p. 


Anhang. 


Im  Betriebe  der  k.  k.  priv.  Stid-Norddeutschen  Verbindung 

bahn  stehende  fremde  Bahnen. 

Mit  1.  Juli  1893  stehen  im  Betriebe  der  k.  k.  priv.  Süd-Nord- 
deutschen  Verbindungsbahn: 

1.  Die  Localbahn  Reichenberg-Gablonz  seit  dem  Tage  der  Betriebs- 
eröffnung (26.  November  1888),  gegenwärtig  auf  Grund  des  Betriebs- 
vertrages vom  21.  Jänner  1893. 

2.  Die  im  Eigenthum  der  österreichischen  Local  Eisenbahn-Gesell- 
schaft stehende  Linie  Königshan-Schatzlar  seit  1.  Juli  1889,  auf  Grund 
des  Betriebsvertrages  vom  28.  Juni  1889. 
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1.  Gesetz  vom  1.  Juni  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  56, 

in  Betreff  der  Bedingungen  und  Zugeständnisse  fltr  die  Unternehmung  des 
unter  dem  Namen  „Oesterreichische  Nordwestbahn"  zu  erbauenden  Loco- 
motrreisenbahnnetzes  Ton  Wien  Uber  Znaim,  Iglau,  Deutschbrod.  Czaslau  und 
Kollinnach  Jungbunzlan,  mit  Zweigbahnen  tou  Znaim  an  die  Franz  Joseph- 
Bahn,  yon  Deutschbrod  nach  Pardubitz  und  ?on  einem  geeigneten  Punkte 
der  Kollin-Jongbnnzlauer  Strecke  nach  Trautenan. 

Artikel  I. 

Bei  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Locomotiveisenbahn  von  Wien  über  Znaim,  Iglau,  Deutschbrod,  Czaslau 
und  Kollin  nach  Jungbunzlau  mit  Zweigbahnen  von  Znaim  an  die 
Franz  Joseph-Bahn,  von  Deutschbrod  nach  Pardubitz  und  von  einem 
geeigneten  Punkte  der  Kollin-Jungbunzlauer  Strecke  nach  Trautenau 
kann  für  diesen  Gesammtcomplex  von  Eisenbahnen  vom  Staate  die 
Garantie  eines  jährlichen  5percentigen  Reinertr&gnisses  in  Silber  von 
dem  wirklich  aufgewendeten  und  gehörig  nachzuweisenden  Anlage- 
capitale,  welches  jedoch  im  Durchschnitte  den  Nominalbetrag  von 
985.000  fl.  österr.  Währ,  per  Meile  nicht  überschreiten  darf,  nebst  der 
erforderlichen  Tilgungequote  zugesichert  werden. 

Die  Garantie  hat  für  jede  der  drei  Sectionen: 

a)  Wien-Znaim  mit  der  Flügelbahn  an  die  Franz  Joseph-Bahn; 

b)  Znaim  Iglau-Deutschbrod-Kollin  mit  der  Flügelbahn  nach  Pardubitz; 

c)  Kollin- Jungbunzlau  mit  der  Flügelbahn  nach  Trautenau, 

mit  dem  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  jeder  einzelnen  Strecke 
in  Wirksamkeit  zu  treten. 

Artikel  II. 

Dabei  sind  folgende  Bestimmungen  zu  treffen: 
1.  Von  dem  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  derjenige 
Betrag  zur  Capitalstilgung  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staats- 
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Verwaltung  nach  einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisationsplane, 
dem  zufolge  das  emittirte  Capital  während  der  Dauer  der  Concession 
zu  tilgen  ist,  bestimmt  werden  wird. 

2.  Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  allenfalls  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene 
Prüfung  der  vorzulegenden  documentirten  Jahresrechnungen  drei  Monate 
nach  deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  ver- 
fallenen Actien-  und  Obligationencoupons  nach  Massgabe  des  auf  Grund 
des  Ertragspräliminares  richtiggestellten  Erfordernisses  Theilzahlungen 
unter  Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jahresrechnung  zu  pflegenden 
Abrechnung  leisten,  wenn  die  Co n cessio näre  sechs  Wochen  vor  der 
Verfallszeit  das  bezügliche  Ansuchen  gestellt  haben  werden.  Wenn  nach 
endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche  spätestens  binnen 
drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzulegen  sein  wird,  sich 
herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch  bemessen  worden 
sind,  so  haben  die  Concessionäre  den  erhaltenen  Mehrbetrag  mit  Zurechnung 
von  6  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
muss  aber  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffen- 
den Betriebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

3.  Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vorschuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Beinertrag  des  Bahnnetzes  die  garantirte  Jahressumme 
überschreitet,  ist  die  Hälfte  des  diesfälligen  Ueberschusses  sogleich  zur 
Zurückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staats- 
verwaltung bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Von  der  erübrigenden  anderen  Hälfte  ist  ein  von  der  Staats- 
verwaltung statutenmäßig  zu  bestimmender  Theil  in  den  Reservefond 
zu  hinterlegen. 

Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  der  Befundirung  der 
Vorschüsse  voranzugehen.  Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vor- 
schüssen oder  Zinsen,  welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Con- 
cession oder  Einlösung  der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus 
dem  noch  erübrigenden  Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

4.  Der  Bauconto  wird  nach  Inbetriebsetzung  dieses  Bahnnetzes 
und  nach  gänzlichem  Ausbaue  desselben  nach  den  von  der  Staatsver- 
waltung genehmigten  Plänen  geschlossen  werden. 

Zu  Lasten  des  Bauconto  werden  geschrieben: 

a)  die  Kosten  der  Vorarbeiten  und  Projectverfassung ; 

b)  die  Kosten  für  die  definitive  Herstellung  und  Einrichtung  der 
Bahn,  die  Intercalarzinsen  des  Baucapitales,  sowie  sonstige  Aus- 
lagen, welche  aus  Anlass  der  Errichtung  und  Inbetriebsetzung  des 
Bahnnetzes  nothwendig  bestritten  werden  müssen; 
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c)  die  Kosten  der  Geldbeschaffung,  beziehungsweise  der  Betrag  des 
mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  zugestandenen  durch- 
schnittlichen Coursverlustes  bei  der  Aufbringung  des  baren  Geld- 
erfordernisses durch  Hinansgabe  von  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen. 

Artikel  III. 

Für  die  im  Artikel  I  angeführten  Eisenbahnlinien  wird  die  Be- 
freiung von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der  Coupon- 
Stempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch 
künftige  Gesetze  eingeführt  wird,  während  der  Bauzeit  und  durch 
neun  Jahre,  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  aller  im  Artikel  I  ge- 
nannten Linien  gerechnet,  zugestanden. 

Im  Falle  der  Ertheilung  der  Concession  ohne  Staatsgarantie  kann 
die  Steuerfreiheit  auf  die  Dauer  bis  20  Jahre  bewilligt  werden. 

Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und  aus- 
ländischen Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  von  neun,  beziehungsweise 
zwanzig  Jahren,  von  der  Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen 
in  die  Betriebsrechnung  als  Ausgabspost  eingestellt  werden ;  bezüglich 
der  Couponstempelgebühren  ist  dies  nicht  zulässig.  Für  die  Staats- 
zuschüsse ist  von  der  Unternehmung  keine  Einkommensteuer  zu 
bezahlen. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien-  und 
Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der  Interimsscheine  Stempel-  und 
gebührenfrei  stattfinde.  Desgleichen  wird  die  Befreiung  von  der  bei 
deu  Grundeinlösungen  auflaufenden  Uebertragungsgebühr  zugestanden. 

Zur  Berichtigung  der  Stempel  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sontigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahnen  wird  eine  Frist  bis 
zur  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  einschlägigen  Eisenbahnstrecke 
bewilligt. 

Zugleich  wird  gestattet,  dass  die  Hälfte  dieser  Gebühren  in  die 
erste  Betriebsrechnung  aufgenommen  werde. 

Artikel  IV. 

Die  in  diesem  Gesetze  enthaltenen  Begünstigungen  sind  an  die 
Bedingungen  geknüpft,  dass  neben  denselben  nachstehende  Bestimmungen 
in  die  Concessionsurkunde  aufgenommen  werden : 

1.  Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der 
Bahnen  hat  nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  geneh- 
migten Detailbauprojecte  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Baue  nach  den  von  dem  Handels- 
ministerium zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften   zu  benehmen. 

Für  Aenderungen  in  den  Bauprojecten  bleibt  die  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  vorbehalten,  insoferne  solche  nach  Massgabe  des 
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Resultates  der  technischen  Revision  und  der  nach  Vorschrift  des  §  6 
des  Eisenbahn  concessionsgesetzes  vorzunehmenden  politischen  Begehung 
der  Trace  im  Interesse  des  öffentlichen  Verkehres  und  zur  Sicher- 
stellung des  Bestandes  der  Bahn,  dann  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  sich  als  erforderlich  darstellen  werden. 

Die  projectirten  Stationebauten  und  die  präliminirten  Fahrbetriebs* 
mittel  können  successive  nach  Massgabe  des  thatsächlichen  Verkehrs- 
bedürfnisees,  worüber  selbstverständlich  die  Staatsverwaltung  zu  ent- 
scheiden hat,  hergestellt  und  beziehungsweise  angeschafft  werden. 

Zu  dem  Ende  hat  die  Unternehmung  bei  Eröffnung  des  Bahn- 
betriebes aus  dem  garantirten  Baucapitale  einen  eigens  für  diesen 
Zweck  bestimmten  Reservefond  zu  bilden,  dessen  Höhe  von  der  Staats- 
verwaltung im  Verhältnisse  zu  den  gesammten  projectirten  Stations- 
bauten und  präliminirten  Fahrbetriebsmitteln  zu  dem  Kostenpreise  der 
bereits  wirklich  hergestellten,  rticksichtlich  angeschafften,  zu  bestimmen 
sein  wird,  welcher  fruchtbringend  zu  machen  ist  und  dessen  Zinsen  in 
die  Betriebsrechnung  als  Einkommen  einzustellen  sind. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder 
Betriebsrücksichten  eine  Abänderung  der  Bahntracen  oder  der  Detail- 
pläne als  noth wendig  oder  wünschenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch 
die  im  Artikel  I  bestimmte  Bahnrichtung  nicht  verändert  wird,  und 
gegenüber  der  genehmigten  Trace  im  Allgemeinen  eine  wesentliche 
Verschlechterung  der  Niveau-  und  der  Richtungsverhältnisse  nicht  statt- 
finden darf,  so  muss  zu  einer  solchen  Abänderung  die  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  des  Gesammtbahnnetzes  kann  auf  die  Anlage  eines 
Geleises  beschränkt  werden,  jedoch  sind  bei  diesem  Netze,  mit  Aus- 
nahme der  Trautenauer  Flügelbahn,  Tunnels,  sowie  die  Fundirungen 
der  stabilen  Brücken  sofort  für  zwei  Geleise  herzustellen  und  sind  bei 
der  Grundeinlösung  schon  bei  Beginn  des  Baues  die  Bedingungen 
für  Erwerbung  de3  Grundes  zur  Anlage  des  zweiten  Geleises  sicher- 
zustellen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des 
Unterbaues  für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  in  jenen 
Strecken,  wo  sie  es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen, 
wenn  der  jährliche  Rohertrag  während  zweier  aufeinanderfolgender 
Jahre,  bei  Gewährung  einer  Garantie,  die  Summe  von  120.000  fl.  — 
und  ohne  diese  Gewährung  140.000  fl.  —  in  Silber  per  Meile  über- 
schreitet. Die  vorstehende  Bestimmung  hat  jedoch  auf  die  Trautenauer 
Flügelbahn  keine  Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Mitbenutzung  von 
Bahnhöfen  schon  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  den  An- 
schliessungspunkten  ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebs- 
dienstes beim  Uebergangsverkehre  mit  den  betheiligten  Eisenbahn  Ver- 
waltungen ein  Abkommen  zu  treffen. 
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Die  Kosten  für  die  auf  fremden  Bahnhöfen  erforderlichen  Er- 
weiterungsbauten haben  die  Conceasionäre  zu  tragen. 

Wenn  wegen  der  Mitbenutzung  eines  fremden  Bahnhofes  ein 
Uebereinkommen  zu  Stande  kommt,  so  darf  die  hiefttr  zu  zahlende 
Rate  in  der  Betriebsrechnung  unter  den  Betriebsspesen  verrechnet 
werden. 

Die  betreffenden  Uebereinkommen  sind  der  Staatsverwaltung  zur 
Genehmigung  vorzulegen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung 
von  Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche  zu  be- 
stimmen. 

2.  Die  Conceasionäre  verpflichten  sich,  den  Bau  der  concessionirten 
Eisenbahn 

a)  für  die  Strecke  Znaim-Iglau-Deutschbrod-Kollin  mit  der  Flügel- 
bahn nach  Pardubitz  binnen  drei  Monaten  zu  beginnen,  binnen 
drei  Jahren  zu  vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
übergeben; 

b)  für  die  Strecke  Kollin-Jungbunzlau  mit  der  Flügelbahn  nach 
Trautenau  binnen  sechs  Monaten  zu  beginnen,  binnen  vier  Jahren 
zu  vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben; 

c)  für  die  Strecke  Wien-Znaim  mit  der  Flügelbahn  an  die  Franz 
Joseph-Bahn  binnen  einem  Jahre  zu  beginnen,  binnen  fünf  Jahren 
zu  vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Die  Conceasionäre  haben  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen 
der  Staatsverwaltung  in  der  von  ihr  zu  bestimmenden  Art  und  Weise 
entsprechende  Sicherheit  zu  leisten. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden 
gemessen  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

Wenn  die  über  Jungbunzlau  erzielte  indirecte  Verbindung  mit 
der  Böhmischen  Nordbahn  den  Concessionären  nicht  genügen  sollte,  bo 
sollen  dieselben  berechtigt  sein,  von  einem  Punkte  der  Jungbunziau- 
Kolliner  Linie  eine  Abzweigung  nach  Bakov  zum  unmittelbaren  An- 
schlüsse ihrer  Linien  an  die  Böhmische  Nordbahn  —  jedoch  ohne  An- 
spruch irgend  einer  finanziellen  Begünstigung  —  herzustellen  und  in 
Betrieb  zu  setzen. 

3.  Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Eisenbahnen  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
diesfalligen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  kann  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Fitigel- 
bahnen zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung, 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

4.  Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Baue  und  Betriebe  der 
concessionirten   Bahnen   nach    dem   Inhalte   der   gegenwärtigen  Con- 
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cessionsurkunde,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  nnd 
Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  No- 
vember 1851,  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen 
und  Verordnungen  zu  benehmen. 

5.  Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post 
und  die  Postbediensteten  nach  Vorschrift  des  §  68  der  gedachten 
Eisenbahnbetriebsordnung  unentgeltlich  zu  befördern,  wobei  die  Post- 
verwaltung für  einen  von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die 
Abfahrtsstunde  und  dessen  Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen 
befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achtrftderigen  oder  zwei 
vierräderige  Wagen  erfordert,  erhalten  die  Concessionäre  für  jeden 
weiter  beizustellenden  Wagen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädi- 
gung per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine 
ambulante  Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits 
besteht,  einzuführen  findet,  so  sind  anstatt  der  achträderigen  oder  vier- 
räderigen  gewöhnlichen  Wagen  die  biezu  erforderlichen  acht-  oder 
vierräderigen,  nach  den  Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten 
Po8tambulancewägen  von  den  Concessionären  ohne  Entgelt  herzustellen 
und  zu  erhalten. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Brief-Auf-  und-  Ab- 
gabsstationen ist  ein  geeignetes  Postbureau  in  dem  Gebäude  der  Eisen- 
bahn unentgeltlich  zu  überlassen  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa 
eintretender  weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere 
Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung 
von  Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen,  mit  Aus- 
schluss der  Wertbsendungen,  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  be- 
sonderes Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben.  Correspondenzent  welche 
in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn  zwischen  der  Eisen- 
bahndirection  (Verwaltungsrath)  und  ihren  untergeordneten  Organen 
oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden,  dürfen  auf  der  be- 
züglichen Bahnstrecke  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  be- 
fördert werden. 

6.  Die  Concessionäre  haben  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraphen- 
verwaltung die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn 
auf  ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu 
gestatten.  Die  Telegraphen  Verwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz 
der  Aufstellung  mit  den  Concessionären  zu  verständigen.  Ferner  haben 
die  Concessionäre  die  Bewachung  der  hergestellten  Leitung  durch  ihr 
Bahnpersonale  ohne  besonderes  Entgelt  zu  übernehmen. 

Dagegen  haben  die  Concessionäre  auch  das  Recht,  die  Drähte  für 
den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  des  Staatstelegraphen  zu 
befestigen. 
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Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  die  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Ueberein- 
kunft  getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden 
Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem 
Einflüsse  und  der  Aufsicht  der  Staatsverwaltung. 

7.  Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Be- 
grenzungen unterworfen: 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden  die 
Person: 

für  die    I.  Classe  30  kr.  österr.  Währ. 

 25 


n      n  II. 

„  »  in. 

IV 


15 


V 


n 

(im  Stehwagen)  9    „  „ 

Bei  Schnellzügen,  welche  mindestens  aus  Wagen  derl.  und  II.  Classe 
bestehen  müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht  werden, 
unter  der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu  beobachtende 
Fahrgeschwindigkeit  nicht  geringer  sei,  als  die  durchschnittliche  Fahr- 
geschwindigkeit bei  den  Schnellzügen  der  übrigen  österreichischen 
Bahnen. 

Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindig- 
keit per  Zollcentner  und  Meile 

I.  Classe  2     kr.  österr.  Währ. 

II.     .  2V4 

in.    „  3 


7! 


n 

* 


n 


Ausnahmsweise  haben  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Wagen- 
ladungen nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten: 


r— • 


Getreide 
und  Salz 


Mineralkohle, 
Brenn-  und    £oaka,  8ePr"8ter 

Qnlmfttlinl«      T°rf>    EfZe'  El86n" 

Schnittholz    flog(jen>  Ralk.  und 
Bausteine 


Kreuzer 


• 

Für  die  ersten    10  Meilen  .  .  . 

15 

1-2 

10 

n     »    «weiten  10      „     .  .  .  j 
n      n    dritten  10       „  ... 

14 

10 

0-8 

12 

0-9 

OG 

B    weitere  Entfernungen  .  .  . 

10 

0-7 

05 

• 
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Als  Expeditionegebühr  werden  für  alle  Güter  zwei  Kreuzer  per 
Zollcentner  eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und 
allgemeine  Assecuranz  einbezogen  ist. 

Wenn  das  Auf-  und  Abladen  von  der  Partei  besorgt  wird,  so  wird 
die  Expeditionsgebühr  nur  mit  1*5  kr.  per  Zollcentner  eingehoben. 

Bücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der 
Festsetzung  des  Lagerzinses,  der  Classification  der  Waaren  und  der 
sonstigen  Verkehrsbestimmungen  ist  sich  derart  zu  benehmen,  dass  die 
diesfälligen  Preise  und  Bestimmungen  in  keinem  Falle  höber  und 
lästiger  sein  dürfen,  als  auf  der  nördlichen  Staatseisenbahn.  Bei  der 
Bemessung  der  Frachtpreise  kann  für  Strecken  mit  einer  Steigung  von 
1  bis  60  und  darüber  von  der  Staatsverwaltung  die  Berechnung  mit 
der  lYjfachen  Länge  gestattet  werden. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend 
fixirten  Grenzen  steht  dem  Concessionäre  frei. 

Hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 
Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  gewissen 
Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere 
Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung 
allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die  nämlichen 
Bedingungen  eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unterziehen. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachttarifbestim- 
mungen der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten;  einer  solchen  Regelung 
bat  sieb  der  Concessionär  zu  unterwerfen. 

8.  Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in 
inländischer  Silbermünze  bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so, 
dass  die  mit  Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende  Gebühr 
auch  in  der  Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurtickfuhrung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  über  Verlangen  der  Gesellschaft,  wie  auch  über 
Anordnung  der  Staatsverwaltung  nach  dem  Durchschnittscourse  des 
Silbers  im  letztabgewichenen  Monate  stattzufinden. 

9.  Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung  zwischen  dem 
Kriegsministerium  und  den  Verwaltungen  der  österreichischen  Staatsbahn- 
gesellschaft,  der  Südbabn,  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  der  galizischen 
Carl  Ludwig-Bahn,  der  Theissbahn  und  der  Süd-Norddeutschen 
Verbindungsbahn  unterm  10.  December  1860  abgeschlossenen  Ueberein- 
kommen,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden  Bestandteil  der 
Concessionsurkunde  zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  dieser  Bahnen  für 
Militärtran sporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  vereinbart  würden, 
so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte  Bahn  Geltung  erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 
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Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  die  von  sämmtlichen  öster- 
reichischen Bahnverwaltungen  und  insbesondere  von  dem  Verwaltungsrathe 
der  k.  k.  priv.  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  laut  der  rechts- 
verbindlichen Erklärung  vom  17.  December  1866  (sowie  von  der 
Staatsbahngesellschaft  zufolge  ihrer  Erklärung  vom  28.  Juli  1867) 
zugestandenen  Begünstigungen  für  reisende  Militärs  auf  den  concessionirten 
Bahnlinien  in  Anwendung  zu  bringen. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 

Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung 

grösserer  Militärtransporte  beizutreten. 

10.  Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in 
Folge  dieser  Concession  oder  aus  Gef&llsrücksichten  die  Eisenbahn 
benützen  und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen 
eammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

11.  Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herab- 
zumindern. 

12.  Den  Concessionären  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine 
Actiengesellschaft  zu  bilden  und  znr  Aufbringung  der  erforderlichen 
Geldmittel  auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und 
Prioritätsobligationen  auszugeben,  welche  auf  den  österreichischen  Börsen 
verhandelt  und  ämtlich  notirt  werden  dürfen. 

Es  darf  jedoch  nur  ein  solcher  Betrag  von  Prioritätsobligationen 
ausgegeben  werden,  dass  deren  Verzinsung  höchstens  %  des  garantirten 
jährlichen  Reinertrages  erfordert. 

Vgl.  Art.  I  des  Gesetzes  vom  19.  November  1885,  R.  G.  G.  Bl.  Nr.  164  (Doc  8). 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  aus- 
gegeben, so  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersichtlich 
gemacht  werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

Die  Zinsengarantie  der  Staatsverwaltung  für  die  Prioritäts- 
obligationen kann  über  Verlangen  der  Concessionäre,  vom  Tage  der 
Ausfertigung  derselben  an,  unter  der  Bedingung  zugestanden  werden, 
dass  für  die  Berichtigung  der  Zinsen  angemessene  Sicherstellung 
geleistet  wird. 

Ueber  die  Angemessenheit  der  Sicherstellung  hat  lediglich  die 
Staatsverwaltung  zu  entscheiden,  es  steht  den  Concessionären  eine 
Einwendung  in  dieser  Beziehung  nicht  zu;  die  Gesellschaft  tritt  in  alle 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionäre;  die  Gesellschaftsstatuten 
unterliegen  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

öl* 
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Die  allfälligen  Bezüge  des  Verwaltungsrathes  dürfen  niebt  in  die 
Betriebsauslagen  eingestellt  werden. 

13.  Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agenden  im  In-  und  Aaslande 
zu  bestellen,  sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu 
Wasser  oder  zu  Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften 
einzurichten. 

14.  Zur  Wahrung  des  aus  der  übernommenen  Garantie  für  die 
Staatsverwaltung  entspringenden  Interesses  ist  letztere  berechtigt,  sich 
die  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die 
Betriebseinrichtung  in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt 
werden,  und  anzuordnen,  dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintan- 
gehalten und  rücksichtlich  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes 
Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsausschusses,  sowie  den  General- 
versammlungen, so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen, 
und  allfällige  dem  Staatsinteresse  nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren. 
Die  Staatsverwaltung  wird  Sorge  tragen,  dass  die  Ueberwachung  der 
Gebarung  in  ökonomischer  Beziehung  in  der  Art  stattfinde,  dass  es  bei 
der  Vorlage  der  Jahresrechnung  in  der  Regel  nur  mehr  einer  ziffer- 
mä6sigen  Ueberprüfung  bedarf. 

15.  Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  ö  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die 
Errichtung  neuer  Bahnen  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der 
Eröffnung  des  Betriebes  auf  dem  ganzen  concessionirten  Bahnnetze  an 
gerechnet,  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  die  im  Artikel  IV,  Punkt  2, 
festgesetzten  Termine  für  den  Beginn,  dann  für  die  Vollendung  des 
Baues  und  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden  und  die 
Terminstiberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  und  namentlich  auch  durch  politische  und  finanzielle 
Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

16.  Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf 
von  dreissig  Jabren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Concessionsurkunde 
die  concessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen 
Einlösung  vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die 
Reinerträgnisse  der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der 
durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unter- 
nehmung berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag,  welcher  jedoch  nicht  weniger  als  das 
garantirte  Reinerträgniss  betragen  darf,  ist  dem  Concessionär  als 
Jahresrente  in  halbjährigen  Raten  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
zu  bezahlen. 
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17»  Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigen- 
thum und  in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn,  namentlich 
des  Grund  und  Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen 
Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn  und  des  sämmtlichen  unbeweglichen 
Zugehörs,  als:  Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahn- 
betriebe erforderlichen  Gebäude  an  den  Abfabrts-  und  Ankunfts- 
platzen,  Wacht-  und  Aufsichtshäusern  sammt  allen  Einrichtungen  an 
stehenden  Maschinen  und  allen  unbeweglichen  Sachen. 

Bewegliche  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen,  bewegliche  Maschinen, 
Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  insoweit  sie  zur 
Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind,  haben 
von  dem  Concessionär  an  den  Staat  bloss  um  den  vereinbarten  oder  auf 
Verlangen  eines  Theiles  um  den  durch  Sachverständige  auf  gerichts- 
ordnungsmäßige  Weise  zu  ermittelnden  Schätzungswerth  Überzugehen. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der 
ausgemittelten  Rente  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in 
den  Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahnstrecken  mit  allen 
früher  erwähnten,  dazu  gehörigen,  sowohl  beweglichen  als  auch 
unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der 
Einlösung  der  Bahn  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  als:  Coaks-  und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von 
Maschinen  oder  anderen  Geräthen,  Speicher,  Docks,  Kohlen-  und 
anderen  Depots,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  derselbe  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

18.  Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Hecht  vorbehalten, 
wenn  ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiedelholte  Verletzungen 
oder  Nichtbefolgung  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den 
Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den 
Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  treffen  und  nach 
Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für 
erloschen  zu  erklären. 

Artikel  V. 

Sollte  die  Staatsverwaltung  nicht  in  der  Lage  sein,  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  die  Concession  binnen  drei  Monaten  zu  ertheilen,  so 
wird  dieselbe  ermächtigt,  aus  Staatsmitteln  den  Bau  dieses  Bahnnetzes 
zu  beginnnn,  in  welchem  Falle  ihr  für  die  das  laufende  Jahr 
betreffenden  Auslagen  eine  Baudotation  von  fünf  Millionen  Gulden 
österr.  Währung  bewilligt  wird. 
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Artikel  VI. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  werden  der  Handelsminister 
und  der  Finanzminister  beauftragt. 

Ofen,  am  1.  Juni  1868. 
Franz  Joseph  m.  p. 

Auersperg  m.  p.  Plener  m.  p.  Brestel  m.  p. 

2.  Concessionsurkunde  vom  8.  September  1868,  R.  G.  BL 

Nr.  143, 

zum  Baue  nnd  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  mit  der  Benennung: 
„Oesterreichische  Nordwestbann"  ron  Wien  Uber  Znaim,  Iglau,  Deutschbrod,. 
Czaslau  und  Kollin  nach  Jungbunzlau,  mit  Zweigbahnen  von  Znaiin  an  die 
Franz  Joseph-Bahn,  ron  Deutschbrod  nach  Pardubitz  und  von  einem  ge- 
eigneten Punkte  der  Kollin  Jungbnnzlauer  Strecke  nach  Trautenau. 

(Garantirtes  Netz.) 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Hugo  Fürst  Thum  und  Taxis,  Franz  Altgraf  zu  Salm« 
Reifferscheid,  Louis  v.  Haber  und  Friedrich  Schwarz  im  Vereine  mit 
der  Act  i  enges  ellschaft  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  die 
Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Locomotiveisenbahn  von  Wien  nach  Jungbunzlau  mit  Abzweigungen  an 
die  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn,  dann  nach  Pardubitz  und  nach  Trautenau 
mit  der  Benennung:  Oesterreichische  Nordwestbahn"  gestellt  haben,  so 
finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unter- 
nehmens den  genannten  Bittstellern  diese  Concession  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  1.  Juni  1868  (R.  G.  Bl.  Nr.  56  ex  1868)  über  die  dieser 
Unternehmung  gewährten  besonderen  Begünstigungen,  wie  folgt,  zu 
ertheilen : 

§  i. 

Wir  verleihen  den  Concession ären  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  Locomotiveisenbahn  (mit  der  Benennung:  „Oesterreichische  Nord- 
westbahn"), ausgehend  von  Wien  über  Znaim,  Iglau,  Deutschbrod, 
Czaslau  und  Kollin  nach  Jungbunzlau  mit  Zweigbahnen  von  Znaim  an 
die  Franz  Joseph-Bahn,  von  Deutschbrod  nach  Pardubitz  und  von 
einem  geeigneten  Punkte  der  Kollin-Jungbunzlauer  Strecke  nach 
Trautenau. 

Die  Linie  Wien-Jungbunzlau  wurde  eröffnet  in  den  Strecken:  Wien- 
Jedlesee  am  1.  Juli  1872,  Stockerau-Znaim  am  1.  November  1871,  Znaim-Iglau 
am  23.  April  1871,  Iglau- Deutschbrod  am  25.  Jänner  1871,  Deutachbrod-Goltsch- 
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Jenikaa  am  21.  December  1870,  Goltscb-Jenikau-Kolin  am  6.  December  1869 
und  Kolin- Jungbunzlau  am  29.  October  1870.  Die  Theilstreoke  Jedlesee-Stockerau 
war  auf  Grund  des  Privilegiums  vom  28.  März  1840  von  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  erbaut  und  am  26.  Juli  1841  eröffnet  worden,  und  ging  auf  Gruud 
des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  55  (Doo.  4),  und  des  Kauf- 
vertrages vom  1.  Juli  1871  mit  diesem  Tage  an  die  Oesterreiehische  Nordwest- 
bahn über  und  bildet  einen  integrirenden  Bestandteil  der  Strecke  Wien-Znaira. 

Bezüglich  der  eventuellen  Mitbenützung  der  Theilstreoke  Iglau-Okfiiko 
durch  die  k.  k.  Staatsbahnverwaltung  wurden  durch  das  im  Handelsministerium  auf- 
genommene Protokoll  vom  4.  Mai  1888  sub  IV  nachstehende  Bestimmungen 
getroffen : 

»Die  k.  k.  priv.  Oesterreiehische  Nordwestbahn  übernimmt  die  Verpflichtung 
im  Sinne  der  Bestimmung  im  Artikel  IX,  1.  Absatz  des  Gesetzes  vom  25.  No- 
vember 1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  173,  betreffend  den  Bau  der  Böhmisch-Mährischen 
Trans versal bahn,  der  k.  k.  Staatsverwaltung  über  deren  Verlangen  die  Mitbenützung 
der  Bahnstrecke  Iglau-Okfiäko  für  den  Verkehr  zwischen  Stationen  der  Böhmisch- 
Mährischen  Transversalbahn,  westlich  von  der  k.  k.  Staatsbahnstation  Iglau  einer- 
seits und  Staiionen  der  Strecke  Segen  Goltes-Okrisko  der  k.  k.  priv.  Österreich isch- 
uegarischen  Staatseisenbahngesellschaft,  östlich  von  Okrisko  andererseits  derart 
einzuräumen,  dass  die  k.  k.  Staatseisenbahnverwaltung  berechtigt  sein  wird,  unter 
freier  Feststellung  des  Tarifes  jedoch  ohne  jede  Rückwirkung  auf  den  Tarif  der 
Oesterreichisoben  Nordwestbahn  ganze  Züge  oder  einzelne  Wagen  über  die  Bahn- 
strecke Iglau- Okrisko  gegen  Entrichtung  einer  angemessenen  Entschädigung  zu 
befördern,  soweit  dies  ohne  Behinderung  des  eigenen  Betriebes  der  Oesterreichischen 
Nordwestbahn  möglich  ist. 

Die  Feststellung  der  hienach  im  Falle  der  vorgedaohten  Mitbenützung  von 
Seite  der  k.  k.  Staatseisenbahnverwaltung  zu  entrichtenden  Entschädigung  hat, 
soferne  nicht  hierüber  mit  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  eine 
anderweitige  Vereinbarung  zwischen  den  betheiligten  Bahnverwaltungen  getroffen 
werden  sollte,  nach  nachfolgenden  Bestimmungen  zu  erfolgen: 

I.  Zur  Feststellung  der  Peagegebühr  werden  für  diese  vom  Staate  mitzu- 
benutzende Strecke,  einschliesslich  der  beiden  sie  begrenzenden  Abzweigsstationen, 
alljährlich  festgestellt: 

a)  Die  ö'/^percentigen  Zinsen  des  auf  die  unbeweglichen  Bestandtheile  der 
Strecke  sammt  Grundeinlösung  und  auf  das  zugehörige,  auf  dieser  Strecke 
befindliche  Inventar,  also  mit  Ausschluss  des  rollenden  Materiales  thatsächlich 
verwendeten  Capitales  mit  Zurechnung  von  Geldbeschaffungskosten  und 
Intercalarzinsen ; 

h)  die  im  Gegenstandsjahre  aufgelaufenen  effektiven  Kosten  der  Erhaltung  der- 
selben Anlagen  und  Ausrüstungsgegenstände  (Capitel  7  bis  10  des  allge- 
meinen Contirungs Schemas)  sammt  den  auf  diese  Strecke  entfallenden  An- 
theilen  an  der  Feuerassecuranz  (Capitel  3,  Artikel  III),  an  den  Grund - 
und  Gebäudesteuern,  ferner  an  den  allgemeinen  Auslagen  für  Bahnaufsicht 
und  Bahnerhaltung  (Capitel  5)  sammt  den  Kosten  für  Bahnaufsicht  im 
engeren  Sinne  (Capitel  6); 

c)  die  im  Gegenstandsjahre  aufgelaufenen  effectiven  Kosten  für  Stationsdienst 
(Capitel  12). 

Der  auB  a  bis  c  resultirende  Jahresaufwand,  getheilt  durch  die  Summe 
aller  im  Gegenstandsjahre  auf  der  betreffenden  Peagestrecke  im  D.enste 
beider  Theile  gefahrenen  Wagenachskilometer  bildet  die  Peagegebühr, 
welche  der  Staat  für  je  ein  im  bezüglichen  Jahre  durch  die  in  seinem 
Dienste  gestandenen  Wagen  (im  leeren  oder  beladenen  Zustande)  zurück- 
gelegtes Aohskilometer  an  die  Oesterreichische  Nordwestbahn  zu  be- 
zahlen hat. 
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Die  auf  Grund  des  jeweilig  bestehenden  Wagenregulatives  zu  leistenden 
Zahlungen  für  Wagenbenützung  trägt  das  k.  k.  Eisenbahnärar. 

II.  Hiezu  kommt  in  jenen  Fällen,  wo  die  Beförderung  der  im  Dienste  des 
Staates  stehenden  Wagen  auf  der  Piagestrecke  durch  die  Zugkraft  der  Oester- 
reichischen  Nordwestbahn  unter  Beigabe  ihres  Zugförderungs-  und  Zugbegleitungs- 
personales erfolgt,  eine  hiefttr  zu  leistende  Entschädigung,  welche  für  jedes  in 
dieser  Weise  zurückgelegte  Wagenachskilometer  mit  dem  Einheitssatze  bemessen 
wird,  der  sich  ergiebt,  wenn  die  der  Oesterreichiscben  Nordwestbahn  im  Gegen- 
standsjahre auf  der  die  Peagestrecke  enthaltenden  Eisenbahn  erwachsenen  Aus- 
lagen für: 

fV  57i«Perceritigö  Verzinsung  der  Anschaffungskosten  der  Locomotive,  Tender 
und  Tenderausrüstungsgegenst&nde,  mit  Hinzurechnung  der  Geldbeschaffungs- 
kosten und  Interoalaizinsen,  sowie  für  die  Erhaltung  derselben  (Capitel  IC, 
Artikel  I); 

e)  Fahrdienst  (Capitel  13)  und 

f)  Zugförderungsdienst  (Capitel  15)  nach  Abzug,  respeetive  Zurechnung  der 
activen  oder  passiven  Locomotivmiethe  durch  die  Summe  aller  im  beider- 
seitigen Interesse  auf  derselben  Eisenbahn  und  im  selben  Jahre  mit  der 
Zugkraft  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn  zurückgelegten  Wagenachs- 
kilometer getheilt  wird. 

Insoferne  aus  einem  solchen  P^agevertrage  Entschädigungsansprüche 
dritter  Eisenbahnverwaltungen  auf  Grund  von  Vertragen  entstehen  sollten, 
welche  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  geschlossen  wurden, 
übernimmt  die  letztere  die  Vertretung  der  Oesterreicbischen  Nordwestbahn 
und  eventuell  die  Befriedigung  der  an  die  Oesterreichische  Nordwestbahn 
gestellten  Ersatzansprüche." 

Bezüglich  der  Flügelbahn  von  Znaim  an  die  Franz  Joseph-Bahn 
wurde  mit  Randelsministerial-Erlas*  vom  29.  April  1870,  Z.  17940 -18G9 
bestimmt,  dass  dieselbe  statt  in  Znaim  in  Zelle rndorf  abzuzweigen  und  an  die 
Franz  Joseph-Bahn  in  Sigmundsherberg-Horn  anzuschliessen  habe.  Die 
Eröffnung  fand  am  1.  Juli  1872  statt. 

Die  Linie  Deutschbrod-Pardubitz  wurde  am  1.  Juni  1871  dem 
Verkehre  übergeben. 

Mit  den  Erlässen  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  18.  Märe,  respeetive 
17.  Juli  1869,  ZZ.  4162  und  12312,  wurde  die  Führung  der  Bahn  nach 
Trautenau  von  der  Station  Gross- Wossek  der  Linie  Kollin- Jungbunzlau  über 
Chlumetz,  Neubidschow,  Paka,  Aman  und  Trautenau  nach  Parschnitz  zum  An- 
schlüsse an  den  Königshainer  Flügel  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn 
angeordnet  und  zugleich  bestimmt,  dass  an  Stelle  des  Umweges,  welchen  die 
Bahntrace  bei  deren  Führung  durch  einen  Theil  des  Aupa-Thales,  durch  das 
kleine  Elbe-Thal  und  von  Paka  oder  Bielohrad  über  JiCin  nach  Wostromef 
erleiden  würde,  gleichzeitig  mit  der  Hauptbahn  drei  Seitendügel  herzustellen 
sind,  von  welchen  der  eine  von  Trautenau  nach  Freiheit,  der  zweite  von 
Pelsdorf  nach  Hohenelbe  und  der  dritte  von  WostromÖf  nach  JiJin 
zu  führen  ist. 

Die  Eröffnungen  fanden  statt  in  den  Strecken:  Gross- Wossek-Wostromer 
am  21.  December  1870,  Wostromgf  Pelsdorf  am  1.  Juni  1871,  Pelsdorf-Trautenau- 
Parschnitz  am  21.  December  1870,  Pelsdorf-Hohenelbe  am  1.  October  1871, 
Trautenau-Freiheit  und  WostroroSf-JiSin  am  17.  December  1871. 
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Wenn  die  über  Jungbunzlau  hiedurch  erzielte  indirecte  Ver- 
bindung mit  der  Böhmischen  Nordbahn  den  Concessionären  nicht  ge- 
nügen sollte,  so  sollen  dieselben  berechtigt  sein,  von  einem  Punkte  der 
Jungbunzlau-Kolliner]  Linie  eine  Abzweigung  nach  Bakov  zum  un- 
mittelbaren Anschlüsse  ihrer  Linien  an  die  Böhmische  Nordbahn  — 
jedoch  ohne  Anspruch  irgend  einer  finanziellen  Begünstigung  —  her- 
zustellen und  in  Betrieb  zu  setzen. 

§  2- 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der 
Bahnen  hat  nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  geneh- 
migten Detailprojecte,  dann  der  gleichfalls  dem  Handelsministerium 
vorzulegenden  Bau-  und  Lieferungsverträge  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Baue  auch  nach  den  von  dem  Handels- 
ministerium zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden  all- 
gemeinen Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Für  Aenderungen  in  den  Bauprojecten  bleibt  die  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  vorbehalten,  insoferne  solche  nach  Massgabe  des 
Resultates  der  technischen  Revision  und  der  nach  Vorschrift  des  §  6 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vorzunehmenden  politischen  Begehung 
der  Trace  im  Interesse  des  öffentlichen  Verkehres  und  zur  Sicherstellung 
des  Bestandes  der  Bahn,  dann  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Be- 
etimmungen sich  als  erforderlich  darstellen  werden. 

Auf  Verlangen  und  beziehungsweise  mit  Zustimmung  der  Staats- 
verwaltung sind  auch  provisorische  Bauten  herzustellen  und  sind  die 
projectirten  Stationsbauten,  sowie  die  präliminirten  Fahrbetriebsmittel, 
successive  nach  Massgabe  des  thatsächlichen  Verkebrsbedürfnisses  her- 
zustellen, beziehungsweise  anzuschaffen. 

Um  jenen  Betrag,  der  auf  diese  Weise  in  Ersparung  gebracht 
wurde,  wird  der  garantirte  Maximalbetrag  des  Anlagecapitales  herab- 
gemindert. 

Im  Falle  jedoch  des  nachträglich  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung erfolgenden  Ersatzes  der  provisorischen  Bauten  durch 
definitive  Objecto,  sowie  nach  eingetretener  Erweiterung  und  beziehungs- 
weise Vermehrung  der  Stationsbauten  und  Fabrbetriebsmittel  wird  eine 
angemessene  Erhöhung  des  garantirten  Anlagecapitales  mit  der  Mass- 
gabe zugestanden  werden,  dass  die  Staatsgarantie  in  keinem  Falle  für 
einen  höheren,  als  den  im  §  15  dieser  Concessionsurkunde  festgesetzten 
Maximalbetrag  von  fl.  985.000  österr.  Währ,  per  Meile  in  Anspruch 
genommen  werden  darf. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder 
Betriebsrücksichten  eine  Abänderung  der  Bahntracen  oder  der  Detail- 
pläne als  nothwendig  oder  wünschenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch 
die  im  §  1  bestimmte  Bahnrichtung  nicht  verändert  wird,  und  gegen- 
über der  genehmigten  Trace  im  Allgemeinen  eiue  wesentliche  Ver- 
schlechterung der  Niveau-  und  der  Kichtungs Verhältnisse  nicht  statt- 
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finden  darf,  so  muss  zu  einer  solchen  Abänderung  die  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  des  Gesammtbahnnetzes  kann  auf  die  Anlage  Eines 
Geleises  beschränkt  werden,  jedoch  sind  bei  diesem  Netze  mit  Aus- 
nahme der  Trautenauer  Flägelbahn,  Tunnels,  sowie  die  Fundirungen 
der  stabilen  Brucken  sofort  für  zwei  Geleise  herzustellen,  und  sind  bei 
der  Grundeinlösung  schon  bei  Beginn  des  Baues  die  Bedingungen  für 
Erwerbung  des  Grundes  zur  Anlage  des  zweiten  Geleises  sicher- 
zustellen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des  Unter- 
baues fttr  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  in  jenen  Strecken, 
wo  sie  es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen,  wenn  der 
jährliche  Rohertrag  während  zweier  aufeinander  folgender  Jahre  die 
Summe  von  120.000  fl.  in  Silber  per  Meile  tiberschreitet.  Die  vor- 
stehende Bestimmung  hat  jedoch  auf  die  Trautenauer  Fitigelbahn  keine 
Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  von  Bahn* 
höfen  schon  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  den  An- 
schliessungspunkten  ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebs* 
dien  st  es  beim  Uebergang6verkehre  mit  den  betheiligten  Eisenbahn- 
verwaltungen ein  Abkommen  zu  treffen.  Die  Kosten  für  die  auf  den 
fremden  Bahnhöfen  erforderlichen  Erweiterungsbauten  haben  die  Con- 
cessionäre zu  tragen. 

Wenn  wegen  der  Mitbenützung  eines  fremden  Bahnhofes  ein 
Uebereinkommen  zu  Stande  kommt,  so  darf  die  hiefür  zu  zahlende 
Rente  in  der  Betriebsrechnung  unter  den  Betriebsspesen  verrechnet 
werden.  Die  betreffenden  Uebereinkommen  sind  der  Staatsverwaltung 
zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermang- 
lung eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige 
Wagenbenützung  der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Ein- 
mündung von  Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche 
zu  bestimmen. 

§  3. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  den  Bau  der  concessionirten 
Eisenbahn 

a)  für  die  Strecke  Znaim-Iglau-Deutschbr  od- Kollin  mit  der  Flügel» 
bahn  nach  Pardubitz  binnen  drei  Monaten  zu  beginnen,  binnen 
drei  Jahren  zu  vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
übergeben; 

b)  für  die  Strecke  Kollin- Jungbunzlau  mit  der  Flügelbahn  nach 
Trautenau  binnen  sechs  Monaten  zu  beginnen,  binnen  vier  Jahren 
zu  vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben; 

c)  für  die  Strecke  Wien-Znaim  mit  der  Flügelbahn  an  die  Franz 
Joseph-Bahn  binnen  einem  Jahre  zu  beginnen,  binnen  fünf  Jahren 
zu  vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 


Digitized  by  Go 


K.  k.  priv.  Oesterreichisohe  Nordwestbahn.  811 

Die  Conces8ionäre  haben  für  die  Erfüllung  dieser  Vei  pflichtungen 
durch  den  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von  vier  Millionen  Gulden 
öeterr.  Währ,  der  Staatsverwaltung  Sicherstellung  zu  leisten. 

Dieser  Cautionshetrag  mufs  wenigstens  zur  Hälfte  in  Barem  oder 
in  böreemässigen  Effecten  zum  Courswerthe  oder  in  bankfähigen 
Wechseln,  die  andere  Hälfte  kann  durch  eine  Realhypothek  und  Ver- 
pfändung ihrer  Reinerträgnifse  geleistet  werden. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden  ge- 
messen die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

§  *■ 

Gleichlautend  mit  Artikel  IV,  Punkt  8  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868 
(Doc.  1). 

§  5. 

Gleichlautend  mit  Artikel  IV,  Punkt  4  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868 
(Doc.  1). 

§  6. 

Gleichlautend  mit  Artikel  IV,  Punkt  5  des  Gesetzes  vom  t.  Juni  1868 
(Doc.  1). 

§  t- 

Gleichlautend  mit  Artikel  IV,  Punkt  6  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868 
(Doc.  1). 

§  8. 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Begrenzungen 
unterworfen : 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden 
die  Person: 

für  die     I.  Classe  30  kr.  österr.  Währ. 

n       »       ^*       n   25     n  n  n 

»      »    m.      „   15    „        „  „ 

und    „     „IV.     „     (im  Stehwagen  9    „       „  „ 

Bei  Schnellzügen,  welche  mindestens  aus  Wägen  der  I.  und 
II.  Classe  bestehen  müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht 
werden  unter  der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu  be- 
obachtende Fahrgeschwindigkeit  nicht  geringer  sei  als  die  durchschnitt- 
liche Fahrgeschwindigkeit  bei  den  Schnellzügen  der  übrigen  öster- 
reichischen Bahnen. 

Vgl.  die  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  27.  September  1877, 
B.  G.  Bl.  Nr.  91  (Doc.  6). 
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Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindig- 
keit per  Zollcentner  und  Meile: 

I.  Classe  195  kr.  österr.  Währ. 

™*     ti   2'25    i)       n  n 

»  %  n  *  7J 

Ausnahmsweise  haben  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  La- 
dungen nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten: 


Getreide 
und  Salz 

Brenn-  und 
Schnittholz 

Mineralkohle 
Coaks,  gepresster 
Torf,  Erze,  Eisen- 

UUSBCIl,  A.&1&*  uhu 

Bausteine 

Kreuz 

e  r 

Für  die  ersten    10  Meilen  .  .  . 

15 

1-2 

10 

„     „    zweiten  10     „  ... 

14 

10 

0-8 

„     „    dritten  10     „  ... 

12 

09 

0-6 

„    weitere  Entfernungen  .  .  . 

10 

07 

0-5 

Vgl.  Punkt  1  des  Erlasses  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  3.  October 
18G8  (Doe.  8). 

Als  Expeditionsgebühr  werden  für  alle  Güter  2  kr.  per  Zollcentner 
eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  allgemeine  Asse- 
curanz  einbezogen  ist.  Wenn  das  Auf-  und  Abladen  von  der  Partei 
besorgt  wird,  so  wird  die  Expeditionsgebühr  nur  mit  1*5  kr.  per  Zoll- 
centner eingehoben. 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses;  der  Classification  der  Waaren  und  der  son- 
stigen Verkehrsbestimmungen ■  ist  sich  derart  zu  benehmen,  dass  die 
diesfälligen  Preise  und  Bestimmungen  auf  keinen  Fall  höher  und  lästiger 
sein  dürfen,  als  auf  der  nördlichen  Staatseisenbahn. 

Bei  der  Bemessung  der  Frachtpreise  wird  für  Strecken  mit  einer 
Steigung  von  1  bis  60  und  darüber  die  Berechnung  mit  der  l]/2fachen 
Länge  gestattet. 

Die  Regelung  der  Fahr-  nnd  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend 
fixirten  Grenzen  steht  den  Concessionären  frei. 

Hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 
Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  gewissen 
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Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere  Be- 
günstigung gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung 
allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die  nämlichen 
Bedingungen  eingehen,  zugestanden  werden. 

Vgl.  Punkt  5  des  Handelsministerial-Erlasses  Tom  3.  Ootober  1868  (Doc.  3). 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  KundmachuDg  zu  unter- 
ziehen. 

Wenn  von  der  Staatsverwaltung  mit  der  einen  oder  anderen  An- 
schlussbahn ein  Speoialtarif  vereinbart  wird,  so  erhält  dieser  Tarif  auch 
für  die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn  Giltigkeit. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachttarifbestim- 
mungen der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten;  einer  solchen  Regelung 
haben  sich  die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

Eine  entsprechende  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise 
sammt  Nebengebühren  anzuordnen,  steht  der  Staatsverwaltung  jedenfalls 
zu,  sobald  das  Reinerträgniss  der  letzten  zwei  Jahre  die  garantirte 
Summe  um  50  Percent  übersteigt. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich  im  Uebergangsverkehre  jener 
Güter,  die  von  Stationen  der  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn 
über  Znaim  auf  Stationen  der  Kaiser  Franz  Joseph- Bahn,  und  umge- 
kehrt, befördert  werden,  auf  der  Strecke  von  Znaim  bis  zur  Kaiser 
Franz  Joseph-Bahn  keine  ungünstigeren  Tarife  und  Transportbestim- 
mungen eintreten  zu  lassen,  als  auf  einer  der  genannten  beiden  An- 
schlussbahnen für  die  gleiche  Distanz  besteben. 

Es  wird  ferner  festgesetzt,  das  im  unmittelbaren  gegenseitigen 
Verkehre  von  den  Linien  der  Süd- Norddeutschen  Verbindungsbahn  auf 
die  hier  concessionirten  Bahnen,  und  umgekehrt,  die  bereits  bestehenden 
Linien  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  bezüglich  der  Tariiirun g 
als  ein  Theil  der  hier  concessionirten  Bahnen  betrachtet  und  behandelt 
werden  müssen. 

§  »• 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer 
Silbermünze  bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit 
Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der 
Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  über  Verlangen  der  Concessionäre,  wie  auch  über  An- 
ordnung der  Staatsverwaltung  nach  dem  Durchschnittscourse  des  Silbers 
im  letztabgewichenen  Monate  stattzufinden. 

§  10. 

Gleichlautend  mit  Artikel  IV,  Punkt  9  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868 
mit  Ausnahme  des  dort  Eingeklammerten  (Doc.  1). 
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§  11- 

Gleichlautend  mit  Artikel  IV,  Punkt  10  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868 
(Doc.  1). 

§  12. 

Gleichlautend  mit  Artikel  IV,  Punkt  11  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868 
(Doo.  1). 

§  13. 

Gleichlautend  mit  Artikel  IV,  Punkt  12  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868 
(Doc.  1). 

§  14. 

Gleichlautend  mit  Artikel  IV,  Punkt  13  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868 
(Doc.  1). 

§  15. 

Für  die  concessionirten  Bahnen  (mit  Ausschluss  der  eventuell 
herzustellenden  Zweigbahn  von  Bakov  an  einen  Punkt  der  Jung- 
bunzlau-Kolliner  Linie)  wird  vom  Staate  die  Garantie  eines  jährlichen 
5percentigen  Reinerträgnisses  in  Silber  von  dem  wirklich  aufgewendeten 
und  gehörig  nachzuweisenden  Anlagecapitale,  welches  jedoch  im  Durch- 
schnitte den  Nominalbetrag  von  fl.  985.000  österr.  Währ,  per  Meile 
nicht  überschreiten  darf,  nebst  der  erforderlichen  Tilgungsquote  zu- 
gesichert. 

Die  Garantie  hat  für  jede  der  drei  Sectionen: 

a)  Wien-Znaim  mit  der  Flügelbahn  an  die  Franz  Joseph-Bahn; 

b)  Znaim-Iglau-Deutschbrod-Kollin  mit  der  Flügelbahn  nach  Par- 
dubitz: 

c)  Kollin- Jungbunzlau  mit  der  Flügelbahn  nach  Trautenau  mit  dem 
Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  jeder  einzelnen  Strecke  in 
Wirksamkeit  zu  treten. 

Vgl.  das  Protokoll  vom  4.  Februar  1878  (Doo.  7),  das  Gesetz  vom 
19.  November  1886  (Doc.  8)  und  das  Uebereinkommen  vom  7.  Mai  1885  (Doc.  9)  : 
In  dem  Protokollarübereinkommen  vom  4.  Mai  1888  wurde  der  Gesellschaft 
gestattet,  vom  1.  Jänner  1888  angefangen,  während  der  restlichen  Concessions- 
dauer  unter  dem  Titel:  „Zinsen  des  Materialvorrathsoonto  des  garantirten 
Netzes'1  einen  jährlichen  fixen  Pauschalbetrag  von  fl.  30.000  österr.  Wfihr.  in 
die  Betriebs-,  respeotive  Garantiereohnung  des  garantirten  Netzes  als  Ausgabs- 
post einzustellen.  Dagegen  ist  die  Oesterreichische  Nordwestbahn  verpflichtet, 
einen  Materialvorrath  in  der  durchschnittlichen  Höhe  von  fl.  600.000  zu  halten. 

§  16. 

Gleichlautend  mit  Artikel  II,  Punkt  1  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868 

(Doc.  1). 
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§  17. 

Gleichlautend  mit  Artikel  II,  Punkt  2  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868 
(Doc.  1). 

§  18. 

Gleichlautend  mit  Artikel  II,  Punkt  3  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868 
(Doc.  1). 

§  19. 

Der  Bauconto  wird  nach  Inbetriebsetzung  dieses  Bahnnetzes  und 
nach  gänzlichem  Ausbaue  desselben  nach  den  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  Plänen,  jedoch  mit  Vorbehalt  nachträglicher  Ergänzungen 
im  Sinne  des  §  2  dieser  Concession  geschlossen  werden. 
Zu  Lasten  des  Bauconto  werden  geschrieben: 
a)  die  Kosten  der  Vorarbeiten  und  Projectverfasaung; 
6)  die  Kosten  für  definitive  Herstellung  und  Einrichtung  der  Bahn, 
die  Intercalarzinsen   des  Baucapitals,    sowie  sonstige  Auslagen, 
welche  aus  Anlass  der  Errichtung  und  Inbetriebsetzung  des  Bahn- 
netzes nothwendig  bestritten  werden  müssen; 
c)  die  Kosten  der  Geldbeschaffung,  beziehungsweise  der  Betrag  des 
mit    Genehmigung    der    Staatsverwaltung    zugestandenen  durch- 
schnittlichen Coursverlustes  bei  der  Aufbringung  des  baren  Geld- 
erfordernisses durch  Hinausgabe  von  Actien   und  Prioritätsobli- 
gationen, 

§  20. 

Gleichlautend  mit  Artikel  IV,  Punkt  14  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868 
(Doc.  1). 

§  21. 

Für  die  im  §  1  angeführten  Eisenbahnlinien  wird  die  Befreiung 
von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der  Couponsstempel- 
gebübren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige 
Gesetze  eingeführt  wird,  während  der  Bauzeit  und  durch  neun  Jahre, 
vom  Tage  der  Betriebseröffnung  aller  im  §  1  genannten  Linien  ge- 
rechnet, zugestanden. 

Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und 
ausländischen  Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  von  neun  Jahren  von  der 
Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebsrechnung  als 
Ausgabspost  eingestellt  werden  j  bezüglich  der  Couponsstempelgebühren 
ist  dies  nicht  zulässig. 

Für  die  Staatsvorschtisse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  bezahlen. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien  und 
Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der  Interimsscheine  Stempel-  und 
gebührenfrei  stattfinde. 
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Desgleichen  wird  die  Befreiung  von  der  bei  den  Grund ein- 
lösungen  auflaufenden  Uebertragungsgebühr  zugestanden. 

Zur  Berichtigung  der  Stempel  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
sowie  des  Baues  and  der  Instruirung  der  .concessionirten  Bahnen  wird 
eine  Frist  bis  zur  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  einschlägigen  Eisen- 
bahnstrecke bewilligt. 

Zugleich  wird  gestattet,  dass  die  Hälfte  dieser  Gebühren  in  die 
nächste  Betriebsrechnung  aufgenommen  werde. 

Siehe  §  7  des  Protokollarübereinkommens  vom  7.  Mai  1885  (Doc.  9). 

§  22. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes 
auf  dem  ganzen  concessionirten  Bahnnetze  gerechnet,  festgesetzt,  und 
sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  die  im  §  3  festgesetzten 
Termine  für  den  Beginn,  dann  für  die  Vollendung  des  Baues  und 
Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  und  die  Termin- 
überschreitung nicht  im  Sinne  des  §  11  lit.  b  des  Eisenbahnconcessions- 
gesetzes  und  namentlich  auch  durch  politische  oder  finanzielle  Krisen 
gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  23- 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Concessionsurkunde, 
die  conoessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Vgl.  §  5  des  Protokollarübereinkommens  vom  7.  Mai  1885  (Doe.  9). 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Beinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Bein- 
erträgnisse der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durch- 
schnittliche Beinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung 
berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag,  welcher  jedoch  nicht  weniger,  als 
das  garantirte  Beinerträgniss  betragen  darf,  ist  den  Concessionären  als 
Jahresrente  in  halbjährigen  Raten  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
zu  bezahlen. 

§  24. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grundes  und 
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Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues 
der  Bahn  und  des  sämmtlicben  unbeweglichen  Zugehörs,  als:  Bahnhöfe, 
Auf-  und  Abladeplätze  aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude 
an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Aufsichtshäusern 
sammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  und  allen  unbeweg- 
lichen Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wägen,  beweglichen 
Maschinen,  Werkzeuge  und  anderen  Einrichtungen  und  Materialien, 
insoweit  sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu 
geeignet  sind,  betrifft,  so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche 
Quantität  und  bezüglich  Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  tiber- 
zugehen, welche  der  in  dem  Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebs  - 
einrichtung  entspricht. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der  aus« 
gemittelten  Rente  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den 
Genuas  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahnstrecken  mit  allen  früher 
erwähnten,  dazu  gehörigen,  sowohl  beweglichen  als  auch  unbewegliche!) 
Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des  aus  dem 
eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes  und 
der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen 
errichteten  und  rticksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude, 
als:  Coaks-  und  Ealköfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder 
anderen  Geräthen,  Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  anderen  Depots,  zu 
deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselben  von  der  Staatsverwaltung 
mit  dem  ausdrücklichen  Beisätze  ermächtigt  wurden,  dass  sie  kein 
Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  25. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder 
Nichtbefolgnng  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen 
entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen 
noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu 
erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concession ären  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  diese  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Ineiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien 

Di«  RaehUiirkunden  der  tfcterr.  Eli«nb»hneo.  11,  52 
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am  achten  Tage  des  Monates  September  im  Jahre  des  Heiles  Ein- 
tausend achthundert  sechzig  und  acht,  Unserer  Reiche  im  zwanzigsten 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Plener  m.  p.  Brestel  m.  p. 

3.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  3.  October 
1868,  Z.  15932-2187,  C.  Bl.  Nr.  43, 

an  die  Concessionswerber  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn,  betreffend 
die  Bedingungen  der  Goncessionirung  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn. 

Seine  k.  k.  apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
Schliessung vom  8.  September  1868  den  Herren  Hugo  Fürsten  Thum 
und  Taxis,  Franz  Altgrafen  zu  Salm-Reifferscheid,  Louis  v.  Haber  und 
Friedrich  Schwarz  im  Vereine  mit  der  Actiengesellschaft  der  Süd- 
Norddeutschen  Verbindungsbahn  die  angesuchte  Concession  zum  Baue 
und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  (mit  der  Benennung  „Oester- 
reichische Nordwestbahn")  ausgehend  von  Wien  über  Znaim,  Iglau, 
Deutschbrod,  Czaslau  und  Kollin  nach  Jungbunzlau  mit  Zweigbahnen 
von  Znaim  an  die  Franz  Joseph-Bahn,  von  Deutschbrod  nach  Pardubitz 
und  von  einem  geeigneten  Punkte  der  Kollin- Jungbunzlauer  Strecke 
nach  Trautenau  allergnädigst  zu  verleihen  und  den  vorgelegten  Entwurf 
der  Concessionsurkunde  zu  genehmigen  geruht. 

Indem  die  Herren  Concessionäre  hievon  mit  dem  Beisatze  ver- 
ständigt werden,  dass  die  Originalconcessionsurkunde  nach  Einholung 
der  Allerhöchsten  Namensfertigung  nachfolgen  wird,  werden  dieselben 
gleichzeitig  aufgefordert,  die  anruhende,  von  den  Herren  Concessionären 
und  von  zwei  Zeugen  zu  unterfertigende  Erklärung  in  gerichtsordnungs- 
mässiger  Form  vorzulegen. 

Die  Concessionsurkunde,  in  der  gewöhnlichen  Form  abgefasst, 
enthält  bereits  mehrere  Specialbestimmungen;  es  bilden  aber  die  in 
besonderen  protokollarischen  Erklärungen  der  Vertreter  der  Concessionäre 
vom  25.  Mai  und  7.  Juni  1868  enthaltenen  Stipulationen  mit  den  Bestim- 
mungen der  Urkunde  selbst  integrirende  Bestandteile  der  Gesammt- 
bedingungen,  unter  welchen  überhaupt  die  ganze  Concessionsverleibung 
Allerhöchsten  Ortes  erfolgt  ist. 

In  Folge  dieser  Stipulationen  und  in  Ausführung  derselben 
enthalten  insbesondere  die  nachstehenden  Punkte  solche  Bedingungen, 
welche  zu  jenen  gehören,  unter  welchen  die  Concession  überhaupt 
ertheilt  wird. 

1.  Die  Concessionäre  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn  ver- 
pöicbten  sich,  die  Kohlen  aus  dem  Schwadowitzer  Bergreviere  und 
anderen  längs  der  Hauptbahn  gelegenen  Kohlenrevieren,  sowie  jene 
aus  den  Schatzlarer  Gruben  im  Transporte  sowohl  auf  den  bestehenden 
Linien  der  Süd-Norddeutschen  Verbind™ gsbahn  als  auch  auf  dem  neu 
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concessionirten  Netze  der  Oesterreichischen  NordweUbaho  in  Beziehung 
auf  die  Frachtbestimmungen  und  auf  die  Bemessung  der  Frachtsätze  für 
gleiche  Entfernungen  nicht  ungünstiger  als  die  preussischen  Kohlen 
des  Waldenburgerreviers  zu  behandeln. 

2.  Das  Zustandekommen  von  Flügelbahnen  nach  Schatzlar  und 
anderen  längs  der  Hauptbahn  gelegenen  Kohlenrevieren  zum  Behufe 
des  Kohlentransportes  tbunlichst  zu  fördern,  beziehungsweise  diese 
Bahnen  gegen  Sicherstellung  eines  bestimmten  Frachtenquantum 3  und 
Tarifzuschlages  herzustellen  und  wird  die  Richtung  der  Bahn,  der 
Zeitpunkt  der  Herstellung  und  die  Höhe  des  Frachtenquantums  und 
Tarifzuschlages  der  Genehmigung  und  beziehungsweise  Entscheidung 
des  Handelsministeriums  vorbehalten,  welches  hiebei  mit  gleichmäßiger 
Rücksichtnahme  auf  die  Interessen  der  Consumenten,  der  Gruben- 
besitzer, sowie  der  Eisenbahnuuternehmung  vorgehen  wird. 

Die  vorgenannten  Concessionäre  verpflichten  Bich  ferner  mit  Rück- 
sicht auf  den  Umstand,  dass  die  in  der  Concession  der  Oesterreichischen 
Nordwestbahn  begriffene  Flügelbahn  von  Trautenau  an  einen  Punkt  der 
Jungbunzlau-Kolliner  Linie  vorzugsweise  die  Bestimmung  hat,  die  in 
industrieller  Beziehung  wichtigeren  Orte  des  Riesengebirges,  und  zwar 
insbesondere  Arn  au  und  Hohenelbe  der  Wohlthaten  der  Eisenbahn- 
verbindung theilhafdg  zu  machen,  zur  möglichsten  Annäherung  der 
Trace  an  die  Orte  Arnau  und  Hohenelbe  bei  der  Verfassung  des  Bau- 
projectes. 

Siehe  die  Anmerkungen  zu  §  1  der  Concessionsurkunde  vom  8.  Sep- 
tember 1868  (Doe.  2). 

3.  Dieselben  verpflichten  sich  für  die  im  Artikel  IV,  Punkt  4 
und  14  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868,  R.  G*  Bl.  56,  und  beziehungs- 
weise in  dem  §  5  und  20  der  Ooncessionsurkunde  festgesetzte 
Ueberwachung  der  Bauunternebmung  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit 
verbundene  Geschäftslast  eine  jährliche  Pauschal  Vergütung  an  den 
Staatsschatz  zu  leisten,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt 
wird,  und 

4.  die  aus  Anlass  von  Aenderungen  im  Verwaltungsorganismus  der 
k.  k.  Behörden  in  Ungarn  oder  in  anderen  Kronländern  disponibel 
gewordenen  Staatsbeamten,  insofern  sie  den  Erfordernissen  der  für  die 
Oesterreichische  Nordwestbahn  aufzustellenden  Dienstordnung  ent- 
sprechen —  bei  Bewerbungen  um  eine  Dieostesstelle  vorzugsweise  zu 
berücksichtigen. 

Die  Concessionäre  haben  sich  zugleich  verpflichtet,  darauf  Bedacht 
zu  nehmen,  dass  die  hier  sub  3  und  4  erwähnten  Verbindlichkeiten  in 
die  Gesellscbaftsstatuten  aufgenommen  werden. 

5.  Alle  Transportverträge  mit  anderen  Eisenbahnverwaltungen, 
durch  welche  entweder  die  beabsichtigte  Concurrenz  vereitelt  oder  das 
garantirte  Reioerträgniss  geschädigt  werden  könnte,  sind  vor  deren 
Activirung  der  Genehmigung  des  Handelsministeriums  zu  unterziehen. 

52* 
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6.  Die  Vertreter  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  über- 
nehmen  als  Mitconcessionäre  der  Oesterreichischen  Nordweetbahn  die 
Verpflichtung,  auf  den  bestehenden  Linien  der  Süd-Norddeutschen 
Verbindungsbahn  die  Frachttarife  und  diesfälligen  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  1.  Juni  1868,  B.  G.  Bl.  56,  und  beziehungsweise  der 
Ooncessionsurkunde  der  0 österreichischen  Nordweetbahn  vom  1.  Jänner 
1869  ab,  dann  die  Tarife  des  bezogenen  Gesetzes  für  Person al- 
beförderung  sofort  nach  Eröffnung  des  Betriebes  der  Oesterreichischen 
Nordwestbahn  auf  allen  ihren  Linien  in  Wirksamkeit  treten  zu  lassen. 

7.  Schliesslich  erklären  sich  die  Concessionäre  durch  Beisetzung 
ihrer  Unterschrift  verpflichtet,  die  durch  die  Allerhöchste  Ooncessions- 
urkunde erlangten  Rechte  und  Pflichten  an  niemand  Anderen  als  an  die 
laut  dieser  Ooncession  zu  bildende  Actiengesellschaft  zu  übertragen, 
und  zwar  soll  diese  Erklärung  sowohl  für  die  Concessionäre  in  ihrer 
Gesammtheit  als  auch  für  jedes  einzelne  Mitglied  derselben  volle 
Geltung  haben. 

Wien,  am  3.  October  1868. 

Plener  m.  p. 

Die  Concessionäre  haben  die  rechtsverbindliche  Erklärung  über  die  An- 
nahme der  im  vorstehenden  Erlasse  enthaltenen  Bedingungen  unterm  1.  No- 
vember 1868  (H.  M.  Z.  19410—2708)  abgegeben. 

4.  Gesetz  vom  11.  Juni  1871,  R.  G.  BL  Nr.  55, 

betreffend  die  Einbeziehung  der  Eisenbahnstrecke  Jedlesee-Stockerau  in 

die  Oesterreichische  Nordwestbahn. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrath  es  findeich  anzuordnen 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  aus  Anlaes  der  kaufweisen 
Erwerbung  der  Strecke  Jedlesee-Stockerau  der  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bahn  durch  die  Actiengesellschaft  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn 
bezüglich  dieser  Strecke  auf  das  dem  Staatsschätze  zufolge  des 
Privilegiums  für  die  Floridsdorf-Stockerauer  Fitigelbahn  de  dato 
28.  März  1840  zustehende  Heimfallsrecht  zu  verzichten,  und  aus  dem 
Titel  desselben  keinen  Anspruch  auf  den  der  ausschliesslich  privilegirten 
Kaiser  Ferdinands- Nordbahn  durch  den  Verkauf  der  Strecke  Jedlesee- 
Stockerau  zuBiessenden  Kaufschilling  zu  erheben. 

Die  Regierung  wird  ferner  ermächtigt,  zuzugestehen,  dass  mit 
jenem  Tage,  an  welchem  die  gekaufte  Strecke  Jedlesee-Stockerau  in 
das  Eigenthum  der  k.  k.  privilegirten  Oesterreichischen  Nordwestbahn 
übergeht,  die  Eisenbahnstrecke  Jedlesee-Stockerau  in  die  Oesterreichsiebe 
Nordwestbahn  als  integrirender  Bestandtheil  der  Strecke  Wien-Znaim  ein- 
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bezogen  werde,  und  dass  demnach  alle  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
1.  Juni  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  und  beziehungsweise  der  Concessions- 
Urkunde  vom  8.  September  1868,  R  G.  Bl.  Nr.  143,  wie  insbesondere 
auch  die  dieser  Unternehmung  gewährten  Steuer-  und  Gebühren- 
befreiungen auf  die  genannte  Eisenbahnstrecke  volle  Anwendung  finden. 

Von  der  durch  dieses  Gesetz  ertheilten  Ermächtigung  hat  die  Regierung 
in  dem  Erlasse  dos  Handelsministeriums  vom  21.  August  1871,  Z.  14098, 
Gebrauch  gemacht.  Im  Uebrigen  vgl.  die  Anmerkung  zu  §  1  der  Concessions- 
urkunde  vom  8.  September  1868  (Doc.  2). 

Demgemäss  wird  auch  für  die  Uebertragung  des  Grundes  und 
Bodens,  sowie  des  auf  demselben  befindlichen  Eisenbahndammes  der 
gekauften  Strecke  Jedlesee-Stockerau  eine  Gebührenentrichtung  nicht 
stattzufinden  haben. 

Artikel  II. 

Von  den  im  Artikel  I  eingeräumten  Ermächtigungen  kann  jedoch 
nur  in  dem  Falle  Gebrauch  gemacht  werden,  wenn  die  ausschliesslich 
privilegirte  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  die  Verpflichtung  übernimmt, 
den  ihr  durch  den  Verkauf  der  Strecke  Jedlesee-Stockerau  zufliessenden 
Kaufschilling  im  Betrage  von  wenigstens  einer  Million  Gulden  innerhalb 
des  Termines  von  fünf  Jahren  zur  Herstellung  einer  neuen,  an  die 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  anschliessenden  Eisenbahnlinie  zu  Ver- 
wenden. 

Die  Genehmigung  der  Art  und  Weise  dieser  Verwendung  erfolgt 
durch  ein  besonderes  Gesetz. 

Artikel  III. 

Mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes  werden  der  Handels- 
minister und  der  Finanzminister  beauftragt. 
Schönbrunn,  am  11.  Juni  1871. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Hohenwart  m.  p.  Holzgethan  m.  p.  Schäffle  m.  p. 

5.  Concessionsurkunde  vom  25.  Juni  1870,  R.  G.  ßl.  Nr.  100 

zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locoinotlveisenbahn:  a)  yon  Himburg  an  die 
Reichsgrenze  bei  Tetschen  mit  einer  Abzweigung  nach  Prag;  b)  yon  der 
Reichsgrenze  bei  Niederlipka  an  einem  geeigneten  Punkt  der  Brfinn- 
Prager  Eisenbahn  bei  Wildenschwert;  c)  yon  einen  Punkte  der  sub  b 
genannten  Linie  an  die  Oesterreichische  Kordwestbahn  bei  Chlumetz; 
endlich  d)  von  einem  Pnnkte  der  sub  6  genannten  Linie  an  einen  ge- 
eigneten Punkt  der  Pardubitz- Deutschbrodor  Linie  der  Oesterreichischen 

Nordwestbahn. 
(Ergänzungsuetz.) 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 
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Nachdem  Hugo  Füret  Thum  und  Taxis,  Franz  Altgraf  zu  Salm- 
Reifferecheid,  Louis  Freiherr  v.  Haber,  Friedrich  Schwaiz  und  Johann 
Liebig  &  Comp,  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn:  a)  von  Nimburg  an  die  Reichsgrenze 
bei  Tetsehen  mit  einer  Abzweigung  nach  Prag;  b)  von  der  Reichsgrenze 
bei  Niederlipka  an  einen  geeigneten  Punkt  der  Brunn-Prager  Eisenbahn 
bei  Wildenschwert  nebst  Verbindungen  dieser  Linie  mit  den  Linien  der 
Oestet reichischen  Nordwestbahn  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns 
bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  den 
genannten  Bittstellern  diese  Concession  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
13.  April  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  über  die  Steuerbefreiungen  für 
neue  Eisenbahnlinien,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleiben  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn: 

a)  von  Nimburg  an  die  Reichsgrenze  bei  Tetschen  mit  einer  Abzweigung 
nach  Prag; 

b)  von  der  Reichegrenze  bei  Niederlipka  an  einen  geeigneten  Punkt 
der  Brünn-Prager  Eisenbahn  bei  Wildenschwert; 

c)  von  einem  Punkte  der  sub  b  genannten  Linie  an  die  Oeßterreichieche 
NordweBtbahn  bei  Cblumetz,  endlich 

d)  von  einem  Punkte  der  sub  b  genannten  Linie  an  einen  geeigneten 
Punkt  der  Pardubitz- Deutschbroder  Linie  der  Oesterreichischen 
Nordwestbahn. 

Ad  a)  Die  Eisenbahn  Nimburg-Tetschen  (sogenannte  Elbethalbahn)  wurde 
eröffnet  in  den  Streoken:  Nimburg-Lissa  am  4.  Oetober  1873,  Li  ssa-S  ehr  ecken- 
de in  am  1.  Jänner  1674  und  Schreckenstein-Tetsohen-Mittelgrund  am  5.  Oetober 
1874.  Die  Abzweigung  Lissa-Prag  wurde  am  4.  Oetober  1873  dem  Verkehre 
übergeben. 

Ad  b)  Die  Eisenbahn  Wildensohwert-Geiersberg-Wichstadtl-Liohtenau- 
(statt  Niederlipka)  Reichsgrenze  gegen  Mittelwalde  wurde  eröffnet  in  den 
Strecken:  Wildenschwert-Geiersberg  am  6.  Ootober  1874,  Geiersberg-Lichtenau 
am  14.  Jänner  1874  und  Lichtenau- Reichsgrenze  am  16.  Oetober  1875.  Die 
Anschlussverhältnisse  an  die  königl.  preussischen  Staatsbahnen  sind  durch  den 
Staat  s vertrag  vom  5.  August  1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  128,  geregelt.  Der  Betriebs - 
Wechsel  findet  in  Mittelwalde  statt. 

Ad  c)  Die  in  Geiersberg  abzweigende  Linie  nach  Chlumetz  wurde  eröffnet 
in  den  Streoken:  Geiersberg- Königgrätz  am  14.  Jänner  1874  und  Königgrätz- 
Chlumetz  am  4.  Oetober  1873. 

Ad  d)  Die  Herstellung  der  hier  bestimmten  Eisenbahnlinie  Wildenschwert- 
Hlinsko  wurde  in  Auaübung  des  den  Concessionären  in  §  3,  Alinea  2,  der  vor- 
liegenden Conoessionsurkunde  eingeräumten  Rechtes  unterlassen. 

Wenn  die  zur  Zeit  im  Bau  begriffene  Verbindung  der  Linien  a  und  c 
über  Gross- Wosek   den  Erfordernissen   des  Verkehres   nicht  genügen 
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sollte,  so  sollen  die  Concessionäre  berechtigt  sein,  eine  kürzere 
Verbindung  zwischen  der  Wosek-Chlumetzer  und  Wosek-Nimburger  Linie 
herzustellen. 

Eine  solche  Verbindung  wurde  nicht  hergestellt. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich  überdies,  auf  Verlangen  der 
Staatsverwaltung  die  sub  a  bezeichnete  Linie  von  Melnik  aus  mit  der 
Turnau-Kralup-Prager  Eisenbahn  bei  Neratowitz  am  rechten  Elbenfer  zu 
verbinden,  sowie  bei  Aussig  den  Anschluss  an  die  Eisenbahnen  am 
linken  Ufer  zu  bewerkstelligen. 

Die  Verbindung  Melnik-Neratowiti  kam  nicht  sur  Ausführung.  Die  Ver- 
bindungstrecke Schreckenstein- Aussig  wurde  hergestellt  und  am  1.  Jänner  1874 
eröffnet. 

§  2. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der 
Bahnen  hat  nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  genehmigten 
Detailbanprojecte  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Bau  auch  nach  den  von  dem  Handels- 
ministerium zu  stellenden  Anforderungen  ond  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Für  Aenderungen  in  den  Bauprojekten  bleibt  die  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  vorbehalten,  insofern  solche  nach  Massgabe  des 
Resultates  der  technischen  Revision  und  der  nach  Vorschrift  des  §  6 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vorzunehmenden  politischen  Begehung 
der  Trace  im  Interesse  des  öffentlichen  Verkehres  und  zur  Sicherstellung 
des  Bestandes  der  Bahn,  dann  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestim- 
mungen sich  als  erforderlich  darstellen  werden. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder 
Betriebsrücksichten  eine  Abänderung  der  Bahntracen  oder  der  Detail  - 
pläne  als  nothwendig  oder  wünschenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch 
die  im  §  1  bestimmte  Bahnrichtung  nicht  verändert  wird,  und  gegenüber 
der  genehmigten  Trace  im  Allgemeinen  eine  wesentliche  Verschlechterung 
der  Niveau-  und  der  Richtungsverhältnisse  nicht  stattfinden  darf,  so 
muss  zu  einer  solchen  Abänderung  die  Genehmigung  der  Staats 
Verwaltung  eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  des  Gesammtbahnnetzes  kann  auf  die  Anlage  Eines 
Geleises  beschränkt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des 
Unterbaues  für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  an  jenen 
Strecken,  wo  sie  es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen, 
wenn  der  jährliche  Rohertrag  während  zweier  aufeinander  folgender 
Jahre  die  Summe  von  fl.  180.000  in  Silber  per  Meile  Überschreitet. 
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Die  Concessionäre  verpflichten  sieb,  wegen  Benützung  von  Bahn- 
höfen schon  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  den 
Anschliessungspunkten  ihrer  Bahn,  sowie  -wegen  Einrichtung  des 
Betriebsdienstes  beim  Uebergangs  verkehre  mit  den  betheiligten 
Eisenbahnverwaltungen  ein  Abkommen  zu  treffen.  Die  Kosten  für  die 
auf  den  fremden  Bahnhöfen  erforderlichen  Erweiterungsbauten  haben 
die  Concessionäre  zu  tragen. 

Rüeksichtlich  der  Fortsetzung  der  Nimburg-Tetschner  Linie  von 
der  Reichsgrenze  nach  Sachsen,  beziehungsweise  rüeksichtlich  des 
Anschlusses  der  beiderseitigen  Bahnen  und  des  Verkehrsdienstes  bleibt 
die  Festsetzung  der  diesfälligen  Bestimmungen  dem  Abschlüsse  eines 
Staatsvertrages  mit  der  königl.  sächsischen  Regierung  vorbehalten,  und 
die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  sich  diesen  Bestimmungen  und  den 
daraus  für  sie  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen.  Bei  dem 
Abschlüsse  und  bei  der  Durchführung  des  Staatsvertrages  wird  übrigens 
das  Interesse  der  Concessionäre  thunlichst  gewahrt  werden.  Rüeksichtlich 
des  Anschlusses  der  von  Mittelwalde  bis  an  die  Reichsgrenze  bei 
Niederlipka  führenden  preussischen  Bahnstrecke  und  rüeksichtlich  des 
Betriebsdienstes  in  der  Station  Mittelwalde  bleibt  die  Festsetzung  der 
diesfälligen  Bestimmungen  nach  Massgabe  des  Staatsvertrages  vom 
5.  August  1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  128,  dem  Abschlüsse  eines  Ueberein- 
kommens  zwischen  den  beiderseitigen  Bahnverwaltungen  vorbehalten, 
und  die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  sich  den  Bestimmungen  der 
Artikel  XIV  bis  inclusive  XVII  des  erwähnten  Staatsvertrages  und  den 
daraus  für  sie  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Das  betreffende  Uebereinkommen  ist  der  Staatsverwaltung  zur 
Genehmigung  vorzulegen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  "Wagen- 
benützung  der  inländischen  Nachbarbabnen  und  für  die  Einmündung  von 
Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche  zu  bestimmen. 

§  3. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  den  Bau  der  concessionirten 
Eisenbahnlinien,  und  zwar  jenen  der  Linien  Nimburg-Tet sehen  nebst 
der  Zweigbahn  Lisa-Piag  binnen  vier  Jahren  zu  vollenden;  jenen  der 
Linie  Niederlipka  Wildensch  wert  aber  binnen  drei  Monaten,  vom  Tage 
der  Ausfolgung  der  Concessionsurkunde  an  gerechnet,  zu  beginnen,  und 
im  Sinne  des  Staatsvertrages  vom  5.  August  1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  128, 
in  jenem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  preussische  Anschlussstrecke  in 
der  Richtung  gegen  Glatz  ausgebaut  wird  (d.  i.  nicht  vor  Ende  des 
Jahres  1872),  zu  vollenden  und  die  fertigen  Eisenbahnstrecken  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  tibergeben. 

Die  Concessionäre  sind  weiter  verpflichtet,  binnen  zwei  Jahren 
nach  der  Betriebseröffnung  der  Niederlipka-Wildenschwerter  Linie, 
jedenfalls   wenigstens   eine   der   im    §    1   sub  c  und  d  bezeichneten 
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Verbindungslinien  mit  der  Oesterreichiscben  Nordwestbahn  nach  eigener 
Wahl  zu  vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  die 
zweite  Verbindungslinie  aber  muss  längstens  binnen  vier  Jahren,  von 
dem  gleichen  Termine  an  gerechnet,  vollendet  und  in  Betrieb  gesetzt 
werden,  widrigens  die  Conceasion  für  diese  Linie  erlöschen  soll. 

Siehe  die  Anmerkung  zu  §  1  dieser  Concessionsurkunde. 

Die  Concessionäre  haben  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen 
durch  den  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von  300.000  fl.  österr. 
Währ,  der  Staatsverwaltung  Sicherstelluog  zu  leisten . 

Dieser  Cautionsbetrag  muss  im  Baren  oder  in  börsenmässigen 
Effecten  zum  Courswerthe  oder  in  bankfähigen  Wechseln  oder  Cassen- 
scheinen  eines  Wiener  Bank-Institutes  geleistet  werden  und  wird  zurück- 
gestellt, wenn  die  entsprechende  Verwendung  einer  Summe  von 
je  fl.  1,200.000  für  Bauzwecke  einerseits  der  Nimburg-Prag-Tetschner, 
andererseits  der  Niederlipka- Wildenschwerter  Linie  nebst  einer  der  im 
§  1   sub  c  und  d  bezeichneten  Verbindungsbahnen  nachgewiesen  wird. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden 
geniessen  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

§  4. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausfuhrung  der  concessionirten 
Eisenbahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
diesfälligen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel- 
bahnen zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung, 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Bau  und  Betrieb  der 
concessionirten  Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und 
Verordnungen  (namentlich  nach  dem  Eisenbabnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851),  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden 
Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

§  6. 

Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post  und 
Postbediensteten  nach  Vorschrift  des  §  68  der  gedachten  Eisenbahn- 
betriebsordnung unentgeltlich  zu  befördern,  wobei  die  Post  Verwaltung 
für  einen  von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrts- 
stunde und  dessen  Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen 
befugt  ist. 
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So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  vierräderrigen  Wagen 
erfordert,  erhalten  die  Concessionäre  für  jeden  weiter  beizustellenden 
Wagen  eine  Entschädigung  von  Einem  Gnlden  österreichischer 
Währung  per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine 
ambulante  Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits 
besteht,  einzuführen  findet,  so  sind  die  Concessionäre  verpflichtet,  die 
Instandhaltung  und  Reparatur  dieser  Wagen  auf  ihre  Kosten  zu 
besorgen. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  ist  ein 
geeignetes  Zimmer  mit  Requisitenkammer  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn 
unentgeltlich  zu  überlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa 
eintretender  weiterer  Bedürfhisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere 
Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung 
von  Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit 
Ausschluss  der  Werthsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne 
besonderes  Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Eisenbabn directum  (Verwaltungsrath)  und  ihren 
untergeordneten  Organen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt 
werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten 
der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

§  7. 

Die  Concessionäre  haben  die  Verpflichtung,  der  Staatstele- 
graphenverwaltung die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs 
der  Bahn  auf  ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung 
desselben  zu  gestatten. 

Die  Telegraphenverwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz  der 
Aufstellung  mit  den  Concessionären  zu  verständigen.  Ferner  haben  die 
Concessionäre  die  Bewachung  der  hergestellten  Leitung  durch  ihr  Bahn- 
personale ohne  besonderes  Entgelt  zu  übernehmen. 

Dagegen  haben  die  Concessionäre  auch  das  Recht,  die  Drähte 
für  den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  der  Staatstelegraphen  zu 
befestigen. 

Die  Benützung  der  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Ueberein- 
kunffc  getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden 
Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem 
Einflüsse  und  der  Aufsicht  der  Staatsverwaltung. 

§  8. 

Die  Höhe  der  Fahr-  uüd  Frachtpreise  wird  folgenden  Begrenzungen 
unterworfen : 
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Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden 
die  Person: 

für  die    I.  Classe  36  kr.  österr.  Währ. 

n     »  »   27    „        „  „ 

»     »    UI.      „   18    „       „  „ 

„     n    IV.      „     (im  Stehwagen)   10    „       „  „ 

Bei  Schnellzügen,  welche  mindestens  aus  Wägen  der  I.  und 
II.  Classe  bestehen  müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht 
werden,  unter  der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu 
beobachtende  Fahrgeschwindigkeit  nicht  geringer  sei,  als  die  durch- 
schnittliche Fahrgeschwindigkeit  bei  den  Schnellzügen  der  übrigen 
österreichischen  Bahnen. 

Vgl.  die  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  27.  September  1877, 
R.  G.  Bl.  Nr.  91  (Doo.  6). 

Mazimaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit 
per  Zoll centn er  und  Meile: 

I.  Classe  '1-95  kr.  österr.  Währ. 

U.      -   2-25    „  „ 

•        jt   ö  n  tl  n 

Ausnahmsweise  haben  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Ladungen 
nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten: 

Für  die  ersten  Für  weitere 

10  Meileu  Entfernungen 

<^^^^_^^  ^^^^^^^  ^■M^^^HH^HV 

Für  Getreide  und  Salz   1*5  kr.  1*4  kr. 

n    Brenn-  und  Schnittholz   1*2  „  1*0  „ 

n  Mineralkohle,  Coaks,  gepressten 
Torf,  Erze  und  Eisen  flössen,  Kalk- 
steine und  Bausteine   1  0  „  0*8  „ 

Als  Expeditionsgebühr  werden  für  alle  Güter  2  kr.  per  Zollcentner 
eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  allgemeine  Assecuranz 
einbezogen  ist. 

Wenn  das  Auf-  und  Abladen  von  der  Partei  besorgt  wird,  so 
wird  die  Expeditionsgebühr  nur  mit  1*5  kr.  per  Zollcentner  eingehoben. 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses,  der  Classification  der  Waaren  und  der  sonstigen 
Verkehrsbestimmungen  ist  sich  derart  zu  benehmen,  dass  die  dies- 
fälligen  Preise  und  Bestimmungen  auf  keinen  Fall  höher  und  lästiger 
sein  dürfen,  als  auf  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn. 

Auf  der  Strecke  Mittelwalde  -  Wildenschwert  und  auf  der 
Fortsetzungsbahn  von  dieser  Linie  an  die  Pardubitz-Deutschbroder 
Strecke  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn  sollen  die  Concessionäre 
berechtigt  sein,  der  Bemessung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  die  ll/2fache 
BahnläDge  zu  Grunde  zu  legen,  in  welchem  Falle  jedoch  die  Anrechnung 
einer  Expeditionsgebühr  nicht  stattfinden  darf. 
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Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der 
vorstehend  fixirten  Grenzen  steht  den  Concessionären  frei. 

Hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 

Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter 
gewissen  Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine 
andere  Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  die  Herabsetzung  oder 
Begünstigung  allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die 
nämlichen  Bedingungen  eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unter- 
ziehen. 

Eine  entsprechende  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise 
sammt  Nebengebühren  anzuordnen,  steht  der  Staatsverwaltung 
jedenfalls  zu,  sobald  das  Reinerträgniss  der  letzten  zwei  Jahre  zehn 
Percent  übersteigt. 

Es  wird  ferner  festgestellt,  daes  im  unmittelbaren  gegenseitigen 
Verkehre  von  den  Linien  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn  auf  die 
hier  concessionirten  Linien  und  umgekehrt,  bezüglich  der  Tarif- 
bemessung die  Distanzen  zusammengestossen  und  die  hier  concessionirten 
Linien  in  dieser  Beziehung  als  ein  Bestandteil  der  Oesterreichischen 
Nordwestbahn  betrachtet  werden. 

§  9. 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer 
Silbermünze  bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit 
Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der 
Landeswährung  angenommen  werden  .muss. 

Die  Zurückführung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  über  Verlangen  der  Concessionäre,  wie  auch  über 
Anordnung  der  Staatsverwaltung  nach  dem  Dur ch sehn ittscourse  des 
Silbers  im  letztabgewichenen  Monate  stattzufinden,  wobei  ohne 
Zustimmung  der  Concessionäre  unter  5  Percent  des  Durchschnittscourses 
nicht  herabgegangen  werden  soll. 

.  §  io. 

Auf  Militärtransporte  finden  die  diesfälligen  Bestimmungen  der 
Concessionsurkunde  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn  Anwendung. 

Diese  Bestimmungen  gelten  ferner  auch  für  die  militärisch 
organisirte  Finanz-  und  Sicherheitswache. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  die  von  sämmtlichen  österreichi- 
schen Bahnverwaltungen  zugestandenen  Begünstigungen  für  reisende 
Militärs  auf  den   concessionirten  Bahnlinien  in  Anwendung  zu  bringen. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung 
grösserer  Militärtransporte,  sowie  den  organischen  Bestimmungen  und 
der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahnabtheilung  beizutreten. 
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§  IL 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in 
Folge  dieser  Concession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn 
benutzen,  und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck e  unentgeltlich  befördert  werden. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximal  preises 
herabzumindern. 

§  13. 

Den  Concessionären  wird  das  Hecht  eingeräumt,  die  gegenwärtige 
Concession  an  die  Oesterreichische  Nordwestbahn  abzutreten,  oder  eine 
besondere  Aetiengesellschaft  zu  bilden,  und  zur  Aufbringung  der 
erforderlichen  Geldmittel  auf  Ueberbringer  oder  auf  Nameu  lautende 
Actien  und  Prioritätsobligationen  auszugeben,  welche  auf  den 
österreichischen  Börsen  verhandelt  und  ämtlich  notirt  werden  dürfen. 

Die  durch  Prioritätsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  jedoch 
drei  Fünftel  des  Anlagecapitales  nicht  überschreiten. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremdem  Valuta 
ausgegeben,  so  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung 
ersichtlich  gemacht  werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der 
Actien  vorauszugehen. 

Für  den  Fall  der  Vereinigung  der  hier  concessionirten  Eisenbahn- 
linien mit  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn  sind  die  gemeinsamen 
Auslagen  nach  folgenden  Bestimmungen  zu  vertheilen: 

a)  die  Directions-  und  Verwaltungsauslagen  nach  dem  Verhältnisse 
der  auf  den  einzelnen  Bahngruppen  erzielten  Bruttoeinnahmen; 

b)  die  Dotirung  der  Pensions-,  Provisions-  und  Unterstützungsfonde 
nach  dem  Verhältnisse  der  auf  den  einzelnen  Bahnstrecken  aus- 
gezahlten Gehalte  und  Löhnungen; 

c)  die  Reparaturs-  und  Erhaltungsauslagen  für  die  Fahrbetriebsmittel, 
sowie  die  Zugförderungskosten  der  von  der  Oesterreichischen 
Nordwestbahn  auf  eine  der  hier  concessionirten  Linien  oder 
umgekehrt  unmittelbar  übergehenden  Züge,  im  Verhältnisse  der 
auf  allen  Bahnstrecken  zurückgelegten  Zugsmeilen; 

d)  die  Auslagen  für  die  Bahnhöfe  Nimburg,  Chlumetz  und  für  den 
Anscblussbahnhof  der  Pardubitz-Dentschbroder  Linie  im  Ver- 
hältnisse zu  der  Zahl  der  in  diesen  Bahnhöfen  verkehrenden  Züge. 
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Die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der 
Concessionäre ;  die  Gesellschaftsstatuten  unterliegen  der  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung. 

8iehe  das  Protokoll  vom  4.  Februar  1878  (Doc.  7). 

§  U. 

Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agentien  im  In-  oder  Auslande 
au  bestellen,  sowie  Transportsmittel  für  Personen  und  Frachten  au 
Wasser  und  au  Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften 
einaurichteD. 

§  15. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  das  Zustandekommen  von 
Flügelbahnen  in  die  längs  der  Hauptbahn  gelegenen  Industrie- 
etablissements kräftigst  au  fördern  und  diesfalls  mit  den  betreffenden 
Interessenten  in  Verhandlung  au  treten. 

§  16. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  für  die  gesetzliche  Ueber- 
wachung  der  Bahnunternehmung  mit  Bücksicht  auf  die  hiemit 
verbundene  Geschäftslast  eine  jährliche  Pauschal  Vergütung  an  den 
Staatsschatz  au  leisten,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  im 
Verhältnisse  der  diesfälligen  Leistung  der  übrigen  inländischen 
Eisenbahnen  festgestellt  werden  wird. 

Desgleichen  übernehmen  die  Concessionäre  die  Verbindlichkeit, 
die  sich  für  eine  Anstellung  bei  der  Unternehmung  meldenden  und  dazu 
geeigneten  ausgedienten  Militärs,  und  awar  insbesondere  die  gut 
gedienten  Unter officiere  nach  Massgabe  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  15.  December  1853  vorzugsweise  zu  berücksichtigen. 

§  17. 

Für  die  concessionirte  Bahn  werden  vom  Staate  folgende 
Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer,  von  der  Entrichtung  der 
Couponsstempelgebühren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch 
künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von 
Dreissig  Jahren; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitals- 
beschaffung,  sowie  des  Baues  und  der  Iostruirung  der  Bahn  bis 
zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung; 

c)  die  Befreiung  von  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  Actien  und  Prioritätsobligationen,  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine,  sowie  der  bei  der  Gruudeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungsgebtihr. 
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§  18. 

Der  Bauconto  wird  nach  Inbetriebsetzung  der  Bahn  und  nach 
gänzlichem  Ausbau  derselben  nach  den  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  Plänen,  jedoch  mit  Vorbehalt  nachträglicher  Ergänzungen, 
geschlossen  werden. 

Zu  Lasten  des  Bauconto  werden  geschrieben: 
a)  die  Kosten  der  Vorarbeiten  und  Projectverfassung; 
6)  die  Kosten  für  definitive  Herstellung  und  Einrichtung  der  Bahn, 
die  Intercalarzinsen    des   Baucapitales,    sowie    sonstige  Auslagen, 
welche  aus  Anlass  der  Errichtung  und  Inbetriebsetzung  der  Bahn 
noth wendig  bestritten  werden  müssen; 
c)  die  Kosten  der  Geldbeschaffung,  beziehungsweise  der  Betrag  des 
durchschnittlichen  Coursverluste«  bei  der  Aufbringung  des  baren 
Gelderfordernisses  durch  Hinausgabe  von  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen. 

§  19. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung 
in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden,  und  anzu- 
ordnen, daas  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und 
rücksichtlich  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  ferner  berechtigt,  durch  ein  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsausschusses,  sowie  den  General- 
versammlungen, bo  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  und 
allfällige,  dem  Staatsinteresse  nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren. 

§  20. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  Neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des 
Betriebes  auf  allen  hier  concession irten  Linien  gerechnet,  festgesetzt, 
und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  der  im  §  8  festgesetzte 
Termin  für  die  Vollendung  des  Baues  und  Eröffnung  des  Betriebes 
nicht  eingehalten  wird,  und  die  Terminsüberschreitung  nicht  im  Sinne 
des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes,  und  namentlich  auch 
durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  21. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf 
von  Dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Concessions- 
urkuude,  die  concessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 
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Zur  Bestimmung  des  EinlösuDgspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen 
Einlösung  vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Gein- 
erträgnisse der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durch- 
schnittliche Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung 
berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag  ist  den  Concessionären  als  Jahresrente 
in  halbjährigen  Raten  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  zu 
bezahlen. 

§  22. 

i 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigen th um 
und  in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grund 
und  Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Ober- 
baues der  Bahn  und  des  sämmtlichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als: 
Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen 
Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Aufsichts- 
häuser sammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  und  allen 
unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wägen,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien, 
iusoweit  sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu 
geeignet  sind,  betrifft,  so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche 
Quantität  und  bezüglich  Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat 
überzugehen,  welche  der  in  dem  Anlagecapital  enthaltenen  ersten 
Betriebseinrichtung  entspricht. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  die  jährliche  Auebezahlung  der  aus- 
gemittelten  Rente  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den 
Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahnstrecke  mit  allen  früher 
erwähnten,  dazu  gehörigen,  sowohl  beweglichen  als  auch  unbeweglicheu 
Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des  aus  dem 
eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes  und 
der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen 
errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und 
Gebäude,  als:  Coaks-  und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von 
Maschinen  oder  anderen  Geräthen,  Speicher,  Docks,  Kohlen-  und 
anderen  Depots,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselben  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurden, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§23. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet   vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder 
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NicbtbefolgDiig  der  in  der  Concessionsur  künde  oder  in  den  Gesetzen  * 
auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,   die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden MasBregeln  dagegen  an  treffen  und  nach  Umständen  noch 
vor  Ablauf   der  Concessionsdauer    die  Conceseion  für  erloschen  zu 
erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  den  Concessionären  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Ge- 
richten auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden, 
die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien,  am  ffinfundzwanzigsten  Tage  des  Monates  Juni,  im  Jahre  des 
Heiles  Eintausendachthundertundsiebzig,  Unserer  Reiche  im  Zweiund- 
zwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Potocki  m.  p.  Holzgethan  m.  p.  Pretls  m.  p. 

6.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  27.  Sep- 
tember 1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  91, 

betreffend  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  der  Concessionsnrkunden 
Tom  8.  September  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  143,  für  das  garantirte  Netz  und 
Tom  25.  Juni  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  für  das  Ergänzungsnetz  der  k.  k. 

priT.  Oesterreichischen  Nordwestbahn. 

In  Abänderung  des  §  8  der  Concessionsurkunde  vom  8.  Sep- 
tember 1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  143,  für  das  garantirte  Netz  und  vom 
25.  Juni  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  für  das  Ergänzungsnetz  der 
k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Nordwestbahn  haben  auf  Grundlage  des 
Gesetzes  vom  15.  Juli  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  64,  betreffend  die 
Maximaltarife  für  die  Personenbeförderung  auf  den  Eisenbahnen,  sowie 
über  Allerhöchste  Ermächtigung  an  Stelle  der  einschlägigen  die 
Personenbeförderung  betreffenden  Bestimmungen  vom  15.  October  1877 
ab  die  nachstehenden  Normen  zu  treten: 

Punkt  1  bis  7  gleichlautend  mit  Punkt  1  bis  7  der  Kundmachung  des 
Handelsministeriums  vom  27.  September  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  90,  betreffend  die 
Tarife  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  („k.  k.  priv.  Süd-Norddeutsche 
Verbindungsbahn",  Doc.  10). 

8.  Bei  der  Berechnung  der  Fahrpreise  und  der  Gebühren  für  die 
mit  dem  Personentransporte  im  Zusammenhange  stehende  Beförderung 
von  Sachen  kann  für  Strecken  mit  Steigungsverhältnissen  von  15  pro 
mille  und  darüber  die  lV2fache  Länge  der  fraglichen  starken 
Steigungen  und  Gefälle  zu  Grunde  gelegt  werden. 

Di«  RMhtaorkartan  dn  flttwr.  Elwmbahnen  It.  63 
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Die  im  §  8,  alinea  8  der  Concessionsurkunde  vom  25.  Juni  1870, 
B.  G.  Bl.  Nr.  109,  für  das  Ergänzungsnetz  zugestandene  Berechnung 
der  l1/» fachen  Läoge  der  ganzen  Strecke  Wildenschwert-Mittelwalde 
bei  Bemessung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  bleibt  fern  ei  hin  nur  im 
ausländischen  Verkehr  aufrecht.  Im  inländischen  Personen-  und  Frachten- 
verkehr  sind  künftig  dem  Kilometerzeiger  die  wirklichen  Entfernungen 
zu  Grunde  zu  legen,  wie  solche  von  der  k.  k.  Generalinspection  der 
österreichischen  Eisenbahnen  ermittelt  worden  sind. 

9.  Alle  neuen  Tarife  im  Personenverkehre,  sowie  jede  Aufhebung 
oder  Abänderung  der  schon  bestehenden  Tarife  hat  die  Gesellschaft 
mindestens  14  Tage  vor  dem  Ic siebentreten  der  bezüglichen  Tarif- 
ma8SD ahmen  nach  den  Anordnungen  des  k.  k.  Handelsministeriums 
öffentlich  kund  zu  machen. 

10.  Die  Bestimmungen  für  die  Beförderung  von  Militärpersonen 
werden  durch  vorstehende  Festsetzungen  nicht  berührt. 

Chlumecky  m.  p. 

7.  Protokoll 

aufgenommen  im  k.  k.  Haudelsministeriom  am  4.  Februar  1878. 

Gegenstand 

der  Verhandlung  ist  die  Durchführung  der  auf  die  k.  k.  priv.  Oester- 
reichiscbe  Nordwestbahn  bezüglichen  Garantiebestimmungen,  die  Ordnung 
der  Verkehrsrelationen,  der  gemeinsamen  Auslagen  und  der  Abrechnung 
über  gegenseitige  Benützung  des  Fahrparkes  zwischen  der  Oesterreich ischen 
Nordwestbahn  und  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn. 

Nachdem  bei  der  Anwendung  einiger  auf  die  Garantieverb ältnisse 
Bezug  habender  Bestimmungen  der  betreffenden  Concessionsurkunden 
sich  Unsicherheiten  ergeben  haben,  werden  unter  Vorbehalt  der 
Genehmigung  Ihrer  Excellenzen  des  Herrn  k.  k.  Finanzministers  und 
de6  Herrn  k.  k.  Handelsministers  nachstehende  Vereinbarungen  getroffen: 

A.  Baucapital  und  Reinertragsgarantie. 

Artikel  1. 

Maximal capital  des  alten  Netzes. 

Die  Länge  des  in  der  Concessionsurkunde  vom  8.  September  1868 
enthaltenen  Netzes  wird  auf  626.653  Meter  gleich  82  60728  Meilen 
festgesetzt.  Das  auf  Grund  des  §  15  der  besagten  Concessionsurkunde 
der  Garantie  zu  Grunde  zu  legende  Aolagecapital  darf  somit  die  Höhe 
von  81,368.170  fl.  80  kr.  Nominale  (985.000  fl.  per  Meile)  nicht 
überschreiten. 
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Artikel  2. 
Coursverlust. 

Die  für  das  ursprünglich  emittirte  Anlagecapital  im  Nominal- 
beträge von  80,177.000  fl.  in  die  Jabresgarantie  einzubeziehende 
Annuität  (Ziris  nnd  Tilgung)  bleibt  mit  4,061.677  fl.  Silber  bemessen. 

Für  die  durcb  spätere  Titelemissionen  gedeckten  oder  noch  nicht 
fundirten  Nachtragsbauten  (§  2  der  Conc  'sdonsurkonde)  wird  der 
Coursverlust  mit  17*5  Percent  festgesetzt,  so  zwar,  dass  für  je  100  fl. 
osterr.  Währ.  Noten  effectiver  Bauauglagen  117  fl.  50  kr.  Nominal  in 
Silber  in  die  .Garantie  einbezogen  werden. 

Nachdem  die  Hauptbauvertragsabrechnung  mit  80,310.000  fl. 
Nominale  abgeschlossen  worden  ist,  ist  demnach  für  Nachtragsbauten 
innerhalb  der  concessionsmässigea  Maximal  garautie  höchstens  der 
Betrag  von  900.570  fl.  89  kr.  effectiv  in  Noten  zu  verausgaben. 

Artikel  3. 

Nachtrag  s  bauten. 

Als  in  die  Garantie  einzubeziehende  Nachtragsbauten  werden 
anerkannt: 

o)  Die  Dammschüttung  zwischen  dem  Wiener  Bahnhofe  und  der  Donau 
(Handelsministerial-Erlass  vom  13.  December  1873,  Z.  40.067)  im 
Betrage  von  83.604  fl.  27  kr.  effectiv; 
b)  die  Herstellung  des  Transitbahnbofes  Jedlesee  im  Efifactivbetrage 
von  120.000  fl.  präliminirt. 

Nicht  einznbeziehen  sind  die  Kosten  des  Donaubrückenfeldes  am 
rechten  Ufer,  welche  als  in  dem  Hauptbauvertrag  inbegriffen  zu 
betrachten  sind. 

Zur  Deckung  der  Kosten  der  aus  dem  Hauptvertrage  der  Gesell- 
schaft obliegenden  Herstellungen  und  Verpflichtungen  kann  der  Erlös 
aus  der  Veräusserung  der  nicht  zum  Balmkörper  gehörigen  Grundflächen 
und  Realitäten  verwendet  werden. 

Das  diesbezügliche  Yerzeichniss  ist  dem  Handelsministerium 
ehestens  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  laut  Handelsministerial  Erlass  vom  15.  Mai  1873,  Z.  6629, 
für  den  Thayaviaduct  geleistete  Refundirung  ist  am  31.  December  1875 
sammt  bis  dahin  zugewachsenen  Zinsen  im  Gesammtbetrage  von  41.529  fl. 
80  kr.  effectiv  dem  Bauconto  wieder  gut  zu  bringen,  wodurch  sich  der 
Gesammtbetrag  der  Nachtragsbauten  mit  Ende  1875  auf  den  Effectiv- 
betrag  von  692.743  fl.  2  kr.  stellt. 

Artikel  4. 

Tilgun  gßquote. 

Für   die  noch  nicht  fundirten,   oder  durch    nicht  ursprünglich 
oder  ausschliesslich  für  das  garantirte  Netz  gemachte  Titelemissionen 
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gedeckten  Bauauslagen  wird  die  Tilgungsquote  au  0'08  Percent  fest- 
gesetzt, so  zwar,  dass  für  diese  Bauauslagen  sammt  Coursverlust  die 
Jahresgarantie  zu  5*08  Percent  in  Silber  vom  ersten  des  auf  die 
Verausgabung  folgenden  Monates  an  einzutreten  hat. 

B.  Verkehrswesen. 
Artikel  5. 

Einheitliche  Behandlung  der  verschiedenen  Netze. 

Gleichlautend  mit  Artikel  3  des  Pro tok olles  vom  4.  Februar  1878  mit  der 
Sud-Norddeutschen  Verbindungsbahn.  (Siehe  Süd-Norddeutsche  Verbindungs- 
bahn, Doc.  11.) 

Artikel  6. 
Instradirung. 

Oleichlautend  mit  Artikel  4  des  Protokolles  vom  4.  Februar  1878  mit  der 
Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn.  (Siehe  Süd- Norddeutsohe  Verbindungs- 
bahn, Doc.  11.) 

Artikel  7. 

Vorlage  der  Refactien  und  der  Ooncurrenzverträge. 

«)  Die  von  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Nordwestbahn  gewährten 
Refactien  sind  künftig  ohne  Unterschied  der  Netze  in  derselben 
Form  in  Vorlage  zu  bringen,  wie  von  den  übrigen  hiezu 
verpflichteten  Verwaltungen ; 

b)  bezüglich  derjenigen  Verkehre,  welche  für  den  aus  den  drei 
Netzen  bestehenden  Bahncomplex  (Artikel  5)  fremden  Verwaltungen 
gegenüber  Concurrenzobjecte  bilden,  sind  rücksichtlich  der 
Theilung  dieser  Verkehre  zwischen  den  betreffenden  Verwaltungen 
epecielle  Vereinbarungen  zu  treffen  und  der  k.  k.  Regierung  zur 
Genehmigung  vorzulegen. 

C.  Verthellung  der  gemeinsamen  Transporteinnahmen. 

Artikel  8. 

Eingehobene  Frachtgebühren. 

Die  Transporteinnahmen  aus  dem  Frachten-,  Eilguts-  und  Gepäcks- 
verkehre zwischen  dem  Ergänzungsnetze  und  den  garantirten  Linien  der 
Nordwestbahn  und  zwischen  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn  und 
Süd-Norddeutschen  Verbindungebahn,  inclusive  der  Manipulationsgebühr, 
welche  künftig  in  jedem  Fall,  auch  bei  Transporten,  welche  alle  drei 
Netze  berühren,  nur  einmal  einzuheben  ist  (Artikel  5),  sind  pro  rata 
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der  in  jeder  Relation  auf  jedem  der  drei  Netze  von  dem  Gute  zurück- 
gelegten  Kilometerzahl  unter  die  betreffenden  Netze  zu  vertheilen. 

Selbstverständlich  sind  auch  die  gewährten  Refactien  nach 
demselben  Grundsatze  su  repartiren. 

Artikel  9. 

Betheiligung  an  Concurrenzverkehren. 

.   <  • 

Die  auf  Grund  von  Concurrenzverträgen  (Artikel  7)  von  einem 
oder  mehreren  der  drei  Netze  der  Oesterreiehischen  Nordwestbahn  und 
Süd- Norddeutschen  Verbindungsbahn  zu  leistenden  oder  su  empfangenden 
Beträge  sind  stets  nur  nach  der  im  Artikel  6  bedungenen  kürzesten 
Route,  und  zwar  pro  rata  der  Längenantheile  der  einzelnen  Netze  zu 
vertheilen. 

D.  Verthellung  der  gemeinsamen  Auslagen. 

Artikel  10. 

Verwaltungs-  und  Centraileitungskosten. 

Gleichlautend  mit  Artikel  8  des  Protokolls  yom  4.  Februar  1878  mit  der 
Süd-Norddeutsoben  Verbindungsbahn.  (Siehe  8fid-Norddeutsche  Verbindungsbahn, 
Doc  11.) 

Artikel  11. 

4 

Reparatur  des  Fahrparkes. 

Der  Fahrpark  beider  Netze  der  Nordwestbabn  wird  als  ein 
einheitlicher  behandelt  und  seine  geeammten  Reparatuis-  und  Erneuerungs- 
kosten (inclusive  der  Unfallsschäden)  sind  demgemäss  nach  folgendem 
Schlüssel  su  vertheilen,  und  zwar: 

a)  für  die  Locomotiven  sammt  Zugehör  im  Verhältniss  der  auf  jedem 
der  beiden  Netse  surückgelegten  Zugskilometer  (§  13  e  der 
Concessionsurkunde  vom  25.  Juni  1870); 

b)  für   die  Personen-   und  Lastwagen  je  im  Verhältnisse  der  auf 
jedem  der  beiden  Netze  zurückgelegten  Achskilometer. 

Die  Erhaltung  jeder  Werkst  iittenanlage  fällt  jedoch  ausschliesslich 
demjenigen  Netze  sur  Last,  auf  dessen  Kosten  sie  errichtet  wurde,  ohne 
Rücksicht,  ob  darin  mehr  oder  weniger  für  die  Fahrbetriebsmittel  des 
einen  oder  des  anderen  Netzes  gearbeitet  wird. 

Die  Reparatur  und  Erneuerung  des  Fahrparkes  der  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn  bleibt  auch  für  die  Dauer  der  gemeinsamen 
Verwaltung  der  Gegenstand  gesonderter  Verrechnung  wie  zwischen  ganz 
getrennten  Bahnverwaltungen,  mit  der  alleinigen  Ausnahme,  welche  die 
gemeinschaftliche  Wsgenmiethabrechnung  (Artikel  12  6  und  c)  bedingt. 
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Artikel  12. 
Interne  Fahrparksmiethe. 

a)  Locomotiven. 

Das  für  Locomotiven,  Tender  und  Zngebör  am  31.  December  1875 
verausgabte  Effectivcapital  wird  folgendermaßen  beziffeit: 

für  das  garantirte  Netz   2,684.905  fl.  49  kr. 

„    „    Ergänzungsnetz   2,314.523   »  57  „ 

und  die  entsprechende  Jahreslast  zn  7  Percent; 

für  das  garantirte  Netz  ....  187.943  fl.  38  kr.  =   53*7043  Percent 
„    „    Ergänzungsnetz  .  .   .   .  162.016   „  65  „    =   46*2957  „ 

Gesammtlast  .   .   .  349.960  fl.  03  kr.  =  100  Percent 

Sollte  die  Zahl  der  in  einem  Jahre  auf  dem  Ergänzungsnetz 
zurückgelegten  Zugskilometer  mehr  oder  weniger  betragen  als  46*2957  Per- 
cent der  auf  beiden  Netzen  zurückgelegten  Gesammtzahl,  so  hätte  das 
Ergänzungenetz  als  interne  Locomotivmietbe  die  Differenz  an  das 
Netz  zu  dem  Durchschnittspreise,  der  sich  ergiebt,  wenn  die  Gesammt- 
jabreslast  durch  die  gesammte  Zugskilometerzahl  dividirt  wird,  zu 
vergüten,  beziehungsweise  von  dem  garantirten  Netze  zu  empfangen. 

Falls  ausnahmsweise  Locomotiven  der  Oesterreichischen  Nordwest- 
bahn auf  die  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  übergehen,  oder  um- 
gekehrt, ist  darüber  auch  während  der  Dauer  der  gemeinschaftlichen 
Verwaltung  nach  dem  zwischen  getrennten  Gesellschaften  üblichen  Modus 
abzurechnen. 

b)  Personenwagen. 

Das  für  Personenwagen  am  31.  December  1875  verausgabte 
Effectivcapital  wird  folgendermassen  beziffeit: 

Garantirtes  Netz   638.066  fl.  74  kr. 

Ergänzungsnetz   514.408  „  66  „ 

Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn   348.162  „   86  „ 

und  die  entsprechende  Jahreslast  zu  7  Percent; 

fdr  das  garantirte  Netz   ....   44.664  fl.  67  kr.  =  42*5197  Percent 
„    „    Ergänzungsnetz  ....    36.008   „  61   „   =  34*2793  „ 
„  die  Süd-Norddeutsch.  V.-B.     24.371    ,  40  „  =  23*2010  , 

Gesammtjahreslast   .   .   .  105.044  fl.  68  kr.  =  100  Percent 

Sollte  die  Zahl  der  in  einem  Jahre  von  eigenen  oder  fremden 
Wägen  auf  einem  der  drei  unter  einer  Verwaltung  vereinigten  Netze 
zurückgelegten  Achskilometer  mehr  oder  weniger  betragen  als  den 
obigen  Percentsatz,  so  hätte  dieses  Netz  als  interne  Wageumiethe  die 
Differenz  von  Achskilometern  an  die  beiden  anderen  Netze  zu  dem 
Durcbscbnittspreis,  der  sich  ergiebt,  wenn  die  Gesammtjahreslast  durch 
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die  gcsammte  Acbskilometerzahl  dividirt  wird,  zu  vergüten,  beziehungs- 
weise  von  derselben  zu  empfingen. 

Weil  jedoch  die  Süd- Norddeutsche  VerbinduDgsbabn  (laut  obigem 
Artikel  ll)  eine  gesonderte  Werkstättenrecbnucg  führt,  bat  diese  Bahn 
bei  ihrer  Wagenabrecbnung  mit  beiden  Netzen  der  Oesterreichischen  Nord- 
westbahn ausser  der  soeben  bedungenen  internen  Mieth-(Zins-)Ent- 
scbädigung  für  die  nach  etfolgtem  Naturalausgleich  von  ihren  Wägen 
auf  der  Nordwestbahn  geleisteten  Achskilometer  auch  noch  einen 
besonderen  Wagen  reparatursrückersatz  zu  erhalten,  beziehungsweise 
zu  leisten. 

Um  die  diesfalls  zu  vergütende  Achskilometerzabl  zu  ermitteln, 
wird  der  Achskilometergenuss  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn 
mit  der  Summe  der  Acbskilometerleistung  der  drei  Fahrparke  multiplicirt, 
durch  die  Summe  des  Achskilometergenusses  der  drei  Netze  dividirt 
und  der  Quotient  von  der  Achskilometerleistang  des  Fahrparkes  der 
Süd-Noiddeutschen  VerbinduDgsbabn  abgezogen. 

Der  Einheitspreis  der  rückzuersetzenden  Achskilometer  wird 
ermittelt,  indem  die  gesammten  Jahres- Reparaturs-  und  Erneuerungs- 
kosten  der  drei  Wagenparke  durch  die  Gesammtzahl  der  von  denselben 
auf  eigenen  und  fremden  Bahnen  jährlich  geleisteten  Acbskilometer 
dividirt  werden. 

c)  Lastwagen. 

Gleichlautend  mit  Punkt  c  und  Schluss  des  Artikels  10  des  Trotokolles 
Tom  4.  Februar  1878  mit  der  Süd- Norddeutsehen  Verbindungsbahn.  (Siehe  Süd- 
Norddeutsche  Verbindungsbahn,  Doo.  11.) 

Artikel  13. 
Externe  Fahrp arksmiethe. 

Gleichlautend  mit  Artikel  11  des  Protokolles  vom  4.  Februar  1878  mit 
der  Süd- Norddeutschen  Verbindungsbahn.  (Siehe  Süd-Norddeutsche  Verbindungs- 
bahn, Doc.  11.) 

Artikel  14. 
Fahr-  und  Zugförderungsdienst. 

Die  Kosten  des  Fahr-  und  der  Zogförderungsdienstes  werden  im 
Allgemeinen  netzweise  verbucht,  indem  die  einzelnen  Heizhäuser  und 
Wasserstationen  demjenigen  Netze  zugerechnet  werden,  auf  dessen 
Kosten  sie  errichtet  wurden. 

Für  diejenigen  Züge  beider  Netze  der  Nordwestbahn,  deren 
Getammtkosten  rolcher  Gestalt  auf  das  eine  N*tz  verrechnet  werden, 
welche  aber  auch  Strecken  des  anderen  Netzes  befahren,  wie  insbesondere 
zwischen  Nimburg  und  Chlumetz,  ist  jedoch  gegenseitig  eine  Vergütung 
per  Zugskilometer  zu  leisten  (§  13  c  der  Concessionsurkunde  vom 
25.  Juni  1870). 
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Der  dabei  zu  Grunde  zu  legende  Einheitspreis  per  Zugskilometer 
ergiebt  sieb  am  Jahresschlüsse,  indem  die  betreffenden  Oesammtkosten 
beider  Netze  exclusive  der  Wasserstationen  und  des  Stations-( Vorschubs-) 
dienstes  dureb  die  Gesammtzahl  der  auf  denselben  zurückgelegten  Zugs- 
kilometer dividirt  werden. 

Artikel  15. 

Gemeinschaftliche  Bahnhöfe. 

Gleichlautend  mit  Artikel  12  des  Protokolles  vom  4.  Februar  1878  mit 
der  Süd- Norddeutschen  Verbindungsbahn.  (8iehe  8üd-Norddeutsche  Verbindungs- 
bahn, Doo.  11.) 

Artikel  16. 
Monatlicbe  Buchungen. 

Gleichlautend  mit  Artikel  13  des  Protokolles  vom  4.  Februar  18T8  mit 
der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn.  (Siehe  Süd-Norddeutsche  Verbindungs- 
bahn, Doc.  11.) 

E.  Verschiedene  Bestimmungen. 
Artikel  17. 

Vorbehalt   für   den  Fall   der   Aufhebung   der  gemeinsamen 

Central  Verwaltung. 

Wenn  die  zur  Zeit  bestehende  gemeinsame  Administration  der 
Oesterreichischen  Nordwestbahn  und  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn 
aufgehoben  wird,  treten  die  in  den  Artikeln  5,  6,  7,  lit.  6,  8,  9,  10, 
12,  13,  15  dieses  üebereinkommens  enthaltenen  Bestimmungen  bezüglich 
der  Süd -Norddeutschen  Verbindungsbahn  ausser  Kraft. 

Artikel  18. 

Eventuelle  Refundirung. 

Sollte  in  der  Folge  aus  irgend  einem  Anlasse  eine  Erhöhung  der 
von  der  österreichischen  Nordwestbahn  genossenen  Staatsgarantie  im 
verfassungsmässigen  Wege  gewährt  werden,  so  behält  sich  die  k.  k.  Re- 
gierung vor,  die  Mehrkosten  für  Verbesserung  des  Oberbaues  durch 
Verwendung  von  Stahlschienen  und  harten  Schwellen  an  Stelle  der 
ursprünglichen  Eisenschienen  und  weichen  Schwellen  nachträglich  gegen 
Refundirung  aus  dem  Erlös  einer  gesellschaftlichen  Creditoperation  auf 
den  garantirten  Bauconto  zu  übertragen. 
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Artikel  19. 
Wirksamkeit 

Die  einzelnen  Artikel  des  gegenwärtigen  Protokollaiüberein- 
kommens  treten  folgendem)  aseen  in  Wirksamkeit: 

Die  Artikel  1,  2,  3,  4  und  18  sofort  mit  rückwirkender 
Verbindlichkeit; 

Die  Artikel  5,  6,  7,  8  und  9  vom  1.  April  1878  an;  die 
Artikel  10,  15  und  16  vom  1.  Jänner  1878  an;  die  Artikel  11,  12, 
13  und  14  sofort  mit  rückwirkender  Kraft  vom  1.  Jänner  1876. 

Hiemit  wurde  das  Protokoll  vorgelesen,  geschlossen  und  gefertigt. 

Für  die  k.  k.  Regierung: 
W.  Nördling  m.  p. 

Job.  Bayer  m.  p. 

Josef  Pollanetz  m.  p. 

S.  Steingraber  m.  p. 

E.  Hoerner  m.  p. 

-J3^-         Die  vorstehenden  Vereinbarungen  werden  genehmigt. 


Die  k.  k.  priv.  Österreichische  Nord- 
westbahn: 

Mallmann  m.  p. 

Gross  m.  p. 


Wien,  am  15.  April  1878. 

Der  k.  k.  Finaniminister:  Der  k.  k.  Handelsminister: 

Pretis  p.  m.  Chlumecky  m.  p. 

« 

8.  Gesetz  vom  19,  November  188S,  R.  G.  Bl.  Nr.  164, 

betreffend  die  Investitionen  für  das  garantirte  Netz  der  Oesterrelcliischen 

Nordwestbahn. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Keichsrathes  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  behufs  Bedeckung  der  Kosten  für 
Investitionen  des  garantirten  Netzes  der  k.  k.  priv.  Oesterreichigcheu 
Nordwestbahn  durch  Aufnahme  eines  mit  4  Percent  in  Silber  österr. 
Währ,  verzinslichen,  innerhalb  längstens  67  Jahren  rückzahlbaren 
Prioritätsanlehens  im  Nominalbetrage  von  elf  Killionen  Gulden 
(11,000.000  fl.)  österr.  Währ,  in  Silber  eine  Erhöhung  des  vom  Staate 
für  obige  Bahn  garantirten  jährlichen  Keinerträgoisses  bis  zam  Betrage 
der  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  dieses  Anlehens  erforderlichen 
Annuität  von  vierhundert  vierundsiebzigtausend  zweihundert  sechzig 
Gulden  (474.260  fl.)  österr.  Währ,  in  Silber  gegen  dem  zuiusichern,  dass 
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1.  aus  dem  Erlöse  des  Ablebens  zunächst  die  zu  Lasten  der 
Betrieberechnung  d(s  garantiiten  Netzes  bestrittenen  Auslagen  für  Er- 
weit erurgsbauten,  Ft*hrparksvermebrungen,  sowie  für  sonstige  An- 
schaffungen und  Herstellungen  in  dem  auf  Grund  der  au  pöegenden 
Abrechnung  von  der  Regierung  festzustellenden  Betrage  an  den  Staat 
refundirt  werden,  und  dass 

2.  die  Verwendung  des  sodann  noch  erübrigenden  Anlehenserlöses 
(nach  Abzug  der  Emissiorskosten),  welcher  ausschliesslich  für  noch 
weiter  erforderliche  Investitionen  des  garantirten  Netzes  bestimmt  ist, 
nur  mit  vorgär  giger  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  stattzufinden  hat. 

Die  Modalitäten  der  Begebung  des  bezeichneten  Prioritätsanlebecs, 
bezüglich  dessen  die  im  Aitikel  IV,  Punkt  12  des  Gesetzes  vom 
1.  Juni  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  beziehungsweise  im  §  13,  Absatz  2 
der  Allerhöchsten  Concesdonsurkunde  vom  8.  September  1868,  R.  G.  Bl. 
Nr.  143,  festgesetzte  Grenze  ausser  Wirksamkeit  tritt,  mit  EiDSchluss 
des  dabei  einzuhaltenden  Mmimalbegebungscources,  unterliegen  gleichfalls 
der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Artikel  IL 

Die  im  Artikel  I  angegebene  Erhöhung  des  garantiiten  jährlichen 
Reinerträgnisses  hat  nach  Massgabe  der  Verwendung  des  neuen  Prio- 
ritätsanlehens zu  den  daselbst  bestimmten  Zwecken  successive  in 
Wirksamkeit  zu  treten. 

Artikel  III. 

Für  das  im  Sinne  der  vorstehenden  Anordnungen  von  der  Re- 
gierung mit  der  k.  k.  priv.  Österreichischen  Nordwcstbabn  unter  dem 
7.  Mai  1885  abgeschlossene  Uebereinkommen,  sowie  für  die  Ausgate 
und  bücherliche  Eintragung  der  in  demselben  vorgesehenen  Prioritäts- 
obligationen, dann  für  die  aus  diesem  Anlasse'  zu  errichtenden  Acte 
und  Urkunden,  einschliesslich  der  Ffandbestellungsm künde,  wird  die 
Gebühren-  und  Stempelfreiheit,  wie  auch  in  Ansehung  der  vor- 
erwähnten Prioritätsobligatioren  die  Befreiung  von  den  Conpont tempel- 
gebühren gewährt. 

Artikel  IV. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tuge  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  Mein  HandcUminieter  und 
Mein  Finansminister  beauftragt. 

Gödöllö,  am  19.  November  1885. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taaffe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 
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9.  Protokollartibereinkommen  vom  7.  Mai  1885, 

abgeschlossen  zwlsehen  den  k.  k.  Ministerien  des  Handels  und  der  Finanzen 
im  Namen  der  Maats  Verwaltung  einerseits  and  dem  Yerwaltungsrathe  der 
k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Nordwestbahn  andererseits. 

§  1. 

Behufs  Befundirnng  der  zu  Lasfen  der  Betrieberechnung  des 
garantirten  Netzes  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Nordwestbahn 
bestrittenen  nnd  noch  zn  bestreitenden  Auslagen  für  Erweiterungsbauten, 
Fahrpaiksvermebruugen  und  sonstige  Ad  Schaffungen,  dann  Mehrkosten 
für  Verbesserung  des  Oberbaues  durch  Verwendung  von  Stahlschienen 
tind  harten  Schwellen  etc.  in  dem  bis  Ende  1885  einverständlich 
ermittelt« n,  beziehungsweise  präliminirten  Betrage  von  3,750.000  fl.  an 
den  Staat  und  behufs  Beschaffung  des  künftigen  Investitionsbedarfes- 
des  bezeichneten  Babnnetzes  soll  das  vom  Staate  garantirte  Anlage- 
capital  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Nordwestbahn  durch  Aufnahme 
eines  mit  4  Percent  in  Silber  öiterr.  Währ,  ohne  jeden  Steuer-, 
Gebühren-  oder  sonstigen  Abzug  verzinslichen  und  innerhalb  längstens 
67  Jahren  rückzahlbaren  Prion tätsanlehens  im  Nominalbeträge  von  elf 
Millionen  Gulden  (11,000.000  fl.)  österr.  Wahr,  in  Silber  erhöht 
werden. 

Die  k.  k.  Kegierung  ist  geneigt,  zu  diesem  Zwecke  eine  Erhöhung 
des  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Nordwestbahn  vom  Staate  garan- 
tiiten  jährlichen  Reinerträgnisses  bis  zum  Betrage  der  zur  Verzinsung 
und  Tilgung  des  neuen  Priori  tätsanlehens  erforderlichen  Annuität  von 
474.260  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  auf  verfassungsmässigem  Wege  in 
Antrag  zu  bringen. 

Diese  Garantieerhöhung  hat  nach  Massgabe  der  wirklichen  Ver- 
wendung des  Anlehens  zu  den  oben  bezeichneten  Zwecken  successive, 
und  zwar  für  die  zur  Befundirnng  an  den  Staat  verwendeten  Beträge 
mit  dem  Zahlungstage,  für  die  sonstigen  Beträge  mit  dem  ersten  des 
auf  die  Verwendung  folgenden  Monates  in  Wirksamkeit  zu  treteD.  Die 
Modalitäten  der  Begebung  des  Anlehens,  welche  in  Theilbeträgen  nach 
Massgabe  des  eintretenden  Bedarfes  zu  erfolgen  hat,  mit  Einschlüge  des 
dabei  einzuhaltenden  Minimalbegebungscourses,  unterliegen  der  Genehm 
migung  der  k.  k.  Staatsverwaltung. 

§  2. 

Die  k.  k.  priv.  Oesterreichische  Nordwestbahn  verpflichtet  sich, 
den  Gesammtbetrag  der  im  §  1  als  Gegenstand  der  Befundirnng 
bezeichneten  Auslagen  aus  dem  Erlöse  des  aufzunehmenden  Anlehens 
an  die  k.  k.  Staatsverwaltung  in  Barem  zu  bezahlen. 

Die  Zahlung  ist,  die  vorgängige  Perfection  des  gegenwärtigen 
Uebereinkommens  vorausgesetzt,  aus  dem  Erlöse  des  hiezu  erforder- 
lichen Anlehenstheilbetrages  innerhalb   der  von   der  Staatsverwaltung 
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bei  Genehmigung  der  Begebungamodalitäten  and  anf  Grund  derselben 
festzusetzenden  Frist  zu  Händen  der  k.  k.  Staatscentralcasse  in  Wien 
zu  leisten. 

Sollte  bis  zu  obigem  Zeitpunkte  der  definitive  Abscbluss  der 
Betriebsrechnung  für  das  Jahr  1884  noch  nicht  erfolgt  sein,  so  hat  die 
Gesellschaft  vorerst  auf  Abschlag  der  Refundirungssumme  mit  diesem 
Zeitpunkte  den  Barbetrag  von  drei  Millionen  zweihundert  fünfzigtausend 
(3,250.000)  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  und  sodann  den  auf  Grund 
des  definitiven  Abschlusses  der  Rechnung  pro  1885  sich  ergebenden 
Rest  der  Refundirungssumme  binnen  längstens  vierzehn  Tagen  nach 
diesem  Abschlüsse  zu  bezahlen. 

Die  gezahlten  Beträge  werden  vom  Aerarialvorschussconto, 
respective  von  der  Summe  der  vom  Staate  geleisteten  Garantie  Vorschüsse 
in  Abzug  gebracht. 

§  8. 

Im  Falle  und  mit  dem  Zeitpunkte  der  Perfection  des  gegenwärtigen 
Uebereinkommens  treten  die  bis  dahin  ertheilten  Bewilligungen  zur 
Einstellung  von  Auslagen  der  im  §  1  bezeichneten  Art  in  die  Betriebs- 
rechnung des  garantirten  Netzes  ausser  Kraft  und  erfolgt  die  Zahlung 
aus  dem  Erlöse  des  neuen  Anlehens  zu  Lasten  des  Baueontos  dieses 
Netzes. 

Sollten  in  Folge  des  Umstandes,  dass  die  Perfection  des  gegen- 
wärtigen Uebereinkommens  erst  nach  dem  1.  Jänner  1886  erfolgt,  auf 
Grand  der  bisherigen  Bewilligungeu  Auslagen  der  im  §  1  bezeichneten 
Art  noch  im  Jahre  1886  zu  Lasten  der  Betriebsrechnung  des  garan- 
tirten Netzes  zur  Auszahlung  gelangen,  so  ist  der  Betrag  derselben 
gleich  jenem  des  Jahres  1885  bei  der  im  §  2  vorgesehenen  Abrechnung 
festzustellen  und  in  die  Refundirungssumme  einzubeziehen. 

Der  Erlös  des  neuen  Anlehens  darf  nur  zu  den  in  dem  gegen- 
wärtigen Uebereinkommen  bestimmten  Zwecken  verwendet  werden. 

Die  Gesellschaft  unterwirft  sich  in  dieser  Hinsicht  der  Controle 
-der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  ist  insbesondere  verpflichtet,  für  alle 
aus  dem  Anlehenserlöse  zu  bestreitenden  Erweiterungsbauten  und 
Anschaffungen  die  vorgängige  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
einzuholen. 

■  §5. 

Der  Zeitpunkt,  von  welchem  ab  die  k.  k.  Staatsverwaltung  jeder- 
zeit berechtigt  ist,  das  ihr  nach  §  23  der  Allerhöchsten  Concessions- 
urkunde  vom  8.  September  1868  vorbehaltene  Einlösungsrecht  in 
Ansehung  des  garantirten  Netzes  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen 
Nordwestbahn  auszuüben,  wird  einverständlich  mit  1.  Jänner  1895 
festgesetzt. 
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§  6. 

Für  das  gegenwärtige  Uebereinkomraen,  sowie  für  die  Ausgabe 
und  bücherliche  Eintragung  der  in  demselben  vorgesehenen  Prioritäts- 
obligationen,  dann  für  die  aus  diesem  Anlasse  an  errichtenden  Acte 
und  Urkunden,  einschliesslich  der  Pfandbestellungsurkunde,  wird  die 
Gebühren-  und  Stempelfreibeit,  wie  auch  in  Ansehung  der  vorerwähnten 
Prioritätsobligationen  die  Befreiung  von  den  Couponstempelgebühren 
gewährt. 

§  7. 

Insofern e  hei  Ausgabe  der  neuen  Prioritätsobligationen  die  im 
§  13,  2.  Absatz  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  8.  Sep- 
tember 1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  143,  festgesetzte  Grenze  überschritten 
würde,  ist  die  k.  k.  Staatsverwaltung  geneigt,  die  hiezu  erforderliche 
Ermächtigung  zu  erwirken. 

Mit  Rücksicht  auf  die  der  Gesellschaft  im  §  1  dieses  Ueberein- 
kommens  ertheilte  Bewilligung,  die  abzugsfreie  Einlösung  der  neuen 
Prioritätsobligationen,  beziehungsweise  deren  Coupoos  zuzusichern,  wird 
einverständlich  anerkannt,  dass  die  Gesellschaft  im  Sinne  des  §  21  der 
obigen  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  berechtigt  ist,  den  Gesammt- 
betrag  der  zu  entrichtenden  Steuern  in  die  Betriebsrechnung  des  garan- 
tirten  Netzes  als  Ausgabspost  einzustellen. 

Zugleich  wird  der  Gesellschaft  gestattet,  die  Kosten  der  Ausgabe 
der  neuen  Titres  aus  dem  Erlöse  dieser  Prioritätsanleihe  zu  bestreiten 
und  dieselben  gleich  dem  Coursverluste  dem  garantirten  Anlagecapitale 
zuzurechnen. 

§  8. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  erlangt  für  die  k.  k.  priv. 
Oesterreichische  Nordwestbahn  mit  dem  Zeitpunkte  des  Zustimmungs- 
beschlusses der  ehestens  einzuberufenden  Generalversammlung  der 
Actionäre  bindende  Kraft. 

Von  Seite  der  k.  k.  Regierung  wird  die  Perfection  des  Ueber- 
einkommens  von  der  hiezu  erforderlichen  legislativen  Ermächtigung 
abhängig  gemacht. 

Sollte  diese  Ermächtigung  bis  1.  Juli  1886  nicht  erfolgt  sein,  so 
ist  die  Gesellschaft  an  dieses  Uebereinkommen  nicht  weiter  gebunden. 
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10.  Statuten 

der  k.  k.  priT.  Oesterreichischen  Nordwest!) ahn. 

I.  Abschnitt. 
Gründung,  Zweck  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

§  i. 

Die  Actiengesellschaft  der  k.  k.  priv.  0  österreichischen  Nord- 
westbahn ist  auf  Grand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkuod*  vom 
8.  September  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  143,  von  den  Concessionären  Hugo 
Fürsten  Thum  und  Taxis,  Franz  Altgrafen  zu  Salm- Reifferscheid, 
Louis  Freiherrn  Haber  v.  Linaberg,  Friedrich  Schwarz  und  der  Actien- 
gesellschaft der  k.  k.  priv.  Süd- Norddeutschen  Verbindungsbahn 
gegründet  worden,  nnd  in  alle  Hechte  und  Verbindlichkeiten  der 
Concessionäre  eingetreten.  Diese  Gesellschaft,  deren  erste  Statuten  mit 
dem  Erlasse  des  hohen  k.  k.  Ministerium  des  Innern  vom  26.  Juni  1870, 
Z.  8267,  genehmigt  worden  sind,  hat  ferner  auch  die  Concession  für 
mehrere  weitere  Eisenbahnlinien,  welche  mit  Allerhöchster  Cjncessions- 
urkunde  vom  25.  Juni  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  genehmigt  wurden, 
mit  allen  bezüglichen  Rechten  und  Verbindlichkeiten  erworben. 

§  2. 

Der  Zweck  dieser  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  mit  Allerhöchster  Concession  vom 
8.  September  1868  bewilligten  nnd  vom  Staate  garantirten 
Locomotiveisenbahn,  ausgehend  von  Wien  über  Znaim,  Iglau, 
Deutschbrod,  Caslau  nnd  Kollin  nach  Juogbunzlau  mit  Zweig- 
bahnen von  Zellerndorf  an  die  Franz  Joseph-Bahn,  von  Deutsch- 
brod nach  Pardubitz,  von  Gross-Ossek  (Wossek)  nach  Trautenau, 
von  Wostromersch  nach  Jitschin,  von  Pelsdorf  nach  Hohenelbe, 
von  Trautenau  nach  Freiheit  nnd  endlich  für  den  Fall  des 
Bedarfes  von  einem  Punkte  der  Jungbunzlau-Kolliner  Linie  nach 
Bakow,  zum  Anschlüsse  an  die  Böhmische  Nordbahn; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  13.  April  1870 
R.  G.  Bl.  Nr.  56,  mit  der  Allerhöchsten  Concession  vom 
25.  Juni  1870,  R.  G.  BL  Nr.  109,  bewilligten  Locomotiv- 
eisenbahn von  Nimburg  an  die  Reichsgrenze  bei  Tetschen  mit 
einer  Abzweigung  nach  Prag,  dann  von  der  Reichsgrenze  bei 
Niederlipka  nach  Wildensch  wert ;  dann  von  einem  Punkte  dieser 
letzteren  Linie  nach  Chlumetz  und  für  den  Fall  des  Bedarfes 
eine  kürzere  Verbindung  zwischen  der  Wossek-Chlumetzer  und 
der  Wossek-Nimburger  Strecke;  endlich  von  einem  Punkte  der 
Wildenschwerter  Bahn  an  einen  Punkt  der  Deutschbrod- Pardu- 
bitzer Linie; 
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e)  die  Concessionser  Werbung,  der  Bau  und  Betrieb  weiterer  Anscbluss- 
bahnen ; 

d)  die  ErricbtuDg  und  der  Betrieb  von  Transportmitteln  für 
Personeti  and  Frachten  zu  Wasser  oder  zu  Land,  welche  in 
Verbindung  mit  den  von  der  Gesellschaft;  betriebenen  Eisenbahnen 
errichtet  werdea  (§  14  der  Conceisiousurkundei); 

e)  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  von  Kohlengruben,  sowie  die 
Erwerbung,  der  Bau  und  Betrieb  solcher  Iudustrialwerke,  welche 
im  Sinne  der  Concessionsurkunden  er.ichtet  werden  (§  21  der 
Conceisionsurkunde  vom  8  Septembar  1863,  §  22  jener  vom 
25.  Juni  1870). 

§  3. 

Die  Gesellschaft  führt  die  handelsgerichtlich  au  protokollirende 
Firma: 

„K.  k.  priv.  Oesterreichische  Nordwestbahn." 

§  *■ 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien  und  ist  berechtigt, 
Agentien  im  In-  und  Auslande  zu  bestellen  (§  14  der  Coneessionv 
w  künden). 

§  5. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  durch  die  ämtliche 
Wiener  und  Prager  Zeitung. 

§  6. 

Die  Constituirung  der  Gesellschaft  ist  durch  die  mit  Bischeil  des 
Wiener  k.  k.  Handelsgerichtes  vom  26.  Juni  1870  bewilligte  Ein- 
tragung in  du  Handelsregister  vollzogen  worden. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Erlöschen  d  >r  Concessionen,  löst 
sich  jedoch  schon  früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen  Bahnen  vom 
Staate  eingelöst  oder  von  der  Gesellschaft  veräussert  werden,  wenn 
nicht  die  Fortsetzung  der  Gesellschaft  für  ihre  übrigen  etwi  im  Sinne 
des  §  2,  lit.  e,  d,  e  errichteten  Unternehmung  m  beschlossen  wird. 

IL  Abschnitt. 
Gesellschaftlicher  Unternehmungsfond  (Anlagecapltal). 

§  7. 

Der  gesellschaftliche  Unternehmungsfond  (das  Anlag  ecapital) 
besteht : 

a)  aus  dem  Actiencapital; 

b)  aus  den  duich  die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  beschafften 
Mitteln. 
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Das  sar  Ausführung  der  im  §  2  lit.  a  enthaltenen  Linien 
bestimmte  Anlagecapital  geniesst  die  Zinsengarantie  des  Staates  nach 
Massgabe  der  Allerhöchsten  Concession  vom  8.  September  1868  und 
des  Gesetzes  vom  19.  November  1885,  R.  6.  Bl.  Nr.  164,  nnd  wird 
durch  Actien  und  Prioritätsobligationen  dieses  Netzes  gebildet. 

Das  zur  Ausführung  der  im  §  2  lit.  &  angeführten  Linien 
bestimmte  Anlagecapital  wird  durch  Ausgab  e  von  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen des  Ergänzunganetzes  gebildet. 

§  8. 

Das  Actiencapital  besteht  aus  180.000  Stück  Actien  erster 
Emission  (Stammactien)  =  36  Millionen  Gulden  und  aus  150.000  Stück 
Actien  Iii.  B  =  30  Millionen  Gulden. 

Von  diesen  150.000  Stück  Actien  lit.  B  sind  jedoch  nur  135.000 
Stück  begeben,  während  bezüglich  der  restlichen  15.000  Stück  Actien 
über  Beschluss  der  Generalversammlung  vom  30.  Mai  1883  und  über 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung  der  Verwaltungsrath  ermächtigt 
wurde,  dieselben  nach  seinem  Ermessen  entweder  auf  einmal  oder 
successive  zu  begeben. 

Der  Betrag  des  durch  Prioritätsobligationen  zu  beschaffenden 
Capitales  wird  durch  Generalversammlungsbeschluss  nach  Massgabe  der 
von  der  Staatsverwaltung  festzusetzenden  Grenzen  bestimmt. 

Jede  Erhöhung  des  Actiencapitales  ist  dem  k.  k.  Handelsgerichte 
anzuzeigen. 

§  9- 

Die  Stammactien,  die  Actien  lit.  B,  die  Obligationen  erster 
Emission  und  die  Obligationen  lit.  B  lauten  auf  den  Inhaber  und 
werden  in  Beträgen  von  200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  ausgestellt. 

Die  Obligationen  Emission  1874  lauten  auf  den  Inhaber  und 
werden  im  Betrage  von  600  Mark  deutscher  Reichswährung  oder 
300  fl.  österr.  Währ.  Silber  ausgestellt. 

Bei  weiteren  Emissionen  wird  der  Nominalbetrag  der  über 
Beschluss  der  Generalversammlung  auszugebenden  Titres  vom 
Verwaltungsrathe  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Regierung  festgesetzt. 

§  10. 

Sämmtliche  Actien  und  Obligationen  erster  Emission,  welche  das 
Anlagecapital  der  unterm  8.  September  1868  concessionirten  Linien 
bilden,  sind  von  den  Concessionären  zu  dem  von  der  Regierung 
genehmigten  Uebernahmscourse  übernommen  und  sodann  weiter 
begeben  worden. 

Die  Ausgabe  weiterer  Actien  und  Obligationen  erfolgt  in  Gemäss- 
heit  der  Beschlüsse  der  Generalversammlung. 

§  11. 

Die  Einzahlungen  erfolgen  in  den  von  dem  Verwaltungsrathe 
ausgeschriebenen  Raten  und  Terminen. 
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§  12. 

Nach  Einzahlung  von  wenigstens  25  Percent  des  Nominalbetrages 
der  Actien  können  Interimsscheine  auf  Inhaber  ausgestellt  werden. 

§  13. 

Wenn  von  einem  Actienzeichner  die  Einzahlung  einer  fälligen 
Rate  nicht  rechtzeitig  geleistet  ist,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von 
10  Percent  Verzugszinsen  verpflichtet. 

Die  Gesellschaft  ist  überdies  berechtigt,  nach  Erlassung  der  im 
Artikel  221  des  Handelsgesetzes  vorgeschriebenen  Aufforderungen  die 
säumigen  Actionäre  ihrer  Gesellschaftsrechte  verlustig,  die  ausgegebenen 
Interimescheice  für  verfallen  zu  erklären  und  an  die  Stelle  der  letz- 
teren neue  Interimsscheine  auszugeben. 

§  14. 

Interimsscheine,  welche  nicht  die  Bestätigung  der  erfolgten  Ein- 
zahlung aller  fälligen  Raten  enthalten,  sind  kein  Gegenstand  eines 
giltigen  Verkehres. 

§  15. 

Die  Actien  und  Prioritätsobligationen  sind  untheilbar;  die  Gesell- 
schaft erkennt  sich  gegenüber  für  jede  Actie  und  jede  Prioritätsobligation 
nur  Einen  Eigentbümer  an. 

Mehrere  Tbeilhaber  einer  Actie  oder  Prioritätsobligation  müssen 
daher  ihre  gemeinsamen  Rechte  durch  Eine  Person  wahrnehmen 
lassen. 

§  16. 

Die  erste  Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit 
Einschluss  der  Interimsscheine  findet  Stempel-  und  gebührenfrei  statt 
(§  21  der  Concessionsurkunde  vom  8.  September  1868  und  §  17  jener 
vom  25.  Juni  1870). 

§  17. 

Die  Actien  und  Prioritätsobligationen,  sowie  deren  Interimsscheine 
dürfen  an  den  österreichischen  Börsen  verhandelt  und  öffentlich  notirt 
werden  (§13  beider  Concessionsurkunden).  Deren  Formulare  unterliegen 
der  staatlichen  Genehmigung. 

III.  Abschnitt. 
Verwaltungsratb. 

§  18. 

Die  Leitung  der  Geschäftsangel  egenhoiten  ist    einem  aus  min- 
destens zehn    und  höchstens   sechzehn  Mitgliedern    bestehenden  Ver- 
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waltUDgsrathe  übertragen.  Von  demselben  müssen  wenigstens  drei  Vier- 
tbeile österreichische  Staatsbürger  sein. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltangsrathes  werden  von  der  General- 
versammlung auf  sechs  Jabre  gewählt. 

Beamte  der  Gesellschaft,  dann  Personen,  welche  zu  der  letzteren 
im  unmittelbaren  Vertragsverhältnisse  stehen,  und  alle,  die  in  Concurs 
verfallen  sind,  oder  sich  dem  Ausgleichsverfahren  unterworfen,  oder 
ihre  Zahlungen  eingestellt  haben,  obne  ihre  Gläubiger  befriedigt  zu 
haben ;  alle,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Gewinn- 
sucht hexvorgegangenen,  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden 
Vergehens,  oder  einer  solchen  Uebertretung  in  Untersuchung  gezogen 
und  nicht  schuldlos  gesprochen  sind,  können  nicht  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Amtsdauer 
hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§  19. 

Ausnahmsweise  und  unbeschadet  der  Bestimmung  des  Art.  227 
des  Handelsgesetzbuches  bilden  bis  zur  ersten  ordentlichen  General- 
versammlung die  Concessionäre  und  im  Namen  der  Actiengesellschaft 
der  k.  k.  priv.  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  die  Herren  Johann 
Liebieg  &  Comp.,  vertreten  durch  deren  Associe*,  Herrn  Josef  Ritter 
v.  Mallmann,  den  Verwaltung srath. 

Die  genannten  Concessionäre  sind  berechtigt,  den  Verwaltungs- 
rath  nach  Massgabe  der  Entwicklung  des  Unternehmens  durch  neue 
Mitglieder  bis  auf  die  im  §  18  bestimmte  Anzahl  zu  verstärken  und 
an  Stelle  austretender  neue  Mitglieder  für  die  Zeit  bis  zur  ersten  ordent- 
lichen Generalversammlung  zu  berufen. 

§  20. 

Nach  Ablauf  der  ersten  sechs  Geschäftsjahre  tritt  jedes  Jahr  eine 
solche  Anzahl  von  Mitgliedern  aus,  welche  dem  sechsten  Theile  der 
Gesammtzahl  der  Verwaltungsrathfmilglieder  gleichkommt  und  mit 
Ablauf  der  Functionsdauer  überdies  nofih  der  etwa  verbliebene  Best. 

Bis  die  Reihe  im  Austritte  nach  der  Amtsdauer  sich  gebildet  bat, 
entscheidet  darüber  das  Los. 

Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 

§  21. 

Scheidet  ein  Mitglied  vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  aus,  so 
kann  dessen  Stelle  provisorisch  durch  den  Verwaltungsrath  besetzt 
werden.  Die  definitive  Ersatzwahl  erfolgt  in  der  Generalversammlung. 
Der  Gewählte  tritt  in  einem  solchen  Falle  bezüglich  der  Functions- 
dauer au  die  Stelle  seines  Vorgängers. 
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§  22. 

Jeder  Verwaltungsrath  muss  vor  dem  Antritte  seiner  Functionen 
fünfzig  Actien  in  der  Gesellschaftscassa  deponiren,  welche  daselbst  als 
Caution  für  die  ans  seiner  Function  entspringenden  Verbindlichkeiten 
gegen  die  Gesellschaft  bis  zur  Erledigung  der  auf  seine  Functionsperiode 
bezüglichen  Rechnungen  in  Verwahrung  bleiben. 

§  23. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft,  er  vertritt 
dieselbe  nach  aussen  und  ist  mit  der  im  Gesetze  festgesetzten  Verant- 
wortlichkeit zu  allen  Verfügungen  in  Gesellschaftsangelegenheiten 
berechtigt,  welche  nicht  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Dem  VerwaltuDgsrathe  ist  insbesondere  die  Ernennung  der 
Beamten  der  Gesellschaft  und  die  Genehmigung  der  Dienstverträge, 
Dienstinstructionen  und  Reglements  für  die  Führung  der  Geschäfte 
vorbehalten. 

Die  Firma  wird  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  oder 
von  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  und  von  dem  seitens  des 
Verwaltungsrathes  mit  der  Procura  versehenen  Generaldirector  oder 
Oberbeamten  gezeichnet. 

§  24. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jahrlich  einen  Vor- 
sitzenden und  dessen  Stellvertreter. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  dieser  beiden  wird  der  Vorsitz  vom 
Verwaltungsrathe  einem  anderen  Mitgliede  übertragen. 

§  25. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Wien  über  Einladung 
des  Vorsitzenden  oder  seines  Stellvertreters  oder  auf  Verlangen  von 
sechs  Mitgliedern,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern,  mindestens  aber 
einmal  im  Monate. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Einladungen  zu  erfolgen  haben,  wird 
vom  Verwaltungsrath e  festgesetzt. 

§  26. 

Zur  Beschlussfahigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  Einladung 
aller  in  Wien  domicilirenden  Mitglieder  und  die  Anwesenheit  von  fünf 
Mitgliedern  mit  Einschluss  des  Vorsitzenden  erforderlich. 

§  27. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst.  Bei 
gleichgestellten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 
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§  28. 

Jedes  im  Auslande  wohnende  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  ist 
berechtigt,  sich  durch  ein  anderes  Mitglied  desselben  in  Vollmacht 
vertreten  zu  lassen. 

Kein  Verwaltungsrath  darf  jedoch  mehr  als  eine  fremde  Stimme 
vertreten. 

- 

§  29. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungarathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern  zu 
unterzeichnen  sind,  und  deren  Mitfertigung  dem  landesfürstlichen 
Commissär  vorbehalten  bleibt. 

§  30. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrat hes  erhalten  für  die  Besorgung 
der  statutenmässigen  Geschäfte,  abgesehen  von  der  im  §  52  vorbe- 
hakenen  Tantieme  und  etwa  nach  §  31  den  Comitömitgliedern 
gewährten  Bezügen  eine  von  der  Generalversammlung  festzustellende 
Pauschalentschädigung.  Die  Art  der  Vertheilung  dieser  Entschädigung 
unter  die  einzelnen  Mitglieder  des  Verwaltungsrathea  wird  von  diesem 
festgesetzt. 

§  31. 

Der  Verwaltungsrath  kann  durch  eine  Specialvollmacht  für 
bestimmte  Gegenstände  und  für  eine  bestimmte  Zeit  die  Ausübung 
seiner  Befugnisse  an  einzelne  Mitglieder  oder  an  Gesellschaftsbeamte 
übertragen  und  den  Letzteren  Procura  ertheilen.  Er  kann  aus  seiner 
Mitte  Comites  wählen  und  deren  Befugnisse  bestimmen.  Die  Ent- 
schädigung für  die  Comitömitglieder  wird  über  Vorschlag  des  Verwaltungs- 
rathes  durch  die  Generalversammlung  festgesetzt. 

§  32. 

Für  die  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  und  die 
specielle  Führung  der  Geschäfte  nach  Masegabe  dieser  Beschlüsse  wird 
vom  Verwaltungsrathe  eine  demselben  verantwortliche  Direction  bestellt. 

Der  Verwaltungsrath  setzt  die  dienstliche  Organisation  und  das 
Geschäftsreglement  der  Direction  fest. 

IV.  Abschnitt. 
Generalversammlung. 

§  33. 

Die  GesammtLeit  der  Actionäre  wird  durch  die  Generalversammlung 
vertreten.  Jeder  stimmberechtigte  Actionär  kann  an  der  General- 
versammlung theilnehmen. 
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Abwesende  können  sich  mittelst  Vollmacht  durch  stimmfähige 
Actionäre  vertreten  lassen.  Die  Form  der  Vollmacht  wird  vom 
VorwaltuDgsrathe  bestimmt. 

Pflegebefohlene,  Gemeinden,  Gesellschaften  und  Corporationen 
werden  durch  ihre  gesetzlichen  oder  statutarischen  Repräsentanten 
vertreten,  auch  wenn  diese  nicht  selbst  Actionäre  sind. 

§  34. 

Die  Besitzer  von  Stamm actien  und  jene  von  Actien  lit.  B  haben 
in  der  Generalversammlung  gleiches  Stimmrecht. 

Je  zehn  Actien  geben  das  Recht  auf  Eine  Stimme. 

§  35. 

Die  Generalversammlung  tritt  regelmässig  in  der  ersten  Hälfte 
eines  jeden  Jahres  in  Wien  zusammen.  Die  erste  ordentliche  General- 
versammlung findet  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1872  statt. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  können  so  oft  stattfinden, 
als  es  der  Verwaltungsrath  nöthig  erachtet.  Eine  ausserordentliche 
Generalversammlung  muss  einberufen  werden,  wenn  ein  oder  mehrere 
Actionäre,  deren  Actien  mindestens  den  zehnten  Tbeil  des  hinaus- 
gegebenen Actiencapitales  repräsentireu  und  von  ihnen  deponirt  werden, 
darauf  unter  Angabe  des  Zweckes  antragen. 

In  diesem  Falle  muss  die  Einberufung  der  Generalversammlung 
längstens  binnen  vier  Wochen  nach  Einbringung  des  Antrages  erfolgen. 

§36. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  mittelst 
einer  Kundmachung  durch  die  im  §  5  bestimmten  Zeitungen,  welche 
mindestens  42  Tage  vor  dem  Versammlungstage  zu  erfolgen  und  die 
zur  Verhandlung  bestimmten  Gegenstände  bekannt  zu  geben  hat. 

§  37. 

Die  Actionäre,  welche  der  Generalversammlung  beiwohnen  wollen, 
müssen  mindestens  30  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben  die 
Actien,  auf  Grund  welcher  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben  wollen,  am 
Sitze  der  Gesellschaft  oder  an  den  vom  Verwaltungsrathe  bestimmten 
Erlagsstellen  deponiren,  und  erhalten  Legitimationskarten,  welche  auf 
den  Namen  lauten,  die  Zahl  der  deponirten  Actien  und  der  darauf 
entfallenden  Stimmen  ausweisen  und  nur  für  die  bezeichnete  Person 
oder  deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten  gelten. 

§  38. 

Der  zum  Vortrag  in  der  Generalversammlung  bestimmte  Geschäfts- 
bericht nebst  dem  Rechnungsabschlüsse  und  der  Bilanz,  sowie  der 
Wortlaut  der  zur  Verhandlung  kommenden  Anträge  ist  acht  Tage  vor 
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der  Generalversammlung  am  Sitze  der  Gesellschaft  zur  Einsicht 
aufzulegen  und  jedem  Actionär,  der  sein  Stimmrecht  nachgewiesen  hat, 
ein  Druckexemplar  davon  zu  erfolgen. 

§  39. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlnssfähig,  wenn  über  deren  erste 
Einberufung  mindestens  vierzig  stimmberechtigte  Actionäre  anwesend 
sind,  welche  mindestens  den  zwanzigsten  Theil  des  hin  ausgegebenen 
Actiencapitales  vertreten.  Eine  Ausnahme  stellt  das  letzte  Alinea  des 
§  44  fest. 

§  40. 

Wenn  entweder  die  zur  Beschlussfahigkeit  einer  General- 
versammlung erforderliche  Actienzahl  nicht  deponirt  worden,  oder  wenn 
die  Generalversammlung  nicht  beschlussffihig  ist,  so  wird  sie  vertagt 
und  binnen  drei  Tagen  neuerdings  gemäss  §  36  einberufen,  wobei 
jedoch  der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  Abhaltung  der 
Versammlung  auf  20  Tage  beschränkt  und  die  neuerliche  Deponirung 
14  Tage  vor  dem  Tage  der  Generalversammlung  gestattet  ist.  Bei  ihrer 
zweiten  Einberufung  ist  die  Generalversammlung  ohne  Rücksicht  auf 
die  Anzahl  der  anwesenden  Actionäre  und  der  vertretenen  Actien  auch 
in  den  im  letzten  Alinea  des  §  44  bestimmten  Ausnahmsfällen 
beschlussfähig. 

Ihre  Verhandlungen  sind  jedoch  auf  das  Programm  der  vertagten 
Versammlung  beschränkt. 

§  41. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Vorsitzende 
des  VerwaltuDg8ratb.es  oder  dessen  Stellvertreter. 

Der  Vorsitzende  ernennt  den  Schriftführer,  ebenso  aus  der  Mitte 
der  Actionäre  die  Scrutatoren. 

§  42. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit.  Bei  gleichgetheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum 
Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Wenn  bei  Wahlen  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmen- 
mehrheit erzielt  wird,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen 
Candidaten  statt,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  es 
wird  in  diesem  Falle  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die 
engere  Wahl  gebracht. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§  43. 

In  der  Generalversammlung  wird  nur  über  die  in  der  Einberufung 
bezeichneten  Gegenstände  verhandelt.  Anträge,  welche  dem  Verwaltungs- 
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rathe  von  wenigstens  10  Actionären,  die  ihr  Stimmrecht  durch 
Deponirung  von  zusammen  wenigstens  tausend  Actien  nachweisen,  vor 
der  Einberufung  der  Generalversammlung  angemeldet  werden,  sind  in 
die  Kundmachung  aufzunehmen. 

Auch  in  der  Generalversammlung  steht  jedem  stimmberechtigten 
Actionär  das  Recht  zu,  selbständige  Anträge  zu  stellen,  doch  darf  über 
dieselben  nicht  sofort  in  dieser  Generalversammlung  entschieden, 
sondern  nur,  wenn  ein  solcher  Antrag  noch  von  wenigstens  zehn 
stimmberechtigten  Actionären,  welche  zusammen  wenigstens  eintausend 
Actien  vertreten,  unterstützt  wird,  bestimmt  werden,  ob  und  wann 
derselbe  in  Verhandlung  zu  nehmen  ist. 

Diese  Beschränkung  findet  keine  Anwendung  auf  den  Antrag  auf 
Berufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung.  (H.  G.  B. 
Art.  238.) 

§  44. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende 
Gegenstände  vorbehalten : 

o)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  des  Revisions- 
ausschusses ; 

b)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  der  Gewinst- 
vertheilung; 

c)  die  Geltendmachung  der  dem  Verwaltungsrathe  gegen  die  Gesell- 
schaft obliegenden  Verantwortlichkeit; 

d)  die  Vermehrung  des  Gesellschafts-  und  Unternehmungsfondes 
durch  Erhöhung  des  Actiencapitales  oder  durch  Aufnahme  von 
Anlehen ; 

e)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

f)  die  Veräusserung  der  Eisenbahnen; 

(j)  die  Vereinigung  mit  anderen  Eisenbahngesellschaften ; 

h)  der  Bau  neuer  Linien; 

*)  die  Abänderung  der  Statuten; 

k)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  ihrer  statutenmässigen 
Dauer. 

Zu  den  unter  d,  f,  g,  h,  i  und  k  aufgeführten  Beschlüssen  ist  die 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung  erforderlich.  Zu  den  unter  e,  /,  g,  k 
aufgeführten  Beschlüssen  ist  ausserdem  die  Vertretung  von  ein  Fünftel 
des  Actiencapitales  und  eine  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  General- 
versammlung erforderlich. 

§  45. 

Ueber  die  Verhandlung  der  Generalversammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer  und  zwei 
durch  die  Generalversammlung  gewählten  Actionären  unterzeichnet  wird 
und  dessen  Mitfertigung  dem  landesftirstlichen  Commissär  vorbehalten  ist. 
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Der  Urschrift  des  Protokolls  wird  das  Verzeichniss  der  anwesenden 
Actionäre  mit  Ad  gäbe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmenzahl  nebst 
den  Vollmachten  beigefügt. 

Die  im  Protokolle  der  Generalversammlung  verzeichneten 
Beschlüsse,  mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der 
Verwaltungsorgane  gutgohoissen  oder  gerechtfertigt  erklärt  werden, 
haben  den  letzteren  als  Absolutorium  zu  dienen. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  für  die  einzelnen 
Actionäre  unbedingt  verbindlich. 

V.  Abschnitt. 
Revisionsausschuss. 

§  46. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestimmte  Revisions- 
ausschuss besteht  aus  3  Mitgliedern  und  3  Ersatzmännern,  welche  all- 
jähilich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der 
Verwaltung  nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt 
werden. 

Die  Er8atzu>ätiner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der 
Mitglieder  des  Revisionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der 
Stimmen,  welche  sie  erhalten  haben,  in  Function. 

Bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  datüber  das  Los. 

§  47. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von 
den  Büchern  und  der  ganzen  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu 
nehmen  und  von  den  Rechnungslegern  die  nötbigen  Aufklärungen 
abzuverlangen. 

Er  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

Die  Jahresrechnungsabschlüsse  und  Bilanzen  sind  ihm  längstens 
14  Tage  vor  der  zur  SchluSBfassung  darüber  bestimmten  General- 
versammlung mitzutheilen. 

VI.  Abschnitt. 

Bilanz,  Gewinn vertheilung,  Tilgung  des  Anlagecapitales. 

§  48. 

> 

Die  Bau-  und  Betriebsrechnung  des  garantirten  Bahnnetzes 
(Goncession  vom  8.  September  1868)  und  des  Ergänzungsnetzes 
(Concession  vom    25.  Juni   1870)  werden  vollständig  getrennt  geführt. 
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Die  Rechnungen  dir  Gesellschaft  werden  alljährlich  am 
31.  December  abgeschlossen  und  mit  Bilanz  und  dem  Gutachten  des 
Revisionsausschusses  der  Generalversammlung  vorgelegt. 

Das  erste  Geschäftsjahr  utnfasst  die  Zeit  von  der  Constituirung 
der  Gesellschaft  bis  zum  31.  December  1871. 

§  49. 

Für  die  Verwendung  des  Ertrages  des  garantirten  Bahnnetzes 
gelten  folgende  Grundsätze: 

Das  nach  Bestreitung  aller  Betriebs-  und  Erhaltungsauslagen,  der 
eventuellen  Kosten  der  Beschaffung  des  zur  Zinsenzahlung  und  Capitals- 
tilgung  erforderlichen  Metallgeldes,  der  Verluste  und  Abschreibungen 
vorhandene  Erträgniss  wird  verwendet: 

a)  vor  allem  zur  Zahlung  der  Zinsen  und  der  Tilgunggquote  für 
die  Prioritätsobligationen  dieses  Netzes; 

b)  zur  Bestreitung  von  5percentigen  Zinsen  des  Actiencapitales 
erster  Emission,  sowie  der  seinerzeit  zur  ActienUlgung  iu  dem 
betreffenden  Jahre  erforderlichen  Summen. 

Ergiebt  sich  ein  Ueberschuss  über  das  vom  Staate  garantirte 
Reinerträgniss,  so  wird  die  Hälfte  desselben  zunächst  zur  Rückzahlung 
der  etwa  vom  Staate  in  Folge  der  gewährten  Garantie  geleisteten 
Vorschüsse  im  Sinne  des  §  18  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde 
verwendet. 

Von  dem  Reste  werden  wenigstens  10  Percent  dem  Reservefond 
dieses  Netzes  zugewiesen. 

Wenn  der  Reservefond  dieses  Netzes  mehr  als  4  Millionen  Gulden 
beträgt,  kann  die  weitere  Vermehrung  von  der  Generalversammlung 
sistirt  werden. 

Der  danach  verbleibende  Ueberschuss  ist  für  den  Fall,  als  die 
Actieu  lit.  B  aus  dem  Ertrage  des  nicht  garantirten  Netzes  nicht  die 
Dividende  von  5  Percent  in  Silber  vom  Nennwerth  e  (§  50  lit.  c) 
erhalten  sollten,  vorerst  zur  Ergänzung  dieser  5percentigen  Dividende 
der  Actien  lit.  B  zu  verwenden. 

§  50. 

Für  die  Verwendung  des  Ertrages  des  Ergänzungsnetzes  gelten 
folgende  Grundsätze: 

Das  nach  Bestreitung  aller  Betriebs*  und  Erhaltungsauslagen,  der 
eventuellen  Kosten  der  Beschaffung  des  zur  Zinsenzahlung  und 
und  Capitalstilgung  erforderlichen  Gold-  und  Silbergeldes,  der  Verluste 
und  Abschreibungen  vorhandene  Erträgniss  wird  verwendet: 

a)  zur  Zahlung  der  Zinsen  und  der  Tilgungsquote  für  das  Obligations- 
capital  dieses  Netzes; 

b)  zur  planmässigen  Tilgung  der  Actien  lit.  B; 

c)  zur  Leistung  einer  Dividende  der  Actien  lit.  B  bis  zum  Betrage 
von  5  Percent  in  Silber  vom  Nennwerthe  dieser  Actien. 
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Ergiebt  sich  hienach  noch  ein  Ueberechuss,  so  werden  wenigstens 
10  Perceut  desselben  dem  Reservefonde  des  Ergänzungsnetzes  zuge- 
wiesen. Wenn  der  Reservefond  des  Ergäozungsnetzes  mehr  als  drei 
Millionen  Gulden  beträgt,  so  kann  dessen  weitere  Vermehrung  von  der 
GeneralversammluDg  sistirt  werden. 

§  51. 

Die  Reservefonde  beider  Netze  werden  abgesondert  verrechnet 
und  verwaltet;  der  des  garantirten  Netzes  wird  mit  Reservefond  I,  jener 
des  Ergänzungsnetzes  mit  Reservefond  II  bezeichnet. 

§  52. 

Von  dem  darnach  (§§  49  und  50)  verbleibenden  weiteren  Ueber- 
schuss  eines  oder  beider  Netze  gebührt  dem  Verwaltungsrathe  eine 
lOpercentige  Tantieme  und  der  dann  erübrigende  Rest  wird  als  Super- 
dividende  unter  alle  Actionäre  nach  Beschluss  der  Generalversammlung 
gleichmässig  vertheilt  und  am  1.  Juli  für  das  ganze  vorangegangene 
Betriebsjahr  bezahlt. 

§  53. 

Während  der  Bauzeit  gemessen  die  Actien  und  Obligationen 
lit.  B  eine  Öpercentige  Verzinsung  in  Silber,  welche  gemäss  §  18,  lit.  b 
der  ConcesBionsurkunde  vom  25.  Juni  1870  aus  dem  Baucapital 
bestritten  wird. 

§  54. 

Die  Zahlung  der  Zinsen  der  Stammactien  erfolgt  halbjährig  am 
1.  Jänner  und  1.  Juli. 

Die  Zinsen  der  Actien  lit.  D  werden  während  der  Bauzeit  halb- 
jährig am  1.  Jänner  und  1.  Juli  ausbezahlt;  nach  Eröffnung  des 
Ergänzungsuetzes  wird  das  ganzjährige,  den  Actien  zufallende  Erträgniss 
(Dividende  und  Superdividende)  am  1.  Juli  für  das  vorangegangene 
Betriebsjahr  bezahlt. 

Die  Zahlung  der  Zinsen  der  Obligationen  erfolgt  zu  den  in  den 
letzteren  festgesetzten  Terminen. 

Zinsen  und  Dividenden,  welche  binnen  fünf  Jahren  nach  Fällig- 
keit nicht  behoben  werden,  sind  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  verfallen. 

§  55. 

Die  Tilgung  des  auf  das  garantirte  Bahnnetz  und  auf  das 
Ergänzungsnetz  entfallenden  Prioritäten-  und  Actiencapitales  erfolgt 
innerhalb  der  betreffenden  Concessionsdauer  nach  den  von  der  hohen 
Staatsverwaltung  genehmigten  Tilgungsplänen. 

Die  8ämmtlichen  zu  tilgenden  Prioritätsobligationen,  sowie  die  zu 
tilgenden  Actien  lit.  A  werden  durch  Verlosung  bestimmt. 
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Die  Tilgung  der  Aetien  lit.  B  erfolgt  entweder  gleichfalls  im 
Wege  der  Verlos  an  g  oder  über  Beschluss  des  Verwaltungsratbes  im 
Wege  des  börsenmässigen  Ankaufes,  falls  und  insoweit  diese  Actien 
unter  dem  Nennwerthe  erbältlich  sind. 

Zu  diesem  börsenmässigen  Ankaufe  von  Actien  lit.  B  kann  der 
ganze  auf  das  betreuende  Jahr  nach  dem  Tilgungsplane  entfallende 
effective  Tilgungsbetrag  verwendet  werden. 

Die  Verlosungen  werden  in  Wien  in  Gegenwart  eines  k.  k.  Notars 
vorgenommen. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Priori tätsobligationen,  sowie  der 
gezogeneu  oder  rückgekauften  Actien  werden  in  Gemässhoit  des  §  5 
kundgemacht. 

Die  verlosten  Actien  werden  mit  dem  Nominalbetrage  eingelöst 
und  werden  an  deren  Stelle  Genussscheine  hinausgegeben,  welche 
keinen  Anspruch  auf  die  Dividende  bis  zur  Höhe  von  5  Percent 
haben,  im  Uebrigen  aber  gleiche  Rechte  wie  die  Actien,  demnach 
insbesondere  den  Anspruch  auf  die  zur  Vertheilung  gelangende 
Superdividende  auf  den  verhältnissmässigen  Tbeil  des  nach  Tilgung 
sämmtlicher  Actien  erübrigenden  Vermögens  der  Gesellschaft  und  auf 
das  Stimmrecht  in  der  Generalversammlung  begründen. 

Die  Formularien  der  auf  Inhaber  lautenden  Genussscheine  werden 
vom  Verwaltungsrathe  mit  Genehmigung  der  hohen  Staatsverwaltung 
festgesetzt. 

Für  im  Wege  des  börsenmässigen  Ankaufes  zur  Tilgung  gelangende 
Actien  lit.  B  werden  Genussscheine  nicht  ausgegeben. 

VII.  Abschnitt. 
Streitigkeiten,  Staatsaufsicht,  Auflösung. 

§  56. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverbältnisse  werden  von  dem 
Schiedsgerichte  der  Wiener  Handelskammer  ohne  weitere  Berufung 
ausgetragen. 

§  57. 

Das  der  hohen  Staatsverwaltung  vorbehaltene  Aufsichtsrecht  wird 
von  derselben  nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  und 
insbesondere  in  Gemässheit  des  §  20,  beziehungsweise  §  19  der 
Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  8.  September  1868  und  vom 
25.  Juni  1870  geübt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  GeschUftslast  wird  von 
der  Gesellschaft  eine  jährliche  Pauschal  Vergütung  an  den  Staatsschatz 
geleistet,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 
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§  58. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  die  um  eine  Dienstesstelle  sieb 
bewerbenden  und  dazu  geeigneten  Militärs  vor  anderen  Bewerbern  zu 
berücksichtigen. 

Vorzugsweise  aber  wird  sie  aus  Anlass  von  Veränderungen  im 
VerwaltungsorgaDismus  disponibel  werdende  Staatsbeamten  —  insoferne 
sie  den  Erfordernissen  der  für  die  Oesterreicbische  Nordwestbahn  auf- 
zustellenden Dienstordnung  entsprechen  —  bei  Bewerbungen  um  eine 
Dienstesstelle  berücksichtigen. 

§  59. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  6)  wird  die  Art  der 
Liquidation  von  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  hohen 
Staatsverwaltung  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes 
und  der  Allerhöchsten  Concessionsurkun^en  festgestellt. 

Nr.  11.072. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  14.  August  1886, 
Z.  13.451,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  28.  Jiüi  1889. 

Taaffe  rn.  p. 

Die  gegenwärtige  Fassung  des  §  32  der  vorstehenden  Statuten  wurde  in 
der  Generalversammlung  vom  27.  Mai  1891  als  Anhang  zu  denselben  beschlossen 
und   mit  Erlaas  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  1.  November  1891 
Z.  21629,  genehmigt. 
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Anhang 


Im  Betriebe  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Nord  westbahn 

stehende  fremde  Bahnen. 

Mit  1.  Juli  1893  stehen  im  Betriebe  der  k.  k.  priv.  Oester- 
reichischen Nordwestbahn: 

1.  Die  Kuttenberger  Localbahn  auf  Grund  des  Betriebsvertrages 
vom  17.  Angust  1882. 

2.  Die  im  Eigenthnme  der  Oesterreichischen  Localeisenbahngesell- 
schaft  befindlichen  Linien  Caalan-Zawratetz-Tremosnit«,  mit  Abzwei- 
gung von  Skowic  nach  Vrdy  Buöic  und  Oaslau-Mocowitz  auf  Grund 
des  Betriebavertragea  vom  28.  Juni  1889. 

3.  Die  Localbahn  Gross-Priesen-Wernstadt-Auscha  auf  Grund  des 
Betriebsvertrages  vom  1.  Juli  1889. 
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6.  K.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn  *) 

L  Gesetz  vom  11.  April  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  66, 

betreffend  die  Betrlebsttbernahme  und  eventuelle  Einlösung  der  Prag-Duxer 
und  der  Dux-Bodenbacher  Eigenbahn  durch  den  Staat. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  im  Falle  der  Betriebsübernahme 
der  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  und  der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher 
Eisenbahn  durch  den  Staat  unter  den  Bestimmungen  des  im  Handels- 
ministerium am  26.  April  1884  aufgenommenen  Protokolles  den  beiden 
genannten,  eventuell  zu  vereinigenden  Gesellschaften  zusammen  als 
Betriebsüberschuss  aus  deren  gesammten  Unternehmungen  (mit  Ausschluss 
der  Duxer  Braunkohlenwerke  der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisen- 
bahn) vom  Zeitpunkte  der  Betriebsübernahme  angefangen,  jedoch  unter 
Ausschluss  des  Jahres  1886,  einen  Pauschalbetrag  zu  garantiren,  welcher 
für  jedes  der  Jahre  1887  bis  1894  dem  Durchschnitte  der  behufs 
dieser  Ermittlung  zusammenzurechnenden  wirklichen  Betriebsüberschüsse 
derselben  beiden  Unternehmungen  in  den  nächstvorausgegangenen  zwei 
Betriebsjahren  nebst  einem  Zuschlage  gleichzukommen  hat,  der  für  das 
Jahr  1887  6  Percent,  für  jedes  der  Jahre  1888  bis  1890  5  Per- 
cent und  für  jedes  der  Jahre  1891  bis  1894  4  Percent  jenes 
Durchschnittes  beträgt. 

Der  auf  diese  Weise  für  das  Jahr  1894  ermittelte  garantirte 
Betriebsertrag  hat  als  solcher  für  alle  folgouden  Betriebsjahre  zu 
gelten. 

*)  Die  Einlösung  der  k.  k.  priv.  Dax-Bodenbacher  Eisenbahn  durch  den 
Staat  erfolgte  während  dor  Herausgabe  dieser  Sammlung  und  konnten  daher  die 
auf  diese  Bahn  bezüglichen  Urkunden  nicht  mehr  im  ersten  Abschnitte  Aufnahme 
finden,  sondern  mussten  vielmehr  in  Festhaltung  der  ursprünglich  aufgestellten 
Kintheilung  an  dieser  Stelle  eingereiht  bleiben. 
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Artikel  II. 

Sollte  der  Staat  in  Folge  der  nach  Artikel  I  übernommenen 
Garantie  in  die  Lage  kommen,  behufs  Ergänzung  des  wirklieh  erzielten 
auf  den  garantirten  Betriebsüberscbuss  aus  eigenen  Mitteln  Zahlungen 
zu  leisten,  so  sind  die  solchergestalt  erfolgten  Beträge  lediglich  als  mit 
4  Percent  verzinsliche  Vorschüsse  zu  behandeln,  deren  Bückzahlung 
an  den  Staat  aus  den  Betriebsüberscbüssen  späterer  Betriebsjahre,  soweit 
erstere  die  garantirten  Jahresziffern  tibersteigen,  zu  bewerkstelligen  ist. 
Hiebei  hat  die  Zahlung  der  Zinsen  jener  der  Garantievorschtisse 
vorauszugehen. 

Artikel  III. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  in  Ausübung  des  dem  Staate 
kraft  obigen  Protokolles  vom  1.  Jänner  1892  angefangen  eingeräumten 
EinlösungsrechteB  die  im  Artikel  I  bezeichneten  Unternehmungen 
gegen  Gewährung  einer  dem  einjährigen  Durchschnitte  der  aus  diesen 
Unternehmungen  wirklich  erzielten  Betriebstiberschüsse  der  der 
Einlösung  unmittelbar  vorausgegangenen  drei  Jahre  unter  Ausscheidung 
des  ungünstigsten  Jahres  gleichkommenden,  bis  zum  30.  Juni  1962 
auszubezahlenden  Jahresrente  in  dem  Falle  einzulösen,  wenn  der  in 
obiger  Art  ermittelte  durchschnittliche  Betriebsüberscbuss  der  einzu- 
lösenden Unternehmungen  mindestens  die  bedungene  Minimaleinlösungs- 
rente  von  3,100.000  fl.  erreicht. 

Artikel  IV. 

Die  den  Gegenstand  dieses  Gesetzes  bildenden  Eisenbahnen  sind 
von  der  Staatsverwaltung  in  eigener  Regie  zu  betreiben,  und  darf  die 
Uebertragung  des  Betriebes  an  einen  Privaten  oder  an  eine  Gesell- 
schaft nur  auf  Grundlage  eines  hierübei  zu  erlassenden  Gesetzes  erfolgen. 

Artikel  V. 

Die  durch  die  Betriebsübernahme  der  Prag-D  uxer  und  Dux- 
Bodenbacber  Eisenbahn,  sowie  durch  die  Einlösung  dieser  beiden 
Bahnen  für  den  Staat  veranlassten  Eingaben,  bücherlichen  Eintragungen, 
Ausfertigungen,  Verträge  und  sonstigen  Urkunden,  mit  Einschluss  der 
Protokollartibereinkommen  vom  26.  April  1884  und  vom  17.  Mai  1884, 
gemessen  die  Gebühren-  und  Stempelfreibeit. 

Artikel  VI. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in 
Wirksamkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und  Mein 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  11.  April  188G. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taaffe  m.  p.  Dunajewski  m.  p  Pusswald  m.  p. 
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2.  Protokollarübereinkommen  vom  26.  April  1884, 

abgeschlossen  zwischen  den  k.  k.  Ministerien  des  Handels  und  der  Finanzen 
im  Namen  der  Staatsverwaltung  einerseits  und  dem  Yerwaltungsrathe  der 
k.  k.  priT.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn,  sowie  dem  Verwaltungsrathe  der 
k.  k.  prir.  Prag-Duxer  Eisenbahn  nnter  Beitritt  des  zur  gemeinsamen 
Vertretuni!:  der  Kochte  der  Besit  zer  Ton  Prioritiitsohligationen  I«  und 
II.  Emission  der  Prag-Duxer  Eisenbahn  gerichtlich  bestellten  Curators 

anderseits. 

Nachdem  die  Bestimmungen  der  Protokolle  vom  28.  October  und 
vom  11.  December  1883  wegen  der  der  geplanteu  Fusion  der  Dux- 
Bodenbacher  und  der  Prag-Duxer  Eisenbahn  entgegenstehenden 
Hindernisse  nicht  in  Wirksamkeit  tretet!  konnten,  so  ist  über  Anlangen 
der  genannten  beiden  Bahnverwaltungen  mit  den  unterzeichneten 
Vertretern  derselben  unter  Beitritt  des  zur  gemeinsamen  Vertretung  der 
Rechte  der  Besitzer  der  Prioritätsobligationen  1.  und  II.  Emission  der 
Prag-Duxer  Eisenbahn  gerichtlich  bestellten  Curators  unter  Vorbehalt 
der  hohen  Genehmigung  Ihrer  Excellenzen  de3  Herrn  k.  k.  Handels- 
ministers und  des  Herrn  k.  k.  Finanzministers  am  heutigen  Tagrf 
das  nachstehende  Uebereinkommeu  abgeschlossen  worden: 

Artikel  I. 

Berechtigung   der  k,   k.   Staatsverwaltung  zur  Uebernahme 
des  Betriebes  der  beiden  Unternehmungen. 

Der    Staatsverwaltung     wird     das     Recht     eingeräumt,  vom 

I.  Jänner  1886  angefangen,  wann  immer  den  Betrieb  der  gesammten 
Unternehmungen  der  beiden  genannten  Gesellschaften,  insbesondere 
sämmtlicber  ihnen  gehörigen  Eisenbahnen  und  Nebengeschäfte,  worunter 
auch  der  Betrieb  der  gesellschaftlichen  Kohlen  werke,  jedoch  mit 
Ausnahme  der  Duxer  Braunkohlenwerke  der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher 
Eisenbahngesellschaft,  verstanden  ist,  für  die  noch  übrige  Concessions- 
dauer  zu  übernehmen  und  für  Rechnung  der  bezüglichen  beiden 
Gesellschaften  zu  führen. 

Da«  Unternehmen  der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbaober  Eisenbahn  besteht 
aus  der  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  9.  Juli 
1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  137,*)  bildenden  Linie  von  Dux  naoh  Bodenbaeh  (eröffnet 
am  2.  October  1871)  und  aus  der  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde vom  20.  Mai  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  64,*)  bildenden  Linie  von 
Ossegg  nach  Kommotau  (eröffnet  am  19.  December  1872). 

Das  Unternehmen  der  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn  umfasst  die  auf 
Grund  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  25.  Juni  1870,  R.  G.  Bl. 
Nr.  97,*)  hergestellte  Hauptlinie  von  Prag  nach  Dux  mit  der  Abzweigung  von 

*)  Vgl.   die  bezogenen   Concessionsurkunden   in   der  Eisenb.-Ges.-Samml. 

II,  8.  1169  flg.  und  HI  8.  492  flg. 

Dl«  RachUorknndan  dar  ItaUrr.  BUanbfchnan.  II. 
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Obernitz  nach  Brüx  (eröffnet  in  den  Strecken  Chlumcan- Obernitz-Bilm  und 
Obernitz-Brüx  am  21.  November  1872,  Chluraöan-Schlan  am  2.  Jänner  1673, 
Prag-Sehlan  am  12.  Mai  1873  und  Bilin-Dux  am  1.  November  1673),  ferner  die 
auf  Grund  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  4.  September  1872, 
JR.  G.  Bl.  Nr.  142,*;  hergestellte  Linie  von  Brilx  nach  Klostergrab  (eröffnet  in 
der  Strecke  Brüx-Ossegg  am  18.  December  1876  und  Ossegg-Klostergrab  am 
16.  Mai  1877),  weiters  die  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
30.  September  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  115,  hergestellte  Localbahn  von  Zlonic  nach 
Hospozin  (eröffnet  am  17.  Juli  1882)  und  schliesslich  die  auf  Grund  der  Aller- 
höchsten Concessionsurkunde  vom  23.  December  1882,  E.  G.  Bl.  Nr.  2  ex  1883, 
hergestellte  Anschlussbahn  von  Klostergrab  nach  Mulde  (eröffnet  am  6.  December 
1884).  Die  der  Prag-Duxer  und  der  Pilsen-Priesener  Eisenbahn  gemeinschaftliche 
Strecke  Obernitz-Bilin-Dux  wurde  ab  1.  Jänner  1880  in  den  ausschliesslichen 
Betrieb  der  Pilson-Priesener  Eisenbahn  übernommen. 

Auf  Grund  dtr  Protokol'ar- Vereinbarung  vom  17.  Mai  1884  wurde  die 
Betriebsfülirung  der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn  und  der  k.  k.  priv. 
Prag-Duxer  Eisenbahn  schon  ab  1.  Juli  1884  für  Rechnung  dieser  Gesellschaften 
von  der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  übernommen,  an  deren  Stelle 
ab  1.  August  1884  die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen trat. 

Falls  die  k.  k.  Staatsvei waltung  von  diesem  Rechte  Gebrauch 
macht,  was  beiden  Unternehmungen  gegenüber  in  gleichem  Zeitpunkte 
geschehen  muss,   haben   nachstehende  Bestimmungen  platzzugreifen. 

A.  Staatliche   Garantieleistungen    hinsichtlich    der  Betriebs- 

überschtisse. 

Vom  Zeitpunkte  der  Betriebsübernahme  angefangen,  jedoch 
unter  Ausschluss  des  Jahies  1886,  garantirt  die  k.  k.  Staatsverwaltung 
beiden  Gesellschaften  zusammen  als  Betriebsüberschuss  aus  deren 
geeammten  Unternehmungen  (mit  Ausschluss  der  Duxer  Braunkohlen- 
werke der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn)  einen  Pauschalbetrag, 
welcher  für  jedes  der  Jahre  1887  bis  1894  dem  Durchschnitt  der 
behufs  dieser  Ermittlung  zusammenzurechnenden  wirklichen  Betriebs- 
Überschüsse  derselben  beiden  Unternehmungen  in  den  nächst  voraus 
gegangenen  zwei  Betriebsjahren  nebst  einem  Zuschlage  gleichzukommen 
hat,  welcher  für  das  Jahr  1887  sechs  (6)  Percent,  für  jedes  der 
Jahre  1888,  1889  und  1890  fünf  (5)  Percent,  und  für  jedes  der 
Jahre  1891,  1892,  1893  und  1894  vier  (4)  Percent  jenes  Durch- 
schnittes beträgt. 

Der  auf  diese  Weise  für  das  Jahr  1894  ermittelte  garantirte 
Betriebsüberschuss  hat  als  solcher  für  alle  folgenden  Betriebsjahre 
zu  gelten. 


*)  Vgl.   die  bezogenen   Concessionsurkuuden  in  der  Eisenb.-Ges.-Samml. 
II,  S.  1209  flg.  und  IV  S.  463  flg. 
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Die  in  Folge  dieser  Garantieleistung  etwa  über  die  wirklieb 
erzielten  Betriebsüberschtisse  vom  Staate  erfolgten  Garantievorachtisse 
sind  aus  den  in  späteren  Jahren  erzielten  und  zu  diesem  Zwecke 
ebenfalls  zusammenzurechnenden  Betriebstiberschüssen  beider  Unter- 
nehmungen, insoweit  dieselben  den  garantirten  Pauschalbetrag  über- 
steigen, nebst  4percentigen  Zinsen  rückzuvergtiten,  wobei  die  Zahlung 
der  Zinsen  jener  der  Garantievorschüsse  vorauszugeben  hat. 

Es  bleibt  der  Vereinbarung  zwischen  beiden  Gesellschaften 
vorbehalten,  festzusetzen,  mit  welchen  Quoten  jede  einzelne  derselben 
an  den  Garantie  Vorschüssen,  sowie  an  der  Rückzahlung  derselben 
theilzunehmen  hat;  hiedureb  darf  jedoch  der  Grundsatz  nicht  alterirt 
werden,  dass  die  Summe  der  von  beiden  Unternehmungen  in  jedem 
einzelnen  Jahre  erzielten  Betriebsüberschüsse  bei  den  vorstehend 
bezeichneten  Berechnungen  als  ein  einheitliches  Ganzes  in  Rechnung 
zu  ziehen  ist,  und  dass  beide  Gesellschaften  für  die  in  der  fest 
gesetzten  Weise  zu  bewirkende  Rückzahlung  der  Garantievorschüsse 
nebst  Zinsen  dem  Staate  zur  ungetheilten  Hand  haften. 

Die  Staatsverwaltung  ist  befugt,  die  ihr  gebührenden  Vorschuss- 
rückzahlungen und  Zinsenzahlungen  von  den  Betriebsüberschüssen  ohne 
Weiteies  zurückzubehalten. 

B.   Art  der  Verwaltung  des  Staates.  Ingerenz    der  Ver- 

waltungsrätbe. 

Die  Staatsverwaltung  wird  die  von  ihr  übernommenen  Unter- 
nehmungen als  Machthaber  der  bezüglichen  beiden  Gesellschaften  mit 
der  durch  dieses  Verhältniss  bedingten  Obsorge  für  die  Interessen 
derselben  betreiben,  wobei  in  Fällen  der  Collision  das  grössere 
Gesammtintereese  massgebend  sein  soll. 

Hiebei  soll  die  Staatsverwaltung  berechtigt  sein,  bezüglich  der 
Verwaltung  und  des  Betiiebes  nach  ihrem  freien  Ermessen  vorzugehen, 
jedoch  mit  Ausnahme  der  nachstehend  bezeichneten  Angelegenheiten, 
in  welchen  sie  die  Zustimmung  der  betreffenden  Gesellschaft  einzu- 
holen hat: 

a)  im  Falle  der  Erwerbung  von  Grund  und  Boden,  dann  der 
Ausführung  von  Ergänzungs-  und  Erweiterungsbauten,  welche  den 
Bahnwerth  erhöhen,  oder  kleiner  Neubauten,  sowie  der  Nach- 
schaffung von  Fahrbetriebsmitteln,  insoweit  die  Summe  der  für 
die  bezeichneten  Erwerbungen,  Bauausführungen  und  Nach- 
schaffungen in  Einem  Jahre  erforderlichen  Auslagen  den  Betrag 
von  Vierzigtausend  (40.000)  Gulden  hinsichtlich  der  k.  k.  priv. 
Dux-Bodenbacher  Eisenbahn  oder  jenen  von  sechzigtausend 
(60.000)  Gulden  hinsichtlich  der  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisen- 
bahn überschreitet; 

b)  im  Falle  einer  durchgreifenden,  aus  dem  Anlagecapital  zu 
bestreitenden  Umgestaltung  des  Oberbausystems; 

bh* 
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c)  bei  Einleitung  von  mehr  als  vier  (4)  täglich  in  jeder  Richtung 
die  ganze  Bahn  durchlaufenden  Personenzügen; 

d)  bei  Herabsetzung  der  Tarife  für  den  Frachtenverkehr  zwischen 
Stationen  der  beiden  Unternehmungen  untereinander,  sowie 
zwischen  solchen  Stationen  und  dem  Auslande,  jedoch  nur  inso  ferne 
solche  Herabsetzungen  in  dem  Jahre  1886  zur  Anwendung 
gelangen  und  unbeschadet  der  dem  Staate  concessionsmässig 
zustehenden  Tarifrechte. 

Ebenso  wird  die  vom  Staate  eingesetzte  Betriebsverwaltung 
durch  das  sub  a  bis  c  vorbehaltene  Zustimmungsrecht  nicht  ge- 
hindert, jene  Massnahmen  unverweilt  zu  treffen,  welche  nach  dem 
Erkenntniss  des  Handelsministers  zur  Aufrecbthaltung  der  Ordnung 
und  Sicherheit  de*  Verkehres  dringend  nothwendig  sind. 

C.  Betriebsrechnungen,  Vertbeilung  gemeinsamer  Einnahmen 
und  Ausgaben,  Vereinigung  des  Betriebes  mit  dem  anderer 

Bahnen. 

Die  Staatsverwaltung  wird  für  jede  der  beiden  Unternehmungen  eine 
gesonderte  Betriebsrechnung  führen,  und  zwar  auch  in  dem  Falle,  als 
der  Betrieb  derselben  mit  dem  anderer  vom  Staate  verwalteter  Bahn- 
unternehmungen vereinigt  werden  sollte,  wozu  die  Staatsverwaltung 
jederzeit  berechtigt  sein  wird. 

In  allen  Fällen  sollen  für  die  Vertheilung  der  gemeinsamen 
Einnahmen  und  Ausgaben  nachstehende  Bestimmungen  zur  Anwendung 
kommen : 

a)  Transporteinnahmen,  welche  aus  Verkehren  entstehen,  die  sich 
nicht  bloss  über  eine  der  in  Rede  stehenden  Eisenbahnen  bewegen, 
sind  inclusive  der  Manipulationsgebühr,  nach  Abzug  der  Refactien, 
Bonifikationen  und  Rückvergütungen  aller  Art  zwischen  den  im 
einzelnen  Falle  am  Transport  betheiligten  Unternehmungen  nach 
Massgabe  der  dem  Transportgegenstande  und  den  durchlaufenen 
Wegen  entsprechenden,  jeweilig  giltigen  normalen  Tarife  zu 
vertheilen. 

b)  Die  in  den  gemeinsamen  Stationen  entstehenden  Stationseinnahmen, 
wie  Lagerzinse,  Waaggelder,  Recepisse-,  Auf-  und  Ablegegebühren, 
Mieth-  und  Pacht  zinse,  Gebühren  für  Eintrittskarten  und 
telegraphische  Depeschen  u.  dgl.  sind  auf  die  daselbst  zusammen- 
treffenden Eisenbahnen  im  Verhältnis  der  Anzahl  der  von  und 
nach  beiden  Richtungen  ein-  und  auslaufenden  Wagenachsen  zu 
vertheilen. 

c)  Von  den  Kosten  der  allgemeinen  Verwaltung  (Capitel  III  des 
allgemeinen  Contirungsscbemas)  sind  die  die  k.  k.  priv.  Dux- 
Bodenbacher  Eisenbahn,  respective  die  k.  k.  priv.  Prag-Duzer 
Eisenbahn  betreffenden  Feuerassecuranzprämien,  Generalver- 
sammlungsauslagen, Couponeinlösungsspesen  und  ähnliche  lediglich 
aus  der  Eigenschaft  einer  öffentlichen  Gesellschaft  entspringenden 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Dux-Bodenbaoher  Eisenbahn. 


8(39 


Auslagen  derselben  direct  zuzurechnen;  die  gleichartigen,  der 
gemeinsamen  Verwaltung  erwachsenden  Auslagen,  für  andere  von 
ihr  verwaltete  Unternehmungen  werden  denselben  ebenfalls  direct 
zugerechnet. 

Alle  übrigen  Kosten  der  allgemeinen  Verwaltung  werden  zuerst 
auf  sämmtliche  Eisenbahnen  einerseits  und  auf  die  einzelnen 
Nebengeschäfte  (insbesondere  das  Kohlengeschäft  bei  Strimitz), 
anderseits  im  Verhältniss  der  erzielten  Bruttoeinnahmen  vertheilt. 

Von  dem  sonach  auf  die  Eisenbahnen  entfallenden  Antheile  wird 
der  k.  k.  priv.  Dux  -  Bodenbacher  Eisenbahn,  respective  der 
k.  k.  Prag-Duxer  Eisenbahn  die  nach  dem  Bahnlängenverhältnisse 
resultirende  Quote  zugeschieden. 

Das  letztere  gilt  auch  von  den  ganzen  Kosten  der  Central- 
leitungen  für  Bahn  aufsieht  und  Bahnerhaltung,  Verkehrs-  und 
commerciellen  DieDst,  sowie  für  Zugförderun gs-  und  Werkstätten- 
dienst. (Cap.  IV,  XI  und  XIV  des  allgemeinen  Contirungsschems.) 

Die  hienach  auf  die  k.  k.  priv.  Dux- Bodenbacher  Eisenbahn, 
respective  die  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn  entfallenden 
allgemeinen  Verwaltungs-  und  Centralleitungskosten  dürfen  jedoch 
in  keinem  Falle  höher  sein,  als  sie  sich  im  Durchschnitte  der 
der  Betriebsübernahme  durch  den  Staat  vorausgegangenen  letzten 
drei  Betriebsjahre  bei  der  bezüglichen  Bahn  ergeben  haben. 
d\  Wenn  der  Wirkungskreis  einzelner  Organe  des  localen  Ueber- 
wachungs-  oder  des  executiven  Dienstes,  wie  der  Bahninspectoren, 
Verkehrs-  oder  Zugförderungscliefs,  Streckeningenieure,  Heizhaus- 
leiter, Bahnaufseber  u.  dgl.  auf  Strecken  mehrerer  der  gemein- 
samen Verwaltung  unterstehenden  Eisenbahuen  ausgedehnt  wird, 
so  ist  jeder  derselben  die  dem  Längenverhältnisse  der  bezüglichen 
Strecken  entsprechende  Quote  der  betreffenden  Personal-  und 
Bureaukosten  anzulasten. 

e)  Es  soll  der  gemeinsamen  Verwaltung  freistehen,  die  für  den 
Betrieb  erforderlichen  Verbraucbsmaterialien  aus  einem  gemeinsamen 
Vorrathe  gegen  Zurechnung  der  bezüglichen  durchschnittlichen 
Anschaffungspreise  sammt  dem  aus  den  effectiven  Selbstkosten 
sieb   ergebenden  Regiezuscblage  beizustellen. 

f)  Der  Fahr-  und  Zugförderungsdienst  (Capitel  XIII  und  XV  des 
allgemeinen  Conti rungsschemas)  wird  im  Allgemeinen  localisirt 
besorgt  werden. 

Sollte  sich  die  Cnmulirung  einzelner,  diese  Dienstzweige 
betreffender  Geschäfte  als  nützlich  erweisen,  so  sollen  die 
bezüglichen  Kosten  dem  Genüsse  der  Leistung  entsprechend 
vertheilt  werden. 

g)  Das  der  k.  k.  priv  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn,  respective  der 
k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn  gehörige  rollende  Materiale 
wird  ausschliesslich  zu  Lasten  derselben  erhalten,  umgestaltet 
und  erneuert  werden. 
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Beim  Uebergange  der  Locomotiven  und  Wagen  auf  andere  der 
gemeinsamen  Verwaltung  unterstehende  Bahnen  und  umgekehrt 
ist  daher  die  gegenseitige  Vergütung  wie  zwischen  fremden 
Bahnen  abzurechnen  und  zu  leisten. 
//)  Die  Kosten  für  die  Erhaltung  und  den  Stationsdienst  in  den  der 
gemeinsamen  Benützung  gewidmeten  Stationen  sind  zwischen  den 
dort  zusammentreffenden  Bahnen  in  dem  oben  sub  lit.  6  be- 
zeichneten Verhältniss  zu  theilen. 

D.  Mittheilung  der  Betriebsrechnungen  und  Flüssigmachung 

der  Betriebsüberschtisse. 

Der  Staat  wird  die  Betriebsrechnungen  alljährlich  unmittelbar 
nach  deren  Fertigstellung,  und  zwar  spätestens  bis  zum  30.  April 
des  auf  das  betreffende  Betriebsjabr  folgenden  Jahres,  dem  bezüg- 
lichen VerwaltuDgsrathe  mittheilen  und  den  hieraus  resultirenden, 
eventuell  den  garantirten  Betriebsüberschuss  in  der  Weise  flüssig 
machen,  dass  dem  Verwaltungsrathe  am  Ende  jedes  Solarquartales 
Abschlagszahlungen  —  bemessen  mit  je  22l/2  Percent  des  Betriebs- 
überschusses  des  Vorjahres  —  zur  Verfügung  gestellt  werden,  während 
der  Rest,  respective  die  eventuelle  Ueberzahlung  14  Tage  nach 
Mittheilung  der  Betriebsrechnung  beiderseits  ohne  Zinsenvergütung 
ausgeglichen  werden  wird. 

E.  Uebernahme  des  Personales;  humanitäre  Fonde. 

Das  im  Dienste  der  beiden  Gesellschaften  stehende  Personal  wird 
mit  dem  Zeitpunkte  der  Betriebstibernahme  durch  den  Staat  ohne 
Aenderung  der  erworbenen  Rechte  und  Pflichten  der  Dienstgewalt  des 
Staates  unterstellt,  welcher  dasselbe  in  erster  Linie  bei  der  Verwaltung 
und  dem  Betriebe  der  gesellschaftlichen  Eisenbahnen  und  Nebengeschäfte, 
eventuell  aber  auch  im  Dienste  der  gemeinsamen  Verwaltungsstelle  des 
Staates  verwenden  wird. 

Die  gemeinschaftlichen  Pensions-  und  Krankenfoude,  sowie 
eventuell  andere  humanitäre  Fonde,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche 
die  Duxer  Braunkohlenwerke  betreffen,  werden  gleichzeitig  dem  Staate 
in  Verwahrung  und  Verwaltung  tibergeben,  welcher  sodann  die  den 
Verwaltungsräthen  bis  dahin  zugestandenen  Rechte  über  diese  Fonde 
ausüben  wird. 

Artikel  II. 

Erneuerungs-   und   Reservefond    der  k.  k.  priv.  Dux-Boden- 

bacher  Eisenbahn. 

Der  bei  der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn  bestehende 
Erueuerungsfond  wird  vom  Jahre  1884  an  in  jedem  Betriebsjabre 
mindestens  mit  einer  fünf  (5)  Percent  der  eigenen  Transporteinnahmen 
betragenden  Summe  dotirt  werden. 
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Diese  Dotation  ist  direct  in  der  Betriebsrechnnng  des  bezüglichen 
Jahre?,  und  zwar  auf  Capitel  VIII,  Artikel  2,  3  und  5,  daun  auf 
die  Artikel  1  bis  5  des  Capitels  XVI  entsprechend  vertheilt,  zu 
verrechnen. 

Dem  Erneuerungsfonde  haben  Überdies  zuzufliessen : 

a)  der  Werth  jener  altbraucbbaren  oder  unbrauchbaren  Materialien, 
welche  bei  den  zu  Lasten  des  Fundes  bewirkten  Erneuerungen 
gewonnen  worden  6ind; 

b)  die  Nutzungen  des  Fondes  (Capitalszinsen  und  Coursgewinn). 

Dafür  hat  der  Erneuerungsfond  zu  leisten : 

a)  bei  dem  Oberbau  den  Ersatz  (Materialkosten)  des  Eisen-  und 
Holzmateiiale?,  einschliesslich  jenes  für  Weichen,  Drehscheiben 
und  Schiebebühnen; 

b)  bei  den  Fahrbetriebsmitteln  den  Ersatz  vollständig  unbrauchbar 
gewordener  Fahrbetriebsmittel,  dann  den  Ersatz  (Materialkosten) 
für  auszuwechselnde  Räder,  Achsen  und  Dampfcylinder. 

Sollte  der  Erneuerungsfond  in  einem  oder  dem  anderen  Jahre 
zur  vollständigen  Bestreitung  der  obigen  Leistungen  nicht  hinreichen, 
so  ßind  die  durch  den  Fond  nicht  gedeckten  Kostenquoten  direct  zu 
Lasten  des  Betriebes  zu  verrechnen. 

Das  letztere  gilt  unter  allen  Umständen  hinsichtlich  der  Auslagen 
für  die  Erhaltung  und  Erneuerung  der  oben  nicht  angeführten 
Gegenstände. 

Der  bei  der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn  bestehende 
Reservefond  wird  von  nun  an  alljährlich  mit  mindestens  zehn  (10)  Procent 
jenes  Erträgnisses  des  eigenen  Unternehmens  dotirt  werden,  welches 
nach  Bestreitung  aller  Betriebs-  uud  Erhaltungsauslagen,  worunter  auch 
die  Dotation  des  Erneuerungsfondes  gehört,  dann  der  Verluste  und 
Abschreibungen,  sowie  der  zur  Zahlung  der  Interessen  und  der 
Tilgungsquote  für  die  ausgegebenen  Prioritätsobligationen  erforderlichen 
Summen  resultirt. 

Nach  vollständiger  Tilgung  der  Prioritäten  gehen  die  Öpercentige 
Verzinsung  und  Amortisation  des  Actiencapitales  der  Dotirung  des  Reserve- 
fondes  voraus. 

Sobald  und  insolange  der  Reservefond  die  Höhe  von  1  Million 
Gulden  erreicht  hat,  hört  die  statutarische  Verpflichtung  zur  weiteren 
Dotirung  desselben  auf. 

Ausserdem  fliessen  dem  Reservefonde  jene  Beträge  zu,  welche 
durch  die  Veräusserung  unbeweglicher  oder  beweglicher  Bestandteile 
des  Gesammtunternehmens  —  insoferne  letztere  nicht  ersetzt  werden 
—  (jedoch  mit  Ausschluss  der  Duzer  Braunkohlen  werke)  eingehen, 
dann  die  Nutzungen  des  Fondes  (Capitalszinsen  und  Coursgewinn), 
sowie  verfallene  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden. 

Der  Reservefond  darf  nur  zur  Bestreitung  der  Kosten  solcher 
Ergänzungs-  und  Erweiterungsbauten,  welche  den  Bahnwerth  erhöhen, 
danu    kleiner  Neubauten    und    zur  Nachschaffung   von  Betriebsmitteln 


Digitized  by  Google  I 


872 


K.  k.  priv.  Dux-Bodenbaoher  Eisenbahn. 


verwendet  werden,  insofern e  diese  Verwendungen  im  einzelnen  Falle 
vom  k.   k.  Handelsministerium  genehmigt  werden. 

Das  Vermögen  der  beiden  Fonde  ist  in  von  der  Staatsverwaltung 
zur  Anlage  geeignet  befundenen  Effecten  anzulegen. 

Die  Feststellung  der  Jahresdotation  beider  Fonde  erfolgt 
jahrlich  über  Vorschlag  des  Vcrwaltungsratbes  durch  das  k.  k.  Handels- 
minibterium. 

Vgl.  §  1  des  Protokollea  vom  25.  Juli  1892  (Doc.  4). 

Artikel  III. 
Einlösungsrecht  des  Staates. 

Dem  Staate  —  wird  unbeschadet  der  ihm  bereits  auf  Grund  der 
Ooncessionsurkunden  vom  9.  Juli  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  137;  vom 
25.  Juni  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  97;  vom  20.  Mai  1871,  R.  G.  Bl. 
Nr.  64;  vom  4.  September  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  142;  vom  30.  Sep- 
tember 1881,  R.  G.  Bl.  115,  und  vom  23.  December  1882,  R.  G.  Bl. 
Nr.  2  vom  Jahre  1883,  zustehenden  Einlösun gerechte  —  das  Recht 
eingeräumt,  vom  1.  Jänner  1892  angefangen  jederzeit  die  beiden 
Gesellschaften  gehörigen  Gesamrotunternehmungen  einschliesslich,  der 
Localbahn  Zlonitz-Hospozin,  aller  Schleppbahnen  und  Nebengeschäfte, 
jedoch  mit  alleinigem  Ausschluss  der  Duxer  Braunkohlenwerke  der 
k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahngesellschaft  einzulösen. 

Dieses  Recht  kann  beiden  Unternehmungen  gegenüber  nur 
gleichzeitig  ausgeübt  werden. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  von  beiden 
Gesellschaften  in  den  der  Einlösung  unmittelbar  vorausgegangenen  drei 
Jahren  unter  Ausscheidung  des  Betriebsertrages  der  Duxer  Braunkohlen- 
werke der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn  wirklich  erzielten 
Betriebstiberschüsse  ermittelt  und  jahrweise  zusammengerechnet, 
wobei  die  in  diesen  Jahren  gezahlten  und  in  die  Betriebsrechnung  als 
Ausgaben  eingestellten  Einkommensteuerbeträge  ausser  Ansatz  zu 
bringen  sind. 

Unter  Ausschluss  der  kleinsten  dieser  drei  Jahressummen  wird 
aus  den  beiden  anderen  der  einjährige  Durchschnittsbetrag  ermittelt. 

Dieser  Durchschnittsbetrag,  mindestens  aber  die  Summe  von  drei 
Millionen  einhundert  Tausend  (3,100.000)  Gulden,  bildet  die  Jahres- 
rente, welche  der  Staat  in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  31.  December 
jedes  Jahres  fälligen  Decursivraten  bis  zum  30.  Juni  1962  als 
Einlösungspreis  für  beide  Unternehmungen  zusammen  zu  bezahlen  hat 

Von  dieser  Jahresrente  entfallen  jährlich: 

a)  auf  die  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn  vorerst  die  fixe 
Quote  von  einer  Million  sechshundert  neunzig  Tausend 
(1,690.000)  Gulden; 

b)  auf  die  k.  k.  priv.  Prag  Duxer  Eisenbahn  vorerst  die  fixe  Quote 
von  einer  Million  vierhundert  zehn  Tausend  (1,410.000)  Gulden. 
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Der  dann  noch  eventuell  verbleibende  Rest  fällt,  wenn  er  aus 
dem  Betriebe  nur  einer  der  beiden  Bahnen  stammt,  dieser  vollständig 
zu;  anderenfalls  wird  derselbe  unter  beiden  Bahnen  nach  Massgabe 
seiner  Entstehung  vertheilt. 

Die  auf  jede  einzelne  Gesellschaft  nach  Obigem  entfallende 
Einlösungsrente  wird  auf  den  von  ihr  an  den  Staat  abgetretenen 
Eisenbahnen  bücherlich  kostenfrei  sichergestellt,  und  zwar  unmittelbar 
hinter  dem  auf  denselben  zur  Zeit  der  Einlösung  haftenden  Lastenstande. 

Es  wird  ausdrücklich  anerkannt,  dass  die  hier  bezeichneten 
Einlösungsrenten  der  gesetzlichen  Steuerpflicht  Unterliegen. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Auszahlung 
des  Einlösungspreises  in  das  lastenfreie  Eigenthum  aller  zu  beiden 
Unternehmungen  nebst  Nebengeschäften  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der  Material- 
vorräthe  und  des  Erneuerungsfondes,  jedoch  mit  alleinigem  Ausschlüsse 
der  Reservefonde  beider  Bahnen,  sowie  der  Braunkohlenwerke  bei  Duz 
und  der  zu  den  letzteren  gehörenden  Aufbereitungsanlagen,  Inventar- 
gegenstände und  Materialvorräthe. 

Sollte  die  Art  der  Eintragung  der  auf  den  beiden  Eisenbahnen 
bücherlich  eingetragenen  Prioritätsanlehen  die  Uebernahme  der  im  Zeit- 
punkte der  Einlösung  noch  aushaftenden  Quoten  derselben  durch  den 
Staat  als  Selbstschuldner  unbedingt  erforderlich  machen,  so  wird  der 
Staat  berechtigt  sein,  die  halbjährig  zur  Verzinsung  und  Tilgung 
derselben  erforderlichen  Beträge  von  der  auf  jede  Gesellschaft 
entfallenden  Quote  der  Einlösungsrente  an  jedem  Fälligkeitstermine 
der  letzteren  in  Abzug  zu  bringen. 

Vgl.  §§  3  und  6  des  Protokolls  vom  2ö.  Juli  1892  (Doc.  4). 

Artikel  IV. 

Vereinigung  der  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  mit  der  k.  k.  priv. 

Dux-Bodenbacher  Eisenbahn. 

Vorstehende  Bestimmungen  sollen  die  Führung  des  Betriebes  der 
k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn  durch  die  k.  k.  priv.  Dux-Boden- 
bacher Eisenbahngesellschaft  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  die  Staats- 
verwaltung von  dem  ihr  nach  dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  zu- 
stehenden Betriebs-  oder  Einlösuugsrechte  Gebrauch  macht,  nicht  behindern. 

Für  den  zu  jenem  Behufe  zwischen  beiden  Gesellschaften  abzu- 
schliessenden  Vertrag  bleibt  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
vorbehalten. 

Demgemäss  treten  die  am  21.  September  und  am  30.  Sep- 
tember 1882  im  k.  k.  Handelsministerium  zwischen  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung und  der  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn  vereinbarten 
Protokollar-Uebereinkommerj,  mit  Ausschluss  der  Punkte  1  und  2  des 
erstangeführten  Protokolles,  mit  dem  Tage  der  Perfection  des  gegen- 
wärtigen Uebereinkommens  ausser  Kraft. 
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Das  letztere  soll  ferner  die  Erwerbung  des  Gesammtunternehmens 
der  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn  durch  die  k.  k.  priv.  Dux- 
Bodenbacher  Eisenbahngesellschafc  insolange  nicht  hindern,  als  der 
Staat  nicht  von  dem  ihm  laut  vorstehendem  Art.  III  zustehenden 
Einlösungsrechte  Gebrauch  gemacht  haben  wird. 

Im  Falle  jener  Erwerbung  der  Prag-Duxer  Eisenbahn  durch  die 
Duz-Bodenbacher  Eisenbahn  treten  vom  Zeitpunkte  der  Perfection 
derselben  an  die  Stelle  der  Art.  I  bis  einschliesslich  Art.  III 
des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  die  nachfolgenden  Bestimmungen 
(Art.  V  bis  XV). 

Der  Fall  der  Erwerbung  der  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn  durch 
die  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbaoher  Eisenbahn  ist  thataächlich  nicht  eingetreten 
und  entfällt  somit  auch  der  Abdruck  der  nur  für  diesen  Fall  geltenden 
Bestimmungen  der  Art.  V  bis  XV  des  gegenwärtigen  UebereinkommeDS. 

Artikel  XVI. 

Eintritt  der  Wirksamkeit  des  Uebereinkommens. 

Das  voranstehende  Uebereinkommen  erhält  für  die  k.  k.  priv.  Dux- 
Bodenbacher  Eisenbahn  und  für  die  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn 
von  dem  Zeitpunkte  an  verbindende  Kraft,  in  welchem  die  Annahme 
desselben  seitens  der  zu  diesem  Zwecke  einzuberufenden  bezüglichen 
Generalversammlungen  der  Actionäre  in  Statuten  massig  giltiger  Weise 
erfolgt,  und  die  eventuell  erforderliche  Genehmigung  des  Ueberein- 
kommens seitens  der  Curatelsbehörde  ertheilt  worden  seiu  wird. 


3.  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  25.  De- 
cember  1891,  Z.  59674  (ü.  31.  V.  Bi.  Nr.  152), 

betreffend  die  Einlösung  der  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  und  der  k.  k.  priv.  Dux- 

Bodenbacher  Eisenbahn. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  11.  April  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  66, 
und  gemäss  dem  mit  diesem  Gesetze  genehmigten  Protokollar- Ueberein- 
kommen vom  26.  April  1884,  werden  die  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  und 
die  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn  mit  dem  1.  Jänner  1892 
vom  Staate  eingelöst  und  wird  der  Betrieb  der  beiden  genannten 
Bahnen  von  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen fortan  für  eigene  Rechnung  des  Staates  geführt,  wogegen  den 
beiden  Gesellschaften  vom  gedachten  Zeitpunkte  ab  die  in  Gemässheit  des 
obigen   Uebereinkommens  zugesicherte  Eiulösungsrente  ausgezahlt  wird. 

Hievon  sind  die  Verwaltungsräthe  der  beiden  genannten  Bahn- 
gesell Schäften  zufolge  der  einvernehmlich  mit  dem  Herrn  k.  k.  Finanz- 
minister  ergangenen  Erlässe  des  k.  k.  Handelsministers  vom  22.  Sep- 
tember  1891,   Z.   35720,  und  vom  25.  December  1891,  Z.  59674,  in 
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Kenntniss  gesetzt  und  ist  gleichzeitig  die  k.  k.  Generaldirection  der 
österreichischen  Staatsbahnen  angewiesen  worden,  sich  behnfs  der  in 
AusführuDg  des  vorhin  bezogenen  Uebereinkoinmens  noch  erforderlichen 
Massnahmen  mit  den  gesellschaftlichen  Vertretungsorganen  unmittelbar 
zu  verständigen. 

Wien,  am  25.  December  1891. 

4.  Protokoll  vom  25.  Juli  1892, 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium  unter  dem  Vorsitze  Sr.  Excellenz 
des  Herrn  Sectionsckefs  Dr.  Heinrich  Ritter  y.  Wittek  nnd  in  Gegenwart 

der  Gefertigten. 

Gegenstand  der  Verhandlung 

ist  die  Festsetzung  der  näheren  Bestimmungen  für  die  Einlösung  des 
Unternehmens   der   k.    k.    priv.    Dux-ßodenbacher   Eisenbahn  durch 

den  Staat. 

Mit  dem  Erlasse  vom  22.  September  1891,  Z.  35720,  hat  das 
k.  k.  Handelsministerium  den  Verwaltungsrath  der  k.  k.  priv.  Dux- 
Bodenbacher  Eisenbahn  von  dem  Beschlüsse  der  Regierung  in  Kenntniss 
gesetzt,  das  ihr  nach  Art.  III  des  Gesetzes  vom  11.  April  1886, 
R.  G.  Bl.  Nr.  66,  beziehungsweise  nach  Art.  III  des  mit  diesem 
Gesetze  genehmigten  Protokollar- Uebereinkommens  vom  26.  April  1884 
zustehende  Einlösungsrecht  in  Bezug  auf  die  k.  k.  priv.  Dux-Boden- 
bacher  Eisenbahn  mit  dem  1.  Jänner  1892  auszuüben. 

In  Ausführung  dieses  Beschlusses,  sowie  zur  Austragung  der  iu 
dieser  Hinsicht  zwischen  den  Anschauungen  der  Staatsverwaltung  und 
jenen  der  Gesellschaft  entstandenen  Differenzen  werden  über  die 
näheren  Modalitäten,  unter  denen  die  Einlösung  des  Unternehmens  der 
Dnx-Bodenbacher  Eisenbahn  durch  den  Staat  zu  erfolgen  hat,  zwischen 
den  Vertretern  des  k.  k.  Handels-  und  des  k.  k.  Finanzministeriums 
namens  der  Staatsverwaltung  einerseits  und  jenen  des  Verwaltungsrathes 
der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn  andererseits  die  nach- 
stehenden Vereinbarungen  getroffen. 

§  1. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  daes  der  Staat  mit  dem 
1.  Jänner  1892  gegen  Ucbernahme  der  Verpflichtung  zur  Zahlung  der 
im  nachstehenden  §  3  bezeichneten  Einlösungsrente  in  das  Eigenthum 
und  den  Genuss  der  Dux- Bodenbacher  Eisenbahn,  und  zwar  mit  allen 
Rechten  und  Pflichten,  welche  sich  auf  den  Bestand  und  Betrieb  der 
Bahn  nebst  allen  von  der  Staatsveiwaltung  zu  übernehmenden  Neben- 
geschäften beziehen,  in  dem  Umfange  eingetreten  ist,  in  welchem  die 
k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  dieselbe  bis  zu 
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dem  obigen  Zeitpunkte  in  Folge  der  staatlichen  Betriebsführung  inne- 
gehabt bat.  Insbesondere  wird  anerkannt,  dass  mit  dem  bezeichneten 
Zeitpunkte  alle  zum  Bestände  der  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn  gehörigen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen  mit  Einschluss  des  Fahrparkee 
und  der  Mater ialvorräthe,  sowie  des  Materialbeschaffungsfondes  auf  den 
Staat  übergegangen  sind. 

Was  den  gesellschaftlichen  Erneuerungsfond  betrifft,  so  ist  derselbe 
in  der  dem  Stande  dieses  Fondes  mit  31.  December  1891  entsprechen- 
den Höbe,  d.  i.  mit  dem  Betrage  von  605.363  fl.  3  kr.  (sechshundert- 
fiiuftausend  dreihundertsechzigdrei  Gulden  und  drei  Kreuzer),  und 
zwar  in  barem  Gelde  sofort  an  den  Staat  zu  übergeben. 

Der  im  §  1  des  obigen  Uebereinkommens  festgesetzte  Investitions- 
fond im  Betrage  von  3,750.000  fl.,  so  weit  derselbe  bisher  noch  unbe- 
zahlt aushaftet,  ist  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen  in  den  von  letzterer  zu  bezeichnenden  Terminen  und 
Beträgen  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Dagegen  verbleiben  der  Gesellschaft  der  k.  k.  priv.  Dux-Boden- 
bacher Eisenbahn  die  ihr  gehörigen  Kohlen  werke  bei  Dux  nebst  den 
dazu  gehörigen  Aufbereitungsanlagen,  Inventargegenständen  und  Material- 
vorräthen,  ferner  der  für  das  Jahr  1891  nach  der  von  der  k.  k.  General- 
direction der  österreichischen  Staatsbahnen  aufgestellten  Betriebs- 
rechnung sich  ergebende  Betriebsüberschuss,  sowie  die  sonstigen  aus 
der  gesellschaftlichen  Bilanz  für  das  Jahr  1891  etwa  sich  ergebenden 
Activen,  wogegen  die  Gesellschaft  auch  sämmtliche  aus  dieser  Bilanz 
sich  ergebenden  Passiven  zu  übernehmen  hat. 

Hiebei  wird  seitens  der  Gesellschaft  ausdrücklich  anerkannt,  dass 
in  Betreff  des  gesellschaftlichen  Reservefondes  der  Staatsverwaltung 
keinerlei  Zahlungsverpflichtung  obliegt. 

§  2. 

So  weit  die  eingelösten  Bahnlinien  über  zur  Zeit  der  Anlage  der 
Bahn  bereits  verliehene  Grubenfelder  führen,  übernimmt  die  Staats- 
verwaltung die  Befriedigung  der  den  Besitzern  solcher  Grubenfelder 
etwa  aus  dem  Titel  der  Beschränkung  des  Bergbaubetriebes  gerichtlich 
zuerkannten  Entschädigungsansprüche  in  jenen  Fällen,  in  welchen  der 
Eintritt  der  rechtlichen  Voraussetzung  für  die  Geltendmachung  des 
bezüglichen  Entschädigungsanspruches  erst  in  die  Zeit  nach  erfolgter 
Einlösung  der  Bahn  fällt,  und  mit  der  weiteren,  im  Bergbuche  ersichtlich 
zu  machenden  Einschränkung,  dass  der  Gesellschaft  oder  deren  Rechts- 
nachfolgern als  Besitzer  solcher  Grubenfelder  ein  derartiger  Ent- 
schädigungsanspruch gegen  die  Staatsverwaltung  nicht  zusteht. 

§  3. 

Die  von  der  Staatsverwaltung  an  die  k.  k.  priv.  Dux-Boden- 
bacher Eisenbahngesellschaft  zu  bezahlende  Einlösungsrente  wurde 
gemäss  der  Bestimmungen  im  Art.  III  des  Gesetzes  vom  11.  April  1886, 
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R.  G.  BL  Nr.  66,  beziehungsweise  im  Art.  III  des  Uebereinkommens 
vom  26.  April  1884  im  Einvernehmen  mit  der  genannten  Gesellschaft 
mit  1,900.000  fl.  (Einer  Million  neunhunderttausend  Gulden)  ermittelt, 
von  welchem  Betrage  behufs  Erfüllung  der  der  Gesellschaft  nach 
Art.  III  des  vorbezeichneten  Protokollar-Uebereinkommens  obliegenden 
Steuerleistung  ein  fixer  Satz  von  10  Percent,  sohin  ein  Betrag  von 
190.000  fl.  in  Abzug  zu  bringen  ist. 

Die  hienach  verbleibende,  keinem  weiteren  Steuerabzüge  unter- 
liegende Rente  von  1,710.000  fl.  wird  der  Gesellschaft  vom  1.  Jänner  1892 
augefangen  in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  31.  December  jeden 
Jahres  fälligen  Decursivraten  unter  Abzug  des  nach  den  Bestimmungen 
im  folgenden  §  5  von  der  Staatsverwaltung  jeweilig  bestrittenen  Er- 
fordernisses für  den  Prioritätendienst  bis  zum  30.  Juni  1962  gegen 
ordnungsmäßig  gestempelte,  von  der  Gesellschaft,  beziehungsweise 
deren  legitimirten  Vertreter  ausgefertigte  Quittung  bei  der  von  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  zu  bezeichnenden  Staatscassa  in  Wien  aus- 
bezahlt werden. 

§  4. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass  abgesehen  von  den  aus 
dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  entspringenden  gegenseitigen 
Rechten  und  Verbindlichkeiten,  keiner  der  beiden  Vertragstheile  eine 
Forderung,  sei  es  aus  dem  Verhältnisse  der  bisherigen  Betriebsführung 
durch  den  Staat,  sei  es  in  irgend  einer  sonstigen  Beziehung,  an  den 
anderen  Theil  zu  stellen  hat. 

Insbesondere  verzichtet  die  Gesellschaft  auf  die  Bezahlung  des 
nach  Art.  I  des  Protokollar-Uebereinkommens  vom  26.  April  1884  für 
das  Jahr  1891  sich  ergebenden  Garantievorschusses. 

§  6. 

So  lange  die  Uebernahme  der  gesellschaftlichen  Prioritätsobliga- 
tionen  durch  den  Staat  als  Selbstschuldner  nicht  stattfindet,  ist  die 
Regierung  bereit,  die  Auszahlung  der  Zinsen  und  planmässigen  Tilgungs- 
raten dieser  Anlehen  für  Rechnung  der  Gesellschaft  und  gegen  ent- 
sprechende Kürzung  der  Einlösungsrente,  mithin  ohne  Haftung  für  ein 
die  letztere  etwa  überschreitendes  Erfordernis*,  selbst  zu  übernehmen. 

Die  Staatsverwaltung  wird  berechtigt  sein,  in  diesem  Falle  die 
gesammten  durch  die  gedachte  Besorgung  des  Prioritätendienstes  er 
wachsenden  Kosten,  im  Falle  der  Uebernahme  der  Prioritätsanlehen 
als  Selbstschnldner  aber  die  zur  Verzinsung  und  Rückzahlung  dieser 
Anlehen  erforderlichen  Beträge  von  der  Einlösungsrente  ohne  Zinsen- 
berechnung in  Abzug  zu  bringen.  Hiebei  wird  bezüglich  der  in  Gold 
verzinslichen  Anlehen  jener  Geldcours  in  Anrechnung  zu  bringen  sein, 
zu  welchem  die  Staatsverwaltung  die  erforderliche  Valuta  sich  beschafft 
hat,  ohne  dass  der  Gesellschaft  eine  Einwendung  gegen  die  Höhe  des 
Geldcourses  zusteht. 
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Bei  Bestimmung  der  ausländischen  Zahlstellen  wird  auf  die  dermal 
bestehende  Einrichtung  und  die  bezüglichen  Wünsche  der  Gesellschaft, 
namentlich  so  weit  diesfalls  vertragsmäßige  Verpflichtungen  derselben 
bestehen,  Rücksicht  genommen  werden,  so  lange  der  Staat  nicht  die 
betreffenden  Zahlungen  als  Selbstschuldner  zu  leisten  hat. 

Im  Uebrigen  haben  hinsichtlich  der  Zahlung  und  Aufrechnung  der 
für  den  Prioritätendienst  erforderlichen  Beträge  noch  nachstehende 
Bestimmungen  zu  gelten: 

Die  Gesellschaft  wird  bis  Ende  December  1892  die  Einlösung 
der  Zinsencoupons  und  verlosten  Prioritätsobligationen  einschliesslich 
der  Zahlungen  für  Coupons-  und  Tilgungsrückstände  selbst  besorgen. 

Vom  1.  Jänner  1893  angefangen  übernimmt  die  Staatsverwaltung 
die  beztiglichen  Zahlungen  gegen  jeweilige  Anrechnung  auf  die  nächst 
fällige  Einlösungsrate,  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  bei  Auszahlung 
der  Halbjahrsraten  am  30.  Juni  und  31.  December  jedes  Jahres  auch 
Bchon  das  am  2.  Juli  desselben,  beziehungsweise  am  2.  Januar  des 
folgenden  Jahres  fällige  Prioritätenerfordernis3  in  Abzug  zu  bringen  ist. 

Die  von  der  Staatsverwaltung  für  den  Prioritäten  dienst  halbjährig 
zu  leistenden  Zahlungen  werden  in  keinem  Falle  auf  mehr  als  den 
Betrag  der  zur  Bedeckung  dieser  Auslagen  bestimmten  Halbjahres- 
raten der  Einlösungsrente  sich  belaufen. 

§  6- 

Das  Dienstpersonal  der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn 
wird  von  der  Staatsverwaltung  mit  seinen  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Einlösung  der  Bahn  erworbenen  Rechten  übernommen,  wogegen  der 
Staatsverwaltung  die  Verwahrung  und  Verwaltung  der  bestehenden 
humanitären  Fonde  im  Sinne  der  einschlägigen  Statutenbestimmungen 
auch  fernerhin  verbleibt. 

Insoweit  Personen,  die  auch  nach  der  Einlösung  des  Bahnunter- 
nehmens im  Dienste  der  Gesellschaft,  insbesondere  als  Angestellte  der 
gesellschaftlichen  Braunkohlenwerke  bei  Dux  verbleiben,  dem  an  den 
Staat  übergehenden  Pensionsfonde  als  Mitglieder  angehören,  wird  die 
Staatsverwaltung  gegen  den  Fortbestand  des  bisherigen  Verhältnisses 
dieser  Bediensteten  zum  Pensionsfonde  unter  der  Bedingung  keine  Ein- 
wendung erheben,  dass  dienstliche  Veränderungen  mit  diesem  Personal, 
welche  auf  dessen  Ansprüche  an  <ten  gedachten  Fond  von  Einfluss 
>ind,  nur  nach  vorhergegangener  Zustimmung  der  Staatsverwaltung 
erfolgen  dürfen. 

Es  soll  jedoch  die  Regelung  dieser  Angelegenheit  eventuell  auch 
iu  dem  Sinne  erfolgen  können,  dass  auf  Grund  einer  zwischen  der 
k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  und  der 
Gesellschaft  zu  treffenden  Vereinbarung  das  für  die  bereits  erworbenen 
l'ensionsansprüche  dieses  Personales  versicherungstechnisch  zu  er- 
mittelnde   Bedeckungscapital,    beziehungsweise    der  Betrag   der  Ein- 
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Zahlungen  der  noch  nicht  pensionsberechtigten  Mitglieder  an  die  Gesell- 
achaft  ausgefolgt  wird,  welch  letztere  sodann  ihrerseits  für  die  den 
gedachten  Bediensteten  zukommenden  Pensionsansprüche  aufzukommen 
haben  wird. 

§  7- 

In  Folge  der  Einlösung  sind  die  sämmtlichen  auf  die  eingelösten 
Vermögensobjecte  bezüglichen  und  etwa  noch  im  Besitze  der  Gesell- 
schaft  befindlichen  Urkunden  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  das 
künftige  Rechtsverhältniss  der  Gesellschaft  zum  Staate  betreffen,  ferner 
Pläne,  Bücher,  Rechnungen  und  das  gesammte  gesellschaftliche  Archiv 
Her  Staatsverwaltung  zu  tibergeben,  welche  diese  Urkunden  und  Behelfe 
während  der  nach  den  einschlägigen  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buches vorgeschriebenen  Zeit  derart  aufbewahren  wird,  dass  deren 
Benützung  dem  Verwaltungsrathe,  eventuell  den  Liquidatoren  der 
Gesellschaft  anstandslos  ermöglicht  ist. 

§  8. 

Die  Gesellschaft  wird  die  zur  bücherlichen  £igenthumstibertragung 
an  den  Staat  etwa  ihrerseits  erforderlichen  Rechtsurkunden  über  Ver- 
langen der  Staatsverwaltung  rechtzeitig  ausfertigen  und  der  letzteren 
zur  Verfugung  stellen  und  die  erhobenen  Recurse  gegen  die  von  der 
k.  k.  Finanzprocuratur  in  Prag  bei  den  competenten  Gerichten  über- 
reichten Eingaben  wegen  cisenbahn-  und  grundbücherlicher  Eintragung, 
beziehungsweise  Vormerkung  des  Eigenthumsrechtes  des  Staates  auf 
die  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn  zurückziehen. 

■ 

Die  Gesellschaft  erklärt  sich  ferner  bereit,  über  etwaiges  Verlangen 
der  Staatsverwaltung  und  nach  den  von  der  letzteren  zu  ertheilenden 
Weisungen  die  erforderlichen  gerichtlichen  Schritte  behufs  Löschung 
des  Pfandrechtes  für  die  Besitzer  der  ob  ihren  Linien  eisenbahn- 
bücherlich  eingetragenen  Prioritätsobligationen  zu  dem  Zwecke  einzu- 
leiten, damit  die  in  dem  Uebereinkommen  vom  26.  April  1884  vor- 
gesehene lastenfreie  Uebergabe  der  Bahn  stattfinden  könne. 

Im  Falle  der  Durchführbarkeit  einer  solchen  Löschung  des 
Pfandrechtes  der  Prioritätenbesitzer  wird  den  letzteren  eventuell  ein 
neues  Pfandrecht  auf  die  sodann  ob  den  eingelösten  Linien  in  erster 
bücherlicher  Rangordnung  haftende  Einlösungsrente  einzuräumen  und 
zur  bücherlichen  Eintragung  zu  bringen  sein. 

§  9- 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  die  in  Folge  der  Einlösung  ihrer 
Linien  durch  den  Staat,  beziehungsweise  in  Durchführung  dieses  Ueber- 
einkommens  erforderlichen  Aenderungen  der  Gesellschaftsstatuten  ehestens 
vorzunehmen  und  hiezu  die  Genehmigung  des  k.  k.  Ministeriums  des 
Innern  einzuholen. 
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§  10. 

Seitens  der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eiseubahn  wird  die 
Giftigkeit  der  durch  dieses  Protokoll  getroffenen  Abmachungen  von  der 
Bedingung  abhängig  gemacht,  dass  der  Gesellschaft  längstens  bis  Ende 
November  1892  die  Bewilligung  ertheilt  wird,  eine  Aenderung  des 
statutenmässig  festgesetzten  Actien-  und  Prioritätencapitales  in  der 
Weise  vorzunehmen,  dass  das  gegenwärtig  auf  8,211.800  fl.  sich  be- 
laufende (Prioritftts-  und  Stamm  )  Actiencapital  auf  den  vierten  Theil 
d.  i.  auf  2,052.950  fl.  reducirt,  und  dass  hingegen  ein  Betrag  von 
25,600.000  fl.  in  neu  zu  emittirenden  3percentigen?  innerhalb  der 
Concessionsdauer  zum  vollen  Nennwerthe  zu  amortisirenden  Prioritäts- 
obligationen ausgegeben  wird,  welche  zur  Bedeckung  des  eventuell 
noch  bestehenden  Gelderfordernisses  der  Gesellschaft  und  bezüglich  des 
Restbetrages  zur  Verfügung  der  Actionäre  bestimmt  sind  und  auf  der 
staatlichen  Einlösungsrente  derart  sichergestellt  werden  sollen,  dass  für 
den  Fall  der  Durchführung  der  im  vorausgegangenen  §  9  vorgesehenen 
pfandrechtlichen  Sicherstellung  der  bereits  bestehenden  gesellschaftlichen 
Prioritätsanlehen  auf  der  staatlichen  Einlösungsrente  diesen  letzteren 
Anlehen  die  bücherliche  Rangordnung  vor  dem  neu  auszugebenden 
Anlehen  gewahrt  bleibt. 

§  IL 

Beide  vertragschlieasenden  Theile  verzichten  darauf,  dieses  lieber- 
einkommen  wegen  Verletzung  über  die  Hälfte  des  Werthes  anzufechten. 


Hiemit  wurde  das  gegenwärtige,  Stempel-  und  gebührenfrei  aus- 
gefertigte Protokoll,  für  welches  seitens  der  Regierungsvertreter  die 
hohe  Genehmigung  Ihrer  Excellenzen  des  Herrn  k.  k.  Handelsministers 
und  des  Herrn  k.  k.  Finanzministers  ausdrücklich  vorbehalten,  und 
von  welchem  der  Gesellschaft  eine  beglaubigte  Abschrift  auegefolgt 
werden  wird,  geschlossen,  verlesen  und  gefertigt. 


Für  die  k.  k.  Staatsverwaltung: 
Wittek  m.  p. 

Kapf  m.  p. 
L.  Wrba  m.  p. 
H.  B.  Buschmann  m.  p. 


Für  die  k.  k.  priv.  Dax-Bodenbacher 
Eisenbahn  : 
M.  Bauer  m.  p. 

Dr.  Ludwig  Lichten stera  m.  p. 


Dr.  Eugen  Lippich  m.  p. 

k.  k.  Sectionsrath,  zugleich  als  Protokollführer. 
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5.  Statuten 

der  k.  k.  prir.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn. 

I.  Abschnitt« 
Name,  Sitz3  Zweck  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

§  1. 

Die  Gesellschaft  wurde  auf  Grund  der  Bestimmungen  der 
Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  9.  Juli  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  137, 
gebildet  und  führt  den  Namen: 

K.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn, 
sie  hat  ihren  Sita  in  Teplitz  und  wird  diese  Firma  beim  k.  k.  Handels- 
gerichte  zu   Leitmeritz  protokollirt.   Die  Kundmachungen  der  Gesell- 
schaft erfolgen  durch  die  amtliche  Wiener  Zeitung. 

§  2- 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

«)  der  Bau  und  Betrieh  einer  Locomotiveisenbahn  von  Dux  nach 
Bodenbach  sammt  einer  Schleppbahn  zur  Elbe,  sowie  einer  von 
der  Hauptbahn  bei  Ossegg  ausgehenden,  über  Oberleitensdorf  und 
Ober- Georgenthal   nach  Komotau  führenden  Locomoti vbahn ; 

b)  die  Erwerbung,  sowie  der  Bau  und  Betrieb  anderer  Eisenbahnen, 
welche  zur  Vervollständigung  des  Bahnnetzes  dienen,  oder 
bestimmt  sind,  die  Hauptbahn  mit  in  ihrem  Bereiche  liegenden 
Kohlenwerken,  industriellen  Etablissements  oder  anderen  Eisen- 
bahnen zu  verbinden  ; 

c)  der  Betrieb  von  Transportanstalten  zu  Wasser  und  zu  Lande, 
welche  in  Verbindung  mit  den  der  Gesellschaft  gehörigen  oder 
durch  sie  gepachteten  Eisenbahnen  mit  Genehmigung  der  Regierung 
errichtet  werden,  unbeschadet  früher  ertheilter  Privilegien; 

d)  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  von  im  Bereiche  der  Bahn 
liegenden  Kohlenwerken. 

§3. 

Die  Constituirung  der  Gesellschaft  erfolgte  auf  Grund  der  unterm 
8.  September  1869,  Z.  12682,  genehmigten  Statuten. 

Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  auf  90  Jahre,  d.  i.  bis  zu  dem 
durch  die  Coneession  bestimmten  Termine  festgesetzt.  Sie  löst  sich 
jedoch  schon  früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen  Bahnen  vom  Staate 
eingelöst  oder  von  der  Gesellschaft  veräussert  werden. 

Di.  &««btat>rk»ad«ii  d«r  OtUrr.  Et..nb*hn.r,.  U.  56 
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II.  Abschnitt. 
Gesellschaftsfond,  Actien,  Einzahlungen. 

§  4. 

Der  gesellschaftliche  Unternehmungsfond  (das  Anlagecapital) 
besteht: 

a)  ans  dem  Stammactien-  und  Prioritätsactien-Capitale, 
6)  ans    den    durch  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  beschafften 
Mitteln. 

§  5. 

Das  Stammactieneapital  besteht  aus  17.000  Stück  Stammactien 
lit.  A  =  3,400.000  fl.  österr.  Währ.  Silber  und  aus  16.000  Stück  Stamm- 
actien lit.  B  =  3,200.000  fl.  österr.  Währ.  Silber.  Das  Prioritäts- 
actiencapital  besteht  aus  4048  Stück  Prioritätsactien  lit.  A  =  404.800  fl. 
österr.  Währ.  Silber  und  aus  12.071  Stück  Prioritätsactien  lit  B  = 
1,207.100  fl.  österr.  Währ.  Silber. 

In  Prioritätsobligationen  erster  Emission  ist  der  Capitalsbetrag 
von  3,000.000  fl.  österr.  Währ.  Silber,  in  Prioritätsobligationen  zweiter 
Emission  der  Capitalsbetrag  von  6,900.000  fl.  Österr.  Währ.  Silber  und 
in  Prioritätsobligationen  dritter  Emission  der  Capitalsbetrag  von  3,999.900 
deutscher  Reichsmark  =  1,999.950  fl.  österr.  Währ,  in  Gold  ausgegeben. 

Zum  Zwecke  der  Convertirung  der  öpercentigen  Prioritatsobligationen  I. 
nnd  II.  Emission,  sowie  zur  Deckung  des  Investitionsbedarf  es  der  Gesellschaft 
wurde  die  4procentige  Prioritätsanleihe  de  dato  2.  Jali  1891  im  Nominalbetrage 
von  15,000.000  fl.  österr.  Währ.  Silber  aufgenommen.  Ebenso  wurde  behufs 
Convertirung  der  öpercentigen  Prioritltsobligationen  Hl.  Emission  die  4per- 
centige  Prioritfitsanleihe  de  dato  2.  Jali  1891  im  Nominalbetrage  von  8,999.900 
Mark  d.  R.  W.  emittirt 

§  6- 

Für  den  Fall  der  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unter- 
nehmungen im  Sinne  des  §  2  b,  c,  wird  die  Erhöbung  des  Unter- 
nebmungsfondes  durch  Ausgabe  neuer  Actien  oder  durch  Aufnahme 
von  Anlehen  über  Beschluss  der  Generalversammlung  und  mit 
staatlicher  Genehmigung  vorbehalten,  wobei  jedoch  der  Gesammtbetrag 
aller  Prioritäten  nie  mehr  als  drei  Fünftel  des  Anlagecapitales 
betragen  darf. 

§  7. 

Die  Stammactien  lauten  auf  den  Betrag  von  200  fl.  österr.  Währ, 
in  Silber  und  auf  die  Inhaber;  sie  sind  mit  Dividendencoupons  versehen 
und  nach  dem  beiliegenden  Formulare  ausgefertigt.  Die  beid  n 
Emissioaen  derselben  sind  vollkommen  gleichgestellt. 
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Die  Stammactien  werden  im  Wege  der  Verlosung,  innerhalb  der 
Concessionsdauer,  jedoch  erst  nach  Tilgung  der  Prioritätsobligationen 
und  Prioritätsactien,  und  »war  in  Silber  amortisirt. 

Die  Prioritätsactien  lit.  A  und  lit.  B  lauten  auf  den  Betrag  von 
100  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  und  auf  den  Inhaber;  sie  sind  mit 
Dividendencoupons  versehen,  werden  nach  dem  beiliegenden  Formulare 
ausgefertigt  und  bis  spätestens  1.  Deeember  1879  emittirt. 

Die  Prioritätsactien  lit.  A  werden  den  Besitzern  der  am  1.  Juli 
1877,  2.  Jänner  und  1.  Juli  1878,  2.  Jänner  und  1.  Juli  1879 
fälligen  Zinsencoupons  im  Gesammtbetrage  von  364.298  fl.  österr. 
W&hr.  Silber  der  Prioritätsanleihe  vom  Jahre  1869  (I.  Emission)  und 
die  Prioritätsactien  lit.  B  werden  den  Besitzern  der  am  1.  April  und 
1.  October  der  Jahre  1877,  1878  und  1879  fälligen  Zinsencoupons  im 
Gesammtbetrage  von  1,030.844  fl.  österr.  Währ.  Silber  der  Prioritäts- 
anleihe vom  Jahre  1871  (II.  Emission)  und  den  Besitzern  der  am 
1.  Juli  1877,  2.  Jänner  und  1.  Juli  1878,  2.  Jänner  und  1.  Juli  1879 
fälligen  Zinsencoupons  im  Gesammtbetrage  von  60.005  fl.  österr.  Währ. 
Gold  oder  56.006  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  von  dem  begebenen  Theil- 
betrage  per  400.050  fl.  österr.  Währ,  der  Prioritätsanleihe  vom  Jabre 
1874  (III.  Emission),  und  zwar  je  eine  Priori täteactie  für  Coupons  im 
Nominalbetrage  von  90  fl.  österr.  Wäbr.  Silber  (I.  und  II.  Emission) 
oder  von  80  fl.  35  kr.  österr.  Wäbr.  Gold  (III.  Emission)  an  Zahlungs- 
statt tibergeben. 

Den  Prioritätsactien  lit.  A  wird  vor  den  Prioritätsactien  lit.  B 
und  beiden  wird  vor  dem  Stammactiencapitale  lit.  A  und  B  im  Gesammt- 
nennwerthe  von  6,600.000  fl.  österr.  Währ.  Silber  der  Vorzug  in 
Rücksiebt  auf  Verzinsung  und  Capital  stilgung  eingeräumt. 

Die  Prioritätsactien  lit.  Ä  und  lit.  B  sind  durch  Auslosung,  welche 
mit  dem  ersten  Jahre  nach  vollständiger  Tilgung  der  Prioritäts- 
obligationen su  beginnen  hat,  nach  dem  beiliegenden  Tilgungsplane  in 
Silber  zu  amortieiren.  Die  bis  zum  1.  November  1882  bezogenen 
Prioritätsactien  partieipiren,  vom  1.  Jänner  1880  an,  an  der  Statuten- 
mässigen  Dividende  und  vom  Tage  des  Bezuges  an  allen  den 
Actionären  nach  den  Gesellachaftästatuten  zustehenden  Rechten.  Die 
bis  sum  1.  November  1882  nicht  bezogenen  Prioritätsactien  verfallen 
su  Gunsten  der  Gesellschaft 

In  allen  nicht  besonders  genannten  Punkten  haben  die  Besitzer 
der  Prioritätsactien  lit.  A  und  B  und  der  Stammactien  lit.  A  und  B 
gleiche  Rechte. 

§  8. 

Jede  Stammactie  und  Prioritätsactie  giebt  das  Recht  auf  den  ver- 
hältniflgmäsBigen  Antbeil  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  und  an  den 
Erträgnissen  der  Unternehmung.  So  lange  die  Gesellschaft  besteht,  ksnn 
der  Actionär  und  Inhaber  von  Prioritätsactien  nur  den  reinen  Gewinn 
ansprechen,  der  nach  den  Statuten  zur  Vertbeiluog  unter  die  Inhaber 
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von  Stammactien  und  die  Inhaber  von  Priori  tätsactien  bestimmt  ist. 
Auch  unterwirft  sich  jeder  Actionär  den  Bestimmungen  dieser  Statuten. 

§  9. 

Die  Prioritätsobligationen  I.  und  II.  Emission  lauten  auf  den 
Inhaber  und  Bind  nach  den  beiliegenden  Formularen  in  Stücken: 

a)  über  fl.  750  österr.  Währ,  in  Silber, 

b)  über  fl.  300  österr.  Währ,  in  Silber, 

c)  über  fl.  150  österr.  Währ,  in  Silber  ausgefertigt. 

Sie  tragen  5  Percent  Zinsen  in  Silber  und  es  werden  die  nach 
dem  1.  November  1879  fällig  werdenden  Zinsencoupons  der  Prioritäts- 
anleihen von  1869  und  1871  nach  dem  Nominalbetrage  in  Gulden 
österreichischer  Währung  Silber  oder  bei  den  Zahlstellen  in  Deutschland 
in  dem  entsprechenden  Aequivalente  der  deutschen  Reichs  Währung, 
ohne  irgend  welchen  Abzug  in  halbjährigen,  bei  den  Obligationen 
erster  Emission  am  2.  Jänner  und  1.  Juli,  bei  den  Obligationen  zweiter 
Emission  aber  am  1.  April  und  am  1.  October  eines  jeden  Jahres 
fälligen  Baten  gegen  die  denselben  beigegebenen  Zinsencoupons  bezahlt. 

Die  Prioritätsobligationen  III.  Emission  lauten  auf  den  Inhaber 
und  sind  nach  den  beiliegenden  Formularen  in  Stücken: 

a)  über  1500  Reichsmark  gleich  750  fl.  österr.  Währ.  Gold, 

b)  über   300  Reichsmark  gleich  150  fl.  österr.  Währ.    Gold  aus- 
gefertigt. 

Sie  tragen  5  Percent  Zinsen  in .  Gold  und  es  werden  die  nach 
dem  1.  November  1879  fällig  werdenden  Zinsen  ohne  irgend  welchen 
Abzug  in  halbjährigen,  am  2.  Jänner  und  1.  Juli  eines  jeden  Jahres 
fälligen  Raten  gegen  die  denselben  beigegebenen  Zinsencoupons  voll 
bezahlt. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  §  5  dieser  Statuten. 

§  10. 

Die  Prioritätsobligationen  werden  im  Wege  der  Verlosung  inner- 
halb 50  Jahren  amortisirt.  Die  erste  Verlosung  hat  am  1.  October  1870 
stattgefunden.  Nachdem  in  den  Jahren  1877,  1878  und  1879  die 
Verlosung  unterblieben  ist,  so  ist  die  Rückzahlung  der  Prioritätsanleihen 
derart  wieder  aufzunehmen,  da9s  im  Jahre  1880  die  nach  den 
Tilgungsplänen  für  das  Jahr  1877  zur  Zurückzahlung  bestimmten 
Beträge  zur  Auslosung  gelangen  und  dass  sohin  an  diese  letztere  die 
folgenden  Auslosungen  in  Gemässheit  der  Tilgungspläne  sich  anzu- 
schliessen  haben. 

§  IL 

Für  den  Fall  einer  Erhöhung  des  Unternehmungafondes  werden 
die  Modalitäten  der  Emission  und  Einzahlung  der  auszugebenden  Actien 
und  der  aufzunehmenden  Anlehen  sammt  Zinsen  in  Gemässheit  der 
§§  6  und  7  der  Statuten  festgesetzt  werden. 
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§  12. 

Die  Stammactien,  Prioritätsactien  und  Prioritätsobligationen  sind  un- 
theilbar.  Die  Gesellschaft  erkennt  sich  gegenüber  für  jede  Stammactie, 
Prioritätsactie  und  jede  Prioritäteobligation  nur  einen  Eigenthümer  an. 

Mehrere  Theilnehmer  einer  Stammactie,  Prioritätsactie  oder  Prio- 
ritäteobligation müssen  daher  ihre  gemeinsamen  Rechte  durch  eine 
Person  wahrnehmen  lassen. 

§13. 

Die  Stammactien,  Prioritätsactien  oder  Prioritätsobligationen  können 
gegen  Entrichtung  der  von  der  Gesellschaft  bestimmten  Gebühren  bei 
der  Gesellschaftshauptcassa  deponirt  und  dafür  auf  den  Namen  des 
Erlegers  lautende  Erlagsscheine  erhoben  werden. 

DL  Abschnitt. 
Verwaltung  der  Gesellschaft. 
§  U. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten: 

a)  durch  die  Generalversammlung  der  Actionäre  (Inhaber  der  Stamm  - 
und  Prioritätsactien), 

b)  durch  den  Verwaltungsrath, 

c)  durch  den  Director, 

d)  durch  den  Revisionsausschuss. 

A.  Generalversammlung  der  Actionäre. 

.  4. 

§  15. 

Die  statutenmässig  gebildete  Generalversammlung  beschliesst  inner- 
Laib der  Grenzen  der  allgemeinen  Gesetze  und  der  Statuten  über  alle 
Gegenstände,  deren  Entscheidung  ihr  ausschliesslich  vorbehalten  ist, 
oder  welche  ihr  durch  den  Verwaltungsrath  vorgelegt  werden. 

Jeder  Actionär  Unterwirft  sich  den  von  der  Generalversammlung 
gefassten  Beschlüssen.  Die  mit  dem  Besitze  der  Prioritätsactien  in 
Rücksicht  auf  Verzinsung  und  Capitalstilgung  verbundenen  Vorzugsrechte 
können  durch  einen  Beschluss  der  Generalversammlung  der  Actionäre 
in  keiner  Weise  abgeändert  werden. 

,  §  16. 

Dem  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände ausschliesslich  vorbehalten: 

a)  die  Ernennung  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes: 

b)  die   Genehmigung  der  Jahresrechnungen  und  der  Gewinnstver- 
theilung  j 

-   c)  die  Beschlussfassung  über  die  Erwerbung  neuer  Eisenbahnlinien, 
TransportsanstaUen  und  Kohlenwerke; 
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(I)  die  Vermehrung  des  Gesellschaftsfondes  durch  die  Hinausgabe 
neuer  Actien  und  die  Aufnahme  von  Anlehen,  vorbehaltlich  der 
Genehmigung  der  Regierung; 

e)  die  Abänderungen  oder  Zusätze  zu  den  Statuten,  vorbehaltlich 
der  Genehmigung  der  Regierung; 

f)  der  Verkauf  der  der  Gesellschaft  gehörigen  Eisenbahnlinien  und 
Kohlenwerke,  sowie  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf 
der  Concessionsdauer; 

g)  die  Verfügung  über  den  Reservefond  im  Falle  der  Auflösung  der 
Gesellschaft; 

h)  die  Ernennung  eines  Revisionsausschusses,  bestehend  aus  drei  nicht 
der  Verwaltung  angehörenden  Actionären  und  ihren  Ersatzmännern. 
Tritt  ein  Mitglied    des  Revisionsausschusses    vor  Ablauf  seiner 

Functionsdauer  aus,  so  tritt  an  dessen  Stelle  der  nächste  der  gewählten 
Ersatzmänner  und  hat  zugleich  der  Revisionsausschuss  sofort  die  Stelle 
eines  Ersatzmannes  aus  der  Zahl  der  nicht  der  Verwaltung  angehörenden 
Actionftre  zu  besetzen. 

§  n. 

Der  Revisionsausschuss  prüft  die  Jahresrechnungen,  die  Bilanz 
und  die  Vorschläge  zur  Bestimmung  der  Dividende,  und  erstattet 
hierüber  der  Generalversammlung  Bericht. 

Er  hat  eine  Generalversammlung  zu  berufen,  wenn  dies  im 
Interesse  der  Gesellschaft  erforderlich  ist. 

§  18. 

Die  Generalversammlung  tritt  jedes  Jahr  in  Prag,  Wien  oder 
Teplitz  zusammen. 

Sie  tritt  ausserdem  als  ausserordentliche  Generalversammlung  so 
oft  zusammen,  als  der  Verwaltungsrath  oder  der  Revisionsausschuss  es 
im  Interesse  der  Gesellschaft  erforderlich  erkennt,  oder  in  dem  Falle, 
wenn  ein  Actionär  oder  eine  Anzahl  von  Actionären,  deren  Stamm  - 
oder  Prioritätsactien  zusammen  den  zehnten  Theil  des  ausgegebenen 
Actiencapitales  repräsentiren,  es  in  einer  von  ihnen  unterfertigten 
Eingabe  unter  Angabe  des  Zweckes  und  der  Grunde  verlangt. 

§  19. 

Die  Einberufung  einer  ordentlichen  oder  ausserordentlichen 
Generalversammlung  wird  durch  die  amtliche  Wiener  ZeituDg, 
wenigstens  14  Tage  vor  dem  Zusammentritte  kundgemacht. 

§  20. 

Die  in  der  Generalversammlung  zu  verhandelnden  Gegenstände 
müssen  in  der  Kundmachung  ausdrücklich  benannt  werden,  und  die 
Generalversammlung  kann  nur  über  die  in  der  Kundmachung 
bezeichneten  Gegenstände  giltig  entscheiden. 
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Hie  von  ist  jedoch  der  Beschluss  über  den  in  einer  General  Ver- 
sammlung gestellten  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  ausgenommen. 

§  21. 

Jeder  Actionär,  welcher  Stamm-  oder  Prioritätsactien  mit  den 
nichtfälligen  Coupons  deponirt,  hat  das  Recht,  den  Verhandlungen  der 
Generalversammlung  persönlich  beizuwohnen,  aber  nur  jene  Actionäre, 
welche  20  Stamm-  oder  40  Prioritätsactien  erlegen,  sind  stimmfähig. 

Die  Stamm«  oder  Prioritätsactien  müssen  spätestens  acht  Tage 
vor  dem  Zusammentritte  der  Generalversammlung  mit  den  nichtfälligen 
Coupons  bei  den  Caasen,  welche  von  dem  Verwaltuogsrathe  hiezu 
bestimmt  werden,  erlegt  werden. 

§  22. 

Die  Actionäre,  welche  stimmen  wollen,  müssen  entweder  persönlich 
erscheinen,  oder  sich  durch  einen  anderen  stimmfähigen  und  mit  der 
gehörigen  Vollmacht  versehenen  Actionär  vertreten  lassen. 

Der  Bevollmächtigte  muss  seine  Vollmacht  in  der  vom  Verwaltungs- 
rathe  vorgeschriebenen  Form  vorweisen. 

Sind  nicht  eigenberechtigte  Personen,  Gemeinden,  Corporationen 
oder  öffentliche  Anstalten  Actionäre,  so  können  die  durch  das  Gedetz 
oder  durch  die  corporativen  Einrichtungen  berufenen  Vertreter  derselben 
an  den  Verhandlungen  theilnehmen,  oder  ihre  Stimmen  abgeben,  ohne 
selbst  Actionäre  zu  sein. 

§  23. 

Die  Stimmen  werden  öffentlich  abgegeben,  den  Fall  ausgenommen, 
wenn  fünf  Mitglieder,  welche  wenigstens  den  zehuten  Theil  des  zu 
dieser  Generalversammlung  deponirten  Stamm-  und  Prioritätsactien- 
Capital  es  vertreten,  die  geheime  Abstimmung  verlangen. 

Die  Wahlen  geschehen  mittelst  Stimmzettel,  wenn  nicht  die 
Generalvei  Sammlung  eine  andere  Bestimmung  trifft 

§  24. 

Der  Erlag  von  20  Stamm-  oder  40  Prioritätsactien  giebt  das 
Recht  für  eine  Stimme.  Ein  Actionär  kann  im  eigenen  Namen,  sowie 
als  Bevollmächtigter  so  viele  Stimmen  in  sich  vereinigen,  als  die  An- 
zahl  der  von  ihm  oder  seinen  Vollmachtgebern  hinterlegten  Stammactien 
durch  20,  und  die  Anzahl  der  hinterlegten  Prioritätsactien  durch 
40  getheilt  ergiebt. 

§  25. 

Die  Entscheidungen  der  Generalversammlungen  werden  in  allen 
jenen  Fällen,  wo  die  gegenwärtigen  Statuten  nichts  anderes  bestimmen, 
mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit 
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wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende 
beigetreten  ist. 

Wenn  bei  Wahlen  nicht  die'  absolute  Stimmenmehrheit  beim 
ersten  Wablgange  erzielt  wird,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen 
jenen  Candidaten  statt,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben, 
und  es  wird  in  diesem  Falle  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden 
in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Im  Falle  gleichgetheilter  Stimmen  entscheidet  das  Los. 

Zur  Beschlussfäbigkeit  der  Generalversammlung  ist  erforderlich, 
dass  wenigstens  zehn  stimmberechtigte  Actionäre  oder  Bevollmächtigte 
anwesend  seien,  und  dass  die  Anwesenden  mindestens  den  zehnten 
Theil  des  Actien-  inclusive  des  Prioritätsactien-Capitales  repräsentiren. 

§  26. 

Um  über  die  Gegenstände  sub  §  16  d  und  e  zu  entscheiden,  ist 
die  Anwesenheit  von  zehn  Actionären  und  weiters  erforderlich,  dass 
der  fünfte  Theil  des  ausgegebenen  Actiencapitales  inclusive  des 
Prioritätsacüencapitales  vertreten  sei,  und  der  Beschluss  mit  einer 
Stimmenmehrheit  von  zwei  Dritteln  der  Anwesenden  gefasst  werde. 

§  27. 

Zu  einem  Beschlüsse  der  Generalversammlung  über  die  im  §  16 
lit.  /  enthaltenen  Gegenstände  ist  die  Anwesenheit  von  wenigstens 
zehn  stimmberechtigten  Actionären,  die  Vertretung  des  fünften  Theiles 
des  ausgegebenen  Actiencapitales  inclusive  des  Prioritätsactiencapitales 
und  eine  Mehrzahl  von  drei  Viertheilen  der  Stimmen  erforderlich. 

Dies  ist  insbesondere  auch  dann  der  Fall,  wenn  die  Gesellschaft 
durch  Uebertragucg  ihres  Vermögens  und  ihrer  Schulden  an  eine 
andere  Actiengesellscbaft  gegen  Gewährung  von  Actien  der  letzteren 
aufgelöst  werden  soll. 

Ist  aber  bereits  ein  Beschluss  wegen  Verkaufes  der  der  Gesell- 
schaft gehörigen  Eisenbahnlinien  und  Kohlenwerke  in  Gemässheit 
dieses  Paragraphen  gefasst  worden,  so  ist  zu  dem  weiteren  Beschlösse 
auf  Liquidation  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die 
einfache  Stimmenmehrheit  (§  25)  hinreichend. 

§  28. 

Sollten  die  in  den  §§  25,  26  und  27  festgesetzten  Bedingungen 
für  die  Giltigkeit  eines  Beschlusses  nicht  erfüllt  sein,  so  muss  eine 
neue  Generalversammlung  einberufen  werden,  welche  giltige  Beschlüsse 
fassen  kann,  wie  viel  stimmberechtigte  Actionäre  aueh  immer  gegen- 
wärtig sein  mögen;  es  kann  jedoch  nur  über  solche  Gegenstände  ein 
Beschluss  gefasst  werden,  welche  in  der  Kundmachung  der  letzten 
Generalversammlung  angeführt  waren. 

Die  zweite  Einberufung  wird  in  der  im  §  19  vorgezeichneten 
Weise  mit  dem  Beisatze  veröffentlicht,  dass  die  neue  Generalversammlung 
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die  Entscheidung  ebne  Rück  sieht  auf  die  Anzahl  der  gegen  wärtigen 
stimmberechtigten  Action  äre  nid  des  von  ihnen  vertretenen  Actien- 
capitale8  treffen  wird. 

Der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufurg  nnd  der  Versammlung 
wird  für  diesen  Fall  auch  auf  14  Tage  beschrankt. 

§  29.  • 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
Viceprasident  des  Verwaltungfratb.es  oder  in  deren  Verhinderung  das 
vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmte  Mitglied.  Für  die  Functionen 
der  Scrutatoren  werden  von  der  Generalversammlung  zwei  Actionäre 
gewählt. 

§  30. 

Hebet  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  eiu 
Protokoll  aufgenommen,  welches  durch  den  Präsidenten,  zwei  Scrutatoren 
und  den  Schriftführer  unterzeichnet  wird. 

Dem  landesf&rstlichen  Commissär  bleibt  die  Vidirung  des  Pro- 
tokolles  vorbehalten. 

Der  General  Versammlungsbericht  und  die  gefassten  Beschlüsse 
werden  gedruckt  und  veröffentlicht. 

B.  Verwaltungsrath. 

§  31. 

Der  Verwaltungsrath  hat  aus  mindestens  drei  und  höchstens  neun 
gewählten  Mitgliedern  zu  bestehen.  Tritt  ein  Mitglied  vor  Ablauf  seiner 
Functionsdauer  aus,  so  kann  dessen  Stelle  durch  den  Verwaltungsrath 
aus  der  Zahl  der  Action  äre  provisorisch  besetzt  werden. 

Ist  die  Zahl  der  Mitglieder  auf  zwei  Personen  herabgemindert, 
so  muss  eine  derartige  provisorische  Besetzung  sofort  erfolgen. 

Die  definitive  Ersatzwahl  findet  in  der  nächsten  Generalversamm- 
lung statt. 

Der  Gewählte  tritt  in  einem  solchen  Falle  bezüglich  der  Amts- 
dauer au  die  Stelle  seineB  Vorgäogers. 

§  82. 

Vom  Jahre  1874  angefangen  tritt  jedes  Jahr  ein  Dritttheil  der 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  aus.  Sollte  die  Anzahl  der  Mitglieder 
des  Verwaltungsrath  es  nicht  durch  drei  theilbar  sein,  so  ist  die  über 
das  Dritttheil  hinaufreichende  Zahl  der  Mitglieder  im  ersten  Jahre  zum 
Austritte  bestimmt.  Alle  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von 
der  Generalversammlung  auf  drei  Jahre  gewählt. 

Jedes  austretende  Mitglied  kann  wieder  gewählt  werden. 

Die  Ordnung  des  Austrittes  wird  bis  zur  gänzlichen  Erneuerung 
des  ursprünglichen  VerwalruDgsrathes  durch  das  Los  bestimmt. 
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Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  muss  Eigenthümer  von  25 
Stammactien  lit.  A  oder  Bt  oder  50  Prioritätsactien  lit.  A  oder  B  sein, 
welche  für  die  Dauer  seiner  Function  unveräusserlich  und  in  der  Gesell- 
schaftscasse  mit  den  nicht  fälligen  Coupons  zu  hinterlegen  sind. 

§  33. 

Der  Verwaltungsrath  ist  mit  der  obersten  Leitung  der  Geschäfte 
der  Gesellschaft  betraut. 

Der  Verwaltungsrath  vertritt  die  Gesellschaft  als  deren  Vorstand 
im  Sinne  des  Handelsgesetzes,  Er  entscheidet  überhaupt  in  allen  Fragen, 
welche  nicht  ausdrücklich  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Zur  Firmazeichnung  ist  die  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  oder  eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  und 
eines  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  mit  der  Procura  versehenen  Gesell- 
ecbaftsbeamten  erforderlich,  welche  Unterschriften  der  Gesellschaftsfirma 
beigefügt  werden. 

Der  Verwaltungsrath  kann  auch  durch  eine  Special  vollmacht  für 
bestimmte  Gegenstande  und  für  eine  bestimmte  Zeit  die  Ausübung 
seiner  Befugnisse  unbeschadet  der  Bestimmungen  der  Art,  231  und 
234  H.  G.  B.  an  ein  Executiv-  oder  technisches  Comitä,  an  einzelne 
seiner  Mitglieder  oder  an  Beamte  der  Gesellschaft  übertragen,  und  für 
derartige  Leistungen  können  Bezüge  durch  die  Generalversammlung 
zugestanden  werden. 

§  34. 

Eine  Stellvertretung  im  Verwaltungsrathe  ist  nur  durch  ein  Mit- 
glied desselben  gestattet,  doch  kann  ein  anwesendes  Mitglied  nur  ein 
abwesendes  vertreten,  daher  nie  mehr  als  zwei  Stimmen  abgeben. 

§  35. 

Beamte  der  Gesellschaft,  unter  welche  der  Rechtsanwalt  der 
Gesellschaft  nicht  zu  zählen  ist,  und  Personen,  welche  nicht  dispositions- 
fähig sind,  oder  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben,  ohne  nachträglich 
ihre  Gläubiger  vollständig  befriedigt  zu  haben,  sowie  Personen,  die 
wegen  eines  Verbrechens  oder  eines  auB  Gewinnsucht  hervorgegangenen 
Vergehens,  oder  wegen  einer  solchen  Uebertretung  rechtskräftig  ver- 
urtheilt  worden  sind,  können  nicht  zu  Mitgliedern  des  Verwaltungs- 
rathes erwählt  werden  und  verlieren  diese  Mitgliedschaft,  falls  während 
derselben  eines  jener  Verhältnisse  eintritt. 

§  36. 

Der  Verwaltungsrath  ernennt  jedes  Jahr  aus  seiner  Mitte  einen 
Präsidenten  und  einen  Vicepräsidenten. 

Jeder  derselben  ist  nach  Ablauf  seiner  Amtsdauer  wieder  wählbar. 

Die  Function  des  Präsidenten  besteht  in  der  Einberufung  und 
Leitung  der  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes. 
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Dem  V  er  waltung  srathe  steht  jedoch  frei,  dem  Piäaidenten  mittelst 
speciellen  Beschlusses  weitere  Befugnisse  des  Verwaltungsrathes  zu 
übertragen  (§  83). 

§  37. 

Im  Falle  der  Abwesenheit  des  Präsidenten  fährt  der  Vicepräaident 
den  Vorsitz  im  Verwaltungsrathe. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  des  Präsidenten  und  Vicepräsidenten 
betraut  der  Verwaltungsrath  eines  seiner  Mitglieder  mit  dem  Amte  des 
Vorsitzenden. 

§  38. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  über  Einladung  des  Prä- 
sidenten  wenigstens  einmal  innerhalb  drei  Monaten,  und  zwar  in  der 
Regel  in  Teplitz,  nach  Umständen  auch  in  Prag  oder  Wien.  Er  kann 
jedoch  auch  in  der  Zwischenzeit,  so  oft  es  das  Interesse  der  Gesell- 
schaft erheischt,  durch  den  Präsidenten  berufen  werden. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  werden  durch  absolute 
Stimmenmehrheit  mit  Rücksicht  auf  die  gegenwärtigen  Mitglieder  gefasst. 

Bei  Gleichheit  der  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse 
erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Zur  Giltigkeit  der  Verhandlungen  ist  erforderlich,  dass  wenigstens 
drei  Mitglieder  gegenwärtig  sind. 

§  39. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  für  alle  Sitzungen 
möglichst  acht  Tage  vorher  mittelst  Einladungsschreiben  berufen,  in 
denen  in  der  Regel  die  vorkommenden  Gegenstände  mit  Ausschluss 
der  currenten  Angelegenheiten  angedeutet  sein  müssen. 

Die  Sitzungsprotokolle  müssen  zu  ihrer  Giltigkeit  durch  den  Vor- 
sitzenden, ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  und  den  Schriftführer 
unterfertigt  werden. 

§  40. 

Die  Entlohnung  des  Verwaltungsrathes  soll  in  10  Percent  von 
dem  ein  öpercentiges  Reinerträgniss  übersteigenden  Mehrbetrage 
bestehen. 

Ausserdem  erhalten  die  Verwaltungsräthe  Ersatz  ihrer  Reise- 
kosten, und  für  die  Theilnahme  an  den  Sitzungen  Präsenzmarken, 
deren  Werth  alljährlich  von  der  Generalversammlung  bestimmt  wird. 

Die  Entlohnung  des  Verwaltungsrathes  darf  jedoch  in  keinem 
Falle  in  die  Betriebsrechnung  einbezogen  werden. 

§  41. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind  für  ihre  in  dieser 
Eigenschaft  vorgenommenen  Handlungen  nach  Mass  gäbe  des  Gesetzes 
verantwortlich. 
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C.  Direction  und  ausübende  Organe. 

§  42. 

Für  die  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  und 
die  specielle  Führung  der  Geschäfte  nach  Massgabe  dieser  Beschlüsse 
und  innerhalb  der  in  den  Statuten  gegebenen  Grenzen  wird  vom  Ver- 
waltungsrathe  ein  Director  bestellt,  welcher  dem  Verwaltungsrath e 
verantwortlich  ist,  der  seinen  Wirkungskreis  und  seine  Bezüge  bestimmt. 
Er  wohnt  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  mit  berathender 
Stimme  bei. 

IV.  Abschnitt. 

Jahresrechnung,  Zinsen,  Dividende,  Reservefond,  Amortisation. 

§  43. 

Die  Rechnungen  werden  am  31.  December  jeden  Jahres  ab- 
geschlossen und  die  Bilanz  mit  allen  dazu  gehörigen  Rechnungen  und 
Belegen,  sowie  mit  dem  Gutachten  des  Revisionsausschusses  durch  acht 
Tage  vor  der  Generalversammlung  zur  Einsicht  für  die  Actionäre 
aufgelegt  und  sodann  der  Generalversammlung  zur  Erledigung  vorgelegt. 

§  44. 

Das  nach  Bestreitung  aller  Betriebs-  und  Erhaltungsauslagen,  der 
Verluste  und  Abschreibungen  vorhandene  Erträgniss  wird  verwendet 
wie  folgt: 

a)  vor  Allem  zur  Zahlung  der  Interessen  und  der  Tilgungsquote  für 
die  hinausgegebenen  Prioritätsobligationen  (inbegriffen  die  even- 
tuellen Kosten  der  Beschaffung  des  zur  Zahlung  der  Zinsen  und 
zur  Capitalstilgung  erforderlichen  Metallgeldes); 

6)  zur  Dotirung  des  Reservefondes,  wozu  ein  Betrag  zu  verwenden 
ist,  welcher  auf  Vorschlag  des  Verwaltungsrathes  vom  k.  k. 
Handelsministerium  festgesetzt  werden  soll; 

c)  zur  Dotirung  des  Erneuerungsfondes,  wozu  ein  Betrag  zu  ver- 
wenden ist,  welcher  ebenfalls  auf  Vorschlag  des  Verwaltungsrathes 
vom  k.  k.  Handelsministerium  festgesetzt  werden  soll; 

d)  zur  Bestreitung  einer  Dividende  von  5  Percent  des  nicht  amor- 
tiBirten  Prioritätsactiencapitales  lit  A  und  lit.  B; 

'  c)  zur  Bestreitung  der  Tilgungsquote  des  Prioritätsactiencapitales 
lit.  A  und  lit.  B  in  Gemässheit  des  Tilgungeplanes  beginnend 
im  Jahre  1932; 

f)  zur  Bestreitung  der  Tilgungsquote  des  Stammactiencapitales  lit.  A 
und  lit.  B. 

Von  dem  hienach  verbleibenden  Gewinne  wird  vorerst  eine  Dividende 
von  5  Percent  des  eingezahlten  und  nicht  amortisirten  Stammactien- 
capitales lit.  A  und  B  unter  die  Actionäre  vertheilt.  Von  dem  Ueber- 
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schusse  werden  10  Percent  nach  §  40  dem  Verwaltungsrathe  zugewiesen, 
der  übrige  Betrag  wird  als  Saperdividende  oder  in  der  sonst  von  der 
Generalversammlung  zu  bestimmenden  Weise  auf  die  Prioritätsactien 
lit.  A  und  B  und  die  Stammactien  lit.  A  und  B  nach  dem  Verhältnisse 
ihres  Nennwerthes  vertheilt. 

§  45. 

Den  Prioritätsactien  lit.  A  wird  vor  den  Priorit&tsactien  lit.  B 
und  beiden  wird  vor  dem  Actiencapitale  lit.  A  und  B  im  Gesammt- 
nennwerthe  von  6,600.000  fl.  öster.  Währ.  Silber  der  Vorzug  in 
Rücksicht  auf  Verzinsung  und  Capitalstilgang  in  folgender  Weise 
eingeräumt: 

a)  das  jährliche  ReinerträgnisB  des  Unternehmens  ist  nach  Deckung 
der  im  §  44  a,  b  und  e  der  Statuten  bezeichneten  Erfordernisse 
zunächst  zur  Vettheilung  einer  öpercentigen  Dividende  des  Prio- 
ritätsactiencapitales  lit.  A  zu  verwenden.  Von  dem  hienach  ver- 
bleibenden Gewinne  wird  vorerst  eine  5percentige  Dividende  des 
Prioritätsactiencapitale8  lit.  B  und  von  dem  sodann  verbleibenden 
Ueberschusse  eine  5percentige  Dividende  des  Stammactiencapitales 
lit.  A  und  B  bestritten. 

Wenn  das  ReinerträgnisB  eines  Jahres  zur  Gewährung  einer 
5percentigen  Dividende  von  dem  Prioritätsactiencapitale  lit.  A  oder  B 
nicht  ausreichen  würde,  so  findet  eine  Nachzahlung  des  Fehlenden 
aus  dem  Reinerträgnisse  der  nachfolgenden  Jahre  nicht  statt; 

b)  die  Prioritätsactien  lit.  A  und  lit.  B  sind  durch  Auslosung,  welche 
mit  dem  ersten  Jahre  nach  vollständiger  Tilgung  der  Prioritäts- 
obligationen zu  beginnen  hat,  nach  dem  beiliegenden  Tilgungs- 
plane in  Silber  zu  amortisiren.  Erst  nach  vollständiger  Tilgung 
der  Prioritätsactien  lit.  A  gelangen  die  Prioritätsactien  lit.  B  und 
nach  diesen  die  Stammactien  lit.  A  und  B  innerhalb  der  Con- 
cessionsdauer  zur  Amortisirung. 

§  46. 

Die  zu  tilgenden  Stamm-  und  Prioritätsactien  werden  durch  Ver- 
losungen bestimmt,  welche  jährlich  zu  der  Zeit  und  auf  die  Art,  welche 
der  Verwaltungsrath  festsetzt,  öffentlich  stattfinden. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Stamm-  und  Prioritätsactien  werden 
ßtatutenmässig  kundgemacht 

Den  Besitzern  der  verlosten  Stamm-  und  Prioritätsactien  wird 
am  1.  Juli  des  Verlosungsjahres  das  Capital  in  Silber  nebst  der  letzt- 
fälligen uüd  den  etwa  noch  unbehobenen  und  nicht  verjährten  Dividenden 
in  Barem  ausgezahlt  und  ihre  ursprünglichen  Stamm-,  beziehungsweise 
Prioritätsactien  sammt  den  dazu  gehörigen,  noch  nicht  verfallenen  Divi- 
dendencoupons gegen  besondere,  auf  den  Ueberbringer  lautende,  mit 
Coupons  und  Talons  versehene  Genussscheine  in  der  von  der  Staats- 
verwaltung genehmigten  Form  umgewechselt. 
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Den  Besitzern  dieser  Genussscheine  steht  gegen  die  Gesellschaft 
kein  weiterer  Ansprach  auf  die  zurückgezahlten  Einlagen  zu. 

Bezüglich  des  Gewinnes  gebührt  ihnen  nur  ein  Theil  der  Divi- 
dende, welche  nach  Auszahlung  von  5  Percent  der  Einlage  an  die 
Besitzer  der  nicht  getilgten  Stamm-,  beziehungsweise  Frioritätsactien  etwa 
noch  zur  Vertheilung  gelangt. 

Von  diesen  Genussscheinen  werden  je  zwei  Stück  in  Bezug  zur 
Theilnahme  an  der  Generalversammlung  und  bei  Erlegung  der  im  §  32 
für  den  Verwaltungsrath  vorgeschriebenen  Einlage  einer  Stamm-,  be- 
ziehungsweise Prioritätsactie  gleichgestellt. 

§  47. 

Es  wird  ein  Reservefond  gebildet,  der  zur  Deckung  ausser- 
gewöhnlicher  Ausgaben,  Nachschaffungen  von  Betriebsmitteln  und  Be- 
triebsvorkehrungen, sowie  zu  kleineren  Neubauten  und  Erweiterungen 
bestimmt  ist. 

Demselben  wird  ausser  dem  im  §  44  normirten  Zuschüsse  aus  den 
Betriebseinnahmen  auch  der  Betrag  verfallener  Zinsen,  Dividenden  und 
Superdividenden  überwiesen. 

§  48. 

Sobald  der  Reservefond  die  Höhe  von  1,000.000  fl.  österr.  Währ, 
erreicht  haben  wird,  kann  der  Zuschuss  aus  den  Betriebseinnahmen 
eingestellt  werden. 

Diese  Zuzahlung  wird  aber  sogleich  wieder  aufgenommen,  wenn 
■der  Reservefond  unter  diesen  Betrag  herabsinkt. 

§  49. 

Es  wird  ferner  ein  Erneuerungsfond  gebildet,  aus  welchem  die  Er- 
neuerung der  sämmtlichen  Oberbau-  und  Betriebsmittel,  sowie  der  Ob- 
jecto, die  durch  den  Gebrauch  schadhaft  werden,  zu  bestreiten  ist. 

In  denselben  fliessen  ausser  dem  im  §  44  normirten  Zuschüsse  aus 
den  Betriebseinnahmen  die  Erlöse  aus  dem  Verkaufe  alter  Materialien 
des  Oberbaues  und  der  Betriebsmittel. 

§  60. 

Die  Zahlung  der  Interessen  und  Dividenden,  die  Einlösung  der 
zu  tilgenden  Stammactien,  Prioritätsactien  und  Obligationen  und  die  Aus- 
folgung der  Genussscheine  geschieht  bei  den  Gesellschaftscassen  und 
weiteren  von  dem  Verwaltungsrathe  zu  bestimmenden  Zahlstellen.  Alle 
Dividenden,  die  nicht  innerhalb  fünf  Jahren,  sowie  alle  Zinsen  der 
Prioritätsobligationen,  die  nicht  innerhalb  drei  Jahren  nach  der  Verfalls- 
zeit erhoben  werden,  verfallen  zu  Gunsten  der  Gesellschaft. 
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§  51. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  ist  das  zu  vertheilende 
GesellschaftsyermÖgen  in  erster  Reihe  cur  vollständigen  Tilgung  des 
Prioritätsactiencapitales  lit.  A,  in  zweiter  Reihe  sur  Tilgung  des  Pri- 
oritätsactiencapitales lit.  B  und  in  dritter  Reihe  zur  Rückzahlung  de* 
Stammactiencapitales  lit.  A  und  B  zu  verwenden.  Der  hienach  noch 
verbleibende  Ueberrest  ist  unter  die  Inhaber  der  Prioritätsactien  lit.  A 
und  B  und  der  Stammactien  lit.  A  und  B,  respective  der  betreffenden 
Genüsse cheine  verhftltnissmässig  zu  vertheilen. 

§  52. 

Bei  Auflösung  der  Gesellschaft  hat  die  Liquidirung  in  Gemässheit 
der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  durch  den  Verwaltungsrath, 
und  falls  derselbe  aus  mebr  als  drei  Mitgliedern  bestehen  sollte,  durch 
drei  von  demselben  aus  seiner  Mitte  gewählte  Mitglieder  und  den  Director 
der  Gesellschaft  zu  geschehen. 

Die  Gesellschaft  üb  ei  trägt  alle  ihre  Rechte  und  Befugnisse,  soweit 
dieselben  nicht  auf  Grund  des  Gesetzes  oder  dieser  Statuten  den  Liqui- 
datoren zustehen»  an  den  Revisionsausschuss,  welcher  auch  berechtigt  ist, 
die  Bilanz  des  letzten  Jahres  zu  prüfen,  diese  Bilanz,  sowie  auch  die 
Bezüge  der  Liquidatoren  zu  genehmigen  und  am  Schlüsse  der  Liquidation 
definitiv  das  Absolutorium  zu  ertheilen. 

V.  Abschnitt. 
Verhältniss  des  Staates  zur  Gesellschaft. 

§  53. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen, dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen  in  allen 
Theilen  solid  ausgeführt  werden,  und  zu  verlangen,  dass  Gebrechen  in 
dieser  Beziehung  hintan  geh  alten  oder  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  kann  das  ihr  zustehende  Aufsichtsrecht  durch 
einen  zu  bestellenden  Commissär  ausüben  lassen;  demselben  bleibt  es 
vorbehalten,  in  die  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen  und 
allen  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes,  sowie  den  Generalversammlungen 
beizuwohnen. 

Er  hat  darauf  zu  sehen,  dass  die  Gesellschaft  die  Grenzen  der 
Concession  nicht  überschreite  und  die  Bestimmungen  der  Statuten,  sowie 
der  allgemeinen  Vorschriften  beachte.  Er  ist  berechtigt,  gegen  jeden 
Gesellschaftsbeschluss,  durch  welchen  er  die  vorerwähnten  Vorschriften 
verletzt  erachtet,  Einsprache  zu  erbeben,  in  welchem  Falle  die  Ausführung 
des  beanständeten  Beschlusses  bis  zur  Entscheidung  der  competenten 
Behörde  aufzuschieben  ist. 
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Die  Gesellschaft  ist  gemäss  §  16  der  Concessionsurkunde  ver- 
pflichtet, für  die  gesetzliche  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung  mit 
Rücksicht  auf  die  damit  verbundene  Geschüftslast  eine  jährliche  Pauschal  - 
▼ergütung  an  den  Staataschatz  zu  leisten,  deren  Höhe  von  der  Staats- 
verwaltung im  Verhältnisse  der  diesfälligen  Leistungen  der  übrigen  in- 
ländischen Eisenbahnen  festgestellt  werden  wird. 

§  54. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  in  Gemässheit  des  §  IS  der 
Concessionsurkunde,  die  ans  Anlass  der  Aenderungen  im  Verwaltung*- 
Organismus  disponibel  gewordenen  k.  k.  Staatsbeamten,  insofern  sie  die 
nöthige  Befähigung  besitzen  und  den  Erfordernissen  der  von  dem  Ver- 
waltungsrathe  aufzustellenden  Dienstordnung  entsprechen,  ebenso  die  um 
eine  Stelle  sich  bewerbenden  und  dazu  geeigneten  gedienten  Militärs, 
nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  vor 
anderen  Bewerbern  au  berücksichtigen. 

In  dem  vorstehend  abgedruckten  Statuten text  erscheinen  die  mit  den 
Erlässen  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  31.  Märe  1876,  Z.  3192,  vom 
24.  Juni  1876,  Z.  7540,  vom  5.  Jänner  1877,  Z.  18302,  vom  13.  März  1878, 
Z.  3186,  und  vom  7.  Juni  1879,  Z.  867*,  genehmigten  Aenderungen  berücksichtigt. 
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1.  Gesetz  vom  11.  April  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  66, 

betreffend  die  Betriebsübernahme  und  eventuelle  Einlösung:  der  Prag-Duxer 
und  der  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn  durch  den  Staat. 

Siehe  dieses  Gesetz  bei  der  „k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn'' 
(Doo.  1). 

2.  Protokollar-Uebereinkomiuen  vom  26.  April  1884. 

Siehe   dieses  Uebereinkommen   bei  der  „k.  k.  priv.  Dux-Bodenbaoher 
Eisenbahn"  (Doc.  2). 

3.  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  25.  De- 
cember  1891,  H.  M.  V  Bl.  Nr.  152, 

betreffend  die  Einlösung  der  k.  k.  prir.  Prag-Duxer  und  der  k.  k.  prir. 
Dux-Bodenbacher  Eisenbahn  durch  den  Staat. 

Siehe  diese  Kundmachung  bei  der  „k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisen- 
bahn" (Doc.  3). 

4.  Protokoll  vom  25.  Juli  1892, 

aufgenommen  im  Handelsministerium  unter  dem  Vorsitze  Sr.  Excellena 
des  Herrn  k.  k.  Sectionschefs  Br.  Heinrich  Kitter  t.  Wittek  und  in 

tiegenwart  der  tiefertigten. 

Gegenstand  der  Verhandlung 
ist  die  Festsetzung  der  näheren  Bestimmungen   für  die  Einlösung  des 
Unternehmens  der  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn  durch  den  Staat. 


*)  Die  Einlösung  der  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn  durch  den  Staat 
erfolgte  während  der  Herausgabe  dieser  Sammlung  und  konnten  daher  die  auf 
diese  Bahn  bezüglichen  Urkunden  nicht  mehr  im  ersten  Abschnitte  Aufnahme 
finden,  sondern  mussten  vielmehr  in  Festhaltung  der  ursprünglich  aufgestellten 
Eintheilung  an  dieser  Stelle  eingereiht  bleiben. 

DitBMhtaurkondra  der  tttUrr.  KUenbthnca.  II.  57 
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Mit  dem  Erlasse  vom  22.  September  1891,  Z.  35720,  hat  das 
k.  k.  Handelsministerium  den  Verwaltungsrath  der  k.  k.  priv.  Prag- 
Duxer  Eisenbahn  von  dem  Beschlasse  der  Regierung  in  Kenntniss 
gesetzt,  das  ihr  nach  Art.  III  des  Gesetzes  vom  11.  April  1886, 
R.  G.  Bl.  Nr.  66,  beziehungsweise  nach  Art.  III  des  mit  diesem 
Gesetze  genehmigten  Protokollar-Uebereinkommeos  vom  26.  April  1884 
zustehende  Einlösungsrecht  in  Bezug  auf  die  k.  k.  priv.  Prag-Duxer 
Eisenbahn  mit  1.  Jänner  1892  auszuüben. 

In  Ausfuhrung  dieses  Beschlusses,  sowie  zur  Austragung  der  in 
dieser  Hinsicht  zwischen  den  Anschauungen  der  Staatsverwaltung  und 
jenen  der  Gesellschaft  entstandenen  Differenzen  werden  über  die  näheren 
Modalitäten,  unter  denen  die  Einlösung  des  Unternehmens  der  Prag- 
Duxer  Eisenbahn  durch  den  Staat  zu  erfolgen  hat,  zwischen  den  Ver- 
tretern des  k.  k.  Handelsministeriums  und  des  k.  k.  Finanzministerium; 
namens  der  Staatsverwaltung  einerseits  und  jenen  des  Verwaltungsrathes 
der  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn  andererseits  die  nachstehenden 
Vereinbarungen  getroffen. 

§  i. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass  der  Staat  mit  dem 
1.  Jänner  1892  gegen  Uebernahme  der  Verpflichtung  zur  Zahlung  der 
im  nachstehenden  §  3  bezeichneten  Einlösungsrente  in  das  Eigenthum 
und  den  Genuss  der  Prag-Duxer  Eisenbahn  sammt  Nebengeschäften, 
und  zwar  mit  allen  Rechten  und  Pflichten,  welche  sich  auf  den  Bestand 
und  Betrieb  der  Bahn  nebst  allen  von  der  Staatsverwaltung  zu  über- 
nehmenden Nebengescbäften  beziehen,  in  dem  Umfange  eingetreten  ist, 
in  welchem  die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen 
dieses  Unternehmen  bis  zu  dem  obigen  Zeitpunkte  in  Folge  der  staat- 
lichen Betriebführung  innegehabt  hat. 

Insbesondere  wird  anerkannt,  dass  mit  dem  bezeichneten  Zeit- 
punkte alle  zum  Bestände  der  Prag-Duxer  Eisenbahn  und   des  gesell- 
schaftlichen Kohlenwerkes   bei  Strimitz   gehörigen,   beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen  mit  Einschluss  des  Fahrparkes  und  der  Material 
vorräthe  auf  den  Staat  übergegangen  sind. 

Der  im  Punkte  III  des  Uebereinkommens  vom  12.  März  1891 
festgesetzte  Investitionsfond  im  Betrage  von  1,200.000  fl.  ist  soweit 
derselbe  bisher  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen noch  nicht  übergeben  wurde,  der  letzteren  sofort  zur  Verfügung 
zu  stellen. 

Die  Gesellschaft  der  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn  erhält 
dagegen  den  für  das  Jahr  1891  nach  der  von  der  k.  k.  Generaldirection 
der  österreichischen  Staatsbahnen  aufgestellten  Betriebsrechnung  sich 
ergebenden  Betriebsüberschuss ;  die  Gesellschaft  bleibt  ferner  Eigen - 
thümerin  der  sonstigen,  aus  der  gesellschaftlichen  Bilanz  für  das  Jahr 
1891  etwa  sich  ergebenden  Activen,  wogegen  dieselbe  auch  sämmtlicbe 
aus  dieser  Bilanz  sich  ergebenden  Passiven  zu  übernehmen  hat. 
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Die  Gesellschaft  bleibt  insbesondere  in  Gemässheit  des  Art.  III 
des  Protokollar-Uebereinkommen8  vom  26.  April  1884  Eigenthümerin  des 
in  der  Bilanz  pro  1891  ausgewiesenen  Reservefondes,  insoweit  derselbe 
effectiv  vorhanden  war,  beziehungsweise  dermal  durch  die  Prioritäten  - 
emission  vom  19.  September  1891  cur  Befundirung  gelangt  ist. 

Dagegen  steht  der  Gesellschaft  kein  wie  immer  gearteter  Anspruch 
auf  denjenigen  Theil  des  Reservefondes  zu,    welcher  in  der  Bilanz  pro 

1891  zwar  ausgewiesen  erscheint,  jedoch  thatsächlich  zu  Investitions- 
oder anderen  gesellschaftlichen  Zwecken  verausgabt  worden  ist. 

§  2. 

Soweit  die  eingelösten  Bahnlinien  über  zur  Zeit  der  Anlage  der 
Bahn  bereits  verliehene  Grubenfelder  führen,  übernimmt  die  Staats 
Verwaltung  die  Befriedigung  der  den  Besitzern  solcher  Grubenfelder 
etwa  aus  dem  Titel  der  Beschränkung  des  Bergbaubetriebes  rechtlich 
zuerkannten  Entschädigungsausprüche  in  jenen  Fällen,  in  welchen  der 
Eintritt  der  rechtlichen  Voraussetzung  für  die  Geltendmachung  des 
bezüglichen  Entschädigungeanspruches  erst  in  die  Zeit  nach  erfolgter 
Einlösung  der  Bahn  fallt. 

§  3. 

Die  von  der  Staatsverwaltung  an  die  k.  k.  priv.  Prag-Duxer 
Eisenbahngesellschaft  zu  bezahlende  Einlösungsrente  wurde  gemäss  der 
Bestimmungen  im  Art.  III  des  Gesetzes  vom  11.  April  1886,  R.  G.  Bl. 
Nr.  66,  beziehungsweise  im  Art.  III  des  Uebereinkommens  vom 
26.  April  1884  im  Einvernehmen  mit  der  genannten  Gesellschaft  mit 
1,655.000  fl.  (Einer  Million  Sechshundertfttnfzigfünf  Tausend  Gulden) 
ermittelt,  von  welchem  Betrage  behufs  gänzlicher  Erfüllung  der  der 
Gesellschaft  nach  Art.  III  des  vorgedachten  Protokollarübereinkommens 
obliegenden  gesetzlichen  Steuerleistung  ein  fixer  Satz  von  10  Procent, 
soll  in  ein  Betrag  von  165.500  fl.  in  Abzug  zu  bringen  ist. 

Die  hienach  verbleibende,  keinem  weiteren  Steuerabzug  unter- 
liegende Rente  von  1,489.500  fl.  wird  der  Gesellschaft  vom  1.  Jänner 

1892  angefangen  in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  31.  December 
jeden  Jahres  fälligen  Decursivraten  unter  Abzug  des  nach  den  Be- 
stimmungen des  folgenden  §  5  von  der  Staatsverwaltung  jeweilig  be- 
strittenen Erfordernisses  für  den  Prioritätendienst  bis  zum  30.  Juni 
1962  gegen  ordnungsmässig  gestempelte,  von  der  Gesellschaft,  beziehungs- 
weise deren  legitimirten  Vertreter  ausgefertigte  Quittung  bei  der  von 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  zu  bezeichnenden  Staatscassa  in  Wien  aus- 
bezahlt werden. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  aus  jenen  Geld- 
mitteln, welche  derselben  durch  theilweiBe  Reactivirung  ihres  Reserve- 
fondes und  in  Folge   der  durch  Vermittlung   der  Staatsverwaltung  in 
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Ersparung  gebrachten  Zahlung  der  vereinbarten  Abfindungssumme  an  die 
k.  k.  priv.  Dux- Bodenbacher  Eisenbahn  zur  Verfügung  stehen,  einen 
ausreichenden  Betrag  zu  dem  Zwecke  zu  reserviren,  um  aus  den  Er- 
trägnissen desselben  das  Erforderniss  zur  Vertheilung  einer  Dividende 
von  4  fl.  für  jede  der  jeweilig  im  Umlaufe  befindlichen,  unter  Beob- 
achtung der  gesetzlichen  Vorschriften  auf  zwei  Drittel  ihres  gegen- 
wärtigen Nominalwerthes  zu  reducirenden  Stammactien  und  für  die 
gesellschaftlichen  Auslagen  zu  bedecken,  soweit  dieses  Erforderniss  in 
der  im  §  3  festgesetzten  Einlösungsrente  vorübergehend  nicht  volle 
Bedeckung  finden  sollte. 

§  5. 

Es  wird  einverständlich  anerkannt,  dass,  abgesehen  von  den  aus 
dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  entspringenden  gegenseitigen 
Rechten  und  Verbindlichkeiten,  keiner  der  beiden  Vertragstheile  eine 
Forderung,  sei  es  aus  dem  Verhältnisse  der  bisherigen  Betriebsführung 
durch  den  Staat,  sei  es  in  irgend  einer  sonstigen  Beziehung,  an  den 
anderen  Theil  zu  stellen  hat. 

Insbesondere  verzichtet  die  Gesellschaft  auf  die  Bezahlung  des 
nach  Art.  I  des  Protokollartibereinkommens  vom  26.  April  1884  für 
das  Jahr  1891  sich  ergebenden  Garantievorschusses. 

§  «■ 

So  lange  die  üebernahme  der  gesellschaftlichen  Prioritätsobligationen 
durch  den  Staat,  als  Selbstschuldner,  nicht  stattfindet,  ist  die  Regierung 
bereit,  die  Auszahlung  der  Zinsen  und  plannlässigen  Tilgungsraten 
dieser  Anlehen  für  Rechnung  der  Gesellschaft  und  gegen  entsprechende 
Kürzung  der  Einlösungsrente,  mithin  ohne  Haftung  für  ein  die  letztere 
etwa  überschreitendes  Erforderniss  selbst  zu  übernehmen. 

Die  Staatsverwaltung  wird  berechtigt  sein,  in  diesem  Falle  die 
gesammten,  durch  die  gedachte  Besorgung  des  Prioritätendienstes 
erwachsenden  Kosten,  im  Falle  der  Üebernahme  der  Prioritätsanlehen 
als  Selbstschuldner  aber  die  zur  Verzinsung  und  Rückzahlung  dieser 
Anlehen  erforderlichen  Beträge  von  der  Einlösungsrente  ohne  Zinsen- 
berechnung in  Abzug  zu  bringen.  Hiebei  wird  bezüglich  der  in  Gold 
verzinslichen  Anlehen  jener  Goldcours  in  Anrechnung  zu  bringen  sein, 
zu  welchem  die  Staatsverwaltung  die  erforderliche  Valuta  sich  beschafft 
hat,  ohne  dass  der  Gesellschaft  eine  Einwendung  gegen  die  Höhe  des 
Goldcourses  zusteht. 

Bei  Bestimmung  der  ausländischen  Zahlstellen  wird  auf  die  dermal 
bestehende  Einrichtung  und  die  bezüglichen  Wünsche  der  Gesellschaft, 
namentlich  soweit  diesfalls  vertragsmässige  Verpflichtungen  derselben 
bestehen,  thunlichst  Rücksicht  genommen  werden,  so  lange  der  Staat 
nicht  die  betreffenden  Zahlungen  als  Selbstschuldner  zu  leisten  hat. 
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Im  Uebrigen  haben  hinsichtlich  der  Zahlung  und  Aufrechnung  der 
für  den  Prioritätendienst  erforderlichen  Betrage  noch  nachstehende 
Bestimmungen  zu  gelten. 

Die  Gesellschaft  wird  bis  Ende  December  1892  die  Einlösung 
der  Zinsencoupons  und  verlosten  Prioritätsobligationen  einschliesslich  der 
Zahlungen  für  Coupons-  und  Tilgungsrückstände  selbst  besorgen. 

Vom  1.  Jänner  1893  angefangen  übernimmt  die  Staatsverwaltung 
die  bezüglichen  Zahlungen  gegen  jeweilige  Anrechnung  auf  die  nächst- 
fällige Einlösungsrate,  jedoch  mit  der  Maasgabe,  dass  bei  Auszahlung 
der  Halbjahrsraten  am  30.  Juni  und  31.  December  jeden  Jahres  auch 
schon  das  am  2.  Juli  desselben,  beziehungsweise  am  2.  Jänner  des 
folgenden  Jahres  fallige  Prioritätenerforderniss  in  Abzug  zu  bringen  ist. 

Die  von  der  Staatsverwaltung  für  den  Prioritätendienst  halbjährig 
zu  leistenden  Zahlungen  werden  in  keinem  Falle  auf  mehr  als  den 
Betrag  der  zur  Bedeckung  dieser  Auslegen  bestimmten  Halbjahrsraten 
der  Einlöeungsrente  sich  belaufen. 

§  7- 

Das  Dienstpersonal  der  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn  wird 
von  der  Staatsverwaltung  mit  seinen  bis  zum  Zeitpunkte  der  Einlösung 
der  Bahn  erworbenen  Rechten  übernommen,  wogegen  der  Staatsver- 
waltung die  Verwahrung  und  Verwaltung  der  bestehenden  humanitären 
Fonde  im  Sinne  der  einschlägigen  Statutenbestimmungeo  auch  ferner- 
hin verbleibt. 

§  8. 

In  Folge  der  Einlösung  sind  die  sämmtlichen  etwa  noch  im  Besitze 
der  Gesellschaft  befindlichen,  mit  Ausnahme  der  auf  das  künftige 
Rechtsverhältniss  der  Gesellschaft  zum  Staate  bezüglichen  Urkunden, 
ferner  Pläne,  Bücher,  Rechnungen  und  das  gesammte  gesellschaftliche 
Archiv  der  Staatsverwaltung  zu  Übergeben,  welche  diese  Urkunden  und 
Behelfe  während  der  nach  den  einschlägigen  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches vorgeschriebenen  Zeit  derart  aufbewahren  wird,  dass 
deren  Benützung  dem  Verwaltungsrathe,  eventuell  den  Liquidatoren  der 
Gesellschaft  anstandslos  ermöglicht  ist. 

§  9- 

Die  Gesellschaft  wird  die  zur  bücherlichen  Eigenthumsübertragung 
an  den  Staat  etwa  ihrerseits  erforderlichen  Rechtsurkunden  über 
Verlangen  der  Staatsverwaltung  rechtzeitig  ausfertigen  und  der 
letzteren  zur  Verfügung  stellen  und  die  erhobenen  Recurse  gegen  die 
von  der  k.  k.  Finanzprocuratur  in  Prag  bei  den  competenten  Gerichten 
überreichten  Eingaben  wegen  eisenbahu-,  grund-  und  bergbücberliclier 
Eintragung,  beziehungsweise  Vormerkung  des  Eigenthumsrechtes  des 
Staates  auf  die  Prag-Duxer  Eisenbahn  sofort  zurückziehen. 
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§  10. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  die  in  Folge  der  Einlösung  ihrer 
Linien  durch  den  Staat,  beziehungsweise  in  Durchführung  dieses 
Uebereinkommens  erforderlichen  Aenderungen  der  Gesellschaftsstatuten 
ehestens  vorzunehmen  und  hiezu  die  Genehmigung  des  k.  k.  Ministeriums 
des  Innern  einzuholen. 

Die  Gesellschaft  erklärt  sich  ferner  bereit,  über  etwaiges  Verlangen 
der  Staatsverwaltung  und  nach  den  von  der  letzteren  zu  ertheilenden 
Weisungen  die  erforderlichen  gerichtlichen  Schritte  behufs  Löschung 
des  Pfandrechtes  für  die  Besitzer  der  ob  ihren  Linien  eisenbahn- 
bücherlich  eingetragenen  Prioritätsobligationen  zu  dem  Zwecke  ein- 
zuleiten, damit  die  in  dem  Uebereinkommen  vom  26.  April  1884 
vorgesehene  lastenfreie  Uebergabe  der  Bahn  stattfinden  könne. 

Im  Falle  der  Durchführbarkeit  einer  solchen  Löschung  des  Pfand- 
rechtes der  Prioritätsbesitzer  wird  den  letzteren  eventuell  ein  neue9 
Pfandrecht  auf  die  sodann  ob  den  eingelösten  Linien  in  erster 
bücherlicher  Rangsordnung  haftende  Einlösungsrente  einzuräumen  und 
zur  bücherlichen  Eintragung  zu  bringen  sein. 

§  IL 

Beide  vertragschliessenden  Tbeile  verzichten  darauf,  dieses 
Uebereinkommen  wegen  Verletzung  über  die  Hälfte  des  Werthes 
anzufechten. 

Hiemit  wurde  das  gegenwärtige,  Stempel-  und  gebührenfrei  aus- 
gefertigte Protokoll,  für  welches  seitens  der  Begierungsvertreter  die 
hohe  Genehmigung  Ihrer  Excellenzen  des  Herrn  k.  k.  Handelsministers 
und  des  Herrn  k.  k.  Finanzministers  und  seitens  der  Vertreter  des 
Verwaltungsratb.es  der  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn  die  Zustim- 
mung der  Generalversammlung  der  Actionäre,  ßoweit  dieselbe  Statuten- 
gemäss  erforderlich  ist,  ausdrücklich  vorbehalten,  und  von  welchem  der 
Gesellschaft  eine  beglaubigte  Abschrift  ausgefolgt  werden  wird, 
geschlossen,  verlesen  und  allseitig  gefertigt. 


Für  die  k.  k.  Staatsverwaltung:  Für  die  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisen- 

Wlttek  m.  p.  bahn: 

-  Dr.  Edmund  Weissei  m.  p. 
Ivapf  m.  p. 

L.  Wrba  ».  p.  Dr'  Feltls  m*  * 

H.  B.  Buschmann  m.  p. 

Dr.  Eugen  Lippich  m.  p. 

k.  k.  Seetionsratb,  zugleich  als  Protokollführer. 
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5.  Statuten 

der  k.  k.  prir.  Prag-Duxer  Eisenbahn. 

I.  Abschnitt. 

Errichtung,  Zweck,  Sitz,  Firma,  Dauer  und  Bekanntmachungen 

der  Gesellschaft. 

§  I. 

Errichtung  der  Gesellschaft. 

Auf  Grund  der  Allerhöchsten  Concessionsurkünde  vom  25.  Juni 
1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  97,  durch  welche  den  Herren:  Friedrich  Graf  Thun- 
Hohenstein,  Rudolf  Graf  Chotek,  Moriz  Fürst  Lobkowitz,  Ferdinand  Fürst 
Kinsky,  Heinrich  Graf  Clam-Martinitz,  Anton  Emanuel  Körners,  Julius 
Prziboreky,  Josef  Neswadha,  Heinrich  Mikolecky  und  Johann  Pack  die 
Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Prag 
(Smichow)  nach  Dux  im  Anschlüsse  an  die  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn 
und  an  die  Lobositz-Dux-Niklasberger  Bahn  bei  Dux  mit  einer  Zweig- 
bahn nach  Brüx  ertheilt  wurde,  errichteten  die  vorbenannten  Herren 
Concessionäre  in  Verbindung  mit  der  Anglo-Oesterreichischen  Bank  eine 
Actiengesellscbaft,  und  übertrugen  die  genannten  Herren  Concessionäre 
an  diese  Gesellschaft  alle  durch  die  eingangs  bezeichnete  Allerhöchste 
Concessionsurkünde  erworbenen  Rechte  und  Übernommenen  Ver- 
bindlichkeiten. 

Die  Gesellschaft  trat  ausserdem  in  alle  von  den  Herren 
Concessionären  in  Betreff  des  Baues  und  der  Herstellung  der  oben 
bezeichneten  Eisenbahn,  wie  in  Betreff  der  Geldbeschaffung  für  dieses 
Unternehmen  vertragsmässig  erworbenen  Rechte  und  eingegangenen 
Verpflichtungen.  Die  von  den  Herren  Concessionären  bis  zur 
Constituirung  der  Gesellschaft  im  Interesse  des  Gesellscbaftsunternehmens 
bestrittenen  Vorauslagen  wurden  der  Gesellschaft  in  Rechnung  gebracht 
und  von  dieser  vergütet. 

Die6e  Gesellschaft  hat  gemäss  Allerhöchster  Concessionsurkünde 
vom  4.  September  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  142,  die  Locomotiveisenbahn  - 
strecke  von  Brüx  über  Oberleutensdorf,  Ossegg  bis  Klostergrab  aus- 
gebaut. Ausserdem  hat  dieselbe  gemäss  Allerhöchster  Concessions- 
urkünde vom  30.  September  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  115,  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriehe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszu- 
führenden Locomotiveisenbahn  von  der  Station  Zlonic  nach  Hospozin 
erworben,  diese  Localbahn  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben  und 
endlich  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Concessionsurkünde  vom  23.  De- 
cember  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  2  ex  1883,  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  der  Locomotiveisenbahn  Klostergrab  Mulde  erlangt. 
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Die  Gesellschaft,  beziehungsweise  deren  Actionäre,  sind  den 
gegenwärtigen  Statuten  und,  so  weit  dieselben  keine  besonderen  Be- 
stimmungen enthalten,  den  Bestimmungen  des  allgemeinen  Handels- 
gesetzbuches vom  17.  December  1862  unterworfen. 

§  2. 
Zweck. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  in  den  Allerhöchsten  Concessions- 
urkunden  vom  25.  Juni  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  97;  vom  4.  Sep- 
tember 1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  142;  vom  30.  September  1881,  B. 
G.  Bl.  Nr.  115,  und  vom  23.  December  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  2 
ex  1883,  enthaltenen,  im  §  1  benannten  Linien; 

6)  der  Bau  und  Betrieb  von  Zweig  und  Flügelbahnen,  welche 
bestimmt  sind,  die  Hauptbahn  oder  deren  Zweigbahnen  mit 
Kohlenwerken  und  sonstigen  industriellen  Etablissements,  die  in 
ihrem  Bereiche  liegen,  und  mit  anderen  Eisenbahnen  oder 
Wasserstrassen  zu  verbinden,  mit  staatlicher  Genehmigung,  sowie 
überhaupt  der  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen,  welche  in  der 
Folge  von  der  Gesellschaft  mit  staatlicher  Genehmigung  durch 
Vertrag  oder  Concession  erworben  oder  gepachtet  werden; 

c)  der  Betrieb  von  anderweitigen  Transportanstalten  zu  Wasser  und 
zu  Lande,  welche  in  Verbindung  mit  den  der  Gesellschaft 
gehörigen  oder  durch  sie  gepachteten  Eisenbahnen  mit  Genehmi- 
gung der  Staatsverwaltung  zur  Beförderung  von  Personen  und 
Gütern  errichtet  werden; 

d)  der  Betrieb  von  Montanwerken,  Maschinen-  und  anderen 
Fabriken,  welche  von  der  Gesellschaft  eigenthümlich  erworben 
oder  gepachtet  werden. 

§  3. 
Sitz. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Smichow,  und  sie  ist  berechtigt, 
unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  im  In-  und  Auslände 
Agentien  zu  bestellen. 

§  4. 
Firma. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet: 

K.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn. 

Sie  wird  in  das  Handelsregister  des  Prager  Handelsgerichtes 
eingetragen  und  collectiv  entweder  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltanga- 
rathes,  oder  von  einem  Mitgliede  desselben  und  einem  zur  Procura- 
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führung  bestellten  Gesellschaftsbeamten  gezeichnet,  welcher  letztere 
jedoch  den  Zusatz:  „Per  Procura"  (oder  p.  p.)  seiner  Namen  bu  nter- 
Zeichnung  beizufügen  hat. 

§  5. 

Constituirung  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Constituirung  der  Gesellschaft  erfolgte  auf  Grund  der  unterm 
25.  Februar  1871,  Z.  1999,  genehmigten  Statuten  und  durch  die  in 
Folge  Bescheides  des  Prager  k.  k.  Handelsgerichtes  vom  5.  März  1871, 
Nr.  13642,  vollzogene  Eintragung  der  gesellschaftlichen  Firma  in  das 
Handelsregister. 

Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  hinsichtlich  aller  im  §  1  ange- 
führten Linien  für  die  ganze,  mit  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde 
vom  25.  Juni  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  97,  bestimmte  Concessionsdauer, 
d.  i.  für  90  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der 
ganzen  Linie  Prag-Dux-Brüx  gerechnet,  festgesetzt,  soferne  nicht  nach 
den  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches,  oder  in  Folge  früheren 
Erlöschens  der  Concession,  oder  Einlösung  der  Bahn  durch  die  Staats- 
verwaltung, oder  endlich  über  Beschluss  einer  Generalversammlung  eine 
frühere  Auflösung  erfolgen  sollte 

§  6- 

Kundmachungen. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  durch  die  amtliche 
„Prager  Zeitung1'  und  die  amtliche  „ Wiener  Zeitung'',  und  zwar 
jeweilig  mittelst  einmaliger  Veröffentlichung,  welche  in  der  ersteren  Zeitung 
in  beiden  Landessprachen,  in  der  letzteren  in  deutscher  Sprache  zu 
geschehen  hat. 

Fristen,  welche  in  diesen  Kundmachungen  gegeben  werden,  werden 
von  dem  auf  den  Tag  der  Einschaltung  nächstfolgenden  Tage  an 
gerechnet. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschafts capital,  Actien  und  Prioritätsschuld- 
verschreibungen. 

§  7- 

Gesellschaftscapital. 

Das  gesellschaftliche  Anlagecapital  besteht: 

1.  aus  dem  Stammactien-  und  Prioritätsactiencapitale,  und 

2.  aus  den  durch  die  Ausgabe  von  Prioritätsschuldverschreibungen 
beschafften  Mitteln. 
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Das  Stammactiencapital  besteht  aus  54.000  Stück  auf  den  Ueber- 
bringer  lautenden  Actien,  jede  zu  150  fl.  österr.  Währ.  Silber  = 
8,100.000  fl.  österr.  Wahr.  Silber  nominal. 

Das  Prioritätsactiencapital  besteht  aus  33.310  Stück  auf  den 
Ueberbringer  lautenden  Prioritätsactien,  jede  zu  150  fl.  österr.  Währ. 
Silber  =  4,996.500  fl.  österr.  Währ.  Silber  nominal. 

In  Prioritätsschuldverschreibungen  ist  mit  Jahresschluss  1882 
folgende  Stückzahl  im  Umlaufe: 

a)  in  Prioritätsschuldverschreibungen  I.  Emission  vom  Jahre  1871: 
78.919  Stück  =  11,837.850  fl.  österr.  Währ,  in  Silber; 

b)  in  Prioritätsschuldverschreibungen  II.  Emission  vom  Jahre  1872: 
9126  Stück  =  1,368.750  fl.  österr.  Währ,  in  Silber,  und 
es  werden 

c)  mit  1.  Jänner  1883  in  Prioritätsschuldverschreibungen  III.  Emission 
33.834  Stück  per  800  Mark  deutscher  Reichswährung  =  10,000.200 
Mark  deutscher  Beichswährung  ausgegeben. 

Zum  Zwecke  der  Convertirnng  der  öpercentigen  Prioritätsobligationen 
I.  und  II.  Emission  wurde  das  4peroentige  Prioritätsanlehen  de  dato  1.  Juli  1884 
im  Nominalbetrage  von  26,413.200  Mark  deutscher  Reichswährung  aufgenommen. 

Behufs  Convertirung  der  öpercentigen  Prioritätsobligationen  III.  Emission, 
sowie  behufs  Bedeckung  des  Investitionsbedarfes  der  Gesellschaft  wurde  das 
4peroentige  Prioritätsanlehen  de  dato  19.  September  1891  im  Nominalbetrage 
von  15,000.000  Mark  deutscher  Reichswährang  emittirt. 

Dieses  Gesellschaftscapital  kann  über  Beschluss  der  General- 
Versammlung  mit  staatlicher  Genehmigung  durch  Ausgabe  neuer  Actien 
erhöht  werden.  Im  Falle  einer  solchen  Capitalserhöhung  haben  die 
Actionäre  das  Vorrecht,  die  ausgegebenen  Actien  im  Verhältnisse  ihres 
Besitzes  älterer  Actien  zu  übernehmen. 

Die  Generalversammlung,  welche  die  Erhöhung  des  Actiencapitales 
beschliesst,  bestimmt  zugleich  über  die  Art  der  Geltendmachung  dieses 
Vorrechtes. 

§  8. 
Stammactien. 


Die  Stammactien  lauten  auf  den  Betrag  von  150  fl.  österr.  Währ, 
in  Silber  und  auf  den  Inhaber,  sind  mit  Dividendencoupons  versehen 
und  werden  im  Wege  der  Verlosung  innerhalb  der  Concessionsdauer, 
jedoch  erst  nach  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  und  Prioritätsactien, 
und  zwar  nach  einem  vom  Verwaltungsrath e  mit  Genehmigung  der 
k.  k.  Regierung  festzusetzenden  Tilgungsplane  in  Silber  amortisirt. 

Vgl.  §  4  des  Protokolls  vom  25.  Juli  1892  (Doc.  4)«  j 

■ 
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§  9. 

Prioritätsactien. 

Behufs  Tilgung  der  mit  31.  December  1882  buchmäßig  ausge- 
wiesenen Zinsenschuld  von  den  Prioritätsanleihen  der  Gesellschaft, 
I.  Emission  vom  Jahre  1871  und  II.  Emission  vom  Jahre  1872, 
werden  am  1.  Jänner  1883  33  310  Stfick  Prioritätsactien  emittirt; 
dieselben  lauten  auf  den  Betrag  von  150  fl.  österr.  Währ.  Silber  und 
auf  den  Inhaber,  und  es  ist  denselben  rücksichtlich  des  Dividend en- 
besuges  und  der  Capitalstilgung  vor  dem  Stammactiencapitale  per 
8,100.000  fl.  österr.  Währ.  Silber  der  Vorzug  eingeräumt. 

Die  Prioritätsactien  sind  durch  Auslosung,  welche  spätestens  nach 
vollständiger  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  au  beginnen  hat,  nach 
dem  vom  Verwaltungsrathe  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Kegierung  zu 
bestimmenden  Tilgungsplane,  jedoch  vor  der  Tilgung  der  Stammactien 
in  Silber  zu  amortisiren. 

Dieselben  participiren  vom  1.  Jänner  1883  angefangen  an  der 
statutenmässigen  Dividende  und  allen  den  Actionären  nach  den  Gesell- 
schaftsstatuten  zustehenden  Rechten.  In  allen  nicht  besonders  genannten 
Punkten  haben  die  Besitzer  der  Prioritätsactien  und  der  Stammactien 
gleiche  Hechte. 

§  10. 

Rechtsumfang  der  Stamm-  und  Prioritätsactien. 

Jede  Stammactie  und  Prioritätsactie  giebt  das  Recht  auf  den 
verhältnissmässigen  Antheil  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  und  an 
den  Erträgnissen  der  Unternehmung. 

So  lange  die  Gesellschaft  besteht,  kann  der  Actionär  und  der 
Inhaber  einer  Prioritätsactie  nur  den  reinen  Gewinn  ansprechen,  der 
nach  den  Statuten  zur  Vertheilnng  unter  die  Inhaber  von  Prioritäts- 
und Stammactien  bestimmt  ist.  Auch  unterwirft  sich  jeder  Actionär  den 
Bestimmungen  dieser  Statuten. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  ist  das  zu  vertheilende 
Gesellschafts  vermögen  in  erster  Reihe  zur  vollständigen  Tilgung  des 
Prior itätsactiencapitales  und  in  zweiter  Reihe  zur  Rückzahlung  des 
Stammactiencapitales  zu  verwenden.  Der  hiernach  noch  verbleibende 
Ueberrest  ist  unter  die  Inhaber  der  Priorität^-  und  Stammactien  nach 
Verhältni8S  ihres  Nennwerthes  zu  vertheilen. 

§  11- 

Prioritätsobligationen. 

Die  Prioritätsschuldverschreibungen  I.  und  IL  Emission  lauten 
auf  den  Betrag  von  150  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  und  auf  den  In- 
haber, sind  mit  jährlichen  5  Percent  in  Silber  verzinslich,   und  es 
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werden  die  am  1.  Jänner  und  1.  Juli  jeden  Jahres  fälligen  Zinsen 
derselben  nach  dem  Nominalbetrag  in  Gulden  österreichischer  Währung 
Silber  gegen  die  denselben  beigegebenen  Zinsencouponß  ohne  jeden 
Abzug  bezahlt. 

Die  Prioritätsschuld ver Schreibungen  III.  Emission  vom  Jahre  1883 
lauten  auf  den  Betrag  von  300  Mark  deutscher  Reichs  Währung.  Die- 
selben sind  mit  jährlichen  5  Percent  in  Gold  verzinslich,  und  es  werden 
die  nach  dem  1.  Jänner  1883  fällig  werdenden  Zinsen  ohne  irgend 
welchen  Abzug  in  halbjährigen,  am  2.  Jänner  und  1.  Juli  eines  jeden 
Jahres  fälligen  Baten  gegen  die  denselben  beigegebenen  Zinsencoupons 
ohne  jeden  Abzug  voll  bezahlt. 

Vgl.  die  Anmerkung  au  §  7  dieser  Statuten. 

§  12. 

Verlosung  der  Prioritäteschuldverschreibungen. 

Die  Prioritätsschuldverschreibungen  aller  drei  Emissionen  werden 
im  Wege  der  Verlosung  innerhalb  57  Jahren  nach  den  sub  lit.  A,  B 
und  C  beiliegenden  Tilgungsplänen,  und  zwar  die  Prioritätsschuld- 
verschreibungen  I.  und  II.  Emission  in  Silber,  jene  der  III.  Emission 
dagegen  in  Gold  amortisirt. 

Die  erste  Verlosung  derselben  hat  am  1.  Jänner  1888  stattzu- 
finden. 

§  13. 

Untheilbarkeit  der  Actien  und  Prioritätsobligationen. 

Die  Stamm-  und  Prioritätsactien,  sowie  die  Prioritätsschuld' 
verschreibungen  sind  untheilbar.  Die  Gesellschaft  erkennt  daher  für 
jede  Stamm-  oder  Prioritätsactie  oder  Prioritätsschuldverschreibung  sich 
gegenüber  nur  Einen  Eigentbttmer  an. 

Mehrere  Theilnehmer  einer  Stamm-  oder  Prioritätsactie  oder 
Prioritätsschuldverschreibung  müssen  daher  ihre  gemeinsamen  Rechte 
durch  Eine  Person  wahren  lassen. 

§  U. 

Erhöhung  des  Anlagecapitales. 

Für  den  Fall  der  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unter- 
nehmungen im  Sinne  des  §  2  wird  die  Erhöhung  des  Unternehmunga- 
fondes  durch  Ausgabe  neuer  Stamm-  oder  Prioritätsactien  und  Prioritäts- 
schuldverschreibungen nur  über  Beschluss  der  Generalversammlung  und 
mit  staatlicher  Genehmigung  erfolgen  können. 

Hiebei  ist  jedoch  das  durch  §  13  der  Allerhöchsten  Concessions- 
urkunde  vom  25.  Juni  1870,  R.  G.  B),  Nr.  97,  vorgeschriebene  Ver- 
hältniss,   dass   die  Gesammtnominalsumme  der  Prioritätsschuldvers chrei- 
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bungen  Dicht  mehr  als  drei  Fünftheile  des  durch  Actien  und  Obligationen 
gebildeten  Anlagecapitales  betrage,  zu  beobachten. 

§  15. 

Hinterlegung  von  Actien  und  Prioritäten. 

Die  Actien  sowohl,  als  die  Prioritätsobligationen  können  gegen 
Entrichtung  der  von  dem  Verwaltungsrathe  zu  bestimmenden  Gebühr 
bei  der  Gesellschaftshauptcassa  hinterlegt  werden,  worüber  auf  den 
Namen  des  Erlegers  lautende  Erlagsscheine  ertheilt  werden. 

III.  Abschnitt. 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 
A.  Verwaltungsrath. 
§  16. 

Vorstand  der  Gesellschaft. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Art.  227  bis  241 
H.  G.  B.  ist  der  Verwaltungsrath.  Derselbe  besteht  aus  mindestens 
fünf  und  höchstens  neun  Mitgliedern. 

§  17. 

Erneuerung  des  Verwaltungsratb.es. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  für  eine  Functions- 
dauer  von  drei  Jahren  gewählt. 

Alljährlich  tritt  der  dritte  Theil  der  Verwaltungsrathsmitglieder 
und  mit  Ablauf  der  Functionsdauer  überdies  noch  der  etwa  verbleibende 
Rest  aus.  Für  die  Austretenden,  welche  wiedergewählt  werden  können, 
hat  die  Generalversammlung  die  neuen  Wahlen  vorzunehmen. 

§  18. 

Besetzung  erledigter  Stellen. 

Wenn  ein  Mitglied  des  .Verwaltungsrathes  vor  Ablauf  seiner 
Functionsdauer  ausscheidet,  hat  der  Verwaltungsrath  selbst  die  er- 
ledigte Stelle  provisorisch  bis  zu  der  in  der  nächsten  ordentlichen 
Generalversammlung  zu  vollziehenden  definitiven  Wahl  zu  besetzen. 

Der  Gewählte  tritt  bezüglich  der  Functionsdauer  an  die  Stelle 
des  ausgeschiedenen  Mitgliedes. 

§  19- 
Caution. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  binnen  14  Tagen  nach 
seiner  erfolgten  Wahl  bei  sonstiger  Erlöschung  seines  Mandates  20  Stück 
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Stamm-  oder  Prioritätsactien  nebst  den  nicht  fälligen  Coupons  in  die 
Gesellschaftscassa  zu  hinterlegen,  welche  während  seiner  Functionsdaner 
und  nach  deren  Ablauf  bis  zur  Genehmigung  der  darauf  bezüglichen 
Rechnungen  unverkäuflich  bleiben;  jedoch  sind  ihm  die  innerhalb  dieser 
Zeit  jeweilig  verfallenden  Coupons  auszufolgen. 

§  20. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes.  Direction. 

Der  Verwaltuugsrath  ist  das  oberste  Repräsentativ-  und  Admini- 
strationsorgan der  Gesellschaft  und  vertritt  dieselbe  als  deren  Vorstand 
im  Sinne  des  Handelsgesetzes.  Er  entscheidet  in  allen  Angelegenheiten 
der  Gesellschaft,  welche  nicht  ausdrücklich  der  Beschlussfassung  der 
Generalversammlung  vorbehalten  sind.  Er  beschliesst  seine  eigene 
Geschäftsordnung  und  die  Dienstordnung,  ernennt  die  Vollzugsorgane 
und  sonstigen  Beamten  und  Diener,  bestimmt  ihren  Wirkungskreis  und 
ihre  Bezüge,  sowie  den  Wirkungskreis  und  die  Beziehungen  der  aus 
seiner  Mitte  gewählten  Comite'a. 

Zur  Ausführung  seiner  Beschlüsse  uod  zur  speeiellen  Führung  der 
Geschäfte  bestellt  der  Verwaltuogsrath  eine  Direction.  Dieselbe  ist  auf 
die  ihr  von  dem  Verwaltuogsrath  s  zugewiesenen  Befugnisse  beschränkt 
und  an  die  von  ihm  ertheilten  Instructionen  gebunden.  Der  Director 
wohnt  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  mit  berathender  Stimme  bei. 

§  21. 
Präsidium. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten  und 
einen  Präsidenten- Stellvertreter  je  für  die  Dauer  eines  Jahres.  Bei  gleich- 
zeitiger Abwesenheit  der  beiden  erwähnten  Functionäre  wird  der  Vorsitz 
von  dem  Verwaltungsrathe  interimistisch  einem  anderen  Mitgliede  durch 
Wahl  übertragen. 

§  22. 

Sitzungen  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  hat,  so  oft  es  die  Geschäfte  verlangen,  in 
jedem  Quartal  aber  mindestens  einmal,  in  Smichow,  Prag  oder  Wien 
eine  Sitzung  abzuhalten.  Die  Einladung  zur  Sitzung  erfolgt  durch  den 
Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreter,  und  diese  sind  zur  Einberufung 
verpflichtet,  wenn  von  drei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  eine 
Sitzung  unter  Angabe  des  Gegenstandes  derselben  verlangt  wird. 

Mitglieder,  welche  in  der  Sitzung  des  Verwaltungsrathes  nicht 
persönlich  erscheinen,  sind  berechtigt,  sich  durch  ein  anderes  Mitglied 
des  Verwaltungsrathes  vertreten  zu  lassen. 
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Zur  Giltigkeit  einer  jeden  Beschlussfassung  des  Verwaltungsrathes 
ist  aber  die  persönliche  Anwesenheit  von  wenigstens  fünf  Mitgliedern 
erforderlich. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  werden  durch  absolute 
Stimmenmehrheit  der  anwesenden  und  durch  Vollmacht  vertretenen 
Mitglieder  gefasst.  Bei  Gleichheit  der  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum 
Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Alle  Wahlen  geschehen  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln.  Wird 
im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt,  so  findet 
die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhalten  haben,  und  es  wird  in  diesem  Falle  die  doppelte 
Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht.  Im  Falle  der 
Stimmengleichheit  entscheidet  das  L09. 

Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse,  in  Folge  deren  ein  Antrag  auf  Ver- 
mehrung des  Actiencapitales  oder  auf  eine  neue  Ausgabe  von  Prio- 
ritätsobligationen, dann  auf  Erwerbung  neuer  Bahnlinien  (worunter  auch 
Schleppbabnen  begriffen,  wenn  je  eine  derselben  die  Länge  einer  Meile, 
oder  wenn  sämmtliche  Schleppbahnen  zusammen  die  Länge  von  zwei 
Meilen  übersteigen )  an  die  Generalversammlung  gestellt  werden  soll, 
dann  zu  Beschlüssen  über  die  Erwerbung  von  Montanwerken  oder 
solch  unbeweglichen  Besitzes,  welcher  nicht  uomittelbar  zur  Herstellung 
der  Bahn  selbst  erforderlich  ist,  ist  eine  Stimmenmehrheit  von  zwei 
Dritttheilen  der  in  der  Sitzung  des  Verwaltungsrathes  anwesenden  und 
durch  Vollmacht  vertretenen  Mitglieder  erforderlich. 

§  23. 

Sitzupgsprotokolle. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
geführt,  welche  von  dem  Vorsitzenden  und  einem  Mitgliede  des  Ver- 
waltungsrathes zu  fertigen  sind. 

§  24. 

Ausschluss  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath. 

Beamte  der  Gesellschaft,  ferner  Personen,  die  mit  ihr  in  einem 
Lieferung8-  oder  Lohnverhältnisse  stehen,  können  nicht  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  sein. 

Ausgeschlossen  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath  sind  ins- 
besondere Personen,  die  in  Concurs  verfallen  oder  zahlungsunfähig  sind, 
ho  wie  diejenigen,  welche  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  begangenen 
Verbrechens  oder  wegen  einer  solchen  Uebertretung  schuldig  befunden 
wurden.  Der  Eintritt  eines  Ausschliessungegrundes  in  der  Person  eines 
Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  hat  den  unmittelbaren  Verlust  der 
Stelle  zur  Folge. 
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§  25. 

Entlohnung  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  für  ihre  Theiinahme 
an  den  Sitzungen  sowohl  des  Verwaltungsrathes  selbst,  als  auch  eines 
aus  demselben  hervorgegangenen  Coniites,  in  welches  sie  gewählt 
wurden,  den  Ersatz  der  Spesen  ihrer  zu  den  Sitzungen  unternommenen, 
sowie  überhaupt  der  im  Auftrage  des  Verwaltungsrathes  unternommenen 
Reisen;  ausserdem  empfängt  der  Verwaltungsrath  die  unten  im  §  38 
festgesetzte  Tantieme,  jedenfalls  aber  einen  Betrag,  der  jährlich  von  der 
Generalversammlung  bestimmt  wird. 

IV.  Abschnitt. 

Revisionsausschuss. 
§  26. 

Bestellung  des  Revisionsausschusses. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellscbaftsrechnungen  bestellte  Revisions- 
ausschuss besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  drei  Ersatzmännern,  welche 
alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  dem  Ver- 
waltungsrathe  nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt 
werden. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der  Mit- 
glieder des  Revisionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der 
Stimmenzahl,  welche  sie  erhalten  haben,  in  Function,  bei  gleicher 
Stimmenzahl  entscheidet  das  Los. 

§  27. 

Rechte  und  Pflichten  des  R evisionsausschusses. 

Dem  RevisionsausBchusse  sind  die  Rechnungen,  über  welche  er  in 
der  Generalversammlung  zu  berichten  hat,  mindestens  vier  Wochen  vor 
dem  Zusammentritte  der  letzteren  von  dem  Verwaltungsrathe  mitzu- 
theilen,  und  es  ist  der  Revisionsausschuss  berechtigt,  von  den  Büchern 
und  der  ganzen  Gebarung  der  Geschäfte  Einsicht  zu  nehmen  und  von 
den  Rechnungslegern  die  nöthigen  Aufklärungen  zu  verlangen. 

V.  Abschnitt. 
Generalversammlung. 

§  28. 

Die  Statut enmässig  gebildete  Generalversammlung  repräsentirt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre  und  sind  ihre  statutenmässig  gefassten 
Beschlüsse  für  alle  Actionäre  bindend.  1 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn. 


913 


§  29. 

Ordentliche  und  ausserordentliche  Generalversammlung. 

Es  hat  jahrlich  eine  ordentliche  Generalversammlung  in  Wien, 
Prag  oder  Smichow  stattzufinden. 

Der  Verwaltungsrath  ist  aber  berechtigt,  auch  ausserordentliche 
Generalversammlungen  einzuberufen,  und  Ut  zur  Einberufung  einer  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  verpflichtet)  wenn  dieselbe  in  einer 
Generalversammlung  beschlossen  oder  dieselbe  von  einem  oder  mehreren 
Actionären,  deren  Actienbesitz  den  zehnten  Theil  des  ausgegebenen 
Actiencapitales  repräsentirt,  verlangt  wird. 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation  er- 
forderlichen Actien  bei  der  Gesellschaft  Bcassa  zu  hinterlegen  und 
gleichzeitig  den  Gegenstand  schriftlich  anzuzeigen,  welcher  der  Be- 
schlussfaesung  der  ausserordentlichen  Generalversammlung  unterzogen 
werden  soll. 

§  80. 

Einberufung  der  Generalversammlung. 

Die  Einberufung  sowohl  einer  ordentlichen,  als  auch  einer  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  geschieht  durch  öffentliche  Kund- 
machung auf  die  im  §  6  vorgeschriebene  Weise,  und  muss  diese  Kund- 
machung mindestens  12  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der  Versammlung 
anberaumten  Tage  veröffentlicht  werden. 

In  dieser  Kundmachung  müssen  die  Gegenstände,  über  welche 
die  Generalversammlung  Beschluss  fassen  soll,  ausdrücklich  bezeichnet 
werden,  und  es  kann  die  Generalversammlung  nur  über  die  in  der 
Kundmachung  bezeichneten  Gegenstände  Beschluss  fassen;  ausge- 
nommen von  dieser  Beschränkung  ist  jedoch  die  Beschlussfassung  über 
Verbesserungsanträge  zu  einem  gehörig  kundgemachten  Antrage,  dann 
über  den  Antrag  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen  General- 
versammlung. 

§  31. 

Stimmrecht  in  der  Generalversammlung. 

Der  Besitz  von  je  20  Stamm-  oder  Prioritltsactien  giebt  das  Recht 
auf  eine  Stimme  in  der  Generalversammlung. 

Zur  Ausübung  dieses  Rechtes  wird  erfordert,  dass  die  Actien 
wenigstens  sechs  Tage  vor  dem  Zusammentritte  der  statutenmässig  ein- 
berufenen Generalversammlung  in  der  Gesellschaftscassa  oder  an  einem 
anderen,  von  dem  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmten  Orte  hinterlegt 
werden.  Aber  auch  Actionäre,  weiche  weniger  als  20  8tamm-  oder 
Prioritätsactien  besitzen,  sind  berechtigt,  wenn  sie  ihre  Actien  in  der 
vorangezeigten  Weise  hinterlegt  haben,  der  Generalversammlung  beizu- 
wohnen, ohne  jedoch  ein  Stimmrecht  ausüben  zu  können. 

Die  fechtrarlroiidfln  der  Biterr.  El«enb«hn«n  U.  58 
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§  32. 

Ausübung  des  Stimmrechtes. 

Das  Stimmrecht  kann  jeder  stimmberechtigte  Besitzer  von  Stamm- 
oder Prioritätsactien  persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten, 
welcher  jedoch  selbst  ein  stimmberechtigter  Actionär  der  Gesellschaft  sein 
muss,  ausüben,  insoferne  er  eigenberechtigt  ist. 

Pflegebefohlene,  Gemeinden,  Corporationen,  öffentliche  Anstalten 
und  überhaupt  juristische  Personen  üben  das  Stimmrecht  durch  ihre 
gesetzlichen  oder  statutarischen  Vertreter  aus,  auch  wenn  diese  nicht 
selbst  Actionäre  sind. 

§  33. 

Vorsitz  in  der   Generalversammlung,  Schriftführer,  Verifi- 

catoren  und  Scrutatoren. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungßrathes  oder  in  dessen  Verhinderung  sein  Stellvertreter,  und 
falls  auch  Letzterer  verhindert  wäre,  ein  von  dem  Verwaltungsrathe  zu 
bestimmendes  Mitglied  desselben. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  von  einem 
durch  den  Vorsitzenden  ernannten  Schriftführer  ein  Protokoll  geführt, 
welches  von  zwei  Verificatoren,  die  über  Vorschlag  des  Vorsitzenden 
von  der  Versammlung  gewählt  werden,  und  welche  auch  als  Scrutatoren 
zu  fungiren  haben,  beglaubigt  wird.  Ausserdem  ist  dieses  Protokoll  auch 
von  dem  Präsidenten  und  dem  Schriftführer  zu  unterzeichnen. 

§  34. 

Bedingungen  der  Beschlussfähigkeit. 

Zur  Beschlussfähigkeit  einer  jeden  ordnungsmässig  einberufenen 
Generalversammlung  ist  erforderlich,  dass  mindestens  der  zwanzigste 
Theil  der  emittirten  Stamm-  oder  Prioritätsactien  durch  mindestens  zehn 
persönlich  anwesende  Actionäre,  welche  dem  Verwaltungsrathe  [nicht 
angehören,  vertreten  sei. 

Um  jedoch  eine  Aenderung  der  Statuten  oder  die  Vermehrung 
des  Gesellschaftsfondes  durch  Hinausgabe  neuer  Actien  oder  Priorität*? 
Obligationen  zu  beschliessen,  müssen  wenigstens  30  Actionäre,  welche 
dem  Verwaltungsrathe  nicht  angehören,  anwesend  sein,  und  müssen 
dieselben  mindestens  den  fünften  Theil  des  emittirten  Actiencapitales 
repräsentiren. 

Die  Anwesenheit  einer  gleichen  Anzahl  vou  Mitgliedern,  welche 
jedoch  den  dritten  Theil  des  ausgegebenen  Actiencapitales  repräsentiren 
müssen,  ist  dann  erforderlich,  wenn  die  Generalversammlung  über  die 
Auflösung  der  Gesellschaft  oder  über  eine  Beschränkung  der  den  Prio- 
ritätsactionären  bezüglich  der  Verzinsung  und  Capitalstilgung  zustehenden 
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Vorzugsrechte  oder  über  eine  Vermehrung  des  Prioritätsactiencapitales 
beschliessen  soll. 

In  dem  Falle,  als  eine  Generalversammlung  in  der  nach  den 
vorstehenden  Bestimmungen  zur  Beschlussfähigkeit  erforderlichen 
Weise  nicht  zu  Stande  käme,  findet  eine  neue  Einberufung  der  General- 
versammlung statt,  doch  braucht  in  diesem  Falle  die  Kundmachung 
nur  acht  Tage  und  die  Actiendeponirung  nur  drei  Tage  vor  der  anberaumten 
Generalversammlung  zu  erfolgen,  und  diese  neu  einberufene  General- 
versammlung ist  beschlussfähig,  ohne  an  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Personen  oder  der  durch  sie  repräsentirten  Stimmen  gebunden  zu  sein. 
Es  darf  jedoch  in  dieser  Generalversammlung  nur  über  solche  Gegen- 
stände Beschluss  gefasst  werden,  für  welche  die  frühere  Versammlung 
einberufen  war. 

§  35. 
Beschlussfassung. 

Alle  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  durch  absolute 
Stimmenmehrheit  gefasst. 

Zu  dem  Beschlüsse  aber  ü^er  Abänderung  der  Statuten  oder 
Erhöhung  des  Gesellschaftscapitales  durch  Hinausgabe  neuer  Actien  oder 
Prioritätsobligationen  ist  eine  Stimmenmehrheit  von  zwei  Dritttheilen, 
zur  Beschlussfassung  über  die  VerÄusserung  der  Bahn  ganz  oder  zum 
Theile  und  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  eine  Stimmenmehrheit 
von  drei  Viertheilen  und  zur  Beschlussfassung  über  die  Beschränkung 
der  Vorzugsrechte  der  Priori tätsactionäre,  sowie  über  Vermehrung  des 
Prioritätsactiencapitales  Stimmeneinhelligkeit  der  in  der  General- 
versammlung anwesenden  und  vertretenen  Actiouäre  erforderlich  (§  34). 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insoferne  die  Generalversammlung  nichts 
anderes  beschliessen  sollte,  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln.  Wird 
im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  ersielt,  s.o  findet 
die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhalten  haben,  und  wird  in  diesem  Falle  die  doppelte  Anzahl 
der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht.  Im  Falle  der  Stimmen- 
gleichheit entscheidet  der  grössere  Actienbesitz  des  Candidaten,  und  im 
Falle  auch  dieser  bei  den  Candidaten  gleich  wäre,  das  Los. 

§  3G. 

Der  Beschlußsfassung  der  Generalversammlung  vorbehaltene 

Gegenstände. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende 
Gegenstände  ausschliesslich  vorbehalten: 

a)  die  Wahl  und  zugleich  Festsetzung  der  Zahl  der  Mitglieder  den 
Verwaltungsrathes  innerhalb  der  Grenzen  des  §  16,  ferner  die 
Bestätigung  der  provisorisch  ernannten  Mitglieder; 

58* 
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6)  die  Wahl  des  Revisionsausschusees ; 

c)  die    Genehmigung    der    Jahresrechnungen,    des    Berichtes  des 
Revision sausschusses  und  die  Feststellung  der  Gewinnst vertheilung ; 

d)  die  BeschlussfassuDg  über  die  Erwerbung  anderer  Eisenbahnen 
oder  die  Einholung  von  Concessionen  zu  neuen  Eisenbahnlinien; 

e)  die  Vermehrung  des  GesellschaftsfondeB  durch  Hinausgabe  neuer 
Actien  oder  neuer  Prioritätsobligationen; 

/)  Abänderung  der  Statuten; 

Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

h)  Veräusserung  der  Bahn  ganz  oder  tbeil  weise; 

i)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer ; 
k)  die  Beschlussfassang  über  die  Höhe  der  dem  Verwaltungsrath e 

nach  §  25  gebührenden  Entlohnung. 

Die  in  der  Generalversammlung  gefassten  Beschlüsse  über  die 
sub  c,  /,  h  und  %  bezeichneten  Gegenstände  bedürfen  der  Genehmigung 
der  hohen  Staatsverwaltung. 

VI.  Abschnitt. 

Jahresrechnung,  Bilanz^  Gewinnstvertheilung. 

§  37. 
Bilanz. 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  alljährlich  am  31.  De- 
cember  abgeschlossen,  ein  allgemeines  Inventar  der  Activa  und  Passiva 
aufgestellt  und  die  Bilanz  gezogen.  Die  Rechnungen  und  die  Bilanz 
sind  dem  Revisionsausschusse  rechtzeitig  (§  27)  zu  Übergeben  und 
sollen  mit  dem  Berichte  der  Revisoren  durch  acht  Tage  vor  der 
Generalversammlung  zur  Einsicht  für  die  Actionäre  aufgelegt  und  so- 
dann der  Generalversammlung  zur  Erledigung  vorgelegt  werden. 

§  38. 

Gewinnstvertheilung. 

Aus  dem  nach  Bestreitung  aller  Betriebs-  und  Erhaltungskosten, 
nach  Abzug  der  Verluste  und  Abschreibungen  sich  ergebenden  Rein- 
erträgnisse  wird  vor  allem  die  Zahlung  der  Zinsen  und  der  Tilgungs- 
quote der  Prioritätsobligationen  (die  eventuellen  Kosten  der  Besch affung 
des  zur  Zahlung  der  Zinsen  und  zur  Gapitalstilgung  erforderlichen 
Metallgeldes  mit  inbegriffen)  und  seinerzeit,  d.  i.  sobald  die  sämmt- 
lichen  Prioritätsobligationen  getilgt  sein  werden,  die  Zahlung  der 
Actien tilgungsquote  (§  40)  bestritten. 

Von  dem  hienach  verbleibenden  Reste  werden: 

a)  4  Percent   des   eingezahlten,  nicht   amortisirten  Priorita"  tsactien- 
capitales  den  Prioritätsactionären,  hierauf 

b)  5  Percent  des  eingezahlten,  nicht  amortisirten  Stammactiencapitales 
den  Stammactionären  zugewendet, 
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c)  weitere  10  Percent  dem  Verwaltungsrathe  als  Remunerations- 
tantieme zugewiesen, 

d)  4  Percent  werden  zur  Dotirung  des  Reservrefondes  (§  39)  ver- 
wendet, 

e)  der  Best  wird  als  Dividende  an  die  Stamm-  und  PrioritMtsactionäre 
und  an  die  Inhaber  der  Genussscheine  ron  den  Stammactien  ver- 
theilt, sofern  die  Generalversammlung  nicht  eine  andere  Ver- 
wendung beschliessen  sollte. 

Die  Auszahlung  der  Dividende,  sowie  der  sub  a  und  b  er- 
wähnten 4  Percent,  beziehungsweise  5  Percent  Zinsen  erfolgt  in  dem 
von  der  Generalversammlung  bestimmten  und  gehörig  kundgemachten 
Termine. 

Dividenden,  welche  binnen  drei  Jahren  nach  ihrem  kundgemachten 
Auszahlungstermine  nicht  behoben  werden,  sind  zu  Gunsten  der  Gesell- 
schaft verfallen. 

§  39. 
Reservefood. 

Der  Reservefond,  welcher  aus  dem  Reingewinne  in  Folge  der 
Bestimmung  des  §  38  d  dotirt  wird,  ist  bestimmt,  allfällige  Verluste 
and  solche  Auslagen  zu  decken,  welche,  wie  Kosten  für  Vermehrung 
der  Fahrbetriebsmittel,  Erneuerung  der  Schienen,  Reconstruction  der 
Bauten  u.  d.  m.,  nicht  als  gewöhnliche  Babnerhaltungskosten  zu  gelten 
haben,  auch  kann  derselbe,  wenn  er  einmal  die  Höhe  von  Einem 
Fünftel  des  Actiencapitaies  überschritten  hat  und  das  Reinerträgniss 
eines  Jahres  nicht  einmal  hinreichen  würde,  den  Actionären  die  im 
§  38  lit.  a  und  b  erwähnten  4  Percent,  beziehungsweise  5  Percent 
Zinsen  zu  bezahlen,  mit  dem  den  fünften  Theil  des  Actiencapitaies 
übersteigenden  Betrage  zur  Ergänzung  dieses  Zinsenabganges  in 
Anspruch  genommen  werden.  Wenn  der  Reservefond  die  Höhe  von 
fünf  Millionen  erreicht  hat,  hat  seine  weitere  Dotirung  aufzuhören,  aber 
sie  ist  wieder  aufzunehmen,  wenn  er  unter  diese  Höhe  gefallen  ist. 

§  40. 

Tilgung  der  Actienbezugsscheine. 

Die  Tilgung  des  Actiencapitaies  erfolgt  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  nach  dem  von  dem  Verwaltungsrathe  mit  Genehmigung  der 
k.  k.  Regierung  festzusetzenden  Tilgungsplane  nach  der  erfolgten  voll- 
ständigen Tilgung  der  Prioritätsobligationen  im  Wege  von  Verlosungen 
in  Silber,  und  zwar  in  der  Art,  dass  die  Tilgung  der  Stammactien  erst 
nach  vollzogener  Amortisation  des  Prioritätsactiencapitales  stattzufinden 
haben  wird. 

Die  Verlosungen  werden  in  Smichow  vorgenommen  und  sind  die 
Nummern  der  gezogenen  Actien  kundzumachen. 

Die  verlosten  Stammactien  werden  gegen  Genussscheine  umge- 
tauscht, deren  Besitz  zum  Bezüge  der  im  §  38,   lit.  e,  bezeichneten 
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Dividende,  aber  nicht  zum  Bezüge  der  ebenda  lit.  b  erwähnten  5per- 
centigen  Zinsen  berechtigt.  Die  verlosten  Prioritätsactien  haben  dagegen 
auf  Genussscheine  keinen  Anspruch. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Beschlußfähigkeit  einer  General- 
versammlung, bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen  Capitales, 
dann  bezüglich  des  Stimmrechtes  sind  die  GenuBsscheine  den  Actien 
gleichgestellt. 

Das  Formular  dieser  Genussscheine,  welche  auf  den  Inhaber  su 
lauten  haben  werden,  wird  seinerzeit  von  dem  Verwaltungsrathe  zur 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung  vorgelegt  werden. 

VII.  Abschnitt 
Staatsaufsicht  und  Schlussbestimmungen. 

§  41. 

Landesfürstlicher  Commissär  und  besondere  Verpflichtungen 

der  Gesellschaft. 

Das  der  Staatsverwaltung  zustehende  Aufsichtsrecht  wird  von 
derselben  nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  und  des 
§  16  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  25.  Juni  1870, 
R.  G.  Bl.  Nr.  97,  geübt. 

Mit  Bücksicht  auf  die  damit  verbundene  Geschäftslast  wird  von 
der  Gesellschaft  eine  jährliche  Pauschalsumme  an  den  Staatsschatz 
geleistet,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  in  Gemässheit  des  oben 
citirten  §  16  derselben  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  bestimmt  wird. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich  in  Gemässheit  des  §  16  der 
Allerhöchsten  Concessionsurkunde,  die  aus  Anlass  von  Aenderungen  im 
Verwaltungsorganismus  disponibel  gewordenen  Staatsbeamten,  insoferne 
sie  die  nötbige  Befähigung  besitzen  und  den  Erfordernissen  der  von 
den  Concessionären  aufzustellenden  Dienstordnung  entsprechen,  bei 
Bewerbung  um  eine  Dienstesstelle  vorzugsweise  zu  berücksichtigen. 

Die  Gesellschaft  ist  zufolge  der  ihr  erth eilten  Allerhöchsten 
Concessionen  verpflichtet,  die  sich  für  eine  Anstellung  bei  der  Unter- 
nehmung meldenden  und  dazu  geeigneten  ausgedienten  Militärs  vor- 
zugsweise zu  berücksichtigen,  und  insbesondere  den  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  über  die  Anstellung 
gedienter  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr nachzukommen. 

§  42. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wird  die  Liquidation 
von  der  Generalversammlung  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des 
Handelsgesetzbuches  festgesetzt. 


In  dem  vorstehend  abgedruckten  Statutentexte   erseheint  die  mit  dem 
Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  20.  September  1888,  Z.  16631 
genehmigte  Aenderung  berücksichtigt. 
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schaft. 

Mit  Rückeicht  auf  die  angebahnte  vollständige  Umgestaltung  der 
Rechtsverhältnisse  dieser  Bahngesellschaft  bleibt  der  Abdruck  der  auf 
dieselbe  bezüglichen  Urkunden  für  eine  später  folgende  Stelle  dieser 
Sammlung  vorbehalten. 
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1.  Concessionsurkunde  vom  9.  Mai  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  48, 

für  die  Localbahnen:  von  Königgrätz  nach  Wostroinef  mit  einer  Abzweigung 
Ton  Sadowa  nach  Smific;  Ton  Niniburg  nach  Jlfin,  mit  Abzweigungen  von 
Kfinec  nach  Konigstadü  und  vonKopidlno  nach  Liban;  Ton  NezY$stlc  nach 

Miroschau  nnd  ?on  Nusle  nach  Modfan. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich;  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Bauunternehmer  Johann  Muzika  nnd  Karl  Schnabel 
in  Prag  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe 
nachstehender  Localbahnen,  nnd  zwar: 

1.  von  Königgrätz  nach  Wostromef  mit  einer  Abzweigung  von 
Sadowa  nach  Smific, 

2.  von  Nimburg  nach  Jidin,  mit  Abzweigungen  von  Kfinec  nach 
Königstadtl  nnd  von  Kopidlno  nach  Libafi, 

3.  von  NezvSstic  nach  Miröschau  und 

4.  von  Nusle  nach  Modfan 

gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemein- 
nützigkeit der  Unternehmen,  den  genannten  Bittstellern  die  Concession 
anf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854, 
R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl. 
Nr.  56,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  i. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  der  nachstehenden  als  normalspurige  Localbahnen  auszuführen- 
den Locomotiveisenb ahnen,  und  zwar: 

1.  von  der  Station  Königgrätz  der  priv.  Südnorddeutschen  Ver- 
bindungsbahn nach  Wostromef,  mit  einer  Abzweigung  von  Sadowa 
nach  Smific; 

Die  Localbahn  von  Königgrätz  nach  Wostromef  gelangte  am  19.  März  1882, 
die  Abzweigung  von  Sadowa  nach  Smific  am  25.  März  1882  zur  Eröffnung. 
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2.  von  der  Station  Nimburg  der  priv.  Oesterreichischen  Nord- 
westbahn nach  Jicin,  mit  einer  Abzweigung  von  Kfinec  über  Dymokur 
nach  Königstadtl,  nnd  von  Kopidlno  nach  Liban; 

Die  Localbahn  von  Nimburg  (Velelib)  naoh  Ji&in,  sowie  die  Strecke  von 
Kfinec  bis  Dymokur  wurde  am  16.  November  1881,  die  Strecke  von  Dymokur 
bis  Königstadtl  am  19.  Februar  1882  und  die  Abzweigung  von  Kopidlno  nach  Liban 
am  1.  Juli  1882  eröffnet. 

3.  von  Nezvestic  bei  der  Station  Blovic  der  priv.  Kaiser  Franz 
Joseph-Bahn  nach  Miiöscban  mit  der  eventuellen  Einbeziehung  der 
bereits  bestehenden,  der  Miröschauer  Steinkohl  enge  werkschaft  gehörigen 
und  für  den  öffentlichen  Verkehr  umzugestaltenden  Industriebahn  von 
der  Station  Rokyzan  der  priv.  Böhmischen  Westbahn  von  Miröschau 
nach  Kokyzan; 

Die  Localbahn  von  Nezvestic  nach  Miröschau  wurde  am  1.  August  1882 
eröffnet.  Die  von  den  Concessionären  erworbene  Industriebahn  von  Rokvzan 
naoh  Miröschau,  welche  laut  des  Handelsministerial-Erlasses  vom  31.  October  1881, 
Z.  34939,  als  integrirender  Bestandtheil  der  Localbahn  von  NezvSstio  nach 
Miröschau  anzusehen  ist,  auf  welchen  alle  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Aller- 
höchsten Concessionsurkunde  insbesondere  die  Normen  über  das  staatliche 
Einlösungs-  und  Heimfallsrecht  Anwendung  zu  finden  haben,  wurde  nach  Durch- 
führung der  entsprechenden  Umgestaltung  am  1.  Jänner  1883  dem  öffentlichen 
Verkehre  übergeben. 

4.  von  der  Station  Nusle  der  priv.  Kaiser  Franz  Joseph -Bahn 
Lach  Modfan. 

Die  Localbahn  von  Nusle  nach  Modfan,  welohe  am  1.  März  1882  *ur 
Eröffnung  gelangte,  wurde  auf  Grund  des  Vertrages  vom  7./11.  Juli  1886  im 
Tausohwege  an  die  Oesterreiohische  Local-Eisenbahn-Gesellschaft  tibertragen, 
wogegen  die  letztere  nebst  einer  Baraufzahlung  von  170.000  fl.  ihre  Localbahnen 
von  Smidar  nach  Hochwessely  und  von  Brandeis  über  Öelakowio  nach  Mochow 
an  die  Böbmisohen  Commercialbahnen  abtrat.  (Vgl.  die  Kundmachung  vom 
18.  Juli  1890,  Doc.  7.) 

Die  Linie  von  Brandeis  über  Öelakowic  naoh  Mochow  wurde  sohin  sammt 
der  von  den  Böhmischen  Commeroialbahnon  käuflich  erworbenen  Industriebahn 
von  Neratowio  nach  Elbekosteletz  zufolge  Vertrages  vom  30.  December  1890 
mit  der  Wirksamkeit  vom  1.  Jänner  1887  gegen  Rückerstattung  von  Nominale 
l,i'00.000  fl.  Prioritätsobligationen  der  Böhmischen  Commercialbahnen  an  die  priv. 
österreichisch-ungarische  Staatseisenbahngesellsohaft  verkauft. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildenden  Eisenhahnen  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum 
Zwecke  der^  Capitalsbescbaffung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
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Verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung, sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des 
Baues  und  der  Instruirung  der  Bahnen  bis  zum  Schlüsse  des 
ersten  Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimssebeine  und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritäts- 
obligationen,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertraguogsgebühr ; 

e)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Conceasionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen,  ferner  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und 
Einkommensteuer,  von  der  Entrichtung  der  Couponstempelgebühren, 
sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze 
eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (80)  Jahren, 
vom  heutigen  Tage  an  gereebnet. 

§  3- 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahnen 
sofort  zu  beginnen  und  längstens  bis  1.  September  1882  zu  vollenden, 
die  fertigen  Bahnen  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  tibergeben  und 
während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe 
zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung   des   vorstehenden   Bautermines   haben  die 
Concessionäre  durch  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von  Einmalhundert- 
tausend  (100.000)  Gulden  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  ge 
eigneten  Werth effecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann 
diese  Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concession irten 
Eisenbahnen  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel- 
bahnen zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessioniiten  Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
ceseionsbedingungen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze 
vom   14.  September    1854,    R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahn- 
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betriebsordnuDg  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  nnd  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Um- 
gang genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte 
Maximalgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums 
für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handels- 
ministerium zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung 
finden. 

§  & 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  entweder  eine  Actiengesellschaft  zu 
bilden,  oder  die  aus  dieser  Concession  erwachsenen  Rechte  und  Pflichten 
an  eine  schon  bestehende  Actiengesellschaft  zu  übertragen. 

Die  zu  bildende  Actiengesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten der  ConceBsionäre. 

Der  Nominalbetrag  der  auszugebenden  Prioritätsobligationen  darf 
die  Hälfte  des  gesammten  Nominalanlagecapitales   nicht  überschreiten. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Actien  und  Prioritätsobligationen  unterliegen  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  darf  in  keinem  Falle  vor 
Vollendung  und  Inbetriebsetzung  der  im  §  1  concessionirten  Bahnen 
erfolgen. 

§  7. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  6,  des  Eisen  - 
bahnconcessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an 
gerechnet,  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes 
nicht  eingehalten  werden,  soferne  eine  etwaige  Terminüberschreitung 
nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  6,  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und 
namentlich  durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt 
werden  könnte. 

§  8- 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  con- 
cessionirten Bahnen  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jeder- 
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zeit  gegen  eine  an  die  Concessionäre  zn  leistende  Barentschädigung 
einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösurgspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Rein- 
erträgnisse der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der  durch- 
schnittliche Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  Öpercentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staats  Ter  waltung  genehmigten 
Nominalanlagecapitales  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig  ist, 
so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungs- 
preises zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt.  Letzteres  gilt 
auch  für  den  Fall,  dass  die  Einlösung  der  Bahnen  vor  Ablauf  des 
siebenten  Betriebsjahres  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  nach  Wahl  der  Staatsver- 
waltung entweder  in  einer  dem  obigen  Durchschnitts-,  beziehungsweise 
Minimalerträgnisfie  gleichkommenden  Rente,  welche  den  Concessionären 
während  der  übrigen  Concessionsdauer  in  halbjährigen,  am  1.  Jänner 
und  am  1.  Juli  jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  zu  erfolgen  ist, 
oder  in  der  einmaligen  Zahlung  jenes  Betrages  zu  bestehen,  welcher 
dem  auf  Grund  einer  5p  er  centigen  Verzinsung  zu  ermittelnden  rechnungs- 
mäseigen  Capitalswerthe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
fällig  werdenden  Jahresrenten  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der  Bahnen 
entspricht. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  übrigens  das  Hecht  vorbehalten,  bei 
Einlösung  der  concessionirten  Bahnen  in  die  Verpflichtung  der  Con- 
cessionäre,  beziehungsweise  deren  Rechtsnachfolger  bezüglich  der  Ver 
zinsung  und  plan  massigen  Tilgung  der  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung aufgenommenen  Prioritätsobligationenschuld  als  Selbst- 
schuldner einzutreten,  in  welchem  Falle  das  Erforderniss  für  Verzinsung 
und  Tilgung  der  Prioritätsobligationenschuld  von  der  obigen  Barent- 
schädigung in  Abzug  zu  bringen  ist. 

Die  Ziffer  des  Nominalanlagecapitales  ist  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  zu  unterziehen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue 
Bauten  ausgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  dickfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahnen  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Auszahlung  des  Einlösungspreises  ohne 
weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den  Genuas  der  gegen- 
wärtig concessionirten  Linien  mit  allen  dazu   gehörigen  beweglichen 


Digitized  by  Google 


«♦26 


K.  k.  priv.  Böhmische  Commercialbahnen. 


und  unbeweglichen  Sachen  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der 
Material  vorrät  he. 

§  »• 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahnen  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs  einschliesslich  des  Fahrparks  und 
der  Materialvorräthe  (§  8). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Conceesion,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahnen  (§  8)  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum 
des  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reserve 
fondes  und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rticksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  eu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselben  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurden, 
da89  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  10. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahnen,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht, 
den  Sitzurjgen  des  Yerwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Geschäfts- 
vorstand fungirenden  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so 
oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den 
Gesetzen  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
haben  die  Concessionäre  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene 
Geschäftslast  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird,  dagegen 
werden  die  Concessionäre  von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852, 
begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus 
der  polizeilichen  und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden 
Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und 
Erhaltung  von  Amtslocalitaten  enthoben. 
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§  11. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Conceesionsurkunde,  in  den  Con- 
cessionsbedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen 
vorkommen  sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  den  Concessionären  das 
Hecht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Ge- 
richten auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden, 
die  es  Detrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien,  am  neunten  Tage  des  Monates  Mai  im  Jahre  des  Heiles  Ein- 
tausend achthundertachtzig  und  eins,  Unserer  Reiche  im  Dreiund- 
dreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Plno  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse  vom  27.  Mai  1881,  C.  Bl.  Nr.  67, 

für  die  Localbahnen  a)  von  Königgriitz  nach  Wostromef  mit  einer  Ab- 
zweigung von  Sadowa  nach  Siniric;  b)  von  Himburg  nach  Jiöin  mit  Zweig- 
linien von  KHnec  nach  Kttnigstadtl,  sowie  von  Kapldlno  nach  Liban;  c)  von 
NezYestiz  nach  Mirösehau  mit  Einbeziehung  der  Industriebahn  Ton  Rokyzau 
nach  Miroschau  und  d)  Ton  Näsle  nach  Mo  dran. 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirten  Locomotiveisenbahnen: 
a)  von  Königgrätz  nach  Wostromef  mit  einer  Abzweigung  von  Sadowa  nach 
Smific; 

h)  von  Nimburg  nach  Jicin  mit  Zweiglinien  von  Kfinec,  sowie  von  Kopidlno 
nach  Liban; 

c)  von  NezvSstic   nach  Mirösehau  mit  Einbeziehung  der  Industriebahn  von 
Rokyzan  nach  Miröachau  und 

d)  von  Nusle  nach  Modfan 

sind  als  normalspurige  Localbahnen  herzustellen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Beitriebseinrichtungen  hat  nach  Massgabe 
der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeete  und  der  nach- 
stehenden technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Balm  sind 
dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
die  überhaupt   ergehenden  Anordnungen   der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  ge- 
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nauestens  zu  befolgen.  Desgleichen  haben  die  Conoessionäre  beim  Baue  auch  allen 
vom  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden 
Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau- 
und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

ad  a)  Die  von  KÖniggrätz  nach  Wostromef  mit  der  Abzweigung  von 
Sadowa  naoh  Smifio  zu  erbauende,  in  der  Hauptlinie  84  6  Kilometer  lange  und 
mit  der  11*4  Kilometer  messenden  Abzweigung  zusammen  46*0  Kilometer  lange 
Bahn  beginnt  am  Bahnhofe  Königgrätz  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn, 
beziehungsweise  Südnorddeutschen  Verbindungsbahn,  wendet  sich  nach  Nord- 
westen, berührt  die  Orte  PlotiSt,  Wsestar,  Langenhof,  nimmt  nächst  dem  Orte 
Dohalicka  eine  nordöstliche  Richtung,  berührt  Sadowa,  Sow&titz,  wendet  sich 
nächst  Hneweowes  abermals  nach  Nordwest,  führt  an  Unter- Cernatek,  RaSin,  Gross- 
Jeritz,  Chwalina,  Gutwasser,  Domoslawitz  vorüber  und  gelangt  nächst  Wostroitef 
in  die  gleichnamige  Station  der  Oesterreichischeu  Nordwestbahn. 

Die  Abzweigung  Sadowa-Smific  erfolgt  aus  der  ourrenten  Strecke  nächst 
Hneweowes,  von  dort  führt  die  Trace  an  Benatek,  Hofenowes,  Racitz  und  Trotina 
vorüber  und  sobliesst  in  Sroific  an  die  gleichnamige  Station  der  Südnorddeutschen 
Verbindungsbahu  an. 

ad  b)  Die  von  Nimburg  nach  Jißin  mit  Abzweigung  von  Kfinec  nach 
Königstadtl  und  von  Kopidlno  nach  Lican  auszuführeden,  in  der  Hauptlinie  42*2 
Kilometer,  mit  den  beiden  12  3  Kilometer,  beziehungsweise  5*9  Kilometer  messenden 
Abzweigungen  zusammen  60'4  Kilometer  lange  Bahn  führt  von  der  Oesterreichischen 
Nordwestbabn,  an  welcher  sie  nördlich  von  der  Station  Nimburg  ihren  Ausgangs- 
punkt findet,  naoh  Nordost,  berührt  WSechlap,  Ronow,  Kfineo,  RoSdialowitz, 
Kopidlno,  Psowes,  BartoSow,  Jicinowes,  mündet  nächst  JiSin  in  die  Linie  Wostromef - 
JiCin  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn  ein. 

Die  Abzweignng  nach  Königstadtl  erfolgt  aus  der  currenten  Strecke  der 
Hauptlinie  in  der  Nähe  von  Kfinec  und  wendet  sich  diese  Trace  nach  Südost  an 
Dvmokur,  Paust,  Wifiitz  vorüber,  um  östlich  von  Königstadtl  ihr  Ende  zu  finden. 

Die  Abzweigung  von  Liban  findet  nächst  Kopidlno  statt,  von  wo  die  Linie 
an  Psinetz  vorüber  in  nahezu  nördlicher  Riohtung  naoh  Liban  führt  und  in  der 
Nähe  dieses  Ortes,  und  zwar  südlich  desselben  endet. 

ad  c)  Die  von  Miröschau  nach  Nezvestie  mit  einer  Abzweigung  zum  Kohlen- 
förderschachte  bei  Zlamnoha  zu  erbauende,  in  der  Hauptlinie  18*7  Kilometer  und 
mit  der  0*7  Kilometer  messenden  Abzweigung  19*4  Kilometer  lange  Bahn  beginnt 
am  Ende  der  Station  Miröschau  der  Rokyzan-Mirösohauer  Kohlenbabn,  berührt, 
eine  südliche  Richtung  einschlagend,  den  Ort  Miröschau,  wendet  sich  nXohst 
Pfikositz  naoh  Westen,  führt  an  Mesobno,  Kornati tz.  Stiahlawitz  vorüber  und 
mündet  bei  Nezvestio  iu  die  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  ein,  woselbst  anlässlich 
dieser  Einmündung  eine  neue  Station  angelegt  wird. 

Nächst  Miröschau  wird  eine  Abzweigung  in  östlicher  Richtung  zu  dem 
Kohlenford  ersohaohte  Zlamnoha  ausgeführt. 

ad  d)  Die  von  Nusle  nach  Modfan  zu  erbauende,  12  6  Kilometer  lange 
Bahn  zweigt  von  dem  zukünftigen  Rangirbahnhofe  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn 
in  der  Riohtung  gegen  Wien  ab,  berührt  die  Orte  Mioble,  Unter-Kostel,  Ober- 
und  Unter-Kr?,  wendet  sich  sodann  nächst  Branik  nach  Süden  in  das  Moldau-Thal, 
berührt  den  Ort  Hotkowiöka  und  gelangt  an  dem  Orte  Modran  vorüber  bis  zur 
dortigen  Actien Zuckerfabrik  und  Raffinerie,  in  deren  Nähe  die  Endstation  Modfan 
angelegt  wird. 

Diese  Bahnen  sind  mit  einer  Spurweite  von  1*435  Meter  als  Local bahnen^ 
mit  blossem  Tagverkehre  für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von  24  Kilometer 
per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 
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Abänderungen  der  genehmigten  Bahntrace  können  nnr  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  wie  anch  nur  dann  Torgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahnen  nicht  verändert  wird. 

3.  Ansohlflsse  an  bestehende  Bahnen,  an  die  priv.  Oesterreichische 
Nordwestbahn,  an  die  priv.  Südnorddeutsche  Verbindungsbahn  und 
an  die  priv.  Kaiser  Frans  Joseph- Bahn  und  Einmündung  von  Indus  tri  e- 

Sohleppbahnen. 

Die  Conoessionäre  verpflichten  sieb,  wegen  des  Anschlusses  der  con- 
oessionirten  Eisenbahnen  an  die  bereits  bestehenden  Bahnen,  sowie  wegen  Ein- 
richtung des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre  eine  Vereinbarung  mit  den 
betheiligten  Babnverwaltungen  anzustreben  nnd  die  bezüglichen  Uebereinkommen 
der  Staatsverwaltung  sur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  Conoessionäre  haben  biebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Personen- 
verkehres für  die  thunlichste  Erleichterung  beim  Uebergange  von  der  eigenen 
auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  etwaigen 
gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes  unterwerfen  sich  die  Conoessionäre  dem  Aus- 
spruche des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Aosoblussbahn 
nicht  erzielt  werden  sollte. 

Die  Kosten  der  anlXsslioh  dieser  Anschlüsse  an  die  Stationen  der  bestehenden 
Bahnen  auszuführenden  Bauten  sind  von  den  Concessionären  zu  tragen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  iniindischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Berg- 
werks- und  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Die  Conoessionäre  sind  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmündung  von 
Verbindungsbahnen,  welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen 
Industrieunternehmungen  zum  Behufs  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn 
angelegt  werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Alt  gegen 
Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

4.  Ermässigte  Fahrgeschwindigkeit. 

Die  conoessionirten  Bahnen  sind  für  eine  Maximal-Fahrgeschwindigkeit  von 
24  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  auszurüsten. 

Laut  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  6.  April  1882, 
Z.  5352  (C.  Bl.  Nr.  47),  wurde  der  Gesellschaft  für  die  unter  a  bis  d  angeführten 
Linien  die  Einführung  eines  Naohtverkehrs  unter  Herabminderung  der  Maximal- 
gesoh windigkeit  von  24  auf  22  Kilometer  und  gegen  Beobachtung  der  bestehenden 
Sicherheitsvorschriften  gestattet. 

Laut  Handelsministerial-Erlasses  vom  23.  August  1883,  Z.  27682  (C.  Bl. 
Nr.  104),  wurde  fttr  gemischte  Züge,  welche  auf  der  Strecke  Velelib-Jiöm  mit 
direotem  Anschlüsse  von  und  nach  Prag  verkehren,  die  Erhöhung  der  Maximal - 
geschwindi gkeit  auf  30  Kilometer  per  Stunde  genehmigt. 

5.  Unterbau. 

Die  Bahnen  sind  eingeleisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  anoh  die 
Grundeinlösnng  durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  Steigung  in  der  currenten  Strecke  werden  festgesetzt: 
12  5  pro  mille  —  1  :  80  für  die  Linie  von  Königgrätz  über  Sadowa  nach  Wostromof 
mit  einer  Abzweigung  von  Sadowa  naoh  Smific ;  16  67  pro  mille  =  1  :  60  für  die 
Linie  Nimburg-Jiöin  mit  Abzweigungen  von  Kfinec  nach  Königstadtl  und  von 
Kopidlno  nach  Liban;  20  pro  mille  =  1  :  50  ffir  die  Linie  Miröschau-NezvSstic 

Dl«  R«<jht»urkund»n  Jer  8»terr.  KUenbahnen  II.  59 

Digitized  by  Google 


930 


K.  k.  priv.  Böhmische  Commeroialbahnen. 


mit  einer  Abzweigung-  mm  KohlenfÖrderschachte  Zlamnoha  und  20  pro  mille  = 
1  :  50  für  die  Strecke  Nusle-Modfan. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*5  pro  mille  =  1  :  400 
betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Oeleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4*5  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*5  Meter  betragen. 

Die  Mimmal-Curvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  nicht  unter 
150  Meter  betragen. 

Bei  Curven  von  weniger  als  500  Meter  hat  der  Einlauf  in  die  gerade  Linie 
mittelst  entsprechenden  Uebergangs curven  zu  erfolgen. 

Zwischen  den  Ueberhöhuugsrampen  der  äusseren  Schienen  zweier  entgegen- 
gesetzter Curven  soll  eine  gerade  Strecke  von  mindestens  10  Meter  liegen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  0  Meter  sowohl  bei  Dämmen  als 
bei  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5*0  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erbreiterung  des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  haltbar  herzustellen 
und  erforderlichenfalls  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  das  Brückenplanum  eine  benützbare  Minimalbreite  von  4*3  Meter  erhalten. 

Objecto  bis  zu  8*0  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichender  Höhe  des 
Bahnkörpers  einzuwölben,  bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten 
bis  zu  10  0  Meter  Spannweite  dürfen  Tragconstructionen  von  Holz  angewendet 
werden,  bei  allen  grösseren  offenen  Objecten  und  Brücken  sind  Eisenoonstruotionen 
zu  verwenden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brückenconstructionen 
sind  die  durch  §  2  der  Verordnung  vom  30.  August  1870  normirten  Lasteu  zu 
Grunde  zu  legen. 

Für  Eisenconstructionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Constructionstheile  exclusive  der  Nieten  bis  zu  900  Kilogramm  und  für  die  Nieten 
bis  zu  700  Kilogramm  per  Quadratcentimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 


Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stesses  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimalgewicht 
per  laufendes  Meter  21*75  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximalsohwellen- 
distanz  von  0*88  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Länge 
2*30  Meter,  obere  Breite  0-15  Meter,  untere  Breite  0*20  Meter,  Höhe  014  Meter. 

Die  Verwendung  von  halbrunden  Schwellen  ist  bei  Einhaltung  vorstehender 
Dimensionen  zulässig. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Sohienenunterkante  eine  Kronen- 
breite  von  3*0  Meter  und  eine  Tiefe  von  0*25  Meter  auf  Dämmen,  0'30  Meter  in 
Einschnitten  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  ist  in  der  nachstehenden  Tabelle 
festgesetzt. 


6.  Oberbau. 


Für  die  Linie: 


Länge   der  Neben- 
geleue   in  Procent 
der  Batinlängc 


a)  Königgrätz-Sadowa-Wostromef  nebst  Abzweigungen 
h)  Nimburg-Ji&n  nebst  Abzweigungen  

c)  Miröschau-Nezvestic   . 

d)  Nusle-Modfan  


12*6 
11*6 
160 
182 
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7.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  die  Gebäude  für  den  Personendienst  den  localen  Ver- 
hältnissen entsprechend  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Untermauerung 
aus  Riegelwänden  erbaut  werden. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten 
versehen  zu  sein. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Fachwerk  und  Biegelmauern  oder  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermauerung  er- 
richtet werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stetB  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
looalen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  hat 
höchstens  zu  betragen: 

.  Entfernung  der 

Für  die  Linie:  Stationen 

aj  Königgrätz-Sadowa-Wostromef  nebst  Abzweigungen   5*1 

h)  Nimburg-Jicm  nebst  Abzweigungen   5  0 

c)  Miröschau-Nezvestio   4  8 

d)  Nusle-Modfan   31 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  ourrenten  Strecke  kann  im  All- 
gemeinen unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  Ueber- 
setzungen  besonders  frequenter  Strassen  vorkommen. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  oder  aus  hölzernen  Block- 
wänden hergestellt  werden.  Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und 
ähnliche  Anlagen  an  der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

8.  Betriebseinriohtungen. 

Die  Anlage  einer  Telegraphenleitung  kann  insolange  als  keine  Zugskreuzungen 
auf  der  Bahn  stattfinden,  die  Aufstellung  von  Glockensignalen  jedoch  in  allen 
Fällen  unterbleiben;  für  den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen  akustisohen, 
auch  die  duroh  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale  zu  verwenden. 

An  Abzweigungsstellen  von  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahnen 
sind  Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 

9.  Fahrbetriebsmittel. 
An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen: 

Tenderloeomotlve  Personen-         Dienstwagen  Lastwagen 

v:i~  Ai^  t;«;«.        mit  einer  Maximal-  wagen  II.  (Po9t-  und  Gepäcks-  verschie- 

DUr  aie  Linie.          beUwtung  von  9  und  III.           wagen  und  dener 

Tonnen  ('lasse  Conducteurowagen)  Gattung 
a)  Königgrätz-Sadowa-Wostromef 

nebst  Abzweigung                     4  9                  2  36 

h)  Nimburg-JiSin  nebst  Abzwei- 
gung                                       5  12                  2  50 

c)  Miröschau-Nezvestio                   3  6                  2  63 

d)  Nusle-Modfan                           2  6                  2  20 

Von  den  oben  angeführten  Wagen  muss  mindestens  der  fünfte  Theil  mit 
Bremsvorrichtungen  versehen  sein. 

10.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Aus- 
rüstungsgegenstände sind  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen;  diese  Ver- 
pflichtung obliegt  jedoch  den  Conoessionären  in  Bezug  auf  die  Fahrbetriebsmittel 
nur  insoweit,  als  dieselben  rechtzeitig  im  Inlande  beschafft  werden  können. 

69* 
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II.  Botrieb. 

1.  Peraonen-  und  Gütertarife. 

Die  Beförderungsgebühren  im  Personenverkehre,  die  Tarife  für  den  Güter- 
transport, die  Waarenolassification  und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen 
Nebenbestimmungen  unterliegen  der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei 
einerseits  auf  die  öffentlichen  Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende 
Rentabilität  des  Bahnunternehmens  und  auf  abgeschlossene  Frachtverträge  Bedacht 
genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetslichen  Lai.  des  Währung  ohne  Agiosuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  einem  Betriebsjahre  ein  Reinerträgniss  von  mindestens 
sieben  (7)  Percent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann  das  Handelsministerium 
eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dabin  in  Kraft  gewesenen  Tarif- 
sätze anordnen. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Personen-  undFraohtentarifbestimmungen 
der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten;  einer  solchen  allgemeinen  Regelung  haben 
sich  die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  außergewöhnlichen  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiehsrathe  vertretenen  Ländern 
ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erfordernis«  die  einschlägigen  Frachtpreise 
herabzumindern. 

3.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postverwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des  Art.  II 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  folgende  Bestimmungen 
zur  Anwendung: 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmäßigen  Zügen  zu  befördern.  Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen 
zu  Zwecken  der  Postanstalt  können  die  Concessionäre  ein  angemessenes,  im  Wege 
der  Vereinbarung  festzustellendes  Entgelt  in  Anspruoh  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost,  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werthsendungen, 
hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen.  Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur 
Postbeförderung  benützten  Züge  hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften 
mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  den  Concessionären  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein.  Die 
innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser  Räumlichkeiten 
obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahnen 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Verwaltungsrathe  der  Eisenbahnen  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  be- 
fördert werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staats- Telegraphenaustalt. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für  den 
Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  nothwendig    werdenden  Telegraphenleitungen 
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gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entachädigung  auch  für  Staats-  und  Privat- 
correspondensen  verwenden  su  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
den  Concessionären  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnswecke  benutzten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  gegen  Vergütung  der  diesfalls 
etwa  erwachsenden  Mehrkosten  die  Drähte  der  Staatstelegraphen  an  den  Stützpunkten 
dieser  Leitung  anzubringen 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die  Concesaionäre  durch 
das  Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken.  Die  Concesaionäre  sind  ferner 
verpflichtet,  auf  ihrer  Bahn  die  Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphen- 
anstalt  nach  den  für  Militärtransporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in 
ihren  Bahnhöfen  und  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

5.  Leistungen  zu  Gunsten  des  Militärärars. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen,  und  zwar 
nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlieh  der  Begünstigungen  reisender 
Militärs  bei  der  priv.  Oesterreichischen  Nordwestbahn  jeweilig  in  Kraft  stehenden 
Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichshälften, 
auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung 
des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  su 
den  Wsffen  Übungen  und  Controls  Versammlungen,  ferner  auf  das  Militärwacbcorps 
für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch 
organisirte  Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 

Die  Conoeasionäre  verpflichten  sieb,  dem  von  den  österreichischen  Eisenbahn- 
gesellschaften abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  Anschaffung  und  Bereit- 
haltung von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militärtransporte,  die  Leistung  gegen- 
seitiger Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte, 
ferner  den  organischen  Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feld- 
eisenbahnabtheilungen, sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen 
Nachtragsübereinkommen  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande 
auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  nnd 
Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahngeseüschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen  gegenseitiger 
Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militärtransporte  und  der 
Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  den  Concessionären  nur  insoweit,  als  deren 
Erfüllung  nach  Massgahe  des  secundären  Charakters  dieser  L'nien  und  der 
demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und 
Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber  dem  Handelsministerium  die 
Entscheidung  zusteht 

Die  Conoassionäre  verpflichten  sich,  bei  Besetzung  von  Dienstposten  im 
Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  gediente  Unter- 
offioiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht  su  nehmen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Conoession  oder  aus 
Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handels- 
ministerium znm  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten 
ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäoke  unentgeltlich  befördert  werden. 
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7.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der 
Rückfahrt,  sind  «ur  halben  Personenzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunlichkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

8.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staats-Pferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staats-Pferdezuchtanstalten  veranlassten  Sen- 
dungen und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten 
Tarifsätze,  jedoch  mit  der  oben  Punkt  5,  Absatz  5,  angegebenen  Beschränkung, 
Anwendung  zu  finden. 

Wien,  27.  Mai  1881. 

Der  k.  k.  Handelsministen 
Pino  m.  p. 

3.  Concessionsurknnde  vom  17.  Mai  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  60, 

für  die  Locomotireisenbahnen:  a)  von  Liban  nach  Bakow  mit  einer  Ab- 
zweigung  von  Dätenitz  nach  Dobrowitz  und  b)  von  Kropa  nach  KoUeschowitr. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Bauunternehmer  Johann  Muzika  und  Karl  Schnabel 
in  Prag  die  Bitte  um  Eitheilung  der  Corcession  zum  Baue  und  Betriebe 
nachstehender  Localbahnen,  und  zwar: 

1.  von  Libsö  nach  Bakow  mit  einer  Abzweigung  von  DStenitz 
nach  Dobrowitz  und 

2.  von  Krnpa  nach  Kolleschowitz  gestellt  haben, 

so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Eiwägung  der  Gemeinnützigkeit  des 
Unternehmens  den  genannten  Bittstellern  die  Conce6sion  auf  Grund  des 
Eieenbahnconceesionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  B.  G.  Bl.  Nr.  238, 
sowie  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  B.  G.  Bl.  Nr.  56,  wie  folgt, 
zu  erth eilen: 

.§ *• 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  der  nachstehenden,  als  normalspuiige  Localbahnen  herzu- 
stellenden Locomotiveisen bahnen,  und  zwar: 

1.  von  der  Station  Libafi  der  Linie  Kopidko- Liban  der  priv. 
Böhmischen  Commercialbahnen  über  DStenitz  und  Unter- Bautzen  nach 
Bakow  zum  Anschlüsse  an  die  priv.  Turnau-Kralup- Prager  Bahn  nebst 
einer  Abzweigung  von  DStenitz  nach  Dobrowitz,  mit  der  eventuellen 
Einlezieburg  der  berfits  bestehenden  und  für  den  öffentlichen  Verkehr 
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umzugestaltenden  Fürst  Thurn-Taxis'schen  Schleppbahn  von  der  Station 
Dobrowitz  der  priv.  Nordwestbahn  zur  dortigen  Zuckerfabrik; 

Die  Localbahn  von  Liban  nach  Bakow  mit  der  Abzweigung  von  DStenitz 
nach  Dobrowitz  gelangte  am  20.  August  1883  zur  Eröffnung. 

2.  von  der  Station  Krupa  der  a.  priv.  Buschtehrader  Eisenbahn 
nach  Kolleschowitz. 

Die  Allerhöchste  Concession  für  die  Localbahn  Ton  Krupa  naoh  Kolleschowitz 
wurde  laut  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  26.  October  1882, 
R.  0.  Bl.  Nr.  155,  an  die  aussch liessend  priv.  Buschtehrader  Eisenbahn  über- 
tragen. (Vgl.  „Abschliessend  priv.  Buschtehrader  Eisenbahn".  Doc.  15  und  16.) 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  dieser  Concessionsurkunde  bildenden  Eisen- 
bahnen werden  nachstehende  Begünstigungen  gewährt: 

1.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden 
zum  Zwecke  der  CapitalbbeEchafFung  nnd  Sicherstellung  der  Capitata- 
Verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betiiebserörfnung, 
sowie  für  jene  bezüglich  der  Giunderwerbung,  des  Baues  nnd  der  In- 
struirnng  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres; 

2.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimsscheme  und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritäts- 
obligationen, sowie  von  der  bei  der  Grund eiulösung  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebühr; 

3.  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  dieser  Concession 
und  die  Ausfertigung  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  zu  ent- 
richtenden Gebühren  und  Taxen;  ferner 

4.  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von 
der  Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eiugeführt  werden  sollte, 
auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  ge- 
rechnet. 

§  3. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahnen 
sofort  zu  beginnen  und  längstens  binnen  einem  Jahre,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet,  zn  vollenden,  die  fertigen  Bahnen  dem  öffentlichen 
Verkehre  zu  übergeben  und  wahrend  der  gaizen  Concessionsdauer  im 
ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Baut  er  min  es  haben  die 
Concessionäre  Über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer 
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angemessenen  Caution  in  cur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten 
Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

§  4. 

Im  Uebrigen  haben  auf  die  im  §  1  genannten  Bahnen  die  für 
dieselben  vom  Handelsministerium  festgestellten  Concessionßbedingnisse, 
fowie  die  Bestimmungen  der  Concessionsnrknnde  vom  9.  Mai  1881, 
E.  G.  Bl.  Nr.  48,  §§  4  bis  inclusive  11,  für  die  Linien  der  priv. 
Böhmischen  Commeroialbahnen  Anwendung  zu  finden. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  erth eilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien, 
am  siebzehnten  Tage  des  Monates  Mai  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend- 
achthundertzweiundachtzig,  Unserer  Reiche  im  Vierunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taafle  m.  p.  Pino  m  p.  Dunajewski  m.  p. 


4.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahnen  a)  von  Liban  nach  Bakow  mit  einer  Abzweigung  von 
Detenitz  nach  Dobrowitz  und  b)  von  Krupa  nach  Kolleschowitz  (C.  Bl.  Nr. 

78  ex  1882). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirten  Locomotiveisenbahnen : 

a)  von  Liban  nach  Bakow  mit  einer  Abzweigung  von  DStenitz  nach  Dobrowitz, 
nebst  der  einzubeziehenden,  von  der  Nordwestbahnstation  Dobrowits  aar 
dortigen  Zuckerfabrik  führenden  8chleppbahn  und 

b)  von  Krupa  nach  Kolleschowitz,  sind  als  Localbahnen  herzustellen,  mit  einer 
Spurweite  von  1*435  Meter  mit  blossem  Tagverkehre  für  eine  Maximal- 
ge sohwindigkeit  von  21  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  auszurüsten. 

Zufolge  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  29.  September 
1883,  Z.  34324,  (C.  Bl.  Nr.  114)  wurde  die  Activirung  eines  Nachtverkehres  auf 
den  Linien  Liban-Bakow  unter  den  diesbezüglich  für  die  alteren  gesellschaftlichen 
Bahnlinien  vorgeschriebenen  Bedingungen  gestattet. 
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Die  Ausführung  des  Baue«  und  der  Betriebsemrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  nach- 
stehenden technischen  Bedingniste  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn 
sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse, 
sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  ge- 
nauestens zu  befolgen. 

Desgleichen  haben  die  Concessionäre  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  naohträglioh  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  su  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 

2.  Trace. 

a)  Die  zu  erbauende  circa  34  Kilometer  lange  Bahn  beginnt  am  nördlichen 
Ende  der  Station  Liban,  wendet  sich  nach  Nordwest,  berührt  D&tenitz, 
Wosenitz,  Unter-Rokytan  und  Rabakow,  nimmt  dann  eine  nördliche  Richtung, 
führt  über  Domausnitz,  Ritonitz  und  Unter-Bautzen,  wendet  sich  dann 
wieder  westlich,  berührt  Rohaöko,  Beohow,  Wobrubetz,  Litkowitz,  Koprnik  und 
gelangt  zwischen  Zajezd  und  Buda  weiterführend  zur  ourrenten  Bahnstrecke  der 
k.  k.  priv.  Turnau-Kralup-Prager  Eisenbahn,  in  welche  die  Trace  nächst 
dem  Orte  Bakow  (alte  aufgelassene  Station  BaUow)  einmündet. 

Die  circa  16  Kilometer  lange  Zweiglinie  DStenitz- Dobrowitz  mündet  in 
Kilometer  10/11  aus  der  currenten  Strecke  der  Linie  L-ban -Bakow,  führt  in 
westlicher  Richtung  an  Hejkowitz,  Ledetz,  bereits,  Semeitz  vorüber  und 
verbindet  sieh  südlioh  von  Dobrowitz  an  der  Strassenübersetzung  mit  der 
fürstlich  Thurn-Taxis'schen  von  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Nordwestbahn 
Station  Dobrowitz  zur  dortigen  Zuckerfabrik  führenden  Schleppbahn,  welche 
in  die  projectirte  Localbahn  einbezogen  wird. 

b)  Die  circa  11  Kilometer  lange  Localbahn  Krupa-Kolleschowitz  zweigt  am 
nordwestlichen  Ende  der  Station  Krupa  der  a.  priv.  Bnscht£hrader  Eisen- 
bahn von  dieser  Bahn  ab,  führt  in  südwestlicher  Richtung  an  Chraätian, 
Herrendorf  und  Kolleschowitz  vorüber  und  endet  südwestlich  von  Kolleschowitz 
nächst  der  dort  situirten  Zuckerfabrik. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntrace  können  nur  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  dieselben 
die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.    Anschlüsse    an    bestehende    Bahnen    und    Einmündungen  von 

Industrieschleppbahnen. 

Die  Concessionäre  verpfiiehten  sich  wegen  des  Anschlusses  der  concessionirten 
Eisenbahnen  an  die  bereits  bestehenden  Bahnen,  sowie  wegen  Einrichtung  des 
Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre  eine  Vereinbarung  mit  den  betheiligten 
Bahnverwaltungen  anzustreben  und  die  bezüglichen  Uebereinkommen  der  Staats- 
verwaltung zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  Concessionäre  haben  hiebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Personen- 
verkehres für  die  thunlichste  Erleichterung  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf 
die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglioh  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  etwaigen 
gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes  unterwerfen  sich  die  Concessionäre  dem 
Ausspruche  des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Ansohluss- 
bahn  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung 
der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  zu  bestimmen. 
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Die  Concessionäre  sind  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Ver- 
bindungsbahnen, welche  von  den  an  der  oonoessionirten  Bahn  gelegenen  Industrie- 
unternehmungen zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der 
erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

4.  Unterbau. 

Diese  Bahnen  sind  eingeleisig  zu  erbauen  nnd  dtm  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  Steigung  in  der  currenten  Streoke  werden  bei  der 
Linie  Liban  -  Bakow  zwischen  den  Stationen  Liban  und  Dltenitz  16  66  pro 
mille  =  1  :  60;  zwischen  den  Stationen  Dfitenitz  und  Bakow  14*5  pro  mille  =  1  :  69; 
bei  der  Zweigbahn  Dötenitz-Dobrowitz  14*3  pro  mille  =  1  : 70  und  bei  der 
Localbahn  Krupa-Kollesobowitz  20  pro  mille  =  1 :  60  festgesetzt 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*6  pro  mille  =  1  :  400 
betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4*5  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*5  Meter  betragen. 

Die  Minimal-Curvenhalbmetser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  nicht  unter 
200  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Eichtlings-  und  Steigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspeotion  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  Centralblatt  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  Jahrgang  1882,  Nr.  10, 
angeführten  „Vorschriften  für  dieBestimmung  der  Bahnnivellette  in  Maximalsteigungen 
und  für  die  Anordnung  der  Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen"  genau 
durchzuführen. 

Bei  Curven  von  weniger  als  500  Meter  hat  der  Einlauf  in  die  gerade  Linie 
mittelst  entsprechender  Uebergangscurven  zu  erfolgen. 

Zwischen  den  Ueberhöhungsrampen  der  äusseren  Schienen  zweier  entgegen- 
gesetster  Curven  soll  eine  gerade  Streoke  von  mindestens  10  Meter  Länge  liegen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  0  Meter,  sowohl  bei  Dämmen, 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende  Er- 
breiterur g  des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  haltbar  herzu- 
stellen und  erforderlichenfalls  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen, 
und  muss  das  BrÜckenplanum  eine  benützbare  Minimalbreite  von  4*3  Meter  erhalten. 

Sämmtliohe  Objecto,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0*6  Kilometer  vor 
dem  Endpunkte  einer  Station  oder  einer  Haltestelle  vorkommen,  sind  mit  Geländern 
zu  versehen. 

Objecto  bis  zu  8  0  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichender  Höhe  des  Bahn- 
körpers einzuwölben. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  10  Meter 
totaler  Lichtweite  dürfen  Tragconstructionen  von  Holz  angewendet  werden,  bei 
allen  grösseren  offenen  Objecten  und  Brücken  sind  Eisencönstructionen  zu 
verwenden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  dtr  Bahn  vorkommenden  Brückenoonstruotionen 
sind  die  durch  §  2  der  Verordnung  vom  30.  August  1870  normirten  Lasten  zu 
Grunde  zu  legen. 

Für  Eisencönstructionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Constructionstheile  exclusive  der  Nieten  bis  zu  900  und  für  die  Nieten  bis  zu  700 
Kilogramm,  für  Holzconstructionen  bis  zu  80  Kilogramm  per  Quadratcentüneter 
zugelassen. 
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Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Trageonstruotion  sied  bei  Flüssen  nnd 
Wildbäohen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten  Hoch« 
Wasserstand  au  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockein  hergestellt  werden. 


Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  21T6  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximal- 
schwellendistanz  von  0*88  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Lange  2*30 
Meter,  obere  Breite  015  Meter,  untere  Breite  von  0*20  Meter,  Höhe  014  Meter. 

Die  Verwendung  von  halbrunden  Schwellen  ist  bei  Einhaltung  vorstehender 
Dimensionen  zulässig. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Sohienenunterkante  eine  Kronenbreite 
von  3  0  Meter  und  eine  Tiefe  von  0  25  Meter  auf  Dämmen,  von  O  SO  Meter  in  den 
Einschnitten  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  soll  mindestens  12  Peroent  der 
Bahnlänge  betragen. 


Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  die  Gebäude  für  den  Personendienst,  den  looalen 
Verhältnissen  entsprechend  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Unter- 
mauerung aus  Riegelwänden  erbaut  werden. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  versehen 
zu  sein. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Fachwerk  und  Riegelmauern  oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermauerung 
errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  hat  höchstens: 


zu  betragen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  currenten  Strecke  kann  im  Allgemeinen 
unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  Uebersetzungen  be- 
sonders frequenter  Strassen  vorkommen. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein,  oder  aus  hölzernen 
Block  wänden  hergestellt  werden. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 


auf  der    Bahn   stattfinden,    die    Aufstellung    von  Glockensignalen  jedoch  in 


5.  Oberbau. 


6.  Hochbauten. 


Für  die  Linie: 


Entfernung  der 
Stationen  und 
Haltestellen  in 
Kilometer 


Liban-Bakow  .  .  . 
Detenitz-Dobrowitz  . 
Krupa- Kollesch  owitz 


5  6 
5-7 
53 
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allen  Fällen  unterbleiben;  für  den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen 
akustischen,  auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale 
zu  verwenden. 

An  Abzweigungsstellen  von  dem  öffentlichen  Verkehre   dienenden  Bahnen 
sind  Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 
An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen: 


Für  die  Linie: 


a)  Libaü-Bakow    .  .  . 

Detenitz-Dobrowitz  . 
6)  Krupa-Kolleschowitz 


Tenderlocomo- 
tive  mit  einer 
Maximalbe- 
Ustung  von 
9  Tonnen 

4 
2 

2 


IVrsoiionwagpn 
II.  nnd  III. 

C lasse 


4 
3 
4 


Dienstwagen 
(Post-,  Gepäcks-  Lastwagen  ver- 
undConducteur».  ■chledener 
wagen)  Gattung 


2 
2 


37 
39 
24 


9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 


Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstig*  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  nur  auf  Grund  der  noch  vor 
der  Bestellung  einzuholenden  Genehmigung  des  Handelsministeriums  für  den  Fall 
zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass  inländische  Werke 
nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter  gleichen  Bedingungen 
hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungsse it,  wie  diese  von 
ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 


II.  Betrieb. 

In  Bezug  auf  den  Betrieb  der  projectirten  Localbahnen  von  Liban  nach 
Bakow  mit  einer  Abzweigung  von  D Stenitz  nach  Dobrowitz  und  von  Krupa  nach 
Kolleschowitz  haben  die  Bestimmungen  der  vom  Handelsministerium  für  die  den 
Gegenstand  der  Allerhöchsten  Conoessionsurknnde  vom  9.  Mai  1881,  B.  G.  Bl. 
Nr.  48,  bildenden  Eisenbahnen  aufgestellten  Goncessionsbedingnisse  Abschnitt  II, 
Punkt  1  bis  inclusive  8  mit  der  Ergänzung  sinngemäss  Anwendung  zu  finden,  dass 
die  Conoessionäre  auch  verpflichtet  sein  werden,  sich  der  in  Aussicht  genommenen, 
im  Verordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der  Beziehung  der  Staats- 
telegraphenanstalten zu  den  Localbahnen  zu  unterwerfen. 

Wien,  7.  Juni  1882. 

Der  k.  k.  Handelsminister 
Pino  m.  p. 

5.  Concessionsnrkunde  vom  28.  August  1880,  R.  G.  Bl. 

Nr.  128, 

fQr  die  Locomotlyelsenbahn  von  Sinidar  nach  Hoehwessely. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich;  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  österreichische  Local-Eisenbahn-Gesellschaft  in  Prag 
die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Batriebe  einer 
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Localbahn  voa  der  Station  Smidar  der  priv.  Oesterreichischen  Nord- 
westbahn nach  Hocbwessely  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen, 
in  Erwägung  der  Gemeinnütiigkeit  des  Unternehmens  der  genannten 
Gesellschaft  diese  Concession  anf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom 
25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Oesterreichischen  Local-Eisenbahn-Gesellschaft  in 
Prag  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  von  der  Station  Smidar 
der  priv.  Oesterreichischen  Nordwestbahn  zwischen  den  Orten  Hrobicar, 
Zbir  und  Welesitz  nach  Hochwessely  führenden  Locomotiveisenbahn. 

Die  Localbahn  von  Smidar  nach  Hochwessely,  welche  von  der  Oester- 
reichischen Local- Eisenbahn-Gesellschaft  erbaut  und  am  SO.  November  1881  dem 
Verkehr  übergeben  worden  ist,  wurde  laut  Vertrages  vom  7./11.  Juli  1885  im 
Tauachwege  an  die  k.  k.  priv.  Böhmischen  Commercialbahnen  abgetreten.  (Vgl. 
die  Anmerkung  zu  §  1,  Punkt  4  der  Conceasionsurkunde  vom  9  Mai  1881 
(Doc  1),  sowie  die  Kundmachung  vom  18.  Juli  1890,  Doc.  7.) 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  dieser  Concessionsnrkunde  bildende  Eisen- 
bahn werden  nachstehende  Begünstigungen  gewährt: 

1.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden 
zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung, 
sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der 
Instruirnng  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres; 

2.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  mit  Einsehluss  der  Interimsscheine,  sowie  von  der 
bei  der  Grundeinlösung  autlaufenden  Uebertragungsgebühr; 

3.  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  dieser  Concession 
und  die  Ausfertigung  der  gegenwärtigen  Conceasionsurkunde  zu  ent- 
richtenden Gebühren  und  Taxen,  ferner  die  Befreiung  von  der  Erwerb- 
und  Einkommensteuer,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa 
durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von 
dreissig  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet. 

§  8. 

Die  Bahn  ist  als  normalspurige  Secundärbahn  herzustellen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat 
nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  au  genehmigenden 
Detailprojecte  und  der  aufzustellenden  technischen  Bedingnisse  stattzu- 
finden. 

Hiebei  soll  auf  eine  thunlichste  Herabminderung  der  Baukosten 
Bedacht  genommen   und   sollen   insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die 
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Maximalgeschwindigkeit  der  Züge,  welche  bei  dieser  Bahn  einundzwanzig 
(21)  Kilometer  per  Stunde  nicht  übersteigen  darf,  alle  in  Folge  dieser 
geringen  Fahrgeschwindigkeit  zulässigen  Erleichterungen  zugestanden 
werden. 

Bei  Anschaffung  der  Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstigen 
Bahnbestandtheile,  sowie  aller  Ausrüstungsgegenstände  muss  unter 
gleichen  Bedingungen  inländischen  Werken  der  Vorzug  eingeräumt 
werden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der 
Bahn  sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus 
diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergebenden  Anordnungen  der  staat- 
lichen Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  beim  Baue  auch  allen  vom 
Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksiebten  nachträglich  zu  stellen- 
den Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises 
beschränkt  werden. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  wegen  Benützung  des  Bahnhofes 
Smidar  der  priv.  Oesterreichischen  Nordwestbahn,  sowie  wegen  Ein- 
richtung des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangs verkehre  eine  Vereinbarung 
mit  der  letztgenannten  Gesellschaft  anzustreben  und  das  bezügliche 
Uebereinkommen   der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehres 
beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines 
etwaigen  gemeinschaftlichen  Bahnhof  dien  stes  unterwirft  sich  die  Gesell- 
schaft dem  Ausspruche  des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung 
hierüber  mit  der  Anschlussbahn  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bediogungen  für  die  eventuelle  gegenseitige 
Wagenbenützung  der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Ein- 
mündung von  Bergwerks-  und  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungs 
bahnen,  welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrie- 
unternehmungen zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur 
Bahn  aDgclegt  werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige 
Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

§ 

Die  Oesterreichische  Local-Eisenbahn-Gesellschaft  ist  verpflichtet, 
den  Bau  der  Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  und  längstens  binnen  einem 
Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn 
dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und  während  der  ganzen 
Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 
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Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Biutermiaes  hat  die  Gesell- 
schaft Über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  Caution 
im  Betrage  von  Eintausend  (1000)  Gulden  in  barem  Gelds  oder  in 
zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit 
au  leisten. 

§  5. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  als 
im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  6. 

Die  Gesellschaft  hat  sicH  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde,  sowie  nach  den  diesfalls '  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  dann 
nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu 
benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  jedoch  im  Sinne  des  Artikels  I 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  von  den  in  der 
Eisenbahnbetriebsordnung  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen 
insoweit  Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die 
ermässigte  Maximalgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handels 
ministeriums  für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom 
Handelsministerium  zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  An- 
wendung finden. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne 
des  Artikels  II  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56, 
folgende  Bestimmungen  zur  Anwendung: 

Die  Post  und  die  Postbediensteten  sind  mit  allen  fahrplanm  aasigen 
Zügen  zu  befördern;  für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu 
Zwecken  der  Postanstalt  kann  die  Gesellschaft  ein  angemessenes,  im 
Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes  Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und 
Werthsendungen  hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten 
Züge  hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde  zu  erfolgen. 
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Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  be- ' 
sondere  Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Ver- 
einbarung bezüglich  der  in  Form  eines  Miethsinses  zu  leistenden  Ent- 
schädigung für  die  Benützung  dieser  von  der  Gesellschaft  beizustellenden 
Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung 
dieser  Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzeo,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Direction  oder  dem  Verwaltungsrathe  der  Eisen- 
bahn und  ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander 
geführt  werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die 
Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

§  8. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit 
für  den  Bahnbetrieb  und  die  Signalieirung  nothwendig  werdenden 
Telegraphenleitungen  gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung 
auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht '  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf 
dem  von  der  Gesellschaft  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  be- 
nützten Grund  und  Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung 
anzulegen  und  im  Falle  der  Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebs- 
leitung die  Drähte  der  Staatstelegraphen  an  den  Stützpunkten  dieser 
Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  inso- 
weit die  letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die 
Concessionäre  durch  das  Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  auf  ihrer  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für 
die  Militärtransporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  ihren 
Bahnhöfen  und  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

§  9. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  auf  der  Localbahn  von  Smidar 
nach  Hochwessely  die  Beförderung  von  Personen  in  der  Art,  dass 
täglich  ein  Zug  in  jeder  Richtung  dem  Personen  verkehre  zu  dienen 
hat,  einzuführen. 

Die  Personenbeförderung  kann  mittelst  einer  einzigen  Wagen- 
classe  stattfinden.  Insolange  dies  geschieht,  ist  für  den  Bedarfsfall 
durch  Beistellung  von  Wagen  mit  je  einem  abgesonderten  Coupe*  Vor- 
sorge zu  treffen. 

Die  für  Personen  einzuhebenden  Beförderungsgebühren  unterliegen 
der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Vgl.  bezüglich  des  letzten  Absatzes  Punkt  I  der  Kundmachung  vom 
18.  Juli  1890  (Doc.  7). 
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§  10  und  11 

sind  laut  der  Kundmachung  vom  18.  Juli  1890  (Doc.  7).  ausser  Kraft  getreten. 

§  12. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen,  und 
zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Begünstigungen 
reisender  Militärs  bei  der  priv.  Oesterreichischen  Nordwestbahn  jeweilig 
in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften,  auf  die  Landesschtitzen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Milit&rwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitswache Anwendung. 

Die  Oesterreichische  Local-  Eisenbahn-Gesellschaft  verpflichtet  sich, dem 
von  den  österreichischen  Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Ueberein- 
kommen  über  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebs- 
mitteln bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  sowie  dem  mit 
1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsübereinkommen, 
bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung 
des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten 
beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  der  Gesellschaft  nur  insoweit,  als 
deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser  Linie 
und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage, 
Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr Bedacht  zu  nehmen. 

Vgl.  Punkt  III  der  Kundmachung  vom  18.  Juli  1890  (Doc.  7). 

§  13. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staats-Pferdezuchtanstalten  veran 
lassten  Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte 
geltenden  ermässigten  Tarifsätze,  jedoch  mit  der  eben  angegebenen 
Beschränkung,  Anwendung  zu  finden. 

§  14. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
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führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge 
dieser  Ooncession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen 
und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  nach 
Massgabe  der  hiefür  getroffenen  Einrichtungen  sammt  ihrem  Reise- 
gepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

§  15. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf 
der  Bückfahrt,  sind  zu  halber  Personenzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunlichkeit  in  abgesonderten 
Coupes  untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Be- 
hörden bestimmte  Tage  und  Züge  zu  vereinbaren. 

§  16- 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeuguug  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  auf  die 
Hintanhaltung,  respective  Beseitigung  von  Gebrechen  in  dieser  Beziehung 
zu  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  den  bei  der 
Oesterreichischen  Local-Eisenbabn- Gesellschaft  bestellten  landesfürstlichen 
ComimsBär  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  hat  die  Gesellschaft  eine 
besondere  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten;  ebenso  wird 
die  Gesellschaft  von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten 
Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizei- 
lichen und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes 
und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von 
Amtslocalitäten  enthoben. 

§  17. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  5,  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre  vom  beutigen  Tage  festgesetzt 
und  sie  erlkcht  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  als  erloschen 
erklärt  werden,  wenn  die  im  §  4  festgesetzten  Verpflichtungen  bezüglich 
der  Inangriffnahme  und  Vollendung  des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und 
Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  sofern  eine 
etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b,  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  namentlich  durch  politische  und 
finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  18. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  jederzeit  die 
concessionirte  Bahn  gegen  eine  an  die  Conceseionäre  zu  leistende  Bar- 
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entschädigung  einzulösen.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden 
die  jährlichen  Reinerträgen isse  der  Unternehmung  während  der  der 
wirklichen  Einlösung  vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon 
die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der 
durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  öpercentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nominal- Anlagecapitales  notbwendig  ist,  so  wird  dieser  Annuitätenbetrag 
als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende 
Reinerträgniss  festgesetzt. 

Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  die  Einlösung  der  Bahn 
vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs]  ah  res  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  nach  der  Wahl  der  Staats- 
verwaltung entweder  in  einer  dem  obigen  Durchschnitts-,  beziehungs- 
weise Minimalerträgnisse  gleichkommenden  Rente,  welche  der  Gesell- 
schaft während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  in  halbjährigen 
Raten  zu  erfolgen  ist,  oder  in  der  einmaligen  Zahlung  jenes  Betrages 
zu  bestehen,  welcher  dem  auf  Grund  einer  öpercentigen  Verzinsung  zu 
ermittelnden  rechnungsmäßigen  Capitata  werthe  der  bis  zum  Ablaufe 
der  Concessionsdauer  fällig  werdenden  Jahresrenten  im  Zeitpunkte  der 
Einlösung  der  Bahn  entspricht. 

Die  Ziffer  des  Nominalanlagecapitales  wird  mit  Zweihundert- 
siebzigtausend  (270.000)  Gulden  österr.  Währ,  festgesetzt. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue 
Bauten  ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden, 
so  können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet 
werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten 
oder  zur  Vermehrung  der  Betriebseiurichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt 
hat  und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den  Genuss  der  gegen- 
wärtig concessionirten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen. 

§  19. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  »lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grundes  und 
Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues 
der  Bahn  und  des  sämmtlichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als:  Bahnhöfe, 
Auf-  und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude 
an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Aufsichtshäusern, 
sammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  und  allen  unbeweg- 
lichen Sachen. 

60« 
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Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen,  beweg- 
liche Maschine d,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien, 
insoweit  sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  biezu 
geeignet  sind,  betrifft,  so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche 
Quantität  und  bezüglich  Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  über- 
zugehen, welche  der  in  dem  Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebs- 
einrichtung entspricht. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  18)  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  als:  Coaks-  und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von 
Maschinen  oder  anderen  Geräthen,  Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  andere 
Depots,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselbe  von  der  Staats- 
verwaltung mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde,  das 8 
sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  20. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden Massregeln  dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  noch 
vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  den  Concessionären  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zur  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichsbaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
achtundzwauzigsten  Tage  des  Monates  August  im  Jahre  des  Seiles 
Eintausend  achthundertachtzig,   Unserer  Reiche  im  Zweiunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Kremer  in.  p.  Dunajewskl  ra.  p. 

6.  Technische  Bedingnisse 

für    die  Ausftthrong  der  normnlspurigen  Localbalin  ron   Smidur  nach 

Hochwessely  (C.  Bl.  Nr.  135  ex  1880). 

Traee. 

Die  zu  erbauende  7-7  Kilometer  lange  Localbahn  beginnt  am  nordwestlichen 
Ende  der  bestehenden  Station  Smidar  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Nnrdwest- 
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bahn  und  führt  nach  Uebersetznng  des  Jaworkathales  nördlich  von  8mtdar  und 
Chotetitz,  dann  zwischen  den  Orten  Hrobican,  Zbir,  und  Welesitz  naoh  Hoohwessely. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der  Bahn  hat 
naoh  Massgabe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte 
stattzufinden. 

Abänderungen  der  Bahntraoe  können  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  dieselben  die  Hauptrichtung  der  Bahn 
nicht  verändert  wird. 

Fahrgeschwindigkeit 

Diese  Localbahn  ist  für  eine  Maximal-Fahrgeschwindigkeit  von  21  Kilometer 
per  8tunde  anzulegen  und  auszurüsten. 

Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  anzulegen  und  demgemäss  auch  die  Grundeinlösung 
durchzuführen. 

Die  grösste  zulässige  Neigung  wird  in  der  currenten  Strecke  mit  10  pro 
mille,  in  den  Stationen  mit  2*5  pro  mille  festgesetzt. 

Der  Minimal-Krümmungahalbmesser  darf  auf  der  currenten  Bahn  nicht 
weniger  als  200  Meter  betragen. 

Die  Unterbaukronenbreite  wird  mit  4-0  Meter  normirt 

Die  Unterbauobjecte  und  Brücken  sind  aus  Stein,  Eisen  oder  aus  beiden 
Materialien  combinirt  herzustellen. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brüokeneonstructionen 
sind  die  durch  %  2  der  Verordnung  vom  30.  August  1870  normirten  Lasten  zu 
Grunde  zu  legen,  jedoch  kann  die  im  §  3  normirte  Anspruchnahme  für  die  Nieten 
von  600  auf  700  Kilogramm  und  für  die  übrigen  Constructionstheile  von  800  auf 
900  Kilogramm  per  Quadratcentimeter  erhöht  werden. 

Oberbau. 

Der  Oberbau  wird  mit  schwebendem  Stosse  gelegt 

Die  Schienen  sind  aus  Bessemerstahl  in  einer  Lange  von  10  0  Meter  zu 
erzeugen  und  soll  deren  Gewicht  per  laufendes  Meter  23*7  Kilogramm  bei 
Anwendung  von  12  Stück  Schwellen  per  Schienenlänge  in  Geraden  und  von 
13  Stück  in  Curven  betragen. 

Sämmtliche  Schwellen  erhalten  Unterlagsplatten,  welohe  in  Geraden  mit  je 
zwei  Nägeln  und  in  Curven  mit  je  drei  Nägeln  befestigt  werden. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 

Länge  2  3  Meter,  Höhe  014  Meter,  obere  Breite  015  Meter,  untere  Breite 
0-20  Meter. 

Dieselben  sind  aus  gesundem  Holze  zu  erzeugen. 

Das  Bettungsmateriale  soll  unter  der  Schienenunterkante  wenigstens  0'25 
Meter  stark  sein. 

Die  Breite  des  Schotterkörpers  in  der  Sohienenunterkante  hat  3*0  Meter 
zu  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  von  Mitte  zu  Mitte 
mindestens  40  Meter  und  das  Ausraass  der  Nebengeleise  der  Stationen  im 
Minimum  5  Percent  der  ganzen  Bahnlänge  betragen. 

Hochbauten. 

Hochbauanlagen  können  auch  aus  Holz  oder  als  Riegelbau  hergestellt 
werden,  unbeschadet  der  Anwendung  localer  Bauvorschriften. 

Die  Errichtung  von  Streckenwärterhfiusern,  Bahneinfriedigungen,  Weg- 
schranken und  ähnlichen  Anlagen  kann  unterbleiben. 
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Betrieb  seinrichtungen. 

Die  Anlage  einer  Telegraphenleitung  ist  entbehrlich;  für  den  Betrieb  sind 
jedoch  ausser  den  akustischen  auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen 
optischen  Signale  auf  den  Zügen  anzuwenden. 

Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  eine  Locomotlve,  ein  Personenwagen 
und  ein  gedeckter  Lastwagen  mit  Bremse  anzuschaffen. 

Vgl.  Punkt  IV  der  Kundmachung  vom  18.  Juli  1890  (Doc.  T). 

i 

7.   Kundmachung    des  k.   k.   Handelsministeriums  vom 

18.  Juli  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  177, 

betreffend  die  Uebertragung  der  Allerhöchsten  Concession  vom  28.  Au- 
gust 1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  128,  für  die  Localbahn  Smldar-Hochwessely  auf 
die  Actiengesellscliaft  der  priv.  Böhmischen  Commercialb ahnen. 

Auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  wurde  die  Uebertragung 
der  durch  die  Allerhöchste  Concessionsurkunde  vom  28.  August  1880, 
R.  G.  Bl.  Nr.  128,  begründeten  concessionsmässigen  Rechte  und  Pflichten 
bezüglich  der  von  der  Station  Smidar  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen 
Nordwestbahn  zwischen  den  Orten  Hrobican,  Zbir  und  Welesitz  nach 
Hochwessely  führenden  Localbahn  von  der  Oesterreichischen  Local 
Eisenbahn-Gesellschaft  als  der  bisherigen  Concessionärin  auf  die  Actien- 
gesellschaft  der  k.  k.  priv.  Böhmischen  Commercialbahnen  unter 
Festsetzung  der  nachstehenden  Bestimmungen  genehmigt: 

I. 

An  Stelle  der  im  letzten  Absätze  des  §  9  und  in  den  §§  10  und 
11  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  28.  August  1880, 
R.  G.  Bl.  Nr.  128,  enthaltenen  Anordnungen  über  die  Personen-  und 
Gütertarife,  sowie  über  die  Nothstandstarife  haben  die  nachstehenden 
Bestimmungen  zu  treten: 

1.  die  Beförderungsgebühren  im  Personenverkehre,  die  Tarife  für 
den  Gütertransport,  die  Waarenclassification  und  alle  auf  den  Frachten- 
transport bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen  der  Genehmigung 
des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen  Rück- 
sichten, anderseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahn- 
unternehmens und  auf  abgeschlossene  Frachtverträge  Bedacht  genommen 
werden  soll ; 

2.  der  die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  den  Transport  von 
Eil-  und  Frachtgütern,  sowie  von  lebenden  Thieren,  Fahrzeugen  und 
Leichen  enthaltende  Tariftheil  I  der  Österreichisch-ungarischen  Eisen 
bahnen  wird  auch  auf  die  Localbahn  Smidar-Hochwessely  Anwendung 
zu  finden  haben.  Auch  wird  die  Gesellschaft  sich  bezüglich  dieser  Bahn 
den  Anordnungen  wegen  Beitrittes  zu  einem  eventuell  zu  erstellenden 
Tariftheile  I  für  den  Personenverkehr  zu  fügen  haben; 

«. 

1 
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8.  die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonatigen 
Gebühren  dürfen  nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne 
Agiozuschlag  berechnet  werden; 

4.  sobald  die  Bahn  in  einem  Betriebsjahre  ein  Reinerträgniss  von 
mindestens  sieben  (7)  Percent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann 
das  Handelsministerium  eine  verbältnissmässige  Herabsetzung  der  bis 
dahin  in  Kraft  gewesenen  Tarifsätze  anordnen; 

5.  dem  Handelsministerium  bleibt  auch  vorbehalten,  im  geeigneten 
Zeitpunkte  die  im  Interesse  der  Österreichischen  Mühlenindustrie  etwa 
gebotenen  Verfügungen  hinsichtlich  der  taiifarischen  Behandlung  von 
Mehl  und  Getreide  zu  treffen; 

6.  Nothstandstarife.  In  Fällen  eines  Nothstandes  und  ausser- 
gewöhnlichen  Theuerung  der  Lebensmittel  für  Menschen  und  Nutzthiere 
in  den  im  Reichsrath e  vertretenen  Ländern  ist  der  Handelsminister 
berechtigt,  nach  Erforderniss  die  einschlägigen  Frachtpreise  herab- 
zumindern. 

II. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachttarif  bestimm  ungen  bleibt 
der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten;  einer  solchen  allgemeinen 
Regelung  hat  sich  die  Gesellschaft  zu  unterwerfen. 

ra. 

In  Ergänzung  der  Bestimmungen  im  §  12  der  Allerhöchsten 
Concessionsurkunde  vom  28.  August  1880  wird  festgesetzt,  dass  den 
k.  k.  priv.  Böhmischen  Commercialbahnen  die  weitere  Verpflichtung 
obliegt,  auch  bezüglich  der  Localbahn  Smidar-Hochwessely  dem  von  den 
österreichischen  Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen 
über  die  Anschaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen 
für  Militärtransporte  beizutreten  und  sich  den  jeweilig  in  Kraft  stehenden 
Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege  zu  unterwerfen. 

IV. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  für  die  Localbahn  Smidar-Hoch- 
wessely einen  zur  Aurrechthaltung  des  regelmässigen  Betriebes  aus- 
reichenden Bestand  an  Fahrbetriebsmitteln,  zum  mindesten  jedoch  die 
in  den  technischen  Bedingnissen  für  die  bezeichnete  Localbahn  normirte 
Minimalanzahl  derselben,  und  zwar:  eine  Locomotive,  einen  Personen- 
wagen und  einen  gedeckten  Lastwagen  mit  Bremse  beizustellen,  welcher 
Fahrpark  im  Falle  der  Einlösung  dieser  Bahn  oder  des  Erlöschens  der 
Allerhöchsten  Concession  (§§  18  und  19  der  Allerhöchsten  Concessions 
Urkunde  vom  28.  August  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  128)  unter  den  diesfalls 
concessionsmäsBig  vorgesehenen  Modalitäten  gleichfalls  in  das  Eigenthum 
des  Staates  überzugehen  hat. 

Bacquehem  m.  p. 
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8.  Statuten 

der  k.  k.  priv.  Böhmischen  Commercialbahnen. 

I.  Abschnitt. 

Firma,   Zweck,   Sitz,    Dauer    und  Bekanntmacbungen  der 

Gesellschaft. 

§  l. 

Die    Gesellschaft    führt    die   Firma:    „K.   k.   priv.  Böhmische 
Commercialbahnen". 

§  2. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  nachstehenden  Locomotiveisenbahnlinien, 
für  welche  den  Herren  Johann  Muzika  &  Carl  Schnabel  die 
Allerhöchste  Concession  mittelst  Conceesionsurkunde  vom  9.  Mai 
1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  48,  und  vom  17.  Mai  1882,  B.  G.  Bl.  Nr.  60, 
ertheilt  wurde,  und  zwar: 

1.  von  Königgrätz  nach  Wostromer  mit  einer  Abzweigung  von 
Sadowa  nach  Smific; 

2.  von  Nimburg  nach  Jicin  mit  Abzweigungen  von  Kfinec  über 
Dymokur  nach  Königstadtl  und  von  Kopidlno  nach  Liban; 

3.  von  Nezvestitz  bei  Blovic  nach  Miröschau  mit  Einbeziehung 
der  von  der  Miröschauer  Steinkohlengewerkschaft  erworbenen 
und  für  den  öffentlichen  Verkehr  umgestalteten  Locomotiv- 
eisenhahn  von  Rokycan  nach  Miröschau; 

4.  von  Nusle  nach  Modfan; 

5.  von  Libafi  nach  Bakow  mit  einer  Abzweigung  von  Detenitz 
nach  Dobravic  unter  Einbeziehung  der  bereits  bestandenen, 
für    den    öffentlichen    Verkehr    umgestalteten  Locomotiv 
e isenbahn  von  der  Station  Dobravic  der  k.  k.  priv.  Oester- 
reichischen Nordwestbabn  zur  dortigen  Zuckerfabrik; 

b)  unter  der  Voraussetzung  der  Erwirkung  der  staatlichen  Genehmigung 
die  Erwerbung,  der  Bau  und  Betrieb,  die  Pachtung,  sowie  die 
Verpachtung  von  Locomotiv-  oder  Pferdeeisenbahnen  Überhaupt; 

c)  der  Betrieb  von  anderweitigen  Transportanstalten  zu  Wasser  und 
zu  Lande,  welche  in  Verbindung  mit  den  der  Gesellschaft  gehörigen 
oder  durch  sie  gepachteten  Eisenbahnen  zur  Beförderung  von 
Personen  und  Gütern  nach  Massgabe  der  erlangten  behördlichen 
Bewilligung  errichtet  werden. 

§  3- 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Wien.  Sie  ist  berechtigt,  im  In- 
und  Auslande  Agenden  zu  bestellen. 
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§  4. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  (§  1)  wird  in  das  Handelsregister  des 
Wiener  Handelsgerichtes  eingetragen  und  collectiv  entweder  von  zwei 
Mitgliedern  des  Yerwaltangsrathes  oder  von  einem  Mitgliede  desselben 
und  einem  zur  Mitzeichnung  bestellten  Beamten  der  Gesellschaft  ge- 
zeichnet, welcher  letztere  jedoch  seiner  Namensfertigung  den  Zusatz 
„per  procura"  (oder  „p.  p.M)  beizufügen  hat. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  im  §  7  bezifferte 
Actiencapital  voll  eingezahlt  und  die  handelsgerichtliche  Protokollirung 
derselben  erfolgt  ist.  Die  Dauer  der  Gesellschaft  wird  auf  90  Jahre  vom 
9.  Mai  1881,  als  dem  Tage  der  Ausfertigung  der  im  §  2  erwähnten 
Allerhöchsten  Concessionsurkunde  an  festgesetzt,  sofern  nicht  nach  den 
Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren  Erlöschens 
der  Concession  oder  Einlösung  derselben  durch  die  Staatsverwaltung 
(§§  7  und  8  der  Concessionsurkunde)  oder  endlich  über  Beschluss 
einer  Generalversammlung  eine  frühere  Auflösung  erfolgen  sollte. 

§  6. 

Alle  öffentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechts- 
wirksam in  der  „Wiener  Zeitung"  und  in  der  „Prager  Zeitung". 

IT.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital,    Actien    und  Prioritätsschuldverschrei- 
bungen. 

§  7. 

Das  gesellschaftliche  Capital  wird  auf  6,375.800  fl.  österr.  Währ, 
festgesetzt  und  in  31.879  Stück  auf  Ueberbringer  lautende  Actien,  jede 
zu  200  fl.  österr.  Währ,  zerlegt. 

§  8. 

Für  den  Fall  der  Erweiterung  des  gesellschaftlichen  Unternehmens 
im  Sinne  des  §  2,  lit.  b  und  c,  oder  der  Erweiterung  der  Bahnanlagen 
des  §  2,  lit.  a,  Z.  1  bis  5,  kann  das  Actiencapital  nach  Massgabe  des 
effectiven  Erfordernisses  über  Beschlnss  der  Generalversammlung  mit 
staatlicher  Genehmigung  erhöht  werden. 

§  9- 

Die  Actien  werden  voll  eingezahlt,  nach  dem  angeschlossenen 
Formulare  ausgefertigt,  mit  fortlaufenden  Nummern,  Dividendencoupons 
und  Talons  versehen  und  aus  einem  Juxtabuche  ausgeschnitten. 
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§  10. 

Die  Gesellschaft  ist  im  Grunde  des  §  6  der  Allerhöchsten 
Concessionsurkunde  vom  9.  Mai  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  48,  zur  Ausgabe 
von  Prioritätsobligationen  in  einem,  den  eingezahlten  Betrag  des  in  §  7 
der  Statuten  beaifferten  Actiencapitales  nicht  übersteigenden  Belaufe 
berechtigt. 

Die  Ausgabe  dieser  Prioritätsobligationen  darf  in  keinem  Falle 
vor  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  der  im  §  2  sub  a  bezeichneten 
Bahnen  erfolgen. 

Dieselben  werden  in  auf  den  Ueberbringer  lautenden  Stücken  zu 
je  300  fl.  österr.  Währ,  in  Gold,  beziehungsweise  600  deutsche  Reichs- 
mark, nach  einem  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Formulare 
ausgefertigt,  mit  5  Percent  in  gleicher  Valuta  verzinst  und  im  Wege 
der  Verlosung  nach  einem  von  der  hohen  Staatsverwaltung  zu 
genehmigenden  Tilgungsplane  binnen  längstens  90  Jahren  vom  Datum 
der  citirten  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  im  vollen  Nominalbetrage 
rückgezahlt. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  über  den  vorbezeichneten 
Betrag  kann  nur  mit  besonderer  staatlicher  Genehmigung  erfolgen. 

Auf  Grund  der  vorstehenden  Statutenbestimmung  wurden  im  Jahre  1882 
Nominale  4,560.600  fl.  Gold  Cpereentige  Prioritätsobligationen  I.  Emission  und 
im  Jahre  1883  Nominale  1,464.900  fl.  Gold  6pereentige  Prioritätsobligationen 
lit.  A  und  Nominale  349.800  fl.  Gold  6percentige  Prioritätsobligationen  lit  B, 
im  Ganzen  somit  Nominale  6,375.300  fl.  Gold  5percentige  Prioritätsobligationen 
ausgegeben. 

In  den  Generalversammlungen  vom  25.  Jnni  1888  und  vom  17.  Juni  1890 
wurde  beschlossen,  dass  von  den  seitens  der  priv.  Oesterreichisch-ungarischen 
Staatseisenbahngesellschaft  als  Kaufpreis  für  die  Localbahn  von  Brandeis  über 
Celakowic  nach  Moohow  und  die  Industriebahn  von  Neratowic  nach  Elbekosteletz 
an  die  k.  k.  priv.  Böhmisohen  Commercialbahnen  rückerstatteten  öpercentigen 
Prioritätsobligationen  der  letzteren  Gesellschaft  im  Nominalbetrage  von  1,200.000  fl* 
Gold  ein  Theilbetrag  von  Nominale  567.000  fl.  Gold  behufs  Bedeckung  des 
Investitionsbedarfes  der  k.  k.  priv.  Böhmisohen  Commercialbahnen  wieder  an  die 
priv.  österreichisch-ungarische  Staatseisenbahngesellsohaft  zu  begeben,  der  Rest- 
betrag  von  Nominale  633.000  fl.  Gold  dagegen  behufs  Vernichtang  einzu- 
ziehen ist. 

Bezüglich  der  nach  Abzug  des  letzteren  Betrages  von  Nominale  633.000  fl. 
Gold  und  nach  Abzug  der  bis  Ende  1886  planmässig  getilgten  Nominale 
19.500  fl.  Gold  verbleibenden  öperoentigen  Prioritätsobligationen  per 
5,722.800  fl.  Gold  wurde  beschlossen,  dieselben  im  Einvernehmen  mit  der 
priv.  Oesterreiohisch-ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft  als  der  Besitzerin 
der  sämmtlichen  gedachten  Obligationen  gegen  4p*rcentige,  auf  den  gleiohen 
Nominalbetrag  in  österreichischer  Währung  Noten  lautende  Obligationen  zu 
convertiren,  und  zugleich  mit  der  genannten  Gesellschaft  ein  finanzielles 
Uebereinkommen  abzuschliessen,  demzufolge  von  den  naoh  Bedeckung  der  cur 
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Verzinsung  und  Amortisation  der  eonvertirten  Prioritätsobligationen  erforder- 
lichen Beträge  noch  erübrigenden  Reinertragsüberschüssen  der  k.  k.  priv.  Böhmischen 
Commercialbahnen  der  priv.  Oesterreiohisch-nngarischen  Staatseisenbahngesellschaft 
25  Percent  als  Gewinnantheil  und  75  Peroent  auf  Abschlag  ihrer  Forderung  für 
rückständig  gebliebene  Prioritätsobligationen-Zinsen  bis  zur  vollständigen  Rück- 
zahlung dieser  Forderung  abgeführt  werden  sollen. 

Schliesslich  wurde  in  diesen  Generalversammlungen  beschlossen,  dass  die 
gesellschaftlichen  Prioritätsobligationen  schon  ab  1.  Jänner  1887  bis  zur  that- 
säohlichen  Ausgabe  der  neuen  Titres  mit  4  Peroent  in  Noten  verainst  werden 
sollen.  Demgera&ss  wird,  obwohl  die  Convertirung  der  gesellschaftlichen 
Prioritätsobligationen  bisher  formell  noch  nicht  durchgeführt  erscheint,  bereits 
dermal  die  Abrechnung  mit  der  priv.  Oesterreichisch-ungarisohen  Staatseisen- 
bahngesellschaft im  Sinne  der  vorstehenden  Beschlüsse  gepflogen. 

§  11- 

Die  Actien  werden  im  Wege  der  Verlosung  innerhalb  der 
Conceseionsdauer  nach  einem  von  der  hohen  Staatsverwaltung  zu 
genehmigenden  Tilgungsplane  amortisitt. 

An  Stelle  der  getilgten  Actien  werden  Genussscheine  ausgegeben, 
welche  nach  §  39  sab  3  an  der  Superdividende  patticipiren. 

§  12. 

Jede  Actie  giebt  das  Recht  anf  einen  Verhältnis s massigen  Antheil 
an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  und  an  den  Erträgnissen  der 
Unternehmung  (§  39). 

§  13. 

Die  Gesellschaft  anerkennt  für  jede  Actie  nnr  einen  Eigenthümer. 

§  14. 

Die  Actien  sowohl  als  die  Prioritätsobligationen  können  gegen 
Entrichtung  der  von  dem  Verwaltung*rathe  zu  bestimmenden  Gebühr 
bei  der  Gesellscbafts-Hauptcassa  hinterlegt  werden,  worüber  auf  den 
Namen  des  Erlegers  lautende  Erlagsscheine  ertheilt  werden. 

OL  Abschnitt. 
Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§  15. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten: 
a)  durch  den  Verwaltungsrath ; 
6)  durch  die  Generalversammlung  der  Actionäre; 
c)  durch  den  Aufsichtsrath. 
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A.  Verwaltungsrath. 
§  16. 

Der  Vorstand  im  Sinne  des  Handelsgesetzes  ist  der  Verwaltungs- 
rath. Derselbe  besteht  aus  mindestens  6  und  höchstens  12  Mitgliedern, 
welche  das  erstemal  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  von  der  constitui- 
renden  Generalversammlung  gewählt  werden. 

Falls  die  Anzahl  der  Mitglieder  des  ersten  Verwaltungsrathes  die 
vorstehende  Zahl  von  12  Mitgliedern  nicht  erreicht,  so  kann  die 
Ergänzung  bis  zu  dieser  Maxi  mal  zahl  im  Wege  der  Cooptation,  jedoch 
vorbehaltlich  der  Bestätigung  durch  die  nächste  ordentliche  General- 
versammlung erfolgen. 

Die  Functionsdauer  der  cooptirten  Mitglieder  hat  gleichzeitig  mit 
der  Functionsdauer  der  in  der  constituirenden  Generalversammlung 
gewählten  Mitglieder  abzulaufen. 

In  der  nach  Ablauf  der  dreijährigen  Functionsdauer  des  ersten 
Verwaltungsrathes  abzuhaltenden  nächsten  ordentlichen  General- 
versammlung hat  die  Neuwahl  des  Verwaltungsrathes  stattzufinden,  und 
gelten  von  da  ab  für  die  Zusammensetzung  des  Verwaltungsrathes  die 
nachstehenden  Normen: 

Die  Gesammtzahl  der  Mitglieder  des  in  dieser  und  in  folgenden 
Generalversammlungen  zu  wählenden  Verwaltungsrathes  ist  unter  Einhaltung 
der  in  der  vorstehenden  Alinea  1  bestimmten  Minimal-  und  Maximalgrenze 
derart  festzustellen,  dass  dieselbe  durch  3  theilbar  erscheint,  so  dass  also 
der  Verwaltungsrath  aus  6,  9  oder  12  Mitgliedern  besteht. 

Von  der  bienach  durch  die  Generalversammlung  für  die  nächste 
dreijährige  Functionsperiode  festgestellten  Zahl  der  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  werden  zwei  Dritttheile  von  der  Generalversammlung 
auf  drei  Jahre  gewählt.  Das  restliche  Drittel  der  Mitgliederzahl  wird 
von  Seite  derjenigen  Domänenbesitzer  gleichfalls  auf  die  Dauer  von 
drei  Jahren  gewählt,  welche  zum  Baue  gesellschaftlicher  Linien  Grund- 
stücke in  dem  nachfolgend  bestimmten  Minimalausmasse  in  rechts- 
verbindlicher Weise  unentgeltlich  abgetreten  haben,  ohne  Rücksicht,  ob 
sie  Actionäre  sind  oder  nicht,  und  können  von  denselben  in  Ausübung 
dieses  Rechtes  sowohl  Actionäre  als  andere  Personen,  jedoch  nur  mit 
der  im  folgenden  §  24  enthaltenen  Beschränkung,  gewählt  werden. 

Berechtigt  zum  Wahlrechte  in  dieser  Gruppe  sind  die  Besitzer 
derjenigen  Domänen,  von  welchen  mindestens  je  40.000  Quadratmeter 
Grund  zum  Behufe  der  Herstellung  gesellschaftlicher  Bahnlinien 
unentgeltlich  und  lastenfrei  ins  Eigenthum  übertragen  wurden,  insolange 
sieh  diese  Domänen  in  einer  Ausdehnung  von  mindestens  zwei  Drittel 
ihres  Bestandes  zur  Zeit  der  Schenkung  im  Besitz  der  betreffenden 
Donatoren  oder  deren  Rechtsnachfolger  befinden. 

Pflegebefohlene  und  juristiscl.e  Personen  üben  das  Wahlrecht 
durch  ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutarischen  Vertreter,  Frauen 
durch  Bevollmächtigte  aus. 
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Die  Liste  der  zur  Wabl  berechtigten  Mitglieder  der  hier  in  Rede 
stehenden  Gruppe  verfasst  der  Verwaltungsrath  auf  Grund  der  ihm 
vorliegenden  Daten  über  die  Erwerbung  des  Bahngrundes. 

Die  Mitglieder  der  Gruppe  haben  ihrerseits  aus  ihrer  Mitte  einen 
Vertreter  zu  bestellen  und  dem  Verwaltungsrathe  bekannt  zu  geben,  an 
weichen  die  diesbezüglichen  Zuschriften  der  Gesellschaft  zu  richten 
sind,  und  welcher  auch  das  Recht  hat,  jederzeit  in  die  vom  Verwaltungs- 
rathe zusammengestellte  Liste  Einsicht  zu  nehmen  und  deren  Ergänzung 
oder  Richtigstellung  zu  verlangen. 

Binnen  acht  Tagen  nach  Abhaltung  der  ordentlichen  General- 
versammlung, in  welcher  die  Neuwahl  des  Verwaltungsrath  es  stattfindet, 
hat  die  Gesellschaft  die  Gruppe  der  wahlberechtigten  Domänenbesitzer 
unter  Bekanntgabe  der  von  der  Generalversammlung  für  die  nächste 
Functionsperiode  festgestellten  Gesammtzahl  der  Verwaltungsraths- 
mitglieder und  des  Resultates  der  von  der  Generalversammlung  vor- 
genommenen Wahlen  zur  Wahl  derjenigen  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes  aufzufordern,  deren  Nominirung  der  mehrgedachten  Gruppe 
vorbehalten  ist. 

Der  Vertreter  der  Donatoren  hat  sohin  die  erforderlichen  Mass- 
nahmen zur  Durchführung  der  Wahlen  zu  treffen,  so  zwar,  da98  binnen 
weiteren  vierzehn  Tagen  die  Wahl  mittelst  absoluter  Stimmenmehrheit 
der  an  dem  Wahlacte  sich  betheiligenden  Mitglieder  der  Gruppe  zu 
erfolgen  hat.  Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit 
erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt, 
welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben.  Im  Falle  der  Summen- 
gleichheit entscheidet  das  Los.  Das  Wahlresultat  ist  unter  Vorlage  des 
vom  Wahlleiter  und  zwei  anderen  Wahlberechtigten  unterschriebenen, 
notariell  ausgefertigten  Wahlprotokolles  dem  Verwaltungsrathe  der 
Gesellschaft  anzuzeigen. 

Auf  Grund  dieses  notariell  ausgefertigten  Wahlprotokolles  hat 
sodann  über  Ansuchen  des  Verwaltungsrathes  die  handelsgerichtliche 
Protokollirung  der  aus  der  Donatorengruppe  designirten  Verwaltungs- 
rathsmitglieder zu  erfolgen. 

Falls  sich  zwischen  der  Gesellschaft  und  der  Gruppe  der 
Domänenbesitzer  eine  Differenz  über  die  Zusammensetzung  der  Listen 
wie  über  die  Rechtsgiltigkeit  einer  vorgenommenen  Wahl  ergiebt,  des- 
gleichen,  wenn  unter  den  Grundbesitzern  selbst  Streitigkeiten  über  ihr 
Stimmrecht  entstehen  sollten,  so  entscheidet  hierüber  inappellabel  ein 
au 8  der  Mitte  des  Verwaltungsrathes  durch  das  Los  zusammengesetztes 
Gönnte"  von  drei  Mitgliedern. 

Falls  die  Gesammtzahl  der  Mitglieder  des  in  vorstehender  Weise 
gebildeten  Verwaltungsrathes  die  Maximalzahl  von  12  Mitgliedern  nicht 
erreicht,  so  kann  die  Ergänzung  bis  zu  dieser  Maximalzahl  im  Wege 
der  Cooptation  erfolgen. 

Nachdem  jedoch  die  Gesammtzahl  der  Mitglieder  stets  durch  drei 
theilbar  sein  muss,  und  daher  die  Mitgliederzahl  des  Verwaltungsrathes 
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nur  von  6  auf  9,  und  von  9  auf  12  erhöbt  werden  kann,  wird  bestimmt, 
dass  im  Falle  einer  solchen  Erhöhung  der  Mitgliederzahl  des  Verwaltungs- 
rathes  von  den  zu  cooptirenden  drei  Mitgliedern  zwei  seitens  der  von 
der  Generalversammlung  gewählten  Mitglieder,  aber  vorbehaltlich  der 
Bestätigung  durch  die  nächste  ordentliche  Generalversammlung,  und 
ein  Mitglied  seitens  der  von  der  Gruppe  der  Domänenbesitzer  gewählten 
Verwaltungsrathsmitglieder  cooptirt  werden  sollen. 

Die  dreijährige  Functionsdauer  der  vorbehaltlich  der  Bestätigung 
durch  die  Generalversammlung  cooptirten  Mitglieder  ist  von  dieser 
Best&tiguog  ab  zu  rechnen. 

§  17. 

Jedes  Mitglied,  das  eine  dreijährige  Functionsdauer  zurückgelegt 
hat,  hat  auszutreten,  ist  aber  wieder  wählbar. 

§  18. 

Falls  einzelne  der  von  der  Generalversammlung  gewählten 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  innerhalb  ihrer  Functionsdauer  aus 
scheiden,  so  haben  die  übrigen  von  der  Generalversammlung  gewählten 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  das  Recht,  die  erledigte  Stelle 
provisorisch  bis  zu  der  in  der  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung 
zu  vollziehenden  definitiven  Wahl  zu  besetzen. 

Diese  definitive  Wahl  gilt  nur  für  den  Best  der  Functionsdauer 
des  Ausgeschiedenen. 

Scheidet  ein  von  der  Gruppe  der  Domänenbesitzer  nominirtes 
Mitglied  des  Verwaltungsrathes  während  seiner  Functionsdauer  aus,  so 
hat  die  wahlberechtigte  Gruppe  das  Recht,  ein  Mitglied  an  dessen  Stelle 
und  für  den  Rest  der  Functionsdauer  des  Ausgeschiedenen  zu  ernennen. 

§  19. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  binnen  vierzehn  Tagen 
nach  erfolgter  Wahl  25  Stück  Actieu  der  Gesellschaft  nebst  den  nicht 
fälligen  Coupons  in  die  Gesellschaftscasea  zu  hinterlegen,  welche  während 
seiner  Functionsdauer  und  nach  deren  Ablauf  bis  zur  Genehmigung  der 
darauf  bezüglichen  Rechnungen  von  ihm  weder  belastet,  noch  ver- 
äussert werden  dürfen. 

§  20. 

Der  Verwaltungsrath  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  Geschäfte 
der  Gesellschaft  betraut.  Er  entscheidet  in  allen  Angelegenheiten  der 
Gesellschaft,  welche  nicht  ausdrücklich  der  Beschlussfassung  der 
Generalversammlung  vorbehalten  sind,  insbesondere  auch  über  die 
Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  bis  zum  Belaufe  des  anfänglichen 
Gesellschaftscapitales. 

Er  beschliesst  seine  eigene  Geschäftsordnung  und  die  Dienstordnung, 
ernennt  die  Vollzugsorgane  und  sonstigen  Beamten  und  Diener,  bestimmt 
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ihren  Wirkungskreis  und  ihre  Bezüge,  sowie  unbeschadet  der 
Bestimmungen  des  Artikels  231  H.  G.  B.  den  Wirkungskreis  der  aus 
seiner  Mitte  gewählten  Comics. 

§  21. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  jährlich  aus  seiner  Mitte  einen 
Präsidenten  und  einen  Yicepräsidenten.  Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit 
der  beiden  erwähnten  Functionäre  wird  der  Vorsitz  von  dem  Verwaltungs- 
rath  interimistisch  einem  anderen  Mitgliede  durch  Wahl  übertragen. 

§  22. 

Die  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  sind  am  Sitze  der  Gesell- 
schaft (§  3),  und  zwar,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern,  oder  drei 
Mitglieder  desselben  unter  Angabe  des  Gegenstandes  verlangen, 
mindestens  aber  einmal  in  jedem  Monate  abzuhalten. 

Die  Einladung  zur  Sitzung  erfolgt  schriftlich  durch  den  Präsidenten 
oder  dessen  Stellvertreter,  in  dringenden  Fällen  telegraphisch  unter 
Bekanntgabe  der  wichtigeren  Verhandlungsgegenstände. 

Mitglieder,  welche  in  der  Sitzung  des  Verwaltungsrathes  nicht 
persönlich  erscheinen,  sind  berechtigt,  sich  durch  ein  anderes  Mitglied 
des  Verwaltungsrathes  mittelst  schriftlicher  Vollmacht  vertreten  zu 
lassen,  doch  darf  kein  Verwaltungsrathsmitglied  mehr  als  eine  Vollmacht 
übernehmen. 

Zur  Giltigkeit  einer  jeden  Beschlnssfassung  des  Verwaltungsrathes 
ist  die  ordnungsmassige  Einladung  sämmtlicher  Mitglieder  und  die 
persönliche  Anwesenheit  von  wenigstens  drei  Mitgliedern  erforderlich. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  werden  durch  absolute 
Stimmenmehrheit  der  gegenwärtigen  und  durch  Vollmacht  vertretenen 
Mitglieder  gefasst.  Bei  gleicfageth eilten  Stimmen  gilt  jener  Antrag  als 
angenommen,  welchem  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Alle  Wahlen  geschehen  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche 
die  meisten  Stimmen  erhalten  haben.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit 
entscheidet  das  Los. 

§  23. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
geführt,  welche  von  dem  Vorsitzenden  und  dem  Schriftführer  zu 
fertigen  sind. 

§  24. 

Beamte  der  Gesellschaft,  dann  Personen,  welche  in  einem 
directen  Vertragsverhältnisse  (als  Bauunternehmer,  Lieferanten  etc.) 
zur  Gesellschaft  stehen,  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes sein. 
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Ausgeschlossen  von  der  Wahl  in  den  Verwaltuogsrath  sind  ins- 
besondere Personen,  welche  nicht  dispositionsfähig  sind  oder  ihre 
Zahlungen  eingestellt  haben,  ohne  nachher  ihre  Gläubiger  vollständig 
befriedigt  zu  haben,  sowie  diejenigen,  welche  wegen  einer  aus  Gewinn 
sucht  begangenen  und  nach  dem  allgemeinen  Strafgesetze  strafbaren 
Handlung  schuldig  befunden  wurden. 

Der  Eintritt  eines  Ausschliessungsgrundes  in  der  Person  eines 
Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  hat  den  unmittelbaren  Verlust  der  Stelle 
zur  Folge. 

§  25. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  für  ihre  Theilnahme 
an  den  Sitzungen  Präsenzmarken,  deren  Werth  von  der  General  Ver- 
sammlung bestimmt  wird. 

Ausserdem  erhalten  die  Mitglieder  des  Verwaltung  jrathe  3  den 
Ersatz  der  Spesen  ihrer  zu  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  oler 
eines  Comitös  desselben,  sowie  überhaupt  der  im  Auftrage  des  Verwaltungs- 
rathes unternommenen  Reisen;  endlich  empfängt  der  Verwaltungsrath 
die  unten  im  §  39  festgesetzte  Tantieme. 

B.  Generalversammlung. 

§  26. 

Die  statutenmässig  gebildete  Generalversammlung  repräsentirt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre  und  sind  ihre  statutenmässig  gefassten  Be- 
schlüsse für  alle  Actionäre  bindend. 

§  27. 

Es  hat  jährlich  eine  ordentliche  Generalversammlung  am  Sitze 
der  Gesellschaft  (§  3),  und  zwar  spätestens  sechs  Monate  nach  Ablauf 
des  Geschäftsjahres  stattzuflnden. 

Die  erste  ordentliche  Generalversammlung  findet  längstens  im  Laufe 
des  ersten  Semesters  des  Jahres  1883  statt;  der  Verwaltungsrath  ist  aber 
berechtigt,  auch  ausserordentliche  Generalversammlungen  einzuberufen  und 
ist  zur  Einberufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung 
verpflichtet,  wenn  dieselbe  in  einer  Generalversammlung  beschlossen 
oder  von  einem  oder  von  mehreren  Actionären,  deren  Actienbesitz  den 
zehnten  Theil  des  ausgegebenen  Actiencapitalea  repräsentirt,  verlangt 
wird.  Im  letzteren  Falle  hat  die  Einberufung  der  Generalversammlung 
längstens  binnen  30  Tagen  nach  Einlangen  des  Begehrens  zu  erfolgen. 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation 
erforderlichen  Actien  bei  der  Gesellschaftscassa  gegen  Empfangsbestätigung 
zu  hinterlegen  und  gleichzeitig  den  Gegenstand  und  die  Gründe  schriftlich 
anzuzeigen,  welche  der  Beschlussfassung  der  ausserordentlichen  General- 
versammlung unterzogen  werden  sollen. 
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§  28. 

Die  Einbernfang  sowohl  einer  ordentlichen  als  anch  einer 
ausserordentlichen  Generalversammlung  geschieht  durch  öffentliche  Kund- 
machung in  den  im  §  6  bezeichneten  Tages  blättern  und  muss  diese 
Kundmachung  mindestens  14  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der 
Versammlung  anberaumten  Tage  veröffentlicht  werden. 

In  dieser  Kundmachung  müssen  die  Gegenstände,  über  welche  die 
Generalversammlung  Beschluss  fassen  soll,  bezeichnet  werden,  und  es 
kann  die  Generalversammlung  nur  über  die  in  der  Kundmachung 
bezeichneten  Gegenstände  Beschluss  fassen;  auagenommen  von  dieser 
Beschränkung  ist  jedoch  die  Beschlussfassung  über  Verbesserungsanträge 
zu  einem  gehörig  kundgemachten  Antrage,  dann  über  den  Antrag  auf 
Einberufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung. 

§  29. 

Der  Besitz  von  je  25  Stück  Actien  giebt  das  Recht  auf  eine 
Stimme  in  der  Generalversammlung. 

Zur  Ausübung  dieses  Rechtes  wird  erfordert,  dass  die  Actien 
wenigstens  acht  Tage  vor  dem  Zusammentritte  der  Statuten  massig 
einberufenen  Generalversammlung  in  der  Gesellschaftscassa  oder  an 
einem  anderen,  von  dem  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmten  Orte 
hinterlegt  werden.  Actionäre,  welche  weniger  als  25  Actien  besitzen, 
sind  berechtigt,  wenn  sie  ihre  Actien  in  der  vorangezeigten  Weise 
hinterlegt  haben,  der  Generalversammlung  als  Zuhörer  beizuwohnen, 
ohne  jedoch  ein  Stimmrecht  ausüben  zu  können. 

§  30. 

Das  Stimmrecht  kann  jeder  stimmberechtigte  Besitzer  von  Actien 
persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten,  welcher  jedoch  selbst  ein 
stimmberechtigter  Actionär  der  Gesellschaft  sein  muss,  ausüben.  Doch 
darf  kein  Actionär  mehr  ah  50  Stimmen  im  Vollmachtsnamen  abgeben. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  üben  das  Stimmrecht 
durch  ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutarischen  Vertreter,  Frauen 
durch  Bevollmächtigte  aus,  auch  wenn  diese  Vertreter  nicht  selbst 
Actionftre  sind. 

§  81. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungsrathes  oder  in  dessen  Verhinderung  sein  Stellvertreter  und, 
falls  auch  letzterer  verhindert  wäre,  ein  von  dem  Verwaltungsrathe  zu 
bestimmendes  Mitglied  desselben. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversam  mlung  wird  von  einem 
durch  den  Vorsitzenden  ernannten  Schriftführer  ein  Protokoll  geführt, 
welches  von  zwei  Verificatoren,  die  über  Vorschlag  des  Vorsitzenden 
von  der  Versammlung  gewählt  werden,  und  welche  auch  als  Scrutatoren 
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zu  fungiren  haben,  beglaubigt  wird.  Ausserdem  ist  dieses  Protokoll 
auch  von  dem  Präsidenten  und  dem  Schriftführer  zu  unterzeichnen. 

§  32. 

Zur  Beschlussfähigkeit  einer  jeden  ordnungsmässig  einberufenen 
Generalversammlung  ist  erforderlich,  daos  mindestens  der  zwanzigste 
Theil  der  emittirten  Actien  durch  Actionäre,  welche  dem  Verwaltungs- 
rathe  nicht  angehören,  vertreten  sei. 

Um  jedoch  eine  Aenderung  der  Statuten  oder  die  Vermehrung  des 
Gesellschaftsfondes  durch  Hinausgabe  neuer  Actien  oder  von  Prioritäts- 
obligationen zu  beschliesseD,  muss  durch  die  anwesenden,  dem 
Verwaltungsrathe  nicht  angehörigen  Actionäre  mindestens  der  zehnte  Theil 
des  emittirten  Actiencapitales  repräseotirt  sein. 

Die  Auflösung  der  Gesellschaft  kann  jedoch  nur  in  einer  General- 
versammlung beschlossen  werden,  bei  welcher  in  der  vorbezeichneten 
Weise  der  dritte  Theil  des  ausgegebenen  Actiencapitales  vertreten  ist. 

In  dem  Falle,  als  eine  Generalversammlung  in  der  nach  den 
vorstehenden  Bestimmungen  zur  Beschlussfähigkeit  erforderlichen  Weise 
nicht  zu  Stande  käme,  findet  eine  neue  Einberufung  der  General- 
versammlung statt,  doch  braucht  in  diesem  Falle  die  Kundmachung  nur 
acht  Tage  und  die  Actiendepooirung  nur  drei  Tage  vor  der  General- 
versammlung zu  erfolgen,  und  diese  neu  einberufene  Generalversammlung 
ist  beschlussfähig,  ohne  an  eine  bestimmte  Anzahl  der  durch  die 
anwesenden  Actionäre  repräsentirten  Stimmen  gebunden  zu  sein. 

Hierauf  ist  in  der  Einberufungskundmachung  hinzuweisen  und 
darf  in  dieser  Generalversammlung  nur  über  solche  Gegenstände  Beschluss 
gefasst  werden,  für  welche  die  frühere  Versammlung  einberufen  war. 

§  33. 

Alle  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  durch  absolute 
Stimmenmehrheit  gefasst. 

Zu  dem  Beschlüsse  aber  über  Abänderung  der  Statuten  oder 
Erhöhung  des  Gesellschaftsfondes  durch  Hin  ausgäbe  neuer  Actien  oder 
von  Prioritätsobligationen  ist  eine  Stimmenmehrheit  von  zwei  Dritttheilen 
und  zur  Beschlussfassung  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  eine 
Stimmenmehrheit  von  drei  Viertheilen  erforderlich. 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insoferne  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln.  Wird  im 
ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt,  so  findet  die 
engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhalten  haben.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet 
das  Los. 

§  34. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende 
Gegenstände  ausschliesslich  vorbehalten: 
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a)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  mit  der  aus  §  16 
sich  ergehenden  Beschränkung  und  die  Bestimmung  des  Werthes 
der  den  Verwaltungsrathsmitgliedern  zukommenden  Präsenzmarken 

(§  25); 

b)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  und  deren  Ersatz- 
männer; 

e)  die  Beschlussfassung  über  die  Jahresrechnung  und  über  den 
Bericht  des  Aufeichtrathes,  dann  die  Feststellung  der  Gewinn- 
verteilung, sowie  die  Dotirung  des  Reserve-  und  Erneuerungsfondes 
(§§  42  und  43); 

d)  die  Beschlussfassung  über  die  Erwerbung  anderer  Eisenbahnen  oder 
die  Einholung  von  Concessionen  zu  neuen  Eisenbahnlinien; 

t)  die  Vermehruog  des  Gesellschaftsfondes  durch  Hinausgabe  von 
neuen  Actien  oder  von  Prioritätsobligationen  über  den  Betrag  des 
anfänglichen  Gesellschaftscapitales  (§  7); 

f)  die  Abänderung  der  Statuten; 

ff)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

h)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer, 
insbesondere  auch  durch  Uebertragung  ihres  Vermögens  und  ihrer 
Schulden  an  eine  andere  Actiengesellschaft  gegen  Gewährung  von 
Actien  der  letzteren  (Art.  215  H.  G.  B.). 

Die  in  der  Generalversammlung  gefassten  Beschlüsse  Über  die 
sub  dy  e,  f,  ff  und  h  bezeichneten  Gegenstände  bedürfen  der  Genehmigung 
der  hohen  Staatsverwaltung. 

a  Aufsichtsratb. 

§  35. 

Der  Auftichtsrath  besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  zwei  Ersatz- 
männern, welche  alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung 
aus  der  Reihe  der  nicht  dem  Verwaltangsrathe  angehörenden  Actionäre 
gewählt  werden. 

Der  erste  Aufsichtsrath  wird  in  der  constituirenden  General- 
versammlung gewählt  und  bezieht  sich  dessen  Function  auf  das  erste, 
nach  Eröffnung  des  Betriebes  auf  den  gesellschaftlichen  Bahnlinien 
laufende  Geschäftsjahr. 

§  36.  . 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  Austretens  eines  Aufsichtsrathes 
während  seiner  Functionsdauer  tritt  jener  Ersatzmann  an  dessen  Stelle, 
welcher  bei  der  von  der  Generalversammlung  vorgenommenen  Wahl 
die  nächstmeisten  Stimmen  erhalten  hat. 

§  37. 

Der    Aufsichtsrath    überwacht    die    Gebarung   der  Gesellschaft 
innerhalb  jener  Grenzen,  welche  ihm  das  Gesetz  einräumt. 
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Er  prüft  die  Jahresrechnungen,  die  Bilanz  und  die  Vorschläge 
bezüglich  der  Gewinnvertheilung  und  erstattet  hierüber  der  General- 
versammlung Bericht. 

Der  Aufsicbtsrath  ist  auch  berechtigt,  in  Folge  eines  eiastitnmigen 
Beschlusses,  die  Einberufung  einer  Generalversammlung  zu  veranlassen, 
wenn  er  dies  im  Interesse  der  Gesellschaft  erforderlich  erachtet. 

IV.  Abschnitt. 

Jahresrechnung,    Bilanz,    Gewinnvertheilung,  Reservefond, 

Erneuerungsfond. 

§  38. 

Alljährlich  werden,  und  zwar  am  31.  December,  die  gesell- 
schaftlichen Rechnungen  abgeschlossen,  ein  allgemeines  Inventur  dsr 
Activa  und  Passiva  aufgestellt  und  die  Bilanz  gezogen.  Die  Rechnungen 
und  die  Bilanz  sind  dem  Aufsichtirathe  rechtzeitig  zu  übergeben  und 
sollen  mit  dem  Berichte  des  Aufsichtsrathes  durch  acht  Tage  vor  der 
Generalversammlung  zur  Einsicht  für  die  Actionäre  aufgelegt  uni  sodann 
der  Generalversammlung  zur  Erlediguag  vorgelegt  werden. 

§  39. 

Aus  dem  nach  Bestreitung  aller  Betriebs-  und  Erhaltungsko3ten, 
nach  Abzug  der  Verluste  und  Abschreibungen  sich  ergebenden 
Erträgnisse  wird  bestritten: 

a)  die  Zahlung  der  Interessen  und  der  Tilgungsquote  für  die  hinaus- 
gegebenen Prioritätsobligationen  (inbegriffen  die  eventuellen  Kosten 
der  Beschaffung  des  zur  Zahlung  der  Zinsen  und  zur  Capital  4- 
tilgung  erforderlichen  Metallgeldes); 

b)  der  in  den  Reservefond  zu  hinterlegende  Betrag,  welcher,  insolange 
der  Reservefond  nicht  die  im  §  42  bezeichnete  Höhe  erreicht  hat, 
womöglich  nicht  weniger  als  l/l0  Percent  des  gesammten  nominellen 
Baucapitales  betragen  soll; 

e)  die  Dotation  des  Erneuerungsfondes  (§  43); 
d)  die  Tilgungsquote  des  Actiencapitales. 

Von  der  nach  diesen  Abzügen  erübrigenden  Erträgnisssumme 
werden: 

1.  5  Percent  des  eingezahlten,  nicht  amortisirten  Actiencapitales 
als  Dividende  den  Actionären  zugewendet;  von  dem  hienach 
verbleibenden  Reste  aber 

2.  10  Percent  als  Tantieme  dem  Verwaltungsrath e  zugewiesen  und 

3.  der  Ueberrest,  insoferne  die  Generalversammlung  nicht  eine  andere 
Verwendung  beschliessen  sollte,  als  Superdividende  unter  die 
Actionäre,  beziehungsweise  an  die  Inhaber  der  Genussscheine  (%  1 1 ) 
vertheilt. 
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Die  Aus2ablung  der  Dividenden  erfolgt  in  dem  von  der  General- 
vereanmlurg  bestimmten  und  gehörig  kundgemachten  Termine, 
tpa'tetttns  aber  am  1.  Juli  eines  jeden  Jahres. 

Ueber  die  Art  und  Weite  der  Vertheilung  der  Tantieme  unter 
die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  beschliesst  der  letztere  selbst. 

§  40. 

Alle  Dividenden,  welche  nicht  innerhalb  fünf  Jahren,  vom  Tage 
ihrer  Fälligkeit  an  gerechnet,  behoben  werden,  verfallen  zu  Gunsten 
der  Gesellschaft. 

§  41. 

Den  Besitzern  der  Genussscheine  steht  nur  der  Anspruch  zum 
Bezüge  der  im  §  39,  ßub  3,  bezeichneten  Superdividende,  aber  nicht 
zum  Bezüge  der  ebenda  sub  1  eiwähnten  5percentigen  Dividende  zu. 

§  42. 

Der  Keßer vefoDd,  welcher  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres 
gebildet  und  gemäss  den  Bestimmungen  des  §  39  dotirt  wird,  ist 
bestimmt,  allfällige  aussergewöhnliche  Ausgaben,  Nachschaffungen  und 
Verluste,  sowie  die  Kotten  iür  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Anlagen, 
welche  nicht  durch  Capitalsvermehrung  durchgeführt  werden,  zu  decken. 

Sobald  der  Reservefond  die  Höhe  von  4  Percent  des  Bau- 
capitales  erreicht  hat,  kann  der  Zuschuss  aus  den  Betriebseinn ahmen 
eingestellt  werden;  derselbe  ist  aber  sogleich  wieder  aufzunehmen,  wenn 
der  Reservefond  unter  diesen  Betrag  herabsinkt. 

Dem  Reservefonde  wird  ausser  dem  im  §  39  normirten  Zuschüsse 
aus  den  Betriebserträgnissen  überwiesen: 

a)  der  etwaige  Rest  des  Baucapitales; 

b)  der  Betrag  verfallener  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden. 

§  43. 

Ferner  wird  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  ein  Er- 
neuerungsfond gebildet,  aus  welchem  die  Erneuerung  der  sämmtlichen 
Oberbau-  und  Betriebsmittel,  sowie  der  Objecte,  die  durch  den  Gebrauch 
schadhaft  werden,  zu  bestreiten  ist. 

In  denselben  fliessen,  ausser  dem  im  §  39,  sub  c,  normirten 
Zuschüsse  aus  den  Betriebseinnahmen,  die  Erlöse  aus  dem  Verkaufe 
alter  Materialien  des  Oberbaues  und  der  Betriebsmitte). 

V.  Abschnitt. 
Staatsaufsicht  und  Schlussbestimmungen. 

§  44. 

Das  der  Staatsverwaltung  zustehende  Aufsichtsrecht  wird  von 
derselben  nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  und  §  10 
der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  ausgeübt  werden. 
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Mit  Rücksicht  auf  die  damit  verbundene  Geschäftslast  wird  von 
der  Gesellschaft  eine  jährliche  Pauschalsumme  an  den  Staatsschatz  geleistet, 
deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  aus 
gediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

§  45. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  durch  Beschluss  der 
Generalversammlung  hat  diese  die  Liquidatoren  zu  wählen  und  die 
Modalitäten  der  Liquidation  zu  beschliessen,  wobei  die  Vertheilung  des 
Gesellschaftsvermögens  so  zu  geschehen  hat,  dass  den  Actionären  in  erster 
Reihe  bis  zur  Höhe  ihrer  Einlagen  das  vorhandene  Vermögen  erfolgt 
wird  und  sodann  der  Ueberschuss  unter  die  Actienbesitzer  und  die 
Genussscheininhaber  gleichmässig  vertheilt  wird. 


Z.  14300. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  nnterm  20.  October  1881, 
Z.  15255,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung: 
genehmigt. 

Wien,  am  25.  September  1883. 

Taaffe  m.  p. 
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i.  Concessionsurkunde  vom  2.  November  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  133, 

für  die  Loeomothelsenbahn  ron  Potscherad  nach  Wurzmes. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Markus  Stein  und  Adolf  Low  die  Bitte  am  Ertheilung 
der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von  der  Station 
Potscherad  der  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau)  nach  Wurzmes 
zum  Anschlüsse  an  die  Aussig- Teplitzer  Eisenbahn  gestellt  haben,  so 
finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unter- 
nehmens den  genannten  Bittstellern  diese  Concession  auf  Grund  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238, 
sowie  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  wie  folgt, 
zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  den  Concessionäreu  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  der  Station  Potscherad  der  Eisenbahn  Pilsen-Priesen 
(Komotau)  über.Habran,  Kleinpriesen  und  Trubschitz  nach  Wurzmes 
zum  Anschlüsse  an  die  Aussig-Teplitzer  Bahn. 

Dia  LooAlbahn  von  Potscherad  nach  Wnrzmes  gelangte  am  1.  März  1887 
zur  Eröffnung.  Die  Betriebsführung  derselben  wurde  auf  Grund  des  Betriebs- 
vertrages vom  27.  Mai  1886  von  der  k.  k.  Generaldireotion  der  österreichischen 
Staatsbahnen  übernommen. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 


Digitized  by  Google 


908 


Localbahngesellsohaft  Potscherad-Wurzmeß. 


a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  nnd  Gebühren  für  alle  Vertrage, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  and  sonstige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung, sowie  für  jene  bezüglich  der  Grund  er  Werbung,  des 
Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einscbluss  der 
Interimsscheine  und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritäts- 
obligationen, sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebübren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahn  sofort 
zu  beginnen  und  binnen  einem  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben, 
und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe 
zu  erhalten.  Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  haben 
die  Concessionäre  durch  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von  Drei- 
tausend (3000)  Gulden  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten 
Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

§  *. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Eisenbahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Fitigel- 
bahnen zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5- 

Die  Concessionäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnisäen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze 
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vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1,  vom  Jabre 
1852,  dann  nacb  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Um- 
gang genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte 
Maximalgesch  windigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für 
zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  «• 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  der  Eisenbahn  Pilsen-Priesen 
(Komotau)  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffentibungen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Siebtor- 
heitswache Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahn gesollschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militartransporte,  ferner  den  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahnabtheilungen, 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags- 
übereinkommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande 
auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken 
und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  den  Concessionären  nur  insoweit, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber 
dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  bei  Besetzung  von  Dienst- 
posten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60, 
auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der 
Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 
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§  7. 

Den  Concession  ären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  entweder  eine  Actiengesellschaft  zu 
bilden,  oder  die  aus  dieser  Concession  erwachsenen  Hechte  und  Pflichten 
an  eine  schon  bestehende  Actiengesellschaft  zu  übertragen. 

Die  zu  bildende  Actiengesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten der  Concessionäre. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Actien  und  Prioritätsobligationen  unterliegen  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen,  welche  die  Hälfte  des 
gesammten  Nominal-Anlagecapitales  nicht  überschreiten  darf,  bleibt  inso- 
lange  ausgeschlossen,  als  dieselben  nicht  bezüglich  ihrer  Verzinsung 
und  Tilgung  in  dem  factisch  erzielten  und  als  gesichert  anzusehenden 
Reinerträgnisse  der  Bahn  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  zu  prüfen- 
den  Ausweisen  ausreichende  Bedeckung  finden. 

§  8. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  6,  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im 
Sinne  des  §  11,  lit.  b,  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  namentlich 
durch  politische  oder  finauzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  *- 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  gegen  eine 
an  die  Concessionäre  zu  leistende  Barentschädigung  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträg- 
nisse der  uogünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnitt- 
liche Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  öpercentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nominal-Anlagecapitales  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig  ist, 
so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  EinlöBungs- 
preises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt.    Letzteres  gilt 
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auch   für   den  Fall,   da 88   die  Einlösung  der  Bahn   vor  Ablauf  des 
siebenten  Betriebsjahres  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  nach  Wahl  der  Staatsver- 
waltung entweder  in  einer  dem  obigen  Durchschnitts-,  beziehungsweise 
Minimalerträgnisse  gleichkommenden  Rente,  welche  den  Concessionären 
während  der  Übrigen  Concessionsdauer  in  halbjährigen,  am  1.  Jänner 
und  am  1.  Juli  jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Katen  zu  erfolgen  ist, 
oder  in  der  einmaligen  Zahlung  jenes  Betrages  zu  bestehen,  welcher 
dem  auf  Grund  einer  öpercentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden  rechnungs- 
m  äse  igen  Capitalswerthe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
fällig  werdenden  Semestrairaten  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der 
Bahn  entspricht. 

Die  Ziffer  des  Nominal  Anlagecapitales  unterliegt  der  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapital  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseiurichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  gegenwärtig  conceßsionirten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes 
und  der  Materialvorräthe. 

§  10. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
und  in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmt liehen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes 
und  der  Materialvorräthe  (§  9). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der 
Einlösung  der  Bahn  (§  9)  behalten  die  Conceesionäre  das  Eigenthum 
des  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reserve- 
fondes  und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselben  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurden, 
dasB  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  IL 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und   solid   ausgeführt  werden,   und  auf  die 
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Hintanhaltung,  rücksichtlich  auf  die  Beseitigung  von  Gebrechen  in 
dieser  Beziehung  zu  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Vorstand 
der  Eisenbahnunternehmung  fungirenden  Vertretung,  so  oft  er  es 
angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen  zuwider- 
laufende, beziehungsweise  den  öffentlichen  Interessen  nachtheilige 
Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  haben  die  Concession&re 
eine  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten;  ebenso  werden 
die  Concessionäre  von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1,  vom  Jahre  1852, 
begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus 
der  polizeilichen  und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehr- 
aufwandes und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung 
von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  12. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
tingeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen 
sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  treffen 
und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die 
Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  den  Concession ären  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
zweiten  Tage  des  Monates  November  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend- 
achthunderteinundachtzig,  Unserer  Reiche  im  Dreiunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 
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2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbuhn  ron  Potseherad  nach  Wurzmes  (C.  Bl.  Nr.  147  ex  1881). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Locomotiveisenbahn  von  der  Station  Potseherad  der  k.  k.  priv. 
Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau)  nach  Wurzmes  zum  Anschlüsse  an  die 
k.  k.  priv.  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn  ist  mit  einer  Spurweite  von  la435  Meter 
als  Localbahn  mit  blossem  Tagverkehr  für  eine  Maximal-Fahrgeschwindigkeit  von 
21  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  auszurüsten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinriehtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  nach- 
stehenden technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens 
zu  befolgen. 

Desgleichen  haben  die  Coneessionäre  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allg  meinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  18  Kilometer  lange  Bahn  nimmt  ihren  Ausgang 
westlich  von  der  Station  Potseherad  der  k.  k.  priv.  Eisenbahn  Pilsen-Priesen 
(Komotau)  und  schliesst  sich  nach  Berührung  der  Orte  Sohiessglock,  Polehrad, 
Habran,  Klein-Prieien  und  Trubschitz  an  die  östliche  Seite  der  Station  Wurzmes 
der  k.  k.  priv.  Aussig-Teplitzer  Bahn  an. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.  Anschlüsse  an  die  k.  k.  priv.  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau) 
und  die  k.  k.  priv.  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn  und  Einmündung  von 

Industrie-Schleppbahnen. 

Die  Coneessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  des  Bahnhofes 
Potseherad  der  k.  k.  piiv.  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau)  und  des  Bahnhofes 
Wurzmes  der  k.  k.  priv.  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des 
Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre  eine  Vereinbarung  mit  den  genannten 
Gesellschaften  anzustreben  uud  die  bezüglichen  Uebereinkommen  der  Staatsver- 
waltung zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  Coneessionäre  haben  hiebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Personen- 
verkehres für  die  thunlichste  Erleichterung  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf 
die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  etwaigen 
gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes  unterwerfen  sich  die  Coneessionäre  dem  Aus- 
spruche des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschluss- 
bahn nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung 
der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  zu  bestimmen. 
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Die  Concessionäre  sind  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Ver- 
bindungsbahnen, welche  von  den  an  der  conoessionirten  Bahn  gelegenen  Industrie- 
Unternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der 
erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  Steigung  in  der  ourrenten  Strecke  werden  25  pro  mille 
=  1  :  40  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  25  pro  mille  =  1  :  400 
betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4*76  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3  5  Meter  betragen. 

Die  Minimal-Curvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  nicht  unter 
200  Meter  betragen. 

Bei  Curven  von  weniger  als  500  Meter  hat  der  Einlauf  in  die  gerade 
Linie  mittelst  entsprechenden  Uebergangscurven  zu  erfolgen. 

Zwischen  den  Ueberhöhungsrampen  der  äusseren  Schienen  zweier  ent- 
gegengesetzter Curven  soll  eine  gerade  Strecke  von  mindestens  10  Meter  Länge 
liegen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  0  Meter  sowohl  bei  Dämmen, 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  6  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erbreiterung  des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  haltbar  herzu- 
stellen und  erforderlichenfalls  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  das  Brückenplanum  bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  Objecten 
eine  benutzbare  Minimalbreite  von  4  3  Meter  erhalten. 

Objecto  bis  zu  4*0  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichender  Höhe  des 
Bahnkörpers  einzuwölben. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  10  Meter 
totale  Lichtweite  dürfen  Tragconstructionen  von  Holz  angewendet  werden ;  b  i 
allen  grösseren  offenen  Objecten  und  Brücken  sind  EisenconstructioneiT  zu  vet- 
wenden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brücken- 
construetionen  sind  die  durch  §  2  der  Handeisministerial- Verordnung  vom 
30.  August  1870  normirten  Lasten  zu  Grunde  zu  legen. 

Für  Eisenconstructionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Constructionstheile  exclnsive  der  Nieten  bis  zu  900  und  für  die  Nieten  bis  zu 
700  Kilogramm  per  Quadratcentimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruotion  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  1-0  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

5.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  nach  den  genehmigten  Normalien  der  k.  k.  priv.  Eisenbahn 
Pilsen-Priesen  (Komotau)  auszuführen,  wonach  Schienen  aus  Flnssstahl  im  Gewicht 
von  29- 1  Kilogramm  per  laufendes  Meter  Schienenlänge  in  Anwendung  zu  kommen 
haben. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  eine  Kronen- 
breite von  3-0  Meter  und  eine  Tiefe  von  0*3  Meter. 
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Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  soll  mindestens  17  Percent  der 
Bahnlänge  betragen. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  die  Qebäude  für  den  Personendienst  den  localen 
Verhältnissen  entsprechend,  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Unter- 
mauerung aus  Riegelwänden  erbaut  werden. 

Sämmtliohe  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  versehen 
au  sein. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Fachwerk  und  Riegelmauern  oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermauerung 
erhöhtet  werden. 

Sämmtliohe  Hochbauten  können  nach  den  genehmigten  Normalien  der 
k.  k.  priv.  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau)  hergestellt  werden,  sind  jedoch 
stets  in  Einklang  mit  den  bestehenden  localen  Bauvorschriften  zu  bringen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  hat 
höchstens  8  Kilometer,  jene  der  Wasserstationen  18  Kilometer  zu  betragen. 

An  WÄrterhäusern  sind  zehn  für  die  ganze  Strecke  herzustellen. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  oder  aus  hölzernen 
Blockwänden  hergestellt  werden. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

7.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Anlage  einer  Telegraphenleitung  kann,  insolange  als  keine  Zugs- 
kreuzungen auf  der  Bahn  stattfinden,  die  Aufstellung  von  Glockensignalen  jedoch 
in  allen  Fällen  unterbleiben;  für  den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen 
akustischen  auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale 
zu  verwenden. 

An  Abzweigungsstellen  von  dem  öffentlichen  Verkehr  dienenden  Bahnen  sind 
Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 

8.  Betriebs- Vertrag  und  Fahrbetriebsmittel. 

Es  wird  von  den  Concessionären  beabsichtigt,  den  Betrieb  der  con- 
ces8ionirten  Localbahn  der  k.  k.  priv.  Eisenbahn  Pilsen-Priesen  (Komotau)  auf 
Grund  eines  mit  derselben  abzuschliessenden  Betriebsvertrages,  welcher  dem  k.  k. 
Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen  ist,  zu  überlassen. 

Für  diesen  Fall  sind  an  Fahrbetriebsmitteln  anzuschaffen:  1  normale  Lasten- 
zugslocomotive,  3  Personenwagen,  20  Lastwagen  verschiedener  Gattung. 

Sollte  der  oberwähnte  Betriebsvertrag  nicht  abgeschlossen  werden,  so  behält 
sich  das  k.  k.  Handelsministerium  vor,  eine  Vermehrung  des  anzuschaffenden 
Fahrparkes  in  dem  durch  den  selbständigen  Betrieb  der  concessionirten  Local- 
bahn bedingten  Umfange  anzuordnen. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Aus- 
rüstungsgegenstände sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
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der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunter- 
nehmens Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonatigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozaschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinanderfolgenden  Betriebsjahren  ein  Reinerträgniss 
von  mindestens  7  Peroent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann  das  Handels- 
ministerium eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in  Kraft 
gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postverwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Poatanstalt  kommen  im  Sinne  des 
Artikels  II  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  folgende  Be- 
stimmungen zur  Anwendung: 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmässigen  Zügen  zu  befordern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  können 
die  Concessionäre  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost,  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  den  Concessionären  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für  den 
Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene 
Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphen- 
anstalt herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen 
gegen  eine  zu  vereinbarende  hillige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privat- 
correspondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
den  Concessionären  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen,  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die  Concessionäre  durch 
das  Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 
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Di©  Conoessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  der  conceasionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  naeh  den  für  Militärtrans 
porte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern 
und  zu  verwahren. 

5.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbedi ensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Concession,  oder  ans 
Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benutzen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certifioaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck  e  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Sendungen  für  Zwecke  der  Pferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden 
ermassigten  Tarifsätze,  jedoch  mit  der  im  g  6  der  Concessionsurkunde  angegebenen 
Beschränkung  Anwendung  zu  finden. 

7.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der 
Rückfahrt,  sind  zu  halber  Personenzugsgebühr  zu  befördern.  Für  derlei  Transporte, 
welche  nach  Thunliohkeit  in  abgesonderten  Coupe*s  untergebracht  werden  müssen, 
sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge  zu  vereinbaren. 

Wien,  am  27.  November  1881. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 

3.  Statuten 

der  Localbahnge seil schaft  Potscherad-Wurzmes. 
I.  Abschnitt. 

Errichtung,  Zweck,  Sitz,  Firma,  Dauer  und  Bekanntmachung 

der  Gesellschaft. 

§  1- 

Errichtung  der  Gesellschaft. 

Auf  Grund  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  2.  No- 
vember 1881,  R.  G.  Bl.  133,  durch  welche  den  Herren  Markus  Stein 
und  Adolf  Löw  das  Recht  zum  Baue  und  Betriehe  einer  als  normal* 
spurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiveisenhahn  von  der  Station 
Potscherad  der  Eisenhahn  Pilsen-Priesen-Komotau  nach  Wurzmes  zum 
Anschlüsse  an  die  Aussig-Teplitzer  Bahn  ertheilt  wurde,  errichten  die 
genannten  Herren  Concessionäre  eine  Actieogesellschaft  und  übertragen 
an  dieselbe  alle  durch  die  obbezeichnete  Concessionsurkunde,  dann  die 
auf  Grund  des  mit  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  3.  August  1885, 

Di«  Beehteorkonden  dar  Btterr.  Eltenbaboen  II.  62 
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Z.  25998,  genehmigten  Protokolles  vom  16.  Juli  1885,  betreffend  die 
Verlängerung  und  Inbetriebsetzung  der  gedachten  Localbahn,  erworbenen 
Rechte  und  übernommenen  Verbindlichkeiten. 

Die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Hechte  und  Verbindlichkeiten  der 
C  mcessionäre  ein. 

§  2 
Zweck. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a )  der  Bau  und  Betrieb  der  in  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde 
vom  2.  November  1881,  R.  G.  Bl.  133,  oben  bezeichneten  Local- 
bahn Potscherad- Wurzmes ; 

6 )  der  Bau  und  Betrieb  von  Localbahnen,  welche  in  der  Folge  von 
der  Gesellschaft  durch  Vertrag  oder  Ooncession  erworben  oder 
gepachtet  werden; 

c)  der  Bau  und  Betrieb  von  Zweig-  und  Flügelbahnen,  welche  bestimmt 
sind,  die  in  den  Absätzen  a  und  b  bezeichneten  Bahnlinien  oder 
deren  Zweigbahnen  mit  Kohlenwerken  und  sonstigen  industriellen 
Etablissements,  die  in  ihrem  Bereiche  liegen,  und  mit  anderen 
Eisenbahnen  oder  Wasserstrassen  zu  verbinden  (vorbehaltlich  der 
staatlichen  Genehmigung) ; 

d)  der  Besitz  und  Betrieb  von  Kohlen-  und  anderen  Montanwerken, 
von  Maschinen-  und  anderen  Fabriken,  welche  von  der  Gesellschaft 
begründet,  erworben  oder  gepachtet  werden. 

§  3. 

Sitz  der  Gesellschaft. 
Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Prag. 

§  i- 
Firma. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet: 

„Localbahngesellscbaft  Potscherad- Wurzmes." 

Sie  ist  im  Handelsregister  des  k.  k.  Handelsgerichtes  zu  Prag 
eingetragen,  und  wird  collectiv  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungs- 
rathes  oder  von  einem  Mitgliede  desselben  und  einem  zur  Procuraführung 
bestellten  Gesellschaftsbeamten  gezeichnet,  welcher  letztere  jedoch  den 
Zusatz:  „per  procura"  (oder  p.  p.)  seiner  Namensunterzeichnung  bei- 
zufügen hat. 

§  5. 

Constituirung  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  ist  consütuirt  sobald  das  gesammte  im  §  7 
bezeichnete  Actieneapital  gezeichnet,  50  Percent  desselben  eingezahlt 
und  die  Firma  der  Gesellschaft  handelsgerichtlich   protokoiiirt  ist  (§  60  ). 
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Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  für  die  ganze  Zeit  der  Concessions- 
dauer  der  im  §  2,  al.  a,  bezeichneten  Localbahn,  d.  i.  für  neunzig  Jahre 
vom  2.  November  1881  gerechnet  festgesetzt,  soferne  nicht  nach  den 
Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren  Er- 
löschens der  Concession,  oder  Einlösung  derselben  durch  die  Staatsver- 
waltung (§  9  der  Concessionsurkunde)  oder  endlich  über  Beschluss  der 
Generalversammlung  eine  frühere  Auflösung  erfolgen  sollte. 

§  6. 

Art  der  Kundmachungen. 

Alle  öffentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechts - 
wirksam  in  der  amtlichen  „Prager  Zeitung"  und  ist  jede  in  dieser 
Beziehung  eintretende  Aenderung  dem  Handelsgerichte  anzuzeigen. 

Fristen  werden  von  dem  auf  den  Tag  der  ersten  Einrückung  in 
die  „Präger  Zeitung"  nächstfolgenden  Tage  an  berechnet. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital,    Actien    und    Prioritätsschuld  verschei- 

bungen. 

§  7. 

Gesellschaftscapital  in  Actien. 

Das  gesellschaftliche  Capital  beträgt  1,000.000  fl.  östetr.  Währ. 
(Eine  Million  Gulden  österreichischer  Währung)  und  wird  in  5000  (fünf 
Tausend)  Stück  auf  die  Ueberbringer  lautende  Actien  jede  zu  Zwei- 
hundert Gulden  österreichischer  Währung  zerlegt. 

§  8- 

Einzahlung  der  Actienbeträge. 

Die  Einzahlung  der  Actienbeträge  ist  an  die  Gesellschafts-  oder  an 
die  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmten  Oassen  unter  den  von 
diesem  gestellten  Bedingungen  zu  leisten. 

Für  die  auf  die  Actien  erfolgten  ratenweisen  Einzahlungen  werden 
Interimsscheine  auf  bestimmte  Namen  lautend  nach  dem  von  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  genehmigten  Formulare  A  ausgestellt,  welche 
nach  erfolgter  Volleinzablung  gegen  Herausgahe  von  Actien  einge- 
zogen werden. 

Die  erste  vor  Constituirung  der  Gesellschaft  (§  5)  zu  leistende 
Einzahlung  von  50  Percent  ist  von  den  Concessionären  auszuschreiben. 
Die  weiteren  Einzahlungen  auf  die  Actien  werden  vom  Verwaltungs- 
rathe der  Gesellschaft  durch  öffentliche  Ankündigung  in  der  Zeitung, 
deren  sich  die  Gesellschaft  zu  ihren  Kundmachungen  bedient  (§  6), 
eingefordert. 

62* 

Digitized  by  Google 


980 


Local  bahngesell s  chaft  Potscherad- Wu rz  m  e  s . 


Zwischen  dem  ersten  Einscbaltnngstage  nnd  dem  Einzahlungs- 
termine  muss  eine  Frist  von  mindestens  vier  Wochen  liegen. 

Bis  zur  Eröffnung  des  Betriebes  werden  die  auf  die  Actien 
eingezahlten  Beträge  mit  5  Percent  verzinst,  worauf  bei  der  Ermittlang 
des  Anlagecapitales  bereits  Rücksicht  genommen  ist. 

§  9. 

Folgen  der  unterlassenen  Ratenzahlungen. 

Ist  die  Aufforderung  zur  Einzahlung  ordnungsmässig  ergangen, 
und  erfolgt  in  der  festgesetzten  Zeit  die  Zahlung  nicht,  so  werden  die 
Säumigen  durch  mindestens  dreimalige  Bekanntmachung  in  dem  hiezu 
bestimmten  öffentlichen  Blatte  (§  6),  und  zwar  das  letztem al  wenigstens 
vier  Wochen  vor  dem  für  die  Einzahlungen  gesetzten  Schlusstermine 
zur  Zahlung  aufgefordert. 

Erfolgt  die  Zahlung  auch  nach  Ablauf  des  letzten  Tennines  nicht, 
60  steht  es  dem  Verwaltungsrathe  frei,  entweder  die  Säumigen  zur 
Zahlung  zu  verhalten,  oder  die  auf  die  Actien  bereits  eingezahlten 
Raten  als  Eigenthum  der  Gesellschaft  für  verfallen  und  die  Interims- 
scheine  für  ungiltig  zu  erklären  und  statt  derselben  andere  auszugeben. 

§  10. 
Actien. 

Die  Actien  werden  nach  dem  angeschlossenen  Formulare  B  mit 
fortlaufenden  Nummern  angefertigt  und  sind  mit  dem  trockenen  Stempel 
der  Gesellschaft  und  mit  der  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  versehen. 

Jeder  Actie  wird  ein  Couponsbogen  für  die  Dividenden,  auf  den 
Ueberbringer  lautend,  nebst  Talon  beigegeben.  (Formulare  C.) 

§  IL 

Erhöhung  des  Gesellschaftscapitales. 

Das  Gesellschaftscapital  kann  über  Beschluss  der  Generalver- 
sammlung und  in  Gemässheit  desselben  mit  staatlicher  Genehmigung 
durch  Ausgabe  neuer  Actien  oder  Prioritätsobligationen  (§  7  der 
Concessionsurkunde)  erhöht  werden,  in  welchem  Falle  die  Actionäre  das 
Vorrecht  gemessen,  die  neu  ausgegebenen  Titres  im  Verhältnis«  ihres 
Besitzes  älterer  Actien  zu  übernehmen. 

Die  Generalversammlung,  welche  die  Erhöhung  des  Gesellschafts- 
capitales beschliesst,  bestimmt  zugleich  die  Modalitäten  der  Geltend- 
machung dieses  Bezugsrechtes. 

§  12. 

Untheilbarkeit  der  Actien. 

Die  Actien  sind  untheilbar.   Die  Gesellschaft  erkennt  für  jede 
Actie  sich  gegenüber  nur  einen  Eigenthümer  an.  Mehrere  Theilnehmer 
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an  einer  Actie   haben   daher   ihre  gemeinsamen  Rechte  duich  Eine 
Person  wahrnehmen  za  lassen. 

§  13. 

Umschreibung  und  Uebertragnng  der  Actien. 

Jedem  Inhaber  einer  auf  den  Ueberbringer  lautenden  Actie  steht 
es  frei,  selbe  im  Actienbuche  auf  einen  bestimmten  Namen  unter 
Beifügung  des  Standes  und  Wohnortes  des  Actionärs  gegen  Vergütung 
der  von  der  Gesellschaft  festgesetzten  Gebühren  umschreiben  zu  lassen. 

Ebenso  können  die  auf  bestimmte  Namen  lautenden  Actien 
-wieder  in  solche  auf  den  Ueberbringer  lautend  umgeschrieben  werden. 
Das  Eigenthum  der  auf  bestimmte  Namen  lautenden  Actien  kann  durch 
ein  auf  der  Actie  ersichtliches  Indossement  oder  durch  eine  selbständige 
Urkunde  übertragen  werden;  zur  Uebertragung  des  Eigenthums  der  auf 
den  Ueberbringer  lautenden  Actie  ist  eine  Beurkundung  der  Uebertragung 
nicht  erforderlich.  Zur  Prüfung  der  Echtheit  des  Indossementes  oder  der 
sonstigen  UebertraguDgsurkunde  ist  die  Gesellschaft  nicht  verpflichtet. 

§  14. 

Amortisirung  der  Actien  und  Coupons. 

In  Verlust  gerathene  Actien  und  Coupons  müssen  in  Gemässheit 
der  gesetzlichen  Vorschriften  amortisirt  werden,  um  neue  dagegen 
erhalten  zu  können. 

§  15. 

Prioritätsobligationen. 

Die  eventuelle  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  (§  7  der 
Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  2.  November  1881,  R.  G.  Bl.  133), 
welche  den  Nominalbetrag  des  gesellschaftlichen  Actiencapitales  nicht 
überschreiten  darf,  bleibt  insolange  ausgeschlossen,  als  dieselben  nicht 
bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  in  dem  factisch  erzielten  und 
als  gesichert  anzusehenden  Reinerträgnisse  der  Bahn  nach  den  von  der 
Staatsverwaltung  zu  prüfenden  Ausweisen  ausreichende  Bedeckung  finden. 

Dieselben  werden  in  auf  den  Ueberbringer  lautenden  Stücken  nach 
einem  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Formulare  ausgefertigt 
und  im  Wege  der  Verlosung  nach  einem  der  Staatsverwaltung  vorzu- 
legenden Ziehungsplane  im  vollen  Nominalbetrage  rückgezahlt. 

III.  Abschnitt. 
Verwaltung  der  Gesellschaft. 
§  16. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten 
a)  durch  die  Generalversammlung, 
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b)  durch  den  Verwaltungsrath, 

c)  „     die  Direction, 

d)  n     den  Revisionsausschuss. 

a)  Generalversammlung. 

§  17. 

Befähigung  zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung. 

Die  statutenmä88ig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre. 

An  derselben  können  nur  jene  Actionäre  theilnehmen,  welche 
wenigstens  zehn  Stück  Actien  besitzen. 

Sie  können  hiebei  persönlich  erscheinen  oder  auch  durch  solche 
Bevollmächtigte  vertreten  werden,  welche  selbst  stimmfähige  Mitglieder 
der  Generalversammlung  sind. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  üben  das  Stimmrecht 
durch  ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutarischen  Vertreter,  Frauen 
durch  Bevollmächtigte  aus, ,  auch  wenn  diese  Vertreter  nicht  selbst 
Actionäre  sind. 

§  18. 

Ordentliche  und  ausserordentliche  Generalversammlung. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  einmal  im  Jahre,  und 
zwar  spätestens  im  Monat  Juni  in  Prag,  zusammen. 

Der  Verwaltungsrath  ist  aber  berechtigt,  auch  ausserordentliche 
Generalversammlungen  einzuberufen,  und  ist  zur  Einberufung  einer 
ausserordentlichen  Generalversammlung  verpflichtet,  wenn  dieselbe  in 
einer  Generalversammlung  beschlossen,  oder  von  einem  oder  mehreren 
Actionären,  deren  Actienbesitz  den  zehnten  Theil  des  ausgegebenen 
Actiencapitales  repräsentirt,  verlangt  wird. 

Im  letzteren  Falle  bat  die  Einberufung  der  Generalversammlung 
längstens  binnen  30  Tagen  vom  Tage  des  gestellten  Begehrens  an 
gerechnet,  zu  erfolgen. 

Die  Actionäre,  welch  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation 
erforderlichen  Actien  bei  der  Gesellschaftscassa  zu  hinterlegen,  und 
gleichzeitig  den  Gegenstand  schriftlich  anzuzeigen,  welcher  der  Beschluss- 
fassung der  ausserordentlichen  Generalversammlung  unterzogen  wer- 
den soll. 

§  19. 

Einberufung  der  Generalversammlung. 

Die    Einberufung    der    Generalversammlung     geschieht  durch 
öffentliche  Kundmachung  (§   6)  und  hat  mindestens  30  Tage  vor  dem 
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zur  Abhaltung  der  Versammlung  anberaumten  Tage  zu  geschehen  und 
die  Gegenstände  der  Verhandlung  bekannt  zu  geben. 

§  20. 

Legitimation  zur  Ausübung  des  Stimmrechtes. 

Die  Actionäre  müssen,  um  der  Generalversammlung  beiwohnen  zu 
dürfen,  wenigstens  10  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben  ihre 
Actien,  auf  deren  Grund  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben  wollen,  bei  der 
Gesellscbaftscassa,  oder  an  den  vom  Verwalturgsrathe  in  der  Einladung 
zur  Generalversammlung  zu  bezeichnenden  Orten  hinterlegen,  und  er- 
halten eine  Legitimationskarte,  welche  auf  den  Namen  lautet,  die  Zahl 
der  hinterlegten  Actien  und  die  auf  den  Erleger  derselben  entfallende 
Stimmzahl  ausweist,  und  nur  für  die  bezeichnete  Person  oder  für 
deren  gehörig  Bevollmächtigten  gilt. 

§  21. 

Stimmrecht  der  Actionäre. 

Je  zehn  Actien  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme. 
Die  Anzahl  der  Stimmen,  welche  ein  Actionär  in  sich  vereinigen 
kann,  ist  nicht  beschränkt. 

§  22. 

Rechnungsabschluss. 

Jedem  als  stimmberechtigt  ausgewiesenen  Actionär  wird  der 
Jahresrechnungsabschluss  noch  vor  der  ordentlichen  Generalversammlung 
zugesendet. 

§  23. 

Bedingungen  der  Beschlussfähigkeit  der  General- 
versammlung. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  über  deren  erste 
Ausschreibung  die  anwesenden  Actionäre  mindestens  den  zehnten  Theil 
des  Actiencapitales  vertreten. 

Um  eine  Aenderung  der  Statuten  (§  27,  al.  e)}  eine  Vermehrung 
des  gesellschaftlichen  Unternebmungsfondes  durch  Ausgabe  neuer  Actien 
oder  durch  Aufnahme  eines  Anlehens  (§  27,  al.  g),  ferner  die  Erwerbung 
der  im  §  2,  al.  b,  c  und  d,  bezeichneten  neuen  Unternehmungen  (§  27, 
al.  ä)  und  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes  (§  27,  al.  i)  be- 
schlieasen  zu  können,  muss  wenigstens  der  fünfte  Theil  des  Actien- 
capitales vertreten  sein. 

Wenn  über  die  Veräusserung  der  Eisenbahn  ganz  oder  theilweise 
(§  27,  al.  k)  oder  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  27,  al.  I) 
Beschlues  gefasst  werden  soll,  so  müssen  die  anwesenden  Actionäre  den 
dritten  Theil   des  ausgegebenen  Actiencapitales  repräsentiren. 
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In  dem  Falle,  ah  eine  Generalversammlung  in  der  Dach  den 
vorstehenden  Bestimmungen  zur  Beschlussfassung  erforderlichen  Weise 
nicht  zu  Stande  käme,  hat  innerhalb  längstens  14  Tagen  eine  neue  Ginbe- 
rufung der  Generalversammlung  stattzufinden,  doch  braucht  in  diesem  Falle 
die  Kundmachung  nur  8  Tage  vor  der  anberaumten  Generalversammlung 
zu  erfolgen,  und  diese  neu  einberufene  Generalversammlung  ist  beschluss- 
fähig, ohne  au  einen  bestimmten  Betrag  des  von  den  Actionären  ver- 
tretenen Actiencapitales  gebunden  zu  sein. 

Es  darf  jedoch  in  dieser  Generalversammlung  nur  Über  solche 
Gegenstände  Beschluss  gefasst  werden,  für  welche  die  frühere  Ver- 
sammlung einberufen  war. 

§  24- 
Vorsitz. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Vorsitzende  des 
Verwaltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter,  bei  deren  Verhinderung  ein 
anderes  von  dem  Verwaltungsrathe  zu  wählendes  Mitglied  desselben. 
Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden  Gegen- 
stände, ernennt  den  Schriftführer  und  die  Stimmzähler,  eröffnet  und 
schliesst  die  Verhandlungen,  veranlasst  die  Abstimmung  und  bestimmt 
die  Art  derselben. 

§  25. 
Beschlussfassung. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit.  Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse 
erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beitritt. 

Die  Aenderung  der  Statuten  oder  die  Vermehrung  des  gesell- 
schaftlichen Unternehmungsfondes  durch  Ausgabe  neuer  Actien  oder 
Aufnahme  von  Anlehen  (§  27  e,  g)  kann  nur  durch  eine  Stimmen- 
mehrheit von  2/s»  die  Veräusserung  der  Eisenhahn  ganz  oder  zum  Theil, 
oder  die  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  27  k,  l)  nur  durch  eine  Mehrheit 
von  %  der  Stimmen  beschlossen  werden. 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  ersielt, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  wird  in  diesem  Falle  die  doppelte 
Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  der  grössere  Actien 
besitz   des  Candidaten,  und  im  Falle  auch  dieser  bei  den  Candidaten 
gleich  wäre,  das  Los. 
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§  26. 

Einhaltung  der  Tagesordnung. 

In  der  Generalversammlung  wird  nur  über  jene  Gegenstände  ver- 
handelt und  Beschluss  gefasst,  welche  in  der  bekaunt  gewordenen  Tages- 
ordnung bezeichnet  sind;  hie  von  sind  jedoch  die  Verbesseruugs-  und 
Ergänzungsanträge  zu  einem  gehörig  kundgemachten  Antrage,  dann  der 
Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung 
ausgenommen. 

§  27. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  vorbehaltene 

Gegenstände. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende 
Gegenstände  ausschliesslich  vorbehalten: 

a)  die  Bestimmung  der  Zahl  und  die  Wahl  der  Hitglieder  des 
Verwattungsrathes  (§  29); 

b)  die  Wahl  des  Revisionsausschusses; 

e)  die  Beschlussfassung  über  die  Jahresrechnung  und  über  den  Bericht 
des  Revisionsausschusses ; 

d)  die  Festeteilung  der  Gewinnstvertheilung ; 

e)  Aenderung  der  Statuten ; 

f)  die  Ertheilung  besonderer  Vollmachten  an  den  Verwaltungsrath 
in  Fällen,  welche  seinen  gewöhnlichen  Wirkungskreis  über- 
schreiten; 

fl)  die  Vermehrung  des  Gesellschaftsfondes  durch  Herausgabe  neuer 
Actien  oder  neuer  Prioritätsobligationen; 

h)  die  Beschlussfassung  über  die  Erwerbung  der  im  §  2,  ad  b,  c 
und  d  bezeichneten  neuen  Unternehmungen; 

i)  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

l)  Veräusserung  der  der  Gesellschaft  gehörigen  Bahnlinien  ganz  oder 
theil  weise; 

l)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  im  §  5  bezeichneten 
Concessionsdauer  insbesondere  auch  durch  Uebertragung  ihres 
Vermögens  und  ihrer  Schulden  an  eine  andere  Actiengesellschaft 
gegen  Gewährung  von  Actien  der  letzteren. 

Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  über  die  in  den  Absätzen  e,  gt  h,  i, 
k  und  l  angeführten  Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  Staatsver- 
waltung erforderlich. 

§  28. 

Protokoll  über  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  geführt,  und  von  dem  Vorsitzenden,  dann  von  mindestens 
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zwei  der  anwesenden  von  der  Versammlung  über  Vorschlag  des 
Vorsitzenden  oder  eines  Mitgliedes  bezeichneten  Actionären  und  dem 
Schriftführer  unterzeichnet.  Der  Urschrift  des  Protokolles  wird  das 
Verzeichniss  der  stimmberechtigten  Mitglieder  der  Generalversammlung 
mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Actienzahl  nebst  den  Vollmachten 
beigefügt.  Die  in  dem  Protokolle  der  Generalversammlung  verzeichneten 
Beschlüsse,  mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungs- 
organe gutgeheissen  oder  gerechtfertigt  werden  sollten,  haben  den 
letzteren  als  Absolutorium  zu  dienen. 

Der  Abschluss  der  Jahresrechnung,  der  Geschäftsbericht  und  ein 
Protokollauszug  der  Generalversammlung  werden  durch  den  Druck 
vervielfältigt  und  den  bei  der  Generalversammlung  erschienenen  Actionären 
mitgetheilt. 

b)  Verwaltungsrath. 

§  29. 

Vorstand  der  Gesellschaft. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Art.  227  bis  241  des 
Handelsgesetzes  ist  der  Verwaltungsrath. 

Derselbe  besteht  aus  mindestens  fünf,  höchstens  neun  von  der 
Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern,  von  denen  wenigstens 
zwei  Drittel,  darunter  der  Vorsitzende,  österreichische  Staatsbürger  sein 
müssen. 

Die  Bestimmung  der  Anzahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
innerhalb  der  oben  bezeichneten  Grenzen  bleibt  der  Generalversammlung 
vorbehalten  (§  27  a). 

§  30. 

Ausschliessungsgründe  von  der  Wahl  in  den  Verwaltun gsrath. 

Beamte  der  Gesellschaft  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes sein.  Ausgeschlossen  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath  sind 
alle  Personen,  die  in  Concurs  verfallen  oder  zahlungsunfähig  sind,  sowie 
diejenigen,  welche  wegen  einer  aus  Gewinnsucht  begangenen  und  nach 
dem  allgemeinen  Strafgesetze  strafbaren  Handlung  schuldig  befunden 
wurden.  Der  Eintritt  eines  Ausschliessungsgrundes  in  der  Person  eines 
Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  hat  den  unmittelbaren  Verlust  der 
Stelle  zur  Folge.  Davon  abgesehen,  kann  der  Verwaltungsrath  ein 
Mitglied  seiner  Function  entheben,  wenn  dasselbe  in  ein  mit  seiner 
Stelle  unverträgliches  Contractsverhältniss  tritt,  oder  sich  absichtlich 
einer  wesentlichen  Verletzung  der  Interessen  der  Gesellschaft  schuldig 
macht. 

Zur  Giltigkeit  eines  derartigen  Beschlusses  des  Verwaltungsrathes 
ist  erforderlich,  dass  dieser  Gegenstand  ausdrücklich  in  der  Tages- 
ordnung angeführt  erscheint  und  in  der  betreffenden  Sitzung  mindestens 
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zwei  Drittel  der  Mitglieder  ohne  den  zu  Enthebenden  anwesend  sind, 
und  mindestens  zwei  Drittel  der  abgegebenen  Stimmen  sich  dafür  aus- 
gesprochen haben.  Der  Auszuscbliessende  bat  sieb  der  Stimmenabgabe 
zu  enthalten. 

§  81. 

Ernennung  des  Verwaltungsrathes. 

Die  erste  ordentliche  Generalversammlung  wählt  den  Verwaltungs- 
rath auf  die  Dauer  von  drei  Jahren.  Nach  Ablauf  dieser  drei  Jahre 
tritt  jähilicb  ein  Theil  der  gewählten  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes, 
und  zwar  jedesmal  unmittelbar  vor  der  bevorstehenden  ordentlichen 
Generalversammlung  ans,  für  welche  die  Generalversammlung  neue 
Wahlen  vorzunehmen  hat,  wobei  jedoch  die  Austretenden  wieder  gewählt 
werden  können. 

Wenn  der  Verwaltungsrath  nur  aus  fünf  Mitgliedern  besteht,  so 
haben  in  den  zwei  ersten  Jahren  je  zwei,  im  dritten  Jahre  aber  nur 
ein  Mitglied  auszuscheiden;  wenn  er  ans  sieben  Mitgliedern  besteht,  so 
haben  im  ersten  Jahre  drei  nnd  in  den  folgenden  zwei  Jahren  je  zwei 
Mitglieder  —  wenn  er  aus  acht  Mitgliedern  besteht,  so  haben  in  den 
ersten  zwei  Jahren  je  drei  und  im  dritten  Jahre  zwei  Mitglieder  — 
nnd  endlich,  wenn  er  aus  sechs  oder  neun  Mitgliedern  besteht,  so  hat 
jährlich  der  dritte  Theil,  daher  je  zwei,  respective  drei  Mitglieder  aus« 
zuscheiden. 

In  den  zwei  ersten  Aus  tritt  sfällen  werden  die  Austretenden  durch 
das  Los  bestimmt,  in  der  Folge  findet  der  Austritt  nach  der  Reihenfolge 
der  Amtsdauer  statt. 

§  32. 

Ergänzung  des  Verwaltungsrathes. 

Wenn  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  vor  Ablauf  seiner 
Aintsdauer  ausscheiden  sollte,  so  ist  die  Ersatzwahl  in  der  nächsten 
Generalversammlung  für  die  noch  übrige  Amtsdauer  des  Ausgeschiedenen 
vorzunehmen. 

§  33. 

Hinterlegung  von  Actien  von  Seite  der  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  binnen  acht  Tagen 
nach  Antritt  seines  Amtes  20  Stück  Actien  nebst  den  nicht  fälligen 
Coupons  oder  doppelt  so  viel  Genussscheine  bei  der  Gesellschaftscasßa 
zu  hinterlegen,  welche  daselbst  während  seiner  Amtsdauer  aufbewahrt 
werden,  und  deren  Veräusserung  den  Verlust  des  Amtes  zur  Folge 
hat  (§  30). 
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§  34. 

Vorstand  dos  Verwaltungrathes. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  alljährlich  einen  Vor- 
sitzenden und  dessen  Stellvertreter. 

Jeder  derselben  ist  wieder  wählbar. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  beider  betraut  der  Verwaltungs- 
rath zeitweilig  eines  seiner  Mitglieder  mit  der  Function  eines  Vor- 
sitzenden. 

§  35. 

Sitzungen  des  Ver waltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  der  Regel  am  Sitze  der 
Gesellschaft  auf  Einladung  des  Vorsitzenden  oder  dessen  Stellvertreters, 
so  oft  es  das  Interesse  der  Gesellschaft  erfordert,  oder  es  von  drei 
Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  beantragt  wird. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst. 

Jedem  Mitgliede  kommt  nur  eine  Stimme  zu.  Die  Abwesenden 
können  jedoch  einem  der  Erscheinenden  ihre  Stimme  mittelst  Vollmacht 
tibertragen;  doch  darf  keines  der  Mitglieder  mehr  als  eine  solche 
Vollmacht  übernehmen. 

Bei  Gleichheit  der  Stimmen  gilt  jene  Meinung  als  Beschlnss, 
welcher  der  Vorsitzende  beitritt. 

Zur  giltigen  Beschlussfähigkeit  ist,  wenn  der  Verwaltungsrath 
nicht  mehr  als  sieben  Mitglieder  zählt,  die  Anwesenheit  von  drei 
Mitgliedern  mit  Einschlüge  des  Vorsitzenden  erforderlich;  zählt  aber  der 
Verwaltungsrath  mehr  als  sieben  Mitglieder,  so  ist  hiezu  die  Anwesen- 
heit von  fünf  Mitgliedern  nothwendig. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  wenigstens  zwei 
Mitgliedern  zu  unterzeichnen  ist. 

§  36. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungrath  ist  das  oberste  Repräsentativ-  und  Admini- 
strationsorgan der  Gesellschaft. 

Er  entscheidet  in  allen  Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  welche 
nicht  ausdrücklich  der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  vor- 
behalten sind. 

Er  beschliesst  seine  eigene  Geschäftsordnung  und  die  Dienst- 
ordnung, ernennt  die  Vollzugsorgane  und  sonstigen  Beamten  und 
Diener,  bestimmt  ihren  Wirkungskreis  und  ihre  Bezüge,  sowie  den 
Wirkungskreis  und  die  Beziehungen  der  aus  seiner   Mitte  gewählten 
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Er  kann  einen  Theil  seiner  Vollmacht  unbeschadet  der  Be- 
stimmungen der  Artikel  231  und  234  H.  G.  B.  durch  specielle 
Ermächtigung  auf  eines  oder  mehrere  seiner  Mitglieder  oder  nach 
Umstanden  auf  die  Direction  für  besondere  Zwecke  zeitweilig  übertragen. 

§  37. 

Schadloshaltung  des  Verwaltungsrath  es. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrath  es  erhalten  Ersatz  für  Reise- 
kosten oder  andere  durch  ihre  Function  verursachten  Auslagen,  ausser- 
dem die  im  §  42,  Absatz  d,  festgesetite  Tantieme. 

c)  Die  Direction. 

§  38. 

Zur  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  und  zur 
speciellen  Führung  der  Geschäfte  nach  Massgabe  dieser  Beschlüsse 
innerhalb  der  in  den  Statuten  gegebenen  Grenzen  wird  vom  Ver- 
waltungsrathe  die  Direction  am  Sitze  der  Gesellschaft  bestellt.  Der 
Verwaltungsrath  bestimmt  deren  Wirkungskreis,  Besoldung  und  Genüsse. 
(§  36.)  Die  Direction  besorgt  die  Geschäfte  unter  Ueberwachung  des 
Verwaltungsrathes  in  Gemässheit  der  Geschäftsordnung  und  der  ihr 
gegebenen  Dienstvorschriften. 

d)  Revisionsausschuss. 

§  39. 

Bestellung  des  Revisionsausschusses. 

Zur  Prüfung  und  Adjustirung  der  gesellschaftlichen  Jahresrechnungen 
wählt  die  jeweilige  ordentliche  Generalversammlung  aus  den  stimm- 
berechtigten Actionären  mit  Ausnahme  der  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes und  der  gemäss  §  30  von  der  Wahl  zu  Verwaltungsräthen 
ausgeschlossenen  Personen  den  aus  drei  Mitgliedern  und  zwei  Ersatz- 
männern bestehenden  Revisionsausschuss. 

§  40. 

Rechte  und  Pflichten  <Jes  Revisionsaussch usses. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen,  von  den  Büchern  und  der  ganzen  Ge- 
barung der  Geschäfte  Einsicht  zu  nehmen,  über  vorkommende  An- 
stände und  Bedenken  von  den  Rechnungslegern  im  kürzesten  Wege 
mündliche  oder  schriftliche  Aufklärungen  und  Erläuterungen  abzu- 
verlangen, und  den  Schlussbefund  der  nächsten  Generalversammlung 
vorzulegen. 

Digitized  by  Google 


»90 


Localbahngesellschaft  Potaoherad-Wurzmes. 


IV.  Abschnitt 

Jahresrechnung,  Bilanz,  Gewinnverteilung. 

§  41. 

Die  Rechnungen  werden  am  Ende  eines  jeden  Solarjabres  ab- 
geschlossen, und  mit  der  Bilanz  und  allen  dazu  gehörigen  Belegen 
nach  der  durch  den  Revisionsausschuss  erfolgten  Prüfung  und  Ad- 
justirung  der  Generalversammlung  zur  Beschlussfassung  vorgelegt. 

§  42. 

Gewinn  vertheilung. 

Der  nach  Bestreitung  aller  Verwaltungs-,  Betriebs-  und  Erhaltungs- 
kosten, nach  Abzug  der  Verluste  und  Abschreibungen,  dann  nach 
Bestreitung  der  Zinsen-  und  Tilgungsquote  der  eventuell  zur  Ausgabe 
gelangenden  Prioritätsobligationen  sich  ergebende  Ertragsüberschuss 
bildet  den  Reingewinn. 

Von  diesem  Reingewinne  werden: 

a)  mindestens  5  Percent  für  den  Reservefond  verwendet  (§  43); 

b)  der  für  die  planmässige  Tilgung  des  Aetiencapitalee  (§  45) 
erforderliche  Betrag  ausgeschieden ; 

c)  6  Percent  des  eingezahlten,  nicht  amortisirten  Actiencapitales  als 
Dividende  den  Actionären  zugewiesen: 

d)  10  Percent  von  dem  sonach  verbleibenden  Reste  dem  Verwaltungs- 
rathe  als  Tantieme  zugewendet; 

e)  der  endliche  Ueberrest,  insoferne  die  Generalversammlung  nicht 
eine  andere  Verwendung  beschliessen  sollte,  an  die  Actionäre  nach 
dem  Verhältnisse  des  Actienbesitzes,  beziehungsweise  an  die 
Inhaber  der  Genussscheine  (§  46)  als  Superdividende  vertheilt. 

§  43. 

Reservefond. 

Der  Reservefond,  welcher  nach  Ablauf  de3  ersten  Geschäftsjahres 
gebildet,  und  gemäss  den  Bestimmungen  des  §  42,  lit.  a,  dotirt  wird 
ist  bestimmt,  allfällige  ausserge wohnliche  Ausgaben,  Nachschaffangen  und 
Verluste,  sowie  die  Kosten  für  Erweiterung  der  gesellschaftlichen 
Anlagen,  welche  nicht  durch  Capitalsvermehruug  durchgeführt  werden, 
zu  decken. 

Wenn  der  Reservefond  die  Höhe  von  10  Percent  des  Actien- 
capitales erreicht  hat,  können  die  Zuschüsse  aus  den  Betriebseinnahmen 
so  lange  entfallen,  als  er  auf  dieser  Höhe  bleibt;  sie  sind  aber  wieder 
aufzunehmen,  sobald  der  Reservefond  unter  jenen  Betrag  herabsinkt. 


Digitized  by  Google 


Localbahngesellschaft  Potscherad-Wuremes. 


991 


Zur  Dotirung  des  ausserdem  für  Investitionen  und  Erweiterungs- 
bauten gebildeten  besonderen  Reservefondes  ist  aus  dem  im  §  7  fest- 
gesetzten Actiencapitale  ein  Effectiv  betrag  von  Dreissig  Tausend 
(30.000)  Gulden  österr.  Währ,  gewidmet.  Dieser  Fond,  welchem  auch 
die  Ersparungen  am  Aolagecapitale,  sowie  die  eigenen  Erträgnisse  des 
Fondes  gutzuschreiben  sind,  hat  im  Falle  der  staatlichen  Einlösung  in 
das  lastenfreie  Eigenthnm  des  Staates  überzugehen,  insoweit  derselbe 
nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  seiner  Bestimmung 
entsprechend  bereits  verwendet  sein  sollte. 

§  44. 

Zahlung  der  Dividenden. 

Die  Zahlung  der  Dividenden  (§  42  ad  c  und  c)  erfolgt  in  den 
von  der  Generalversammlung  bestimmten  und  gehörig  kundgemachten 
Terminen,  spätestens  aber  am  1.  Juli  eines  jeden  Jahres  bei  der 
gesellschaftlichen  Hauptcassa  in  Prag. 

Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht  innerhalb  drei  Jahren 
nach  der  Fälligkeit  behoben  werden,  sind  der  Gesellschaft  verfallen. 

Verfallene  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden  sind  dem 
ordentlichen  Reservefonde  (§  43,  al.  1)  zuzuweisen. 

§  45. 

Tilgung  der  Actien. 

Die  Tilgung  des  Actiencapitales  erfolgt  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  nach  dem  vom  Verwaltongsrathe  festzusetzenden,  von  der  Staats- 
verwaltung zu  genehmigenden  Verlosungsplane  im  Wege  alljährlicher 
Verlosungen. 

Die  Verlosungen  werden  in  Prag  ganzjährig  und  öffentlich  vor- 
genommen, und  die  Nummern  der  gezogenen  Actien  statutenmäßig 
(§  6)  kundgemacht. 

§  46. 

Bezug  der  Genussscheine. 

Den  Besitzern  der  verlosten  Actien  wird  am  1.  Juli  des  auf  die 
Kundmaehung  folgenden  Jahres  am  Sitze  der  Gesellschaft  in  Prag  der 
Nennbetrag  der  Actie  nebst  den  noch  unbehobeneu,  noch  nicht  ver- 
jährten (§  44)  Dividenden  bis  zu  dem  zur  Einlösung  bestimmten  Tage 
im  Baren  ausgezahlt,  und  ihre  ursprünglichen  Actien  sammt  den  dazu 
gehörigen,  noch  nicht  verfallenen  Dividendencoupons  nebst  Talon  gegen 
besondere,  auf  den  Ueberbringer  lautende,  mit  Coupons  und  Talon 
versehene  Genussscheine  umgewechselt,  deren  Formulare  seinerzeit  von 
dem  Verwaltuogsrathe  vorbehaltlich  der  Genehmigung  der  Staatsver- 
waltung festgesetzt  werden  wird. 
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Der  Besitz  dieser  Genussscheine  berechtigt  zum  Bezüge  der  im 
§  42  ad  e  bezeichneten  Superdividende,  nicht  aber  znm  Bezüge  der 
ebenda  lit.  c  erwähnten  5percentigen  Dividende. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  einer  Generalver- 
sammlung, bei  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen  Capitalee,  dann 
bezüglich  des  Stimmrechtes  und  des  im  §  11  vorgesehenen  Bezugs- 
rechtes sind  die  Genassecheine  den  Actien  gleichgestellt. 

V.  Abschnitt. 
Auflösung  der  Gesellschaft. 
§  47. 

Fälle  der  Auflösung  der  Gesellschaft. 

Die  Auflösung  der  Gesellschaft  findet  entweder  in  Folge  der 
Bestimmungen  der  Concessionsurkunde  beim  Erlöschen  oder  bei  der 
Einlösung  der  Concession  (§  5),  ausserdem  aber  auch  bei  Veräussorung 
der  Eisenbahn  in  Folge  eines  statutenmässigen  Beschlusses  der  General- 
versammlung (§  27  ad  k  und  l)  statt. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wählt  die  General- 
versammlung die  Liquidatoren  und  bestimmt  die  Modalitäten  der 
Liquidirung. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur 
Abwickelung  der  Geschäfte  und  sind  berechtigt,  mit  Genehmigung  der 
Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  auf  Andere  zu  übertragen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  den  Revi- 
sionsausschuss  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  snr 
Beendigung  derselben  mit  der  Modifikation  in  Wirksamkeit,  das*  die 
Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist.  Mit  der 
Bestellung  von  Liquidatoren  erlöschen  auch  die  Befugnisse  des  Ver- 
waltungsrathes. 

Im  Uebrigen  und  insoweit  die  Generalversammlung  keine  be- 
sonderen Beschlüsse  fasst,  gelten  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buches II.  Buch,  III.  Titel,  4.  Abschnitt. 

VL  Abschnitt. 
Aufsichtsrecht  der  Staatsverwaltung. 

§  48. 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  ihr  nach  dem  jeweilig  gütigen 
Gesetze  zustehende  Aufsichtsrecht  hiemit  gewahrt. 

Der  landesfürstliche  Cornmissär  ist  berechtigt  in  die  Geschäfts- 
gebarung der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen,  allen  Versammlungen 
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der  Generalversammlung  und  des  Verwaltungsrathes  beizu  wohnen, 
gegen  alle  Beschlüsse  oder  Verfügungen,  wodurch  er  die  Concessions- 
bedingungen,  die  Statuten  oder  Gesetze  verletzt  erachtet,  Einsprache  zu 
erheben,  und  deren  Ausführung  bis  zu  der  sogleich  einzuholenden,  für 
die  Actiengesellschaft  bindenden  Entscheidung  des  competenten  Mini- 
steriums zu  sUtiren. 

Mit  Rücksicht  auf  die  hiermit  erwachsene  Geschäftslast  wird  von 
der  Gesellschaft  eine  jährliche,  von  der  Staatsverwaltung  zu  bestimmende 
Pauschalsumme  dem  Staatsschatze  entrichtet. 

§  49. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet  bei  Besetzung  von  Dienstesposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  B).  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Vit  Abschnitt. 

§  50. 

SchlusBbestimmung. 

Nach  erfolgter  Zeichnung  des  im  §  5  angegebenen  Actiencapitales 
wird  die  constituirende  Generalversammlung  von  den  Concessionäreu 
durch  schriftliche  Einladung  an  sämmtliche  Actienzeichner  oder  die  von 
denselben  bezeichneten  Rechtsnachfolger  einberufen. 

Zur  Giltigkeit  ihrer  Beschlüsse  ist  die  im  §  6  vorgesehene  öffentliche 
Kundmachung  derselben  nicht  nothwendig.  Auch  bedarf  es  nicht  der 
im  §  20  vorgeschriebenen  Hinterlegung  der  Actien,  auf  Grund  deren 
das  Stimmrecht  aufgeübt  wird. 

Diese  Generalversammlung  erklärt  die  Gesellschaft  als  constituirt 
und  wählt  einen  aus  fünf  Mitgliedern  bestehenden  Verwaltungsrath, 
welcher  bis  zur  ersten  ordentlichen  Generalversammlung  im  Amte  bleibt 
und  die  handelsgerichtliche  Protokollirung  der  Firma  zu  erwirken  hat. 

In  dieser  constituirenden  Generalversammlung  ist  die  im  Sinne  des 
§  5  erfolgte  Einzahlung  auf  das  Actiencapital  nachzuweisen. 


In  dem  vorstehend  abgedruckten  Texte  erscheinen  die  mit  dem  Erlasse  des 
k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  8.  Februar  1889,  Z.  1612,  genehmigten  Ab- 
änderungen der  ursprünglichen,  unter  dem  30.  August  1886,  Z.  15765,  be- 
stätigten Statuten  berücksichtigt. 


Di«  Beehtiurkanden  der  öiterr.  Elienb»hnen.  II. 
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i.  Concessionsurknnde  vom  23.  Jänner  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  27, 

fttr  die  Locomotiveisenbahn  toü  der  Station  Kuttenberg  zur  gleichnamigen 

Stadt. 

Wir  Frans  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Gestenreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Wilhelm  Teller  im  Namen  der  Firma  Michael  B.  Teller 
in  Prag  die  Bitte  um  Ertheilong  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  Localbahn  von  der  Station  Kuttenberg  der  k.  k.  priv.  Oester- 
reichischen Nordwestbabn  zur  Stadt  Kattenberg  gestellt  hat,  so  finden 
Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens 
dem  genannten  Bittsteller  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisen  bahn- 
concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  B).  Nr.  238,  sowie 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  wie  folgt,  zu 
ertheilen. 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Firma  Michael  B.  Teller  in  Prag  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden 
Locomotiveisenbabn  von  der  Station  Kuttenberg  der  Oesterreichischen 
Nordwestbahn  zur  Stadt  Kuttenberg  mit  Schleppbahnen  zu  den  daselbst 
gelegenen  Zuckerfabriken. 

Die  Kuttenberger  Localbahn  wurde  am  10.  Jänner  1883  dem  öffentlichen 
Verkehre  übergeben.  Der  Betrieb  derselben  wird  auf  Grund  des  Betriebsver- 
trages vom  17.  August  1fr 8 2  von  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Nordwestbahn 
geführt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

63* 
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a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  and  Gebähren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
verzinsuog  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffaung,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues 
und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  erbten 
Betriebfjabres; 

b)  die  Befreiung  von  der  bei  der  Grund einlösung  auflaufenden 
UebertragungBgebtibr; 

e)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  sowie  von 
jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (SO)  Jahren,  vom 
heutigen  Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahn  sofort 
zu  beginnen,  mit  thunlichster  Beschleunigung  durchzuführen  und 
längstens  binnen  sechs  Monaten,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu 
▼ollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben, 
und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe 
zu  eihalten.  Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  der 
Concessionär  durch  Erlag  einer  angemessenen  Caution  in  barem  Gelde 
oder  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten 
Sicherheit  zu  leisten. 

§  4. 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Elisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  herzustellenden  Flügelbahneii 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  als  im 
öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

|  6. 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  concessionirten 
Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concession surkunde  und  nach 
den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessionsbedingnissen, 
sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen, 
namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September  1864, 
R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eiseubahnbetriebsoidoung  vom  16.  No- 
vember 1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  dann  nach  den  etwa 
künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 
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Iq  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vorgeschriebenen  Sich  erb  eitsvorkeh  rangen  insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermäesigte  Maximal- 
geschwindigkeit nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zulässig 
erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium  zu 
erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§ «. 

Die  Militärtran sporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  der  priv.  österreichischen  Nord- 
westbahn jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschiitzen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  Fondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  WafftintibuDgen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Militärwachcoips  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und 
Sicherheitswache  Anwendung. 

Der  Concession&r  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Anschaffung  und  Bereitbaltung  von  Ausrtietungpgegenständen  für 
Militärtransporte,  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebs- 
mitteln  bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  fernerden  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahnabtheilungen, 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags- 
übereinkommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande 
auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken 
und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  dem  Concessionär  nur  insoweit,  als 
deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  eecundären  Charakters  dieser  Linie 
und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage, 
Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber  dem 
Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

§  7- 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit  b  des  Eisenbabn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 
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Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  8  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Ei  Öffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  werden,  soferne  eine  etwaige  Teiminüberschreitung  nicht  im 
Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  namentlich 
durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  8. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  gegen  eine 
an  den  Co  n  cessio  när  zu  leistende  Barentschädigung  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der 
ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  5pereentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nominalanlagecapitales  nothwendig  ist,  so  wird  dieser  Annuitätenbetrag 
als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende 
Reinerträgniss  festgesetzt. 

Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  da?s  die  Einlösung  der  Bahn  vor 
Ablauf  des  siebenten  Betriebsjahres  erfolgt.  Die  zu  leistende  Entschädigung 
hat  nach  der  Wahl  der  Staatsverwaltung  entweder  in  einer  dem  obigen 
Durchschnitts-,  beziehungsweise  Minimalerträgnisse  gleichkommenden 
Rente,  welche  dem  Concessionär  während  der  noch  übrigen  Concession  s- 
dauer  in  halbjähiigen  Raten  zu  erfolgen  ist,  oder  in  der  einmaligen 
Zahlung  jenes  Betrages  zu  bestehen,  welcher  dem  auf  Grund  einer 
5percentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden  rechnungsmässigen  Capitata  wert  he 
der  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  fällig  werdenden  Semestrai* 
raten  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der  Bahn  entspricht. 

Die  Ziffer  des  Nominalanlagecapitales  wird  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  vorbehalten. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjabres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat,  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  GenuBs 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen 


Digitized  by  Google 


Kuttenberger  Looalbahn. 


999 


und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der 
Materialvorräthe. 

§  9. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
ErlÖschecs  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
und  in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes 
und  der  Material  vorräthe  (§  8). 

Sowohl  bei  dem  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der 
Einlösung  der  Bahn  (§  8)  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  derselbe  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
das8  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  10. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeuguüg  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen  in 
allen  Tbeilen  zweckmässig  utd  solid  ausgeführt  werden,  und  auf  die 
Hintanhaltung,  respective  Beseitigung  von  Gebrechen  in  dieser  Beziehung 
zu  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  Commissäre  Einsicht 
in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueber wachung  hat  der  Concessionär  eine 
besondere  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten;  ebenso  wird 
der  Concessionär  von  den,  zufolge  des  §  89  der  Eisen  bahn  betrieb  sordnung 
vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten 
Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizei- 
lichen und  gefäll8ämtlicben  Ueberwacbnng  erwachsenden  Mehraufwandes, 
und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von 
Amtsloc alitäten  enthoben. 

§  H. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen 
sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  treffen 
und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession 
für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  dem  Concessionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
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Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Xnsiegel  in  Unserer  Reicbshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
dreiundzwanzigsten  Tage  des  Monates  Jänner  im  Jabre  des  Heiles 
Eintausendachtbundertzweiundachzig,  Unserer  Reiche  im  Vierund- 
dreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taaffe  m.  p.  Plno  m.  p.  Dunajewskl  m.  p. 


2.  Concessioiisbediiignisse 

für  die  projeotirte  Localbahn  von  der  Station  Knttenberg  der  k.  k.  priv. 
Oesterreicliischen  Nordwestbahn  zur  gleichnamigen  Stadt  (C.  Bl.  ».  81» 

ex  1882). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projeotirte  Bahn  von  der  Station  Kattenberg  zur  gleichnamigen  Stadt 
ist  mit  einer  Spurweite  von  1*435  Meter  als  Localbahn  mit  blossem  Tagverkehre 
für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von  21  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und 
einzurichten. 

Laut  der  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  Mai  1885, 
Z.  16660  (C.  Bl.  Nr.  59)  wurde  die  Erhöhung  der  Maximalfahrgeschwindigkeit 
von  21  Kilometer  auf  25  Kilometer  pro  Stunde  genehmigt. 

Die  Aasführung  des  Baues  und  der  Betriebseinriohtungen  hat  nach  Massgabe 
der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  im 
Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn 
sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse, 
sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genau 
zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  beim  Baue  auch  allen  vom  k.  k.  Handels* 
ministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sioh  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei  - 
vorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  2  5  Kilometer  lange  Bahn  zweigt  vom  südliohen  Ende 
der  Station  Kuttenberg  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Nordwestbahn  aus  einem 
Nebengeleise  ab,  lehnt  sich  an  die  von  demselben  Nebengeleise  abzweigende,  zur 
k.  k.  Tabakfabrik  führende  Sohleppbahn  in  einer  Lan»e  von  626  Meter  an  und 
führt  sod  mn  in  westlicher  Richtung  zur  Stadt  Kuttenberg. 

Von  dieser  Localbahn  führt  eine  432  Meter  lange  Abzweigung  zu  der  rechts 
derselben  gelegenen  Zuckerfabrik  und  eine  zweite  363  Meter  lange  Abzweigung 
zu  der  am  rechten  Ufer  des  Kuttenberger  Wildbaohes  situirten  Zuckerfabrik. 
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Abänderungen  der  genehmigten  Bahntraee  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  alterirt  wird. 

3.  Anschluss  in  Kuttenberg. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes 
beim  Uebergangsverkehre  zwischen  der  Localbahn  und  der  Station  Kuttenberg  der 
Oesterreichischen  Nordwestbahn  eine  Vereinbarung  mit  der  genannten  Bahngesell- 
schaft anzustreben,  und  das  bezügliche  Uebereinkommen  der  Staatsverwaltung  zur 
Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses  unterwirft  sich  der 
Concessionär  dem  Ausspruche  des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hier- 
über mit  der  Anschlussbahn  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermangelung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung 
der  inländischen  Nach  barbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  zu  bestimmen. 

4.  Einmündung  von  Industrie- Sohle ppbah nen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieunternehmungen 
zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollten, 
auf  die  für  den  Bahnbetrieb  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Selbstkosten  zu  gestatten. 

5.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dementsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Ah  grösste  zulässige  Steigung  der  ourrenten  Strecke  werden  für  die  eigent- 
liche Localbahn  14  pro  mille  =  1  :  71*4,  und  fdr  die  Abzweigungen  14  5  pro 
mille  =  1  :  68*9  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen; 
anderenfalls  soll  die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*6  pro 
mille  =  1  :  4<>0  betragen 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4'0  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*5  Meter  betragen. 

Die  Minimal-Curvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Strecke  der  Local- 
bahn nicht  unter  196  Meter  und  in  den  Abzweigungen  nicht  unter  150  Meter 
betragen.  Bei  Curven  von  weniger  als  500  Meter  Radius  hat  der  Einlauf  in  die 
gerade  Linie  mittelst  entsprechender  Uebergangscurven  zu  erfolgen.  Zwischen 
den  Ueberhöhungsrampen  der  äusseren  Schienen  zweier  entgegengesetzter  Curven 
soll  eine  gerade  Strecke  von  mindestens  10  Meter  Länge  liegen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  mindestens  4*0  Meter  sowohl  bei 
Dämmen  als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  0  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erbreiterung  des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  haltbar  herzu- 
stellen und  erforderlichenfalls  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  das  BrUckenplanum  eine  benützbare  Minimalbreite  von  4*3  Meter 
erhalten. 

Hei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  10  Meter 
totale  Liohtweite  dürfen  Tragconstructionen  von  Holz  angewendet  werden,  bei 
allen  grösseren  offenen  Objecten  und  Brücken  sind  Eisenconstructionen  zu  ver- 
wenden. 
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Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brüokenoou- 
struetionen  ist  die  durch  die  f actis ch  verkehrenden  Fahlbetriebsmittel  erzeugte 
zufällige  Belastung  und  im  Falle  diese  Constructionen  aus  weichem  Holze  her- 
gestellt werden,  eine  Maximal-Inanspruchnahme  von  80  Kilogramm  per  Quadrat- 
centimeter  zu  Grande  zu  legen. 

Für  Eisenconstractionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Constructionstheile,  exclusive  der  Nieten,  bis  zu  900  und  für  die  Nieten  bis  zu 
700  Kilogramm  per  Quadrat centimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Trageon  struction  sind  mindestens 
1*0  Meter  über  den  bekannten  höchsten  Wasserstand  zu  legen. 

Wegüberfahrten  können  aus  Holz  anf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  nach  dem  System  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn 
auszuführen. 

Die  Schienen  sind,  soweit  nicht  vorhandenes  Materiale  der  Oesterreichischen 
Nordwestbahn  zur  Verwendung  gelangt,  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren 
Minimalgewicht  per  laufendes  Meter  23*45  Kilogramm  bei  Anwendung  einer 
Maximalschwellendistanz  von  0  85  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Län^e 
2*3  Meter,  obere  Breite  015  Meter,  untere  Breite  0  20  Meter,  Höhe  01 4  Meter. 

Die  Verwendung  von  halbrunden  Schwellen  ist  bei  Einhaltung  vor- 
stehender Dimensionen  zulässig. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Sohienenunterkante  eine  Kronen- 
breite von  3*0  Meter  und  eine  Tiefe  von  0*29  Meter  auf  Dämmen  und  in  den  Ein- 
schnitten zu  erhalten 

Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  soll  mindestens  35  Percent  der 
Bahnlänge  betragen. 

7.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  zulässige  geringste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  die  Gebäude  für  den  Personendienst,  den  localen  Ver- 
bältnissen entsprechend,  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Unter- 
mauerung mit  Biegelwänden  erbaut  werden. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  versehen  zu  sein. 

Die  Hoohbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Fachwerk  und  mit  Riegelmauern,  oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Uuter- 
mauerung  errichtet  werden. 

Sämmtliohe  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusem  in  der  currenten  Strecke  kann  im  Allge- 
meinen unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  Ueber- 
setzungen  besonders  frequenter  Strassen  vorkommen.  Dieselben  können  entweder 
aus  Ziegeln  oder  Stein,  oder  mit  hölzernen  Blookwänden  hergestellt  werden. 

Stations-  und  Bahneinfriedigungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

8.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Anlage  einer  Telegraphenleitung  kann  »solange,  als  keine  Zucs- 
kreuzungen  auf  der  Bahn  stattfinden  —  die  Aufstellung  von  Glockensignalen 
jedoch  in  allen  Fällen  —  unterbleiben;  für  den  Betrieb  sind  indes  ausser  den 
sonstigen  akustischen  auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen 
Signale  zu  verwenden. 

An  Abzweigungsstellen  von  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahnen 
sind  Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 
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9.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind,  nachdem  die  Lastwagen  von  der  Oester* 
reichischen  Nordwestbahn  beigestellt  werden,  lediglich  anzuschaffen:  2  Stück 
Locomotiven  mit  einer  Maximalaohsenbelastnng  von  9  Tonnen  und  2  Personen- 
wagen. 

10.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Aus» 
rttstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

II.  Betrieb. 

1.  Bestimmungen  Aber  den  Personenverkehr. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die  Be« 
förderang  von  Personen  in  der  Art,  dass  täglich  wenigstens  ein  Zug  in  jeder 
Richtung  dem  Personen  verkehre  zu  dienen  hat,  einzuführen. 

2.  Tarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Handelsministerium*,  wobei  einerseits  auf  die  Öffentlichen 
Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunternehmens 
Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einznhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
cur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinanderfolgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  7  Peroent  des  Anlageoapitales  geliefert  hat,  kann  das 
Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  Mb  dahin  in  Kraft 
gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnliclier  Theuerung  der  Lebens- 
mittel tür  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiohsratbe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Etforderniss  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postverwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des 
Artikels  II  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr  56,  folgende  Bestim- 
mungen zur  Anwendung: 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit  allen 
fahrplaumassigen  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werthsendungen 
hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besoudere  Vereinbarung  bezüglich  der 
in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung  dieser 
von  dem  Concessionär  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 
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Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  den  untergeordneten 
Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen  durch  die  Bediensteten 
der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Der  Concessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für  den 
Bahnbetrieb  und  die  Signalisimng  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene 
Kosten  entweder  nach  Anordnung,  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphen- 
anstalt herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten,  und  diese  Telegraphenleitungen 
gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auoh  für  Staats-  und  Privat- 
correspondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leituugen  auf  dem  von  dem 
ConcessionSr  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benutzten  Grund  und  Boden 
ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der  Anlegung 
einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen  an  den 
Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  der  Concessionär  durch  das 
Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militärtrans- 
porte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern 
und  zu  verwahren. 

5.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahn  führenden  Behörde  oder  zur 
Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Concession  oder  aus  Gefälls- 
rücksichten die  Eisenhahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtliohen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuohtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  er- 
mässigten  Tarifsätze,  jedoch  mit  der  im  §  6  der  Conceasionsurkunde  angegebenen 
Beschränkung,  Anwendung  zu  ßnden. 

7.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Esoorte,  letztere  auch  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  zu  halber  Personenzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunlicbkeit  in  abgesonderten  Coupe** 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

Wien,  am  21.  Februar  1882. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Plno  m.  p. 
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N.  Swolenowes-Smecnaer  Eisenbahn-Actien- 

gesellschaft, 

1.  Concessionsurkunde  vom  2.  Juni  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  124, 

ftlr  die  Localbahn  toh  Swolenowes  nach  Smecna. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Goadeo  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn,  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  der  Hof-  uod  Gericbtsadvocat  Dr.  Philipp  Neumann  in 
Wien  die  Bitte  um  firtheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe 
der  Localbahn  von  Swolenowes  nach  Smecna  gestellt  bat,  so  finden  Wir 
Uns  bewogen,  in  ErwäguDg  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  dem 
genannten  Bittsteller  die  Concession  auf  Grund  des  Eisen  bahnconcessions- 
geeetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der 
Gesetze  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.Nr.  56,  und  vom  26.  December  1882, 
R.  G.  Bl.  180,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  dem  Concession är  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  herzustellenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Swolenowes  nach  Smeöna. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  über  Verlangen  der  Staats- 
Verwaltung  eine  Abzweigung  der  vorgenannten  Bahn  zum  Anschlüsse 
an  die  priv.  Prag-Doxer  Bahn  herzustellen. 

Die  vorgenannte  Localbahn  gelangte  am  1.  Juni  1886  zur  Eröffnung.  Der 
Betrieb  derselben  wird  auf  Grand  des  Betriebsvertrages  vom  18.  Jänner  1886 
von  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staats-Eisenbahn-Gesellschaft  geführt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 


Digitized  by  Google 


I 


1006  Swolenowes-Smecnaer  Eiaenbahn-Aotiengeaellsobaft. 

o)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  uod  sonstigen  Urkunden  sum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Capitata- 
Verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung, sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des 
Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  mit  Einschlüge  der  Interimsscheine,  sowie  von 
der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungsgebtihr; 

<?)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertbeiluog  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessioneurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen;  ferner 

rf)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  vou  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an 
gerechnet. 

§  3. 

Der  Concession är  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  Localbahn  sofort 
zu  beginnen  und  längstens  binnen  zwei  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  Öffentlichen  Verkehre 
zu  übergeben  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununter- 
brochenen Betriebe  zu  erhalten. 

Die  im  §  1  angeführte  Abzweigung  zur  Prag-Duxer  Bahn  ist 
binnen  sechs  Monaten  nach  Erlassung  des  bezüglichen  Auftrages  des 
Handelsministeriums  an  den  Concessionär  herzustellen  und  iu  Betrieb 
zu  setzen. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  der 
Concessionär  durch  Erlag  einer  Caution  von  zwanzigtausend 
(20.000)  Gulden  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Werth- 
effecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  dieae 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§ 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Local- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheiit 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  als  im 
öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 
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§  5. 

Der  Concessionär  hat  sich  heim  Baue  und  Betriehe  der  con- 
cessionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  Dach  den  vom  Handelsministerium  auf  zustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und 
Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Ewenbahnbetriebs- 
ordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  dann 
nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu 
benehmen. 

§  6- 

I 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  entweder  eine  Actiengesellschaft  zu 
bilden,  oder  die  aus  dieser  Conceseion  erwachsenen  Rechte  und  Pflichten 
an  eine  schon  bestehende  Actiengesellschaft  zu  übertragen. 

Die  zu  bildende  Actiengesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  des  Concessionärs. 

Die  Ausgabe  von  Priorität* Obligationen  ist  gänzlich  ausgeschlossen. 

Das  geeammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftestatuten,  ßowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Actien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

§  7. 

Bezüglich  der  concessionirten  Localbahn  liegt  dem  Concessionär 
die  Verpflichtung  ob,  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfalle  den  Bahnverkehr 
ohne  Anspruch  auf  Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen, 
als  dies  zum  Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen 
Operationen  auf  den  von  der  Bahn  gekreuzten  Strassen  nach  dem 
Erachten  der  Militärbehörde  nothwendig  erscheinen  sollte. 

§  8. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  nach  Vollendung  der  im  §  1 
angeführten  Abzweigung  zur  Prag-Duxer  Bahn  der  Staatsverwaltung 
über  deren  Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  dieser  Abzweigung 
allein  oder  gleichzeitig  auch  der  den  Gegenstand  dieser  Concessions- 
urkunde  bildenden  Localbahn  gegen  Entrichtung  einer  ein  verständlich 
zu  ermittelnden  Entschädigung  einzuräumen. 

§  9- 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen,  und 
zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Begünstigungen 
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reisender  Militärs  bei  der  Prag-Duxer  Bahn  jeweilig  in  Kraft  stehenden 
Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  aucb  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landest  chützen  Tirols,  und  zwar  ni<ht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerarp,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Militärwacbcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  urganisirte  Finanz-  und 
Sicherb  ei  ts  wache  Anwendung. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlosseneu  Ueber  ein  kommen  über  die 
Anschaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstung?  gegenständen  für 
Militärtransporte,  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebs 
mittein  bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahn- 
abtheilungen, sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen 
Nachtragsübereinkommen,  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden 
Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden 
Kianken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  dem  Concessionär  nur  insoweit, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber 
dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sieb,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  BI.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  10. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baue?,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  werden,  soferne  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im 
Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  namentlich 
durch  politische  und  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 
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§  IL 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  nach  deren  Vollendung  und  Inbetrieb- 
setzung jederzeit  einzulösen. 

Für  die  Ausübung  des  Einlöstrogsrechtes  haben  folgende  Bestim- 
mungen au  gelten: 

1.  Falls  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  fünften  Betriebsjahres 
erfolgt,  ist  als  Einlösungspreis  der  Betrag  der  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  effectiven  Anlagekosten -zu  vergüten. 

2.  Falls  die  Einlösung  nach  Ablauf  des  fünften  Betriebsjahres 
erfolgt,  finden  nachstehende  Bestimmungen  Anwendung: 

o)  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreiaes  werden  die  jährlichen 
Reinertragnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen 
Einlösung  vorausgegangenen  fünf  Jahre  beziffert,  hievon  die 
Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der 
durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  drei  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Rein- 
ertrag nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur 
öpercentigen  Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsver- 
waltung genehmigten  effectiven  Anlagecapitales  innerhalb  der 
Concessionsdauer  nothweodig  ist,  so  wird  dieser  Annuitätenbetrag 
als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende 
Reinerträgniss  festgesetzt. 

b)  Als  Einlösungspreis  hat  jener  Betrag  zu  gelten,  welcher  dem  auf 
Grund  einer  öpercentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden  rechnungs- 
mäßigen Capitalswerthe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
fällig  werdenden  Jahresrenten  in  dem  Zeitpunkte  der  Einlösung 
der  Bahn  entspricht. 

3.  Die  Zahlung  des  Einlösungspreises  erfolgt  ohne  Unterschied 
des  Zeitpunktes,  in  welchem  die  Einlösung  stattfindet,  nach  Wahl  der 
Staatsverwaltung  entweder  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen 
zum  Wiener  Börsencourse  des  der  factischen  Zahlung  vorausgehenden 
Tages. 

4.  Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  ist 
der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  zu  unterziehen. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projectsverfaasung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  effectiv  ver- 
wendeten und  gehörig  nachgewiesenen  Kosten  mit  Einschluss  der 
während  der  Bauzeit  factisch  bezahlten  öpercentigen  Intercalarzinsen 
keine  wie  immer  gearteten  Auslagen,  namentlich  keine  Geldbeschaffungs- 
kosten in  Anrechnung  zu  bringen  sind. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Auszahlung  des  Einlesungspreises  ohne 
weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss  der 
gegenwärtig  concessionirten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen 
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und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkee  und  der 
Material vorräthe,  sowie  der  ans  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefondes,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung ihrer  Bestimmung  entsprechend  ganz  oder  theil weise  bereits 
verwendet  sind. 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage 
des  Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie 
Eigenthum  und  in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des 
sämmtlichen  beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich 
des  Fahrparkes  und  der  Material  vorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale 
gebildeten  Betriebs-  und  Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  ihrer  Bestimmung  entsprechend  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind  (§  11). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der 
Einlösung  der  Bahn  (§  11)  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum 
des  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  gebildeten  Reservefondes  und  der  aus- 
stehenden Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen 
errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und 
Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  derselbe  von  der  Staats- 
verwaltung mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  sie 
kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Im  Hinblicke  auf  das  der  Staatsverwaltung  nach  §  11  zustehende 
Einlösungsrecht  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  die  Bau-  und  Lieferungs- 
verträge vor  ihrem  Abschlüsse  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung 

vorzulegen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  su  nehmen  und  ins- 
besondere die  projects-  und  vertragsmässige  Bauausführung  durch  auf 
Kosten  des  Concessionärs  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr 
geeignet  erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesell- 
schafts vorstand  fungirenden  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen, 
so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den 
Gesetzen  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise 
den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen 
zu  sistiren. 
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Für  die  durch  den  Commissär  stattfindende  Ueberwachung  der 
Bahnunternehmung  hat  der  Concessionär  eine  Vergütung  an  den  Staats« 
schätz  nicht  zu  leisten,  auch  wird  der  Concessionär  von  den  zufolge 
des  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851, 
R.  6.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf 
den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und  gefällsämtlichen 
Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die 
unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthohen. 

§  14. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen 
sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Maseregeln  dagegen  zu  treffen 
und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession 
für  erloschen  zu  er  klaren. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  dem  Concessionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  zweiten  Tage  des  Monates  Juni,  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausendachthundertachtzigunddrei,  unserer  Reiche  im  Fünfund- 
dreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewzfcl  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahn  Swolenowes-Smecna  (C.  BI.  Nr.  M  ex  1888). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der  projeotirten 
Locomotiveisenbahn  von  Swolenowes  nach  Smecna,  welche  mit  einer  Spurweite 
von  1*436  Meter  als  Localbahn  mit  blossem  Tagverkehr  für  eine  Maximalfahr- 
gesohwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten  ist,  hat 
nach  Mnssgabe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  su  genehmigenden  Detailprojeote 
und  der  nachstehenden  technischen  Bedingnisse  ntattsufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn,  sowie 
die  Entwürfe  der  abcusohliessenden  Bau-  und  Lieferungsvertrage  sind  dem  Handels- 
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ministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt 
ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  beim  Baue  anch  allen  vom  Handels- 
ministerium aas  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  oirca  10  3  Kilometer  lange  Bahn  nimmt  ihren  Ausgangs- 
punkt von  der  Station  Swolenowes  der  Looalbahn  Minkowio  (Zemech)- Swolenowes, 
führt  im  Georgsbachthale  aufwärts  an  der  Ortschaft  Podleiim,  nächst  welcher  die 
k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn  unterfahren  wird,  dann  in  ihrem  weiteren  Zuge 
an  den  Ortschaften  Knobis,  Pecher  vorüber  nach  Smeöna  (Monzifay),  woselbst  die 
Endstation  gleichen  Namens  errichtet  wird. 

Bei  der  endgiltigen  Feststellung  der  Trace  wird  auf  eine  entsprechende 
Verbindung  der  Looalbahn  mit  der  Prag-Duzer  Eisenbahn  Rücksieht  zu  nehmen  sein. 

Abänderungen  der  genehmigten  Babntrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nioht  verändert  wird. 

3.  Ansohluss  an  die  projeotirte  Looalbahn  Minkowic-Swolenowes  und 
Einmündung  von  Industrie-Schleppbahnen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sieb,  wegen  des  Anschlusses  an  die  von  der 
österreiohisoh-ungarischen  Staatseisenbahn  Gesellschaft  projeotirte  Looalbahn  Minko- 
wic-Swolenowes, sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangs- 
verkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  genannten  Gesellschaft  anzustreben  und  das 
bezügliche  Uebereinkommen  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 
Der  Conoessionär  hat  biebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Personenverkehres  für 
die  thunlichste  Erleichterung  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde 
Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  etwaigen 
gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes  unterwirft  sich  der  Concessionär  dem  Aus- 
spruche des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Atisohlussbahn 
nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermangelung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Berg- 
werks- und  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Der  Concessionär  ist  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Ver- 
bindungsbahnen, welche  von  den  an  der  conoessionirten  Bahn  gelegenen  Industrie- 
unternehmungen zum  Behufs  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung 
der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

4.  Unterbau. 

Die  projeotirte  Looalbahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend 
auch  die  Grundeinlösung  durchzuführen. 

Als  gröaste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximalneigung 
liegenden  Theile  der  currenten  Strecke  werden  10  pro  mille  =  1  :  100  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*5  pro  mille  =  1  :  400 
betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4*0  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*6  Meter  betragen. 

Die  Minimal-Curvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  nicht  unter 
300  Meter  betragen. 
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Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Steigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  dea 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  „Ceurralblatte  für  Eisenbahnen  und  Dampf- 
schiffahrt" (Jahrgang  1882,  Nr.  10)  angeführten  „Vorschriften  für  die  Bestimmung 
der  Bahnnivellete  in  Maximalsteigungen  und  für  die  Anordnung  der  Uebergangs- 
curven  zwischen  Geraden  und  Bögen"  stricte  durchzuführen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  0  Meter  sowohl  bei  Dämmen  als 
in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erbreiterung  des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämm ungeu  sind  haltbar  herzustellen 
und  erforderlichenfalls  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  nnd  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  das  Brüokenplanum  eine  benützbare  Minimalbreite  von  4*3  Meter  erhalten. 

Sämmtliohe  Objeete,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0*6  Kilometer  vor 
dem  Endpunkte  einer  Station  oder  einer  Haltestelle  vorkommen,  sind  mit  Geländern 
zu  versehen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objeeten  dürfen  Trag- 
constructionen  von  Holz  angewendet  werden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brückenconstruotionen 
ist  die  durch  die  factisch  verkehrenden  Fahrbetriebsmittel  erzeugte  zufällige 
Belastung  und  im  Falle  dieselben  aus  weichem  Holze  hergestellt  werden,  eine 
Maximal-Inanspruehnahme  von  80  Kilogramm  per  Quadratcentimeter  zu  Grunde 
zu  legen. 

Für  Eisenconstruotionen  wird  die  Inanspruchnahme  dea  Eisens  für  alle 
Constructionstheile  exclusive  der  Nieten  bis  zu  UOO  und  für  die  Nieten  bis  cu 
700  Kilogramm  per  Quadratcentimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten  Hooh- 
wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  nach  der  von  der  technischen  Conferenz  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vorgeschlagenen  und  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
30.  Mai  1882,  Z.  14581,  genehmigten  Type  für  Localbahnen  aus  Flussstahl  zu 
erzeugen  und  soll  deren  Minimalgewicht  per  laufenden  Meter  23  Kilogramm  bei 
Anwendung  einer  Maximalsohwellendistanz  von  09  Meter  von  Mitte  zu  Mitte 
betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Länge 
2*30  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter,  Höhe 
14  Centimeter. 

Die  Verwendung  von  halbrunden  Schwellen  ist  bei  Einhaltung  vorstehender 
Dimensionen  zulässig. 

In  Bögen  von  inclusive  und  unter  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Hackennägel  und  Unter- 
lagsplatten nach  den  oben  erwähnten  Oberbaunormalien  entsprechend  zu  verstärken. 

Der  Sohotterkörper  hat  im  Niveau  der  Sehienenunterkante  eine  Kronen- 
breite von  3  0  Meter  und  eine  Tiefe  von  0-25  Meter  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  soll  den  jeweiligen  factischen 
Bedürfnissen  entsprechen. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  die  Gebäude  für  den  Personendienst,  den  looalen  Ver- 
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hältnissen  entsprechend,  entweder  in  definitiver  Weise  oder  anf  einer  Untermauerung 
aas  Riegelwänden  oder  auch  ganz  ans  Holz  erbaut  werde o. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten 
▼ersehen  zu  sein. 

Die  Hoohbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  au« 
Fachwerk  und  Riegelmauern  oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermauerung 
errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedooh  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
looalen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Warterhäusern  in  der  ourrenten  Strecke  kann  im  All- 
gemeinen unterbleiben. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  oder  aus  hölzernen  Block- 
wänden hergestellt  werden. 

Stations-  und  Bahneinfriedigungen,  Wegschranken  und  ähnliehe  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nur  an  jenen  Stellen  herzustellen,  wo  die  Bahn 
durch  Ortschaften  führt. 

7.  Betriebseinriohtungen. 

Die  Anlage  einer  Telegraphenleitung  kann  in  solange,  als  keine  Zugskreuzungen 
auf  der  Bahn  stattfinden,  die  Aufstellung  von  Glockensignalen  jedoch,  insoweit 
nioht  besondere  Fälle  dies  nothwendig  machen  würden,  unterbleiben. 

Für  den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen  akustisoben  auch  die  durch 
die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale  zu  verwenden. 

An  Abzweigungsstellen  von  dem  Öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahnen 
sind  Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 
An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen: 

Zwei  Tenderlocomotiven ;  die  nöthigen  Personenwagen,  dann  Dienstwagen 
(Post-,  Gepäcks-  und  Conducteurwagen)  und  Lastwagen  verschiedener  Gattung 
können  von  der  benachbarten  Hauptbahn  entlehnt  werden. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsroittel,  Schienen  und  sonstige  Bestandteile  der  Bahn,  sowie  die 
Ausrttstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen 


II.  Beirieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  und  beziehungsweise  der  Anordnung  des  Handelsministeriums, 
wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen  Rücksichten,  andererseits  auf  eine  aus- 
reichende Rentabilität  des  Bahnunternehmens  und  auf  abgeschlossene  Frachtverträge 
Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicber  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforde misa  die  ein- 
schlägigen Frachtpreise  herabzumindern. 


Digitized  by  Google 


Swolenowes-SmeCnaer  Eisenbahn-Aotiengesellschaft.  1015 


8.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Post  Verwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postaostalt  kommen  im  Sinne  des  Art.  II 
des  Gesetzes  vom  26.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  66,  folgende  Bestimmungen 
zur  Anwendung: 

Der  Coneessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmässigen  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
der  Coneessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen.  Die  Beförderung  der  Briefpost,  mit  Ausschluss  von 
Geld-  und  Werthsenflungen,  hat  jedoch  un entgeltlich  zu  erfolgen.  Die  Feststellung 
der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge  hat  naoh  den  jeweilig 
bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
IiOcalitäten  erforderlioh  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  dem  Coneessionär  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Corresponflenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwisohen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staats-Telegraphenanstalt. 

Der  Coneessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für  den 
Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene 
Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphen- 
anstalt herzusteilen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen 
gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privat- 
correspondenzen  verwenden  zu  lassen.  Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbst- 
ständige Leitungen  auf  dem  von  dem  Coneessionär  eingelösten  oder  sonst  für 
Bahnzwecke  benützten  Grund  und  Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung 
anzulegen  und  im  Falle  der  Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung 
die  Drähte  der  Staatstelegraphen  an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  der  Coneessionär  duroh  das 
Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Coneessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenleitung  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Stationen  unentgeltlich 
zu  lagern  und  zu  verwahren. 

Der  Coneessionär  unterwirft  sich  schliesslich  der  in  Aussicht  genommenen, 
im  Verordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen  der  k.  k.  Staats- 
Telegraphenanstalt  zu  den  Localbahnunternehmungen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsieht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Concession  oder  aus 
Gefällsrüoksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handels- 
ministerium zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten 
ausweisen,  müssen  Baramt  ihrem  Reisegepäoke  unentgeltlich  befördert  werden. 
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G.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der 
Rückfahrt,  sind  zu  halber  Personenzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunlichkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staats-Pferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staats-Pferdezuchtanstalten  veranlassten  Sen- 
dungen und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten 
Tarifsätze  Anwendung  zu  finden. 

Wien,  30.  Juni  1883. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Plno  m.  p. 

3.  Statuten 

der  Swolenowes-Sniecoaer  Eigenbahn-Actiengesellscuaft. 

I.  Abschnitt. 

Firma,    Zweck,    Sitz,    Dauer    und    Bekanntmachungen  der 

Gesellschaft. 

§  1. 

Die  Gesellschaft  fährt  die  Firma:  „Swolenowes-SmeSnaer  Eisenbahn- 
Actiengesellschaft". 

§  2. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Betrieb  der  Locomotiveisenbahniinie  Swolenowes-Smecna,  für 
welche  Herrn  Dr.  Ph.  Neu  mann  die  Allerhöchste  Concession 
mittelst  Concessionsnrkunde  vom  2.  Juni  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  124, 
ertheilt  wurde; 

b)  unter  der  Voraussetzung  der  Erwirkung  der  staatlichen  Genehmigung 
die  Erwerbung,  der  Bau  und  Betrieb,  die  Pachtung,  sowie  die 
Verpachtung  von  Locomotiv-  oder  Pferdeeisenbahnen  überhaupt; 

c)  der  Betrieb  von  anderweitigen  Transportanstalten  zu  Wasser  und 
zu  Lande,  von  Bergwerken,  Metall-,  Maschinen  und  sonstigen 
Fabriken,  welche  in  Verbindung  mit  den  der  Gesellschaft  gehörigen 
oder  durch  sie  gepachteten  Eisenbahnen  nach  Massgabe  der 
erlangten  behördlichen  Bewilligung  errichtet  werden. 

§  3. 

Der  S*tz  der  Gesellschaft  ist  in  Wien.  Sie  ist  berechtigt,  im  In- 
und  Auslande,  gegen  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften,  Agentien 
zu  bestellen. 
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§  4. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  (§  1)  wird  in  das  Handelsregister  des 
Wiener  Handelsgerichtes  eingetragen  und  collectiv  entweder  von  zwei 
Mitgliedern  deB  Verwaltungsrathes  oder  von  einem  Mitgliede  desselben 
und  einem  zur  Mitzeichnnng  bestellten  Beamten  der  Gesellschaft 
gezeichnet,  welch  letzterer  jedoch  seiner  Namensfertiguog  den  Zusatz 
nper  procura"  (oder  „p.  p")  beizufügen  hat. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  im  §  7  bezifferte 
Actiencapital  voll  eingezahlt  und  die  handelsgerichtliche  Protokollirung 
derselben  erfolgt  ist.  Die  Dauer  der  Gebellschaft  wird  auf  90  Jahre 
vom  2.  Juni  1883,  als  dem  Tage  der  Ausfertigung  der  im  §  2 
erwähnten  Allerhöchsten  Ooncessionsurkunde  an  festgesetzt,  sofern  nicht 
nach  den  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren 
Erlöschens  der  Concession  oder  Einlösung  derselben  durch  die  Staats- 
verwaltung (§11  der  Ooncessionsurkunde)  oder  endlich  über  einen  von 
der  Staatsverwaltung  genehmigten  (§  33  ä)  Beschluss  einer  General- 
versammlung eine  frühere  Auflösung  erfolgen  sollte. 

§  6. 

Alle  öffentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechts- 
wirksam in  der  „Wiener  Zeitung". 

II.  Abschnitt. 
Gesellschaftscapital. 

§  7. 

Das  gesellschaftliche  Capital,  welches  ursprünglich  aus  460.000  fl. 
österr.  Währ,  zertheilt  in  2300  Stück  auf  den  Ueberbringer  lautende 
Actien  a  200  fl.  österr.  Währ,  bestanden  hat,  beträgt  in  Folge  der  von 
der  Generalversammlung  am  24.  Mai  1889  beschlossenen  Erhöhung 
desselben  durch  Ausgabe  von  2700  Actien  k  200  fl.  österr.  Währ, 
gegenwärtig  1,000.000  fl.  österr.  Währ.,  zertheilt  in  5000  Stück  auf  den 
Ueberbringer  lautende  Actien  a,  200  fl.  österr.  Währ. 

§  8. 

Für  den  Fall  der  Erweiterung  des  gesellschaftlichen  Unternehmens 
im  Sinne  des  §  2  lit.  6  und  c  kann  das  Actiencapital  nach  Massgabe 
des  effectiven  Erfordernisses  über  Beßchluss  der  Generalversammlung 
mit  staatlicher  Genehmigung  erhöht  werden. 

§  9. 

Die  Actien  werden  voll  eingezahlt,  nach  dem  angeschlossenen 
Formulare  ausgefertigt,  mit  fortlaufenden  Nummern,  Dividendencoupons 
und  Talons  versehen  und  aus  einem  Juxtabuche  ausgeschnitten. 
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§  10. 

Die  Actien  werden  im  Wege  der  Verlosung  innerhalb  der  Con 
cessionsdauer  nach  einem  von  der  hohen  Staatsverwaltung  su 
genehmigenden  Tilgungsplane  amortisirt. 

An  Stelle  der  getilgten  Actien  werden  Genussscheine  ausgegeben, 
welche  nach  §  38  sub  /  an  der  Superdividende  participiren. 

§  IL 

Jede  Actio  giebt  das  Recht  auf  einen  verhältnisemäesigen  Antheil 
an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  und  an  den  Erträgnissen  der 
Unternehmung  (§  38). 

§  12. 

Die  Gesellschaft  anerkennt  für  jede  Actie  nur  Einen  Eigenthümer. 

§  13. 

Die  Actien  können  gegen  Entrichtung  der  vom  Verwaltungsrath e 
zu  bestimmenden  Gebühr  bei  der  Gesellschaftshauptcassa  hinterlegt 
werden,  worüber  auf  den  Namen  des  Erlegers  lautende  Erlagsscheine 
ertheilt  werden. 

III.  Abschnitt. 
Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§  l±- 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten: 
a)  durch  den  Verwaltungsrath; 
6)  durch  die  Generalversammlung  der  Actionäre; 
c)  durch  den  Aufsichtsrath. 

A.  Verwaltungsrath. 
§  15. 

Der  Vorstand  im  Sinne  des  Handelsgesetzes  ist  der  Verwaltung«- 
ratb.  Derselbe  besteht  aus  mindestens  fünf  und  höchstens  sieben  Mit- 
gliedern, welche  das  erstemal  von  der  constituirenden  Generalversammlung 
und  später  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  auf  die  Dauer  von 
je  3  Jahren  gewählt  werden. 

§  16. 

Jedes  Mitglied,  das  eine  dreijährige  Functionsdauer  zurückgelegt 
hat,  hat  auszutreten,  ist  aber  wieder  wählbar. 

§  17. 

Falls  einzelne  der  von  der  Generalversammlung  gewählten  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrathes  innerhalb  ihrer  Functionsdauer  ausscheiden, 
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80  haben  die  übrigen  von  der  Generalversammlung  gewühlten  Mitglieder 
des  Verwaltungsrathes  das  Recht,  die  erledigte  Stelle  provisorisch  bis 
zn  der  in  der  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung  zu  vollziehenden 
definitiven  Wahl  zu  besetzen. 

Diese  definitive  Wahl  gilt  nur  für  den  Rest  der  Functionsdauer 
des  Ausgeschiedenen. 

§  18. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  binnen  vierzehn  Tagen 
nach  erfolgter  Wahl  25  Stück  Actien  der  Gesellschaft  nebst  den  nicht 
fälligen  Coupons  in  die  Gesellschaftecassa  zu  hinterlegen,  welche  während 
seiner  Functionsdauer  und  nach  deren  Ablauf  bis  zur  Genehmigung  der 
darauf  bezüglichen  Rechnungen  von  ihm  weder  belastet  noch  veräussert 
werden  dürfen. 

§  19. 

Der  Verwaltungsrath  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  Geschäfte 
der  Gesellschaft  betraut.  Er  entscheidet  in  allen  Angelegenheiten  der 
Gesellschaft,  welche  nicht  ausdrücklich  der  Beschlussfasaung  der  General- 
versammlung vorbehalten  sind. 

Er  beschliesst  seine  eigene  Geschäftsordnung  und  die  Dienst- 
ordnung, ernennt  die  Vollzugsorgane  und  sonstigen  Beamten  und  Diener, 
bestimmt  ihren  Wirkungskreis  und  ihre  Bezüge,  sowie  unbeschadet  der 
Bestimmungen  des  Artikels  231  H.  G.  B.  den  Wirkungskreis  der  aus 
seiner  Mitte  gewählten  Comitfo. 

§  20. 

Der  Verwaltung6rath  wählt  jährlich  ans  seiner  Mitte  einen  Präsi- 
denten und  einen  Vicepräsidenten.  Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  der 
beiden  erwähnten  Function äre  wird  der  Vorsitz  von  dem  Verwaltungs- 
rathe  interimistisch  einem  anderen  Mitgliede  durch  Wahl  übertragen. 

§  21. 

Die  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  sind  am  Sitze  der  Gesell- 
schaft (§  3),  und  zwar,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern  oder  drei 
Mitglieder  desselben  unter  Angabe  des  Gegenstandes  verlangen,  mindestens 
aber  einmal  in  jedem  Monate  abzuhalten. 

Die  Einladung  zur  Sitzung  erfolgt  schriftlich  durch  den  Präsidenten 
oder  dessen  Stellvertreter,  in  dringenden  Fällen  telegraphisch  unter 
Bekanntgabe  der  wichtigeren  Verhandlungsgegenstände. 

Mitglieder,  welche  in  der  Sitzung  des  Verwaltungsrathes  nicht 
persönlich  erscheinen,  sind  berechtigt,  sich  durch  ein  anderes  Mitglied 
des  Verwaltungsrathes  mittelst  schriftlicher  Vollmacht  vertreten  zu 
lassen,  doch  darf  kein  Verwaltungsrathsmitglied  mehr  als  eine  Vollmacht 
übernehmen. 
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Zur  Giltigkeit  einer  jeden  Beschlussfassung  des  Verwaltungsrathes 
ist  die  ordnungsmässige  Einladung  sämmtlicher  Mitglieder  und  die 
persönliche  Anwesenheit  von  wenigstens  drei  Mitgliedern  erforderlich. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  werden  durch  absolute 
Stimmenmehrheit  der  gegenwärtigen  und  durch  Vollmacht  vertretenen 
Mitglieder  gefasst.  Bei  gleichgetheilten  Stimmen  gilt  jener  Antrag  als 
angenommen,  welchem  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Alle  Wahlen  geschehen  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Wird  im  ersten  Wahl  gange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit 
entscheidet  das  Los. 

§  22. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
geführt,  welche  von  dem  Vorsitzenden  und  dem  Schriftführer  zu 
fertigen  sind. 

§  23. 

Beamte  der  Gesellschaft,  dann  Personen,  welche  in  einem  direeten 
Vertragsverhältnisse  (als  Bauunternehmer,  Lieferanten  etc.)  zur  Gesellschaft 
stehen,  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  seio. 

Ausgeschlossen  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath  sind  ins- 
besondere Personen,  welche  nicht  dispositionsfähig  sind  oder  ihre 
Zahlungen  eingestellt  haben,  ohne  nachher  ihre  Gläubiger  vollständig 
befriedigt  zu  haben,  sowie  diejenigen,  welche  wegen  einer  aus  Gewinn- 
sucht begangenen  und  nach  dem  allgemeinen  Strafgesetze  strafbaren 
Handlung  schuldig  befunden  wurden. 

Der  Eintritt  eines  Ausschliessungsgrundes  in  der  Person  eines 
Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  bat  den  unmittelbaren  Verlust  der 
Stelle  zur  Folge. 

§  24. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  für  ihre  T  heil  nähme 
an  den  Sitzungen  Präsenzmarken,  deren  Werth  von  der  Generalver- 
sammlung bestimmt  wird. 

Ausserdem  erhalten  die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  den 
Ersatz  der  Spesen  ihrer  zu  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  oder 
eines  Comites  desselben,  sowie  überhaupt  der  im  Auftrage  des  Ver- 
waltungsrathes unternommenen  Reisen ;  endlich  empfängt  der  Verwaltungs- 
rath die  unten  im  §  38  festgesetzte  Tantieme. 

B.  Generalversammlung. 
§  25. 

Die  Statuten  massig  gebildete  Generalversammlung  repräsentirt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre  und  sind  ihre  statutenmäßig  gefassten  Be- 
schlüsse für  die  Actionäre  bindend. 
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§  26. 

Es  hat  jährlich  eine  ordentliche  Generalversammlung  am  Sitze  der 
Gesellschaft  (§  3),  und  zwar  spätestens  innerhalb  der  ersten  sechs 
Monate  nach  Ahlauf  des  Geschäftsjahres  stattzufinden. 

Die  erste  ordentliche  Generalversammlung  findet  längstens  im 
Laufe  des  ersten  Semesters  des  Jahres  1887  statt;  der  Verwaltungsrath 
ist  aher  berechtigt,  auch  ausserordentliche  Generalversammlungen  einzu- 
berufen und  ist  zur  Einberufung  einer  ausserordentlichen  Generalver- 
sammlung verpflichtet,  wenn  dieselbe  in  einer  Generalversammlung  be- 
schlossen oder  von  einem  oder  von  mehreren  Actionären,  deren  Actien- 
besitz  den  zehnten  Theil  des  ausgegebenen  Actiencapitales  repräsentirt, 
verlangt  wird.  Im  letzteren  Falle  hat  die  Einberufung  der  General- 
versammlung längstens  binnen  30  Tagen  nach  Einlangen  des  Begehrens 
zu  erfolgen. 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation  erfor- 
derlichen Actien  bei  der  Gesellschaftscassa  gegen  Empfangsbestätigung 
zu  hinterlegen  und  gleichzeitig  den  Gegenstand,  welcher  der  Beschluss- 
fassung der  ausserordentlichen  Generalversammlung  unterzogen  werden 
soll,  so  wie  die  Grunde  hiefür  schriftlich  anzuzeigen. 

§  27. 

Die  Einberufung  sowohl  einer  ordentlichen  als  auch  einer  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  geschieht  durch  öffentliche  Kundmachung 
in  dem  im  §  6  bezeichneten  Amtsblatte  und  muss  diese  Kundmachung 
mindestens  14  Tage  vor  dem   zur  Abhaltuug  der  Versammlung  anbe 
räumten  Tage  veröffentlicht  werden. 

In  dieser  Kundmachung  müssen  die  Gegenstände,  über  welche  die 
Generalversammlung  Beschluss  fassen  soll,  bezeichnet  werden,  und  es 
kann  die  Generalversammlung  nur  über  die  in  der  Kundmachung 
bezeichneten  Gegenstände  Beschluss  fassen;  ausgenommen  von  dieser 
Beschränkung  ist  jedoch  die  Beschlussfassung  über  den  Antrag  auf 
Einberufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung. 

§  28. 

Der  Besitz  von  je  25  Stück  Actien  giebt  das  Recht  auf  eine 
Stimme  in  der  Generalversammlung. 

Zur  Ausübung  dieses  Rechtes  wird  erfordert,  dass  die  Actien 
wenigstens  acht  Tage  vor  dem  Zusammentritte  der  statutenmässig 
einberufenen  Generalversammlung  in  der  Gesellschaftscassa  oder  an 
einem  anderen,  von  dem  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmten  Orte 
hinterlegt  werden. 

§  29. 

Das  Stimmrecht  kann  jeder  stimmberechtigte  Besitzer  von  Actien 
persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten,  welcher  jedoch  selbst  ein 
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stimmberechtigter  Actionär  der  Gesellschaft  sein  muss,  üben.  Doch  darf 
kein  Actionär  mehr  als  50  Stimmen  im  Vollmachtsnamen  abgeben. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  üben  das  Stimmrecht 
durch  ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutarischen  Vertreter,  Frauen 
durch  Bevollmächtigte  aus,  auch  wenn  diese  Vertreter  nicht  selbst 
Actionäre  sind. 

§  30. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungsrathes  oder  in  dessen  Verhinderung  sein  Stellvertreter,  und 
falls  auch  letzerer  verhindert  wäre,  ein  von  dem  Verwaltuagsrathe  zu 
bestimmendes  Mitglied  «"desselben. 

Ueber  die  Verbandlungen  der  Generalversammlung  wird  von 
einem  durch  den  Vorsitzenden  ernannten  Schriftführer  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  zwei  Verificatoren,  die  über  Vorschlag  des 
Vorsitzenden  von  der  Versammlung  gewählt  werden,  und  welche  auch 
als  Scrutatoren  zu  fungiren  haben,  beglaubigt  wird.  Ausserdem  ist  dieses 
Protokoll  auch  von  dem  Präsidenten  und  dem  Schriftfahrer  zu  unter- 
zeichnen. 

§  31. 

Zur  Beschlussfähigkeit  einer  jeden  ordnungsmäßig  einberufenen 
Generalversammlung  ist  erforderlich,  dasa  mindestens  der  zwanzigste 
Theil  der  emittirten  Actien  vertreten  sei. 

Um  jedoch  eine  Aenderung  der  Statuten  oder  die  Vermehrung  des 
Gesell schaftsfondes  durch  Hinausgabe  neuer  Actien  zu  b  eschliessen, 
muss  durch  die  anwesenden  Actionäre  mindestens  der  zehnte  Theil  des 
emittirten  Actiencapitales  repräsentirt  sein. 

Die  Auflösung  der  Gesellschaft  kann  jedoch  nur  in  einer  General- 
versammluog  beschlossen  werden,  bei  welcher  der  dritte  Theil  des  aus- 
gegebenen Actiencapitales  vertreten  ist. 

In  dem  Falle,  als  eine  Generalversammlung  in  der  nach  den 
vorstehenden  Beatimmungen  zur  Beschlusäfähigkeit  erforderlichen  Weise 
nicht  zu  Stande  käme,  findet  eine  neue  Einberufung  der  Generalver- 
sammlung statt,  doch  braucht  in  diesem  Falle  die  Kundmachung  nur 
acht  Tage  und  die  Actiendeponirung  nur  drei  Tage  vor  der  General- 
versammlung zu  erfolgen,  und  diese  neu  einberufene  Generalversammlung 
ist  beschlussfähig,  ohne  an  eine  bestimmte  Anzahl  der  dnrch  die 
anwesenden  Actionäre  repräsentirten  Stimmen  gebunden  zu  sein. 

Hierauf  ist  in  der  Einberufungskundmachung  hinzuweisen  und  darf 
in  dieser  Generalversammlung  nur  über  solche  Gegenstände  Beschluss 
gefasst  werden,  für  welche  die  frühere  Versammlung  einberufen  war. 

§  32. 

Alle  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  durch  absolute 

Stimmenmehrheit  gefasbt. 
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Zu  dem  Beschlüsse  aber  über  Abänderung  der  Statuten  oder 
Erhöhung  des  Gesellschaf tsfon des  durch  Hinausgabe  neuer  Actien  ist 
eine  Stimmenmehrheit  von  zwei  Dritttheilen,  und  zur  Beschlussfassung 
über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  eine  Stimmenmehrheit  von  drei 
Viertheilen  erforderlich. 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insofeine  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit 
entscheidet  das  Los. 

§  33. 

Der  Beschlussfaesung  der  Generalversammlung  sind  folgende 
Gegenstände  ausschliesslich  vorbehalten: 

a)  die  Bestimmung  der  Zahl  und  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes  und  die  Bestimmung  des  Werthes  der  den  Ver- 
waltungsrathsmitgliedern zukommenden  Präsenzmarken  (§  24); 

b)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  und  deren  Ersatz- 
männer; 

c)  die  Beschlussfassung  über  die  Jahresrechnung  und  über  den  Bericht 
des  Aufsichtsrathes,  dann  die  Feststellung  der  Gewinnvertheilung, 
sowie  die  Dotirung  des  Reserve-  und  Erneuerungsfondes  (§§  41 
und  42); 

d)  die  Beschlussfassung  über  die  Erwerbung  anderer  Eisenbahnen 
oder  die  Einholung  von  Concessionen  zu  neuen  Eisenhahnlinien; 

e)  die  Vermehrung  des  Gesellscbaftscapitales  durch  Hinausgabe  von 
neuen  Actien  über  den  im  §  7  festgesetzten  Betrag  desselben; 

f)  die  Abänderung  der  Statuten; 

g)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

h)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  Goncessionsdauer, 
insbesondere  auch  durch  Uebertragung  ihres  Vermögens  und  ihrer 
Schulden  an  eine  andere  Actiengesellschaft  gegen  Gewährung  von 
Actien  der  letzteren  (Art.  216  H.  G.  B.). 

Die  in  der  Generalversammlung  gefassten  Beschlüsse  über  die  sub 
<*>  «i  />  g  und  h  bezeichneten  Gegenstände  bedürfen  der  Genehmigung 
der  hohen  Staatsverwaltung. 

C.  Aufsichtsrath. 
§  34. 

Der  Aufsichtsrath  besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  zwei  Ersatz- 
männern, welche  alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung 
aus  der  Reihe  der  nicht  dem  Verwaltungarathe  angehörenden  Actionäre 
gewählt  werden. 
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Der  erste  Aufsichtsrath  wird  in  der  constituir  enden  Generalver- 
sammlung gewählt  und  bezieht  sich  dessen  Function  auf  das  erste 
Geschäftsjahr  (§  37). 

§  35. 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  Austretens  eines  Aufsichtsrathes  während 
seiner  Functionsdauer  tritt  jener  Ersatzmann  an  dessen  Stelle,  welcher 
bei  der  von  der  Generalversammlung  vorgenommenen  Wahl  die  nächst 
meisten  Stimmen  erhalten  hat. 

§  36.  * 

Der  Aufoichtsrath  überwacht  die  Gebarung  der  Gesellschaft 
innerhalb  jener  Grenzen,  welche  ihm  das  Gesetz  einräumt. 

Er  prüft  die  Jahresrechnungen,  die  Bilanz  und  die  Vorschläge 
bezüglich  der  Gewinnverteilung  und  erstattet  hierüber  der  Generalver- 
sammlung Bericht. 

Der  Aufsichtsrath  ist  auch  berechtigt,  in  Folge  eines  einstimmigen 
Beschlusses  die  Einberufung  einer  Generalversammlung  zu  veranlassen, 
wenn  er  dies  im  Interesse  der  Gesellschaft  erforderlich  erachtet. 

IV.  Abschnitt. 

Jahresrechnung,    Bilanz,    Gewinnverteilung,  Reservefond, 

Erneuerungsfond. 

§  37. 

Das  erste  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  mit  erfolgter 
Eintragung  derselben  in  das  Handelsregister  (5)  und  endet  mit  31.  De- 
cember  1886. 

Die  folgenden  Geschäftsjahre  beginnen  und  schliessen  mit  dem 
Kalenderjahre. 

Alljährlich  werden,  und  zwar  am  31.  December  die  gesellschaft- 
lichen Rechnungen  abgeschlossen,  ein  allgemeines  Inventar  der  Activa 
und  Passiva  aufgestellt  und  die  Bilanz  gezogen.  Die  Rechnungen  und 
die  Bilanz  sind  dem  Aufsichtsrath e  rechtzeitig  zu  tibergeben  und  sollen 
mit  dem  Berichte  des  Aufsichtsrathes  durch  acht  Tage  vor  der  General- 
versammlung zur  Einsicht  für  die  Actionäre  aufgelegt  und  sodann  der 
Generalversammlung  zur  Erledigung  vorgelegt  werden. 

§  38. 

Aus  dem  nach  Bestreitung  aller  Betriebs-  und  Erhaltungskosten, 
nach  Abzug  der  Verluste  und  Abschreibungen  sich  ergebenden  Erträgnisse 
wird  bestritten: 

a)  der  in  den  Reservefond  zu  hinterlegende  Betrag,  welcher,  insolange 
das  Reinertriigniss  die  5percentige  Verzinsung  des  Anlagecapitales 
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nicht  übersteigt,  mindestens  2  Percent,  bei  einem  höheren  Rein- 
erträgniss  aber  mindestens  5  Percent  dieses  Reinerträgnisses 
betragen  soll; 

b)  die  Dotation  des  Erneuerungsfondes  (§  42); 

c)  die  Tilgurjgsquote  des  Actiencapitales ; 

d)  bis  zn  5  Percent  des  eingezahlten,  nicht  amortisirten  Actiencapitales 
als  Dividende;  von  dem  hienach  verbleibenden  Reste  aber 

c)  10  Percent  als  Tantieme  dem  Verwaltungsrath e ; 
f)  der  Ueberrest,  in  sofern  e  die  Generalversammlung  nicht  eine  andere 
Verwendung  beecbliessen  sollte,  als  Snperdividende  für  die  Actionäre, 
beziehungsweise  für  die  Inhaber  der  Genussscheine  (§  10). 
Die  Auszahlung  der  Dividenden  erfolgt  in  dem  von  der  General- 
versammlung bestimmten  und  gehörig  kundgemachten  Termine,  spätestens 
aber  am  31.  December  des  auf  das  betreffende  Geschäftsjahr  folgenden 
Jahres. 

Ueber  die  Art  und  Weise  der  Vertheilung  der  Tantieme  unter  die 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  beschliesst  der  letztere  selbst. 

§  39. 

Alle  Dividenden,  beziehungsweise  Superdividenden,  welche  nicht 
innerhalb  fünf  Jahren,  vom  Tage  ihrer  Fälligkeit  an  gerechnet,  behoben 
werden,  vei fallen  zu  Gunsten  des  Reservefondes  der  Gesellschaft  (§  41). 

§  40. 

Den  Besitzern  der  Genussscheine  steht  nur  der  Anspruch  zum 
Bezüge  der  im  §  38  sub  /  bezeichneten  Snperdividende,  aber  nicht  zum 
Bezüge  der  ebenda  sub  d  erwähnten  öpercentigtn  Dividende  zu. 

§  «. 

Der  Reservefond,  welcher  nach  Ablauf  des  ersten  Geschäftsjahres 
gebildet  und  gemäss  den  Bestimmungen  des  §  38  dotirt  wird,  ist 
bestimmt,  allfällige  aussergewöhnliche  Ausgaben,  Nachschaffungen  und 
Verluste,  sowie  die  Kosten  für  Erweiterung  der  gesellschaftlichen 
Anlagen,  welche  nicht  durch  Capitalsvermehrung  durchgeführt  werden, 
zu  decken. 

Sobald  der  Reservefond  die  Höhe  von  lOPerceut  des  Baucapitales 
erreicht  hat,  kann  der  Zuschuss  aus  den  Betriebseinnahmen  eingestellt 
werden;  derselbe  ist  aber  sogleich  wieder  aufzunehmen,  wenn  der 
Reservefond  unter  diesen  Betrag  herabsinkt. 

Dem  Reservefonde  wird  ausser  dem  im  §  38  normirten  Zuschüsse 
aus  den  Betriebserträgnissen  der  Betrag  verfallener  Zinsen,  Dividenden 
und  Superdividenden  überwiesen.  Alle  bei  dem  gemäss  §  11  der  Aller- 
höchsten Concessionsurkunde  vom  2.  Juni  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  124,  zu 
bestimmenden,  effectiven  Anlagecapitale  gegenüber  dem  factischen  Erlöse 
für  die  emittirten  Actien  sich  etwa  ergebenden  Ersparungen  sind  einem 
zu   bildenden   besonderen  Reservefonde  gutzubringen,  welcher  nur  mit 
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Genehmigung  der  Staatsverwaltung  zu  verwenden  und  im  Falle  der 
staatlichen  Einlösung  an  die  Staatsverwaltung  mit  zu  tibergeben  sein 
wird,  insoweit  derselbe  nicht  seiner  Bestimmung  entsprechend  bereits 
verwendet  sein  sollte. 

§  42. 

Ferner  wird  nach  Ablauf  des  ersten  Geschäftsjahres  ein  Er- 
neuerungsfond gebildet,  aus  welchem  die  Erneuerung  des  Oberbaues  und 
der  Betriebsmittel,  sowie  der  Objecte,  die  durch  den  Gebrauch  schadhaft 
werden,  zu  bestreiten  ist. 

In  denselben  fliessen,  ausser  dem  im  §  38  sub  b  normirten  Zuschüsse 
aus  den  Betriebseinnahmen,  die  Erlöse  aus  dem  Verkaufe  alter 
Materialien  des  Oberbaues  und  der  Betriebsmittel. 

V.  Abschnitt. 
Staatsaufsicht  und  Schlussbestimmungen. 

§  43. 

Das  der  Staatsverwaltung  zustehende  Aufsichtsrecht  wird  von 
derselben  nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  und  §  13 
der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  ausgeübt  werden. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  E.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

§  44. 

Im  Fälle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  durch  Beschluss  der 
Generalversammlung  hat  diese  die  Liquidatoren  zu  wählen  und  die 
Modalitäten  der  Liquidation  zu  beschließen,  wobei  die  Vertheilung  des 
Gesellschaftsvermögens  so  zu  geschehen  hat,  dass  den  Actionäreu  in 
erster  Reihe  bis  zur  Höhe  ihrer  Einlagen  das  vorhandene  Vermögen 
erfolgt  wird,  und  sodann  der  Ueberschuss  unter  die  Actienbesitzer  und 
die  Genussscheininhaber  gleich mässig  vertheilt  wird. 


Die  vorstehend  abgedruckten  abgeänderten  Statuten  wurden  mit  dem  Erlasse 
des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  8.  September  1891,  Z.  18477,  genehmigt 
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1.  Gesetz  vom  8.  April  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  55, 

betreffend  die  Zugeständnisse  und  Bedingungen  fflr  den  Ban  einer  Local- 
bahn Ton  Asch  nach  Rossbach. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrath  es  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  sich  an  der  Capitalsbeschaffung 
zum  Zwecke  des  Baues  einer  Localbahn  von  der  Station  Asch  der  Hof- 
Egerer  Linie  der  königl.  bayerischen  Staatsbahnen  nach  Rossbach  durch 
Uebernahme  von  Stammactien  der  für  diese  Localbahn  zu  bildenden 
Actiengesellschaft  im  Betrage  von  zweibnndertachtzigtausend 
(280.000)  Gulden  österr.  Währ,  in  Noten  zu  betheiligen. 

Diese  Betheiligung  des  Staatsschatzes  ist  an  die  Bedingungen 
geknüpft,  dass 

a)  die  Beschaffung  des  restlichen  Baucapitales  von  200.000  fl.  österr. 
Währ,  in  Prioritätsactien  und  140.000  fl.  österr.  Währ,  in  Stamm- 
actien zum  Paricourse  von  Seiten  des  Concessionärs  und  der  Interessenten 
ohne  Belastung  des  Staatsschatzes  derartig  sichergestellt  wird,  dass 
hiefür,  sowie  für  das  Auslangen  mit  dem  Gesammtcapiralsbetrage  von 
620.000  fl.  österr.  Währ,  der  künftige  Concessionär  die  Haftung 
zu  übernehmen  hat,  und  dass 

6)  die  Dividende,  welche  den  Prioritätsactien  gebührt,  bevor  für  die 
Stammactien  der  Anspruch  auf  Dividendenbezug  eintritt,  nicht 
höher  als  mit  5  Percent  bemessen  werde. 

Falls  eine  Fortsetzung  der  in  Rede  stehenden  Localbahn  von 
Rossbach  zum  Anschlüsse  an  die  königl.  sächsischen  Staatsbahnen  bei 
Adorf  sichergestellt  werden  sollte,  kann  eine  Erhöhung  des  in  lit.  a 
bezifferten  Gesammtcapitalsbetrages  von  620.000  fl.  österr.  Währ,  durch 
Ausgabe   von  Prioritäts-  oder  Stammactien,    eventuell  von  Prioritäts- 
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Obligationen  in  dem  von  der  Staatsverwaltung  festzusetzenden  Betrage 
stattfinden. 

Artikel  II. 

Die  Einzahlungen  auf  die  nach  Artikel  I  vom  Staate  zu  über- 
nehmenden Stammactien,  welche  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen  Stamm- 
actien  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  gemessen  müssen  und  bezüglich 
deren  eine  statutenmässige  Beschränkung  des  Stimmrechtes  auf  eine 
Maximalstimmenzahl  und  gegenüber  den  Besitzern  der  Priori tätsactien 
nicht  stattfinden  darf,  sind  je  zur  Hälfte,  d.  i.  mit  dem  Betrage  von  je 
Einhundertvierzigtausend  (140.000)  Gulden  österr.  Währ.,  nach  Vollzug 
der  technisch-polizeilichen  Prüfung  und  binnen  acht  Tagen  nach  erfolgter 
staatlicher  Collaudirung,  in  keinem  Falle  aber  vor  Ablauf  des  Jahres  1884 
zu  leisten. 

Die  Einzahlungen  seitens  des  Staates  haben  gegen  ungestempelte 
Empfangsbestätigungen  zu  erfolgen. 

Artikel  III. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete,  als  normalspurige  Localbahn  herzu- 
stellende Locomotiveisenbahn  ist  binnen  einem  und  einem  halben  Jahre, 
vom  Zeitpunkte  der  Concessionserth eilung  an  gerechnet,  zu  vollenden 
und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Artikel  IV. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in 
Wirksamkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und  Meie 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  8.  April  1884. 
Franz  Joseph  m.  p. 

Taaffe  m.  p.  Plno  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 


2.  Concessionsurkunde  vom  15.  Juli  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  153, 

für  die  Locomotiveisenbahn  Ton  Asch  nach  Rossbach. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Wilhelm  Rzizek  in  Wien  die  Bitte  um  Ertheilung  der 
Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von  Asoh  nach 
Rossbach  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der 
Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens,  ihm  die  Concession  auf  Grund  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1864,  E.G.  Bl.  Nr.  238t 
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sowie   der  Gesetze   vom    25.  Mai   1880,   R.  6.  Bl.  Nr.  56,  and  vom 
26.  December  1882,  R  G.  Bl.  Nr.  180,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  dem  Wilhelm  Rzizek  in  Wien  das  Recht  zum  Baue 
und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  herzustellenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  der  Station  Asch  der  königl.  bayerischen  Staalsbahn 
nach  Rossbach. 

Rticksichtlich  einer  eventuellen  Fortsetzung  der  concessionirten  Bahn 
zum  Anschlüsse  an  die  königl.  sächsischen  Staatsbahnen  bleibt  die 
Festsetzung  der  diesfalligen  Bestimmungen  dem  Abschlüsse  eines  Staats- 
vertrages mit  der  königl.  sächsischen  Regierung  vorbehalten  und  ist  der 
Concessionär  verpflichtet,  sich  diesen  Bestimmungen  und  den  daraus  für 
ihn  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Die  Localbahn  von  Asch  nach  Rossbach  wurde  am  26.  September  1885  dem 
öffentlichen  Verkehre  übergeben.  Die  Betriebführung  wird  auf  Grund  des 
Betriebsvertrages  vom  13.  März  1885  von  der  k.  k.  Generaldirection  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  besorgt. 

§  2- 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildenden  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung, sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues 
und  der  Instruirung  der  Bahnen,  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine  und  für  die  bücherliche  Eintragung  der  Prioritäts- 
obligationen, sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr ; 

cj  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen;  ferner 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet. 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  Localbahn  sofort 
zu  beginnen  und  längstens  bis  31.  October  1885  zu  vollenden. 
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Die  fertige  Bahn  ist  sofort  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben 
und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe 
zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  obigen  Bautennines  hat  der  Concessionär 
durch  Erlag  einer  Caution  von  Zehntausend  (10.000)  Gulden  in  zur 
Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten,  Sicherheit 
zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann 
die  Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  *• 

Dem  Concesfcionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Bahnstrecke  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertbeilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel- 
bahnen zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessioniiten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
ceseionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu 
benehmen. 

§  6. 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  festzu- 
setzenden Bedingungen  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  oder  die  aus 
dieser  Concession  erwachsenen  Rechte  und  Pflichten  an  eine  schon  bestehende 
Actiengesellschaft  zu  übertragen. 

Die  zu  bildende  Actiengesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten des  Concessionärs. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen,  deren  Gesammtsumme  den 
Nominalbetrag  von  zweihunderttausend  Gulden  österr.  Währ,  nicht  über- 
steigen darf,  ist  insolange  ausgeschlossen,  als  nicht  die  Verzinsung  und 
Tilgung  derselben  in  dem  factisch  erzielten  und  als  dauernd  gesichert 
anzusehenden  Erträgnisse  der  Bahn  nach  den  vom  Handelsministerium 
zu  prüfenden  Ausweisen  ausreichende  Bedeckung  findet. 

Dagegen  wird  dem  Concessionär  das  Recht  eingeräumt,  Prioritäts- 
actien,  welche  bezüglich  ihrer  5percentigen  Verzinsung  und  der  Tilgung 
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den  Vorrang  vor  den  Stammactien  gemessen,  bis  zum  Betrage  von 
zweihunderttausend  Gulden  ößterr.  Währ,  auszugeben. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
Dach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  dann  die  Formularien  der  auszugebenden 
Stamm-  und  Prioritätsactien,  sowie  eventuell  der  Prioritätsobligationen, 
unterliegen  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen,  und 
zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Begünstigungen 
reisender  Militärs  bei  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  jeweilig  in  Kraft 
stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendamerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitswache Anwendung. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sieb,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaffen  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Anschaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahnabtheilungen, 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags- 
übereinkommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande 
auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken 
und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  dem  Concessionär  nur  insoweit,  als 
deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser  Linie 
und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage, 
Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber  dem 
Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 
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§  8. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  ö,  des  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an 
gerechnet,  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
dieser  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  Verpflichtungen 
bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung  des  Baues  (§  4)  dann  be- 
züglich der  Ueberlassung  des  Betriebes  (§  9)  nicht  eingehalten  werden, 
soferne  eine  etwaige  Terminüberschreitung  im  Sinne  des  §  11,  lit.  6, 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  namentlich  durch  politische  und 
finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  9- 

Der  Betrieb  der  den  Gegenstand  dieser  Concessionsurkunde 
bildenden  Bahnstrecke  wird  vom  Staate  für  Rechnung  des  Concessionärs 
geführt. 

Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  werden  durch  einen  von 
der  Staatsverwaltung  mit  dem  Concessionär  abzuschliessenden  Betriebs- 
vertrag geregelt. 

Siehe  die  Anmerkung  zu  §  1  der  vorstehenden  Concessionsurkunde. 

§  io. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  gegen  eine  an 
den  Concessionär  zu  leistende  Barentschädigung  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  drei  Jabre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  des 
ungünstigsten  Jahres  abgeschlagen  und  wird  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  zwei  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  öpercentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nominal-Anlagecapitales  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig  ist,  so 
wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises 
zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  als  die  Einlösung  der  Bahn  vor 
Ablauf  des  dritten  Betriebsjahres  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  in  einer  dem  obigen  Durch- 
schnitts-, beziehungsweise  Minimalreinerträgnisse  gleichkommenden  Rente 
zu  bestehen,  welche  dem  Concessionär  während  der  übrigen  Concessions- 
dauer in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  31.  December  jedes  Jahres 
nachhinein  fälligen  Katen  zu  bezahlen  ist. 

Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt  der 
noch  nicht  fälligen  Rentenzahlungen  den  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins 
auf  Zins  gerechnet,  discontirten  Capitalswerth  derselben  zu  bezahlen. 
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Falls  der  Staat  eich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat 
er  die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  Staatsschuld  verschreib  ungen 
zu  leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course 
zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

Dnrch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  den  Genuas 
der  coucessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  etwa  angeschafften  Fahrparkes 
und  der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Eilöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
und  in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  etwa 
angeschafften  Fahrparkes  und  der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem 
Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit  letztere 
nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung,  ibrer  Bestimmung 
entsprechend,  ganz  oder  theilweise  bereits  verwendet  sind  (§  10). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des  aus  dem 
Betriebserträgnisse  gebildeten  Reservefondesund  der  ausstehenden  Activen, 
dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen  des  Concessionärs  errichteten 
und  rücksichtlich  erworbenen  Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung 
oder  Erwerbung  der  Concessionär  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem 
ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  diese  Anlagen  und  Ge- 
bäude kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich  be- 
seitigt werden. 

Im  Hinblick  auf  das  der  Staatsverwaltung  nach  §  10  zustehende 
Einlösungsrecht  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  die  Bau-  und  Lieferungs- 
verträge vor  ihrem  Abschlüsse  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung 
vorzulegen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen  und  insbesondere 
die  projects-  und  vertragsmässige  Bauausführung  durch  auf  Kosten  des 
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Concessionärs  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet 
erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengeselischaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes,  oder  der  sonst  als  Vorstand  der  Eisenbahn- 
unternehmung fungirenden  Vertretung,  so  oft  er  es  angemessen  erachtet, 
beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen  zuwiderlaufenden,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen zu  sistiren. 

Für  die  durch  den  Commissär  stattfindende  Ueberwachung  hat  der 
Concessionär  bis  auf  Weiteres  eine  besondere  Vergütung  an  den  Staats- 
schatz nicht  zu  leisten,  ebenso  wird  der  Concessionär  von  den  zufolge 
des  §  89  der  Eisenbabnbetriebsordnuog  vom  16.  November  1851,  R.  6. 
Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf 
den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und  gefällsamtlichen  Ueber- 
wachung erwachsenden  Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche 
Herstellung  und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  13. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
NicbtbefoJgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu 
treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Coucessionsdauer,  die 
Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  dem  Concessionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien,  am  15.  Tage  des  Monates  Juli  im  Jahre  des  Heiles  Ein- 
tausendachthundertachtzigundvier,  Unserer  Reiche  im  Sechsunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  in.  p.  Plno  m.  p  Dunajewskl  m.  p. 
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3.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahn  Asch-Rogsbaeh  (C.  Bl.  Nr.  119  ex  1884). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  dt-r  Betriebseinrichtungen  der  projeetirten 
Looomotiveisenbahn  von  der  Station  Asch  der  königl.  bayerischen  Staatsbahn  nach 
Rossbach,  welche  mit  einer  Spurweite  von  l'43ö  Meter  als  Localbahn  mit  blossem 
Tagverkehr  für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde 
anzulegen  und  aussurüsten  ist,  hat  nach  Massgabe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium 
zu  genehmigenden  Detailprojeote  und  der  nachstehend  aufgestellten  technischen 
Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Baiin 
sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse, 
sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  ge- 
nauestens zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  beim  Baue  auch  allen  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  15  Kilometer  lange  Baiin  beginnt  unmittelbar 
nächst  der  Station  Asch  der  königl.  bayerischen  Staatsbahn,  mit  welcher  Station 
eine  Geleiseverbindung  hergestellt  wird.  Unter  Einhaltung  einer  vorherrschend 
nördlichen  Richtung  gelangt  die  Bahn  an  die  Westseite  der  Stadt  Asch,  woselbst 
in  der  Nähe  der  Asch-Selber  Strasse  die  Station  für  die  genannte  Stadt  an- 
gelegt wird. 

Nach  Uebersetzung  dieser  Strasse,  sowie  der  Asch-Hofer  Aerari alstras se 
führt  die  Trace  südlich  des  Ortes  Schönbach,  dann  westlich  an  den  „Soldaten- 
häusern" vorüber,  berührt  Steinpöhl,  Elfhausen,  Neuenteich  und  Lindenau  und 
endet  an  der  Höhe  von  Rossbach,  woselbst,  und  zwar  südlich  dieses  Ortes  an  der 
Asch-Rossbacher  Strasse,  die  Endstation  zu  liegen  kommt. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntrace  können  nur  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  dieselben 
die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.     Anschlüsse     an     bestehende     Bahnen     und    Einmündung  von 

Industrie-Schleppbahnen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  wegen  eventueller  Benützung  des  Bahn- 
hofes Asch,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre 
eine  Vereinbarung  mit  der  Verwaltung  der  genannten  Anschlussbahn  anzustreben 
und  das  bezügliche  Uebereinkommen  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vor- 
zulegen. 

Der  Concessionär  hat  hiebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Personen- 
verkehres für  die  thunlichste  Erleichterung  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf 
die  fremden  Bahnen  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  dieser  Anschlüsse,  sowie  eines  etwaigen  gemein- 
schaftlichen Bahnhofdienstes  unterwirft  sich  der  Concessionär  dem  Ausspruche  des 
Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Ansohlussbahn  nicht 
erzielt  werden  sollte. 
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Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung 
der  inlandisohen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Steinbruch*  und 
Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Der  Concessionär  ist  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Ver- 
bindungsbahnen, welohe  von  den  an  der  oonoessionirten  Bahn  gelegenen  Industrie- 
Unternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der 
erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximalneigung 
liegenden  Theile  der  ourrenten  Strecke  werden  22  5  pro  mille  =  1  :  44*4  fest- 
gesetzt 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglioh  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2*5  pro  mille  =  1  :  400 
betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4  0  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  8*5  Meter  betragen. 

Die  Minimal-Curvenhalbmesser  dürfen  in  der  ourrenten  Bahn  nicht  unter 
180  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Steigungsverhaltnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  Centraiblatte  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt  (Jahrgang  1882,  Blatt  Nr.  10)  angeführten  Vorschriften  für  die 
Bestimmung  der  Bahnnivelette  in  Maximalsteigungen  und  für  die  Anordnung  der 
Uebergangsourven  zwischen  Geraden  und  Bögen  stricte  durchzuführen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4*0  Meter,  sowohl  bei  Dämmen 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende  Er- 
weiterung des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen, 
respective  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brüoken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen, 
und  muss  das  Brückenplanum  eine  benütz  bare  Minimalbreite  von  4*3  Meter  erhalten. 

Sämmtliche  Objecto,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0*4  Kilometer  vor 
dem  Endpunkte  einer  Station  oder  0*1  Kilometer  von  der  Mitte  einer  Haltestelle 
vorkommen,  sind  mit  Geländern  zu  versehen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  dürfen  Trag- 
constructionen  von  Holz  angewendet  werden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brückeneonstructionen 
ist  die  durch  die  Fahrbetriebsmittel  der  eigenen  Bahn  erzeugte  zufällige  Belastung 
zu  Grunde  zu  legen  und  wird  für  Holzoonstruotionen  die  Inanspruchnahme  bis  zu 
80  Kilogramm  per  Quadratcentimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragoonstruotion  sind  bei  Flüssen  und 
Wildb&ohen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten  Hooh- 
wasserstAnd  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

5.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  naoh  den  von  der  technischen  Conferenz  des 
k.  k.  Handelsministeriums  vorgeschlagenen  und  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  30.  Mai  1882,  Z.  14581,  genehmigten  Typen  aus  Flussstahl  zu 
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erzeugen  und  soll  deren  Minimalgewicht  per  laufendes  Meter  23  Kilogramm 
bei  Anwendung  einer  Maximalschwellendistanz  von  0  90  Meter  von  Mitte  zu  Mitte 
betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 
Utage  23  Meter,  obere  Breite  O  l  6  Meter,  untere  Breite  0*20  Meter,  Höhe 
O  l 4  Meter. 

Die  Verwendung  von  halbrunden  Schwellen  ist  bei  Einhaltung  vorstehender 
Dimensionen  zulässig. 

In  Bögen  von  inclusive  und  unter  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  ßohienen  auf  den  Sohwellen  duroh  Vermehrung  der  Hakennägel  und  Unter- 
lagsplatten nach  den  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen aufgestellten,  bei  derselben  erliegenden  einheitlichen  Oberbaunormalien 
entsprechend  zu  verstärken. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Sohienenunterkante  eine  Kronenbreite 
von  3'0  Meter  und  eine  Tiefe  von  0*25  Meter  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  soll  mindestens  10  Peroent  der 
Bahnlänge  betragen. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  und  Haltestellen  können  auf  die  nach  Bedarf 
mindeste  Aasdehnung  beschränkt  werden  und  sind  die  Gebäude  für  den 
Personendienst  entsprechend  in  definitiver  Weise  zu  erbauen. 

SämmÜiche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  versehen 
zu  sein. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güterdienst  können  ans  Fachwerk  und  Riegel- 
mauern oder  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermauerung  errichtet  werden. 

Sämmtliohe  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  hat  höchstens 
4  0  Kilometer  zu  betragen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  currenten  Strecke  kann  im  Allgemeinen 
unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  Uebersetzungen  be- 
sonders frequenter  Strassen  und  Wege  vorkommen. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein,  oder  aus  hölzernen 
Blockwändeu  hergestellt  werden. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

1.  Betriebseinrichtungen 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphenleitung  zu  versehen,  die  Aufstellung  von 
Glockensignalen  kann  jedoch,  insoweit  nicht  besondere  Fälle  dies  nothwendig 
machen  würden,  unterbleiben;  für  den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen 
akustischen,  auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale 
zu  verwenden. 

An  Abzweigungsstellen  von  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahnen, 
dann  bei  sämmtliohen  Stationen  und  solchen  Haltestellen  der  Baustreoke,  in  denen 
Zugkreuzungen  stattfinden,  sind  Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 

Fahrbetriebsmittel  werden  von  der  k.  k.  Direotion  für  Staatseisenbahnbetrieb 
beigestellt  werden. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bestandteile  der  Bahn,  sowie  die 
AusrÜ8tungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen 
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und  wird  die  Regierung  deren  Einfuhr  aus  dem  Auslande  nur  in  dem  Falle  ge- 
statten, wenn  der  Concessionär  rechtzeitig,  das  ist  vor  Bestellung  der  bezüglichen 
Lieferungen  nachweist,  dass  dieselben  im  Inlande  nicht  unter  gleichen  Bedingungen 
hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit,  wie  diese  von  aus- 
ländischen Werken  angeboten  werden,  beschafft  werden  können. 

IL  Betrieb. 

Betriebsführung  durch  die  Staatsverwaltung. 

Der  Betrieb  der  Eisenbahn  Asch-Rossbach  wird  auf  Grund  der  zwischen 
dem  Concessionär  und  der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbetrieb  in  Wien  mit 
Genehmigung  des  Handelsministeriums  getroffenen,  beziehungsweise  nooh  zu 
treffenden  Vereinbarungen  auf  die  gesammte  Dauer  der  Conoession  durch  die 
Staatsverwaltung  für  Reohnung  des  Conoessionärs  geführt. 

Es  bleibt  demnach  der  k.  k.  Staatsverwaltung  die  Festsetzung  der  Tarife 
für  den  Personen-  und  Gütertransport,  der  Waarenolassifioation  und  aller  auf  den 
Fraohtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen,  dann  der  Leistung  des  Bahn- 
unternebmens  für  andere  öffentliche  Dienstzweige,  insbesondere  zu  Gunsten  der 
Postverwaltung  und  der  Staatstelegrapben  anstatt,  ausschliesslich  vorbehalten. 

Wien,  12.  September  1884. 

Der  k.  k.  Handelsminister 
Pino  m.  p. 

4.  Uebereinkoinmen, 

welches  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  8.  April  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  55, 
zwischen  dem  k.  k.  Finanzministerium  und  dem  k.  k.  Handelsministerium 
im  Namen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  einerseits  und  dem  Bauunter- 
nehmer Herrn  Wilhem  Kzizek  in  Wien  als  Concessionär  der  Localbahn 
Asch-Rossbach  andererseits  in  Betreff  der  Betheiligung  des  Staatsschatzes 
an  der  Capitalsbeschaffung  für  die  obige  Localbahn  am  unten  angesetzten 
Orte  und  Tage  abgeschlossen  worden  ist,  wie  folgt. 

§  i. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ertheilt  im  Hinblicke  auf  die  durch 
die  vorausgegangenen  Präliminarvereinbarungen  sichergestellte  und  nach 
Inhalt  des  gegenwärtigen  Uebereinkommeas  eintrete  ie  Erfüllung  der  im 
Artikel  I  des  Gesetzes  vom  8.  April  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  55,  diesfalls 
festgesetzten  Bedingungen  die  Zusicherung,  sich  an  der  Capitalsbeschaffung 
zum  Zwecke  des  Baues  der  Localbahn  Asch-Rossbach  durch  Uebernahme 
von  Stammactien  der  für  diese  Localbahn  zu  bildenden  Actienge*ellschaft 
im  Betrage  von  zweihundertachtzigtausend  (280.000)  Gulden  öjterr.  Währ. 
Noten  zum  Paricourse  zu  betheiligen. 

§  2. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  das  restliche  Baucapital,  bestehend 
aus  Prioritätsactien  im  Maximalbetrage  von  einhundertfüufundneunzig- 
tausend    (195.000)  Gulden    und    aus  Stammactien    im  Betrage  von 
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einhundertzwanzigtausend  (120.000j  Galdea  zum  Paricourse  ohne 
Belastung  des  Staatsschatzes  zu  beschaffen  und  übernimmt  hiefür  die 
Haftung. 

Der  Concessionär  übernimmt  ferner  die  Haftung,  dass  mit  dem  für 
den  Bau»  die  Ausrüstung  und  die  Inbetriebsetzung,  sowie  für  die  Bildung 
eines  Reservefondes  im  effectiven  Betrage  von  zehntausend  (10.000)  Gulden 
österr.  Währ,  als  Maximalsumme  festgestellten  Gesammtcapitalsbetrage 
von  fünfhundertftinfundneunzigtausend  (595.000)  Gulden  österr.  Währ, 
das  Auslangen  gefunden  wird. 

§  3- 

Die  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  nach  §  1  zu  übernehmenden 
Stammactien  müssen  vollkommen  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen  Stamm- 
actien  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  gemessen. 

Eine  Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  Staatsverwaltung  auf  eine 
Maximalstimmenzahl  darf  nicht  statt  rinden. 

Ebenso  ist  jede  Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  Staatsverwaltung 
gegenüber  den  Besitzern  der  Prioritätsactien  ausgeschlossen. 

Die  Dividende,  welche  den  Prioritätsactien  gebührt,  bevor  für  die 
Stammactien  der  Anspruch  auf  Dividendenbezug  eintritt,  darf  nicht  höher 
als  mit  fünf  (5)  Percent  bemessen  werden. 

Eine  Nachzahlung  auf  die  Dividende  der  Prioritätsactien  aus  dem 
Reinerträgnisse  eines  späteren  Jahres  findet  nicht  statt. 

Der  Concessionär  ist  berechtigt,  gegen  Rückstellung  der  von 
demselben  übernommenen  Prioritätsactien,  Prioritätsobligationen  der  zu 
bildenden  Gesellschaft  im  gleichen  Nominalbetrage,  welche  mit  5  Percent 
österr.  Währ,  in  Noten  zu  verzinsen,  innerhalb  der  Concessionsdauer  zu 
amortisiren  und  auf  der  für  die  Localbahn  zu  eröffnenden  eisenbahn- 
bücherlichen  Einlage  primo  loco  sicherzustellen  sind,  zum  Paricourse  zu 
beziehen;  sobald  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  auszugebenden 
Prioritätsobligationen  in  dem  factisch  erzielten  und  als  gesichert  anzu- 
sehenden Reinerträgnisse  der  Bahn  nach  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
su  prüfenden  Ausweisen  ausreichende  Bedeckung  findet. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  sind  in  die  Statuten  der  zu 
bildenden  Actiengesellschaft  aufzunehmen. 

§ 

Die  Einzahlungen  auf  die  nach  §  1  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
zu  übernehmenden  und  derselben  nach  Verhältniss  der  geleisteten  Ein- 
zahlung zu  übergebenden  Stammactien  werden  je  zur  Hälfte,  d.  i.  mit 
dem  Betrage  von  einhnndertvierzigtausend  (140.000)  Gulden  österr. 
Währ,  binnen  acht  Tagen  nach  Vollzug  der  technisch-polizeilichen 
Prüfung  und  binnen  acht  Tagen  nach  erfolgter  staatlicher  Collaudirung 
der  Bahn,  in  keinem  Falle  aber  vor  Ablauf  des  Jahres  1884  durch  das 
k.  k.  Ministerialzahlamt  in  Wien  gegen  ungestempelte  Empfangsbestätigung 
erfolgt  werden. 


Digitized  by  Google 


1040 


Localbahn  Asch-Rossbach. 


§  &• 

Zur  Wahrung  der  speciellen  Interessen,  welche  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung aus  der  im  §  1  vereinbarten  finanziellen  Betheiligung  erwachsen, 
wird  derselben  das  Recht  vorbehalten,  die  Bauverträge,  sowie  die  Bau- 
und  Lieferungsbedingnisse  für  die  Localbahn  Asch- Rossbach  zu  genehmigen, 
und  die  denselben  entsprechende  Bauausführung  und  Ausrüstung  durch 
au  diesem  Zwecke  aufzustellende  Staatsorgane  auf  jede  ihr  geeignet 
erscheinende  Weise  unmittelbar  zu  überwachen. 

Die  Kosten  dieser  speciellen  Bauaufsicht  sind  von  dem  Concessionär, 
beziehungsweise  von  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  mit  dem  Pauschal- 
beträge von  eintausendfunfhundert  (1500)  Gulden  österr.  Währ,  zu 
vergüten. 

§  6. 

Der  für  die  Localbahn  Asch-Rossbach  zu  bestellende,  respective 
bei  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  fungirende  landesfüi etliche 
Oommissär  hat  vom  Zeitpunkte  seiner  Bestellung  angefangen,  undinsolange 
der  Staatsschatz  durch  die  gesicherte  Uebernahme  und  sodann  durch 
den  Besitz  von  Actien  an  dem  Unternehmen  betheiligt  ist,  ausser  den 
ihm  nach  §  12  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  zustehenden 
Befugnissen  das  Recht,  auch  solche  Beschlüsse  und  Verfügungen  des 
Ooncessionärs  und  des  Vorstandes  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft 
und  der  Generalversammlung  zu  Bistiren,  welche  ihm  gegen  die  aus 
dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  hervorgehenden  finanziellen  Interessen 
des  Staates  zu  Verstössen  scheinen,  jedoch  bat  derselbe  dann  sogleich 
die  Entscheidung  des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne 
Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

§  7. 

Der  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  eingeräumt,  vom  Zeit 
punkte  der  Constituirung  der  Actiengesellschaft  angefangen,  und  insolange 
der  Staatsschatz  durch  die  zugesicherte  Uebernahme  und  durch  den 
Besitz  von  Actien  an  dem  Unternehmen  der  Localbahn  Asch-Rossbach 
betheiligt  ist,  ein  Mitglied  der  als  Vorstand  der  zu  bildenden  Actien- 
gesellschaft  fungirenden  Vertretung  zu  ernennen. 

§  8. 

Zur  Sicherung  der  b estimmun gsmässigen  Verwendung  der  in 
Gemässheit  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  vom  Staate  geleisteten 
Einzahlungen  sind  die  eingezahlten  Beträge  über  Verlangen  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  bis  zum  Zeitpunkte  ihrer  thatsächlicben  Verwendung 
unter  Mitsperre  des  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ernannten  Vorstands- 
mitgliedes (§  7)  oder  des  landesfürstlichen  Commissärs  zu  halten. 
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Das  gegenwärtige  UebereiDkommen  wird  in  einem  uogestempelten 
Exemplare  ausgefertigt,  welches  in  Verwahrung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums verbleibt. 

Eine  vidimirte  Abschrift  hievon  wird  dem  Concessionär  der  Local- 
bahn  Asch-Rossbach  aupgefolgt. 

Wien,  10.  September  1884. 

Wilhelm  Rzizek  m.  p. 

Wien,  12.  September  1884. 

Der  k.  k.  Finanzminister:  Der  k.  k.  Handelsminister: 

Dunajewski  m  p.  Pino  m.  p. 

5.  Statuten 

der  Localbahn  Asch-Rossbach. 

I.  Titel 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§  i. 

Zum  Zwecke  der  Ausübung  der  dem  Bauunternehmer  Wilhelm 
Rzizek  mit  Allerhöchster  Entacbliessung  vom  15.  Juli  1884  ertheilten 
Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von  Asch  nach 
Rossbach  mit  einer  eventuellen  Fortsetzung  an  die  österreichisch- sächsische 
Landesgrenze  wird  eine  Actiengesellschaft  gebildet,  welche,  unbeschadet 
der  dem  Concessionär  nach  Artikel  I,  lit.  a  des  Gesetzes  vom 
8.  April  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  55,  auch  ferner  obliegenden  persönlichen 
Haftung  für  die  Aufbringung  des  erforderlichen  Baucapitales  und  das 
Auslangen  mit  demselben,  in  alle  Hechte  und  Verbindlichkeiten  des 
Concessionärs,  sowie  in  alle  dem  letzteren  zugestandenen  Begünstigungen 
eintritt. 

§  2. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  an  die  Station  Asch  der  königl. 
bayerischen  Staatsbahn  anschliessenden  norinalspurigen  Localeisen- 
bahn  von  Asch  nach  Rossbach; 

b)  eventuell  der  Ausbau  dieser  Localbahn  bis  zur  Landesgrenze,  sowie 
der  Bau  und  Betrieb  von  Flügelbahnen,  deren  Concession  von  der 
Gesellschaft  später  erworben  werden  sollte. 

§  3- 

Die  Actiengesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien. 

§  4. 

Die  Gesellschaftsfirma:  „ Localbahn  Asch  Rossbach1'  wird  nach 
Vorschrift  der  Gesetze  protokollirt,   dieselbe  wird  vorgedruckt  oder  von 
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wem  immer  geschrieben  und  entweder  collectiv  von  zwei  Vorstands' 
mitgliedern  oder  von  einem  Vorstaodsmitgliede  und  einem  mit  der 
Procura  betrauten  Gesellschaftsbeamten  (von  letzterem  mit  einem  die 
Procura  andeutenden  Zusätze)  unterzeichnet. 

§  5- 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  gesammte  nach  §  8 
zunächst  zur  Ausgabe  gelangende  Actiencapital,  soweit  dasselbe  nicht  durch 
die  vom  Staate  zugesicherte  Uebernahme  von  Stammactien  aufgebracht 
wird,  gezeichnet  ist  und  die  von  den  Interessenten  zu  übernehmenden 
1200  Stammactien  a  100  fl.  österr.  Währ,  zur  Hälfte,  ferner  auf  die 
vom  Concessionär  zu  übernehmenden  1650  Stück  Prioritätsactien  a  100  fl. 
österr.  Wäbr.  40  Percent,  zusammen  daher  126.000  fl.  österr.  Währ, 
bar  eingezahlt  sind,  sowie  auch  die  Eintragung  der  Gesellschaft  in  das 
Handelsregister  erwirkt  ist. 

Sie  endet  mit  dem  Erlöschen  der  erworbenen  Concession,  löst  sich 
jedoch  schon  früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörige  Bahn  (§  2  lit.  o)  vom 
Staate  übernommen  oder  durch  die  Gesellschaft  veräussert  wird. 

§  6. 

Die  Einzahlungen  der  weiteren  60  Percent  auf  die  vom  Concessionär 
übernommenen  1650  Prioritätsactien  erfolgt  in  drei  Abschnitten  zu  je 
20  Percent  über  Beschluss  des  Vorstandes. 

Die  restlichen  Einzahlungen  auf  die  von  den  Interessenten  über- 
nommenen 1200  Stammactien  erfolgen  über  Beschluss  des  Vorstandes  in 
zwei  Katen  zu  je  25  Percent. 

Die  Actienzeichner  sind  jedoch  berechtigt,  die  von  ihnen  gezeichneten 
Actien  jederzeit  voll  einzuzahlen. 

§  7. 

Die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  Statuten  massigen  Kund- 
machungen werden  rechtswirksam  durch  einmalige  Einschaltung  in  die 
amtliche  „Wiener  Zeitung"  veröffentlicht.  Ausserdem  können  gesell- 
schaftliche Kundmachungen  noch  in  jenen  Blättern  veröffentlicht  werden, 
welche  der  Vorstand  hiezu  bestimmen  wird. 

II.  Titel. 

Gesellschaftscapital. 
§  8. 

Das  Gesellschaftscapital  wird  mit  dem  Betrage  von  600.000  fl. 
österr.  Währ.,  zerlegt  in  6000  Stück  auf  den  Ueberbringer  lautenden 
Actien  a  100  fl.,  festgesetzt  und  besteht: 

u)  aus     2000     Stück    Prioritätsactien     im    Gesammtbetrage  von 

200. 000  fl.  und 

b)  aus  4000  Stück  Stammactien  im  Gesammtbetrage  von  400.000  fl. 
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Von  den  obigen  Prioritätsactien  wtrden  zunächst  nur  1650  Stück 
im  Betrage  von  165.000  fl.  ausgegebt-n. 

Der  restliche  Theilbetrag  von  35.000  fl.  in  350  Stück  Prioritätaactien 
wird  nicht  sofort  bei  der  Bildung  der  Gesellschaft,  sondern  erst  nach 
Massgabe  des  eventuellen  Bedarfes  über  Beschluss  des  Vorstandes  zur 
Ausgabe  gelangen. 

§  9- 

Sowohl  die  Prioritäts-  als  auch  die  Stammactien  sind  mit  fort- 
laufenden Nummern  nach  den  beiliegenden  Formularien  Nr.  1  und  4 
auszufertigen  und  mit  Coupons  und  Talons  nach  den  Formularieu  Nr.  2 
und  3,  beziehungsweise  Nr.  5  und  6,  zu  versehen. 

Die  Actien  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für  jede 
Actio  nur  ein  Eigenthümer  anerkannt. 

Die  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  zu  übernehmenden  2800  Stück 
Stammactien  a  100  fl.  österr.  Währ,  müssen  vollständig  gleiche  Rechte 
mit  den  übrigen  1200  Stück  Stammactien  gemessen. 

§  10. 

Für  die  Prioritätsactien  können  gegen  Rückstellung  derselben 
Prioritätsobligationen  der  Gesellschaft  im  gleichen  Nominalbetrage,  welche 
mit  fünf  (5)  Percent  in  Noten  österr.  Währ,  zu  verzinsen,  innerhalb 
der  Concessionsdauer  zu  amortisiren  und  auf  der  für  die  Localbahn  zu 
eröffnenden  eisenbahnbücherlichen  Einlage  primo  loco  sicherzustellen 
sind,  zum  Paricourse  bezogen  werden,  sobald  die  Verzinsung  und 
Tilgung  derselben  m  dem  factisch  erzielten  und  als  gesichert  anzu- 
sehenden Reinerträgnisse  der  Bahn  nach  den  vom  hohen  k.  k.  Handels- 
ministerium zu  prüfenden  Ausweisen  ausreichende  Bedeckung  findet. 

§  II. 

Im  Falle  der  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmung  im 
Sinne  der  Bestimmungen  des  §  2,  sowie  im  Falle  in  Zukunft  nothwendig 
werdender  Vervollständigungsbauten  und  Investitionen  für  die  Eiseu- 
bahnunternehmung  (Anlage  oder  Erweiterung  von  Stationen),  ist  die 
Gesellschaft  berechtigt,  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres,  über 
Antrag  des  Vorstandes  und  Beschluss  der  Generalversammlung,  jedoch 
vorbehaltlich  der  staatlichen  Genehmigung,  das  Actiencapital  durch 
weitere  Ausgabe  von  Stammactien  entsprechend  zu  vermehreu. 

§  12. 

Sowohl  die  Prioritäts-  als  auch  die  Stammactien  werden  nach 
Massgabe  eines  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Tilgung« - 
planes  innerhalb  der  Concessionsdauer  amortisirt. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsactien  hat  jener  der  Stammactien 
vorauszugehen. 

CG 
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III.  Titel. 

Vorstand. 
§  13. 

Die  Actiengesellschaft  wird  durch  den  Vorstand  vertreten,  die  Zabl 
der  Mitglieder  des  Vorstandes  wird  auf  fünf  festgesetzt. 

Sämmtliche  Mitglieder  des  Vorstandes  müssen  österreichische  Staate- 
bürger sein. 

Insolange  der  Staat  durch  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
8.  April  1884,  K.  G.  Bl.  Nr.  55,  zugesicherte  Betheiligung  an  der 
Capitalsbeschaffung  für  die  Localbahn  Asch-Bossbach  und  sohin  durch 
den  Besitz  von  Stamm  actien  an  dieser  Unternehmung  betbeiligt  ist. 
ernennt  der  k.  k.  Handelsminister  ein  Mitglied  des  Vorstandes,  auf 
welches  die  Bestimmungen  der  §§  14  bis  einschliesslich  17  dieser 
Statuten  keine  Anwendung  fiuden. 

§  14. 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes  mit  Ausnahme  des  vom  k.  k.  Handels- 
minister zu  ernennenden  Mitgliedes  werden  durch  die  Generalversammlung 
auf  vier  Jahre  gewählt. 

Jedes  Jahr  tritt  eines  der  gewählten  Mitglieder  nach  der  Reihen- 
folge seiner  Functionsdauer  aus. 

So  lange,  bis  sich  die  Reihe  des  Austrittes  nach  der  Functions- 
dauer gebildet  hat,  wird  der  Austretende  durch  das  Los  bestimmt. 

Der  zum  Austritt  Bestimmte  kann  wieder  gewählt  werden. 

§  15. 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes  für  die  ersten  vier  Geschäftsjahre 
der  Gesellschaft  werden  von  der  constituirenden  Generalversammlung 
gewählt  (§  40)  und  sind  die  Gewählten  berechtigt,  im  Falle  Ablebeos 
oder  Austrittes  eines  Mitgliedes  dessen  Stelle  für  die  noch  übrigr 
Functionsdauer  durch  Cooption  provisorisch  zu  besetzen. 

Die  definitive  Wahl  erfolgt  in  der  ersten  darauf  einberufenen 
ordentlichen  Generalversammlung. 

Das  durch  Cooption,  respective  Neuwahl  gewählte  Mitglied  tritt 
rücksichtlich  seiner  Functionsdauer  an  die  Stelle  des  ausgeschiedenen 
Mitgliedes. 

§  16. 

Nach  Ablauf  der  ersten  vier  Geschäftsjahre  der  Gesellschaft  tritt 
die  statutenmässige  Ordnung  des  Austrittes  der  Mitglieder  des  Vorstandes 
in  Wirksamkeit  (§  14). 

§  17. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Vorstandes  hat  für  die  Datier  seiner 
Function  25  Actien  der  Gesellschaft  sammt  den  dazu  gehörigen,  nicht 
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fälligen  Coupons  bei  der  Gesellschaft  als  Caution  zu  hinterlegen,  welche 
während  seiner  Function  und  nach  deren  Aufhören  bis  zur  Genehmigung 
der  auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnungen  vom  Erleger  weder  ver äussert, 
noch  verpfändet  werden  dürfen. 

§  18. 

Der  Vorstand  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Obmann. 

§  19. 

Der  Vorstand  versammelt  sich  in  Wien  Über  Einladung  des  Ob- 
mannes oder  auch  auf  Verlangen  eines  Mitgliedes,  so  oft  es  die 
Geschäfte  erfordern. 

§  20. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Vorstandes  ist  die  ordnungsmäßig 
erfolgte  Einladung  aller  Mitglieder  und  abgesehen  von  dem  Obmanue 
die  Anwesenheit  von  zwei  Mitgliedern  erforderlich. 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes  können  sich  in  ihrer  Abwesenheit 
durch  ein  andeies  Mitglied  vertreten  lassen  oder  ihr  Votum  schriftlich 
abgeben,  welches  sodann  dem  Protokolle  beizuheften  ist. 

§  21. 

Der  Vorstand  itt  mit  der  obersten  Leitung  aller  Geschäfte  der 
Gesellschaft  betraut.  Er  veitritt  die  Gesellschaft  im  Sinne  des  Handels- 
gesetzbuches und  ist  auch  mit  allen  jenen  Befugnissen  betraut,  zu 
welchen  eine  besondere  Vollmacht  gefordert  wird. 

Er  entscheidet  überhaupt  in  allen  Fragen,  welche  nicht  aus- 
drücklich der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Der  Vorstand  kann  unbeschadet  der  Bestimmungen  der  Art.  231 
und  234  H.  G.  B.  durch  eine  Specialvollmacht  die  Ausübung  seiner 
Befugnisse  an  ein  oder  mehrere  Mitglieder  aus  seiner  Mitte  oder  an 
Beamte  der  Gesellschaft  ubertragen. 

§  22. 

Der  Vorstand  beechliesst  seine  Geschäftsordnung  unbeschadet  der 
Bestimmungen  der  §§  231  und  234  H.  G.  B. 

§  23. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst, 
der  Obmann  giebt  seine  Stimme  wie  jedes  andere  Mitglied  ab.  Bei 
gleichgetheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben, 
welcher  sich  der  Obmann  angeschlossen  hat. 
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§  24. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Vorstandes  werden  Protokolle  auf- 
genommen, die  vom  Obmanne  und  zwei  anderen  Mitgliedern  zu  unter- 
zeichnen sind. 

§  25. 

Das  Amt  eines  Vorstandsmitgliedes  ist  ein  Ehrenamt,  mit  welchem 
keinerlei  Bezüge  verbunden  sind. 

§  26. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  wer  in  Concurs  verfallen  ist, 
oder  die  Zahlungen  eingestellt  hat,  ohne  seine  Gläubiger  voll  befriedigt 
zu  haben,  wer  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Gewinn- 
sucht hervorgegangenen  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden 
Vergehens  oder  einer  solchen  Uebertretung  in  Untersuchung  steht  oder 
schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann  nicht  Mitglied  des  Vorstandes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Amtsdauer 
hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

IV.  Titel. 

Generalversammlung. 
§  27. 

Die  Generalversammlung  vertritt  die  Gesammtheit  der  Actionäre 
und  hat  die  den  Actionären  zustehenden  Rechte  auszuüben. 

Ihre  statutenmäßigen  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre  bindend. 

§  28. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  alljährlich  innerhalb  der 
dem  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  folgenden  sechs  Monate  am  Sitze  der 
Gesellschaft  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  werden  vom  Vorstande 
einberufen,  und  zwar  nach  dessen  Ermessen,  oder  über  Beschluss  einer 
Generalversammlung,  oder  endlich,  wenn  solche  von  einem  oder 
mehreren  Actionären,  deren  Actienbesitz  den  vierten  Tbeil  des  Actien- 
capitales  repräsentirt,  beantragt  werden. 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation 
erforderliche  Actienzahl  bei  der  Gesell schaftcasße  oder  an  einer  anderen 
vom  Vorstande  zu  bezeichnenden  Depotstelle  zu  hinterlegen  und  gleich- 
zeitig den  Gegenstand  und  die  Gründe  anzugeben,  welche  den  Anlas« 
zu  dem  gestellten  Begehren  bilden. 
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§  29. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  General- 
versammlung muss  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltung 
erfolgen  und  muss  in  der  Einberufungskundmachung  der  Zweck  der 
Generalversammlung  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht  werden. 

In  die  Tagesordnung  der  Generalversammlung  sind  auch  jene 
Anträge  aufzunehmen,  welche  von  einem  oder  mehreren  Actionären 
wenigstens  30  Tage  vor  Einberufung  der  Generalversammlung  schriftlich 
angemeldet  worden  sind.  Die  Anmeldung  hat  beim  Vorstande  zu 
geschehen. 

TJeber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  in  der  Einberufungs- 
kundmachuDg  nicht  angekündigt  ist,  können  Beschlüsse  nicht  gefasst 
werden. 

Nur  über  den  Antrag  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  kann  ohne  vorherige  Ankündigung  oder  Verlaut- 
barung beschlossen  werden. 

§  30. 

Zur  Theilnabme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer 
von  Stamm-  oder  Prioritätsactien  berechtigt,  welcher  mindestens 
25  Stück  dieser  Actien  spätestens  acht  Tage  vor  Zusammentritt  der 
statutenmässig  einberufenen  Generalversammlung  in  die  Gesellschafts- 
casse oder  an  einer  anderen  in  der  Einberufungskundmachung  be- 
zeichneten Depotstelle  erlegt. 

§  31. 

Die  Stamm-  und  Prioritätsactien  geniessen  in  sämmtlichen  gesell- 
schaftlichen Angelegenheiten  gleiches  Stimmrecht,  und  gewähren  je 
25  Stück  solcher  Actien  dem  Inhaber  eine  Stimme. 

§  32. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten 
ausgeübt  werden. 

Pflegebefohlene  oder  juristische  Personen  üben  das  Stimmrecht 
durch  ihre  gesetzlichen  oder  statutenmässigen  Vertreter,  Frauen  durch 
Bevollmächtigte  aus. 

§  33. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Obmann  des 
Vorstandes  oder  in  dessen  Verhinderung  ein  vom  Vorstande  hierzu 
bestimmte«  Mitglied  desselben. 

§  34. 

Der  Generalversammlung  ist  folgender  Wirkungskreis  vorbehalten: 
1.  Die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes  und  die  Beschlüsse 
über  denselben; 
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2.  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Vorstandes  (§14  und  15); 

3.  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  Beschluesfassung 
über  die  Verwendung  des  Gewinnes  (§  44); 

4.  die  BeschlusBfassung  über  Aenderung  der  Statuten; 

5.  die  Beschluesfassung  über  den  Bau  oder  die  Erwerbung  neuer 
Linien  und  über  Anschaffungen,  beziehungsweise  Ausgaben,  welche  über 
den  gewöhnlichen  Betrieb  und  die  Bahnerhaltung  hinausgehen; 

6.  die  Beschlussfassung  über  die  Veräusserung  der  der  Gesellschaft 
gehörigen  Linien ; 

7.  die  Beschlussfassung  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft; 

8.  die  Beschlussfassung  über  Erhöbung  des  im  §  8  festgesetzten 
Anlagecapitalea ; 

9.  die  Beschlussfassung  über  die  Aufnahme  fundirter  Anlehen, 
sowie  schwebender  Schulden; 

10.  die  Wahl  eines  Revisionaausschusses  zur  Prüfung  der  Bilanz. 

Beschlüsse  über  die  in  vorstehenden  ZZ>  4  bis  inclusive  9  an- 
geführten Gegenstände  unterliegen  der  Genehmigung  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung. 

§  35. 

Zur  Beschlussfähigkeit  einer  Generalversammlung  ist  die  An- 
wesenheit von  mindestens  zehn  Actionären  erforderlich,  welche  im 
eigenen  oder  Vollmachtsnamen  wenigstens  den  zehnten  Theil  des 
gesammten  Actiencapitales  vertreten. 

Ueber  die  im  §  34  unter  4,  5,  6,  7,  8  und  9  angeführten 
Gegenstände  jedoch  können  Beschlüsse  nur  in  dem  Falle  gefasst 
werden,  wenn  mindestens  der  dritte  Theil  des  gesammten  Actiencapitales 
vertreten  ist. 

§  36. 

Ist  eine  gehörig  einberufene  Generalversammlung  nicht  im  Sinne 
des  §  35  beschlussfähig,  so  muss  binnen  acht  Tagen  eine  neue  General- 
versammlung einberufen  werden,  welche  über  die  in  der  Kundmachung 
der  früheren  Generalversammlung  angeführten  Gegenstände  in  jedem 
Falle  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Actionäre  und  die  Sumuie 
des  durch  sie  vertretenen  Actiencapitales  giltig  Beschluss  fassen  kann, 
was  in  der  Einberufungskundmachung  ausdrücklich  angeführt  werden 
muss.  Der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  der  Versammlung 
kann  für  diesen  Fall  auf  acht  Tage  beschränkt  werden  und  müssen  in 
diesem  Falle  die  Actien  spätestens  fünf  Tage  vor  dem  Zusammentritte 
dieser  neuen  Generalversammlung  erlegt  sein. 

§  37. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst;  hei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Obmannes.    Die  im  §  34,  ZZ.  4,   5,   6,   7,  8  und  9  angeführten 
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Beschlüsse  bedürfen  za  ihrer  Giltigkeit  einer  Majorität  von  fünf  Sechstel 
der  vertretenen  Stimmen. 

§  38. 

Alle  Wahlen  werden  dnrch  schriftliche  Abstimmung  mittelst 
Stimmzettel  vorgenommen. 

Als  gewählt  werden  Diejenigen  angesehen,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  die  absolute  Stimmenmehrheit  nicht 
erzielt,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen  Jenen,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhielten. 

In  die  engere  Wahl  kommt  die  doppelte  Zahl  der  zu  Wählenden. 

Erhalten  zwei  Mitglieder  in  der  engeren  Wahl  die  gleicbe 
Stimmenzahl,  so  ist  Derjenige  als  gewählt  zu  betrachten,  welcher  zur 
betreffenden  Generalversammlung  euren  grösseren  eigenen  Actienbesitz 
ausgewiesen  hat.  Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los  nach 
einer  vom  Obmanne  zu  treffenden  Anordnung. 

§  39. 

Bei  Eröffnung  der  Generalversammlung  ernennt  der  Obmann  einen 
Schriftführer  und  aus  den  anwesenden  Actionären  zwei  Scrutatoren. 
Ueber  die  Verhandlungen  wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  vom 
Vorsitzenden,  dem  Schriftführer  und  den  Scrutatoren  zu  unter- 
zeichnen 18t. 

§  40. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  sofort  nach  Zeichnung 
der  im  §  5  bestimmten  Anzahl  von  Actien  durch  den  Concessionär  ein- 
berufen. Sind  säramtliche  Zeichner  bei  der  constituirenden  General- 
versammlung persönlich  oder  durch  Vollmachtträger  anwesend,  so  kann 
die  Constituirung  ohne  öffentliche  Einberufung  vor  sich  gehen. 

Auf  diese  Generalversammlung  haben  die  Anordnungen  der 
Statuten,  welche  sich  auf  die  Kundmachung  und  auf  den  Erlag  der 
Actien  beziehen,  keine  Anwenduug.  Die  Einberufung  braucht  nur  acht 
Tage  vor  der  Abhaltung  dieser  Versammlung  erfolgt  zu  sein.  Die 
Stimmberechtigung  richtet  sich  bei  dieser  Versammlung  nach  der  Anzahl 
der  gezeichneten  Actien  und  gewähren  je  25  Actien  dem  Zeichner  eine 
Stimme.  Der  Vorsitzende  wird  von  der  Generalversammlung  gewählt. 

Die  constituirende  Generalversammlung  hat  die  Mitglieder  des 
Vorstandes  für  die  ersten  vier  Geschäftsjahre  (8  15)  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  zu  wählen ;  sie  hat  überhaupt  alle  Befugnisse,  welche 
laut  §  34  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

In  dieser  constituirenden  Generalversammlung  ist  die  nach  §  5 
erfolgte  Einzahlung  des  Actien capitales  nachzuweisen. 

Ueber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der  Ver- 
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Sammlung  bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der 
Versammlung  beizuziehenden  Notar  zn  beglaubigen  ist. 

V.  Titel. 

Revision  8  aussch  uss. 
§  41. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellscbafterechnungen  bestellte  Revisions- 
ausscbuss  besteht  aus  zwei  Mitgliedern  und  einem  Ersatzmanne,  welche 
alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  dem  Vor- 
stände nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt  werden. 
Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mitgliedes 
des  Revisionpausschusses  in  Function. 

§  42. 

Der  Revi8ionHau8schus8  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen,  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von 
den  Büchern  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen,  er  hat  seinen  Befund 
der  Generalversammlung  vorzulegen. 

VL  Titel. 

Geschäftsführung  und  Gewinnverwendung. 

§  43. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  stets  am  1.  Jänner 
und  endet  am  31.  December. 

Als  erstes  Geschäftsjahr  hat  der  Zeitraum  vom  Tage  der  Betriebs- 
«röffnung  bis  zum  31.  December  des  nächstfolgenden  Jahres  zu  gelten 

§  44. 

Die  Rechnungen  werden  am  31.  December  jeden  Jahres  abge- 
schlossen und  dem  Revisionsausschusse  zur  Prüfung  vorgelegt. 

Aus  den  Betriebseinnahmen  sind  vor  allem  in  nachstehender 
Reihenfolge  zu  decken: 

1.  die  laufenden  Betriebs-  und  Verwaltungsauslagen  nach  Mass 
gäbe  des  mit  der  k.  k.  Staatsverwaltung  abzuschliessenden  Betriebs- 
vertrages; 

2.  die  Zinsen  und  Amortisationsquoten  für  etwaige  Anlehen  und 
schwebende  Schulden; 

3.  die  für  die  Amortisation  des  im  §  8  normirten  Prioritätsactien- 
capitales  erforderliche  Quote; 

4.  eine  Dividende  von  5  Percent  des  eingezahlten  nicht  amorti- 
sirten  Capitales  an  die  Besitzer  von  Prioritätsactien ; 
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5.  die  für  die  Amortisation  des  in  §  8  normirten  Stamm  actien - 
capitales  erforderliche  Quote; 

6.  eine  Dividende  von  5  Petcent  des  eingezahlten  nicht  amor- 
tisirten  Capitales  an  die  Besitzer  von  Stammactien; 

7.  nach  Bestreitung  der  unter  1  bis  6  angeführten  Erfordernisse 
wird  der  zehnte  Theil  des  erübrigenden  Reinertrages  dem  Reservefond 
(§  45)  zugewendet  und  wird 

8.  der  dann  etwa  noch  erübrigende  Betrag  als  Superdividende  für 
Stamm-  und  Prioritätsactien  gleicbmSssig  verwendet.  Eine  Nachzahlung 
auf  die  Dividende  der  Prioritätsactien  ans  dem  Reinerträgnisse  eines 
späteren  Jahres  findet  nicht  statt. 

§  45. 

Der  Reservefond  hat  die  Bestimmung,  zu  späterhin  etwa  erforder- 
lichen Erweiterungen  der  Bahnanlage  oder  der  Betriebseinrichtungen 
zu  dienen. 

Zur  Dotirung  dieses  Fondes  ist  aus  dem  im  §  8  festgesetzten  Actien- 
capitale  ein  Effectivbetrag  von  10.000  fl.  österr.  Währ.  (Zehntausend 
Gulden  Ö9terr.  Währ.)  gewidmet,  welchem  Fonde  auch  der  Gewinn  aus 
der  Fructificirung  der  Einzahlungen  auf  das  Actiencapital  und  etwaige 
Ersparnisse  aus  dem  Anlagecapitale  und  nebst  den  eigenen  Erträgnissen 
dieses  Fondes  auch  eine  Quote  von  10  Percent  des  nach  Bestreitung 
der  Erfordernisse  gemäss  §  44,  1  bis  6,  jeweilig  vorhandenen  Ueber- 
scbusses  zufliessen. 

Dieser  Fond  ist  so  lange  zu  vermehren,  bis  derselbe  10  Percent 
des  gesammten  Actiencapitales  erreicht. 

Sinkt  der  Reservefond  unter  diesen  Betrag,  so  bat  die  Statuten- 
massige  Ergänzung  wieder  zu  beginnen. 

§  46. 

Die  Einlösung  der  amortisirten  gesellschaftlichen  Titres  (§  12), 
sowie  die  Zahlung  der  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden  erfolgt 
an  der  Gesellschaftscasse  und  bei  den  vom  Verwaltungsrathe  hiezu 
bestimmten  Zahlstellen. 

Alle  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht  binnen 
drei  Jahren  nach  deren  Fälligkeit  behoben  sind,  verfallen  zu  Gunsten 
des  Reservefond  es. 

VIT.  Titel. 

Schluss bestimmun  gen. 
§  47. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  durch  einen  Beschluss  der 
Generalversammlung  hat  diese  selbst  die  Modalitäten  der  Liquidation  in 
Form  einer  Abänderung  oder  Ergänzung  der  Statuten  und  Ernennung 
von  Liquidatoren  zu  normiren. 
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Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  und  sind  berechtigt,  mit  Genehmigung  der 
Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  auf  andere  zu  übertragen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  das  Re- 
visionscomite*  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  zur 
Beendigung  derselben  mit  der  Modifikation  in  Wirksamkeit,  dass  die 
Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  von  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  de» 
Vorstandes.  Hinsichtlich  der  Vermögen  svertheilung  gemessen  die 
Prioritätsactien  in  Betreff  des  eingezahlten  Capital  es  das  Vorrecht  vor 
den  Stammactien;  die  nach  der  Deckung  der  Prioritäts-  und  Stammactien 
etwa  resultirenden  Ueberschüsse  sind  gleichmässig  unter  die  Besitzer  von 
Prioritäts-  und  Stammactien  im  percentualen  Capitalsverhältnisse  zu  ver- 
theilen. 

Im  Uebrigen  und  insoweit  die  Generalversammlung  keine  be- 
sonderen Beschlüsse  fasst,  gelten  die  Bestimmungen  des  H.  G.  B.  II.  Buch, 
III.  Titel,  4.  Abschnitt. 

§  48. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Recht  der  Aufsicht 
in  Gemässheit  der  Gesetze  durch  einen  hiezu  bestellten  Commissär  aus. 

Derselbe  hat  das  Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes, 
sowie  den  Generalversammlungen  beizuwohnen  und  gegen  Beschlüsse  und 
Verfügungen,  welche  der  Concessionsurkunde,  den  Statuten  oder  den 
allgemeinen  Gesetzen  zuwiderlaufen,  oder  den  öffentlichen  Interessen 
nachtheilig  sind,  oder  gegen  die  aus  der  Betheiligung  des  Staatsschatzes 
au  der  Geldbeschaffung  für  die  Localbahn  Asch- Rossbach  hervorgehenden 
finanziellen  Interessen  des  Staates  zu  Verstössen  scheinen,  Einsprache 
zu  erheben  und  deren  Ausführung  bis  zu  der  für  die  Actiengesellschaft 
bindenden  Entscheidung  des  competenten  k.  k.  Ministeriums  zu  sistiren. 

§  49. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 


Nr.  1359. 

Vorstehende    Statuten    werden     auf    Grund    Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  31.  Jänner  1885. 

Taafle  m.  p. 
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P.  Reichenberg-Gablonz-Taiiiiwalder  Eisen- 
bahn. 

1.  Concessionsurkunde  vom  3.  Jali  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  130, 

für  die  Localbahn  Ton  Reichenberg  nach  Uablonz  an  der  Geisse,  eventuell 

nach  Tannwald. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oester- 
reich, Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Firma  „Lindheim  &  Comp."  in  Wien  die  Bitte  um 
Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von 
Reichenberg  über  Mafferndorf  nach  Gablonz  an  der  Neisse,  eventuell  nach 
Tannwald  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der 
Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  dem  genannten  Concessionär  diese 
Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  Sep- 
tember 1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880, 
R.  G.  Bl.  Nr.  56,  vom  26.  December  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  vom 
28.  December  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  203,  und  vom  29.  Juni  1886,  R.  G. 
Bl.  Nr.  104,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  dem  Concessionär  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiveisenbahn 
von  der  Station  Reichenberg  der  privilegirten  Süd-Norddeutschen  Ver- 
bindungebahn über  Maffersdorf  nach  Gablonz  an  der  Neisse. 

Die  Localbahn  von  Reicheuberg  nach  Gablonz  wurde  am  2G.  November 
1888  dem  Verkehre  übergeben.    Die  Betriebsführung  wird  seit  dem  Tage  der 
Betriebseröffhung    von  der  k.    k.   priv.   Süd- Norddeutschen  Verbindungsbahn 
gegenwärtig  auf  Grund  des  Betriebs  Vertrages  vom  21.  Jänner  1893,  besorgt. 

Der  Concessionär  ist  jederzeit  berechtigt,  jedoch  nur  dann  ver- 
pflichtet, eine  Fortsetzung  dieser  Localbahn  von  Gablonz  nach  Tannwald 
auszuführen,  wenn  nach  dem  Erachten  der  Staatsverwaltung  anzunehmen 
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ist,  dass  die  dem  Conceseionär  neu  zuwachsende  Capitalslast  ihre  Be- 
deckung findet  in  dem  durch  Frachtverträgt),  Beitragsleistungen  der 
Interessenten  oder  auf  sonstige  Weise  gesicherten  Reinerträgnisse  der 
neu  hinzu  tretenden  Bahnstrecke  zuzüglich  des  factiachen  Beinerträgnisses 
der  bereits  ausgeführten  Bahnstrecke,  insoweit  dasselbe  deren  Capitalslast 
übersteigt,  wobei  für  Actien  eine  Gpercentige  Dividende  einzu- 
rechnen ist. 

Der  Bau  der  Fortsetzungsstreoke  Gablonz-Tannwald  wurde  im  Jahre  1893 
in  Angriff  genommen. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  uad  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden 
zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der 
Capitalsverzinsung  und  des  Betriebe*  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Betriebseröffnuug,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung, 
des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des 
ersten  Betriebtjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  (Stamm-  und  Prioritätsactien)  und  Prioritäts- 
obligationen mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  für  die 
bücherliche  Eintragung  der  Prioritätsobligationen,  sowie  von  der 
bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungsgebühr; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Coupon stempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  von  Reichenberg  bis  Gablooz  sofort  zu  beginnen,  binnen 
längstens  einem  und  einem  halben  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  ge- 
rechnet, zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre 
zu  übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  un- 
unterbrochenen Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  der  Con- 
cessionär durch  Erlag  einer  Caution  von  fünftausend  Gulden  in  zur 
Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicheiheit 
zu  leisten. 
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Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

Der  Vollendungstermin  für  die  eventuell  herzustellende  Fort- 
setzungsstrecke von  Gablonz  nach  Taunwald  wird  seinerzeit  bei  Erlassung 
des  bezüglichen  Auftrages  der  Staatsverwaltung  an  den  Concessionär 
festgesetzt  werden. 

§  <• 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

In  Ansehung  der  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn,  sowie 
deren  Schleppbahnen  etwa  zu  benützenden  Reichsstrasse  von  Reichen- 
berg nach  Tannwald  hat  der  Concessionär  sich  jenen  Bedingungen  zu 
fügen,  welche  von  der  politischen  Landesbehörde  als  Strassenverwaltung 
im  Einvernehmen  mit  der  Generalinspectian  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen vorgezeichnet  werden. 

So  weit  andere  öffentliche  Strassen  zur  Anlage  der  concessionirten 
Bahn  und  der  Schleppbahnen  etwa  in  Anspruch  genommen  werden 
sollten,  hat  der  Concessionär  die  Zustimmung  der  zur  Erhaltung  dieser 
Strassen  Verpflichteten  einzuholen. 

§  5. 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  uud  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
Urkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und 
Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Um- 
gang genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte 
Maximalfahrgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums 
für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handels- 
ministerium zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung 
finden. 

§  6. 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  festzu- 
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setzenden  Bedingungen  entweder  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  oder 
die  ans  dieser  Concession  erwachsenden  Rechte  und  Pflichten  an  eine 
andere  Actiengesellschaft  zu  übertragen,  welche  in  alle  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  des  Concessionära  zu  treten  hat. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ißt  bezüglich  der  Geld- 
beschaffung für  die  erste  Anlage  und  Ausrüstung  der  Strecke  Reichenberg- 
Gablonz  ausgeschlossen;  bezüglich  der  Beschaffung  des  für  die  Fort- 
setzungsstrecke von  Gablonz  nach  Tannwald  aufzuwendenden  Anlage - 
capitales  jedoch  nur  auf  Grund  speciell  einzuholender  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  und  unter  den  von  der  letzteren  festzusetzenden 
Modalitäten  zulässig. 

Dem  Concessionär  wird  das  Hecht  eingeräumt,  Prioritätsactien, 
welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang  vor  den 
Stammactien  geniessen,  bis  zur  Höhe  von  zwei  Dritttheilen  des  von  der 
Staatsverwaltung  genehmigten  Anlagecapitales  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnisseu  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden 
hat,  darf  nicht  höher  als  mit  5  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  Anlagecapitales  unterliegt  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 

Hiebei  bat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projectsverfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  ein- 
schliesslich der  Anschaffung  des  Fahrparkes  effectiv  verwendeten  und 
gehörig  nachgewiesenen  Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit 
wirklich  bezahlten  Intercalarzinsen  und  des  etwa  bei  der  Capitals- 
beschaffung  thatsächlich  erwachsenen  Coursverlustes  keine  wie  immer 
gearteten  Auslagen  in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noeh  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseiuiichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat 
und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  weiden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  die  Formularien  der  auszugebenden 
Stamm-  und  Prioritätsactien,  sowie  der  eventuell  auszugebenden  Prioritäts- 
obligationen   unterliegen  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

§  7- 

Di«  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreißen. 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rticksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  der  privilegirten  Süd-Norddeutschen 
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Verbindungsbahn  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt 
werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht 
nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen 
Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsver- 
sammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte 
Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheitswache. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen  Eisen- 
bahngesellschaften abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  Anschaffung 
und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militärtransporte,  die 
Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  hei  Durch- 
führung grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig  in  Kraft 
Btehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie  dem 
mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsübereinkommen 
bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des 
Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten 
beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  zum  Beitritte  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellscbaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  dem  Concessionär  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage, 
Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  6.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Betrieh  der  concessionirten 
Bahn  im  Mobilisiruogs-  und  Kriegsfalle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf 
Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum  Zwecke 
von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen  auf 
einer  der  von  der  Bahn  benützten  öffentlichen  Strassen  seitens  der 
Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  9- 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionBgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 
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Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden, 
Hoferne  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11, 
lit.  b  des  Eisenbahnconcejsionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  10. 

Der  Concessionär  ist  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen  Be- 
willigung von  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den  Betrieb 
der  concessionirten  Eisenbahn  an  dritte  Personen  zu  überlassen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  den  Betrieb 
der  concessionirten  Bahn  in  dem  Falle,  als  der  Betrieb  der  privilegirten 
Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  vom  Staate  übernommen  werden 
sollte,  zu  übernehmen  und  während  der  sodann  noch  übrigen  Con- 
cessionsdauer  für  Rechnung  des  Concessionärs  zu  führen. 

In  diesem  Falle  sind  der  Staatsverwaltung  die  aus  Anlass  dieser 
Betriebsführung  effectiv  erwachsenden,  eventuell  pauBchalmässig  festzu- 
setzenden Kosten  durch  den  Concessionär  zu  vergüten. 

Im  Uebrigen  sind  die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  durch 
einen  mit  dem  Concessionär  abzuschliessenden  Betriebsvertrage  zu  regeln. 

§  11 

ist  zufolge  §  6  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  25.  März  1893  (Doe.  3) 
ausser  Kraft  getreten. 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  de« 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
und  in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes, 
der  Material vorrätbe  und  der  aus  dem  Anlage capitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde  in  dem  im  §  11,  Z.  5,  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der 
Einlösung  der  Bahn  (§  11)  behält  der  Concessionär  das  Eigenthnm  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus  dem 
eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen 
Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  der 
Concessionär  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze 
ermächtigt  wurde,  dass  diese  Sachen  ein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  sa 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordne o. 
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dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  -rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen  und  insbesondere 
die  projects-  und  vertragsmässige  Bauausführung  durch  auf  Kosten  des 
Concessionärs  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet 
erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bilduog  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen  des 
Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschaftavorstand  fungirenden 
Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen 
erachtet,  beizuwohnen,  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession  oder 
den  Gesellschaft88tatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den  öffent- 
lichen Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  Bistiren; 
in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär  sogleich  die  Entscheidung 
des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub  erfolgen  und 
für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  Her  Bahnunternehmung  hat 
der  Concessionär  im  Hinblicke  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast 
eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten,  deren 
Höhe  unter  Berücksichtigung  des  Umfanges  der  Unternehmung  von  der 
Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Dagegen  wird  der  Concessionär  von  den  zufolge  §  89  der  Eisen- 
bahnbetriebsordnung vom  16.  November  1851,  B.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852, 
begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus 
der  polizeilichen  und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden 
Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und 
Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  14. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregelu  dagegen  zu 
treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die 
Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  dem  Concessionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
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dritten  Tage  des  Monates  Juli   im  Jahre  des  Heiles  Eintausendacht- 
hundertachtzigundsechs,  Unserer  Reiche  im  Achtun ddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taaffe  m.  p.  Dunajewski  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

för  die  Localbahn  Ton  Reichen berg  nach  Gablonz  a.  d.  Weisse,  eventuell 

nach  Tannwald  (C.  Bl.  Nr.  08  ex  1886). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projeetirte  Bahn  von  Reichenberg  nach  Gablonz  a.  d.  N.,  eventuell  nach 
Tannwald  ist  mit  einer  Spurweite  von  1435  Meter  als  normalspurige  Looalbahn 
für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von  26  Kilometer  per  8tunde  anzulegen  und 
einzurichten.  * 

Die  Ausfuhrung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  naoh  M aus- 
gäbe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
nachstehenden  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn, 
sowie  die  Bau-  und  Lieferung» vertrage  sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  recht- 
zeitig vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  An- 
ordnungen der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  bat  der  Concessionär  beim  Baue  auch  allen  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  naoh  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  oiroa  13  Kilometer  lange  Bahn  beginnt  am  südöstlichen 
Ende  der  Station  Reiohenberg  der  k.  k.  priv.  Süd-Norddeutschen  Verbindung  Hb  ahn 
und  führt,  der  Richtung  des  Neissethales  folgend,  nächst  den  Orten  KOchlits, 
Dörfel,  Maffersdorf  und  Proschwitz  nach  Gablonz  a.  d.  N.,  woselbst  nächst  der  von 
Qablonz  nach  Eisenbrod  führenden  Strasse  die  Endstation  derart  anzulegen  ist, 
dass  die  Möglichkeit  einer  Fortsetzung  der  Bahn  gegen  Tannwald  gesichert 
erscheint. 

Die  Trace  der  eventuell  auszuführenden  Fortsetzungsstrecke  von  Gabions 
naoh  Tannwald  wird  seinerzeit  festgesetzt  werden. 

Aenderungen  der  genehmigten  Bahntraoe  können  nur  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  dieselben 
die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  wegen  Benützung  des  Anschlussbahn- 
hofes Reichenberg,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Ueber- 
gangsverkehre  daselbst  eine  Vereinbarung  mit  der  Verwaltung  der  k.  k.  priv. 
Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  anzustreben  und  das  bezügliche  Ueberein- 
kommen  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 
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Bezüglioh  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemein- 
schaftlichen Bahnhofdienstes  unterwirft  der  Conoessionär  sich  dem  Ausspruche  des 
k.  k.  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschlussbahn 
nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung 
mit  den  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks- 
und Industriebahnen  zu  bestimmen. 

4.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Der  Conoessionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welohe  von  den  an  der  ooncessionirten  Bahn  gelegenen  Industrie  Unternehmungen 
sum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  cur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

5.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die 
Grundeinlösung  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  „Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt"  (Jahrgang  1882,  Blatt  Nr.  10)  angeführten  „Vorschriften  für  die 
Bestimmung  der  Bahnnivellette  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  der 
Uebergangscurren  zwischen  Geraden  und  Bögen1'  einzuhalten. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der 
Bahn  massgebende  Neigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste 
durchschnittliche  Neigung  25  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2*5  pro  mille  nicht 
übersteigen  darf. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenteu  Bahn  dürfen  nicht  unter 
150  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4  0  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*5  Meter  betragen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  0  Meter  sowohl  bei  Dämmen 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erweiterung  des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besämen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versiebern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzu- 
stellen und  muas  das  Brüokenplanum  eine  benutzbare  Minimalbreite  von  4  3  Meter 
erhalten. 

Alle  bis  zur  Bahnkroce  reichenden  Objecto,  welche  bei  einer  durch  Distanz- 
signale gedeckten  Station  zwischen  der  Spitze  des  äussersten  Wechsels  und  einem 
noch  100  Meter  über  das  Distanzsignal  hinaus  befindlichen  Punkte  vorkommen, 
sind  mit  Geländern  zu  versehen;  desgleichen  solche  Objecto,  welche  innerhalb 
einer  Entfernung  von  0  4  Kilometer  vor  dem  obbezeichneten  Endpunkte  einer 
Station  oder  Abzweigungsstelle  gelegen  sind,  vor  welchen  Distanzsignale  nioht 
bestehen,  ferner  alle  derartigen  Objecto,  welche  in  einer  Distanz  von  01  Kilo- 
meter von  der  Mitte  soloher  Haltestellen  vorkommen,  in  welchen  keine  Zug- 
kreuzungen stattfinden  können. 

Objeote  bis  zu  8  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichender  Höhe  des  Bahn- 
körpers einzuwölben. 
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Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  2  Meter 
totaler  Spannweite  dürfen  Trageonstructionen  von  Hole  angewendet  werden;  bei 
allen  grösseren  offenen  Objecten  sind  Eisenoonstractionen  au  verwenden. 

Bei  den  m  ehrfei  derigen  Brücken  sind  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver 
Weise  herzustellen. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brüokenconstruotionen 
sind  bis  zum  Erscheinen  neuer  diesbezüglicher  Normen  die  durch  §  2  der 
Handelsministeriftl- Verordnung  vom  80.  August  1870  festgesetzten  Lasten  zu  Grunde 
zu  legen. 

Für  Eisenoonstruotionen  wird,  ingolange  hierüber  nicht  neue  Bestimmungen 
seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  erfliessen,  die  Inanspruchnahme  des  Eisens 
für  alle  Constructionstheile,  exclusive  der  Nieten,  bis  zu  900,  für  die  Nieten  bis 
700  Kilogramm  und  für  Holzconstructionen  bis  zu  80  Kilogramm  per  Quadrat- 
centimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theite  der  Trageonstructionen  sind  bei  Flüssen 
und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Waaserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  naoh  den  mit 
Handelsministerialerlass  vom  30.  Mai  1£82,  Z.  14581,  genehmigten  Typen  aus- 
zuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  28  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Länge 
2  3  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter,  Höhe 
14  Centimeter. 

In  Bögen  unter  260  Meter  Radius  ist  die  Verwendung  von  Schwellen  aus 
weichem  Holze  nicht  statthaft. 

In  Bögen  von  800  Meter  Radius  und  darunter  ist  die  Befestigung  der 
Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und  Haken- 
nägel, nach  den  mit  vorangeführtem  Handelsministerialerlasse  genehmigten  Ober- 
baunormalien entsprechend  zu  verstärken. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Sohienenunterkante  eine  Kronen- 
breite  von  3*0  Meter  und  von  letztgenanntem  Niveau  ab  eine  Tiefe  von  25  Centi- 
meter zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  in  den  Stationen  soll  mindestens  20  Percent 
der  Bahnlänge  betragen. 

7.  Hoohbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  werden  und  sind  die  Gebäude  für  den  Personendienst  in 
definitiver  Weise  zu  erbauen. 

In  sämmtliohen  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten 
ist  mindestens  für  einen  entsprechenden  Warteraum  und  Abort  vorzuaorgen. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  ao* 
Riegelmauerwerk  oder  auch  ganz  aus  Holz,  in  jedem  Falle  aber  auf  einer  Unter- 
mauerung erriohtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehen- 
den looalen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Alle  Stationen  und  Haltestellen  sind  mit  Aufschriften  zu  versehen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  hat  höchstens  3  Kilometer 
zu  betragen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  currenten  Strecke  kann  im  Allgemeinen 
unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  dies  seitens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  angeordnet  werden  sollte. 
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Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  oder  ans  Blockwänden 
auf  einer  Untennanernng  hergestellt  werden. 

Station«-  nnd  Bahneinfriedungen,  Wegsohranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  niebt  herzustellen. 

8.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphenleitung  zu  versehen. 

Die  Aufstellung  von  Glockensignalen  kann  unterbleiben,  insoweit  nicht 
besondere  Fälle  dies  j nothwendig ;  machen  würden.  Ftir  den  'Betrieb  sind  indes 
ausser  den  sonstigen  akustischen  auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen 
optischen  Signale  zu  verwenden. 

Bei  Abzweigungen  ans  bestehenden,  dem  Öffentlichen  Verkehre  dienenden 
Stationen  sind  Distanzdeckungssignale  aufzustellen. 

9.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindesten»  anzuschaffen:  4  Lococnotiven  mit 
entsprechender  Reservegarnitur,  10  Personenwagen,  2  Dienstwagen  (Post-,  Gepäcks- 
und  Conducteurwagen),  20  Lastwagen  verschiedener  Gattung,  2  Schneepfluge. 

10.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insoferne  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  das* 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungs- 
zeit, wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

tl.  Betrieb. 

1.  Personen  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenolassification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  Öffent- 
lichen Rücksiebten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahn- 
unternehmens  Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fabr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nnthstandes  und  aussergewbhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erfordernias  die  ein- 
schlägigen Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit  allen 
fahrplanmässigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werthsendungen 
hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 


Digitized  by  Google 


1064  Reichenberg-Gablonz-Tannwalder  Eisenbahn. 


Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Looalitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  dem  Conoessionär  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Der  Conoessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb  und 
die  Si^nalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  entweder 
nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  St.tatstelegraphenanstalt  herzustellen, 
einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen  eine  zu  ver- 
einbarende billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatoorrespondenz  verwenden 
zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
dem  Concessionär  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzweoke  beuützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  der  Conoessionär  durch  das 
Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Conoessionär  ist  ferner  verpflichtet  auf  der  conoessionirteu  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militär tranaporte 
giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zn 
verwahren. 

Der  Concessionär  ist  schliesslich  verpflichtet,  sich  bezüglich  der  conoessio- 
nirten  Bahn  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durchzu- 
führenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Loeal- 
bahnen  zu  unterwerfen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  aus  Gefälle 
rücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  auaweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise 
zur  Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Esoorte,  letztere  auch  auf  der 
Rüokfahrt,  sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  geltenden 
crmässigten  Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge  zu 
vereinbaren. 
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7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspfe  rdezucht Anstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdezachtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 
deren  Begleitung  gemessen,  insoweit  biefflr  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militirtransporte  geltenden  ermassigten  Tarifsätze. 

8.  Gesetzliche  Regel  ung  der  Tarife  und   öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelnng  der  Personen-  und  Frachtentarife  (Z.  1  bis  2),  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  (Z.  3  bis  7)  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  hat  der  Concessionftr  sich  zu  unterwerfen. 
Wien,  am  25.  Juli  1886. 

Der  k.  k.  Handelsminister : 
Bacquehem  m.  p. 


3.  Concessionsnrkunde  vom  25.  März  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  69, 

für  die  Localbahu  von  Morchenstern  nach  Josefsthal. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Actiengeeellschaft  Localbahu  Reichenherg-Gablonz 
die  Bitte  um  Ertbeilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Localbahn  von  Morchenstern  nach  Josefsthal  gestellt  hat,  so  finden  Wir 
Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  der 
genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahncon- 
cesBionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der 
Gesetze  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  und  vom  28.  December 
1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Actiengesellschaft  Localbahn  Reichenberg- Gablonz 
das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn 
auszuführenden  Locomotiveisenbahn  von  der  Station  Morchenstern  der 
in  Ausführung  begriffenen  Fortsetzungsstrecke  Gablonz -Tannwald  der  den 
Gegenstand  der  Concessionsurkunde  vom  3.  Juli  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  130, 
bildenden  Localbahn  von  Reichenberg  nach  Gablonz,  eventuell  Tannwald 
im  Kamnitzthale  bis  Josefsthal. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsnrkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
LocalbabnuDternebmung  abzuschliessenden  Verträge,  zu  über- 
reichenden Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden, 
ferner  für  alle   im   Grunde    dieser  Verträge  und  Urkunden  zn 
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bewirkenden   bücherlichen    Eintragungen,    endlich    für  sonstige 
Amtsbandlungen  und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nach  beieich 

neten  Zwecken,  und  zwar: 

•  *  » 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseroffnung  zum  Zwecke  der 
Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitals Verzinsung  und 
des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke  der 
Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Verfahren 
in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen    keine  Anwendung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage  und 
concessionsmäesige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen mit  EinschlusB  der  Interimsscheine  und  für  die  Ein- 
verleibung des  Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstellung  der  Prioritäts- 
obligationen bestimmten  ei6enbahnbücherlicben  Einheiten  oder  auf 
andere  unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung 
nach  Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  a,  Z.  2)  auflaufenden 
Uebertragung8gebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften 
zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  bis  zum  2.  Juli  1916. 

§  a. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  ehestens  zu  beginnen,  längstens  bis  1.  October  1894  zu 
vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben, 
wie  auch  während  der  ganzen  bis  zum  2.  Juli  1976  bemessenen  Con- 
cessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bantermines  hat  die  Gesell- 
schaft Über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  an- 
gemessenen Caution  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten 
Weitheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  die  obigen  Verpflichtungen  in  Bezug  auf  die  Durch- 
führung und  Vollendung  des  Baues  der  concessionirten  Bahn  durch 
Verschulden  der  Gesellschaft  nicht  eingehalten  werden  sollten,  kann 
diese  Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 
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§  4. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  etwa 
herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

Soweit  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  öffentliche  Strassen 
in  Anspruch  genommen  werden,  hat  die  Gesellschaft  die  Zustimmung 
der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten,  beziehungsweise  jener 
Behörden  oder  Organe  einzuholen,  welche  zur  Erth eilung  der  Zustimmung 
zur  Benützung  der  Strasse  nach  den  bestehenden  Gesetzen  berufen  sind. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über  deren 
Verlangen  jederzeit  die  Mitbenutzung  der  gegenwärtig  concessionirten 
Localbahn  für  den  Veikehr  zwischen  schon  bestehenden  oder  künftig 
erst  herzustellenden,  im  Staatsbetriebe  befindlichen  Bahnen  derart  ein- 
zuräumen, dass  die  Staatsverwaltung  berechtigt  ist,  unter  freier  Fest- 
stellung der  Tarife  ganze  Züge  oder  einzelne  Wagen  über  die  mit- 
benutzten Bahnen  oder  einzelne  Theilstrecken  derselben  gegen  Ent- 
richtung einer  angemessenen  Entschädigung  zu  befördern  oder  befördern 
zu  lassen.  Diese  Mitbenutzung  bat  jedoch  nur  insoweit  stattzufinden,  als 
hiedurcb  der  eigene  regelmässige  Betrieb  der  mitbenutzten  Bahnen  nicht 
gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Conceesionsui künde  vom  1.  Jänner  1886  für  die 
Kaiser  Ferdinands  Nordbahn  im  Reichegesetzblatte,  Jahrgang  1886, 
Seite  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  6. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung,  jedoch  nur  gleich- 
zeitig mit  der  den  Gegenstand  der  Concessionsurkunde  vom  3.  Juli  1886, 
R.  G.  Bl.  Nr.  130,  bildenden  Localbahn  unter  den  nachstehenden 
Bestimmungen,  welche  zugleich  an  die  Stelle  der  Bestimmungen  im  §  11 
der  genannten  Concessionsurkunde  treten,  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  drei  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  beiden  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen, 
und  wird  sodann  der  Reinertrag  des  erübrigenden  Jahres  beziffert. 

Erfolgt  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  dritten  Betriebs] abres  nach 
Inbetriebsetzung  der  ganzen  Bahn  bis  Tannwald,  so  ist  der  Einlösungs- 
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preis  nach  dem  Dachgewieseneil  höchsten  Jahreserfrage  der  der  Ein- 
lösung vorausgegangenen  Jahre  zu  berechnen. 

2.  Sollte  jedoch  der  in  Gemäseheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahresbetrag  erreichen, 
welcher  der  zur  planinassigen  Verzinsung  und  Tilgung  der  mit  Geneh- 
migung der  Staatsverwaltung  ausgegebenen  Prioritätsobligationen  erforder- 
liehen Annuität,  zuzüglich  jener  Annuität  gleichkommt,  welche  zur 
5percentigen  Verzinsung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Actiencapitales  und  zur  Tilgung  des  letzteren  innerhalb  der  ganzen 
Concessionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird  der  vorhin  bezeichnete  Jahres- 
betrag als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu 
legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  bestehen,  daes 
der  Gesellschaft  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  die 
zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der  Prioritätsobligationen 
erforderlichen  Betrage  bis  zur  vollständigen  Rückzahlung  der  ersteren 
zu  den  planmässig  festgesetzten  Fälligkeitsterminen,  dagegen  das  nach 
Abzug  dieser  Beträge  verbleibende  Durchschnittserträguiss  im  Sinne 
des  Absatzes  1,  beziebuDgsweise,  insoferne  einer  der  im  Absätze  2  vor- 
gesehenen Fälle  eintritt,  die  daselbst  angeführte  Annuität  für  das 
Actiencapital  in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  31.  December  jeden 
Jahres  nachhinein  fälligen  Katen  ausbezahlt  wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt  der 
noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszablung  zu  leisten, 
welche  dem  Betrage  der  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  nach  dem 
genehmigten  Tilgungsplane  noch  ungetilgt  aushaftenden  Prioritäts- 
obligationen  zuzüglich  des  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins 
gerechnet,  discortirten  Capitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Absätze  3  ausser  den  zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Prioritätsobligationen  erforderlichen  Beträgen  halbjährig  zu  leistenden 
Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat 
er  die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsscbuldverschreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course  zu 
berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geld  course  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der  Material- 
vorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs-  und 
Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsver- 
waltung bereits  bestimmungsgemäss  verwendet  worden  sind. 


Digitized  by  Google 


Reiohenberg-Gablonz-Tannwalder  Eisenbahn. 


1069 


§  7. 

Im  Uehrigen  ist  die  im  §  1  genannte  Eisenbahn  als  integrirender 
Bestandteil  des  den  Gegenstand  der  Concessionsurkunde  vom  3.  Juli 
1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  130,  bildenden  Localbabnunternehmens  anzusehen 
und  haben  die  Bestimmungen  der  §§  5  bis  inclusive  10,  sowie 
der  §§  12,  13  und  14  der  oben  genannten  Concessionsurkunde  nunmehr 
auf  die  beiden  gedachten  Eisenbahnlinien  als  ein  einheitliches  Unter- 
nehmen Anwendung  zu  finden. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  au  bandeln,  und  der  Gesellschaft  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Ineiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien, 
am  fünfundzwanzigsten  Tage  des  Monates  März,  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausendachthundertneunzigunddrei,  Unserer  Reiche  im  Fünfund- 
vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Steinbach  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 


4.  Concessionsbedingnisse 

für   die  Abzweigung  der  Localbahn  Reich enbcrg-Gablonz- Tannwald  von 
Morchenstern  nach  Josefsthal  (Ter.  Bl.  JJr.  101  ex  1898). 

Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  von  Morchenstern  nach  Josefsthal  ist  mit  einer  Spur- 
weite von  1*435  Meter  als  Localbahn  für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von 
25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
pabe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und 
der  im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn, 
sowie  die  Bau-  und  Lieferungsverträge  sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  recht- 
zeitig zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner  sind  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens 
zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Concessionärin  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebbführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  Öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  nnd  sich  nach  den  bestehen- 
den allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

Die  Ernennung  des  von  der  Concessionärin  zu  bestellenden  Baaaufsichts- 
organes  unterliegt  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 
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2.  Traoe. 

Die  zu  erbauende  circa  6*5  Kilometer  lange  Bahn  nimmt  ihren  Ausgang 
im  Osten  der  Station  Morcheustern  im  Zuge  der  Fortsetzungsstrecke  Gablonz- 
Tannwald  der  Localbahn  Reichenberg-Gablonz,  führt  an  den  rechtseitigen  Abhängen 
des  Kamnitzbachthalea  aufwärts  naoh  Georgenthal,  dann  nach  Uebersetzung  des 
Kamnitzbaohes  nach  Antoniwald  und  endet  mit  der  nächst  der  Tannwald-Josefs 
thaler  Strasse  anzulegenden  Station  Josefsthal. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntrace  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorbezeiebnete  Hauptriohtung  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 

3.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Die  Conce8sioDärin  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welohe  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Bergwerks-  und  Industrie- 
unternehmungen znm  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lastige  Art  gegen  Vergütung 
der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Falls  über  die  Bedingungen  der  Einmündung  solcher  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  ein  Einverständniss  zwischen  der  Eisenbahnunternehmung  und 
den  Interessenten  nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handels- 
ministerium die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorbehalten. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die 
Grundeinlösung  in  dem  hiefür  erforderlichen  Ausmasse  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Riohtungsverhältnisse  der  Bahn  ist  der  Uebergang  von 
der  Geraden  in  den  Bogen  und  umgekehrt  mittelst  parabolischer  Uebergangs- 
curven  herzustellen,  wobei  die  Einschaltung  von  Uebergangscurven  mit  beibe- 
haltenen Centrum  empfohlen  wird.  Bei  Contrabögen  muss  die  zwischen  den  Enden 
der  Uebergangscurve  in  der  definitiven  Traoe  noch  verbleibende  Zwischengerade 
für  die  Constante  6000,  3000  mindestens  eine  Länge  von  14,  beziehungsweise 
10  Meter  erhalten. 

Ueber  die  für  die  einzelnen  Strecken  zu  wählenden  Constanten  der  Ueber- 
gangscurven entscheidet  die  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen, welcher  das  anzuwendende  Normale  der  Uebergangscurven  noch  vor  dem 
Baubeginne  zur  Genehmigung  vorzulegen  ist. 

Hinsichtlich  der  rechnungsmässigen  Durchführung  dieser  Anordnung  wird 
auf  den  im  Verordnungsblatt e  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und 
Schiffahrt  Nr.  102  ex  1890  enthaltenen  diesbezüglichen  Aufsatz  verwiesen. 

Bei  Bestimmung  der  Neignngsverhältnisse  der  Bahn  ist  auf  den  möglichsten 
Ausgleich  der  Zugwiderstände  in  der  Weise  hinzuwirken,  dass  die  gestattete 
durchschnittliche  Maximalneigung  in  den  Bögen  naoh  Massgabe  ihrer  Schärfe 
ermässigt  wird,  während  in  geraden  Strecken  die  Neigung  entsprechend  erhöht 
werden  kann. 

Ferner  sind  an  den  Neigungsbrüchen  stets  Gefällsabrundungen  mit  ent- 
sprechend grossem  Halbmesser  durchzuführen. 

Für  jene  Th eilstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Neigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste,  aus  der 
Heobaohtung  der  vorbezeiohneten  Vorschriften  sich  ergebende  durchschnittliche 
Neigung  25  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegon,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2  6  pro  mille  nicht 
Ubersteigen  darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  besonderen  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums. 
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Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  freien  Strecke  dürfen  nioht  anter 
150  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  im  Allgemeinen  von  Mitte 
zu  Mitte  mindestens  4  0  Meter  betragen,  bei  Anlage  von  Einsteigplätzen  zwischen 
den  Geleisen  ist  diese  Geleisentfernung  cm  mindestens  0*5  Meter  zu  vergrössera. 
Der  Abstand  von  der  Mitte  eines  Magazinsgeleises  zu  jener  des  nächstliegenden 
durchlaufenden  Fahrgeleises  ist  jedoch  mit  wenigstens  4*76  Meter  zu  bemessen. 

Der  Unterbau  hat  sowohl  bei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronen- 
breite von  4  0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei  letzteren  solche  Steinbankette 
zur  Ausführung  gelangen,  welche  gleichzeitig  als  Grabenmauern  dienen,  in  welchem 
Falle  die  Breite  der  Unterbaukrone  durch  die  in  Punkt  6  vorgeschriebene  obere 
Breite  des  Bahnplanums  bestimmt  wird. 

Alle  Aufdämmungen  sind  mit  Rücksicht  auf  eintretende  Seizungen  derselben 
mit  einer  der  Dammhöhe  und  Materialbeschaffenheit  angemessenen  Ueberhöhung 
und  Erbreiterung  der  Dammkrone  über  die  definitive  Höhe,  beziehungsweise 
Breite  auszuführen.  Ferner  erhalten  auch  alle  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von 
300  oder  weniger  als  300  Meter  Radius  eine  entsprechende  Erbreiterung  der 
Bahnkrone. 

In  Erdeinsohnitten  muss  die  Sohle  des  Seitengrabens,  falls  nicht  Futter-, 
beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder  beiderseitige  Grabenmauern  zur  Aus- 
führung gelangen,  eine  Breite  von  mindestens  0  25  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Futter-,  beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder 
beiderseitigen  Grabenmauern  muss  die  Sohlenbreite  des  Seitengrabens  mindestens 
0*3  Meter,  in  Felseinsohnitten  stets  mindestens  0*4  Meter  betragen. 

In  Felseinschnitten  von  mehr  als  6  Meter  Tiefe  ist  die  normale  Sohlen- 
breite des  Seitengrabens  der  jeweiligen  Einschnittstiefe  angemessen  zu  ver- 
größern. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  dass  der  Ab- 
stand von  der  Schienenunterkante  bis  zur  Grabensohle  in  allen  Fällen  mindestens 
0*6  Meter  beträgt. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besämen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahnkörper  der  Inundirung  durch  seitliche 
Wasserläufe  ansgesetzt  ist,  muss  die  Unterbaukrone  mindestens  0*6  Meter  über 
den  localen  höchstens  Wasserstand  gelegt  werden. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen. 

Bei  den  bis  zur  Kahnkrone  reichenden  offenen  Unterbauobjecten  bis  ein- 
schliesslich 15  Meter  Einzellichtweite  (in  der  Bahnriohtung  gemessen)  dürfen 
Tragconstructioneu  von  Holz  angewendet  werden;  bei  allen  offenen  Unterbau- 
objecten mit  grösseren  Lichtweiten  sind  Eisenconstructionen  zu  verwenden.  Bei 
mehrfeldcrigen  Brücken  sind  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver  Weise  auszuführen. 

Bei  Durchfahrten  (für  Fahrwege)  darf  die  lichte  Höhe  nicht  unter  3  2  Meter, 
bei  Aerarial-,  Landes-  und  Bezirksstrassen,  sowie  bei  al'en  Strassen  im  Bereiche 
befestigter  Plätze  nicht  unter  3  5  Meter  betragen  und  soll,  insoweit  nur  Verkehrs- 
zwecke in  Frage  kommen,  auch  nie  mit  mehr  als  4  5  Meter  projectirt  werden. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken,  Balm 
liberbrückungen  und  Zufahrtsstrassenhrik'ken  ist  die  hinsichtlich  solcher  Objects- 
herstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  Sep- 
tember 1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  beziehungsweise  bei  Verwendung  von  Flusseisen 
auch  die  Verordnung  des  k.  k  Handelsministeriums  vom  29.  Jänner  1892,  R.  G.  Bl. 
Nr.  28,  ferner  sind  in  jedem  Falle  die  grundsätzlichen  Bejtimraungen  für  die 
Lieferung  und  Aufstellung  eiserner  Brücken  in  der  vom  k.  k.  Handelsministerium 
im  Jahre  1892  genehmigten  Fassung  zu  beobachton. 

Falls  es  das  Gewicht  und  die  Constructionsart  der  zu  verwendenden  Fahr- 
betriebsmi'tel  zuläst,  wird  gestattet,  den  Berechnungen  für  die  Eisenconstructionen 
der  Bahn  die  im  §  3,  lit.  7t,  Absatz  1  der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
vom  15.  September  1887,  11.  G.  Bl.  Nr.  109,  angeführte  20percentige  Ermässigung 
der  in  lit.  a  und  b  desselben  Paragraphes  normirten  Belastungen  zu  Grunde  zu  legen 
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Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Trageonstruction  offener  Unterbaa- 
objecte  sind  bei  Flüssen  und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über 
den  looalen  höchsten  Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  ans  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

Bei  der  Ausführung  der  Bahn  ist  das  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  1.  August  1892,  Z.  32904,  für  die  österreichischen  Eisenbahnen 
vorgeschriebene  Normalprofil  des  lichten  Baumes,  sowie  das  im  §  2  der  Ver- 
ordnung des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  16.  September  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109, 
bezeichnete  Liobtraumprofil  einzuhalten. 

5.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  Systeme  des  schwebenden  Stosses  nach  der  mit  ErUss 
des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  30.  Mai  1882,  Z.  14581,  genehmigten  Type, 
jedoch  mit  beiderseitigen  Winkellaschen  auszuführen. 

Die  Inanspruchnahme  der  Schienen  darf  höchstens  1000  Kilogramm  per 
Quadratoentimeter  betragen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht  per 
laufendes  Meter  mindestens  23  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  besitzen:  Länge 
2*3  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter  und  Höhe 
14  Centimeter. 

In  Bögen  von  weniger  als  260  Meter  Radius  ist  die  Verwendung  toü 
Schwellen  aus  weiohem  Holze  nur  dann  statthaft,  wenn  sämmtliohe  Schienen- 
befestigungsstellen mit  Unterlagsplatten  versehen  werden. 

In  Bögen  von  800  oder  weniger  als  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und 
Hackennägel  mindestens  entsprechend  den  vorstehend  angeführten  Oberbaunormen 
zu  verstärken. 

Der  Schotterkörper  bat  in  der  Höhe  der  Schien enunterkante  bei  Dämmen 
und  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  3  0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei 
letzteren  Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen,  in  welchem  Falle  die  Entfernung 
der  äusseren  Oberkante  derselben  von  der  Geleiseachse  mindestens  1*9  Meter 
betragen  muss. 

Die  Tiefe  des  Schotterbettes  von  der  Sohienenunterkanto  abwärts  hat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0  25  Meter  zu  betragen. 

In  Bögen  ist  die  normale  Tiefe  des  Schotterbettes  unter  dem  Fusse  der 
inneren  Schiene  des  Bogens  herzustellen. 

0.  Hochbauten. 

Die  Aufnahmsgebäude,  sowie  alle  für  die  Unterbringung  des  Bahnpersonales 
bestimmten  Hochbauten  der  Stationen  sind  in  definitiver  Weise,  im  Uebrigen  aber 
den  localen  Verhältnissen  angemessen  zu  erbauen. 

Kleinere  Warteräume  in  Stationen  können  mit  besonderer  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  auch  aus  Riegelmauerwerk  hergestellt  werden. 

Die  Hochbauten  für  den  Zugförderungs-  und  Werkstättendienst  sind  ent- 
weder in  definitiver  Weise  oder  aus  Riegelmauerwerk  auszuführen  und  mit  dto 
nöthigen  Putzgruben  auszustatten. 

Warteräume  in  Haltestellen,  ferner  die  Hochbauanlagen  für  den  Güter- 
dienst können  aus  Riegelmauerwerk  oder  auch  ganz  aus  Holz  hergestellt  werden. 

Alle  in  Riegelmauerwerk  oder  Holz  ausgeführten  Bahngebäude  haben  stets 
eine  durchgehende  Untermauerung  zu  erhalten. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  in  einem,  den  Verkehrsbedürfnissen  ange- 
passten  Ausmasse  und  im  Einklänge  mit  der  bestehenden  Landesbauordnunp. 
beziehungsweise  mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  und  Signalhütten  in  der  freien  Bahn  ist 
auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  dies  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums 
besonders  angeordnet  werden  sollte. 
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•  Die  Wärterhäuser  sind  entweder  ans  Ziegeln  oder  Stein  zu  erbauen  oder 
aus  auf  einer  Untermauerung  ruhenden  Blockwänden  zu  errichten. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen,  jedoch  müssen  mit  Schranken  nickt 
versehene  Wegübersetzungen  im  Bahnniveau,  welche  entweder  stärker  frequentirt 
sind,  oder  bei  welchen  nur  eine  beschränkte  Fernsioht  möglich  ist,  je  nach  den 
örtlichen  Verhältnissen  einerseits  oder  beiderseits  der  Rampe  auf  eine  Entfernung 
von  circa  200  Meter  von  derselben  Warnungssäulen  für  den  Locomotivführer 
erhalten. 

7.  Stationen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  mit  per- 
manentem Dienstposten  hat  höchstens  :t*2  Kilometer  zu  betragen. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanentem  Dienstposten  haben 
Passagieraborte  zu  erhalten. 

In  Haltestellen  ist  mindestens  ein  entsprechend  grosser  gedeckter  Warteranm 
herzustellen,  eventuell  können  hiefür  geeignete  in  der  Nähe  der  Bahn  liegende 
Gebäude  benützt  werden. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  ersiohtlich  zu  machen. 
Bei  Aufnahmsgebäuden  ist  dieser  Name  sowohl  an  der  Hauptfront,  eventuell  bei 
Anlage  von  Veranden  an  deren  Längsseite,  als  auch  an  beiden  Stirnseiten  derselben 
anzubringen. 

Die  Verfassung  des  Projectes  für  die  Stationen  hat  hinsichtlich  der  Oberbau- 
und  Hochbauanlagen,  und  zwar  sowohl  in  Betreff  des  Ausmasses,  als  auch  ihrer 
räumlichen  Anordnung  im  Einvernehmen  mit  der  betritbführenden  Bahnverwaltung 
zu  erfragen.  Insoferne  hierüber  eine  Einigung  nicht  erzielt  werdeu  sollte,  unter- 
wirft sich  die  Concessionätin  der  diesbezüglichen  Entscheidung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums. 

8.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphen-Sprechleituug,  in  welche  sämmtliche 
Stationen  und  permanent  besetzte  Haltestellen  eingeschaltet  sind,  zu  versehen. 

Die  Ausrüstung  der  Bahn  mit  elektrischen  Glocken-ohlagwerken  kann 
unterbleiben. 

Für  den  Betrieb  sind  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen 
und  akustischen  Signalmittel  beizustellen. 

Bei  der  Anscblussstation  sind  Distanzsi^nale  auszuführen,  deren  Stellung  in 
eine  entsprechende  mechanische  Abhängigkeit  von  jener  der  Weichen  zu  bringen  ist. 

9.  Fahrbetriebsmittel. 

Die  Beistellung  der  erforderlichen  Falirbetriebsmittel  erfolgt  durch  die 
Concessionärin  nach  Massgabo  der  biefür  festzusetzenden  Bestimmungen  des  k.  k. 
Handelsministeriums. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen : 

2  Locomotiven  mit  je  3  gekuppelten  Achsen;  dieselben  erhalten  beiderseits 
anraontirte  Sohneepflugscharen  und  in  beiden  Richtungen  durchgehende  Uampf- 
heizschläuohe; 

3  Personenwagen 

1  Dienstwagen  (Post-,  GepMcks-  und  Conducteurwagen). 

Die  Personen-  und  Dienstwagen  sind  für  Dampfheizung  einzurichten. 

Sämmtliche  Wagen  sind  mit  Bremsvorrichtungen,  welche  vom  Wagen  aus 
bethätigt  werden  können,  zu  versehen  und  mit  gedeckten  und  geschlossenen  Brems- 
sitzen auszuführen. 

Die  Plane  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Verfassung  den  Bestimmungen 
der  Verordnungen  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840 
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(Centralblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt  Nr.  15  ex   1887),   und  vom 

I.  August  1892,  Z.  32904  (Verordnungsblatt  des  k.  k.  Handelsministeriums  für 
Eisenbahnen  und  Schiffahrt  Nr.  87  ex  1892),  Rechnung  zu  tragen. 

Die  Vorlage  dieser  Pläne  hat  vor  Verfassung  der  Projectspläne  für  die 
Unterbauobjecte  der  Bahn  zu  erfolgen.  Nach  Genehmigung  der  Pläne  für  die 
Fahrbetriebsmittel  wird  entschieden  werden,  in  wieweit  von  der  im  §  3,  lit.  h  der 
Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  September  1887,  R.  G.  Bl. 
Nr.  109,  sowie  im  Punkt  4  der  gegenwärtigen  Bedingnisse  erwähnten  Ermässigung 
der  Verordnungslasten  Gebrauch  gemacht  werden  darf. 

10.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  ferner  die  Schienen  und  sonstigen  Bahnbestandtbeile,  sowie 
sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  und  Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  im 
Inlaude,  beziehungsweise  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insoferne  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
den  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

II.  Behandlung  von  archäologischen  und    kunsthistorischen  Fund- 

gegenständen. 

Archäologische  und  kunsthistorische  Funde,  welche  bei  den  Bauarbeiten 
vorkommen  sollten,  sind  sofort  der  k.  k.  Centralcommission  für  Erforschung  und 
Erhaltung  der  Kunst-  und  historischen  Denkmale  in  Wien  anzuzeigen. 

Die  Concessionärin  hat  diesfalls  den  Bestimmungen  des  Erlasses  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vom  6.  Mai  1889,  Z.  18032  (Verordnungsblatt  des  k.  k. 
Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt  Nr.  60  ex  1889),  zu  entsprechen 
und  den  Anordnungen  der  genannten  k.  k.  Centralcommission  gewissenhaft  Folge 
zu  leisten. 

Wien,  am  7.  August  1893. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 

Bezüglich  des  Betriebes  und  der  Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  haben 
laut  des  Erlasses  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  7.  August  1893,  Z.  19247. 
die  für  die  Stammliuie  Reichenberg-Gablonz-Tannwald  geltenden  Bestimmungen 
(Concessionsbedingnisse  vom  26.  Juli  1886,  II.  Betrieb)  auch  auf  die  FIttgelbahu 
Morohenstern-Josefsthal  Anwendung  zu  finden. 

5.  Statuten 

der  Beichenberg- Gablonz-Tann walder  Eisenbahn. 

I.  Titel. 

Allgemeine  Bestimmungen. 
§  l. 

Auf  Grund  dos  §  6  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
3.  Juli  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  130  ex  1886,  durch  welche  der  Firma 
„Lindheim  &  Comp."  in  Wien   das  Recht  aum  Baue  und  Betriebe 
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einer  als  normalspurige  Localbabn  auszuführenden  Locomotiveiseubahn 
von  der  Station  Reicbenberg  der  k.  k.  priv.  Süd-Norddeutschen  Ver- 
bindungebahn über  Maffersdorf  nach  Gablonz  an  der  Neisse  nebst  einer 
eventuellen  Fortsetzung  von  Gablonz  nach  Tannwald  ertheilt  wurde, 
wird  eine  Actiengesellschaft  gebildet,  welche  in  alle  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten des  Concessionärs  eintritt. 

§  2. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  im  §  1  erwähnten  Localbahn  Reichen - 
berg-Gablonz  und  der  gleichfalls  daselbst  erwähnten  Fortsetzung 
von  Gablonz  nach  Tannwald; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  anderer  normal«  oder  schmalspuriger  Eisen- 
bahnen, Strassenbahnen  oder  Dampftramways,  deren  Concession 
von  der  Gesellschaft  später  erworben  werden  sollte,  sowie  von 
Schleppbahnen  zu  einzelnen  industriellen  Etablissements,  deren 
Errichtung  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  bewilligt  wird; 

c)  unter  der  Voraussetzung  der  Erwirkung  der  staatlichen  Genehmigung 
die  Erwerbung  anderer  Eisenbahnen  zum  Zwecke  des  Ausbaues 
oder  des  Betriebes,  sowie  die  Uebernahme  des  Betriebes  anderer 
bestehender  Eisenbahnen ; 

d)  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  solcher  Unternehmungen,  zu 
denen  die  Gesellschaft  durch  specielle  Concessionen  oder  beson- 
dere Bewilligung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ermächtigt  wird, 
insoweit  die  vorgedachten  Unternehmungen  mit  den  der  Gesell- 
schaft concessionirten  Eisenbahnunternehmungen  in  unmittelbarer 
Verbindung  stehen. 

§  3. 

Die  Actiengesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien.  Dieselbe  ist 
berechtigt,  über  besondere  Ermächtigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
Filialen  im  In-  und  Auslande  zu  errichten. 

§  4. 

Die  Gesellschaftsfirma  „ Reichenberg- Gablonz-Tann walder  Eisen- 
bahn", welche  an  Stelle  der  zu  löschenden,  seinerzeit  ordnungsgemäss 
protokollirten  früheren  Firma  „Localbahn  Reichenberg-Gablonz"  zu 
treten  hat,  wird  nach  Vorschrift  des  Handelsgesetzbuches  im  Handels- 
register des  k.  k.  Handelsgerichtes  zu  Wien  eingetragen.  Die  Firma 
der  Gesellschaft  wird  in  der  Art  gezeichnet,  dass  dem  vorgedruckten 
oder  von  wem  immer  vorgeschriebenen  Namen  der  Gesellschaft  ent- 
weder zwei  Verwaltungsräthe  collectiv  oder  ein  Verwaltungsrath  und  ein 
mit  der  Procura  betrauter  Geeellschaftsbeamter  (letzerer  mit  einem  die 
Procura   andeutenden  Zusätze)  ihre  Unterschrift  beisetzen. 

68* 
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§  5. 

Die  Gesellschaft  bat  sich  am  29.  November  1888  constituirt  and  ist 
bei  dem  k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien  protokollirt  worden. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablaufe  der  Concessionsdauer  der 
ihr  gehörigen  Bahnen,  soferne  nicht  nach  den  Bestimmungen  des 
Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren  Erlöschens  der  Concession, 
oder  durch  Einlösung  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien  seitens  des 
Staates,  oder  endlich  über  einen  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
genehmigten  Beschluss  einer  Generalversammlung  eine  frühere  Auflösung 
erfolgen  sollte. 

§  6. 

Die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  statutenmäßigen  Kund- 
machungen werden  rechtswirksam  durch  einmalige  Einschaltung  in  die 
amtliche  „Wiener  Zeitung"  veröffentlicht 

IL  Titel. 
Gesellschaftscapital. 
§  7. 

Das  Gesellschaftscapital  wird  gebildet: 

a)  aus  Prioritätsactien ; 

b)  aus  Stammactien  lit.  A; 

c)  aus  Stammactien  lit.  B. 

Die  Summe  der  jeweilig  ausgegebenen  Prioritätsactien  darf  zwei 
Drittel  des  gesammten  Gesellschaftscapitales  nicht  übersteigen. 

§  8. 

Das  Actiencapital,  welches  ursprünglich  aus  4325  Stück  Prioritäts- 
und 2175  Stammactien,  zusammen  aus  6500  Stück  volleingezahlten,  auf 
den  Ueberbringer  lautenden  Actien,  a  200  fl.  öaterr.  Währ,  im 
Gesammtbetrage  von  1,300.000  fl.  österr.  Währ,  bestand,  wurde  auf 
Grund  des  Generalversammlungsbeschlusses  vom  21.  Mai  1892,  be- 
ziehungsweise 2.  März  1893  durch  Ausgabe  von  925  Stück  Prioritäts- 
actien im  Betrage  von  185.000  fl.  und  940  Stück  Stammactien  lit.  B 
im  Betrage  von  fl.  188.000  erhöht  und  besteht  derzeit  aus  1,050.000  fl. 
in  5250  Stück  Prioritätsactien,  dann  aus  435.000  fl.  in  2175  Stück 
Stammactien  lit.  At  endlich  aus  188.000  fl.  in  940  Stück  Stammactien 
lit  B,  zusammen  aus  1,673.000  fl.  österr.  Währ,  in  8365  Stück  voll- 
eingezablten,  auf  den  Ueberbringer  lautenden  Actien  ä.  200  fl. 
österr.  Währ  per  Stück. 

Die  Prioritäts-  und  Stammactien  (lit.  A  und  B)  sind  je  mit  fort- 
laufenden Nummern  nach  den  beiliegenden  Formularien  1,  2  und  3  aus- 
zufertigen und  mit  CoupoDS  und  Talons  nach  den  Formularien 
4,  5,  6,  respective  7,  8,  9  zu  versehen. 
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Die  Actien  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für  jede 
Actie  nur  Ein  Eigenthümer  anerkannt. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  berechtigt,  unter  den  von  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  festzusetzenden  Bedingungen  Prioritätsobli- 
gationen, welche  mit  4  Percent  zu  verzinsen  und  innerhalb  der  Con- 
cessionsdauer  für  die  im  §  1  beziehungsweise  §  2,  lit.  a  bezeichneten 
Eisenbahnlinien  zurückzuzahlen  sind,  im  Nominalbetrage  von  höchstens 
5,818.000  Kronen  der  mit  dem  Gesetze  vom  2.  August  1892, 
E.  G.  Bl.  Nr.  126,  festgestellten  Währung  oder  2,909  000  fl.  österr.  Währ, 
auszugeben. 

§  »• 

Im  Falle  der  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmungen 
im  Sinne  der  Bestimmungen  des  §  2,  lit.  b,  e  und  d,  sowie  im 
Falle  von  in  Zukunft  nothwendig  werdenden  Vervollständigungsbauten 
und  Investitionen  für  die  Eisenbahnunternehmung,  kann  jederzeit  das 
Gesellschaftscapital  entsprechend  vermehrt  werden  (§  34,  lit.  t). 

Hiezu  ist  stets  die  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
erforderlich.  Jede  Erhöhung  des  GeseDschaftscapitales  ist  dem 
k.  k.  Handelpgerichte  anzuzeigen. 

§  10. 

Sowohl  die  Prioritätsobligationen  (§  8  letzter  Absatz)  als  die 
(Priorität*-  und  Stamm-) Actien  werden  nach  Massgabe  eines  der  staat- 
lichen Genehmigung  unterliegenden  Tilgungsplanes  innerhalb  der  Con- 
cessionsdauer  der  im  §  2  sub  a  erwähnten  Linien  in  der  Weise  amortisirt, 
dass  die  Tilgung  der  Actien  erst  nach  erfolgter  gänzlicher  Bückzahlung 
der  Prioritätsobligationen  beginnt,  die  Amortisation  der  Prioritätsactien 
derjenigen  der  Stammactien,  unter  diesen  aber  die  Tilgung  der  Stammactien 
lit.  A  derjenigen  der  Stammactien  lit.  B  vorangeht  (§  43,  Z.  2  und  3). 

An  Stelle  der  getilgten  Stamm-  und  Prioritätsactien  werden 
Genus8»cheine  ausgegeben,  welche  nach  §§  43,  Z.  7,  und  46,  an  der 
Superdividende  participiren. 

9 

III.  Titel. 
Verwaltungsrath. 
§  12. 

Der  Verwaltungsrath  besteht  aus  mindestens  7  und  höchstens 
10  Mitgliedern. 
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Mindestens  zwei  Drittel  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
müssen  die  Staatsbürgerschaft  in  einem  der  Ländergebiete  der  Öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  besitzen  und  innerhalb  der  letzteren 
ihren  Wohnsitz  haben. 

§  13. 

Die  Anzahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  innerhalb  der 
Grenze  der  vorangehend  fixirten  Ziffern  bestimmt  die  Generalver- 
sammlung. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  durch  die  General- 
versammlung auf  eine  Functionsdauer  von  drei  Jahren  gewählt  (§  14). 

§  H. 

Von  den  gewählten  Mitgliedern  haben  jährlich  bei  der  ordentlichen 
Generalversammlung  diejenigen  auszutreten,  deren  dreijährige  Functions- 
dauer abgelaufen ,  ist. 

In  allen  Fällen  sind  die  Austretenden  wieder  wählbar. 

§  15. 

Wenn  ein  Mitglied  vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  ausscheiden 
sollte,  so  ist  die  Ersatzwahl  für  die  restliche  Functionsdauer  von  der 
nächsten  ordentlichen  Generalversammlung  vorzunehmen. 

Im  Uebrigen  können  in  diesem  Falle  auch  durch  Beschluss  des 
Verwaltungsrathes  an  Stelle  der  ausgetretenen  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes Ersatzmänner  provisorisch  bis  zur  nächsten  ordentlichen 
Generalversammlung  cooptirt  werden. 

§  16. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  für  die  Dauer 
seiner  Function  25  Actien  der  Gesellschaft  sammt  den  dazugehörigen 
nicht  fälligen  Coupons  bei  der  Gesellschaft  als  Caution  zu  hinterlegen, 
welche  während  seiner  Function  und  nach  deren  Aufhören  bis  zur  Geneh- 
migung der  auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnungen  vom  Erleger  weder 
veräussert  noch  verpfändet  werden  dürfen. 

Erst  nach  erfolgtem  Erläge  dieser  Actien  kann  das  Mitglied  seine 
Function  antreten. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  vierzehn  Tagen  nach 
erfolgter  Berufung  gilt  als  Ablehnung  der  Wahl. 

§  17. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen 
Präsidenten  und  einen  Vicepräsidenten,  sowie  unbeschadet  der  Bestim- 
mungen des  Artikels  231  H.  G.  B.  ein  aus  drei  Mitgliedern  bestehendes 
Executivcomite\  Der  Wirkungskreis,  sowie  die  Vertretung  der  Mitglieder 
des  letzteren  in  Verhinderungsfällen  wird  durch  ein  besonderes,  vom 
Verwaltungsrathe  zu  erlassendes  Reglement  bestimmt. 
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§  18. 

Der  Verwalttin gsrath  versammelt  sich  am  Sitze  der  Gesellschaft 
(§  3)  über  Einladung  des  Präsidenten,  beziehungsweise  dessen  Stell- 
vertreters oder  auf  Verlangen  von  drei  Mitgliedern,  so  oft  es  die  Ge- 
schäfte erfordern,  mindestens  aber  Einmal  im  Monat.  Die  Einladung 
erfolgt  schriftlich  unter  Bekanntgabe  der  wichtigeren  Verhandlunge  - 
gegenstände. 

§  19. 

Zur  Beschlubsfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnungs- 
mässig  erfolgte  Einladung  aller  Mitglieder  und,  nebst  dem  Vorsitzenden, 
die  Anwesenheit  von  zwei  Mitgliedern  erforderlich. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  können  sich  in  ihrer  Ab- 
wesenheit durch  ein  anderes  Mitglied  vertreten  lassen.  Jedes  Mitglied 
des  Verwaltungsrathes  kann  jedoch  nur  eine  Vertretungsvollmacht 
übernehmen. 

§  20. 

Der  Verwaltungsrath  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  Geschäfte 
der  Gesellschaft  betraut.  Er  verttitt  die  Gesellschaft  als  Vorstand  im 
Sinne  der  Bestimmungen  der  Artikel  227  bis  241  des  H.  G.  B. 

Dem  Verwaltungsrathe  steht  die  Ernennung  der  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft  und  die  Erlheilung  der  Procura  an  Beamte  der 
Gesellschaft  zu. 

Er  entscheidet  überhaupt  in  allen  Fragen,  welche  nicht  aus- 
drücklich der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

§  21. 

Der  Verwaltungsrath  kann,  unbeschadet  der  Bestimmungen  der 
Artikel  231  und  234  H.  G.  B.,  durch  eine  Specialvollmacht  die  Aus- 
übung seiner  Befugnisse  an  ein  oder  mehrere  Mitglieder  aus  seiner 
Mitte  oder  an  Beamte  der  Gesellschaft  Übertragen. 

§  22. 

Der  Verwaltungsrath  beschliesst  seine  Geschäftsordnung,  unbeschadet 
der  Bestimmungen  der  Artikel  231  und  234  H.  G.  B.,  ebenso  bestimmt 
er  die  Reglements  und  Instructionen  für  die  Beamten  und  Diener  der 
Gesellschaft. 

Ihm  steht  die  Bestrafung  von  Dienstvergehen,  wie  auch  die 
etwaige  Suspension  und  Entlassung  der  Beamten  und  Diener  der  Gesell- 
schaft zu. 

§  23. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  der  gegen- 
wärtigen und  durch  Vollmacht  vertretenen  (§  19)  Mitglieder  gefasst. 
Der  Vorsitzende  giebt  seine  Stimme  wie  jedes  andere  Mitglied  ab.  Bei 


Digitized  by  Google 


1080  Reichenberg- Gablonz-Tannwald«r  EiBenbahn. 

gleicbgetheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschluss  erhoben, 
welcher  sich  der  Vorsitzende  angeschlossen  hat. 

Alle  Wahlen  geschehen  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt, 
so  fiudet  die  engere  Wahl  zwischen  Jenen  statt,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhalten  haben. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§  24. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrath  es  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  einem  anderen  Verwaltungs- 
rathsmitgliede  zu  unterzeichnen  sind. 

§  25. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  gemessen  die  im  §  43  festge- 
setzte Tantieme  vom  Reingewinne.  Die  Festsetzung  des  Werthes  der  An- 
wesenheitsmarken für  die  Theilnahme  an  den  Sitzungen  des  Verwaltungs- 
rathes und  des  Executivcomit<*j  erfolgt  alljährlich  durch  die  ordentliche 
Generalversammlung.  Bis  zur  ersten  ordentlichen  Generalversammlung 
wird  der  Werth  dieser  Anwesenheitsmarken  mit  10  fl.  Ö3terr.  Währ, 
festgesetzt.  Eine  etwaige  besondere  Entlohnung  der  Mitglieder  des 
Executivcomitös  kann  von  der  Generalversammlung  beschlossen  werden. 

§  26. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  wer  in  einem  directen  Vertrags - 
Verhältnisse  als  Bauunternehmer,  Lieferant  n.  s.  w.  zur  Gesellschaft 
steht  wer  in  Coucurs  verfallen  ist  oder  die  Zahlungen  eingestellt  hat,  ohne 
seine  Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben,  wer  wegen  eines  Verbrechens 
oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die  öffent- 
liche Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen  Ueber  tretung 
in  Untersuchung  steht,  oder  schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann  nicht 
Mitglied  des  Verwaltungsrathes  sein.  Der  Eintritt  eines  solchen  Ver- 
hältnisses während  der  Functionsdauer  hat  unmittelbar  den  Verlast  der 
Stelle  zur  Folge. 

IV.  Titel. 

Generalversammlung. 
§  27. 

Die  Statuten mässig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre  und  hat  die  den  Actionären  zustehenden  Rechte 
auszuüben.  Die  von  der  Generalversammlung  statutenmäßig  gefassten 
Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre  bindend. 
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§  28. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  alljährlich  innerhalb  des 
ersten  Semesters  am  Sitze  der  Gesellschaft  zusammen.  Eine  ausserordentliche 
Generalversammlung  wird  vom  Verwaltungsrathe  einberufen,  und  zwar 
nach  dessen  Ermessen  oder  über  Beschluss  einer  Generalversammlung, 
oder  endlich  wenn  dies  von  dem  Revisionsausschusse  (§  40)  oder  von 
einem  oder  mehreren  Actionären,  dessen,  respective  deren  Actienbesitz 
den  zehnten  Theil  des  Actiencapitales  repräsentirt,  beantragt  wird. 
In  letzteren  beiden  Fällen  muss  die  ausserordentliche  Generalver- 
sammlung längstens  bionen  30  Tagen  nach  Einbringung  des  Antrages 
einberufen  werden  (§29).  Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer 
Legitimation  erforderlichen  Actien  bei  der  Gesellschaftscasse  oder  an 
einer  anderen,  vom  Verwaltungsrathe  zu  bezeichnenden  Depotstelle  zu 
hinterlegen  und  gleichzeitig  den  Gegenstand  und  die  Gründe  anzugeben, 
welche  den  Anlass  zu  dem  gestellten  Begehren  bilden. 

§  29. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  General- 
versammlung muss  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltung 
erfolgen,  und  muss  in  der  Einberufungskundmachung  (§  6)  der  Zweck 
der  Generalversammlung  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht  werden. 

In  das  Verhandlungsprogramm  der  Generalversammlung  sind  auch 
jene  Anträge  aufzunehmen,  welche  von  einem  oder  mehreren  Actionären, 
die  ihr  Stimmrecht  durch  Hinterlegung  der  Actien  nachzuweisen  haben, 
wenigstens  30  Tage  vor  Einberufung  der  Generalversammlung  schriftlich 
angemeldet  worden  sind.  Die  Anmeldung  hat  beim  Verwaltungsrathe  zu 
gesehen  en.  Ueber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  in  der  Einberufungs- 
kundmachung nicht  angekündigt  ist,  können  Beschlüsse  nicht  gefasst 
werden.  Nur  über  den  Antrag  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  kann  ohne  vorherige  Ankündigung  oder  Verlaut- 
barung beschlossen  werden  (Artikel  238  H.  G.  B). 

§  30. 

Stimmberechtigt  bei  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer 
von  Stamm-  oder  Prioritätsactien,  welcher  mindestens  25  Stück  dieser 
Actien  spätestens  8  Tage  vor  Zusammentritt  der  statutenmässig  ein- 
berufenen Generalversammlung  bei  der  Gesellschaftscasse  oder  an  einer 
anderen  in  der  Einberufungskundmachung  bezeichneten  Depotstelle 
erlegt. 

Für  die  hinterlegten  Actien  erhalten  deren  Besitzer  Legitimations- 
karten, welche  auf  den  Namen  lauten,  die  Zahl  der  deponirten  Actien 
und  die  darauf  entfallenden  Stimmen  ausweisen  und  nur  für  die  be- 
zeichnete Person  oder  deren  gehörig  legitimirteu  Bevollmächtigten 
(§  32)  gelten. 
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§  81. 

Je  25  Actien  gewahren  dem  Inhaber  eine  Stimme. 

Die  Stamm-  und  Prioiitatsactien  geniessen  gleiches  Stimmrecht, 
eo  dass  letzteres  nicht  targiit  wird,  wenn  der  Besitz  eines  Actionär« 
theils  aus  Stamm-,  theils  ans  Prioritätsactien  besteht. 

§  32. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  einen  anderen  stimm* 
berechtigten  Actionär  im  Wege  der  Bevollmächtigung  ausgeübt  werden, 
doch  darf  kein  Actionär  mehr  als  50  Stimmen  im  eigenen  oder  im 
Vollmachtsnamen  vereinigen.  Pflegebefohlene  oder  juristische  Personen 
üben  das  Stimmrecht  durch  ihre  gesetzlichen  oder  statutenmäßigen 
Vertreter,  Frauen  durch  Bevollmächtigte  aus,  welche  nicht  Actionare 
der  Gesellschaft  sein  müssen. 

§  33. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
der  Vicepräsident  des  Verwaltungsrathes,  in  deren  Verhinderung  ein  vom 
Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmtes  Mitglied  desselben. 

§  34. 

Der  Generalversammlung  ist  folgender  Wirkungskreis  vorbehalten: 

a)  die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes  und  die  Beschlüsse 
über  denselben; 

b)  die  Bestimmung  der  Anzahl  und  die  Wahl  der  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  (§§  12  bis  15); 

c)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  Beschlussfassung  Über 
die  Verwendung  des  Gewinnes; 

d)  die  Beschlussfassung  über  die  Aenderung  der  Statuten; 

e)  die  Beschlussfassung  über  den  Bau  oder  die  Erwerbung  neuer 
Linien ; 

f)  die  Beschlussfassung  über  die  Vergebung  des  Betriebe«  der  gesell- 
schaftlichen Linien: 

g)  die  Beschlussfassung  über  die  Veräußerung  aller  oder  einzelner 
der  Gesellschaft  gehörigen  Linien; 

h)  die  Beschlussfassung  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  5) 
und  insbesondere  die  Uebertragung  ihres  Vermögens  und  ihrer 
Schulden  an  eine  andere  Actiengesellschaft  gegen  Zuweisung  von 
Actien  der  letzteren  an  dieselbe  (Art.  215  H.  G.  B.); 

ij  die  Beschlussfassung  über  die  Erhöhung  des  Actiencapitales  und 
die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  (§§  8  und  9); 

k)  die  Wahl  des  Revisioosausfcbusses  zur  Prüfung  der  Bilanz; 

l)  die  Festsetzung  der  Entlohnung  des  Executivcomites  and  des 
Werthes  der  Anwesenheitsmarken  für  die  Theilnahme  an  den 
Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  und  des  Executivcomitäs  (§  26). 


Digitized  by  Google 


Reiohenberg-Gablons-Tannwalder  Eisenbahn.  1083 


Beschlüsse  über  die  in  den  vorstehenden  Punkten  d  bis  einschliess- 
lich »  angeführten  Gegenstände  unterliegen  der  Genehmigung  der  k.  k. 
Staaatsverwaltung. 

§  35. 

Zur  Bescblusßf  äliigkeit  einer  Generalversammlung  ist  die  Anwesenheit 
von  mindestens  zehn  Actionären  erforderlich,  welche  im  eigenen  oder 
Vollmachtsnamen  (§  32)  wenigstens  den  zt hüten  Theil  des  gesammten 
Actiencapitales  vertreten. 

Ueber  die  im  §  34  unter  d,  e,  g,  h  und  »  angeführten  Gegenstände 
jedoch  können  Beschlüsse  nur  in  dem  Falle  gefasst  werden,  wenn 
mindestens  der  vierte  Theil  des  gesammten  Actiencapitales  vertreten  ist. 

§  36. 

Ist  eine  gehörig  einberufene  Generalversammlung  nicht  im  Sinne 
des  §  35  bimen  einer  Stunde  nach  dem  für  die  Versammlung  anberaumten 
Zeitpunkte  beschlussfähig,  so  wird  sie  vertagt,  ist  aber  binnen  8  Tagen 
auf  einen  innerhalb  längstens  30  Tagen  gelegenen  Teimin  neuerlich 
einzuberufen. 

Die  zweite  Versammlung  ist  nur  über  die  in  der  Kundmachung  der 
früheren  Generalversammlung  angeführten  Gegenstände,  bezüglich  dieser 
jedoch  in  jedem  Falle  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Actionäre, 
und  die  Summe  des  durch  sie  vertretenen  Actiencapitales  giltigen 
Beschluss  zu  fassen  berechtigt,  was  in  der  Einberufungskundmachung 
ausdrücklich  angeführt  werden  muEB. 

§  37. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Vorsitzenden;  die  im  §  34,  Absatz  dt  et  g,  A,  und  i  angeführten 
Beschlüsse  bedürfen  zu  ihrer  Giltigkeit  einer  Majorität  von  zwei  Drittel 
der  vertretenen  Stimmen. 

§  38. 

Alle  Wahlen  werden,  insoferne  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst  Stimm- 
zettel vorgenommen. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  aD gesehen,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  grösste  Anzahl  von  Stimmen,  zugleich 
aber  auch  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  die  absolute  Stimmenmehrheit  nicht 
erzielt,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen  jenen,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhielten. 

In  die  engere  Wahl  kommt  die  doppelte  Zahl  der  zu  Wählenden. 

Erhalten  zwei  Mitglieder  in  der  engeren  Wahl  die  gleiche  Stimm- 
zahl, so  ist  derjenige  als  gewählt  zu  betrachten,  welcher  zur  betreffenden 
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Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen  Actienbesitz  ausgewiesen 
hat.  Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los  nach  einer  vom 
Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 

§  39. 

Bei  Eröffnung  der  Generalversammlung  ernennt  der  Vorsitzende 
einen  Schriftführer  und  werden  von  der  Generalversammlung  aus  den 
anwesenden  Actionären  zwei  Scrutatoren  gewählt.  Ueber  die  Verbandlungen 
wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  vom  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer 
und  den  Scrutatoren  zu  unterzeichnen  ist. 

i 

V.  Titel. 

Revisionsausschuss. 
§  40. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestellte  Revisions- 
ausschuss besteht  aus  zwei  Mitgliedern  und  einem  Ersatzmann,  welche 
alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der 
Verwaltung  nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt 
werden. 

Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mit- 
gliedes des  Revisionsausschusees  in  Function. 

§  41. 

Der  Revisionsauschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  in  die 
Bücher  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen.  Er  hat  seinen  Befund  der 
Generalversammlung  vorzulegen. 

VI.  Titel. 

Geschäftsführung  und  Gewinnverwendung. 

§  42. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  stets  am  1.  Jänner 
und  endet  am  31.  December. 

§  43. 

Die  Rechnungen  werden  am  31.  December  jedes  Geschäftsjahres 
abgeschlossen  und  dem  Revisionsausschusse  zur  Prüfung  vorgelegt 
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Aus  den  Betriebseinnahmen  sind  vor  allem  zu  decken: 

1.  Die  laufenden  Betriebs-  und  Verwaltungsauslagen. 

2.  Die  Tilgungsquoten  und  Zinsen  für  die  Prioritätsobligationen, 
sowie  für  etwaige  sonstige  Anlehen  oder  schwebende  Schulden. 

3.  Die  zur  Amortisation  des  gesammten  Actiencapitales  erforderliche 
Quote. 

4.  Eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  5  Percent  an  die  noch  im 
Umlauf  befindlichen  Priorität 8-  und  Stammactien,  wobei  die  Prioritäts- 
actien  den  Vorrang  vor  den  Stammactien  und  die  Stammactien  lit.  A 
den  VorraDg  vor  den  Stammactien  lit.  B  gemessen,  derart,  dass  zuerst 
die  Prioritatsactien,  sodann  die  Stammactien  lit.  A  und  endlich  die 
Stammactien  lit.  B  auf  eine  Dividende  bis  zu  5  Percent  Anspruch 
haben. 

Die  Stammactien  lit.  B  participiren  übrigens  in  der  obigen  Weise 
erst  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  der  Strecke  Gablonz-Tannwald, 
und  zwar  pro  rata  temporis. 

Eine  Nachzahlung  auf  die  Dividende  der  Prioritätsactien  und  be- 
ziehungsweise der  Stammactien  lit.  A  respective  B  aus  dem  Reinerträg- 
nisse eines  späteren  Jahres  findet  nicht  statt. 

Von  dem  nach  Deckung  der  vorangehenden  Posten  (Z.  1  bis  4) 
verbleibenden  Reste  werden 

5.  zuvörderst  10  Percent  zur  Dotirung  des  Reservefondes  (§  44) 
verwendet;  sodann 

6.  10  (zehn)  Percent  des  nach  diesem  Abzüge  (Z.  5)  sich  er- 
gebenden Restes  dem  Verwaltungsrathe  als  Tantieme  zugewiesen; 

7.  der  alsdann  noch  erübrigende  Betrag  wird  als  Superdividende 
auf  die  Prioritäts-  und  Stammactien  (lit.  A  und  B\  endlich  auf  die 
Genussscheine  gleichmässig  aufgetheilt. 


Der  Reservefond  hat  die  Bestimmung,  die  Mittel  zu  bieten  zur 
Bestreitung  allfälliger  aussergewöhnlicher  Nachschaffungen,  der  Koste u 
für  Erweiterungen  der  gesellschaftlichen  Anlagen,  welche  nicht  durch 
Capitals Vermehrung  aufgebracht  werden,  sowie  der  Auflagen  für  Er- 
neuerung des  Oberbaues  der  Bahnausrtistung  und  jener  Objecte,  die 
durch  den  Gebrauch  schadhaft  werden. 

Diesem  Reservefonde,  welchem  zunächst  ein  Effectivbetrag  von 
25.000  fl.  aus  dem  ersten  Anlagecapitale  zugewiesen  worden  ist,  wird 
weiters  ein  effectiver  Betrag  von  mindestens  95.000  fl.  aus  dem  Anlage- 
capitale für  die  Fortsetzungsstrecke  Gablonz-Tannwald  und  für  die 
Flügelbahn  in  das  Kamnitzthal  zugewendet;  ferner  sind  demselben  die 
sämmtlichen  in  Folge  von  Minderleistungen  etwa  bereits  erzielten  und 
eventuell  noch  weiter  zu  erzielenden  Ersparnisse  gegenüber  den  beztig- 
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liehen  genehmigten  Baucapitalien,  sowie  die  der  Gesellschaft  etwa 
zukommenden  Antheile  an  dem  Gewinne  der  Bauunternehmung  für  die 
Fortsetzungsstrecke  Gablonz-Tannwald  gutzubringen. 

Dieser  Fond  wird  gemäss  der  Bestimmung  des  §  43,  Punkt  5, 
insolange  dotirt,  bis  er  10  Percent  des  gesammten  Actiencapitales 
erreicht. 

Sinkt  der  Reeervefond  unter  diesen  Betrag,  so  hat  die  statuten- 
mässige  Ergänzung  wieder  zu  beginnen. 

Der  Reservefond  hat,  insoweit  er  aus  dem  Anlagekapital  gebildet 
ist  und  nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  verbraucht  sein 
sollte,  im  Falle  der  staatlichen  Einlösung,  sowie  des  Heimfalles  der 
concessionirten  Bahnlinien  in  das  lastenfreie  Eigenthum  des  Staates 
überzugehen. 

§  45. 

Die  Einlösung  der  amortisirten  gesellschaftlichen  Titres  (§  10) 
sowie  die  Zahlung  der  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden  erfolgt 
an  der  Gesellschaftscasse  oder  bei  den  vom  Verwaltungsrathe  biezu 
bestimmten  Zahlstellen. 

Alle  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht  binnen 
3  Jahren  nach  deren  Fälligkeit  behoben  sind,  verfallen  zu  Gunsten  des 
Reservefondes  (§  44). 

§  46. 

Den  Besitzern  der  getilgten  Stamm-  oder  Prioritätaactien  wird 
längstens  6  Monate  nach  der  Ziehung  der  Nominalbetrag  der  Actien 
nebst  dem  Betrage  der  letztfälligen  und  etwa  noch  unbehobenen,  noch 
nicht  verjährten  Coupons  bar  ausbezahlt  und  für  jede  getilgte  Actie 
sammt  dazu  gehörigen,  noch  nicht  verfallenen  Dividendenscheinen  und 
Talon  ein  auf  Ueberbringer  lautender,  mit  Superdividendencoupon 8  und 
Talon  versehener  Genussschein  ausgefolgt. 

Solche  Genussscheine  berechtigen  zum  Bezüge  der  gemäss  §  43 
Punkt  7  zufolge  Beschlusses  der  Generalversammlung  zur  Verth  eil  ung 
gelangenden  Superdividende. 

An  der  im  §  43,  Punkt  4,  erwähnten  5percentigen  Dividende 
partieipiren  die  Genussscheine  nicht. 

Bei    der    Beurtheilung    der    Beschlussfähigkeit    einer  General 
Versammlung,  bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen  Capital  es, 
dann  bezüglich  des  Stimmrechtes  sind  die  Genussscheine  den  Actien 
gleichgestellt. 

Das  Formular  der  Genussscheine  ist  seinerzeit  von  dem  Verwaltungs- 
rathe der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 
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VII.  Titel. 
Schlussbestimmungen. 
§  47. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  hat  die  Generalversammlung 
über  die  Art  der  Liquidation  sn  besehlieasen  und  die  Liquidatoren  zu 
wählen.  Sollte  die  Generalversammlung  die  Beschlussfassung  über  diese 
Massregeln  unterlassen,  so  findet  die  Liquidation  nach  den  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuches  statt.  Die  Liquidatoren  können  mit  Genehmigung 
der  Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte 
und  Pflichten  der  aufgelösten  Gesellschaft  auf  Andere  übertragen. 

Sobald  die  Liquidatoren  ernannt  sind,  hört  die  Wirksamkeit  des 
Verwaltungsrathes  auf,  während  die  Befugnisse  der  Generalversammlung 
und  des  Revisionsausscbnsses  auch  während  der  Iyquiiation  fortbestehen. 

Von  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  die  etwa  noch  nicht  amortisirten  Prioritäts- 
obligationen,  sowie  eventuell  sonstige  Schulden  zu  tilgen. 

Bezüglich  des  erübrigenden  Vermögens  gemessen  sodann  in  Betreff 
des  eingezahlten  Capitales  die  Prioritätsactien  das  Vorrecht  vor  den 
Stammactien  lit.  A  und  die  Stammactien  lit.  Ä  das  Vorrecht  vor  den 
Stammactien  lit.  B. 

Die  nach  der  Deckung  der  Prioritäts-  und  Stamm actieneinlagen 
etwa  resultirendeu  Ueberschüsse  sind  gleichmässig  unter  die  Besitzer 
von  Prioritäts-  und  Stammactien  (lit.  A  und  2?),  respective  von  Genuss- 
scheinen derselben  zu  vertheilen. 

§  48. 

Insoweit  durch  diese  Statuten  nicht  besondere  Bestimmungen 
getroffen  sind,  haben  in  allen  Fällen  die  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches vom  17.  December  1862  zur  Anwendung  zu  kommen. 
Streitigkeilen  aus  dem  Gesellecbafts  Verhältnisse  sind  vor  den  competenten 
Gerichten  auszutragen. 

§  49. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  es  vorbehalten,  das  ihr  zustehende 
Aufsichtsrecht  durch  einen  von  ihr  ernannten  landesfürsttichen  Commissär 
auszuüben. 

Derselbe  hat  insbesondere  das  Recht,  den  Sitzungen  des  Ver- 
waltungsrathes und  der  eventuell  von  demselben  bestellten  Comite's, 
sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet, 
beizuwohnen  und  gegen  alle  Beschlüsse  oder  Verfügungen,  durch  welche 
er  die  Concessionsbestimmungen,  die  Statuten,  die  geltenden  Gesetze 
oder  die  öffentlichen  Interessen  verletzt  erachtet,  Einsprache  zu  erheben 
und  deren  Ausführung  zu  sistiren. 
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Mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast  hat  die 
Gesellschaft  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  Höhe  unter  Berücksichtigung  des  Umfanges  der  Unter- 
nehmung von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§  50. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  ß.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiero  Bedacht  zu  nehmen. 


Nr.  9280. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  16.  November  1888, 
Z.  20218,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  22.  April  1893. 

Taafle  m.  p. 
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(I  Mühlkreisbahn-Gesellschaft. 

1.  Gesetz  vom  29.  April  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  65, 

betreffend  die  Zugeständnisse  und  Bedingungen  für  den  Bau  der  MUhl- 

kreisbahn. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  sich  an  der  Capitalsbeschaffung 
zum  Zwecke  des  Baues  einer  Localbahn  von  Linz-Urfahr  über  Neu- 
feld en  nach  Aigen  (Mühlkreisbahn)  durch  Uebernabme  von  Actien 
(Stammactien)  der  ftir  diese  Localbahn  zu  bildenden  Actiengesellschaft 
im  Betrage  von  neunhunderttausend  (900.000)  Gulden  österr.  Währ, 
in  Noten  zum  Paricourse  zu  betheiligen. 

Diese  Betheiligung  des  Staatsschatzes  ist  an  die  Bedingung  ge- 
knüpft, dass 

a)  vom  Lande  Oesterreich  ob  der  Enns  eine  Betheiligung  an  dem 
bezeichneten  Bahnbaue  im  Betrage  von  zweihunderttausend 
(200.000)  Gulden  österr.  Währ,  zugesichert  wird,  und  dass 

b)  die  Beschaffung  des  restlichen  Baucapitales  seitens  der  Interessenten 
ohne  Belastung  des  Staatsschatzes  derart  sichergestellt  wird,  dass 
hiefür  sowie  für  das  Auslangen  mit  dem  Gesammtbetrage  von 
2,300.000  fl.  die  künftigen  Concessionäre  die  Haftung  zu  über- 
nehmen haben. 

Artikel  II. 

Falls  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  (Artikel  I,  lit.  a  und  b) 
Prioritätsactien  auegegeben  werden,  deren  Maximalbetrag  von  der 
Staatsverwaltung  festzusetzen  ist,  darf  die  Dividende,  welche  diesen 
Prioritätsactien  gebührt,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch  auf 
Dividende  eintritt,  nicht  höher  als  mit  4  Percent  bemessen  werden. 

Dt«  Rechtaurkunden'der  Sat«rr.  El.enb«hn«u  II.  69 
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Die  nach  Artikel  I  vom  Staate  zu  übernehmenden  Actien  ( Stamm - 
actien)  müssen  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen  Actien  (  Stamm  - 
actien)  der  su  bildenden  Actienges  ellschaft  gemessen  und  es  darf 
bezüglich  derselben  eine  statntenmässige  Beschränkung  des  Stimmrechtes 
weder  in  der  Richtung,  das 8  dasselbe  auf  eine  Maximalstimmenzabl 
beschränkt  wird,  noch  auch  gegenüber  den  Besitzern  der  eventuell  zur 
Ausgabe  gelangenden  Prioritätsactien  stattfinden. 

Artikel  III. 

Die  Einzahlungen  auf  die  vom  Staate  nach  Artikel  I  zu  über- 
nehmenden Actien  (Stammactien)  haben  gegen  ungestempelte  Empfangs* 
bestätigung  in  drei,  vom  Jahre  1887  an  beginnenden  gleichen  Jahres- 
raten zu  jenen  Terminen  zu  erfolgen,  welche  die  Staatsverwaltung 
hiefür  bestimmen  wird. 

Die  erste  dieser  Ratenzahlungen  ist  keinesfalls  früher  zu  leisten, 
als  bis  nach  vorausgegangener  und  gehörig  nachgewiesener  Einzahlung 
und  Verwendung  der  im  Artikel  I  (lit.  a  und  b)  angeführten  Capitals- 
beträge  die  im  Artikel  I  bezeichnete  Localbahn  concessionsmässig 
vollendet  und  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben  sein  wird. 

Vgl.  das  Gesetz  vom  29.  Juni  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  108  (Doc.  ö). 

Artikel  IV. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete  Localbahn  ist  binnen  zwei  und 
einem  halben  Jahre  vom  Zeitpunkte  der  Concessionsertheilung  an  ge- 
rechnet, zu  vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Artikel  V. 

Falls  der  Betrieb  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Localbahn  vom 
Staate  geführt  wird,  kann  eine  Pauschalirung  der  Betriebskosten  mit 
einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  bestimmenden  festen  Percentsatze 
der  Bruttoeinnahmen  stattfinden. 

Artikel  VI. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und 
Mein  Finauzniinister  beauftragt. 

Wien,  am  29.  April  1885. 
Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Plno  m.  p.  Dunajewskl  m.  p. 
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2.  Concessionsurkunde  vom  28.  Jali  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  136, 

für  die  Localbahn  Linz-Urfahr  nach  Algen  (MühlkTeisbahn). 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottee  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Johann  Ev.  Wimbölzel,  Bürgermeister  von  Linz,  Joseph 
Eaar,  Bürgermeister  von  Urfahr,  Georg  Schiedmayer,  Bürgermeister 
von  Rohrbach,  Joseph  Weilenböck,  Bürgermeister  von  Neufelden, 
Dr.  Florian  Höchsmann,  Advocat  in  Urfahr,  Dr.  Sigmund  Lutz,  Pro- 
fessor, Jakob  Trauner,  Gemeinderath  in  Linz,  Dr.  Michael  Ecker, 
Notar,  Leopold  Mostny,  Gemeindeausschuss  von  Urfahr,  Rudolf  Pöschl 
und  Johann  Mathie,  Fabrikanten,  und  Anton  Wöss,  Gastwirth,  die  Bitte 
um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn 
von  Linz- Urfahr  über  Neufelden  nach  Aigen  (Mühlkreisbahn)  gestellt 
haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützig- 
keit des  Unternehmens  den  genannten  Concessionären  diese  Concession 
auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854, 
R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl. 
Nr.  56.  vom  26.  December  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  vom  28.  December 
1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  203,  und  vom  29.  Juni  1886,  B.  G.  Bl.  Nr.  104, 
wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  i. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Linz-Urfahr  über  Neufelden  nach  Aigen  (Mühlkreisbahn). 

Die  bezeichnete  Localbahn  wurde  am  18.  October  1888  dem  öffentlichen 
Verkehre  übergeben. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbescbaffung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung, sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues 
und  der  Instruirung  der  Bahn,  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betriebe]  ahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  (Stamm-  und  Prioritätsactien)  mit  Einschluss 
der  Interimssebeine,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auf- 
laufenden Uebertragungsgebtihr; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

69* 
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d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempel  gebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
Bollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  binnen  längstens  zwei  und  einhalb 
Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fertige 
Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  ubergeben,  wie  auch  während  der 
ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  haben  die 
Concessionäre  durch  Erlag  einer  Caution  von  50.000  fl.  in  zur  An- 
legung von  Pupillen  geldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu 
leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann 
diese  Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  *• 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Eisenbahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Er- 
richtung von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 

In  Ansehung  der  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  zu  be- 
nützenden Reichsstrasse  von  Urfahr  über  Neufelden  nach  Aigen  haben 
die  Concessionäre  sich  jenen  Bedingungen  zu  fügen,  welche  von  der 
politischen  Landesbehörde  als  Strassenverwaltung  im  Einvernehmen  mit 
der  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  vorgezeichnet 
werden. 

So  weit  andere  öffentliche  Strassen  zur  Anlage  der  concessionirten 
Bahn  in  Anspruch  genommen  werden  sollten,  haben  die  Concessionäre 
die  Zustimmung  der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten  ein- 
zuholen. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze 
vom   14.  September   1854,   R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahn- 
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betriebsordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  in  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung  vorgeschriebenen  Sieherbeitsvorkehrungen  insoweit  Um- 
gang genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte 
Maximalfahrgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums 
für  zulässig  erkannt  wird  und  werden  diesfalls  die  vom  Handels- 
ministerium zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung 
finden. 

§ «. 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  festzu- 
setzenden Bedingungen  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche  in 
«Ue  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionäre  zu  treten  hat. 

Die  Auegabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Dagegen  wird  den  Concessionaren  das  Recht  eingeräumt,  Prioritäts- 
actien, welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  gen i essen,  bis  zu  dem  von  der  Staatsverwaltung 
festzusetzenden  Betrage  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden 
hat,  darf  nicht  höher  als  mit  4  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  Anlagecapitales  unterliegt  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden  f 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat 
und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Stamm-  und  Prioritätsactien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung. 

§7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen,  und 
zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Begünstigungen 
-reisender  Militärs  bei  den  österreichischen  Staatsbahnen  jeweilig  in  Kraft 
stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 
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Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr  beider 
Reichshälften,  auf  die  Landesschütsen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei 
Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffentibungen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitswache. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Anschaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig  in 
Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüberein- 
kommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  zum  Beitritte  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Duichftihrung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  den  Concessionären  nur  insoweit  ob,  als 
deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser  Linie 
und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage» 
Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Betrieb  der  concessionirten 
Bahn  im  Mobilisirungs-  und  Kriegefalle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf 
Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum 
Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen 
auf  einer  der  von  der  Bahn  benützten  Öffentlichen  Strassen  seitens  der 
Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  9. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  o,  des  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an 
gerechnet,  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
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des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden, 
soferne  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11, 
lit.  6,  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  10. 

Die  Concessionäie  sind  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen 
Bewilligung  von  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den 
Betrieb  der  concessionirten  Eisenbahn  an  dritte  Personen  zu  überlassen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  den  Betrieb 
der  concessionirten  Bahn  insbesondere  in  dem  Falle,  als  dieselbe  eine 
directe  AnEcblnssveibindung  mit  einer  der  jeweilig  vom  Staate  betriebenen 
Bahnen  erlangen  sollte,  zu  übernehmen  und  während  der  sodann  noch 
übiigen  Concessionsdauer  für  Rechnung  der  Concessionäre  zu  führen. 

In  diesem  Falle  tritt  die  Staatsverwaltung  in  den  mit  ihrer 
Genehmigung  anderweitig  abgeschlossenen  Betriebsvertrag  ein. 

Im  Uelrigen  sind  die  Modalitäten  dieser  Betriebsftihrung  durch 
einen  mit  den  Concessionären  abzuschliesaenden  Betriebs  vertrag  zu 
regeln. 

§  11. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  BestimmuDg  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungüustigstea  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  füuf 
Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  4percentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nominal* An lagecapitales  innerhalb  der  Concessionsdauer  noth wendig  ist,  so 
wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises 
zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  als  die  Einlösung  der  Bahn  vor 
Ablauf  des  siebenten  Betriebsjahres  erfolgt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  in  einer  dem  obigen  Durch- 
schnitts-, beziehungsweise  Minimalreinerträgnisse  gleichkommenden  Rente 
zu  bestehen,  welche  den  Concessionären  während  der  noch  übrigen 
Concessionsdauer  in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  am  31.  December  jedes 
Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  zu  erfolgen  ist. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  Rentenzahlungen  den  zu  4  Percent  per  Jahr, 
Zins  auf  Zins  gerechnet,  discontirten  Capitalswerth  derselben  zu  bezahlen. 
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Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat 
er  die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibangen 
zu  leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course 
zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staatsschuldverschreihungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuas 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes 
und  der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonds,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemäas  verwendet  worden  sind. 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
und  in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahr- 
parkes,  der  Materialvorräthe  und  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde  in  dem  im  §  11,  Z.  5,  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  11)  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  au?  dem  eigenen 
"Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  die  Concessionäre 
von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisätze  ermächtigt 
wurden,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen 
Th eilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangeli alten  und  rücksichtlich  be- 
seitigt werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen  und  insbesondere 
die  projects-  und  vertragemässige  Bauausführung  durch  auf  Kosten  der 
Concessionäre  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet 
erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungirenden 
Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen 
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erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession  oder 
den  Gesellschaftstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den  öffent- 
lichen Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistiren; 
in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commiesar  sogleich  die  Ent- 
scheidung des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub 
erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
haben  die  Concessionäre  im  Hinblicke  auf  die  hiemit  verbundene 
Geschäftslast  eine  jährliche  Pauschalvergfituog  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  Höhe  unter  Berücksichtigung  des  Umfanges  der  Unter- 
nehmung  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Dagegen  werden  die  Concessionäre  von  den  zufolge  §  89  der 
EisenbahnbetriebsordnuDg  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1 
ex  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines 
etwa  aus  der  polizeilichen  und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsen« 
den  Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und 
Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  14. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Hecht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  MasBregeln  dagegen  zu 
treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die 
Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  achtundzwanzigsten  Tage  des  Monates  Juli  im  Jahre  des 
Heiles  Eintausendachthundertachtzignndsechs,  Unserer  Reiche  im  Acht- 
nnddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m.  p.  Dunajewskl  m.  p.  Bacquehem  m.  p 
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3.  Concessionsbedingnisse 

för  die  Localbalm  von  Linz-Urfahr  nach  Aigen  (MUhlkreisbahn)  (C.  BL 

Nr.  109  ex  1886). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

* 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  pröjeotirte  Bahn  von  Linz-Urfahr  nach  Aigen  (MUhlkreisbahn)  ist  mit 
einer  Spurweite  von  1-485  Meter  als  normalspurige  Localbahn  anzulegen  und  ein- 
zurichten. 

Als  Maiimal-Fahrgeschwindigkeiten  werden  festgesetzt: 

a)  bei  Slrassenbenützung  innerhalb  der  Ortschaften  10  Kilometer; 

b)  bei  StrassenbenÜizung  ausserhalb  der  Ortschaften  18  Kilometer; 

c)  auf  eigenem  Unterbaukörper  25  Kilometer  per  Stunde. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  übrigens  vor,  nach  dem  Ergebnisse  der 
politischen  Begehung  und  der  technisch- polizeilichen  Prüfung  der  Linie  für 
einzelne  Strecken  noch  besondere  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Fahrgeschwindig- 
keit zu  treffen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeote  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn, 
sowie  die  Bau-  und  Lieferungsvertrage  sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig 
vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen 
der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  haben  die  Concessionäre  allen  beim  Baue,  sowie  auch  allen 
während  der  Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rück- 
sichten nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach 
den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  67*6  Kilometer  lange  Bahn  beginnt  nördlich  der 
Stadt  Urfahr,  gelangt  sodann  znr  Reiohssirasse  und  führt  theils  entlang,  theil» 
auf  derselben  nächst  Ottensheim  nach  Rottenegg. 

Daselbst  biegt  die  Trace  in  den  Saurüsselgraben  ein  und  benutzt  in  dem- 
selben die  Reichsstrasse  bis  Gerling,  von  welchem  Orte  an  die  Linie  im  Pesen- 
bachthale  über  Hager  nach  Neufelden  weiter  geführt  wird. 

Von  diesem  Markte  an  wird  das  grosse  Müblflussthal  bis  znr  Einmündung 
des  Krennbaches  und  sodann  das  Thal  des  letzteren  bis  zu  einem  Punkte  be- 
nützt, wo  die  Bahn  mittelst  Ueberschreitung  einer  günstig  gelegenen  Einsattelung 
nördlioh  von  dem  Markte  Rohrbach  wieder  an  die  Reichsstrasse  gelangt,  an 
welcher  in  möglichster  Nähe  des  letztgenannten  Ortes  eine  Station  angelegt  wird. 
Von  der  Station  Rohrbach  ab  führt  die  Trace  zunächst  nach  dem  Weiler  Ramler, 
hierauf  nach  Kloster  Sohlägl,  nm  sodann  den  dortigen  Mühlfluss  Überschreitend 
auf  das  Territorium  von  Aigen  zu  gelangen,  woselbst  die  Bahn  ihren  Endpunkt 
in  der  gleichnamigen  Station  findet 

Aendernngen  der  genehmigten  Bahntrace  können  nur  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  dieselben 
die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungs- 
bahnen, welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Induatrieunter- 
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nehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung 
der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  Einmündung  von  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  zu  bestimmen. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dtm  entsprechend  auch  die 
Grundeinlösung  durchzuführen 

Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Neigungsverhaltnisse  der  Bahn  sind, 
insoweit  die  Bahn  auf  eigenem  ynterbaukörper  oder  auf  solchen  Strassenstrecken 
geführt  wird,  welche  sodann  in  dem  von  der  Buhn  benutzten  Thrile  dem  gewöhn- 
lichen Fuhrwerksverkehre  entzogen  werden,  die  von  der  k.  k.  Generalinspection 
der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des  k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten, 
im  „Centralblatte  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt''  (Jahrgang  1882,  Blatt  Nr.  10) 
angeführten  Vorschriften  für  die  Bestimmung  der  Bahnnivelette  in  Maximal- 
neigungen und  für  die  Anordnung  der  Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und 
Bögen  einzuhalten. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welchen  die,  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste  durch- 
schnittliche Neigung  46  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2  6  pro  mille  nicht 
übersteigen  darf. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Bahn  sollen  nicht  unter 
150  Meter  betragen.  Die  ausnahmsweise  Anwendung  von  Curven  mit  kleineren 
Radien  ist  an  die  hiefür  von  Fall  zu  Fall  anzusuchende  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums  gebunden. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4#0  Meter  betragen. 

Insoweit  die  Bahn  auf  eigenem  Unterbaukörper  ausgeführt  wird,  hat  der- 
selbe eine  Kronenbreite  von  4  0  Meter,  sowohl  bei  Dämmen  als  in  den  Ein- 
schnitten zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende  Er- 
weiterung des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  ausserhalb  der  bestehenden  Strassen  vorkommenden  Brücken  und 
Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen  und  muss  das  Briioken- 
planum  für  solche,  nur  von  der  Bahn  zu  benützende  Objecte  eine  benutzbare 
Minimalbreite  von  4*3  Meter  erhalten. 

Alle  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  Objecte,  welche  innerhalb  einer  Ent- 
fernung von  0  4  Kilometer  von  der  Spitze  des  äussersten  Wechsels  einer  Station 
vorkommen,  ferner  alle  derartigen  Objecte,  welche  in  einer  Distanz  von  0*1  Kilo- 
meter von  der  Mitte  solcher  Haltestellen  vorkommen,  in  welchen  keine  Zug- 
kreuzungen stattfinden  können,  sind  mit  Geländern  zu  versehen. 

Neu  herzustellende  Objecte  bis  zu  5  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichen- 
der Höhe  des  Bahnkörpers  einzuwölben. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  2  0  Meter 
totaler  Spannweite  dürfen  Tragconstruotionen  von  Holz  angewendet  werden;  bei 
allen  grösseren  offenen  Objecten  im  eigenen  Uuterbaukörper  sind  Eisenconstructionen 
zu  verwenden. 

Bei  den  mehrfelderigen  Brüoken  im  eigenen  Unterbaukörper  sind  die 
Zwischenpfeiler  in  definitiver  Weise  herzustellen.  Hinsichtlich  der  Detailbestim- 
mungen für  die  Benützung  der  Strassen  zur  Bahnanlage  ist  die  Genehmigung  der 
competenten  Strassenbehörden  einzuholen. 
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Bei  bestehenden  und  von  der  Bahn  mitzubenutzenden  Strassenobjecten  ist 
der  Nachweis  ihrer  Tragfähigkeit  für  Bahuzwecke  zu  liefern,  eventuell  wird  die 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  jene  Aenderungen,  beziehungs- 
weise Verstärkungen  in  der  Construction  derselben  einzuholen  sein,  welche  mit 
Rücksicht  auf  den  dermaligen  Bausustand  und  die  künftighin  darüber  verkehrenden 
Zagslasten  erforderlich  sein  sollten  und  tür  welche  bereits  das  Einverständniss 
der  oompetenten  Strassenbehörde  eingeholt  wurde. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brückenconstructionen 
sind  bis  zum  Erscheinen  von  neuen,  allgemein  giltigen  Normen  die  Raddrücke 
und  Achsenstände  der  factisoh  verkehrenden  Fahrbetriebsmittel  zu  Grunde  zu 
legen.  Für  Eisen  construction  en  wird,  insolange  hierüber  nicht  neue  Bestimmungen 
seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  erfiiessen,  die  Inanspruchnahme  des  Eisens 
für  alle  Constructionstheile  exclusive  der  Nieten  bis  zu  800,  für  die  Nieten  bis 
zu  600  Kilogramm  und  für  Holzoonstruotionen  bis  zu  80  Kilogramm  per  Quadrat- 
centimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbachen  in  der  Regel  mindestens  TO  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Wasserstand  zu  legen. 

Die  Höhe  des  Schienen fusseS  bei  der  im  Donauthale  gelegenen  Theilstrecke 
der  Bahn  hat  mindestens  42  Meter  über  dem  örtlichen  Nullwasserstand  der 
Donau  zu  betragen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

5.  Oberbau. 

Der  Oberbau  jener  Strecken,  welche  auf  eigenem  Unterbaukörper  oder  in 
solchen  Strassenstreeken  zu  liegen  kommen,  welche  sodann  in  dem,  von  der 
Bahn  benützten  Theile  dem  gewöhnlichen  Fuhrwerks  verkehre  gänzlich  entzogen 
werden,  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  nach  den  mit  Handelsministerial- 
erlass  vom  30.  Mai  1882,  Z.  14581,  genehmigten  Typen  auszuführen. 

Der  Oberbau  in  jenen  Strassenstreeken,  welche  auch  in  Hinkunft  dem 
Strassenverkehre  im  vollem  Ausmasse  erhalten  bleiben  müssen,  ist  nach  dem 
Hartwich-Systeme  herzustellen  und  sind  die  Details  der  Construction  dieses 
Oberbaues  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen.  Die  Be- 
nützung von  Strassen  im  letztgenannten  Sinne  ist  jedoch  nur  dann  statthaft,  wenn 
die  Neigung  der  Strasse  in  denselben  nicht  mehr  als  30  pro  mille  beträgt  Um 
das  Wandern  des  Hartwich« Oberbaues  zu  verhüten,  ist  derselbe  in  Neigung  über 
25  pro  mille  streokenweise  zu  fixiren. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  bei  Anwendung  des  sohwebenden  Stosses  und  für 
Bahnstrecken  in  Neigungen  bis  inclusive  30  pro  mille  23  Kilogramm,  in  Neigungen 
über  30  pro  mille  jedoch  31 '72  Kilogramm  betragen.  Für  die  Schienen  des 
Hartwich-Oberbaues  wird  als  Minimalgewicht  per  laufendes  Meter  27  Kilogramm 
festgesetzt. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  2*3  Meter  lang  sein  und  im  Uebrigen 
nachstehend  angeführte  Dimensionen  erhalten: 

1.  Für  den  Oberbau  mit  28  Kilogramm  schweren  Sohienen  15  Centimeter 
obere,  20  Centimeter  untere  Breite,  14  Centimeter  Höhe. 

2.  Für  den  Oberbau  mit  31*72  Kilogramm  schweren  Schienen  17  Centimeter 
obere,  25  Centimeter  untere  Breite,  15  Centimeter  Höhe. 

Bahnstrecken  in  Neigungen  über  30  pro  mille  erhalten  eventuell  über  Ver- 
langen der  Staatsverwaltung  in  der  Geleismitte  eine  mit  den  Qoerschwelien  ent- 
sprechend zu  verbindende,  continuirlioh  fortlaufende  Langschwelle,  deren  Ober- 
fläche mit  einer  gerippten  Stahlplatte  zu  versehen  ist.  Die  Details  dieser  Con- 
struction sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

In  Bögen  von  800  Meter  Radius  und  darunter  ist  die  Befestigung  der 
Sohienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und  Haken- 
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nägel  nach  den  mit  vorangeführtem  llaodelsminiaterialerlasse  genehmigten  Ober- 
baunormalien entsprechend  zu  verstärken. 

Abweichend  hie  von  wird  jedoch  bestimmt,  dass  bei  Beibehaltung  von 
weichen  Schwellen  in  Bögen  von  nnd  unter  260  Meter  Radius  sämmtliche  Schwellen 
unter  jedem  Schienenstrange  Unterlans  platten  erhalten  müssen. 

Der  Schotterkörper  jener  Strecken,  welohe  Querschwellenoberbau  erhalten, 
hat  im  Niveau  der  Sohienenuuterkante  eine  Kronenbreite  von  8*0  Meter  und  von 
letztgenanntem  Niveau  ab  eine  Tiefe  von  26  Centimeter  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  in  den  Stationen  soll  mindestens  8*5  Percent  der 
Hahnlänge  betragen. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  die  Gebäude  für  den  Personendienst  den  localen  Ver- 
hältnissen einerseits,  sowie  den  Verkebrsbedürfnissen  andererseits  entsprechend, 
entweder  in  definitiver  Weise  oder  aus  Kiegelmauerwerk  erbaut  werdeu.  Warte- 
hallen können  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermauerung  errichtet  werden. 

In  sämmtlichen  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten 
ist  mindestens  für  einen  entsprechenden  Warteraum  uud  Abort  Vorsorge  zu  treffen. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Riegelmauerwerk  oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermauerung  errichtet  werden. 

fämmtliobe  Hoohbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Alle  Stationen  und  Haltestellen  sind  mit  Aufschriften  zu  versehen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  nnd  Haltestellen  mit  per- 
manentem Dienstposten  hat  höchstens  5  2  Kilometer  zu  betragen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  currenten  Strecke  kann  im  Allgemeinen 
unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  dies  seitens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  speciell  angeordnet  werden  sollte. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein,  oder  aus  Blockwänden 
auf  einer  Untermauerung  hergestellt  werden. 

Stations-  und  Bahneinfriedigungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

7.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphenleitung  zu  versehen;  die  Aufstellung  von 
Glockensignalen  kann,  insoweit  nicht  besondere  Fälle  dies  noth wendig  machen 
würden,  unterbleiben. 

Für  den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen  akustischen  auch  die 
durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale  zu  verwenden. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  siud  mindestens  anzuschaffen : 

5  Tenderlocomotiven  mit  einer  Maximalachsenbelastung  von  9  Tonnen, 
eventuell  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  mit  hebbar  eingerichtetem  Stiften- 
rade (System  Kamper)  ausgerüstet,  sammt  zugehörigen  Reservegarnituren  ; 

6  Personenwagen; 

2  Dienstwagen  (Post-,  Gepäcks-  und  Con ducteur wagen) ; 
81  Lastwagen  verschiedener  Gattung. 

Der  Mechanismus  der  Locomotiven  muss  nach  Art  der  Tramwaymaschinen 
verdeckt  werden. 

Sämmtliche  Wägen  sind  mit  Bremsen  zu  versehen. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Sohienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Aus- 
rüstungsgegenstände sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 
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Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministerium insoferne  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inlandische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenolas^ification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnuuter- 
nehmens  Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozaschlag  berechnet 
werden. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlioher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrath e  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handel-minister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmässigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zweoken  der  Foatanstalt  können 
die  Concessionäre  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost,  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  den  Concessionären  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuohtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb 
und  die  SignalUirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  ent- 
weder nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  her- 
zustellen, einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraph enleitungen  gegen 
eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privat- 
correspondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
den  Concessionären  eingelösten  und  sonst  für  Bahnzweoke  benützten  Grund  und 
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Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen,  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstclegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht,  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die  Conoessionäre  durch 
das  Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Conoessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militärtrans- 
porte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern 
und  zu  verwahren. 

Die  C»ncessionäre  sind  schliesslich  verpflichtet,  sich  bezüglich  der  con- 
cessionirten  Bahn  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordningswege  durch- 
zuführenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den 
Localb ahnen  zu  unterwerfen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  dar  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  u<>d  Hen  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
aur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Conoession,  oder  aus 
Gefätlsrüoksichten  diu  Ei -en bahn  benutzen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certifioaten 
ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise 
zur  Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf 
der  Rückfahrt,  sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  geltenden 
ermäßigten  Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge  zu 
vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zweoke  der  Staats pferdezuchtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 
deren  Begleitung  geniessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

8.  Gesetzliohe  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife  (Z.  1  —2),  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  (Z.  3—7)  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  haben  die  Concessionäre  sich  zu  unterwerfen. 
Wien,  20.  August  1886. 

Der  k.  k.  Handelsminister 
Bacquehem  m.  p. 


4.  Uebereinkommen, 

welches  auf  Grund  des  Gesetses  vom  29  April  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  65, 
zwischen  dem  k.  k.  Finanzministerium  und  dem  k.  k.  Handelsministerium 
einerseits  und  den  Herren:  Johann  Ev.  Wimhölzel,  Bürgermeister  von 
Lin«,  Josef  Kaar,  Bürgermeister  von  Urfahr,  Georg  Schiedmayer,  Bürger- 
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meister  von  Rohrbach,  Josef  Weüenböck,  Bürgermeister  von  Neufelden, 
Dr.  Sigmund  Lutz,  k.  k.  Professor,  Leopold  Mostny,  Gemeindeausschuss 
in  Urfahr,  Jacob  Trauner,  Gemeinderath  in  Linz,  Johann  Mathie  und 
Rudolf  Pöschl,  Fabrikanten,  Dr.  Michael  Ecker,  k.  k.  Notar,  und  Anton 
Wöss,  Gastwirth  und  Dr.  Florian  Höcbsmann,  Advocat  in  Urfahr,  als 
Concessionären  der  Localbahn  von  Linz-Urfahr  über  Neufelden  nach  Aigen 
(Mühlkreisbahn),  andererseits  in  Betreff  der  Betheiligung  des  Staatsschatzes 
an  der  Capitalsbeschaffung  für  die  obige  Localbahn  am  unten  angesetzten 
Orte  und  Tage  abgeschlossen  worden  ist,  wie  folgt: 

§  i. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ertheilt  im  Hinblicke  auf  die  zum 
Theile  bereits  eingetretene,  zum  Theile  durch  vorangegangene  Präliminar- 
vereinbarungen sichergestellte  Erfüllung  der  BediDgungen,  an  welche 
kraft  Artikel  I  lit  a  und  h  des  Gesetzes  vom  29.  April  1885, 
R.  G.  Bl.  Nr.  65,  die  Betheiligung  des  Staaatsschatzes  an  der  Capitals- 
beschaffung zum  Zwecke  des  Baues  der  Localbahn  von  Linz- Urfahr  über  Neu- 
felden nach  Aigen  (Mühlkreisbahn)  geknüpft  ist,  die  Zusicherung,  sich 
an  der  obigen  Capitalsbeschaffung  durch  Uebernahme  von  Stammactien 
der  für  diese  Localbahn  zu  bildenden  Actiengesellschaft  im  Nominal- 
betrage von  neunmalhunderttaosend  Gulden  (900.000  fl.)  österr.  Wäbr.  in 
Noten  zum  vollen  Nennwerthe  unter  den  nachfolgenden  Bedingungen 
zu  betheiligen. 

§  2. 

Die  Concessionäre  der  Localbahn  Linz-Urfahr- Aigen  verpflichten 
sich,  .das  restliche  Baucapital  ohne  Belastung  des  Staatsschatzes  zu  be- 
schaffen und  übernehmen  hiefür  die  Haftuug. 

Die  Concessionäre  übernehmen  ferner  die  Haftung  dafür,  dass  mit 
dem  für  den  Bau,  die  Ausrüstung  und  die  Inbetriebsetzung  der  genannten 
Localbahn  festgesezten  Gesammtcapitalsbetrage  von  zwei  Millionen  drei- 
malhunderttausend  Gulden  (2,300.000)  österr.  Währ,  das  Auslangen 
gefunden  wird. 

§3. 

Das  Nominal- Anlagecapital  der  Localbahn  Linz-Urfahr-Aigen  wird, 
nachdem  Geldbeschaffungskosten  vollständig  ausgeschlossen  sind,  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  genehmigten 
effectiven  Anlagecapitale  mit  dem  Betrage  von  zwei  Millionen  dreimal- 
hunderttausend  Gulden  (2,300.000)  österr.  Währ,  in  Actien  der  zu 
bildenden  Gesellschaft,  und  zwar  neunhundertachtzigtausend  Gulden 
(980.000  fl.)  österr.  Währ,  in  Stammactien  und  eine  Million  dreimal- 
hundertzwanzigtausend  Gulden  (1,320.000  fl.)  österr.  Währ,  in  Prioritäts- 
actien  festgesetzt. 

Die  Geldbeschaffung  hat  in  der  Weise  zu  erfolgen,  dass  ein  Theil- 
betrag  von  900.000  fl.   in  Stammactien  im  Sinne  der  Bestimmung  im 
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§  1  vom  Staat«,  ferner  Tbeilbeträge  von  50.000  fl.  in  Stammactien  und 
150.000  fl.  in  Prioritätsactien  vom  Lande  Oberösterreich  und  der  sonach 
noch  verbleibende  Restbetrag  des  Nominal- Anlagecapitales,  bestehend  in 
30.000  fl.  Stamm-  und  1,170.000  fl.  Prioritätsactien,  von  den  Conces- 
sionären,  den  Interessenten  und  den  Bauunternehmern  zum  vollen  Nenn- 
werthe  übernommen  werden. 

Die  Prioritätsactien  sollen  bezüglich  ihrer  4percentigen  Dividende 
und  Tilgung  den  Vorrang  vor  den  übrigen  Actien  (Stammactien)  haben. 

§  4. 


Die  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  nach  §  1  zu  übernehmenden 
Stammactien  müssen  vollkommen  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen  Stamm- 
actien der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  gen i essen. 

Eine  Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  Staatsverwaltung  auf  eine 
Maximal-Stimmenzahl  darf  nicht  stattfinden. 

Ebenso  ist  jede  Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  Staatsverwaltung 
gegenüber  den  Besitzern  der  Prioritätsactien  ausgeschlossen. 

Die  Dividende,  welche  den  Prioritätsactien  gebührt,  bevor  für  die 
Stammactien  der  Anspruch  auf  Dividendenbezug  eintritt,  darf  nicht  hoher 
als  mit  vier  (4)  Percent  bemeasen  werden. 

Eine  Nachzahlung  auf  die  Dividende  der  Prioritätsactien  aus  dem 
Reinerträgnisse  eines  späteren  Jahres  findet  nicht  statt. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  sind  in  die  Statuten  der  zu 
bildenden  Actiengesellschaft  aufzunehmen. 


§  5. 


Die  Einzahlungen  auf  die  nach  §  1  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
zu  übernehmenden  Stammactien  haben  gegen  ungestempelte  Empfangs 
bestätigung  in  drei  gleichen  Jahresraten  von  je  dreimalhundert- 
tausend  Gulden  (300.000  fl.)  österr.  Währ,  zu  erfolgen,  wovon 
die  erste  nicht  vor  dem  Jahre  1887  und  keinesfalls  früher  geleistet 
wird,  als  bis  nach  vorausgegangener  und  gehörig  nachgewiesener  Ein- 
zahlung und  Verwendung  der  vom  Lande  Oesterreich  ob  der  Enns  und 
den  Concessionären  zu  leistenden  Capitalsbeträge  (§  3)  die  Localbabn 
Linz-Urfahr-Aigen  concessionsmässig  vollendet  und  dem  öffentlichen 
Verkehre  übergeben  sein  wird.  Die  beiden  übrigen  Jahresraten  werden 
je  ein  Jahr  nach  Zahlung  der  vorhergehenden  Rate  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung flüssig  gemacht  werden. 

Vgl.  das  Gesetz  vom  29.  Juni  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  108  (Doc.  5). 

Die  R«cbUorkond«n  der  tttUrr-  Eia«nb*hneo  II.  70 
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§  6- 

Zur  Wahrung  der  speziellen  Interessen,  welche  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung aus  der  im  §  1  vereinbarten  finanziellen  Betbeiligung  erwachsen, 
wird  derselben  das  Hecht  vorbehalten,  die  Bauverträge,  sowie  die  Bau- 
und  Lieferungsbedingnisse  für  die  ebendaselbst  bezeichnete  Localbabn  au 
genehmigen,  und  die  denselben  entsprechende  Bauausführung  und  Aus- 
rüstung durch  zu  diesem  Zwecke  aufzustellende  Staatsorgane  auf  jede 
ihr  geeignet  erscheinende  Weise  unmittelbar  zu  überwachen. 

Die  Kosten  dieser  speciellen  Bauaufsicht  sind  von  den  Concessionären, 
beziehungsweise  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  in  dem  vom  k.  k 
Handelsministerium  festzusetzenden  Betrage  zu  vergüten. 

§  7. 

Der  für  die  im  §  1  bezeichnete  Localbahn  zu  bestellende  landes- 
fürstliche Commissär  soll  vom  Zeitpunkte  seiner  Bestellung  an, 
und  insolange  der  Staatsschatz  durch  die  gesicherte  Uebernahme  und 
sodann  durch  den  Besitz  von  Actien  an  dem  Unternehmen  betheiligt 
ist,  ausser  den  ihm  nach  §  13  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde 
vom  28.  Jali  1886  zusteheuden  Befugnissen  das  Recht  haben,  auch  solche 
Beschlüsse  und  Verfügungen  der  Concessionäre,  beziehungsweise  des 
Vorstandes  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  (DirectionJ  und  der 
Generalversammlung  zu  sistiren,  welche  ihm  gegen  die  aus  dem  gegen 
w artigen  Uebereinkommen  hervorgehenden  finanziellen  Interessen  des  Staates 
zu  Verstössen  scheinen,  jedoch  hat  derselbe  dann  sogleich  die  Entscheidung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub  erfolgen 
und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

§  8. 

Der  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  eingeräumt,  von  deut 
Zeitpunkte  angefangen,  von  welchem  dieses  Uebereinkommen  beiderseits 
bindende  Kraft  erlangt  und  insolange  der  Staatsschatz  durch  die  zu 
gesicherte  Uebernahme  und  sodann  durch  den  Besitz  von  Actien  an 
diesem  Unternehmen  betheiligt  ist,  ein  Mitglied  des  Vorstandes  der  zu 
bildenden  Actiengesellschaft  zu  ernennen. 

Zur  Sicherung  der  bestimmungsmässigen  Verwendung  der  in 
Gemässheit  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  vom  Staatsschätze  ge- 
leisteten Einzahlungen  sind  die  eingezahlten  Beträge  über  Verlangen  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  bis  zum  Zeitpunkte  ihrer  thatsächlicben  Verwendung 
unter  Mitsperre  des  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ernannten  Vorstands- 
mitgliedes (§  8)  oder  des  landesfürstlichen  Commissärs  su  halten. 
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§  10. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommeu  wird  in  einem  ungestempelten 
Exemplare  ausgefertigt,  welches  in  Verwahrung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums verbleibt.  Eine  vidimirte  Abschrift  hievon  wird  den  Con- 
cessionären  ausgefolgt. 

Wien,  14.  October  1886. 


Der  k.  k.  Finansminister: 
Dunajewski  m  p. 


Der  k.  k.  Haudelsminiater: 
Bacquehem  m.  p. 


J.  E   Wimhölzel  m.  p. 
Flor.  HÖchsmann  m.  p. 
Leop.  Mostny  m.  p. 
Jacob  Trauner  m.  p. 
Rudolf  Pöschl  m.  p. 
Jos.  Weilenböck  m.  p. 


Jos.  Kaar  m.  p. 
Dr.  Mich.  Ecker  m.  p. 

Dr.  Lutz  m.  p 
G.  Schiedmayer  m.  p. 
Anton  WÖss  m.  p. 
Joh.  Mathie  m  p. 


5.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  108. 

über  die  tlieilweise  Abänderung  des  Gesetzes  Tom  29.  April  1885,  R.  Bl. 
Nr.  66,  betreifend  die  Zugeständnisse  und  Bedingungen  für  den  Bau  der 

Htthlkreisbahn. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsratbes  finde  IcL 
anzuordnen,  wie  folgt: 

Artikel  I. 

In  theilweiser  Abänderung  der  Bestimmung  iiu  Artikel  III, 
2.  Absatz  des  Gesetzes  vom  29.  April  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  65,  wird 
die  Regierung  ermächtigt,  die  Leistung  der  ersten  Ratenzahlung  auf 
die  vom  Staate  nach  Artikel  I  des  bezogenen  Gesetzes  zu  über 
nehmenden  Actien  (Stammactien)  der  für  die  Localbabn  von  Linz- 
Urfabr  über  Neufelden  nach  Aigen  (Mühlkreisbahn)  zu  bildenden 
Actien gesellschaft  für  den  15.  October  1888  ohne  Vorbehalt  zuzusichern. 

Artikel  II. 

Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  6einer 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  Mein  Handelsminister  und 
Mein  Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  29.  Juni  1838. 
Franz  Joseph  m.  p. 

Taaffe  m.  p.  Bacquehem  m.  p.        Dunajewski  m.  p. 

70* 
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6.  Statuten 

der  Mühlkreisbahn. Gesellschaft. 
I.  Abschnitt 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1. 

Zur  Ausübung  der  den  Herren  J.  E.  Wimhölzel,  Josef  Kaar, 
Georg  Scbiedmayr,  Josef  Weilnböck,  Dr.  Florian  Höchsmann, 
Dr.  Sigmund  Lutz,  Jacob  Trauner,  Dr.  Michael  Ecker,  Leopold 
Mostny,  Rudolf  Posch  1,  Johann  Mathie  und  Anton  Wö-h  mit  Aller- 
höchster Concessionsurkunde  vom  28.  Juli  1886,  R.  G.  Bl.  136, 
ertheilten  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige 
Localbahn  auszuführenden  Locomotiveisenbahn  von  Linz-Urfahr  über 
Neufelden  nach  Aigen  (Mühlkreisbahn)  wird  auf  Grund  des  §  6  dieser 
Concessionsurkunde  eine  Actiengesellschaft  gebildet,  welche  in  alle 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  obgenannten  Concessionäre  —  jedoch 
unbeschadet  der  den  letzteren  nach  §  2  des  Uebereinkommens  vom 
14.  October  1886,  betreffend  die  Betheiligung  des  Staatsschatzes  an  der 
Capitalsbeschaffung,  obliegenden  Haftung  für  die  Aufbringung  des  er- 
forderlichen Baucapitales  und  für  das  Auslangen  mit  demselben  — 
eintritt.  Hiezu  gehören  insbesondere  auch  alle  Rechte  und  Verbindlich- 
keiten der  obgenannten  Concefsionäre: 

1.  aus  der  obgedachten  Allerhöchsten  Concessionsurkunde,  den 
zugehörigen  Concessionsbedingnissen  vom  20.  August  1886,  dem  Con- 
cessionirungsprotokolle  vom  5.  Juni  1886  und  dem  vorerwähnten  Ueber- 
einkommen  vom  14.  October  1886; 

2.  aus  dem  mit  der  Bauunternehmung  „Lazarini,  Weidle  und 
Breuling"  abgeschlossenen  Bauvertrage  vom  25.  März  1887,  sammt  dem 
zugehörigen  Uebereinkommen  vom  selben  Tage,  sowie  dem  mit  der 
genannten  Unternehmung  abgeschlossenen  Betriebsvertrage; 

3.  aus  den  rücksichtlich  der  Capitalsbeschaffung  mit  den  Inter- 
essenten, beziehungsweise  Actienzeichnern  getroffenen  Vereinbarungen. 

§ 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

u)  der  Bau  und  Betrieb  der  im  §  1  angeführten  normalspur  igen 
Localbahn  von  Linz- Urfahr  über  Neufelden  nach  Aigen,  sowie 

>>)  der  Bau  und  Betrieb  von  eventuellen  Fortsetzungsstrecken  und 
Abzweigungen  dieser  Localbahn,  insofern e  hiezu  die  Concession  von 

der  Gesellschaft  erworben  wird. 
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§  3. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet:  „Mühlkreisbahn-Gesellscbaft" 
und  wird  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  in  das  Handelsregister  des 
k.  k.  Landesgerichtes  Linz  eingetragen. 

Die  Finna  wird  vorgedruckt  oder  von  wem  immer  geschrieben, 
und  collectiv  von  zwei  Directionsmitgliedern  unterzeichnet. 

§  *■ 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Linz. 

Die  Kundmachungen  derselben  erfolgen  rechtswirksam  durch  die 
einmalige  Einschaltung  in  der  amtlichen  Linzer  Zeitung. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  ist  zum  Beginne  ihrer  Wirksamkeit  berechtigt, 
wenn  das  gesammte  im  §  8  festgesetzte  Actiencapital,  insoweit  dasselbe 
nicht  durch  die  vom  Staate  zugesicherte  Uebernahme  von  Stamm- 
actien  aufgebracht  wird  oder  zufolge  der  getroffenen  Vereinbarungen 
von  der  Bauunternehmung  „Lazarini,  Weidle  und  Breuling"  zu  tiber- 
nehmen ist,  gezeichnet  ist,  8000  Actien  a  100  fl.,  zusammen  daher 
800.000  fl.  voll  eingezahlt  sind,  die  constituirende  Generalversammlung 
(§§  6  und  7)  ordnungsmassig  abgehalten  und  die  Firma  der  Gesellschaft 
protokollirt  ist. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablauf  der  Concessionsdauer  für 
die  im  §  1  genannte  Localbahn,  soferne  nicht  nach  den  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren  Erlöschens  der  Con- 
cession  oder  Einlösung  der  der  Gesellschaft  gehörigen  Bahnlinien 
durch  den  Staat  oder  endlich  über  einen  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
genehmigten  Beschluss  der  Generalversammlung  eine  frühere  Auflösung 
erfolgen  sollte. 

§  «• 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  durch  die  Conces- 
sionäre  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltung  mittelst 
einmaliger  Kundmachung  in  der  Linzer  Zeitung  einberufen. 

Zur  Theilnahme  an  derselben  ist  berechtigt: 

1.  Jeder  Actienzeichner  oder  von  Actienzeichnern  Bevollmächtigte, 
welcher  durch  die  auf  seinen  oder  des  Machtgebers  Namen  lautenden 
Interimsscheine  nachweist,  dass  er  den  Betrag  seiner  Zeichnung  voll- 
eingezablt  hat. 

2.  Die  im  §  5  genannte  Bauunternebmung  oder  deren  Rechts- 
nachfolger im  Besitze  von  Bezugsscheinen  auf  Actien  für  geleistete 
Arbeiten. 

Je  ein  volleingezablter  Interimsschein  oder  je  ein  Bezugsschein 
auf  eine  Actie  im  Betrage  von  100  fl.  giebt  das  Recht  auf  eine  Stimme 
in  der  constituirenden  Generalversammlung. 
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Dieselbe  ist  beschlussfähig,  wenn  zehn  Besitzer  von  Interims- 
and  Bezugsscheinen  anwesend  sind,  welche  den  vierten  Theil  des 
gesammten  durch  Interims-  und  Bezugsscheine  aufgebrachten  Actien- 
capitales  vertreten.  Sie  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  einfacher  Stimmen- 
mehrheit. 

Der  Vorsitzende,  der  Schriftführer  und  zwei  Stimmenzähler,  welch 
letztere  zugleich  als  Protokollsverificatoren  zu  fnngiren  haben,  werden 
von  der  Versammlung  aus  ihrer  Mitte  gewählt. 

Ueber  die  Verhandlung  ist  ein  Protokoll  zu  führen,  welches  von 
dem  Vorsitzenden,  den  zwei  Verificatoren  und  von  einem  der  Ver- 
handlung beizuziehenden  k.  k.  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

§  7- 

Der  constituirenden  Generalversammlung  stehen  sämmtliche  Be- 
fugnisse zu,  welche  laut  §  21  der  Generalversammlung  der  Actionäre 
vorbehalten  sind;  insbesondere  hat  dieselbe  sechs  Mitglieder  in  die 
Direction  (§  33)  und  drei  Mitglieder  und  zwei  Ersatzmänner  in  den 
Revisionsausschuss  (§  27)  zu  wählen. 

II.  Abschnitt. 

GeRellschaftflcapital. 
§  »• 

Das  Gesellschaftscapital  ist  mit  dem  Betrage  von  2,300.000  fl. 
zerlegt  in  23.000  Stück  auf  den  Ueberbringer  lautende  Actien  zu 
100  fl.  festgesetzt  und  besteht  aus  13.200  Stück  Priorität sactien  im 
Gesammtbetrage  von  1,320.000  fl.  und  aus  9.800  Stück  Stammactien  im 
Gesammtbetrage  von  980.000  fl. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen,  sowie  die  Aufnahme  von 
Hypothekardarlehen  und  von  schwebenden  Schulden  ist  nicht  zulässig. 
Dagegen  kann  das  oben  aDgeführte  Gesellschaftscapital  für  den  Fall 
der  Erweiterung  des  Unternehmens  durch  Ausgabe  weiterer  Actien 
vermehrt  werden  (§21  h). 

§  9. 

Sowohl  die  Prioritätsactien  als  auch  die  Stammactien  sind  mit 
fortlaufenden  Nummern  nach  den  beiliegenden  Formnlarien  Nr.  1  und  4 
auszufertigen  und  mit  Coupons  und  Talon  nach  den  Formularien  Nr.  2 
und  3,  respective  5  und  6  zu  versehen. 

Die  Actien  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für  jede 
nur  Ein  Eigenthümer  anerkannt. 

Jede  Actie  giebt  das  Recht  auf  den  verbältnissmässigen  Antheil 
au  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  und  an  den  Erträgnissen  der  Unter- 
nehmung nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieser  Statuten. 
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Die  Actionäre  sind  nicht  berechtigt,  deo  eingezahlten  Betreg  aas 
was  immer  für  einem  Grunde  zurückzufordern. 

Mit  der  Subscription  oder  der  sonstigen  Erwerbung  von  Actien 
der  Gesellschaft  ist  die  Unterwerfung  unter  die  Gesellschaftsstatuten 
verbunden. 

§  10. 

Das  gesammte  Actiencapital  ist  nach  einem  von  der  Staatsver- 
waltung zu  genehmigenden  Tilgungsplane  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  der  im  §  1  angeführten  Localbahn  in  der  Weise  zu  amortisiren, 
dass  die  Tilgung  der  Prioritätsactieu  der  TilguDg  der  Stammactien  vor- 
anzugehen hat. 

Die  su  tilgenden  Actien  werden  durch  Verlosung  bestimmt, 
welche  alljährlich  zu  dem  im  Tilgungsplane  festzusetzenden  Zeitpunkte 
durch  die  Direction  vorzunehmen  ist. 

Die  Nummern  der  verlosten  Actien  werden  in  der  im  §  4  be- 
zeichneten Weise  kundgemacht. 

Die  Inhaber  der  verlosten  Actien  erhalten  gegen  Rückstellung 
derselben  und  der  nicht  verfallenen  Coupons  den  vollen  Nennwerth 
dieser  Actien  nebst  den  etwa  noch  unbehobenen  und  nicht  verjährten 
Dividenden. 

Die  Rückzahlung  der  verlosten  Actien  beginnt  mit  dem  1.  Jänner 
des  auf  die  Verlosung  folgenden  Jahres. 

Soferne  Prioritätsactieu  unter  dem  Nennwerthe  erhältlich  sein 
sollten,  ist  die  Direction  berechtigt,  die  der  planmässigen  Amortieirungs- 
quote  entsprechende  Anzahl  solcher  Actien  statt  im  Wege  der  Ver- 
losung durch  Ankauf  aus  freier  Hand  der  Tilgung  zuzuführen.  Der 
Ankauf  eigener  Actien  zu  einem  anderen  Zwecke  ist  nicht  gestattet. 

Die  verlosten  oder  zum  Zwecke  der  Tilgung  zurückgekauften 
Actien  sind  von  der  Direction  im  Beisein  des  landesfürstlichen  Com- 
missärs  zu  vertilgen. 

III.  Abschnitt. 

Organisirung  und  Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§  11. 

Die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  werden  besorgt  durch: 

a)  die  Generalversammlung  der  Actionäre, 

b)  den  Revisionsausschuss, 
<•)  die  Direction. 

A.  Die  Generalversammlung. 

§  12. 

Die  Generalversammlung  vertritt  die  Gesammtheit  der  Actionäre. 
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Ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre 
bindend.  • 

§  13. 

Die  ordentliche  Generalveisammlung  tritt  alljährlich  einmal 
spätestens  im  Monate  Juni  am  Sitze  der  Gesellschaft  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  sind  von  der  Direction 
einzuberufen,  wenn  dies  nach  dem  Ermessen  derselben  erforderlich 
erscheint  oder  in  einer  Generalversammlung  beschlossen,  oder  von 
einem  oder  mehreren  Actionären,  deren  Actienbesitz  mindestens  den 
zehnten  Theil  des  Actiencapitales  repräsentirt,  und  welche  diesen 
Besitz  durch  Deponirung  der  Actien  bei  der  Gesellschaftscasse  oder 
bei  einem  Notar  nachgewiesen  haben,  unter  Angabe  des  Zweckes  und 
der  Gründe  schriftlich  gefordert  wird. 

Im  letzten  Falle  ist  die  Einberufung  auf  einen  iun erhalb  längstens 
30  Tagen  vom  Tage  des  gestellten  Begehrens  an  gerechnet  gelegenen 
Termin  zu  veranlassen. 

§  U. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen 
Generalversammlung  muss  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Ab- 
haltung durch  öffentliche  Kundmachung  (§  4)  erfolgen,  in  welcher  die 
Tagesordnung  der  Generalversammlung  zur  allgemeinen  Kennt  niss  zu 
bringen  ist. 

In  die  Tagesordnung  der  Generalversammlung  sind  auch  jene 
Anträge  aufzunehmen,  die  von  einem  oder  mehreren  Actionären,  deren 
Actienbesitz  mindestens  den  zehnten  Theil  des  Actiencapitales 
repräsentirt,  und  welche  diesen  Besitz  durch  Deponirung  der  Actien 
bei  der  Gesellschaf tscassa  oder  einem  Notar  nachgewiesen  haben, 
wenigstens  30  Tage  vor  der  Einberufung  bei  der  Direction  schriftlich 
augemeldet  werden. 

Ueber  Gegenstände,  welche  in  der  kundgemachten  Tagesordnung 
nicht  angeführt  sind,  darf  weder  verhandelt,  noch  Beschluss  gefasst 
werden. 

Hievon  ist  jedoch  der  Beschluss  über  den  in  einer  General- 
versammlung gestellten  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  ausgenommen. 

§  15. 

Zur  Tbeilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer 
von  Stamm-  oder  Prioritätsactien  berechtigt,  welcher  im  Ganzen 
mindestens  zehn  Stück  dieser  Actien  spätestens  acht  Tage  vor  dem 
Zusammentritt  der  statutenmässig  einberufenen  Generalversammlung  bei 
der  Gesellechaftscasse  oder  bei  einer  anderen  in  der  Einberufung?- 
kundmachung  bezeichneten  Depotstelle  erlegt. 


Digitized  by  Google 


Mühlkreisbahn-  Gesellschaft. 


1113 


In  Ansehung  der  im  Besitze  des  Staates,  des  Landes  Ober- 
österreich, der  allgemeinen  Sparcasse  in  Lins  und  der  Gemeinden  Linz 
und  Urfahr  befindlichen  Actien  gentigt  an  Stelle  der  Deponirung  die 
Beibringung  einer  entsprechenden  Bescheinigung  der  Casse,  bei  welcher 
diese  Actien  aufbewahrt  werden. 

§  16. 

Der  Besitz  von  zehn  Actien  giebt  das  Recht  auf  eine  Stimme  in 
der  Generalversammlung. 

Die  Stamm-  und  Prioritätsactien  gemessen  gleiches  Stimmrecht, 
so  dass  letzteres  nicht  berührt  wird,  wenn  der  Besitz  eines  Actionfirs 
theils  aus  Stamm-,  theils  aus  Prioritätsactien  besteht. 

Die  Anzahl  der  Stimmen,  welche  ein  Actionär  im  eigenen  oder 
Vollmachtsnamen  führen  kann,  ist  nicht  beschränkt. 

§  17. 

Das  Stimmrecht  kann  nur  persönlich  oder  durch  solche  gehörig 
legitimirte  Bevollmächtigte  ausgeübt  werden,  welche  selbst  zur  Theil- 
nahme  an  der  Generalversammlung  berechtigt  sind  (§  15). 

Nur  Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  üben  ohne  Rücksicht 
auf  vorstehende  Bestimmung  das  Stimmrecht  durch  ihre  gesetzlichen, 
beziehungsweise  statutenmässigeu  Vertreter  aus. 

Die  Art  und  Weise  der  Ausübung  des  der  Staatsverwaltung  zu- 
stehenden Stimmrechtes  bleibt  dem  Ermessen  derselben  überlassen. 

§  18. 

Der  Geschäftsbericht  nebst  Kechnungsabschluss,  sowie  die  zur 
Verhandlung  kommenden  Anträge  sind  8  Tage  vor  der  General- 
versammlung den  stimmberechtigten  Actienbesitzem  auf  Verlangen  aus- 
zufolgen. 

§  19.  * 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  der 
Directum  oder  der  Stellvertreter  desselben,  beziehungsweise  in  Ver- 
hinderung beider  ein  von  der  Direction  bestimmtes  Mitglied  derselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Berathungen  und  ver- 
anlasst die  Abstimmungen. 

§  20. 

Der  Schriftführer  für  die  Generalversammlung  wird  von  dem  Vor- 
sitzenden bestimmt. 

Als  Stimmenzähler  und  zugleich  als  Protokollsverificatoren  haben 
jene  zwei  Theilnehmer  an  der  Generalversammlung  zu  fungiren,  welche 
den  gröbsten  Actienbesitz  vertreten;  an  deren  Stelle  treten  im  Falle 
der  Ablehnung  diejenigen  Theilnehmer,  welche  den  nächst  grössten 
jy  ctienbesitz  repräsentiren. 

Bei  Gleichheit  des  vertretenen  Actifnbesitzes  entscheidet  das  T 
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§  21. 

Dem  Wirkungskreise  der  Generalversammlung  sind  folgende 
Gegenstände  vorbehalten: 

0)  die  Wahl  von  sechs  Mitgliedern  der  Direction; 

b)  die  Wahl  des  Revisionsausschusses  (§  27); 

c)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  die  Ertheilung  des  Ab- 
solutoriutns  an  die  Direction; 

d)  die  Bestimmung  über  die  Verwendung  des  Beingewinnes  (§  43); 

e)  die  Errichtung  eines  Pensionsinstitutes,  einer  Kranken  casee  oder 
sonstiger  Humanitätsinstitute  für  die  Bediensteten  der  Gesellschaft; 

f)  für  die  Erwerbung  von  Concessionen  zum  Baue  und  Betriebe  von 
Fortsetzungsstreckeo  oder  Abzweigungen  dieser  Localbahn  (§  2  b)\ 

y)  die  Veräusserung,  Verpachtung  und  Betriebsüberlaesnng  der  Bahn 

oder  einzelner  Strecken  derselben; 
h)  die  Vermehrung  des  Gesellschaf tscapitales  durch  Ausgabe  neuer 

Actien  (§8); 

1)  die  Abänderung  der  Statuten; 

k)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  und  die  Modalitäten  der  Liquidation 
(§  5),  insbesondere  auch  im  Falle  der  Uebertragung  ihres  Ver- 
mögens und  ihrer  Schulden  an  eine  andere  Actien  gesellschaft  gegen 
Gewährung  von  Actien  der  letzteren  (Art.  215  H.  G.  B.). 
Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  über  die  unter  /,  gf  h,  i  und  k  auf- 
geführten Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  er- 
forderlich. 

§  22. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  dieselbe  ordnunga- 
mässig  einberufen  wurde  und  mindestens  zehn  stimmberechtigte  Actionäre 
anwesend  sind,  welche  im  eigenen  oder  Vollmachtsnamen  wenigstens 
den  vierten  Theil  des  noch  nicht  amortisirten  Actiencapitales  vertreten. 

Zur  Beschlussfassung  über  die  im  §  21  nnter  /,  g,  h,  i  und  k 
angeführten  Gegenstände  ist  die  Theilnahme  von  mindestens  der  Hälfte 
des  noch  nicht  amortisirten  Actiencapitales  erforderlich. 

§  23. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  in  der  Regel 
mit  absoluter  Stimmenmehrheit. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Präsidenten. 

Zur  Beschlussfassung  über  die  im  §  21  unter  /,  h,  i  und  k 
angeführten  Gegenstände  ist  jedoch  eine  Mehrheit  von  mindestens  zwei 
Drittel  der  giltig  abgegebenen  Stimmen  erforderlich. 

§  24. 

Alle  Wahlen  werden  durch    schriftliche  Abstimmung  mit  Stirn m - 

zei-'eln  vorgenommen. 
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Wird  im  ersten  Wahlgange  eine  absolute  Mehrheit  nicht  erzielt,  so 
findet  die  engere  Wahl  zwischen  denjenigen  statt,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhalten  haben,  und  wird  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden 
in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Erhalten  in  dieser  engeren  Wahl  zwei  Mitglieder  die  gleiche 
>timmenzahl,  so  entscheidet  das  Los. 

§  25. 

Ist  die  gehörig  einberufene  Generalversammlung  binnen  einer  Stunde 
nach  dem  für  die  Verhandlung  anberaumten  Zeitpunkte  nicht  im  Sinne 
des  §  22  beschlussfähig,  so  muss  eine  neue  Generalversammlung  auf  einen 
innerhalb  längstens  30  Tagen  gelegenen  Termin  einberufen  werden,  welche 
ausnahmslos  auf  die  Verhandlung  über  die  in  der  Kundmachung  der 
früheren  Generalversammlung  angeführten  Gegenstände  beschränkt  ist, 
über  diese  aber  obne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  erschienenen  Actionäre 
und  die  Summe  des  durch  sie  vertretenen  Actiencapitales  giltig  Beschluss 
fassen  kann,  was  in  der  Einberufungskundmachung  ausdrücklich  ange- 
führt werden  muss.  Der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  der 
Abhaltung  dieser  an  die  Stelle  einer  beschlussunfähig  gebliebenen  ein- 
berufenen zweiten  Generalversammlung  kann  auf  8  Tage  und  die  Frist 
für  die  Deponirung  der  Actien  (§  15)  auf  4  Tage  abgekürzt  werden. 

§  26. 

Ueber  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem 
Schriftführer  und  den  Stimmzählern,  welche  zugleich  als  Verificatoren 
fungiren,  unterfertigt  wird. 

Dem  Protokolle  wird  das  Verzeichni&s  der  anwesenden  Actienbesitzer 
mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmenanzahl  nebst  den  Voll- 
machten beigefügt. 

B.  Der  Revisionsausschuss. 

S  "  1  • 

Der  Revisionsausschuss  besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  zwei 
Ersatzmännern,  welche  alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung 
aus  den  der  Direction  nicht  angehörenden,  stimmberechtigten  Actionären 
gewählt  werden. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der 
Mitglieder  des  Revisionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der 
Stimmen,  welche  sie  bei  der  Wahl  erhalten  haben,  in  Function.  Bei 
gleicher  Stimmenanzahl  entscheidet  das  Los. 

Die  Mitglieder  des  Revisionsauschusses,  sowie  die  Ersatzmänner 
müssen  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  in  Linz  oder  Urfahr  haben. 
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§  28. 

Die  Functionsdauer  der  Mitglieder  des  Revisionsausschusses,  sowie 
der  Ersatzmänner  läuft  bei  der  jeweilig  nächsten  ordentlichen  General- 
versammlung ab;  jedoch  sind  die  Zurücktretenden  wieder  wählbar. 

§  29. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen.  Er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  in  die 
Bücher  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen  und  Aufklärungen  zu  ver- 
langen. 

Seinen  Befund  hat  er  der  ordentlichen  Generalversammlung  vor- 
zulegen und  über  seine  Wahrnehmungen  schriftlich  Bericht  zu  erstatten. 

C.  Die  Directum. 

§  30.  ' 

Die  Direction  ist  der  Vorstand  und  das  Executivorgan  der 
Gesellschaft  im  Sinne  der  Artikel  227  bis  241  des  Handelsgesetzes. 

Ihr  obliegt  die  oberste  Leitung  aller  Angelegenheiten  der  Gesellschaft, 
sowie  die  Vertretung  der  letzteren  nach  aussen  in  allen  Beziehungen. 

§  31. 

Die  Direction  ist  als  solche  mit  den  ausgedehntesten  Vollmachten 
versehen,  namentlich  ist  sie  ausdrücklich  auch  zu  allen  jenen  Acten 
ermächtigt,  zu  welchen  nach  §  1008  a.  b.  G.  B.  eine  besondere  Voll- 
macht erforderlich  ist;  überhaupt  ist  dieselbe  zu  allen  Beschlüssen  und 
Verfügungen  berufen,  welche  nicht  laut  dieser  Statuten  der  General- 
versammlung vorbehalten  sind. 

Insbesondere  steht  ihr  die  Ernennung  und  Entlassung  der  Beamten 
der  Gesellschaft,  die  Bestimmung  ihres  Wirkungskreises  und  ihrer 
Bezüge,  endlich  die  Genehmigung  der  Dienstesinstruction  und  des 
Reglements  zu. 

Die  Direction  kann  ihre  Vollmacht  unbeschadet  der  Bestimmung 
der  Art.  231  und  234  H.  G.  B.  auf  eines  oder  mehrere  ihrer  Mit- 
glieder oder  auch  an  Beamte  der  Gesellschaft  hinsichtlich  bestimmter 
Geschäfte  oder  bestimmter  Arten  von  Geschäften  oder  für  eine  be- 
stimmte Zeitdauer  übertragen. 

Die  Art  und  Weise,  wonach  die  Behandlung  der  Geschäfte  der 
Direction  besorgt  wird,  bestimmt  die  Geschäftsordnung,  welche  die 
Direction  selbst  beschliesst. 

§  32. 

Die  Direction  besteht  aus  elf  Mitgliedern,  wovon  sechs  von  der 
ordentlichen  Generalversammlung  aus  der  Zahl  der  Actionäre  gewählt 

werden. 
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Je  ein  Mitglied  ernennt  die  k.  k.  Regierang  und  der  oberöster- 
reichische  Landesausschuss,  so  lange  der  Staat,  beziehungsweise  dae 
Land  Oberösterreich  im  Besitze  von  Actien  der  Gesellschaft  sind. 

Je  ein  Mitglied  entsendet  ferner  der  Gemeinderath  der  Landes- 
hauptstadt Linz,  der  Gemeinderath  der  Stadt  Urfahr  und  die  Direction 
der  allgemeinen  Sparende  in  Linz,  so  lange  diese  Corporationen  im 
Vollbesitze  der  gezeichneten  Actien,  und  zwar:  die  Gemeinde  Linz  mit 
800  Stück,  die  Stadt  Urfahr  mit  1000  Stück  und  die  allgemeine 
Sparcasse  in  Linz  mit  1250  Stück  sich  befinden. 

§  33. 

Die  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  zu  wählenden 
Mitglieder  müssen  sämmtlich  die  österreichische  Staatsbürgerschaft 
besitzen  und  müssen  mindestens  fünf  derselben  in  Linz  oder  Urfahr 
ihren  ordentlichen  Wohnsitz  haben. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist;  wer  in  einem  directen  Ver- 
tragsverhältnisse als  Bauunternehmer,  Lieferant  u.  s.  w.  zur  Gesell- 
schaft steht;  wer  in  Concurs  verfallen  ist  oder  die  Zahlungen  ein- 
gestellt hat,  ohne  seine  Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben;  wer  wegen 
eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen 
oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer 
solchen  Uebertretung  schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann  nicht  zum 
Mitgliede  der  Direction  gewählt  werden. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Ausschliessungs^rundes  während  der 
Amtsdauer  hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§  34. 

Die  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  zu  wählenden 
Mitglieder  der  Direction  werden  auf  eine  Functionsdauer  von  drei 
Jahren  berufen.  Ausnahmsweise  haben  jedoch  von  den  in  der  con- 
stituirenden  Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern  (§  7)  zwei 
durch  das  Los  zu  bestimmende  schon  bei  der  ersten  ordentlichen 
Generalversammlung  und  zwei  weitere  durch  das  Los  zu  bestimmende 
Mitglieder  schon  bei  der  zweiten  ordentlichen  Generalversammlung  aus- 
zuscheiden, während  die  übrigen  zwei  Mitglieder  bei  der  dritten  ordent- 
lichen Generalversammlung  austreten. 

Von  den  in  der  Folge  gewählten  Mitgliedern  haben  jährlich  bei 
der  ordentlichen  Generalversammlung  diejenigen  zurückzutreten,  deren 
dreijährige  Functionsdauer  abläuft. 

In  allen  Fällen  sind  die  Austretenden  wieder  wählbar. 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  Ausscheidens  eines  gewählten 
Directionsmitgliedes  vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  kann  seine  Stelle 
einstweilen  von  der  Direction  provisorisch  aus  der  Zahl  der  Actionäre 
besetzt  werden.  Die  definitive  Ersatzwahl  erfolgt  jedesmal  durch  die 
nächste  ordentliche  Generalversammlung. 
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Das  auf  diese  Weise  in  die  Direction  berufene  Mitglied  tritt 
rücksichtlich  der  Daner  der  Function  an  die  Stelle  jenes  Mitgliedes, 
für  welches  es  gewählt  ist. 

§  35. 

Jedes  neugewählte  Mitglied  der  Direction  hat  vor  dem  Antritte 
seiner  Functionen  und  für  die  Dauer  derselben  sehn  Stück  Actien 
eammt  allen  nicht  falligen  Coupons  als  Caution  in  die  Gesellschafts- 
casse zu  erlegen. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  14  Tagen  nach  be- 
kanntgegebener Wahl  gilt  als  Ablehnung  derselben. 

Während  der  Amtsdauer  können  diese  Actien  vom  Erleger  weder 
veräussert  noch  verpfändet  werden. 

§  36. 

Die  Mitglieder  der  Direction  üben  ihre  Functionen  unentgeltlich 
aus  und  erhalten  lediglich  die  Barauslagen  der  im  Interesse  der 
Gesellschaft  unternommenen  und  von  der  Direction  beschlossenen  oder 
genehmigten  Reisen  von  der  Gesellschaft  vergütet. 

§  37. 

Die  Direction  wählt  nach  der  constituirenden  Generalversammlung, 
sowie  jährlich  nach  Abhaltung  der  ordentlichen  Generalversammlung 
aus  ihrer  Mitte  den  Präsidenten  und  den  Stellvertreter  desselben  mit 
der  FunctioDsdauer  bis  zum  Ablaufe  der  nächsten  ordentlichen  General- 
versammlung. 

Jeder  derselben  ist  wieder  wählbar. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  beider  betraut  die  Direction  eines 
ihrer  Mitglieder  mit  dem  Vorsitze. 

§  38. 

Die  Direction  versammelt  6ich  auf  Einladung  des  Präsidenten 
oder  seines  Stellvertreters  in  Linz  oder  Urfahr,  so  oft  es  das  Interesse 
der  Gesellschaft  erfordert. 

Zur  Fassung  eines  giltigen  Beschlusses  wird  erfordert,  dass  alle 
Mitglieder  zu  der  Sitzung  ordnungsmässig  eingeladen  werden  und 
mindestens  sechs  derselben  persönlich  anwesend  sind. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  der  an- 
wesenden Mitglieder  gefasst;  bei  gleicher  Stimmenzahl  gilt  jene  Meinung 
als  Beschluss,  welcher  der  Vorsitzende  sich  angeschlossen  hat. 

§  39. 

Ueber   die  Verhandlungen  der  Direction   wird  ein  Protokoll  auf 
genommen,  welches  vom  Vorsitzenden  und  wenigstens  zwei  anwesenden 

Mitgliedern  zu  unterfertigen  ist. 


Digitized  by  Google 


MiihlkreisuaLn-Gesellschaft. 


1110 


IV.  Abschnitt. 

Jahresrechnung,  Dividende,  Reservefond. 

§  40. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  am  1.  Jänner  und 
endet  mit  dem  letzten  December  eines  jeden  Jahres. 

Wenn  die  Gesellschaft  ihre  Thätigkeit  im  Laufe  des  Kalender- 
jahres beginnen  sollte  (§  5),  so  kann  über  Beschluss  der  Direction  der 
erste  Rechnungsabschluss  mit  dem  Ende  des  nächsten  Kalenderjahres 
erfolgen. 

§  41. 

Am  Ende  eines  jeden  Geschäftsjahres  wird  ein  allgemeines 
Inventar  der  Activen  und  Passiven  der  Gesellschaft  aufgestellt  und 
die  Bilanz  gezogen. 

Die  Direction  stellt  die  Rechnungen  fest,  welche  sodann  mit  den 
erforderlichen  Belegen  der  ordentlichen  Generalversammlung  nach  vor- 
gängiger Prüfung  durch  den  Revisionsausschuss  vorgelegt  werden. 

*      §  42. 

Der  Gewinn  der  Gesellschaft  besteht  aus  dem  nach  Abzug  aller 
Kosten  inbesondere  der  Erhaltung*-  und  Betriebsauslagen,  der  allge- 
meinen Verwaltungskosten,  allfälligen  Verluste  und  entsprechenden  Ab- 
schreibungen, dann  Tilgung  der  fälligen  Schulden,  verbleibenden  Rein- 
erträgnisse. 

Aus  dem  jährlichen  Gewinne  wird  zuerst: 
a)  der   zur   Amortisation  der  Actien    erforderliche    Betrag   (§  10/ 

bedeckt; 

h)  dem  Reservefonde  (§  44)  eine  Dotation  von  wenigstens  5  Percent 
des  Reinerträgnisses  zugewiesen,  insolange  derselbe  die  Höhe  von 
10  Percent  des  ausgegebenen  Actiencapitales  nicht  überschreitet, 
in  welchem  Falle  eine  weitere  Dotirung  unterbleiben  kann,  und 

c)  der  allfällige  Beitrag  für  die  eventuell  zu  bildenden  Humanitäts- 
institute (§  21,  lit.  e)  bestritten. 

Der  sodann  verbleibende  Rest  wird  als  Dividende  an  die  Besitzer 
der  Actien  in  der  Weise  vertheilt,  dass  zunächst  an  die  Besitzer  der 
Prioritfttsactien  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4  Percent  zu- 
gewiesen werden  und  von  dem  hienach  verbleibenden  Ueberscbusse  den 
Besitzern  von  Stammactien  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4  Percent 
zugewendet  wird. 

Der  alsdann  eventuell  weiters  noch  verbleibende  Rest  wird  unter 
die  Besitzer  von  Prioritäts-  und  Stammactien  als  Superdividende  gleich- 
mässig  verth eilt,  insoferne  nicht  von  der  Generalversammlung  eine 
anderweitige  Verwendung  beschlossen  wird. 
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Wenn  in  einem  Jahre  der  Reiogewinn  zur  Bedeckung  der  4per- 
centigen  Dividende  der  Prioritätsactien  nicht  hinreicht,  so  findet  eine 
Nachzahlung  auf  diese  Dividende  aus  dem  Beinerträgnisse  der  späteren 
Jahre  in  keinem  Falle  statt. 

§  43. 

Die  Auszahlung  der  Dividenden  findet  am  1.  Juli  eines  jeden 
Jahres  statt. 

Dividenden,  welche  nicht  innerhalb  drei  Jahren  vom  Fälligkeits- 
termine an  gerechnet  erhoben  werden,  verfallen  der  Gesellschaft. 

§  44. 

Der  Beservefond  hat  die  Bestimmung  zur  Deckung  ausserordent- 
licher Verluste,  zur  Bestreitung  auBsergewöhnlicher  Erneuerungsaus- 
lagen, sowie  der  Kosten  für  etwa  erforderliche  Erweiterungen  der 
Bahnanlage  oder  für  die  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  zu 
dienen. 

Aus  dem  Anlagecapitale  der  im  §  1  angeführten  Localbahn  werden 
dem  Reservefonde 

1.  ein  Effectivbetrag  von  20.000  fl.  und 

2.  sämmtliche  insbesondere  auch  die  im  Falle  der  etwa  unterblie- 
benen Anwendung  von  Adhäsionslangschwellen  oder  der  Kamper 'sehen 
Locomotiv-Einrichtungen  zu  erzielenden  Ersparnisse  am  Baucapitaie  zu- 
gewendet. 

Ausserdem  wird  dem  Beservefonde  jeweilig  die  im  §  42  unter  b 
angeführte  Dotation  aus  dem  jährlichen  Beingewinne  zugewiesen. 

Der  Beservefond  darf,  insoweit  derselbe  aus  dem  Anlagecapitale 
gebildet  worden  ist,  nur  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  ver- 
wendet werden. 

Der  Beservefond  wird,  so  weit  derselbe  aus  dem  Anlagecapitale 
gebildet  worden  ist  und  nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
seiner  Bestimmung  entsprechend  ganz  oder  tbeilweise  bereits  verwendet 
sein  sollte,  beim  Erlöschen  der  Concession  der  im  §  1  angeführten 
Localbahn  oder  bei  der  Einlösung  der  letzteren  an  den  Staat  mit  za 
übergeben  sein. 

V.  Abschnitt 

SchlusBbestimmungen. 

§  45. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Becht  der  Aufsicht 
in  Gemässheit  der  bestehenden  Gesetze  und  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmungen der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  28.  Juli  1886, 
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K.  G.  Bl.  Nr.  136,  aus.  Insbesondere  hat  hienach  der  landesfürstliche 
Commissär  das  Recht,  den  Verhandlungen  der  Direction,  sowie  der 
Generalversammlung,  so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen 
und  allfällige  Beschlüsse  und  Verfügungen,  welche  derselbe  als  den 
Gesetzen,  der  Concession  oder  den  Gesellscbaftsstatuten  zuwiderlaufend, 
beziehungsweise  den  Öffentlichen  Interessen  nachtheilig  erachtet,  zu 
sistiren,  wogegen  das  Recht  der  Beschwerde  offen  steht. 

Der  landesfDrstliche  Commissär  ist  ferner,  insolange  der  Staats- 
schatz durch  die  zugesicherte  Uebernahme  und  sodann  durch  den 
Besitz  Ton  Actien  an  dem  Unternehmen  betheiligt  ist,  berechtigt,  auch 
solche  Beschlüsse  und  Verfügungen  der  Direction  und  der  Generalver- 
sammlung zu  sistiren,  welche  ihm  gegen  die  aus  dem  Uebereinkommen 
vom  14.  October  1886  hervorgehenden  finanziellen  Interessen  des 
Staates  zu  Verstössen  scheinen,  jedoch  hat  derselbe  in  diesem  Falle 
sogleich  die  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums  einzuholen, 
welche  für  die  Gesellschaft  bindend  ist. 

§  46. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  entscheidet  das 
competente  Gericht. 

§  47. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  durch  einen  Beschluss 
der  Generalversammlung  (§  21  k)  hat  diese  selbst  die  Modalitäten  der 
Liquidation  zu  normiren. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur 
Abwicklung  der  Geschäfte  in  demselben  Umfange,  welche  nach  diesen 
Statuten  der  Direction  zustehen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  den  Revi 
sionsau8schuss  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  zur 
Beendigung  derselben  mit  der  Modifikation  in  Wirksamkeit,  das3  die 
Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  der  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  der 
Direction. 

§  48. 

Von  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  sämmtliche  Schulden  derselben  zu  tilgen. 

Der  verbleibende  Rest  ist  auf  sämmtliche  etwa  noch  nicht 
amortisirte  Prioritätsactien  zu  vertheilen,  insoferne  hienach  auf  jede 
derselben  nicht  mehr  als  der  Nennwerth  entfällt. 

Der  nach  Auszahlung  des  vollen  Nennweithes  der  Prioritätsactien 
verbleibende  Ueberachuas  ist  auf  sämmtliche  noch  nicht  amortisirte 
Stammactien  zu  vertheilen,  insoferne  hienach  auf  jede  derselben  nicht 
mehr  als  der  Nennwerth  entfällt. 
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Sollte  nach  Auszahlung  des  vollen  Nennwerthee  sämmtlicher 
Prioritäts-  und  Stammactien  noch  ein  restliches  Vermögen  sich  ergeben, 
so  ist  dieses  auf  sämmtliche  roch  nicht  amortisirte  Prioritäts-  und 
Stammaction  gleichmässig  zur  Vertheiluog  zu  bringen. 

Wenn  jedoch  das  gesammte  Actiencapital  bereits  amortisirt  ist,  so 
hat  über  die  Verwendung  des  nach  Auszahlung  des  vollen  Nenn- 
werthes der  Prioritäts-  und  Stammactien  erübrigenden  Vermögens  die 
Generalversammlung  zu  entscheiden. 

§  49. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 


Z.  18699. 

Vorstehende  Statuten  werden  auf  Grnnd  Allerhöchster  Ermächtigung  gc 
nehmigt. 

Wien,  am  29.  October  1888. 

Taaffe  m.  p. 
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1.  Concessionsurkunde  vom  26.  Jnli  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  139, 

fllr  die  Loealbalm  Ton  Uros*  Priesen  nach  Wernstadt  mit  einer  Abzweigung 

nach  Auscha. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Bauunternehmunfij  Stern  &  Hafferl  in  Wien  im 
Vereine  mit  dem  Grossindustriellen  Julius  Ritter  Leon  v.  Wernburg  di* 
Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Local- 
bahn von  Gross-Priesen  nach  Werostadt  mit  einer  Abzweigung  nach 
Auscha  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der 
Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  den  genannten  Concessionären  diese 
Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  Sep- 
tember 1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1887, 
R.  G.  Bl.  Nr.  81,  wie  folgt,  zu  ertheilen. 

§  i. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiv- 
e isenbahn  von  der  Station  Gross-Priesen  der  priv.  Oesterreichischen 
Nordwestbahn  über  Losebowitz  nach  Wernstadt  mit  einer  Abzweigung 
von  Loschowitz  nach  Auscha. 

Die  Stammlinie  Gross- Priesen-Loschowitz- Wernstadt  wurde  ara  18.  August 
1890,  die  Abzweigung  Loschowits- Ausoha  am  11.  September  1890  dem  öffent- 
lichen Verkehre  übergeben.  Die  Betriebführung  wird  von  der  k.  k.  priv.  O öster- 
reichischen Nordwestbahn  auf  Grund  des  Betriebsvertrages  vom  1.  Juli  1889 
besorgt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

7t* 
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a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbabn Unternehmung  abzuschliessenden  Verträge,  zu  überrei- 
chenden Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden,  ferner 
für  alle  im  Ornnde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  bewirkenden 
bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen 
und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten  Zwecken, 
und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke  der 
Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capital a Verzinsung  und 
des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  BetriebRjahres  zum  Zwecke  der 
Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruiruog  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verbandlungen  keine  An- 
wendung. 

b)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage 
und  concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  mit  Ein- 
schluss  der  Interimsscheine,  sowie  von  der  bei  der  Grund  einlbsung 
nach  Schlus8  des  ersten  Betriebsjahres  (lit,  a,  Z.  2)  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften 
zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Coocession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  vou  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
Eollte,  auf  die  Dauer  von  zwanzig  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an 
gerechnet. 

§  8. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  ge- 
nannten Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  binnen  längstens  einem  und 
einem  halben  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden, 
und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch 
während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu 
erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  haben  die 
Concessionäre  durch  Erlag  einer  Caution  von  zehntausend  Gulden 
in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  WertherTecten  Sicherheit 
zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 
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Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schlepphahnen  zugestanden  werden,  deren  Errich- 
tung von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 

So  weit  znr  Anlage  der  concessionirten  Bahn  andere  öffentliche 
Strassen  in  Anspruch  genommen  werden  sollten,  haben  die  Concessiooäre 
die  Zustimmung  der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten, 
beziehungsweise  jener  Behörden  oder  Organe  einzuholen,  welche  zur 
Ertheilung  der  Zustimmung  zur  Benützung  der  Strasse  nach  den  be- 
stehenden Gesetzen  beruft n  Bind. 

§  5. 

Die  Concessiooäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und 
Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vor- 
geschriebenen Sicherheitsvorkehrungen  und  Verkehrsvorschriften  insoweit 
Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Verkehrs-  und  Betriebsverhältnuse,  insbesondere  die  ermässigte  Fahr- 
geschwindigkeit nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zulässig 
erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium  zu 
erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  c. 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  deiselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche  in 
alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Conctstionäre  zu  treten  hat. 

Die  Ausgabe  von  Piioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen.  Dagegen 
wird  den  Concessionären  das  Recht  eingeräumt,  Prioritätsactien,  welche 
bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang  vor  den  Stamm- 
actien  gemessen,  bis  zu  dem  von  der  Staatsverwaltung  festzusetzendeu 
Betrege  auszugeben. 
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Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden 
hat,  darf  nicht  höber  als  mit  5  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projectsverfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliesslich 
der  Anschaffung  des  Fahrparkes  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nach- 
gewiesenen Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich 
bezahlten  IntercalarzinBen  und  des  etwa  bei  der  Capitalsbeschaffung 
thatsächlich  erwachsenen  Cours Verlustes  keine  wie  immer  gearteten 
Auslagen  in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinricbtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  dickfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat,  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  geeammte  Aulagecapital  ist  iunerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten >  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Stamm-  und  Prioritätsactien  uuterliegen  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltuog. 

§  7. 

Die  Militär  tranßporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarif  preisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  der  auschliessenden  Linie  der  priv. 
Oesterreichischen  Nordwestbahn  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen 
besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Reichshalfien,  auf  die  Laudesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur 
bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen 
Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffanübungen  und  Controls- 
Versammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte 
Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheits wache. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereiokommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militartransporte,  ferner  den  jeweilig  in 
Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege, 
sowie  dem  mit  1.  Juni   1871   in  Wirksamkeit   getretenen  Nachtrags- 
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übereinkommen  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande 
auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken 
und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  zum  Beitritte  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
Iransporte  und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  den  Concessionären  nur  insoweit  ob, 
als  deren  E'fällung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 

Die  ConceBsionäre  sind  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienst- 
posten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60, 
anf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der 
Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Betrieb  der  concessionirten 
Bahn  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfalle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf 
Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum  Zwecke 
von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen  auf 
einer  der  von  der  Bahn  benützten  öffentlichen  Strassen  seitens  der 
Militärbehörde  für  noth wendig  eikannt  werden  sollte. 

§  o. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  0,  lit.  6,  des  Eiseubahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  g«-g*?n  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Fi  ist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frißt  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Ei  Öffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden, 
soferne  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11, 
lit.  6,  des  Eiseubahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  konnte. 

§  10. 

Die  Concessionäre  sind  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen 
Bewilligung  von  Seito  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den 
Betrieb  der  coneeßsionirten  Eisenbahnen  an  dritte  Personen  zu  über- 
lassen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Hecht  vorbehalten,  den  Betrieb 
der  conces*ionirten  Bahnen  insbesondere  in  dem  Falle,  als  dieselben  eine 
directe    Anschlussvorbindung    mit    einer    der    jeweilig    vom  Staate 

Digitized  by  Google 


1128 


Localbahn  Gross-Priesen-Wernatadt-Auscha. 


betriebenen  Bahnen  erlangen  sollten,  zu  tibernehmen  und  während  der 
sodann  noch  übrigen  Concessionsdauer  für  Rechnung  der  Concessionäre 
zu  führen. 

In  diesem  Falle  sind  der  Staatsverwaltung  die  aus  Anlass  dieser 
Betriebsführung  effectiv  erwachsenden,  eventuell  pauschale ässig  fest- 
zusetzenden Kosten  durch  die  Concessionäre  zu  vergüten. 

Im  Uebrigen  sind  die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  durch 
einen  mit  den  Concessionären  abzuschließenden  Betriebsvertrag  zu 
regeln. 

§  11. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über 
deren  Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  der  Bahn  für  den  Verkehr 
zwischen  schon  bestehenden  oder  künftig  erst  herzustellenden,  im  Staats- 
betriebe befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  dass  die  Staats- 
verwaltung berechtigt  ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  ganze 
Züge  oder  einzelne  Wagen  über  die  mitbenützte  Bahn  oder  einzelne 
Tbeilstrecken  derselben  gegen  Entrichtung  einer  angemessenen  Ent- 
schädigung zu  befördern  oder  befördern  zu  lassen.  Diese  Mitbenützung 
hat  jedoch  Dur  insoweit  stattzufinden,  als  hiedurch  der  eigene  regel- 
mässige Betrieb  der  mitbenutzten  Bahn  nicht  gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  188G  für 
die  Kaiser  Ferdinands- Nordbahn  im  Reichegesetzblatte,  Jahrgang  1886, 
Seite  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessioniite 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
ReiEerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen,  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs* 
jabres  erfolgen  oder  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  jener  Annuität  gleichkommt,  welche  zur  5per- 
centigen  Verzinsung  des  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  genehmigten 
Actiencapitales  und  zur  Tilgung  des  letzteren  innerhalb  der  ganzen 
Concestionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird  der  vorhin  bezeichnete  Jahres- 
betiag  als  das  der  Bemessung  dts  Eiulösungspreises  zu  Grunde  zu 
legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 
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3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  bat  darin  zu  bestehen,  das  den 
Concessionären  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  das  Durch- 
schnittserträgniss  im  Sinne  des  Absatzes  1,  beziehungsweise  insoferne 
einer  der  im  Absätze  2  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  die  daselbst 
angeführte  Annuität  für  das  Actiencapital  in  halbjährigen,  am  30.  Juui 
und  31.  December  jeden  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  aus- 
bezahlt wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer 
anstatt  der  Doch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitals- 
zahlung  zu  leisten,  welche  dem  Betrage  des  zu  5  Percent  per  Jahr, 
Zins  auf  Zins  gerechnet,  discontirten  CapitaUwerthes  der  nach  den 
Bestimmungen  im  Absätze  3  halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen 
gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlurg  entschliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverscbreibungen  zu 
leisten.  Die  Staattschuldverscbreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course 
zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorautgegacgeLen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staattscbuldverscbreibungen  gleicher  Gattung  eigiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigen tbum  und  in  den  Genusa 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes 
und  der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reseivefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  bereits  bestimmungfg«  mäss  verwendet  worden  sind. 

§  13. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
und  in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  e  iL  schliesslich  des  Fahrparkes, 
der  Materialvorräthe  und  des  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefondes  in  dem  im  §  12,  Z.  5,  bezeichneten  Um- 
fange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession  als  auch  bei  der 
Einlösung  der  Bahn  (§  12)  behalten  die  Concetsionäre  das  Eigenthum 
des  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reserve- 
fondes und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus 
dem  eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbeneu  beson- 
deren Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  die 
Concessionäre  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Bei- 
satze ermächtigt  wurden,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisen- 
bahn bilden. 
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§  14. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Uebeizeuguog  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Die   Staatsverwaltung   ist   auch    berechtigt,    durch   ein  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Einsicht  in   die  Gebarung  zu   nehmen  und  ins 
besondere   die  projects-  und   vertragsmässige  Bauausführung  durch  auf 
Kosten  der  Concessionäre  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr 
geeignet  erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  eiuer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungiren- 
den  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für 
angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der 
Concession  oder  den  Gesellschafttstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen zu  sistiren;  in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  drr  Commiseär 
sogleich  die  Entscheidung  des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche 
ohne  Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  di-i  hier  festgesetzte  Ueber wachung  der  Bahnunternehmung 
haben  die  Concessionäre  bis  auf  weiteres  eine  besondere  Vergütung  an 
den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  No- 
vember 1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbindlich 
keiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und 
gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes,  und  in 
Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  werden  die  Concessionäre  enthoben. 

§  15. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Conceseioosurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommeD 
sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  treffen 
und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die 
Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  .Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionäreu  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämtntlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  daiin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

V 
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Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Ineiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
sechsundzwanzigsten  Tage  des  Monates  Juli  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausendachthundertachtzigundneun,  Unserer  Reiche  im  Einund- 
vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Dunajewskl  m.  p. 

2.  Technische  Concessionsbedingnisse 

fttr  die  Leealbahn  ron  Gross-Priesen  nach  Wernstadt,  mit  einer  Ab- 
zweigung nach  Auscha.  (V.  Bl.  Nr.  109  ex  1889.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  von  Gross-Priesen  über  Loschowitz  nach  Wernstadt 
mit  einer  Abzweigung  von  Loschowitz  nach  Auscha  ist  mit  einer  Spurweite  von 
1*435  Meter  als  Localbahn  vorläufig  für  eine  Maximalfabi  geschwindigkeit  von 
25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Massgabe 
der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  im 
Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe   für  den   Bau   und   die   Ausrüstung  der  Bahn 
sind   dem   k.    k.   Handelsministerium   rechtzeitig   zur   Genehmigung  vorzulegen, 
ferner  sind  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der 
staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  haben  die  Concessionäre  allen  beim  Baue,  sowie  wahrend  der 
Betriebführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich z  i  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  be- 
stehenden allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschrifteu  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  projectirte,  circa  25  Kilometer  lange  Bahn  zweigt  ans  der  Station 
Gross-Priesen  der  Linie  Wien-Tetschen  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Kordwest- 
bahn ab  und  führt  mit  Berührung  der  Ortschaften  Klein- Priesen,  Leschtine.  Sauber- 
nitz und  Klinge  nach  Loschowitz.  Von  diesem  Orte  aus  theilt  sich  die  Bahn 
und  führt  einerseits  über  Munker  nach  Wernstadt,  andererseits  über  Lewin  nach 
Auscha 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntraee  können  nur 
mit  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorbezetchnete  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 

3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  des  Anschlussbahn- 
hofes Gross-Priesen.  sowie  we^en  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  daselbst  eine 
Vereinbarung  mit  der  k  k.  priv.  Oesterreh-hischen  Nordwestbahn  anzustreben,  und 
das  bezügliche  Uehereinkommen  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 
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Bezüglich  der  Bedingungen  eines  soleben  Anschlusses,  sowie  eines  gemein- 
schaftlichen Bahnhofdienstes  unterwerfen  die  Concessionäre  sieh  dem  Ausspruche 
des  k.  k.  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschlussbahn 
nicht  erzielt  werden  sollte. 

Ebenso  unterwerfen  sioh  die  Concessionäre  der  Entscheidung  des  k.  k.  Handels» 
ministeriums,  wenn  mit  den  Verwaltungen  der  inländischen  Nachbarbahnen  ein 
Einverständniss  über  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung  nicht  erzielt 
werden  sollte. 

4.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Bergwerks-  und  Industrie- 
unternehmungen zum  Behnfe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetrieb  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der 
erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Falls  über  die  Bedingungen  der  Einmündung  solcher  Bergwerks*  und 
Industriebahren  ein  Einverständniss  zwischen  der  Eisenbahnunternehmung  und 
den  Interessenten  nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handelsministerium 
die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorbehalten. 

5.  Unterbau. 

* 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dementsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens 
des  k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten  „ Vorschriften  für  die  Bestimmung 
der  Bahnnivelette  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  der  Uebergangs- 
curven  zwischen  Geraden  und  Bögen"  (Centralblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampf- 
schiffahrt Nr.  10  ex  1882)  einzuhalten. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste,  aus  der 
Anwendung  der  vorbezeicbneten  Vorschriften  sich  ergebende,  durchschnittliche 
Steigung  38  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2*6  pro  mille  nicht 
übersteigen  darf.  Ausnahmen  hie  von  unterliegen  der  speciellen  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Bahn  dürfen  nicht  unter 
160  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4*3  Meter  betragen. 

Der  Unterbau  hat  sowohl  bei  Dämmen  als  in  den  Einschnitten  eine 
Kronenbreite  von  4-0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei  letzteren  solche  Stein- 
bankette zur  Ausführung  gelangen,  welche  gleichzeitig  als  Graben  mauern  dienen, 
in  welchem  Falle  die  Breite  der  Unterbaukrone  durch  die  im  Punkt  6  vor- 
geschriebene obere  Breite  des  Bfchnplanums  bestimmt  wird. 

Bei  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von  300  oder  weniger  als  300  Meter 
Radius,  sowie  bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Hfihe  ist  eine  ent- 
sprechende Erbreiterung  der  Bahnkroue  vorzunehmen. 

In  Erdeinschnitten  muss  die  Sohle  des  Seitengrabens,  falls  nicht  Wand- 
oder beiderseitige  Grabenmauern  zur  Ausführung  gelangen,  eine  Breite  von 
mindestens  0  25  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Wand-  oder  beiderseitigen  Grabenmauern  muss  die 
Sohlenbreite  des  Seitengraben*  mindestens  0  3  Meter,  in  Felseinschnitten  stets 
mindestens  u-4  Meter  betragen. 

In  Felsein schnitten  von  mehr  als  5  Meter  Tiefe  ist  die  normale  Sohlenbreite 
des  Seiteugralens  nach  der  jeweiligen  Einschnittstiefe  angemessen  zu  vergrössern. 
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Die  normale  Tiefe  de*  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemeasen,  dass  der 
Abstand  von  der  Sehienenunterkante  bis  zur  Grabensoble  in  allen  Fällen  min- 
destens 0*5  Meter  beträgt. 

Die  Böschangen  der  Einschnitte  and  Aafdämmangen  sind  zu  besämen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Unterbauobjecten  bis  zu 
2*0  Meter  totaler  Spannweite  dürfen  Tragconstractionen  von  Holz  angewendet 
werden;  bei  allen  grösseren  offenen  Unterbauobjecten  sind  Eisenconstruotionen  zu 
verwenden. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Elsenbahnbrücken,  Bahn- 
überbrüokungen  und  Zufahrtsstrassenbrüoken  ist  die  hinsiohtlioh  solcher  Objects- 
herstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  Sep- 
tember 1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beachten  und  sind  den  Berechnungen  für  die 
Eisenconstruotionen  der  Bahn  die  im  §  8  lit.  a  und  b  der  genannten  Verordnung 
normirten  Belastungen  ohne  Ermässigung  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragcoostruction  sind  bei  Flüssen 
und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter  über  den  bekannten  höohsten 
Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht  per 
laufendes  Meter  mindestens  26  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellenvertheilung  ist  derart  zu  bemessen,  dass  unter  Zugrundelegung 
des  maximalen  Raddruckes  der  zur  Verwendung  gelangenden  Locomotiven  die 
Inanspruchnahme  der  Schienen  per  Quadratcentimeter  höchstens  1000  Kilogramm 
beträgt. 

Die   Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Länge 
2»8  Meter,  obere  Breite  16  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter,  Höhe  14  Cen 
timeter. 

Falls  in  Bögen  von  weniger  als  260  Meter  Radius  Schwellen  aus  weichem 
Holze  zur  Verwendung  gelangen,  sind  sammtliche  Schienenbefestigungsstellen  mit 
Unterlagsplatten  zu  versehen. 

In  Bögen  von  800  oder  weniger  als  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung  der 
Schienen  auf  den  Sohwellen  durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und  Haoken- 
nägel  entsprechend  den  bei  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen erliegenden  einheitlichen  Oberbaunormalien  zu  verstärken. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Sohienenunterkante  bei  Dämmen 
und  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  8  0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei 
letzteren  Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen,  in  welchem  Falle  die  Entfernung 
der  äusseren  Oberkante  derselben  von  der  Geleiseachse  mindestens  190  Meter 
betragen  muss. 

Die  Tiefe  des  Sohotterbettes  von  der  Sehienenunterkante  abwärts  hat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0  26  Meter  zu  betragen.  In  Curven 
ist  die  normale  Tiefe  des  Schotterkörpers  unter  dem  Fusse  der  inneren  Sohiene 
des  Bogens  herzustellen. 

7.  Hochbauten. 

Die  Aufnahmsgebäude,  sowie  alle  für  die  Unterbringung  des  Bahnpersonales 
bestimmten  Hochbauten  der  Stationen  sind  in  definitiver  Weise,  im  Uebrigen 
aber  den  localen  Verhältnissen,  sowie  den  Verkehrsbedürfnissen  angemessen  zu 
erbauen. 

Kleinere  Warteräume,  welche  entweder  freistehend  oder  im  Anschlüsse  an 
sonatige  Gebäude  errichtet  werden,  ferner  die  Hochbauanlagen  für  den  Güter- 
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und  Zugförderungsdieost  können  aus  Riegelmauerwerk,  letztere  eventuell  auch 
ganz  aus  Holz  hergestellt,  müssen  aber  jedenfalls  auf  einer  Uutermauerung 
errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden  Landes- 
bauordnung, beziehungsweise  mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  und  Signalhütten  in  der  ourrenten  Strecke 
ist  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  dies  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums 
besonders  angeordnet  werden  sollte.  Wärterhäuser  sind  entweder  aus  Ziegeln  oder 
Stein,  oder  aus  Blockwänden  auf  einer  Untermauerung  zu  erbauen. 

Stations-  und  Bahueinfriedigungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

8.  Stationen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  hat  höchstens  4  Kilometer 
zu  betragen.  Die  Gesammtlänge  der  Nebengeleise  in  den  Stationeu  uud  Halte* 
stellen  soll  mindestens  12  Peroent  der  Bahnlänge  betragen. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  haben 
Passagieraborte  zu  erhalten. 

In  Haltestellen  ist  mindestens  ein  entsprechend  grosser,  gedeokter  Warte- 
raum herzustellen. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  ersichtlich  zu  machen. 
Bei  Aufnahmsgebäuden  ist  dieser  Name  sowohl  an  der  Hauptfront  als  auch  an 
beiden  Stirnseiten  derselben,  eventuell  bei  Anlage  von  Veranden  an  deren  Längen- 
seite anzubringen. 

Die  Verfassung  des  Projectes  für  die  Stationen  hat  hinsichtlich  der  Oberbau- 
und  Hochbauanlagen,  und  zwar  sowohl  in  Betreff  des  Ausmasses,  als  auch  ihrer 
räumlichen  Anordnung  im  Einvernehmen  mit  der  betriebführenden  Bahnverwaltung 
zu  erfolgen. 

9.  Betriebseinriohtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphenleitung  und  den  zugehörigen  Stations - 
apparaten  zu  versehen.  Die  Aufstellung  von  Glockensignalen  kann  unterbleiben, 
insoweit  nicht  besondere  Fälle  dies  nothwendig  machen  würden.  Für  den  Betrieb 
sind  ausser  den  sonstigen  akustischen  auch  die  duroh  die  Signalordnung  vor- 
geschriebenen optischen  Signale  zu  verwenden. 

Bei  der  Anschlussstation  an  die  bestehende,  dem  öffentlichen  Verkehre 
dienende  Bahn  ist  ein  Distanzsignal  aufzustellen. 

10.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen:  3  Locomotiven  mit 
je  3  Achsen,  sämmtlich  gekuppelt  und  mit  anmontirbaren  Schneepflugschaaren, 
6  Personenwagen,  2  Dienstwagen  (Postgepäcks-  und  Conducteurwagen) ;  10  Last- 
wagen verschiedener  Gattung. 

Sämmtliche  Wagen  sind  mit  Bremsvorrichtungen  zu  versehen  und  erhalten 
gedeckte  und  gesohlussene  Bremshütteln. 

Dio  Personen-  und  Dienstwagen  sind  beheizbar  einzurichten. 

Die  Pläne  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Verfassung  den  Bestimmungen 
der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840 
iCentralblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt  Nr.  15  ex  1887),  Rechnung  zu 
tragen. 

Die  Vorlage  dieser  Pläne  hat  vor  Verfassung  der  Projectspläne  für  die 
Unterbauobjecte  der  Bahn  zu  erfolgen. 

11.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Aus- 
rüstungsgegenstände sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 


■ 

j 


Digitized  by  Google 


Localbahn  Gross- Priesen  Wernstedt- Anselm 


1135 


Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insoferne  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  daas 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
den  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Liefer- 
zeit, wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

» 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassification 
und  alle  auf  den  Frachteniransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministerium«,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunternehmens 
Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinanderfolgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  T  Peroent  drs  Anlagecap  tales  geliefert  hat,  kann  das 
k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältnis.smässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Auch  bleibt  dem  k.  k.  Handelsministerium  vorbehalten,  im  geeigneten 
Zeitpunkte  die  im  Interesse  d<  r  östt  rreiehischen  Mühlenindustrie  etwa  gebotenen 
Verfügungen  hinsichtlich  der  tarifari^chen  Behandlung  von  Getreide  und  Mehl 
zu  treffen. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Xothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Mensohen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminist*  r  berechtigt,  nach  Erforderniss  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

Ü.  Leitungen  für  die  Postanstalt. 

Die  Concessionäre  siud  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmassigen  Personell-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  können 
die  Concessionäre  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Veieinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  uud  Wertsendungen 
hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung;  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Tostdieustes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglioh  der 
in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung  dieser 
von  den  Concessionäre n  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  >ein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  uud  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Hahnanstalt  befördirt  werden. 
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4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 


Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb 
und  die  Signalisirang  erforderliehen  Telegrapbenleitungen  auf  eigene  Kosten  ent- 
weder nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  her- 


eine zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privat- 
eorrespondenz  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von  den 
Concessionäre n  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzweoke  benutzten  Grund  und  Boden, 
ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der  Anlegung 
einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen  an  den 
Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die  Concessionäre  durch 
das  Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenaustalt  nach  den  für  Militärtrans- 
porte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagera  und 
zu  verwahren. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich  schliesslich,  sich  bezüglich  der  con- 
cessionirten Bahn  auch  der  in  Aussi  -ht  genommenen,  im  Verordnungswege  durch- 
zuführenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den 
Looalbahnen  zu  unterwerfen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  8taatsbediensteteu  bei  Dienst- 
reisen. 

■ 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder  zur 
Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  aus  Gefälls- 
rücksiohten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certifioaten 
aasweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck e  unentgeltlich  befördert  werden. 


Schüblinge  und  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise 
zur  Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Esoorte,  letztere  auch  auf  der 
Rückfahrt,  sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  geltenden 
ermässigten  Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunliohkeit  in  abgesonderten  Coupe  > 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  er- 
mässigten Tarifsätze  Anwendnng  zu  finden. 

8.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife,  Z.  1  und  2,  sowie  der 
Leistungen  für  öffen  liehe  Zwecke,  Z.  3  bis  7,  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  haben  die  Concessionäre  sieh  zu  unterwerfen. 
Wien,  am  15.  August  1889. 


6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 


Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 
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3.  Statuten 

der  Localbahii  Gross-Priesen-Wernstadt-Auscha. 

1.  Titel. 

Allgemeine  Bestimmungen. 
§  1. 

Auf  Grund  des  §  (>  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
26.  Juli  1889,  R.  G.  ßl.  Nr.  139  ex  1889,  durch  welche  der  Bau- 
unternehmung Stern  &  Hafferl  im  Vereine  mit  dem  Grossindustriellen 
Juliu6  Ritter  Leon  von  Wernburg  in  Wien  das  Recht  zum  Baue  uud 
Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  der  Station  Gross-Priesen  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen 
Nordwestbahn  über  Loschowitz  nach  Wem  Stadt  mit  einer  Abzweiguug 
von  Loschowitz  nach  Auscha  ertheilt  wurde,  wird  eine  Actiengescll- 
schaft  gebildet,  welche  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Cun 
cessionäre  eintritt. 

§  2. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 
u)  der  Bau   und  Betrieb  der  irn  §   1  erwähnten  Localbahn  Gross- 
Prieaen-Wernstadt   mit  einer   Abzweigung  von  Loschowitz  nach 
Auscha ; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  anderer  normal-  oder  eebmabpuriger  Eisen- 
bahnen, Stra6senbahnen  und  Dampftramways,  deren  Concession 
von  der  Gesellschaft  später  erworben  werden  sollte,  sowie  von 
Schleppbahnen  zu  einzelnen  industriellen  Etablissements,  deren 
Errichtung  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  bewilligt  wird; 

c)  unter  der  Voraussetzung  der  Erwirkung  der  staatlichen  Geneh- 
migung die  Erwerbung  anderer  Eisenbahnen  zum  Zwecke  des 
Ausbaues  oder  des  Betriebes,  sowie  die  Uebernahme  des  Betriebes 
anderer  bestehender  Eisenbahnen; 

<l)  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  solcher  Unternehmungen,  zu 
denen  die  Gesellschaft  durch  specielle  Concessionen  oder  besondere 
Bewilligung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ermächtigt  wird,  insoweit 
die  vorgedachteu  Unternehmungen  mit  den  der  Gesellschaft 
coneeßsionirten  Eisenbahnunternehmungen  in  unmittelbarer  Ver- 
bindung 6teheu. 

§  3. 

Die  Actiengesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wieu.  Dieselbe  ist 
berechtigt,  über  besondere  Ermächtigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
Filialen  im  In   und  Auslande  zu  errichten. 

§  *• 

Die  Gceellschaftsfirma  lautet:  „Localbahn  Gross  Priesen- Wernstadt- 
Auscha". 

Di«  Bcchtturkuoden  <Ur  5«t«rr.  Kitcnbthn«».  II.  12 
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Sie  wird  nach  Vorschrift  des  Handelsgesetzbuches  im  Handels- 
register des  k.  k.  Handelsgerichtes  zu  Wien  eingetragen.  Die  Firma 
der  Gesellschaft  wird  in  der  Art  gezeichnet,  dass  dem  vorgedruckten 
oder  von  wem  immer  vorgeschriebenen  Namen  der  Gesellschaft  entweder 
zwei  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  collectiv  oder  ein  Mitglied  des 
Verwaltungsrathes  und  ein  mit  der  Procura  betrauter  Gesellscbaftsbeamter 
(letzterer  mit  einem  die  Procura  andeutenden  Zupatze)  ihre  Unterschrift 
beisetzen. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt  (§  40),  sobald  das  gesammte  im 
§  8  festgesetzte  Actiencapital  voll  eingezahlt,  sowie  auch  die  Eintragung 
der  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  erwirkt  ist. 

Der  baren  Einzahlung  des  Actiencapitales  sind  im  Falle  der 
Uebernahme  von  Actien  an  Zahlungsstatt  seitens  der  Bauunternehmung 
die  gegen  diese  Actien  zum  Zwecke  des  Baues  und  der  Ausrüstung 
der  Bahn  zu  bewiikenden  Leistungen  der  Bauunternehmung  gleich- 
zuhalten. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
für  die  im  §  1  erwähnten  Localbahnen,  soferne  nicht  nach  den 
Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren  Er- 
löschens der  Concession  oder  durch  Einlösung  der  der  Gesellschaft 
gehörigen  Bahnlinien  seitens  des  Staates  oder  endlich  über  einen  von 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  genehmigten  Beschluss  einer  General- 
versammlung eine  frühere  Auflösung  erfolgen  sollte. 

§  6- 

Die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  statutenmässigen  Kund- 
machungen werden  rechtswirksam  durch  einmalige  Einschaltung  in  di« 
amtliche  „Wiener  Zeitung"  veröffentlicht. 

II.  Titel. 

Gesellschaftscapital. 
§  7. 

Das  Gesellschaftscapital  wrrd  gebildet: 

a)  aus  Prioritätsactien, 

b)  aus  Stammactien. 

Die  Summe  der  jeweilig  ausgegebenen  Prioritätsactien  darf  zwei 
Drittel  des  gesammten  Gesellschaffccapitales  nicht  übersteigen. 

§  8. 

Das  Actiencapital  besteht  aus  800.000  fl.  österr.  Währ,  in 
4000  Stück  Prioritäts-  und  500  000  fl.  österr.  Währ,  in  2500  Stück 
Stammactien,  zusammen  aus  1,300.000  fl.  österr.  Währ,  in  6500  Stück 
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volleingezahlteD,   auf  den  Ueberbringer  lautenden  Actien   ä   200  fl. 
österr.  Währ. 

Sowohl  die  Prioritäts-  als  auch  die  Stamm  actien  sind  je  mit  fort- 
laufenden Nummern  nach  den  beiliegenden  Formularien  Nr.  1  und  4 
auszufertigen  und  mit  Coupons  und  Talons  nach  den  Formularien  2  und  3, 
beziehungsweise  5  und  6,  zu  veiseheo. 

Die  Actien  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für  jede 
Actie  nur  ein  Eigentbtimer  anerkannt. 

§ 

Im  Falle  der  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmungen  im 
Sinne  der  Bestimmungen  des  §  2,  lit.  6,  c  und  <l,  kann  jederzeit  im 
Falle  von  in  Zukunft  noth wendig  werdenden  Vervollständigungsbauten 
und  Investitionen  für  die  Eisenbahnunternehmung,  jedoch  erat  nach 
Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  (§  34),  das  Gesellschaftscapital  ent- 
sprechend vermehrt  werden. 

Hiezu  ist  stets  die  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
erforderlich.  Jede  Erhöhung  des  Gesellschaftcapitales  ist  dem 
k.  k.  Handelsgerichte  anzuzeigen. 

§  10. 

Sowohl    die   Prioritäts-    als    auch    die  Stammactien    werden  im 
Wege  der  Verlosung  nach  Maspgabe  eines  der  staatlichen  Genehmigung 
unterliegenden  Tilgungsplanes  innerhalb  der  Concessionsdauer  amortisirt 
(§  44,  Z.  3).    Die  Tilgung  der  Prioritätsactien  hat  jener  der  Stamm 
actien  vorauszugehen. 

§  11. 

An  Stelle  der  getilgten  Stamm-  und  Prioritätsactien  werden 
Genuss8cheine  ausgegeben,  welche  im  Sinne  der  §§  44,  Z.  8  und  47,  an 
der  Superdividende  participiren. 

III.  Titel. 

Verw  alt  Ungerath. 
§  12- 

Der  Verwaltungsrath  besteht  aus  mindestens  fünf  und  höchstens 
neun  Mitgliedern. 

Die  Majorität  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  muss  die 
Staatsbürgerschaft  in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  besitzen. 

§  13. 

Die  Anzahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  innerhalb  der 
Grenze  der  vorangehend  fixirten  Ziffern  bestimmt  die  Generalver- 
sammlung. 

72* 
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Für  die  Dauer  des  ersten  Geschäftsjahres  (§  43)  bis  zur  ordent- 
lichen Generalversammlung  werden  die  Mitglieder  des  Verwaltuogs- 
rathes  von  der  constituirenden  Generalversammlung  gewählt  (§  40). 

§  14. 

In  der  Folge  werden  die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  durch 
die  Generalversammlung  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  gewählt. 

Nach  Ablauf  des  zweiten  Geschäfts) ihres  hat  jährlich  der  dritte 
Theil  der  Verwaltuog6rathsmitglieder  und  mit  dem  Ablaufe  der  Func- 
tionsdauer  der  verbleibende  Rest  derselben  auszutreten. 

Bis  die  Reihe  des  Austrittes  nach  der  Functionsdauer  geregelt  ist, 
werden  die  Austretenden  durch  das  Los  bestimmt. 

Die  austretenden  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind  wieder 
wählbar. 

§  15. 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  Austrittes  eines  Mitgliedes  des 
Verwaltungsrathes  vor  Ablauf  der  Functionsdauer  kann  dessen  Stelle 
vom  Verwaltungsrathe  durch  Cooption  provisorisch  besetzt  werden. 

Die  Function  des  provisorisch  gewählten  Verwaltungsraths- 
mitgliedes dauert  bis  zur  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung. 
Diese  Generalversammlung  hat  die  provisorische  Ersatzwahl  des  Ver- 
waltungsrathes entweder  zu  bestätigen  oder  eine  Neuwahl  vorzunehmen. 

In  beiden  Fällen  tritt  das  in  den  Verwaltungsrath  berufene 
Mitglied  rücksichtlich  seiner  Functionsdauer  an  die  Stelle  des  aus- 
geschiedenen Mitgliedes. 

§  16. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Veiwaltungsrathes  hat  für  die  Dauer 
seiner  Function  25  Actien  der  Gesellschaft  sammt  den  dazu  gehörigen 
nicht  fälligen  Coupons  bei  der  Gesellschaft  als  Caution  zu  hinterlegen, 
welche  während  seiner  Function  und  nach  deren  Aufhören  bis  zur 
Genehmigung  der  auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnungen  vom  Erleger 
weder  veräussert,  noch  verpfändet  werden  dürfen. 

Erst  nach  erfolgtem  Erläge  dieser  Actien  kann  das  Mitglied  seine 
Function  antreten. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  14  Tagen  nach 
erfolgter  Berufung  gilt  als  Ablehnung  der  Wahl. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen 
Präsidenten  und  einen  Vicepräsidenten,  sowie  unbeschadet  der  Be- 
stimmungen des  Art.  231  H.  G.  B.  ein  aus  drei  Mitgliedern  be- 
stehendes Executivcomitö.  Der  Wirkungskreis,  sowie  die  Vertretung 
der  Mitglieder  des  letzteren  in  Verhinderungsfällen  wird  durch  ein 
besonderes,  vom  Verwaltungsrathe  zu  erlassendes  Reglement  bestimmt. 
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§  18- 

Der  Verwaltung  sratb  versammelt  sich  am  Sitze  der  Gesellschaft 
(§  3)  über  Einladung  des  Präsidenten,  beziehungsweise  dessen  Stell- 
vertreters oder  auf  Verlangen  von  drei  Mitgliedern,  so  oft  es  die  Geschäfte 
erfordern.  Die  Einladung  erfolgt  schriftlich  unter  Bekanntgabe  der 
wichtigeren  Verhandlungsgegenstände. 

§  19. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungarathes    ist  die  ordnungs- 
mäßig erfolgte  Einladung  aller  Mitglieder  und,  nebst  dem  Vorsitzenden 
die  Anwesenheit  der  Mehrheit  der  jeweiligen  Zahl  der  Verwaltungsraths- 
mitglieder erforderlich. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungarathes  können  sich  in  ihrer  Ab- 
wesenbeit  durch  ein  andeies  Mitglied  vertreten  lassen.  Jedes  Mitglie  i  des 
Verwaltungsrathes  kann  jedoch  nur  eine  Vertretung«  voll  macht  über- 
nehmen. 

§  20. 

Der  Verwaltungsrath  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  Geschäfte 
der  Gesellschaft  betraut.  Er  veitritt  die  Gesellschaft  als  Vorstand 
im  Sinne  der  Bestimmungen  der  Art.  227  bis  241  des  Handels- 
gesetzbuches. 

Dem  Verwaltungsrathe  steht  die  Ernennung  der  Barnten  und 
Diener  der  Gesellschaft  und  die  Ertheilung  der  Procura  an  Beamte 
der  Gesellschaft  zu. 

Er  entscheidet  überhaupt  in  allen  Fragen,  welche  nicht  aus- 
drücklich der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

§  21. 

Der  Verwaltungsrath  kann  unbeschadet  der  Bestimmungen  der 
Art.  231  und  234  H.  G.  B.  durch  eine  Specialvollmacht  die  Aus- 
übung seiner  Befugnisse  an  ein  oder  mehrere  Mitglieder  aus  seiner 
Mitte  oder  an  Beamte  der  Gesellschaft  übertragen. 

§  22. 

Der  Verwaltungsraih  befchlie68t  6eine  Geschäftsordnung  unbeschadet 
der  Bestimmungen  der  Art.  231  und  234  H.  G.  B.,  ebenso  bestimmt 
er  die  Reglements  und  Instructionen  für  die  Beamten  und  Diener  der 
Gesellschaft. 

Ihm  steht  die  Bestrafung  von  Dienstvergehen,  wie  auch  die 
etwaige  Suspension  und  Entlassung  der  Beamten  und  Diener  der 
Gesellschaft  zu. 
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§  23. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  der  gegenwärtigen  und  durch  Vollmacht  vertretenen 
(§  19)  Mitglieder  gefasst.  Der  Vorsitzende  giebt  seine  Stimme  wie 
jedes  andere  Mitglied  ab.  Bei  gleich getheilten  Stimmen  wird  jene 
Meinung  zum  Beschlues  erhoben,  welcher  sich  der  Vorsitzende  an- 
geschlossen hat. 

Alle  Wahlen  geschehen  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit 
erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben. 

In  die  engere  Wahl  kommt  die  doppelte  Zahl  der  zu  Wählenden. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§  24. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  einem  anderen  Verwaltungs- 
rathsmitgliede  zu  unterzeichnen  sind. 

§  25. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  gemessen  die  im  §  44  fest- 
gesetzte Tantieme  vom  Reingewinne.  Die  Festsetzung  des  Werthes  der 
Anwesenheitsmarken  für  die  Theilnahnie  an  den  Sitzungen  des  Ver- 
waltungsrathes und  des  Executivconiitda  erfolgt  alljährlich  durch  die 
ordentliche  Generalversammlung.  Bis  zur  ersten  ordentlichen  General- 
versammlung wird  der  Werth  dieser  Anwesenheitsmarken  mit  10  fl. 
österr.  Währ,  festgesetzt.  Eine  etwaige  besondere  Entlohnung  der  Mit 
glieder  des  Executivconiites  kann  von  der  Generalversammlung  be 
schlössen  werden. 

§  20. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist ;  wer  in  einem  directen  Vertrags- 
veihältnisse  als  Bauunternehmer,  Lieferant  u.  s.  w.  zur  Gesellschaft 
steht;  wer  in  Concurs  verfallen  ist  oder  die  Zahlungen  eingestellt  hat, 
ohne  seine  Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben;  wer  wegen  eiues  Ver- 
brechens oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die 
öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen  Ueber- 
tretung  in  Untersuchung  steht  oder  schuldig  gesprochen  worden  ist, 
kann  nicht  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  sein.  Der  Eintritt  eines  solchen 
Verhältnis6cs  während  der  Functionsdauer  hat  unmittelbar  den  Verlust 
der  Stelle  zur  Folge. 
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IV.  Titel. 

Generalversammlung. 

§  27. 

Die  statutenmäßig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre  und  hat  die  den  Actiouären  zustehenden 
Rechte  auszuüben.  Die  von  der  Generalversammlung  statutenmässig 
gef aasten  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre  bindend. 

§  28. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  alljährlich  ionerhalb  des 
ersten  Semesters  am  Sitze  der  Gesellschaft  zusammen.  Eine  ausser- 
ordentliche Generalversammlung  wird  vom  Verwaltungsrath e  einberufen, 
und  zwar  nach  dessen  Ermessen,  oder  über  Beschluss  einer  General  - 
verbammlung,  oder  endlich,  wenn  dies  von  dem  Revisionsausachusse 
(§  42)  oder  von  einem  oder  mehreren  Actionäreu,  dessen,  respective 
deren  Actienbesitz  den  zehnten  Theil  des  Actiencapitales  repr&sentirt, 
beantragt  wird.  In  letzteren  beiden  Fällen  muss  die  ausserordentliche 
Generalversammlung  längbtens  binnen  30  Tagen  nach  Einbringung 
des  Antrages  einberufen  werden  (§  29).  Die  Actiooäre,  welche  die 
Einberufung  einer  ausserordentlichen  Geneial Versammlung  vetlaugeu, 
haben  die  zu  ihrer  Legitimation  erforderlicheu  Actien  bei  der  Gesell- 
schaftscabbe  oder  au  einer  anderen,  vom  Verwaltuugsrathe  zu  bezeich- 
nenden Depotstelle  zu  hinterlegen  und  gleichzeitig  in  einer  schriftlichen 
Eingabe  den  Gegenstand  und  die  Gründe  anzugeben,  welche  den 
Anlass  zu  dem  gestellten  Begehren  bilden. 

§  29. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  General- 
versammlung muss  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltung 
erfolgen  und  müssen  in  der  Einberufungakuudinachuug  (§  6)  die  zur 
Verhandlung  in  der  Generalversammlung  bestimmten  Gegenstände  zur 
allgemeinen  Kenntniss  gebracht  werden. 

In  das  Verhandlungsprogramm  der  Generalversammlung  sind  auch 
jene  Anträge  aufzunehmen,  welche  von  einem  oder  mehreren  Actionäreo, 
die  ihr  Stimmrecht  durch  Hinterlegung  der  Actien  nachzuweisen  haben, 
wenigstens  30  Tage  vor  Einberufung  der  Generalversammlung  schriftlich 
angemeldet  worden  sind.  Die  Anmeldung  hat  beim  Verwaltuugsrathe  zu 
geschehen.  Ueber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  in  der  Eiubcrufuugs- 
kundmachung  nicht  augekündigt  ist,  können  Beschlüsse  nicht  gefasst 
werden.  Nur  über  den  Antrag  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  kann  ohne  vorherige  Ankündigung  oder  Verlaut- 
barung beschlossen  werden  (Art.  23b  H.  G.  B.). 
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§  30. 

Stimmberechtigt  bei  der  Generalversammlung  ißt  jeder  Besitzer 
von  Stamm-  oder  Prioritätsactien,  welcher  mindestens  25  Stück  dieser 
Actien  spätestens  acht  Tage  vor  Zusammentritt  der  Statuten mäßsig  ein- 
berufenen Generalversammlung  bei  der  Gesellscbaftscasse  oder  an  einer 
anderen  in  der  Einbernfung^undmacbung  bezeichneten  Depotstelle 
erlegt. 

Für  die  hinterlegten  Actien  erhalten  deren  Besitzer  Legitimations- 
kaiten,  welche  auf  den  Namen  lauten,  die  Zahl  der  deponirteu  Actien 
und  die  darauf  entfallenden  Stimmen  ausweisen  und  nur  für  die  be- 
zeichnete Person  oder  deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten  (§  32) 
gelten. 

§  31. 

Je  25  Actien  gewähren  dem  Inhaber  eine  Stimme. 

Die  Stamm-  und  Prioritätsactien  gemessen  gleiches  Stimmrecht, 
so  dass  letzteres  nicht  tangirt  wird,  wenn  der  Besitz  eines  Actionärs 
tbeils  aus  Stamm-,  theils  aus  Prioritätsactien  besteht. 

§  32. 

Das  Stimmrecbt  kann  persönlich  oder  durch  einen  anderen  stimm- 
berechtigten Actionär  im  Wege  der  Bevollmächtigung  ausgeübt  werden, 
doch  darf  kein  Actionär  mehr  als  50  Stimmen  im  eigenen  oder  im 
Vollmachtsnamen  vereinigen.  Pflegebefohlene  oder  juristische  Personen 
üben  das  Stimmrecht  durch  ihre  gesetzlichen  oder  statutenmassigen 
Vertieter,  Frauen  durch  Bevollmächtigte  ans,  welche  nicht  Actionäre 
der  Gesellschaft  sein  müssen. 

§  33. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
der  Vicepräsident  des  Verwaltungsrath  es,  in  deren  Verhinderung  ein 
vom  Verwaltungsrath e  hiezu  bestimmtes  Mitglied  desselben. 

§  34. 

Der  Generalversammlung  ist  folgender  Wirkungskreis  vorbehalten: 
<t)  die  Entgegennahme   des  Verwaltungsberichtes  und  die  Beschlüsse 
über  denselben; 

h)  die  Bestimmung  der  Anzahl  und    die  Wahl    der  Mitglieder  des 

Verwaltungsrathes  (§§  1*3  bis  15); 
'•)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  Beschlussfassung  über 

die  Verwendung  des  Gewinnes; 
<l)  die  Beschlussfassung  über  die  Aenderung  der  Statuten; 
<)  die  Beschluesfassung  über   den   Bau  oder  die  Erwerbung  neuer 
-  Linien; 
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/,)  die  BeFchlussfassung  über  die  Vergebung  de«  Betriebes  der  gesell- 
schaftlichen Linien; 

tf)  die  Beschlußfassung  über  die  Veräusserung  aller  oder  einzelner 
der  Gesellschaft  gehörigen  Linien ; 

/< )  die  Beschlussfassung  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  ('§  5) 
und  insbesondere  die  Uebertrsgung  ihres  Vermögens  und  ihrer 
Schulden  an  eine  andere  Actiengesellschaft  gegen  Zuweisung  von 
Actien  der  letzteren  an  dieselbe  (Art.  215,  H.  G.  B.); 

i)  die    BeFchlussfassung   über    die    Erhöhung    des    Actien capitales 

(8  9); 

k)  die  Wahl  des  RevisionsausschusBes  zur  Prüfung  der  Bilanz; 
V)  die  Festsetzung  der  Entlohnung  des  Executivcomites   und  des 
Werthes   der  Anwesenheitsmarken  für  die  Theilnahme   an  den 
Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  und  des  Executivcomitrs  (§  25). 
Beschlüsse  über   die  in  den  vorstehenden   Punkten   </    bis  ein 
schliesslich    *    angeführten  Gegenstände  unterliegen  der  Genehmigung 
der  k.  k.  Staatsverwaltung. 

§  35. 

Zur  Beschlussfäbigkeit  einer  Generalversammlung  ist  die  An- 
wesenheit von  mindestens  zehn  Actionären  erforderlich,  welche  im 
eigenen  oder  Vollmachtsnamen  (§  32)  wenigstens  den  zehnten  Theil  des 
gesammten  Actiencapitales  vertreten. 

Ueber  die  im  §  34  unter  d,  r,  yf  h  und  i  angeführten 
Gegenstände  jedoch  können  Beschlüsse  nur  in  dem  Falle  gefasst 
werden,  wenn  bei  Anwesenheit  von  wenigstens  zehn  Actionären  min- 
destens der  vierte  Theil  des  gesammten  Actiencapitales  vertreten  ist. 

§  36. 

Ist  eine  gehörig  einberufene  Generalversammlung  nicht  im  Sinne 
des  §  35  binnen  einer  Stunde  nach  dem  für  die  Versammlung  an- 
beraumten Zeitpunkte  beschluspfähig,  60  ist  sie  binnen  acht  Tagen  auf 
einen  innerhalb  längstens  dreissig  Tagen  gelegenen  Termin  neuerlich  ein- 
zuberufen. 

Die  zweite  Versammlung  ibt  nur  über  die  in  der  Kundmachung 
der  früheren  Generalversammlung  angeführten  Gegenstände,  bezüglich 
dieser  jedoch  in  jedem  Falle  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der 
Actionäre  und  die  Summe  des  durch  sie  vertretenen  Actiencapitales 
giltigen  Beschluss  zu  fassen  berechtigt,  was  in  der  Einberufungs- 
kundmachung ausdrücklich  angeführt  werden  muss. 

§  37. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  mit  absoluter 
Stimm enmehiheit  gefasst;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Vorsitzenden;  die  im  §  34,  Absatz  d,  r,  </,  /*  und  »,  angeführten 
Beschlüsse  bedürfen  zu  ihrer  Gilttgkeit  einer  Majorität  von  zwei  Drittel 
der  vertretenen  Stimmen. 
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§  38. 

Alle  Wahlen  werden,  insoferne  die  Generalversammlung  nicht 
anders  bescbliessen  sollte,  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst  Stimm- 
zetteln vorgenommen. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  augesehen,  welche  nach  Ausweil» 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  grösste  Anzahl  von  Stimmen,  zugleich 
aber  auch  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  die  absolute  Stimmenmehrheit  nicht 
erzielt,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen  jenen,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhielten. 

In  die  engere  Wahl  kommt  die  doppelte  Zahl  der  zu  Wahlendeu. 

Eihalten  zwei  Mitglieder  in  der  engeren  Wahl  die  gleiche 
Stimmenzahl,  so  ist  derjenige  als  gewählt  zu  betrachten,  welcher  zur 
betreffenden  Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen  Actienbesitz 
ausgewiesen  hat.  Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los  nach 
einer  vom  Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 

§  39. 

Bei  Eröffnung  der  Generalversammlung  ernennt  der  Vorsitzende 
ciuen  Schriftführer  und  werden  von  der  Generalversammlung  aus  den 
anwesenden  Actionären  zwei  Scrutatoren  gewählt.  Ueber  die  Verhand- 
lungen wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  vom  Vorsitzenden,  dem 
Schriftführer  und  den  Scrutatoren  zu  unterzeichnen  ist. 

§  40. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  sofort  nach  Zeichnuug 
des  im  §  8  festgesetzten  Actiencapitales  mittelst  Kundmachung  in  der 
„Wiener  Zeitung"  durch  die  Concessiouäre  einberufen. 

Die  constituirende  Versammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  die 
Mehrzahl  der  gezeichneten  Actien  in  derselben  vertreten  ist. 

Auf  diese  Generalversammlung  haben  die  Anordnungen  der 
§ij  20  uüd  30  der  Statuten,  welche  sich  auf  die  KundmachuDg  der 
Einberufung  der  Generalversammlung  und  auf  den  Erlag  der  Actien  be- 
ziehen, keine  Anwendung. 

Der  Vorsitzende  wird  von  der  Generalversammlung  gewählt. 

Die  constituirende  Generalversammlung  hat  die  Mitglieder  de» 
Verwaltungsrathes  und  des  Revisionsausschusses  für  das  erste  Geschäfts 
jähr  13,  41  und  43)  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  zu  wählen;  sie 
hat  überhaupt  alle  Befuguisse,  welche  laut  §  34  der  Generalversammlung 
vorbehalten  sind.  In  dieser  constituirenden  Generalversammlung  ist  die 
erfolgte  Einzahlung  des  im  §  8  bestimmteu  Actiencapitales  iu  Gemä->s- 
hi'it  des  §  5  nachzuweisen. 

Ueber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der  Ver- 
sammlung bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der 
Versammlung  beizuziehenden  Notar  zu  beglaubigen  ist. 
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V.  Titel. 

Revisionsausschuss. 
§  4L 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestellte  Revisions- 
ausschuss besteht  aus  zwei  Mitgliedern  und  einem  Ersatz  manne,  welche 
alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der  Ver- 
waltung nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt 
werden. 

Für  das  erste  Geschäftsjahr  wird  der  Revisionsausschuss  in  der  con- 
stituirenden  Generalversammlung  gewählt  (§  40).  Der  Ersatzmann  tritt 
nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mitgliedes  des  Revisionsausschusses 
in  Function. 

§  42. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  au  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  in  die 
Bücher  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen.  Er  hat  seinen  Befund  der 
Generalversammlung  vorzulegen. 

Auch  ist  derselbe  berechtigt,  die  Einberufung  einer  General- 
versammlung durch  den  Verwaltungsrath  zu  veranlassen,  wenn  dies  im 
Interesse  der  Gesellschaft  erforderlich  ist  (§  28J. 

VI.  Titel. 

Geschäftsführung  und  Gewinnverwendung. 

§  43. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  stets  am  1.  Jänner 
und  endet  am  31.  December.  Das  erste  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft 
beginnt  mit  dem  1.  Jänner  1891,  beziehungsweise  mit  dem  eventuellen 
früheren  Betriebseröffnungstage  und  endet  mit  dem  31.  December  1891. 

§  44. 

Die  Rechnungen  werden   am  31.  December  jedes  Geschäftsjahres 
abgeschlossen  und  dem  Revisionsausschusse  zur  Prüfung  vorgelegt. 
Aus  den  Betriebseinnahmen  siud  vor  allem  zu  decken: 

1.  Die  laufenden  Betriebs-  und  Verwaltungsauslagen. 

2.  Die  Zinsen  und  Tilguugsquoten  für  etwaige  Anlehen  und 
schwebende  Schulden. 

3.  Die  für  Amortisation  des  Actiencapitales  erforderliche  Quote 
(§  10). 

Von  dem  hienach  verbleibenden  Reste  werden  sodann: 
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4.  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  5  Percent  des  eingezahlten 
nicht  amortisirten  Capitales  an  die  Besitzer  von  Prioritätsactien  aus- 
gezahlt; 

5.  von  dem  sonach  verbleibenden  Re6te  10  Percent  dem  Reserve- 
fond zugeführt,  sodann,  soweit  zureichend; 

6.  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  5  Petcent  des  eingezahlten 
nicht  amortisirten  Capitales  an  die  Besitzer  von  Stammactien  ausbezahlt. 

Eine  Nachzahlung  auf  die  Dividende  der  Prioritätsactien  aus  dem 
Beinerträgnisse  eines  späteren  Jahres  findet  nicht  statt. 

Von  dem  nach  Bestreitung  der  unter  1  bis  6  angeführten  Er- 
fordernisse erübrigenden  Restbetrage  werden 

7.  10  Percent  dem  Verwaltungsrath e  als  Tantieme  zugewiesen; 

8.  der  alsdann  etwa  noch  erübrigende  Betrag  wird,  insoferne  die 
Generalversammlung  nicht  anderes  beschliesst,  als  Superdividende  auf 
die  Stamm-  und  Prioritätsactien  wie  Genussscheine  gleichmässig  auf- 
getheilt. 

§  45. 

Der  Reservefond  hat  die  Bestimmung,  die  Mittel  zu  bieten  zur 
Bestreitung  allfälliger  aussergewöhnlicber  Nachschaifuugen,  der  Kosten 
für  Erweiterungen  der  gesellschaftlichen  Anlagen,  welche  nicht  durch 
Capitalsvermehruog  aufgebracht  werden,  sowie  der  Auslagen  für  Er- 
neuerung des  Oberbaues,  der  Bahiiausrüstung  und  jener  Objecte,  die 
durch  den  Gebrauch  schadhaft  werden.  Dem  Reseivefond  werden 
zunächst  der  hiezu  bestimmte  Effectivbetrag  von  14.000  fl.  des  Anlage 
capitales,  sowie  die  bei  der  Bauausführung  etwa  in  Folge  von  Minder- 
leistungen gegenüber  den  genehmigten  Projecten  erzielten  Ersparnisse 
zugewiesen,  und  wird  derselbe  ferner  gemäss  der  Bestimmung  des  §  44, 
Punkt  5,  insolange  dotirt,  bis  er  10  Percent  des  gesammten  Actien- 
capitales  erreicht. 

Sinkt  der  Reservefond  unter  diesen  Betrag,  so  hat  die  statuten- 
mässige  Ergänzung  wieder  zu  beginnen. 

Dieser  Reservefond  hat,  insoweit  er  aus  dem  Anlagecapitale 
gebildet  ist  und  nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  verbraucht 
sein  sollte,  im  Falle  der  staatlichen  Einlösung,  sowie  des  Heimfalles 
der  conces9ionirten  Bahnlinien  in  das  lastenfreie  Eigenthum  des  Staates 
überzugehen. 

§  4G. 

Die  Einlösung  der  amortisirten  gesellschaftlichen  Titres  (§  10), 
sowie  die  Zahlung  der  Zinsen  (§  44,  Z.  2),  Dividenden  uud  Super- 
dividenden,  erfolgt  an  der  Gesellschaftscasse  oder  bei  den  vom  Ver- 
waltungsrathe  hiezu  bestimmten  Zahlbtellen. 

Alle  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht  binnen 
drei  Jahren  nach  deren  Fälligkeit  behoben  sind,  verfallen  zu  Gunsten 
des  Reservefondes  (§  45). 
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§  47. 

Den  Besitzern  der  getilgten  Prioritäts-  oder  Stammactien  wird 
längstens  sechs  Monate  nach  der  Ziehung  der  Nominalbetrag  der 
Actien  nebst  dem  Betrage  der  letztfälligen  und  etwa  noch  unbehobenen, 
noch  nicht  verjährten  Coupons  bar  ausbezahlt  und  für  jede  getilgte 
Actie  sammt  dazu  gehörigen,  noch  nicLt  verfallenen  Dividendenscheinen 
und  Talons  ein  auf  Ueberbriuger  lautender,  mit  Öuperdividendencoupons 
und  Talon  versehener  Genusgschcin  ausgefolgt. 

Solche  Genussscheine  berechtige  zum  Bezüge  der  gemäss  §  44, 
Punkt  8,  zu  Folge  Beschlusses  der  Generalversammlung  zur  Veitheiluug 
gelangenden  Superdividende. 

An  der  im  §  44,  Punkt  4  und  G,  erwähnten  öpercentigen  Divi- 
dende participiren  die  Genussscheine  nicht. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Beschlussfahigkeit  einer  Generalver- 
sammlung, bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen  Capitales, 
und  bezüglich  des  Stimmrechtes,  sowie  im  Falle  der  Auflösung  und 
Liquidation  der  Gesellscbaft  rücksichtlich  des  Antheiles  an  den  gemäss 
§  48,  alinea  2,  nach  der  Deckung  der  Prioritäts-  und  Stammactien- 
einlagen  zur  Vertheilung  gelangenden  Uebeischüssen  des  gesellschaft- 
lichen Vermögens  sind  die  Genussscheine  den  Actien  gleichgestellt. 

Das  Formulare  der  Genussscheine  ist  seinerzeit  von  dem  Ver- 
waltungsratbe  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

VII.  Titel. 

S  c  b  1  u  s  s  b  e  » t  i  in  in  u  n  g e  u. 
§  4b. 

Im  Falle  der  Auflosuug  der  Gesellschaft  hat  die  Generalver- 
sammlung über  die  Art  der  Liquidation  zu  beschliessen  und  die  Liquidatoren 
zu  wählen.  Sollte  die  Generalversammlung  die  Beschlussfassung  über  diese 
Massregeln  unterlassen,  so  rindet  die  Liquidation  nach  deu  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuches  statt.  Die  Liquidatoren  können  mit  Genehmigung 
der  Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Eichte 
und  Pflichten  der  aufgelösten  Gesellschaft  auf  Andere  übertragen. 

Sobald  die  Liquidatoren  ernannt  sind,  hört  die  Wirksamkeit  des 
Verwaltungsratbes  auf,  während  die  Befugnisse  der  Generalversammlung 
und  des  Revisionsausschusses  auch  während  der  Liquidation  mit  der 
Modifikation  fortbestehen,  dass  die  Einberufung  der  Generalversammlung 
durch  die  Liquidatoren  erfolgt.  Von  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung 
vorhandenen  Vermögen  der  Gesellschaft  sind  zunächst  sämmtliche  Schulden 
derselben  zu  tilgen.  Bezüglich  des  erübrigenden  Vermögens  gemessen 
sodann  die  Prioritätsactien  in  Betreff  des  eingezahlten  Capitales  das 
Vorrecht  vor  den  Stammactien;  die  nach  der  Deckung  der  Prioritäts-  und 
Stammactieneinlagen  etwa  resultirendeu  Ueberschüsse  jedoch  sind  gleich- 
mässig  unter  die  Besitzer  von  Prioritäts-  und  Stammactien,  respective 
von  Genussscheinen  im  percentualen  Capitalsverhältnisse  zu  vertheilen. 
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§  49. 

Insoweit  durch  diese  Statuten  nicht  besondere  Beetimmungen  ge 
troffen  sind,  haben  in  allen  Fällen  die  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches vom  17.  December  1862  zur  Anwendung  zu  kommen. 
Streitigkeiten  aus   dem  Gesellschaftsverhältnisse  sind  vor   den  com- 
petenten  Gerichten  auszutragen. 

§  50. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  es  vorbehalten,  das  ihr  zustehende 
Aufsichtsrecht  durch  einen  von  ihr  ernannten  landesfürstlichen  Commissär 
auszuüben. 

Derselbe  hat  insbesondere  das  Recht,  den  Sitzungen  des  Ver- 
waltungsrathes  und  der  eventuell  von  demselben  bestellten  Comites, 
sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet, 
beizuwohnen  und  gegen  alle  Beschlüsse  oder  Verfügungen,  durch  welche 
er  die  Concessionsbestimmungen,  die  Statuten,  die  geltenden  Gesetze  oder 
die  öffentlichen  Interessen  verletzt  erachtet,  Einsprache  zu  erheben  und 
deren  Ausführung  zu  Bistiren. 

§  51. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  BI.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofßciere  Bedacht  zu  nehmen. 


Z.  473. 

Vorstehende    Statuten    werden     auf    Grund    Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  15.  Jänner  1S90. 

Taaffe  m.  p. 
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S.  Localbahn  Schwarzenau-Waidhofen 

a.  d.  Thaya. 

1.  Coneessionsnrknnde  vom  14.  Jänner  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  20, 

für  die  Localbahn  von  Schwarzenau  nach  Waidhofen  a.  d.  Thaya. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Ooster- 
reicb,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Stadtgemeinde  Waidhofen  a.  d.  Thaya  die  Bitte  um 
Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von 
Schwarzenau  nach  Waidhofen  a.  d.  Thaya  gestellt  hat,  so  finden  Wir 
Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  der 
genannten  Stadtgemeinde  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie 
des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  wie  folgt,  zu 
ertheilen : 

§  i. 

Wir  verleihen  der  Stadtgemeinde  Waidhofen  a.  d.  Thaya  das 
Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  aus- 
zuführenden Locomotiveisenbahn  von  einem  Punkte  der  Staatsbahnlinie 
Wien-Gmünd  zwischen  den  Stationen  Schwarzenau  Zwettl  und  Göpfritz 
nach  Waidhofen  a.  d.  Thaya. 

Die  Localbahn  Schwarzenau-Waidhofen  a.  d.  Thaya  wurde  am  4.  August 
1891  dem  Verkehre  übergeben.  Die  Betriebsführunp  wird  auf  Grund  des 
Betriebs  Vertrages  vom  23.  Juni/2.  Juli  1890  von  der  k.  k.  Generaldirection  der 
österreichischen  Staatsbahnen  besorgt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 
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a)  die  Befreiuug  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbahnunternebmung  abzuschliessenden  Verträge,  zu  über- 
reichenden Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Ui  künden, 
ferner  für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  UikunJen  zu 
bewirkenden  bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amts- 
handlungen und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nacbbezeichneten 
Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpuuktö  der  BariebseröfFuuug  zum  Zwecke  der 
Oapitalsbeschaffung,  der  Sicberstellung  der  Capitalsverzinsung  und 
des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betrieb -jabres  zum  Zwecke  der 
Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Iustrnirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Verfahren 
in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  Anwendung. 

b)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage 
und  concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actiea  mit  Ein- 
bchlu88  der  Interimsscheine,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung 
nach  Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  «,  Zahl  2)  aufiaufen- 
Uebertragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften 
zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren; 

«•)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheiluug  der  Conce.siou  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühreu  uud  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  25  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an 
gerechnet. 

§  3. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  binnen  längstens  zwei  Jahren,  vom 
Heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen  Con- 
eessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die  Con- 
cessionärin durch  Erlag  einer  Caution  von  5000  fl.  in  zur  Anlegung 
von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  eikläit  werden. 

§  4- 

Der  Concessionärin  wird  zur  Ausführung  der  concessiouirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 
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Das  gleiche  Recht  soll  der  Concessionärin  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

§  5- 

Die  Concessionärin  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
Urkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
ceBsionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und 
Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionegesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vor- 
geschriebenen »Sicherheitsvorkehrungen  und  Verkehrs  Vorschriften  insoweit 
Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Verkehrs-  und  Betriebs  Verhältnisse,  insbesondere  die  ermässigte  Fahr- 
geschwindigkeit nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zu- 
lässig erkannt  wird  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6. 

Der  Concessionärin  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  festzu- 
setzenden Bedingungen  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche  in  alle 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionärin  zu  treten  hat. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Dagegen  wird  der  Concessionärin  das  Recht  eingeräumt,  Prioritäts- 
actien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stamraactien  gemessen,  bis  zu  dem  von  der  Staatsverwaltung 
festzusetzenden  Betrage  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden 
hat,  darf  nicht  höher  als  mit  4  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dasa  ausser  den  auf  die 
Projectsverfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  ein- 
schliesslich der  Anschaffung  des  Fahrparkes  effectiv  verwendeten  und 
gehörig  nachgewiesenen  Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit 
wirklich    bezahlten   Intercalarzinsen  und  des  etwa   bei  4er  Capitals- 
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beschaffung  thatsächlich  erwachsenen  Cour  s  Verlustes  keine  wie  immer 
gearteten  Auslagen  in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat 
und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellscbaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugeben- 
den Stamm-  und  PrioritStsactien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rticksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  den  österreichischen  Staatsbahnen 
jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Reicbshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht 
nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen 
Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controls  Ver- 
sammlungen, ferner  auf  das  Militär wachcorps  für  die  Civil gerichte 
Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheitswache. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen  Eisen- 
babngesellscbaften  abgeschlossenen  Uebereinkommeu  über  die  Anschaffung 
und  Bereithaltung  von  Ausrüntungsgegenständen  für  Militärtransporte,  die 
Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durch 
führung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig  in  Kraft 
stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie  dem 
mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsübereinkommen 
bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des 
Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten 
beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  zum  Beitritte  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  ßahngesellscbaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  der  Concessionärin  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage, 
Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 
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Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  E.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegemarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden, 
sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11. 
lit.  b  des  Eisenbahnconceasionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  9. 

Der  Betrieb  der  den  Gegenstand  dieser  üoncessionsurkunde  bilden- 
den Bahn  wird  vom  Staate  für  Rechnung  der  ConcessionKrin  geführt. 
Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  werden  durch  einen  zwischen 
der  Staatsverwaltung  und  der  Ccncessionärin  abzuschliessenden  Betriebs- 
vertrag geregelt. 

§  10. 

Die  ConcesBionärin  ist  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über 
deren  Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  der  Bahn  für  den  Verkehr 
zwischen  schon  bestehenden  oder  künftig  erst  herzustellenden,  im 
Staatsbetriebe  befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  dass  die  Staats- 
verwaltung berechtigt  ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  ganze 
Züge  oder  einzelne  Wagen  über  die  mitbenutzte  Bahn  oder  einzeln«1 
Theilstrecken  derselben  gegen  Entrichtung  einer  angemessenen  Ent- 
schädigung zu  befördern  oder  bffördern  zu  lassen.  Diese  Mitbenützung 
hat  jedoch  nur  insoweit  stattzufinden,  als  hiedurch  der  eigene  regel- 
mässige Betrieb  der  mitbenützten  Bahn  nicht  gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1886  für  die 
Kaiser  Ferdinauds-Nordbahn  im  Reichsgesetzblatte  Jahrgang  1886, 
Seite  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  11. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor.  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse   der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
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Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Heinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre 

berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs- 
jahres erfolgen  oder  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  zur  4percentigen  Verzinsung  des  von  der 
Staatsverwaltung  genehmigten  Anlagecapitales  und  zur  Tilgung  des 
letzteren  innerhalb  der  ganzen  Concessionsdauer  nothweodig  ist,  so  wird 
der  vorhin  bezeichnete  Jahresbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Ein* 
lösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Heinerträgniss  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  bestehen,  dass 
der  Concessionärin  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  das 
Durchschnittserträgniss  im  Sinne  des  Absatzes  1,  beziehungsweise 
insofern  einer  der  im  Absätze  2  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  die 
daselbst  angeführte  Annuität  für  das  Actiencapital  in  halbjährigen,  am 
30.  Juni  und  31.  December  jeden  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten 
ausbezahlt  wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszahlung  zu 
leisten,  welche  dem  Betrage  des  zu  4  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins 
gerechnet,  discontirten  Capitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Absätze  3  halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course 
zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staatsschuldverschreibuugen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises  ohne 
weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuas  der 
gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der 
Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung bereits  bcstimmuugsgemä6s  verwendet  worden  sind. 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
und  in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparke«, 
der  Materialvorräthe  und  der  ans  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betrieba- 
und  Reservefonde  in  dem  im  §  11,  Z.  5,  bezeichneten  Umfange. 
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Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der 
Einlösung  der  Bahn  (§  11)  behält  die  Concessionärin  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus  dem 
eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen 
Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  die 
Concessionärin  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze 
ermächtigt  wurde,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Baho,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmassig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen  und  insbesondere 
die  projects-  und  vertragsmässige  Bauausführung  durch  auf  Kosten  der 
Concessionärin  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet 
erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen  des 
Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungirenden 
Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen 
erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession  oder 
den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den  öffent- 
lichen Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistiren; 
in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär  sogleich  die  Entscheidung 
des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub  erfolgen  und 
für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung  hat 
die  Concessionärin  bis  auf  weiteres  eine  besondere  Vergütung  an  den 
Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Von  den  zufolge  §  89  der  Eisen bahnbetriebsordnung  vom  16.  No- 
vember 1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten 
in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und  gefälls- 
ämtlichen Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in  Bezug 
auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten 
wird  die  Concessionärin  enthoben. 

§  14. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions 
bedingnissen   oder  in   den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu 
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treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die 
Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  der  Concessionärin  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  an! 
Ersatz  zu  diingen,  ertheiten  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
vierzehnten  Tage  des  Monates  Jänner  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend- 
achthundertundneunzig,  Unserer  Reiche  im  zweiund vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taafle  m.  p.  Dunajewski  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

für  die   Localbahn   ron   Schwarzenau   nach   Waidhofen   a.   d.  Tltay» 

(Ter.  Bl.  Nr.  29  ex  1890). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projeotirte  Bahn  von  Schwarzenau  nach  Waidhofen  a.  d.  Thaya  ist  mit 
einer  Spurweite  von  1*436  Meter  als  Localbahn  vorläufig  für  eine  Maximalfahr* 
gesohwindigkeit  von  26  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinriohtungeu  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedmgnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  Handelsministerium  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner  sind  die 
aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatliehen 
Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Concessionärin  allen  beim  Baue,  sowie  während  der  Betriebs- 
führung vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich 
zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  7*3  Kilometer  lange  Bahn  Sohwarzenar  Waidhofen 
a.  d.  Thaya  zweigt  zwischen  den  Stationen  Göpfritz  und  Schwarzenau-Zwettl  aas 
der  currenten  Strecke  der  k.  k.  Staatsbahnlinie  Wien-Eger  innerhalb  Kilometer 
136/136  ab,  führt  im  Thayathale  aufwärts  über  Windigsteig  bis  zur  Grossmühle, 
übersetzt  daselbst  das  genannte  Thal  und  gelangt,  in  ihrem  weiteren  Zuge  die 
Gemeindegebiete  Kottschallings,  Götzweis  und  Jassnitz  berührend,  nach  Waidhofen, 
woselbst  westlich  der  Stadt  die  gleichnamige  Endstation  hergestellt  wird. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntraoe  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorbezeiohnete  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 
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3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Die  Concessionärin  verpflichtet  sich,  wegen  Benützung  des  Bahnhofes 
Schwarzenau-Zwettl  und  der  ourrenten  Strecke  von  diesem  Bahnhofe  bis  zur  Aus- 
raündnng  der  projectirten  Localbahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebs- 
dienstes beim  Uebergangsverkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  k.  k.  General- 
direction  der  österreichischen  Staatsbahnen  anzustreben  und  das  bezügliche 
Uebereinkommen  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunliohste  Erleichterung  des  Personenverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen.  Bezüglich  der 
Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemeinschaftlichen  Bahnhof- 
dienst*-s  unterwirft  sich  die  Concessionärin  dem  Ausspruche  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums, falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Ansohlussbahn  nicht  erzielt  werden 
sollte. 

Ebenso  unterwirft  sich  die  Concessionärin  der  Entscheidung  des  k.  k  Handels- 
ministeriums, wenn  mit  den  Verwaltungen  der  inländischen  Nachbarbahnen  ein 
Einverständniss  über  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung  nicht  erzielt 
werden  sollte. 

4.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Bergwerks-  und  Industrie- 
Unternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung 
der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Falls  über  die  Bedingungen  der  Einmündung  solcher  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  ein  Einverständniss  zwischen  der  Eisenbahnnnternehmung  und 
den  Interessenten  nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handelsministerium 
die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorbehalten. 

6.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die 
Grundeinlösung  in  dem  erforderlichen  Ausmasse  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Riohtungs-  und  Steigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten  Vorschriften  für  die  Bestimmung  der  Bahn- 
nivellete  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  von  Uebergangscurven 
zwisohen  Geraden  und  Bögen  (Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt 
Nr.  10  ex  1882),  einzuhalten. 

Für  jene  Theilstrecken.  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste,  aus  der 
Anwendung  der  vorbezeichneten  Vorschriften  sioh  ergebende  durchschnittliche 
Steigung  20  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2  5  pro  mille  nicht 
übersteigen  darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  speciellen  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Talbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Bahn  dürfen  mit  Ausnahme 
der  Theilstrecke  von  Kilometer  0  0  bis  Kilometer  0*3  nioht  unter  200  Meter 
betragen.  In  der  letztgenannten  Theilstrecke  ist  die  Anwendung  von  Bögen  mit 
Radien  unter  150  Meter  aasgeschlossen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4-6  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  4  Meter  betragen. 

Der  Unterbau  hat  sowohl  bei  Dämmen  als  in  den  Einschnitten  eine  Kronen- 
breit* von  4  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei  letzteren  solohe  Steinbankette  zur 
Ausführung  gelangen,  welche  gleichzeitig  als  Grabenmauern  dienen,  in  welchem 
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Falle  die  Breite  der  Unterbaukrone  durch  die  in  Punkt  6  vorgeschriebene  obere 
Breite  des  Bahnplanums  bestimmt  wird. 

Bei  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von  300  oder  weniger  als  300  Meter 
Radius,  sowie  bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  ent- 
sprechende Erbreiterung  der  Bahnkrone  vorzunehmen. 

In  Erdeinschnitten  muss  die  Sohle  des  Seitengrabens,  falls  nicht  Wand* 
oder  beiderseitige  Grabenmauern  zur  Ausführung  gelangen,  eine  Breite  von  min- 
destens 0  25  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Wand-  oder  beiderseitigen  Grabenmauern  muss  die 
Sohleubreite  des  Seitengrabens  mindestens  0  3  Meter,  in  Felseinschnitten  stets 
mindestens  0*4  Meter  betragen. 

In  Felseinschnitten  von  mehr  als  5  Meter  Tiefe  ist  die  normale  Sohlen- 
breite des  Seiteugrabens  nach  der  jeweiligen  Einschnittstiefe  angemessen  zu  ver- 
grössern. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  dass  der 
Abstand  von  der  Schienenunterkante  bis  zur  Grabensohle  in  allen  Fällen  min- 
destens 0-5  Meter  beträgt. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

In  jenen  Strecken  wo  der  Bahnkörper  seitlich  der  Inundirung  der  Flüsse 
ausgesetzt  ist,  muss  die  Unterbaukrone  mindestens  l'O  Meter  über  dem  localen 
höchsten  Wasserstande  liegen. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Unterbauobjecteu  bis  zu 
20  Meter  totaler  Spannweite  dürfen  Tragconstructionen  von  Holz  angewendet 
werden;  bei  allen  grösseren  offenen  Unterbauobjecten  sind  Eisenconstructionen  su 
verwenden. 

Bei  mehrfelderigen  Brücken  sind  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver  Weise 
auszuführen. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnb rücken,  Bahn- 
überbrückungen  und  Zu  fahrt  Strassen  brücken  ist  die  hinsichtlich  solcher  Objects- 
herstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  Sep- 
tember 1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten  und  wird,  falls  es  das  Gewicht 
und  die  Construotionsart  der  zu  verwendenden  Fahrbetriebsmittel  zulässt,  gestattet, 
den  Berechnungen  für  die  Eisenconstructionen  der  Bahn  die  im  §  3  lit.  h,  Absatz  I, 
der  genannten  Verordnung  angeführte  20percentige  Ermässigung  der  in  lit.  o  und  b 
desselben  Paraphes  normirten  Belastungen  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstraction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter  über  den  bekannten  höohsten 
Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sookeln  hergestellt  werden. 


Der  Oberbau  ist  im  Systeme  des  schwebenden  Stosses  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht  per 
laufendes  Meter  mindestens  26  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellenvertheilung  ist  derart  zu  bemessen,  dass  die  Inanspruchnahme 
der  Schienen  per  Quadratcentimeter  höchstens  1000  Kilogramm  beträgt 

Die  Sohwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 

Länge  2*3  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter, 
und  Höhe  14  Centimeter. 

In  Bögen  von  weniger  als  250  Meter  Radius  ist  die  Verwendung  von 
Schwellen  aus  weichem  Holze  nicht  statthaft.  In  Bögen  von  800  oder  weniger  als 
800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung  der  Schienen  auf  den  Sohwellen  durch  Ver- 
mehrung der  Unterlagsplatten  und  Hakennägel  entsprechend  den  bei  der 
k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  erliegenden  einheitlichen 
Oberbauuormalien  zu  verstärken. 
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Der  Soh Otterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  bei  Dämmen 
und  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  3  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei 
letzteren  Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen,  in  welchem  Falle  die  Entfernung 
der  äusseren  Oberkante  derselben  von  der  Geleiseachse  mindestens  19  Meter 
betragen  muss. 

Die  Tiefe  des  Schotterbettes  von  der  Schienenunterkante  abwärts  hat  bei 
Dämmen  nnd  in  Einschnitten  mindestens  0*25  Meter  zu  betragen. 

In  Curven  ist  die  normale  Tiefe  des  Schotterkörpers  unter  dem  Fusse  der 
inneren  Schiene  des  Bogens  herzustellen. 

7.  Hochbauten. 

Die  Aufnahmsgebäude,  sowie  alle  für  die  Unterbringung  des  Bahnpersonal  es 
bestimmten  Hochbauten  der  Stationen  sind  in 'definitiver  Weise  und  in  dem  von 
der  betriebführenden  Bahnverwaltung  bezeichneten  Ausmasse,  insoweit  das- 
selbe vom  k.  k.  Handelsministerium  genehmigt  wird,  zu  erbauen. 

Kleinere  Warteränme,  welche  entweder  freistehend,  oder  im  Ansohlussse  an 
sonstige  Bahngebäude  errichtet  werden,  ferner  die  Hochbauanlagen  für  den  Zug- 
förderungs-  und  Güterdienst  können  aus  Riegelmauerwerk  oder  auch  ganz  aus 
Holz  hergestellt,  müssen  aber  jedenfalls  auf  einer  Untermanerang  errichtet 
werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden  Landes- 
bauordnung, beziehungsweise  mit  den  looalen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  und  Signalhütten  in  der  currenten  Strecke 
ist  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  dies  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums 
besonders  angeordnet  werden  sollte. 

Die  Wärterhäuser  sind  entweder  ans  Ziegeln  oder  Stein  oder  aus  Block* 
wänden  auf  einer  Untermauerung  zu  erbauen. 

Stations-  und  Bahneinfriedigungen,  Wegschranken  nnd  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

8.  Stationen. 

Die  Gesammtlänge  der  Nebengeleise  in  den  Stationen  und  Haltestellen  soll 
mindestens  20*6  Prooent  der  Bahnlänge  betragen. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  haben 
Passagieraborte  zu  erhalten. 

In  Haltestellen  ist  mindestens  ein  entsprechend  grosser  gedeckter  Warte- 
raum herzustellen. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  ersichtlich  zu  machen. 
Bei  Aufoahmsgebäuden  ist  dieser  Name  sowohl  an  der  Hanptfront,  als  auch  an 
beiden  Stirnseiten  derselben,  eventuell  bei  Anlage  von  Veranden  an  deren  Längs- 
seite anzubringen. 

Die  Verfassung  des  Projektes  für  die  Stationen  hat  hinsichtlich  der  Ober- 
bau- und  Hochbauanlagen,  nnd  zwar  sowohl  in  Betreff  des  Ausmasses,  als  auoh 
ihrer  räumlichen  Anordnung  im  Einvernehmen  mit  der  k.  k.  Generaldirection  der 
österreichischen  Staatsbahnen  als  betriebführenden  Bahnverwaltung  zu  erfolgen. 

9.  Betriebseinriohtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphenleitung  und  den  zugehörigen  Stations- 
apparaten zu  versehen. 

Die  Aufstellung  von  Glockensignalen  kann  unterbleiben,  insoweit  nicht 
besondere  Fälle  dies  nothwendig  maohen  würden. 

Für  den  Betrieb  sind  ausser  den  akustischen  auch  die  durch  die  Signal- 
ordnnng  vorgeschriebenen  optischen  Signale  zu  verwenden. 

An  der  Abzweigungsstelle  der  Looalbahn  aus  der  currenten  Strecke  der 
dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahn  sind  neHt  dem  erforderlichen  Distanz- 
eignale  noch  Ablenkgeleise  von  im  t«prechender  Länge  herzustellen,  und  die  ein- 
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anlegenden,  verriegelbaren  Wechsel  mit  den  zugehörigen  Semaphoren  derart  zu 
oombiniren,  dass  die  volle  Sicherheit  des  Verkehres  verbärgt  erscheint 

10.  Fahrbetriebsmittel. 

Die  Beistellung  der  erforderlichen  Fahrbetriebsmittel  erfolgt  durch  die 
k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  als  betriebfflhrende 
Bahnverwaltung  auf  Kosten  der  Looalbahnunternehmung. 

Die  Pläne  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Verfassung  den  Bestimmungen 
der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840, 
(Centralblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt  Nr.  15  ex  1887)  Rechnung  zu 
tragen. 

Die  Vorlage  dieser  Pläne  hat  vor  Verfassung  der  Projectspläne  für  die 
Unterbauobjecte  der  Bahn  zu  erfolgen. 

Nach  Genehmigung  dieser  Pläne  wird  entschieden  werden,  inwieweit  von 
der  im  §  3,  lit.  h  der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  Sep- 
tember 1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  sowie  im  Punkt  5  der  gegenwärtigen  Bedingnisse 
erwähnten  Ermässigung  der  Verkehrslasten  Gebrauch  gemacht  werden  darf. 

11.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Ans« 
rüstungsgegen stände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums  insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländisohe  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
den  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

12.  Schlussbestimmung. 

Die  Goncessionärin  verpflichtet  sich,  falls  die  Bahn  in  der  Folge  —  durch 
eine  Fortsetzung  derselben  oder  durch  Anschluss  fremder  Bahnen  —  in  den 
Traoenzug  einer  Durohzugslinie  einbezogen  werden  sollte,  alle  jene  Aenderungen 
und  Ergänzungen  an  der  Bahn,  sowohl  in  der  currenten  Strecke,  als  auch  in  den 
Stationen,  ferner  wenn  erforderlich  bei  den  Betriebseinriohtungen  und  dem  Fahr- 
parke, welche  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  aus  diesem  Anlasse  etwa  an- 
geordnet werden  sollten,  auszuführen,  beziehungsweise  insoweit  es  sich  um  solche 
Herstellungen  und  Investitionen  haudelt,  welche  nicht  für  den  Civilverkehr  not- 
wendig sind,  auf  Kosten  des  Unternehmens  der  Anschlussbahn  ausführen  zu 
lassen. 

II.  Betrieb. 

1.  Betriebführung  durch  den  8taat. 

Der  Betrieb  der  ooncessionirten  Bahn  wird  auf  Grund  eines  zwischen  der 
Conoeasionärin  und  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen 
abzuschliessenden  Betriebsvertrages  während  der  ganzen  Concessionsdauer  vom 
Staate  für  Rechnung  der  Conoessionärin,  respective  der  zu  bildenden  Localbahn- 
gesellschaft  geführt  werden. 

2.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassifieation 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahn- 
unternehmens Bedacht  genommen  werden  soll. 
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Der  die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  den  Transport  von  Eil-  und  Fracht- 
gütern, sowie  von  lebenden  Thieren,  Fahrzeugen  und  Leichen  enthaltende  Tarif- 
theil  I  der  Österreichisch- ungarischen  Eisenbahnen  wird  auoh  auf  der  gegen- 
wärtig conces8ionirten  Localbahn  Anwendung  zu  finden  haben. 

Auch  wird  die  Conoessionärin  sieh  den  Anordnungen  wegen  d?s  Beitrittes 
zu  einem  eventuell  zu  erstellenden  Tariftheile  I  für  den  Personenverkehr  zu 
fügen  haben. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Laudeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinanderfolgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  7  Percent  des  Anlagecapitales  geliefert  bat,  kann  das 
k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dabin  in  Kraft 
gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  ferner  vorbehalten,  im  geeigneten 
Zeitpunkte  die  im  Interesse  der  österreichischen  Mühlenindustrie  etwa  geboteneu 
Verfügungen  hinsichtlich  der  tarifarischen  Behandlung  von  Getreide  und  Mehl  zu 
treffen. 

3.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothatandes  und  außergewöhnlicher  Theuerung  von  Lebens- 
mitteln für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erfordernis^  die  ein- 
schlägigen Frachtpreise  herabzumindern. 

4.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmässigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
die  Concessionärin  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost,  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen, hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge  hat 
nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde 
zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglioh 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  der  Concessionärin  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  gefühlt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

5.  Leistungen  für  die  Staats- Telegraphenanstalt. 

Die  Concessionärin  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb 
und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  ent- 
weder nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  her- 
zustellen, einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen  eine 
zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenzen 
verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
der  Concessionärin  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und 
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Boden,  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nioht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  die  Concessionärin  durch  das 
Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionärin  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  und  zu  verwahren. 

Die  Concessionärin  ist  schliesslich  verpflichtet,  sich  bezüglich  der  con- 
cessionirten Bahn  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durch- 
zuführenden Kegelang  der  Beziehungen  der  k.  k.  Staatstelegraphenanstalt  zu  den 
Localbahnen  zu  unterwerfen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  aus 
Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handels- 
ministerium zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten 
ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck  unentgeltlich  befördert  werden. 

7.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise  zur 
Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der 
Rüokfahrt,  sind  zu  der  biefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatsbabnen  geltenden 
ermässigten  Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge  zu 
vereinbaren. 

8.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staats- Pferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staats-Pferdezuchtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 
deren  Begleitung  gemessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

9.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife  (Z.  2  bis  3),  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  (Z.  4  bis  8)  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten. 

Einer  solohen  Regelung  hat  die  Concessionärin  sich  zu  unterwerfen. 
Wien,  6.  Februar  1890. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 
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3.  Statuten 

der  Localbahn  Schwarzenau- Waidliofen  a.  d.  Thaya. 

I.  Titel. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1. 

Grundlage  der  Gesellschaft;  Errichtung. 

Auf  Grund  des  §  ö  der  Allerhöchsten  Concessionsnrkunde  vom 
14.  Jänner  1890,  R.  (i.  BI.  Nr.  20,  mit  welcher  der  Stadtgemeinde 
Waidhofen  a.  d.  Thaya  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als 
normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiveisenbahn  von  einem 
Punkte  der  Staatsbabnlinie  Wien-Gmünd  zwischen  den  Stationen 
Schwarzenau-Zwettl  und  Göpfritz  nach  Waidhofen  a.  d.  Thaya  ertheilt 
wurde,  ist  die  in  den  §§  2  bis  4  dieser  Statuten  näher  bezeichnete 
Actiengesellschaft  gebildet  worden,  welche  in  alle  der  Stadtgemeinde 
Waidhofen  a.  d.  Thaya  in  ihrer  Eigenschaft  als  Concessionärin  der 
bezeichneten  Localbahn  zukommenden  Rechte  und  Verbindlichkeiten, 
sowie  in  alle  ihr  zugestandenen  Begünstigungen  eingetreten  ist. 

§  2. 
Zweck. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  von  der  Staatsbahnlinie  Wien-Gmünd 
nächst  der  Station  Schwarzenau-Zwettl  abzweigenden  normalspurigen 
Locomotiveisenbahn  nach  Waidhofen  a.  d.  Thaya; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  anderer  normal-  oder  schmalspuriger  Eisen- 
bahnen, Strassenbahnen  oder  Dampftram ways,  für  welche  in  der 
Folge  von  der  Gesellschaft  die  Concession  erworben  wird,  sowie 
von  zu  industriellen  Etablissements  führenden  Flügel-  und  Schlepp- 
bahnen, deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  bewilligt  wird ; 

c)  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  solcher  Unternehmungen,  welche 
mit  den  der  Gesellschaft  concessionirten  Eisenbahnunternehmungen 
in  Verbindung  stehen  und  zu  welchen  die  Gesellschaft  durch 
besondere  Bewilligung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ermächtigt  wird. 

§  3. 

Sitz  der  Actiengesellschaft. 
Die  Actiengesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Waidhofen  a.  d.  Thaya. 
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§  *• 

Firma. 

Die  Firma  der  Actiengesellschaft  lautet  „Localbahn  Schwarzen  au  - 
Waidbofen  an  der  Thaya",  dieselbe  wurde  unterm  12.  August  1891  zur 
Zahl  2296  civ.  handelsgerichtlich  protokollirt. 

Die  Firma  wird  gezeichnet,  indem  unter  die  vorgedruckten  oder 
von  wem  immer  geschriebenen  Worte  „Localbahn  Schwarzenau-Waidhofen 
an  der  Tbaya"  collectiv  zwei  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  oder 
ein  Mitglied  desselben  und  ein  mit  der  Procuraftthrung  betrauter 
Beamter  der  Gesellschaft,  letzterer  mit  einem  die  Procura  andeutenden 
Zusätze,  ihre  Namen  eigenhändig  schreiben. 

§  5. 

Constituirende  Generalversammlung. 

Die  constituirende  Generalversammlung,  welche  am  19.  Juli  1891 
in  Waidhofen  a.  d.  Tbaya  zusammengetreten  ist,  wählte  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  für  die  ersten  vier  Geschäftsjahre  den  Verwaltungs- 
rath (§  36),  welcher  die  handelsgerichtliche  Protokollirung  der  Firma 
erwirkte,  sowie  einen  Revisionsausschuss  nach  Massgabe  der  Bestim- 
mungen des  §  52. 

Auf  Giund  der  Beschlüsse  der  constituirenden  Generalversammlung 
hat  die  Actiengesellschaft  die  Verpflichtung  zur  Refundirung  der  von 
dem  Lande  Niederösterreich  in  Geroässbeit  des  Beschlusses  des  nieder- 
österreichischen Landtages  vom  19.  November  1889  während  der 
ersten  zehn  Jahre  etwa  geleisteten  unverzinslichen  Vorschüsse  tiber- 
nommeo. 

Auch  hat  die  Actiengesellschaft  auf  Grund  der  Beschlüsse  der 
constituirenden  Generalversammlung  die  Verpflichtung  übernommen, 
jederzeit  auf  Verlangen  des  niederösterreichischen  Landesausschus&es 
die  zu  einer  eisenbahnbücherlichen  Sicherstellung  der  Verpflichtung 
zur  Rückzahlung  der  aus  dem  Landesfonde  etwa  geleisteten  Vorschüsse 
erforderlichen  Urkunden  auszustellen. 

§  6- 

Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablaufe  der  Concessionsdauer  der 
ihr  gehörigen  Bahnen,  sofern  nicht  in  Folge  Erlöschung  der  Con- 
ces9ionen  oder  Ginlösung  durch  den  Staat,  oder  Veräußerung  sämmt- 
licher  Bahnlinien  seitens  der  Gesellschaft  oder  über  einen  von  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  genehmigten  Beschluss  der  Generalversammlung 
eine  frühere  Auflösung  erfolgen  ßollte. 
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§  7- 

Kundmachungen. 

Alle  öffentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechts- 
wirksam durch  einmalige  Einschaltung  in  die  amtliche  n Wiener  Zeitung 
Ausserdem   können    gesellschaftliche  Kundmachungen   noch   in  jenen 
Blättern  veröffentlicht  werden,  welche  der  Verwaltungsrath  hie*u  be- 
stimmen wird. 

IL  Titel. 

Gesellschaftscapital. 

§  8. 
Actiencapital. 

Das  Gesellschaftscapital  wurde  ursprünglich  mit  dem  Betrage  von 
202.000  fl.  österr.  Währ,  festgestellt  und  bestand  aus  600  Stück  auf 
den  Ueberbringer  lautenden  Prioritätsactien  ä  100  fl.  ö*terr.  Währ,  und 
1420  Stück  auf  den  Ueberbringer  lautende  Stammactien  a  100  fl ,  auf 
welche  Actien  zunächst  50  Percent  einzuzahlen  waren. 

Nach  erfolgter  Vollzahlung  dieper  Actien  wurde  das  Gesellschafts- 
capital über  Beschluss  der  Generalversammlung  vom  5.  Februar  1898 
durch  Ausgabe  von  weiteren  400  Stück  auf  den  Ueberbringer  lautende 
volleingezablte  Prioritätsactien  a  100  fl.  österr.  Währ,  um  den  Betrag 
von  40.000  fl.  erhöht,  so  dass  das  Gesellschaftscapital  hienach  im 
Ganzen  242.000  fl.  österr.  Währ,  betragt  und  besteht: 

a)  aus  1000  Stück  Prioritätsactien  ä  100  fl.  im  Gesammtbetrage  von 
100.000  fl.  und 

b)  aus  1420  Stück  Stammactien  ä  100  fl.  im  Gesammtbetrage  von 
142.000  fl.  österr.  Währ. 

Die  auf  Grund  des  obigen  Generalversammlungsbeschlusses  zu 
emittirenden  400  Prioritätsactien  gewähren  den  Inhabern  derselben 
gleiche  Rechte  wie  die  Prioritätsactien  der  ersten  Emmission. 

§  9. 

Ausfertigung  der  Actien. 

Sowohl  die  Prioritätsactien,  als  auch  die  Stammactien  sind  mit 
fortlaufenden  Nummern  nach  den  beiliegenden  Formularien  Nr.  1  und  4 
ausgefertigt  und  mit  dem  Trockenstempel  der  Gesellschaft,  sowie  mit 
der  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  versehen. 

Jeder  Prioritäts-  und  Stammactie  wird  ein  Couponbogen  nebet 
Talon  nach  den  Formularien  Nr.  2  und  3,  beziehungsweise  5  und  6 
beigegeben. 
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Der  Text  der  im  Jahre  1891  ausgegebenen  600  Stück  Prioriräts- 
aetien  und  1420  Stainmactien  ist  hieuach  im  Wege  der  Ueber- 
stempelung  richtig  zu  stellen. 

§  10. 

Untheilbarkeit  der  Actien  und  Genussscheine. 

Die  Actien  und  Genussscheine  (§  59)  sind  untheilbar  und  wird 
von  der  Gesellschaft  für  jede  Actie,  sowie  für  jeden  Genussschein  nur 
ein  Eigenthümer  anerkannt. 

§  11- 

Erhöhung  des  Actiencapitales. 

Im  Falle  der  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmungen 
im  öiune  der  Bestimmungen  des  §  2,  lit.  b  und  c,  sowie  im  Kalle 
als  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  noch  weitere  Neubauten 
ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden  würden,  ist 
die  Gesellschaft  berechtigt,  über  Antrag  des  Verwaltungsrath  es  und 
Beschluss  der  Generalversammlung,  jedoch  vorbehaltlich  der  staatlichen 
Genehmigung  (§  28,  lit.  m)  das  im  §  7  festgesetzte  Gesellschaf tscapital 
durch  weitere  Ausgabe  von  Actien  zu  erhöhen. 

§  12. 

Amortisirung  des  Actiencapitales. 

Das  gesammte  Actiencapital  (§  8)  wird  nach  Massgabe  des  der 
staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Tilgungsplanes  innerhalb  der 
Concessionsdauer  im  Wege  der  Verlosung  dergestalt  amortisirt,  das* 
die  Tilgung  der  Stammactien  erst  nach  erfolgter  Tilgung  säunntlicher 
Prioritätsactien  zu  beginnen  hat. 

Insofern  jedoch  Actien  unter  dem  Nominalbetrage  erbältlich  sein 
sollten,  ißt  der  Verwaltungsrath  berechtigt,  solche  anstatt  im  Wege  der 
Verlosung,  durch  freihändigen  Rückkauf  einzuziehen. 

III.  Titel. 
Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§  13. 
Organisation. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten: 
»0  durch  die  Generalversammlung  der  Actionäre, 
>>)  durch  den  Verwaltungsrath, 
<:)  durch  den  Revisionsausscbuss». 
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A.  Generalversammlung. 

§  H. 

Generalversammlung  der  Actionäre. 

Die  statutenmässig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre.  Ihre  Statut  od  massig  gefassten  Beschlüsse 
sind  für  alle  Actionäre  bindend. 

§  15. 

Ordentliche  Generalversammlung. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  alljährlich  innerhalb  der 
dem  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  folgenden  sechs  Monate  über  Ein- 
bernfuug  des  Verwaltungsrathes  am  Sitze  der  Gesellschaft  zusammen. 

§  16. 

Ausserordentliche  Generalversammlung. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  werden  nach  Ermessen 
des  Verwaltungsrathes  einberufen. 

Der  letztere  ist  zur  Einberufung  einer  ausserordentlichen  General- 
versammlung verpflichtet,  wenn  dieselbe  in  einer  Generalversammlung 
beschlossen  wurde,  oder  wenn  ein  oder  mehrere  Actionäre,  deren  Actien- 
besitz  wenigstens  den  vierten  Theil  des  gesammten  noch  nicht 
amortisirten  (Prioritäts-  und  Stamm-)  Actiencapitales  re  präsentirt,  diese  Ein- 
berufung unter  Angabo  des  Gegenstandes,  welcher  der  Beschlussfassung  der 
ausserordentlichen  Generalversammlung  unterzogen  werden  soll,  schriftlich 
verlangen  und  die  zu  ihrer  Legitimation  erforderlichen  Actien  bei  der 
Gesellschaftscasse  oder  an  einer  anderen  vom  Verwaltuugsrathe  zu 
bezeichnenden  Stelle  oder  einem  k.  k.  Notar  hinterlegen,  beziehungs- 
weise in  Gemäsßheit  der  Bestimmungen  des  §  19,  alinea  2,  ihren 
Actienbesitz  ausweisen. 

In  solchem  Falle  hat  die  Eibberufung  der  ausserordentlichen 
Generalversammlung  auf  einen  innerhalb  45  Tagen  vom  Zeitpunkte  des 
gehörig  gestellten  Begehrens  an  gerechnet  gelegenen  Termin  zu  erfolgen. 

§  17. 
Einberufung. 

Jede  ordentliche,  sowie  auch  jede  ausserordentliche  Generalver- 
sammlung muss  mittelst  öffentlicher  Kundmachung  (§  7),  welche 
mindestens  14  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der  Versammlung  anbe- 
raumten Tage  zu  erscheinen  hat,  und  in  welcher  die  zur  Verhandlung 
bestimmten  Gegenstände  namhaft  zu  machen  sind,  einberufen  werden. 

In  die  Tagesordnung  der  Generalversammlung  sind  auch  jene 
Anträge  als  Gegenstände  der  Verhandlung  aufzunehmen,  welche  von 
einem  oder  mehreren  Actionären,  die  wenigstens  den  vierten  Theil  des 

Di«  Rechtearknadaa  der  Satorr  EU«ab*h»«n.  II.  74 


Digitized  by  Google 


1170 


Localbahn  Schwarsenau-Waidhofen  a.  d.  Thaya. 


geßammten  noch  nicht  amortisirten  (Prioritäts-  und  Stammactien-) 
Capitales  repräsentiren  und  ihr  Stimmrecht  durch  Hinterlegung  der  ent- 
sprechenden Anzahl  Actien  (§  19,  alinea  1)  oder  in  Gemässbeit  der 
BestimmuDgen  des  §  19,  alinea  2,  nachgewiesen  nahen,  wenigstens 
30  Tage  vor  Einberufung  der  Generalversammlung  beim  Verwaltungs- 
rathe  schriftlich  angemeldet  worden  sind. 

§  18. 

Einhaltung  der  Tagesordnung. 

In  den  Generalversammlungen  können  nur  über  jene  Gegenstände 
Beschlüsse  gefas&t  werden,  deren  Verhandlung  in  der  betreffenden  Ein- 
berufuugskundmachung  (§  17)  namhaft  gemacht  wurde.  Hievon  ist 
jedoch  die  Beschlussfassung  über  den  Antrag  auf  Berufung  einer  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  ausgenommen   (Art.  238  H.  G.  B.). 

§  19- 

Berechtigung  zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung. 

Zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer 
von  Priorität»-  oder  Stammactien  berechtigt,  welcher  mindestens  10  Stück 
solcher  Actien  spätestens  acht  Tage  vor  Zusammentritt  der  Statuten  - 
massig  einberufenen  Generalversammlung  bei  der  Gesellschaftscasse  oder 
an  einer  anderen  in  der  Einberufungskundraachung  bezeichneten  Depot- 
steile  erlegt  hat. 

In  Ansehung  der  im  Besitze  der  Stadtgemeinde  Waidhofen 
a.  d.  Thaya  und  der  Sparcasse  dieser  Stadt  befindlichen  Actien  gentigt 
an  Stelle  der  Deponirung  die  Beibringung  einer  amtlichen  Bescheinigung 
der  Casse,  bei  welcher  die  Actien  verwahrt  sind. 

Die  stimmberechtigten  Actionäre  erhalten  eine  Legitimationskarte, 
welche  auf  den  Namen  lautet,  die  Zahl  und  Gattung  der  hinterlegten 
Actien  und  die  durch  dieselben  begründete  Stimmenzahl  ausweist  und 
nur  für  die  bezeichnete  Person  oder  deren  Vertreter  (§  22)  gilt. 

§  20. 

Stimmrecht;  Beschränkung  desselben. 

Je  zehn  Actien  gewähren  dem  Inhaber  das  Kecht  auf  eine 
Stimme  in  der  Generalversammlung,  jedoch  kann  kein  Actionär  im 
eigenen  Namen  mehr  al<i  20  Stimmen  haben. 

§  21. 

Gleichheit   der   Prioritäts-    und    Stammactien  rucksichtlich 

des  Stimmrechtes. 

Prioritäts-  und  Stammactien  haben  gleiches  Stimmrecht,  so  dass 
letzteres  nicht  berührt  wird,  wenn  der  Besitz  eines  Actionär«  theils 
aus  Prioritäts-  theils  aus  Stammactien  besteht. 
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§  22. 

Ausübung  des  Stimmrechtes. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  solche  Bevollmächtigte 
ausgeübt  werden,  welche  selbst  zur  Tbeilnahme  an  der  General- 
versammlung berechtigt  sind  (§  19). 

Ohne  Rücksicht  auf  vorstehende  Bestimmung  üben  Pflegebefohlene 
und  juristische  Personen  das  Stimmrecht  durch  ihre  gesetzlichen,  beziehungs- 
weise statutarischen  Vertreter,  Frauen  durch  ihre  Bevollmächtigten  aus. 
Jedoch  darf  kein  Bevollmächtigter  mehr  als  eine  Vollmacht  führen. 

Die  Form  der  letzteren  wird  vom  Verwaltungsrathe  bestimmt. 

§  23. 

Vorläufige   Kenntnissnahme    der  Verhandlungsgegenstände. 

Der  Geschäftsbericht  nebst  Jahresrechnungsabscbluss,  sowie  die 
zur  Verhandlung  kommenden  Anträge  werden  jedem  als  stimmberechtigt 
ausgewiesenen  Actienbesitzer  über  dessen  Verlangen  acht  Tage  vor  der 
Generalversammlung  vorgelegt. 

§  24. 

Bedingungen  der  Beschlussfähigkeit. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlus&fäbig,  wenn  selbe  ordnungs- 
mässig  einberufen  wurde  ^§  1?)  und  mindestens  sehn  Actionäre  anwesend 
sind,  welche  im  eigenen  oder  Vollmachtsuamen  wenigstens  den  zehnten 
Theil  des  noch  nicht  amortisirten  (Prioritäts-  und  Stamm-)  Actiencapitales 
vertreten. 

Ueber  die  im  §  28  unter  lit.  /  bis  inclusive  m  angeführten  Gegen- 
stände können  jedoch  giltige  Beschlüsse  nur  in  einer  Generalversammlung 
gefasbt  werdeu,  bei  welcher  unter  Anwesenheit  von  wenigstens  zehn 
Actionären  mindestens  ein  Drittel  des  gesammten,  noch  nicht  amortisirten 
(Prioritäts-  und  Stamm  )  Actiencapitales  vertreten  ist. 

§  25. 

Vorgang  bei  Beschlussunfähigkeit. 

Ist  die  gebörig  einberufene  Generalversammlung  binnen  einer 
Stunde  nach  dem  für  die  Verhandlung  anberaumten  Zeitpunkte  im  Sinne 
des  §  26  nicht  beschlußfähig,  so  ist  binnen  acht  Tagen  eine  neue 
Generalversammlung  auf  einen  innerhalb  längstens  30  Tage  gelegenen 
Termin  einzuberufen,  in  welcher  nur  über  die  in  der  Kundmachung 
der  beschlussunfähig  gebliebenen  Generalversammlung  angeführten  Gegen- 
stände jedoch  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  erschienenen  Actionäre 
und  auf  die  Höhe  der  durch  sie  vertretenen  Summe  des  Actiencapitales 
giltige  BeBcblÜEse  gefasst  werden  können,  was  in  der  Einberufungskund- 
machung ausdrücklich  angeführt  werden  muss. 

Der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  der  Abhaltung  (§  17) 
dieser  an  die  Stelle  einer  beschlussunfähig  gebliebenen  einberufenen 
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zweiten  Generalversammlung  kann  auf  acht  Tage,  and  die  Frist  für 
den  Erlag  der  Actien  (§  19)  auf  vier  Tage  abgekürzt  werden. 

§  2G. 

Vorsitz  in  der  Generalversammlung. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
Vicepräsident  des  Verwaltungsrathes,  in  Verhinderung  Beider  ein  vom 
Verwaltungerathe  zu  wählendes  Mitglied  desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Berathungen,  veranlasst 
die  Abstimmungen  und  bestimmt  die  Art  derselben,  sowie  die  Vornahme 
der  Wahlen. 

§  27. 

Functionäre  der  Generalversammlung. 

Den  Schriftführer  für  die  Generalversammlung  ernennt  der  Vor- 
sitzende. 

Zu  Stimmenzählern,  welche  zugleich  als  Protokollsverificatoren  zu 
fungiren  haben,  beruft  derselbe  zwei  der  anwesenden  Actionäre,  welche 
nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind. 

§  28. 

Wirkungskreis  der  Generalversammlung. 

Der  Generalversammlung  ist  folgender  Wirkungskreis  vorbehalten : 

a)  Die  Entgegennahme  des  Verwaltungsbeiichtes  und   die  Besch  Inns 
fassung  über  denselben. 

b)  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§  35). 

c)  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Revisionsausschusses  (§  49). 

d)  Die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und 

e)  Die  BesehlussfasBung  über  die  Verwendung  des  Reingewinnes  (§  56). 

f)  Die  Ertheilung  besonderer  Vollmachten  an  den  Verwaltungsrath 
in  Fällen,  welche  seinen  gewöhnlichen  Wirkungskreis  überschreiten. 

g)  Die  Beschlußfassung  über  die  eventuelle  Aufnahme  fundirter  An- 
lehen,  sowie  schwebender  Schulden. 

h)  Die  Beschlussfassung  über  den  Bau  oder  die  Erwerbung  neuer 
Linien  und  über  Anschaffungen,  beziehungsweise  Ausgaben,  welche 
über  den  gewöhnlichen  Betrieb  und  die  Bahnerhaltung  hinausgehen 
und  nicht  in  einer  gesetzlichen  oder  vertragBm aasigen  Verpflichtung 
der  Gesellschaft  begründet  sind. 

i)  Die  Aenderung  der  Statuten. 

k)  Die  gänzliche  oder  theilweise  Veräusserung  der  der  Gesellschaft 

gehörigen  Bahnlinien. 
I)  Die  Auflösung  der  Gesellschaft,  und  zwar  auch  im  Falle  einer 

Vereinigung  derselben   mit  einer  anderen  Gesellschaft  (Art.  215 

H.  G.  B.). 

m)  Die  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales. 
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Beschlüsse  über  die  hier  unter  lit.  g  bis  inclusive  m  angeführten 
Gegenstände  bedürfen  der  staatlichen  Genehmigung. 

§  29. 

Zustandekommen  der  Beschlüsse. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit; bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse 
erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Beschlüsse  über  die  im  §  28  unter  lit.  /  bis  inclusive  m  ange- 
führten Gegenstände  können  jedoch  nur  mit  einer  Majorität  von  mindestens 
zwei  Drittel  der  abgegebenen  Stimmen  giltig  zu  Stande  kommen. 

§  30. 
Wahl  Vorgang. 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insoferne  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  durch  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  angesehen,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  eine  absolute  Stimmenmehrheit  nicht 
erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  denjenigen  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  wird  in  diesem  Falle  die  doppelte 
Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Erhalten  zwei  Actionäre  in  der  engeren  Wahl  die  gleiche  Stimmen- 
zahl, so  ist  derjenige  als  gewählt  zu  betrachten,  welcher  zur  betreffenden 
Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen  Actienbesitz  ausgewiesen  hat, 

Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los  nach  einer  vom 
Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 

§  31. 

Geueralversammluugs-Protokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
wird  eiu  Protokoll  aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem 
Schriftführer  und  den  zwei  Scrutatoren,  welche  zugleich  als  Verificatoren 
luugiren  (§  27),  zu  unterzeichnen  ist. 

B.  Verwaltungsrath. 

§  32. 

Vorstand  der  Gesellschaft. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Art.  227  bis  241 
H.  G.  B.  ist  der  Verwaltungsrath. 

§  33. 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  wird  auf  mindestens 
fünf,  höchstens  sieben  festgesetzt. 
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§  34. 

Staatsbürgerschaft   und    Domicil    der  Verwaltungsraths- 
mitglieder. 

Sämmtliche  Mitglieder  des  Verwaltungsrath  es  müssen  die  Staats- 
bürgerschaft in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  besitzen  und  innerhalb  derselben  ihren  ordentlichen  Wohn- 
sitz haben. 

§  35. 

Zusammm  ensetzung    und    Functionsdauer    des  Verwaltungs- 
rathes.  Auslosung  von  Verwaltungsrathsmitgliedern. 

Die  Mitglieder  des  Ver waltun gsrathes  werden  von  der  ordentlichen 
Generalversammlung  auf  die  Dauer  von  vier  Jahren  gewählt. 

Von  den  in  der  vierten  ordentlichen  Generalversammlung  gewählten 
Mitgliedern  des  Verwaltungsrath  es  hat  jedoch  ein  durch  das  Los  zu 
bestimmendes  schon  bei  der  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung, 
ein  weiteres  gleichfalls  durch  das  Los  zu  bestimmendes  bei  der  zweit- 
nächsten ordentlichen  Generalversammlung,  ebenso  ein  weiteres  auf 
gleiche  Art  zu  bestimmendes  in  der  drittnächsten  ordentlichen  General- 
versammlung und  die  übrigen  bei  der  viertnächsten  ordentlichen  General- 
versammlung auszutreten. 

Von  den  in  der  Folge  gewählten  Mitgliedern  haben  dann  jeweils 
diejenigen  auszutreten,  deren  vierjährige  Functionsdauer  abgelaufen  ist.  In 
jedem  Falle  können  die  zum  Austritte  Bestimmten  wieder  gewählt  werden. 

§  36. 

Erste  Wahl  des  Verwaltungsrathes. 

Für  die  ersten  vier  Geschäftsjahre  wurden  die  Mitglieder  dea  Ver- 
waltungsrathes  von  der  constituirenden  Generalversammlung  (§  5)  gewählt. 

§  37. 

Ausscheidung  von  Verwaltungsrathsmitgliedern.  Ergänzung 
des  Verwaltungsrathes  durch  Cooptirung. 

Falls  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  vor  Ablauf  seiner  Funtions 
dauer  ausscheidet  oder  an  der  Ausübung  seiner  Function  dauernd  ver- 
hindert ist  und  in  Folge  dessen  die  Zahl  der  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes unter  die  Statuten  massige  Minimalzahl  (§  33)  gesunken 
wäre,  so  wählen  die  übrigen  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  einen 
Ersatzmann,  welcher  bis  zur  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung 
in  Function  bleibt. 

In  dieser  Generalversammlung  erfolgt  sodann  die  Neuwahl  an 
Stelle  des  ausgeschiedenen  Mitgliedes  für  jene  Zeit,  für  welche  der 
Ausgeschiedene  noch  zu  funetioniren  gehabt  hätte. 

Ueherdies  ist  der  Verwaltungsrath  berechtigt,  sich  im  Wege  der 
Cooptirung  bis  zur  statutenmässigen  Maximalanzahl  (§  33)  zu  ergänzen. 
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Die  Functionsdauer  eines  solchen  eooptirten  Mitgliedes  endet  mit  der 
nächstfolgenden  ordentlichen  Generalversammlung,  welcher  vorbehalten 
bleibt,  die  definitive  Wahl  (§  35)  vorzunehmeu. 

§  38. 
Caution. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  bat  vor  dem  Antritte  seiner 
Functionen  und  für  die  Dauer  derselben  sehn  Stück  Actien  der 
Gesellschaft  sammt  allen  nicht  fälligen  Coupons  als  Caution  in  die 
Gesellschaftscassa  zu  hinterlegen. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  14  Tagen  nach 
bekanntgegebener  Wahl  gilt  als  Ablehuung  derselben. 

Während  der  Amtsdauer  und  nach  Ablauf  derselben  bis  zur 
Genehmigung  der  auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnungen  können  diese 
Actien  vom  Erleger  weder  veräussert  noch  verpfändet  werden. 

§  39. 

Vorsitz  im  Verwait ungsrathe. 

Den  Vorsitz  im  Verwaltuogsrathe  fühlt  der  Präsident  und  in 
dessen  Verhinderung  der  Vicepräsident  des  Verwaltungsrathes,  welche 
beide  Function&re  jährlich  vom  Verwaltungsrathe  aus  seiner  Mitte  auf 
die  Dauer  eines  Geschäftsjahres  gewählt  werden. 

Bei  gleichzeitiger  Verhinderung  Beider  betraut  der  Verwaltungs- 
rath zeitweilig  eines  seiner  Mitglieder  mit  der  Function  eines  Vor- 
sitzenden. 

Der  Präsident  und  Vicepräsident  des  VerwaltuDgsrathes  sind  nach 
Ablauf  ihrer  Functionsdauer  wieder  wählbar. 

§  40. 

Verwaltungsrathssitzungen. 

Der  Verwaltungwrath  versammelt  sich  in  Waidhofen  a.  d.  Thaya 
über  Einladung  des  Präsidenten,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern  oder 
auch  auf  Verlangen  von  drei  Mitgliedern. 

§  4L 

Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnungs- 
mäasige  schriftliche  Einladung  sämmtlicher  Mitglieder  und  die  An- 
wesenheit der  Mehrheit  der  jeweiligen  Zahl  der  Verwaltungsraths - 
mitglieder  erforderlich. 

§  42. 
Abstimmung. 

Der  Verwaltun  gsrath  fasst  6eine  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit. 
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Jedem  Mitgliede  kommt  eine  Stimme  zu. 

Bei  Gleichheit  der  Stimmen  gilt  jene  Meinung  als  Beschluss, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

§  43. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsratb  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  Geschäfte 
der  Gesellschaft,  sowie  mit  der  Vertretung  der  letzteren  nach  aussen 
betraut  und  ist  auch  zu  allen  jenen  Befugnissen  ermächtigt,  zu  welchen 
eine  besondere  Vollmacht  gefordert  wird. 

Dem  Verwaltungsrathe  steht  die  Ernennung  der  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft  und  die  Ertheilung  der  Procura  an  Beamte 
der  Gesellschaft,  wie  auch  die  Festsetzung  der  der  staatlichen 
Genehmiguog  unterliegenden  Dienstordnung  (§  45)  zu. 

Ueberhaupt  ist  derselbe  zu  allen  Beschlüssen  und  Verfügungen 
berufen,  welche  laut  dieser  Statuten  der  Generalversammlung  nicht 
vorbehalten  sind. 

Der  Verwaltungsrath  kann  seine  Vollmacht  unbeschadet  der 
Art.  231  und  234  H.  G.  B.  auf  eines  oder  mehrere  seiner  Mitglieder 
oder  auch  an  sonstige  Bevollmächtigte  hinsichtlich  bestimmter  Geschäfte 
oder  bestimmter  Arten  von  Geschäften  oder  für  eine  bestimmte  Zeit- 
dauer übertragen. 

Durch  die  Bestimmungen  dieses  Paragraphes  und  jene  der 
§§  44  und  45  werden  die  aus  dem  auf  Concessionsdauer  geschlossenen 
Betriebsvertrage  hervorgehenden  Rechte  der  Staatseisenbahn  Verwaltung 
in  keiner  Weise  berührt. 

§  44. 
Geschäftsordnung. 

Der  Verwaltungsrath  beschliesst  seine  Geschäftsordnung  un- 
beschadet der  Bestimmungen  der  Art.  231  und  234  H.  G.  B.,  ebenso 
bestimmt  er  die  Keglemeuts  und  Instructionen  für  die  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft.  Ihm  steht  die  Bestrafung  von  Dienstesvergehen, 
wie  auch  die  etwaige  Suspension  und  Entlassung  der  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft  zu. 

§  45. 

Ergänzende  Bestimmungen  zur  Dienstordnung. 

Bei  dem  Betriebe  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien  wie  überhaupt 
im  Dienste  der  Balmunternehmung  dürfen  als  Directoren,  Beamte, 
Unterbeamte  oder  Diener  —  sei  es  in  definitiver,  sei  es  in  provisorischer 
Eigenschaft  —  nur  solche  Personen  verwendet  werden,  welche  die 
Staatsbürgerschaft  in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch  - 
ungarischen  Monarchie  besitzen. 

Eine  Ausnahme  hievon  bedarf  in  jedem  einzelnen  Falle  der 
besonderen  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministerium«. 


Digitized  by  Co 


Localbahn  Sohwarzenau-Waidhofen  a.  d.  Thaya. 


1177 


Der  zur  Leitung  des  Betriebsdienste«,  insoweit  dieser  nicht  von 
der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  besorgt  wird, 
berufene  Director  bedarf  der  Bestätigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Eisenbahnbedien stete,  welche  in  der  Ausübung  des  ihnen  über- 
tragenen Dienstes  nach  dem  Ermessen  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
begründeten  Anlass  zur  Beschwerde  geben,  sind  auf  Verlangen  des 
k.  k.  Handelsministeriums  von  den  betreffenden  Dienstposten  abzuziehen. 

Die  Bestimmungen  dieses  Paragraphes  sind  in  die  Dienstordnung 
(§  43)  aufzunehmen. 

§  46. 

Sitzungsprotokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern 
des  Verwaltungsrathes  zu  unterzeichnen  sind. 

§  47. 

Unentgeltlichkeit  der  Functionen  des  Verwaltungsrathes. 

Das  Amt  eines  Verwaltungsrathsmitgliedes  ist  ein  Ehrenamt,  mit 
welchem  keinerlei  Bezüge  verbunden  sind.  Es  gebührt  daher  den  Mit- 
gliedern des  Verwaltungsrathes  für  ihre  Mühewaltung  keine  Vergütung, 
nur  haben  dieselben  Anspruch  auf  den  Bückersatz  ihrer  im  Interesse 
der  Gesellschaft  gemachten  Barauslagen. 

§  48. 

Ausschliessung    von    der    Wahl    in     den  Verwaltungsrath. 
Wirkung  der  Ausschliessungsgründe. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  wer  in  einem  directen  Vertrags- 
verhältnisse als  Bauunternehmer,  Lieferant  u.  s.  w.  zur  Gesellschaft 
steht,  wer  in  Coucurs  verfallen  ist,  oder  die  Zahlungen  eingestellt  hat,  ohne 
seine  Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben,  wer  wegen  eines  Verbrechens 
oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die  öffent- 
liche Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen  Uebertretung 
in  Untersuchung  steht  oder  schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann  nicht 
Mitglied  des  Verwaltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  der  obigen  Ausschliessungsgründe  in  der 
Person  eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  während  der  Functions- 
dauer  hat  den  unmittelbaren  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

C.  Revisionsausschuss. 
§  49. 

Zusammensetzung  des  Hevisionsausschusses. 

Behufs  Prüfung  der  gesellschaftlichen  Jahresrechnungen  wählt  die 
jeweilige  ordentliche  Generalversammlung  alljährlich  einen  aus  zwei 
Mitgliedern  und  einem  Ersatzmann  bestehenden  Revisionsausschuss. 
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Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mit- 
gliedes des  RevisionsausschuBS  in  Function. 

§  50. 

Ausschliessungsgrund. 

Die  Mitglieder  des  Revisionsausschusses,  sowie  der  Ersatzmann 
dürfen  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  mit  Mitgliedern  des 
Verwaltungsrathes  bis  zum  zweiten  Grade  weder  verwandt  noch  ver- 
schwägert sein. 

§  51. 

Aufgabe  des  Revisionsausschusses. 

Der  Revisionsauschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  in  die 
Bücher  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen,  Aufklärungen  zu  ver- 
langen und  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen  und 
über  seine  Wahrnehmungen  schriftlich  Bericht  zu  erstatten. 

§  52. 

Erste  Wahl  des  Revisionsausschusses. 

Zur  Prüfung  der  ersten  Jahresrechnung  wurden  die  zwei  Mit- 
glieder des  Revisionsauschusses  und  der  Ersatzmann  von  der  con- 
stituirenden  Generalversammlung  gewählt  (§  6). 

§  53. 

Unentgeltlichkeit  der  Functionen  des  Revisionsauschusses. 

Das  Amt  eines  Mitgliedes  oder  Ersatzmannes  des  Revisions- 
ausschusses  ist  ein  Ehrenamt,  mit  welchem  keinerlei  Bezüge  oder 
Entgelt  für  die  Mühewaltung  verbunden  ist. 

IV.  Titel. 

Geschäftsjahr,    Jahresrechnung,   Bilanz,  Gewinnverteilung, 

Reservefond. 

§  54. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  mit  1.  Jänner  und 
endet  mit  dem  31.  December. 

Ausnahmsweise  hat  als  erstes  Geschäftsjahr  der  Zeitraum  vom 
Tage  der  Constituirung  der  Gesellschaft  bis  zum  31.  December  des  der 
Betriebseröffnung  folgenden  Jahres  gegolten. 

§  55. 

Rechnung  sa  bschluss;  Bilanz  auf  Stellung. 

Am  Ende  eines  jeden  Geschäftsjahres  werden  die  Rechnungen 
abgeschlossen  und  mit  der  Bilanz  dem  Revisionsausschusse  zur  Prüfung 
vorgelegt. 
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§  56. 

Gewinnverteilung.  Keine  Dividendennachzahlung. 

Die  Betriebseinnahmen  eines  jeden  Geschäftsjahres  sind  nach 
Maasgabe  ihrer  Zulänglichkeit  successive  in  nachstehender  Reihenfolge 
zu  verwenden: 

1.  Zar  Deckung  der  nach  Maasgabe  des  mit  der  Staatsver- 
waltung abgeschlossenen  Betriebsvertrages  erwachsenden  laufenden 
Betriebskosten  und  der  in  diesem  Betriebsvertrage  vorgesehenen  all- 
gemeinen Verwaltungsauslagen,  sowie  etwaiger  Betriebskostenver- 
gütungsrtickstäude  aus  früheren  Jahren. 

2.  Zur  Refundirnng  der  von  dem  Lande  Niedei Österreich  in  Gemä86- 
heit  des  Beschlusses  des  niederösterreichiscben  Landtages  vom  19.  No- 
vember 1889  während  der  ersten  zehn  Geschäftsjahre  etwa  geleisteten 
unverzinslichen  Vorschüsse. 

3.  Zur  Deckung  sonstiger  hier  in  Z.  1  nicht  inbegriffener  Ver- 
waltungsauslagen. 

4.  Zur  Verzinsung  und  Tilgung  etwaiger,  mit  Genehmigung  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  contrahirter  Schulden. 

Der  nach  Bestreitung  der  hier  unter  1  bis  4  angeführten  Er- 
fordernisse erübrigende  Rest  wird  verwendet: 

5.  Zur  planmäßigen  Tilgung  des  Actiencapitales  (§  12). 

6.  Zur  Vertheil ung  einer  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4  (vier) 
Percent  an  die  noch  nicht  amortisirten  Prioritätsactien. 

Von  dem  sonach  etwa  erübrigenden  Reinertrage  wird 

7.  der  zehnte  Theil  dem  Betriebsreservefonde  (§  58)  zugewendet, 
insoferne  derselbe  nicht  bereits  10  Percent  des  jeweiligen  gesammten 
Actiencapitales  erreicht  hat,  in  welchem  Falle  eine  weitere  Dotirung 
unterbleiben  kann,  sodann  wird,  soweit  zureichend, 

8.  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4  (vier)  Percent  auf  die 
noch  nicht  amortisirten  Stammactien  vertheilt. 

9.  Der  dann  etwa  noch  verbleibende  Rest  des  Reinerträgnisses 
wird,  insoferne  die  Generalversammlung  nicht  eine  andere  Verwendung 
bescbliessen  sollte  (§  28  lit.  e),  als  Superdividende  auf  die  Prioritäts- 
und Stammactien,  respective  Genussscheine  gleichmässig  aufgetheilt. 

Eine  Nachzahlung  auf  die  Dividenden  der  Prioritätsactien  aus 
dem  Erträgnisse  eines  späteren  Jahres  findet  nicht  statt. 

S  57. 
Baureservefond. 

Durch  Zuwendung  eines  Effecti vbetrages  von  3000  fl.  aus  dem 
ersten  Anlagecapitale,  dann  durch  die  Zuweisung  des  etwaigen  Ueber- 
schusse8  aus  der  in  der  Generalversammlung  der  Actionäre  vom  5.  Fe- 
bruar  1893    beschlossenen   Capitalserböhung,    beziehungsweise  sämmt- 
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lieber  bei  der  thatsächlichen  Bauausführung  von  dem  Anlagecapitale 
unverwendet  gebliebenen  Beträge  wird  der  Baureservefond  der  Gesell- 
sebaft  gebildet,  welcher  nur  zur  Bedeckung  der  Kosten  für  Erweiterungs- 
bauten und  für  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  bestimmt  ist. 

Dieser  Reservefond  wird,  insoweit  er  nicht  mit  Genehmigung  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemäss  verwendet  woiden 
sein  sollte,  beim  Erlöschen  der  Co n cessio n  der  im  §  2  bezeichneten 
Bahnen  oder  bei  Einlösung  derselben  durch  den  Staat  an  den  letzteren 
nach  Massgabe  der  Bestimmungen  der  §§11  und  12  der  Allerhöchsten 
Concessionsurkunde  vom  14.  Jänner  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  20,  zu  über- 
geben sein. 

§  58. 

Betriebsreservefo  nd. 

Neben  dem  Baureservefonde  wird  durch  die  im  §  56,  Z.  7,  und 
§59  und  §  62  bezeichneten  Zuflüsse  ein  Betriebsreservefond  gebildet, 
welcher  zuzüglich  seiner  eigenen  Erträgnisse  über  Antrag  des  Ver- 
waltungsrathes  mit  Beschluss  der  Generalversammlung  zur  Bedeckung 
ausserordentlicher  Verluste  und  aussergewöhnlicher  Auslagen  verwendet 
werden  kann. 

Bei  Erlöschen  der  Concession,  wie  auch  bei  der  Einlösung  der 
Bahnen  bleibt  dieser  Betriebsreservefond  sammt  seinen  Erträgnissen 
Eigenthum  der  Gesellschaft.  (§  12,  alinea  2,  der  Allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde vom  14.  Jänner  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  20.) 

§  59. 

Verlosung    der    Actien.     Genu  ssscheine.    Ausfertigung  der 
Genussscheine.  Rechte  der.  Besitzer  von  Genussscheinen. 

Die  plaumässige  Tilgung  der  Actien  (§  12),  woferne  selbe  nicht 
im  Wege  des  freibändigen  Rückkaufes  erfolgt,  ist  durch  Verlosungen 
zu  bewerkstelligen,  welche  alljährlich  mindestens  drei  Tage  vor  der 
Generalversammlung  im  Beisein  eines  k.  k.  Notars  vorzunehmen  sind. 

Für  jede  ausgeloste  Prioritäts-  oder  Stammactie  wird  dem 
Besitzer  gegen  Rückstellung  derselben  sammt  allen  noch  nicht  falligen 
Coupons  und  Talons  der  Nominalbetrag  der  Actie  nebst  der  letzt- 
fälligen und  den  etwa  noch  unbehobenen  und  nicht  verjährten 
Dividenden  ausbezahlt  und  ein  auf  den  Ueberbringer  lautender  mit 
Superdividendencoupons  und  Talon  versehener  Genussscbein  (§  10) 
ausgefolgt. 

Die  für  die  im  Wege  freihändigen  Ankaufes  getilgten  Prioritäts-, 
beziehungsweise  Stamtnactien  entfallenden  Genussscheine  werden  dem 
Betriebsreservefonde  einverleibt,  und  können  gegebenenfalls  zu  Gunsten 
dieses  Fondes  verkauft  werden  (§  58). 
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Die  Genussscheine,  Coupons  und  Talous  werden  naib  dem  diesem 
Statute  augehefteten  Formulare  Nr.  7,  8,  9,  10  und  11  ausgestellt  mit 
dem  Trockenstempel  der  Gesellschaft,  sowie  der  Unterschrift  zweier 
Mitglieder  des  Verwaltungßrathes  versehen. 

Solche  Genussscheine  berechtigen  zur  Antheilnahme  an  der 
gemäss  §  56,  Z.  9,  zufolge  Beschlusses  der  Generalversammlung  zur 
Vertheilung  gelangenden  Superdividende,  sowie  nach  Auflösung  der 
Gesellschaft  an  dem  nach  Tilgung  sämmtlicher  Priorität*-  und  Stamm- 
actien  verbleibenden  Ueberschuss  des  gesellschaftlichen  Vermögens 
(§  64,  al.  4),  insoferne  sich  dieselben  nicht  im  Besitze  des  Betriebs- 
reservefondes  der  Gesellschaft  befinden. 

Andere  Rechte  gewähren  die  Genussscheine  nicht;  insbesondere 
participiren  dieselben  nicht  an  der  im  §  56,  Z.  6  und  8,  erwähnten 
Dividende  und  gewähren  sie  kein  Recht  zur  Theilnahme  an  der 
Generalversammlung. 

§  60. 

Zeitpunkt    der    Fälligkeit    der   Dividenden    und  verlosten 
Actien.  Abschlagszahlung  auf  die  Dividende. 

Die  Dividenden  und  Superdividendeo,  deren  Vertheilung  von  der 
Generalversammlung  beschlossen  wurde,  gelangen  von  dem  der 
betreffenden  Generalversammlung  nächstfolgenden  1.  Juli  ab  zur  Aus- 
zahlung (§  61). 

Für  nach  dem  Tilgungsplane  verloste,  aus  dem  Erträgnisse  des 
vorausgegangenen  Geschäftsjahres  zu  tilgende  Actien  (§  14)  wird  den 
Inhabern  derselben  der  Nominalbetrag  in  Barem  vom  nächstfolgenden 
1.  Juli  ab  gegen  Einziehung  der  Actientitres  sammt  dazugehörigen 
noch  nicht  verfallenen  Coupons   und  Talons  zur  Verfügung  gestellt 

(§  61)- 

Wenn  das  Vorhandensein  eines  ausreichenden  Erträgnisses  ge- 
nügend gesichert  erscheint,  so  kann  der  Ver waltun gsrath  noch  vor  Ab- 
haltung der  ordentlichen  Generalversammlung  Abschlagszahlungen  auf 
die  Dividende  des  betreffenden  Geschäftsjahres  leisten. 

§  61. 
Zahlstelle. 

Die  Einlösung  der  amortisirten  gesellschaftlichen  Titres  (§  12), 
sowie  die  Zahlung  der  Dividenden  und  Superdividenden  erfolgt  an  der 
Gesenschaftscassa;  sie  kann  jedoch  über  Beschluss  des  Verwaltungs- 
rathes  auch  an  anderen  vom  Ver  waltun  gsrath e  hiezu  bestimmten  Zahl- 
stellen stattfinden. 
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§  62. 
Verj  ährung. 

Dividenden  und  Superdividenden,  welche  binnen  drei  Jahren 
nach  deren  Fälligkeit  nicht  behoben  sind,  verfallen  zu  Gunsten  des 
B3triebBre6ervefondefl  (§  58). 

Ausgeloste  Actien  berechtigen  nicht  zur  Einlösung  jener  Coupons, 
die  das  Kalenderjahr,  in  welchem  die  Verlosung  stattfand,  und  die 
späteren  Jahre  betreffen.  Auch  wird  der  Einlösungsbetrag  (Nominal- 
betrag) von  verlosten  Actien,  falls  er  nicht  rechtzeitig  behoben  würde, 
seitens  der  Gesellschaft  nicht  verzinst. 

V.  Titel. 
Auflösung  der  Gesellschaft. 

§  63. 
Liquidation. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  6)  hat  die  General- 
versammlung die  Modalitäten  der  Liquidation  zu  normiren  und  die 
Liquidatoren  zu  wählen. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  und  sind  berechtigt,  mit  Genehmigung  der 
Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  auf  andere  zu  übertragen. 

Die  Beatimmungen  über  die  Generalversammlung  und  den 
Revisionsausschuss  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis 
zur  Beendigung  derselben  mit  der  Modification  in  Wirksamkeit,  daa.- 
die  Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  von  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  des 
Ver  waltungsrathes. 

Im  übrigen  und  insoweit  die  Generalversammlung  keine  besonderen 
Beschlüsse  fasst,  gelten  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches 
II.  Buch,  III.  Titel,  4.  Abschnitt. 

§  64. 

Vermögensverth  eilung. 

Von  d  em  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  die  eventuellen  Schulden  der  letzteren  zu 
tilgen. 

Der  verbleibende  Rest  ist  auf  sämmtliche  etwa  noch  nicht  amortisirte 
Prioritätsactien  zu  vertheilen,  insoferne  hienach  auf  jede  derselben  nicht 
mehr  als  der  Nennwerth  entfällt. 
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Der  nach  Auszahlung  des  vollen  Nennwerthes  der  (noch  nicht 
amortisirten)  Prioritätsactien  verbleibende  Ueberschuss  ist  auf  sämmtliche 
etwa  noch  nicht  amortisirte  Stammactien  zu  vertheilen,  in  sofern  e 
hienach  auf  jede  derselben  nicht  mehr  als  der  Nennwerth  entfallt. 

Sollte  nach  Auszahlung  des  vollen  Nennwerthes  der  sämmtlichen 
Prioritäts-  und  Stammactien  noch  ein  Ueberschuss  sich  ergeben,  eo  ist 
dieser  auf  sämmtliche  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  noch  nicht  amor- 
tisirt  gewesene  Prioritäts-  und  Stammactien  und  sämmtliche  Genuss- 
scheine gleichmässig  zur  Vertheilung  zu  bringen,  insoferne  sich  die 
letzteren  im  Zeitpunkte  der  Vertheilung  nicht  im  Besitze  des  Betriebs» 
reservefondes  der  Gesellschaft  befinden. 

VI.  Titel. 
Schlussbesti  mmungen. 

§  65. 

Staatsaufsicht. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Recht  der  Aufsicht 
in  Gemassheit  der  bestehenden  Gesetze  und  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmungen der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  14.  Jänner 
1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  20,  aus. 

Insbesondere  bat  hienach  der  landesfürstliche  Commissär  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrath  es,  sowie  der  Generalver- 
sammlung beizuwohnen  und  allfällige  Beschlüsse  und  Verfügungen, 
welche  er  als  den  Gesetzen,  der  Concession  oder  den  Gesellschaftsstatuten 
zuwiderlaufend,  beziehungsweise  den  öffentlichen  Interessen  nachtheilig 
erachtet,  zu  sistiren.  Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahn- 
unternehmung ist  bis  auf  weiteres  eine  besondere  Vergütung  an  den 
Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

§  66. 

Subsidiäre  Geltung  des  Handelsgesetzbuches. 

Insoweit  durch  diese  Statuten  nicht  besondere  Bestimmungen 
getroffen  sind,  haben  in  allen  Fällen  die  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches vom  17.  December  1862,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1863,  zur 
Anwendung  zu  kommen. 

§  67. 
Forum. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellscbaftsverhältnisse  sind  vor  den  com- 
petenten  Gerichten  auszutragen. 
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§  68. 

Berücksichtigung  von  ausgedienten  Unterof ficieren. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  hei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  61.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiero  Bedacht  au  nehmen. 


Nr.  21049. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  2.  Juni  1891,  Z  11004, 
bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  genehmigt 

Wien,  am  30.  August  1893. 


TaafTe  m.  p. 


Beilage  zur  „ZeitschriH  tür  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt  der  osterr.-nngar.  Monarchie". 


T.  Localbahn  Strakonitz-Winterberg. 

1.  Gesetz  vom  8.  Jänner  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  11, 

betreffend  die  Herstellung  einer  Eisenbahn  Ten  Strakonltz  nach  Winterberg. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsratbes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  «ird  ermächtigt,  die  Ausführung  der  im  Art.  X, 
lit.  g  des  G«  Betzes  vom  25.  November  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  173,  vor- 
gesehenen, als  normalspurige  Localbahn  herzustellenden  Locomotiv- 
eisenbabn  von  der  Station  Strakonitz  der  Kaiser  Franz  Josepb-Bahn* 
über  Wolin  nach  Winteiberg  durch  ConcesBionsertheilung  unter  den 
Bedingungen  dieses  Gesetzes  sicherzustellen. 

Artikel  II. 

Für  die  im  Artikel  I  bezeichnete  Eisenbahn  kann  bei  Ertheilung 
der  Concession,  deren  Dauer  mit  höchstens  90  Jahren  vom  Tage  der 
Concessionsertheilung  an  gerechnet  zu  bemessen  ist,  unbeschadet  der 
Anwendung  der  Bestimmungen  der  Gesetze  vom  17.  Juni  1887, 
R.  G.  Bl.  Nr.  81,  und  vom  28.  December  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229, 
vom  Staate  die  Garantie  eines  jährlichen  ReinerträgniFses  gewährt 
werden,  welches  der  4percentigen  Verzinsung  nebst  der  Tilgnngsquote 
des  zum  Zwecke  der  Geldbeschaffung  aufzunehmenden,  binnen  75  Jahren 
zu  tilgenden  Prioritätsanlehens  im  Nominalbetrage  von  höchstens 
1,200.000  fl.  österr.  Währ.  Noten,  zuzüglich  einer  4percentigen  Vorzugs- 
dividende nebst  der  Tilgungsquote  für  das  mit  höchstens  250.000  fl. 
österr.  Währ,  zu  beziffernde  Prioritätsactiencapital  gleichkommt,  so 
zwar,  dass,  wenn  das  jährliche  Reinerträgniss  den  garantirten  Betrag 
nicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende  von  der  Staatsverwaltung  zu 
ergänzen  sein  wird. 

Dl«  HechUurknnden  der  «itair.  Ei»enb»hnen.  II.  75 

Digitized  by  Google 


1186 


Localbahn  Strakonitz- Winterberg. 


Das  garantirte  jährliche  Beinerträgniss  wird  für  die  Zeit  von  der 
Betriebseröffoung  bis  zum  Ablaufe  des  75.  Jahres  der  Concessionsdauer 
mit  dem  Maximalbetrage  von  60.788  fl.  österr.  Währ,  uod  für  den 
Best  der  Concessionsdauer  mit  dem  herabgeminderten  Maximalbetrage 
von  22.485  fl.  österr.  Währ,  festgesetzt. 

Die  Zusicherung  der  obigen  Staatsgarantie  ist  an  die  Bedingung 
geknüpft,  dass  vom  Königreiche  Böhmen  aus  Landesmitteln  und  von  den 
Interessenten  zusammen  ein  Nominalbetrag  von  mindestens  420.000  fl. 
österr.  Währ.  in.  Stammactien  der  für  diese  Eisenbahn  zu  bildenden 
Actiengesellschaft  zum  vollen  Nennwerthe  übernommen  wird. 

Artikel  III. 

In  Ausführung  des  Art.  II,  erster  Absatz,  sind  folgende  Be- 
stimmungen zu  treffen: 

1.  Von  dem  garantirten  jährlichen  R^inerträguisse  ist  derjenige 
Betrag  zur  Tilgung  der  auszugebenden  Prioritätsactien  und  Prioritäts- 
obligationen zu  verwenden,  welcher  darch  die  Staatsverwaltung  nach 
einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Tilgungsplane,  demzufolge  die  vor- 
gedachten Effecten  während  der  Dauer  der  Concsssion  zu  tilgen  sind, 
bestimmt  wird. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  hiebei  jener  der 
Prioritätsactien  vorauszugehen. 

2.  Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und 
ausländischen  Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre 
von  der  Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebs- 
rechnung als  Ausgabspost  eingestellt  werden;  bezüglich  der  Coupons- 
stempelgebühren ist  dies  nicht  zulässig. 

Für  die  Staatszuschüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  entrichten. 

3.  Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene  Prüfung  der 
vorzulegenden  documentirten  Jahresrecbnung  spätestens  drei  Monate 
nach  deren  Ueberreichuug  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  ver- 
fallenen Coupons  von  Prioritätsobligationen  und  Prioritätsactien  nach 
Massgabe  des  auf  Grund  des  Ertragspräliminars  richtiggestellten 
Erfordernisses  Theilzahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der 
Jahresrechnung  zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn  der  Con- 
cessionär  sechs  Wochen  vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche  Ansuchen 
gestellt  hat. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spästetens  binnen  drei  Moniten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzulegen 
sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch  bemessen 
worden  sind,  so  bat  der  Concessionär  den  erhaltenen  Mehrbetrag  mit 

Zurechne—  VOn  6  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 
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Der  Ad  sprach  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des 
Staates  muss  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des 
betreffenden  Betriebejahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe 
erloschen  ist. 

4.  Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  infolge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vorschuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressamme 
überschreitet,  so  kann  der  diesföllige  Ueberschuss  vorweg  zur  Bezahlung 
einer  höchstens  4percentigen  Dividende  für  die  nach  Art.  II,  Schluss- 
absatz auszugebenden  Stammactien,  dann  zu  deren  planmässiger 
Tilgung,  welche  nicht  vor  der  gänzlichen  Rückzahlung  der  Prioritäts- 
obligationsschuld  beginnen  darf,  verwendet  werden. 

Der  hienacb  etwa  noch  erübrigende  Rest  des  Ueberschusses  ist 
sogleich  zur  Zurückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen 
an  die  Staatsverwaltung  bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Hiebei  bat  die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  der  Refundirung 
der  Vorschüsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Einlösung 
der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

Sollten  jedoch  beim  Ablaufe  der  Concession  noch  nicht  sämmt- 
liche  Stammactien  zur  Rückzahlung  gelangt  sein,  so  hat  diese  Rück- 
zahlung der  Berichtigung  der  Garantieschuld  vorauszugehen. 

Artikel  IV. 

Der  Bau  der  im  Art.  I  bezeichneten  Eisenbahn  muss  längstens 
binnen  einem  und  einem  halben  Jahre,  vom  Tage  der  Concessions- 
ertheilung  an  gerechnet,  ausgeführt  und  die  fertige  Bahn  bis  zu  diesem 
Zeitpunkte  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben  werden. 

Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  hat  der  Concessionär  der 
Staatsverwaltung  in  der  von  ihr  zu  bestimmenden  Art  und  Weise  ent- 
sprechende Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichterfüllung  der  obigen  Verpflichtung  ist  die 
Caution  als  verfallen  zu  erklären. 

Artikel  V. 

Die  Vergebung  des  Baues  und  der  Lieferungen  hat  auf  Grund 
des  unter  entsprechender  Einflus »nähme  der  Staatsorgane  aufzustellenden 
Detailprojectes  und  Kosten  Voranschlages  unter  unmittelbarer  Ingerenz 
der  Regierung  und  nach  den  bei  Staatseisenbahnbauten  üblichen 
Bedingnissen  stattzufinden. 

Die  Bauarbeiten  sind,  abgesondert  von  der  Geldbeschaffung,  im 
Offert wege  zu  vergeben. 
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Das  Gleiche  gilt  bezüglich  aller  Lieferungen»  mit  alleiniger  Aus- 
nahme derjenigen,  welche  etwa  gegen  Uebernabme  von  Stammactien 
durch  die  Interessenten  (Art.  II,  Schlussabsatz)  sichergestellt  werden. 

Die  Bewerthung  der  gegen  Uehernahme  von  Stammactien  sicher- 
zustellenden Materiallieferungen,  Grundabtretungen  und  sonstigen 
Leistungen  hat  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  zu  prüfenden  An- 
sätzen des  Kostenvoransehlages,  eventuell  im  Wege  der  gerichtlichen 
Schätzung  stattzufinden. 

Die  Begebung  der  zu  emittirenden  Prioritätsobligationen  hat 
gleichfalls  im  Offertwege  zu  erfolgen. 

Artikel  VI. 

Der  Betrieb  der  im  Art.  I  bezeichneten  Eisenbahn  soll  während 
der  ganzen  Concessionsdauer  vom  Staate  für  Rechnung  des  Concessionärs 
geführt  werden  und  werden  der  Staatseisenbahnverwaltung  die  aus 
Anlaes  dieser  Betriebsführung  effectiv  erwachsenden  Kosten  durch  den 
Concessionär  zu  vergüten  sein. 

Artikel  VII. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und  Mein 
Fioanzminister  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Steinbach  m.  p. 

2.  ConcessioDSurkunde  vom  18.  April  1892,  R.  G.  ßl.  Nr.  74, 

für  die  Looalbahn  Strakonitz-Winterberg. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  der  fürstlich  Schwarzenberg1  sehe  Domänenvorstand 
Alois  Nedobity  in  Winterberg  im  Vereine  mit  dem  Fabrikanten  Carl 
Ritter  Kralik  v.  Mayrswalden  und  dem  Realitätenbesitzer  Franz  Mayer  die 
Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Local- 
bahn  von  Strakonitz  nach  Winterberg  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns 
bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  den 
genannten  Concessionären  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahn 
concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der 
Gesetze  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  und  vom  28.  December 
1890,  R...G.  Bl.  Nr.  229,  ferner  des  Gesetzes  vom  8.  Jänner  1892, 
R.  G.  B    Nr.  11,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 
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§  1. 

Wir  verleihen  den  Con  cessio  uäreu  du  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomottv- 
eisenbahn  von  der  Station  Strakonitz  der  Kaiser  Franz  Joseph- Bahn 
nach  Winterberg. 

Die  Looalbahn  von  Strakonitz  naoh  Winterberg  gelangte  am  15.  October 
1893  aur  Eröffnung.  Der  Betrieb  derselben  wird  auf  Grand  des  Betriebs  - 
Vertrages  vom  27.  Anguat  1893  von  der  k.  k.  Generaldireotion  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  geführt 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkande 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbahnunternehmung  abzuschliessenden  Verträge,  zu  über- 
reichenden Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden, 
ferner  für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu 
bewirkenden  bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige 
Amtshandlungen  und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nach- 
bezeichneten Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke  der 
Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung  und 
des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke  der 
Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  An- 
wendung. 

b)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Aus- 
gabe der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage 
und  concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  und 
Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  für 
die  Einverleibung  des  Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstellung  der 
Prioritätsobligationen  bestimmten  eisenbahnbücherlichen  Einheiten 
oder  auf  andere  unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der 
Grundeinlösung  nach  Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  a,  Z.  2) 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den 
bestehenden  Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen 
Körperschaften  zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichten- 
den Gebühren. 

e)  Die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Ooncessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen. 
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d)  Die  Befreiung  von  der  Erweib-  nnd  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Coupont-tempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Für  die  im  §  1  bezeichnete  Bahn  wird  vom  Staate  die  Garantie 
eines  jährlichen  Heinerträgnisses  gewährt,  welches  der  4percentigen 
Verzinsung  nebst  der  Tilgungsquote  des  zum  Zwecke  der  Geld- 
beschaffung aufzunehmenden,  binnen  75  Jahren  zu  tilgenden  Prioritäts- 
anlehens im  Nominalbeträge  von  1,200.000  fl.  österr.  Währ.  Noten, 
zuzüglich  einer  4percentigen  Vorzugsdividende  nebst  der  Tilgungsquote 
für  das  mit  250.000  fl.  österr.  Währ,  zu  beziffernde  Prioritätsactien- 
capital  gleichkommt,  so  zwar,  dasp,  wenn  das  jährliche  Reinerträgniss 
den  garantirten  Betrag  nicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende  von  der 
Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 

Das  garantirte  jährliche  Reinerträgniss  wird  für  die  Zeit  von  der 
BetriebseröffouDg  bis  zum  Ablaufe  des  75.  Jahres  der  Concessionsdauer 
mit  dem  Maximalbetrage  von  60.788  fl.  österr.  Währ,  und  für  den 
Rest  der  Concessionsdauer  mit  dem  herabgeminderten  Maximalbetrage 
von  22.485  fl.  österr.  Währ,  festgesetzt. 

§  4. 

Von  dem  nach  §  3  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  der- 
jenige Betrag  zur  Tilgung  der  auszugebenden  Prioritätsactien  und 
Prioritätsobligationen  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsverwaltung 
nach  einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Tilgungsplane,  demzufolge  das 
gesammte  Anlagecapital  (§  12)  während  der  Dauer  der  Concession  zu 
tilgen  ist,  bestimmt  wird. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  hiebei  jener  der 
Prioritäts-  und  Stammactien  vorauszugehen. 

§  5- 

Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene  Prüfung  der 
vorzulegenden  documentirten  Jahresrechnung  spätestens  drei  Monate 
nach  deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Coupons  von  Prioritätsobligationen  und  Prioritätsactien  nach  Massgabe 
des  auf  Grund  des  Ertragspräliminares  richtiggestellten  Erfordernisses 
Theilzahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jahresrechnung 
zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn  die  Concession&re  sechs  Wochen 
vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche  Ansuchen  geetellt  haben 
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Wenn  Dach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vor- 
znlfgen  sein  wird,  sich  herauBstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu 
hoch  bemessen  woiden  sind,  so  haben  die  Concessionäre  den  erhaltenen 
Mehrbetrag  mit  Zurechnung  von  6  Peicent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspiuch   auf  Leistung   eines  Zuschusses  von   Seite  des 
Staates    muss    längstens   inneihalb   eines  Jahres    nach   Ablauf  des 
betreffenden    Betriebsjahres    erhoben    werden,    widrigenfalls  derselbe 
erloschen  ist. 

§  «• 

Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vorschuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, so  kann  der  diesfällige  Ueberschuss  vorweg  zur  Bezahlung 
einer  höchstens  4percentigen  Dividende  für  die  auszugebenden  Stamm- 
actien  (§  12),  dann  zu  deren  plaumässiger  Tilgung,  welche  nicht  vor 
der  gänzlichen  Rückzahlung  der  Prior itätsobligationaschuld  heginnen 
darf,  verwendet  werden. 

Der  hienach  etwa  noch  erübrigende  Rest  des  UeberBchusses  ist 
sogleich  zur  Zurückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen 
an  die  Staatsverwaltung  bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Hiebei  hat  die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  der  Refundirung 
der  Vorschüsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Einlösung 
der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

Sollten  jedoch  beim  Ablaufe  der  Concession  noch  nicht  sammt' 
liehe  Stammactien  zur  Rückzahlung  gelangt  sein,  so  hat  diese  Rück- 
zahlung der  Berichtigung  der  Garantieschuld  vorauszugehen. 

§  7. 

Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und  aus- 
ländischen Börsen,  sowie  die  nach  Abiauf  der  steuerfreien  Jahre  von 
der  Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebsrechnung 
als  Ausgabspost  eingestellt  werden;  bezüglich  der  Couponstempel- 
gebühren ist  dies  nicht  zulässig. 

Für  die  Staatszuschüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  entrichten. 

§  8.  .  ' 

Der  Bau  der  im  §  1  genannten  Eisenbahn  ist  ehestens  zu 
beginnen,  und  binnen  längstens  einem  und  einem  halben  Jahre,,  vom 
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heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden.  Die  fertige  Bahn  ist  sofort 
dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen 
Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  haben  die  Con- 
cessionäre  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  an- 
gemessenen Caution  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten 
Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  die  obigen  Verpflichtungen  durch  Verschulden  der 
Concessionäre  nicht  eingehalten  werden  sollten,  kann  diese  Caution  als 
verfallen  erklärt  werden. 

§  9- 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errich- 
tung von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 

§  10. 

Die  Concessionäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  diesfalls  zu  treffenden 
Anordnungen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahn  concessionsgesetze  vom  14.  Sep- 
tember 1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung 
vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  dann  nach 
den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu 
benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vorgeschriebenen 
Sicherheitsvorkehrungen  und  Verkehrsvorschriften  insoweit  Umgang  ge- 
nommen werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Verkehrs- 
und Betriebsverhältnisse  der  concessionirten  Localbahn  und  insbesondere 
auf  die  ermässigte  Fahrgeschwindigkeit  derselben  nach  dem  Ermessen 
des  Handelsministeriums  für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls 
die  vom  Handelsministerium  zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvor- 
schriften Anwendung  finden. 

§  u. 

Die  Ausführung  des  Baues  der  concessionirten  Bahn  erfolgt  nach 
Massgabe  der  vom  Handelsministerium  diesfalls  zu  treffeaden  An- 
ordnungen unter  der  unmittelbaren  Leitung  und  Ueberwachung  de* 
Handelsministeriums  und  der  Generalinspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen,  beziehungsweise  der  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbabnen. 
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Die  Vergebung  des  Baues  und  der  Lieferungen  hat  auf  Grund 
des  unter  entsprechender  Einflussnahme  der  Staatsorgane  aufzustellenden 
Detail  projectes  uud  Kosten  Voranschlages  unter  unmittelbarer  Ingerenz 
der  Regierung  und  nach  den  bei  Staateeisenbahnbauten  üblichen  Be- 
dingnissen stattzufinden. 

Die  Bauarbeiten  sind,  abgesondert  von  der  Geldbeschaffung,  im 
Offertwege  zu  vergeben.  Das  Gleiche  gilt  bezüglich  aller  Lieferungen, 
mit  alleiniger  Ausnahme  derjenigen,  welche  gegen  Uebernahme  von 
Stammactien  durch  die  Interessenten  sichergestellt  werden. 

Die  Bewerthung  der  gegen  Uebernahme  von  Stammactien  sicher- 
zustellenden Materiallieferungen,  Grundabtretungen  und  sonstigen 
Leistungen  hat  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  zu  prüfenden 
Ansätzen  des  Kostenvoranschlages,  eventuell  im  Wege  der  gerichtlicheu 
Schätzung  stattzufinden. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie 
alle  Ausrüstungsgegenstände  sin  1  ausschliesslich  aus  inländischen 
Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des 
Handelsministeriums  insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen 
werden  sollte,  dass  inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die 
bezüglichen  Lieferungen  unter  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des 
Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit,  wie  diese  von  aus- 
ländischen Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

§  12. 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  zur  Durchführung  des: concessionirten  Localbahn- 
unternebmens  eine  besondere  Actiengeselischaft  zu  bilden,  welche  in 
alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionäre  zu  treten  hat. 

Die  Concessionäre  sind  berechtigt,  unter  den  von  der  Staats- 
verwaltung festzusetzenden  Bedingungen  Prioritätsobligationen,  welche 
mit  4  Percent  zu  verzinsen  und  innerhalb  75  Jahren  zurückzuzahlen 
sind,  im  Nominalbeträge  von  höchstens  1,200.000  fl.  österr.  Währ. 
Noten  auszugeben. 

Die  Begebung  der  zu  emittirenden  Prioritätsobligationen  hat  nach 
den  von  der  Staatsverwaltung  zu  treffenden  Anordnungen  im  Offertwege 
zu  erfolgen. 

Ferner  wird  den  Concessionären  das  Recht  eingeräumt,  Prioritäts- 
actien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  gemessen,  bis  zu  dem  Betrage  von  250.000  fl. 
österr.  Währ.  Noten  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stamm actieu  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden 
hat,  darf  nicht  höher  als  mit  4  Percent  bemessen  werden. 
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Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  unter- 
liegt  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Verfassung  des  Projectes,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  ein- 
schliesslich der  Anschaffung  des  Fahrparkes  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nachgewiesenen 
Kosten  und  eines  von  der  Staatsverwaltung  festzusetzenden  Betrages 
für  die  Anschaffung  des  Materialvorrathes  und  der  Caasen dotationen 
zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich  bezahlten  Intercalarzinsen 
und  Amortisationsquoten  und  des  bei  der  Capitalsbeschaffung  thatsächlich 
erwachsenen  Cours Verlustes  keine  wie  immer  gearteten  Auslagen  in  An- 
rechnung gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betiiebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfalligen  Kosten  dem  Aulagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  iur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formui&rien  der  auszugeben- 
den Prioritätsobligationen,  Stamm-  und  Prioritätsacti^n  unterliegen  der 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung.  N, 

In  die  Statuten  der  zu  bildenden  Actiengesellsch$ft  ist  die  Be- 
stimmung aufzunehmen,  dass  sämmtliche  Mitglieder  de^  Vorstandes 
(Verwaltungsrath,  Direction)  österreichische  Staatsbürger  stfn  un<}  im 
Gebiete  der  im  fieichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Lander  ihren 
Wohnsitz  haben  müssen.  * 

§  13.  S, 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  TarirPrelßen 
besorgt  werden.  Für  die  Anwendung  des  Militär tarifes  auf  dfa  Be' 
förderung  von  Personen  und  Sachen  haben  in  dieser  Beziehung,  »?wie 
rücksichtlich  der  Begünstigungen  reisender  Militärs  die  bei  den  öiiP' 
reicbischen  Staatsbahnen  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  £u 
gelten.  . 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landweh/ 
und  den  Landsturm  beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols! 
und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch\j 
bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenttbuogen 
und  Controlsver8ammlungen,   ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die 
Civilgerichte  Wiens,  auf  die   Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch 
orgauisirte  Finanz-  und  Sicherheitswache. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbabngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Anschaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für 
Militärtransporte,  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbeöiebs- 
mitteln  bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  dem  mit  1.  Joni 
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1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nacbtragstiberein kommen  bezüglich  des 
Transportes  der  im  Hegenden  Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars 
zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Die  jeweilig  geltende  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisen- 
bahnen, dann  die  jeweilig  geltenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahn- 
wesen im  Kriege  erlangen  für  die  Concessionäre  bindende  Kraft  mit 
dem  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  der  concessionirten  Bahn.  Die 
erst  nach  diesem  Zeitpunkte  zu  erlassenden  und  nicht  durch  das 
Reichsgesetzblatt  kundzumachenden  Vorschriften  der  erwähnten  Art 
treten  für  die  Concessionäre  in  "Wirksamkeit,  sobald  ihnen  dieselben 
amtlich  zur  Kenntniss  gebracht  sein  werden. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  den  Concessionären  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Maßgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage  und  Ausrüstung  durchführbar  erscheint. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  U. 

Der  Betrieb  der  den  Gegenstand  dieser  Concessionsur  künde 
bildenden  Bahn  wird  vom  Staate  für  Rechnung  der  Concessionäre 
geführt,  und  werden  der  Staatseisenbahnverwaltung  die  aus  Anlass  dieser 
Betriebsführung  effectiv  erwachsenden  Kosten  durch  die  Concessionäre 
zu  vergüten  sein.  Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  werden  durch 
einen  zwischen  der  Staatsverwaltung  und  den  Concessionären  abzu- 
schliessenden  Betriebsvertrag  geregelt. 

Es  bleibt  demnach  der  Staatsverwaltung  die  Feststellung  der 
Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  ebenso  wie  der  Waaren- 
classification  und  aller  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Neben- 
bestimmungen, dann  der  Leistungen  des  Bahnunternehmens  für  öffent- 
liche Dienstzweige,  insbesondere  zu  Gunsten  der  Postverwaltung  und 
der  St aatatelegrapben anstatt  vorbehalten,  wobei  einerseits  auf  die  in 
Betracht  kommenden  öffentlichen  Rücksichten,  andererseits  auf  eine 
ausreichende  Rentabilität  des  Unternehmens  Bedacht  genommen 
werden  soll. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Personen-  und  Gütertarife 
und  der  Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten.  Einer  solchen  Regelung  haben  die  Concessionäre  sich  zu 
unterwerfen. 

§  15. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über 
deren  Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  der  Bahn  für  den 
Verkehr  zwischen  schon  bestehenden  oder  künftig  erst  herzustellenden, 
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im  Staatsbetriebe  befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  dass  die 
Staatsverwaltung  berechtigt  ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife 
ganze  Züge  oder  einzelne  Wagen  über  die  mitbenutzte  Bahn  oder 
einzelne  Theilstrecken  derselben  gegen  Entrichtung  einer  angemessenen 
Entschädigung  zu  befördern  oder  befördern  zu  lassen.  Diese  Mit- 
benutzung hat  jedoch  nur  insoweit  stattzufinden,  als  hiedurch  der 
eigene  regelmässige  Betrieb   der  mitbenutzten  Bahn  nicht  gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1886  für 
die  Kaiser  Ferdinands-Nordbabn  im  Reichsgesetzblatte,  Jahrgang  1886, 
Seite  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  16. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  90  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  festgesetzt, 
und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  in  Folge  Verschuldens  der 
Concessionäre  nicht  eingehalten  werden,  soferne  eine  etwaige  Termin- 
überschreitung nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbabnconcessions- 
gesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  17. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reiner trägnisße  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs- 
jahres erfolgen  oder  der  in  Gemäseheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  der  zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung 
der  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  ausgegebenen  Prioritäts- 
obligationen erforderlichen  Annuität  zuzüglich  jener  Annuität  gleich- 
kommt, welche  zur  4percentigen  Verzinsung  des  von  der  Staatsver- 
waltung genehmigten  Actiencapitales  und  zur  Tilgung  desselben  inner- 
halb der  ganzen  Concessionedauer  noth wendig  ist,  so  wird  der  vorhin 
bezeichnete  Jahresbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises 
zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 
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3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  bestehen,  dass 
den  Concessionaren  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  die 
zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der  Prioritätsobligationen 
erforderlichen  Beträge  bis  zur  vollständigen  Bückzahlung  der  enteren 
zu  den  planmässig  festgesetzten  Fälligkeitsterminen,  dagegen  das  nach 
Abzug  dieser  Beträge  verbleibende  Durchschnittserträgniss  im  Sinne 
des  Absatzes  1,  beziehungsweise,  insoferne  einer  der  im  Absätze  2  vor- 
gesehenen Fälle  eintritt,  die  daselbst  angeführte  Annuität  für  das 
Actiencapital  in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  31.  December  jeden 
Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  ausbezahlt  wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt  der 
noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  die  im  Zeitpunkte  der  Einlösung 
nach  dem  genehmigten  Tilgungsplane  noch  ungetilgt  aushaftenden 
Prioritätsobligationen  zur  SelbstzahluDg  zu  übernehmen  und  ferner  eine 
Capitalszahlung  zu  leisten,  welche  dem  zu  4  Percent  per  Jahr,  Zins 
auf  Zins  gerechnet,  discontirten  Capitalswerthe  der  nach  den  Bestim- 
mungen im  Absätze  3  ausser  den  zur  planmässigen  Verzinsung  und 
Tilgung  der  Prioritätsobligationen  erforderlichen  Beträgen  halbjährig  zu 
leistenden  Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschließt,  hat 
er  die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course  zu 
berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geld  course  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt, 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungepreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigen thum  und  in  den  Genuss 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der 
Materialvorräthe  und  Cassabestände,  der  eventuell  ein  Eigenthum  der 
Ooncessionäro  bildenden  Schleppbahnen  und  der  gesellschaftlichen 
Nebengeschäfte,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung bereits  bestimmungsgemäss  verweudet  worden  sind. 

§  18. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage 
des  Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie 
Eigenthum  und  in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahn  und  des 
sämmtlichen  beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich 
des  Fahrparkes,  der  Materialvorräthe  und  Cassabestände,  der  eventuell 
ein  Eigenthum  der  Concessionäre  bildenden  Schleppbahnen  und  der 
gesellschaftlichen  Nebengeschäfte  und  der  aus  dem  Anlagecapitale 
gebildeten  Betriebs-  und  Reservefonde,  in  dem  im  §  17,  Z.  5,  bezeichneten 
Umfange. 
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Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der 
Einlösung  der  Bahn  (§  17)  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum 
des  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reserve- 
fondes  und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus 
dem  eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen 
besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung 
die  Concessionäre  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen 
Beisatze  ermächtigt  wurden,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisen- 
bahn bilden. 

§  19- 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschafts  vorstand  fungiren- 
den  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  ange- 
messen erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession 
oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den  öffent- 
lichen Interessen  und  dem  finanziellen  Interesse  des  garantirenden  Staats- 
schatzes nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfugungen  zu  sistiren;  in  einem 
solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär  sogleich  die  Entscheidung  des 
Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub  erfolgen  und 
für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmnug 
haben  die  Concessionäre  bis  auf  weiteres  eine  Vergütung  an  den 
Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851,  R  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbindlich- 
keiten ia  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und 
gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in 
Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  werden  die  Concessionäre  enthoben. 

§  20. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen 
sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  treffen 
und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession 
für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestim  minieren  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 
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Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Irjsiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  nnd  Residenzstadt 
Wien  am  achtzehnten  Tage  des  Monates  April,  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausend  achthundert  neunzig  und  zwei,  unserer  Reiche  im  vieruud- 
vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Steinbach  m.  p. 

3.  Statuten 

der  Looalbahn  Htrakonitz-Winterberg. 

I.  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

§  i. 

Auf  Grund  des  §  12  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunle  vom 
18.  April  1892.  R.  G.  Bl.  Nr.  74,  durch  welche  dem  fürstlich 
Schwarzenberg'schen  Domänenvorstaade  Alois  Nedobity  in  Wioterberg 
im  Vereine  mit  dem  Fabrikanten  Carl  Ritter  Kralik  v.  Meyrswalden  und 
dem  Realitätenbesitzer  Franz  Maier  in  Winterberg  das  Recht  zum 
Baue  uni  Betriebe  einer  normalspurigen  Localbahn  von  der  Anschluss- 
station Strakonitz  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  über  Wollin  nach 
Winterberg  ertheilt  wurde,  wird  eine  Actiengesellschaft  gebildet, 
welche  unbeschadet  der  den  Concessionären  nach  Art.  VI  des  Con- 
cessionsprotokolles  vom  27.  Jänner  18^2  auch  ferner  obliegenden 
persönlichen  Haftung  für  die  termingemässe  Volleinzablung  auf  die  von 
den  Interessenten,  beziehungsweise  vom  Königreiche  Böhmen  zum 
Paricourse  zu  übernehmenden  Stammactien  im  Betrage  von  420.000  fl. 
in  sämmtliche,  den  Concessionären  der  bezeichneten  Localbahn  zu- 
kommenden Rechte  und  Verbindlichkeiten  eintritt. 

§  2. 

Der  ausschliessliche  Zweck  der  Gesellschaft  ist  der  Bau  und 
Betrieb  der  im  §  1  bezeichneten  L>calbahn  von  Strakonitz  nach 
Winterberg,  und  ist  die  Gesellschaft  daher  nicht  berechtigt,  andere 
Unternehmungen,  welche  kein  conce^sionsmässiges  Zugehör  der  ge- 
dachten Eisenbahnunternehmung  bilien,  zu  betreiben  oder  sich  an 
solchen  Unternehmungen  zu  betheiligen. 

§  3. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet:  „ Localbahn  Strakonitz- Winter- 
berg" und  wird  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  in  das  Handelsregister  des 
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k.  k.  Handelsgerichtes  in  Wien  eingetragen.  Die  Firma  wird^  vor- 
gedruckt  oder  von  wem  immer  geschrieben  und  eollectiv  von  zwei  Mit- 
gliedern des  Verwaltungsratbes  unterzeichnet. 

§  4. 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien. 

Die  Kundmachungen  derselben  erfolgen  rechtswirksam  durch  die 
einmalige  Einschaltung  in  der  amtlichen  „Wiener  Zeitung". 

§  5. 

Die  Gesellschaft  ist  zum  Beginne  ihrer  Wirksamkeit  berechtigt, 
wenn  das  gesammte  im  §  7  festgesetzte  Actiencapital,  bestehend  aus 
Prioritätsactien  im  Betrage  von  250.000  fl.  und  aus  Stammactien  im 
Betrage  von  420.000  fl.  gezeichnet,  auf  dasselbe  ein  Theilbetrag  von 
mindestens  je  40  Percent  des  Nominalwerthes  bar  eingezahlt,  die  con- 
stituirende  Generalversammlung  (§  6)  ordnungsgemäss  abgehalten  und 
die  Firma  der  Gesellschaft  protokollirt  ist. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablaufe  der  Ooncessionsdauer  für 
die  im  §  1  genannte  Localbahn,  sofern  nicht  nach  den  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren  Erlöschens  der  Con- 
cession  oder  endlich  über  einen  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  geneh- 
migten Beschluss  der  Generalversammlung  eine  frühere  Auflösung  er- 
folgen sollte. 

§  6 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  durch  die  Con- 
cessionäre  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltung  mittelst 
einmaliger  Kundmachung  in  der  „Wiener  Zeitung"  einberufen. 

Zur  Theilnahme  an  derselben  ist  jeder  Actien Zeichner  oder  vom 
Actienzeichner  Bevollmächtigte  berechtigt,  welcher  durch  die  auf  seinen 
oder  des  Machtgebers  Namen  lautenden  Interimsscheine  nachweist,  daas 
auf  den  Nominalbetrag  der  bezüglichen  Actienzeichnung  mindestens 
40  Percent  bar  eingezahlt  sind. 

Hiebei  sind  die  von  den  Interessenten  auf  Stammactien  ge- 
zeichneten Naturalleistungen,  Materiallieferungen  und  Grundabtretungen, 
deren  Bewertbung  nach  den  von  der  k.  k.  General direction  der  öster- 
reichischen Staatsbabnen  zu  prüfenden  Ansätzen  des  Kostenvoranschlages, 
eventuell  im  Wege  gerichtlicher  Schätzung  zu  erfolgen  hat,  jedoch  nur 
bis  zum  Höchstbetrage  von  70.000  fl.,  dann  der  den  Concessionaren 
aus  den  Vorbereitungen  für  die  Sicherstellung  des  projectirten  Babn- 
baues,  insbesondere  für  die  Ausarbeitung  des  Vor-  und  Detailprojectes 
bereits  erwachsenen  Seibätkosten  in  dem  bei  der  Prüfung  durch  die 
k.  k.  Staatsverwaltung  pich  ergebenden  Betrage  der  Barein  Zahlung  auf 
die  Stammactien  gleichzuhalten. 

Je  fünf  gezeichnete  und  mit  mindestens  40  Percent  eingezahlte 
Prioritäts-  oder  Stammactien  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme  in  der 
Verftammlnn^. 
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Die  constituirende  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn 
mindestens  zehn  Besitzer  von  Interimssebeinen  anwesend  sind,  welche 
mindestens  den  zehnten  Theil  des  gesammten  eingezahlten  Actien- 
capitales  vertreten.  Sie  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  einfacher  Stimmen- 
mehrheit. 

Der  Vorsitzende,  der  Schriftführer  und  zwei  Stimmzähler,  welch 
letztere  zugleich  als  Protokolls verificatoren  zu  fungiren  haben,  werden 
von  der  Versammlung  aus  ihrer  Mitte  gewählt. 

Ueber  die  Verhandlung  ist  ein  Protokoll  zu  führen,  welches  von 
dem  Vorsitzenden,  den  zwei  Verificatoren  und  von  einem  der  Verhandlung 
beizuziehenden  k.  k.  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

Der  constituirenden  Generalversammlung  stehen  sämmtliche  Be- 
fugnisse zu,  welche  laut  §  21  der  Generalversammlung  der  Actionärc 
vorbehalten  sind;  insbesondere  hat  dieselbe  sechs  Mitglieder  in  den 
Verwaltungsrath  zu  wählen  (§§  28  bis  30). 

II.  Abschnitt. 
Gesellschaftscapital. 

§  7. 

Das  Gesellschaftscapital  ist  mit  dem  Betrage  von  670.000  fl., 
zerlegt  in  3350  Stück  auf  den  Inhaber  lautende  Actien  zu  200  fl. 
festgesetzt  und  besteht  aus  1250  Stück  Priori tätsactien  im  Gesammt- 
betrage  von  250  000  fl.  und  aus  2100  Stück  Stammactten  im  Gesammt- 
betrage  von  420.000  fl. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  berechtigt,  unter  den  von  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  festzusetzenden  Bedingungen  Prioritätsobliga- 
tionen, welche  mit  4  Percent  zu  verzinsen  und  innerhalb  75  Jahren 
vom  Tage  der  Concessionsertheilung  zurückzuzahlen  sind,  im  Nominal- 
beträge von  höchstens   1,200.000  fl.  österr.  Währ.  Noten  auszugeben. 

Von  den  zur  Begebung  bestimmten  Prioritätsobligationen  ist  über 
Verlangen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ein  den  eventuellen  Ersparnissen 
am  Anlagecapitale  entsprechender  Theilbetrag  zurückzubehalten,  welcher 
erst  im  Falle  des  Bedarfes  nach  erhaltener  staatlicher  Genehmigung 
zur  Emission  zu  bringen  ist. 

In  diesem  Falle  sind  die  an  der  Verzinsung  dieser  Prioritäts- 
obligationen erzielten  Ersparnisse  der  Garantierechnung,  die  auf  die 
zurückbehaltenen  Obligationen  nach  Massgabe  der  Verlosung  etwa  ent- 
fallenden Rückzahlungsbeträge  aber  dem  Reservefonde  (§40)  gutzubringen. 

§  8. 

Nach  Leistung  der  ersten  Einzahlung  von  mindestens  40  Percent 
des  Nominalbetrages  auf  die  Priorität*-  und  Stammactien  sind  den 
Actienzeichnern  nach  Zulass  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes 
auf  Namen  lautende,  nach  Formulare  1  und  2  auszufertigende  Interims- 
scheine auszufolgen. 

Die  RtehUurkiinden  der  Oiterr.  Eisenbahnen.  II.  76 
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Die  weiteren  Einzahlungen,  deren  Leistung  auf  den  Interims- 
Scheinen  zu  bestätigen  ist,  haben  in  den  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
nach  Mawgabe  des  eintretenden  Bedarfes  festzusetzenden  Raten  und 
Terminen  zu  erfolgen. 

Nach  erfolgter  Einzahlung  der  letzten  Bäte  sind  sodann  die 
Interimsscheine  gegen  die  entsprechenden  Actien  (§  9)  umzutauschen. 

Wenn  von  einem  Actienzeichner  die  Einzahlung  einer  fälligen 
Rate  nicht  rechtzeitig  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von 
6  Percent  Verzugszinsen  verpflichtet;  überdies  ist  der  Verwaltungsrath 
berechtigt,  nach  Erlassung  der  im  Artikel  221  des  Handelsgesetzes 
vorgeschriebenen  Aufforderungen  die  säumigen  Actienzeichner  ihrer 
Gesellschaftsrechte  für  verlustig  und  die  ausgegebenen  Interimsscheine 
für  verfallen  zu  erklären,  60wie  an  Stelle  der  letzteren  neue  Interims- 
scheine unter  denselben  Nummern  auszugeben. 

Die  geleisteten  Einzahlungen  auf  das  Actiencapital,  sowie  die 
aus  der  Begebung  der  Prioritätsobligationen  der  Gesellschaft  zufliessen- 
den  Betrage  sind  nach  Massgabe  der  Genehmigung,  beziehungsweise 
Anordnung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  fruchtbringend  anzulegen  und 
bestimmungsgemäss  zu  verwenden. 

§  »• 

Sowohl  die  Prioritätsactien  als  auch  die  Stammactien  sind  mit 
fortlaufenden  Nummern  nach  den  beiliegenden  Formularien  Nr.  3  und  6 
auszufertigen  und  mit  Coupons  uud  Talon  nach  den  Formularien  Nr.  4 
und  5,  respective  7  und  8  zu  versehen. 

Die  Actien  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für 
jede  Actie  nur  ein  Eigenthümer  anerkannt. 

Jede  Actie  giebt  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieser 
Statuten  das  Recht  auf  den  verhältnissmässigen  Antheil  an  dem  Ver- 
mögen der  Gesellschaft  und  an  den  Eiträgnissen  der  Unternehmung. 

Die  Actionäre  sind  nicht  berechtigt,  den  eingezahlten  Betrag  aus 
was  immer  für  einem  Grunde  zurückzufordern. 

Mit  der  Erwerbung  von  Actien  der  Gesellschaft  ist  die  Unter- 
werfung unter  die  Gesellschaftsstatuten  verbunden. 

§  10. 

Das  gesammte  Actiencapital  ist  nach  einem  von  der  Staatsver- 
waltung zu  genehmigenden  Tilgungsplane  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  der  im  §  1  angeführten  Lodalbahn  in  der  Weise  zu  amortisiren. 
dass  die  Tilgung  der  Prioritäts-  und  der  Stammactien  erst  nach 
erfolgter  gänzlicher  Rückzahlung  der  Prioritätsobligationen  beginnen  darf. 

Die  zu  tilgenden  Actien  werden  durch  Verlosung  bestimmt, 
welche  alljährlich  zu  dem  im  Tilgungsplane  festzusetzenden  Zeitpunkte 
durch  den  Verwaltungsrath  vorzunehmen  ist. 

Die  Nummern  der  verlo3ten  Actien  werden  in  der  im  §  4  be- 
zeichneten Weise  kundgemacht. 
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Die  Inhaber  der  verlosten  Actien  erhalten  gegen  Rückstellung 
derselben  und  der  nicht  verfallenen  Coupons  den  vollen  Nennwerth 
dieser  Actie  nebst  den  etwa  noch  unbehobenen  und  nicht  verjährten 
Dividenden. 

Die  verlosten  Actien  sind  vom  Verwaltungsrat  he  im  Beisein  des 
landesfürstlichen  Commissärs  zu  vertilgen. 

111.  Abschnitt. 
Organisirung  und  Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§  n. 

Die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  werden  durch  die  General- 
versammlung der  Actionäre  und  durch  den  Verwaltuogsrath  besorgt. 

A.  Die  Generalversammlung. 

§  12. 

Die  Generalversammlung  vertritt  dia  Gesammtheit  der  Actionäre. 
Ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre 
bindend. 

§  13. 

Die  ordentliche  Generalversammluag  tritt  nach  Ablauf  des  ersten 
Geschäftsjahres  (§  36)  alljährlich  einmal,  spätestens  im  Monate  Juni,  am 
Sitze  der  Gesellschaft  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  sind  vom  Verwaltungsrathe 
einzuberufen,  wenn  dies  nach  dem  Ermessen  desselben  erforderlich 
erscheint,  oder  in  einer  Generalversammlung  beschlossen,  oder  von  einem 
oder  mehreren  Actionären,  deren  Actienbesitz  mindestens  den  zehnten 
Theil  des  noch  nicht  amortisirten  Actiencapitales  repräsentirt,  und  welche 
diesen  Besitz  durch  Deponirung  der  Actien  bei  der  Gesellschaftscassa 
oder  bei  einem  Notar  nachgewiesen  haben,  unter  Angabe  des  Zweckes 
und  der  Gründe  schriftlich  gefordert  wird. 

Im  letzten  Falle  ist  die  Einberufung  auf  einen  innerhalb 
längstens  30  Tagen  vom  Tage  des  gestellten  Begehrens  an  gerechnet 
gelegenen  Termin  zu  veranlassen. 

§  14. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  General- 
Versammlung  muss  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltuug 
durch  öffentliche  Kundmachung  (§  4)  erfolgen,  in  welcher  die  Tages- 
ordnung der  Generalversammlung  zur  allgemeinen  Kenntniss  zu 
bringen  ist. 

In  die  Tagesordnung  der  Generalversammlung  sind  auch  jene 
Anträge  aufzunehmen,  die  von  einem  oder  mehreren  Actionären,  deren 
Actienbesitz  mindestens  den  zehnten  Theil  des  noch  nicht  amortisirten 
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Actiencapitales  repräsentirt,  und  welche  diesen  Besitz  durch  Deponirung 
der  Actien  bei  der  Gesellschaftscassa  oder  bei  einem  Notar  nach* 
gewiesen  haben,  wenigstens  30  Tage  vor  der  Einberufung  beim  Ver- 
waltungsrathe  schriftlich  angemeldet  werden. 

Ueber  Gegenstände,  welche  in  der  kundgemachten  Tagesordnung 
nicht  angeführt  sind,  darf  nicht  Beschluss  gefasst  werden. 

Hievon  ist  jedoch  der  Beschluss  über  den  in  einer  Generalver- 
sammlung gestellten  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  ausgenommen. 

§  15. 

Zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer 
von  Stamm-  oder  Prioritätsactien  berechtigt,  welcher  im  Ganzen 
mindestens  fünf  Stück  dieser  Actien  spätestens  acht  Tage  vor  dem 
Zusammentritt  der  statutenmässig  einberufenen  Generalversammlung  bei 
der  Gesellschaftscassa  oder  bei  einer  anderen  in  der  Einberufung»  - 
kundmachung  bezeichneten  Depotstelle  erlegt. 

§  16. 

Der  Besitz  von  je  fünf  Actien  giebt  das  Recht  auf  eine  Stimme 
in  der  Generalversammlung. 

Die  Stamm-  und  Prioritätsactien  geniessen  gleiches  Stimmrecht, 
so  dass  letzteres  nicht  berührt  wird,  wenn  der  Besitz  eines  Actionärs 
theils  aus  Stamm-,  theils  aus  Prioritätsactien  besteht. 

Die  Anzahl  der  Stimmen,  welche  ein  Actionär  im  eigenen  oder 
Vollmachtsnamen  führen  kann,  ist  nicht  beschränkt. 

§  17. 

Das  Stimmrecht  kann  nur  persönlich  oder  durch  solche  gehörig 
legitimirte  Bevollmächtigte  ausgeübt  werden,  welche  selbst  zur  Theil- 
nahme an  der  Generalversammlung  berechtigt  sind  (§  15). 

Nur  Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  üben  ohne  Rücksiebt 
auf  vorstehende  Bestimmung  das  Stimmrecht  durch  ihre  gesetzlichen, 
beziehungsweise  statutenmässigen  Vertreter  aus. 

§  18. 

Der  Geschäftsbericht  nebst  Rechnungsabschluss,  sowie  die  zur 
Verhandlung  kommenden  Anträge  sind  acht  Tage  vor  der  General- 
versammlung den  stimmberechtigten  Actienbesitzern  auf  Verlangen  aus- 
zufolgen. 

§  19. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungsrathes  oder  der  Stellvertreter  desselben,  beziehungsweise  in 
Verhinderung  beider  ein  vom  Verwaltuogsrathe  [bestimmtes  Mitglied 
desselben. 
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Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Berathungen  und  ver- 
anlasst die  Abstimmungen. 

§  20. 

Der  Schriftführer  für  die  Generalversammlung,  sowie  die  zwei 
Stimmzähler,  welch  letztere  zugleich  als  Protokollsverificatoren  zu 
fungiren  haben,  werden  vom  Vorsitzenden  aus  der  Reihe  der  an- 
wesenden Actionäre  berufen. 

§  21. 

Dem  Wirkungskreise  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten: 

aj  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrath  es  (§  28); 

bj  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  die  Ertheilung  des  Ab- 

solutoriums  an  den  Verwaltungsrath; 
cj  die  Bestimmung  Uber  die  Verwendung  des  Reingewinnes  (§  38) ; 
d)  die  Veräusseruog  der  Bahn  oder  einzelner  Strecken  derselben; 
ej  die  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales ; 
fj  die  Abänderung  der  Statuten; 

g)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  und  die  Modalitäten  der  Liquidation 
(§  5),  insbesondere  auch  im  Falle  der  Uebertragung  ihres  Ver- 
mögens und  ihrer  Schulden  an  eine  andere  Actiengesellschaft  gegen 
Gewährung  von  Actien  der  letzteren  (Art.  215  H.  G.  B.). 
Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  über  die  unter  d,  e,  f  und  g  an- 
geführten Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
erforderlich. 

§  22. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  dieselbe  ordnungs- 
gemäss einberufen  wurde,  und  mindestens  zehn  stimmberechtigte 
Actionäre  anwesend  sind,  welche  im  eigenen  oder  Vollmachtsnamen 
wenigstens  den  zehnten  Theil  des  noch  nicht  amortisirten  Actien- 
capitales  vertreten. 

Zur  Beschlussfassung  über  die  im  §  21  unter  d,  e,  f  und  g  an- 
geführten Gegenstände  ist  nebst  der  Anwesenheit  von  mindestens  zehn 
stimmberechtigten  Actionären  die  Vertretung  von  mindestens  dem 
vierten  Theile  des  nicht  amortisirten  Actiencapitales  erforderlich. 

§  23. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Präsidenten. 

Zur  Beschlussfassung  über  die  im  §  21  unter  dt  c,  /  uad  g  au- 
gefühlten Gegenstände  ist  jedoch  eine  Mehrheit  von  mindestens  zwei 
Drittel  der  giltig  abgegebenen  Stimmen  erforderlich. 
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§  24. 

Alle  Wahlen  werden,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  durch  schiiftliche  Abstimmung  mit  Stimm- 
zetteln vorgenommen. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  eine  absolute  Mehrheit  nicht  erzielt, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  denjenigen  statt,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhalten  haben,  und  wird  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählen- 
den in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Erhalten  beim  ersten  Wahlgange  zwei  Actionäre  nebst  der  absoluten 
Mehrheit  die  gleiche  Sümmenzahl,  oder  ergiebt  sich  bei  der  engeren 
Wahl  Stimmengleichheit,  so  entscheidet  das  Los. 

§  25. 

Ist  die  gehörig  einberufene  Generalversammlung  binnen  einer 
Stunde  nach  dem  für  die  Verhandlung  anberaumten  Zeitpunkte  nicht 
im  Sinne  des  §  22  beschlussfähig,  so  muss  eine  neue  Generalversamm- 
lung auf  einen  innerhalb  längstens  30  Tagen  gelegenen  Termin  einbe- 
rufen werden,  welche  ausnahmslos  auf  die  Verhandlung  über  die  in  der 
Kundmachung  der  früheren  Generalversammlung  angeführten  Gegen- 
stände beschränkt  ist,  über  diese  aber  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der 
erschien enen  Actionäre  und  die  Summe  des  durch  sie  vertretenen 
Actiencapitales  giltig  Beschluss  fassen  kann,  was  in  der  Einberufungs- 
kundmachung ausdrücklich  angeführt  werden  muss.  Der  Zeitraum 
zwischen  der  Einberufung  und  der  Abhaltung  dieser  an  die  Stelle  einer 
beschlussunfähig  gebliebenen  einberufenen  zweiten  Generalversammlung 
kann  auf  acht  Tage  und  die  Fii6t  für  die  Deponirung  der  Actien 
(§  15)  auf  vier  Tage  abgekürzt  werden. 

§  26. 

Ueber  die  Verbandlungen  und  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem 
Schriftführer  und  den  Stimmzählern,  welche  zugleich  als  Verificatoren 
fungiren,  unterfertigt  wird. 

Dem  Protokolle  wird  das  Verzeichniss.  der  anwesenden  Actien- 
besitzer  mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmenanzahl  nebst  den 
Vollmachten  beigefügt. 

D.  Der  Verwaltungsratb. 
§  27. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne 
der  Artikel  227  bis  241  des  Handelsgesetzes. 

Ihm  obliegt  die  oberste  Leitung  aller  Angelegenheiten  der  Gesell- 
schaft, sowie  die  Vertretung  der  letzteren  nach  aussen  in  allen  Be- 

ziehungen. 
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Der  Verwaltungsrath  ist  tu  diesem  Behufd  mit  den  ausgedehntesten 
Vollmachten  versehen,  namentlich  ist  er  ausdrücklich  auch  zu  allen  jenen 
Acten  ermächtigt,  su  welchen  nach  §  1008  a.  b.  G.  B.  eine  besondere 
Vollmacht  erforderlich  ist;  überhaupt  ist  derselbe  zu  allen  Beschlüssen 
und  Verfügungen  berufen,  welche  nicht  laut  dieser  Statuten  der  General- 
versammlung vorbehalten  sind. 

Der  Verwaltungsrath  kann  seine  Vollmacht  unbeschadet  der  Be- 
stimmung der  Artikel  231  und  234  H.  G.  B.  auf  eines  oder  mehrere 
seiner  Mitglieder  oder  auch  an  sonstige  Bevollmächtigte  hinsichtlich 
bestimmter  Geschäfte  oder  bestimmter  Arten  von  Geschäften  oder  für 
eine  bestimmte  Zeitdauer  übertragen. 

§  28. 

Der  Verwaltungsrath  besteht  aus  höchstens  sieben  Mitgliedern, 
wovon  eines  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  entsendet  wird,  während 
die  übrigen  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  der  Zahl 
der  Actionäre  gewählt  werden. 

§  29. 

Die  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  zu  wahlenden 
Mitglieder  müssen  sämmtlich  die  österreichische  Staatsbürgerschaft 
besitzen,  und  im  Gebiete  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche 
und  Länder  ihren  Wohnsitz  haben. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist;  wer  in  einem  directen  Vertrags- 
verhältnisse als  Bauunternehmer,  Lieferant  u.  s.  w.  zur  Gesellschaft 
steht;  wer  in  Concurs  verfallen  ist  oder  die  Zahlungen  eingestellt  hat, 
ohne  seine  Gläubiger  vollbefriedigt  zu  haben;  wer  wegen  eines  Ver- 
brechens oder  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen,  oder  die 
öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergebens,  oder  einer  solchen 
Uebertretung  schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann  nicht  zum  Mitgliede 
des  Ver waltun gsrathes  gewählt  werden. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Ausschliessungsgrundes  während  der 
Amtsdauer  hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§  30. 

Die  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  zu  wählenden  Mit- 
glieder werden  stets  auf  die  Functionsdauer  bis  zum  Ablaufe  der 
nächsten  ordentlichen  Generalversammlung  berufen,  in  welch  letzterer 
sohin  die  Neuwahl  der  Mitglieder  vorzunehmen  ist. 

Ebenso  haben  die  in  der  constituirenden  Generalversammlung 
gewählten  Mitglieder  bis  zum  Schlüsse  der  nach  Ablauf  des  ersten 
Geschäftsjahres  (§  36)  abzuhaltenden  ersten  ordentlichen  General- 
versammlung zu  fungiren. 

Die  Austretenden  sind  in  allen  Fällen  wieder  wählbar. 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  Ausscheidens  eines  gewählten  Ver- 
waltungsrathsmitgliedes vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  kann  seine 
Stelle  provisorisch  vom  Verwaltungsrathe  aus  der  Zahl  der  Actionäre 
besetzt  werden. 
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§  81. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  vor  dem  An- 
tritte seiner  Function  und  für  die  Dauer  derselben  zehn  Stück  Actien 
sammt  allen  nicht  fälligen  Coupons  als  Caution  in  die  Gesellschafts- 
cassa  zu  erlegen. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  14  Tagen  nach 
bekannt  gegebener  Wahl  gilt  als  Ablehnung  derselben. 

Während  der  Amtsdauer  bis  zur  Erledigung  der  auf  dieselbe 
bezüglichen  Rechnungen  können  diese  Actien  vom  Erleger  weder  ver- 
äussert noch  verpfändet  werden. 

§  32. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  üben  ihre  Function  unent- 
geltlich aus  und  erhalten  lediglich  die  Barauslagen  der  im  Interesse 
der  Gesellschaft  unternommenen  und  von  der  Verwaltung  beschlossenen 
oder  genehmigten  Reisen  von  der  Gesellschaft  vergütet. 

§  33. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  nach  der  constituirenden  General  - 
versammlung,  sowie  jährlich  nach  Abhaltung  der  ordentlichen  General- 
versammlung aus  seiner  Mitte  den  Präeidenten  und  den  Stellvertreter 
desselben  mit  der  Functionsdauer  bis  zum  Ablaufe  der  nächsten  ordent- 
lichen Generalversammlung. 

Jeder  derselben  ist  wieder  wählbar. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  Beider  betraut  der  Verwaltunga- 
rath  eines  seiner  Mitglieder  mit  dem  Vorsitze. 

§  34. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  auf  Einladung  des  Prä- 
sidenten oder  seines  Stellvertreters  am  Sitze  der  Gesellschaft,  so  oft 
es  das  Interesse  der  letzteren  erfordert. 

Zur  Fassung  eines  giltigen  Beschlusses  wird  erfordert,  dass  alle 
Mitglieder  zu  der  Sitzuog  ordnungsgemäss  eingeladen  worden  und 
mindestens  vier  derselben  persönlich  anwesend  sind. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  der  an- 
wesenden Mitglieder  gefasst;  bei  gleicher  Stimmenzahl  gilt  jene 
Meinung  als  Beschluss,  welcher  der  Vorsitzende  6ich  angeschlossen  hat. 

Die  Wahlen  geschehen  mittelst  Stimmzettel. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keiue  absolute  Stimmenmehrheit 
erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben,  wobei  die  doppelte  Zahl  der  zu 
Wählenden  in  die  engere  Wahl  kommt. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  vom  Vorsitzenden  und  von  wenigstens  einem 
der  anwesenden  Mitglieder  zu  unterfertigen  ist. 
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§  35. 

Die  Durchführuog  des  Baues  und  des  Betriebes  der  im  §  1  an- 
geführten Localbahn  von  Strakonitz  nach  Winteiberg,  sowie  die  Be- 
sorgung der  sonstigen  Geschäftsgebarung  der  Gesellschaft  erfolgt  im 
Namen  und  für  Rechnung  der  letzteren  durch  die  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung hiemit  zu  betrauenden  Behörden  und  Organe. 

IV.  Abschnitt 

Jahresrechnung,  Dividende,  Reservefond. 

§  36. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  am  1.  Jänner  und 
endet  mit  dem  letzten  December  eines  jeden  Jahres. 

Als  erstes  Geschäftsjahr  hat  jedoch  ausnahmsweise  der  Zeitraum 
vom  Beginne  der  Wirksamkeit  der  Gesellschaft  (§  5)  bis  zum  letzten 
December  jenes  Jahres  zu  gelten,  in  welchem  die  Betriebseröffnung  der 
im  §  1  angeführten  Localbahn  von  Stiakonitz  nach  Winterberg  stattfindet. 

§  37. 

Am  Ende  eines  jeden  Geschäftsjahres  werden  die  Rechnungen 
abgeschlossen  und  wird  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  uud  nach  Mass- 
gabe der  diesfalls  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  etwa  zu  treffenden 
besonderen  Anordnungen  die  Bilanz  aufgestellt,  welche  sohin  von  dem 
Verwaltungsrathe  der  ordentlichen  Generalversammlung  zur  Beschluss- 
fassung  (§21  lir.  b)  vorzulegen  ist. 

§  38. 

Das  Jahreseinkommen  der  Gesellschaft  wird  gebildet: 

a)  aus  dem  Reinertiägnisse  der  gesellschaftlichen  Localbahnlinie, 
wie  sich  solches  aus  der  von  der  k.  k.  Staatseisenbalinverwaltung 
aufzustellenden  Betriebsrechnung  ergiebt;  und 

b)  aus  den  eventuell  von  Seite  der  k.  k.  Staatsverwaltung  auf 
Grund  der  übernommenen  Reinertragsgarantie  zu  leistenden  Zu- 
schüssen. 

Dieses  Jahreseinkommen  ist  nach  Massgabe  seiner  Zulänglichkeit 
succes8ive  in  nachstehender  Reibenfolge  zu  verwenden: 

1.  zur  Verzinsung  und  planmässigen  Tilgung  der  ausgegebenen 
Prioritätsobligationen ; 

2.  zur  planmässigen  Tilgung  der  Prioritätsactien; 

3.  zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  llöhe  von  4  Percent 
an  die  noch  nicht  amortisirten  Prioritätsactien  (eine  Nachzahlung  auf 
die  Dividende  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  fiudet  nicht  statt); 

4.  zur  planmässigen  Tilgung  der  S  ammactien;  ., 

5.  zur  Veitheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4  Percent 
an  die  noch  nicht  amortisirten  Stammactien; 
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6.  zur  Berichtigung  der  fälligen,  laufenden  oder  rückständigen 
Zinsen  für  die  eventuell  von  Seite  der  k.  k.  Staat ßverwaltuog  auf 
Grund  der  übernommenen  Rein  ertragsgar  an  tie  geleisteten  Zuschüsse,  und 

7.  zur  Rückzahlung  der  unter  6   angeführten  Zuschüsse. 

Die  sub  2  und  4  angeführten  Verwendungsarten  beginnen  erst 
nach  erfolgter  gänzlicher  Bückzahlung  der  Prioritätsobligationen  (§  10). 

Der  nach  Bestreitung  sämmtlicher  vorstehend  unter  1  bis  ein- 
schliesslich 7  aufgezählten  Posten  etwa  noch  verbleibende  Ueberschuss 
des  Jahreseinkommens  ist,  sofern  nicht  die  Generalversammlung  eine 
anderweitige  Verwendung  beschliessen  sollte,  als  Superdividende  auf 
sämmtliche  noch  nicht  amortisirte  Priorität«-  und  Stamm actien  gleich- 
mässig  zu  vertheilen. 

■  « 

§  39. 

Die  Auszahlung  der  Dividenden  findet  nachhinein  am  1.  Juli  des 
dem  bezüglichen  Geschäftsjatre  folgenden  Jahres  statt. 

Dividenden,  welche  nicht  innerhalb  drei  Jahren,  vom  Fälligkeits- 
termine an  gerechnet,  erhoben  werden,  verfallen  zu  Gunsten  des 
Reservefondes  der  Gesellschaft  (§  40). 

§  40. 

Zur  Dotirung  des  für  Erweiterungsbauten  und  sonatige  Investi- 
tionen dienenden  Reservefondes  ist  aus  dem  im  §  7  festgesetzten  Gesell- 
Fchaftfcapital  ein  Effect ivbetrag  von  43.500  fl.  gewidmet,  welchem 
Fonde  auch  die  nach  Abscbluss  der  Baurechnung  sich  ergebenden 
Ersparnisse  an  dem  Baucapitale  der  im  §  1  angeführten  Localbahü, 
sowie  weiters  ein  etwaiger  Mehrerlös  aus  der  Begebung  der  Prioritäts- 
obligationen im  Falle  der  Erzielung  eines  höheren  als  des  in  Aussicht 
genommenen  Begebungscourses  zuzurechnen  sein  werden. 

Obige  Dotirung  hat  nach  Massgabe  der  von  der  Regierung  im 
geeigneten  Zeitpunkte  zu  treffenden  Entscheidung  entweder  in  Barem 
oder  durch  Zurückbehaltung  eines  entsprechenden  Nominalbetrages  der 
Prioritätsobligationen  zu  erfolgen  (§  7). 

Diesem  Reservefonde  haben  ferner  auch  die  auf  die  zurück- 
behaltenen Obligationen  nach  Mas'gabe  der  Verlosung  etwa  entfallenden 
Rückzahlungnbeträge  (§  7,  letzter  Absatz),  sowie  die  verfallenden 
Dividenden  (§  39)  zuzufliessen. 

Obiger  Reservefond,  welcher  im  Falle  der  Ausübung  des  con- 
cessionsmässigen  Einlösungs-  und  Heimfallrecbtes  durch  den  Staat  unter 
den  concessionsmässigen  Bedingungen  an  den  Staat  überzugehen  hat, 
ist  nach  Massgabe  der  Genehmigung,  beziehungsweise  Anordnung  der 
k.  k.  Staatsverwaltung,  abgesondert  von  dem  sonstigen  Vermögen  der 
Gesellschaft,  fruchtbringend  anzulegen  und  bestimmungsgemfiss  zu  ver- 
wenden. 
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V.  Abschnitt. 

Schlussbestimmungen. 
§  41. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Recht  der 
Aufsicht  in  Gemässheit  der  bestehenden  Gesetze  und  nach  Massgabe 
der  Bestimmungen  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  18.  April 
1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  74,  aus. 

Insbesondere  hat  hienach  der  landesfurstliehe  Commissär  das 
Recht,  den  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathef»,  sowie  der  General- 
versammlung, so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und 
allenfällige  Beschlüsse  und  Verfügungen,  welche  derselbe  als  den 
Gesetzen,  der  Concession  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufend, 
beziehungsweise  den  öffentlichen  Interessen  nachtheilig  erachtet,  zu 
Bistiren. 

Der  landet-fürstliche  Commissär  ist  ferner  berechtigt,  auch  solche 
Beschlüsse  und  Verfügungen  des  Verwaltungsrathes  und  der  General- 
versammlung zu  sistiren,  welche  ihm  gegen  die  aus  der  übernommenen 
Reinertragsgarantie  entspringenden  finanziellen  Interessen  des  Staates 
zu  Verstössen  scheinen,  jedoch  hat  derselbe  in  diesem  Falle  sogleich 
die  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  für 
die  Gesellschaft  bindend  ist. 

§  ±2. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  entscheidet  das 
competente  Gericht. 

§  43. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  hat  die  General- 
versammlung die  Modalitäten  der  Liquidation  festzusetzen. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  in  demselben  Umfange,  welche  nach  diesen 
Statuten  dem  Verwaltungsrathe  zustehen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  bleiben  während 
der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  zur  Beendigung  derselben  mit  der 
Modifikation  in  Wirksamkeit,  dass  die  Generalversammlung  durch  die 
Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  der  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  des 
Verwaltungsrathes. 

§  44. 

Von  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  die  etwa  noch  nicht  amortisirten  Prioritäts- 
obligationen, sowie  eventuelle  sonstige  Schulden  (mit  Ausnahme  der 
aus  dem  Staatsgarantieverhältnisse  entstammenden  Verbindlichkeiten) 
zur  Rückzahlung  zu  bringen. 


Digitized  by  Google 


1212 


Looalbahn  Strakonilz- Winterberg. 


Der  verbleibende  Rest  ist  auf  eammtliche  etwa  noch  nicht  amor- 
tisirte  Prioritätsactien  zu  vertheilen,  insofern  bienach  auf  jede  der- 
selben nicht  mehr  als  der  Nennwerth  entfallt. 

Der  nach  Auszahlung  des  vollen  Nennwerthes  der  Prioritäteactien 
verbleibende  Ueberschuss  ist  auf  sämmtliche  noch  nicht  amortisirte 
Stammactien  zu  vertheilen,  insofern  hienach  auf  jede  derselben  nicht 
mehr  als  der  Nennwerth  entfallt. 

Aus  dem  nach  Rückzahlung  des  vollen  Nennwerthes  sämmtl icher 
Prioritäts-  und  Stammactien  noch  erübrigenden  Vermögen  der  Gesell- 
schaft sind  die  Forderungen  des  Staates  an  Garantievorschüssen  sammt 
Zinsen  zu  berichtigen. 

Sollte  nach  Bestreitung  der  sämmtlichen  vorstehend  angeführten 
Zahlungen  noch  ein  restliches  Vermögen  sich  ergeben,  so  hat  über  die 
Verwendung  desselben  die  Generalversammlung  zu  entscheiden. 

§  45. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Z.  18450. 

Vorstehende  Statuten  wurden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  ge- 
nehmigt. 

Wien,  am  27.  August  1892. 

Taafle  m.  p. 
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1.  Gesetz  vom  8.  Jänner  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  10, 

betreffend  die  Herstellung  einer  Elsenbahn  yon  Wodiian  nach  Prachatltz. 

Mit  Zu8timmnng  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  Ausführung  einer  als  normal- 
spurige  Localbahn  herzustellenden  Locomotiveiseubahn  von  der  Station 
Wodöan  der  Kaiser  Franz  Joseph-B  ihn  über  Barau  nach  Prachatitz 
durch  Concessionsertheiluog  unter  den  Bedingungen  dieses  Gesetzes 
sicherzustellen. 

Artikel  II. 

Für  die  im  Artikel  I  bezeichnete  Eisenbahn  kann  bei  Ertheilung 
der  Concession,  deren  Dauer  mit  höchstens  90  Jahren  vom  Tage  der 
Concessionsertheilung  an  gerechnet  zu  bemessen  ist,  unbeschadet  der 
Anwendung  der  Bestimmungen  der  Gesetze  vom  17.  Juni  1887, 
R.  G.  Bl.  Nr.  81,  und  vom  28.  December  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229, 
vom  Staate  die  Garantie  eines  jährlichen  Raiuerträgnisses  gewährt 
werden,  welches  der  4percentigen  Verzinsung  nebst  der  Tilgungaquote 
des  zum  Zwecke  der  Geldbeschaffung  aufzunehmenden,  binuen  75  Jahren 
zu  tilgenden  Prioritätsanlehens  im  Nominalbetrage  von  höchstens 
800.000  fl.  österr.  Währ.  Noten,  zuzüglich  einer  4percentigen  Vorzugs- 
dividende nebst  der  Tilgungsquote  für  das  mit  höchstens  100.000  fl. 
österr.  Währ,  zu  beziffernde  Prioritätsactiencapital  gleichkommt,  so 
zwar,  dass,  wenn  das  jährliche  Reinerträgoiss  den  garantirten  Betrag 
nicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende  von  der  Staatsverwaltung  zu 
ergänzen  sein  wird. 
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Das  garantirte  jährliche  Reinertraguiss  wird  für  die  Zeit  von  der 
Betriebseröffnung  bis  zum  Ablaufe  des  75.  Jahres  der  Concessionsdauer 
mit  dem  Maximalbetrage   von   37.859  fl.  österr.  Währ,  und  für  den 
Rest  der  Concessionsdauer  mit  dem  herabgeminderten  Maximalbetrage 
von  8994  fl.  österr.  Währ,  festgesetzt. 

Die  Zusicherung  der  obigen  Staatsgarantie  ist  an  die  Bedingung 
geknüpft,  dass  vom  Königreiche  Böhmen  aus  Landesmitteln  und  von 
den  Interessenten  zusammen  ein  Nominalbetrag  von  mindestens 
200.000  fl.  österr.  Währ,  in  Stammactien  der  für  diese  Eisenbahn  zu 
bildenden  Actiengesellschaft  zum  vollen  Nennwerthe  übernommen  wird. 

Artikel  III. 

In  Ausführung  des  Artikels  II,  erster  Absatz,  sind  folgende 
Bestimmungen  zu  treffen: 

1.  Von  dem  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  derjenige 
Betrag  zur  Tilgung  der  auszugebenden  Prioritätsactien  und  Prioritäts- 
obligationen zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsverwaltung  nach 
einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Tilgungsplane,  demzufolge  die  vor- 
gedachten Effecten  während  der  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  sind, 
bestimmt  wird. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  hiebei  jener  der 
Prioritätsactien  vorauszugehen. 

2.  Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und 
ausländischen  Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre 
von  der  Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebs- 
rechnung als  Ausgabspost  eingestellt  werden;  bezüglich  der  Coupons- 
stempelgebühren ist  dies  nicht  zulässig. 

Für  die  Staatszuechüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  entrichten. 

3.  Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anläse  der  übernommenen 
Garantie  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene  Prüfung  der 
vorzulegenden  documentirten  Jahresrechnung  spätestens  drei  Monate 
nach  deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Coupons  von  Prioritätsobligationen  und  Prioritätsactien  nach  Massgabe 
des  auf  Grund  des  Ertragfpräliminars  richtiggestellten  Erfordernisses 
Theilzahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jahresrechnung 
zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn  der  Concessionär  sechs  Wochen 
vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche  Ansuchen  gestellt  hat. 

Weun  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzu- 
legen sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch 
bemessen  worden  sind,  so  hat  der  Concessionär  den  erhaltenen  Mehr- 
betrag mit  ZurechnuLg  von  6  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 
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Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
muss  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffenden 
Betriebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

4.  Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vorschuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  tiber- 
schreitet, so  kann  der  diesfällige  Ueberschuss  vorweg  zur  Bezahlung 
einer  höchstens  4percentigen  Dividende  für  die  nach  Artikel  II,  Schluss- 
absatz, auszugebenden  Stamuiactien,  dann  zu  deren  planmässiger  Tilgung, 
welche  nicht  vor  der  gänzlichen  Rückzahlung  der  Prioritätsobligations 
scbuld  beginnen  darf,  verwendet  werden. 

Der  hienach  etwa  noch  erübrigende  Rest  des  Ueberschusses  ist 
sogleich  zur  Zurückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen 
an  die  Staatsverwaltung  bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Hiebei  hat  die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  der  Refundirung 
der  Vorschüsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Einlösung 
der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

Sollten  jedoch  beim  Ablaufe  der  Concession  noch  nicht  sämmtliche 
Stammactien  zur  Rückzahlung  gelangt  sein,  so  hat  diese  Rückzahlung 
der  Berichtigung  der  Garantieschuld  vorauszugehen. 

Artikel  IV. 

Der  Bau  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisenbahn  muss  längstens 
binnen  einem  und  einem  halben  Jahre  vom  Tage  der  Concessions- 
ertheilung  an  gerechnet,  ausgeführt  und  die  fertige  Bahn  bis  zu  diesem 
Zeitpunkte  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben  werden. 

Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  hat  der  Conce6sionär  der 
Staatsverwaltung  in  der  von  ihr  zu  bestimmenden  Art  und  Weise  ent- 
sprechende Sicherheit  zu  leibten. 

Im  Falle  der  Nichterfüllung  der  obigen  Verpflichtung  ist  die 
Caution  als  verfallen  zu  erklären. 

Artikel  V. 

Die  Vergebung  des  Baues  und  der  Lieferungen  hat  auf  Grund 
des  unter  entsprechender  Einflussnahme  der  Staatsorgane  aufzustellenden 
Detailprojectes  und  Kostenvoranschlages  unter  unmittelbarer  Ingerenz 
der  Kegierung  und  nach  den  bei  Staatseisenbahnbauten  üblichen  Beding- 
nissen stattzufinden. 

Die  Bauarbeiten  sind,  abgesondert  von  der  Geldbeschaffung,  im 
Offertwege  zu  vergeben. 

Das  Gleiche  gilt  bezüglich  aller  Lieferungen,  mit  alleiniger  Aus- 
nahme derjenigen,  welche  etwa  gegen  Uebetnahme  von  Stammactien 
durch  die  Interessenten  (Artikel  II,  Schlussabsatz)  sichergestellt  werden. 
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Die  Bewerthung  der  gegen  Uebernahme  von  Stammactien  sicherzu- 
stellenden Materiallieferungen,  Grandabtretungen  und  sonstigeu  Leistungen 
hat  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  zu  prüfenden  Ansätzen  des 
Kostenvoranschlages,  eventuell  im  Wege  der  gerichtlichen  Schätzung 
stattzufinden. 

Die  Begebung  der  zu  emittirenden  Prioritätsobligationeu  hat 
gleichfalls  im  Offert  wege  zu  erfolgen. 

Artikel  VI. 

Der  Betrieb  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisenbahn  soll  während 
der  ganzen  Concessionsdauer  vom  Staate  für  Rechnung  des  Concessionära 
geführt  werden  und  werden  der  Staatseiaeabahnverwiltuog  die  aus  An- 
lass  dieser  Betriebsführung  effectiv  erwachse i den  Kosten  durch  den 
Concessionär  zu  vergüten  sein. 

Artikel  VII. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und  Mein 
Finanzminister  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taaffe  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Steiobach  m.  p. 

2.  Concessionsurkunde  vom  18.  April  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  75, 

für  die  Localbahn  Wodnan-Prachatitz. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Dr.  Zdenko  Ostada  1,  Notar  in  Prachatitz,  die  Bitte  um 
Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von 
Wodüan  nach  Prachatitz  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in 
Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  dem  genannten  Con- 
cessionär diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der  Gesetze  vom 
17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  und  vom  28.  December  1890,  R.  G.  Bl. 
Nr.  229,  ferner  des  Gesetzes  vom  8.  Jänner  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  10, 
wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  i- 

Wir  verleihen  dem  Concessionär  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiveisenbabn 
von  der  Station  Wodüan  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  nach  Prachatitz. 

Die  genannte  Localbahn  wurde  am  15.  October  1893  dem  Verkehre 
Ubergeben;  die  Betriebführnng  wird  auf  Grand  des  Betriebsvertrages  vom 
13.  Februar,  beziehungsweise  7.  März  1893  von  der  k.  k.  Generaldirection  der 
österreichischen  Staatsbahnen  besorgt. 
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§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbahnunternehmung  abzuschliessenden  Verträge,  zu  über* 
reichenden  Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden, 
ferner  für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu 
bewirkenden  bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige 
Amtshandlungen  und  amtliche  Auefertigungen  zu  den  nachbezeich- 
ueten  Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke  der 
CapitalsbeschaffuDg,  der  SicherstelluDg  der  Capitalsverzinsung  und 
des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke  der 
Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Verfahren 
in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen    keine  Anwendung; 

h)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbesehaft'ung;  für  die  erste  Anlage  und 
concessionsmae sige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  für  die  Ein- 
verleibung des  Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstell nng  der  Prioritäts- 
obligationen bestimmten  eisenbahnbücherlichen  Einheiten  oder  auf 
andere  unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung 
nach  Schluss  des  ersten  Betriebejahres  (lit.  o,  Z.  2)  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften 
zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen ; 

'/)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  30  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an 
gerechnet. 

§  3. 

Für  die  im  §  1  bezeichnete  Bahn  wird  vom  Staate  die  Garantie 
eines  jährlichen  Reinerträgnisses  gewählt,  welches  der  4percentigen 
Verzinsung  nebst  der  Tilguogfquote  des  zum  Zwecke  der  Geldbeschaffung 
aufzunehmenden,  binnen  75  Jahren  zu  tilgenden  Prioritätsanlehens  im 
Nominalbetrage  von  800.000  fl.  österr.  Währ.  Noten,  zuzüglich  einer 
4percentigen  Vorzugsdividende  nebst  der  Tilgungsquote  für  das  mit 
100.000  fl.  österr.  Währ,  zu  beziffernde  Prioritätsactiencapital  gleich- 
kommt, so  zwar,  dasB,  wenn  da»  jährliche  Reinerträgniss  den  garantirten 
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Betrag  nicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende  von  der  Staatsverwaltung 
zu  ergänzen  sein  wird. 

Das  garantirte  jährliche  Reinerträgniss  wird  für  die  Zeit  von  der 
Betriebseröffnung  bis  zum  Ablaufe  des  75.  Jahres  der  Concessionsdauer 
mit  dem  Maximalbetrage  von  37.859  fl.  Österr.  Währ.,  und  für  den 
Rest  der  Concessionsdauer  mit  dem  herabgeminderten  Maximalbetrage 
von  8994  fl.  österr.  Währ,  festgesetzt. 

§  4. 

Von  dem  nach  §  3  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist 
derjenige  Betrag  zur  Tilgung  der  auszugebenden  Prioritätsactien  und 
Prioritätsobligationen  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsverwaltung 
nach  einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Tilgungsplane,  demzufolge  das 
gesaminte  Anlagecapital  (§  12)  während  der  Dauer  der  Concession  zu 
tilgen  ist,  bestimmt  wird. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  hiebei  jener  der 
Prioritäts-  und  Stamm actien  vorauszugehen. 

§  5. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene  Pläfung  der 
vorzulegenden  documentirten  Jabresrechnung  spätestens  drei  Monate 
nach  deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Coupons  von  Prioritätsobligationen  und  Prioritätsactien  nach  Massgabe 
des  auf  Grund  des  Ertragspräliminares  richtiggestellten  Erfordernisses 
Theilzahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jahresrechnung 
zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn  der  Concessionär  secbs  Wochen 
vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche  Ansuchen  gestellt  hat. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzu- 
legen sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch 
bemessen  worden  sind,  so  hat  der  Concessionär  den  erhaltenen  Mehr- 
betrag mit  Zurechnung  von  6  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
muss  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffenden 
Betriebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

§  «• 

Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  infolge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vornchuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, so  kann  der  diesfällige  Ueberschuss  vorweg  zur  Bezahlung 
einer  höchstens  4percentigen  Dividende  für  die  auszugebenden  Stamm- 
actien  (§  12),   dann  zu  deren  planmässiger  Tilgung,  welche  nicht  vor 
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der  gänzlichen  Rückzahlung  der  Prioritätsobligationsschuld  beginnen 
darf,  verwendet  werden. 

Der  hienach  etwa  noch  erübrigende  Rest  des  Ueberschusses  ist 
sogleich  zur  Zurückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen 
an  die  Staatsverwaltung  bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Hiebei  hat  die  Berichtigung  der  falligen  Zinsen  der  Refundirung 
der  Vorschüsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Einlösung 
der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

Sollten  jedoch  beim  Ablaufe  der  Concession  noch  nicht  sämmtliche 
Stammactien  zur  Rückzahlung  gelangt  sein,  so  bat  diese  Rückzahlung 
der  Berichtigung  der  Garantieschuld  vorauszugehen. 

§  7. 

Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und 
ausländischen  Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre 
von  der  Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebs- 
rechnung als  Ausgabspost  eingestellt  werden;  bezüglich  der  Coupon- 
stempelgebühren ist  dies  nicht  zulässig. 

Für  die  Staatszuschüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  entrichten. 

§  8. 

Der  Bau  der  im  §  1  genannten  Eisenbahn  ist  ehestens  zu 
beginnen  und  binnen  längstens  einem  und  einem  halben  Jahre,  vom 
heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden.  Die  fertige  Bahn  ist  sofort 
dem  öffentlichen  Verkehr  zu  übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen 
Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  der  Con- 
cessionär  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  an- 
gemessenen Caution  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten 
Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  die  obigen  Verpflichtungen  durch  Verschulden  des  Con- 
cessionärs  nicht  eingehalten  werden  sollten,  kann  diese  Caution  als 
verfallen  erklärt  werden. 

§  9- 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  crtheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahuen  zugestanden  werden,  deren  Er- 
richtung von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 
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§  10. 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  diesfalls  zu  treffenden 
Anordnungen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahn  concessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung  und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vor- 
geschriebenen Sicherheitsvorkehrungen  und  Verkehrsvorschriften  insoweit 
Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Verkehrs-  und  Betriebsverhältnisse  der  concessionirten  Localbahn  und 
insbesondere  auf  die  ermässigte  Fahrgeschwindigkeit  derselben  nach 
dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zulässig  erkannt  wird,  und 
werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium  zu  erlassenden  besonderen 
Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  IL 

Die  Ausführung  des  Baues  der  concessionirten  Bahn  erfolgt  nach 
Massgabe  der  vom  Handelsministerium  diesfalls  zu  treffenden  Anordnungen 
unter  der  unmittelbaren  Leitung  und  Ueberwachung  des  Handels- 
ministeriums und  der  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen, 
beziehungsweise  der  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen. 

Die  Vergebung  des  Baues  und  der  Lieferungen  hat  auf  Grund 
des  unter  entsprechender  Einflussnahme  der  Staatsorgane  aufzustellenden 
Detailprojectes  und  Kostenvoranschlages  unter  unmittelbarer  Ingerenz 
der  Regierung  und  nach  den  bei  Staatseisenbahnbauten  üblichen  Beding- 
nissen  stattzufinden. 

Die  Bauarbeiten  sind,  abgesondert  von  der  Geldbeschaffung,  im 
Offertwege  zu  vergeben.  Das  Gleiche  gilt  bezüglich  aller  Lieferungen, 
mit  alleiniger  Ausnahme  derjenigen,  welche  gegen  Uebernabme  von 
Stammactien  durch  die  Interessenten  sichergestellt  werden. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie 
alle  Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken 
zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des 
Handelsministeriums  insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen 
werden  sollte,  dass  inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die 
bezüglichen  Lieferungen  unter  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des 
Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit,  wie  diese  von  aus- 
ländischen Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 
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§  12. 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eiDgeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  festzu- 
setzenden Bedingungen  zur  Durchführung  des  concessionirten  Local- 
bahnunternehmens  eine  besondere  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche 
in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  Concessionärs  zu  treten  hat. 

Der  Concessionär  ist  berechtigt,  unter  den  von  der  Staats- 
verwaltung festzusetzenden  Bedingungen  Prioritätsobligationen,  welche 
mit  4  Percent  zu  verzinsen  und  innerhalb  75  Jahren  zurückzahlen 
sind,  im  Nominalbetrage  von  höchstens  800.000  fl.  österr.  Währ.  Noten 
auszugeben. 

Die  Begebung  der  zu  emittirenden  Prioritätsobligationen  hat  nach 
den  von  der  Staatsverwaltung  zu  treffenden  Anordnungen  im  Offertwege 
zu  erfolgen. 

Ferner  wird  dem  Concessionär  das  Recht  eingeräumt,  Prioritäts- 
actien, welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  gemessen,  bis  zu  dem  Betrage  von  100.000  fl. 
österr.  Währ.  Noten  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden 
hat,  darf  nicht  höher  als  mit  4  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projectsverfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliesslich 
der  Anschaffung  des  Fahrparkes  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
effectiv  verwendeten  und  gehörig  nachgewiesenen  Kosten  und  eines 
von  der  Staatsverwaltung  festzusetzenden  Betrages  für  die  Anschaffung 
des  Materialvorrathes  und  der  Gassen dotationen  zuzüglich  der  während 
der  Bauzeit  wirklich  bezahlten  Intercalarzinsen  und  Amortisationsqnoten 
und  des  bei  der  Capitalsbeschaffung  thatsächlich  erwachsenen  Cours- 
verlustes keine  wie  immer  gearteten  Auslagen  in  Anrechnung  gebracht 
werden  dürfen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten auegeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat 
und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Die  Gesell schaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Prioritätsobligationen,  Stamm-  und  Prioritätsactien  unterliegen  der 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

In  die  Statuten  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  ist  die  Be- 
stimmung  aufzunehmen,    dass    sämmtliche    Mitglieder    des  Vorstandes 


Digitized  by  Google 


1222 


Localbahn  Wodnan-Prachatitz. 


(Verwaltungsratb,  Direction)  österreichische  Staatsbürger  sein  und  im 
Gebiete  der  im  Reicbsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ihren 
Wohnsitz  haben  müssen. 

§  13. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden.  Für  die  Anwendung  des  Militärtarifes  auf  die  Beförde- 
rung von  Personen  und  Sachen  haben  die  in  dieser  Beziehung,  sowie 
rücksichtlich  der  Begünstigungen  reisender  Militärs  bei  den  öster- 
reichischen Staatsbahnen  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen 
zu  gelten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
und  den  Landsturm  beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols, 
und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch 
bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen 
und  Controlsversammluogen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die 
Civilgerichte  Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch 
organisirte  Finanz-  und  Sicherbeitswache. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereitbaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  dem  mit  1.  Juni 
1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsübereinkommen  bezüglich 
des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des  Militär- 
ärars zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten  bei- 
zutreten. 

Die  jeweilig  geltende  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf 
Eisenbahnen,  dann  die  jeweilig  geltenden  Vorschriften  für  das  Eisen- 
bahnwesen im  Kriege  erlangen  für  den  Concessionär  bindende  Kraft 
mit  dem  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  der  concessionirten  Bahn. 
Die  erst  nach  diesem  Zeitpunkte  zu  erlassenden  und  nicht  durch  das 
Reichsgesetzblatt  kundzumachenden  Vorschriften  der  erwähnten  Art 
treten  für  den  Concessionär  in  Wirksamkeit,  sobald  ihm  dieselben 
amtlich  zur  Kenntniss  gebracht  sein  werden. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  dem  Concessionär  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage  und  Ausrüstung  durchführbar  erscheint. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  14. 

Der  Betrieb  der  den  Gegenstand  dieser  Concessionsurkunde 
bildenden   Bahn   wird    vom    Staate   für  Rechnung   des  Concessionärs 
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geführt  and  werden  der  Staatseisenbahnverwaltung  die  ans  Anläse  dieser 
Betriebsführung  effectiv  erwachsenden  Kosten  durch  den  Concessionär 
zu  vergüten  sein.  Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  werden  durch 
einen  zwischen  der  Staatsverwaltung  und  dem  Concessionär  abzuschliessen  ■ 
den  Betriebs  vertrag  geregelt. 

Es  bleibt  demnach  der  Staatsverwaltung  die  Feststellung  der  Tarife 
für  den  Personen-  und  Gütertransport,  ebenso  wie  der  Waarenclassification 
und  aller  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen, 
dann  der  Leistungen  des  Bahnunternehmens  für  öffentliche  Dienstzweige 
insbesondere  zu  Gunsten  der  PoBtverwaltung  und  der  Staatstelegraphen- 
anstalt vorbehalten,  wobei  einerseits  auf  die  in  Betracht  kommenden 
öffentlichen  Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität 
des  Unternehmens  Bedacht  genommen  werden  soll. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Personen-  und  Gütertarife 
und  der  Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten.  Einer  solchen  Regelung  hat  der  Concessionär  sich  zu  unter- 
werfen. 

§  15. 

Der  Concessionär  ist  vei pflichtet,  der  Staatsverwaltung  über  deren 
Verlangen  jederzeit  die  Mitbenutzung  der  Bahn  für  den  Verkehr  zwischen 
schon  bestehenden  oder  künftig  erst  herzustellenden,  im  Staatsbetriebe 
befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  das»  die  Staatsverwaltung 
berechtigt  ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  ganze  Züge  oder 
einzelne  Wagen  über  die  mitbenützte  Bahn  oder  einzelne  Theilstrecken 
derselben  gegen  Entrichtung  einer  angemessenen  Entschädigung  zu 
befördern  oder  befördern  zu  lassen.  Diese  Mitbenützung  hat  jedoch  nur 
insoweit  stattzufinden,  als  hiedurch  der  eigene  regelmässige  Betrieb 
der  mitbenutzten  Bahn  nicht  gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1886  für  die 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  im  R.  G.  Bl.,  Jahrgang  1886,  Seite  63, 
kundgemachten  Bestimmungen. 

§  16. 

Die  Dauer  der  Conceseion  mit  dem  im  §  9,  lit.  b,  des  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  auf  90  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  ConceBsion  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  in  Folge  Verschulden» 
des  Concessionärs  nicht  eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige 
Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit  6,  des  Eisenbahn- 
conccssionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  köunte. 
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§  17. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodacn  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs- 
jahres erfolgen  oder  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  der  zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung 
der  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  ausgegebenen  Prioritäts- 
obligationen erforderlichen  Annuität  zuzüglich  jener  Annuität  gleich- 
kommt,  welche  zur  4percentigen  Verzinsung  des  von  der  Staats- 
verwaltung  genehmigten  Actiencapitales  und    zur  Tilgung  desselben 

nerhalb  der  ganzen  Concessionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird  der 
v  rhin  bezeichnete  Jahresbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungs- 
.  '3i8es  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgnies  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  besteben, 
dass  dem  Concessionär  während  der  noch  übrigen  Concessions- 
dauer die  zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der  Prioritäts- 
obligationen erforderlichen  Beträge  bis  zur  vollständigen  Rück- 
zahlung der  ersteren  zu  den  planmäsßig  festgesetzten  Fälligkeits- 
terminen, dagegen  das  nach  Abzug  dieser  Beträge  verbleibende  Durch- 
schnittserträgniss  im  Sinne  des  Absatzes  1,  beziehungsweise  insofern 
einer  der  im  Absätze  2  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  die  daselbst 
angeführte  Annuität  für  das  Actiencapital  in  halbjährigen,  am  30.  Juni 
und  31.  December  jeden  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  aus- 
bezahlt wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  die  im  Zeitpunkte  der 
Einlösung  nach  dem  genehmigten  Tilgungsplane  noch  ungetilgt  aus- 
haftenden Prioritätsobligationen  zur  Selbstzahlung  zu  übernehmen  und 
ferner  eine  Capitalszahlung  zu  leisten,  welche  dem  zu  4  Percent  per 
Jahr,  Zins  auf  Zins  gerechnet,  discontirten  Capitalswerthe  der  nach  den 
Bestimmungen  im  Absätze  3  ausser  den  zur  planmässigen  Verzinsung 
und  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  erforderlichen  Beträgen  halbjährig 
zu  leistenden  Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat  er  die 
Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zu  leisten. 
Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course  zu 
berechnen,    welcher  sich   als  Durchschnitt   der  an  der  Wiener  Börse 
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während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staatsschuld  verschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Augbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der 
Material  vorrät  he  und  Caesabestände,  der  eventuell  ein  Eigenthum  des 
Concessiouärs  bildenden  Schleppbahnen  und  der  gesellschaftlichen 
Nebengeschäfte,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Rerservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung bereits  bestimmungsgemäss  verwendet  worden  sind. 

§  18. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der 
Materialvorräthe  und  Cassabestäude,  der  eventuell  ein  Eigeothum  des 
Concessionärs  bildenden  Scbleppbahnen  und  der  gesellschaftlichen 
Nebengeschäfte  und  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde  in  dem  im  §  17,  Zahl  5,  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  17)  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reeervefondes 
und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus  dem 
eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen 
Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  der  Con- 
cessionär von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisätze 
ermächtigt  wurde,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  19. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen  des 
Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungirenden 
Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  an- 
gemessen erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Con- 
cession oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise 
den  öffentlichen  Interessen  und  dem  finanziellen  Interesse  des  garan- 
tirenden  Staatsschatzes  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu 
sistiren;  in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär  sogleich  die 
Entscheidung  des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub 
erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
hat  der  Concessionär  bis  auf  weiteres  eine  Vergütung  an  den  Staatsschatz 
nicht  zu  leisten. 
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Von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Ver- 
bindlichkeiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen 
und  gcfällsamtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und 
in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  wird  der  Concessionär  enthoben. 

§  20. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu 
treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die 
Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  dem  Concessionär  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Ineiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien, 
am  achtzehnten  Tage  des  Monates  April,  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausendachthundertneunzigundzwei,  Unserer  Reiche  im  vierund- 
vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Steinbach  m.  p. 

3.  Statuten 

der  Localbahn  Wodnan-Prachatitz. 

I.  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§  i. 

Auf  Grund  des  §  12  der  Allerhöchsten  Concessionsurkuude  vom 
18.  April  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  75,  durch  welche  dem  JUDr.  Zdenek 
Ostadal,  k.  k.  Notar  in  Prachatitz,  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  normalspurigen  Localbahn  von  der  Anschlussstation  Wodüan  der 
Kaiser  Franz  Josephs-Bahn  nach  Prachatitz  ertheilt  wurde,  wird  eine 
Actiengesellschaft  gebildet,  welche  unbeschadet  der  dem  Concessionär 
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nach  Art.  VI  des  Concessionsprotokolles  vom  27.  Jänner  1892  auch 
ferner  obliegenden  persönlichen  Haftung  für  die  termingemässe  Voll- 
einzahlung auf  die  von  den  Interessenten,  beziehungsweise  vom 
Königreiche  Böhmen  zum  Paricourse  zu  übernehmenden  Stammactien 
im  Betrage  von  200.000  fl.  in  sämmtliche,  dem  Concessionär  der 
bezeichneten  Localbahn  zukommenden  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
eintritt. 

§  * 

Der  ausschliessliche  Zweck  der  Gesellschaft  ist  der  Bau  und 
Betrieb  der  im  §  1  bezeichneten  Localbahn  von  Wodnan  nach 
Prachatitz,  und  ist  die  Gesellschaft  daher  nicht  berechtigt,  andere 
Unternehmungen,  welche  kein  concessionsmässiges  Zugehör  der  gedachten 
Eisenbahnnnternebmnng  bilden,  zu  betreiben  oder  sich  an  solchen 
Unternehmungen  zu  betheiligen. 

§  3. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet:  „Localbahn  Wodfian-Pracbatitz" 
und  wird  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  in  das  Handelsregister  des 
k.  k.  Handelsgerichtes  in  Wien  eingetragen.  Die  Firma  wird  vor- 
gedruckt oder  von  wem  immer  geschrieben  und  collectiv  von  zwei 
Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  unterzeichnet. 

§  *■ 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien. 

Die  Kundmachungen  derselben  erfolgen  rechtswirksam  durch  die 
einmalige  Einschaltung  in  der  amtlichen  „Wiener  Zeitung". 

§  5. 

* 

Die  Gesellschaft  ist  zum  Beginne  ihrer  Wirksamkeit  berechtigt, 
wenn  das  gesammte  im  §  7  festgesetzte  Actiencapital,  bestehend  aus 
Prioritätsactien  im  Betrage  von  100.000  fl.  und  aus  Stammactien  im 
Betrage  von  200.000  fl.  gezeichnet,  auf  die  Prioritätsactien  25  Percent 
des  Nominalbetrages,  auf  die  vom  Königreiche  Böhmen  aus  Landes- 
mitteln übernommenen  Stammactien  per  70.000  fl.,  die  Hälfte,  d.  i.  ein 
Betrag  von  35.000  fl.  eingezahlt  ist  und  die  übrigen  Stammactien  zur 
Gänze  baar  eingezahlt  »ind,  die  constituirende  Generalversammlung 
(§  6)  ordnungsgemäss  abgehalten  und  die  Firma  der  Gesellschaft 
protokollirt  ist. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
für  die  im  §  1  genannte  Localbahn,  sofern  nicht  nach  den 
Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren  Er- 
löschens der  Concession  oder  endlich  über  einen  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung genehmigten  Beschluss  der  Generalversammlung  eine  frühere 
Auflösung  erfolgen  sollte. 
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§  6- 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  durch  den  Concessionär 
miodesteDS  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltung  mittelst  einmaliger 
Kundmachung  in  der  n Wiener  Zeitung1'  einberufen. 

Zur  Theilnahme  an  derselben  ist  jeder  Actienzeichner  oder  vom 
Aetienzeichner  Bevollmächtigte  berechtigt,  welcher  durch  die  auf  seinen 
oder  des  Machtgebers  Namen  lautenden  Interimsscheine  nachweist,  dass 
er  die  im  §  5  festgesetzte  Einzahlung  geleistet  hat. 

Je  fünf  gezeichnete  und  auf  die  im  §  5  festgesetzte  Art  ein- 
gezahlte Priorität-  oder  Stammactien  geben  das  Hecht  auf  eine  Stimme 
in  der  Versammlung. 

Die  constituirende  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn 
mindestens  acht  Besitzer  von  Interimsscheinen  anwesend  sind,  welche 
mindestens  den  zehnten  Theil  des  gesammten  eingezahlten  Actien- 
capitales  vertreten.  Sie  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  einfacher  Stimmen- 
mehrheit. 

Der  Vorsitzende,  der  Schriftführer  und  zwei  Stimmzähler,  welch 
letztere  zugleich  als  Protokollsverificatoren  zu  fungiren  haben,  werden 
von  der  Versammlung  aus  ihrer  Mitte  gewählt. 

Ueber  die  Verhandlung  ist  ein  Protokoll  zu  führen,  welches  von 
dem  Vorsitzenden,  den  zwei  Verificatoren  und  von  einem  der  Verhandlung 
beizuziehenden  k.  k.  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

Der  constituirenden  Generalversammlung  stehen  sämmtliche  Be- 
fugnisse zu,  welche  laut  §  21  der  Generalversammlung  der  Actionäre 
vorbehalten  sind;  insbesondere  hat  dieselbe  sechs  Mitglieder  in  den 
Verwaltungsrath  zu  wählen  f§§  28  bis  30).  Die  dem  Concessionär  aus 
den  Vorbereitungen  für  die  Sicherstellung  des  projectirten  Bahnbaues 
insbesondere  für  die  Ausarbeitung  des  Projectes  bereits  erwachsenen 
Selbstkosten  in  dem  bei  der  Prüfung  durch  die  k.  k.  Staatsverwaltung 
sich  ergebenden  Betrage  ist  der  Concessionär  bei  der  Uebergabe  der  zu 
seinen  Händen  eingezahlten  Valuta  für  die  gezeichneten  Stammactien 
in  Abrechnung  zu  bringen  berechtigt. 

■ 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital. 
§  7. 

Das  Gesellschaftscapital  ist  mit  dem  Betrage  von  300.000  fl., 
zerlegt  in  1500  Stück  auf  den  Inhaber  lautende  Actien  zu  200  fl.,  fest- 
gesetzt und  besteht  aus  500  Stück  Prioritätsactien  im  Gesammtbetrage 
von  100.000  fl.  und  aus  1000  Stück  Stammactien  im  Gesammtbetrage 

von  200.000  fl. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  berechtigt,  unter  den  von  der 
k  k.  Staatsverwaltung  festzusetzenden  Bedingungen  Prioritätsobligationen, 
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welche  mit  4  Percent  zu  verzinsen  und  innerhalb  75  Jahren  vom  Tage 
der  Concessionsertheilung  zurückzuzahlen  eind,  im  Nominalbetrage  von 
höchstens  800.000  fl.  österr.  Währ.  Noten  auszugeben.  Von  den  zur 
Begebung  bestimmten  Prioritätsobligationen  ist  über  Verlangen  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  ein  den  eventuellen  Ersparnissen  am  Anlage 
capital  entsprechender  Theilbetrag  zurückzubehalten,  welcher  erst  im 
Falle  des  Bedarfes  nach  erhaltener  staatlicher  Genehmigung  zur 
Emission  zu  bringen  ist. 

In  diesem  Falle  sind  die  an  der  Verzinsung  dieser  Prioritäts- 
obligationen erzielten  Ersparnisse  der  Garantierechnung,  die  auf  die 
zurückbehaltenen  Obligationen  nach  Massgabe  der  Verlosung  etwa 
entfallenden  Rückzahlungsbeträge  aber  dem  Reservefonde  (§  40)  gut- 
zubringen. 

§  8. 

Nach  Leistung  der  ersten  Einzahlung  (§  5)  auf  die  Prioritäts- 
und Stammactien  sind  den  Actienzeichnern  nach  Zulass  der  Be- 
stimmungen des  Handelsgesetzes  auf  Namen  lautende,  nach  Formulare  1 
und  2  auszufertigende  Interimsscheine  auszufolgen. 

Die  weiteren  Einzahlungen,  deren  Leistung  auf  den  Interims- 
scheinen zu  bestätigen  ist,  haben  in  den  von  der  k.  k.  Staatsver- 
waltung nach  Massgabe  des  eintretenden  Bedarfes  festzusetzenden  Raten 
und  Terminen  zu  erfolgen. 

Nach  erfolgter  Einzahlung  der  letzten  Rate  sind  sodann  die 
Interimsscheine  gegen  die  entsprechenden  Actien  (§  9)  umzutauschen. 

Wenn  von  einem  Actienzeichner  die  Einzahlung  einer  fälligen 
Rate  nicht  rechtzeitig  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von 
6  Percent  Verzugszinsen  verpflichtet;  überdies  ist  der  Verwaltungsrath 
berechtigt,  nach  Erlassung  der  im  Art.  221  des  Handelsgesetzes  vor- 
geschriebenen Aufforderungen  die  säumigen  Actienzeichner  ihrer  Gesell- 
schaftsrechte für  verlustig  und  die  ausgegebenen  Interimsscheine  für 
verfallen  zu  erklären,  sowie  an  Stelle  der  letzteren  neue  Interimsscheine 
unter  denselben  Nummern  auszugeben. 

Die  geleisteten  Einzahlungen  auf  das  Actieucapital,  sowie  die  aus 
der  Begebung  der  Prioritätsobligationen  der  Gesellschaft  zufliessenden 
Beträge  sind  nach  Massgabe  der  Genehmigung,  beziehungsweise  An- 
ordnung der  k.  k.  Staatsverwaltung  fruchtbringend  anzulegen  und 
bestimmungsgemäss  zu  verwenden.  Bezüglich  der  vom  Königreiche 
Böhmen  übernommenen  Stammactien  (§  5)  erfolgen  die  weiteren  Ein- 
zahlungen in  Gemässheit  der  diesfalls  mit  dem  böhmischen  Landes- 
ausschusse  getroffenen  besonderen  Vereinbarungen  und  findet  die  Be- 
stimmung im  Absätze  4  des  gegenwärtigen  Paragraphen  auf  diese  keine 
Anwendung. 

§  9- 

Sowohl  die  Prioritäts-  als   auch    die  Stammactien  sind  mit  fort- 
laufenden Nummern  nach  den  Formularien  Nr.  3  und  6  auszufertigen 
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und  mit  Coupons  und  Talon  nach  den  Formularien  Nr.  4  und  5,  respec- 
tive  7  und  8  zu  versehen. 

Die  Actien  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für  jede 
Actie  nur  ein  EigenthÜmer  anerkannt. 

Jede  Actie  giebt  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieser  Statuten 
das  Recht  auf  den  verhältnissmässigen  Antheil  an  dem  Vermögen  der 
Gesellschaft  und  an  den  Erträgnissen  der  Unternehmung. 

Die  Actionäre  sind  nicht  berechtigt,  den  eingezahlten  Betrag  aus 
was  immer  für  einem  Grunde  zurückzufordern. 

Mit  der  Erwerbung  von  Actiea  der  Gesellschaft  ist  die  Unter- 
werfung unter  die  Gesellschaftsstatuten  verbunden. 

§  10. 

Das  gesammte  Actiencapital  ist  nach  einem  von  der  Staats- 
verwaltung zu  genehmigenden  Tilgungsplane  innerhalb  der  Con- 
cessionsdauer  der  im  §  1  angeführten  Localbahn  in  der  Weise  zu 
amortisiren,  dass  die  Tilgung  der  Priorität*-  und  Staminactien  erst 
nach  erfolgter  gänzlicher  Rückzahlung  der  Prioritätsobligationen  be- 
ginnen darf. 

Die  zu  tilgenden  Aclien  werden  durch  Verlosung  bestimmt,  welche 
alljährlich  zu  dem  im  Tilgungsplane  festzusetzenden  Zeitpunkte  durch 
den  Verwaltungsrath  vorzunehmen  ist. 

Die  Nummern  der  verlosten  Actien  werden  in  der  im  §  4  be- 
zeichneten Weise  kundgemacht. 

Die  Inhaber  der  verlosten  Actien  erhalten  gegen  Rückstellung 
derselben  und  der  nicht  verfallenen  Coupons  den  vollen  Nennwerth 
dieser  Actie  nebst  den  etwa  noch  un behobenen  und  nicht  verjährten 
Dividenden. 

Die  verlosten  Actien  sind  vom  Verwaltungsrathe  im  Beisein  des 
landesfürstlichen  Commiesärs  zu  vernichten. 

III.  Abschnitt. 

Organisirung  und  Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§  IL 

Die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  werden  durch  die  General- 
versammlung der  Actionäre  und  durch  den  Verwaltungsrath  besorgt. 

A.  Die  Generalversammlung. 

§  12. 

Die  Generalversammlung  vertritt  die  Gesammtheit  der  Actionäre. 
Ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre 
bindend. 
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§  13. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  nach  Ahlauf  des  ersten 
Geschäftsjahres  (§  36)  alljährlich  einmal,  spätestens  im  Monate  Juni, 
am  Sitze  der  Gesellschaft  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  sind  vom  Verwaltungsrath e 
einzuberufen,  wenn  dies  nach  dem  Ermessen  desselben  erforderlich 
erscheint,  oder  in  einer  Generalversammlung  beschlossen,  oder  von 
einem  oder  mehreren  Actionären,  deren  Actienbesitz  mindestens  den 
zehnten  Theil  des  noch  nicht  amortisirten  Actiencapitales  repräsentirt, 
und  welche  diesen  Besitz  durch  Deponirung  der  Actien  bei  der  Gesell- 
schaftscassa  oder  bei  einem  Notar  nachgewiesen  haben,  unter  Angabe 
des  Zweckes  und  der  Gründe  schriftlich  gefordert  wird. 

Im  letzten  Falle  ist  die  Einberufung  auf  einen  innerhalb  längstens 
30  Tagen  vom  Tage  des  gestellten  Begehrens  an  gerechnet  gelegenen 
Termin  zu  veranlassen. 

§  14. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  General- 
versammlung musa  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltung 
durch  öffentliche  Kundmachung  (§  4)  erfolgen,  in  welcher  die  Tages- 
ordnung der  Generalversammlung  zur  allgemeinen  Kenntniss  zu  bringen  ist. 

In  die  Tagesordnung  der  Generalversammlung  sind  auch  jene  An- 
träge aufzunehmen,  die  von  einem  oder  mehreren  Actionären,  deren 
Actienbesitz  mindestens  den  zehnten  Theil  des  noch  nicht  amortisirten 
Actiencapitales  repräsentirt,  und  welche  diesen  Besitz  durch  Deponirung 
der  Actien  bei  der  Gesellschaftscassa  oder  bei  einem  Notar  nachgewiesen 
haben,  wenigstens  30  Tage  vor  der  Einberufung  beim  Verwaltungsrathe 
schriftlich  angemeldet  werden. 

Ueber  Gegenstände,  welche  in  der  kundgemachten  Tagesordung 
nicht  angeführt  sind,  darf  nicht  Beschluss  gefasst  werden. 

Hievon  ist  jedoch  der  Beschluss  über  den  in  einer  General- 
versammlung gestellten  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  ausgenommen. 

§  15- 

Zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer 
von  Stamm-  oder  Prioritätsactien  berechtigt,  welcher  im  Ganzen  min- 
destens fünf  Stück  dieser  Actien  spätestens  acht  Tage  vor  dem 
Zusammentritt  der  statutenmässig  einberufenen  Generalversammlung  bei 
der  Gesellschaftscassa  oder  bei  einer  anderen  in  der  Einberufuugs 
kundraachung  bezeichneten  Depotstelle  erlegt. 

§  16. 

Der  Besitz  von  je  fünf  Actien  giebt  das  Recht  auf  eine  Stimme 

in  der  Generalversa g  iiluug. 
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Die  Stamm-  und  Prioritätsactien  gemessen  gleiches  Stimmrecht, 
so  dass  letzteres  nicht  berührt  wird,  wenn  der  Besitz  eines  Actionärs 
theils  aus  Stamm-,  theils  ans  Prioritätsactien  besteht. 

Die  Anzahl  der  Stimmen,  welche  ein  Actionär  im  eigenen  oder 
Vollmachten  amen  führen  kann,  ist  nicht  beschränkt. 

§  17. 

Das  Stimmrecht  kann  nur  persönlich  oder  dnrch  solche  gehörig 
legitiinirte  Bevollmächtigte  ausgeübt  werden,  welche  selbst  zur  Theil- 
nahme  an  der  Generalversammlung  berechtigt  sind  (§  15). 

Nur  Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  üben  ohne  Rücksicht 
auf  vorstehende  Bestimmung  das  Stimmrecht  dnrch  ihre  gesetzlichen, 
beziehungsweise  statutenmässigen  Vertreter  aus. 

§  18. 

Der  Geschäftsbericht  nebst  Rechnungsabschluss,  sowie  die  zur 
Verhandlung  kommenden  Anträge  sind  acht  Tage  vor  der  General- 
versammlung den  stimmberechtigten  Actienbesitzern  auf  Verlangen  aus- 
zufolgen. 

§  19. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungsrathes  oder  der  Stellvertreter  desselben,  beziehungsweise 
in  Verhinderung  beider  ein  vom  Verwaltungsrathe  bestimmtes  Mitglied 
desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Berathungen  und  ver- 
anlasst die  Abstimmungen. 

§  20. 

Der  Schriftführer  für  die  Generalversammlung,  sowie  die  zwei 
Stimmzähler,  welch  letztere  zugleich  als  Protokollsverificatoren  zu 
fungiren  haben,  werden  vom  Vorsitzenden  aus  der  Reibe  der  an- 
wesenden Actionäre  berufen. 

§  21. 

Dem  Wirkungskreise  der  Generalversammlung  sind  folgende 
Gegenstände  vorbehalten: 

a )  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§  28) ; 

bj  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung   und  die  Ertheilung  des 
AbsolutoriumB  an  den  Verwaltungsrath; 

c)  die  Bestimmung  über  die  Verwendung  des  Reingewinnes  (§  38); 

d)  die  Veräusserung  der  Bahn  oder  einzelner  Strecken  derselben; 

e)  die  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales ; 
fj  die  Abänderung  der  Statuten; 
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g)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  und  die  Modalitäten  der  Liquidation 
(§  5),  insbesondere  auch  im  Falle  der  Uebertragung  ihres  Ver- 
mögens und  ihrer  Schulden  an  eine  andere  Acti  engesei  lach  aft 
gegen  Gewährung  Ton  Actien  der  letzteren  (Art.  215  H.  G.  B.). 
Zur  Giltigkeit   der   Beschlüsse  über   die    unter  d,  e,  /  und  g 

angeführten  Gegenstände  ist   die   Genehmigung   der  Staatsverwaltung 

erforderlich. 

§  22. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  dieselbe  ordnungs- 
gemäss einberufen  wurde,  und  mindestens  acht  stimmberechtigte 
Actionäre  anwesend  sind,  welche  im  eigenen  oder  Vollmachtsnamen 
wenigstens  den  zehnten  Theil  des  noch  nicht  amortisirten  Actiencapitales 
vertreten. 

Zur  Beschluesfassung  über  die  im  §  21  unter  d,  e,  /  und  g  an- 
geführten Gegenstände  ist  nebst  der  Anwesenheit  von  mindestens  acht 
stimmberechtigten  Actionären  die  Vertretung  von  mindestens  dem  vierten 
Theile  des  nicht  amortisirten  Actiencapitales  erforderlich. 

§  23. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Präsidenten. 

Zur  Beschlussfassung  über  die  im  §  21  unter  d,  e,  /,  und  g  an- 
geführten Gegenstände  ist  jedoch  eine  Mehrheit  von  mindestens  zwei 
Drittel  der  giltig  abgegebenen  Stimmen  erforderlich. 

§  24. 

Alle  Wahlen  werden,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  durch  schriftliche  Abstimmung  mit  Stimm- 
zetteln vorgenommen. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  eine  absolute  Mehrheit  nicht  erzielt, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  denjenigen  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  wird  die  doppelte  Anzahl  der  zu 
Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Erhalten  beim  ersten  Wahlgange  zwei  Actionäre  nebst  der 
absoluten  Mehrheit  die  gleiche  Stimmenzahl,  oder  ergiebt  sich  bei  der 
engeren  Wahl  Stimmengleichheit,  so  entscheidet  das  Los. 

§  25. 

Ist  die  gehörig  einberufene  Generalversammlung  binnen  einer 
Stunde  nach  dem  für  die  Verhandlung  anberaumten  Zeitpunkte  nicht 
im  Sinne  des  §  22  beschlussfähig,  so  muss  eine  neue  General- 
versammlung auf  einen  innerhalb  längstens  30  Tagen  gelegenen 
Termin  einberufen  werden,  welche  ausnahmslos  auf  die  Verhandlung 
über  die  in  der  Kundmachung  der  früheren  Generalversammlung  an- 
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geführten  Gegenstände  beschränkt  ist,  über  diese  aber  ohne  Rücksicht 
auf  die  Zahl  der  erschienenen  Actionäre  und  die  Summe  des  durch  sie 
vertretenen  Actiencapitales  giltig  BeschluBS  fassen  kann,  was  in  der 
Einberufungskundmachung  ausdrücklich  angeführt  werden  muss.  Der 
Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  der  Abhaltung  dieser  an  die 
Stelle  einer  beschlussunfähig  gebliebenen  einberufenen  zweiten  General- 
versammlung kann  auf  acht  Tage  und  die  Frist  für  die  Deponirung 
der  Actien  (§  15)  auf  vier  Tage  abgekürzt  werden. 

§  26. 

Ueber  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem 
Schriftführer  und  den  Stimmzahlern,  welche  zugleich  als  Verificatoren 
fungiren,  unterfertigt  wird. 

Dem  Protokolle  wird  das  Verzeichniss  der  anwesenden  Actien- 
besitzer  mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmenanzahl  nebst 
den  Vollmachten  beigefügt. 

B.  Der  Verwaltungsrath. 

§  27. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne 
der  Art.  227  bis  241  des  Handelsgesetzes. 

Ihm  obliegt  die  oberste  Leitung  aller  Angelegenheiten  der  Gesell- 
schaft, sowie  die  Vertretung  der  letzteren  nach  aussen  in  allen  Be- 
ziehungen. 

Der  Verwaltungsrath  ist  zu  diesem  Behufs  mit  den  aus- 
gedehntesten Vollmachten  versehen,  namentlich  ist  er  ausdrücklich  auch 
zu  allen  jenen  Acten  ermächtigt,  zu  welchen  nach  §  1008  a.  b.  G.  B. 
eine  besondere  Vollmacht  erforderlich  ist;  überhaupt  ist  derselbe  zu 
allen  Beschlüssen  und  Verfügungen  berufen,  welche  nicht  laut  dieser 
Statuten  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Der  Verwaltungsrath  kann  seine  Vollmacht  uubeschadet  der  Be- 
stimmung der  Art.  231  und  234  H.  G.  B.  auf  eines  oder  mehrere 
seiner  Mitglieder  oder  auch  an  sonstige  Bevollmächtigte  hinsichtlich 
bestimmter  Geschäfte  oder  bestimmter  Arten  von  Geschäften  oder  für 
eine  bestimmte  Zeitdauer  übertragen. 

§  28. 

Der  Ver waltun gsratb  besteht  aus  höchstens  sieben  Mitgliedern, 
wovon  eines  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  entsendet  wird,  während 
die  übrigen   von   der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  der  Zahl 

der  Actionäre  gewählt  werden. 

Die  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  zu  wählenden  Mit- 
glieder müssen  sämmtlich  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  besitzen 
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und  im  Gebiete  der  im  Heichsratbe  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
ihren  Wohnsitz  haben. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaf t  ist;  wer  in  einem  directen  Ver- 
tragsverhältnisse  als  Bauunternehmer  oder  Lieferant  zur  Gesellschaft 
steht;  wer  in  Concurs  verfallen  ist  oder  die  Zahlungen  eingestellt  hat, 
ohne  seine  Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben;  wer  wegen  eines  Ver- 
brechens oder  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen,  oder  die  öffent- 
liche Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens,  oder  einer  solchen  Ueber- 
tretung  schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann  nicht  zum  Mitgliede  des 
Verwaltungsrathes  gewählt  werden. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Ausschliessungsgrundes  während  der 
Amtsdauer  hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§  30. 

Die  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  zu  wählenden 
Mitglieder  werden  stets  auf  die  Functionsdauer  bis  zum  Ablaufe  der 
nächsten  ordentlichen  Generalversammlung  berufen,  in  welch  letzterer 
sohin  die  Neuwahl  der  Mitglieder  vorzunehmen  ist. 

Ebenso  haben  die  in  der  constituirenden  Generalversammlung 
gewählten  Mitglieder  bis  zum  Schlüsse  der  nach  Ablauf  des  ersten 
Geschäftsjahres  (§  36)  abzuhaltenden  ersten  ordentlichen  General- 
versammlung zu  fungiren. 

Die  Austretenden  sind  in  allen  Fällen  wieder  wählbar. 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  Ausscheidens  eines  gewählten  Ver- 
waltungsrathsmitgliedes vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  kann  seine 
Stelle  provisorisch  vom  Verwaltungsrathe  aus  der  Zahl  der  Actionäre 
besetzt  werden. 

§  31. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  vor  dem  An- 
tritte seiner  Function  und  für  die  Dauer  derselben  zehn  Stück  Actien 
sammt  allen  nicht  fälligen  Coupons  als  Caution  in  die  Gesellschafts- 
cassa  zu  erlegen. 

Die  NichterfülluLg  dieser  Vorschrift  binnen  14  Tagen  nach  be- 
kannt gegebener  Wahl  gilt  als  Ablehnung  derselbeD. 

Während  der  Amtsdauer  bis  zur  Erledigung  der  auf  dieselbe 
bezüglichen  RechnuDgen  könoen  diese  Actien  vom  Erleger  weder  ver- 
äussert noch  verpfändet  werden. 

§82. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  üben  ihre  Function  unent- 
geltlich aus  und  erhalten  lediglich  die  Barauslagen  der  im  Interesse 
der  Gesellschaft  unternommenen  und  von  der  Verwaltung  beschlossenen 
oder  genehmigten  Reisen  von  der  Gesellschaft  vergütet. 
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§  33, 

Der  Verwaltungsrath  wählt  nach  der  constituirenden  General- 
versammlung, sowie  jährlich  nach  Abhaltung  der  ordentlichen  General- 
versammlung aus  seiner  Mitte  den  Präsidenten  und  den  Stellvertreter 
desselben  mit  der  Functionsdauer  bis  zum  Ablaufe  der  nächsten  ordent- 
lichen Generalversammlung. 

Jeder  derselben  ist  wieder  wählbar. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  Beider  betraut  der  Verwaltungs- 
rath eines  seiner  Mitglieder  mit  dem  Vorsitze. 

§  34. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  auf  Einladung  des  Prä- 
sidenten oder  seines  Stellvertreters  am  Sitze  der  Gesellschaft,  so  oft  es 
das  Interesse  der  letzteren  erfordert. 

Zur  Fassung  eines  giltigen  Beschlusses  wird  erfordert;  dass  alle 
Mitglieder  zu  der  Sitzung  ordnungsgemäss  eingeladen  worden,  und 
mindestens  vier  derselben  persönlich  anwesend  sind. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  der  an- 
wesenden Mitglieder  gefasst;  bei  gleicher  Stimmenzahl  gilt  jene  Meinung 
als  ßeschluss,  welcher  der  Vorsitzende  sich  angeschlossen  hat.  Die 
Wahlen  geschehen  mittelst  Stimmzettel. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit 
erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben,  wobei  die  doppelte  Zahl  der  zu 
Wählenden  in  die  engere  Wahl  kommt.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit 
entscheidet  das  Los. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  vom  Vorsitzenden  und  von  wenigstens  einem  der 
anwesenden  Mitglieder  zu  unterfertigen  ist. 

§  35. 

Die  Durchführung  des  Baues  und  des  Betriebes  der  im  §  1  an- 
geführten Localbahn  von  Wodnan  nach  Prachatitz,  sowie  die  Besorgung 
der  sonstigen  Geschäftsgebarung  der  Gesellschaft  erfolgt  im  Kamen  und 
für  Rechnung  der  letzteren  durch  die  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
hiemit  zu  betrauenden  Behörden  und  Organe. 

IV.  Abschnitt 

Jahresrechnung,  Dividende,  Reservefond. 

§  36. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  am  1.  Jänner  und 
endet  mit  dem  letzten  December  eines  jeden  Jahres. 
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Als  erstes  Geschäftsjahr  hat  jedoch  ausnahmsweise  der  Zeitraum 
vom  Beginne  der  Wirksamkeit  der  Gesellschaft  (§  5)  bis  zum  letzten 
December  jenes  Jahres  zu  gelten,  in  welchem  die  Betriebseröffnung  der 
im  §  1  angeführten  Localbahn  von  Wodnan  nach  Prachatitz  stattfindet. 

§  37. 

Am  Ende  eines  jeden  Geschäftsjahres  werden  die  Rechnungen 
abgeschlossen  und  wird  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  und  nach  Massgabe 
der  diesfalls  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  etwa  zu  treffenden  be- 
sonderen Anordnungen  die  Bilanz  aufgestellt,  welche  sohin  von  dem 
Verwaltungsrathe  der  ordentlichen  Generalversammlung  zur  Beschluss- 
fassung (§  21,  lit.  6)  vorzulegen  ist. 

§  38. 

Das  Jahreseinkommen  der  Gesellschaft  wird  gebildet: 

a)  aus  dem  Reinerträgnisse  der  gesellschaftlichen  Localbahnlinie, 
wie  sich  solches  aus  der  von  der  k.  k.  Staatseisenbahnverwaltung 
aufzustellenden  Betriebsrechnung  ergiebt;  und 

b)  aus  den  eventuell  von  Seite  der  k.  k.  Staatsverwaltung  auf  Grund 
der  übernommenen  Reinertragsgarantie  zu  leistenden  Zuschüssen. 
Dieses  Jahreseinkommen   ist    nach  Massgabe  seiner  Zulänglich- 
keit successive  in  nachstehender  Reihenfolge  zu  verwenden: 

1.  zur  Verzinsung  und  planmässigen  Tilgung  der  ausgegebenen 
Prioritätsobligationen ; 

2.  zur  planmässigen  Tilgung  der  Prioritätsactien ; 

3.  zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4  Percent 
an  die  noch  nicht  amortisirten  Prioritätsactien  (eine  Nachzahlung  auf 
die  Dividende  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  findet  nicht  statt); 

4.  zur  planmässigen  Tilgung  der  Stammactien; 

5.  zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4  Percent 
an  die  noch  nicht  amortisirten  Stammactien; 

6.  zur  Berichtigung  der  fälligen,  laufenden  oder  rückständigen 
Zinsen  für  die  eventuell  von  Seite  der  Staatsverwaltung  auf  Grund  der 
übernommenen  Reinertragsgarantie  geleisteten  Zuschüsse;  und 

7.  zur  Rückzahlung  der  unter  6  angeführten  Zuschüsse. 

Die  sub  2  und  4  angeführten  Verwendungsarten  beginnen  erst 
nach   erfolgtergänzlicher  Rückzahlung  der  Prioritätsobligationen  (§  10). 

Der  nach  Bestreitung  sämmtlicher  vorstehend  unter  1  bis  ein- 
schliesslich 7  aufgezählten  Posten  etwa  noch  verbleibende  Ueberschuss 
des  Jahreseinkommens  i3t,  sofern  nicht  die  Generalversammlung  eine 
anderweitige  Verwendung  beschliessen  sollte,  als  Superdividende  auf 
sämmtliche  noch  nicht  amortisirte  Prioritäts-  und  Stammactien  gleich- 
mässig  zu  verth eilen. 

§  39. 

Die  Auszahlung  der  Dividenden  findet  nachhinein  am  1.  Juli  des 
dem  beweglichen  Geschäftsjahre  folgenden  Jahres  statt. 
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Dividenden,  welche  nicht  innerhalb  drei  Jahren,  vom  Fälligkeits- 
termine an  gerechnet,  erhoben  werden,  verfallen  zu  Gunsten  des  Reserve- 
fondes  der  Gesellschaft  (§  40). 

§  40. 

ZurDotirung  des  für  Erweiterungsbauten  und  sonstige  Investitionen 
dienenden  Reservefondes  sind  die  eventuell  zu  erzielenden  Ersparnisse 
an  dem  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  genehmigten  Anlagecapitale, 
welche  sich  nach  Abschluss  der  Baurechnung  ergeben  werden,  ge- 
widmet; diesem  Fonde  wird  weiters  ein  etwaiger  Mehrerlös  aus  der 
Begebung  der  Prioritätsobligationen  im  Falle  der  Erzielung  eines 
höheren  als  des  in  Aussicht  genommenen  Begebungscourses  zuzurechnen 
sein.  Obige  Dotirung  hat  nach  Massgabe  der  von  der  Regierung  im 
geeigneten  Zeitpunkte  zu  treffenden  Entscheidung  entweder  in  Barem 
oder  durch  Zurtickbehaltung  eines  entsprechenden  Nominalbetrages  der 
Prioritätsobligationen  zu  erfolgen  (§  7).  Diesem  Reseivefonde  haben 
ferner  auch  die  auf  die  zurückbehaltenen  Obligationen  nach  Massgabe 
der  Verlosung  etwa  entfallenden  Rückzahlungsbeträge  (§  7,  letzter 
Absatz),  sowie  die  verfallenden  Dividenden  (§  39)  zuzufliessen. 

Obiger  Reservefond,  welcher  im  Falle  der  Ausübung  des  con- 
cessionsmässigen  Einlöaungs-  und  Heimfallrechtes  durch  den  Staat 
unter  den  concessionstn  äsaigen  Bedingungen  an  den  Staat  überzugehen 
hat,  ist  nach  Massgabe  der  Genehmigung,  beziehungsweise  Anordnung 
der  k.  k.  Staatsverwaltung,  abgesondert  von  dem  sonstigen  Vermögen 
der  Gesellschaft,  fruchtbringend  anzulegen  und  bestimmungsgemäüs  zu 
verwenden. 

V.  Abschnitt. 

Sehl  U88bestimm  UDge  n. 
§  «. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Recht  der  Aufsicht 
in  Gemässheit  der  bestehenden  Gesetze  und  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmungen der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  18.  April  1892, 
R.  G.  Bl.  Nr.  75,  aus. 

Insbesondere  hat  hienach  der  landesfürstliche  Commissär  das 
Recht,  den  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes,  sowie  der  General- 
versammlung, so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und 
allfällige  Beschlüsse  und  Verfügungen,  welche  derselbe  als  den  Ge- 
setzen, der  Concession  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufend, 
beziehungsweise  den  öffentlichen  Interessen  nachtheilig  erachtet,  zu 
sistiren. 

Der  landesfürstliche  Commissär  ist  ferner  berechtigt,  auch  solche 
Beschlüsse  und   Verfügungen   des  Verwaltungsrathes  und  der  General- 
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Versammlung  zu  si stiren,  welche  ihm  gegen  die  aus  der  übernommenen 
Reinertragsgarantie  entspringenden  finanziellen  Interessen  des  Staates 
zu  Verstössen  scheinen,  jedoch  bat  derselbe  in  diesem  Falle  sogleich 
die  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  für 
die  Gesellschaft  bindend  ist. 

§  42. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  entscheidet  das 
competente  Gericht. 

§  43. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  hat  die  Generalversamm- 
lung die  Modalitäten  der  Liquidation  festzusetzen. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  in  demselben  Umfange,  welche  nach  diesen 
Statuten  dem  Verwaltungsrathe  zustehen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  bleiben  während 
der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  zur  Beendigung  derselben  mit  der 
Modifikation  in  Wirksamkeit,  dass  die  Generalversammlung  durch  die 
Liquidation  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  der  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  des 
Verwaltungsrathes. 

§  44. 

Von  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  die  etwa  noch  nicht  amortisirten  Prioritäts- 
obligationen, sowie  eventuell  sonstige  Schulden  (mit  Ausnahme  der 
aus  dem  Staatsgarantieverhältnisse  entstammenden  Verbindlichkeiten) 
zur  Rückzahlung  zu  bringen. 

Der  verbleibende  Rest  ist  auf  sämmtliche  etwa  noch  nicht  ainor- 
tißirte  Prioritätsactien  zu  vertheilen,  insofern  hienach  auf  jede  der- 
selben nicht  mehr  als  der  Nennwerth  entfällt. 

Der  nach  Auszahlung  des  vollen  Nennwerthes  der  Prioritätsactien 
verbleibende  Ueberschuss  ist  auf  sämmtliche  noch  nicht  amortisirte 
Stammactien  zu  vertheilen,  insofern  hienach  auf  jede  derselben  nicht 
mehr  als  der  Nennwerth  entfällt. 

Aus  dem  nach  Rückzahlung  des  vollen  Nennwerthes  sämmtlicher 
Prioritäts-  und  Stammactien  noch  erübrigenden  Vermögen  der  Gesell- 
schaft sind  die  Forderungen  des  Staates  an  Garantievorschüssen  sammt 
Zinsen  zu  berichtigen. 

Sollte  nach  Bestreitung  der  sämmtlichen  vorstehend  angeführten 
Zahlungen  noch  ein  restliches  Vermögen  sich  ergeben,  so  hat  über  die 
Verwendung  desselben  die  Generalversammlung  zu  entscheiden. 
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§  45. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

■ 

Z.  1366. 

Vorstehende  Statuten  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  3.  Februar  1893. 

TaafTe  m.  p. 
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V.  Localbahü  Castolowitz-ßeichenau-Kwasnei. 


1.  Concessionsurkunde  vom  4.  September  1892,  R.  G.  Bl. 

Nr.  181, 

für  die  Localbahn  yon  Castolowitz  Uber  Reichenau  Dach  Sollnitz  (Kwasnei). 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Stadtgemeinde  Reichenau  an  der  Knezna  die  Bitte 
um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn 
von  Castolowitz  über  Reichenau  nach  Sollnitz  gestellt  hat,  so  finden 
Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unter- 
nehmens der  genannten  Concessionärin  diese  Concession  auf  Grund  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl,  Nr.  238, 
so  wie  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  und  vom 
28.  December  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229,  wie  folgt,  zu  ertheilen. 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Stadtgemeinde  Reichenau  an  der  Kneina  das 
Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  aus- 
zuführenden Locomqtiveisenbahn  von  einem  Punkte  der  Oesterreichischen 
Nordwestbahn  bei  Castolowitz  über  Reichenau  und  Sollnitz  bis  Kwasnei. 

Die  Localbahn  Castolowitz-Reiohenau-Kwasnei  gelangte  am  26.  Ootober  1893 
zur  Eröffnung;  der  Betrieb  derselben  wird  auf  Grund  des  Betriebsvertrages  vom 
13.  Juni  1&93  von  der  k.  k.  priv.  Oesterreichischen  Nordwestbahn  geführt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von 
der  Unternehmung  abzuschliessenden  Verträge,  zu  überreichenden 
Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden,  ferner  für  alle 


1242 


Localbahn  Oastolowitz-Reichenau-Kw&snei. 


im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  in  bewirkenden  bücher- 
lichen Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen  und 
amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten  Zwecken, 
und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke  der 
Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung  und 
des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke  der 
Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruiruug  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  An- 
wendung. 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage 
und  concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  und  Prio- 
ritätsobligationen mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  für  die 
Einverleibung  des  Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstellung  der 
Prioritätsobligationen  bestimmten  eisenbahnbücherlichen  Einheiten 
oder  auf  andere  unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der 
Grundeinlösung  nach  Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  a,  Z.  2) 
auflaufenden  Uebertragungsgebtihr,  mit  Ausnahme  der  nach  den 
bestehenden  Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen 
Körperschaften  zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden 
Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  vou  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  25  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an 
gerechnet. 

§  3. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  ge- 
nannten Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  binnen  längstens  einem  und 
einem  halben  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden, 
und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch 
während  der  ganzen  Concessionsdauer  in  ununterbrochenem  Betriebe  zu 
erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die 
Concessionärin  durch  Erlag  einer  Caution  vou  5000  fl.  in  zur  Anlegung 
von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 
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§  4. 

Der  Concessionärin  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Concessionäiin  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errich- 
tung von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 

|  §5. 

Die  Concessionärin  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und 
Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vor- 
geschriebenen Sicherheitsvorkehrungen  und  Verkehrsvorschriften  insoweit 
Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Verkehrs-  und  BetriebsverhältnUse,  insbesondere  die  ermässigte  Fahr- 
geschwindigkeit, nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zulässig 
erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium  zu 
erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  fiuden. 

§ «. 

Die  Ziffer  des  effectiven  Anlagecapitales,  in  welches  die  vom 
Lande  Böhmen  eventuell  zu  gewährende  unverzinsliche  und  nicht  rück- 
zahlbare Beitragsleistung  nicht  eingerechnet  werden  darf,  unterliegt  der 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projectsverfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliesslich 
der  Anschaffung  des  Fahrparkes  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nach- 
gewiesenen Kosten,  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich 
bezahlten  Intercalarzinsen  keine  wie  immer  gearteten  Auslagen  in  An- 
rechnung gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebeeinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat,  und 
die  Kosten  getörig  nachgewiesen  werden. 
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Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden.  Für  die  Anwendung  des  Militärtarifes  auf  die  Beförde- 
rung von  Personen  und  Sachen  haben  die  in  dieser  Beziehung,  sowie 
rücksichtlich  der  Begünstigungen  reisender  Militärs  bei  den  öster- 
reichischen Staatsbabnen  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen 
zu  gelten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
und  den  Landsturm  beider  Reicbshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols, 
und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch 
bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen 
und  Controlsversammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die 
Civilgerichte  Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch 
organisirte  Finanz-  und  Sich erheits wache. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  dem  mit  1.  Juni 
1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsübereinkommen  bezüglich  des 
Transportes  der  in  liegendem  Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars 
zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Die  jeweilig  geltende  Vorschrift  fdr  den  Militärtransport  auf  Eisen» 
bahnen,  dann  die  jeweilig  geltenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahn- 
wesen im  Kriege  erlangen  für  die  Conceesionäriu  bindende  Kraft  mit 
dem  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  der  concessionirten  Bahn. 

Die  erst  nach  diesem  Zeitpunkte  zu  erlassenden  und  nicht  durch 
das  Reichsgesetzblatt  kundzumachenden  Vorschriften  der  erwähnten  Art 
treten  für  die  Concessionärin  in  Wirksamkeit,  sobald  ihr  dieselben 
amtlich  zur  Kenntniss  gebracht  sein  werden. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  der  Concessionärin  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienst* 
posten  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60, 
auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der 
Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

§  8- 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  den  Betrieb  der  concessionirten 
Bahn  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfalle  jederzeit   ohne  Anspruch  auf 
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Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum  Zwecke 
von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen  seitens 
der  Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte 

§  9. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  6,  des  Eisenbahn  - 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  ConcesBion  kann  von  der  Staatsverwaltung  .auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden, 
sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11, 
lit.  6,  des  EisenbahnconcessionBgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  10. 

Die  Concessionärin  ist  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen 
Bewilligung  von  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den 
Betrieb  der  concessionirten  Eisenbahn  an  dritte  Personen  zu  über- 
lassen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  den  Betrieb 
der  concessionirten  Bahn  insbesondere  in  dem  Falle,  als  dieselbe  eine 
directe  Anschlussverbindung  mit  einer  der  jeweilig  vom  Staate 
betriebenen  Bahnen  erlangen  sollte,  zu  übernehmen  und  während  der 
sodann  noch  übrigen  Concessionsdauer  für  Rechnung  der  Concessionärin 
zu  führen. 

In  diesem  Falle  sind  der  Staatsverwaltung  die  aus  Anlass  dieser 
Betriebsführung  effectiv  erwachsenden,  eventuell  pauschalmässig  fest- 
zusetzenden Kosten  durch  die  Concessionärin  zu  vergüten. 

Im  Uebrigen  sind  die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  durch 
einen  mit  der  Concessionärin  abzuschliessenden  Betriebsvertrag  zu 
regeln. 

§  11. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über 
deren  Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  der  Bahn  für  den  Verkehr 
zwischen  schon  bestehenden  oder  künftig  erst  herzustellenden,  im  Staats- 
betriebe befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  dass  die  Staats* 
verwaltuog  berechtigt  ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  ganze 
Züge  oder  einzelne  Wagen  Über  die  mitbenützte  Bahn  oder  einzelne 
Tbeilstrecken  derselben  gegen  Entrichtung  einer  angemessenen  Ent- 
schädigung zu  befördern  oder  befördern  zu  lassen.  Diese  Mitbenützung 
hat  jedoch  nur  insoweit  stattzufinden,  als  hiedurch  der  eigene  regel- 
mässige Betrieb  der  mitbenützten  Bahn  nicht  gestört  wird. 
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Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  cor  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1886  für 
die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  im  Reichsgesetzblatte,  Jahrgang  1886, 
Seite  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  ooncessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jabre  beziffert, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 

Das  im  Sinne  der  vorstehenden  Bestimmungen  ermittelte  Durch- 
schnittserträgniss  ist  sobin  der  Concessionärin  vom  Staate  als  Ent- 
schädigung für  die  Einlösung  der  Bahn  während  der  noch  übrigen 
Goncessionsdauer  in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  am  31.  December 
jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  auszuzahlen. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs« 
jahres  erfolgen  oder  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  jener  Annuität  gleichkommt,  welche  zur  4Y2Per~ 
centigen  Verzinsung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Anlage - 
capitales  (§  6)  und  zur  Tilgung  des  letzteren  innerhalb  der  ganzen 
Concessionsdauer  nothwendig  ist,  so  hat  die  vom  Staate  für  die  Ein- 
lösung der  Bahn  zu  leistende  Entschädigung  darin  zu  bestehen,  dass 
der  Staat  die  Verzinsung  und  Tilgung  des  von  der  Concessionärin 
behufs  Beschaffung  des  Anlagecapitales  bei  der  Böhmischen  Landesbank 
aufzunehmenden  Darlehens  an  Stelle  der  Concessionärin  zur  Selbst- 
zahlung Übernimmt. 

3.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  falls  die  Einlösung 
auf  Grund  des  Durchschnittserträgnisses  im  Sinne  des  Absatzes  1 
erfolgt,  wann  immer  anstatt  der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen 
eine  Capitalezahlung  zu  leisten,  welche  dem  Betrage  des  zu  4Vj  Percent 
per  Jahr,  Zins  auf  Zins  gerechnet,  discontirten  Capitalswerthes  der  nach 
den  Bestimmungen  im  Absätze  1  halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen 
gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat  er 
«lie  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course 
zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staateschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 


Digitized  by  Google 


Localbahn  Oastolomtz-Reichenau-Kwamei. 


1247 


4.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuas 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dasu  gehörigen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahr  park  es 
und  der  Material vorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  soweit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemäß  verwendet  worden  sind. 

§  13. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
und  in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fabrparkes, 
der  Materialvorräthe  und  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde  in  dem  im  §12,  Z.  4,  bezeichneten  Um- 
fange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession  als  auch  bei  der 
Einlösung  der  Bahn  (§  12)  behält  die  Concessionärin  das  Eigenthum 
des  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reserve- 
fondes  und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus 
dem  eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  beson- 
deren Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  die 
Concessionärin  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Bei- 
satze ermächtigt  wurde,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisen- 
bahn bilden. 

§  14. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Die    Staatsverwaltung    ist   auch    berechtigt,    durch    ein  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Einsicht  in   die  Gebarung  zu   nehmen  und  ins 
besondere  die  projects-  und  vertragsmäsaige  Bauausführung  durch  auf 
Kosten  der  Concessionärin  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr 
geeignet  erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  eventuell  zur  Ueberwachung  des 
Bahnunternehmens  zu  bestellende  Commissär  hat  auch  das  Recht,  den 
Sitzungen  der  als  Gesellschafts vorstand  fungirenden  Vertretung,  so  oft 
er  eB  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen 
oder  der  Concession  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den  öffentlichen 
Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistireu;  iu 
einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär  sogleich  die  Entscheidung 
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des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub  erfolgen  und 
für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
hat  die  Concessionärin  bis  auf  Weiteres  eine  besondere  Vergütung  an 
den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  No- 
vember 1861,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbindlich- 
keiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und 
gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes,  und  in 
Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  wird  die  Concessionärin  enthoben. 

§  15. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen 
sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  treffen 
und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die 
Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  der  Concessionärin  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

ZuUrkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
vierten  Tage  des  Monates  September,  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend- 
achthundertneunzigundzwei,  Unserer  Reiche  im  Vierund vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Steinbach  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahn  £astolowitz*Reichenau-Kwasnei  (V.  Bl.  Jfr.  124  ex  1892). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projeotirte  Bahn  von  Castolowitz  nach  Kwasnei  ist  mit  einer  Spurweite 
von  1*435  Meter  als  Localbahn  vorläufig  für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von 
25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  naoh  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 
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Die  'technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn 
sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner 
sind  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  Staat* 
Hohen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Concessionärin  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglieh zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehen- 
den allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

Uie  Ernennung  des  von  der  Concessionärin  zu  bestellenden  Bauaufsichts- 
organes  unterliegt  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 


Die  zu  erbauende,  circa  14*7  Kilometer  lange  Bahn  zweigt  aus  dem  currenten 
Geleise  der  Strecke  Chlumetz-Reichsgrenze  (Mittel  walde*  der  k.  k.  priv.  öster- 
reichischen Nordwestbahn  zwischen  der  Haltestelle  Castolowitz  und  der  Station 
Adler- Kosteletz  ab,  führt  anfangs  in  nordwestlicher  Richtung  an  der  linksseitigen 
Lehne  des  Albaflusses,  dann  durch  das  Seitenthal  des  Kneznabaches  aufwärts  und 
gelangt  nach  Reichenau  a.  d.  Knezna. 

Nach  Verlassen  der  im  Süden  der  Stadt  Reichenau  a.  d.  Kneina  anzu- 
legenden gleichnamigen  Station  umfährt  die  Traoe  die  Stadt  Reichenau  im  Westen, 
zieht  anfangs  westlich,  sodann  östlich  der  Sollnitz-Reichenauer  Bezirksstrasse  und 
endet  im  Gebiete  von  Kwasnei,  woselbst  nordöstlich  der  Stadt  Sollnitz  an  der 
Strasse  nach  Kwasnei  die  Endstation  Kwasnei  angelegt  wird. 

Änderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntrace  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorbezeichnete  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 


Die  Concessionärin  verpflichtet  sich,  wegen  Benützung  der  Auschlussstation, 
sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre  eine 
Vereinbarung  mit  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Nordwestbahn  anzustreben  und 
das  bezügliche  Uebereinkommen  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung 
vorzulegen. 

Hie^ei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen.  Bezüglich  der 
Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemeinschaftlichen  Bahnhof- 
dienstes unterwirft  sich  die  Concessionärin  dem  Ausspruche  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums, falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Ansclilussbahn  nicht  erzielt 
werden  sollte. 

Ebenso  unterwirft  sieh  die  Concessionärin  der  Entscheidung  des  k.  k.  Handels- 
iniuist°riums.  wenn  mit  d°n  Verwaltungen  der  inländischen  Nachbarbahnen  ein 
Einverständniss  über  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbeniitzung  nicht  erzielt 
werden  sollte. 


Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Bergwerks-  und  Industrie- 
Unternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der 
erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Falls  über  die  Bedingungen  der  Einmündung  solcher  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  ein  Einverständniss  zwischen  der  Eisen bahnunternehmung  und 
den  Interessenten  nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handels- 
ministerium die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorbehalten. 

Öle  Un<l.taiirkiit«<1.->.  <l.«r  !>«t.-rr.  F l»«nlmhn«'n    Ii.  70 


2.  Trace. 


3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 


4.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 


Digitized  by  Google 


1250 


Localbahn  Öaatolowitz-Reichenau-Kwasnei. 


5.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dementsprechend  auch  die 
Grundeinlösung  in  dem  hiefür  erforderlichen  Ausraasse  durchzufahren. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungsverhältnisse  der  Bahn  ist  der  Uebergang  von 
der  Geraden  in  den  Bogen  und  umgekehrt  mittelst  parabolischer  Uebergangs- 
curven  herzustellen,  wobei  die  Einschaltung  von  Uebergaugscurven  mit  bei- 
behaltenem Centrum  empfohlen  wird.  Bei  Contrabögen  muss  die  zwischen  den  Enden 
der  Uebergangscurve  in  der  definitiven  Traoe  noch  verbleibende  Zwisohengerade, 
für  die  Constante  6000  und  3000  mindestens  eine  Länge  von  14,  beziehungsweise 
10  Meter  erhalten. 

Ueber  die  für  die  einzelnen  Strecken  zu  wählenden  Constanten  der  Ueber- 
gangscurven  entscheidet  die  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen. 

Hinsiohtlioh  der  rechnungsmässigen  Durchführung  dieser  Anordnung  wird 
auf  den  im  Verordnungsblatte  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und 
Schiffahrt  Nr.  102  ex  1890  enthaltenen  diesbezüglichen  Aufsatz  verwiesen. 

Bei  Bestimmung  der  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  ist  auf  den  möglichsten 
Ausgleich  der  Zugwiderstände  in  der  Weise  hinzuwirken,  dass  die  gestattete 
durchschnittliche  Maximalneigung  in  den  Bögen  nach  Massgabe  ihrer  Sohärfe 
ermässigt  wird,  während  in  geraden  Strecken  die  Neigung  entsprechend  erhöht 
werden  kann. 

Ferner  sind  in  den  Neigungsbrüchen  stets  Gefallsabrundungen  mit  ent- 
sprechend grossem  Halbmesser  durchzuführen. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste,  aus  der 
Beobachtung  der  vorbezeichneten  Vorschriften  sich  ergebende  durchschnittliche 
Steigung  18  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2*5  pro  mille  nicht 
übersteigen  darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  besonderen  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  freien  Strecke  dürfen  nicht  unter 
180  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  im  Allgemeinen  von  Mitte 
zu  Mitte  mindestens  4  5  Meter  betragen,  bei  Anlage  von  Perrons  zwischen  den 
Geleisen  ist  diese  Geleiseenifernung  um  mindestens  0*5  Meter  zu  vergrössern. 

Der  Abstand  von  der  Mitte  eines  Magazinsgeleises  zu  jener  des  nächst- 
folgenden durchlaufenden  Fahrgeleises  ist  jedoch  mit  wenigstens  4  76  Meter  zu 
bemessen. 

Der  Unterbau  hat  sowohl  bei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronen- 
breite  von  4*0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei  letzteren  solche  Steinbankette 
zur  Ausführung  gelangen,  welche  gleichzeitig  als  Grabenmauern  dienen,  in  welch  ein 
Falle  die  Breite  der  Unterbaukrone  durch  die  in  Punkt  6  vorgeschriebene  obere 
Breite  des  Bahnplanums  bestimmt  wird. 

Alle  Aufdämmungen  sind  mit  Rücksicht  auf  eintretende  Setzungen  derselben 
mit  einer,  der  Dammhöhe  und  Materialbeschaffenheit  angemessenen  Ueberhöhung 
und  Erweiterung  der  Dammkrone  über  die  definitive  Höhe,  beziehungsweise 
Breite  auszuführen. 

Ferner  erhalten  auch  alle  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von  300  oder 
weniger  als  800  Meter  Radius  eine  entsprechende  Erbreiterun g  der  Bahnkrone. 

In  Erdeinsohnitten  muss  die  Sohle  des  Seitengrabens,  falls  nicht  Futter-, 
beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder  beiderseitige  Grabenmauern  zur  Aus- 
führung gelangen,  eine  Breite  von  mindestens  0  25  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Futter-,  beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder 
beiderseitigen  Grabenmauern  muss  die  Sohlenbreite  des  Seitengrabens  mindestens 
0  3  Meter,  in  FLiseinschnitten  stets  mindestens  0*4  Meter  betragen. 
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In  Felseinschnitten  von  mehr  als  5  Meter  Tiefe  ist  die  normale  Sohlen- 
breite des  Seitengrabens  der  jeweiligen  Einschnittstiefe  angemessen  zn  ver- 
grössern. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  dass  der  Ab- 
stand von  der  Schienenunterkante  bis  zur  Grabensohle  in  allen  Fällen  mindestens 
0*5  Meter  beträgt. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  and  Aufdämroungen  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahnkörper  seitlich  der  Inundirung  der  Flüsse 
ausgesetzt  ist,  muss  die  Unterbaukrone  mindestens  0*6  Meter  über  den  localen 
höchsten  Wasserstand  gelegt  werden. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Unterbauobjecten  bis  zu 
2*0  Meter  Einzellichtweite  (in  der  Bahnriohtung  gemessen)  dürfen  Tragoonstructionen 
von  Holz  angewendet  werden;  bei  allen  offenen  Unterbauobjecten  mit  grösseren 
Lichtweiten  sind  Eisenconstrnctionen  zu  verwenden.  Bei  mehrfelderigen  Brücken 
sind  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver  Weise  auszuführen. 

Bei  Durchfahrten  (für  Fahrwege)  darf  die  lichte  Höhe  nicht  unter  3  2  Meter, 
bei  Aerarial-,  Landes-  und  Bezirksstrassen,  sowie  bei  allen  Strassen  im  Bereiche 
befestigter  Plätze  nicht  unter  3  5  Meter  betragen  und  soll,  insoweit  nur  Verkehrs- 
zwecke in  Frage  kommen,  auch  nie  mit  mehr  als  4*5  Meter  projectirt  werden. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken,  Bahn- 
überbrückungen  und  Zufahrtostrassenbrücken  ist  die  hinsichtlieh  solcher  Objects- 
hersteüungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  Sep- 
tember 1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten  und  wird,  falls  es  das  Gewicht 
nnd  die  Constructdonsart  der  zu  verwendenden  Fahrbetriebsmittel  zulässt,  gestattet, 
den  Berechnungen  für  die  Eisenconstructionen  der  Bahn  die  im  §  3,  lit.  A, 
Absatz  1  der  genannten  Verordnung  angeführte  20percentige  Ermässigung  der  in 
lit.  a  und  b  desselben  Paragraphes  normirten  helastungen  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  offener  Unterban- 
objecte  sind  bei  Flüssen  und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über 
den  bekannten  höchsten  Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  Systeme  des  schwebenden  Stosses  naoh  den  für  die 
Eisenbahn  Lemberg-Belzec  mit  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  10.  April 
1887,  Z.  10275,  genehmigten  Normalien  auszuführen. 

Hiebei  darf  die  Entfernung  der  Schwellen  von  Mitte  zu  Mitte  nicht  über 
775  Centimeter,  die  Inanspruchnahme  der  Schienen  höchstens  1000  Kilogramm  per 
Quadrateentimeter  betragen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht  per 
laufendes  Meter  mindestens  26  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  besitzen: 

Länge  2*3  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter 
und  Höhe  14  Centimeter. 

In  Bögen  von  weniger  als  260  Meter  Radius  ist  die  Verwendung  von 
Sohwellen  aus  weichem  Holze  nur  dann  statthaft,  wenn  sämmtliohe  Schienen- 
befestigungsstellen mit  Unterlagsplatten  versehen  werden. 

In  Bögen  von  800  oder  weniger  als  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  die  Sohwellen  durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und 
Hackennägel  entsprechend  den  vorstehend  angeführten  Oberbaunormalien  zu  ver- 
stärken. 

Der  Schotterkörper  hat  in  der  Höhe  der  Schienenunterkante  bei  Dämmen 
und  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  3  0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei 
letzteren  Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen,  in  welchem  Falle  die  Entfernung 
der  äusseren  Oberkante  derselben  von  der  Geleiseachse  mindestens  19  Metei 
betragen  muss. 
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Die  Tiefe  des  Schotterbettes  von  der  Schienenunterkante  abwärts  hat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0  25  Meter  zu  betragen. 

In  Bögen  ist  die  normale  Tiefe  des  Schotterkörpers  unter  dem  Fusse  der 
inneren  Schiene  des  Bogens  herzustellen. 


Die  Aufnahmsgebäude,  sowie  alle  für  die  Unterbringung  des  Bahnpersonales 
bestimmten  Hochbauten  der  Stationen  sind  in  definitiver  Weise  und  in  dem  von 
der  betriebführenden  Bahnverwaltung  bezeichneten  Ausmasse,  insoweit  dasselbe 
vom  k.  k.  Handelsministerium  genehmigt  wird,  zu  erbauen. 

Kleinere  Warteräume,  welche  entweder  freistehend  oder  im  Anschlüsse 
an  sonstige  Bahngebäude  errichtet  werden,  ferner  die  Hochbauanlagen  für  den 
Zugförderuugs-  und  Güterdienst  können  aus  Riegelmauerwerk,  die  letztgenannten 
eventuell  auch  ganz  aus  Holz  hergestellt,  müssen  aber  jedenfalls  auf  einer  durch- 
gehenden Untermauerung  errichtet  werden. 

Sämratliche  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden 
Landesbauordnung,  beziehungsweise  mit  den  Tocalen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  und  Signalhütten  in  der  freien  Bahn  kann 
im  Allgemeinen  unterbleiben  und  ist  ausser  den  für  die  ambulanten  Strecken- 
wächter in  den  Stationen  erforderlichen  Wohnräumen  nur  auf  jene  Stellen  zu 
beschränken,  wo  dies  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  besonder*  angeordnet 
werden  sollte. 

Die  Wärterhäuser  sind  entweder  aus  Ziegel  oder  Stein  zu  erbauen. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen,  jedoch  müssen  mit  Schranken  nicht 
versehene  Wegübersetzungen  im  Bahnniveau,  welche  entweder  stärker  frequentirt 
sind,  oder  bei  welchen  nur  eine  beschränkte  Fernsicht  möglich  ist,  je  nach  den 
örtlichen  Verhältnissen  einerseits  oder  beiderseits  der  Rampe  auf  eine  Entfernung 
von  circa  200  Meter  von  derselben  Warnungssäulen  für  den  Locomotivführer 
erhalten. 


Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  hat  höchstens  ~  a  Kilometer 
zu  betragen. 

Die  Gesammtlänge  der  Nebengeleise  in  den  Stationen  und  Haltestellen  soll 
mit  Ausschluss  der  Abzweigung  aus  dem  currenten  Geleise  bei  Castolowitz  und 
den  in  der  Ausgangsstation  Adlerkosteletz  herzustellenden  Geleisen,  welche  auf 
Kosten  der  Concessionärin  von  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Nordwestbahn  her- 
gestellt werden,  mindestens  8  Percent  der  Bahnlänge  betragen. 

Die  Stationen,  mit  Ausnahme  der  Aufangsstation,  sind  mit  Central-Weichen- 
stellanlagen  zu  versehen. 

In  den  zur  Wasserentnahme  bestimmten  Stationen  sind  solche  Vor- 
kehrungen, bei  welchen  zur  Wasserhebung  der  Locomotivdarapt'  in  Anspruch 
genommen  wird,  nur  über  besondere  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
gestattet. 

Sätnmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  haben 
Passagieraborte  zu  erhalten. 

In  Haltestellen  ist  mindestens  ein  entsprechend  grosser,  gedeckter  Warteraum 
herzustellen. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  ersichtlioh  zu  machen. 
Bei  Aufnahms^ebäuden  ist  dieser  Name  sowohl  an  der  Hauptfront,  eventuell  bei 
Anlage  von  Veranden  an  deren  Längsseite,  als  auch  an  beiden  Stirnseiten  derselben 
anzubringen. 

Die  Verfassung  des  Projectes  für  die  Stationen  hat  hinsichtlich  der  Oberbau- 
und  Hochbauanlagen,  und  zwar  sowohl  in  Betreff  des  Ausmasses,  als  auch  ihrer 
räumlichen  Anordnung  im  Einvernehmen  mit  der  betriebführenden  Bahnverwaltung 

zu  erfolgen. 
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9.  Betriebseinriohtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphen-Sprechleitung,  in  welche  sämmtliche 
Stationen  und  permanent  besetzte  Haltestellen  eingeschaltet  sind,  zu  versehen. 

Die  Anwendung  von  Glockcnsignalen  kann  unterbleiben,  insoweit  nicht 
besondere  Fälle  dies  nothwendig  machen  würden. 

Für  den  Betrieb  sind  die  durch  die  Signalorduung  vorgeschriebenen  optischen 
uud  akustischen  Signale  zu  verwenden. 

An  der  Abzweigungsstelle  der  Localbalm  aus  der  freien  Strecke  der  dem 
öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahn  sind  Ablenkgeleiso  von  entsprechender 
Länge  herzustellen  und  die  einzulegenden  verriegelbaren  Wechsel  mit  den 
zugehörigen  Semaphoreu  derart  zu  verbinden,  dass  die  volle  Sicherheit  des  Ver- 
kehres verbürgt  erscheint.  Ferner  ist  durch  eine  Blockeinrichtung  die  Freigabe 
der  Fahrten  Uber  die  Abzweigstelle  in  die  Hand  der  Station  Adlerkosteletz  zu 
legen,  welch  letztere  mit  dem  an  der  Abzweigung  bereits  bestehenden  Wächter- 
hause d.  r  k.  k.  priv.  österreichischen  Nordwestbahn  in  telephonische  Verbindung 
zu  bringen  sein  wird. 

10.  Fahrbetriebsmittcl. 

Die  Beistellung  der  erforderlichen  Fahrbetriebsmittel  erfolgt  durch  die 
betriebführende  Bahnverwaltung  auf  Grund  der  im  Betriebsvertrage  festzustellenden 
Bedingungen  im  Einvernehmen  und  auf  Kosten  der  Concessionärin  der  Localbahn. 

Die  Pläne  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Verfassung  den  Bestimmungen 
der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887  Z.  2840 
(Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt  Nr.  15  ex  1887)  Rechnung 
zu  tragen. 

Die  Vorlage  dieser  Plane  hat  vor  Verfassung  der  Projectspläne  für  die 
Unterbauobjeete  der  Bahn  zu  erfolgen.  Nach  Genehmigung  dieser  Pläne  wird 
entschieden  werden,  inwieweit  von  der  im  §  X,  lit.  h  der  Verordnung  des 
k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  September  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  sowie 
im  Punkt  5  der  gegenwärtigen  Bedingnisse  erwähnten  Ermässigung  der  Verkehrs- 
lasten Gebrauch  gemacht  werden  darf'. 

11.  Berücksichtigung  inlandischer  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  die  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtbeile,  sowie 
sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  und  Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  im 
Inlande,  beziehungsweise  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
den  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

12.  Behandlung  von    archäologischen   und    k unsthistorischen  Fund- 
gegenständen. 

Archäologische  und  kunsthistorische  Funde,  welche  bei  den  Bauarbeiten 
vorkommen  sollten,  sind  sofort  der  k.  k.  Centralcommission  für  Erforschung  und 
Erhaltung  der  kunst-  und  historischen  Denkmale  in  Wien  anzuzeigen. 

Die  Concessionärin  hat  diesfalls  den  Bestimmungen  des  Erlasses  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vom  6.  Mai  1889  Z.  18032  (Verordnungsblatt  des  k.  k. 
Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt  Nr.  60  ex  1889)  zu  entsprechen 
und  den  Anforderungen  der  genannten  k.  k.  Centralcommission  gewissenhaft  Folge 
zu  leisten. 
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13.  Sohlussbestimmung. 

Die  Concessionärin  verpflichtet  sich,  falls  die  Bahn  in  der  Folge  entweder 
bezüglich  einzelner  Theilstrecken  oder  in  ihrer  ganzen  Länge,  durch  eine  Fort- 
setzung derselben  oder  durch  Anscbluss  fremder  Bahnen,  in  den  Traeenzug  einer 
Durchzugslinie  einbezogen  werden  sollte,  alle  jene  Aenderungen  und  Ergänzungen 
an  der  Bahn,  sowohl  in  der  freien  Strecke  als  auch  in  den  Stationen,  ferner, 
wenn  erforderlich,  bei  den  Betriebseinrichtungen  und  dem  Fahrparke  auszuführen, 
welohe  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  aus  diesem  Anlasse  etwa  angeordnet 
werden  sollten. 

Die  diesbezüglichen  Kosten  sind  jedoch  im  ersten  Anlagecapitale  nicht  ent- 
halten und  werden  über  die  Bedeckung  seinerzeit  besondere  Abmachungen  mit 
der  Staatsverwaltung  zu  treffen  sein. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahn- 
unternehmens Bedacht  genommen  werden  soll. 

Der  die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  den  Transport  von  Eil-  und 
Frachtgütern,  sowie  von  lebenden  Thieren,  Fahrzeugen  und  Leichen  enthaltende 
Tariftheil  I  der  österreichisch-ungarischen  Eisenbahnen  wird  über  Verlangen  des 
k.  k.  Handelsministeriums  auch  auf  die  gegenwärtig  concessionirte  Localbahn 
Anwendung  zu  finden  haben.  Auch  wird  die  Concessionärin  sich  den  Anordnungen 
wegen  des  Beitrittes  zu  einem  eventuell  zu  erstellenden  Tariftheil  I  für  den 
Personenverkehr  zu  fügen  haben. 

Die  einznhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinanderfolgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträguiss  von  mindestens  6  Peroent  des  Anlagecapitale«  geliefert  hat,  kann  das 
k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  ferner  vorbehalten,  in  geeignetem  Zeit- 
punkte die  im  Interesse  de.r  österreichischen  Mühlenindustrie  etwa  gebotenen  Ver- 
fügungen hinsichtlich  der  tarifarischen  Behandlung  von  Getreide  und  Mehl  zu  treffen. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Thenerung  von  Lebens- 
mitteln für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reich srathe  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die  ein- 
schlägigen Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit  allen 
fahrplanmäßigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
die  Concessionärin  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werthsendungen 
hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 
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Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Loealitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  der  Concessionärin  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstände  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staattitelegraph en anst  alt. 

Die  Concessionärin  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb  und 
die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  entweder 
nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  herzustellen, 
einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen  eine  zu  ver- 
einbarende billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenz  verwenden 
zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  ateht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
der  Concessionärin  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  diese  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  diese 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  die  Concessionärin  durch  das 
Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. . 

Die  Concessionärin  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militärtransporte 
giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zo 
verwahren. 

Die  Concessionärin  ist  schliesslich  verpflichtet,  sich  bezüglich  der  concessio- 
nirten Bahn  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durchzu- 
führenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Looal- 
bahnen  zu  unterwerfen. 

5.  Unentgeltliche   Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  aus  Gefälls- 
rücksichten die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäoke  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise 
zur  Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der 
Rückfahrt,  sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  geltenden 
crmässigten  Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge  zu 
vereinbaren. 
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7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtan«*talten  veranlassten  Sendungen  nn<1 
deren  Begleitung  gemessen,  insoweit  hiefür  nicht  blondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtrausporte  geltenden  ermässigteu  Tarifsätze. 

8.  Gesetzliche  Regel  nng  der   Tarife  und    öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regel*  ng  der  Personen-  und  Frachtentarife  (Z.  1  bis  2),  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  (Z.  3  bis  7)  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten 

Einer  solchen  Regelung  hat  die  Concessioniirin  sich  zu  unterwerfen. 
Wien,  am  6.  October  1892 


Der  k.  k  M.".ndel.(,minister: 
Bacquehem  in.  p. 
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